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Warum Strukturen imMittelpunkt stehen

Derzeit ist es schwierig, in Österreich klimafreundlich
zu leben. In den meisten Lebensbereichen, von Arbeit über
Mobilität und Wohnen bis hin zu Ernährung und Freizeitge-
staltung, fördern bestehende Strukturen klimaschädigendes
Verhalten und erschweren klimafreundliches Leben (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 3–9g Der
vorliegende Bericht bestärkt somit für Österreich die Aussa-
gen des Klimarates der Vereinten Nationen (Intergovernmen-
tal Panel on Climate Change, IPCC), wonach zur Erreichung

der Ziele des Pariser Klimaabkommens grundlegende Trans-
formationen im Sinne umfassender Strukturveränderungen
notwendig sind (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

Dem Bericht liegt folgendes Verständnis von klima-
freundlichem Leben zugrunde: Klimafreundliches Leben
sichert dauerhaft ein Klima, das ein gutes Leben in-
nerhalb planetarer Grenzen ermöglicht. fKap. 1g Wenn
klimafreundliches Leben der Normalfall wird, führt dies
zu einer raschen Reduktion der direkten und indirekten
Treibhausgasemissionen und belastet das Klima langfris-
tig nicht. Klimafreundliches Leben strebt nach einer hohen
Lebensqualität bei Einhaltung planetarer Grenzen für alle
Menschen. Es geht um ein gutes und sicheres Leben nicht
nur für einige Menschen, sondern für alle, in Österreich
und global. In diesem Sinne sind die Deckung aller Be-
dürfnisse und Gerechtigkeit Teil klimafreundlichen Lebens,
und der Bezug zu anderen sozialen und ökologischen Zie-
len (z. B. UN-Nachhaltigkeitszielen) ist wesentlich. Dieser
Bericht bewertet auf Basis wissenschaftlicher Literatur un-
terschiedliche Ansätze zur Transformation von Strukturen,
damit klimafreundliches Leben in Österreich dauerhaft mög-
lich und rasch selbstverständlich wird.

Strukturen sind jene Rahmenbedingungen und Ver-
hältnisse, in denen das tägliche Leben stattfindet. Bei-
spiele für Rahmenbedingungen sind Raumplanung und Steu-
ersystem, Beispiele für Verhältnisse sind Produktions- und
Einkommensverhältnisse. fKap. 1, 2g Die bewertete Litera-
tur zeigt in ihrer Gesamtheit, dass Strukturen klimafreund-
liches Verhalten erleichtern, erschweren oder verhindern.
Strukturen beeinflussen, (1) wie klimaschädigend sich Ein-
zelne verhalten, (2) in welcher Weise Einzelne von Kli-
maschutzmaßnahmen betroffen sind und (3) inwiefern Ak-
teur_innen die Möglichkeit haben, diese Strukturen zu ge-
stalten. Es kann unter anderem zwischen immateriellen (z. B.
Rechtsnormen, Planungsvorschriften) und materiellen Struk-
turen (z. B. Leitungen für Wasser- und Energieinfrastruktur)
unterschieden werden. Diese Strukturen sind miteinander
verwoben: So umfasst das Mobilitätssystem immaterielle

1© Der/die Autor(en) 2023
C. Görg et al. (Hrsg.), APCC Special Report: Strukturen für ein klimafreundliches Leben, https://doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_1
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Strukturen wie die Straßenverkehrsordnung und materielle
Strukturen wie das Straßen- und Schienennetz.

Die Bewertung des Forschungsstands zeigt in ihrer
Gesamtheit: Wenn klimafreundliches Leben dauerhaft
möglich und rasch selbstverständlich sein soll, erfordert
dies eine grundlegende und weitreichende Transformati-
on, die den Rückbau klimaschädigender und den Aufbau
klimafreundlicher Strukturen umfasst. In der Literatur
finden sich zahlreiche Vorschläge für wirksameMaßnahmen,
wie zum Beispiel: eine stetig, substanziell und langfristig
steigende Bepreisung klimaschädigender Emissionen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis) fKap. 16, 2,
3, 5, 6, 7, 9, 11, 13, 14, 15, 17, 18g, ein verbindliches
Klimaschutzgesetz mit effektiven Sanktionsmechanismen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis) fKap. 11,
12, 14g, die Bereitstellung attraktiver, leistungsfähiger und
klimafreundlicher öffentlicher Mobilitätsinfrastrukturen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis) fKap. 2, 4, 6,
7, 8, 14, 16, 17, 18, 19, 22g, eine auf Klimafreundlich-
keit ausgerichtete und koordinierte Raum-, Stadt- und Sied-
lungsplanung (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)
fKap. 4, 6, 17, 19, 22g oder eine rechtsverbindliche ökologi-
sche Sorgfaltspflicht in einem EU-Lieferkettengesetz (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) fKap. 15g.

Wiewohl der Großteil der untersuchten Literatur be-
tont, dass Strukturveränderungen unerlässlich sind, um
klimafreundliches Leben zu ermöglichen, definieren ver-
schiedene Disziplinen und Theorien den Begriff „Struk-
turen“ unterschiedlich und stellen jeweils unterschied-
liche die Klimakrise verschärfende Strukturen in den
Vordergrund (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis). fKap. 2g Im Bericht wurden dazu vier verschiedene
Perspektiven identifiziert fKap. 2, 24–28g: Liegt der Fokus
auf tiefgreifenden gesellschaftlichen Veränderungen, werden
Strukturen wie soziale Ungleichheit oder Wachstumszwän-
ge und -abhängigkeiten sowie Naturbeherrschung untersucht
(mittlere Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 2g
Liegt der Fokus auf Versorgungssysteme, so geht es dar-
um, wie unterschiedliche Güter und Dienstleistungen etwa
für Ernährung, Wohnen oder Mobilität bereitgestellt wer-
den und mit welchen Lebensformen, Praktiken und Ge-
wohnheiten diese einhergehen (mittlere Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 2g Steht der Markt im Zen-
trum, dann sind Marktversagen, Preise sowie Entscheidungs-
architekturen, die Rahmenbedingungen für Entscheidun-
gen setzen (beispielsweise Investitionen), wesentlich (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 2g Liegt das
Augenmerk auf Innovationen, dann sind für soziale und tech-
nische Neuerungen auch neue Governance-Modelle erfor-
derlich (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 2g

Gestalten von Strukturen durch gemeinsames
Handeln

Gestalten von Strukturen für ein klimafreundliches Le-
ben bedeutet gezieltes und koordiniertes Vorgehen, das
am Allgemeinwohl orientiert ist, sich der Konflikthaftig-
keit gesellschaftlicher Verhältnisse bewusst ist, Interessen
verhandelt und Veränderungen demokratisch legitimiert
umsetzt. fKap. 1g Für derartiges Handeln wird oft die
Gesetzgebung benötigt, wie zum Beispiel für Steuergesetz-
reformen zur Einführung eines CO2-Preises (siehe oben),
für ein Verbot von Öl- und Gasheizungen fKap. 4g oder für
die Einführung eines Klimatickets fKap. 3, 4, 6, 17g. Das
konkrete Ausgestalten klimafreundlicher Strukturen erfolgt
dann wesentlich durch die Verwaltung, die klimapolitische
Maßnahmen umsetzt (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 1g Ein Beispiel: Das Klimaticket war
eine zielgerichtete klimapolitische Initiative der Bundesre-
gierung, die nach der Beschlussfassung im Parlament koordi-
niert von einer Vielzahl von Akteur_innen umgesetzt wurde:
Bundesministerien, regionale Verkehrsverbünde, öffentliche
und private Verkehrsunternehmen, Gebietskörperschaften.
fKap. 1g

Klimafreundliches Leben erfordert mehr Aufmerk-
samkeit für die Gestaltung von Strukturen und weni-
ger Beschäftigung damit, wie Einzelne ihr Verhalten
innerhalb der bestehenden Strukturen ändern können
oder sollen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 1, 2, 3, 4, 5, 10, 23g Damit klimafreundliches Leben
selbstverständlich wird, reicht es nicht, über Klimafolgen
von Konsumentscheidungen zu informieren fKap. 3g, von
innovativen Unternehmen zu erwarten, innerhalb aktuell kli-
maschädigender Marktstrukturen zu bestehen fKap. 13, 14,
15, 16g, oder an das Individuum zu appellieren, sich kli-
mafreundlich zu verhalten fKap. 1, 2g. Stattdessen geht es
um den Rückbau klimaschädigender und den Aufbau kli-
mafreundlicher Strukturen (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 1, 2, 14, 16, 22g

Der Bericht zeigt in seiner Gesamtheit: Bei den Ak-
teuren, die Strukturen klimafreundlich gestalten können,
gibt es auch in Österreich noch kein hinreichendes En-
gagement dafür, bestehende Gestaltungsspielräume zu
nutzen bzw. neue Strukturen für ein klimafreundliches
Leben zu schaffen. Nationale und europäische Gesetzge-
bung und Exekutive sind einflussreiche Gestalterinnen von
Strukturen (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 1g Auch Kammern, Gewerkschaften und Interessen-
vertretungen von Unternehmen sowie der Landwirtschaft
sind allgemein und besonders in der Klimapolitik einfluss-
reiche politische Akteurinnen (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis). fKap. 12g Viele Akteur_innen reagie-
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ren jedoch auf europäische und internationale klimapoliti-
sche Vorgaben eher zögerlich und zurückhaltend (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 7, 8, 12,
14, 15g Die Politik setzt vereinbarte Maßnahmen zur Re-
duktion von Treibhausgasemissionen nur langsam um (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 12, 15g
Die Gestaltung von Strukturen für klimafreundliches Le-
ben in Österreich war bisher ein untergeordnetes Anliegen
der Sozialpartner; insbesondere die Interessenvertretung der
Wirtschaft wird als beharrende Kraft eingeschätzt (hohe
Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). fKap. 7, 12, 14g
Dies zeigt sich auch daran, dass umweltpolitische Fort-
schritte ab dem EU-Beitritt sich zumeist EU-Vorgaben oder
solchen Konstellationen verdankten, in denen zugleich auch
kurzfristige wirtschaftliche Vorteile zu erwarten waren (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 12g

Governance-Mechanismen beeinflussen wesentlich, ob
und wie koordiniert und zielorientiert gehandelt wer-
den kann (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 1, 12g Wie der Bericht in seiner Gesamtheit zeigt,
können viele staatliche und nichtstaatliche Akteure klima-
freundliche Strukturen gestalten, sofern sie dabei koordiniert
und zielgerichtet vorgehen. Akteure, die im Bericht un-
tersucht wurden, waren insbesondere Regierung, Parteien,
Verwaltung, Unternehmen, Interessenvertretungen, Sozial-
partner, gesellschaftliche Bewegungen, Wissenschaft und
Medien. Neuerungen der Klima-Governance in Österreich
waren das Erstarken zivilgesellschaftlicher Klimabewegun-
gen im Jahr 2019 und ein im Jahr 2020 neu eingerichtetes
Klimaschutzministerium mit weitreichenden Zuständigkei-
ten. fKap. 12g

Durch Kritik und Protest hat die Zivilgesellschaft
Klimapolitik ab 2019 weltweit zeitweise ins Zentrum
öffentlicher Debatten gebracht (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 8, 12g Wesentlich hierfür war
das koordinierte Handeln sozialer Bewegungen wie z. B.
Fridays for Future, das zur Folge hatte, dass der Klima-
wandel als gesellschaftliches Problem diskutiert wird (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 8, 12g. Diese
Entwicklung hat neue klimapolitische Gestaltungspielräume
eröffnet. Umweltbewegungen können ihr Potential allerdings
nur dann entfalten, wenn sie von einflussreichen politi-
schen Akteur_innen innerhalb und außerhalb der Regierung
unterstützt werden (mittlere Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 2, 12g

Allgemein sind Kritik und Protest von Umwelt-
bewegungen wesentlich für Bewusstseinsbildung und
politisches Agendasetting zur Klimakrise (starke
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 1, 2, 12g
Sie bringen kontrovers diskutierte Herausforderungen in die
öffentliche Debatte, wie zum Beispiel den Zusammenhang
von Wachstumsdynamiken mit Emissionsentwicklungen
im Kontext der historischen Verantwortung des globalen

Nordens. fKap. 1, 15g Weiters experimentieren Umweltbe-
wegungen auch mit innovativen und suffizienzorientierten
Praktiken und zeigen Umsetzungsmöglichkeiten und We-
ge zum klimafreundlichen Leben (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 2, 8, 12, 23g

Klimapolitische Herausforderungen im Kontext
anderer politischer Zielsetzungen

Die klimapolitischen Herausforderungen sind größer als
je zuvor und nehmen weiter zu, während die gesetzten
emissionsreduzierenden Maßnahmen nicht ausreichen,
um die Ziele des Pariser Abkommens zu erreichen –
weder in Österreich (Klimaneutralität bis 2040) noch
in der EU oder global (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 1, 3, 11, 12, 14, 19g In der Vergan-
genheit wurde versucht, Klimapolitik besser zu koordinieren
und umzusetzen, allerdings gab es keine zielkonformen Re-
duktionen von Treibhausgasemissionen in Österreich (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 1, 3, 12g
Die Klimapolitik auf Bundesebene fand ihren Ausdruck in
drei Klimastrategien (2002, 2007 und 2018), einem Kli-
maschutzgesetz und entsprechenden Novellen (2011, 2012,
2017) sowie zwei Maßnahmenprogrammen für die Jahre
2013/2014 und 2015 bis 2018. 2018 wurde der Österrei-
chische Nationale Energie und Klimaplan (NEKP) 2018
vorgelegt, der bereits bei der Beschlussfassung weder ausrei-
chend zielorientiert noch ausreichend koordiniert war (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 12g Er
setzte zwar auf Technologieentwicklung sowie Leuchtturm-
projekte, ging aber kaum auf eine Transformation tiefer-
liegender wirtschaftlicher, räumlicher und zeitlicher Struk-
turen ein (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 23g

Die völkerrechtlich vereinbarte Erfassung von Treib-
hausgasemissionen als Ausstoß innerhalb eines Territori-
ums unterschätzt, wie emissionsintensiv und klimaschä-
digend das Leben in Österreich tatsächlich ist (vergleiche
Abb. ZfE.1) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 1g Die durch das tägliche Leben in Österreich global
anfallenden klimaschädigenden Emissionen sind um etwa
die Hälfte höher, wenn alle im Ausland anfallenden Emis-
sionen, die für die Deckung der Nachfrage in Österreich ent-
stehen (konsumbasierte Emissionen), berücksichtigt werden
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 1g
Diese hohe Abweichung kann auch in anderen reichen
Ländern mit starken Außenhandelsbeziehungen, das heißt
hohem Import- und Exportanteil bei Gütern und Dienstleis-
tungen, beobachtet werden (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 1g Nur wenn bei klimapolitischen
Maßnahmen alle konsumbasierten Emissionen berücksich-
tigt werden, werden solche globalen Zusammenhänge er-
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Abb. ZfE.1 Dynamiken klimaschädlicher Emissionen Österreichs in territorialer (produktionsbasierter) als auch nach konsumbasierter Methode
(„Fußabdruck“) fKap. 1g

fasst. Dies ist eine Voraussetzung, dass Österreich zur glo-
balen Klimagerechtigkeit beitragen kann, anstatt Emissionen
auszulagern (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). fKap. 1, 3, 5, 15g

Strategien zur Reduktion des Treibhausgasaussto-
ßes setzen bislang vorrangig auf erhöhte Energie-
und Treibhausgaseffizienz, um Verbrauch bzw. Emis-
sionen vom Wirtschaftswachstum zu entkoppeln (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 1, 3, 23g
Die wissenschaftliche Evidenz für die Wirksamkeit die-
ser Strategie ist schwach. fKap. 14g Es gibt Beispiele
dafür, dass der Energie- oder Treibhausgasverbrauch im
Vergleich zum Wirtschaftswachstum langsamer gestiegen
ist (relative Entkopplung), aber kaum solche, in denen
der Energie- oder Treibhausgasverbrauch bei steigendem
Volkseinkommen tatsächlich gesunken ist (absolute Ent-
kopplung) (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis). fKap. 1, 14g Ähnliches gilt für den Ressourcen-
verbrauch (mittlere Übereinstimmung, geringe Literaturba-
sis). fKap. 15g Dies kann darauf zurückgeführt werden,
dass Effizienzgewinne in einzelnen Dimensionen wie Mate-
rialeinsatz, Energieverbrauch oder Treibhausgasemissionen
oftmals durch erhöhten Konsum überkompensiert werden
(Rebound-Effekt) (mittlere Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis). fKap. 2, 3, 5, 7, 8, 9, 14, 15, 16, 22g

Studien belegen den Zusammenhang zwischen den
Treibhausgasemissionen und dem Materialverbrauch,

der mit gegenwärtiger Produktion und Konsum so-
wohl global als auch in Österreich einhergeht (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 5, 15g In
der Literatur wird hierbei die Notwendigkeit einer abso-
luten Reduktion des globalen Materialverbrauchs zur Er-
reichung von globalen und nationalen Klimazielen disku-
tiert (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 15g Entsprechend werden in der Wissenschaft auch
Szenarien und Strategien untersucht, die auf Suffizienz fo-
kussieren und mögliche Vor- und Nachteile sowie Hand-
lungsoptionen des Schrumpfens bestimmter Wirtschaftsbe-
reiche oder des gesamten Volkseinkommens behandeln (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 2, 3, 7,
8, 9, 14, 16g

Unvermindert hohe Emissionen resultieren aus inkon-
sistenten politischen, insbesondere wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 14g Aktuelle klimapolitische Maßnah-
men zur Veränderung von Versorgungsstrukturen bestehen
großteils aus nur zum Teil wirksamen Förderungen zur Ver-
breitung von klimafreundlichen Produkten und Dienstleis-
tungen (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 14g Bestehende finanzielle und regulative Rahmenbe-
dingungen schaffen hingegen wenig Anreize zur Reduktion
von Treibhausgasemissionen und begünstigen mitunter kli-
maschädigende Tätigkeiten (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 7, 14, 15, 16g Beispiele umfassen
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Subventionen klimaschädigender Strukturen im Energie-,
Mobilitäts- oder Produktionsbereich fKap. 6, 7, 11, 14g wie
zum Beispiel Wohnbauförderungen, die nicht zum klima-
schonenden Bauen oder zur Steigerung der Sanierungsrate
beitragen fKap. 4g oder das Pendlerpauschale, das auch die
Zersiedelung vorantreibt. fKap. 5g

Die Verteilung von Löhnen, Gehältern, anderen Ein-
kommen und Vermögen sowie der Zugang zu Infra-
strukturen bestimmen wesentlich, wie klimafreundlich
sich Einzelne verhalten (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 1, 3, 9, 17g Haushalte mit hohem
Einkommen und Vermögen leben unabhängig von ihrem Bil-
dungsniveau klimaschädigender als einkommensschwache
Haushalte. Allerdings sind aktuell selbst die Emissionen der
untersten Einkommensgruppen zu hoch, um die Pariser Kli-
maziele zu erreichen (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis). fKap. 17g. Weiters kann Ungleichheit zu erhöh-
tem Konsum aufgrund von Statuswettbewerb und dadurch
zu erhöhten Emissionen führen (mittlere Übereinstimmung;
mittlere Literaturbasis). fKap. 17g

Einkommen und Vermögen beeinflussen neben der
Möglichkeit, klimafreundlich zu leben, auch dieMöglich-
keit, klimafreundliche Strukturen zu gestalten (mittlere
Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). fKap. 1g Der
Handlungs- und Gestaltungsspielraum einkommens- und
vermögensschwacher Gruppen im Vergleich zu gut Verdie-
nenden oder Vermögenden ist oft eingeschränkt (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 1, 17g

Strukturveränderungen für ein
klimafreundliches Leben

Klimaschutz als Querschnittsthema benötigt eine
Mehr-Ebenen-Governance

Klimaschutz ist ein Querschnittsthema, was sich un-
ter anderem in einer Vielfalt rechtlicher Bestimmungen
zur Klimapolitik widerspiegelt (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 11g Das Klimaschutzrecht um-
fasst einerseits Bestimmungen, die unmittelbar dem Schutz
des Klimas dienen, wie Bestimmungen zur Reduktion von
klimaschädigenden Treibhausgasen, andererseits auch Be-
stimmungen, die indirekt Auswirkungen auf den Klima-
schutz haben, wie Bestimmungen über den Boden- oder
Gewässerschutz. fKap. 11g Darüber hinaus sind Bestim-
mungen in anderen Rechtsmaterien von struktureller Bedeu-
tung für ein klimafreundliches Leben (wie etwa das Ver-
gaberecht oder das WTO-Recht) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 11, 15g Klimaschutzrecht
wird auf mehreren Ebenen gestaltet und vollzogen; dabei
bestehen Kompetenzabgrenzungs-, Abstimmungs- und Ko-
ordinierungserfordernisse von der internationalen über die

europäische und nationale bis zur lokalen Ebene (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 10, 11, 12g

Unionsrechtliche Regelungen beeinflussen den recht-
lichen Rahmen, den Österreich für klimafreundliches
Leben setzen kann (hohe Übereinstimmung, starke Lite-
raturbasis). fKap. 11, 12g Mit dem europäischen Emis-
sionshandel (Emission Trading System, EU ETS) für die
emissions- und energieintensive Industrie und Teile des
Energiesektors ist der Einsatz marktbasierter Instrumente für
Österreich EU-rechtlich vorgegeben. fKap. 11g Nationale
Handlungsspielräume mit direkter Klimarelevanz bestehen
vorwiegend im Bereich außerhalb des europäischen Emis-
sionshandels („Non-ETS“), insbesondere im Verkehr, bei
Gebäuden, in Landwirtschaft und Abfallwirtschaft, im Ge-
werbe und bei Anlagen der Industrie, die nicht in das ETS
einbezogen sind, sowie bei erneuerbaren Energieträgern (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 11g

Im Bereich der Infrastruktursysteme haben regu-
latorische Rahmenbedingungen einen großen Einfluss
auf die Gestaltung von Organisationsstrukturen (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 22g Diese
waren bisher durch eine Liberalisierung der Märkte gekenn-
zeichnet, mit dem Ziel, die gesamtwirtschaftliche Effizienz
in der Europäischen Union zu verbessern und Monopol-
renten zu vergesellschaften (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 22g Mangels geeigneter Planung und
Steuerung führt sowohl die aktuelle Nutzung und Instandhal-
tung als auch ein weiterer Ausbau von netzgebundenen Infra-
strukturen oftmals zu mehr Treibhausgasemissionen (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 22g

Das nationale Klimaschutzgesetz (KSG) hat zum Ziel,
die Klimapolitik in dem Bereich zu koordinieren, der
nicht dem europäischen Emissionshandel unterworfen ist
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 11g
Der Verpflichtungszeitraum des KSG in seiner geltenden
Fassung ist mit 2020 ausgelaufen, seine Steuerungs- und
Durchsetzungskraft wird als gering eingeschätzt; eine Neu-
fassung des KSG ist seit 2020 in Verhandlung (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 5, 11, 12g

Es gibt in Österreich kein explizites Grundrecht auf
Umwelt- bzw. Klimaschutz. fKap. 11g In einzelnen europä-
ischen Ländern haben Gerichte Klagen betreffend stärkerer
Klimaziele stattgegeben und dafür die Garantien der Europä-
ischen Menschenrechtskonvention (EMRK) bzw. Staatsziele
herangezogen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis). fKap. 11g

Das Zusammenspiel einer Vielzahl an Akteuren be-
stimmt das Klimaschutzrecht (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 11g Verwaltungsinterne Res-
sortgegensätze prägen auch die Gestaltung der nationalen
und europäischen Klimapolitik (mittlere Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 11g Koordiniertes und ziel-
orientiertes Handeln wird durch die Organisation politischer
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Verantwortlichkeiten in getrennten „Säulen“ mit ihren jewei-
ligen Eigenlogiken sowie durch den Mangel an längerfristi-
gem und strategisch adaptivem Politiklernen erschwert (mitt-
lere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 13g

In umweltrelevanten Genehmigungsverfahren hat die
Aarhus-Konvention die Rechte von Umweltorganisatio-
nen wesentlich gestärkt (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 11g Diese Stärkung ist grundsätz-
lich für den Klimaschutz förderlich, wenngleich die Be-
urteilung besonders im Zusammenhang mit Projekten zum
Ausbau erneuerbarer Energie differenziert ausfällt (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 11g Aus
der Perspektive von Projektbetreibernwird verstärkte Öffent-
lichkeitsbeteiligung, insbesondere auch die Beteiligung von
Umweltorganisationen, oft grundsätzlich als Hemmnis für
denWirtschaftsstandort qualifiziert (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 11g

Das föderale System Österreichs weist eine hohe Di-
vergenz bei den Ziel- und Entscheidungsstrukturen,
Handlungsspielräumen und Zeithorizonten auf (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). f12, 19g Die bun-
desstaatliche Kompetenzverteilung insbesondere in Raum-
ordnung, Bauwesen und Verkehr erschwert die Entschei-
dungsfindung und damit eine zielorientierte Dekarbonisie-
rung (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 12g

Wenn Politikinstrumente kombiniert werden, können
Transformationen deutlich erfolgreicher angestoßen und
begleitet werden (mittlere Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 4, 13, 14, 15g Die Kombination von
innovativen angebots- und nachfrageseitigen Instrumenten
umfasst Forschungs- und Innovationsförderung, Regulierung
und Beschaffung. Beispiele sind grüne und innovationsorien-
tierte Beschaffung fKap. 13g, Verbote von Autos in Städten
fKap. 6g oder Verbote des Einbaus von Gas- und Ölheizun-
gen bei Neu- oder Umbau fKap. 14g. Wenn Politikinstru-
mente erprobt werden (zum Beispiel mithilfe von Reallabo-
ren, regulatorischen Experimenten, Regulatory Sandboxes),
so ist es – um Aussagen über ihre Wirksamkeit treffen zu
können – erforderlich, diese durch Monitoring-, Lern- und
Evaluierungsprozesse über längere Zeiträume zu begleiten
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 13,
21, 22g Dies gilt auch für die Schaffung klimafreundlicher
sozialer Sicherungssysteme (hohe Übereinstimmung, mittle-
re Literaturbasis). fKap. 18g

Wenn im föderalen System klimafreundliche Struk-
turen geschaffen werden sollen, dann sind dafür ziel-
orientierte und koordinierte Governance-Modelle, die
Inanspruchnahme bestehender Fachplanungskompeten-
zen sowie eine ernsthafte Auseinandersetzung mit einer
Neugestaltung der Kompetenzverteilung, insbesondere
in den Bereichen Klimaschutz und Raumplanung, er-
forderlich (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

fKap. 11g Die Einführung einer eigenen Bedarfskompetenz
Klimaschutz auf Bundesebene sowie die Nutzung nationa-
ler Handlungsspielräume im Rahmen der europäischen Kli-
maschutzgesetzgebung wird vielfach als notwendig erach-
tet, um einheitliche Klimaschutzstandards zu schaffen. Die
kompetenzrechtliche Neuordnung der Materie „Raumpla-
nung“ und die Nutzung von Bundesfachplanungskompeten-
zen wird als notwendig für eine verbindliche und abgestimm-
te Verkehrs- und Netzinfrastrukturplanung eingeschätzt (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 11, 22g
Sollen klimafreundliche Strukturen nachhaltig institutionell
verankert werden, bieten sich regelmäßige und geregelte
Formen der Kooperation an (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 12, 18g Auf der Basis neuer gesetzli-
cher Grundlagen (z. B. Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz 2021)
können neue Organisations- und Akteursmodelle entwickelt
und im Rahmen von Experimenten getestet werden (mitt-
lere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). fKap. 11,
15, 22g

Demokratische Öffentlichkeit als Fundament der
Klimapolitik

Eine lebendige öffentliche Debatte, engagierte Bildungs-
undWissenschaftseinrichtungen, soziale Bewegungen, zi-
vilgesellschaftliche Initiativen sowie Aufklärungs- und
Überzeugungsarbeit sind Grundlagen einer demokrati-
schen Öffentlichkeit. fKap. 1, 2, 3g Allerdings verfesti-
gen aktuell große Teile des Bildungs- und Wissenschafts-
systems bestehende Verhältnisse und fokussieren nicht in
ausreichendem Ausmaß auf Nachhaltigkeit sowie klima-
freundliche Lebensweisen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 21g Medien berichten zwar in zu-
nehmendem Maße, aber immer noch zumeist auf nied-
rigem Niveau über Klimaschutz und tragen deshalb nur
wenig zur demokratischen Debatte zu klimafreundlichem
Leben bei (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 20g In beiden Bereichen (Bildung und Wissenschaft
bzw. Medienberichterstattung) liegt der Fokus auf individu-
ellen Verhaltensänderungen, allen voran Fragen des Lebens-
stils und des Einkaufsverhaltens, während Strukturen klima-
freundlichen Lebens weniger Aufmerksamkeit erhalten (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 20, 21g

Die mediale Aufmerksamkeit zur Klimakrise verbleibt
auf geringem Niveau, selbst wenn sie in den letzten
Jahrzehnten zugenommen hat (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 20g Einige Akteur_innen im
österreichischen Mediensektor haben bisher wenig bis kei-
nen erkennbaren Fokus auf die Klimakrise gelegt (gerin-
ge Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). fKap. 20g
Wie umfangreich über die Klimakrise berichtet wird und
wie die jeweiligen Berichte konkret ausgestaltet sind, hängt
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von etablierten Medienpraktiken (wie anlassbezogener Be-
richterstattung und Fokussierung auf den Nachrichtenwert)
sowie von der Konkurrenz mit anderen Themen ab (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 20g Wenn
über die Klimakrise berichtet wird, wird diese zumeist
entsprechend dem Konsens in der Wissenschaft als men-
schengemacht beschrieben (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 20g In manchen Medienhäusern, ins-
besondere bei ideologischer Nähe zu rechtskonservativen
Positionen, und auch für einzelne Gruppen in sozialen Me-
dien sind klimakrisenskeptische oder sogar -leugnende Po-
sitionen weiter präsent (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 20g In den sozialen Medien werden
wissenschaftliche Detailfragen, (Laien-)fragen sowie neu-
aufkommende Themen diskutiert. Diese sind somit für das
Agenda-Setting und die Mobilisierung für zivilgesellschaft-
liche Akteure, z. B. NGOs und Aktivist_innen, relevant.
Dies gilt gleichermaßen für klimafreundliche und klimakri-
senskeptische Positionen (hohe Übereinstimmung, geringe
Literaturbasis). fKap. 20g

Das aktuelle Umfeld von Medienunternehmen, insbe-
sondere zunehmender Wettbewerbsdruck und vorwie-
gend privatwirtschaftliche Eigentumsverhältnisse sowie
die Abhängigkeit von politischen Akteur_innen, Wer-
bemärkten und fehlende Anreize für Qualitätsjourna-
lismus, erschwert, dass diese proaktiv klimafreundliche
Strukturen gestalten (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis). fKap. 20g Die mediale Berichterstattung ist
vorwiegend von Markt- und Innovationsargumenten und da-
mit verbundenen Vorschlägen zur Abwendung der Klimakri-
se geprägt (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 20g Die Analyse treibender Kräfte und klimaschä-
digender Strukturen (z. B. das moderne Verständnis von
Naturbeherrschung und die sozialen und wirtschaftlichen
Wachstumszwänge) erhält wenig Aufmerksamkeit in der me-
dialen Berichterstattung (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis). fKap. 20g

Wenn ein finanziell unabhängiger Wissenschafts-,
Umwelt- und Klimajournalismus sowie alternative Jour-
nalismusformen (z. B. transformativer Journalismus) ge-
stärkt werden, können Medien das Bewusstsein für die
Notwendigkeit des Gestaltens von Strukturen schär-
fen (mittlere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).
fKap. 20g Weitere Gestaltungsoptionen sind: Medienregu-
lierung (insbesondere Ausrichtung der Medienförderung),
Abkehr von fossilistischen Werbemärkten (das heißt dem
Bewerben von klimaschädigenden Produkten oder Dienst-
leistungen wie z. B. Pkw mit Verbrennungsmotoren oder
Billigflügen), die Erarbeitung neuer Finanzierungsmodelle
und die Restrukturierung von Eigentumsverhältnissen im
Mediensektor (mittlere Übereinstimmung, schwache Litera-
turbasis). fKap. 20g

Die Förderung von Kompetenzen für ein klima-
freundliches Leben umfasst auch den erheblichen
Qualifizierungs- und Umschulungsbedarf für den
klimafreundlichen Umbau der Wirtschaft (hohe
Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). fKap. 7, vgl.
SPM 2.4g Kompetenzen für ein klimafreundliches Leben
werden gefördert, wenn Klimawandelbildung und Bildung
für nachhaltige Entwicklung den Lehr- und Bildungsplänen
im formalen Bildungssystem und der Aus- und Fortbildung
der Lehrenden zugrunde gelegt und als Aufgaben der infor-
mellen und nonformalen Bildung (in Kommunen, Museen,
Bibliotheken etc.) gestärkt werden (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 21g

Im Bildungssystem mindert der Fokus auf die Re-
produktion bestehenden Wissens das eigenständige, an
Werten der Nachhaltigkeit ausgerichtete Lernen und
damit auch die Koproduktion von neuem Wissen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 21g In
Bildung und Wissenschaft werden die transdisziplinäre Ko-
operation zwischen Wissenschaft und gesellschaftlichen Ak-
teur_innen und die interdisziplinäre Zusammenarbeit inner-
halb der Wissenschaft durch vorherrschende disziplinäre
Strukturen benachteiligt (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis). fKap. 21g

Wenn Bildung und Wissenschaft für klimafreund-
liches Leben fruchtbar gemacht werden sollen, ist
die Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung in
Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen sowie ein Pa-
radigmenwechsel in Richtung holistischer, integrierter
und transformativer wissenschaftlicher und pädagogi-
scher Praxis erforderlich (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 21g Dies betrifft beispielsweise Schu-
len, Fachhochschulen und Universitäten. fKap. 21g Wesent-
lich sind die Orientierung an den Nachhaltigkeitszielen der
Vereinten Nationen sowie den Zielen einer Bildung für nach-
haltige Entwicklung der UNESCO, eine inter- und trans-
disziplinäre Auseinandersetzung mit gesellschaftsrelevanten
Problemstellungen und umfassende Strukturreformen, die
auch Bildungspläne betreffen (hohe Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis). fKap. 21g

Mit Diskussionen über Ziele, Inhalte und Struktu-
ren (z. B. Anreizsysteme, Ausschreibungskriterien), der
Kritik bestehender Macht- und Konkurrenzverhältnis-
se und neuen kooperativen Institutionen für Inter- und
Transdisziplinarität fördert Wissenschaft klimafreund-
liches und nachhaltiges Leben (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 21g Beispiele sind die Eta-
blierung entsprechender Professuren, Institute, Forschungs-
zentren, Laufbahnstellen, Studienprogramme, Lehrbücher,
Fachzeitschriften, Forschungsnetzwerke und -gesellschaften
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 21g
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Räumliche Rahmenbedingungen, Infrastrukturen
und zeitgebundene Tätigkeiten

Die räumlichen Rahmenbedingungen, die vorhandene
(netzgebundene) Infrastruktur und Zeit- bzw. Arbeits-
strukturen bestimmen, wie klimafreundlich gelebt wer-
den kann. Sie geben vor, wo und wann Einzelne welchen
Tätigkeiten nachgehen, und bedingen so klimaschädigen-
de Praktiken oder ermöglichen klimafreundliche (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 3, 4, 7, 8,
9, 17, 19, 22g Räumliche Strukturen umfassen insbesonde-
re die Beziehungen zwischen Stadt, Land und suburbanem
Raum. Sie beeinflussen beispielsweise das tägliche Mobi-
litätsverhalten und wie klimaschädigend Einzelne wohnen.
fKap. 19, 22g Auf globaler Ebene umfassen diese Struk-
turen auch das Verhältnis zwischen globalem Norden und
Süden. fKap. 15g Zeit- und Arbeitsstrukturen ergeben sich
aus zeitgebundenen Tätigkeiten und Verpflichtungen im Be-
reich der Erwerbsarbeit sowie der unbezahlten, unverzichtba-
ren, (über-)lebensnotwendigen und oft unsichtbaren Pflege-
und Betreuungsarbeit, die wir in diesem Bericht Sorgearbeit
nennen. Sie prägen den Handlungsspielraum Einzelner und
können die Möglichkeit, klimafreundlich zu leben, einengen
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3,
7, 8g

Bestehende Raumnutzungsstrukturen beanspruchen
viel Boden, fragmentieren die Landschaft und verur-
sachen lange Wege (mittlere Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 6, 19g Im europäischen Vergleich hat
Österreich einen überdurchschnittlichen und nach wie vor
steigenden Flächenverbrauch für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 4, 5, 19g Die Ausgestaltung der Kommunalsteuer, wo-
nach die Erträge zur Gänze jener Gemeinde zufließen, in
deren Gebiet eine Betriebsstätte liegt, wird als wesentlicher
Treiber für den Standortwettbewerb zwischen Nachbarge-
meinden um Ansiedelungen auf der grünenWiese angesehen
und ist eine der Ursachen einer klimaschädigenden Raum-
und Verkehrsstruktur (hohe Übereinstimmung, geringe Li-
teraturbasis). fKap. 19g Weiters erschwert ein Mangel an
Flächen, die für erneuerbare Energieträger gewidmet sind,
klimafreundliches Leben (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis). fKap. 19g Mit verstärktem Umstieg auf erneu-
erbare Energien entsteht zusätzlicher Flächenbedarf und in
der Folge Flächenkonkurrenz (hohe Übereinstimmung, ge-
ringe Literaturbasis). fKap. 19g

Für das klimafreundliche Verhalten erschwerend ist
die Zersiedelung im suburbanen Raum, die oft mit kli-
maschädigender Mobilität mit dem Pkw einhergeht (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 6, 7,
11, 19g Einkaufs- und Gewerbeagglomerationen, Logistik-
center und großflächige Parkplätze an Stadt- und Ortsein-
fahrten („draußen am Kreisverkehr“) sowie außerhalb der

Siedlungsränder („draußen auf der grünen Wiese“) gehen
mit einem klimaschädigenden Bodenverbrauch einher, dem
Leerstand und sinkende Attraktivität in Stadt- und Ortsker-
nen gegenüberstehen (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 19g Entsprechend hat die Pkw-Nutzung
– gemessen am Motorisierungsgrad und durchschnittlich
zurückgelegten Tagesentfernungen – in ländlichen und sub-
urbanen Regionen weiter zugenommen. Nur in einigen
Landeshauptstädten verlangsamt sich der Trend oder kehrt
sich um (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 6, 17g Neben Mobilität für Konsum zur Deckung des
täglichen Bedarfs sind auch Wege für täglich notwendige
Erwerbs-, Pflege- und Betreuungsarbeit klimarelevant (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 6, 7, 8, 9g

Bestehende Zeit- bzw. Arbeitsstrukturen in Verbin-
dung mit räumlichen Strukturen und klimaschädigenden
(netzgebundenen) Infrastrukturen erschweren klima-
freundliche Freizeitgestaltung (mittlere Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 7, 8, 9g. Zeitdruck, Be-
schleunigung und andere Belastungen in Arbeit und Alltag
mindern die Lebensqualität und beeinflussen, wie klima-
freundlich sich Einzelne verhalten (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 3, 8, 9g Der zu beobachtende
Wertewandel hin zu einer ausgewogenenWork-Life-Balance
und neuen Sinnansprüchen an die Arbeit erhöht die Legi-
timität von Strukturen, die Erwerbsarbeit klimafreundlich
gestalten (zum Beispiel Homeoffice und Arbeitszeitverkür-
zung) (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 7, 8g

Unter den derzeitigen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen reicht das Instrumentarium der Raumplanung nicht
aus, um klimaschädigende räumliche Entwicklungen
wirksam umzukehren und klimafreundliche Strukturen
zu gestalten (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). fKap. 11, 19g Um klimafreundliche räumliche Struktu-
ren zu schaffen, ist es erforderlich, raumwirksame fiskalische
Instrumente zu reformieren (zum Beispiel Finanzausgleich),
klimaschädigende Subventionen abzuschaffen (z. B. Umge-
staltung der Pendlerpauschale) und klimanützliche Abgaben
(z. B. Abschöpfung von Widmungsgewinnen, Leerstandsab-
gabe) und Anreize (z. B. Entsiegelungsprämie) einzuführen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 19g

Energieversorgung, räumliche Strukturen und ver-
fügbare Mobilitätsangebote bestimmen die Emissionsin-
tensität sowohl von täglichen Freizeitaktivitäten als auch
im Urlaub und am Weg dahin (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 3, 6, 9, 19g Der Freizeitver-
kehr verursacht steigende Treibhausgasemissionen (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 6g Eine um-
fassende Transformation des Energie- und Mobilitätssektors
ist daher zentral, um klimaschädigendes Verhalten zu ver-
ringern und klimafreundliches selbstverständlich zu machen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 6, 9,
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14, 22g Durch Internet- und Kommunikationstechnologien
sowie durch die Digitalisierung von Freizeitaktivitäten ver-
ursachte Treibhausgasemissionen nehmen zu. Ihre Klima-
freundlichkeit ist allerdings nicht einfach bewertbar, da die
Bereitstellung nicht-digitaler Optionen ebenfalls Emissionen
verursacht (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 9g

Im Bereich des Wohnens ist die Raumwärmebereit-
stellung in Gebäuden der mit Abstand größte Treibhaus-
gasemittent (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). fKap. 4g Daher sind der Ausstieg aus Öl und Gas und
die Umstellung der Heizsysteme auf erneuerbare Energie-
träger (z. B. Wärme und Strom aus erneuerbaren Quellen
mittels Wärmepumpenheizung) und auf klimafreundliche
Fernwärme (z. B. Erdwärme, Biomasse, Biogas) zentral für
klimafreundliches Wohnen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 4g

Klimafreundliches Leben wird dauerhaft möglich und
rasch selbstverständlich, wenn alle Wege kurz sind und
zu Fuß, mit dem Fahrrad bzw. öffentlichen Verkehrsmit-
teln zurückgelegt werden können (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 3, 6, 7, 8, 9, 17, 18, 19, 22g Dies
reduziert das Autoverkehrsaufkommen und den Flächenbe-
darf für Verkehrsinfrastrukturen zugunsten von Aufenthalts-
und Begegnungsräumen (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis). fKap. 19g In Folge werden weniger Flächen
für Bebauung in Anspruch genommen, weniger Boden
versiegelt und die Flächenknappheit reduziert, was wie-
derum den Umstieg auf erneuerbare Energieträger ermög-
licht und Treibhausgasemissionsreduktion ermöglicht (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 8, 9, 19g
Ebenso sind Investitionen in qualitativ hochwertige und
leistbare öffentliche Infrastrukturen und Dienstleistungen
wichtig, um klimafreundliches Leben in Beruf, Freizeit und
Sorgearbeit zu fördern und eine sozialverträgliche Transfor-
mation zu stärken (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis). fKap. 7, 8, 9, 17, 18g

Weniger Zeitdruck, verringerte Mehrfachbelastun-
gen und mehr Möglichkeiten zur Erholung in der
Freizeit können klimafreundliches Verhalten erleichtern
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3,
7, 8, 9g Arbeitszeitverkürzung sowie eine gleichmäßige-
re Aufteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit so-
wie Freizeit zwischen den Geschlechtern reduzieren Stress,
machen klimafreundliche Praktiken attraktiver und erlau-
ben, das Erwerbsarbeitsvolumen fairer zu verteilen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 7g Um
dies zu erreichen, sind soziale Absicherung und ausrei-
chendes Haushaltseinkommen wesentliche Voraussetzungen
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 7g
Darüber hinaus sind geeignete Infrastrukturen erforderlich,
die leistbar sind, Zeitdruck mindern, Wege verringern und
Unterstützung anbieten (z. B. dezentrale Pflegeangebote).

Lebenswerte Nachbarschaften mit funktionierender Nahver-
sorgung und Daseinsvorsorge sowie leistbare und qualitativ
hochwertige öffentliche Verkehrsmittel sind zwei Beispiele
für Win-win-Veränderungen (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis). fKap. 3, 8, 9, 18g

Wenn klimafreundliches Verhalten durch kurze Wege
erleichtert werden soll, braucht es passende Rahmenbe-
dingungen und Infrastrukturen, insbesondere im gegen-
wärtig ressourcenintensiven Verkehrs-, Wohn- und Ener-
giesektor (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). fKap. 3, 8, 9, 17, 19, 22g Wesentlich hierfür sind (1) ei-
ne flächensparende Bebauungsdichte mit zugleich höherem
Durchgrünungsgrad, (2) eine stärkere Funktionsmischung,
die Arbeiten, Wohnen, Gesundheit, Bildung, Betreuungs-
und Erholungseinrichtungen umfasst, (3) eine bessere Er-
reichbarkeit durch den öffentlichen Verkehr als Rückgrat
der Siedlungsentwicklung und (4) eine polyzentrische Sied-
lungsstruktur, bei der Arbeitsmöglichkeiten sowie Bildungs-,
Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen an umweltfreund-
lich erreichbaren Standorten angesiedelt sind (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 19g Dies
kann Zielkonflikte zwischen dem Ausbau erneuerbarer Ener-
gieträger und Natur-, Landschafts-, Ortsbild- und Boden-
schutz vorab entschärfen (mittlere Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 19g

Wenn Raumplanung klimafreundliche räumliche
Strukturen gestalten soll, sind zahlreiche Vorausset-
zungen zu erfüllen (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 19g (1) Das vorhandene Raumpla-
nungsinstrumentarium zur Nutzungs- und Standortplanung
ist konsequent zielorientiert einzusetzen; (2) unterschied-
liche Akteure_innen (Politik, Verwaltung, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft) sind über informelle Instrumente und
Planungsprozesse breit einzubinden; (3) Koordinations-
aufgaben der Raumplanung sind zu forcieren; (4) die
Sektoralplanungen (insbesondere Verkehrssystemplanung,
Tourismus,Wasserbau, Energie) und Förderungen (insbeson-
dere Wohnbau- und Wirtschaftsförderung) berücksichtigen
räumliche und damit mittelbare klimarelevante Wirkungen;
(5) in Kombination mit einer integrierten Energieraumpla-
nung ist die Umstellung auf erneuerbare Energieträger und
der raumverträgliche Ausbau der erneuerbaren Energie-
versorgung sicherzustellen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 19g

Um raumplanerische Kernkompetenzen, die den Rah-
men für die Situierung, Entwicklung und Gestaltung
der Siedlungs-, Landschafts- und Grünräume sowie
der Wirtschaftsstandorte setzen, zu stärken, ist mehr
Durchsetzungswillen, Mut und Governance für ziel-
orientiertes und koordiniertes Handeln nötig (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 19g Da-
zu sind neue Vorgaben und eine neue Governance-Kultur
erforderlich, die Rechtssicherheit gewährleisten, Flexibili-
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tät gewähren und zugleich konsequente Entscheidungen
ermöglichen (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis). fKap. 19g Klimafreundliches Leben wird erleichtert,
wenn weniger auf partikuläre, oft exklusive und ressour-
cenintensive Einzelinteressen, die den individuellen Kon-
sum in den Vordergrund stellen, fokussiert wird (mittlere
Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). fKap. 4g

Um Netzinfrastrukturen in Richtung Klimafreund-
lichkeit zu verändern, sind langfristige Strategien, solide
Investitionspläne, verlässliche rechtliche Rahmenbedin-
gungen, internationale und nationale Abstimmungen,
aber auch Raumordnungsinstrumente sowie missionsori-
entierte Forschung und Entwicklung notwendig (hohe
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). fKap. 22g Die
mit der Gestaltung netzgebundener Infrastruktursysteme ver-
bundene Komplexität bedingt einen hohen Abstimmungsbe-
darf und sektorübergreifende Kooperationen zwischen öf-
fentlichen, privaten und zivilgesellschaftlichen Akteuren,
um Planung und Maßnahmen am klimafreundlichen Leben
auszurichten und sektorale sowie räumliche Schnittmengen
zu nutzen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 22g

Staatliche Akteure können durch das Festlegen von
Gemeinwohlverpflichtungen für Betreiber netzgebun-
dener Infrastrukturen in den Bereichen Energie und
Mobilität Strukturen klimafreundlich gestalten (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 22g Bund,
Länder und Gemeinden sind Mehrheitseigentümer wich-
tiger infrastrukturrelevanter Unternehmen wie ÖBB, AS-
FINAG, APG sowie vieler Verteilernetzbetreiber in den
Bundesländern. fKap. 22g Sie haben als Eigentümerver-
treter in Aufsichtsräten und als Gesetzgeber vielfältige
Möglichkeiten zur Gestaltung von Strukturen, beispiels-
weise durch Investitionsentscheidungen und strategische
Vorgaben (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 22g Diese Möglichkeiten wahrzunehmen, kann kli-
mafreundliches Verhalten der Verkehrsteilnehmenden und
Energienutzenden fördern, da dieses stark von Infrastruk-
turen sowie ordnungs- und fiskalpolitischen Rahmensetzun-
gen abhängt (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 4, 6g

Eine umfassende Transformation des Energie- und
Mobilitätssektors erfordert die zielgerichtete Planung,
Beschlussfassung und Umsetzung sowie das Monitoring
von nachweislich effizienzgeprüften Maßnahmen auf al-
len Verwaltungsebenen (EU, Bund, Länder und Ge-
meinden) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 6, 17g Technische, die Effizienz erhöhende Maßnah-
men, wie zum Beispiel der Umstieg auf E-Mobilität oder
alternative Treibstoffe, reichen nicht aus, um die Klimazie-
le im Verkehrssektor zu erreichen (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 6g Neben der Umstellung auf
erneuerbare Energieträger bedarf es einer Reihe weiterer

technischer sowie sozialer, organisatorischer und institutio-
neller Innovationen, um die Umstellung auf klimafreundli-
che Produkte und Dienstleistungen zu gewährleisten (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 7, 9, 13,
14, 22g

Strukturen für einen ressourcenschonenden, klima-
freundlichen und leistbaren Wohnbau erfordern gezielte
und verstärkte Wohnbauförderung im gemeinnützigen
Wohnbausektor, die Förderung von gemeinschaftlichen
Wohnformen, den Vorrang von Umbau vor Neubau und
die Verwendung klimafreundlicher Konstruktionswei-
sen, Materialien und Wärmeversorgungssysteme (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 4g Zu be-
denken ist, dass für sanierte Gebäude die Mietkosten im
privaten Bereich ansteigen können, wodurch die Leistbarkeit
für einkommensschwache Haushalte eingeschränkt wird (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 4, 17, 18g
Für klimafreundlichen Wohnbau werden ferner Kriterien zur
Wohnraumversorgung gefordert, die soziale und ökologische
Aspekte aufgreifen sowie über Regionen hinweg bindend
und komplementär zur Reduktion von Zersiedelung und
Versiegelung sind (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis). fKap. 4g

Klimafreundliche Güter- und
Dienstleistungsversorgung und Erwerbsarbeit

Klimafreundliches Leben ist auf eine Bereitstellung von
Gütern und Dienstleistungen angewiesen, deren Produk-
tion mit geringen Treibhausgasemissionen einhergeht
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 1,
2, 3, 9, 14g Klimafreundliches Leben hängt daher davon
ab, wie und welche Güter und Dienstleistungen erzeugt und
bereitgestellt werden (hohe Übereinstimmung, starke Lite-
raturbasis). fKap. 3, 7, 8, 9g Ebenso erfordert klimafreund-
liches Leben die Möglichkeit klimafreundlichen Arbeitens,
sei es im Rahmen bezahlter oder unbezahlter Zeit (hohe
Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). fKap. 1, 3, 7, 8g

In Österreich besteht erheblicher Qualifizierungs- und
Umschulungsbedarf für den klimafreundlichen Umbau
der Wirtschaft (hohe Übereinstimmung, geringe Literatur-
basis). fKap. 7g Betroffene Bereiche sind unter anderem
Tätigkeiten im Rahmen der Energiewende (zum Beispiel der
Umbau der Heizsysteme in Haushalten) sowie Beratungs-
leistungen für Energieeffizienz, neue IT-Systemtechniken
sowie die Ausbildung für Berufe in der Kreislaufwirtschaft
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 7g

Österreich verfügt über einen im internationalen
Vergleich großen und dynamischen umweltorientierten
Produktions- und Dienstleistungssektor (z. B. in den Be-
reichen der Bereitstellung von Energieressourcen und
der Abfallwirtschaft) (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
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teraturbasis). fKap. 14g Besonders in energieintensiven In-
dustrien wie Zement, Stahl, dem Bau- und Wohnungswesen,
sowie der Energiewirtschaft selbst zeigen die vergangenen
und gegenwärtigen Treibhausgasemissionsstatistiken weiter-
hin umfassenden Handlungsbedarf bei der Reduktion von
Emissionen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 1g

Bei der Umsetzung der EU-weiten Strategien des
European Green Deal im Bereich Kreislaufwirtschaft
und Bioökonomie steht Österreich am Beginn (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 15g Auf
europäischer Ebene gibt es im Rahmen des European Green
Deal zwar verschiedene Initiativen, die direkte und indirekte
Effekte auf die Struktur und Organisation globalerWarenket-
ten (von der Beschaffung von Rohstoffen bis zur Entsorgung)
haben, in denen Güterproduktion großteils stattfindet. Die
Umgestaltung von globalen Warenketten nach ökologischen
Gesichtspunkten ist dabei aber kein explizites Ziel (hohe
Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). fKap. 5, 14, 15g

Gegenwärtig importiert Österreich Güter und Dienst-
leistungen, sei es für die Weiterverarbeitung in der hei-
mischen Produktion oder für den Endkonsum, durch
deren Herstellung außerhalb Österreichs Treibhausgase
emittiert und Umweltschäden verursacht werden. Solche
konsumbasierten Emissionen können als österreichischer
Anteil an der Klimakrise interpretiert werden (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 15g

Um globales Wirtschaften klimafreundlicher zu
gestalten, ist eine grundlegende Neugestaltung des
Rechtsrahmens für die europäische und internationa-
le Handels- und Investitionspolitik wesentlich (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 11, 15g
Maßnahmen umfassen die Ausrichtung der globalen Han-
delspolitik an den übergreifenden Zielen sozialer und
wirtschaftlicher Stabilität und ökologischer Nachhaltigkeit,
die Gewährleistung des Rechts, staatliche Regulierung zum
Schutz von Gesundheit, Sozialem und Umwelt einzusetzen
(„right to regulate“), die Festlegung sanktionierbarer Unter-
nehmenspflichten für die Einhaltung von Arbeitsstandards
und Menschenrechten, die Sicherstellung von Freiräumen
für die lokale und regionale Wirtschaft sowie die Stär-
kung sozial-ökologischer öffentlicher Auftragsvergabe (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 11, 15g
Das gegenwärtige Handelssystem sowie die aktuelle Aus-
gestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der
Europäischen Union steht im Konflikt mit einer integrati-
ven klimafreundlichen Ernährungspolitik, die verschiedene
Politikbereiche verbindet (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 5g

Die Festlegung von rechtsverbindlichen ökologischen
Sorgfaltspflichten für transnational tätige Unternehmen
entlang der gesamten Lieferkette durch nationale bzw.
EU-Lieferkettengesetze ist ein wirksames klimapoliti-

sches Instrument (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis). fKap. 15g Maßnahmen in und zwischen den je-
weiligen wirtschaftlichen Sektoren, die in eine umfassende
Industriestrategie integriert sind, können klimafreundliche
globale Versorgungsketten fördern (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 15g Aktuell prägen unter-
schiedliche Akteure (Groß- und Kleinunternehmen, Minis-
terien, Interessenverbände und Zivilgesellschaft) mit unglei-
cher Machtausstattung und widersprüchlichen Interessen in-
ternationaleWarenketten, und es fehlt an zielgerichtetem und
koordiniertem Handeln, um Emissionen zu reduzieren (ho-
he Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). fKap. 15g
Ein weltweit gleich stringentes Niveau in der Klimapoli-
tik oder zumindest Maßnahmen, um allfällige Unterschiede
jeweils an der Grenze effektiv auszugleichen, tragen dazu
bei, ungleiche Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen
zu vermeiden, und können Carbon Leakage vorbeugen, das
heißt dem Abwandern klimaschädigender Produktion in Re-
gionen mit weniger strengen Klimaschutzgesetzen (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 15g

Wenn stärker regionalisierte und kreislauforientierte
Wirtschaftsmodelle zur Reduktion des Ressourcenver-
brauchs beitragen, reduzieren sie in Österreich sowohl
die produktionsbasierten als auch die konsumbasierten
Emissionen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis). fKap. 5, 15g Regionalwirtschaftliche Kreisläufe können
durchMaßnahmen gefördert werden, die Produktionsprozes-
se dorthin verlagern, wo die jeweiligen Güter konsumiert
werden (mittlere Übereinstimmung, schwache Literaturba-
sis). fKap. 15g In der Literatur finden sich zahlreiche Vor-
schläge, Produktionsprozesse näher an den Konsumort zu
verlagern (Nearshoring), an diesen zurückzuverlagern (Re-
shoring), falls sie dort bereits einmal waren, und die ent-
sprechenden Interventionen nach ökologischen und sozialen
Kriterien zu bewerten (koordiniertes Rescaling). fKap. 15g
Wenn die Verschärfung von Ungleichheiten vermieden wer-
den soll, sind hierbei Gerechtigkeitsaspekte, wie etwa Fragen
von Wirtschaftsmacht, wirtschaftlicher Abhängigkeit, die
Verteilung von Vermögen und Einkommen zwischen und in-
nerhalb unterschiedlicher Staaten und Personen, zu beachten
und anzuwenden (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis). fKap. 15g

Umweltfreundliche und kreislaufwirtschaftliche Ge-
schäftsmodelle und Verfahren zur effizienten und suf-
fizienten Produktion qualitativ hochwertiger, langle-
biger, teilbarer und reparaturfähiger Produkte leis-
ten einen Beitrag zum klimafreundlichen Leben (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 3, 5, 7, 8,
9, 14g Eine weitreichende Transformation der Wirtschaft
hin zu einer Kreislaufwirtschaft sowie der verstärkten ge-
meinsamen Nutzung von Ressourcen können zur Erreichung
der Klimaziele beitragen (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 14g Zugänge wie „Nutzen statt Besit-
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zen“ und „Reparieren statt Wegwerfen“ leisten einen Beitrag,
indem die Produktion neuer Güter und damit einhergehen-
de klimaschädigende Emissionen vermieden werden (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 8, 9, 14g
Statt in linearen Produktionsprozessen Material zu verbrau-
chen und Abfälle anzuhäufen, können Dienstleistungen das
Teilen von Ressourcen, Gütern und Dienstleistungen er-
möglichen (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 14g

Für die Agrar- und Ernährungswirtschaft gibt es
zahlreiche umsetzbare Vorschläge, Treibhausgasemissi-
onen zu reduzieren, wobei die größten Reduktionspo-
tenziale in Produktion, Distribution und Konsum von
tierischen Produkten liegen (hohe Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis). fKap. 5g Diese Vorschläge fanden bis-
her wenig Resonanz in klimapolitischen Maßnahmen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 5g Kli-
maschädigende Strukturen bleiben bestehen, wie der Fo-
kus auf tierische Produkte, der Preisdruck auf die Erzeu-
ger, die starke Importabhängigkeit bei Futtermitteln und
die starke Exportorientierung der Landwirtschaft (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 5g Punktuell
wird klimafreundliches Verhalten gefördert (z. B. durch kli-
mafreundliche Produktangebote), dem stehen allerdings kli-
maschädigende Routinen, Praktiken und Gewohnheiten ent-
gegen (z. B. regelmäßiger Fleischkonsum, Wegwerfen von
Nahrungsmitteln) (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis). fKap. 5g Einflussreiche Akteure wie Verarbeitungs-
industrie und Handel sind in Hinblick auf klimafreundliches
Leben wissenschaftlich wenig untersucht. fKap. 5g

Im Ernährungssystem sind adaptive, inklusive und
sektorübergreifende Ansätze vielversprechend, die auf
dezentrale Selbstorganisation, Entrepreneurship und
soziales Lernen setzen und unter anderem durch
finanzpolitische Anreize gefördert werden (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 5g Pro-
duktion und Konsum biologisch produzierter Lebensmittel
können einen Beitrag zur Treibhausgasemissionsreduktion
leisten und weisen darüber hinaus zahlreiche zusätzliche
Vorteile („Co-Benefits“) einer klimafreundlichen Ernährung
auf, wie Schutz von Biodiversität und Tierwohl sowie erhöh-
tes bäuerliches Einkommen (geringe Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis). fKap. 5g Wenn die Reduktion von Treib-
hausgasemissionen sichergestellt werden soll, sind mögliche
klimaschutzbezogene Nachteile, wie etwa höherer Flächen-
bedarf, der die Absorption von Treibhausgasen verringert, zu
berücksichtigen (geringe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis). fKap. 5g

Gegenwärtig erfüllen weite Bereiche der Erwerbsar-
beit nicht die Voraussetzungen für ein klimafreundli-
ches Leben (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 7g Allgemein sind technische Entwicklungen sowie
die Digitalisierung ambivalent. Sie können Erwerbsarbeit

klimafreundlicher machen (zum Beispiel die Reduktion von
Pendelverkehr durch Telearbeit), aber auch klimaschädigen-
der (zum Beispiel Produktionsmittel mit hohem Energie-
verbrauch bei der Herstellung digitaler Endgeräte) (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 7g Die der-
zeit ungleiche Verteilung von bezahlter und unbezahlter
Arbeit zur Versorgung anderer Menschen (Kinder, Älte-
rer, Pflegebedürftiger) mindert Geschlechter-, Sorge- und
Klimagerechtigkeit (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis). fKap. 3, 7, 8g

Umstellungsprozesse im Bereich der Erwerbsarbeit
hin zu einem klimafreundlichen Leben können durch
betrieblich und politisch begleitete und am klimafreund-
lichen Leben orientierte, aktive Teilhabe der Belegschaft
erleichtert werden (mittlere Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 7g Arbeitgeber_innen, so auch große
und öffentliche Gesundheits- und Sozialdienstleister, können
mittels betrieblicher Sozialpolitik klimafreundliche Arbeits-
plätze schaffen (hohe Übereinstimmung, schwache Literatur-
basis). fKap. 7, 18g Grundlegend sind die Gewährleistung
materieller Absicherung sowie die gerechte Verteilung von
Transformationskosten (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis). fKap. 7g In Diskussionen über die Vereinbar-
keit von Wirtschaftswachstum und Klimaschutz sind Art und
Umfang der Erwerbsarbeit zentral, da Einkommen, sozia-
le Sicherheit, Anerkennung und Teilhabe an Erwerbsarbeit
gebunden sind und damit klimapolitische Gestaltungsspiel-
räume beeinflusst werden (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 1, 7, 8, 14, 18g

Die Infrastrukturen des Gesundheits- und Sozialsys-
tems sind durch den Klimawandel deutlich und zu-
nehmend belastet, zum Beispiel durch häufigere Kran-
kenhausaufenthalte und verstärkt notwendige Kühlmaß-
nahmen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 18g Der Anteil des Gesundheitssystems am österrei-
chischen CO2-Fußabdruck liegt ungefähr bei 7 Prozent; für
das Sozialwesen fehlen Befunde (mittlere Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis). fKap. 18g Wie emissionsintensiv
bezahlte und unbezahlte Pflege- und Betreuungsarbeit sind,
wird davon beeinflusst, in welchem Ausmaß zum Beispiel
klimafreundliche oder klimaschädigende Güter und Dienst-
leistungen als Teil der Tätigkeit verbraucht werden (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 8, 18g

Wenn Gesundheits- und Sozialpolitik einen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten sollen, kann dies u. a.
durch verstärkte Gesundheitsförderung und Präventi-
on, grüne Beschaffungspolitik und die klimafreundliche
Gestaltung von Arbeitsplätzen erreicht werden (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 7, 8,
9, 18g Für eine klimafreundliche Versorgung mit sozialen
Dienstleistungen, Gesundheitsdienstleistungen und Sachleis-
tungen braucht es Investitionen in die bauliche Infrastruktur
(zum Beispiel Sanierung von Krankenhäusern und Betreu-
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ungseinrichtungen), finanzielle Mittel für die Aus- und Wei-
terbildung von Beschäftigten (zum Beispiel digitale Kom-
petenz) und eine stärkere Berücksichtigung ökologischer
Kriterien im Beschaffungswesen (hohe Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis). fKap. 18g Auch sollten beide
Politikfelder (Gesundheits- und Sozialpolitik) bei der Pla-
nung, Implementierung und Evaluierung aller klimabezo-
gener Maßnahmen berücksichtigt und klimabezogene Kri-
terien in Wirkungs- und Effizienzanalysen gesundheits-
und sozialpolitischer Programme integriert werden (hohe
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). fKap. 18g

Um die langfristige Einhaltung der planetaren Gren-
zen zu gewährleisten, können alternative Versorgungs-
weisen (z. B. Energiegemeinschaften, Lebensmittelkoope-
rativen) und Obergrenzen für Treibhausgasemissionen
erforderlich sein (mittlere Übereinstimmung, schwache Li-
teraturbasis). fKap. 14g Für klimafreundliche Konsum- und
Investitionsentscheidungen können Informationen über die
Klima- und Nachhaltigkeitswirkungen entlang des gesam-
ten Produktions- und Gebrauchszyklus unterstützend wir-
ken. Hierfür sind Monitoring-Mechanismen und eine bessere
Nachvollziehbarkeit der Klima- und Nachhaltigkeitswirkung
ausbaufähig (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 3, 9g Individuelle Lebensstilveränderungen reichen
nicht aus, um die negativen Klimawirkungen des Konsums
zu reduzieren (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis). fKap. 15g

Ein klimafreundliches Leben bedingt ein Ende kli-
maschädigender Verhaltensweisen, Produktionsprozesse
und Handelspraktiken. Die Gestaltung dieser Verände-
rungen und des damit einhergehenden Strukturwan-
dels stellt eine besondere Herausforderung dar (mitt-
lere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 2,
7, 14, 15g Der Bericht verweist beispielhaft auf die not-
wendige Emissionsreduktion beim Individualverkehr und
die damit einhergehenden Auswirkungen auf die Au-
to(zuliefer)industrie, auf Verbote für bestimmte emissions-
intensive Produkte (zum Beispiel Einbau von Ölheizkesseln)
oder auf den Zusammenhang zwischen Fleischkonsum, der
auch Absatzmärkte sichert, und klimaschädlichen Emissio-
nen fKap. 5, 6, 7, 15g. Ebenso können davon Dienstleis-
tungen betroffen sein, deren Bereitstellung direkt oder indi-
rekt mit klimaschädigenden Emissionen verbunden ist (ho-
he Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). fKap. 3, 8,
9, 15g Aus einer globalen Perspektive, die auch Überlegun-
gen der Klimagerechtigkeit aufgreift, wird in diesem Zusam-
menhang die Bedeutung von suffizienzorientierten Praktiken
betont, die durch die Reduktion des globalen Material- und
Energieverbrauchs Treibhausgasemissionen entlang der ge-
samten Produktionskette mindern. fKap. 15g

Preise, Finanzierung und Investitionen für
klimafreundliches Leben

Preise von Gütern und Dienstleistungen spielen eine
wesentliche Rolle für Investitions- und Konsumentschei-
dungen und können die Finanzierung klimafreundlicher
Strukturen erleichtern (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis). fKap. 2, 3, 6, 7, 14, 15, 16g Sie schaffen
Anreize für wirtschaftliche Akteur_innen und beeinflussen
deren Kosten und Erträge und so auch Renditen, Gewinne
und Verluste. fKap. 16g

Eine in Hinblick auf klimafreundliches Leben tiefgrei-
fende und effektive Reform von Steuern und Subventio-
nen schafft Anreize und ist ein zentraler Ansatzpunkt zur
Emissionsminderung (hohe Übereinstimmung, starke Lite-
raturbasis). fKap. 16, 2, 3, 5, 6, 7, 9, 11, 14, 15, 17, 18g Dies
kann klimafreundliche Strukturen begünstigen und klima-
schädliche Strukturen zurückdrängen da klimaschädigende
Güter und Dienstleistungen teurer und klimafreundliche im
Verhältnis kostengünstiger werden (oft diskutiert unter dem
Begriff Kostenwahrheit). fKap. 16g

UmArmutsgefährdung durch klimafreundliche Preis-
strukturen zu vermeiden, können Investitionen in
sozial-ökologische Infrastrukturen getätigt, soziale Siche-
rungssysteme ausgebaut oder monetäre Kompensatio-
nen sozial differenziert vorgenommen werden (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 14, 17, 18g
Sozial-ökologische Infrastrukturen ermöglichen eine leistba-
re, dauerhafte und klimafreundliche Befriedigung von Be-
dürfnissen. fKap. 2g Wenn die Bereitstellung öffentlicher
Güter und Dienstleistungen (zum Beispiel sozialer Wohn-
bau, öffentlicher Verkehr, dezentrale Pflegeangebote) klima-
freundlich ausgebaut wird, können positive Verteilungswir-
kungen erzielt und hohe gesellschaftliche Akzeptanz erreicht
werden (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 2, 4, 17, 18g

Die Finanzpolitik kann auf unterschiedlichen Ebenen
effektive Anreize zur Finanzierung klimafreundlicher In-
vestitionen schaffen (mittlere Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis). fKap. 16g Auch die Österreichische National-
bank (OeNB) als Teil des europäischen Zentralbankensys-
tems und die österreichische Finanzmarktaufsicht (FMA) als
die Finanzmärkte regulierende Behörde gestalten Strukturen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 16g
Einerseits können sie durch Regulierung das Klima-Finanz-
Risiko reduzieren, indem klimabezogene physische Risiken
und Risiken, die sich aus dem Umbau hin zu einer klima-
freundlichen Wirtschaft ergeben (sog. Transitions-Risiken),
berücksichtigt werden (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 16g Andererseits können sie die Emis-
sionswirksamkeit von grüner und nachhaltiger Finanzierung
erhöhen (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 16g Dies kann beispielsweise über entsprechende
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Eigenveranlagung (grüne Investitionsstrategien der OeNB
selbst) und über die Überwachung der Stabilität des ge-
samten Finanzsystems (durch makroprudenzielle Maßnah-
men wie die Erhöhung der Eigenkapitalquoten der Banken)
geschehen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 16g

Die Bepreisung klimaschädigender Gase durch CO2-
Steuern oder Emissionshandelssysteme mindert Emissio-
nen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 5,
6, 14, 15, 16, 19g Ökosoziale Steuer- und Industriepolitik
sind wirksam, wenn CO2-Steuern und eine Kreditlenkung
in Richtung grüner Investitionen eingeführt werden (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 14, 16g

Soll grünes Investment von Vorsorgevermögen ge-
stärkt werden, muss das Potenzial von Divest-Invest-
Strategien bei institutionellen Anlegern (insbesondere
betrieblichen Pensionsfonds und Mitarbeitervorsorge-
kassen) ausgeschöpft werden (hohe Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis). fKap. 18g Divestment umfasst
den Abzug von Anlagevermögen aus klimaschädigenden
Industrien oder Unternehmen, bei dem als Teil von Divest-
Invest freiwerdende finanzielle Mittel in andere, klima-
freundliche Anlageformen verschoben werden. fKap. 18g
Institutionelle Anleger im System sozialer Sicherung (ins-
besondere kapitalmarktbasierte Abfertigungssysteme) sind
von einem Wertverlust bedroht, wenn ihre klimaschädi-
genden Vermögenswerte (wie etwa Anlagen im Bereich
der Erdöl- und Erdgasindustrie) im Zuge einer erfolgrei-
chen Transformation hin zu klimafreundlichen Strukturen an
Wert verlieren („stranded assets“ der Kohlenstoffblase) (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 18g Der
Ausstieg aus solchen klimaschädigenden Vermögenswerten
beschleunigt eine Transformation, mit der Klimaziele er-
reicht werden können. fKap. 18g

Nur wenn „Greenwashing“ vermieden wird, kön-
nen grüne und nachhaltige Finanzierungs- und Ver-
anlagungsformen die Schaffung von klimafreundlichen
Strukturen ermöglichen (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 16g Allgemein wird unter Greenwa-
shing ein Vorgehen verstanden, bei dem Güter und Dienst-
leistungen, die klimaschädigend sind oder die klimaschädi-
genden Prozessen entstammen, als klimafreundlich darge-
stellt werden. fKap. 16g Auch aktuell viel diskutierte Initia-
tiven wie der European Green Deal, die Taxonomie zur Er-
leichterung nachhaltiger Investitionen, die Green-Recovery-
Initiative im Gefolge der COVID-19-Pandemie sowie staatli-
ches Risikokapital für innovative grüne Investitionen können
von Greenwashing betroffen sein und sind nur wirksam,
wenn dies vermieden wird (mittlere Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis). fKap. 16g

Wenn die Strukturen des Geld- und Finanzsys-
tems einem klimafreundlichen Leben dienlich sein sol-
len, erfordert dies neben einer entsprechenden Regu-

lierung von (Finanz-)Märkten sowie der Schaffung kli-
mafreundlicher Preisstrukturen auch Ge- und Verbo-
te sowie geänderte gesellschaftliche Normen (mittlere
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Wenn langfristi-
ge öffentliche Investitionen in klimafreundliche Bereitstel-
lung getätigt werden sollen, dann muss die bereits weit
fortgeschrittene Finanzialisierung, das heißt die Dominanz
der Finanz- über die Realwirtschaft, rückgängig gemacht
werden (niedrige Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 16g

Strukturen koordiniert und zielgerichtet
gestalten

Damit klimafreundliches Leben zur attraktivsten Opti-
on, dauerhaft möglich und auch selbstverständlich wird,
braucht es rasch umfassende Strukturveränderungen in
allen Lebensbereichen wie die im Bericht bewertete Lite-
ratur zeigt (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Die im Bericht bewertete Literatur zeigt, dass die ös-
terreichischen Klimaziele für 2030 und 2040 nur dann
erreichbar sind, wenn entschlossen, koordiniert, ziel-
orientiert und kontinuierlich Strukturen für ein klima-
freundliches Leben aufgebaut und gestaltet werden (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Es reicht nicht,
wenn ambitionierte Einzelne versuchen, ihr eigenes Verhal-
ten zu ändern (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)
fKap. 1, 2, 3, 4, 5, 14, 23g, wenn bloß einzelne Maß-
nahmen gesetzt werden (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis) fKap. 2, 12, 23g, wenn Klimaschutz als einzi-
ges Kriterium herangezogen wird (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis) fKap. 2g, wenn Klimaschutz zwar
thematisiert, aber nicht entschlossen verfolgt wird (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) fKap. 12g, wenn
einzelne ambitionierte Akteur_innen alleine versuchen Kli-
maschutz zu betreiben (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis) fKap. 14g, oder wenn nur in einer einzelnen
Regierungsperiode Klimapolitik erfolgreich umgesetzt wird
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) fKap. 12g.

In pluralistischen Gesellschaften gibt es unterschied-
liche, einander widersprechende Vorstellungen darü-
ber, wie mit der Klimakrise umzugehen ist (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 2, 20g Dies
erfordert einen konstruktiven Umgang mit Konflikten, die
Bereitschaft zu Kompromissen wie auch das Durchsetzen
demokratisch legitimierter Entscheidungen gegen widerstre-
bende Interessen bei gleichzeitiger hoher Transparenz ent-
sprechender Prozesse (mittlere Übereinstimmung, geringe
Literaturbasis). fKap. 12g Ein Zugang, der unterschiedliche
Perspektiven zulässt, kann beim Entwickeln von Strategien
unterstützend sein (mittlere Übereinstimmung, geringe Lite-
raturbasis). fKap. 1, 2, 23g
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In liberalen Demokratien erfordert das koordinier-
te und zielgerichtete Gestalten von Strukturen effektive
Kompetenzverteilungen sowie Foren, in denen Interessen
artikuliert, Kompromisse verhandelt und Veränderun-
gen beschlossen werden können (hohe Übereinstimmung,
geringe Literaturbasis). fKap. 6g Dies ist wesentlich, um
mit Widerständen umzugehen, Ziel- und Interessenkonflikte
auszutragen und zugleich das Ziel der Schaffung klima-
freundlicher Strukturen nicht aus den Augen zu verlieren
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 4,
5, 7, 8, 11, 12g

Die für ein klimafreundliches Leben notwendi-
gen Veränderungen, können entlang unterschiedli-
cher Transformationspfade beschrieben werden (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 23g Jeder
Pfad kann für sich zur Erreichung der Klimaziele führen,
sofern eine entsprechend tiefgreifende Umgestaltung der
jeweiligen Rahmenbedingungen durch staatliche Institutio-
nen vorgenommen wird. fKap. 23g Je nach Pfad liegt der
Fokus auf (1) klimafreundlicher Preisgestaltung, (2) koor-
dinierter Technologieentwicklung, (3) Schaffung von Infra-
strukturen und (4) suffizienzorientierten Initiativen (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 23g Um
klimafreundliche Strukturen zu erreichen, sind Synergien
zwischen den Pfaden zu nutzen und Schwächen einzelner
Pfade auszugleichen. fKap. 23g

Klimaschutzmaßnahmen betreffen Bevölkerungs-
gruppen unterschiedlich, was die Akzeptanz von
Maßnahmen bei Betroffenen, aber auch bei der Gesamt-
bevölkerung reduzieren und aktuelle Problemlagen in
anderen Bereichen nicht lindern oder sogar verschärfen
kann (mittlere Übereinstimmung; mittlere Literaturbasis).
fKap. 3, 5, 8, 9, 17, 18g In der Literatur finden sich zahl-
reiche Beispiele, die darlegen, wie Klimaziele mit anderen
Zielen integriert werden können, um Akzeptanz und Wir-
kungspotenzial zu fördern (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 2, 23g

Um klimapolitische Ziele zu erreichen, bedarf es der
gesamten Bandbreite klimapolitischer Instrumente, das
heißt einer abgestimmten und zielgerichteten Kombi-
nation aller (gerade auch verbindlicher) Maßnahmen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 3,
5, 6, 8, 9, 12, 19, 18, 22, 23g Bisherige Klimapolitik
war nicht ausreichend koordiniert und zielorientiert und
verfolgte zumeist Einzelmaßnahmen mit geringerer Wirk-
samkeit, ohne Strukturen zu transformieren. fKap. 12, 23g
Die mit Innovationen und ihrer Anwendung verbundenen
komplexen Dynamiken und Ungewissheiten hinsichtlich ih-
rer Wirkungen erfordern neuartige Governance-Konzepte,
die Innovations- und Sektorpolitiken besser integrieren und
breitere Gruppen von Stakeholdern in Politikprozesse ein-
beziehen (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 12, 13g

Um klimapolitische Ziele zu erreichen, ist es wich-
tig, Maßnahmen zwischen den Handlungsfeldern abzu-
stimmen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
fKap. 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9g So genügt es beispielsweise nicht,
lediglich die räumliche Infrastruktur zu verbessern, da der
Umstieg vom Individualverkehr auf den öffentlichen Verkehr
von Gewohnheiten und Wertvorstellungen geprägt wird: Er-
forderlich sind auch eine veränderte räumliche Organisation
der Örtlichkeiten, die täglich erreicht werden müssen, ein
verändertes Verständnis darüber, was als gute Formen der
Fortbewegung verstanden wird, eine neue Zeitökonomie im
Alltag und aktive Mobilitätsmodi (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 3, 6, 7, 8, 9g

Demgegenüber hat die Kombination verschiede-
ner Maßnahmen potenziell große Wirkung, sofern sie
auf die Transformation von Strukturen abzielt (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 2, 3, 12, 23g
Potenziell wirksame Maßnahmen finden sich in den Berei-
chen der Klima- und Raumplanungsgesetze, aber auch der
Steuer-, Förder-, Sozial- und Industriepolitik bis hin zur Auf-
sicht über die Tätigkeit ausgegliederter Unternehmen der
öffentlichen Hand (z. B. im Bereich städtischer Infrastruktur
oder im Verkehrsbereich) bzw. der Tätigkeit unabhängiger
Regulierungsbehörden (zum Beispiel im Bereich Energie).
fKap. 23g

Medien sowie Akteur_innen in Wissenschaft- und
Bildung, die Expertise, Informationen und Wissen be-
reitstellen, gesellschaftliches Bewusstsein stärken, Alter-
nativen erproben und öffentliche Debatten unterstüt-
zen, können die Gestaltung klimafreundlicher Struktu-
ren erleichtern und befördern (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 7, 8, 20g Ein wesentlicher
Beitrag, um adäquate Strukturen klimafreundlichen Le-
bens erfahrbar zu machen, sind vermehrte mediale Berichte
über Alternativen zu klimaschädigenden Formen des Wirt-
schaftens und über transformative Lösungsansätze (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 20g

Zivilgesellschaft und soziale Bewegungen können ei-
nerseits durch Kritik und Protest und andererseits
durch Engagement und soziale Innovationen Verände-
rungen anstoßen. Sie können daher wesentliche trei-
bende Kräfte für die Gestaltung von Strukturen für
ein klimafreundliches Leben sein (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). fKap. 8, 12, 23g Wenn innovati-
ven Beiträgen zivilgesellschaftlicher Bewegungen Aufmerk-
samkeit geschenkt wird, können neue Möglichkeiten der
koordinierten gesellschaftlichen Selbstbegrenzung zur Ein-
haltung planetarer Grenzen für ein klimafreundliches Le-
ben fruchtbar gemacht werden (starke Literaturbasis, hohe
Übereinstimmung). fKap. 2, 6, 8, 14, 16, 21, 23g Bei-
spiele finden sich in Debatten im Bereich der Degrowth-
bzw. Postwachstumsbewegung, von Buen Vivir und im
Kontext der imperialen und solidarischen Lebensweise
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(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 2,
16, 23g

Ohne kritische wissenschaftliche Analyse, ohne zivil-
gesellschaftliche Mobilisierung einer aktiven Klimabe-
wegung, ohne Unternehmen, die sich für klimafreund-
liches Leben einsetzen, und ohne am klimafreundlichen
Leben orientierten Interessenvertretungen, sind die not-
wendigen Transformationen kaum umsetzbar (mittlere
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 23g Zivilge-
sellschaftlicher Protest, der dauerhaft zur Gestaltung klima-
freundlicher Strukturen beitragen will, braucht gestaltungs-
willige Partner_innen, insbesondere in Regierung, Gesetz-
gebung und Verwaltung (mittlere Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). fKap. 1, 2, 12, 23g

Eine wichtige Rolle bei der Gestaltung klimafreund-
licher Strukturen kommt Unternehmen zu, die kli-
mafreundliche Geschäftsmodelle und Wertschöpfungs-
prozesse umsetzen (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 14g Unternehmen schaffen Angebo-
te an Produkten und Dienstleistungen, mit denen Konsu-
ment_innen ihre Bedürfnisse klimafreundlich befriedigen
können, sofern ein solches Angeboten vorhanden ist (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 5, 7, 13,
14, 15, 20, 22g Diese können sich an Prinzipien der Kreis-
laufwirtschaft, des fairen Handels oder der biologischen
Landwirtschaft orientieren und so Angebote an klimafreund-
lichen Gütern und Dienstleistungen schaffen, womit Ein-
zelnen ein klimafreundliches Leben ermöglicht und leichter
gemacht wird (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis). fKap. 3, 5, 8, 6, 7, 9, 14, 15, 17, 18, 20g

Die Umgestaltung der Wirtschaft für ein klima-
freundliches Leben betrifft viele Aspekte der Erwerbs-
arbeit stark (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). fKap. 7g Um klimafreundliche Strukturen zu errei-
chen, können materielle Absicherung sowie die Verteilung
von Transformationskosten als Teil betrieblicher und po-
litischer Begleitmaßnahmen, verhandelt werden. fKap. 7g
Eine Neubewertung von bezahlter und unbezahlter gesell-
schaftlich notwendiger Arbeit und deren am Allgemeinwohl
orientierte Organisation können dazu beitragen, sowohl so-
ziale Ungleichheit zu mindern als auch ein gutes Leben
unter Einhaltung planetarer Grenzen zu fördern (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 7, 8, 9g

Das unternehmerische Gestalten von Strukturen wird
durch Erwartungssicherheit und Planbarkeit erleich-
tert (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 14, 16g Der Staat sowie die Verwaltung von Bund
und Ländern können als Gesetzgeber, Nachfrager und Be-
reitsteller Strukturen für ein klimafreundliches Leben ge-
stalten und Erwartungssicherheit und Planbarkeit schaffen
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 2,
14, 22g Ein Klimaschutzgesetz mit strategischen Zielvorga-
ben und effektiven Sanktionsmechanismen ist erforderlich,

um klimafreundliche Strukturen wirksam zu gestalten (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 11, 12g

Öffentliche Einrichtungen können im Rahmen ihrer
Verantwortlichkeiten, insbesondere ihrer Kompetenzen
im Bereich der Daseinsvorsorge, zu einem Wandel in
Richtung klimafreundlicher Lebensweisen beitragen (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 22g Um
nationale und subnationale (insbesondere auch kommuna-
le) Gestaltungsspielräume in der Daseinsvorsorge nutzen zu
können, werden mehr Handlungsspielräume in der europäi-
schen Wirtschaftsverfassung als wesentlich angesehen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 11g

Klimaschutzmaßnahmen ohne Ausgleich für Ge-
ringverdienende erhöhen Armutsrisiken und ver-
schärfen Armutslagen sowie soziale Exklusion (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 17g Eine
besondere Rolle spielen hierbei steigende Energie- und
Wohnkosten, insbesondere wenn Haushalte mit geringem
Einkommen in energetisch nicht angemessen sanierten
Gebäuden wohnen (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). fKap. 4g Eine etwaige Sanierung kann die
Energie- und Heizkosten reduzieren und zugleich die Miet-
kosten aufgrund einer marktlichen Aufwertung erhöhen
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 4,
17, 18g

Klimaschutzmaßnahmen können Ungleichheiten ab-
bauen und mit sozialstaatlichen Maßnahmen, die
vor Nachteilen und Verlusten schützen bzw. sozia-
le Sicherheit gewährleisten, kombiniert werden (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). fKap. 3, 5, 7, 8,
9, 18g Diese umfassen ausgebaute materielle Absicherung
sowie die sozial-, gender-, umwelt- und klimagerechte Ver-
teilung von Transformationskosten (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). fKap. 3, 4, 7, 8, 14, 17, 18g

Wenn Klimaschutzmaßnahmen zu einem guten, siche-
ren und leistbaren Leben für alle beitragen, werden diese
eher akzeptiert, sind so leichter umsetzbar und wirk-
samer (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
fKap. 2, 5, 7, 9, 15, 17g Beispiele aus der Literatur umfassen
die Versorgungssicherheit durch geringe Abhängigkeit von
fossilen Energieträgern sowie durch allgemein zugängliche
öffentliche Infrastrukturen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). fKap. 2, 4, 6, 7, 8, 14, 16, 17, 18, 19g Be-
sonders vielversprechend sind Strukturveränderungen, die
Gewohnheiten verändern um Treibhausgasemissionen zu
mindern und gleichzeitig die Lebensqualität erhöhen so-
wie bestehende soziale Ungleichheiten (z. B. Ernährungsar-
mut, Energiearmut) reduzieren ohne neue zu schaffen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). fKap. 2, 3, 4, 5,
7, 8, 9, 17, 18g

Die Transformation von Strukturen für ein klima-
freundliches Leben erfordert das Mitwirken aller ge-
sellschaftlichen Kräfte. Zielorientiert und koordiniert
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können Rahmenbedingungen und Verhältnissen unge-
achtet verschiedener Positionen gemeinsam klimafreund-
licher gestaltet werden: durch Unternehmer_innen, in
Vereinen, Sozial-, Umwelt- und Klimabewegungen, am
Arbeitsplatz, in Kammern und Interessenvertretungen
als Teil der Sozialpartnerschaft. Ohne kritische wissen-
schaftliche Analyse, ohne zivilgesellschaftliche Mobili-
sierung einer aktiven Klimabewegung, ohne Unterneh-
men, die sich für klimafreundliches Leben einsetzen, und
ohne an Allgemeinwohl und klimafreundlichem Leben

orientierte Interessenvertretungen sind die notwendigen
Transformationen kaum umsetzbar.

Besondere Kompetenzen, Ressourcen und Entschei-
dungsverantwortung für die Gestaltung klimafreundli-
chen Lebens liegen bei öffentlichen Entscheidungsträ-
ger_innen, in Gesetzgebung und Regierung.

Nur wenn die aufgezeigten Gestaltungsmöglichkeiten
umgesetzt werden, kann klimafreundliches Leben in Ös-
terreich möglich, attraktiv und selbstverständlich wer-
den.
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Why a focus on structures matters

Thus far, living in a climate-friendly way in Austria is
difficult. In most areas of life, from work and housing
to nutrition, mobility and leisure activities, existing struc-
tures promote climate-harmful behaviour and make climate-
friendly living difficult (high agreement, strong literature
base). fChaps. 3–9g The present report confirms the rele-
vance of statements of the United Nations Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC) for Austria, according to

which fundamental transformations in the sense of compre-
hensive structural changes are necessary to achieve the goals
of the Paris Climate Agreement (high agreement, strong lit-
erature base).

The report is based on the following understanding of
climate-friendly living: Climate-friendly living durably
ensures a climate that enables a good life within plan-
etary boundaries. fChap. 1g When climate-friendly living
becomes the norm, it leads to a rapid reduction of direct and
indirect greenhouse gas emissions and does not burden the
climate in the long term. Climate-friendly living strives to
achieve a high quality of life for all people while respect-
ing planetary boundaries. It is about a good and safe life not
only for some people, but for all, in Austria and globally.
In this sense, justice, and meeting all needs are both part of
climate-friendly living. Similarly, the relations to other social
and environmental goals (e.g. UN Sustainable Development
Goals) are essential. Based on scientific literature, this report
evaluates different approaches to transforming structures so
that climate-friendly living in Austria is a permanent possi-
bility and quickly becomes the status quo.

Structures are the framework conditions and relations
in which daily life takes place. Examples of framework con-
ditions are spatial planning and the tax system; examples of
relations are production and income relations. fChaps. 1, 2g
The literature assessed shows in its entirety that structures fa-
cilitate, impede or prevent climate-friendly behaviour. Struc-
tures influence (1) how climate-harmful it is that individuals
behave, (2) in which way individuals are affected by climate
protection measures, and (3) to what extent actors have the
possibility to shape these structures. A distinction can be
made between immaterial structures (e.g. legal norms, plan-
ning regulations) and material structures (e.g. water pipelines
and energy infrastructure). These structures are interdepen-
dent: the mobility system, for example, includes immaterial
structures such as road traffic regulations and material struc-
tures such as the road and rail network.

The assessment of the state of research unequivocally
states that to make climate-friendly living a permanent
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possibility and quickly commonplace, a fundamental and
far-reaching transformation is needed, including dis-
mantling of climate-harmful structures and building of
climate-friendly ones. In the literature, there are numer-
ous proposals for effective measures to achieve this, such
as: a steady, substantial and long-term increasing price on
climate-harmful emissions (high agreement, strong litera-
ture base) fChaps. 16, 2, 3, 5, 6, 7, 9, 11, 13, 14, 15,
17, 18g, a binding climate protection law with effective sanc-
tion mechanisms (high agreement, strong literature base)
fChaps. 11, 12, 14g, the provision of attractive, efficient and
climate-friendly public mobility infrastructures (high agree-
ment, strong literature base) fChaps. 2, 4, 6, 7, 8, 14, 16, 17,
18, 19, 22g, climate-friendly and coordinated spatial, urban
and settlement planning (high agreement, strong literature
base) fChaps. 4, 6, 17, 19, 22g, or mandatory EU system of
environmental due diligence for supply chains (high agree-
ment, medium literature base) fChap. 15g.

Although most of the literature reviewed emphasises
that structural changes are essential to enable climate-
friendly living, varying disciplines and theories define
the term structures differently, each focusing on as-
sorted structures that exacerbate the climate crisis (high
agreement, strong literature base). fChap. 2g Four differ-
ent perspectives were identified in the report. fChaps. 2,
24–28g One group focuses on profound societal changes
and examines structures such as social inequality, or growth
constraints and dependencies, and human domination of na-
ture (medium agreement, strong literature base). fChap. 2g If
the focus is on systems of provision, the theories examine
how different goods and services are provided, for exam-
ple for food, housing or mobility, and with which modes
of living, practices and habits these are associated (medium
agreement, medium literature base). fChap. 2g If the mar-
ket is the centre of analysis, then market failures, prices
and choice architectures are essential framework conditions
for decision-making (e.g., on investments) (high agreement,
strong literature base). fChap. 2g If the focus is on innova-
tions, then also new governance models are needed for social
and technical innovations (medium agreement, medium liter-
ature base). fChap. 2g

Shaping structures through joint action

Shaping structures for climate-friendly living means tar-
geted and coordinated action that is oriented towards the
common good, is aware of the conflictual nature of social
conditions, negotiates between differing interests and im-
plements changes with democratic legitimacy. fChap. 1g
Legislation is often needed for such action, e.g. tax law re-
forms to introduce a CO2 price, a ban on oil and gas heating
fChap. 4g or the introduction of a climate ticket for pub-

lic transport fChaps. 3, 4, 6, 17g. The concrete shaping of
climate-friendly structures is then essentially done by the
administration, which implements climate policy measures
(high agreement, medium literature base). fChap. 1g As an
example, the above mentioned climate ticket was a targeted
climate policy initiative of the federal government, which
was implemented (following acceptance of the resolution in
parliament) in a coordinatedmanner by a multitude of actors,
from federal ministries and regional transport associations to
public and private transport companies and local authorities.
fChap. 1g

Climate-friendly living requires paying more attention
to the shaping of structures and less preoccupation with
how individuals can or should change their behaviour
within existing structures (high agreement, strong litera-
ture base). fChaps. 1, 2, 3, 4, 5, 10, 23g For climate-friendly
living to become self-evident, it is not enough to inform
individuals about the climate intensity of consumption deci-
sions fChap. 3g, to hope for innovative companies to survive
within climate-harmful market structures fChaps. 13, 14,
15, 16g, or to appeal to the individual to behave in a climate-
friendly way fChaps. 1, 2g. Instead, it is necessary to dis-
mantle climate-harmful structures and build climate-friendly
ones (high agreement, medium literature base). fChaps. 1, 2,
14, 16, 22g

The report emphasizes throughout that among the ac-
tors who could shape structures in a climate-friendly
way, there is not yet sufficient commitment in Austria
to work within the existing scope to do so, nor to cre-
ate new structures for climate-friendly living. National
and European legislation and the executive are influential
shapers of structures (high agreement, medium literature
base). fChap. 1g Chambers, trade unions and interest groups
of companies, and agriculture are also influential political
actors in general and especially in climate policy (high agree-
ment, medium literature base). fChap. 12g However, many
actors react rather cautiously to European and international
climate policy guidelines (medium agreement, medium lit-
erature base). fChaps. 3, 7, 8, 12, 14, 15g Policymakers
are slow to implement agreed-upon measures to reduce
greenhouse gas emissions (high agreement, medium litera-
ture base). fChaps. 12, 15g Shaping structures for climate-
friendly living in Austria has been a subordinate concern of
social partners; the representation of business interests espe-
cially is perceived as a persisting force (high agreement, low
literature base). fChaps. 7, 12, 14g This is also shown by the
fact that progress in environmental policy after EU accession
was mostly due to EU requirements or such constellations
in which short-term economic advantages could be expected
at the same time (high agreement, medium literature base).
fChap. 12g

Governance mechanisms significantly influence
whether and how coordinated and targeted action
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can be taken (high agreement, strong literature base).
fChaps. 1, 12g As the report shows, many governmental and
non-governmental actors can shape climate-friendly struc-
tures, provided they focus on climate-friendly living and act
in a coordinated way. Specific actors examined in the report
were government, political parties, administration, com-
panies, interest groups, social partners, social movements,
science and the media. New developments for climate gover-
nance in Austria have been the strengthening of civil society
movements for climate-action in 2019 and the establishment
of a Federal Ministry for Climate Protection with extensive
responsibilities. fChap. 12g

Through criticism and protest, civil society has tem-
porarily brought climate policy to the centre of public
debates worldwide as of 2019 (high agreement, strong
literature base). fChaps. 8, 12g Essential to this was the co-
ordinated action of social movements such as Fridays for
Future, which resulted in climate change being discussed
as a societal problem (high agreement, strong literature
base). fChaps. 8, 12g This development has introduced new
possibilities for shaping climate policy in Austria (high
agreement, low literature base). fChap. 12g However, en-
vironmental movements can realize their potential only
when supported by influential political actors located inside
and outside the respective government (medium agreement,
medium literature base). fChaps. 2, 12g

In general, criticism and protest by environmental
movements are essential for raising awareness and set-
ting the political agenda on the climate crisis (strong
agreement, strong literature base). fChaps. 1, 2, 12g They
bring controversial challenges into the public debate such
as the coupling of growth dynamics with emission develop-
ments in the context of the historical responsibility of the
Global North. fChaps. 1, 15g Furthermore, environmental
movements also experiment with innovative and sufficiency-
oriented practices and show implementation possibilities and
roadmaps to climate-friendly living (high agreement, strong
literature base). fChaps. 2, 8, 12, 23g

Climate policy in the context of other objectives

The challenges faced regarding climate policy are greater
than ever and continue to grow, while current emission-
reducing measures are not sufficient to achieve the goals
of the Paris Agreement – neither in Austria (climate neu-
trality by 2040) nor in the EU or globally (high agreement,
strong literature base). fChaps. 1, 3, 11, 12, 14, 19, 22g In
the past, improved coordination and implementation of cli-
mate policy was attempted. However, no target-conforming
greenhouse gas emission reductions can be observed in Aus-
tria (high agreement, strong literature base). fChaps. 1, 3, 12g
Climate policy at the federal level was expressed in three cli-

mate strategies (2002, 2007 and 2018), a Climate Protection
Act and corresponding amendments (2011, 2012, 2017) as
well as two programmes of measures for the years 2013/2014
and 2015 to 2018. The Austrian National Energy and Climate
Plan (NEKP) 2018 was presented in 2018, which was neither
sufficiently target-oriented nor sufficiently coordinated when
it was adopted (high agreement, medium literature base).
fChap. 12g It focused on technology development and light-
house projects, but did little to transform deeper economic,
spatial, and temporal structures (high agreement, medium lit-
erature base). fChap. 23g

The recording of greenhouse gas emissions as emis-
sions within a territory, as agreed under international
law, underestimates how emission-intensive and climate-
harmful life in Austria actually is (see Fig. SPM.1 for
a comparison) (high agreement, strong literature base).
fChap. 1g The climate-harmful emissions caused globally by
daily life in Austria are higher by about half if all emissions
generated abroad to meet demand in Austria (consumption-
based emissions) are taken into account (high agreement,
medium literature base). fChap. 1g This high deviation can
also be observed in other rich countries with strong for-
eign trade relations, i.e. high import and export shares for
goods and services (high agreement, strong literature base).
fChap. 1g Only if all consumption-based emissions are taken
into account in climate policy measures will such global in-
terrelationships be captured. This is a prerequisite for Austria
to contribute to global climate justice instead of outsourc-
ing emissions (high agreement, medium literature base).
fChaps. 1, 3, 5, 15g

Strategies to reduce greenhouse gas emissions have
so far focused primarily on increased energy and green-
house gas efficiency in order to decouple resource use or
emissions from economic growth (high agreement, strong
literature base). fChaps. 1, 3, 23g The scientific evidence for
the effectiveness of this strategy is weak. fChap. 14g There
are examples where energy or GHG consumption has in-
creased more slowly compared to economic growth (relative
decoupling), but hardly anywhere energy or GHG consump-
tion has actually decreased as national income has increased
(absolute decoupling) (medium agreement, medium litera-
ture base). fChap. 1, 14g A similar trend can be seen in terms
of resource use (medium agreement, low literature base).
fChap. 15g This can be attributed to the fact that efficiency
gains in the use of material and energy use or greenhouse gas
emissions are often overcompensated by increased consump-
tion (rebound effect) (medium agreement, strong literature
base). fChaps. 2, 3, 5, 7, 8, 9, 14, 15, 16, 22g

Studies prove that greenhouse gas emissions are cou-
pled with material use associated to current modes of
production and consumption both globally and in Austria
(medium agreement, medium literature base). fChaps. 5, 15g
The literature discusses the need for an absolute reduction
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Fig. SPM.1 Dynamics of Austria’s climate-harmful emissions in territorial (production-based) and consumption-based methods (“footprint”).
fChap. 1g

in global consumption to achieve global and national cli-
mate targets (medium agreement, medium literature base).
fChap. 15g Accordingly, the scientific community is also ex-
amining scenarios and strategies that focus on sufficiency
and address the possible advantages and disadvantages of
measures to shrink specific sectors of the economy or the
economy as a whole (high agreement, medium literature
base). fChaps. 2, 3, 7, 8, 9, 14, 16g

Unabated high emissions result from inconsistent po-
litical framework conditions, especially in the area of
economic policy (high agreement, medium literature base).
fChap. 14g Current climate policy measures aimed at chang-
ing supply structures in most cases only partially support
the dissemination of climate-friendly products and services
(medium agreement, medium literature base). fChap. 14g
Existing financial and regulatory framework conditions cre-
ate few incentives to reduce greenhouse gas emissions
and sometimes even favour climate-harmful activities (high
agreement, strong literature base). fChaps. 7, 14, 15, 16g
Examples include subsidies of climate-harmful structures
in the energy, mobility or production sectors fChaps. 6, 7,
11, 14g such as housing subsidies, which do not contribute
to climate-friendly construction or to increasing the rate of
renovation fChap. 4g or subsidies for commuters that foster
urban sprawl. fChap. 5g

The distribution of wages, salaries, other kinds of
income and assets, as well as access to infrastructure, sig-
nificantly determine to what extent individuals behave in

a climate-friendly manner (high agreement, strong litera-
ture base). fChaps. 1, 3, 9, 17g High-income and wealthy
households live more climate-harmful modes of living than
low-income households, regardless of their level of edu-
cation. However, the emissions of even the lowest income
groups are currently too high to reach the Paris climate tar-
gets (high agreement, medium literature base). fChap. 17g.
Furthermore, inequality can lead to increased consumption
due to status competition and thus to increased emissions
(medium agreement, medium literature base). fChap. 17g

Income and wealth influence not only the possibility
to live in a climate-friendly way, but also the possibility
to shape climate-friendly structures (medium agreement,
low literature base). fChap. 1g The room for manoeuvre of
low-income and low-asset groups compared to the well-off
or wealthy is often limited (medium agreement, medium lit-
erature base). fChaps. 1, 17g

Structural changes for climate-friendly living

Climate protection as a cross-cutting issue
requires multi-level governance

Climate protection is a cross-cutting issue reflected in,
among other things, a variety of legal provisions on
climate policy (high agreement, strong literature base).
fChap. 11g Climate protection law includes, on the one
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hand, provisions that directly serve the protection of the cli-
mate, such as provisions on the reduction of climate-harmful
greenhouse gases, and, on the other hand, provisions that
have indirect effects on climate protection, such as provi-
sions on soil or water protection. fChap. 11g In addition,
provisions in other legal matters are of structural impor-
tance for climate-friendly living (such as public procurement
law or WTO law) (high agreement, medium literature base).
fChaps. 11, 15g Climate protection law is shaped and en-
forced on several levels; in this context, there is a need for
delimitation of competences, coordination and harmonisa-
tion from the international, European and national to the lo-
cal level (high agreement, strong literature base). fChaps. 10,
11, 12g

European Union regulations influence the legal frame-
work that Austria can set for climate-friendly living (high
agreement, strong literature base). fChaps. 11, 12g With
the European Emission Trading System (EU ETS) for the
emission- and energy-intensive industry and parts of the en-
ergy sector, the use of market-based instruments is prescribed
for Austria by EU law. fChap. 11g National scope for action
with direct climate relevance exists predominantly in the area
outside the European emissions trading system (“non-ETS”),
especially in transport, buildings, agriculture and waste man-
agement, trade and industrial installations not included in the
ETS, as well as renewable energy sources (high agreement,
strong literature base). fChap. 11g

In the field of infrastructure systems, regulatory
frameworks have a major influence on shaping organi-
sational structures (high agreement, strong literature base).
fChap. 22g These have so far been characterised by a lib-
eralisation of markets with the aim of improving overall
economic efficiency in the European Union and socialis-
ing monopoly rents (high agreement, strong literature base).
fChap. 22g In the absence of appropriate planning and gov-
ernance, both the current use and maintenance and further
expansion of grid-based infrastructures often lead to more
greenhouse gas emissions (high agreement, strong literature
base). fChap. 22g

The National Climate Change Act (KSG) is intended
to coordinate climate policy in the area that is not subject
to European emissions trading (high agreement, strong lit-
erature base). fChap. 11g The commitment period of the
KSG in its current version expired in 2020, its steering and
enforcement power is assessed as low; a new version of the
KSG has been under negotiation since 2020 (high agreement,
medium literature base). fChaps. 5, 11, 12g

There is no explicit fundamental right to environmen-
tal or climate protection in Austria. fChap. 11g In indi-
vidual European countries, courts have upheld lawsuits con-
cerning stronger climate targets, citing the guarantees of the
European Convention on Human Rights (ECHR) or state ob-
jectives (high agreement, strong literature base). fChap. 11g

The interaction of a multitude of actors determines cli-
mate change law (high agreement, strong literature base).
fChap. 11g Intra-administrative departmental antagonisms
also shape the design of national and European climate pol-
icy (medium agreement, medium literature base). fChap. 11g
Coordinated and targeted action is hampered by the organi-
sation of political responsibilities in separate “pillars” with
their respective inherent logics as well as the lack of longer-
term and strategically adaptive policy learning (medium
agreement, medium literature base). fChap. 13g

In environmental authorisation procedures, the
Aarhus Convention has significantly strengthened the
rights of environmental organisations (high agreement,
strong literature base). fChap. 11g This strengthening is
in principle beneficial for climate protection, although
the assessment is differentiated especially in connection
with projects for the expansion of renewable energy (high
agreement, medium literature base). fChap. 11g From the
perspective of project operators, increased public participa-
tion and the participation of environmental organisations in
particular is often qualified as an obstacle in locational com-
petition (high agreement, strong literature base). fChap. 11g

Austria’s federal system shows a high degree of diver-
gence in terms of target and decision-making structures,
scope for action and time horizons (high agreement, strong
literature base). f, 12, 19g The federal distribution of com-
petences, especially in spatial planning, construction and
transport, complicates decision-making and thus targeted de-
carbonisation (medium agreement, medium literature base).
fChap. 12g

When policy instruments are combined, transforma-
tions can be initiated and accompanied much more
successfully (medium agreement, medium literature base).
fChaps. 4, 13, 14, 15g The combination of innovative supply-
side and demand-side instruments includes research and
innovation promotion, regulation and procurement. Exam-
ples include green and innovation procurement fChap. 13g,
bans on cars in cities fChap. 6g, or bans on the installation of
gas and oil heating systems in new buildings or conversions
fChap. 14g. If policy instruments are tested (e.g. with the
help of real laboratories, regulatory experiments, regulatory
sandboxes etc.) so that statements about their effectiveness
can be made, they should be accompanied by monitoring,
learning and evaluation processes over longer time-periods
(high agreement, strong literature base). fChaps. 13, 21, 22g
This also applies to the creation of climate-friendly social
security systems (high agreement, medium literature base).
fChap. 18g

If climate-friendly structures are to be created in the
federal system, this will require targeted and coordinated
governance models, the use of existing sectoral planning
competences and a serious consideration of a redesign of
the distribution of competences, especially in the areas of
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climate protection and spatial planning (high agreement,
strong literature base). fChap. 11g The introduction of an
own requirement competence for climate protection on fed-
eral level as well as the use of national scope for action within
the framework of European climate protection legislation is
considered necessary in many instances, if uniform climate
protection standards are to be created. The reorganisation
of the matter of “spatial planning” in terms of competence
law and the use of federal sectoral planning competences is
seen as necessary for binding and coordinated transport and
network infrastructure planning (high agreement, medium
literature base). fChaps. 11, 22g If climate-friendly structures
are to be anchored institutionally in the long term, regu-
lar and well-organised forms of cooperation are appropriate
(high agreement, strong literature base). fChaps. 12, 18g On
the basis of new legal foundations (e.g. Renewable Energy
Expansion Act 2021), new organisational and actor models
can be developed and tested in experiments (medium agree-
ment, weak literature base). fChaps. 11, 15, 22g

Democratic public sphere as the foundation of
climate policy

A lively public debate, committed educational and scien-
tific institutions, social movements, civil society initiatives
as well as education and public outreach are the foun-
dations of a democratic public sphere. fChaps. 1, 2, 3g
However, large parts of the education and science system
currently reinforce existing conditions and do not focus
to a sufficient extent on sustainability as well as climate-
friendly modes of living (high agreement, strong literature
base). fChap. 21g The media reports increasingly – but still
on a low level – about climate protection and thus contributes
little to the democratic debate on climate-friendly living
(high agreement, strong literature base). fChap. 20g In both
fields (education & science and media coverage), the focus
is on individual behavioural changes, predominately high-
lighting issues of lifestyle and shopping behaviour, while
structures of climate-friendly living receive far less attention
(high agreement, medium literature base). fChaps. 20, 21g

Media attention on the climate crisis remains at a low
level, even if it has increased in recent decades (high
agreement, medium literature base). fChap. 20g Some ac-
tors in the Austrian media sector have had little to no
discernible focus on the climate crisis (low agreement, weak
literature base). fChap. 20g The intensity of climate crisis
reporting and the specific design of such reports depends
on established media practices (such as occasion-based re-
porting and focus on news value), as well as on compe-
tition with other topics (high agreement, strong literature
base). fChap. 20g When climate crisis reporting occurs, it is
mostly described as human-made and in line with the sci-

entific consensus (high agreement, strong literature base).
fChap. 20g However in some media houses, especially those
with ideological proximity to right-wing conservative po-
litical positions and also in parts of social media, climate
crisis-sceptical or even -denying positions are still present
(high agreement, medium literature base). fChap. 20g In so-
cial media, a range of detailed scientific questions, (lay)
questions as well as newly emerging topics are discussed and
are thus relevant for agenda setting and mobilisation, e.g. of
NGOs and activists; this applies to both climate-friendly and
climate-crisis-sceptical positions (high agreement, low liter-
ature base). fChap. 20g

The current environment of media companies makes
it difficult for them to take a proactive role in shap-
ing climate-friendly structures. Difficulties arise mainly
via increasing competitive pressure and predominantly
private sector ownership, as well as dependence on politi-
cal actors, advertising markets, and a lack of incentives
for quality journalism. (high agreement, weak literature
base). fChap. 20g Media coverage is mostly dominated by
market and innovation arguments and related proposals to
avert the climate crisis (high agreement, medium literature
base). fChap. 20g The analysis of driving forces and climate-
harmful structures (e.g. the modern understanding of nature
domination as well as social and economic growth con-
straints) receives little attention in media coverage (high
agreement, weak literature base). fChap. 20g

If media are to increase awareness of the need to shape
structures, this can be achieved through strengthened
and financially independent scientific, environmental and
climate journalism as well as alternative forms of journal-
ism (e.g. transformative journalism) (medium agreement,
weak literature base). fChap. 20g Further options includeme-
dia regulation (especially the design of media subsidies), the
withdrawal from fossil-fuel promoting advertising markets
(i.e., the advertising of climate-harmful products or services
such as cars with combustion engines or low-cost flights), the
development of new financing models, and the restructuring
of ownership in the media sector (medium agreement, weak
literature base). fChap. 20g

The promotion of competences for climate-friendly
living also includes the considerable need for qualifica-
tion and retraining for the climate-friendly transforma-
tion of the economy (high agreement, low literature base).
fChap. 7g Competences for climate-friendly living are pro-
moted when climate change education and education for
sustainable development become the basis of curricula and
educational plans in the formal education system as well as
in the education of teachers (including continuous training).
Strengthening such competencies can also be addressed by
informal and non-formal education (in municipalities, muse-
ums, libraries, etc.) (high agreement, strong literature base).
fChap. 20g
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In the education system, the focus on the reproduc-
tion of existing knowledge weakens independent learning
oriented towards values of sustainability and thus the
co-production of new knowledge (high agreement, strong
literature base). fChap. 21g In education and science, trans-
disciplinary cooperation between science and social actors
and interdisciplinary cooperation within science are disad-
vantaged by prevailing disciplinary structures (high agree-
ment, strong literature base). fChap. 21g

If education and science are to be made fruitful for
climate-friendly living, the adoption of social responsibil-
ity by education and knowledge institutions is required.
Further, a paradigm shift towards holistic, integrated
and transformative scientific and pedagogical practice is
needed (high agreement, strong literature base). fChap. 20g
This concerns institutions such as schools, colleges and uni-
versities. fChap. 21g Essential are the orientation towards
the Sustainable Development Goals of the United Nations as
well as the goals of Education for Sustainable Development
of UNESCO, an inter- and transdisciplinary examination
of socially relevant problems and comprehensive structural
reforms, which also concern educational curricula (high
agreement, strong literature base). fChap. 21g

Academia promotes climate-friendly and sustainable
living with discussions on goals, contents and structures
(e.g. incentive systems, tender criteria), the critique of
existing power and competition relations, and new co-
operative institutions for inter- and transdisciplinarity
(high agreement, strong literature base). fChap. 21g Ex-
amples include the establishment of corresponding profes-
sorships, institutes, research centres, career positions, study
programmes, textbooks, journals, research networks and so-
cieties (high agreement, strong literature base). fChap. 21g

Spatial conditions, infrastructures and
time-bound activities

Existing spatial conditions, (networked) infrastructure
and time and work structures determine the extent to
which it is possible to live in a climate-friendly man-
ner. They determine where and when individuals engage
in which activities and thus reinforce climate-harmful
practices or enable climate-friendly ones (high agreement,
strong literature base). fChaps. 3, 4, 7, 8, 9, 17, 19, 22g
Spatial structures include in particular the relations between
urban, rural and suburban space. They influence, for exam-
ple, daily mobility behaviour and how climate-harmful it
is that individuals live. fChaps. 19, 22g On a global level,
these structures also include the relations between the Global
North and South. fChap. 15g Time and work structures re-
sult from time-bound activities and obligations in the field of
paid employment as well as the unpaid, indispensable, vital

and often invisible care work. They shape the scope of action
of individuals and restrict the possibility to live in a climate-
friendly way (medium agreement, medium literature base).
fChaps. 3, 7, 8g

Existing land use structures take up a vast amount of
area, fragment the landscape and cause long distances
(medium agreement, medium literature base). fChaps. 6, 19g
In a European comparison, Austrian land consumption
for settlement and transport purposes is above-average
and increasing (high agreement, medium literature base).
fChaps. 4, 5, 19g The design of the municipal tax, with rev-
enues entirely allocated to the municipality in which a busi-
ness establishment is located, is seen as a major driver of
locational competition between neighbouring municipalities
for greenfield sites and is one of the causes of a climate-
harmful spatial and transport structure (high agreement, low
literature base). fChap. 19g Furthermore, a lack of land ded-
icated to renewable energy makes climate-friendly living
difficult (high agreement, strong literature base). fChap. 19g
With increased shift to renewable energy, there is additional
demand for land and subsequently land competition (high
agreement, low literature base). fChap. 19g

Urban sprawl in suburban areas, which often goes
hand in hand with climate-harmful car traffic, makes
climate-friendly behaviourmore difficult (high agreement,
strong literature base). fChaps. 6, 7, 11, 19g Shopping malls
and commercial agglomerations, logistics centres and large-
scale car parks at city and town entrances as well as outside
the settlement edges go hand in hand with climate-harmful
land consumption, which is countered by vacancies and
declining attractiveness in city and town centres (high agree-
ment, medium literature base). fChap. 19g Accordingly, car
use – measured in the degree of motorisation and the average
daily distances travelled – has continued to increase in rural
and suburban regions. Only in some provincial capitals has
the trend slowed down or reversed (high agreement, strong
literature base). fChaps. 6, 17g Besides mobility for daily
needs, commuting and journeys for unpaid care work are
climate relevant (high agreement, medium literature base).
fChaps. 6, 7, 8, 9g

Existing time or work structures in combination
with spatial structures and climate-harmful (grid-based)
infrastructure make climate-friendly leisure activities
more difficult (medium agreement, medium literature base).
fChaps. 3, 7, 8, 9g Time pressure, acceleration and other
stresses in work and everyday life reduce the quality of life
and influence how climate-friendly it is that individuals be-
have (high agreement, strong literature base). fChaps. 3, 8, 9g
The observable value change towards work-life balance and
demands for meaningful work increase the legitimacy of
structures that make employment relations climate-friendly
(e.g. home office and reduction of working hours) (medium
agreement, medium literature base). fChaps. 7, 8g
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Under the current legal framework, the instruments
of spatial planning are not sufficient to effectively re-
verse climate-harmful spatial developments and to shape
climate-friendly structures (high agreement, medium lit-
erature base). fChaps. 11, 19g In order to create climate-
friendly spatial structures, it is necessary to reform spatially
effective fiscal instruments (e.g. fiscal equalisation scheme),
to abolish climate-harmful subsidies (e.g. redesign of the
commuter allowance) and to implement climate-friendly
levies (e.g. skimming of profits from zoning, vacancy taxes)
and incentives (e.g. unsealing premium) (high agreement,
strong literature base). fChap. 19g

Energy supply, spatial structures and available forms
of mobility determine the emission intensity of daily
leisure and vacation activities, including related travel
(high agreement, strong literature base). fChaps. 3, 6, 9, 19g
Leisure transport causes increasing greenhouse gas emis-
sions (high agreement, strong literature base). fChap. 5g
A comprehensive transformation of the energy and mobil-
ity sector is therefore central to reducing climate-harmful
behaviour and making climate-friendly activities the status-
quo (high agreement, strong literature base). fChaps. 6, 9,
14, 22g Greenhouse gas emissions caused by internet and
communication technologies as well as by the digitalisation
of leisure activities are increasing but are not easily assess-
able in terms of climate friendliness, as the provision of
non-digital options also causes emissions (high agreement,
medium literature base). fChap. 9g

In the residential sector, space heating in buildings
is by far the largest greenhouse gas emitter (high agree-
ment, medium literature base). fChap. 4g Therefore, phasing
out oil and gas and switching heating systems to renew-
able energy sources (e.g. heat and electricity from renewable
sources via heat pump heating) and to climate-friendly dis-
trict heating (e.g. geothermal, biomass, biogas) is central to
climate-friendly housing (high agreement, strong literature
base). fChap. 4g

Climate-friendly living can quickly become a default
and a permanent possibility and common place if all
routes are short and can be covered on foot, by bicycle
or public transport (high agreement, strong literature base).
fChaps. 3, 6, 7, 8, 9, 17, 18, 19, 22g This reduces the volume
of car traffic and the space required for transport infra-
structure in favour of recreational and meeting spaces (high
agreement, strong literature base). fChap. 19g As a result,
less land is taken up for development, less land is sealed, and
land scarcity is reduced, which in turn enables the switch to
renewable energy sources as well as the reduction of green-
house gas emissions (high agreement, strong literature base).
fChaps. 8, 9, 19g Similarly, investments in high-quality and
affordable public infrastructure and services are important
to promote climate-friendly living in work, leisure and care
work and to strengthen socially acceptable transformation

(high agreement, medium literature base). fChaps. 7, 8, 9,
17, 18g

Less time pressure, reduced multiple stresses and
more opportunities for recreation in leisure time can
facilitate climate-friendly behaviour (high agreement,
medium literature base). fChaps. 3, 7, 8, 9g Reduced working
hours and a more equal division of paid and unpaid work and
leisure time between the sexes reduce stress, make climate-
friendly practices more attractive and allow the volume of
paid work to be distributed more fairly (high agreement,
medium literature base). fChaps. 7, 8g To achieve this,
social protection and sufficient household income are essen-
tial prerequisites (high agreement, medium literature base).
fChaps. 3, 7g In addition, suitable infrastructures that are af-
fordable, alleviate time pressure, reduce distances and offer
support (e.g. decentralised care services) are needed; liveable
neighbourhoods with functioning local supply and services
of general interest as well as affordable and high-quality
public transport are two examples of win-win changes (high
agreement, medium literature base). fChaps. 3, 8, 9, 18g

If climate-friendly behaviour is to be facilitated by
short distances, suitable framework conditions and in-
frastructures are needed, especially in the currently
resource-intensive transport, housing and energy sectors
(medium agreement, medium literature base). fChaps. 3, 8,
9, 17, 19, 22g Essential for this are (1) a land-saving build-
ing density with a corresponding higher degree of greening,
(2) a stronger functional mix that includes working, living,
health, education, care and recreation facilities, (3) better ac-
cessibility by public transport as the backbone of settlement
development, and (4) a polycentric settlement structure in
which work opportunities as well as educational, care and
recreational facilities are located in environmentally friendly
accessible locations (medium agreement, medium literature
base). fChap. 19g This can alleviate conflicting goals be-
tween the development of renewable energy sources and
nature, landscape, townscape and soil protection (medium
agreement, strong literature base). fChap. 19g

If spatial planning is to shape climate-friendly spatial
structures, numerous prerequisites need to be fulfilled
(high agreement, medium literature base). fChap. 19g (1) Ex-
isting spatial planning instruments for land use and locational
planning are to be used consistently in a targeted man-
ner; (2) different actors (in politics, administration, business
and civil society) are to be broadly integrated via infor-
mal instruments and planning processes; (3) the coordination
tasks of spatial planning are to be emphasized; (4) sectoral
planning (esp. transport, water, sewage, and energy system
planning, as well as tourism) and subsidies (esp. for hous-
ing and business) should take into account spatial and thus
indirect climate-relevant effects; (5) in combination with in-
tegrated energy spatial planning, the switch to renewable
energy sources and the spatially compatible expansion of re-



Structural changes for climate-friendly living 27

newable energy supply should be ensured (high agreement,
strong literature base). fChap. 19g

To strengthen the core competencies of spatial plan-
ning, which set the framework for the siting, develop-
ing and designing of settlement, landscape and green
spaces as well as business locations, more assertiveness,
courage and governance for targeted and coordinated
action is needed (medium agreement, medium literature
base). fChap. 19g This requires new guidelines and a new
governance culture that ensures legal certainty, grants flex-
ibility and at the same time enables consistent decisions
(medium agreement, medium literature base). fChap. 19g
Climate-friendly living becomes easier when the focus is
less on private, often exclusive and resource intensive, inter-
ests, which give priority to individual consumption (medium
agreement, low literature base). fChap. 4g

In order to change network infrastructures towards
climate friendliness, spatial planning instruments and
mission-oriented research and development, along with
long-term strategies, solid investment plans, reliable legal
frameworks, and international and national coordination
are necessary (high agreement, weak literature base). The
complexity associated with the design of grid-bound infra-
structure systems requires a high degree of coordination and
cross-sectoral cooperation between public, private and civil
society actors in order to align planning and measures with
climate-friendly living and to use sectoral and spatial inter-
sections (high agreement, strong literature base). fChap. 22g

Public actors can shape structures in a climate-
friendly way by setting public service obligations for
operators of grid-based infrastructures in the fields of
energy and mobility (high agreement, medium literature
base). fChap. 22g The federal government, states (Län-
der) and municipalities are majority owners of important
infrastructure-relevant companies such as ÖBB, ASFINAG,
APG as well as many distribution network operators in the
states (Länder). fChap. 22g As owner representatives on su-
pervisory boards and as legislators, they have a wide range
of opportunities to shape structures, for example through
investment decisions and strategic guidelines (high agree-
ment, medium literature base). fChap. 22g Making use of
these opportunities can promote climate-friendly behaviour
of transport participants and energy users, as this strongly
depends on infrastructures as well as regulatory and fiscal
policy frameworks (high agreement, strong literature base).
fChaps. 4, 6g

A comprehensive transformation of the energy and
mobility sector requires targeted planning, decision-
making and implementation as well as the monitoring
of demonstrably efficiency-tested measures at all admin-
istrative levels (EU, federal government, states (Länder)
andmunicipalities) (high agreement, strong literature base).
fChaps. 6, 17g Technical efficiency-enhancing measures,

such as switching to e-mobility or alternative fuels, are not
sufficient to achieve climate targets in the transport sec-
tor (high agreement, strong literature base). fChap. 6g In
addition to the shift to renewable energy sources, a num-
ber of other technical as well as social, organisational and
institutional innovations are needed to ensure the shift to
more climate-friendly products and services (high agree-
ment, strong literature base). fChaps. 7, 9, 13, 14, 22g

Structures for resource-conserving, climate-friendly
and affordable housing require targeted and increased
housing promotion in the non-profit housing sector, the
promotion of communal forms of housing, the prior-
ity of conversion over new construction and the use
of climate-friendly construction methods, materials and
heat supply systems (high agreement, medium literature
base). fChap. 4g Prioritization of building refurbishment may
lead to increased rental costs in the private sector, limiting
affordability for low-income households (high agreement,
strong literature base). fChaps. 4, 17, 18g Climate-friendly
housing also requires criteria for housing provision that
address social and environmental aspects, are valid across
regions, and complement a reduction of urban sprawl and
sealing (high agreement, medium literature base). fChap. 4g

Climate-friendly supply of goods, services and
wage-labour

Climate-friendly living relies on the provision of goods
and services whose production is associated with low
greenhouse gas emissions (high agreement, medium liter-
ature base). fChaps. 1, 2, 3, 9, 14g Climate-friendly living
therefore depends on how and which goods and services
are produced and provided (high agreement, strong literature
base). fChaps. 3, 7, 8, 9g Similarly, climate-friendly living
requires the possibility of climate-friendly work, whether in
the context of paid or unpaid time (high agreement, low lit-
erature base). fChaps. 1, 3, 7, 8g

In Austria, there is a considerable need for qualifica-
tion and retraining for the climate-friendly transforma-
tion of the economy (high agreement, low literature base).
fChap. 7g Affected areas include activities in the context
of the energy transition (e.g. the retrofitting of heating sys-
tems in households) as well as consulting services for energy
efficiency, new IT system technologies and training for pro-
fessions in the circular economy (high agreement, strong
literature base). fChap. 7g

Austria has a large and dynamic environmentally-
oriented production and service sector by international
standards (e.g. in the areas of provision of energy re-
sources and waste management) (high agreement, medium
literature base). fChap. 14g Particularly in energy-intensive
industries such as cement, steel, construction and housing,
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as well as the energy industry itself, past and present green-
house gas emission statistics continue to show extensive need
for action to reduce emissions (high agreement, strong liter-
ature base). fChap. 1g

In the implementation of the EU Green Deal initiatives
like the circular economy action plan and the bioeconomy
strategy, Austria is only in the initial stages (high agree-
ment, medium literature base). fChap. 15g On the European
level, there are various initiatives within the framework of
the European Green Deal with direct and indirect effects on
the structure and organisation of global commodity chains
(i.e. a chain of nodes from raw material exploitation to final
consumption and waste disposal), in which the production
of goods largely takes place. However, the transformation
of global commodity chains according to ecological criteria
is not an explicit goal (high agreement, low literature base).
fChaps. 5, 14, 15g

Austria imports goods and services (whether for fur-
ther processing in domestic production or for final con-
sumption) whose production leads to greenhouse gas
emissions and environmental damage outside Austria’s
borders. These consumption-based emissions can also be
interpreted as Austria’s share in the climate crisis (high
agreement, strong literature base). fChap. 15g

If global economies are to be shaped more climate-
friendly, a fundamental redesign of the legal framework
for European and international trade and investment pol-
icy is essential (high agreement, medium literature base).
fChaps. 11, 15g Measures include aligning global trade
policy with the overarching goals of social and economic
stability and environmental sustainability, guaranteeing the
right to use state regulation to protect health, social and
environmental issues (“right to regulate”), establishing sanc-
tionable corporate obligations to comply with labour stan-
dards and human rights, ensuring space for local and re-
gional economies, and strengthening social-ecological pub-
lic procurement (high agreement, medium literature base).
fChaps. 11, 15g The current trading system as well as the
current design of the Common Agricultural Policy (CAP) of
the European Union is in conflict with an integrative climate-
friendly food policy that combines different policy areas
(high agreement, medium literature base). fChap. 5g

The establishment of legally binding environmental
due diligence obligations for transnational corporations
along their entire supply chains through national or
EU supply chain legislation is an effective climate pol-
icy instrument (high agreement, strong literature base).
fChap. 15g. Designing climate-friendly global supply chains
requires measures in and between the respective economic
sectors, to be integrated into a comprehensive industrial strat-
egy (high agreement, medium literature base). fChap. 15g
Currently, different actors (large and small enterprises, sub-
national, national and supranational government agencies,

interest groups and other civil society organisations) with
unequal power and conflicting interests shape the organ-
isation of global commodity chains. Therefore, there is
a lack of targeted and coordinated action to reduce emis-
sions in global production networks and re-organise them
in a climate-friendly way (high agreement, weak literature
base). fChap. 15g Equally stringent climate policies world-
wide – or at least measures to effectively level out any
differences at the border – would help to avoid an uneven
playing field for companies and prevent carbon leakage, i.e.
the migration of climate-damaging production to regions
with less stringent climate protection laws (high agreement,
strong literature base). fChap. 15g

If more regionalised and circular economic mod-
els contribute to the reduction of resource consump-
tion in Austria, they reduce both production-based and
consumption-based emissions (high agreement, strong lit-
erature base). fChaps. 5, 15g Regional economic cycles
can be promoted by measures that shift production pro-
cesses to where the respective goods are consumed (medium
agreement, weak literature base). fChap. 15g The literature
contains numerous proposals to relocate production pro-
cesses closer to the place of consumption (nearshoring), to
relocate them back to the place of consumption (reshoring)
if they have already been there once, and to evaluate the cor-
responding interventions according to ecological and social
criteria (coordinated rescaling). fChap. 15g If the aggrava-
tion of inequality is to be avoided, equity aspects such as
issues of economic power, economic dependency, the distri-
bution of wealth and income between and within different
states need to be considered (high agreement, strong litera-
ture base). fChap. 15g

Environmentally friendly and circular economy busi-
ness models and processes for efficient and sufficiency-
based production of high-quality, durable, shareable and
repairable products contribute to climate-friendly living
(high agreement, strong literature base). fChaps. 3, 5, 7, 8,
9, 14g A far-reaching transformation of the economy towards
a circular economy as well as the expansion of resource shar-
ing can contribute to achieving climate goals (high agree-
ment, medium literature base). fChap. 14g Approaches such
as “using instead of owning” and “repairing instead of throw-
ing away” contribute by avoiding the production of new
goods and the associated climate-harmful emissions (high
agreement, medium literature base). fChaps. 3, 8, 9, 14g
Instead of consuming material and accumulating waste in
linear production processes, services can enable the sharing
of resources, goods and services (high agreement, medium
literature base). fChap. 14g

For the agri-food sector, there are numerous feasible
proposals to reduce greenhouse gas emissions, with the
greatest reduction potentials pertaining to the produc-
tion, distribution and consumption of animal products
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(high agreement, strong literature base). fChap. 5g These
proposals have so far found little resonance in climate policy
measures (high agreement, strong literature base). fChap. 5g
Climate-harmful structures remain, as shown by the focus on
animal products, the price pressure on producers, the strong
dependence on imports for animal feed and the strong export
orientation of agriculture (high agreement, strong literature
base). fChap. 5g Climate-friendly behaviour is promoted in
some areas (e.g. through climate-friendly product offerings),
but this is countered by climate-harmful routines, practices
and habits (e.g. regular meat consumption, food waste) (high
agreement, strong literature base). fChap. 5g Influential ac-
tors such as the processing industry and retail have been
subject to little scientific study regarding climate-friendly
living. fChap. 5g

In the food system, adaptive, inclusive and cross-
sectoral approaches are promising, relying on decen-
tralised self-organisation, entrepreneurship and social
learning, among others, and can be promoted by fis-
cal incentives (medium agreement, medium literature base).
fChap. 5g Production and consumption of organically pro-
duced food can contribute to greenhouse gas emission reduc-
tions and have numerous additional benefits (“co-benefits”),
such as protection of biodiversity and animal welfare as well
as increased farmer income (low agreement, strong literature
base). fChap. 5g To ensure the reduction of greenhouse gas
emissions, potential climate change-related disadvantages,
such as higher land requirements that reduce the absorp-
tion of greenhouse gases, should be taken into account (low
agreement, medium literature base). fChap. 5g

At present, large areas of paid work do not fulfil the
prerequisites for a climate-friendly life (high agreement,
strong literature base). fChap. 7g In general, technologi-
cal developments as well as digitalisation are ambivalent in
terms of more climate-friendly employment. They can ren-
der jobs more climate-friendly (e.g. less commuting due to
teleworking) but also more climate-harmful (e.g. energy- and
resource-intensive manufacturing of digital devices) (high
agreement, strong literature base). fChap. 7g The current un-
equal distribution of paid work and unpaid care work (e.g. for
children, the elderly, others in need of care) reduces gender,
care and climate justice (high agreement, strong literature
base). fChaps. 3, 7, 8g

Transformation processes in the area of paid work to-
wards climate-friendly living can be facilitated by active
participation of the workforce, accompanied by company
and political measures (medium agreement, medium liter-
ature base). fChap. 7g Employers, including large, public
health and social service providers, can create climate-
friendly jobs through firm-based social policies (high agree-
ment, weak literature base). fChaps. 7, 18g Safeguarding
material security as well as the fair distribution of trans-
formation costs are fundamental (high agreement, weak

literature base). fChap. 7g In discussions about the compat-
ibility of economic growth and climate protection, the type
and scope of employment have a central role, since income,
social security, recognition and participation are linked to
employment and thus influence the scope of climate policy
(high agreement, medium literature base). fChaps. 1, 7, 8,
14, 18g

Climate change constitutes a significant and increas-
ing burden to the infrastructures of the health and social
system, e.g. through more frequent hospital stays and
increased need for cooling measures (high agreement,
strong literature base). fChap. 18g The share of the health
system in the Austrian CO2 footprint is about 7 percent;
there is no evidence for the social sector (medium agree-
ment, weak literature base). fChap. 18g The deployment of
climate-friendly or climate-damaging goods and services de-
termines the degree to which paid and unpaid care work are
emissions-intensive (high agreement, strong literature base).
fChaps. 8, 18g

If health and social policies are to make a contribution
to climate protection, increased health promotion and
prevention, green procurement policies and the climate-
friendly design of workplaces are all possible policy path-
ways, along with others. (high agreement, medium litera-
ture base). fChaps. 3, 7, 8, 9, 18g To enable climate-friendly
provision of personal social services, health services and in-
kind services, there is a need for investment in building infra-
structure (e.g. refurbishment of hospitals and care facilities),
financial resources for the education and training of employ-
ees (e.g. digital literacy) and greater consideration of ecolog-
ical criteria in procurement (high agreement, weak literature
base). fChap. 18g Also, both policy fields (health and social
policy) should be taken into account in the planning, imple-
mentation and evaluation of all climate-related measures and
climate-related criteria should be integrated into impact and
efficiency analyses of health and social policy programmes
(high agreement, weak literature base). fChap. 18g

To ensure staying within planetary boundaries in the
long-term, alternative modes of supply (e.g. energy com-
munities, food cooperatives) and caps for GHG emissions
could be necessary (medium agreement, weak literature
base). fChap. 14g For climate-friendly consumption and
investment decisions, information on climate and sustain-
ability impacts along the entire production and use cycle
can be supportive. For this purpose, monitoring mechanisms
and a better traceability of the climate and sustainabil-
ity impacts are expandable (high agreement, strong litera-
ture base). fChaps. 3, 9g Individual lifestyle changes are
not sufficient to reduce the negative climate impacts of
consumption (medium agreement, medium literature base).
fChap. 15g

Climate-friendly living requires an end to climate-
damaging behaviours, production processes and trade
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practices. Shaping these changes and the accompany-
ing structural change is a particular challenge (medium
agreement, medium literature base). fChaps. 2, 7, 14, 15g By
way of example, the report refers to the necessary reduction
of emissions from private transport and the associated effects
on the car (supply) industry, to bans on certain emission-
intensive products (e.g. installation of oil boilers) or to the
connection between meat consumption, which also secures
sales markets, and climate-harmful emissions. fChaps. 5, 6,
7, 15g Likewise, this may effect services whose provision is
directly or indirectly linked to climate-damaging emissions
(high agreement, weak literature base). fChaps. 3, 8, 9, 15g
From a global perspective that also addresses climate jus-
tice considerations, the importance of sufficiency-oriented
practices that mitigate greenhouse gas emissions along the
entire production chain by reducing global material and en-
ergy consumption is emphasised. fChap. 15g

Prices, financing and investments
for climate-friendly living

Prices of goods and services play an essential role in in-
vestment and consumption decisions and can facilitate
the financing of climate-friendly structures (high agree-
ment, strong literature base). fChaps. 2, 3, 6, 7, 14, 15,
16, 22g They create incentives for economic actors and in-
fluence their costs and revenues and thus also returns, profits
and losses. fChap. 16g

Deep and effective reform of taxes and subsidies for
climate-friendly living creates incentives and is a key en-
try point for emissions reduction (high agreement, strong
literature base) fChaps. 16, 2, 3, 5, 6, 7, 9, 11, 14, 15, 17, 18g
This can favour climate-friendly structures and push against
climate-harmful ones. This incentive is a central starting
point for emission reduction as climate-harmful goods and
services become more expensive and climate-friendly ones
are provided at a proportionately lower cost (often discussed
under the term ‘true costs’). fChap. 16g

In order to avoid the risk of poverty through climate-
friendly price structures, investments can be made in
social-ecological infrastructures, social security systems
can be expanded or monetary compensations can be
made in a socially differentiated manner (medium agree-
ment, medium literature base). fChaps. 14, 17, 18g Social-
ecological infrastructures enable an affordable, sustainable
and climate-friendly satisfaction of needs. fChap. 2g If the
provision of public goods and services (e.g. social housing,
public transport, decentralised care services) is expanded in
a climate-friendly way, positive distributional effects can be
achieved and high social acceptance can be reached (medium
agreement, medium literature base). fChaps. 2, 4, 17, 18g

Fiscal policy can create effective incentives at differ-
ent levels to finance climate-friendly investments (medium
agreement, strong literature base). fChap. 16g The Austrian
National Bank (OeNB), as part of the European central bank-
ing system, and the Austrian Financial Market Authority
(FMA), as the authority regulating the financial markets, also
design structures (high agreement, strong literature base).
fChap. 16g On the one hand, they can reduce climate-
related physical risks and risks arising from the transition to-
wards a climate-friendly economy (so-called transition risks)
by regulation (high agreement, medium literature base).
fChap. 16g On the other hand, they can increase the emis-
sions effectiveness of green and sustainable finance (high
agreement, medium literature base). fChap. 16g This can
be done, for example, through appropriate self-investment
(green investment strategies of the Austrian National Bank
itself) and through monitoring the stability of the financial
system as a whole (through macroprudential measures such
as increasing banks’ capital ratios) (high agreement, strong
literature base). fChap. 16g

Pricing climate-harmful gases through CO2 taxes or
emissions trading schemes reduces emissions (high agree-
ment, strong literature base). fChaps. 5, 6, 11, 14, 15,
16, 19g Eco-social tax and industrial policies are effective
if CO2 taxes and credit steering towards green investments
are introduced (high agreement, strong literature base).
fChaps. 14, 16g

If green investment of pension assets is to be strength-
ened, the potential of divest-invest strategies among insti-
tutional investors (especially occupational pension funds
and employee pension funds) need to be exploited (high
agreement, weak literature base). fChap. 18g Divestment
involves the withdrawal of investment assets from climate-
harmful industries or companies, where financial resources
released as part of divest-invest are shifted to other, climate-
friendly forms of investment. fChap. 18g Institutional in-
vestors in the social security system (in particular capital
market-based severance systems) are at risk if their climate-
harmful assets (such as assets in the oil and gas industry) lose
value in the course of a successful transformation towards
climate-friendly structures (“stranded assets” of the carbon
bubble) (high agreement, strong literature base). fChap. 18g
Exiting such climate-harmful assets accelerates a transfor-
mation that can achieve climate goals. fChap. 18g

Only if “greenwashing” is avoided can green and sus-
tainable forms of financing and investment enable the
creation of climate-friendly structures (high agreement,
medium literature base). fChap. 16g In general, greenwash-
ing is understood as a procedure in which goods and services
that are harmful to the climate or that originate from pro-
cesses that are harmful to the climate are presented as
climate-friendly fChap. 16g. Current much-discussed ini-
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tiatives such as the European Green Deal, the Taxonomy
for Facilitating Sustainable Investment, the Green Recovery
Initiative in the wake of the Covid 19 pandemic, and gov-
ernment venture capital for innovative green investments can
also be affected by greenwashing and are only effective if
this is avoided (medium agreement, strong literature base).
fChap. 16g

If the structures of the monetary and financial system
are to be conducive to climate-friendly living, this re-
quires not only appropriate regulation of (financial) mar-
kets and the creation of climate-friendly price structures,
but also prohibitions and changed social norms (medium
agreement, strong literature base). To place long-term public
investment in climate-friendly provisioning, currently ad-
vanced financialisation, i.e. the dominance of finance over
the real economy, need to be reversed (low agreement, strong
literature base). fChap. 16g

Shaping structures in a coordinated and
targetedmanner

In order for climate-friendly living to become the most
attractive option in a manner that endures as a lasting
new possibility, comprehensive structural changes are ur-
gently needed in all areas of life, as the literature assessed
in the report shows (high agreement, strong literature base).

The literature shows that Austria’s climate targets
for 2030 and 2040 are only achievable if structures for
climate-friendly living are designed and established in
a determined, coordinated, targeted and continuous way
(high agreement, strong literature base). It is not enough
if ambitious individuals try to change their own behaviour
(high agreement, strong literature base), fChaps. 1, 2, 3, 4,
5, 14, 23g if only single measures are taken (high agreement,
medium literature base), fChaps. 2, 12, 23g if climate protec-
tion is used as the only criterion (high agreement, medium
literature base), fChap. 2g if climate protection is discussed
but not resolutely pursued (high agreement, medium litera-
ture base) fChap. 12g, if individual ambitious actors try to
pursue climate protection alone (high agreement, medium
literature base) fChap. 14g, or if climate policy is only suc-
cessfully implemented in a single government period (high
agreement, medium literature base). fChap. 12g

In pluralistic societies there are different, contradic-
tory ideas as to how to deal with the climate crisis (high
agreement, medium literature base). This requires a construc-
tive approach to conflicts, the willingness to compromise
and the enforcement of democratically legitimised decisions
against conflicting interests, while at the same time maintain-
ing a high level of transparency in the corresponding pro-
cesses (medium agreement, low literature base). fChap. 12g
An approach that allows for different perspectives can be

supportive in developing strategies (medium agreement, low
literature base). fChaps. 1, 2, 23g

In liberal democracies, the coordinated and purpose-
ful design of structures requires effective distributions of
authority as well as forums in which interests can be ar-
ticulated, compromises negotiated and changes decided
upon (high agreement, low literature base). fChap. 6g This
is essential in order to deal with resistance, conflicts of goals
and interests while at the same time not losing sight of the
goal of creating climate-friendly structures (high agreement,
medium literature base). fChaps. 3, 4, 5, 7, 8, 11, 12g

The changes necessary for a climate-friendly life can
be described along different transformation paths (high
agreement, high literature basis). fChap. 23g Each path can
lead to the achievement of climate goals, provided that the
respective framework conditions are profoundly reshaped
by state institutions. fChap. 23g Depending on the path,
the focus is on (1) climate-friendly pricing, (2) coordi-
nated technology development, (3) creation of infrastructures
and (4) sufficiency-oriented initiatives (medium agreement,
medium literature base). fChap. 23g In order to achieve
climate-friendly structures, synergies between the pathways
need to be utilized and weaknesses of individual pathways
must be compensated. fChap. 23g

Climate protection measures affect population groups
differently, which can reduce the acceptance of mea-
sures among those negatively affected, as well as among
the population as a whole and may not alleviate – and
may even exacerbate – current problems in other areas
(medium agreement, medium literature base). fChaps. 3, 5,
8, 9, 17, 18g There are numerous examples in the literature
that outline how climate goals can be integrated with other
goals, also to promote acceptance and their potential for im-
pact (high agreement, strong literature base). fChap. 2, 23g

Achieving climate policy goals requires the full range
of climate policy measures, i.e. a coordinated and tar-
geted combination of all available (in particular manda-
tory) measures (high agreement, strong literature base).
fChaps. 3, 5, 6, 8, 9, 19, 18, 22, 23g Previous climate policies
were not sufficiently coordinated and targeted and mostly
pursued single measures with lower effectiveness without
transforming structures. fChaps. 12, 23g The complex dy-
namics associated with innovations and their application
and uncertainties regarding their effects require new gover-
nance concepts, which better integrate innovation and sector
policies and include broader groups of stakeholders in pol-
icy processes (high agreement, medium literature base).
fChaps. 12, 13g

In order to achieve climate policy goals, it is impor-
tant to coordinate measures between fields of action (high
agreement, strong literature base). fChaps. 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9g
For example, it is not enough to simply improve spatial in-
frastructure, as the switch from private to public transport
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is shaped by habits and values. What is also required is
a changed spatial organisation of the localities that have to be
reached on a daily basis, a changed understanding of what is
understood as good forms of transport, a new time economy
in everyday life and active modes of mobility (high agree-
ment, strong literature base). fChaps. 3, 6, 7, 8, 9g

In contrast, the combination of different measures has
the potential for great impact, provided that it aims at
the transformation of structures (high agreement, strong
literature base). fChaps. 2, 3, 12, 23g Potentially effective
measures can be found in the areas of climate and spatial
planning legislation, but also tax, subsidy, social and indus-
trial policy, as well as in supervision of the activities of
outsourced public sector companies (e.g. in the area of ur-
ban infrastructure or in the transport sector) or the activities
of independent regulatory authorities (e.g. in the energy sec-
tor). fChap. 23g

Media, as well as actors in science and education
who provide expertise, information and knowledge, raise
social awareness, test alternatives and support public
debates, can facilitate and promote the design of climate-
friendly structures (high agreement, strong literature base).
fChaps. 7, 8, 13, 20g An essential element to making ad-
equate structures of climate-friendly living tangible is in
increased media reporting on alternatives to climate-harmful
forms of economic activity and transformative solutions
(high agreement, medium literature base). fChap. 20g

Civil society and social movements can initiate change
on the one hand through criticism and protest, but also
via engagement and social innovation. They can thus
be key drivers in shaping structures for climate-friendly
living (high agreement, strong literature base). fChaps. 8,
12, 23g If attention is paid to innovative contributions of
civil society movements, new opportunities for coordinated
societal respect for planetary boundaries can coincide with
efforts to achieve climate-friendly living (strong literature
base, high agreement). fChaps. 2, 6, 8, 14, 16, 21, 23g Ex-
amples include contributions in the context of degrowth or
post-growth movements, Buen Vivir and imperial and sol-
idarity mode of living (high agreement, strong literature
base). fChaps. 2, 16, 23g

Without critical scientific analysis, civil society mo-
bilisation of an active climate movement, companies
committed to climate-friendly living, and interest groups
oriented towards climate-friendly living, the necessary
transformations are likely infeasible (medium agreement,
strong literature base). fChap. 23g Civil society protest
movements that want to contribute permanently to the design
of climate-friendly structures needs partners willing to shape
them, especially in government, legislation and administra-
tion (medium agreement, medium literature base). fChaps. 1,
2, 12, 23g

An important role in shaping climate-friendly struc-
tures is played by companies that implement climate-
friendly business models and value creation processes
(high agreement, medium literature base). fChap. 14g Com-
panies create offers of products and services with which
consumers can satisfy their needs in a climate-friendly way,
if these are supplied (high agreement, strong literature base).
fChaps. 5, 7, 13, 14, 15, 20, 22g These can be oriented
towards principles of the circular economy, fair trade or or-
ganic farming, create offers of climate-friendly goods and
services and thus enable and facilitate climate-friendly liv-
ing for individuals (high agreement, strong literature base).
fChaps. 3, 5, 8, 6, 7, 9, 14, 15, 17, 18, 20, 22, 23g

Transforming the economy for climate-friendly liv-
ing strongly affects many aspects of paid work (high
agreement, medium literature base). fChaps. 7, 22g To also
achieve climate-friendly structures, material security and the
distribution of transformation costs can be negotiated as
part of accompanying operational and political measures.
fChap. 7g A re-evaluation of paid and unpaid socially nec-
essary work and its common good-oriented organisation can
contribute to both reducing social inequality and promoting
a good life while respecting planetary boundaries (medium
agreement, medium literature base). fChaps. 7, 8, 9g

The shaping of structures by firms is facilitated by cer-
tainty of expectations and the ability to plan (medium
agreement, medium literature base). fChaps. 14, 16g The
state and the administration of the federal and state govern-
ments, as legislators, demanders and providers, can shape
structures for climate-friendly living and create certainty of
expectations and plannability (high agreement, medium lit-
erature base). fChaps. 2, 14, 22g A climate protection law
with strategic targets and effective sanction mechanisms is
a condition for an effective design of necessary climate-
friendly structures (high agreement, medium literature base).
fChaps. 11, 12g

Public institutions can contribute to a change towards
climate-friendly lifestyles within the scope of their re-
sponsibilities, especially their competences in the area of
services of general interest (high agreement, medium liter-
ature base). fChap. 22g In order to be able to use a national
and sub-national (in particular municipal) scope for shaping
services of general interest, there is a need for more space
of manoeuvre in the European economic constitution (high
agreement, medium literature base). fChap. 11g

Climate protection measures without compensation
for low-income earners increase poverty risks and ex-
acerbate poverty situations as well as social exclusion
(high agreement, strong literature base). fChap. 17g Rising
energy and housing costs play a special role here, espe-
cially when low-income households live in buildings that
have not been adequately renovated in terms of energy ef-
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ficiency (high agreement, medium literature base). fChap. 4g
Any refurbishment may reduce energy and heating costs
while increasing rental costs due to market appreciation
(high agreement, medium literature base). fChaps. 4, 17, 18g

Climate action can reduce inequalities and be com-
bined with welfare state measures that protect against
disadvantages and losses or ensure social security (high
agreement, strong literature base). fChaps. 3, 5, 7, 8, 9, 18g
These include expanded material security as well as the
socially, gender, environmentally and climate equitable dis-
tribution of transformation costs (high agreement, medium
literature base). fChaps. 3, 4, 7, 8, 14, 17, 18g

If climate action contributes to a good, safe and afford-
able life for all, it is more likely to be accepted, thus easier
to implement and more effective (high agreement, medium
literature base). fChaps. 2, 5, 7, 9, 15, 17g Examples from the
literature include security of supply through low dependence
on fossil fuels and through widely accessible public infra-
structure (high agreement, strong literature base). fChaps. 2,
4, 6, 7, 8, 14, 16, 17, 18, 19g Particularly promising are struc-
tural changes that change habits to reduce greenhouse gas
emissions and at the same time increase quality of life and re-

duce existing social inequalities (e.g. food or energy poverty)
while not creating new ones (high agreement, medium liter-
ature base). fChaps. 2, 3, 4, 5, 7, 8, 9, 17, 18g

The transformation of structures for a climate-
friendly life requires the participation of all social forces.
In a targeted and coordinated way, framework condi-
tions and relations can be made more climate-friendly
together: by entrepreneurs, in associations, social, envi-
ronmental and climate movements, at the workplace, in
chambers and interest groups as part of the social part-
nership. Without critical scientific analysis, without civil
society mobilisation of an active climate movement, with-
out companies committed to climate-friendly living, and
without interest groups oriented towards the common
good and climate-friendly living, the necessary transfor-
mations are likely impossible.

Special competences, resources and decision-making
responsibility for shaping climate-friendly living lie with
public decision-makers, in legislation and government.

Climate-friendly living in Austria can become a fea-
sible, attractive and default future only if the design-
options presented here are implemented.
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Vorwort zur technischen Zusammenfassung

In der vorliegenden technischen Zusammenfassung werden
die wesentlichen Aussagen der Kapitel des APCC SR Struk-
turen für ein klimafreundliches Leben zusammengefasst. Der
Bericht bewertet auf Basis wissenschaftlicher Literatur un-
terschiedliche Ansätze zur Transformation von Strukturen,
damit klimafreundliches Leben in Österreich dauerhaft mög-
lich und rasch selbstverständlich wird.

Der Weltklimarat der Vereinten Nationen (IPCC) kam
2018 in seinem Sonderbericht „1,5 °C globale Erwärmung“
zum Schluss, dass „nie dagewesene, rapide Veränderun-
gen aller gesellschaftlicher Bereiche“ erforderlich sind, um
die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen und
einen Klimawandel mit weltweit katastrophalen Auswirkun-
gen zu vermeiden (IPCC, 2018). In Folge sind menschliches
Wohlbefinden und planetare Gesundheit wie auch darauf be-
ruhende menschliche Zivilisationen durch die Klimakrise
bedroht (IPCC, 2022a, SPM-WGII).

Das Austrian Panel for Climate Change (ACRP, 2019)
hat vor diesem Hintergrund beschlossen, einen Sachstands-
bericht über Strukturen für ein klimafreundliches Leben in
Österreich zu beauftragen. Ziel dieses Sachstandsberichts ist
es, den hierfür relevanten Stand der Wissenschaft zu erfas-
sen und zu reflektieren, welche strukturellen Veränderungen
für ein klimafreundliches Leben in Österreich erforderlich
sind.

Im Fokus steht dabei die Frage, welche Strukturen in Ös-
terreich nach dem aktuellen Stand der Forschung verändert
und wie sie gestaltet werden müssen, um klimafreundliches
Leben rasch und dauerhaft möglich und selbstverständlich zu
machen. Diese Frage wird mithilfe von vier Unterfragen in
den jeweiligen Kapiteln behandelt:

1. Wie beschreibt die für das Kapitel relevante Literatur den
Status quo sowie die Dynamiken gegenwärtigen Wandels
und welche speziellen Ziele und Herausforderungen erge-
ben sich nach der Literatur aufgrund der Klimakrise?

2. Welche Veränderungen werden in der für das Kapitel re-
levanten Literatur als (unbedingt) notwendig angesehen,
um eine klimafreundliche Lebensweise zu ermöglichen?

3. Wer bzw. was sind laut der für das Kapitel relevanten Li-
teratur treibende und hemmende Kräfte, Strukturen oder
Akteur_innen für und gegen die notwendigen Verände-
rungen für ein klimafreundliches Leben?Welche Konflik-
te werden genannt?

4. Welche Handlungsmöglichkeiten bzw. Gestaltungsoptio-
nen finden sich in der für das Kapitel relevanten Literatur
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für die Durchsetzung notwendiger Veränderungen für ei-
ne klimafreundliche Lebensweise?

Die technische Zusammenfassung richtet sich an das Fach-
publikum und gibt den Bericht in stark gekürzter Form
wieder. In Teil 1 des Berichts erläutert die Einleitung das
Verständnis grundlegender Begriffe und gibt einen Überblick
über Emissionsentwicklungen, Kap. 2 stellt vier Perspekti-
ven zur Gestaltung von Strukturen vor. In Teil 2 wird (nach
einer Einleitung) klimafreundliches Leben in sechs verschie-
denen Handlungsfeldern untersucht. Teil 3 gibt (nach einem
kurzen Überblick) die Analyse von zwölf verschiedenen
Strukturbedingungen zusammenfassend wieder und in Teil 4
werden die aktuelle Forschung zu Transformationspfaden
sowie Szenarien zusammengefasst und die Gestaltungsop-
tionen im Bericht entlang von Transformationspfaden und
Ansatzpunkten systematisiert.

Entwicklung des Berichts

Der vorliegende Bericht ist ein „Assessment Report“ (dt.:
Sachstandsbericht), an der Schnittstelle zwischen Wissen-
schaft und Politik (am Science-Policy Interface – SPI) bzw.
zwischen Wissenschaft und Gesellschaft. Ziel des Sach-
standberichts ist es, den aktuellen Stand des Wissens zu
einer bestimmten Fragestellung bewertend zusammenzufas-
sen und neben der Einschätzung von Aussagen zu dem
jeweiligen Themenfeld auch Forschungslücken aufzuzeigen.

Der Bericht wurde in einem dreistufigen Prozess ent-
wickelt, als dessen Teil Begutachtungen, Autor_innen- und
Stakeholder-Workshops stattfanden. Die jeweiligen Versio-
nen (Zero-, First-, Second-Order-Draft) wurden von natio-
nalen und internationalen Wissenschafter_innen und Stake-
holdern kommentiert und begutachtet. Die Einarbeitung der
Kommentare wurde am Ende des Prozesses durch Re-
view Editor_innen geprüft. Gesamt verfassten die knapp
200 Reviewer_innen in etwa 4000 Kommentare. Der Stake-
holderprozess umfasste drei Workshops mit gesamt über
100 Teilnehmer_innen und Entscheidungsträger_innen aus
unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen. Dieser wur-
de durch ein eigenes Team durchgeführt und begleitet. Die
Workshops halfen den Autor_innen, relevante Fragestellun-
gen zu identifizieren und so mit der Bewertung der Literatur
besser zur öffentlichen Debatte zum klimafreundlichen Le-
ben beizutragen.

Der Sachstandsbericht bewertet wissenschaftliche Litera-
tur, wobei Forschungsergebnisse der Politik-, Wirtschafts-
und Kulturwissenschaften, der Soziologie, der Rechtswis-
senschaft und weiteren Sozial- und Naturwissenschaften
aufgegriffen wurden. Die Bewertung von Aussagen im Be-
richt wurde entlang von zwei Maßstäben vorgenommen:
(1) ob die relevante Literatur in ihren Einschätzungen einer

Aussage übereinstimmt (niedrige, mittlere, hohe Überein-
stimmung) und (2) wie umfangreich und qualitativ hoch-
wertig die Literaturbasis, die für die Bewertung der Aussage
herangezogen wird, ist (schwache, mittlere, starke Literatur-
basis) (Abb. TZ.2). In diesem Bericht wird statt des bisher
üblichen Begriffs „Beweislage“ der Begriff „Literaturbasis“
verwendet, da dieser mit allen in diesem Bericht vertretenen
Perspektiven kompatibel ist. Die Literaturbasis umfasst nicht
nur die Quantität der Literatur, sondern es wird – bezogen auf
die Beweislage – auch die Qualität der jeweiligen Literatur
bewertet. Aus der Kombination der beiden Kriterien ergibt
sich das Vertrauen in eine Aussage, dieses wird allerdings
nicht extra angeführt.

Teil 1: Klimafreundliches Leben und
Perspektiven

Kapitel 1: Einleitung: Strukturen für ein
klimafreundliches Leben

Die Einleitung gibt zuerst das Verständnis der zentralen Be-
griffe wieder (klimafreundliches Leben, Strukturen sowie
Gestalten von Strukturen). Diese fungieren als Vermittler
zwischen verschiedenen Milieus, Diskursen, Werthaltun-
gen und Disziplinen (Star & Griesemer, 1989). Weiters
gibt die Einleitung einen Überblick über die Rolle unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Akteur_innen. Darauf folgt
ein Überblick über aktuelle Entwicklungen und die Ver-
teilung klimaschädigender Emissionen mithilfe unterschied-
licher Maßzahlen (produktions- sowie konsumbasiert) und
entlang unterschiedlicher Verteilungen (Wirtschaftssektoren,
Güter, Aktivitäten und Einkommensverteilung).

Klimafreundliches Leben, Strukturen und Gestalten
von Strukturen
Dem Bericht liegt folgendes Verständnis von klimafreund-
lichem Leben zugrunde: Klimafreundliches Leben sichert
dauerhaft ein Klima, das ein gutes Leben innerhalb plane-
tarer Grenzen ermöglicht. Wenn klimafreundliches Leben
der Normalfall wird, führt dies zu einer raschen Reduktion
der direkten und indirekten THG-Emissionen und belastet
das Klima langfristig nicht. Klimafreundliches Leben strebt
danach, eine hohe Lebensqualität bei Einhaltung planetarer
Grenzen für alle Menschen zu erreichen. Es geht um ein
gutes und sicheres Leben nicht nur für einige Menschen, son-
dern für alle, in Österreich und global. In diesem Sinne sind
die Deckung aller Bedürfnisse und Gerechtigkeit Teil klima-
freundlichen Lebens und der Bezug zu anderen sozialen und
ökologischen Zielen (z. B. UN-Nachhaltigkeitszielen) ist we-
sentlich.

Im Bericht sind Strukturen jene Rahmenbedingungen und
Verhältnisse, in denen das tägliche Leben stattfindet. Der
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Abb. TZ.1 Entwicklungsprozess des Sachstandsberichts und Stakeholderprozess. fKap. 1g

Strukturbegriff wird unterschiedlich verstanden und definiert;
es gibt dazu umfassende und langwährende sozialwissen-
schaftliche Diskussionen (vergleiche Archer, 1995; Bhaskar
et al., 1998) und jede Strukturtheorie verwendet eigene Kon-
zepte undMethoden, um Strukturen zu identifizieren, zu ana-
lysieren und ihreWirkungen zu bewerten (vergleiche Bhaskar
et al., 1998). Strukturen sind tendenziell dauerhaft angelegte
und langfristig wirksame Phänomene. Sie werden zwar durch
soziale Handlungen aufrechterhalten, haben aber eine eigen-
ständige Existenz, das heißt sie bleiben vielfach auch unab-
hängig davon bestehen (z. B. unabhängig davon, ob Einzel-
ne mit Gas heizen, gibt es Pipelines) und sind über die Zeit
relativ stabil. In der Literatur zum klimafreundlichen Leben
findet sich eine Vielzahl an Theorien und Mechanismen, wie
Strukturen auf Handeln wirken, wie sie fortbestehen und sich
verändern (Røpke, 1999; Schor, 1991; Shove, Trentmann,
& Wilk, 2009; Stoddard et al., 2021). Es kann unter ande-
rem zwischen immateriellen (z. B. Institutionen, vergleiche
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Abb. TZ.2 Beurteilung des Wissensstands im Sachstandsbericht (Adaptiert von APCC, 2018). fKap. 1g

Gruchy, 1987; Hodgson, 1989; Vatn, 2005) und materiellen
Strukturen (z. B. Leitungen) unterschieden werden.

Gestalten von Strukturen für ein klimafreundliches Leben
bedeutet gezieltes und koordiniertes Vorgehen, das am All-
gemeinwohl orientiert ist, sich der Konflikthaftigkeit gesell-
schaftlicher Verhältnisse bewusst ist, Interessen verhandelt
und Veränderungen demokratisch legitimiert umsetzt. Struk-
turen für ein klimafreundliches Leben zu gestalten, erfordert
im Vorfeld die Problematisierung bestehender Strukturen,
die klimaschädliches Leben fördern und klimafreundliches
behindern (vergleiche Chaps. 2, 12, 24–28). Aufgrund der
umfassenden Herausforderung ist allerdings kontinuierliches
Verändern und Umgestalten von Strukturen über die nächs-
ten Jahrzehnte hinweg notwendig (IPCC, 2022b). Dieses
muss in vielen Fällen ein Bündel an integrierten Maßnah-
men umfassen, um die erwünschten Ergebnisse zu erreichen
(Plank et al., 2021a). Dies erfordert verbindliche Entschei-
dungen, die etwaige klimaschädliche Strukturen und ent-
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sprechende Routinen und Praktiken auch aktiv ausschließen
(Hausknost & Haas, 2019).

Klimapolitische Herausforderungen im Kontext
anderer politischer Zielsetzungen
Für die Erreichung klimapolitischer Ziele, wie das im ös-
terreichischen Regierungsprogramm 2020–2024 festgelegte
Ziel der Klimaneutralität bis 2040, die EU-Klimaziele oder
die THG-emissionsreduktionszusagen im Rahmen des Pa-
riser Klimavertrags, ist die Umgestaltung der Strukturen
zentral, sodass diese ein klimafreundliches Leben begüns-
tigen. Denn falls aktuelle Emissionstrends weiter bestehen
und keine umfassenderen Maßnahmen ergriffen werden,
werden diese angestrebten Ziele verfehlt (European Environ-
ment Agency, 2019; IPCC, 2022b; Kirchengast & Steininger,
2020; Tagliapietra, 2021; Umweltbundesamt, 2020a).

Mit Blick auf die Zeit und nach der territorialen oder pro-
duktionsbasierten Perspektive entstanden in Österreich 2019
rund 80Megatonnen CO2-Äquivalent (CO2-eq) (Abb. TZ.3).
Der Höhepunkt der territorialen bzw. produktionsbedingten
Emissionen lag in der Mitte der 2010er Jahre bei ca. 90 Me-
gatonnen CO2-Äquivalent. Die CO2-Emissionen verlaufen
weitgehend parallel zu den THG-Emissionen in Österreich.
Auch das Verhältnis von konsum- zu produktionsbasierten
THG-Emissionen war für Österreich in den letzten beiden
Jahrzehnten stabil.

Historisch und aktuell anfallende klimaschädliche Emis-
sionen können je nach Bilanzierungsansatz verschiedenen

gesellschaftlichen Gruppen oder Akteur_innen zugerechnet
werden (Steininger et al., 2016;Williges et al., 2022, Steinin-
ger et al., 2022). Bei der produktionsbasierten Zurechnung
fielen gesamt im Jahr 2014 in Österreich 76 Megatonnen
CO2-Äquivalent an; davon fielen rund 20 Prozent direkt bei
den Haushalten an, 30 Prozent konnten Gütern zugeordnet
werden, die in Österreich konsumiert wurden, und 50 Pro-
zent entstanden für Güter, die Österreich exportiert (siehe
Abb. TZ.3). Bei der endverbrauchs- oder konsumbasierten
Berechnung lagen die Emissionen 2014 bei ca. 112,5 Me-
gatonnen CO2-Äquivalent und damit um 47 Prozent höher
als die produktionsbasierten Emissionen. Rund 40 Megaton-
nen CO2-Äquivalent fallen für Güter an, die in Österreich
produziert und nachgefragt werden oder durch direkte Ver-
brennung von Energieträgern bei den Haushalten entstehen.

Die Zuordnungen der Emissionen zu Wirtschaftsberei-
chen (produktionsbasiert) oder zu Gütern (konsumbasiert)
zeigt große Unterschiede (Abb. TZ.4): Nach Wirtschafsbe-
reichen fällt etwa ein Drittel der Emissionen in der produzie-
renden Industrie an (25 Megatonnen CO2-Äquivalent). Mehr
als die Hälfte davon können der Stahlindustrie und Metall-
verarbeitung (14 Megatonnen CO2-Äquivalent) zugeordnet
werden, allerdings haben auch die Herstellung von Zement
(4 Megatonnen CO2-Äquivalent) und von Computer- und
elektronischen Produkten (4 Megatonnen CO2-Äquivalent)
einen wesentlichen Anteil. Betrachtet man konsumbasierte
Emissionen nach Güterart, fallen Emissionen in erster Linie
in der Warenproduktion (41 Megatonnen CO2-Äquivalent),
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Export). fKap. 1g Unten Konsumbasierte Emissionen (österreichische
Produktion, Importe EU, Importe Nicht-EU). (Nabernegg et al., 2023;
Steininger et al., 2018). fKap. 1g

dem Bau- und Wohnungswesen (14 Megatonnen CO2-
Äquivalent), für private Dienstleistungen (12 Megatonnen
CO2-Äquivalent), öffentliche Dienstleistungen (9 Megaton-
nen CO2-Äquivalent) und Verkehr (8 Megatonnen CO2-
Äquivalent) an. Ein wesentlicher Teil dieser Emissionen fällt
allerdings im Ausland an.

Auf den Konsum der Haushalte entfallen dabei knapp
zwei Drittel (62 Prozent) der konsumbasierten Emissionen
Österreichs (Nabernegg, 2021; Muñoz et al., 2020; Steinin-
ger et al., 2018). Die konsumbasierten Emissionen sind auch
unter den Haushalten ungleich verteilt (Ivanova et al., 2018;
Wiedenhofer et al., 2018), was sich sowohl durch die Menge
als auch durch die Zusammensetzung der Nachfrage erklärt.
Einen wesentlichen Einfluss auf die Höhe der Emissionen
hat das Einkommen der jeweiligen Haushalte (Abb. TZ.5
rechts), aber auch die räumliche Verteilung – konsumba-
sierte Emissionen im städtischen Umland sind besonders
hoch (Muñoz et al., 2020). Mit der Analyse der Zeitnutzung
kann die Klimarelevanz des Alltagslebens besser verstanden
und Potenziale und Grenzen für zeit- und nachfrageseiti-
ge Beiträge zur Dekarbonisierung erfasst werden (Creutzig
et al., 2021; Jalas & Juntunen, 2015; Wiedenhofer et al.,
2018).

Kapitel 2: Perspektiven zur Analyse und
Gestaltung von Strukturen klimafreundlichen
Lebens

Kap. 2 systematisiert entlang von vier Perspektiven in den
Sozialwissenschaften weit verbreitete Theorien zur Analy-
se und Gestaltung von Strukturen klimafreundlichen Le-
bens. Das Kapitel möchte Leser_innen des Berichts bewusst
machen, mit wie grundlegend unterschiedlichen Zugängen
Forscher_innen Strukturen klimafreundlichen Lebens analy-

sieren. Dies ist wichtig, um zu verstehen, dass es nie nur
eine, sondern immer mehrere Perspektiven auf Strukturen
klimafreundlichen Lebens gibt. Dieses Bewusstsein hilft, die
Komplexität der Sozialwissenschaften und damit die Kom-
plexität der Aufgabe – Strukturen für ein klimafreundliches
Leben zu gestalten – zu erfassen. Unterschiedliche Zugän-
ge zu sehen, bedeutet auch, ein besseres Verständnis von
konfligierenden Problemdiagnosen, Zielhorizonten und Ge-
staltungsoptionen zu entwickeln und – idealerweise – damit
umgehen zu können.

Problemdiagnosen, Zielhorizonte und Gestaltungsoptio-
nen mit Blick auf die Klimakrise sind vielfältig, den-
noch lassen sich vor dem Hintergrund wirtschafts-, sozial-
und kulturwissenschaftlicher Debatten vier Hauptperspek-
tiven identifizieren: Markt-, Innovations-, Bereitstellungs-
und Gesellschaft-Natur-Perspektive (mittlere Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Es gibt keine Theorien, Mo-
delle und Heuristiken, die alle Dimensionen eines Wan-
dels in Richtung Strukturen klimafreundlichen Lebens so-
wie deren Gegenspieler adäquat erfassen. Jedoch öffneten
sich in den letzten Jahren zahlreiche sozialwissenschaftliche
Ansätze für die Analyse klimaunfreundlichen Lebens, ins-
besondere Praxistheorie, Innovationstheorien und Theorien
von Bereitstellungssystemen, und für Fragen der Gestal-
tung klimafreundlichen Lebens. Daher bietet der Bericht die
Chance, wissenschaftliche Erkenntnisse aus verschiedenen
Disziplinen mit unterschiedlichen Schwerpunkten, Annah-
men, Werkzeugen und Wertvorstellungen gegenüberzustel-
len. So können möglichst viele Dimensionen von Strukturen
klimaunfreundlichen Lebens sowie deren Transformation er-
fasst werden.

Marktperspektive
Aus der Marktperspektive sind Preissignale, die klima-
freundliche Konsum- und Investitionsentscheidungen för-



40 Technische Zusammenfassung

CBE: Importe (EU) CBE: Importe (nicht-EU)PBE: Exporte

CBE: Heimische Produktion (AUT)PBE: Heimische Nachfrage

Dienstleistungen

Öffentliche Dienstleistungen

Handel

Bau- und Wohnungswesen

Energie- & Wasserversorgung

Computer & elektronische Produkte

Warenproduktion

Stahlindustrie & Metalverarbeitung

Zementindustrie

Bergbau

Land- & Forstwirtschaft, Fischerei

Emissionen, produktionsbasiert  (PBE) 
2014 [Mt CO2eq/Jahr]

0 5 10 15 20 25 30 35 0 5 10 15 20 25 30 35

Emissionen, konsumbasiert (CBE) 
2014 [Mt CO2eq/Jahr]

Verkehr

Abb. TZ.5 Klimaschädliche Emissionen nach Wirtschaftsbereichen
in Österreich. Links Produktionsbasierte Emissionen (österreichische
Nachfrage und Export). Rechts Konsumbasierte Emissionen nach Sek-

toren (österreichische Produktion, Importe EU, Importe Nicht-EU).
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dern, zentral für klimafreundliches Leben. Wenn es passende
Rahmenbedingungen gibt, die Märkte klimafreundlich regu-
lieren, dann tragen Verursacherprinzip und Kostenwahrheit
zur Dekarbonisierung bei (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis).

Gestalten als koordiniertes Handeln ist in dieser Pers-
pektive das Setzen klimafreundlicher wirtschaftspolitischer
Rahmenbedingungen, insbesondere durch Anreizsysteme
(Baumol & Oates, 1975). Auch die verhaltensökonomische
Forschung betont die zentrale Bedeutung passender Rah-
menbedingungen, das heißt Strukturen für klimafreundliche
Wahlentscheidungen. Diese sollen Anreize zu Veränderun-
gen in Richtung eines klimafreundlichen Lebens setzen,
indem sie emissionsärmere Verhaltensweisen vorzugswürdi-
ger machen (Thaler & Sunstein, 2008) oder diese überhaupt
als Ausgangszustand („Default“) herstellen.

Weitergehende Änderungen der Rahmenbedingungen er-
geben sich daher durch geänderte Entscheidungsarchitektu-
ren (wie beispielsweise auch Verbote), die die Verfügbar-
keit und Hierarchie von Optionen verändern (z. B. durch
längerfristige Ausstiegspläne für fossile Produkte bzw. Pro-
duktionen). Die Ansätze der Verhaltensökonomik ergänzen
vermehrt das rationale Entscheidungsmodell, wo an die
Stelle des vollkommen informierten „homo oeconomicus“
Menschen mit Werthaltungen und Gewohnheiten treten, die
Umweltwissen in das Nutzenkalkül miteinbeziehen (Daube
& Ulph, 2016).

All dies führt zu weniger eindeutigen Vorhersagen über
Marktergebnisse. Forderungen nach nachhaltigem Konsum
als Kernbestandteil klimafreundlichen Lebens stützen sich
auf diese Perspektive ebenso wie Forderungen zur Inter-
nalisierung externer Effekte und nach einer ökosozialen
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Abb. TZ.6 Konsumbasierte CO2-Emissionen Österreichs. a Verteilung
konsumbasierter Emissionen (CO2eq) aus Fossilenergie und Industrie-
prozessen nach Sektor (Privat, Unternehmen, Öffentlich) und Bereichen
(Mobilität, Wohnen, restlicher Konsum, Ernährung) für das Jahr 2014
(Nabernegg et al., 2023). b Pro-Kopf-CO2-Emissions-Fußabdruck im

jeweiligen Einkommensdezil des monatlichen Durchschnittseinkom-
men für das Jahr 2004/5 (Muñoz et al., 2020). In den zugrundeliegenden
Daten sind Emissionen aus der globalen Landnutzung untererfasst, was
zu einer Unterschätzung der Klimarelevanz der Ernährung und von Bio-
energie führt. fKap. 1g

Steuerreform („to get the prices right“) (wie beispielswei-
se Akerlof et al. (2019) zur CO2-Bepreisung).

Auch zeigen Studien, dass es durch Substitution kli-
maschädlicher Technologien und gesamtwirtschaftlicher Ef-
fizienzsteigerungen zur Dekarbonisierung kommt, sobald
Investitionen in emissionsärmere Technologien und eine
Änderung der Konsummuster aus Sicht individueller Ent-
scheidungsträger_innen vorteilhaft sind (Kaufman et al.,
2020). Richtige Bepreisung ermöglicht nach dieser Pers-
pektive auch eine Entkoppelung von CO2-Emissionen und
Wirtschaftswachstum.

Innovationsperspektive
In der Innovationsperspektive steht die Wirkung unterschied-
licher Formen von Innovation und deren Anwendung auf die
soziale und wirtschaftliche Praxis im Vordergrund und damit
auf die Umwelt, auf klima(un)freundliches Leben und Wirt-
schaften. Der Fokus wird auf soziotechnische Erneuerung
von Produktions- und Konsumptionssystemen (Ernährung,
Mobilität, Energie, Wohnen, . . . ) gelegt. Die Ansätze unter-
suchen, wie sich Innovationen auf Strukturen auswirken, wie
Innovationssysteme Innovationen für nachhaltige Entwick-
lung ermöglichen und wie Innovationen auf die soziale und
wirtschaftliche Praxis und damit einhergehende Umweltein-
flüsse wirken (Avelino et al., 2017; Kivimaa et al., 2021;
Köhler et al., 2019; Shove & Walker, 2014).

Ausgangspunkte der Innovationsperspektive sind Inno-
vationstheorien und Theorien des technologischen Wan-
dels: Techno-ökonomische Paradigmenwechsel, technolo-
gische bzw. soziotechnische Systeminnovationen, radikaler
und inkrementeller Innovation und auch Akteur-Netzwerk-
Theorie (Dosi et al., 1988; Freeman & Perez, 2000; Köh-
ler, 2012; Köhler et al., 2019; Latour, 2019; Malerba &

Orsenigo, 1995). Im Zusammenhang mit den heutigen ge-
sellschaftlichen Herausforderungen hat eine Verlagerung im
wissenschaftlichen Diskurs stattgefunden: weg von einer na-
hezu ausschließlichen Betonung von wirtschaftlichen Zielen
hin zu einer normativen Orientierung im Sinne der UN-
Nachhaltigkeitsziele (Daimer et al., 2012; Diercks et al.,
2019).

Diese Perspektive umfasst Ansätze zu technologischer,
unternehmerischer, organisatorischer, Produkt-, Prozess-,
Marketing- und Systeminnovation ebenso wie soziale In-
novation, Umweltinnovation, Nachhaltigkeitsinnovation und
Exnovation. Letztere ist ein Sonderfall, weil weniger das
Schaffen von etwas Neuem, sondern das Beenden von nicht-
nachhaltigen Lösungen in den Mittelpunkt rückt (Arnold
et al., 2015).

Innovationen dienen nicht nur unternehmerischen, son-
dern auch gesellschaftlichen Interessen. Zur Bewältigung
der Klimakrise tragen sie bei, wenn sie die Rahmenbe-
dingungen klimafreundlichen Lebens verbessern und zu
nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Praktiken füh-
ren. Innovation hat das Potenzial – intendiert oder unbe-
absichtigt – Preisstrukturen, Marktstrukturen, Infrastruktu-
ren bis hin zu Akteurskonstellationen, Governancestruktu-
ren, Organisationsstrukturen oder ganzen soziotechnischen
Produktions- und Konsumptionssystemen zu verändern (sie-
he dazu Teil 5).

Gestalten bedeutet in der Innovationsperspektive, Wandel
mittels Innovationen bewusst herbeizuführen (Godin, 2015).
Insbesondere wird argumentiert, dass sowohl soziotechni-
sche oder soziale Innovationen, rechtliche Rahmenbedin-
gungen und Infrastrukturen (Bolton & Foxon, 2015), Ak-
teur_innennetzwerken (Latour, 2019), Governanceprozesse
(Köhler et al., 2019) und mentale Modelle wie etwa Zu-
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kunftsbilder (Grin et al., 2011; Schot & Steinmueller, 2018),
nachhaltig gestaltet werden können. Um Strukturen und
Prozesse für Wandel zu schaffen, sind aus Sicht der Inno-
vationsperspektive neue Governancemechanismen (Köhler
et al., 2019) nötig, die koordiniertes Handeln über und
zwischen mehreren Verwaltungsebenen ermöglichen und
Akteursgruppen und Akteursnetzwerke von Produktions-
und Konsumptionssystemen einbeziehen (z. B. durch Betei-
ligungsprozesse, Roadmapping).

Bereitstellungsperspektive
Aus der Bereitstellungsperspektive sind Bereitstellungssys-
teme, die suffiziente und resiliente Praktiken und Lebens-
formen erleichtern und damit selbstverständlich machen,
zentral für klimafreundliches Leben. Der Bereitstellungsper-
spektive liegt ein weites Wirtschaftsverständnis zugrunde,
wonach Wirtschaften die gemeinsame Organisation der Le-
bensgrundlagen betrifft (Polanyi, 1944).

Theorien der Bereitstellungsperspektive verbinden mate-
rielle mit kulturellen Dimensionen (Bayliss & Fine, 2020),
soziale Metabolismen mit politökonomischen Zugängen
(Schaffartzik et al., 2021) sowie biophysische mit sozia-
len Prozessen (O’Neill et al., 2018; Plank et al., 2021b).
Damit schaffen sie Wissen über die sozialen (z. B. Ungleich-
heit, Exklusion) und ökologischen (z. B. hinsichtlich CO2-
Emissionen, Bodenverbrauch und Biodiversität) Konsequen-
zen vorherrschender Bereitstellungsformen von bestimmten
Gütern und Dienstleistungen. Ziel ist, dass langfristiger Kli-
maschutz und langfristige Klimawandelanpassung mit der
Sicherung der Grundversorgung, das heißt der universellen
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse, und dem Schutz vor
Naturgefahren vereinbar sind (Jones et al., 2014; Mechler &
Aerts, 2014; Schinko, Mechler, & Hochrainer-Stigler, 2017).

Aufgrund ihrer rechtlichen Zuständigkeit sowie ihrer Res-
sourcenausstattung sind staatliche Akteur_innen wesentlich
für die Ausgestaltung von Daseinsvorsorge, Klimaschutz
und Klimawandelanpassung. Wichtige Akteur_innen aus
dieser Perspektive sind daher politische Entscheidungsträ-
ger_innen, die Regeln der Bereitstellung in einem politischen
Territorium festlegen, sowie öffentliche Einrichtungen, Ver-
waltungen und (öffentliche) Unternehmen, die klimafreund-
liche Geschäftsmodelle entwickeln oder in der Grundver-
sorgung und Sozialwirtschaft tätig sind. Wenn staatliche
Institutionen und andere Akteur_innen Infrastrukturen, In-
stitutionen und rechtliche Regelungen dauerhaft ändern,
können sich klimafreundliche Gewohnheiten rascher durch-
setzen (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Notwendige Veränderungen, damit klimafreundliche
Praktiken selbstverständlich werden, sind die Schaffung
und Förderung von Bereitstellungssystemen, die kollekti-
ven Konsum fördern (FEC, 2018), sowie klimafreundliche
Praktiken rechtlich möglich, kulturell akzeptiert und ökono-
misch leistbar machen, z. B. ein dekarbonisiertes öffentliches

Mobilitätssystem für Stadt und Land (ILA Kollektiv et al.,
2017).

Der Bereitstellungsperspektive folgend müssen Daseins-
vorsorge (Krisch et al., 2020; Vogel et al., 2021), Alltags-
ökonomie (FEC, 2020), Universal Basic Services (Coote
& Percy, 2020) und sozialökologische Infrastrukturen (No-
vy, 2019; Die Armutskonferenz et al., 2021) gestärkt und
klimafreundlicher gestaltet werden, während nichtnachhalti-
ge Infrastrukturen und Wirtschaftsbereiche rückgebaut wer-
den müssen (Millward-Hopkins et al., 2020; O’Neill et al.,
2018).

Gesellschaft-Natur-Perspektive
Aus der Gesellschaft-Natur-Perspektive ist das Wissen
über zentrale Treiber der Klimakrise (z. B. Mensch-Natur-
Dualismen, Kapitalakkumulation, soziale Ungleichheit) we-
sentlich für klimafreundliches Leben. Theorien in der
Gesellschaft-Natur-Perspektive betrachten das Soziale und
die (biophysische) Natur nicht als unabhängig voneinander,
sondern als eng miteinander verzahnt (Becker & Jahn, 2006;
Brand, 2017; Foster, 1999; Görg, 1999; Haberl et al., 2016;
MacGregor, 2021; Oksala, 2018; Pichler et al., 2017).

Sie verdeutlicht, dass jede Herausforderung soziale und
biophysische Implikationen hat (z. B. Agrarland wird zu be-
bauter Umwelt). Umgekehrt wird betont, dass biophysische
Natur auch auf Soziales wirkt (z. B. Hochwasserereignisse
werden durch gewisse Bebauungsformen wie z. B. Flächen-
versiegelung begünstigt und unterminieren Alltagshandeln).
Zu den Strukturen, die die Gesellschaft-Natur-Perspektive
sichtbar macht, zählen tradierte, in die Wissenschaft, aber
auch in den Alltag eingelassene Denkweisen (z. B. diszipli-
näre Trennung von Natur- und Gesellschaftswissenschaften,
Lösung der Klimakrise durch Technik etc.) und ökonomische
Logiken und Ordnungsprinzipien, die modernen, kapitalis-
tischen Gesellschaften zugrunde liegen (z. B. Wachstums-
zwang inklusive Naturverbrauch und sozialer Ungleichheit,
moderne Institutionen wie Staatlichkeit, individualistisches
Freiheitsverständnis etc.).

Die Relevanz der Gesellschaft-Natur-Perspektive für das
Gestalten klimafreundlicher Strukturen liegt in der Analyse
und Beurteilungen von Verhältnissen und angebotenen Lö-
sungen, vor allem im Hinblick auf deren Implikationen und
Reichweite (Becker & Jahn, 2006; Fischer-Kowalski & Erb,
2016; Fraser, 2014; Görg, 2011; McNeill, 2000; McNeill &
Engelke, 2016). Sie hat zudem das Potenzial, die Reflexivi-
tät von Akteur_innen zu erhöhen (siehe z. B. Bashkar, 2010),
vor allem mit Blick auf tiefliegende Treiber der Klimakrise.

Der Begriff „Gesellschaft“ wird im Alltag oft mit Zi-
vilgesellschaft gleichgesetzt, doch die Gesellschaft-Natur-
Perspektive beschränkt sich im Kontext dieses Berichts nicht
auf die Zivilgesellschaft, sondern bezieht auchWissenschaft,
öffentliche Institutionen (Regierung, Verwaltung, Legislati-
ve) und Parteien ein. Wissensproduktion, Medialisierung,
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Problematisierung und Protest, Ökotopien, aber auch Geset-
ze sind Instrumente für das Gestalten von klimafreundlichen
Strukturen; sie rufen jedoch oft starken Widerstand hervor
(Brand, 2017).

Nur wenn bei klimapolitischen Lösungen auch der Be-
zug zu den Treibern der Klimakrise mitreflektiert wird (z. B.
Kapitalakkumulation, westliche Naturbeherrschung), ist eine
tiefenwirksame Bearbeitung der Klimakrise möglich (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Perspektivische Herangehensweise für die Analyse
von Strukturen
Dieser Bericht setzt auf Perspektivismus, um aktuelle He-
rausforderungen in ihrer Diversität bezüglich der Problem-
diagnosen von klimaunfreundlichen Strukturen sowie Ziel-
horizonten und Gestaltungsoptionen von Transformations-
pfaden zu berücksichtigen. Wir anerkennen damit, dass Er-
kenntnis immer abhängig von Bezugssystemen (wie z. B.
Marktlogiken, Innovationsdiskursen, gesellschaftstheoreti-
schen Diskursen) ist (Giere, 2006; Sass, 2019).

Wenn bloß von einer Perspektive ausgegangen wird (z. B.
von der gesellschaftlich am anschlussfähigsten – derzeit
die Marktperspektive), dann kommen nur bestimmte Pro-
blemdiagnosen, Zielhorizonte und Gestaltungsoptionen zur
Anwendung (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis). Jede der vier Perspektiven hat Stärken und Schwä-
chen. Diese gilt es zu erkennen und zu benennen.

Alle vier Perspektiven thematisieren Strukturen. Eine
Stärke der Marktperspektive ist, dass sie aufgrund der Promi-
nenz vonMarktlogiken gesellschaftlich besonders anschluss-
fähig ist. Eine ihrer Schwächen ist ihr Vertrauen in individuel-
les Handeln sowie in Bepreisung. Aus einer Bereitstellungs-
und Gesellschaft-Natur-Perspektive ist hingegen sowohl der
Fokus auf das Individuum als auch der Fokus auf Marktlogi-
ken eher Treiber der Klimakrise als deren Lösung (Pirgmaier
& Steinberger, 2019). Auch die Innovationsperspektive ist
gesellschaftlich anschlussfähig. Eine der Stärken der in die-
sem Sachstandsbericht vorgestellten Innovationsperspektive
ist, dass sie den Innovationsbegriff weder rein technologisch
noch primär marktorientiert versteht, sondern Innovationen
immer an ihrem sozial-ökologischen Mehrwert misst. Eine
ihrer Schwachstellen ist, dass sie wenig klare Aussagen da-
rüber macht, von wem und wie Entscheidungen über den
Erfolg oder Misserfolg von Innovationen getroffen werden.
Dass Letzteres immer (auch) ein politischer Prozess ist, wird
in dieser Perspektive nur bedingt berücksichtigt.

Für die Gestaltung klimafreundlichen Lebens gilt: Wenn
mehrere Perspektiven berücksichtigt werden, dann ist die
Wahrscheinlichkeit am höchsten, dass Problemdiagnosen,
Zielhorizonte und Gestaltungsoptionen differenziert verstan-
den, Prioritäten informiert gesetzt und Inkompatibilitäten
sowie Synergien identifiziert werden können (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).

Teil 2: Handlungsfelder

Kapitel 3: Überblick Handlungsfelder

Um die in Paris vereinbarten Klimaziele zu erreichen, sind
Veränderungen im Alltag der Menschen und in ihrem täg-
lichen Verhalten erforderlich. Diese Veränderungen können
nicht vorrangig durch Appelle an die individuelle Verant-
wortung angestoßen werden. Es braucht vielmehr adäquate
Strukturen wie Regulierung, steuerliche Anreize, infrastruk-
turelle Veränderungen und Verbote, um Aktivitäten mit ho-
hen Emissionen einzuschränken bzw. solche mit niedrigen
Emissionen zu verstärken. Klimafreundliche Strukturen sind
notwendig, um klimafreundliches Handeln leichter in den
Alltag zu integrieren und damit eine attraktive Alternative zu
den bisherigen nichtnachhaltigen Praktiken bereitsteht (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

In Teil 2 wird mit der Analyse der Klimawirkungen
unterschiedlicher Handlungsfelder eine umfassende Zusam-
menschau über alle Lebensbereiche gegeben. Dabei werden
die Klimawirkungen in den Bereichen Wohnen, Ernährung
und Mobilität sowie für die Handlungsfelder der Erwerbsar-
beit, Versorgung, Betreuungs- und Pflegearbeit, gesellschaft-
liche Aktivitäten und Erholung untersucht. Individualistische
und rationalistische Theorien des Handelns fokussieren auf
das Verhalten autonomer und stetig abwägender Individuen.
Forschungsansätze, die Praktiken ins Zentrum stellen, ge-
winnen jedoch an Relevanz (Røpke, 2015). Praktiken sind
mehr als tägliche Routinen. Sie sind geprägt von der Kom-
petenz (Können; z. B.: Wie leihe ich ein Buch aus?), der
Möglichkeit (vorhandene Struktur, z. B. öffentliche Biblio-
thek, leistbar und erreichbar) und der Zeit, sie auszuführen
(Zeitwohlstand, Zeitsouveränität) (vergleiche Kap. 2 und
27).

Aktuell existieren Strukturen, die Menschen auf unter-
schiedlichen Ebenen daran hindern, im Einklang mit den
klimapolitischen Zielen zu leben. Daher genügt es nicht, ein-
zelne Barrieren zu beseitigen. Das Gestalten von Strukturen
erfordert die Änderung der strukturellen Zusammenhänge
(sowohl hemmender als auch fördernder Faktoren) innerhalb
einzelner Handlungsfelder (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). Entscheidend für erfolgreiches Gestalten ist
die Abstimmung von Maßnahmen zwischen Handlungsfel-
dern. Dazu bedarf es eines integrativen und systemischen
Vorgehens, um Rahmenbedingungen für individuelles Ver-
halten festzulegen. Widersprüchliche Maßnahmen, die Kon-
flikte oder Nachteile in einem oder mehreren Handlungs-
feldern schaffen, gefährden das Erreichen klimapolitischer
Ziele. So genügt es beispielsweise nicht, lediglich die räum-
liche Infrastruktur zu verbessern. Um den Umstieg vom
Individualverkehr auf den öffentlichen Verkehr zu erleich-
tern, sind auch die räumliche Verteilung der Mobilitätsziele
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Tab.TZ.1 Systeme, Zeitkategorien, Tätigkeiten und CO2-Fußabdruck nach funktionaler Zeitverwendungsanalyse. (Eigene Darstellung nach Ring-
hofer & Fischer-Kowalski (2016); Wiedenhofer et al. (2018)). fKap. 3g
Re-/Produktion im System Kategorie der funktionalen

Zeitverwendung
Umfasst diese Aktivitäten aus
Zeitverwendungsstudien

Und CO2e-Fußabdruck
von . . . (beispielhaft)

% CO2e-
Fußabdruck
Haushalt

Person Personal time Schlafen, Essen, Körperpflege Nahrung, Warmwasser, Hei-
zen, Hygieneprodukte . . .

39%

Haushalt Gebundene Zeit Hausarbeit, Versorgung ande-
rer Menschen

Kochen, Waschen, Putzen,
Möbel, Reparaturen . . .

14%

Ökonomie Vertraglich vereinbarte Zeit Erwerbsarbeit, Ausbildung In Erwerbsarbeit werden
Waren und Dienstleistungen
produziert und Einkommen
generiert, mit denen alle an-
deren Aktivitäten ermöglicht
und finanziert werden

–

Gemeinschaft Freie Zeit Freizeit, Erholung Kultur, Unterhaltung, Sport,
Hobbys . . .

31%

Mobilität
Diese Zeit ermöglicht andere Aktivitäten, die Men-
schen an unterschiedlichen Orten ausführen

Verschiedene Formen der
Fortbewegung

Direkte Emissionen von
Treibstoffen, indirekte Emis-
sionen von Transportmitteln
und Infrastruktur

16%

und die Zeitökonomie im Alltag und von verschiedenen
Mobilitätsmodi zu berücksichtigen (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

Verschiedene Bevölkerungsgruppen (nach Geschlecht,
Alter, Einkommen) sind vom Klimawandel unterschiedlich
betroffen und tragen in unterschiedlichem Ausmaß durch ih-
re Tätigkeiten mit THG-Emissionen zum Klimawandel bei.
Ein gutes Leben für alle kann nur ermöglicht werden, wenn
Maßnahmen zur Minimierung von Ungleichheiten ergrif-
fen werden. Die Neugestaltung der Zeitstrukturen ist hier-
bei von zentraler Bedeutung (hohe Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis). Die Berechnung von CO2-Fußabdrücken
je alltäglicher Aktivität ermöglicht die Analyse von Un-
terschieden in Bevölkerungsgruppen und je Handlungsfeld
(Smetschka et al., 2019) (Tab. TZ.1). Die persönliche Zeit,
die für die Fürsorge für die eigene Person verwendet wird,
ist relativ kohlenstoffarm, während sowohl Haushalts- als
auch Freizeitaktivitäten große Unterschiede in Bezug auf
den CO2-Fußabdruck pro Stunde aufweisen. Die traditio-
nelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung prägt die Zeit-
nutzungsmuster von Frauen und Männern, die sich auf ihre
CO2-Fußabdrücke auswirken.

In einem systematischen Review wurden die internatio-
nalen Emissionsvermeidungs- und verringerungspotenziale
von 60 Konsumoptionen aus Primärstudien und mehreren
Reviews aus unterschiedlichen Ländern zusammengefasst
(Ivanova et al., 2020) (Abb. TZ.7). Alle Optionen inkludieren
sowohl direkte als auch indirekte Emissionen in der Pro-
duktion und Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen
(„Fußabdruck“).

Es zeigt sich, dass einige wenige Optionen im Bereich
Mobilität, Ernährung und Wohnen sehr hohe bis mittlere
Potenziale haben. Klassisches „umweltfreundliches Verhal-

ten“, wie beispielsweise Mülltrennung, weniger Papier oder
optimierte Nutzung von Haushaltsendgeräten, zeigen eher
geringe Vermeidungspotenziale, wenn man sie etwa mit der
Nutzung selbst produzierten Ökostroms oder dem Verzicht
auf Haustiere vergleicht. Der Mobilitätsbereich weist das
größte Potenzial für Emissionsreduktionen auf, insbeson-
dere der Verzicht auf das Auto, gefolgt vom Wechsel zu
Elektromobilität und der Vermeidung von Langstreckenflü-
gen. Sowohl Automobilität als auch Flugreisen steigen stark
mit höherem Einkommen. Daher ist die Gestaltung dieser
Mobilitätsangebote in einem reichen Land wie Österreich
besonders wichtig. Im Bereich der Ernährung zeigen sich
klar die Vorteile von veganer bis vegetarischer Ernährung
bzw. einer sehr starken Reduktion des Fleischkonsums. Im
Bereich Wohnen zeigen Investitionen in den Ausbau er-
neuerbarer Energien das größte Potenzial, gefolgt von der
Renovierung und Sanierung von Wohngebäuden, wo wiede-
rum Rahmenbedingungen und Standards entscheidend sind.

Für Konsumoptionen mit hohem Vermeidungspotenzial
sind strukturelle Maßnahmen notwendig, die infrastruktu-
relle, institutionelle und verhaltensbezogene Barrieren be-
seitigen, damit die Realisierung der Vermeidungspotenziale
strukturell ermöglicht und bevorzugt wird (Ivanova et al.,
2020). Gutes Leben mit hoher Lebensqualität und weniger
Ressourcenbedarf zu erreichen, muss in allen Handlungs-
feldern ansetzen. Die unterschiedlichen Wege dahin sind
beispielsweise Konzepte von Nutzen statt Besitzen oder
Reparieren statt Wegwerfen und stellen das Teilen von Ser-
vices anstelle von Anhäufen von Material und Abfällen in
den Vordergrund (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis): Das Bewusstsein der Bevölkerung für die Notwendig-
keit umfassender klimapolitischer Maßnahmen steigt. Eine
aktive öffentliche Debatte, zivilgesellschaftliche Bewegun-
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Ernährung Elektro- & Wasserstoff-Mobilität
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Abb. TZ.7 Die internationalen Emissionsvermeidungs- und -verringerungspotenziale von 60 Konsumoptionen. (Eigene Darstellung adaptiert
nach Ivanova et al. (2020)). fKap. 3g
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gen sowie Aufklärungs- und Überzeugungsarbeit bilden die
Grundlagen einer demokratischen Öffentlichkeit als Voraus-
setzung und Ziel einer klimagerechten Transformation. Es
ist davon auszugehen, dass Klimapolitik ein Anliegen mit
hoher Zustimmung ist, für den ein Großteil der Bevölke-
rung zur klimapolitischen Transformation gewonnen werden
kann. Für eine hohe Akzeptanz und positive Klimawirkung
ist entscheidend, dass diese Transformation keine neuen
Ungleichheiten schafft bzw. dass Nachteile und Verluste
für manche Teile der Bevölkerung sozial(politisch) entspre-
chend ausgeglichen werden (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis).

Kapitel 4: Wohnen

Um Strukturen eines klimafreundlichen Wohnens zu ver-
stehen, hilft ein integrativer Blick auf das österreichische
Wohnungssystem. Dieser umfasst alle in das Themenfeld
Wohnen involvierten Akteur_innen, Aktivitäten und struk-
turellen Bedingungen von der Bodeninanspruchnahme und
Produktion bis zur Nutzung und Wiederverwertung. Im Fol-
genden wird die Literatur zu klimafreundlichem Wohnen
entlang dieser Dimensionen dargestellt.

Wohnen als Grund- und Existenzbedürfnis ist eine Tä-
tigkeit, welche sich über den eigenen Wohnraum hinaus
in die Nachbarschaft und Freiräume erstreckt. Sie besteht
aus einem multiplen Beziehungsgeflecht ökologischer, öko-
nomischer, sozialer und kultureller Aspekte. Wohngebäude
umfassen 82 Prozent des gesamten österreichischen Gebäu-
debestands (Statistik Austria, 2019c). Davon sind 65,8 Pro-
zent Einfamilienhäuser (Statistik Austria, 2013). Der Sektor
Gebäude verursachte im Jahr 2019 allein im Betrieb rund
8,1 Millionen Tonnen THG-Emissionen, was einem Anteil
des Gebäudesektor-Betriebs von 10,2 Prozent aller THG-
Emissionen in Österreich im Jahr 2019 entspricht (Umwelt-
bundesamt, 2021c), wobei Wohngebäude darin mit einem
Anteil von 8,2 Prozent dominieren (Statistik Austria, 2019c).
Eine Reduktion der THG-Emissionen im Betrieb von Ge-
bäuden konnte von 1990 bis 2014 beobachtet werden, wobei
diese Emissionen zwischen 2014 bis 2017 wieder anstiegen
(Umweltbundesamt, 2021c).

Die durchschnittliche Wohnfläche pro Person in einer
Hauptwohnsitzwohnung in Österreich liegt bei 45,3m2 pro
Person, in Wien liegt sie bei 36,1m2 pro Person, im Bur-
genland bei 54m2 pro Person (Statistik Austria, 2019c). Der
Zuwachs an Bodenverbrauch für Wohn- und Geschäftsge-
biete liegt in Österreich im Jahr 2020 bei 23 km2 (Umwelt-
bundesamt, 2021a). Leerstand spielt bei der Vermeidung von
Bodenverbrauch im Wohnungssektor eine zentrale Rolle. Ei-
ne vollständige und übergreifende Leerstandserhebung für
Österreich liegt derzeit jedoch nicht vor (Schneider, 2019)
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

Einfamilienhäuser weisen im Vergleich zu Wohnsiedlun-
gen und Geschoßwohnbau eine deutlich schlechtere Bilanz
auf. Graue Emissionen, also die gesamte Energie, die bei
Herstellung, Einbau und Abbruch von tragwerksrelevanten
Bauelementen benötigt wird, aber auch Leerstand spielen
hier eine große Rolle. Die Weiternutzung von Leerstand
könnte helfen, den Neubau von Einfamilienhäusern einzu-
dämmen, welche als Wohnform den höchsten Flächenver-
brauch aufweisen und mit der Bereitstellung umfangreicher
Infrastrukturmaßnahmen (speziell im Bereich des Verkehrs)
einhergehen. Darüber hinaus geht es um die energetische
Ertüchtigung des Bauvolumens. Durch Sanierung in Form
einer energieeffizienten Gebäudeertüchtigung mit ökologi-
schen Materialen ließe sich beispielsweise in Vorarlberg bei
Gebäuden aus den 1970er Jahren im Vergleich zu einer rei-
nen Instandhaltung ohne thermische Sanierung das globale
Erwärmungspotential um 72 Prozent reduzieren (Energie-
institut Vorarlberg, 2020). Die Sanierungsrate ist jedoch
österreichweit seit 2010 um ein Viertel zurückgegangen
(Global 2000, 2021; IIBW, Umweltbundesamt, 2020) (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Der Umstieg
auf erneuerbare Energien im Wohnungssektor ist mangel-
haft, der erneuerbare Anteil an der Fernwärmeerzeugung
und am -verbrauch lag im Jahr 2018 bei nur 48 Prozent
(Umweltbundesamt, 2022) (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). Im Neubau lassen sich neue technische Lö-
sungen einfacher umsetzen, es sollte aber der klare Fokus auf
den Bestand und dessen Ertüchtigung gelegt werden (Amann
& Mundt, 2019).

Durch den Föderalismus liegen in Österreich für den
Wohnbau derzeit stark fragmentierte Zuständigkeiten auf
Entscheidungs- und Wissensebenen vor. Mindeststandards
für den Wohnbau (z. B. Grünflächenfaktor, Versiegelungs-
faktor, Energieeffizienzstandards etc.) werden maßgeblich
durch die Bauordnungen der Bundesländer vorgegeben. Al-
le Wohngebäude müssen seit 2021 die Mindestanforde-
rung an ein Niedrigstenergiegebäude im Sinne der EU-
Gebäuderichtlinie (Artikel 2, Ziffer 2 der RL 2010/31/EU)
erfüllen. Wohnbauförderungen sind nach der bundesstaatli-
chen Kompetenzverteilung auf Landesebene geregelt. Bau-
genehmigungsverfahren werden auf kommunaler Ebene
vollzogen.

Die Ökologisierung des Wohnbausektors betrifft sowohl
die Baubiologie (z. B. Giftstoffe in Baumaterialien) als auch
die Bauökologie (Land-, Ressourcen- und Energieverbrauch
im Bau, im laufenden Betrieb und im Recycling). Ein wichti-
ges Ziel liegt darin, die Zertifizierung ökologischer Baustoffe
voranzubringen. Der Verwendung von neuen – teils low
tech, insofern alten – Bauweisen stehen oft kostenintensi-
ve Genehmigungs- und Prüfverfahren im Weg. Wenn die
Ressourcen fehlen, um Prüfprozesse für alternative Bau-
materialien und -elemente einzuleiten, verfestigt sich der
Einsatz von Industrieprodukten ungeachtet der ökologischen
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Abb. TZ.8 Komponentenzerlegung der Kohlenstoffdioxidemissionen aus Privathaushalten. (Umweltbundesamt, 2019a). fKap. 4g

Qualitäten und Vorzüge alternativer Baumaterialien (Bauer,
2015; Reinhardt et al., 2020) (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis). Im Kontext sozial-ökologischer Bau-
wirtschaft steigert Urban Mining („städtischer Bergbau“)
Ressourceneffizienz und fördert eine Rückgewinnung von
Sekundärrohstoffen. Dies senkt den Verbrauch von Primär-
rohstoffen und ermöglicht weitgehende Unabhängigkeit vom
Import; auch mit Hilfe von Ressourcenkatastern zur Identifi-
kation anthropogener Lager (Allesch et al., 2019; Kral et al.,
2018) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Die
Nutzung von Recycling-Baumaterial und materialbewuss-
ter Konstruktion ermöglicht kreislauffähiges Bauen (Kakkos
et al., 2020; Brunner, 2011) (hohe Übereinstimmung, geringe
Literaturbasis).

Im aktuell dominanten marktorientierten System wird
die ausreichende Versorgung mit Wohnraum für untere und
mittlere Einkommensgruppen in urbanen Regionen zuneh-
mend schwieriger (Kadi et al., 2020) (hohe Übereinstim-
mung, geringe Literaturbasis). Diese können kaum einen
Beitrag zur klimafreundlichen Gesellschaft leisten, da sie zur
Wohnversorgung auf billigere Immobilien mit schlechterer

Bauqualität und daher schlechterer Energieeffizienz in min-
derversorgten Wohngegenden angewiesen sind (Weißermel
& Wehrhahn, 2020) (hohe Übereinstimmung, geringe Lite-
raturbasis). Rund 20 Prozent aller Österreicher_innen und
rund 45 Prozent der Wiener_innen wohnen heute in einer
Gemeinde- oder Genossenschaftswohnung (Schwarzbauer
et al., 2019; Van-Hametner et al., 2019). Die Privatisie-
rung bzw. Kapitalisierung von vormals öffentlichen und/oder
gemeinnützigen Gütern der Wohnungswirtschaft birgt die
Gefahr, soziale Belange gegen Klimaschutz und andere öko-
logische Anliegen auszuspielen (Weißermel & Wehrhahn,
2020) (hohe Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). Die
vorerst letzten Erhebungen zu Österreich aus 2016 bezif-
fern 117.100Haushalte, die von Energiearmut betroffen sind.
Vertreter_innen der Armutskonferenz vermuten weit höhere
Zahlen (Armutskonferenz, 2019, 2020) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis).

Potenziale liegen in der verbindlichen Koordination und
Kooperation urbaner und ländlicher Regionalplanung. Eine
große Barriere ist die Kompetenz der Bürgermeister_innen
als Baubehörde erster Instanz. Derzeit existiert kein na-
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tionales Monitoringsystem zur Erfassung aller thermisch-
energetisch relevanten Sanierungsaktivitäten (Umweltbun-
desamt, 2020a) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis). Es braucht das Zusammenführen der Zuständigkeiten
auf Bundesebene in Form einer nationalen Koordinations-
und Monitoringstelle für das Thema Wohnen. Zuständig-
keiten wären die Etablierung einer Wohnbauforschung, die
unter anderem ein österreichisches Leitbild des Wohnbaus
erarbeitet und die gesellschaftlichen Bedingungen und Mög-
lichkeiten zur Wohnraumversorgung sowie zukunftsfähige,
nachhaltige und sozial gerechte Wohnformen untersucht so-
wie eine stärkere Zweckbindung der Wohnbauförderung
an ökologische und soziale Auflagen mittels Objektför-
derung forciert (Allianz Nachhaltiger Hochschulen, 2021)
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Für res-
sourcenschonende Wohnbaupolitik ist eine flächendecken-
de Leerstandserhebung wichtig. Bestandsaktivierung bzw.
-mobilisierung wären prioritär gegenüber dem Neubau zu
behandeln (Koch, 2020) (hohe Übereinstimmung, geringe
Literaturbasis).

Aktivierung und Attraktivierung des Wohnbaubestandes
senkt die Neubautätigkeiten und beugt der weiteren Ausbrei-
tung der Siedlungsflächen in Form von zunehmender Versie-
gelung des Bodens vor. Diese klimafreundlichen Potenziale
können sich durch Erhalten, Reparieren und Weiterdenken
städtebaulich übergreifender Ansätze und gemeinwohlorien-
tierte Kooperationen sowie Beteiligungskonzepte in Kombi-
nation mit Lebenszyklusbetrachtungen und zirkulären, öko-
logischen Materialeinsätzen entfalten. (Ebinger et al., 2001).
(hohe Übereinstimmung, geringe Literaturbasis). Die Sa-
nierung von privaten Mietwohnungen könnte durch eine
verkürzte Absetzung von Sanierungskosten oder alternativ
mit Investitionsprämien unterstützt werden (Amann, 2019).
Niedrigverdiener_innen kann alternativ die Inanspruchnah-
me einer Negativsteuer angeboten werden. Mit dem verstärk-
ten Blick auf den Bestand und somit auf die Sanierungen
wird eine Verschiebung im fachlich-technischen wie auch im
handwerklichen Bereich des Baugewerbes einsetzen, samt
adäquater Instrumente der Umschulung sowie diesbezügli-
cher Fördermechanismen, ebenso wie eine Verlagerung der
Wirtschaftsleistung. Dies erfordert auch bessere Entlohnung
und höheren sozialen Status von Bauarbeiter_innen (Amann,
2019) (hohe Übereinstimmung, geringe Literaturbasis).

Das Herauslösen der Wohnungsversorgung aus den Logi-
ken des Marktes (Dekommodifizierung) erfordert die klein-
maßstäbliche Erfassung der territorialen Verteilung und
Preisentwicklung bestehenden Wohnraums. Verfügbarkeit
von kommunalem Boden und Wohnungsbeständen ist da-
für besonders wichtig, weshalb sich die Dekommodifizie-
rungspolitik mit einem solchen Ziel nicht allein auf die
Wohnung beschränken kann, sondern auch den Boden als
endliche Ressource miteinschließen muss. Gemeinnützige
Organisationsformen werden gefordert, um die Bodenverga-

be für Wohnbauzwecke weiterzuentwickeln (Kaltenbrunner
& Schnur, 2014) (hohe Übereinstimmung, geringe Litera-
turbasis). Genannt werden außerdem Instrumente wie Wid-
mung auf Zeit, Rückwidmung, Enteignung, Baulandumle-
gung oder Vorkaufsrecht der Gemeinde (ÖROK, 2017) (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Im Land Salzburg
wird mittels Vorbehaltsflächen „zur Sicherung von Flächen
für die Errichtung von förderbaren Miet-, Mietkauf- oder
Eigentumswohnungen“ (Land Salzburg, 2008) und in Ti-
rol mittels „Vorbehaltsflächen für den gefördertenWohnbau“
(Land Tirol, 2016) aktive Bodenpolitik betrieben. Um dekar-
bonisierten, sozial-ökologisch gerechten Wohnbau im Sinne
des Gemeinwohls zu ermöglichen, gilt es vor allem, für
staatliche und kommunale Stellen vermehrt Verfügungs- und
Handlungsspielräume zurückzugewinnen. Ebenso können
alternative Wohnbaukonzepte, z. B. in Form von Baugrup-
pen, Eco Villages, Mietshäusersyndikaten etc., neuartige und
inklusive Zugänge in ökonomischer, ökologischer und sozia-
ler Hinsicht für den allgemeinen Wohnbau befördern (Lang
& Stoeger, 2018; Höflehner, 2019; Jany, 2019; van Bortel &
Gruis, 2019) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Kapitel 5: Ernährung

Um Strukturen einer klimafreundlichen Ernährung zu verste-
hen, hilft ein integrativer Blick auf Ernährungssysteme. Die-
se umfassen alle in die Ernährung involvierten Akteur_innen,
Aktivitäten und strukturellen Bedingungen von der Produk-
tion bis zu den Lebensmittelabfällen. Im Folgenden wird die
Literatur zu klimafreundlicher Ernährung entlang dieser Di-
mensionen gesichtet.

Weltweit sind Ernährungssysteme für ca. ein Drittel aller
anthropogenen THG-Emissionen verantwortlich; je ein Drit-
tel davon entfällt auf Landnutzungsänderungen, auf direkte
Emissionen aus der Landwirtschaft und auf die weiteren Pro-
zesse des Ernährungssystems bis hin zur Entsorgung (Crippa
et al., 2021). Eine sektorübergreifende Betrachtung rechnet
rund 10 Prozent aller österreichischen THG-Emissionen der
Landwirtschaft zu (Umweltbundesamt, 2021c). Die THG-
Emissionen der Landwirtschaft haben sich seit 1990 durch
sparsamere Düngung und einen Rückgang im Viehbestand
um 14,3 Prozent reduziert (Umweltbundesamt, 2021c). In
den letzten Jahren blieben sie allerdings konstant. Eine wei-
tere Reduktion von THG-Emissionen in der Landwirtschaft
steht nicht prioritär auf der politischen Agenda. Maßnahmen
werden nur unzureichend umgesetzt.

Aus wissenschaftlicher Sicht birgt die Tierhaltung großes
Emissionsreduktionspotenzial (IPES, 2019; SAPEA, 2020)
(hoheÜbereinstimmung, starke Literaturbasis). In Österreich
wird dieses Potenzial agrarpolitisch nicht thematisiert. Be-
züglich des Nahrungskonsums verweist die Forschung bei
einer Reduktion des Konsums tierischer Produkte auf ho-
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he Synergien zwischen Klimaschutz- und Gesundheitszielen
(APCC, 2018; Willett et al., 2019) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Potenziale einer Reduktion des Kon-
sums tierischer Produkte werden bei Klimaschutzstrategien
bisher allerdings ausgeblendet. Ernährungspraktiken spie-
geln soziale Ungleichheitsstrukturen wider. Hohes Potenzial
für die Reduktion von THG-Emissionen besteht darüber hi-
naus in der Vermeidung von Lebensmittelabfällen (IPES,
2019; SAPEA, 2020). Wenn dieses lukriert werden soll, sind
Akteur_innen entlang der gesamten Wertschöpfungskette in
die Verantwortung zu nehmen (hohe Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis).

Verarbeitung und Handel sind klimapolitisch wichtige
Teile der Wertschöpfungskette. Geprägt durch eine sehr ho-
he Konzentration hat der Lebensmitteleinzelhandel zwar
das Angebot an klimafreundlichen Produkten am Markt er-
weitert, klimaschädliche Strukturen im Ernährungssystem
werden damit aber nicht abgebaut. Politische Regulierun-
gen des Handels erschöpfen sich bisher in wenig effektiven
Maßnahmen. Alternative Vertriebswege jenseits der Super-
märkte bieten Formen bäuerlicher Direktvermarktung, die
in Österreich verbreitet sind. Diese können durch verkürzte
Distanzen zwischen Produktion und Konsum und eine kli-
mafreundliche Ausgestaltung der Logistik dazu beitragen,
dass transportbezogene THG-Emissionen reduziert werden.
Allerdings wird die Klimarelevanz von „food miles“ häufig
überschätzt (Enthoven & Van den Broeck, 2021; Paciarotti &
Torregiani, 2021). Die biologische Lebensmittelproduktion
wird in der öffentlichen Wahrnehmung häufig mit Klima-
freundlichkeit in Verbindung gebracht. Dennoch liefern hier
Studien sehr kontextspezifische Ergebnisse (Seufert & Ra-
mankutty, 2017) (niedrige Übereinstimmung, schwache Lite-
raturbasis). Aufgrund des geringeren Flächenertrags im Bio-
landbau werden Ausbaupotenziale im Biolandbau für eine
klimafreundlichere Ernährung oftmals mit einer gleichzeiti-
gen Reduktion des Konsums tierischer Produkte verknüpft
(z. B. Hörtenhuber et al., 2010; Niggli, 2021; Schlatzer et al.,
2017; Theurl et al., 2020).

Notwendige Veränderungen, Barrieren und Konflikte im
Bereich der klimafreundlichen Ernährung finden vor allem in
vier Feldern ihrenAusdruck: (1) in der umkämpften Transfor-
mation von Politikbereichen, (2) im Konfliktthema Fleisch,
(3) in Arbeitskonflikten und (4) in konfligierenden Wissens-
formen. Erstens wird eine auf Klimaziele ausgerichtete in-
tegrative Ernährungspolitik von zivilgesellschaftlichen Ak-
teur_innen und der Wissenschaft gefordert; diese kann ver-
schiedene Politikbereiche wie z. B. Klima-, Umwelt- und Ge-
sundheitspolitik verbinden (APCC, 2018; IPES, 2019) (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Sie steht im
Konflikt mit Interessen der agrarischen Interessenvertretung,
der Agrar- und Lebensmittelindustrie und des Handels, die
überwiegend den Status quo des Handelssystems aufrecht-
erhalten wollen, sowie mit der aktuellen Ausgestaltung der

Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union (Nisch-
witz et al., 2018). Zweitens forciert unser Wirtschaftssys-
tem Produktion, Weiterverarbeitung, Konsum und eine ver-
gleichsweise geringe Wertschätzung tierischer Produkte, da
es auf der Bereitstellung billiger Erzeugnisse und deren Ex-
port beruht (Plank et al., 2021c). Unterstützt wird dies kul-
turell durch Routinen. Beispielsweise wird Fleisch als unver-
zichtbar angesehen (Oleschuk et al., 2019) und mangelnde
Zeit trägt zur Lebensmittelverschwendung bei (Devaney &
Davies, 2017; Plank et al., 2020b) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Drittens werden Arbeitskonflikte im
Bereich der Erntearbeit, der Verarbeitungsindustrie, der Su-
permärkte und Essenszustellung wie auch durch die Aufgabe
von Höfen sichtbar, die nach einer Aufwertung der menschli-
chen Arbeit verlangt, um die soziale Dimension klimafreund-
licher Strukturen zu gewährleisten (Behr, 2013; Möhrs et al.,
2013) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Und
schließlich setzen viertens Forschungsfragen nicht an der Le-
bensrealität von Bauern und Bäuerinnen an (Laborde et al.,
2020; Nature, 2020). Wichtige Forschungslücken zeigen sich
zurRolle derVerarbeitungsindustrie, der Landwirtschaft, vor-
gelagerter Agrarindustrie und des Lebensmittelhandels. Die-
se gilt es in künftigen Forschungsarbeiten zur Bereitstellung
von Strukturen für ein klimafreundliches Leben besser in den
Blick zu nehmen, um konkretere Aussagen zu deren Verant-
wortlichkeiten treffen zu können (mittlere Übereinstimmung,
niedrige Literaturbasis).

Übergangspfade zu einem klimafreundlichen Ernährungs-
system werden kontrovers und oftmals vereinfachend dicho-
tom diskutiert: „Bioökonomie“ versus sozial-ökologische
Transformation der Produktions- und Konsumpraktiken in
einer „Ökoökonomie“ (Ermann et al., 2018; Horlings &
Marsden, 2011); agrarökologische versus industrielle Sys-
teme (IPES, 2016); Lebensmittel als Ware versus Lebens-
mittel als Gemeinschaftsgut oder Menschenrecht (Jackson
et al., 2021; SAPEA, 2020) (geringe Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis). Wenngleich eine solche Entweder-
oder-Perspektive analytisch sinnvoll sein mag, können Ver-
änderungsprozesse durch ein „Sowohl-als-auch“ gewinnen:
technische UND soziale Innovationen, agrarökologische
UND industrielle Ansätze, zentrale UND dezentrale An-
sätze, produktions- UND konsumseitige Maßnahmen (Er-
mann et al., 2018). Reduktionsziele ließen sich über hö-
here Preise (z. B. lokale Fütterung oder Vollweide, höhere
Tierschutzstandards, Bio) bzw. Steuern auf klimaschädli-
che Lebensmittel wie Fleisch forcieren. Diese würden sozial
benachteiligte Gruppen stärker treffen. Allerdings bestehen
hier große Synergien zu Gesundheitszielen, da gerade sozi-
al benachteiligte Gruppen von den ernährungsmitbedingten
Gesundheitsfolgen aktueller Ernährungsmuster mit hohen
Fleischanteilen und hochverarbeiteten Lebensmitteln über-
proportional betroffen sind (Brunner, 2020; Fekete & Wey-
ers, 2016).
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Eine klimafreundliche Ernährung zielt auf sozial in-
klusive, ungleichheitsreduzierende Ernährungsweisen. Die
Akzeptanz von Änderungen hin zu einer klimafreundli-
chen Agrar-Ernährungspolitik hängt nicht zuletzt von einer
effektiven Sozialpolitik und einem Ausgleich territorialer
Ungleichgewichte zwischen Stadt und Land oder agrari-
schen Gunst- und Ungunstlagen ab (SAPEA, 2020). Eine
Ernährungswende lässt sich durch mehr Transparenz be-
züglich Herkunft, Umwelt- und Tierschutzstandards sowie
rechtliche Beschränkungen der Werbung bzw. von Akti-
onsangeboten für klimaschädliche und ungesunde Lebens-
mittel unterstützen, ebenso durch einen erweiterten Zu-
gang zu Wissen beispielsweise durch direkte Interaktio-
nen von Konsument_innen und Produzent_innen (Ermann
et al., 2018; IPES, 2019; SAPEA, 2020). Im öffentlichen
Diskurs ließe sich das lineare, fossil getriebene Produkti-
onsmodell der billigen Massenware durch eine Kreislauf-
wirtschaft mit Fokus auf Qualität, Abfallreduzierung, Nähr-
stoffkreisläufe und Kohlenstoffbindung ersetzen (SAPEA,
2020). Klimabezogene Standards in Handelsabkommen, ein
effektiver Emissionshandel und eine internationale CO2-
Bepreisung (inklusive CO2-Grenzabgabe) unterstützen na-
tionale Anstrengungen (Europäische Kommission, 2020b;
SAPEA, 2020). Klimaschonende und kreislauforientierte
Agrar-Ernährungssysteme eröffnen neue Geschäftsmodelle
und Investitionsmöglichkeiten, beispielsweise im Zusam-
menhang mit der Nutzung von Lebensmittelabfällen, der
CO2-Bindung, Bioraffinerien, Biodünger oder Bioenergie
(Europäische Kommission, 2020b; Hörtenhuber et al., 2019;
Zoboli et al., 2016). Um flexibel auf die – dem Ernährungs-
system inhärenten – Unsicherheiten reagieren zu können,
scheinen adaptive, inklusive und sektorübergreifende Ansät-
ze, die auf dezentrale Selbstorganisation, Entrepreneurship
und soziales Lernen setzen und durch staatliche und fi-
nanzpolitische Anreize stark gefördert werden, besonders
vielversprechend (IPES, 2016, 2019; SAPEA, 2020) (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Da technologi-
sche Innovationen mit Fokus auf Ökoeffizienz zur Errei-
chung von Klima- und Umweltzielen nicht ausreichen, sind
diese umAnsätze der Suffizienz undMaßnahmen zur Reduk-
tion des Energie- und Materialumsatzes zu ergänzen (Haberl
et al., 2011, 2020; Theurl et al., 2020) (hohe Übereinstim-
mung, geringe Literaturbasis).

Kapitel 6: Mobilität

Um Strukturen einer klimafreundlichen Mobilität zu verste-
hen, hilft ein integrativer Blick auf Mobilitätssysteme. Im
Folgenden wird die Literatur zu klimafreundlicher Mobilität,
den involvierten Akteur_innen und strukturellen Bedingun-
gen gesichtet.

Verkehr und Mobilität sind eine der größten Herausforde-
rungen sowohl für Österreich als auch global bei der Errei-
chung der Klimaziele (EASAC, 2019; Kurzweil et al., 2019)
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Die THG-
Emissionen aus dem Verkehrsbereich betragen in Österreich
über 30 Prozent der Gesamtemissionen. Im Jahr 2019 er-
reichten diese, verursacht durch den Anstieg der Fahrleis-
tung, im Straßenverkehr 24,0 Megatonnen CO2-Äquivalent
(siehe Abb. TZ.9).

Hinzu kommen rund 3,0 Megatonnen CO2 durch den in-
ternationalen Flugverkehr (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). Auch die Anzahl der Pkw-Wege und der Mo-
torisierungsgrad in Österreich nehmen weiter zu. Der Anteil
im Modal Split für Pkw-Wege stieg von 42 Prozent im Jahr
1983 auf 51 Prozent im Jahr 1995 (Sammer, 1990; Her-
ry et al., 2012) und auf 58 Prozent im Jahr 2014 (Follmer
et al., 2016). Der Motorisierungsgrad nahm seit dem Jahr
2000 bis 2019 um mehr als 10 Prozent auf 562 Pkw je
1000 Einwohner_innen zu (Statistik Austria, 2019a, 2019b).
Der Energieeinsatz im Verkehr (inklusive Kraftstoffexport
im Tank, das heißt wenn insbesondere Lkw aufgrund der
vergleichsweise geringeren Treibstoffpreise in Österreich im
internationalen Transit eher hierzulande tanken) betrug im
Jahr 2018 401 Petajoule (PJ) und verdoppelte sich gegen-
über dem Jahr 1990 (Statistik Austria, 2021). 90 Prozent
des Energieeinsatzes basieren auf fossilen Energieträgern.
Die Verkehrsleistung (= „Verkehrsaufwand“) im Personen-
verkehr über alle Verkehrsmodi nahm zwischen den Jahren
1990 und 2019 von 76,7 Milliarden auf 115,3 Milliarden
Personenkilometer (+50 Prozent) zu (Anderl et al., 2021).
Zwischen 2000 und 2017 wuchs der Personenverkehrsauf-
wand um rund 23 Prozent und damit mehr als doppelt so
schnell wie die Bevölkerung im selben Zeitraum (Anderl
et al., 2020). Der durchschnittliche Besetzungsgrad über al-
le Wege für Pkw sank gleichzeitig seit dem Jahr 1990 von
1,40 auf 1,14 Personen pro Pkw (Anderl et al., 2021) (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Im Güterverkehr ist die Transportleistung eng an die
Wirtschaftsleistung gekoppelt und stieg zwischen den Jah-
ren 1990 und 2018 um 149 Prozent auf 84,3 Milliarden
Tonnenkilometer (tkm) an; 73 Prozent dieser Transportleis-
tung wurden 2019 auf der Straße erbracht (Anderl et al.,
2021). Die Lkw-Fahrleistung im Inland (leichte und schwe-
re Nutzfahrzeuge) stieg seit 1990 um rund 91 Prozent, die
Transportleistung (in tkm) um 168 Prozent (Anderl et al.,
2020). Im gleichen Zeitraum sank der relative Anteil der
Bahn am Modal Split des gesamten Gütertransports von 34
auf 27 Prozent (Anderl et al., 2021).

Für den Personen- und Güterverkehr ist festzuhalten, dass
Effizienzsteigerungen in der Fahrzeugantriebstechnik durch
steigende Fahrleistungen (= „Fahraufwände“) sowie den
Trend hin zu größeren, schwereren und stärkeren Fahrzeu-
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THG-Emissionen des Verkehrssektors 1990 -2019
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gen überkompensiert wird (Helmers, 2015). Erwähnenswert
ist auch der Anteil der Kraftstoffexporte an den THG-
Emissionen im Straßenverkehr, der für das Jahr 2019 mit
5,8 Megatonnen CO2-Äquivalent ausgewiesen wurde und
sich seit 1990 aufgrund von Preisdifferenzen zum Ausland
vervierfachte (Anderl et al., 2021) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Globales Ziel ist, die Mobilität schritt-
weise bis 2050 (United Nations General Assembly, 2015)
bzw. in Österreich bis 2040 (BMK, 2021a) zu dekarbonisie-
ren. Um die European-Green-Deal-Ziele zu erreichen, wäre
eine Reduktion der verkehrsbedingten THG-Emissionen um
90 Prozent bis zum Jahr 2050 notwendig (Europäische Kom-
mission, 2020d) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

Diese Ziele wurden in einer Reihe von (verkehrs-)politi-
schen Willenserklärungen (BMNT, 2018; Heinfellner et al.,
2019; BMK, 2021b; ÖVP & Grüne, 2020) explizit fest-
gehalten und Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele for-
muliert. Die vorgeschlagenen Maßnahmen reichen von der
Ausweitung des Fußgeher_innen- und Radverkehrs über die
Stärkung und den Ausbau des öffentlichen Verkehrs bis
hin zur Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene und
dem Einsatz von Agrartreibstoffen und der Steigerung des
E-Mobilitätsanteils (Heinfellner et al., 2019). Als weitere
sinnvolle und wirksame Maßnahmen werden eine Erhöhung
der mineralöl- und motorbezogenen Versicherungssteuer,
die Reduktion der generellen Höchstgeschwindigkeiten auf

Autobahnen und im Freiland auf 100 bzw. 80 km/h, die
Einführung von Citymauten, eine Qualitätsoffensive für das
Zu-Fuß-Gehen, Radfahren und für den öffentlichen Ver-
kehr sowie eine Einbeziehung der Umwelt- und Klimapolitik
in die Raumplanung im Bereich Personenverkehr genannt
(Heinfellner et al., 2019) (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). Im Güterverkehr werden Maßnahmen im Be-
reich Elektrifizierung, die Einhebung einer flächendecken-
den Maut, Maßnahmen zur Einführung von Kostenwahrheit
und Digitalisierungsinitiativen als erfolgversprechend ausge-
wiesen (Heinfellner et al., 2019) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Die wissenschaftliche Evidenz (EASAC, 2019; Heinfell-
ner et al., 2019; BMK, 2021b) zeigt, dass die Zielerreichung
der „Null-THG-Emission“ des motorisierten Verkehrs bis
2040 mit den oben genannten Maßnahmen alleine nicht
erreichbar ist und es weitere, das Verkehrsverhalten be-
einflussende Maßnahmen benötigt (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Hierzu werden unter anderem Maß-
nahmen und Konzepte wie „die Stadt der kurzen Wege“, die
Neuverteilung und Attraktivierung des öffentlichen Raums
sowie neue Formen der Verkehrsberuhigung (z. B. Super-
blocks) angeführt. Weiters werden die Internalisierung exter-
ner Kosten z. B. in Rahmen einer ökosozialen Steuerreform
(CO2-Bepreisung) und eine technisch relativ einfach umsetz-
bare kilometerabhängige Abgabe, welche die Infrastruktur-,
Unfallfolge-, Stau-, Lärm-, Feinstaub-, CO2- und weite-
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re externe Kosten des motorisierten Güter- und Indivi-
dualverkehrs adäquat bepreist, vorgeschlagen (Kirchengast
et al., 2019). Diese flächendeckende Straßenbenutzungsge-
bühr könnte um tageszeit-, straßentyp- und fahrzeugtypab-
hängige Komponenten erweitert werden, um zielgerichtet
steuernd auf die Verkehrsnachfrage einzuwirken.

Als weitere wirkungsvolle Maßnahmen werden genannt:
(1) die Abschaffung „kontraproduktiver“ Subventionen im
Verkehrssektor, z. B. Pendlerpauschale, Rahmenbedingun-
gen für Firmenautos, Steuerbegünstigung von Diesel, Norm-
verbrauchsabgabe, KFZ-Versicherungssteuergesetz, Fiskal-
Lkw etc. (Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016a); (2) die Ein-
führung einer Verkehrserregerabgabe (Schopf & Brezina,
2015, S. 42 ff); (3) eine Anpassung der Bauordnungen hin-
sichtlich der Anzahl und räumlichen Anordnungen (Stich-
wort Äquidistanz) von Pkw-Stellplätzen bei Arbeitsstätten
und Wohnanlagen (Knoflacher, 2007); und (4) eine Neuver-
teilung der Straßenraumflächen zugunsten Zufußgehender
und Radfahrender (Knoflacher, 2007) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Festzuhalten ist, dass auf eine
soziale Ausgewogenheit bei der Implementierung der oben
vorgestellten verkehrspolitischen Maßnahmen zu achten ist,
da ja vor allem durch monetäre Maßnahmen untere Einkom-
mensschichten mehr belastet werden können, wenn erhöhte
Steuern und Abgaben nicht adäquat rückverteilt werden
(Dugan et al., 2022) (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis).

Strukturelle Maßnahmen im Bereich Verkehr, seien es
Veränderungen in den Zuständigkeiten von Gebietskörper-
schaften, Änderungen in den Umsetzungsprozessen, der
Bau von Infrastrukturen und die Änderungen von Ober-
zielen (z. B. Zugang zu gewährleisten und dabei innerhalb
der planetaren Grenzen zu verbleiben anstatt Befriedigung
der scheinbar unlimitierten Nachfrage an motorisierter in-
dividueller Mobilität), die Änderungen und Anpassung von
Gesetzen etc., beanspruchen lange Zeiträume (5 bis 20 oder
gar 30 Jahre), um wirksam zu werden. Erst wenn diese struk-
turellen Änderungen umgesetzt sind, sind – wiederum zeit-
verzögert – Verhaltensänderungen in der Gesellschaft und im
dazugehörigen Wirtschaftssystem zu bemerken (Emberger,
1999). Da sich Österreich im Kontext des Pariser Klima-
übereinkommens verpflichtet hat, dazu beizutragen, global
eine Erwärmung von möglichst nicht mehr als 1,5 Grad ein-
zuhalten, und bis 2040 ein dekarbonisiertes Verkehrssystem
anstrebt, ist ein zielgerichtetes, ambitioniertes und rasches
Handeln aller involvierten Akteur_innen notwendig (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Kapitel 7: Erwerbsarbeit

Das Kapitel beschäftigt sich mit Strukturbedingungen für
klimafreundliche Erwerbsarbeit. Damit sind zum einen die
Voraussetzungen für klimafreundliches Handeln im Rahmen
der Berufstätigkeit gemeint. Zum anderen geht es um die
Frage, wie Erwerbsarbeitsstrukturen gestaltet werden müs-
sen, damit Menschen auch außerhalb ihrer Berufstätigkeit
ein klimafreundliches Leben führen können.

Erwerbsarbeit ist von zentraler Bedeutung im Leben der
Menschen. Sie ist nicht nur Quelle materieller Existenzsiche-
rung, sondern ermöglicht soziale Einbindung, Sinnstiftung
und Identitätsentwicklung. Zugleich hat Erwerbsarbeit enor-
me klimapolitische Relevanz, da sie unzählige Tätigkeiten
und Abläufe beinhaltet, die mit Energie- und Ressourcenver-
brauch verbunden sind (Tab. TZ.2). In der Literatur herrscht
breiter Konsens darüber, dass Erwerbsarbeit ein bedeutendes
Element des klimapolitischen Umbaus von Wirtschaft und
Gesellschaft ist (Bohnenberger, 2022; Seidl & Zahrnt, 2019).

Weite Bereiche der Erwerbsarbeit erfüllen gegenwärtig
nicht die Voraussetzungen für ein klimafreundliches Le-
ben (Hoffmann & Spash, 2021). Daher sind grundlegende
Veränderungen der Strukturbedingungen von Erwerbsarbeit
erforderlich (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
Ambitionierte Dekarbonisierungspläne auf europäischer und
nationaler Ebene erfordern einen grundlegenden Wandel
insbesondere im Produktionssektor (Meinhart et al., 2022;
Steininger et al., 2021; Streicher et al., 2020). Erwerbsarbeit
im Dienstleistungssektor verursacht im Durchschnitt einen
geringeren Ausstoß an Emissionen als die Güterproduktion.
Allerdings beruhen viele dieser Tätigkeiten auf der vor-
gelagerten Herstellung von Gütern. Zudem existieren auch
emissionsintensive Dienstleistungen, insbesondere im Ver-
kehr (Hardt et al., 2020, 2021).

Die Strukturen der Erwerbsarbeit beeinflussen maßgeb-
lich, inwiefern Erwerbstätige außerhalb ihrer Beschäftigung
ein klimafreundliches Leben führen können. Arbeitsum-
fang, Belastungen, aber auch Erfahrungen von Sinn und
sozialer Anerkennung im Rahmen der Erwerbsarbeit haben
Auswirkungen auf das Handeln von Erwerbstätigen in der
erwerbsfreien Zeit. In der Literatur zeichnen sich vier kon-
zeptuelle Zugänge zu erwerbsarbeitsbezogener Klimapolitik
ab: (1) Green Jobs (Janser, 2018); (2) Just Transition (ILO,
2015; TUDCN, 2019); (3) Sustainable Work (Barth et al.,
2016; Littig et al., 2018; UNDP, 2015); und (4) Post-Work
(Frayne, 2016; Hoffmann & Paulsen, 2020).

Klimafreundliche Erwerbsarbeit kann in manchen Sek-
toren durch Umstellung auf erneuerbare Energien und an-
dere (technologische) Innovationen erreicht werden. Andere
Bereiche erfordern Stilllegungen oder die Konversion zu
klimafreundlicheren Produkten und Dienstleistungen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis) (UNDP, 2015).



Teil 2: Handlungsfelder 53

Tab. TZ.2 Sektoren mit den höchsten CO2-Emissionen in Österreich (absolut, 2016). CO2-Emissionen, Beschäftigte und Bruttowertschöpfung
nach Sektoren (2016). (Quelle: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen, zit. nach Meinhart et al. (2022: Anhang), eigene Darstellung). fKap. 7g
ÖNACE 2008 Abteilungen Beschäftigte Bruttowert-

schöpfung (BWS)
2016

Insgesamt CO2-
Emissionen (t) je
Beschäftigten

Je 1000 C
BWS

Klasse Titel Anzahl Mio. C

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung 37.714 3916,2 22.847.738,72 605,82 5,83

D35 Energieversorgung 24.478 5725,0 14.566.354,29 595,08 2,54

C23 H.v. Glas/-waren, Keramik u. Ä. 31.383 2466,6 5.535.402,81 176,38 2,24

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 1315 514,4 2.451.397,67 1864,18 4,77

H49 Landverkehr 121.982 7596,8 1.810.837,74 14,85 0,24

C20 H.v. chemischen Erzeugnissen 18.412 2877,3 1.601.497,85 86,98 0,56

C17 H.v. Papier/Pappe und Waren daraus 16.536 1853,0 1.220.098,84 73,78 0,66

A01 Landwirtschaft und Jagd 109.163 2781,6 1.011.454,20 9,27 0,36

C10 H.v. Nahrungs- und Futtermitteln 72.420 4344,5 708.616,90 9,78 0,16

G46 Großhandel 210.106 18.228,9 520.280,79 2,48 0,03

C27 H.v. elektrischen Ausrüstungen 45.861 3953,1 487.039,82 10,62 0,12

F43 Sonst. Bautätigkeiten 204.066 10.423,3 462.420,85 2,27 0,04

C25 H.v. Metallerzeugnissen 78.609 6017,1 380.285,53 4,84 0,06

C16 H.v. Holzwaren 32.230 2386,7 351.683,83 10,91 0,15

H51 Luftfahrt 8597 702,8 345.887,10 40,23 0,49

Mögliche Folgen für Erwerbsarbeit wurden beispielsweise
für den Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor (Sala et al.,
2020; Wissen et al., 2020) erforscht. In der Transformations-
phase dürfte das Arbeitsvolumen aufgrund des notwendigen
Umbaus der Infrastruktur voraussichtlich konstant bleiben
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Aigin-
ger, 2016). Längerfristig könnte eine Reduktion des Arbeits-
volumens erforderlich sein, um die ökologischen Grenzen
nicht zu überschreiten (mittlere Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis) (Hoffmann & Spash, 2021; Seidl & Zahrnt,
2019).

Damit der notwendige Strukturwandel gelingen kann,
ist in liberalen Demokratien die Einbindung aller wesent-
lichen gesellschaftlichen Kräfte und die Berücksichtigung
unterschiedlicher Interessen erforderlich. Unternehmen und
ihre Interessenvertretungen ebenso wie Gewerkschaften kön-
nen dabei sowohl hemmende als auch treibende Kräfte des
Strukturwandels sein (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis). Sowohl auf Seite der Arbeitnehmer_innen (unter
anderem Littig, 2017; Niedermoser, 2017a; siehe auch „AK
Klimadialog“: https://wien.arbeiterkammer.at) als auch auf
Unternehmensseite besteht ein Bewusstsein für die Notwen-
digkeit einer Transformation (z. B. BMK, 2021a; GLOBAL
2000, Greenpeace und WWF Österreich, 2017). Werden
strukturelle Veränderungen angestrebt, sollen diese aktiv
gestaltet werden und in ein Bündel an Maßnahmen ein-
gebettet sein. Aus Sicht der Arbeitnehmer_innen sind die
Gewährleistung materieller Absicherung sowie die gerechte
Verteilung der Transformationskosten entscheidend (Lau-
rent, 2021; ISW, 2019; ÖGB, 2021; Wissen et al., 2020)
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

Erwerbsarbeit ist ein wichtiger Treiber von Wirt-
schaftswachstum. Bei steigender Arbeitsproduktivität kön-
nen durch Wirtschaftswachstum Beschäftigungsverluste ver-
mieden werden (Antal, 2014; Seidl & Zahrnt, 2019). Auf
individueller Ebene schränkt die Koppelung von Einkom-
men, sozialer Sicherung, Anerkennung und Teilhabe an Er-
werbsarbeit klimapolitische Gestaltungsspielräume ein (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Bohnenberger
& Schultheiss, 2021; Hoffmann & Paulsen, 2020).

Technologische Entwicklungen wie die Digitalisierung
sind ambivalent und können die sozial-ökologische Trans-
formation entweder unterstützen oder behindern (Kirchner,
2018; Santarius et al., 2020). Damit Digitalisierung für
eine klimafreundlichere und gute Erwerbsarbeit nutzbar ge-
macht werden kann, braucht es politische Gestaltung (mitt-
lere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). Erleichtert
wird die Gestaltung klimafreundlicher Strukturbedingungen
von Erwerbsarbeit durch den Wertewandel hin zu einer aus-
gewogenen Work-Life-Balance, veränderte Sinnansprüche
an Arbeit (Aichholzer et al., 2019) und Wünsche nach kür-
zeren Arbeitszeiten (Csoka, 2018; FORBA & AK, 2021)
(mittlere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

Um klimafreundliche Beschäftigungsmöglichkeiten zu
schaffen, sind Investitionen in umweltfreundliche und kreis-
laufwirtschaftliche Produktionsverfahren notwendig (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Investitionen in
öffentliche Infrastrukturen und Dienstleistungen (Daseins-
vorsorge) können dazu beitragen, (1) klimafreundliche Be-
schäftigung zu stärken, (2) gesellschaftliche Bedürfnisse zu
befriedigen und (3) eine sozialverträgliche Transformation
zu gewährleisten (mittlere Übereinstimmung, mittlere Li-

https://wien.arbeiterkammer.at
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teraturbasis) (Krisch et al., 2020; Schultheiß et al., 2021).
Darüber hinaus könnte die Verschiebung der Steuerlast von
Arbeit zu Energie und Ressourcen Beschäftigung stärken
und Umweltverbrauch senken (Köppl & Schratzenstaller,
2019). Betriebliche Mitbestimmung und Partizipation sind
eine Voraussetzung, um gemeinsam mit den Beschäftigten
notwendige Veränderungen umzusetzen. Mehr Partizipation
führt nicht automatisch zu klimafreundlicherem Verhalten,
sondern erfordert entsprechende Begleitmaßnahmen in Be-
trieben sowie seitens der Politik (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Um den Strukturwandel zu bewältigen und klimafreund-
liche Erwerbsarbeit zu ermöglichen, müssen Arbeitneh-
mer_innen Zugang zu erforderlichen Qualifikationen erhal-
ten (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Für Ös-
terreich wird ein Aktionsplan für zentrale Bereiche der Ener-
giewende entwickelt, ebenso auf globaler Ebene (IRENA
& ILO, 2021). Kommt es zu einem ökologisch induzier-
ten Rückgang von Wirtschaftsaktivität und damit Arbeits-
volumen, können soziale Ziele nur erreicht werden, wenn
Einkommen und soziale Sicherung (zumindest teilweise)
von Erwerbsarbeit entkoppelt werden (Kubon-Gilke, 2019;
Petschow et al., 2018). Vorschläge hierzu umfassen ein
bedingungsloses Grundeinkommen (Mayrhofer & Wiese,
2020), die Bereitstellung umfassender Leistungen der öffent-
lichen Daseinsvorsorge (Büchs, 2021; Coote & Percy, 2020)
oder eine stärkere Eigenversorgung (Littig & Spitzer, 2011;
Paech, 2012).

Eine wichtige Gestaltungsoption für klimafreundliche Er-
werbsarbeit ist die Verkürzung der Arbeitszeit. Diese gilt als
geeignete Maßnahme, um (1) ein klimafreundliches Leben
außerhalb der Erwerbsarbeit zu erleichtern (mittlere Über-
einstimmung, schwache Literaturbasis) (Schor, 2005, Knight
et al., 2013) und um (2) das (möglicherweise längerfristig
sinkende) Erwerbsarbeitsvolumen gleichmäßiger zu vertei-
len (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Figerl
et al., 2021).

Kapitel 8: Sorgearbeit für die eigene Person,
Haushalt, Familie und Gesellschaft

Im Folgenden wird die Literatur zu Sorgearbeit im Kon-
text klimafreundlichen Lebens dargelegt. Versorgung und
Fürsorge der eigenen Person, von Haushalt, Familie und
Gesellschaft sind unverzichtbare, (über-)lebensnotwendige,
aber oft unsichtbare Tätigkeiten. Diese werden einerseits
im Alltag wenig beachtet und andererseits auch in öko-
nomischen und ökologischen Analysen oft ignoriert (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Die Relevanz die-
ser unbezahlten Sorgearbeit für ein klimafreundliches Leben
hängt davon ab, in welchem Umfang Güter, Dienstleistun-

gen und Mobilität für diese Tätigkeiten erforderlich sind und
eingesetzt werden, wie emissionsintensiv diese bereitgestellt
werden und wie viel Zeit dafür zur Verfügung steht (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Strukturen für ein klimafreundliches Leben im Be-
reich unbezahlte Sorgearbeit und ehrenamtliches Engage-
ment müssen diese zunächst sichtbar machen, um in einem
nächsten Schritt die notwendigen Veränderungen der Rah-
menbedingungen und Verhältnisse eines klimafreundlichen
Alltags aller Menschen vorzunehmen. Weniger Zeitdruck,
Entschleunigung und verringerte Mehrfachbelastungen sind
wichtige Hebel, um klimafreundliche Entscheidungen im
Alltag zu gewährleisten. Es braucht somit Rahmenbedin-
gungen, die dazu beitragen, Zeitdruck zu mindern, Wege
zu verringern und Unterstützung bei der Betreuung von
Kindern und Familienangehörigen anzubieten (hohe Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis). Die derzeit ungleiche
Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit für die not-
wendige Versorgung von Menschen (Kinder, Ältere, Pflege-
bedürftige) ist nach wie vor stark von geschlechtsspezifischer
Arbeitsteilung geprägt. Zeitdruck durch Erwerbs- und unbe-
zahlte Sorgearbeit und Beschleunigung in Arbeitsleben und
Alltag belasten Lebensqualität und Klima (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis). Mehr Geschlechter- und
Sorgegerechtigkeit fördert gleichzeitig auch Klimagerech-
tigkeit (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Die
Klimawirksamkeit von unbezahlter Sorgearbeit zeigt sich oft
als Synergieeffekt mit anderen Handlungsfeldern: Je mehr
Zeit für notwendige Sorgearbeit zur Verfügung steht, desto
eher können klimafreundliche Praktiken entwickelt werden
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

„Fairteilen“ von unbezahlter und bezahlter Arbeit als Um-
verteilung zwischen den Geschlechtern, aber auch hin zum
öffentlichen Sektor führt zu sozialem Ausgleich und ermög-
licht klimafreundlichere Lebensweisen. Arbeitszeitverkür-
zung und gerechte Verteilung von bezahlter und unbezahl-
ter Arbeit reduzieren Stress und machen klimafreundliche
Praktiken attraktiver (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis). In Haushalten ist der gemeinsame und reduzierte
Verbrauch von Gütern und Energie ein wichtiger Faktor zur
Verringerung von Emissionen, neben der Wohnungsgröße,
dem Energiemix, dem Sanierungsgrad und energiesparenden
Technologien (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis) (siehe Tab. TZ.1). Ausreichend Zeit, gute Informationen
und vorhandene Kompetenzen sind notwendig für den kli-
mafreundlichen Einkauf, die Produktion und Zubereitung
von Lebensmitteln und nachhaltige Entscheidungen beim
Essen außer Haus (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis). Für alle zugängliche und leistbare Infrastrukturen
sind wichtig, um notwendige Wege zur Versorgung anderer
Menschen, z. B. Pflegebesuche, Schulwege etc., nachhaltig
zu gestalten (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
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Abb. TZ.10 Haushaltsaktivitäten nach Stunden pro Tag und Kilogramm CO2-Äquivalent pro Tag, ohne Emissionen der Mobilität, für das Jahr
2010 und den österreichischen Durchschnitt. (Eigene Darstellung nach Smetschka et al. (2019)). fKap. 8g

Wenn Sorgearbeit und somit auch Freizeit gerechter verteilt
werden, mindern sich jene Emissionen, die durch Zeitdruck
entstehen, ebenso wie solche, die aus Zeit- und Einkom-
menswohlstand entstehen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis).

Beschleunigung (Rosa, 2005) und Zeitdruck (Sullivan &
Gershuny, 2018) sind besonders im Bereich der unbezahl-
ten Sorgearbeit und Fürsorge bestimmend für Lebensqualität
und Klimawirkungen von alltäglichem Verhalten (Schor,
2016; Shove et al., 2009). Zeitkulturen, z. B. auch der Um-
gang mit Tempo und Wartezeiten und die Bewertung von
Kurz- oder Langlebigkeit von Produkten, werden als wich-
tige Faktoren für nachhaltige Ressourcennutzung gesehen
(Rau, 2015) und sind auch bei Sorge- und Hausarbeit wich-
tige Faktoren. Ausreichend Zeit ist notwendig, um ein ge-
sundes Leben mit Erholung, Bewegung und Sport führen zu
können (APCC, 2018). Zeitwohlstand als immaterielle Form
von Wohlstand trägt zu klimafreundlicheren Entscheidungen
bei (Großer et al., 2020; Rinderspacher, 1985; Rosa et al.,
2015).

Unbezahlte Care-Arbeit ist auch Thema bei Ansätzen zu
„Vorsorgendem Wirtschaften“ (Biesecker, 2000; Biesecker
& Hofmeister, 2006). In der neueren Debatte zu feministi-
schen Postwachstumsideen wird auf die Notwendigkeit hin-
gewiesen, die verschiedenen Stränge der feministischen und
Degrowth-Ansätze zu verknüpfen (Bauhardt, 2013; Dengler
& Lang, 2019, 2022; Knobloch, 2019; Kuhl et al., 2011).
Der Bedarf an einer feministischen Ergänzung zum Green
Deal wird in einigen Ländern wahrgenommen (z. B. Co-
hen & MacGregor, 2020). Gender-Budgeting-Ansätze gibt

es auch in Österreich. Wenn sie das Ziel haben, öffent-
liche Ausgaben auf Geschlechter- und Klimagerechtigkeit
hin zu untersuchen, gibt es die Möglichkeit, auch im Sor-
gebereich Emissionseinsparungen zu erreichen (Schalatek,
2012). Auch die Raum-, Stadt- und Verkehrsplanung muss
Sorgearbeit mitdenken, wenn sie Emissionsminderungen er-
möglichen will. In einer „Stadt der kurzen Wege“ sollen
Quartiere so geplant werden, dass zwischen Wohnort und
vor allem Kindergärten/Schulen sowie Einkaufs- und mög-
lichst auch zu Erwerbsmöglichkeiten kurze Wege liegen, die
zu Fuß oder mit dem Rad zurückgelegt werden können. Öf-
fentliche Verkehrsmittel sollten sich nach diesem Konzept
stärker an den Zeiten und Bedarfen der Sorgearbeit und
Stadtentwicklung orientieren und weg von der autogerechten
hin zur menschengerechten Stadt gedacht werden (Bauhardt,
1995).

Neben Sorgearbeit gibt es auch weitere Tätigkeiten, die
außerhalb der ökonomischen Betrachtung liegen. Ehren-
amtliche Tätigkeiten, die dazu dienen, Gemeinschaft und
Gesellschaft zu bilden und zu pflegen, aber auch alle Ak-
tivitäten mit dem Ziel der Selbstversorgung sind Teil einer
Sorge für Gesellschaft und Natur. Diese Tätigkeiten tragen
auch zum Aufbau von Gemeinschaft, zur Produktion von
Gütern und Dienstleistungen und eventuell zur Reduktion
von Klimawirkungen bei. So trägt der Trend zu eigener Ge-
müseproduktion oder „urban gardening“ als emissionsarme
Produktion von Lebensmitteln dazu bei, CO2-Emissionen zu
verringern (Cleveland et al., 2017). Wenn für ehrenamtli-
che und alternative Aktivitäten zur Subsistenzsicherung Zeit
aufgewendet wird, die dann nicht für Erwerbsarbeit und



56 Technische Zusammenfassung

marktliche wirtschaftliche Produktion zur Verfügung steht,
trägt das auch indirekt zu Emissionseinsparung und einem
klimafreundlichen Leben bei; insbesondere da weite Teile
der Erwerbsarbeit in Österreich die Voraussetzungen für ein
klimafreundliches Leben nicht erfüllen (vergleiche Kap. 7).
Zeitbanken zeigen z. B. eineMöglichkeit, Sorge- und Betreu-
ungsarbeit und Erwerbsarbeit in Beziehung zu setzen und so
sozial- und klimagerechtere Arbeitszeitkontingente zu schaf-
fen (Bader et al., 2021; Schor, 2016).

Sorgearbeit und Qualität von Sorgearbeit sind abhängig
von menschlicher Interaktion und damit von Zeit. Struk-
turelle Zwänge führen zu Zeitknappheit bzw. mangelnder
Zeitsouveränität. Dies bedingt – sofern finanziell möglich
– einen Konsum mit erhöhtem Ressourcen- und Energie-
verbrauch. Gleichzeitig wachsen mit höheren Einkommen
auch die Ansprüche z. B. im Haushaltsbereich (Küchen-
ausstattung, höhere Hygienenormen, steigende Wellness-
Ansprüche). Klimafreundliche Zeitpolitik (Reisch & Bietz,
2014) und sorgegerechte Zeitpolitik (Heitkötter et al., 2009)
fokussieren auf Zeit als Hebel für politische Gestaltung und
verbinden die beiden Anliegen: Wenn Menschen mehr Zeit
haben und Sorgearbeit gerechter (zwischen den Geschlech-
tern) verteilt wird, könnten sie klimafreundlicher handeln
(Hartard et al., 2006; Rau, 2015; Schor, 2016).

Eine Zeitperspektive hilft dabei, sozial-ökologische Inter-
aktionen zu analysieren und den Arbeitsbegriff neu zu de-
finieren und zu erweitern (Biesecker et al., 2012; Biesecker
& Hofmeister, 2006). Die Neubewertung von verschiedenen
Formen von Arbeit, bezahlt und unbezahlt, für Produktion
und Reproduktion von den gesellschaftlichen Subsystemen
Person, Haushalt, Wirtschaft und Gesellschaft führt zu mehr
Geschlechtergerechtigkeit und einer vorsorgenden Gesell-
schaft. Eine besser verteilte Sorge für diese Subsysteme
verringert soziale Ungleichheiten und damit einhergehenden
Zeitdruck und Überlastung bei einem Teil und (zu) hohen
Konsum bei einem anderen Teil der Gesellschaft: „Gelänge
es, größere Spielräume in der Zeitverwendung durch Zeit-
wohlstand zu schaffen, so wäre es denkbar, dass in vielen
Lebenswelten ressourcenintensive Praktiken mit zeitintensi-
ven substituiert werden“ (Buhl et al., 2017). Freiwerdende
Kapazitäten können für mehr Sorge für die Natur (Hofmeis-
ter &Mölders, 2021) und zum Aufbau von Strukturen für ein
gerechtes und klimafreundlicheres Leben verwendet werden
(Winker, 2021) und stellen damit wertvolle Co-benefits dar.

Kapitel 9: Freizeit und Urlaub

Kap. 9 bewertet Literatur zu Strukturen für klimafreundli-
che Freizeit- und Urlaubsaktivitäten in Österreich. Die Kli-
mafreundlichkeit von Freizeitaktivitäten und Urlaub hängt
davon ab, wie klimafreundlich die dafür genutzte Mobilität,

die gewählten Räumlichkeiten und deren Energieversorgung
sind, wie emissionsintensiv die für Freizeitaktivitäten und
Urlaube genutzten Sachgüter und Dienstleistungen bereitge-
stellt werden, wie viel Zeit zur Verfügung steht und wel-
chen konkreten Tätigkeiten nachgegangen wird (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis). Der THG-Fußabdruck
von Freizeitaktivitäten ist entlang von Einkommensgruppen
ungleich verteilt, da wohlhabendere Haushalte tendenziell
mobiler sind und eine konsumintensivere Freizeit- und Ur-
laubsgestaltung aufweisen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). Durch Informations- und Kommunikations-
technologien sowie Digitalisierung von Freizeitaktivitäten
verursachte Emissionen nehmen laufend zu. Für die Ein-
schätzung der Klimawirkungen von digitalen oder nichtdi-
gitalen Optionen ist es notwendig, den gesamten Produktle-
benszyklus systematisch zu vergleichen (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis). Freizeitaktivitäten im Freien
sind durch den Klimawandel bereits betroffen (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis).

Freizeit und Erholung dienen der Regeneration und haben
eine hohe Bedeutung für die Lebensqualität der Menschen
in Österreich. Daher ist es wichtig, klimafreundliche Alter-
nativen mit Erholungswert zu finden und ressourcen- und
energieintensive Aktivitäten in allen Einkommensgruppen zu
reduzieren. Die Emissionsintensität der Mobilität dominiert
die Belastung, aber auch Güter und Dienstleistungen sind
ausschlaggebend für die Klimafreundlichkeit von Freizeitak-
tivitäten und Urlaub (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis) (Tab. TZ.3). Dienstleistungen können klimafreund-
licher als Sachgüter sein. Dafür ist jedoch erforderlich, dass
die Produktionsnetzwerke, die Bereitstellung der Dienstleis-
tung und die Energiebereitstellung klimafreundlich gestaltet
sind bzw. erfolgen. Für die Bewertung sind die entsprechen-
den Informationen aus Perspektive der Lebenszyklusanalyse
notwendig (hohe Übereinstimmung, schwache Literaturba-
sis). Alltäglicher Zeitdruck durch Erwerbs- und Sorgearbeit
und die Beschleunigung in Arbeitsleben und Alltag kön-
nen klimaschädliches Freizeitverhalten als einfacheren und
schnelleren Weg erscheinen lassen (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Gesellschaftliche Normen strukturie-
ren Freizeitpraktiken entlang der (oft genderspezifischen)
Arbeitsteilung von bezahlter Arbeitszeit und Sorgearbeit (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Gesellschaftlich verbreitete Praktiken der Freizeitgestal-
tung sind zentral dafür, was als „normale“ bzw. akzepta-
ble Tätigkeiten betrachtet wird und wie diese durchgeführt
werden, z. B. Ferntourismus versus lokale/regionale Erho-
lung oder Radfahren versus Motorradfahren als Hobby (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Freizeit ist ein
Lebensbereichmit sehr vielfältigen individuellenHandlungs-
optionen, der aber trotzdem stark strukturellen Bedingungen
unterliegt. So wirken etwa gesellschaftliche Normierungen
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Tab. TZ.3 CO2-Fußabdruck des Konsums österreichischer Haushalte im Jahr 2010 nach Konsumkategorien im Freizeitbereich. (Eigene Darstel-
lung nach Smetschka et al., (2019)). fKap. 9g
Konsumbereich Tausend Tonnen (kt)

CO2e/Jahr
Anteil am gesamten
Haushalts-Fußabdruck

Gastronomie 5139 6%

Sport-, Freizeit- und Kulturveranstaltungen 3798 4%

Urlaub 3547 4%

Bekleidung, Schuhe 3061 4%

Beherbergung 2309 3%

Unterhaltungselektronik, Film-, Foto- und EDV-Geräte 2156 2%

Sonstige Sport-, Hobby- und Freizeitartikel; Haustiere; Garten 1070 1%

Printmedien, Papier- und Schreibwaren 315 0%

Größere Gebrauchsgüter für Freizeit und Sport 33 0%

und verbreitete Praktiken oder die vorhandenen Infrastruktu-
ren und Möglichkeiten auf individuelle Entscheidungen. Die
Hauptantriebskräfte alltäglicher Zeitnutzungsmuster sind die
Arrangements rund um bezahlte und unbezahlte Arbeit und
Bildung sowie Wohnort und vorhandene (Mobilitäts-)Infra-
strukturen und die räumlich-zeitlicheErreichbarkeit von Frei-
zeitangeboten. Das Ausmaß an Arbeitsstunden und ihre zeit-
liche Gestaltung sowie die Betriebszeiten von Bildungsein-
richtungen und die für das Pendeln benötigte Zeit formen, be-
schränken und ermöglichen andere Zeitnutzungsaktivitäten.

Zeitknappheit aufgrund von Betriebszeiten, niedrige
Work-Life-Balance und Doppelbelastungen beeinflussen die
CO2-Intensität anderer Aktivitäten durch Entscheidungen
über Verkehrsmittel (Individualverkehr versus öffentlicher
Verkehr) und Konsummuster (z. B. Fast Food). Ein Fokus
auf Zeitwohlstand für alle bietet die Chance, klimafreund-
liches Leben mit dem Ziel „viel Freizeit selbstbestimmt und
mit klimafreundlichen Tätigkeiten verbringen“ zu definieren
und nicht in den Vordergrund zu stellen, dass Individuen ver-
zichten und über Konsumexpertise im Sinne von „weniger
und anders konsumieren“ verfügen (Schor, 2016). Zeitpoliti-
sche Maßnahmen (Reisch, 2015) können sektorübergreifend
Lösungen für soziale und wirtschaftliche Probleme bieten.
Wenn sie Umweltfragen miteinschließen, können sie auch
ein Beitrag zu einer klimafreundlichen Entwicklung sein.

Effiziente, qualitativ hochwertige, langlebige, gemeinsam
nutzbare und reparaturfähige Produkte sind für eine kli-
mafreundliche Freizeit notwendig. Ebenso wichtig ist die
Abkehr von Geschäftsmodellen, welche auf der Beschleuni-
gung von Produktlebenszyklen basieren, wie beispielsweise
„Fast Fashion“ oder rasche Obsoleszenz bei Smartphones
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Zeitsouverä-
nität und mehr Freizeit könnten zu weniger Zeitdruck und
mehr Wohlbefinden bei einem niedrigeren THG-Fußabdruck
führen, wenn diese Praktiken wenig bzw. emissionsfreie
Mobilität benötigen, Wohnräume emissionsfrei betrieben
werden und die sonstigen involvierten Produkte sehr effi-
zient sind und lange genutzt bzw. repariert werden (hohe

Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Die Bereitstellung
von Infrastruktur und Services für Erholung im öffentlichen
Raum, die kostenlos und zu Fuß erreichbar sind, trägt zu
Änderungen der Praktiken bei der Freizeitgestaltung bei. Öf-
fentliche Dienstleistungen und kommunale Infrastruktur –
z. B. Grünflächen, Sport- und Freizeiteinrichtungen mit ge-
ringen Kosten und CO2-Emissionen, die mit öffentlichen
Verkehrsmitteln in kurzer Zeit erreichbar sind – ermöglichen
CO2-sparsamere Freizeitpraktiken (Druckman & Jackson,
2009; Jalas & Juntunen, 2015; Rau, 2015).

Da die Klimaproblematik der Freizeit, der Urlaube und
des sonstigen Konsums, abseits von Mobilität und Woh-
nen, hauptsächlich indirekt durch die Produktion von Gütern
und Dienstleistungen entsteht, benötigt es eine Kombina-
tion aus Maßnahmen. Ganz klar muss die Bereitstellung
von Gütern und Dienstleistungen und deren Produktion kli-
mafreundlicher gestaltet werden. Eine Neubewertung von
Arbeit und Freizeit mit dem Fokus auf Entschleunigung und
Zeitwohlstand ermöglicht es, Freizeit zu entschleunigen und
weniger konsumintensiv zu leben, und bewirkt damit niedri-
gere Emissionen und weniger Ressourcenverbrauch (Creut-
zig et al., 2021). Einigkeit gibt es in der Literatur darüber,
dass ein Mix an Maßnahmen (Kostenwahrheit, Emissions-
bepreisung, Ressourcensteuern, verbindliche Standards und
Auflagen) notwendig ist, um diese Ziele zu erreichen:

� strukturelle Änderungen, die Entschleunigung und ein gu-
tes Leben für alle fördern,

� eine rasche Dekarbonisierung der Energieversorgung und
der Mobilität,

� eine rasche Dekarbonisierung der globalisierten Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen,

� die Steigerung der Energie- und Ressourceneffizienz von
Produkten,

� mehr Produkte mit entschleunigten und verlängerten Pro-
duktlebenszyklen und

� innovative Produkte, die repariert werden (können) und
von mehreren Personen genutzt werden können.
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Teil 3: Strukturbedingungen

Kapitel 10: Integrierte Perspektiven der
Strukturbedingungen

Strukturen wirken auf vielfältige Weise auf alltägliches Han-
deln und ihre adäquate Gestaltung ist daher notwendig, um
klimafreundliches Verhalten dauerhaft zu ermöglichen. Die
in Teil 3 behandelten Strukturen fördern oder behindern ei-
ne Transformation in Richtung klimafreundlichen Lebens
maßgeblich und sind quer durch alle Handlungsfelder von
Relevanz. Die einzelnen Strukturen, deren Analyse sich so
weit möglich auf die besonderen Bedingungen in Österreich
bezieht, thematisieren unterschiedliche Bereiche, die von
Strukturveränderungen betroffen sind: Recht, Governance,
Strukturen der öffentlichen Willensbildung in Diskursen
und Medien sowie in Bildung und Wissensproduktion als
auch wirtschaftliche Aktivitäten einschließlich ihrer techni-
schen Dimensionen und der zugehörigen Innovationssyste-
me. Ebenso werden Bereiche wie räumliche Ungleichheit
und Raumplanung sowie soziale Sicherungssysteme in den
Blick genommen. Der Teil betrachtet zudem die Versorgung
mit Gütern und Dienstleistungen generell, legt aber auch
einen Akzent auf globalisierte Warenketten und Geld- und
Finanzsysteme, um die interdependenten Strukturen über die
Grenzen Österreichs hinaus zu thematisieren. Die strukturie-
rende Rolle der gebauten Umwelt wird im abschließenden
Kapitel zu netzgebundenen Infrastrukturen diskutiert.

Die bis heute bestehenden Strukturen sind nicht dazu ge-
eignet, ein klimafreundliches Leben für alle Menschen in Ös-
terreich zu fördern. Interne Dynamiken, starke Beharrungs-
kräfte, Lock-in-Effekte und Pfadabhängigkeiten hemmen die
notwendigen Veränderungen. Um die Klimaziele zu errei-
chen, wird die Umgestaltung oder der Aufbau neuer Struk-
turen als essenziell betrachtet. Der Fokus auf das Zusam-
menwirken unterschiedlicher Strukturen quer über einzelne
Handlungsfelder (Teil 2), aber auch auf die Wechselbezie-
hungen der Strukturen untereinander ermöglicht handlungs-
relevante Erkenntnisse, wie und mit welchen Maßnahmen
bestehende Strukturen tatsächlich – im Sinne eines wirkungs-
vollen Klimaschutzes – gestaltet werden können.

Die Umgestaltung von Strukturbedingungen ermöglicht
Akteur_innen, ihr Leben (Arbeit, Konsum, Freizeit) wirk-
sam, dauerhaft und ohne unzumutbaren Aufwand klima-
freundlich zu führen. In Bezug auf die Gestaltung von
Strukturveränderungen ist zu berücksichtigen, in welchem
Ausmaß individuelle und kollektive Akteur_innen (z. B. Ver-
bände) gemäß ihres Machtpotenzials, ihrer Ressourcenaus-
stattung oder Organisationsfähigkeit in der Lage sind, ge-
genwärtige Strukturen zu bewahren oder zu verändern. Der
Teil beschäftigt sich einerseits mit unmittelbar handlungsre-
levanten Strukturen (z. B. im Recht, bei den netzgebundenen
Infrastrukturen, in der Produktion etc.), deren Veränderung

direkt auf die Möglichkeiten für klimafreundliches Verhalten
einwirken. Andererseits werden auch Strukturen behandelt,
die indirekt wirken und die Voraussetzung für den Aufbau
von klimafreundlichen Strukturen schaffen (z. B. Gover-
nance, Bildung und Wissenschaft, Innovationssystem etc.).
Eine wichtige Erkenntnis dieses Teils liegt darin, dass so-
wohl direkt als auch indirekt wirksame Strukturen für die
Durchsetzung eines klimafreundlichen Lebens von großer
Bedeutung sind und es unerlässlich ist, sie durch demokra-
tisches und koordiniertes Handeln zu gestalten, wenn die
Zielsetzungen des Pariser Klimavertrags und die entspre-
chenden Ziele der österreichischen Bundesregierung erreicht
werden sollen.

Kapitel 11: Recht

Maßnahmen für ein klimafreundliches Leben werden in
zahlreichen Handlungsfeldern, die auch im Rahmen die-
ses Berichts thematisiert werden, rechtlich umgesetzt und
instrumentiert. Auf diese Weise schafft Recht Strukturen
für ein klimafreundliches Leben. Das Recht ist dabei al-
lerdings von vielfältigen Querverbindungen und Über- und
Unterordnungsbeziehungen geprägt, die wiederum Gestal-
tungsentscheidungen ermöglichen, einschränken oder verun-
möglichen. Das Recht hat damit strukturprägende Wirkung
für das klimafreundliche Leben. Die Rechtsmaterien, die
für ein klimafreundliches Leben von struktureller Bedeutung
sind, gehen über das Umwelt- und Klimaschutzrecht hinaus
und umfassen weitere Rechtsbereiche, wie z. B. das Finanz-
verfassungsrecht, das internationale Handelsrecht oder das
Wohnrecht (Madner, 2015a; Schulev-Steindl, 2013) (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Das für ein klimafreundliches Leben relevante Recht
wird auf mehreren Ebenen gestaltet und vollzogen. Es
schafft eine Struktur, die für die Rechtsetzung und Voll-
ziehung einerseits Möglichkeiten bietet, andererseits aber
auch Beschränkungen enthält (Peel et al., 2012; Scott,
2011). Vielfach setzt der Rechtsrahmen der Gesetzgebung
Schranken, z. B. durch die Grundrechte (Kahl, 2021). Man-
che Gestaltungsbedingungen sind nur unter erschwerten
rechtlichen Bedingungen veränderbar, z. B. die Kompetenz-
verteilung im österreichischen Bundesstaat, die nur durch
Verfassungsänderung neu gestaltet werden kann. Generell
bestehen Kompetenzabgrenzungs-, Abstimmungs- und Ko-
ordinierungserfordernisse von der internationalen über die
europäische und bundesstaatliche bis zur lokalen Ebene
(Schlacke, 2020; Ennöckl, 2020; Raschauer & Ennöckl,
2019; Ziehm, 2018; Horvath, 2014; Madner, 2010, 2005a)
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Es gibt in Österreich kein explizites Grundrecht auf
Umwelt- bzw. Klimaschutz, auch die Europäische Men-
schenrechtskonvention (EMRK), die im Verfassungsrang
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steht, beinhaltet kein Grundrecht auf Schutz der Umwelt
„als solche“. Aus ihren Garantien können jedoch umwelt-
relevante Schutzpflichten abgeleitet werden (Grabenwarter
& Pabel, 2021; Schnedl, 2018; Ennöckl & Painz, 2004;
Wiederin, 2002) (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis). In einzelnen europäischen Ländern haben Gerichte
Klagen betreffend stärkerer Klimaziele stattgegeben und
dafür die Garantien der europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK) bzw. Staatsziele herangezogen (siehe z. B.
BVerfG 24.03.2021, 1 BvR 2656/18). Aktuell sind beim
Europäischen Gerichtshof für Menschrechte mehrere Fälle
anhängig, die sowohl die Frage nach Klimaschutzpflichten
von Staaten als auch explizit die Frage nach einem Recht
auf wirksame Beschwerde im Zusammenhang mit fehlen-
den Klimaschutzmaßnahmen betreffen (Duarte Agostinho
u. a. gegen Portugal u. a., anhängig; Verein KlimaSeniorin-
nen Schweiz u. a. gegen Schweiz, anhängig; Mex M. gegen
Österreich, anhängig).

Das Unionsrecht prägt den Handlungsspielraum des na-
tionalen Gesetzgebers auch in der Klimaschutzgesetzgebung
stark. Der Einsatz marktbasierter Instrumente ist mit dem
Emissionshandel (ETS) für die emissions- und energiein-
tensive Industrie und Teile des Energiesektors auch für Ös-
terreich EU-rechtlich vorgegeben (Madner, 2005b; Schulev-
Steindl, 2013). Nationale Handlungsspielräume bestehen
vorwiegend im Non-ETS-Bereich (Abfallwirtschaft, Land-
wirtschaft und Energie sowie derzeit noch für die Sektoren
Gebäude und Verkehr, deren Einbeziehung in das Emissi-
onshandelssystem jedoch mittelfristig geplant ist) (Fitz &
Ennöckl, 2019) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

Das nationale Klimaschutzgesetz (KSG) soll die Klima-
politik im Non-ETS-Bereich koordinieren (Abfallwirtschaft,
Landwirtschaft und Energie sowie derzeit noch Gebäude und
Verkehr), seine Steuerungs- und Durchsetzungskraft wird
aktuell aber als gering eingeschätzt. Es gilt als aktuali-
sierungsbedürftig. Weitgehender Konsens herrscht über die
Notwendigkeit eines Klimaschutzgesetzes, das strategische
Zielvorgaben im Einklang mit den Pariser Klimazielen sowie
effektive Sanktionsmechanismen enthält (Ennöckl, 2020;
Schulev-Steindl et al., 2020) (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis). Ein effektives nationales Klimaschutz-
gesetz soll zudem ein Verbesserungsgebot enthalten, um die
österreichischen Klimaziele gegen Rückschritte abzusichern
(Schulev-Steindl et al., 2020; Kirchengast & Steininger,
2020) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

In der österreichischen Bundesverfassung fehlt ein ein-
heitlicher Kompetenztatbestand „Umwelt“ oder „Klima“
(Horvath, 2014). Die Einführung einer eigenen Bedarfskom-
petenz Klimaschutz auf Bundesebene wird als notwendige
Strukturbedingung erachtet, um umfassende Regelungen für
den Klimaschutz zu ermöglichen und einheitliche Klima-
schutzstandards zu schaffen (Schulev-Steindl et al., 2020)

(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Als not-
wendige strukturelle Hebel werden in der Literatur zudem
Maßnahmen im Bereich des Finanz-, Steuer- und Förder-
rechts betrachtet; so werden insbesondere eine adäquate
CO2-Bepreisung, aber auch eine ökologische Umgestaltung
des Steuer- und Beihilfenrechts (z. B. Neugestaltung der
Kommunalsteuer), die Verknüpfung der Wohnbauförderung
mit ökologischen Kriterien und generell die Orientierung
des Finanzausgleichs an raum- und klimarelevanten Para-
metern thematisiert (Mitterer, 2011, Madner & Grob, 2019,
Kanonier, 2019 jew mwN) (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis).

Verwaltungsinterne Ressortgegensätze prägen die Ge-
staltung der Umwelt- und Klimapolitik auf europäischer
und nationaler Ebene (Hahn, 2017; Madner, 2007; Bohne,
1992). Die „siloförmige“ Ausgestaltung der nach dem Res-
sortprinzip gegliederten österreichischen Verwaltung wird
als hemmend für die Bearbeitung von Querschnittsthemen
wie Klimaschutz angesehen (Hahn, 2017). Die Europäische
Kommission hat mit dem Initiativrecht zur Legislative eine
wichtige Rolle bei der Gestaltung des europäischen Klima-
schutzrechts (z. B. European Green Deal). Gegenüber den
Mitgliedsstaaten prägen z. B. die Überprüfungsrechte bei der
Erstellung nationaler Klimaschutzpläne, aber auch die Be-
fugnis zur Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren die
klimapolitische Rolle der Kommission. Gleichzeitig wird das
Kollegialorgan Kommission als Hüterin des Binnenmarkts
und als Initiatorin weitreichender Liberalisierungen oft als
Promotorin von dem Klimaschutz gegenläufigen Interes-
sen wahrgenommen (Bürgin, 2021) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Die Stärkung von Umweltorganisationen in umweltre-
levanten Genehmigungsverfahren wird als für den Kli-
maschutz besonders förderlich angesehen, wenngleich die
Beurteilung im Zusammenhang mit Projekten zum Aus-
bau erneuerbarer Energie differenziert ausfällt (Berger,
2020; Schwarzer, 2018; Schmelz et al., 2018; Sander,
2017; Schmelz, 2017a). Aus der Perspektive von Projekt-
betreiber_innen wird verstärkte Öffentlichkeitsbeteiligung
von Umweltorganisationen oft grundsätzlich als Hemmnis
für den Wirtschaftsstandort qualifiziert (Bergthaler, 2020;
Schmelz, 2017a, 2017b; Niederhuber, 2016) (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis).

Im Kontext von Klimaklagen wird auch Gerichten ei-
ne wichtige Funktion für den Klimaschutz zugeschrieben.
Durch ihre Kontrollfunktion sollen sie eine defizitäre Kli-
maschutzgesetzgebung und ungenügende Berücksichtigung
des Stands der Wissenschaft identifizieren und bestehen-
de Pflichten des Gesetzgebers konkreter fassen können
(Schulev-Steindl, 2021; Schnedl, 2018; Krömer, 2021). Die-
se Rolle der Gerichte für den Klimaschutz ist wesentlich
von Grundrechten oder anderen einklagbaren Rechten und
dem Zugang zu Gerichten abhängig (Krömer, 2021; Peel
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& Osofsky, 2018; Colombo, 2018). Mit Blick auf die Ge-
waltenteilung wird eine solche Rollenzuschreibung in der
Literatur teilweise auch kritisch gesehen (Wegener, 2019,
Saurer, 2018) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

Ein Grundrecht auf Klimaschutz würde es Einzelnen
(und gegebenenfalls auch juristischen Personen) ermögli-
chen, Entscheidungen und Maßnahmen, die in Konflikt mit
dem Klimaschutz stehen, vor Gerichten anzufechten und
so Entscheidungsträger_innen stärker in die Pflicht zu neh-
men (Ennöckl, 2021). Um dies leisten zu können, müsste
ein solches Grundrecht mit adäquaten Bestimmungen über
den Zugang zu Gerichten verbunden werden (Krömer, 2021;
Schulev-Steindl, 2021). In Ergänzung zum Grundrecht auf
Klimaschutz könnte eine Grundpflicht zum Ressourcen-
bzw. Klimaschutz die (wachsende) Inanspruchnahme von
Ressourcen begrenzen (Winter, 2017). Rechte der Natur wer-
den verschiedentlich als notwendiger Schritt hin zur Abkehr
von der Instrumentalisierung der Natur bzw. als Chance ver-
standen, Rechtsinstrumente gänzlich neu zu denken (Epstein
& Schoukens, 2021; Kauffman & Martin, 2021; Darpö,
2021; Krömer, 2021; Fischer-Lescano, 2020) (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).

In der Diskussion um Gestaltungsoptionen auf der natio-
nalen Ebene werden in der Literatur im Einklang mit den
identifizierten notwendigen Strukturbedingungen die Veran-
kerung eines Grundrechts auf Klimaschutz (mittlere Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis), ein eigener Kompe-
tenztatbestand „Klimaschutz“ (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis), ein effektives Klimaschutzgesetz (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) und eine ökologi-
sche Steuerreform (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis) als besonders relevant hervorgehoben.

Maßnahmen zum Klimaschutz, die auf der internationa-
len, EU- und/oder nationalen Ebene gesetzt werden, stehen
oftmals in einem Spannungsverhältnis zu den auf Handels-
liberalisierung ausgerichteten Zielen des WTO-Rechts (Du,
2021; Mayr, 2018; Müller & Wimmer, 2018) (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis). Der Schutz des Wettbe-
werbs prägt als ein zentrales Anliegen der europäischenWirt-
schaftsverfassung die Ausrichtung der österreichischenWirt-
schaftsverfassung und die Gestaltungsspielräume nationaler
Gesetzgebung, unter anderem auch in der Daseinsvorsorge.
(Madner, 2022; Müller & Wimmer, 2018; Griller, 2010; Hat-
je, 2009) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Um
die Fragmentierung im internationalen Recht zu überwinden
und das Welthandelsrecht stärker in den Dienst von Nach-
haltigkeitszielen zu stellen, bedarf es einer Neuausrichtung
der globalen Handelspolitik an den übergreifendenZielen so-
zialer und wirtschaftlicher Stabilität und ökologischer Nach-
haltigkeit (Ruppel, 2022; Neumayer, 2017; Vranes, 2009;
Bernasconi-Osterwalder et al., 2005; Weinstein & Charno-
vitz, 2001) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Eine Reihe zivilgesellschaftlicher Akteur_innen und brei-
te zivilgesellschaftlichen Allianzen (z. B. das Netzwerk Seat-
tle to Brussels), Thinktanks (z. B. das International Institute
for Sustainable Development (IISD), siehe International In-
stitute for Sustainable Development, 2021), aber auch die
Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick-
lung („Geneva Principles for a Global Green New Deal“,
siehe Gallagher & Kozul-Wright, 2019) haben Vorschlä-
ge für eine grundlegende Umgestaltung der internationalen
und europäischen Handelspolitik vorgelegt, die als notwen-
dig erachtet werden, um die Umwelt- und Klimakrise zu
bewältigen und den nachteiligen Folgen der Globalisierung
zu begegnen (z. B. Gallagher & Kozul-Wright, 2019) (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Als besonders wichtig werden dabei folgende Optionen
genannt: Die Sicherstellung des Rechts, staatliche Regulie-
rung zum Schutz von Gesundheit, Sozialem und Umwelt
einzusetzen („right to regulate“); die Festlegung von ver-
bindlichen Unternehmenspflichten für die Einhaltung von
Menschenrechten, die Sicherstellung von Freiräumen für die
lokale und regionale Wirtschaft sowie die Stärkung sozial-
ökologischer öffentlicher Auftragsvergabe (Krajewski, 2021;
Schacherer, 2021; Eberhardt, 2020; Petersmann, 2020; Schill
& Vidigal, 2020; Strickner, 2017; Attac, 2016; Kube & Pe-
tersmann, 2018; Schmidt, 2021; Bernasconi-Osterwalder &
Brauch, 2019) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis).

Kapitel 12: Governance und politische Beteiligung

Dieses Kapitel fasst die Literatur zum Thema Governance
der Klimakrise in Österreich zusammen. Es geht dabei der
Frage nach, welche Akteur_innen und Strukturen Klimapo-
litik in Österreich prägen. Dabei sind sowohl staatliche als
auch nicht-staatliche Aspekte der gesellschaftlichen Steue-
rung relevant. Im Fall von Österreich kommt an den Schnitt-
stellen zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft eine
Besonderheit hinzu, die es in ähnlicher Form nur in wenigen
Ländern gibt: die Sozialpartnerschaft als zentraler Bestand-
teil eines korporatistischen Regierungssystems. Kap. 12 im
Bericht analysiert, wie vor allem staatliche und sozialpartner-
schaftliche Akteur_innen die österreichische Klimapolitik
bis 2019 prägten, welche Rolle die EU dabei spielte und was
sich seit 2019 veränderte.

Die Klimapolitik der Bundesregierungen fand ihren Aus-
druck in drei Klimastrategien (2002, 2007 und 2018), einem
Klimaschutzgesetz und entsprechenden Novellen (2011,
2012, 2017) sowie zwei Maßnahmenprogrammen für die
Jahre 2013/2014 und 2015 bis 2018. Obwohl es sich dabei
um verschiedene Ansätze zur Koordination und Umsetzung
von klimapolitischen Maßnahmen handelt, gelang es kei-
nem dieser Ansätze die Treibhausgasemissionen im Einklang
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mit den Zielsetzungen der Bundesregierung zu senken. Wie
Abb. TZ.11 zeigt, wurden mit einer Pandemie-bedingten
Ausnahme bislang alle Klimaziele verfehlt. Somit ist Öster-
reich auch eines der wenigen nördlichen Länder in Europa,
das Emissionen im Inland seit 1990 nicht reduziert hat (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis) (Steurer & Clar,
2015; Clar & Scherhaufer, 2021).

Dieses klimapolitische Versagen Österreichs ist auch auf
die föderale Struktur, die Sozialpartnerschaft und eine lange
Zeit passive Zivilgesellschaft zurückzuführen, die der vor-
herrschenden Prioritätensetzung bis 2019 nichts entgegenset-
zen konnte (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Das föderale System Österreichs weist eine hohe Diver-
genz bei den Ziel- und Entscheidungsstrukturen, Handlungs-
spielräumen und Zeithorizonten auf. Die Kompetenzvertei-
lung für Raumordnung, Verkehr sowie Gebäude erschwert
die bundesstaatliche Entscheidungsfindung und damit eine
zielorientierte Dekarbonisierung. Bundesländer haben wich-
tige Kompetenzen für Raumordnung, Verkehr sowie Gebäu-
de, sind aber selbst nicht an die vom Bund mit der EU
akkordierten Klima-Ziele gebunden. Auch deshalb hat Kli-
maschutz für die Landesregierungen oft nur einen geringen
Stellenwert (Steurer et al., 2020).

Die vier Sozialpartner, darunter besonders die Wirt-
schaftskammer sowie die Industriellenvereinigung, haben
klimapolitische Fortschritte wiederholt abgeschwächt, ver-
zögert oder gänzlich verhindert (Pesendorfer, 2007; Steurer
& Clar, 2015; Niedermoser, 2017a; Brand & Niedermo-
ser, 2019; Clar & Scherhaufer, 2021). Umweltpolitik war
schon in den 1970ern meist nur dann ohne nennenswer-
ten Widerstand möglich, wenn er im Sinne einer ökologi-
schen Modernisierung wirtschaftlichen Interessen dienlich
war (Pesendorfer, 2007).1 Diese umweltpolitische Tradition
dominiert das Politikfeld Klima bis heute (Steurer & Clar,
2015; Clar & Scherhaufer, 2021). Nur bei der Arbeiterkam-
mer und den Gewerkschaften zeigt sich in den letzten Jahren
ein langsamer Prozess des Umdenkens, der innerhalb der
Gewerkschaften allerdings durchaus umstritten ist (Brand &
Niedermoser, 2019; Niedermoser, 2017a; Segert, 2016; So-
der et al., 2018; vgl. Kap. 14).

Seit 2019 haben sich zwei Governance-Aspekte verän-
dert: Gesellschaftliche Bewegungen wie Fridays for Future
haben im Jahr 2019 eine neue Dynamik in das Politikfeld

1 Untersuchungen zu Deutschland zeigen, dass dies kein österreichi-
sches Spezifikum darstellt (Bohnenberger et al., 2021).
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Klima gebracht. Durch diese Dynamik bestärkt wurde 2020
ein Klimaschutzministerium eingerichtet, das zielorientier-
te Klimapolitik voranzutreiben versucht, allerdings oft auf
regierungsinternen, sozialpartnerschaftlichen und/oder föde-
ralen Widerstand trifft (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis; Clar & Scherhaufer, 2021).

Das strukturell geprägte Zusammenspiel bremsender kli-
mapolitischer Kräfte hatte zur Folge, dass Österreich seine
Rolle als umweltpolitischer Vorreiter eingebüßt hat. Um-
weltpolitische Fortschritte waren etwa seit dem EU-Beitritt
im Jahr 1995 im Wesentlichen aufgrund von EU-Vorgaben
oder in Fällen möglich, in denen auch kurzfristig wirtschaft-
liche Vorteile erwartet wurden. Da Klimaschutz lange Zeit
nicht mit wirtschaftlichen Vorteilen in Verbindung gebracht
wurde, haben sämtliche Bundesregierungen die Verfehlung
von klimapolitischen Zielen bewusst in Kauf genommen
(Pesendorfer, 2007; Pfoser, 2014). Für die Übertretung des
Kyoto-Ziels musste Österreich knapp 700 Millionen Euro

bezahlen (Steurer & Clar, 2014). Ein Verfehlen des Ziels
für den Zielpfad bis 2030 würde angesichts erwartbar hoher
CO2-Preise voraussichtlich ein Vielfaches an Kosten verur-
sachen. Dies war in vielen anderen Ländern zwar ähnlich
(Nash & Steurer, 2019), allerdings klafften Zielsetzungen
und tatsächliche Emissionen in kaum einem Land der EU
so drastisch auseinander wie in Österreich (Rechnungshof,
2021).

Angemessene Klimapolitik hat in Österreich erst ansatz-
weise in wenigen Bereichen (etwa dem Ausbau der erneuer-
baren Energieversorgung) begonnen. Folglich weicht Öster-
reich nach wie vor weit von jenem Zielpfad ab, der sich aus
der selbst gestecktenVision, bis 2040 klimaneutral werden zu
wollen, ergeben würde (vgl. Abb. TZ.12). Die nun anstehen-
de Herausforderung einer gesellschaftlichen Transformation
wird nur gelingen,wenn der bis 2019vorherrschende „vicious
circle of inaction“ dauerhaft in einen „virtuous circle of cli-
mate action“ verwandelt wird (Climate Outreach, 2020).

https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
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Kapitel 13: Innovationssystem und -politik

Die strukturellen und die politisch-institutionellen Bedin-
gungen für Innovation bilden den Rahmen für die Fähigkeit
unserer Gesellschaft, technologische, organisatorische und
soziale Innovationen hervorzubringen, sich an diesen auszu-
richten und ihre Verbreitung zu ermöglichen. Sie sind somit
von zentraler Bedeutung für den Wandel unserer Gesell-
schaft hin zu einer nachhaltigen Lebens- undWirtschaftswei-
se. Im Folgenden wird die Literatur zu Innovationspolitik für
ein klimafreundliches Innovationssystem gesichtet.

Das Innovationssystem umfasst die Akteur_innen, ih-
re Beziehungen und die institutionellen und strukturellen
Bedingungen, die deren Innovationsverhalten prägen. Eine
wichtige Rolle spielt dabei die Innovationspolitik, die hier
in einem breiten Sinne als die Summe jener Politikfelder,
die Forschung und Innovationsbedarfe und -möglichkeiten
beeinflussen, verstanden wird. Im Hinblick auf System-
wandel durch Innovation ist daher über die Forschungs-,
Technologie- und Innovationspolitik im engeren Sinne eine
Vielzahl von weiteren sektoralen und Querschnittspolitiken
angesprochen.

Neue technologische und nicht-technologische Entwick-
lungen und damit zusammenhängende soziotechnische
Innovationen spielen eine zentrale Rolle für Transformatio-
nen hin zu einer klimafreundlicheren Gesellschaft (Schot
& Steinmueller, 2018; Joly, 2017). In Hinblick auf die ge-
sellschaftlichen Ziele, die mithilfe von Innovation verfolgt
werden sollen, lässt sich in der wissenschaftlichen Debat-
te ein Schwenk weg von einer nahezu ausschließlichen
Betonung von wirtschaftlichen Zielen hin zu stärker rich-
tungsgebenden, direktionalen Zielsetzungen im Sinne der
UN-Nachhaltigkeitsziele beobachten (Daimer et al., 2012;
Diercks et al., 2019). Gerade in hoch klimarelevanten Be-
reichen wie Mobilität, Energieerzeugung, -versorgung und
-nutzung oder Nahrungsmittelversorgung und Ernährung
ist dafür die Verknüpfung neuer technologischer Optio-
nen mit organisatorischen und sozialen Innovationen und
Verhaltensänderungen zentral, um gesellschaftliche Verände-
rungen im Sinne der Bewältigung der Klimakrise anzustoßen
und zu ermöglichen. Erst im Zusammenwirken dieser
verschiedenen Dimensionen von Innovation sind Systemver-
änderungen möglich (Wanzenböck et al., 2020; Wittmayer
et al., 2022). Dieser Schwenk lässt sich seit einigen Jahren
auch in der österreichischen Forschungs- und Innovationspo-
litik beobachten. Er ist eingebettet in eine programmatische
Weiterentwicklung der europäischen Politikziele (European
Commission, 2019d, 2020). Konkret manifestieren sich ers-
te Schritte dieser Veränderung auf österreichischer Ebene
in der Einführung neuer programmatischer, instrumenteller
und Governance-Elemente in der Forschungs- und Inno-
vationspolitik, die Ausdruck transformativer Politikziele
und entsprechender missionsorientierter Politikkonzepte

sind. Dabei werden derzeit mit Blick auf die Klimaziele
2030 der österreichischen Bundesregierung vor allem um-
setzungsorientierte Maßnahmen betont, die angebots- und
nachfrageseitige Elemente umfassen (Bundeskanzleramt,
2020; BMBWF et al., 2021). Trotz dieser Veränderungen
dominieren weiterhin ungerichtete F&I-politische Maßnah-
men den öffentlichen Finanzierungsmix für Forschung und
Innovation (BMBWF et al., 2021; OECD, 2018) (hohe Über-
einstimmung, starke Literarturbasis).

Es besteht nach wie vor ein Spannungsverhältnis zwi-
schen Nachhaltigkeitszielen und einem wachstumsorientier-
ten Zugang in der Innovationspolitik (Schot & Steinmueller,
2018; Lundin & Schwaag-Serger, 2018). Durch die gegen-
wärtigen Krisen (z. B. COVID-19, Ukraine-Krieg) gibt es
zudem neue Politikziele (z. B. Krisenresilienz, Souveränität,
Verteidigung). Neben Innovation spielen die Bedingungen
für den Ausstieg aus nicht-nachhaltigen Praktiken („Ex-
novation“) eine wichtige Rolle für die Überwindung der
Klimakrise („Destabilisierung des dominanten soziotech-
nischen Regimes“). Diese beiden Aspekte spielen in der
bisherigen Diskussion über Innovationssystem und -politik
bislang nur eine Nebenrolle (David, 2017; Sengers et al.,
2021). Die für Innovationen typischen Eigenschaften wie
Ungewissheit und Komplexität werfen erhebliche Schwie-
rigkeiten bei der Abschätzung und Ex-ante-Bewertung von
Innovationen auf. Gerade radikale und systemische Innova-
tionen können nur sehr unzureichend abgeschätzt werden
(„Collingridge-Dilemma“); ein Problem, das zudem durch
Rebound-Effekte und andere Komplexitätsphänomene ver-
stärkt wird („wicked problems“) (Polimeni et al., 2009;
Collingridge, 1980; Tuomi, 2012). Innovation im Sinne der
Einführung neuer Lösungen ist der erste Schritt hin zu einem
klimafreundlichen Systemwandel. Erst die Diffusion, Ska-
lierung und Replikation-Adaption dieser neuen Lösungen
in all ihren Dimensionen („Generalisierung“) macht Sys-
temwandel möglich (Sengers et al., 2021). Hierfür ist die
Mobilisierung auch etablierter Akteur_innen mit ihren Res-
sourcen und Kapazitäten wichtig (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Die Verankerung eines erweiterten Innovationsverständ-
nisses zählt zu den zentralen Herausforderungen der Innova-
tionspolitik im Kontext des Klimawandels, das heißt die Aus-
weitung auf soziale, institutionelle und Systeminnovationen
sowie deren Generalisierung (Howaldt et al., 2017;Wittmay-
er et al., 2022). Hierbei werden Maßnahmen wie (tertiäre)
Bildung, neue Curricula, höhere Anerkennung für inter-
und transdisziplinäre Forschung an Universitäten, Recruit-
ing und Personalentwicklung, Anreizsysteme für risiko- und
innovationsfreundlicheres Verhalten gefordert (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis).

Veränderungen sind auch bei den Governance-Strukturen
und -Prozessen erforderlich, auf deren Grundlage System-
veränderungen angestoßen werden können. Hier ist an erster
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Stelle das kohärente Zusammenwirken von Akteur_innen
und Instrumenten aus unterschiedlichen Politikfeldern und
-ebenen zu nennen („Politikkoordination“, „Alignment“),
durch das wirksame Impulse für einen Systemwandel er-
zielt werden können (Kuittinen et al., 2018; OECD, 2019,
2021). Die Versäulung politischer Verantwortlichkeiten und
der öffentlichen Verwaltung bzw. das Fehlen übergreifen-
der Kompetenzen (z. B. Richtlinienkompetenz für Innovation
und Systemwandel), mangelnde Abstimmungsprozesse (ak-
tuell erste Versuche im Rahmen der FTI-Strategie 2030 und
der Arbeitsgruppe EU-Missionen) sowie das komplexe Zu-
sammenspiel zwischen der nationalstaatlichen und der Bun-
desländerebene zählen zu zentralen Hindernissen am Weg
zu einer gut abgestimmten und klimafreundlichen Gover-
nance. Eine Hinwendung zu experimentellen Ansätzen, die
in längerfristige Monitoring-/Assessment- und vorausschau-
ende Lernprozesse eingebettet sind, bietet Möglichkeiten der
Erprobung und breiten Umsetzung neuer systemischer Lö-
sungsansätze unter Bedingungen der Ungewissheit. Diese
experimentellen Praktiken und Lernprozesse erstrecken sich
auch auf institutionelle Bedingungen für Innovation (Sen-
gers et al., 2021; Veseli et al., 2021) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Damit einher geht ein notwendigerWandel des Rollenver-
ständnisses der Politik, deren prioritäre Aufgabe in der Mo-
deration sowie der richtungsgebenden und rahmensetzenden
Ausrichtung von Innovation und Systemwandel liegt. Für die
Übernahme von derartigen Rollen bedarf es allerdings ent-
sprechender Fähigkeiten und Ressourcen in der öffentlichen
Verwaltung („Capacities & Capabilities“) (Borrás & Edler,
2020; Kattel & Mazzucato, 2018) im Sinne einer Weiterent-
wicklung von New Public Management hin zu „agiler In-
novationspolitik“ und der Umkehrung der personellen Aus-
höhlung der öffentlichen Verwaltung. Das Öffnen diskursiver
Räume zu normativen Fragen und Kontroversen im Zusam-
menhang mit Innovation und Systemwandel kann weiters zu
einer höheren Kohärenz und gemeinsamen Orientierung im
Handeln der verschiedenen Akteur_innen im Innovations-
system (das heißt im breiten Sinne neben Forschung, Wirt-
schaft und Politik auch Zivilgesellschaft) beitragen (Schlaile
et al., 2017; Stirling, 2007), indem Bürger_innenräte einbe-
zogen und das Parlament als Ort des normativen Diskurses
aufgewertet wird. Wenn es gelingt, transformatives System-
versagen als Legitimationsgrundlage für staatliches Handeln
auch in anderen innovations- und transformationsrelevanten
Politikbereichen zu etablieren, kann das Instrumentarium zur
politischen Mitgestaltung von Systemtransformationen aus-
geweitet werden. Durch die Berücksichtigung direktionaler
Elemente in grundsätzlich nichtdirektionalen innovationspo-
litischen Instrumenten (insbesondere struktureller Maßnah-
men, themenoffener Programme und steuerlicher Anreize für
F&E) kann deren Klimawirksamkeit erhöht werden (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Nachfrageseitige Instrumentarien wie öffentliche Be-
schaffung und Regulierung sind vorhanden, werden aber
bislang nur begrenzt eingesetzt und wirksam. Durch einen
breiteren Einsatz speziell von öffentlichen Beschaffungsin-
itiativen könnten verstärkt klimafreundliche Innovationsim-
pulse induziert werden. Klare strategische Orientierungen
seitens der Politik, unterstützende strukturelle und institu-
tionelle Bedingungen und eine frühzeitige Einbindung der
betroffenen Stakeholder reduzieren Unsicherheiten bei Zu-
kunftsinvestitionen und unterstützen eine langfristige und
kohärente Orientierung der Innovationsstrategien von Un-
ternehmen, Forschungsorganisationen und anderen Innovati-
onsakteur_innen an klimafreundlichen Lösungen. Im öffent-
lichen Einflussbereich könnten in diesem Sinne die mehr-
jährigen Leistungsvereinbarungen angepasst werden. Die
derzeit diskutierten Vorschläge für transformative und mis-
sionsorientierte Politik (z. B. im Hinblick auf die fünf EU-
Missionen) verstärken den Abstimmungsbedarf zwischen
Politikfeldern und -ebenen weiter und reichen deutlich über
den Bereich der FTI-Politik hinaus. Eine Weiterentwicklung
der Politikkoordination im Sinne transformativer und missi-
onsorientierter Ansätze kann dazu beitragen, die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit für klimafreundliche Strategien
zu intensivieren (mittlere Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis).

Um agilere Organisationsstrukturen und -prozesse im
Rahmen einer transformativen Innovationspolitik zu eta-
blieren, könnten institutionelle Innovationen experimentell
erprobt werden, und zwar sowohl im Hinblick auf die ope-
rative Abwicklung von Politikmaßnahmen als auch bei den
vorgelagerten strategischen Entscheidungsprozessen. Durch
den Aufbau geeigneter Kompetenzen und Kapazitäten in den
Bereichen Vorausschau, formative Begleitung, Evaluierung
und Anpassung von Politikstrategien könnten die Voraus-
setzungen geschaffen werden, um umfassende Transforma-
tionsprozesse zu begleiten und nachzujustieren, und zwar
sowohl auf der Ebene einzelner Maßnahmen als auch auf der
Ebene von Systemen (z. B. Energiewende, Mobilitätswende
etc.) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Kapitel 14: Die Versorgungmit Gütern und
Dienstleistungen

Kap. 14 wirft einen umfassenden Blick auf die Versorgung
mit Gütern und Dienstleistungen mit ihren diversen wirt-
schaftlichen Akteur_innen, die in Österreich an deren Gestal-
tung und Umsetzung mitwirken. THG-Emissionen können
sowohl in der Nutzung von Gütern und Dienstleistungen
wie auch entlang des gesamten Wertschöpfungsprozesses
von der Ressourcenextraktion und Energiegewinnung bis zur
Bereitstellung und laufenden Instandhaltung von Gütern ent-
stehen. Die Möglichkeiten eines klimafreundlichen Lebens
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Abb. TZ.13 Modelle klimafreundlicher Versorgungsstrukturen und Notwendigkeit der Veränderungen. (Quelle: eigene Darstellung). fKap. 14g

sind damit unmittelbar mit den Fußabdrücken der Güter und
Dienstleistungen verbunden, die für ein solches Leben er-
forderlich sind. Der Fokus dieses Kapitels liegt auf jenem
Teil der Versorgung, der in Österreich produziert wird. Jener
Anteil der österreichischen Produktion, der exportiert wird
(etwa 50 Prozent), und des Konsums, der importiert wird (et-
wa 30 Prozent), wird im nächsten Kapitel besprochen.

Für die Erreichung der Klimaziele sind umfassende Ver-
änderungen in den nationalen Versorgungsstrukturen erfor-
derlich. Dafür bedarf es tiefgreifender Umstellungen in den
dominanten Geschäftsmodellen und Wertschöpfungsprozes-
sen bei einer Neuausrichtung entlang zentraler Bedürfnisse
wie Gesundheit oder Ernährung (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis) (Köppl & Schleicher, 2019; Schlei-
cher & Steininger, 2017). Eine umfassende Transformation
der Energiesysteme durch eine vollständige Umstellung auf
erneuerbare Energien, Steigerungen der Energieprodukti-
vität und eine Reduktion des direkten Energiebedarfs in
den Sektoren Gebäude, Mobilität, Industrie und Landwirt-
schaft kann einen wesentlichen Beitrag zur Reduktion der
THG-Emissionen leisten (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis). Wie Abb. TZ.13 veranschaulicht, sind für die
Erreichung der Klimaziele mit hoher Wahrscheinlichkeit

auch Veränderungen entlang des Modells einer Kreislauf-
wirtschaft wie auch eine umfangreichere Umstellung auf
Modelle der gemeinsamen bzw. geteilten Nutzung von Res-
sourcen erforderlich (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis) (Cantzler et al., 2020; Eisenmenger et al., 2020;
Jacobi et al., 2018; Kirchengast et al., 2019; Köppl & Schlei-
cher, 2019; Meyer et al., 2018; Schleicher & Steininger,
2017).

Das bisherige Scheitern einer umfassenden Transforma-
tion zu klimafreundlichen Versorgungsstrukturen kann vor
allem auf eine aus Klimasicht wenig konsistente Gestaltung
der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen zurückge-
führt werden (hohe Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis) (Niedertscheider et al., 2018; Plank et al., 2021b;
Steurer & Clar, 2015). Einem klimapolitischen Fokus auf
„weiche“ Politikinstrumente zur Skalierung bzw. stärke-
re Marktdurchdringung klimafreundlicherer Technologien,
Produkte und Dienstleistungen stehen in Österreich „harte“
finanzielle und regulative Rahmenbedingungen gegenüber,
die wenig Handlungsdruck zur Veränderung erzeugen und
klimaschädliche Tätigkeiten mitunter sogar fördern (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis) (Hausknost et al.,
2017; Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016a; Köppl & Schrat-
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zenstaller, 2015; Schaffrin et al., 2015; Schnabl et al., 2021;
Wurzel et al., 2019). Diese klimapolitisch ungünstigen Rah-
menbedingungen werden durch eine korporatistische und fö-
deralistische Governance-Struktur gestützt, die kurzfristigen
wirtschaftlichen Interessen, de einer konsequenten Klimapo-
litik entgegenstehenden, großen Einfluss ermöglichen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Brand & Paw-
loff, 2014; Niedertscheider et al., 2018; Seebauer et al., 2019;
Steurer et al., 2020; Steurer & Clar, 2015, 2017; Tobin, 2017;
Wissen et al., 2020).

Einzig in den Zuwächsen in der Energieeffizienz, einem
steigenden Anteil erneuerbarer Energien und einem Ausbau
der Abfallwirtschaft konnten in den letzten drei Jahrzehnten
in Österreich bedeutende Fortschritte in der Dekarbonisie-
rung der Versorgungsstrukturen erreicht werden (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis) (Anderl et al., 2020).
Damit konnte insbesondere im Bereich der Energieversor-
gung ein klimafreundlicheres Leben erleichtert werden. Im
selben Zeitraum konnte sich in Österreich ein dynamischer
Wirtschaftssektor für umweltorientierte Güter und Dienst-
leistungen herausbilden, der sowohl im Inland als auch im
Ausland an Bedeutung gewinnt (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis) (Gözet, 2020; Schneider et al., 2020)
(siehe Abb. TZ.14).

Diesen Erfolgen stehen gegenläufige Tendenzen im Ver-
kehr und in der Industrie sowie eine unzureichende Umset-
zung klimafreundlicherer Prozesse in der breiten Masse der

in Österreich tätigen Unternehmen gegenüber (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis) (Anderl et al., 2020;
Dorr et al., 2021; Europäische Kommission, 2016, 2020c;
Kiesnere & Baumgartner, 2019; Kofler et al., 2021; Schöggl
et al., 2022). Während Unternehmen in Bereichen wie Ab-
fallmanagement und betrieblichem Energieverbrauch relativ
fortgeschritten sind, wurden tiefergreifendere Veränderun-
gen in Geschäftsmodellen und dem Angebot an Produkten
und Dienstleistungen bisher lediglich von einer Minderheit
implementiert (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis) (ebd.).

Zur Erreichung der Klimaziele bedarf es einer deutli-
chen Ausweitung des Maßnahmenspektrums jenseits des
bisherigen klimapolitischen Fokus auf die Förderung neu-
er Produkte und Dienstleistungen (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis) (Bachner et al., 2021; Dugan et al.,
2022; Großmann et al., 2020; Kirchengast et al., 2019;
Stagl et al., 2014; Steininger et al., 2021; Weishaar et al.,
2017). Instrumente zur Setzung marktwirtschaftlicher Rah-
menbedingungen wie eine konsequent an den Klimazielen
ausgelegte Steuerreform, die Abschaffung klimaschädlicher
Subventionen und die Einführung von Umweltstandards für
Produktionsprozesse, Produkte und die öffentliche Beschaf-
fung, können einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der
Klimaziele leisten (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis) (Bittschi & Sellner, 2020; Goers & Schneider,
2019; Großmann et al., 2020; Kettner-Marx et al., 2018;
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Kirchner et al., 2019; Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016a;
Mayer et al., 2021; Schleicher & Steininger, 2017; Steinin-
ger et al., 2021). Eine entsprechende Klimapolitik sollte von
sozialen Kompensationsmaßnahmen begleitet werden, wenn
die gesellschaftliche Akzeptanz für solche Maßnahmen auf-
rechterhalten bleiben soll (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis) (Feigl & Vrtikapa, 2021; Großmann et al.,
2020; Högelsberger & Maneka, 2020; Keil, 2021; Kettner-
Marx et al., 2018; Kirchner et al., 2019; Mayer et al., 2021;
Pichler et al., 2021). Um die langfristige Einhaltung der pla-
netaren Grenzen zu gewährleisten, kann die Förderung von
alternativen Versorgungsweisen sowie die Festlegung von
Obergrenzen erforderlich sein (mittlere Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis) (Bärnthaler et al., 2020; Brand
et al., 2021; Brand & Wissen, 2017; Exner & Kratzwald,
2021; Novy, 2020; Spash, 2020a).

Kapitel 15: Globalisierung: GlobaleWarenketten
und Arbeitsteilung

Um Österreichs Rolle in der Klimakrise zu verstehen,
braucht es eine Analyse seiner Einbettung in globale Wirt-
schaftsstrukturen (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis). Diese Analyse wird in diesem Kapitel mit dem
Konzept der „GlobalenWarenketten“ geleistet (Fischer et al.,
2021). Das Kapitel stellt literaturbasiert dar, auf welche Wei-
se Österreich hinsichtlich seiner Produktionsstandorte und
des Endkonsums in globale Warenketten involviert ist und
trifft, soweit es auf Grundlage der Datenlage möglich ist,
eine Abschätzung der dadurch bedingten Umweltfolgen. Es
bewertet literaturbasiert Gestaltungsformen für Warenketten,
die auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene
diskutiert werden und eine klimafreundliche Umgestaltung
von globalen Warenketten befördern sollen.

Als offene Volkswirtschaft ist Österreich als Produktions-
standort und in Bezug auf Endkonsum stark in transnationale
Warenketten eingebunden (OECD-WTO, 2015; WTO, o. J.;
Kulmer et al., 2015; Giljum et al., 2017; Stöllinger et al.,
2018; Eisenmenger et al., 2020) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). Durch eine solche Organisations-
weise werden Orte der Produktion und des Endkonsums zum
Teil entkoppelt. Das bedeutet, dass für in Österreich pro-
duzierte und konsumierte Waren und Dienstleistungen an
anderen Orten THG-Emissionen emittiert werden. Wie es
auch für andere Hocheinkommensländer der Fall ist, werden
für die österreichischen Importe an Waren und Dienstleis-
tungen in durchschnittlich ärmeren Volkswirtschaften hohe
Emissionen erzeugt (Jakob & Marschinski, 2013; Chancel
& Piketty, 2015; Eisenmenger et al., 2020; Jakob, 2021;
IPCC, 2022b; Dorninger et al., 2021; Duan et al., 2021)
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Um die Kli-
maziele zu erreichen, braucht es deshalb eine grenzüber-

schreitende, sektorweite Betrachtungsweise österreichischer
Produktions- und Konsummuster [Kap. 1] (Plank et al.,
2021a) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Das Kapitel unterscheidet mehrere Strategien, die eine
klimafreundliche Veränderung globaler Warenketten beför-
dern sollen. Dazu zählen verantwortungsvoller Konsum und
ressourcenleichte Lebensstile. Individuelle Lebensstilverän-
derungen reichen allerdings nicht aus, um die negativen
Konsequenzen globaler Produktions- und Konsumstrukturen
im erforderlichen Ausmaß zu reduzieren [Kap. 1] (Aken-
ji, 2014) (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). Weitere mögliche Maßnahmen umfassen ein „Resca-
ling“ ökonomischer Aktivitäten hin zu niedrigeren räumli-
chen Ebenen (New Economics Foundation, 2010; Bärnthaler
et al., 2021; Raza et al., 2021a, 2021b) sowie ressour-
censchonende Produktionsprozesse unter Einbeziehung der
gesamten Warenkette (Eder & Schneider, 2018; Pianta &
Lucchese, 2020; Pichler et al., 2021; Denkena et al., 2022).
Dafür braucht es sektorweite, zum Teil sekorübergreifende,
transnational orientierte Umbau- und Konversionsstrategien,
die nicht nur den Standort Österreich im Blick haben (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Angewandte
Forschung dazu liegt bislang kaum vor.

In grenzüberschreitender Hinsicht werden auf EU-Ebene
Initiativen umgesetzt, die direkte und indirekte Effekte auf
die Struktur und Organisation globaler Warenketten ha-
ben. Dies betrifft das Emissionshandelssystems ETS sowie
Maßnahmen im Rahmen des European Green Deal wie
die EU-Industriestrategie, die Bioökonomie-Strategie sowie
den Aktionsplan für Kreislaufwirtschaft (Europäische Kom-
mission, 2019a, 2019b, 2019c, 2020a, 2020b, 2021). Die
Umgestaltung von globalen Warenketten nach ökologischen
Gesichtspunkten ist dabei ein untergeordnetes oder kein
explizites Ziel (hohe Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis). In Österreich hat das Bundesministerium Digitalisie-
rung und Wirtschaftsstandort im Rahmen der Erarbeitung
der Standortstrategie 2040 eine Arbeitsgruppe zu „Nach-
haltigkeit und Wertschöpfungsketten“ eingerichtet (BMDW,
2021). Im Bereich von Bioökonomie und Kreislaufwirtschaft
gibt es jeweils nationale Plattformen, um Akteur_innen zu
koordinieren, aber – zumindest noch – keine eigenen Stra-
tegien. Die Herangehensweise ist vorherrschend markt- und
innovationsorientiert, die nationale Industriepolitik klimapo-
litisch weniger ambitioniert als jene der EU (hohe Überein-
stimmung, schwache Literaturbasis).

Um die Klimaziele zu erreichen, reichen markt- und in-
novationsorientierte Maßnahmen nicht aus (Beckmann &
Fisahn, 2009; Plank et al., 2021a) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Vorgeschlagen werden verbindliche
Regeln für Markthandeln, Verbote von extrem umweltschäd-
lichen Produkten und Produktionsprozessen (Pichler et al.,
2021) sowie ökologisierte öffentliche Bereitstellungssysteme
(Bärnthaler et al., 2021) (hohe Übereinstimmung, mittle-
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re Literaturbasis). Die bereits bestehenden EU-Initiativen
im Bereich der CO2-Bepreisung und der Industriestrate-
gien bieten die Möglichkeit für eine Nachbesserung (Lan-
desmann & Stöllinger, 2020; Pianta & Lucchese, 2020;
Polt et al., 2021; Paul & Gebrial, 2021) (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis). Vorschläge zielen auf
ambitioniertere Regelungen innerhalb des derzeitigen EU-
Emissionshandelssystems und die Einführung eines EU-
Kohlenstoff-Grenzausgleichsmechanismus (Krenek et al.,
2018; Stöllinger, 2020) (mittlere Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). Eine klimafreundliche Regulierung von glo-
balen Warenketten kann weiters durch Lieferkettengesetze
erfolgen, die transnational operierenden Konzernen rechts-
verbindlich ökologische Sorgfaltspflichten auferlegen (De
Schutter, 2020; Kunz & Wagnsonner, 2021) (hohe Überein-
stimmung, hohe Literaturbasis). Die Erfassung und Sanktio-
nierung von Umweltschäden bedarf der Entwicklung neuer
Rechtsmittel (Krebs et al., 2020; Schilling-Vacaflor, 2021)
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). Derzeit
befindet sich ein Richtlinienvorschlag der EU-Kommission
für ein Lieferkettengesetz in Beratung (Europäische Kom-
mission, 2022). Die genannten Gestaltungsoptionen sollten
idealerweise auf internationaler Ebene umgesetzt werden,
um unfaire Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen so-
wie Rebound-Effekte (Barker et al., 2009; Wei & Liu, 2017)
und Carbon Leakage (Birdsall & Wheeler, 1993; Jakob &
Marschinski, 2013; Jakob, 2021; IPCC, 2022b) zu vermei-
den (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Darüber
hinaus scheint in Hocheinkommensländern, so auch in Ös-
terreich, die absolute Reduktion des Konsums inklusive der
für seine Befriedigung erforderlichen Vorleistungen unum-
gänglich, um die Klimaziele zu erreichen (Brand et al., 2021)
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Die genannten Eingriffe verweisen auf flankierende Maß-
nahmen für einen gerechten Übergang („just transition“)
(Steffen & Stafford Smith, 2013). Soziale und ökonomische
Ausgleichsmechanismen gilt es auf nationaler Ebene sowie
in globaler Perspektive zu berücksichtigen („global climate
justice“), da eine Verschärfung von Ungleichheit zwischen
armen und reichen Ländern der Erreichung von Klimazielen
entgegenläuft (Sovacool & Scarpaci, 2016; Baranzini et al.,
2017; O’Neill et al., 2018; Korhonen et al., 2018; van den
Bergh et al., 2020; Eicke et al., 2021; Paul & Gebrial, 2021;
IPCC, 2022b) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

Aufgrund ihrer Komplexität ist eine Vielzahl von un-
terschiedlichen Akteur_innen in die Gestaltung und Orga-
nisation von globalen Warenketten involviert, national und
international (Fischer et al., 2021) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Das ermöglicht es einerseits, mehre-
re Ansatzpunkte für klimagerechtes Handeln zu formulieren;
andererseits macht es die Herstellung eines tragfähigen Kon-
senses sehr schwierig. Hinzu kommt, dass die involvierten

Akteur_innen in Österreich (und darüber hinaus) über un-
terschiedliche Machtressourcen verfügen und Konfliktlinien
auch innerhalb einzelner Akteursgruppen bestehen. Das be-
trifft etwa staatliche Institutionen, den Unternehmenssektor
und Arbeitnehmer_innen bzw. ihre Interessensorganisatio-
nen (hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). In
dieser komplexen Ausgangslage geht es darum, jene Ak-
teur_innen zu einer „Allianz für ein klimafreundliches Le-
ben“ zur Kooperation zu bewegen, deren Interessen sich
– aus unterschiedlichen Gründen – unter diesem Ziel ver-
einbaren lassen. Bei anderen Akteur_innen geht es darum,
Interessen und Einstellungen hin zu einer klimafreundliche-
ren Produktions- und Lebensweise zu verschieben.

Generell verlangen die (Re-)Regulierung und der ökolo-
gische Umbau von globalen Warenketten eine abgestimmte
Mehrebenenstrategie (national, regional, europäisch, interna-
tional), wobei jede Ebene mit eigenen Herausforderungen
konfrontiert ist (Dreidemy&Knierzinger, 2021) (hohe Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis). Neben derzeit vor-
herrschenden markt- und innovationsorientierten Strategien
bilden öffentliche Bereitstellungssysteme (Bärnthaler et al.,
2021) und bewusstseinsbildende Überzeugungsarbeit für die
gesellschaftliche Veränderung von Alltagsroutinen (Göpel,
2016) komplementäre Strategien zur Zielerreichung (mittle-
re Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Insgesamt zeigt
die literaturbasierte Bestandsaufnahme, dass viel mehr Be-
gleitforschung vonnöten ist, um Informationen über die Aus-
wirkungen bestehender Initiativen zu erhalten und künftige
Strategien zu planen. Darüber hinaus mangelt es an Grund-
lagenforschung, um Möglichkeiten zur Umgestaltung von
globalen Warenketten auszuloten.

Kapitel 16: Geld- und Finanzsystem

Dieses Kapitel bewertet, inwiefern Anreizstrukturen des
Geld- und Finanzsystems die Transformation zu einer kli-
mafreundlichen und nachhaltigen Lebensweise in Österreich
begünstigen oder behindern. Zudem trifft es eine literaturba-
sierte Einschätzung darüber, in welche größeren wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Strukturen das Geld- und Fi-
nanzsystem in Österreich eingebettet ist. Bereits eingeleitete
und potenzielle zukünftige Reformen des Finanzsystems und
Änderungen des bestehenden Geldsystems werden dahin-
gehend überprüft, inwiefern sie Kapitalströme mobilisieren
können, die für die Finanzierung der Strukturen für eine kli-
mafreundliche Lebensweise notwendig sein werden.

Die Ausgestaltung der Anreizstrukturen des Geld- und Fi-
nanzsystems spiegelt die leitenden gesellschaftlichen Denk-
und Handlungsmuster, die gegebenen sozialen Institutionen
sowie den bestehenden physischen Kapitalstock wider (Agli-
etta, 2018; Eisenstein, 2021; Graeber, 2014; J. Lent, 2017;
Schulmeister, 2018) (geringe Übereinstimmung, mittlere Li-
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teraturbasis). Geld galt lange Zeit als neutral, das heißt
ohne Rückwirkung auf die reale, oftmals physische wirt-
schaftliche Produktion – dieses Paradigma befindet sich seit
der Finanzkrise 2008/09 im Wandel (Ball, 2009; Malkiel,
2003; Maloumian, 2022). Die Gelpolitik hatte primär das
Ziel, hohe Inflationsraten zu verhindern. Bis zum diskursiven
Wandel wurde ihr kein wesentlicher Beitrag zur Bewältigung
der Klimakrise zugeschrieben (Aglietta, 2018; Dikau &Volz,
2018, 2021) (geringe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis). Im Sinne eines Green-Finance-Paradigmas soll nunmehr
die Finanzierung klimafreundlicher Investitionen vor allem
über Finanzmärkte sowie Vermögensbesitzer_innen erfolgen
– und mit entsprechenden Anreizen motiviert werden (Alessi
et al., 2019; Breitenfellner et al., 2020; Faktencheck Green
Finance, 2019; Monasterolo, 2020; Sustainable-finance-
Beirat, 2021; UNCTAD, 2019) (mittlere Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Das Green-Finance-Paradigma wird
vielfach als vorherrschend angesehen und es werden – unter
anderem aufgrund der in den letzten Jahrzehnten ungenü-
genden klimafreundlichen Investitionen – in anderen Lite-
ratursträngen vermehrt tieferliegende, strukturelle Probleme
des finanzialisierten Wachstumsparadigmas priorisiert (Ha-
che, 2019a, 2019b; Jäger, 2020; Jäger & Schmidt, 2020;
J. Lent, 2017; Reyes, 2020).

Für die Erwartungssicherheit von Investor_innen sind
langfristige, sichere und profitable Renditen zur Finanzie-
rung von Investitionen in emissionsneutralen oder -armen
Kapitalstock (= „grüne Investitionen“) zentral, während Ren-
diten auf andere (z. B. fossilbasierte) Finanzprodukte sinken
sollten. Es sollte Klarheit darüber herrschen, dass der CO2-
Preis stetig, substanziell und langfristig steigen wird (Agli-
etta, 2018; Edenhofer et al., 2019; IEA, 2021; IPCC, 2018;
Pahle et al., 2022; Schulmeister, 2018) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Aus Innovationsperspektive
braucht es mehr öffentliche (Förder-)Mittel sowie Finanzin-
novationen zur Finanzierung innovativer Forschung für kli-
mafreundliche Technologien (Balint et al., 2017; Mazzucato,
2014; Shiller, 2009) (mittlere Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis). Ein anderer Literaturstrang erklärt die Abkehr
von Finanzialisierung, das heißt eine verstärkte Entkopplung
von Finanz- und Realwirtschaft, sowie einen stärkeren Fo-
kus auf Investitionen in klimafreundliche Bereitstellung als
für ein klimafreundliches Leben notwendig (Aglietta, 2018;
Crotty, 2019; Keynes, 1936; Malm, 2013, 2016; Schulmeis-
ter, 2018) (geringe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
Degrowth und eine stärkere Gebrauchswertorientierung ste-
hen dabei im Vordergrund (Eisenstein, 2021; Georgescu-
Roegen, 1971; Hickel, 2021; Hickel & Hallegatte, 2021;
Hickel & Kallis, 2020; Kallis et al., 2012, 2018; Keyßer &
Lenzen, 2021; Meadows et al., 1972; Schröder & Storm,
2020) (geringe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Der Staat wird als Akteur zentral dafür sein, die Ge-
staltungsmacht auszuüben, um die Anreizstrukturen auf Fi-

nanzmärkten effektiv emissionsreduzierend umzugestalten
(Aglietta, 2018; Breitenfellner et al., 2021; DiEM25, 2020;
Edenhofer et al., 2019; Kelton, 2019; Novy, 2020; Pahle
et al., 2022; Schulmeister, 2018) (mittlere Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Die Oesterreichische Nationalbank
(OeNB) als Teil des europäischen Zentralbankensystems und
die österreichische Finanzmarktaufsicht (FMA) als regulie-
rende Behörde für die Finanzmärkte können Strukturen für
ein klimafreundliches Leben schaffen (Battiston et al., 2020;
Breitenfellner et al., 2019; NGFS, 2021; Pointner, 2020;
Pointner & Ritzberger-Grünwald, 2019). Einerseits kön-
nen sie durch Regulierung und Geldpolitik Klima-Finanz-
Risiko reduzieren, welches Finanzmarktstabilität durch un-
zureichende Einpreisung klimabezogener physischer und
Transitionsrisiken gefährdet. Andererseits können sie dabei
helfen, die Emissionswirksamkeit von grüner und nachhalti-
ger Finanzierung sicherzustellen. Dies kann beispielsweise
über entsprechende Eigenveranlagung (grüne Investitions-
strategien der Notenbank selbst), die Ausgestaltung der
Eigenkapitalquoten der Banken und über makroprudenzi-
elle Maßnahmen geschehen (Battiston, Dafermos, et al.,
2021a; Battiston et al., 2020; Battiston, Monasterolo, et al.,
2021b; Bolton et al., 2020; Breitenfellner et al., 2019; Dö-
rig et al., 2020; Monasterolo, 2020; NGFS, 2021; Pointner,
2020; Pointner & Ritzberger-Grünwald, 2019; Rattay et al.,
2020) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Green
Growth – ermöglicht durch grüne und nachhaltige Finan-
zierung – wird der entscheidende Lösungsansatz in dieser
Perspektive sein. Entsprechende Initiativen sind z. B. der
Green Deal der EU, Sustainable Finance (Taxonomie) und
Green Recovery, staatliches Risikokapital für innovative grü-
ne Investitionen sowie Divestmentstrategien (Alessi et al.,
2019; Breitenfellner et al., 2020; Faktencheck Green Fi-
nance, 2019; Monasterolo, 2020; Sustainable-finance-Beirat,
2021; UNCTAD, 2019). Wenn diese Maßnahmen wirksam
sein sollen, muss „Greenwashing“ vermieden werden (Ales-
si et al., 2019; Der GLOBAL 2000 Banken-Check, 2021;
Hache, 2019a, 2019b; Reyes, 2020) (mittlere Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Eine tiefgreifende und effektive
Reform finanzieller Anreizstrukturen und des Steuerwesens
zur Herstellung von Kostenwahrheit in Produktion und Kon-
sum wird entscheidend sein. Eine tiefgreifende Steuerreform
und begleitende grüne Industriepolitik würde effektive CO2-
Steuern, Finanztransaktionssteuern, Vermögenssteuern und
eine Kreditlenkung in Richtung grüner Investitionen umfas-
sen (Aglietta, 2018; DiEM25, 2020; Edenhofer et al., 2019;
Novy, 2020; Pahle et al., 2022; Pettifor, 2019; Piketty, 2014;
Schulmeister, 2018; UNCTAD, 2019) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis).

Ein alternativer Literaturstrang betont, dass Kommodi-
fizierung und Monetarisierung der Natur keine dauerhafte
Lösung darstellt, solange finanzialisierte Ökonomien aus
systemischen Gründen – wenn Finanzmärkte durch struktu-
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relle Blasenentwicklung, Instabilität und Wachstumserwar-
tungen charakterisiert sind – mittels Wachstum auf Basis
von Ausbeutung der Natur soziale Spannungsverhältnisse
auszugleichen suchen (Bracking, 2020; Hache, 2019b; Har-
vey, 2011; Kemp-Benedict & Kartha, 2019; Maechler &
Graz, 2020; Spash, 2020a, 2020b; Sullivan, 2013) (gerin-
ge Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Sollen plane-
tare, biophysische Grenzen eingehalten werden, dann ist
eine Beschränkung von Wachstum oder ein ökonomisches
Schrumpfen (Degrowth) in Ökonomien mit hohen Einkom-
men und (vor allem) mit hohem Konsumniveau in dieser
Perspektive eine wesentliche Bedingung (Eisenstein, 2021;
Georgescu-Roegen, 1971; Hickel, 2021; Hickel & Hallegat-
te, 2021; Hickel & Kallis, 2020; Kallis et al., 2012, 2018;
Keyßer & Lenzen, 2021; Meadows et al., 1972; Schrö-
der & Storm, 2020; Spash, 2020a) (geringe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Bei Ent-Kommodifizierung,
Ent-Monetarisierung sowie Stärkung des Gebrauchswerts im
Rahmen des Degrowth-Konzepts geht es um die Entfaltung
des Menschen als soziales Wesen, die durch die Umstruk-
turierung unseres Werte-, Gesellschafts- und Wirtschafts-
systems zur Einhaltung biophysischer Grenzen ermöglicht
und befördert wird. Diese Entfaltung würde eine materia-
listische Wertehaltung erweitern und transzendieren und ein
gutes Leben für alle abseits von gegenwärtigen, dem mo-
dernen Kapitalismus inhärenten Monetarisierungstendenzen
ermöglichen (Eisenstein, 2011, 2021; Hickel, 2021; Hickel
& Hallegatte, 2021; Hickel & Kallis, 2020; Kallis et al.,
2012, 2018; J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021; Spash, 2020a,
2020b) (geringe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Wenn man die Finanzmärkte dienlich für ein klimafreund-
liches Leben machen will, wird es gemäß dieser letztgenann-
ten Perspektive notwendig sein, eine Ent-Kommodifizierung
und Ent-Monetarisierung von wirtschaftlichem Handeln ein-
zuleiten (Harvey, 2011; O’Connor, 1998; Polanyi, 1944;
Smessaert et al., 2020) und durch eine Demokratisierung
der Finanzmärkte und des Geldwesens die Natur des Geldes
als Gemeingut anzuerkennen (Eisenstein, 2011, 2021; Ho-
ckett, 2019;Mellor, 2019) (geringe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis). Insgesamt zeigt sich für das Geld- und Fi-
nanzsystem, wie die Klimakrise ein Dreh- und Angelpunkt
(Pivot) werden könnte, um den sich eine neue internatio-
nale monetäre Kooperation formt, die die Schaffung und
den Einsatz internationaler Finanzmittel an die Bewältigung
der Klimakrise bindet (Aglietta, 2018; Eisenstein, 2011,
2021; Schulmeister, 2018) (geringe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis). In dieser Sichtweise wären Geld- und
Finanzwesen über eine verstärkte nationale und internatio-
nale Demokratisierung zu regulieren, um Geld in seinem
tatsächlichen Status als Gemeingut demokratisch zu begrün-
den und zu regulieren (Eisenstein, 2011, 2021; Hockett,
2019; Mellor, 2019) (geringe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis).

Zusammengefasst hätten diese strukturellen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Veränderungen das Ziel,
Geldströme zum Zwecke der Finanzierung der sozial-
ökologischen Transformation und im Sinne des Gemein-
wohls zu schaffen, zu lenken und einzusetzen (Aglietta,
2018; Cahen-Fourot, 2020; Eisenstein, 2011, 2021; Felber,
2018; Hache, 2019b; J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021) (gerin-
ge Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Kapitel 17: Soziale und räumliche Ungleichheit

Kap. 17 bewertet, inwiefern soziale und räumliche Ungleich-
heit mit klimafreundlichem Leben in der Literatur in Verbin-
dung stehen. Es werden Einschätzungen darüber getroffen,
welche strukturellen Bedingungen von Ungleichheit klima-
freundliches Leben insbesondere in den Handlungsfeldern
Mobilität und Wohnen behindern und welche Veränderun-
gen notwendig sind, um ein „gutes“ Leben für alle innerhalb
ökosozialer Grenzen des Planeten zu ermöglichen.

Einkommen undVermögen sind die wirkmächtigsten Ein-
flussfaktoren auf das Emissionsverhalten von Haushalten.
Da Einkommen und Vermögen zunehmend ungleich verteilt
sind, ist auch das Emissionsverhalten von starker Ungleich-
heit geprägt (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
Dabei stellt der klimaschädigende Konsum vermögens- und
einkommensstarker Gruppen ein besonderes Problem für
die Bewältigung der Klimakrise dar (Rehm, 2021; Wied-
mann et al., 2020) (mittlere Übereinstimmung, hohe Lite-
raturbasis). Einkommensschwache Gruppen werden durch
klimaschützende Maßnahmen stärker finanziell belastet und
sind oft nicht in der Lage, diese zu finanzieren. Belastun-
gen werden dabei je nach Wohnort verstärkt oder gemildert
(Chancel, 2020; Laurent, 2014) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). Monetäre Umverteilung allein wür-
de dieses Problem jedoch nicht lösen, da Einkommen und der
damit verbundeneKonsum nur umverteilt und nicht reduziert
würde. Ein erweiterter Einkommensbegriff, der die gesell-
schaftliche Bereitstellung von und den Zugang zu sozialer
und materieller Infrastruktur einschließt, ist notwendig, um
soziale und räumliche Ungleichheiten auszugleichen und al-
len Menschen unabhängig ihres monetären Einkommens und
Wohnortes klimafreundliches Leben zu ermöglichen (gerin-
ge Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Mobilität (30 Prozent) und Wohnen (inklusive Heizen,
Kochen, „utilities“) (27 Prozent) zählen zu jenen Sektoren,
welche für einen Großteil der in Österreich emittierten CO2-
Gesamtemissionen verantwortlich sind (Muñoz et al., 2020).
Strukturelle Bedingungen zur Förderung klimafreundlichen
Handelns sind vor allem von diesen Handlungsfeldern ab-
hängig (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). So-
zialräumliche Unterschiede im Mobilitätsverhalten (z. B. er-
höhter Pkw-Besitz und Nutzung in ländlichen Gebieten und
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in oberen Einkommensgruppen) spielen bei Maßnahmen
zur Emissionsreduktion eine wesentliche Rolle. Um klima-
freundliche Mobilität für alle zu gewährleisten und zu för-
dern, braucht es ein für alle zugängliches und attraktives öf-
fentliches Verkehrsangebot (Mobilitätsgarantie) und gezielte
finanzielle Steuer- bzw. Umverteilungsmaßnahmen (ökoso-
ziale Steuerreform im Verkehrssektor, Öko-/Mobilitätsbonus
etc.). Internationale Best-Practice-Beispiele lassen sich un-
ter anderem in der Schweiz (ökologischer Pendlerfonds aus
Einnahmen der Parkraumbewirtschaftung), Belgien (Kilo-
metergeld für Fahrradfahren) oder Kanada (sozial gestaffel-
ter Ökobonus) finden (Pendlerfonds, o. J.; VCÖ, 2014, 2018,
2021; Frommeyer, 2020; Harrison, 2019) (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).

Im Wohnungswesen sind insbesondere die Heizkosten in
Österreich ungleich verteilt: Einkommensschwache Haus-
halte (Haushaltseinkommen < 60 Prozent des Medians) wen-
den vier Prozent ihres Einkommens zum Heizen auf; ein-
kommensstarke Haushalte (> 180 Prozent des Medians) le-
diglich zwei Prozent. Der mit Wohnform und Wohnumfeld
zusammenhängende Energieverbrauch ist ein entscheidender
Treiber von THG-Emissionen und stellt ein Strukturmerkmal
dar, welches klimafreundliches Leben massiv fördern bzw.
restringieren kann. Die Energieeffizienz von Gebäuden wird
maßgeblich vom jeweiligen Heizsystem bestimmt. Relevante
Trends sind die überdurchschnittliche Nutzung von Kohle als
Energieträger in den ersten beiden Einkommensdezilen und
der deutliche Anstieg von alternativen Energieträgern mit
höheren Einkommen (Lechinger & Matzinger, 2020). Eine
zentrale Herausforderung auf dem Weg zur Klimaneutralität
ist, mit dem Abschied von Kohle, Öl und Gas die unte-
ren Einkommensdezile nicht zu stark zu belasten (Plumhans,
2021) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Für das Handlungsfeld Mobilität lassen sich exempla-
risch folgende Akteur_innen identifizieren: (1) Öffentliche
und zivilgesellschaftliche Institutionen und Organisationen,
wie die österreichische Raumordnungskonferenz (ÖROK).
Die Planung eines flächendeckenden öffentlichen Verkehrs-
systems für alle sowie dessen rechtliche Verankerung ist ein
wesentlicher Hebel zu Förderung klimafreundlichen Mobi-
litätsverhaltens. (2) Interessenvertretungen, wie die Auto-
lobby und Verkehrsclubs (ÖAMTC, ARBÖ, VCÖ) oder die
Fahrradlobby (radlobby, ARGUS). Während Vertreter_innen
der Automobilindustrie den Ab- und Umbau fossiler Ver-
kehrsstrukturen nicht unterstützen, setzen sich andere, ge-
meinwohlorientierte Verkehrs- und Radclubs aktiv für die
Förderung und den Ausbau zukunftsfähiger Mobilität ein
(Haas & Sander, 2019). (3) Öffentliche und private Ver-
kehrsdienstleister_innen und Verkehrsunternehmen (ÖBB,
Wiener Linien, Verleihfirmen von Rädern etc.) sowie Ver-
kehrsverbünde (z. B. VOR) zählen zu jenen, welche klima-
freundliche Mobilitätskonzepte praktisch umsetzen können

(mittlere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis). Für
das Handlungsfeld Wohnen spielt zunächst das Verhältnis
von Eigentümer_innen und Mieter_innen eine wichtige Rol-
le: Bewohner_innen im Mietverhältnis haben kaum bis gar
keinen Einfluss auf ihr Heizsystem (Allinger et al., 2021).
Eigentumsverhältnisse beschränken die Handlungsfähigkeit,
klimafreundlich zu wohnen, und stellen ein sozial ungleich
verteiltes Strukturmerkmal klimafreundlichen Lebens dar
(Friesenecker & Kazepov, 2021). Dem Mietrechtsgesetz und
vor allem dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG)
wird das Potenzial attestiert, Wohnen in Österreich über öko-
logische und soziale Standards nachhaltiger und inklusiver
zu gestalten (Litschauer et al., 2021). Allerdings können
im WGG verankerte Mechanismen, wie z. B. hohe Anzah-
lungen, als Barriere für einkommensschwache Haushalte
wirken und eine marginalisierende Wirkung entfalten, die
Möglichkeiten eines klimafreundlichen Lebens also entlang
sozialer Trennlinien strukturieren (Kadi, 2015; Friesenecker
& Kazepov, 2021). Schließlich können exemplarisch Pro-
jektentwickler_innen und Bauunternehmen, Sozialpartner
(insbesondere die Arbeiterkammer), Mietervereinigungen,
Gewerkschaften und NGOs als relevante Akteure genannt
werden (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Monetäre Anreize und Kosten in Form von Steuern, Steu-
erbegünstigungen und Gebühren auf klimaschädliche Akti-
vitäten (z. B. CO2-Steuer, Mineralölsteuer, Autobahnmaut,
steuerliche Begünstigung von Fahrradankauf usw.) stellen
eine Möglichkeit dar, Externalitäten zu internalisieren. Die-
se Maßnahmen sind jedoch verteilungswirksam. Wenn der
Konsum einkommensstarker Haushalte stark reduziert wird
und die Teilnahme am sozialen Leben für einkommens-
schwache Haushalte erhalten bleiben soll, gilt es, diese
Verteilungseffekte zu beachten (Humer et al., 2021; Köppl &
Schratzenstaller, 2021) (mittlere Übereinstimmung, hohe Li-
teraturbasis). Der Ausbau ökosozialer Infrastruktur kann um-
weltschädliche Emissionen reduzieren und gleichzeitig pro-
gressive Verteilungseffekte entfalten. Höhere Einkommens-
und Vermögenssteuern könnten deshalb zweckgebunden in
den Ausbau ökosozialer Infrastruktur fließen, um Strukturen
eines klimafreundlichen Lebens zu schaffen (Froud & Wil-
liams, 2019; Gough, 2017; Lechinger & Matzinger, 2020)
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Innovationen im Energie-, Transport- und Bausektor
können marktbasierte Maßnahmen und die öffentliche Be-
reitstellung ökosozialer Infrastruktur unterstützen, um so-
ziale Mindeststandards für alle Menschen zu garantieren.
„Mission-oriented“ Innovationspolitik ist ein Ansatz, um
„wicked problems“ der ökosozialen Krise in kleinere Proble-
me aufzuteilen, zu denen private und öffentliche Forschungs-
institutionen Lösungen beitragen (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). Soziale Akzeptanz dieser Vorschlä-
ge kann durch weitreichende gesellschaftliche Veränderun-
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gen erzielt werden, die durch die Politik unterstützt und
klar kommuniziert werden muss. So stellt zum Beispiel
die Entkopplung individueller Freiheitsvorstellungen von der
Befriedigung unlimitierter Bedürfnisse („wants“) hin zu ei-
nem sozialen Gerechtigkeitsdenken, in dem alle Menschen
ihre Grundbedürfnisse befriedigen können, einen tiefgreifen-
den, aber notwendigen gesellschaftlichenWandel dar, um ein
„gutes“ Leben für alle innerhalb sozial ökologischer Grenzen
des Planeten zu ermöglichen (Gough, 2017; O’Neill et al.,
2018; Wiedmann et al., 2020) (mittlere Übereinstimmung,
hohe Literaturbasis).

Kapitel 18: Sozialstaat und Klimawandel

Soziale Absicherung sowie sozialer Ausgleich wirken als
strukturelle Bedingungen der Transformation hin zu einer
klimafreundlichen Gesellschaft. Kap. 18 sichtet und bewertet
die Literatur, die sozialstaatliche Strukturen und Aktivitäten
interdependent mit Klimawandel und Klimapolitik unter-
sucht. Bezüge bestehen auf der sozialstaatlichen Leistungs-,
Produktions- und Finanzierungsseite. Sie bilden Ansatz-
punkte für die klimafreundliche Gestaltung des Gesundheits-
und Sozialsystems, die negative Trade-offs zwischen Klima-
und Sozialpolitik vermeiden und Synergien im Sinne einer
ökosozialen Politik herstellen.

Sozialstaatlichen Leistungen sind durch den Klimawandel
unmittelbar gefordert. Der Klimawandel verursacht gesund-
heitliche und wirtschaftliche Schäden, die ungleich verteilt
sind (Austrian Panel on Climate Change (APCC), 2018;
BMSGPK, 2021; Steininger et al., 2020) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Dabei ist das Schadenspotenzi-
al für Bevölkerungsgruppen größer, die Klimaeinwirkungen
stärker ausgesetzt sind und begrenztere Reaktionsmöglich-
keiten haben (Austrian Panel on Climate Change (APCC),
2018; BMSGPK, 2021; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020)
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Individuel-
le Vulnerabilitätsmerkmale, die sich teilweise überschnei-
den, umfassen etwa Vorerkrankungen und gesundheitliche
Einschränkungen bei Alltagstätigkeiten, die Betroffenheit
von (multidimensionaler) Armut und sozialer Ausgrenzung,
ein niedriger Bildungsstand oder der Status alleinerziehend
(BMSGPK, 2021; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020) (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Die Folge steigen-
der Risiken und Schadensbetroffenheit der österreichischen
Bevölkerung durch den Klimawandel sind hohe und weiter
steigende Belastungen der Sozial- und Gesundheitssyste-
me (siehe z. B. Aigner & Lichtenberger, 2021; Schoierer
et al., 2020; Steininger et al., 2020) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis). Die Bekämpfung des Klimawandels,
insbesondere der klimaschädigenden Emissionen, kommt
daher dem Sozial- und Gesundheitssystem zugute (Stei-

ninger et al., 2020). Doch sind negative Nebenwirkungen
einzelner klimapolitischer Maßnahmen auf sozialstaatliche
Anliegen möglich und zu beobachten. Abhängig vom ge-
wählten Instrument und seiner Ausgestaltung begründet dies
zusätzlichen sozialpolitischen Handlungsbedarf (BMSGPK,
2021; Lamb et al., 2020) (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis).

Analog kann Sozialpolitik die Klimapolitik generell un-
terstützen, doch ist das nicht automatisch und für alle
Maßnahmen der Fall. Der österreichische Sozialstaat sichert
durch die von ihm bereitgestellten Leistungen die Akzep-
tanz klimapolitischer Maßnahmen ab (siehe z. B. Fritz &
Koch, 2019; Koch & Fritz, 2014; Otto & Gugushvili, 2020)
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Der Län-
dervergleich bzw. der Vergleich verschiedener idealtypischer
Sozialstaatssysteme belegt, dass potenzielle Synergien zwi-
schen beiden Politikfeldern unterschiedlich gut genutzt wer-
den (Zimmermann & Graziano, 2020). Das bedeutet, dass
die institutionellen Gegebenheitenwesentlich dafür sind, Ge-
sellschaften weniger verwundbar gegenüber Klimafolgen zu
machen. Die institutionelle Resilienz des österreichischen
Sozialstaats gegenüber den Folgen des Klimawandels und
sein Beitrag zum klimafreundlichen Leben können insbeson-
dere erhöht werden, indem

� präventive Politik, speziell bezogen auf Gesundheit, auf
neue Anforderungen am Arbeitsmarkt sowie auf extreme
Naturereignisse und Extremwetterlagen gestärkt wird,

� der CO2-Fußabdruck des Gesundheits- und Sozialsektors
lückenlos erfasst undmittels klimafreundlicher Bereitstel-
lungsprozesse konsequent reduziert wird,

� die Schnittstellen zur Klimapolitik systematisch erfasst
sowie – darauf aufbauend – Maßnahmen aus beiden Po-
litikfeldern besser zu ökosozialen Programmen gebündelt
werden,

� die unterschiedlichen Akteure dazu über föderale Ebe-
nen, regionale Aktionsräume und Politikfelder hinweg
evidenzbasiert zusammenarbeiten.

Für Gesundheitsförderung und Gesundheitsprävention ist in
Österreich gegenwärtig der budgetäre Rahmen eng gesteckt.
Auf Prävention entfallen etwa neun Prozent der laufenden
öffentlichen Gesundheitsausgaben, woraus überwiegend prä-
ventive Maßnahmen für Personen mit bereits manifesten
Gesundheitsproblemen finanziert werden (BMASGK, 2019).
Eine Stärkung der Versorgung im niedergelassenen Bereich
kann emissions- und kostenintensivere Behandlungen in
Krankenhäusern vermeiden (Renner, 2020). Gesundheitsför-
derung und gesundheitliche Prävention sind insgesamt struk-
turell mangelfinanziert und es ist klima- und sozialpolitisch
zielführend, mehr Mittel für dieses gesundheitspolitische
(und ressortübergreifend wirkende) Handlungsfeld bereitzu-



Teil 3: Strukturbedingungen 73

stellen (Haas, 2021; Weisz et al., 2019) (hohe Übereinstim-
mung, schwache Literaturbasis). Die Höhe und Verteilung
der ökonomischen und sozialen Folgen von unvermeidbaren,
extremen Naturereignissen hängen davon ab, wie der Kata-
strophenfonds finanziell ausgestattet ist, ob finanzielle Kom-
pensation systematisch sozial differenziert geleistet wird und
ob die Mittel nachhaltig, im Sinne der Vermeidung von
Folgeschäden, eingesetzt werden (Papathoma-Köhle et al.,
2021; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020).

Der Gesundheits- und Sozialsektor ist ein volkswirt-
schaftlich bedeutsamer Sektor. Wie klimafreundlich die Pro-
duktion und die Beschäftigung in diesem Sektor gestaltet
sind, kann daher spürbar Einfluss auf den Klimawandel
und dessen Bekämpfung nehmen. Bislang ist der CO2-
Fußabdruck nur für das Gesundheitswesen, nicht aber für
das Sozialwesen bekannt. Demnach ist der Anteil des ös-
terreichischen Gesundheitssektors von 6,7 Prozent an den
nationalen CO2-Emissionen im internationalen Vergleich
überdurchschnittlich hoch (Pichler et al., 2019; Weisz et al.,
2019). Der österreichische Gesundheitssektor könnte seinen
CO2-Fußabdruck verringern, indem die räumliche Versor-
gungsstruktur, Beschaffungen, der Einsatz von Medikamen-
ten und Gerätschaften und Behandlungsroutinen optimiert
werden (Alshqaqeeq et al., 2019; Renner, 2020; Weisz
et al., 2019) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis). Auch der Einsatz digitaler Technologien bietet Chan-
cen zur Vermeidung von klimaschädigenden Emissionen,
z. B. Telecare in der mobilen Pflege (AWO Bundesverband
e. V., 2022; Care about Care, 2022) (hohe Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis). Eine konsequent ökologisch ori-
entierte Beschaffungspolitik im gesamten Gesundheits- und
Sozialsektor kann bei Anbieter_innen der jeweiligen Güter
und Dienstleistungen Einsatz und Entwicklung nachhalti-
ger Produktionsweisen beschleunigen (Peñasco et al., 2021),
z. B. durch klimafreundliche und zugleich gesundheitsför-
dernde Speiseangebote in Kantinen der Jugend-, Alten-
und Pflegeheime, Kindertagesstätten oder Sozialadministra-
tion (illustriert für Schweden: Lindström et al., 2020) oder
Elektrifizierung der Fahrzeugflotten mobiler sozialer Diens-
te (Bach et al., 2020) (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis). Auch bezogen auf seine Rolle als bedeuten-
der Arbeitgeber kann der Gesundheits- und Sozialsektor ein
Schrittmacher sein, um klimafreundliche Arbeitsmodelle zu
realisieren (Bohnenberger, 2022) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Hinsichtlich der Schnittstellen zwischen Klima- und So-
zialpolitik und des Bedarfs an integrierten, ökosozialen
Maßnahmenpaketen werden die CO2-Bepreisung, eine abge-
schwächte Erwerbszentrierung der sozialen Sicherung und
klimafreundliche Veranlagung von Vorsorgevermögen dis-
kutiert. Zur CO2-Bepreisung liegt eine Reihe rezenter, auf
Österreich bezogener Befunde vor (Kirchner et al., 2019; Six
& Lechinger, 2021; Mayer et al., 2021). Eine CO2-Steuer

kann sowohl auf sozial- als auch auf klimapolitische Zie-
le positiv wirken (Kirchner et al., 2019; Six & Lechinger,
2021; Mayer et al., 2021) (mittlere Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis). Ob und welche konkreten Kompensati-
onsmaßnahmen (Rückvergütungen in Form von pauschalen
oder einkommensorientierten Geldleistungen, Ermäßigung
anderer Steuern, verminderte Sozialabgaben) sinnvoll und
besonders zielwirksam sind, wird abhängig vom Szenario
und dem Forschungsansatz unterschiedlich bewertet (Kirch-
ner et al., 2019; Six & Lechinger, 2021; Mayer et al.,
2021) (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
Die starke Erwerbszentrierung des österreichischen Sozi-
alsystems ist eine strukturelle Barriere für den Übergang
in eine klimafreundliche Gesellschaft. Klimapolitik strebt
die gleichmäßige Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit
(bei insgesamt weniger Erwerbsarbeit), weniger ressourcen-
intensive Lebensstile (verbunden mit dem Verzicht auf hohe
Verdienste und Statuskonsum) und Re-Qualifizierung von
Beschäftigten in klimaschädigenden Tätigkeitsfeldern an.
Soll dies sozialpolitisch flankiert werden, müsste in einzel-
nen Zweigen der sozialen Sicherung der Leistungszugang
und die Höhe der Leistungen für Personen verbessert wer-
den, die nicht bzw. nicht durchgängig Vollzeit erwerbstätig
sind (Bohnenberger, 2022). Ob dazu in Österreich z. B.
ein ökologisches Grundeinkommen, ein Maximaleinkom-
men oder universelle Sachleistungen zielwirksam eingesetzt
werden können, lässt sich aufgrund bestehender Forschungs-
lücken aktuell nicht beantworten.

Institutionelle Anleger im österreichischen sozialen Si-
cherungssystem tragen über ihre Veranlagungen noch immer
deutlich zum Klimawandel bei (und verstärken damit ih-
re klimabezogenen Anlagerisiken) (Semieniuk et al., 2021).
Mit knapp 44 Milliarden Euro ist eine substanzielle Summe
durch österreichische betriebliche Pensionsfonds und be-
triebliche Mitarbeitervorsorgekassen veranlagt. Anlagen der
überbetrieblichen österreichischen Pensionskassen (25 Mil-
liarden Euro im Jahr 2021) waren 2019 zu mindestens
30 Prozent in fünf Bereichen zu finden, die als besonders
THG-intensiv gelten (European Insurance and Occupational
Pensions Authority, 2019). Für Europa insgesamt besteht er-
heblicher Bedarf an zusätzlichen Investitionen, um die ambi-
tionierten Zielwerte für Emissionsminderungen zu erreichen,
der alleine aus öffentlichen Mitteln schwer zu decken ist
(Brühl, 2021; van der Zwan et al., 2019). Die institutionel-
len Anleger im österreichischen sozialen Sicherungssystem
könnten durch Umschichtung aus emissionsintensiven zu-
gunsten klimafreundlicher Anlagen („divest-invest“) einen
Beitrag leisten (hohe Übereinstimmung, schwache Literatur-
basis).

Sollen Sozial- und Klimapolitik aufeinander abgestimmt
sein, gilt es, Kooperation zu institutionalisieren bzw. Auf-
gaben und die entsprechenden Zuständigkeiten neu zu
denken (etwa im Katastrophenschutz) (BMSGPK, 2021;
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Papathoma-Köhle et al., 2021). Es besteht insgesamt großer
Forschungsbedarf dazu, wie ökosoziale Politik in Öster-
reich institutionell und hinsichtlich der Instrumente wirksam
und effektiv ausgestaltet werden kann. Zwar liegen einige
systematische Reviews vor, die die Ergebnisse internationa-
ler wissenschaftlicher Studien zusammenfassend bewerten
(Alshqaqeeq et al., 2019; Lamb et al., 2020; MacNeill
& Vibert, 2019; Mayrhuber et al., 2018; Peñasco et al.,
2021). Doch sind österreichische Interventionen in diesen
Reviews häufig nicht oder nur als Teil von Mehr-Länder-
Studien erfasst. Dafür kann es drei wesentliche Gründe
geben: (1) In den entsprechenden Handlungsfeldern werden
entweder noch keine ökosozialen Interventionen gesetzt (po-
litische Handlungslücke), (2) Maßnahmen im Bereich der
ökosozialen Politik sind bislang nicht flächendeckend und
nach den üblichen wissenschaftlichen Qualitätsstandards
beforscht (Forschungslücke) und/oder (3) die vorliegende
Evidenz ist nicht öffentlich zugänglich (Transparenzlücke).
Soll evidenzbasierte ökosoziale Politik betrieben werden, die
rasche Lerneffekte erzielt, gilt es, diese Lücken zu verrin-
gern (Evaluierungskultur im politischen und administrati-
ven System, Investition in Dateninfrastruktur, Datenzugang
für unabhängige wissenschaftliche Forschung, gezielte For-
schungsförderprogramme, öffentliche Zugänglichkeit zu be-
auftragten und bereits vorliegenden Auftragsstudien).

Kapitel 19: Raumplanung

Dieses Kapitel bewertet, inwiefern Raumplanung und Raum-
ordnung die Transformation zu einer klimafreundlichen Le-
bensweise in Österreich begünstigen oder behindern. Eine
literaturbasierte Einschätzung wird hinsichtlich der Wirk-
samkeit raumplanerischer Instrumente getroffen und es wer-
den ihre notwendigen Veränderungen analysiert.

Die räumliche Entwicklung steht in Österreich vielerorts
einer klimafreundlichen Gestaltung des Lebensalltags ent-
gegen. Der Bodenverbrauch ist im internationalen Vergleich
hoch. Die Zersiedelung und Fragmentierung der Landschaft
– das Auseinanderdriften von Wohnen, Arbeit, Versorgung,
Freizeit und Mobilität – werden zunehmend sichtbar und
spürbar. Lückige Siedlungsgebiete, ausfransende Siedlungs-
ränder, Handels- und Gewerbeagglomerationen mit großflä-
chigen Parkplätzen an den Orts- und Stadteinfahrten sowie
abgelegene Tourismuseinrichtungen führen zu langen We-
gen, die hauptsächlich mit dem Auto zurückgelegt werden.
Versiegelung und Überbauung tragen zu Überhitzung bzw.
zu vermehrtem Oberflächenabfluss und damit zur Hochwas-
sergefahr bei. Auch wenn die Zuwachsraten in der Flächen-
inanspruchnahme und im motorisierten Individualverkehr in
den letzten Jahren merklich gesunken sind – die bauliche
Struktur und die Verkehrssituation in Österreichs verschärfen
weiterhin die Klimakrise (Kurzweil et al., 2019; Österrei-

chische Raumordnungskonferenz, 2021; Umweltbundesamt,
2020a, 2021a, 2021b; Zech, 2021c) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

Der Praxis der Raumplanung und Raumordnung in Städ-
ten und Gemeinden sowie (freiwilligen) übergemeindlichen
Zusammenarbeit gelingt es trotz zahlreicher Bemühungen
nicht ausreichend, den räumlichen Rahmen für klimafreund-
liche Verhaltensmuster beim Bauen, in der Wirtschaft, in der
Daseinsvorsorge und der Mobilität aufzuspannen. Vielfach
fehlen der politische Steuerungswille und das Problembe-
wusstsein der öffentlichen und privaten Bauwerber_innen
und Infrastrukturträger_innen, um klimafeindlichen räumli-
chen Entwicklungen konsequent entgegenzutreten bzw. die-
se umzukehren. Im Gegensatz zu anderen Staaten (z. B.
Schweiz, Deutschland) gibt es in Österreich keine „Rah-
menkompetenz“ des Bundes und somit keine entsprechend
ausgestatteten Fach- und Förderstellen der Raumplanung
und Raumordnung auf nationaler Ebene. Diese Faktoren er-
schweren die Durchsetzung übergeordneter Klimaziele in
der Planung (Dollinger, 2010; Ertl, 2010; Franck et al., 2013;
Kanonier & Schindelegger, 2018a; Österreichische Raum-
ordnungskonferenz, 2021) (hohe Übereinstimmung, mittle-
re Literaturbasis). Obschon im (unverbindlichen) Österrei-
chischen Raumentwicklungskonzept (ÖREK) und in den
Planungs- und Baugesetzen der Länder die Grundsätze und
Ziele der Raumplanung und Raumordnung im Sinne des Kli-
maschutzes und der Klimawandelanpassung formuliert oder
zumindest interpretierbar sind, ist ihre Steuerungswirkung
limitiert. Die Länder nehmen ihre Einflussmöglichkeiten
und Steuerungsinstrumente für die räumliche Entwicklung
(Landes- und Regionalplanung) unterschiedlich und oft nur
zögerlich wahr. Die aktuellen Landesentwicklungsprogram-
me und -konzepte können zwar als durchaus klimabewusste
Leitbilder und Absichtserklärungen verstanden werden, ent-
halten aber kaum verbindliche Festlegungen (Kanonier &
Schindelegger, 2018b; Österreichische Raumordnungskon-
ferenz, 2021; Svanda et al., 2020) (mittlere Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

Als Querschnittsmaterie ist Raumplanung und Raumord-
nung zudem laufend mit Steuerungsproblemen bei der Koor-
dination und Integration divergierender Interessen herausge-
fordert. So haben auf die Siedlungsentwicklung eine Vielzahl
von Sachmaterien Einfluss, beispielsweise Verkehrswesen,
Bergbau, Wasserrecht, Gewerberecht und Tourismus. Ge-
genüber sektoralen Zielen, Interessen und technischen Stan-
dards können sich gesamträumliche, integrierte und damit
weniger konkrete qualitative Anforderungen der Raumpla-
nung und Raumordnung nur teilweise durchsetzen und damit
klimafreundliche Entscheidungen sicherstellen (Dollinger,
2010; Kanonier & Schindelegger, 2018b). Eine koordinier-
te und integrative Raumentwicklung braucht politischen
Steuerungswillen und zugleich Offenheit und Ressourcen
für partizipative Planungsprozesse, um das Bewusstsein und
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die räumlichen Rahmenbedingungen für ein klimafreund-
liches Verhalten von Bewohner_innen, Unternehmen und
Planungsträgern bei der Standortwahl, der Nutzung des Rau-
mes und der Mobilität zu schaffen bzw. zu definieren. Es
braucht eine Stärkung der Raumplanung in ihren Kern-
kompetenzen der Ordnungsplanung, welche klimabewusst
den Rahmen für die Situierung, Entwicklung und Gestal-
tung des Siedlungsraumes, von Wirtschaftsstandorten und
von Landschafts- und Grünräumen absteckt, eingebunden in
kooperative und partizipative Planungsprozesse (Baasch &
Bauriedl, 2012; Dollinger, 2010; Schindegger, 2012; Svanda
et al., 2020) (mittlere Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis).

Raumplanung und Raumordnung ermöglichen und för-
dern klimafreundliche Lebensweisen nachhaltig, wenn

� die Siedlungs- und Gewerbegebiete in Städten und Ge-
meinden kompakt und durchgrünt angelegt sind (flächen-
sparende Bebauungsdichte, geringe Versiegelung, klima-
wirksame Bepflanzung);

� Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Freizeitangebote und
Grünräume nahe beieinander liegen (funktionale Durch-
mischung)

� und komfortabel zu Fuß, mit dem Fahrrad oder dem öf-
fentlichen Verkehr erreichbar sind (Stadt und Ort der
kurzen Wege).

Klimafreundliches Leben in den Regionen ist möglich, wenn

� die Bahn das Rückgrat der Siedlungsentwicklung bildet
und mit anderen öffentlichen Verkehrsmitteln attraktiv
verknüpft ist,

� Einrichtungen derWirtschaft, der Kultur, der Bildung, des
Konsums und der Verwaltung auf die am besten geeig-
neten, klimaschonend erreichbaren Standorte verteilt und
miteinander vernetzt sind und von den Gemeinden, Be-
wohner_innen und Unternehmen der Region gemeinsam
genutzt werden und

� Landschafts- und Grünräume sowie Gewässer – die grüne
und blaue Infrastruktur – für die Naherholung attrak-
tiv sind und zur Biodiversität, zur Produktion gesun-
der regionaler Lebensmittel, zur Gewinnung erneuerbarer
Energien und zur Klimawandelanpassung (Temperatur-
ausgleich, Hochwasserretention) beitragen (Österreichi-
sche Raumordnungskonferenz, 2021) (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

Mittel und Wege für eine dringend erforderliche Trendum-
kehr von klimaschädigenden zu klimafreundlichen räumli-
chen Strukturen, die ein klimafreundliches Leben ermögli-
chen und fördern, sind aufgezeigt. Die wesentlichen Erfolgs-
faktoren sind:

� die bestehenden Raumplanungsinstrumente, das heißt die
Flächenwidmungs- und Bebauungspläne, die örtlichen
und regionalen Entwicklungskonzepte, die räumlichen
Konzepte und Planungen der Länder und das Österrei-
chische Raumentwicklungskonzept mit der zugehörigen
Bodenstrategie sowie die bodenpolitischen Instrumente
ernst nehmen, nutzen und klimagerecht zuspitzen (Kano-
nier & Schindelegger, 2018b; Österreichische Raumord-
nungskonferenz, 2021),

� eine kooperative Planungskultur, das heißt vermehrt
Governance-Ansätze im Instrumentarium (Leitbilder,
Strategien) und in der Prozessgestaltung (Zusammenspiel
von Interessengruppen, Bürger_innenbeteiligung) einset-
zen (Heinig, 2022; Madner, 2015a; Selle, 2005; Zech,
2015),

� eine integrative Entwicklungsplanung, die mit den unter-
schiedlichen Sektoren und Fachdisziplinen kommuniziert
(Einig, 2011; Österreichische Raumordnungskonferenz,
2021),

� die Verpflichtung der Sektoralplanungen – insbesondere
bei Verkehrsplanungen –, zu klimafreundlichen räumli-
chen Strukturen beizutragen (Danielzyk & Münter, 2018;
Stöglehner, 2019; Zech et al., 2016), und

� der zielgerichtete Einsatz fiskalischer Instrumente, um
bisher meist „raumblind“ – ohne Berücksichtigung ihrer
möglichen positiven (z. B. Nutzung für die Innenent-
wicklung), aber auch negativen räumlichen Wirkungen
(z. B. Zersiedelung) – eingehobene Abgaben (wie Immo-
bilienertragssteuer, Grundsteuer etc.) oder Förderungen
(wie Wohnbauförderung, Wirtschaftsförderung, Pendler-
pauschale etc.) zu reformieren sowie verständliche und
einfach handhabbare Werkzeuge für den interkommuna-
len Finanzausgleich zur Verfügung zu stellen (Bröthaler,
2020; Mitterer et al., 2016; Mitterer & Pichler, 2020; ÖR-
OK, 2017; Zech et al., 2016) (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Kapitel 20: Mediendiskurse und -strukturen

Medien (sowohl klassische Massenmedien als auch sozia-
le Medien) sind zentrale Foren, in denen die Klimakrise
inklusive der Transformationsnotwendigkeiten zu einem kli-
mafreundlichen Leben diskursiv konstruiert und verhandelt
werden (Reisigl, 2020). Unter anderem durch die Wirkung
auf Rezipient_innen, auf welche im vorliegenden Kapitel
nur begrenzt eingegangen wird, sind Medien zentral für die
Schaffung von Vorstellungsräumen und sich daraus ableiten-
den Handlungen im Umgang mit der Klimakrise (z. B. Arlt
et al., 2010; Gavin, 2018; Kannengießer, 2021; Neverla et al.,
2019; Wiest et al., 2015). Für die erfolgreiche Umsetzung
vieler Transformationsnotwendigkeiten, die in anderen Kapi-
teln dieses Berichts herausgearbeitet werden, ist die mediale



76 Technische Zusammenfassung

Konstruktion jener Problemfelder ein wichtiger Faktor. Zwei
medienanalytische Teilbereiche werden im Folgenden be-
handelt: Mediendiskurse (sowohl in Massenmedien als auch
auf sozialen Medien) und Medienstrukturen, wobei wir unter
zweiterem sowohl Medientechnologien (z. B. Kannengießer,
2020b) als auch die zugrundeliegenden polit-ökonomischen
und kulturellen Institutionen verstehen (Fuchs, 2017; Kno-
che, 2014).

In der wissenschaftlichen Literatur finden sich am
Schnittpunkt von Medien und Klimakrise vielfach Studien
zu journalistisch produzierten Inhalten, wobei die Rolle der
Online- und sozialen Medien immer stärkere Beachtung fin-
det (z. B. Kirilenko & Stepchenkova, 2014; Newman, 2017;
Veltri & Atanasova, 2017; Pianta & Sisco, 2020). Für den ös-
terreichischen Kontext liegen insgesamt sehr wenige Studien
vor. Auf internationaler Ebene zeigt sich, dass die mediale
Aufmerksamkeit zu unterschiedlichen Aspekten der Klima-
krise in den letzten drei Jahrzehnten eindeutig zugenommen
hat, gleichzeitig aber auf niedrigem bis mittlerem Niveau
verharrt (eigene Berechnungen basierend auf M. Boykoff
et al., 2022; Daly et al., 2022). Etablierte Medienpraktiken
wie anlassbezogene Berichterstattung (M. T. Boykoff & Ro-
berts, 2007; Brüggemann et al., 2018; Grundmann & Scott,
2014; M. S. Schäfer et al., 2014) sowie die Konkurrenz mit
anderen Themen (Barkemeyer et al., 2017; M. T. Boykoff
et al., 2021; Lyytimäki et al., 2020; Pearman et al., 2020) und
die ideologische Ausrichtung von Medienhäusern spielen in
der Ausgestaltung eine zentrale Rolle (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis) (Barkemeyer et al., 2017; Bohr,
2020; M. T. Boykoff, 2008; M. T. Boykoff & Mansfield,
2008; Brüggemann et al., 2018; Pianta & Sisco, 2020; M. S.
Schäfer et al., 2014; Schmidt et al., 2013). Die Klimakri-
se bietet als langfristiger, globaler, hochkomplexer Prozess
mit wenig Personalisierungsmöglichkeiten und über die Sin-
ne individuell nicht unmittelbar wahrnehmbar kein ideales
Objekt der journalistischen Berichterstattung. Erst Ereignis-
se, die einen „Nachrichtenwert“ erfüllen und sich mit der
Klimakrise verbinden lassen – seien sie politischer, wissen-
schaftlicher oder wetterbezogener Natur –, bieten Anlässe
der Berichterstattung (Brüggemann & Engesser, 2017; Ne-
verla & Trümper, 2012).

Auf diskursiver Ebene lässt sich in journalistischen Me-
dien ein breiter Konsens für die Existenz der menschen-
gemachten Klimakrise feststellen (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis) (Brüggemann& Engesser, 2014; Brüg-
gemann et al., 2018; Grundmann & Scott, 2014). In man-
chen Kontexten (insbesondere bei ideologischer Nähe von
bestimmten Medienhäusern zu rechts-konservativen politi-
schen Eliten oder auch in sozialen Medien) ist die Persistenz
klimakrisenskeptischer Positionen durchaus relevant (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Elsasser & Dun-
lap, 2013; Forchtner et al., 2018; Kaiser & Rhomberg, 2016;
McKnight, 2010a, 2010b; Painter & Gavin, 2016; Peter-

sen et al., 2019; Ruiu, 2021; Schmid-Petri & Arlt, 2016;
Schmid-Petri, 2017). Eine Analyse für Österreich zeigt, dass
der Online-Blog unzensuriert.at sowie die Medien Zur Zeit
und Die Aula, welche alle drei der Freiheitlichen Partei
Österreichs nahestehen, überwiegend klimakrisenskeptische
Positionen verbreiten (Forchtner, 2019).

Die Berichterstattung ist tendenziell von Markt- und In-
novationsperspektiven und darin eingebetteten Maßnahmen
zur Abwendung der Klimakrise geprägt (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis) (Diprose et al., 2018; Kotey-
ko, 2012; Lewis, 2000; Shanagher, 2020; Yacoumis, 2018).
So zeigen bisherige Untersuchungen, dass marktzentrierte
Maßnahmen, technokratische Lösungen, die soziale Verant-
wortung von Unternehmen und nachhaltiger Konsum im
Vordergrund der Berichterstattung stehen – auch unabhängig
von den ideologischen Ausrichtungen der Zeitungen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Diprose et al.,
2018; Koteyko, 2012; Lewis, 2000; Yacoumis, 2018). Trans-
formative Perspektiven spielen eher eine geringe Rolle (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis) (Carvalho, 2019;
Diprose et al., 2018; Dusyk et al., 2018; Lehotský et al.,
2019; Lohs, 2020; Schmidt & Schäfer, 2015; Vu et al., 2019).

Studien zur Rolle von Online- und sozialen Medien im
Klimakrisendiskurs nehmen zu. Aufgrund der Datenverfüg-
barkeit ist bei sozialen Medien ein deutlicher Fokus auf den
Mikroblogging-Dienst Twitter zu erkennen (Pearce et al.,
2014, 2019). Hier zeigt sich, dass soziale Medien Foren
für die Verhandlung von Klimakrisendiskursen insbesonde-
re für wissenschaftliche Detailfragen, (Laien-)Diskussionen
und neu-aufkommende Themen sind (Brüggemann et al.,
2018; Lörcher & Neverla, 2015). Untersuchungen weisen
zudem auf die Relevanz sozialer Medien für das Agenda-
Setting und die öffentliche Mobilisierung von zivilgesell-
schaftlichen Akteur_innen, wie NGOs und Aktivist_innen
hin (Askanius & Uldam, 2011; Greenwalt, 2016; Holmberg
& Hellsten, 2016; M. S. Schäfer, 2012). Untersuchungen zur
Dynamik von Online-Diskussionen (in sozialen Medien und
auf Online-Blogs) legen nahe, dass die Bestätigung der so-
zialen Gruppenidentität häufig im Vordergrund steht, was zu
einer Polarisierung von Positionen, zu Echokammern und
zur Fragmentierung von Debatten führt (Brüggemann et al.,
2018; Pearce et al., 2019; Treen et al., 2020).

Auf der Ebene der Medieninhalte ergeben sich Trans-
formationserfordernisse insbesondere hinsichtlich der Infra-
gestellung hegemonialer wachstums- und technikoptimisti-
scher sowie marktzentrierter Grundpositionen. Gleichzeitig
ist eine stärkere Fokussierung auf Alternativen zur aktuel-
len Organisation von Ökonomien, positive Szenarien und
transformative Lösungsansätze, die den Begriff einer kli-
mafreundlichen Lebensweise in der Vorstellung erfahrbar
machen, notwendig (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis) (D. Holmes & Star, 2018; M. S. Schäfer & Painter,
2020).
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Auf Ebene der Medienstrukturen stehen die Restruktu-
rierung hemmender Faktoren wie journalistischer Praktiken
(Brüggemann & Engesser, 2017; Krüger, 2021; M. S. Schä-
fer & Painter, 2020), Geschäftsmodelle und Werbemarktab-
hängigkeit (Beattie, 2020; D. Holmes & Star, 2018; M. S.
Schäfer & Painter, 2020) – auch von öffentlichen Insertionen
(Kaltenbrunner, 2021), Eigentumsverhältnisse (Lee et al.,
2013; McKnight, 2010a) sowie regulative Rahmenbedingun-
gen des Mediensektors im Vordergrund der Transformations-
notwendigkeiten (M. T. Boykoff & Roberts, 2007; Kääpä,
2020) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Gefordert wird, die hohe Abhängigkeit strategischer
Kommunikation durch etablierte Quellen („elite sources“)
zu reduzieren, da diese dazu tendieren, existierende Macht-
verhältnisse sowie Produktions- und Konsumbedingungen
zu rechtfertigen und damit einer tiefgreifenden Transforma-
tion tendenziell entgegenzustehen (Bacon & Nash, 2012;
Bohr, 2020; Brüggemann & Engesser, 2017; Schmid-Petri
& Arlt, 2016). Da diese Abhängigkeit mit der Krise und
Transformation der Medienbranche eher zunimmt, bedarf es
auch einer Überprüfung existierender Medienförderungsre-
gimes und -erfordernisse (Friedman, 2015; Gibson, 2017;
M. S. Schäfer & Painter, 2020; A. Williams, 2015). Zu-
dem bedarf der Mediensektor als relevanter CO2-Emittent
auch aufgrund der wachsenden digitalen Infrastruktur kla-
rer THG-Reduktionspfade, welche bisher nicht ausreichend
formuliert sind (hohe Übereinstimmung, schwache Litera-
turbasis) (Kannengießer, 2020a; van der Velden, 2018). Die
Produktion von Medieninhalten ist in kontextspezifische, in-
stitutionelle Strukturbedingungen eingebettet, die hemmend
auf eine proaktive Rolle der Medien für eine Transformation
zum klimafreundlichen Leben wirken (Fuchs, 2020; Fuchs
& Mosco, 2012; Pürer, 2008).

Bezüglich relevanter Akteur_innen ist für den österreichi-
schen Kontext nur wenig gesicherte Forschung vorhanden.
Daher ist die Rolle zentraler institutioneller Akteure der ös-
terreichischenMedienlandschaft in Bezug auf deren Beiträge
zur Herbeiführung einer klimafreundlichen Lebensweise un-
klar. Einige zentrale Akteur_innen im österreichischen Me-
diensektor verzeichnen bisher wenig bis keine erkennbaren
Aktivitäten zur Klimakrise; andere lassen sich als tendenzi-
ell fördernd einstufen (geringe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis). Unsere Recherche zu möglichen förderlichen
Akteur_innen weist darauf hin, dass klimakrisenspezialisier-
te Recherchenetzwerke und neue Formen des Journalismus
hohe Relevanz für die diskursive Konstruktion der Klima-
krise, die einer klimafreundlichen Lebensweise zuträglich
ist, haben. Gestaltungs- und Handlungsoptionen lassen sich
in folgenden Bereichen verorten: alternative Zugänge zu
Journalismus (Howarth & Anderson, 2019; Neverla, 2020),
die zu Diskursen einer klimafreundlichen Lebensweise bei-
tragen (z. B. transformativer Journalismus (Krüger, 2021));
in einem veränderten Zugang zu Wissenschafts-, Umwelt-

und Klimajournalismus in Redaktionen (Drok & Hermans,
2016; Le Masurier, 2016); auf der Ebene der Medienregu-
lierung (Ausrichtung der Medienförderung) (Pickard, 2020);
in der Abkehr von fossilistischen Werbemärkten; in der Er-
arbeitung neuer Finanzierungsmodelle (Kiefer, 2011; Meier,
2012) sowie in der Restrukturierung von Eigentumsverhält-
nissen (Lee et al., 2013; McKnight, 2010a) (mittlere Über-
einstimmung, schwache Literaturbasis).

Kapitel 21: Bildung undWissenschaft für ein
klimafreundliches Leben

Dieses Kapitel baut auf Literatur zu Bildung und Wissen-
schaft (BUW) für nachhaltige Entwicklung und Klimawan-
del auf. Dabei wird auf Konzepte fokussiert, die Bildung
in den Vordergrund stellen. Wissenschaft wird als Zusam-
menspiel von Forschung und Lehre gesehen. Insofern wer-
den auch Aspekte von Forschung für ein klimafreundliches
Leben aufgegriffen, wobei dies bewusst nicht der Schwer-
punkt des Kapitels ist. Auch die Bewertung der Frage,
welche Dimension der Rolle der Strukturen von BUW für
ein klimafreundliches Leben zugeschrieben werden kann,
bleibt ungeklärt. Insbesondere scheinen es die „Struktu-
ren in den Köpfen“ der beteiligten Menschen zu sein, die
letztlich Denk- und Handlungsmuster erzeugen, die Nach-
haltigkeit und Klimafreundlichkeit behindern oder begünsti-
gen.

Bildung undWissenschaft (BUW) tragen in ihren jetzigen
Zielsetzungen und Strukturen nicht im nötigen Umfang zu
einer nachhaltigen Entwicklung und damit auch nicht zu ei-
nem klimafreundlichen Leben bei (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis). Der hohen Dringlichkeit, auf syste-
mische Krisen des Anthropozäns – allen voran die Klima-
und Biodiversitätskrise – zu reagieren, stehen noch immer
die Kräfte der Beharrung entgegen und BUW bleiben in
ihren Inhalten (vor allem Lehrinhalten), Zielen, Konzepten
und systemischen Grundstrukturen relativ unverändert (El-
kana & Klöpper, 2012; Imdorf et al., 2019; Kläy et al., 2015;
O’Brien, 2012; WBGU, 2011).

Inter- und Transdisziplinarität (ITD), also disziplinen-
übergreifende Zusammenarbeit wie auch Kooperation zwi-
schen Wissenschaft und gesellschaftlichen Akteur_innen,
sind in BUW unterrepräsentiert. Die Forderung nach einem
Ausbau von ITD wird im Kontext nachhaltiger Entwicklung
und insbesondere des Klimawandels immer lauter (Future
Earth, 2014; ProClim Forum for Climate and Global Change,
Swiss Academy of Science, 1997; Scholz & Steiner, 2015;
WBGU, 2011, 2014). Der Fokus auf die Reproduktion von
bestehendem Wissen im Bildungssystem (Davidson, 2017;
R. M. Ryan & Deci, 2016) steht eigenständigem, mündigem,
an Werten von Nachhaltigkeit ausgerichtetem Lernen und
damit der Koproduktion von neuem Wissen entgegen (Bot-
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kin et al., 1979; UNESCO, 2017a) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

Wenn BUW auf die Herausforderungen einer nachhal-
tigen Entwicklung sowie eines klimafreundlichen Lebens
ausgerichtet werden soll, ist die Übernahme von gesell-
schaftlicher Verantwortung und ein grundlegender Paradig-
menwechsel in Richtung holistischer, integrierter und trans-
formativer Herangehensweisen erforderlich (unter anderem:
International Commission on the Futures of Education, 2021;
Sachs et al., 2019; Wayne et al., 2006; WBGU, 2011) (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Dafür braucht
es neue Zielsetzungen (z. B. Orientierung an den Sustain-
able Development Goals (SDGs) der Vereinten Nationen,
Auseinandersetzung mit realweltlichen gesellschaftsrelevan-
ten Problemstellungen, Verbesserung der Lebensqualität für
alle) und umfassende Strukturreformen (z. B. Bildungspläne,
Curricula, Bildungskonzepte für nachhaltige Entwicklung,
Karrieremodelle, Forschungsförderung) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis) (Coelen et al., 2015; Leiringer &
Cardellino, 2011; Martens et al., 2010; J. Ryan, 2011; Sachs
et al., 2019; Saltmarsh & Hartley, 2011).

Auf Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit ausgerich-
tete Konzepte in BUW (z. B. Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE) (UNESCO, 2021), Klimawandelbildung
und -forschung, ITD (Future Earth, 2014; ProClim Forum
for Climate and Global Change, Swiss Academy of Sci-
ence, 1997; Scholz & Steiner, 2015; WBGU, 2011), trans-
formative BUW (WBGU, 2011, 2014)) unterstützen den
Wissenserwerb und die Entwicklung von Werten und Kom-
petenzen, um klimafreundliche und nachhaltige Lebensstile
zu erreichen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
Entsprechende Ansätze existieren, sie müssen aber weiter-
entwickelt und auf breiter Basis in BUW umgesetzt werden
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Die Handlungsoptionen greifen auf internationale Bei-
spiele und Pilotprojekte in Österreich zurück, die aufzeigen,
wie entsprechende Veränderungen in BUW eingeleitet wer-
den können. Die Wirkung der einzelnen Optionen bleibt
unklar, da entsprechende Forschung nicht vorhanden ist.
Wenn die wissenschaftliche Literaturbasis über die Wirkun-
gen neuartiger Ansätze in BUW erhöht werden soll, sind
Begleitforschung für und Evaluation von Klimaforschungs-
und -bildungsprogrammen notwendig (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis).

Einige Grundsatzpapiere unterstreichen die Notwendig-
keit von Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit im öster-
reichischen BUW-System: z. B. Memorandum of Under-
standing der Initiative „Mit der Gesellschaft im Dialog“
– Responsible Science (Allianz für Responsible Science,
2015); Grundsatzerlass Umweltbildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BMBF, 2014); Unterrichtsprinzip Politische Bil-
dung, Grundsatzerlass 2015 (BMBF, 2015); Systemziel 7
des Gesamtösterreichischen Universitätsentwicklungsplans

(BMBWF, 2020); Österreichische Strategie „Bildung für
nachhaltige Entwicklung“ (BMLFUW et al., 2008); Ak-
tionsplan für einen wettbewerbsfähigen Forschungsraum
(BMWFW, 2015); Uniko-Manifest für Nachhaltigkeit (Ös-
terreichische Universitätenkonferenz, 2020); weitere Initia-
tiven siehe auch BMBWF (2019). Ihnen stehen gleichzeitig
nur punktuelle und in keiner Weise grundlegende und syste-
mische Veränderungen gegenüber. Wenn ein grundlegender
Paradigmenwechsel in BUW zur Unterstützung eines kli-
mafreundlichen Lebens und einer nachhaltigen Entwicklung
erreicht werden soll, ist die transdisziplinäre Erarbeitung und
praktische Umsetzung von umfassenden BUW-Konzepten,
welche die oben genannten Veränderungsnotwendigkeiten
abbilden, eine vorrangige Handlungsoption (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis).

Wenn Kompetenzen, die für ein klimafreundliches Leben
notwendig sind, umfangreich gefördert werden sollen, sind
Klimawandelbildung und BNE den Lehr- und Bildungsplä-
nen aller Stufen des formalen Bildungssystems (Schule und
Hochschule), insbesondere auch den Lehrplänen der Lehren-
denbildung zugrunde zu legen sowie als Aufgabe der Ak-
teur_innen informeller und nonformaler Bildung (wie Kom-
munen, Museen, Bibliotheken etc.) zu stärken (UNESCO,
2021) (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Wenn Wissenschaft für klimafreundliches und nachhalti-
ges Leben gefördert werden soll, ist neben einer grundlegen-
den Diskussion vorherrschender Ziele, Inhalte und Struktu-
ren (z. B. Anreizsysteme, Ausschreibungskriterien) und da-
raus resultierender Macht- und Konkurrenzverhältnisse die
Schaffung von kooperativen Strukturen für Inter- und Trans-
disziplinarität in BUW notwendig (z. B. die Einrichtung
entsprechender Professuren, Institute, Forschungszentren,
Laufbahnstellen, Studienprogramme, Lehrbücher, Fachzeit-
schriften, Gesellschaften, Forschungsnetzwerke) (Climate
Change Centre Austria – Klimaforschungsnetzwerk Öster-
reich, 2018; Hugé et al., 2016; Kahle et al., 2018; UNESCO,
2017b; Yarime et al., 2012, S. 201) (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

Wenn Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit im Sinne
eines ganzheitlichen Ansatzes (Whole-Institution Approach)
an BUW-Einrichtungen umfassend strukturell (UNESCO,
2012, S. 71) in allen Bereichen (z. B. Bormann et al.,
2020; Kohl & Hopkins, 2021; UNESCO, 2014) verankert
werden sollen, brauchen diese Unterstützung in Form von
strategischen Instrumenten (z. B. Rahmenstrategien) sowie
entsprechende Leistungsbeurteilungssysteme und -anreize
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Wenn BUW-Einrichtungen auf betrieblicher Ebene Maß-
nahmen zur Reduktion von THG-Emissionen umsetzen,
können sie als Living Labs und Vorreiter einer sozial-
ökologischen Transformation dienen (Bassen et al., 2018;
Bohunovsky et al., 2020) (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis).
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BUW im Kontext von nachhaltigem und klimafreundli-
chem Leben zusammen zu bewerten, wurde in diesem Ka-
pitel begonnen. Die daraus resultierenden Diskussion hierzu
sollte mit Wissenschaftler_innen und gesellschaftlichen Ak-
teur_innen weitergeführt werden.

Kapitel 22: Netzgebundene Infrastrukturen

Dieses Kapitel bewertet die Literatur zu netzgebundenen
Infrastruktursystemen, wie Strom-, Daten-, Straßen- oder
Schienennetze,Wasser- oder Gasleitungen, und ihren Beitrag
für die Transformation zu einer klimafreundlichen Lebens-
weise in Österreich. Netzgebundene Infrastrukturen bilden
zentrale Grundlagen für alltägliches Leben und Wirtschaften
(European Commission, 2021). Sie strukturieren Handlungs-
weisen langfristig und stellen somit zentrale Weichen für
eine klimafreundliche Lebensweise. Aufgrund des Europä-
ischen Rechts hat sich bei netzgebundenen Infrastruktursys-
temen in Österreich (mit wenigen Ausnahmen wie Wärme-
netze und bei kleineren Stadtwerken) eine organisatorische
und ökonomische Entflechtung zwischen dem Betrieb der
Infrastrukturen (z. B. APG als Stromnetzbetreiber, ÖBB In-
frastruktur als Schienennetzbetreiber) und der Bereitstellung
konkreter Dienstleistung (z. B. Stromlieferung, öffentlicher
Personenverkehr) als marktbezogene Tätigkeiten der Da-
seinsvorsorge, etabliert. Die europäische Gesetzgebung legt
insbesondere fest, dass Energieversorgungs-, Verkehrs- und
Telekommunikationsdienste im Interesse der Allgemeinheit
von den Mitgliedstaaten mit besonderen Gemeinwohlver-
pflichtungen verbunden werden (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

Infrastruktursysteme sind durch Pfadabhängigkeiten und
Beharrungskräfte (z. B. lange Nutzungsdauer, institutionel-
le Vereinbarungen, komplexe Organisationsstrukturen, hohe
Investitionskosten, technische Entwicklungen, Monopolstel-
lungen bestehender Netzwerke) gekennzeichnet, die den
Aufbau oder die Veränderung von soziotechnischen Infra-
strukturen oft generell erschweren (Ambrosius & Franke,
2015; Tietz & Hühner, 2011; Frantzeskaki & Loorbach,
2010; Bos & Brown, 2012). Solange die Nutzung und In-
standhaltung netzgebundener Infrastrukturen mit fossilen
Energieträgern in Zusammenhang steht (z. B. Energieauf-
wand für Fahrzeuge, Verteilung und Nutzung von Erdgas
etc.), können auch die dadurch bedingten Handlungen nicht
klimafreundlich sein (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis).

Konsens herrscht darüber, dass ohne geeignete Lenkungs-
maßnahmen der Ausbau von netzgebundenen Infrastruktu-
ren durch die Nutzung fossiler Energien zu mehr THG-
Emissionen führt (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis). Beispielsweise basiert die Energieversorgung derzeit
zu zwei Drittel auf fossilen Energieträgern (BMK, 2020),

aber auch der Ausbau der straßengebundenen bei gleich-
zeitigem Rückgang der schienengebundenen Verkehrsinfra-
struktur geht in vielen Fällen mit einem negativen Einfluss
auf THG-Emissionen einher (Winker et al., 2019; Kropp,
2017; Banko et al., 2022). Regulatorische Rahmenbedin-
gungen haben einen großen Einfluss auf die Gestaltung von
Organisationsstrukturen der Infrastruktursysteme. Insbeson-
dere herrscht Konsens darüber, dass die Liberalisierung der
Märkte im Rahmen der EU den Status quo prägen (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Der Anteil der grauen Energie (indirekte Energie für
Herstellungs-, Transport- und Verteil- sowie Vernichtungs-
prozesse) ist ein substanzieller Faktor bei Infrastruktursyste-
men, der unmittelbare Auswirkungen darauf hat, wie emissi-
onsintensiv der Ausbau netzgebundener Infrastrukturen ist.
Dies belegen Studien, etwa zur Schieneninfrastruktur und
zum Wohnbau (Latsch et al., 2013; Kanton Zürich, 2012;
Bußwald, 2011). Da insbesondere die Siedlungsdichte ei-
nen großen Einfluss auf die Infrastruktur hat, kommen auch
raumplanerischen Entscheidungen im Sinne eines klima-
freundlichen Lebens eine große Bedeutung zu (hohe Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis).

Tiefgreifende Veränderungen der netzgebundenen Infra-
struktur, die mit Änderungen in den Akteurslandschaften
der Infrastruktursysteme einhergehen, sind notwendig, um
klimafreundliches Leben zu fördern und zu ermöglichen
(Berggren et al., 2015; Geels, 2014). Sektorenkopplung zwi-
schen unterschiedlichen Infrastruktursystemen (vor allem
Power-to-Heat, Power-to-Gas, Power-to-Mobility) spielt ei-
ne zunehmend bedeutende Rolle (van Laak, 2020; Büscher
et al., 2020). In der Innovationsforschung wird vielfach
darauf verwiesen, dass aufbauend auf neuen gesetzlichen
Grundlagen (z. B. Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz 2021) neue
Organisations- und Akteursmodelle entwickelt und im Rah-
men von regulatorischen Experimenten getestet werden soll-
ten (mittlere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

In Österreich ist auf nationaler und kommunaler Ebene
die gestalterische Rolle der öffentlichen Hand als Mehr-
heitseigentümer zentraler Infrastrukturbereitsteller beson-
ders wichtig. Der Einfluss der öffentlichen Hand auf die Ge-
meinwohlverpflichtung der Betreiber von Netzinfrastruktu-
ren in den Bereichen Energie und Mobilität besteht eindeutig
aufgrund der Verantwortlichkeiten bezüglich der Daseins-
vorsorge. Auf dieser Basis und als Mehrheitseigentümerin
von zentralen Infrastrukturbetreibern wie ÖBB, ASFINAG,
APG, Wiener Netze und vielen weiteren Betreibern in den
Bundesländern hat die öffentliche Hand vielfältige gestalte-
rische Möglichkeiten (unter anderem in Bezug auf Investi-
tionsentscheidungen und Vorgaben strategischer Zielsetzun-
gen) (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Unabhängige Regulierungsbehörden haben zunehmend
den gesetzlichen Auftrag, zusätzlich zu den bisherigen
vorwiegend wettbewerbsrechtlichen Aufgaben, zur raschen
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Verwirklichung der Transformation netzgebundener Infra-
struktursysteme beizutragen und eine Balance zwischen
den Interessen der Konsument_innen, anderer Marktteil-
nehmer_innen und Stakeholder aufrechtzuerhalten, während
zusätzliche Aufgaben zur Erreichung klimapolitischer Ziel-
setzungen auf sie zukommen (Bolton & Foxon, 2015). Es
bleibt zu beobachten, wie sich die zukünftige Gestaltung der
Spielregeln auf die Akteur_innen auswirken wird (beispiels-
weise im Energiesektor die Möglichkeiten der Bürger_innen,
einen aktiven Beitrag zur Energiewende zu leisten) (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

In Hinblick auf die klimafreundliche Transformation
netzgebundener Infrastrukturen ergeben sich insbesondere
für die öffentliche Hand als Gesetzgeberin, aber auch als
Nachfragerin und Beschafferin wesentliche Gestaltungsop-
tionen. So kann sie durch ihren rahmensetzenden Einfluss die
Gestaltung der Netzinfrastrukturen beeinflussen und Investi-
tionen und Finanzierung von Neubau, Umbau oder Stillle-
gung von Infrastrukturen aktiv lenken. Auch Veränderungen
in den Zielsetzungen und Aufgaben von staatlichen Agentu-
ren (zum Beispiel E-Control) können zusätzlichen Spielraum
schaffen, um Netzinfrastrukturen im Sinne klimafreund-
lichen Lebens zu gestalten. Unbestritten ist zudem, dass
die öffentliche Hand im Rahmen der privatwirtschaftlichen
Verwaltung zu einem Wandel in Richtung klimafreundli-
cher Lebensweise entscheidende Beiträge leisten kann (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Um der notwendigen Ausrichtung technischer Infrastruk-
turen auf Klimaneutralität und der zunehmenden Vernet-
zung Rechnung zu tragen (z. B. Energie-IKT, Verkehr-IKT,
Energie-Wasser etc.), hat die öffentlichen Hand die Möglich-
keit, das Beschaffungswesen derart zu gestalten, dass inno-
vative Lösungen zur Erreichung von Missionen in den Vor-
dergrund rücken. Im wissenschaftlichen FTI-politischen Dis-
kurs herrscht diesbezüglich breiter Konsens über die Bedeu-
tung funktionaler Ausschreibungen (Directive 2014/24/EU),
bei denen der Beschaffer Funktionen definiert und Anbie-
ter geeignete technische oder sonstige Lösungen vorschlagen
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis) (Edquist
et al., 2018; Edquist & Zabala-Iturriagagoitia, 2021).

Es herrscht breiter Konsens darüber, dass langfristige
Strategien, solide Investitionspläne, verlässliche rechtliche
Rahmenbedingungen, internationale und nationale Abstim-
mungen, aber auch regionale und lokale Raumordnungs-
instrumente sowie missionsorientierte Forschung und Ent-
wicklung notwendig sind, um Netzinfrastrukturen in Rich-
tung Klimafreundlichkeit zu verändern (hohe Übereinstim-
mung, schwache Literaturbasis). Dabei kommt soziokultu-
rellen Innovationen eine große Rolle zu, die über eine rein
technikzentrierte Lösung hinaus auch soziale Bedingungen
und ihre architektonischen und infrastrukturellen Entste-
hungskontexte in den Blick nehmen (Kropp et al., 2021).
Damit einher geht ein notwendiger Wandel der Planungs-

kultur (Frantzeskaki & Loorbach, 2010), um nachhaltige
Strategien in der räumlichen Planung zu entwickeln, die ein
Verständnis über die vielfältigen Zusammenhänge von ge-
bauter Umwelt, menschlichem Handeln und sozialem Leben
integrieren (Næss, 2016).

Die mit der Gestaltung netzgebundener Infrastruktursys-
teme verbundene Komplexität bedingt einen hohen Abstim-
mungsbedarf zwischen öffentlichen, privaten und zivilge-
sellschaftlichen Akteur_innen. In der Forschung zu ega-
litären Governance-Ansätzen werden horizontale und ver-
tikale Mehrebenen-Governance-Mechanismen als wichtige
Instrumente betrachtet, um Strategie, Planungsprozesse und
Maßnahmen am klimafreundlichen Leben auszurichten und
sektorale sowie räumliche Schnittmengen zu nutzen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis) (Markard et al.,
2020; Thaler et al., 2021).

Teil 4: Pfade zur Transformation

Kapitel 23: Pfade zur Transformation struktureller
Bedingungen für ein klimafreundliches Leben

Gestaltungsoptionen im Verhältnis
zu Transformationspfaden
Aus einer umfangreichen Literaturanalyse und mit Bezug auf
die in Kap. 2 präsentierten Perspektiven wurden vier für Ös-
terreich relevante Transformationspfade abgeleitet:

1. Leitplanken für eine klimafreundliche Marktwirtschaft
(Bepreisung von Emissionen und Ressourcenverbrauch,
Abschaffung klimaschädlicher Subventionen, Technolo-
gieoffenheit)

2. Klimaschutz durch koordinierte Technologieentwicklung
(staatlich koordinierte technologische Innovationspolitik
zur Effizienzsteigerung)

3. Klimaschutz als staatliche Vorsorge (staatlich koordi-
nierte Maßnahmen zur Ermöglichung klimafreundlichen
Lebens, z. B. durch Raumordnung, Investition in öffentli-
chen Verkehr; rechtliche Regelungen zur Einschränkung
klimaschädlicher Praktiken)

4. Klimafreundliche Lebensqualität durch soziale Innova-
tion (gesellschaftliche Neuorientierung, regionale Wirt-
schaftskreisläufe und Suffizienz)

Die Gestaltungsoptionen der Kap. 3 bis 22 wurden hinsicht-
lich ihrer Übereinstimmung mit den vier Pfaden analysiert
und bewertet. Dabei zeigt sich eine sehr hohe Übereinstim-
mung mit dem Pfad „Staatliche Vorsorge“ und mit dem
Pfad „Soziale Innovation“. Die Übereinstimmung mit dem
Technologiepfad ist etwas geringer, einige Inkompatibilitä-
ten ergeben sich für den Marktpfad.
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Pfad 

Dominante Elemente

1  
Leitplanken 
für eine 
klimafreundliche 
Marktwirtschaft 

Akteur_innen

Betroffene
Struktur-
bedingungen

Staat

Sozialpartner 

Wirtschaft 

Konsument_innen  

Zivilgesellschaft 

Wissenschaft 

Steuern  

Kostenwahrheit 
bei Preisen 

Konsument_innen 
Information 

Subventionen 

Gesetzl. Regelungen 

Infrastruktur und 
Institutionen 

Geschäftsmodelle  

Technologische 
Innovationsförderung 

Soziale Innovation 

Suffizienz orientierte 
Strukturbedingungen 

Gesell. Zusammenhalt 

Lokale Selbstversorgung

2 
Klimaschutz 
durch 
koordinierte 
Technologie-
entwicklung  

3 
Klimaschutz 
als staatliche 
Vorsorge  

4 
Klimafreundliche 
Lebensqualität 
durch soziale 
Innovation

Abb. TZ.15 Charakterisierung der Pfade anhand der Relevanz von Akteur_innen und charakteristische Gestaltungsoptionen für diese; Punkte –
sehr relevant, Kreise – mittelmäßig relevant, kleine Kreise – wenig relevant, kein Punkt – nicht relevant. fKap. 23g

Analyse der systemischen Eindringtiefe
Mithilfe einer Ansatzpunkt-Analyse („leverage points“) (Ab-
son et al., 2017) kann eine Einschätzung erfolgen, wie
tiefgreifend angestrebte Maßnahmen sind, also ob sie auf
kleine inkrementelle Änderungen oder auf einen umfassen-
den Systemwandel abzielen. Dabei zeigt sich, dass die im
vorliegenden Sachstandsbericht enthaltenen Gestaltungsop-
tionen insgesamt tieferliegende Systemveränderungen be-
wirken würden als etwa jene Maßnahmen, die im aktuellen
Nationalen Klima- und Energieplan (NEKP) angeführt sind.

In der ausgewerteten Literatur wird deutlich dargestellt,
dass eine Transformation hin zu einem klimafreundlichen
Leben nur dann erfolgreich sein kann, wenn die gesetzten
Maßnahmen alle Dimensionen eines Systems ansprechen.
Maßnahmen mit geringer Eindringtiefe sind rasch umzuset-
zen und können den Boden für tiefergehende Systemver-
änderungen bereiten. Angesichts des Handlungsdrucks wird
es notwendig sein, die allermeisten der verfügbaren Gestal-
tungsoptionen umgehend und gut abgestimmt zu ergreifen,
sollen die gesetzten Klimaziele erreicht werden (Kirchengast
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et al., 2019). In jedem Fall erfordert eine effektive Klimapo-
litik eine Erweiterung derzeitiger Maßnahmen um solche mit
einer größeren systemischen Eindringtiefe.

Synergien und Spannungen zwischen
unterschiedlichen Transformationspfaden
Die Gestaltungsoptionen dieses Berichts korrespondieren
insbesondere mit dem Pfad „Staatliche Vorsorge“ und, etwas
weniger stark ausgeprägt, mit dem Pfad „Soziale Innova-
tion“. Allerdings zeigt sich, dass die Mehrzahl der Ge-
staltungsoptionen zumindest nicht vollständig inkompatibel
zu den anderen Pfaden ist. Das bedeutet, dass unabhän-
gig davon, welcher Pfad favorisiert wird, eine große Zahl
an Gestaltungsoptionen, die auch verschiedene Systemdi-
mensionen ansprechen, verwendet werden kann, ohne zu
tiefgreifenden Konflikten zwischen grundsätzlich verschie-
denen Transformationsparadigmen zu führen. Dies sollte den
politischen Entscheidungsprozess erleichtern.

Einige Gestaltungsoptionen erweisen sich im Verhältnis
zum Pfad „Leitplanken für eine klimafreundliche Marktwirt-
schaft“ als konflikthaft und spannungsbeladenen. In diesem
Fall ist eine klare politische Positionierung erforderlich, will
man Friktionen bei der Einrichtung und Umsetzung vermei-
den.

Aus der Diskussion der vorgestellten Transformations-
pfade kann abgeleitet werden, dass die Entwicklung eines
neuen „Mischpfades“ ein hohes Maß an Wirksamkeit ver-
spricht, da so Synergien zwischen den Pfaden genutzt und
Schwächen einzelner Pfade vermieden werden können. Nur
bei spannungsbeladenen Gestaltungsoptionen sind politische
Richtungsentscheidungen erforderlich, soll das sozioökono-
mische System auf die Erreichung der Klimaziele ausgerich-
tet werden.

Breite Ansprache unterschiedlicher Akteur_innen
Bei den vorgestellten Transformationspfaden nehmen Ak-
teur_innen unterschiedliche Rollen auf unterschiedlichen
räumlichen Ebenen ein. Durch den starken Fokus auf institu-
tionelle und materielle Strukturen spielt der Staat als Akteur
eine besondere Rolle: Beim Marktpfad und beim Technolo-
giepfad ist die Rolle des Staates jene der rahmensetzenden
Institution, die insbesondere die Festlegung von klaren Pla-
nungshorizonten vornimmt. Der Staat tritt damit als aktiver
Gestalter von innovationsfördernder Forschungs-, Technolo-
gie und Innovationspolitik auf. Im Pfad Staatliche Vorsorge
übernimmt der Staat eine noch stärker vorsorgende und be-
reitstellende Rolle, während er im Pfad „Soziale Innovation“
Freiräume und Nischen für soziale Innovationen anbietet und
deren Upscaling und Verbreiterung auf der Regimeebene un-
terstützt.

Gleichzeitig wird deutlich, dass alle vier Pfade neben dem
Staat in seiner jeweils besonderen Rolle maßgeblich von
unterschiedlichen Akteur_innen in unterschiedlichen Rollen

und in einem unterschiedlichen Zusammenspiel mitgestal-
tet werden: Angesichts der Notwendigkeit, möglichst alle
zur Verfügung stehenden Gestaltungsoptionen aufeinander
abgestimmt an allen vier Systemdimensionen anzusetzen,
ist es unerlässlich, eine Vielzahl an unterschiedlichen Ak-
teur_innen (z. B. Sozialpartner, Unternehmen, NGOs, zivil-
gesellschaftliche Bewegungen etc.) ins Boot zu holen, deren
mögliche Beiträge einzufordern und gleichzeitig auch wert-
schätzend zu integrieren. Bei der Entwicklung eines Trans-
formationspfades zur Erreichung der Klimaziele muss nicht
nur die Wirksamkeit von strukturellen Änderungen des so-
zioökonomischen Systems bedacht werden, sondern auch die
Akzeptanz von Gestaltungsoptionen auf gesellschaftlicher
und politischer Ebene. Die verschiedenen politischen Par-
teien haben verständlicherweise eine Nähe zu jenen Trans-
formationspfaden, die ihrer politischen Grundorientierung
am besten entsprechen. Die Dringlichkeit des Handlungs-
bedarfs erfordert es, Transformationspfade zu finden, die
einerseits nach wissenschaftlicher Einschätzung die ange-
strebten Klimaziele erreichen und denen andererseits eine
Vielzahl gesellschaftlicher Akteur_innen zustimmen kann,
um das Momentum zu erzeugen, das die anstehende tiefgrei-
fende Transformation erfordert.
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Lehotský, L., Černoch, F., Osička, J., & Ocelík, P. (2019). When climate
change is missing: Media discourse on coal mining in the Czech Re-

https://www.researchgate.net/publication/328465894_Vorratsklassifikation_von_anthropogenen_Ressourcen_Historischer_Kontext_Kurzvorstellung_und_Ausblick
https://www.researchgate.net/publication/328465894_Vorratsklassifikation_von_anthropogenen_Ressourcen_Historischer_Kontext_Kurzvorstellung_und_Ausblick
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020-03-10_texte_49-2020_sorgfaltspflicht.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020-03-10_texte_49-2020_sorgfaltspflicht.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2020-03-10_texte_49-2020_sorgfaltspflicht.pdf
http://umu.diva-portal.org/smash/get/diva2:1178081/FULLTEXT01.pdf
http://umu.diva-portal.org/smash/get/diva2:1178081/FULLTEXT01.pdf
https://foundationaleconomy.com/
https://foundationaleconomy.com/
https://doi.org/10.33196/nr202102017801
https://doi.org/10.33196/nr202102017801
https://www.greens-efa.eu/en/article/document/the-gender-dimensions-of-the-green-new-deal
https://www.greens-efa.eu/en/article/document/the-gender-dimensions-of-the-green-new-deal
https://www.fiw.ac.at/fileadmin/Documents/Publikationen/Studien_2014/03_Kulmer%20et%20al_FIW-Research%20Report.pdf
https://www.fiw.ac.at/fileadmin/Documents/Publikationen/Studien_2014/03_Kulmer%20et%20al_FIW-Research%20Report.pdf
https://www.fiw.ac.at/fileadmin/Documents/Publikationen/Studien_2014/03_Kulmer%20et%20al_FIW-Research%20Report.pdf
https://www.momentum-kongress.org/system/files/congress_files/2021/herausforderungen-globaler-lieferketten_v1.0_18092021.pdf
https://www.momentum-kongress.org/system/files/congress_files/2021/herausforderungen-globaler-lieferketten_v1.0_18092021.pdf
https://www.momentum-kongress.org/system/files/congress_files/2021/herausforderungen-globaler-lieferketten_v1.0_18092021.pdf
https://zeitgeschichte-digital.de/doks/frontdoor/deliver/index/docId/2053/file/docupedia_laak_infrastrukturen_v1_de_2020.pdf
https://zeitgeschichte-digital.de/doks/frontdoor/deliver/index/docId/2053/file/docupedia_laak_infrastrukturen_v1_de_2020.pdf
https://zeitgeschichte-digital.de/doks/frontdoor/deliver/index/docId/2053/file/docupedia_laak_infrastrukturen_v1_de_2020.pdf
https://doi.org/10.14765/ZZF.DOK-2053
https://doi.org/10.14765/ZZF.DOK-2053
https://hdl.handle.net/1813/72864
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abc11f
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abc11f
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrSbg&Gesetzesnummer=20000615
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrSbg&Gesetzesnummer=20000615
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000647
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000647
https://wiiw.ac.at/the-european-union-s-industrial-policy-what-are-the-main-challenges-dlp-5211.pdf
https://wiiw.ac.at/the-european-union-s-industrial-policy-what-are-the-main-challenges-dlp-5211.pdf
https://doi.org/10.1080/19491247.2016.1265265
https://ideas.repec.org/p/spo/wpmain/infohdl2441-f6h8764enu2lskk9p4a36i6c0.html
https://ideas.repec.org/p/spo/wpmain/infohdl2441-f6h8764enu2lskk9p4a36i6c0.html
https://doi.org/10.1080/17512786.2016.1139902
https://doi.org/10.1080/17512786.2016.1139902
https://doi.org/10.3961/jpmph.2013.46.2.105
https://doi.org/10.3961/jpmph.2013.46.2.105


Quellenverzeichnis 95

public. Energy Policy, 129, 774–786. https://doi.org/10.1016/j.enpol.
2019.02.065

Leiringer, R., & Cardellino, P. (2011). Schools for the twenty-first
century: School design and educational transformation. British Edu-
cational Research Journal, 37(6), 915–934. https://doi.org/10.1080/
01411926.2010.508512

Lent, J. (2017). The Patterning Instinct: AHistory of Humanity’s Search
for Meaning. Prometheus Books. https://www.jeremylent.com/the-
patterning-instinct.html

Lent, J. R. (2021). The Web of Meaning: Integrating Science and Tradi-
tional Wisdom to Find Our Place In the Universe. Profile Books Ltd.
https://www.jeremylent.com/the-web-of-meaning.html

Lewis, T. L. (2000). Media Representations of “Sustainable Develop-
ment”: Sustaining the Status Quo? Science Communication, 21(3),
244–273. https://doi.org/10.1177/1075547000021003003

Lindström, H., Lundberg, S., & Marklund, P.-O. (2020). How Green
Public Procurement can drive conversion of farmland: An empiri-
cal analysis of an organic food policy. Ecological Economics, 172,
106622. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106622

Litschauer, K., Grabner, D., & Smet, K. (2021). Wohnen: Inklusiv,
leistbar, emissionsfrei. In Klimasoziale Politik. Eine gerechte und
emissionsfreie Zukunft gestalten. bahoe books.

Littig, B. (2017). Umweltschutz und Gewerkschaften – eine langsame,
aber stetige Annäherung. In U. Brand & K. Niedermoser (Hrsg.),
Gewerkschaften und die Gestaltung einer sozial-ökologischen Ge-
sellschaft (S. 195–204). ÖGB Verlag.

Littig, B., & Spitzer, M. (2011). Arbeit neu. Erweiterte Arbeitskonzepte
im Vergleich [Arbeitspapier 229 der Hans-Böckler-Stiftung]. Hans-
Böckler-Stiftung. https://www.boeckler.de/pdf/p_arbp_229.pdf

Littig, B., Barth, T., & Jochum, G. (2018). Nachhaltige Arbeit ist
mehr als green jobs. ArbeitnehmerInnenvertretungen und die sozial-
ökologische Transformation der gegenwärtigen Arbeitsgesellschaft.
WISO – Wirtschafts- und sozialpolitische Zeitschrift, 41(4), 63–77.

Lohs, A. (2020). (Post-)Wachstum in der Tagesschau? Eine Un-
tersuchung der Berichterstattung der Nachrichtensendung Tages-
schau über Wirtschaftswachstum vor dem Hintergrund der (Post-
)Wachstumsdebatte. In U. Roos (Hrsg.), Nachhaltigkeit, Postwachs-
tum, Transformation (S. 241–268). Springer Fachmedien Wiesba-
den. https://doi.org/10.1007/978-3-658-29973-6_9

Lörcher, I., & Neverla, I. (2015). The Dynamics of Issue Attention in
Online Communication on Climate Change. Media and Communi-
cation, 3(1), 17–33. https://doi.org/10.17645/mac.v3i1.253

Lundin, N., Schwaag-Serger, S. (2018). Agenda 2030 and A Transfor-
mative Innovation Policy Conceptualizing and experimenting with
transformative changes towards sustainability, Working Paper 2018-
01.KTH, Stockholm.

Lyytimäki, J., Kangas, H.-L., Mervaala, E., & Vikström, S. (2020). Mu-
ted by a Crisis? COVID-19 and the Long-Term Evolution of Climate
Change Newspaper Coverage. Sustainability, 12(20), 8575. https://
doi.org/10.3390/su12208575

MacGregor, Sherilyn. 2021. “Making Matter Great Again? Ecofemi-
nism, New Materialism and the Everyday Turn in Environmental
Politics”. Environmental Politics 30(1–2):41–60. https://doi.org/10.
1080/09644016.2020.1846954.

MacNeill, T., & Vibert, A. (2019). Universal Basic Income and the Na-
tural Environment: Theory and Policy. Basic Income Studies, 14(1),
Article 1. http://dx.doi.org/10.1515/bis-2018-0026

Madner, V. (2005a). Das Subsidiaritätsprinzip angewendet auf das Mo-
dell des österreichischen Föderalismus. Welche Ebene soll worüber
entscheiden? In D. Graf & F. Breiner (Hrsg.), Projekt Österreich: In
welcher Verfassung ist die Republik? (S. 72–82).

Madner, V. (2005b). Europäisches Umweltrecht. In Institut für Um-
weltrecht & Österreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftsverband
(Hrsg.), Jahrbuch des österreichischen und europäischen Umwelt-
rechts 2005 (1. Aufl., Bd. 16, S. 1–21). Wien.

Madner, V. (2007). Umsetzung und Anwendung des europäischen Um-
weltrechts in Österreich. Eine Bestandsaufnahme. In A.Wagner & V.
Wedl (Hrsg.), Bilanz und Perspektiven zum europäischen Recht. Ei-
ne Nachdenkschrift anlässlich 50 Jahre Römische Verträge (1. Aufl.,
S. 385–401). ÖGB Verlag.

Madner, V. (2010). Wirtschaftsverfassung und Bundesstaat – Staatli-
che Kompetenzverteilung und Gemeinschaftsrecht. In S. Griller, B.
Kneihs, V. Madner, & M. Potacs (Hrsg.), Wirtschaftsverfassung und
Binnenmarkt: Festschrift für Heinz-Peter Rill zum 70. Geburtstag
(1. Aufl., S. 137–159). Springer.

Madner, V. (2015a). Europäisches Klimaschutzrecht. Vom Zusammen-
treffen von „alten“ und „neuen“ Instrumenten im Umweltrecht.
Zeitschrift für Verwaltung, 30(1a), 201–209.

Madner, V. (2022). Europäisierung der Wirtschaftsverfassung. In M.
Holoubek, A. Kahl, & S. Schwarzer (Hrsg.), Wirtschaftsverfas-
sungsrecht (1. Aufl.). Verlag Österreich. https://shop.lexisnexis.at/
wirtschaftsverfassungsrecht-9783704688507.html

Madner, V., & Grob, L.-M. (2019). Maßnahmen zur Stärkung von Orts-
und Stadtkernen auf Bundesebene (Nr. 205; ÖROK-Schriftenreihe,
S. 41–80). https://www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/Bilder/
2.Reiter-Raum_u._Region/1.OEREK/OEREK_2011/PS_Orts_
Stadtkerne/Studie_Massnahmen_auf_Bundesebene_Schriftenreihe_
205.pdf

Maechler, S., & Graz, J.-C. (2020). Is the sky or the earth the limit?
Risk, uncertainty and nature. Review of International Political Eco-
nomy, 0(0), 1–22. https://doi.org/10.1080/09692290.2020.1831573

Malerba, F., & Orsenigo, L. (1995). Schumpeterian patterns of inno-
vation. Cambridge Journal of Economics, 19(1). https://doi.org/10.
1093/oxfordjournals.cje.a035308

Malkiel, B. G. (2003). The Efficient Market Hypothesis and Its Critics.
Journal of Economic Perspectives, 17(1), 59–82. https://doi.org/10.
1257/089533003321164958

Malm, A. (2013). The Origins of Fossil Capital: From Water to Steam
in the British Cotton Industry*. Historical Materialism, 21(1), 15–
68. https://doi.org/10.1163/1569206X-12341279

Malm, A. (2016). Fossil Capital: The Rise of Steam Power and the
Roots of Global Warming. Verso.

Maloumian, N. (2022). Unaccounted forms of complexity: A path
away from the efficient market hypothesis paradigm. Social Sciences
& Humanities Open, 5(1), 100244. https://doi.org/10.1016/j.ssaho.
2021.100244

Markard, J., Geels, F. W., & Raven, R. (2020). Challenges in the accele-
ration of sustainability transitions. Environmental Research Letters,
15(8), 081001. https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab9468

Martens, K., Nagel, A.-K., Windzio, M., & Weymann, A. (Hrsg.).
(2010). Transformation of education policy. Palgrave Macmillan
UK.

Mayer, J., Dugan, A., Bachner, G., & Steiniger, K. W. (2021). Is carbon
pricing regressive? Insights from a recursive-dynamic CGE analy-
sis with heterogeneous households for Austria. Energy Economics.
https://doi.org/10.1016/j.eneco.2021.105661

Mayr, S. (2018). Rechtsfragen der Rekommunalisierung: Wirt-
schaftsverfassung, Binnenmarkt, Freihandel (Bd. 183). Verlag
Österreich. https://elibrary.verlagoesterreich.at/book/99.105005/
9783704681720

Mayrhofer, J., & Wiese, K. (2020). Escaping the growth and
jobs treadmill: A new policy agenda for postcoronavirus Eu-
rope. https://eeb.org/wp-content/uploads/2020/11/EEB-REPORT-
JOBTREADMILL.pdf

Mayrhuber, E. A.-S., Dückers, M. L. A., Wallner, P., Arnberger, A.,
Allex, B., Wiesböck, L., Wanka, A., Kolland, F., Eder, R., Hutter, H.-
P., & Kutalek, R. (2018). Vulnerability to heatwaves and implications
for public health interventions – A scoping review. Environmental
Research, 166, 42–54. https://doi.org/10.1016/j.envres.2018.05.021

https://doi.org/10.1016/j.enpol.2019.02.065
https://doi.org/10.1016/j.enpol.2019.02.065
https://doi.org/10.1080/01411926.2010.508512
https://doi.org/10.1080/01411926.2010.508512
https://www.jeremylent.com/the-patterning-instinct.html
https://www.jeremylent.com/the-patterning-instinct.html
https://www.jeremylent.com/the-web-of-meaning.html
https://doi.org/10.1177/1075547000021003003
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106622
https://www.boeckler.de/pdf/p_arbp_229.pdf
https://doi.org/10.1007/978-3-658-29973-6_9
https://doi.org/10.17645/mac.v3i1.253
https://doi.org/10.3390/su12208575
https://doi.org/10.3390/su12208575
https://doi.org/10.1080/09644016.2020.1846954
https://doi.org/10.1080/09644016.2020.1846954
http://dx.doi.org/10.1515/bis-2018-0026
https://shop.lexisnexis.at/wirtschaftsverfassungsrecht-9783704688507.html
https://shop.lexisnexis.at/wirtschaftsverfassungsrecht-9783704688507.html
https://www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/Bilder/2.Reiter-Raum_u._Region/1.OEREK/OEREK_2011/PS_Orts_Stadtkerne/Studie_Massnahmen_auf_Bundesebene_Schriftenreihe_205.pdf
https://www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/Bilder/2.Reiter-Raum_u._Region/1.OEREK/OEREK_2011/PS_Orts_Stadtkerne/Studie_Massnahmen_auf_Bundesebene_Schriftenreihe_205.pdf
https://www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/Bilder/2.Reiter-Raum_u._Region/1.OEREK/OEREK_2011/PS_Orts_Stadtkerne/Studie_Massnahmen_auf_Bundesebene_Schriftenreihe_205.pdf
https://www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/Bilder/2.Reiter-Raum_u._Region/1.OEREK/OEREK_2011/PS_Orts_Stadtkerne/Studie_Massnahmen_auf_Bundesebene_Schriftenreihe_205.pdf
https://doi.org/10.1080/09692290.2020.1831573
https://doi.org/10.1093/oxfordjournals.cje.a035308
https://doi.org/10.1093/oxfordjournals.cje.a035308
https://doi.org/10.1257/089533003321164958
https://doi.org/10.1257/089533003321164958
https://doi.org/10.1163/1569206X-12341279
https://doi.org/10.1016/j.ssaho.2021.100244
https://doi.org/10.1016/j.ssaho.2021.100244
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab9468
https://doi.org/10.1016/j.eneco.2021.105661
https://elibrary.verlagoesterreich.at/book/99.105005/9783704681720
https://elibrary.verlagoesterreich.at/book/99.105005/9783704681720
https://eeb.org/wp-content/uploads/2020/11/EEB-REPORT-JOBTREADMILL.pdf
https://eeb.org/wp-content/uploads/2020/11/EEB-REPORT-JOBTREADMILL.pdf
https://doi.org/10.1016/j.envres.2018.05.021


96 Technische Zusammenfassung

Mazzucato, M. (2014). The entrepreneurial state: Debunking public vs.
private sector myths (Revised edition). Anthem Press.

McKnight, D. (2010a). Rupert Murdoch’s News Corporation: A Media
Institution with A Mission. Historical Journal of Film, Radio and
Television, 30(3), 303–316. https://doi.org/10.1080/01439685.2010.
505021

McKnight, D. (2010b). A change in the climate? The journalism of opi-
nion at News Corporation. Journalism, 11(6), 693–706. https://doi.
org/10.1177/1464884910379704

McNeill, John Robert. 2000. Something New under the Sun: An Envi-
ronmental History of the Twentieth-Century World. London: Lane,
The Penguin Press.

McNeill, John Robert, und Peter Engelke. 2016. The Great Accelera-
tion. An Environmental History of the Anthropocene since 1945.
Cambridge, Massachusetts, London, England: The Belknap Press of
Harvard University Press.

Meadows, D. H., Meadows, D. L., Randers, J., & Behrens, W. B. I.
(1972). The Limits to Growth. Club of Rome. Universe Books.

Mechler, Reinhard, und Jeroen Aerts. 2014. “Managing unnatural di-
saster risk from climate extremes”. 725–53.

Meier, W. A. (2012). Öffentlich und staatlich finanzierte Medien
aus schweizerischer Sicht. In O. Jarren, M. Künzler, & M. Pup-
pis (Hrsg.), Medienwandel oder Medienkrise? (S. 127–145). No-
mos Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG. https://doi.org/10.5771/
9783845236735-127

Meinhart, B., Gabelberger, F., Sinabell, F., & Streicher, G. (2022).
Transformation und „Just Transition“ in Österreich. Österreichi-
sches Institut für Wirtschaftsforschung. https://www.wifo.ac.at/
jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?
publikationsid=68029&mime_type=application/pdf

Mellor, M. (2019). Democratizing Finance or Democratizing Mo-
ney? Politics & Society, 47(4), 635–650. https://doi.org/10.1177/
0032329219878992

Meyer, L., & Steininger, K. (2017). Das Treibhausgas-Budget für
Österreich (Wissenschaftlicher Bericht Nr. 72–2017). https://
wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-
Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf

Meyer, I., Sommer, M., & Kratena, K. (2018). Energy Scenarios 2050
for Austria [WIFO Studies]. WIFO. https://econpapers.repec.org/
bookchap/wfowstudy/61089.htm

Millward-Hopkins, Joel, Julia K. Steinberger, Narasimha D. Rao, und
Yannick Oswald. 2020. “Providing decent living with minimum en-
ergy: A global scenario”. Global Environmental Change 65:102168.
doi: https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102168.

Mitterer, K. (2011). Der aufgabenorientierte Gemeinde-
Finanzausgleich. Diskussionspapier zum Österreichischen Städtetag
2011 Arbeitskreis Aufgabenorientierung im Finanzausgleich (KDZ
Zentrum für Verwaltungsforschung, Hrsg.). https://www.kdz.eu/de/
wissen/studien/der-aufgabenorientierte-gemeinde-finanzausgleich

Mitterer, K., & Pichler, D. (2020). FINANZAUSGLEICH KOMPAKT
Fact Sheets 2020 zum Finanzausgleich mit Fokus auf Gemeinden.

Mitterer, K., Bröthaler, J., Getzner, M., & Kramar, H. (2016). Zur
Berücksichtigung regionaler Versorgungsfunktionen in einem aufga-
benorientierten Finanzausgleich Österreichs (S. 45–65).

Möhrs, K., Forster, F., Kumnig, S., Rauth, L., & members of SoliLA
Collective. (2013). The politics of land and food in cities in the
North: Reclaiming urban agriculture and the struggle Solidarisch
Landwirtschaften! (SoliLa!) in Austria. In Land concentration, land
grabbing and people’s struggles in Europe (S. 96–127). Transna-
tional Institute (TNI) for European Coordination Via Compesina
and Heads off the Land network. https://www.semanticscholar.org/
paper/The-politics-of-land-and-food-in-cities-in-the-and-M%C3
%B6hrs-Forster/67d7feba301d28cae08aa78fb4a2550010f1e9c5

Monasterolo, I. (2020). Embedding Finance in the Macroeconomics
of Climate Change: Research Challenges and Opportunities Ahead.
CESifo Forum, 21(4), 25–32.

Müller, T., & Wimmer, N. (2018). Wirtschaftsrecht: International – Eu-
ropäisch – National (3. Aufl.). Verlag Österreich.

Muñoz, P., Zwick, S., & Mirzabaev, A. (2020). The impact of urban-
ization on Austria’s carbon footprint. Journal of Cleaner Production,
263, 121326. https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.121326

Nabernegg, S. (2021). Emission distribution and incidence of national
mitigation policies among households in Austria (Graz Economics
Paper Nr. 2021–12). University of Graz, Department of Economics.
https://econpapers.repec.org/paper/grzwpaper/2021-12.htm

Nabernegg, S., Steininger, K. W., Lackner, T. (2023). Consumption- and
production-based emissions: Updates for Austria, June 2023. We-
gener Center Scientific Report 100-2023, Wegener Center Verlag,
University of Graz, Austria.

Nash, S. L., & Steurer, R. (2019). Taking stock of Climate Change
Acts in Europe: Living policy processes or symbolic gestures? Cli-
mate Policy, 19(8), 1052–1065. https://doi.org/10.1080/14693062.
2019.1623164

Nature. (2020). Ending hunger: Science must stop neglecting smallhol-
der farmers. Nature, 586, 336. https://doi.org/10.1038/d41586-020-
02849-6

Neumayer, E. (2017). Greening Trade and Investment: Environmen-
tal Protection Without Protectionism. Routledge. https://doi.org/10.
4324/9781315093383

Neverla, I. (2020). Der mediatisierte Klimawandel. Wie Wissen-
schaft Klimawandel kommuniziert, Journalismus Klimawandel (re-
)konstruiert, und Online-Kommunikation Proteste mobilisiert. In M.
Reisigl (Hrsg.), Klima in der Krise – Kontroversen, Widersprüche
und Herausforderungen in Diskursen über Klimawandel (S. 139–
165). Universitätsverlag Rhein-Ruhr.

Neverla, I., & Trümper, S. (2012). Journalisten und das Thema Kli-
mawandel: Typik und Probleme der journalistischen Konstruktionen
von Klimawandel. In I. Neverla & M. S. Schäfer (Hrsg.), Das
Medien-Klima (S. 95–118). VS Verlag für Sozialwissenschaften.
https://doi.org/10.1007/978-3-531-94217-9_5

Neverla, I., Taddicken, M., Lörcher, I., & Hoppe, I. (Hrsg.). (2019). Kli-
mawandel im Kopf: Studien zur Wirkung, Aneignung und Online-
Kommunikation. Springer Fachmedien Wiesbaden. https://doi.org/
10.1007/978-3-658-22145-4

New Economics Foundation. (2010). The Great Transition. A
tale how it turned out right. New Economics Foundation.
https://neweconomics.org/uploads/files/d28ebb6d4df943cdc9_
oum6b1kwv.pdf

Newman, T. P. (2017). Tracking the release of IPCC AR5 on Twitter:
Users, comments, and sources following the release of the Working
Group I Summary for Policymakers. Public Understanding of Sci-
ence, 26(7), 815–825. https://doi.org/10.1177/0963662516628477

NGFS. (2021). A call for action. Climate change as a source of fi-
nancial risk. Network for Greening the Financial System. https://
www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-
climate-change-as-a-source-of-financial-risk/

Niederhuber, M. (2016). Erweiterte Beschwerderechte für Projekt-
gegner: Anmerkungen zum Präklusionsurteil des EuGH C-137/14,
Kommission/Deutschland. Österreichische Zeitschrift für Wirt-
schaftsrecht, 2, 72–77.

Niedermoser, K. (2017a). Gewerkschaften und die ökologische Frage
– historische Entwicklungen und aktuelle Herausforderungen. In U.
Brand & K. Niedermoser (Hrsg.), Gewerkschaften und die Gestal-
tung einer sozial-ökologischen Gesellschaft. ÖGB Verlag.

Niedertscheider, M., Haas, W., & Görg, C. (2018). Austrian climate
policies and GHG-emissions since 1990: What is the role of cli-
mate policy integration? Environmental Science & Policy, 81, 10–17.
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2017.12.007

https://doi.org/10.1080/01439685.2010.505021
https://doi.org/10.1080/01439685.2010.505021
https://doi.org/10.1177/1464884910379704
https://doi.org/10.1177/1464884910379704
https://doi.org/10.5771/9783845236735-127
https://doi.org/10.5771/9783845236735-127
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=68029&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=68029&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=68029&mime_type=application/pdf
https://doi.org/10.1177/0032329219878992
https://doi.org/10.1177/0032329219878992
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf
https://econpapers.repec.org/bookchap/wfowstudy/61089.htm
https://econpapers.repec.org/bookchap/wfowstudy/61089.htm
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102168
https://www.kdz.eu/de/wissen/studien/der-aufgabenorientierte-gemeinde-finanzausgleich
https://www.kdz.eu/de/wissen/studien/der-aufgabenorientierte-gemeinde-finanzausgleich
https://www.semanticscholar.org/paper/The-politics-of-land-and-food-in-cities-in-the-and-M%C3%B6hrs-Forster/67d7feba301d28cae08aa78fb4a2550010f1e9c5
https://www.semanticscholar.org/paper/The-politics-of-land-and-food-in-cities-in-the-and-M%C3%B6hrs-Forster/67d7feba301d28cae08aa78fb4a2550010f1e9c5
https://www.semanticscholar.org/paper/The-politics-of-land-and-food-in-cities-in-the-and-M%C3%B6hrs-Forster/67d7feba301d28cae08aa78fb4a2550010f1e9c5
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.121326
https://econpapers.repec.org/paper/grzwpaper/2021-12.htm
https://doi.org/10.1080/14693062.2019.1623164
https://doi.org/10.1080/14693062.2019.1623164
https://doi.org/10.1038/d41586-020-02849-6
https://doi.org/10.1038/d41586-020-02849-6
https://doi.org/10.4324/9781315093383
https://doi.org/10.4324/9781315093383
https://doi.org/10.1007/978-3-531-94217-9_5
https://doi.org/10.1007/978-3-658-22145-4
https://doi.org/10.1007/978-3-658-22145-4
https://neweconomics.org/uploads/files/d28ebb6d4df943cdc9_oum6b1kwv.pdf
https://neweconomics.org/uploads/files/d28ebb6d4df943cdc9_oum6b1kwv.pdf
https://doi.org/10.1177/0963662516628477
https://www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-climate-change-as-a-source-of-financial-risk/
https://www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-climate-change-as-a-source-of-financial-risk/
https://www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-climate-change-as-a-source-of-financial-risk/
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2017.12.007


Quellenverzeichnis 97

Niggli, U. (2021). Alle satt? Ernährung sichern für 10 Milliarden Men-
schen (2.). Residenz Verlag.

Nischwitz, G., Bartelt, A., Kaczmarek, M., Steuwer, S., & Insti-
tut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW). (2018). Lobby-
verflechtungen in der deutschen Landwirtschaft. Beratungswesen,
Kammern, Agorbusiness. Naturschutzbund Deutschland e. V. (NA-
BU). https://www.ioew.de/publikation/lobbyverflechtungen_in_der_
deutschen_landwirtschaft

Novy, A. (2019). Transformative social innovation, critical realism and
the good life for all. In Social Innovation as Political Transformation.
Thoughts For A Better World. (S. 122–127). Edward Elgar.

Novy, A. (2020). The political trilemma of contemporary social-
ecological transformation – lessons from Karl Polanyi’s The Great
Transformation. Globalizations, 0(0), 1–22. https://doi.org/10.1080/
14747731.2020.1850073

Næss, P. (2016). Built environment, causality and urban planning.
Planning Theory & Practice, 17(1), 52–71. https://doi.org/10.1080/
14649357.2015.1127994

O’Brien, K. (2012). Global environmental change II: From adaptation
to deliberate transformation. Progress in Human Geography, 36(5),
667–676. https://doi.org/10.1177/0309132511425767

O’Connor, J. R. (1998). Natural Causes: Essays in Ecological Marxism.
Guilford Press.

OECD (2018). OECD Reviews of National Innovation Policy: Austria.
Organisation for Economic Cooperation and Development, Paris.

OECD (2019). OECD Skills Studies Supporting Entrepreneurship and
Innovation in Higher Education in Austria. Organisation for Econo-
mic Cooperation and Development, Paris.

OECD (2021). The design and implementation of mission-oriented
innovation policies. Organisation for Economic Cooperation and De-
velopment, Paris.

OECD-WTO. (2015). Trade in value added: Austria. https://www.oecd.
org/sti/ind/tiva/CN_2015_Austria.pdf

ÖGB (Österreichischer Gewerkschaftsbund) (2021). Klimapolitik aus
ArbeitnehmerInnen-Perspektive. Positionspapier des ÖGB. https://
www.oegb.at/themen/klimapolitik/raus-aus-der-klimakrise/oegb-
beschliesst-positionspapier-fuer-einen-gerechten-wandel-

Oksala, Johanna. 2018. “Feminism, Capitalism, and Ecology”. Hypatia
33(2):216–34. doi: https://doi.org/10.1111/hypa.12395.

Oleschuk, M., Johnston, J., & Baumann, S. (2019). Maintaining Meat:
Cultural Repertoires and the Meat Paradox in a Diverse Sociocultu-
ral Context. Sociological Forum, 34(2), 337–360. https://doi.org/10.
1111/socf.12500

O’Neill, D. W., Fanning, A. L., Lamb, W. F., & Steinberger, J. K.
(2018). A good life for all within planetary boundaries. Nature Sus-
tainability, 1(2), 88–95.

ÖROK. (2017). ÖROK-EMPFEHLUNG NR. 56 „Flächensparen, Flä-
chenmanagement & aktive Bodenpolitik“.

Österreichische Raumordnungskonferenz. (2021). ÖREK 2030 Öster-
reichisches Raumentwicklungskonzept Raum für Wandel.

Österreichische Universitätenkonferenz. (2020). Uniko-Manifest für
Nachhaltigkeit. https://uniko.ac.at/modules/download.php?key=
21707_DE_O&f=1&jt=7906&cs=02F6

Otto, A., & Gugushvili, D. (2020). Eco-Social Divides in Europe:
Public Attitudes towards Welfare and Climate Change Policies. Sus-
tainability, 12(1), Article 1. https://doi.org/10.3390/su12010404

ÖVP, & Grüne. (2020). Regierungsprogramm 2020–2024.
Paciarotti, C., & Torregiani, F. (2021). The logistics of the short food

supply chain: A literature review. Sustainable Production and Con-
sumption, 26(ISSN: 2352-5509), 442. https://doi.org/10.1016/j.spc.
2020.10.002

Paech, N. (2012). Befreiung vom Überfluss: Auf dem Weg in die Post-
wachstumsökonomie. Oekom Verlag.

Pahle, M., Tietjen, O., Osorio, S., Egli, F., Steffen, B., Schmidt, T. S.,
& Edenhofer, O. (2022). Safeguarding the energy transition against

political backlash to carbon markets. Nature Energy, 1–7. https://doi.
org/10.1038/s41560-022-00984-0

Painter, J., & Gavin, N. T. (2016). Climate Skepticism in British News-
papers, 2007–2011. Environmental Communication, 10(4), 432–
452. https://doi.org/10.1080/17524032.2014.995193

Papathoma-Köhle, M., & Fuchs, S. (2020). Vulnerabilität. In T. Glade,
M. Mergili, & K. Sattler (Hrsg.), ExtremA 2019: Aktueller Wis-
sensstand zu Extremereignissen alpiner Naturgefahren in Österreich
(1. Auflage, S. 677–716). Vandenhoeck & Ruprecht unipress.

Papathoma-Köhle, M., Thaler, T., & Fuchs, S. (2021). An institutional
approach to vulnerability: Evidence from natural hazard manage-
ment in Europe. Environmental Research Letters, 16(4), 044056.
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abe88c

Paul, H. K., & Gebrial, D. (2021). Climate Justice in a Global Green
New Deal. In D. Gebrial & H. K. Paul (Hrsg.), Perspectives on a
global green new deal (S. 7–13). Rosa Luxemburg Stiftung Lon-
don Office. https://red-green-new-deal.eu/perspectives-on-a-global-
green-new-deal/

Pearce, W., Holmberg, K., Hellsten, I., & Nerlich, B. (2014). Climate
Change on Twitter: Topics, Communities and Conversations about
the 2013 IPCC Working Group 1 Report. PLoS ONE, 9(4), e94785.
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0094785

Pearce, W., Niederer, S., Özkula, S. M., & Sánchez Querubín, N.
(2019). The social media life of climate change: Platforms, publics,
and future imaginaries. Wiley Interdisciplinary Reviews: Climate
Change, 10(2). https://doi.org/10.1002/wcc.569

Pearman, O., Katzung, J., Boykoff, M., Nacu-Schmidt, A., & Church, P.
(2020). The state of the planet is broken. Media and Climate Change
Observatory Monthly Summary, 48. https://doi.org/10.25810/pb3j-
3288

Peel, J., & Osofsky, H. M. (2018). A Rights Turn in Climate Change
Litigation? Transnational Environmental Law, 7(1), 37–67. https://
doi.org/10.1017/S2047102517000292

Peel, J., Godden, L., & Keenan, R. J. (2012). Climate Change Law in an
Era of Multi-Level Governance. Transnational Environmental Law,
1(2), 245–280. https://doi.org/10.1017/S2047102512000052

Peñasco, C., Anadón, L. D., & Verdolini, E. (2021). Systematic review
of the outcomes and trade-offs of ten types of decarbonization poli-
cy instruments. Nature Climate Change, 11(3), 257–265. https://doi.
org/10.1038/s41558-020-00971-x

Pendlerfonds. (o. J.). Abgerufen 24. August 2021, von https://www.
mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.
html

Pesendorfer, D. (2007). Paradigmenwechsel in der Umweltpolitik: Von
den Anfängen der Umwelt zu einer Nachhaltigkeitspolitik: Modell-
fall Österreich? VS Verlag für Sozialwissenschaften. http://public.
ebookcentral.proquest.com/choice/publicfullrecord.aspx?p=750632

Petersen, A. M., Vincent, E. M., &Westerling, A. L. (2019). Discrepan-
cy in scientific authority and media visibility of climate change
scientists and contrarians. Nature Communications, 10(1), 3502.
https://doi.org/10.1038/s41467-019-09959-4

Petersmann, E.-U. (2020). Economic Disintegration? Political, Econo-
mic, and Legal Drivers and the Need for “Greening Embedded Trade
Liberalism”. Journal of International Economic Law, 23(2), 347–
370. https://doi.org/10.1093/jiel/jgaa005

Petschow, U., Lange, S., Hofmann, D., Pissarskoi, E., aus dem
Moore, N., Korfhage, T., & Schoofs, A. (2018). Gesellschaft-
liches Wohlergehen innerhalb planetarer Grenzen. Der Ansatz
einer vorsorgeorientierten Postwachstumsposition. Umweltbundes-
amt. https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/
1410/publikationen/uba_texte_89_2018_vorsorgeorientierte_
postwachstumsposition.pdf

Pettifor, A. (2019). The Case for the Green New Deal. Verso.
Pfoser, R. (2014): “Contrarians” – their role in the debate on climate

change (global warming) and their influence on the Austrian po-

https://www.ioew.de/publikation/lobbyverflechtungen_in_der_deutschen_landwirtschaft
https://www.ioew.de/publikation/lobbyverflechtungen_in_der_deutschen_landwirtschaft
https://doi.org/10.1080/14747731.2020.1850073
https://doi.org/10.1080/14747731.2020.1850073
https://doi.org/10.1080/14649357.2015.1127994
https://doi.org/10.1080/14649357.2015.1127994
https://doi.org/10.1177/0309132511425767
https://www.oecd.org/sti/ind/tiva/CN_2015_Austria.pdf
https://www.oecd.org/sti/ind/tiva/CN_2015_Austria.pdf
https://www.oegb.at/themen/klimapolitik/raus-aus-der-klimakrise/oegb-beschliesst-positionspapier-fuer-einen-gerechten-wandel-
https://www.oegb.at/themen/klimapolitik/raus-aus-der-klimakrise/oegb-beschliesst-positionspapier-fuer-einen-gerechten-wandel-
https://www.oegb.at/themen/klimapolitik/raus-aus-der-klimakrise/oegb-beschliesst-positionspapier-fuer-einen-gerechten-wandel-
https://doi.org/10.1111/hypa.12395
https://doi.org/10.1111/socf.12500
https://doi.org/10.1111/socf.12500
https://uniko.ac.at/modules/download.php?key=21707_DE_O&f=1&jt=7906&cs=02F6
https://uniko.ac.at/modules/download.php?key=21707_DE_O&f=1&jt=7906&cs=02F6
https://doi.org/10.3390/su12010404
https://doi.org/10.1016/j.spc.2020.10.002
https://doi.org/10.1016/j.spc.2020.10.002
https://doi.org/10.1038/s41560-022-00984-0
https://doi.org/10.1038/s41560-022-00984-0
https://doi.org/10.1080/17524032.2014.995193
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abe88c
https://red-green-new-deal.eu/perspectives-on-a-global-green-new-deal/
https://red-green-new-deal.eu/perspectives-on-a-global-green-new-deal/
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0094785
https://doi.org/10.1002/wcc.569
https://doi.org/10.25810/pb3j-3288
https://doi.org/10.25810/pb3j-3288
https://doi.org/10.1017/S2047102517000292
https://doi.org/10.1017/S2047102517000292
https://doi.org/10.1017/S2047102512000052
https://doi.org/10.1038/s41558-020-00971-x
https://doi.org/10.1038/s41558-020-00971-x
https://www.mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.html
https://www.mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.html
https://www.mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.html
http://public.ebookcentral.proquest.com/choice/publicfullrecord.aspx?p=750632
http://public.ebookcentral.proquest.com/choice/publicfullrecord.aspx?p=750632
https://doi.org/10.1038/s41467-019-09959-4
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_texte_89_2018_vorsorgeorientierte_postwachstumsposition.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_texte_89_2018_vorsorgeorientierte_postwachstumsposition.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_texte_89_2018_vorsorgeorientierte_postwachstumsposition.pdf


98 Technische Zusammenfassung

licy making process. Publizierbarer Endbericht des ACRP-Projekts
K10AC1K00051.

Pianta, M., & Lucchese, M. (2020). Rethinking the European Green
Deal: An Industrial Policy for a Just Transition in Europe. Review
of Radical Political Economics, 52(4), 633–641. https://doi.org/10.
1177/0486613420938207

Pianta, S., & Sisco, M. R. (2020). A hot topic in hot times: How media
coverage of climate change is affected by temperature abnormalities.
Environmental Research Letters, 15(11), 114038. https://doi.org/10.
1088/1748-9326/abb732

Pichler, M., Krenmayr, N., Schneider, E., & Brand, U. (2021). EU in-
dustrial policy: Between modernization and transformation of the
automotive industry. Environmental Innovation and Societal Tran-
sitions, 38, 140–152. https://doi.org/10.1016/j.eist.2020.12.002

Pichler, M., Schaffartzik, A., Haberl, H., & Görg, C. (2017). Drivers
of Society-Nature Relations in the Anthropocene and Their Im-
plications for Sustainability Transformations. Current Opinion in
Environmental Sustainability 26–27:32–36. https://doi.org/10.1016/
j.cosust.2017.01.017.

Pichler, P.-P., Jaccard, I. S., Weisz, U., & Weisz, H. (2019). Interna-
tional comparison of health care carbon footprints. Environmental
Research Letters, 14(6), 064004. https://doi.org/10.1088/1748-9326/
ab19e1

Pickard, V. (2020). Restructuring Democratic Infrastructures: A Policy
Approach to the Journalism Crisis. Digital Journalism, 8(6), 704–
719. https://doi.org/10.1080/21670811.2020.1733433

Piketty, T. (2014). Capital in the Twenty-First Century. Harvard Univer-
sity Press.

Pirgmaier, Elke, und Julia Steinberger. 2019. “Roots, Riots, and Radical
Change – A Road Less Travelled for Ecological Economics”. Sus-
tainability 11(7):2001. https://doi.org/10.3390/su11072001.

Plank, C., Haas, W., Schreuer, A., Irshaid, J., Barben, D., & Görg, C.
(2021a). Climate policy integration viewed through the stakeholders’
eyes: A co-production of knowledge in social-ecological trans-
formation research. Environmental Policy and Governance, 31(4),
387–399. https://doi.org/10.1002/eet.1938

Plank, C., Hafner, R., & Stotten, R. (2020b). Analyzing values-
based modes of production and consumption: Community-supported
agriculture in the Austrian Third Food Regime. Österreichische
Zeitschrift Für Soziologie, 45(1), 49–68. https://doi.org/10.1007/
s11614-020-00393-1

Plank, C., Liehr, S., Hummel, D., Wiedenhofer, D., Haberl, H., & Görg,
C. (2021b). Doing more with less: Provisioning systems and the
transformation of the stock-flow-service nexus. Ecological Econo-
mics, 187, 107093. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107093

Plank, C., Penker, M., & Brunner, K.-M. (2021c). Ernährung kli-
masozial gestalten. In Die Armutskonferenz, ATTAC, & Beirat
für Gesellschafts-, Wirtschafts- und Umweltpolitische Alternativen
(Hrsg.), Klimasoziale Politik. Eine gerechte und emissionsfreie Ge-
sellschaft gestalten (1. Auflage). bahoe books. https://permalink.
obvsg.at/bok/AC16232174

Plumhans, L.-A. (2021). Operationalizing eco-social policies: A map-
ping of energy poverty measures in EU member states. Materialien
zu Wirtschaft und Gesellschaft Nr. 212.

Pointner, W. (2020). Notenbanken und Green Finance. Kurswechsel, 4,
97–100.

Pointner, W., & Ritzberger-Grünwald, D. (2019). Climate change as a
risk to financial stability [In: Financial Stability Report 38, OeNB
Oesterreichische Nationalbank]. https://www.oenb.at/Publikationen/
Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaetsbericht.html

Polanyi, K. (1944). The great transformation. Farrar & Rinehart.
Polimeni, J.M., Mayumi, K., Giampietro, M., Alcott, B. (2009). The

Myth of Resource Efficiency: The Jevons Paradox. Earthscan.
Polt, W., Linshalm, E., & Peneder, M. (2021). Important Projects of

CommonEuropean Interest (IPCEI) im Kontext der österreichischen

Industrie-, Technologie- und Innovationspolitik (Joanneum Research
Policies). JOANNEUM RESEARCH Forschungsgesellschaft mbH;
Institut für Wirtschafts- und Innovationsforschung. https://doi.org/
10.13140/RG.2.2.15233.12649

ProClim Forum for Climate and Global Change, Swiss Academy of Sci-
ence. (1997). Research on sustainability and global change – Visions
in science policy by Swiss researchers. https://scnat.ch/de/id/Yzz6d

Pürer, H. (2008). Medien und Journalismus zwischen Macht und Ver-
antwortung. Medienimpulse, 64, 10–15.

Raschauer, B., & Ennöckl, D. (2019). Umweltrecht Allgemeiner Teil.
In D. Ennöckl, N. Raschauer, & W. Wessely (Hrsg.), Handbuch Um-
weltrecht (3. Aufl., S. 19–54). Facultas.

Rattay, W., Günsberg, G., Jorisch, D., Treis, M., Stadelmann, M., &
Schanda, R. (2020). Consequences of the Paris Agreement and its
implementation for the financial sector in Austria (Working Paper
No. 2). RiskFinPorto. https://www.anpassung.at/riskfinporto/

Rau, H. (2015). Time use and resource consumption. In International
Encyclopedia of the Social and Behavioural Sciences. Elsevier.

Raza, W., Grumiller, J., Grohs, H., Essletzbichler, J., & Pintar, N.
(2021b). Post Covid-19 value chains: Options for reshoring produc-
tion back to Europe in a globalised economy [Study requested by
the INTA committee]. European Parliament. Directorate General for
External Policies of the Union. https://data.europa.eu/doi/10.2861/
118324

Raza, W. G., Grumiller, J., Grohs, H., Madner, V., Mayr, S., & Sauca,
I. (2021a). Assessing the Opportunities and Limits of a Regional-
ization of Economic Activity (Working Paper Reihe der AK Wien –
Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft Nr. 215; S. 56). Kammer
für Arbeiter und Angestellte für Wien, Abteilung Wirtschaftswissen-
schaft und Statistik. https://econpapers.repec.org/paper/clrmwugar/
215.htm

Rehm, Y. (2021). Measuring and Taxing the Carbon Content of Wealth.
Paris School of Economics.

Reinhardt, J., Veith, C., Lempik, J., Knappe, F., Mellwig, P., Gieg-
rich, J., Muchow, N., Schmitz, T., & Vo., I. (2020). Ganzheitliche
Bewertung von verschiedenen Dämmstoffalternativen (ifeu-Institut
gGmbH und natureplus e.V., gefördert von der Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt und dem Ministerium für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft Baden Württemberg).

Reisch, L. A. (2015). Time Policies for a Sustainable Society. Sprin-
ger International Publishing. http://link.springer.com/10.1007/978-
3-319-15198-4

Reisch, L. A., & Bietz, S. (2014). Zeit für Nachhaltigkeit – Zeiten der
Transformation: Mit Zeitpolitik gesellschaftliche Veränderungspro-
zesse steuern. oekom.

Reisigl, M. (2020). Diskurse über Klimawandel – nichts als Geschich-
ten? Ein sprachwissenschaftlicher Blick. In M. Reisigl (Hrsg.),
Klima in der Krise – Kontroversen, Widersprüche und Herausfor-
derungen in Diskursen über Klimawandel (S. 39–76). Universitäts-
verlag Rhein-Ruhr.

Renner, A.-T. (2020). Inefficiencies in a healthcare system with a re-
gulatory split of power: A spatial panel data analysis of avoidable
hospitalisations in Austria. The European Journal of Health Econo-
mics, 21(1), 85–104. https://doi.org/10.1007/s10198-019-01113-7

Reyes, O. (2020). Change Finance, not the Climate. Transnational In-
stitute (TNI) and the Institute for Policy Studies (IPS). https://www.
tni.org/en/changefinance

Rinderspacher, J. P. (1985). Gesellschaft ohne Zeit: Individuelle Zeit-
verwendung und soziale Organisation der Arbeit. Campus.

Ringhofer, L., & Fischer-Kowalski, M. (2016). Method Précis: Functio-
nal Time Use Analysis. In H. Haberl, M. Fischer-Kowalski, F. Kraus-
mann, & V. Winiwarter (Hrsg.), Social Ecology. Society-Nature
Relations across Time and Space (Bd. 5, S. 519–522). Springer In-
ternational Publishing. https://doi.org/10.1007/978-3-319-33326-7_
26

https://doi.org/10.1177/0486613420938207
https://doi.org/10.1177/0486613420938207
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abb732
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abb732
https://doi.org/10.1016/j.eist.2020.12.002
https://doi.org/10.1016/j.cosust.2017.01.017
https://doi.org/10.1016/j.cosust.2017.01.017
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab19e1
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab19e1
https://doi.org/10.1080/21670811.2020.1733433
https://doi.org/10.3390/su11072001
https://doi.org/10.1002/eet.1938
https://doi.org/10.1007/s11614-020-00393-1
https://doi.org/10.1007/s11614-020-00393-1
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107093
https://permalink.obvsg.at/bok/AC16232174
https://permalink.obvsg.at/bok/AC16232174
https://www.oenb.at/Publikationen/Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaetsbericht.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaetsbericht.html
https://doi.org/10.13140/RG.2.2.15233.12649
https://doi.org/10.13140/RG.2.2.15233.12649
https://scnat.ch/de/id/Yzz6d
https://www.anpassung.at/riskfinporto/
https://data.europa.eu/doi/10.2861/118324
https://data.europa.eu/doi/10.2861/118324
https://econpapers.repec.org/paper/clrmwugar/215.htm
https://econpapers.repec.org/paper/clrmwugar/215.htm
http://link.springer.com/10.1007/978-3-319-15198-4
http://link.springer.com/10.1007/978-3-319-15198-4
https://doi.org/10.1007/s10198-019-01113-7
https://www.tni.org/en/changefinance
https://www.tni.org/en/changefinance
https://doi.org/10.1007/978-3-319-33326-7_26
https://doi.org/10.1007/978-3-319-33326-7_26


Quellenverzeichnis 99

Røpke, I. (1999). The dynamics of willingness to consume. Ecological
Economics, 28(3), 399–420.

Røpke, I. (2015). Sustainable consumption: Transitions, systems and
practices. In J. Martinez-Alier (Hrsg.), Handbook of Ecological Eco-
nomics (S. 332–359). Edward Elgar Publishing. https://doi.org/10.
4337/9781783471416.00018

Rosa, H. (2005). Beschleunigung: Die Veränderung der Zeitstrukturen
in der Moderne (1. Aufl). Suhrkamp.

Rosa, H., Paech, N., Habermann, F., Haug, F., Wittmann, F., Kir-
schenmann, L., & Konzeptwerk Neue Ökonomie (Hrsg.). (2015).
Zeitwohlstand: Wie wir anders arbeiten, nachhaltig wirtschaften und
besser leben (2. Auflage). Oekom Verlag.

Ruiu, M. L. (2021). Persistence of Scepticism in Media Reporting on
Climate Change: The Case of British Newspapers. Environmental
Communication, 15(1), 12–26. https://doi.org/10.1080/17524032.
2020.1775672

Ruppel, O. C. (2022). Soil protection and legal aspects of international
trade in agriculture in times of climate change: The WTO dimen-
sion. Soil Security, 6, 100038. https://doi.org/10.1016/j.soisec.2022.
100038

Ryan, J. (Hrsg.). (2011). China’s higher education reform and interna-
tionalisation (Nr. 3). Routledge.

Ryan, R. M., & Deci, E. L. (2016). Handbook of motivation at school.
In K. R. Wentzel & D. B. Miele (Hrsg.), Facilitating and Hinde-
ring Motivation, Learning, and Well-Being in Schools: Research and
Observations from Self-Determination (2nd Edition, S. 108–131).
Routledge. https://doi.org/10.4324/9781315773384-12

Sachs, J. D., Schmidt-Traub, G., Mazzucato, M., Messner, D., Nakice-
novic, N., & Rockström, J. (2019). Six transformations to achieve the
sustainable development goals. Nature Sustainability, 2(9), 805–814.
https://doi.org/10.1038/s41893-019-0352-9

Sala, A., Lütkemeyer, M., Birkmaier, A., & et al. (2020). E-MAPP 2.
E-Mobility – Austrian Prouction Potential, Qualification and Tra-
ning needs. https://www.klimafonds.gv.at/wp-content/uploads/sites/
16/2020_E-MAPP2_-FhA_TU_SMP_v2.3.pdf

Saltmarsh, J., & Hartley, M. (Hrsg.). (2011). “To serve a larger pur-
pose”: Engagement for democracy and the transformation of higher
education. Temple University Press.

Sammer, G. (1990). Mobilität in Österreich 1983–2011. rsg. Österrei-
chischer Automobil-, Motorrad- und Touring Club, Wien. https://
permalink.catalogplus.tuwien.at/AC00078179

Sander, P. (2017). Gedanken zum „Mysterium“ des Art 9 Abs
2 der Aarhus-Konvention. In Institut für Umweltrecht der JKU
Linz (Hrsg.), Jahrbuch des österreichischen und europäischen Um-
weltrechts 2017 – Herausforderung Umweltverfahren: Effizienz,
Rechts(un)sicherheit, Öffentlichkeitsbeteiligung (S. 181–187).

Santarius, T., Pohl, J., & Lange, S. (2020). Digitalization and the De-
coupling Debate: Can ICT Help to Reduce Environmental Impacts
While the Economy Keeps Growing? Sustainability, 12(18), 7496.
https://doi.org/10.3390/su12187496

SAPEA. (2020). A Sustainable Food System for the European Union
(Nr. 978-3-9820301-3–5). Science Advice for Policy by European
Academies (SAPEA). https://doi.org/10.26356/sustainablefood

Sass, H. von (Hrsg.). (2019). Perspektivismus: Neue Beiträge aus der
Erkenntnistheorie, Hermeneutik und Ethik. Meiner.

Saurer, J. (2018). Strukturen gerichtlicher Kontrolle im Klimaschutz-
recht – Eine rechtsvergleichende Analyse. Zeitschrift für Umwelt-
recht, 29(12), 679–686.

Schacherer, S. (2021). Die Finanzierung der Nachhaltigkeitsziele: Wel-
che Rolle spielen ausländische Investitionen und internationale
Investitionsabkommen? Nachhaltigkeitsrecht, 1(4), 443–451. htt-
ps://doi.org/10.33196/nr202104044301

Schäfer, M. S. (2012). „Hacktivism“? Online-Medien und Social Me-
dia als Instrumente der Klimakommunikation zivilgesellschaftlicher

Akteure. Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen, 25(2), 70–
79.

Schäfer, M. S., & Painter, J. (2020). Climate journalism in a changing
media ecosystem: Assessing the production of climate change-
related news around the world. WIREs Climate Change, 12(1).
https://doi.org/10.1002/wcc.675

Schäfer, M. S., Ivanova, A., & Schmidt, A. (2014). What drives media
attention for climate change? Explaining issue attention in Australi-
an, German and Indian print media from 1996to 2010. International
Communication Gazette, 76(2), 152–176. https://doi.org/10.1177/
1748048513504169

Schaffartzik, A., Pichler, M., Pineault, E., Wiedenhofer, D., Gross, R.,
& Haberl, H. (2021). The transformation of provisioning systems
from an integrated perspective of social metabolism and political
economy: A conceptual framework. Sustainability Science, 16(5),
1405–1421. https://doi.org/10.1007/s11625-021-00952-9

Schaffrin, A., Sewerin, S., & Seubert, S. (2015). Toward a Comparative
Measure of Climate Policy Output. Policy Studies Journal, 43(2),
257–282. https://doi.org/10.1111/psj.12095

Schalatek, L. (2012). Gender und Klimafinanzierung: Doppeltes Main-
streaming für Nachhaltige Entwicklung. In G. Çağlar, M. do Mar
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Foreword to the technical Summary

This technical summary provides an overview of the main
statements of the APCC SR Structures for Climate-Friendly
Living chapters. Based on scientific literature, the report as-
sesses different approaches for transforming structures in
order to make climate-friendly living in Austria possible and
make it permanently and quickly the new status quo.

In 2018, the United Nations Intergovernmental Panel
on Climate Change (IPCC) concluded in its special re-

port “1.5 °C Global Warming” that “unprecedented, rapid
changes of all aspects of society” are needed to achieve
the goals of the Paris Climate Agreement and to avoid cli-
mate change with catastrophic global impacts (IPCC, 2018).
As a result, human well-being and planetary health, as well
as human civilization are threatened by the climate crisis
(IPCC, 2022a, SPM-WGII).

The Austrian Panel for Climate Change (ACRP, 2019)
has commissioned an assessment report on structures for
climate-friendly living in Austria. The aim of this special re-
port is to assess the state of research and reflect on necessary
structural changes for climate-friendly living in Austria.

The focus is on (1) structures in Austria in need of change
according to the current state of research and (2) how they
need to be shaped in order to make climate-friendly living
possible and self-evident quickly and permanently. These
questions are addressed in the respective chapters based on
four sub-questions:

1. How does the literature relevant to the chapter describe
the status quo as well as current dynamics, and what spe-
cific goals and challenges arise from the climate crisis
according to the literature?

2. What changes does the literature relevant to the chapter
considered (absolutely) necessary to enable a climate-
friendly mode of living?

3. According to the literature relevant to the chapter, who or
what are the driving and inhibiting forces, structures or
actors for and against the necessary changes for climate-
friendly living? Which conflicts are mentioned?

4. What space of manoeuvre and which options for shap-
ing structures can be found in the literature relevant
to the chapter for implementing necessary changes for
a climate-friendly mode of living?

This technical summary targets the scientific community and
reproduces the report in a highly abridged form. In Part 1
of the report, the introduction explains the understanding
of basic terms and gives an overview of emission trends.
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Chap. 2 presents four perspectives for shaping structures.
Part 2 examines (after an introduction) climate-friendly liv-
ing in six different fields of action. Part 3 summarises (after
a brief overview) the analysis of twelve different structural
conditions, and Part 4 summarises current research on trans-
formation pathways as well as scenarios and systematises
approaches to shape structures along different transformation
pathways and leverage points.

Development of the report

This report is an “Assessment Report” at the interface be-
tween science and policy (Science-Policy Interface – SPI).
The aim of the Assessment Report is to summarise and eval-
uate the current state of knowledge on a specific issue and,
in addition to assessing statements on the respective topic,
identify research gaps.

The report was developed in a three-stage process, which
included peer reviews, author-, and stakeholder workshops.
The respective versions (zero-, first-, second-order drafts)
were commented and reviewed by national and international
scientists and stakeholders. The incorporation of the com-
ments was approved by review editors at the end of the
process. In total, about 160 reviewers wrote about 4000 com-
ments. The stakeholder process comprised three workshops
with more than 100 participants and decision-makers from
various sectors of society. This part of the project was car-
ried out by a separate team. The workshops aided the authors
in identifying relevant issues and thus in better contributing
to the public debate on climate-friendly living with the as-
sessment of the literature.

The special report evaluates scientific literature, whereby
research results from political science, economics and cul-
tural studies, sociology, law and other social and natural
sciences were included. The assessment of statements in
the report was made along two criteria: (1) whether the
relevant literature agrees in its assessments of a statement
(low, medium, high agreement), and (2) how extensive and
high quality the literature is (weak, medium, strong literature
base) (Fig. TS.2). In this report, the term “literature base”
is used instead of the previously used term “evidence base”,
as it is compatible with all perspectives represented in this
report. The literature base includes not only the quantity of
literature, but also assesses – in relation to the evidence base
– the quality of the respective literature. The combination
of the two criteria results in the confidence in a statement,
though confidence as such is not stated separately.

Part 1: Climate-friendly living and perspectives

Chapter 1: Introduction: Structures for
climate-friendly living

The introduction first describes the key concepts (climate-
friendly living, structures as well as the shaping of struc-
tures) that mediate between different milieus, discourses,
values and disciplines (Star & Griesemer, 1989). Further-
more, the introduction gives an overview of the role of
different social actors. This is followed by a summary of cur-
rent developments and the distribution of climate-damaging
emissions based on different measures (production-based
and consumption-based) and distributions (economic sec-
tors, goods, activities and income distribution).

Climate-friendly living, structures and shaping of
structures
The report is based on the following understanding of
climate-friendly living: Climate-friendly living permanently
ensures a climate that enables a good life within planetary
boundaries. When climate-friendly living becomes the norm,
it leads to rapid reduction of direct and indirect GHG emis-
sions and does not burden the climate in the long term.
Climate-friendly living strives to achieve a high quality of
life for all while respecting planetary boundaries. It is about
a good and safe life not only for a selected few, but for all – in
Austria and globally. In this sense, justice as well as meeting
all needs are both part of climate-friendly living. Similarly,
the relations to other social and environmental goals (e.g.,
UN Sustainable Development Goals) are essential.

In this report, structures are the framework conditions and
relations in which daily life takes place. In the literature the
concept of structure is understood and defined in different
ways; extensive and lengthy social science discussions cover
this topic (compare Archer, 1995; Bhaskar et al., 1998).
Each theory uses its own concepts and methods to identify
structures, analyse them and evaluate their effects (compare
Bhaskar et al., 1998). Generally, structures tend to be per-
manent phenomena with long-term effects. While they are
maintained by social actions, they have an independent exis-
tence, meaning that in many cases they persist independently
(e.g., regardless of whether individuals heat with gas, there
are pipelines) and are relatively stable over time. The litera-
ture on climate-friendly living contains a variety of theories
and mechanisms on how structures affect action and how
they persist and change (Røpke, 1999; Schor, 1991; Shove,
Trentmann, & Wilk, 2009; Stoddard et al., 2021). Among
other things, a distinction can be made between immaterial
(e.g., institutions, compare Gruchy, 1987; Hodgson, 1989;
Vatn, 2005) and material structures (e.g., pipelines, roads,
buildings).
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Shaping structures for climate-friendly living means tar-
geted and coordinated action oriented towards a common
good, being aware of the conflictual nature of social con-
ditions, negotiating interests and implementing changes
with democratic legitimacy. Shaping structures for climate-
friendly living presupposes the problematization of existing
structures that promote climate-damaging living and hinder
climate-friendly living (compare Chap. 2, Governance and
part 5). However, due to comprehensive challenges, con-
tinuous change, and reshaping of structures over the next
decades is necessary (IPCC, 2022b). This must include in-
tegrated measures in order to achieve the desired results
(Plank et al., 2021a). Binding decisions that actively ex-
clude any climate-damaging structures and corresponding
routines and practices are necessary (Hausknost & Haas,
2019).
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Fig. TS.2 Assessment of the state of knowledge in the assessment report (APCC, 2018). fChap. 1g

Climate policy challenges in the context of other
policy objectives
In order to achieve climate policy goals, such as the goal
of climate neutrality by 2040 set in the Austrian govern-
ment programme 2020–2024, the EU climate goals or the
GHG emission reduction pledges under the Paris Climate
Agreement, it is crucial to transform the structures in order
to favour climate-friendly living. If current emission trends
persist and comprehensive measures are disregarded, these
objectives will fail (European Environment Agency, 2019;
2022b; Kirchengast & Steininger, 2020; Tagliapietra, 2021;
Umweltbundesamt, 2020a).

In Austria in 2019 according to the territorial or
also called production-based emission perspective, around
80 megatonnes of CO2-equivalent (CO2-eq) were gener-
ated (Fig. TS.3). The peak of territorial or production-based
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emissions was around 90 megatonnes CO2-equivalent in the
mid-2010s. CO2 emissions largely mirror GHG emissions in
Austria. The ratio of consumption-based to production-based
GHG emissions has also been stable in Austria over the last
two decades.

Historically and currently occurring climate-damaging
emissions can be attributed to different societal groups or ac-
tors, depending on the accounting approach used (Steininger
et al., 2016; Williges et al., 2022, Steininger et al., 2022).
For production-based accounting, a total of 76 megatonnes of
CO2 equivalent were produced in Austria in 2014; of these,
about 20 per cent were produced directly by households,
30 per cent can be attributed to goods consumed in Aus-
tria, and 50 per cent were produced for exported goods (see
Fig. TS.3). For the end-use or so-called consumption-based
calculation, emissions in 2014 were about 112.5 mega-
tonnes CO2 equivalent and thus 47 percent higher than the
production-based emissions. About 40 megatonnes of CO2

equivalent incurred for goods that are produced and con-
sumed in Austria or are generated by direct combustion of
energy sources in households.

The method (production or consumption-based) of emis-
sions account also affects their distribution across economic
sectors, i.e. goods and services in case of consumption-
based accounting (Fig. TS.4): In terms of production-based
emissions by economic sector, about one third of emissions
occur in the manufacturing industry (25 megatonnes CO2

equivalent). More than half of these can be attributed to the

steel industry and metal processing (14 megatonnes CO2

equivalent), although the production of cement (4 mega-
tonnes CO2 equivalent) and computer and electronic prod-
ucts (4 megatonnes CO2 equivalent) also have a significant
share. Looking at consumption-based emissions by type
of goods, emissions are primarily generated in goods pro-
duction (41 megatonnes CO2 equivalent), construction and
housing (14 megatonnes CO2 equivalent), private services
(12 megatonnes CO2 equivalent), public services (9 mega-
tonnes CO2 equivalent) and transport (8 megatonnes CO2

equivalent). However, a significant part of these emissions
occurs abroad.

Household consumption accounts for almost two-thirds
(62 per cent) of Austria’s consumption-based emissions
(Nabernegg, 2021; Muñoz et al., 2020; Steininger et al.,
2018). Consumption-based emissions are also unevenly dis-
tributed among households (Ivanova et al., 2018; Wieden-
hofer et al., 2018) which can be explained by both quan-
tity and composition of demand. The income of respec-
tive households has a significant influence on the level
of emissions (Fig. TS.6b), also the spatial distribution –
consumption-based emissions in the urban hinterland are
particularly high (Munoz et al., 2020). With the analysis
of time use, the climate relevance of everyday life can be
better understood and potentials as well as limits for time-
and demand-side contributions to decarbonisation can be
analysed (Creutzig et al., 2021; Jalas & Juntunen, 2015;
Wiedenhofer et al., 2018).
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Chapter 2: Perspectives on the analysis and
Shaping of structures for climate-friendly living

Chap. 2 systematises theories widely used in the social sci-
ences, which analyse and shape structures of climate-friendly
living along four perspectives. The chapter aims to make
readers of the report aware of the fundamentally different
approaches researchers use to analyse structures of climate-
friendly living. This is important to understand that there is
never only one, but always several perspectives on structures
of climate-friendly living. This helps to grasp the complex-
ity of the social sciences and thus the complexity of the task
– to shape structures for climate-friendly living. Acknowl-
edging different approaches also means developing a better
understanding of conflicting problem diagnoses, goal hori-
zons and options for shaping and – ideally – being able to
deal with them.

Problem diagnoses, target horizons and design options
with regard to the climate crisis are diverse, yet four main
perspectives can be identified against the background of
economic, social and cultural science debates: Market, Inno-
vation, Provision and Society-Nature perspectives (medium
agreement, strong literature base). There are no theories,
models and heuristics that adequately capture all dimen-
sions of change towards structures of climate-friendly living
as well as their counterparts. However, in recent years,
numerous social science approaches have opened up for
the analysis of climate-unfriendly living (especially prac-
tice theory, innovation theories and theories of provisioning
systems) and for questions of actively shaping structures
for climate-friendly living. Therefore, the report offers the
chance to juxtapose scientific findings from different dis-
ciplines with different foci, assumptions, tools and values.
In this way, many dimensions of structures of climate-
unfriendly living, as well as their transformation, can be
captured.

Market perspective
From a Market perspective, price signals that encourage
climate-friendly consumption and investment decisions are
central to climate-friendly living. If there are appropriate
framework conditions that regulate markets in a climate-
friendly way, then the polluter pays principle and true costs
contribute to decarbonisation (high agreement, strong litera-
ture base).

In this perspective, design as coordinated action is the
setting of climate-friendly economic policy framework con-
ditions, especially through incentive systems (Baumol &
Oates, 1975). Research in behavioural economics also em-
phasises the importance of suitable framework conditions,
i.e., structures for climate-friendly choices. These should
provide incentives for changes in the direction of climate-
friendly living by making lower-emission behaviour more
preferable (Thaler & Sunstein, 2008) or by establishing this
as the initial state (“default”) in the first place.

Further changes in the framework conditions therefore
result from altered choice architectures (including bans)
changing the availability and hierarchy of options (e.g.,
through longer-term phase-out plans for fossil products or
production). The approaches of behavioural economics in-
creasingly complement the rational choice model, where the
fully informed “homo economicus” is replaced by people
with values and habits who include environmental knowl-
edge in their calculations of costs and benefits (Daube &
Ulph, 2016).

All this leads to less clear predictions about market out-
comes. Calls for sustainable consumption as a core compo-
nent of climate-friendly living are based on this perspective,
as are calls for the internalisation of external effects and for
an eco-social tax reform (“to get the prices right”) (see Ak-
erlof et al. (2019) on CO2 pricing).

Studies also show that decarbonisation occurs through the
substitution of climate-damaging technologies and macroe-



110 Technical Summary

CBE: Imports (EU) CBE: Imports (non-EU)PBE: Exports

CBE: Domestic production (AUT)PBE: Domestic demand

Service

Public services

Commerce

Construction and housing

Energie & water supply

Computer & electronic products

Production of goods

Steel industrie and metal

Cement industry

Mining

Agriculture, forestry & fishing

Emissions, production-based (PBE) 2014 
[Mt CO2eq/Year]

0 5 10 15 20 25 30 35 0 5 10 15 20 25 30 35

Emissions, consumption-based (CBE) 2014 
[Mt CO2eq/Year]

Mobility

Fig. TS.5 Climate-damaging emissions by economic sector in Austria. Left Production-based emissions (Austrian demand and export).
Right Consumption-based emissions by sector (Austrian production, EU imports, non-EU imports). (Nabernegg et al., 2023, Steininger et al.,
2018). fChap. 1g

conomic efficiency improvements as soon as investments in
lower-emission technologies and change in consumption pat-
terns are beneficial for individual decision-makers (Kaufman
et al., 2020). According to this perspective, correct pric-
ing also enables decoupling CO2 emissions and economic
growth.

Innovation perspective
The Innovation perspective focuses on the impact of dif-
ferent forms of innovation and their application on social
and economic practices and thus on the environment, on
climate (un)friendly living and economic activity. Focusing
on socio-technical renewal of production and consumption
systems (food, mobility, energy, housing, etc . . . ), differ-
ent approaches examine how (radical) innovations affect
structures, how innovation systems enable innovations for
sustainable development, and how innovations affect social
and economic practices and associated environmental im-

pacts (Avelino et al., 2017; Kivimaa et al., 2021; Köhler
et al., 2019; Shove & Walker, 2014).

Leverage points of the Innovation perspective are in-
novation theories and theories of technological change:
techno-economic paradigm shifts, technological or socio-
technical system innovations, radical and incremental in-
novation and also actor-network theory (Dosi et al., 1988;
Freeman & Perez, 2000; Köhler, 2012; Köhler et al., 2019;
Latour, 2019; Malerba & Orsenigo, 1995). In light of to-
day’s societal challenges, scientific discourse is shifting from
an almost exclusive emphasis on economic goals towards
a normative orientation in line with the UN Sustainable
Development Goals (Daimer et al., 2012; Diercks et al.,
2019).

This perspective includes approaches to technological,
entrepreneurial, organisational, product, process, marketing
and system innovation as well as social, environmental, sus-
tainability innovation and exnovation. The latter is a special
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Fig. TS.6 Consumption-based CO2 emissions of Austria. a Distribu-
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(Muñoz et al., 2020). In the used data set emissions from global Landuse
are under-reported, hence the climate-relevance of food and bioenergy
are underestimated. fChap. 1g

case as it focuses less on creating something new but on end-
ing unsustainable solutions (Arnold et al., 2015).

Innovations serve not only entrepreneurial but also soci-
etal interests. They contribute to overcoming climate crisis if
they improve the framework conditions for climate-friendly
living and lead to sustainable economic and social prac-
tices. Innovation has the potential – intentionally or unin-
tentionally – to change price structures, market structures,
infrastructures, actor constellations, governance structures,
organisational structures or entire socio-technical production
and consumption systems (see part 5).

In the innovation perspective, shaping means consciously
bringing about change through innovation (Godin, 2015).
In particular, it is argued that both socio-technical or social
innovations, legal frameworks and infrastructures (Bolton
& Foxon, 2015), actor networks (Latour, 2019), gover-
nance processes (Köhler et al., 2019) and mental models
such as images of the future (Grin et al., 2011; Schot &
Steinmueller, 2018) can be shaped sustainably. In order to
create structures and processes for change, new governance
mechanisms (Köhler et al., 2019) are needed from an In-
novation perspective that enable coordinated action across
and between several administrative levels and involve actor
groups and actor networks of production and consumption
systems (e.g., through participation processes, roadmap-
ping).

Provisioning perspective
From a Provisioning perspective, provisioning systems that
facilitate sufficiency and resilience practices and forms of
life, and thus make them the new status quo, are central
to climate-friendly living. The Provisioning perspective is
based on a broad understanding of economics, according to

which economics concerns the joint organisation of liveli-
hoods (Polanyi, 1944).

As theories of the Provisioning perspective combine ma-
terial and cultural dimensions (Bayliss & Fine, 2020), social
metabolisms with political economy approaches (Schaf-
fartzik et al., 2021), and biophysical with social processes
(O’Neill et al., 2018; Plank et al., 2021a), they create knowl-
edge about the social (e.g., inequality, exclusion) and ecolog-
ical (e.g., in terms of CO2 emissions, land use and biodiver-
sity) consequences of prevailing modes of providing certain
goods and services. The aim is to ensure that long-term cli-
mate change mitigation and adaptation are compatible with
securing basic services, i.e., the universal satisfaction of hu-
man needs, and protection against natural hazards (Jones
et al., 2014; Mechler & Aerts, 2014; Schinko, Mechler, &
Hochrainer-Stigler, 2017).

Due to their legal competence and resource endowment,
public actors are essential for shaping services of general
interest, climate protection and climate change adaptation.
Important actors from this perspective are therefore political
decision-makers who set the rules for provision in a polit-
ical terrain, as well as public institutions, administrations
and (public) companies developing climate-friendly business
models or actively engaging in basic services and the social
economy. If public institutions and other actors permanently
change infrastructures, institutions and legal regulations,
climate-friendly habits can take hold more quickly (high
agreement, medium literature base).

Necessary changes to make climate-friendly practices
commonplace include creating and promoting provision-
ing systems that encourage collective consumption (FEC,
2018), and making climate-friendly practices legally possi-
ble, culturally acceptable and economically affordable, e.g.,
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decarbonised public mobility system for urban and rural ar-
eas (ILA Collective et al., 2017).

Following the Provisioning perspective, services of gen-
eral interest (Krisch et al., 2020; Vogel et al., 2021), the
foundational economy (FEC, 2020), universal basic services
(Coote & Percy, 2020) and social-ecological infrastructures
(Novy, 2019; Armutskonferenz et al., 2021) need to be
strengthened and made more climate-friendly, while unsus-
tainable infrastructures and economic sectors need to be
deconstructed (Millward-Hopkins et al., 2020; O’Neill et al.,
2018).

Society-Nature perspective
From the Society-Nature perspective, knowledge about key
drivers of the climate crisis (e.g., human-nature dualisms,
capital accumulation, social inequality) is essential for
climate-friendly living. Theories in the Society-Nature per-
spective do not consider the social and (biophysical) nature
as independent from each other, but as closely intertwined
(Becker & Jahn, 2006; Brand, 2017; Foster, 1999; Görg,
1999; Haberl et al., 2016; MacGregor, 2021; Oksala, 2018;
Pichler et al., 2017).

This perspective highlights that every challenge has social
and biophysical implications (e.g., agricultural land becomes
built environment). Conversely, it emphasises that biophysi-
cal nature also affects society (e.g., flood events are favoured
by certain forms of development such as land sealing and un-
dermine everyday actions). The structures made visible by
the Society-Nature perspective include traditional ways of
thinking embedded in science, but also in everyday life (e.g.,
disciplinary separation of the natural and social sciences,
solving the climate crisis through technology, etc.) and eco-
nomic logics and principles of order that underlie modern,
capitalist societies (e.g., compulsion to grow including ex-
ploitation of nature and social inequality, modern institutions
such as statehood, individualistic understanding of freedom,
etc.).

The relevance of the Society-Nature perspective for de-
signing climate-friendly structures lies in the analysis and
assessment of conditions and solutions offered, especially
with regard to their implications and scope (Becker & Jahn,
2006; Fischer-Kowalski & Erb, 2016; Fraser, 2014; Görg,
2011; McNeill, 2000; McNeill & Engelke, 2016). It also
has the potential to increase the reflexivity of actors (see
e.g., Bashkar, 2010), specifically with regard to deep-seated
drivers of the climate crisis.

The term “society” is often equated with civil society
in everyday life, but the Society-Nature perspective is not
limited to civil society in this report, but also includes
science, public institutions (government, administration, leg-
islature) and political parties. Knowledge production, medi-

alisation, problematisation and protest, ecotopias, but also
law are instruments for shaping climate-friendly struc-
tures; however, they often evoke strong resistance (Brand,
2017).

Only if climate policies also reflect their relationship to
drivers of the climate crisis (e.g., capital accumulation,West-
ern domination of nature) it is possible to deal with the
climate crisis subtantially (high agreement, medium litera-
ture base).

Perspectivism to analyse structures
This report relies on perspectivism to consider current
challenges in their diversity with regard to problem di-
agnoses of climate-unfriendly structures as well as target
horizons and design options of transformation paths. We
thus acknowledge that cognition is always dependent on
frames of reference (such as market logics, innovation dis-
courses, socio-theoretical discourses) (Giere, 2006; Sass,
2019).

If only one perspective is taken as a leverage point (e.g.,
the one that is most socially compatible which is currently
the Market perspective), then only certain problem diag-
noses, target horizons and design options are considered
(medium agreement, medium literature base). Each of the
four perspectives has strengths and weaknesses, which must
be recognised and named.

All four perspectives address structures. One of the
strengths of the Market perspective is that it is particularly
socially compatible due to the prominence of market log-
ics. One of its weaknesses is its insufficient theorizing of
individual behavior and strong focus on pricing. From a Pro-
visioning and a Society-Nature perspective, on the other
hand, both the focus on the individual and on market logics
are drivers of the climate crisis rather than feasible solu-
tions (Pirgmaier & Steinberger, 2019). One of the strengths
of the Innovation perspective presented in this report is that
it understands the concept of innovation as neither purely
technological nor primarily market-oriented, but always con-
siders innovations according to their social-ecological added
value. One of its weaknesses is that it makes few clear state-
ments about who and how decisions about the success or
failure of innovations are made. The fact that the latter is
always (also) a political process is only partially taken into
account.

The following applies to shaping climate-friendly living:
If several perspectives are taken into account, then the prob-
ability is highest that problem diagnoses, target horizons and
design options can be understood in a differentiated manner,
informed priorities can be set and incompatibilities as well
as synergies can be identified (high agreement, medium lit-
erature base).
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Part 2: Fields of action

Chapter 3: Overview fields of action

In order to achieve the climate goals agreed in Paris, changes
are needed in people’s everyday lives and in their daily be-
haviour. These changes cannot be triggered primarily by ap-
peals to individual responsibility. Rather, adequate structures
such as regulation, fiscal incentives, infrastructural changes
and bans are needed to limit activities with high emissions
or increase those with low emissions. Climate-friendly struc-
tures are needed to make climate-friendly actions easier to
integrate into everyday life and to provide an attractive al-
ternative to existing unsustainable practices (high consensus,
strong literature base).

Part 2 provides a comprehensive overview of all areas of
life by analysing the climate impacts of different fields of ac-
tion. The climate impacts in the areas of housing, mobility
and nutrition as well as for the fields of action of paid em-
ployment, provision, care and nursing work and the freely
available time for recreation and social activities are exam-
ined. Individualistic and rationalistic theories of action focus
on the behaviour of autonomous and constantly deliberat-
ing individuals. However, research approaches that focus on
practices are gaining relevance (Røpke, 2015). Practices are
more than daily routines. They are shaped by competence
(ability e.g.: How do I borrow a book?), possibility (exist-
ing structure, e.g., public library, affordable and accessible)
and the meaning to carry them out (time well-wealth, time
sovereignty) (compare provision perspective in Chap. 2).

Currently, structures exist that prevent people at differ-
ent levels from living in accordance with climate policy
goals. Therefore, it is not enough to remove individual bar-
riers. Shaping structures requires changing the structural
contexts (both inhibiting and facilitating factors) within in-
dividual fields of action (high agreement, strong literature
base). The coordination of measures between fields of action
is crucial for successfully design structures. This requires an
integrative and systemic approach to define framework con-
ditions for individual behaviour. Conflicting measures that
create conflicts or disadvantages in one or more fields of
action jeopardise the achievement of climate policy goals.
For example, it is not enough to simply improve the spatial
infrastructure. In order to facilitate the switch from individ-
ual transport to public transport, the spatial distribution of
mobility goals and the time economy in everyday life and
of different mobility modes must also be taken into account
(high agreement, strong literature base).

Different population groups (by gender, age, income) are
affected differently by climate change and contribute to cli-
mate change to different extents through their GHG emitting
activities. A good life for all can only be made possible if

measures are taken to minimise inequalities. Redesigning
time structures is central to this (high agreement, strong lit-
erature base). Calculating carbon footprints per daily activity
enables the analysis of differences in population groups and
per field of action (Smetschka et al., 2019) (Table TS.1).
The personal time spent caring for oneself is relatively low-
carbon, while both household and leisure activities show
large differences in terms of CO2 footprint per hour. The tra-
ditional gender division of labour shapes women’s and men’s
time use patterns, which affect their CO2 footprints.

A systematic review summarised the international emis-
sion avoidance and reduction potential of 60 consumption
options from primary studies and several reviews from differ-
ent countries (Ivanova et al., 2020) (Fig. TS.7). All options
include both direct and indirect emissions in the production
and provision of goods and services (“footprint”).

It can be seen that a few options in the areas of mobility,
food and housing have very high to medium potentials. Clas-
sic “environmentally friendly behaviour”, such as separating
waste, using less paper or optimising the use of household
appliances, show rather low avoidance potentials when com-
pared to, for example, using self-produced green electricity
or giving up pets. The mobility sector shows the greatest
potential for emission reductions, especially giving up the
car, followed by switching to electric mobility and avoid-
ing long-distance flights. Both automobility and air travel
increase strongly with higher income. Therefore, the design
of these mobility options is particularly important in a rich
country like Austria. In the area of nutrition, the advantages
of vegan to vegetarian diets or a very strong reduction of
meat consumption are clearly evident. In the area of hous-
ing, investments in the expansion of renewable energies show
the greatest potential, followed by the renovation and refur-
bishment of residential buildings, where again framework
conditions and standards are decisive.

For consumption options with high avoidance potential,
structural measures are necessary that remove infrastructural,
institutional and behavioural barriers so that the realisation
of avoidance potential is structurally enabled and preferred
(Ivanova et al., 2020). Achieving good living with a high
quality of life and less need for resources must start in all
fields of action. The different ways to achieve this are, for
example, concepts of using instead of owning or repairing in-
stead of throwing away and focus on sharing services instead
of accumulating material and waste (high agreement, strong
literature base): Public awareness of the need for comprehen-
sive climate policy measures is increasing. An active public
debate, civil society movements as well as education and
consciousness raising form the basis of a democratic public
sphere as a prerequisite and goal of a climate-just transfor-
mation. It can be assumed that climate policy is a concern
with a high level of acceptance, for which a large part of the
population can be won over to the climate policy transfor-
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Fig. TS.7 The international emission avoidance and reduction potentials of 60 consumption options. Own representation adapted from Ivanova
et al. (2020). fChap. 3g
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Table TS.1 Systems, time categories, activities and CO2 footprint according to functional time use analysis. (Own representation according to
Ringhofer & Fischer-Kowalski (2016); Wiedenhofer et al. (2018)). fChap. 3g
Re-/production in system Category of functional time-

use
Entails the these activites in
time-use studies

And CO2e-Footprint of . . .
(examples)

% CO2e-
footprint
household

Person Personal time Sleeping, eating, personal
care

Food, warm water, heating,
hygiene products

39%

Household Locked time Household work, provision-
ing for other people

Cooking, loundry, cleaning,
furniture, repairs

14%

Economy Contractual time Wage-labour, education In wage-labour good and
services are produced as
well as income is created,
that finance and enable other
activities

–

Community Free-time Freetime, recreation Culture, entertainment, sport,
hobbies, . . .

31%

Mobility
This time allows for other activities that people do in
different places

Different types of mobility Direct emissions of fuels, and
indirekt emissions from pro-
duction of means of transport
and infrastructure

16%

mation. For a high acceptance and positive climate impact,
it is crucial that this transformation does not create any new
inequalities or that disadvantages and losses for some parts
of the population are compensated accordingly by (social)
policies (high agreement, strong literature base).

Chapter 4: Housing

In order to understand the structures of climate-friendly
housing, an integrative view of the Austrian housing system
is helpful. This includes all actors, activities and structural
conditions involved in the field of housing, from land use
and production to use and recycling. In the following, the lit-
erature on climate-friendly housing is presented along these
dimensions.

Housing as a basic and existential need is an activity that
extends beyond one’s own living space into the neighbour-
hood and open spaces. It consists of a multiple network of
relationships between ecological, economic, social and cul-
tural aspects. Residential buildings comprise 82 per cent of
the total Austrian building stock (Statistik Austria, 2019c).
Of these, 65.8 per cent are single-family houses (Statis-
tik Austria, 2013). In 2019, the buildings sector produced
around 8.1 million tonnes of GHG emissions in operation
alone, which corresponds to a share of the buildings sector
operation of 10.2 per cent of all GHG emissions in Austria
in 2019 (Umweltbundesamt, 2021c), with residential build-
ings dominating in this with a share of 8.2 per cent (Statistik
Austria, 2019c). A reduction in GHG emissions from the
operation of buildings was observed from 1990 to 2014, al-
though these emissions increased again between 2014 and
2017 (Umweltbundesamt, 2021c).

The average living space per person in a main residence
in Austria is 45.3m2 per person, in Vienna it is 36.1m2 per
person, in Burgenland 54m2 per person (Statistik Austria,
2019c). The increase in land consumption for residential and
commercial areas is 23 km2 in Austria in 2020 (Umweltbun-
desamt, 2021a). Vacancy plays a central role in avoiding land
consumption in the residential sector. However, a complete
and comprehensive vacancy survey for Austria is currently
not available (Schneider, 2019) (high agreement, weak liter-
ature base).

Compared to housing estates and multi-storey residential
buildings, single-family houses have a significantly worse
balance. Grey emissions, i.e., the total energy required for the
production, installation and demolition of structural building
elements, but also vacancies play a major role here. The con-
tinued use of vacancies could help to curb the construction of
new single-family houses, which as a form of housing have
the highest land consumption and go hand in hand with the
provision of extensive infrastructure investments (especially
in the area of transport). In addition, it is a matter of mak-
ing the building volume more energy-efficient. In Vorarlberg,
for example, refurbishment in the form of energy-efficient
building upgrades with ecological materials could reduce the
global warming potential of buildings from the 1970s by
72 per cent compared to pure maintenance without thermal
refurbishment (Energieinstitut Vorarlberg, 2020). However,
the renovation rate has declined by a quarter across Austria
since 2010 (Global 2000, 2021; IIBW, Umweltbundesamt,
2020) (high agreement, strong literature base). The switch to
renewable energy in the residential sector is poor, with the re-
newable share of district heating generation and consumption
in 2018 at only 48 per cent (Umweltbundesamt, 2022) (high
agreement, medium literature base). New technical solutions
are easier to implement in new buildings, but there should be
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a clear focus on the existing stock and its retrofitting (Amann
& Mundt, 2019).

Due to federalism, knowledge and responsibilities of
decision-making are fragmented in housing construction
in Austria. Minimum standards for residential construction
(e.g., green space factor, sealing factor, energy efficiency
standards, etc.) are mainly set by the building regulations
of the nine states (Länder). Since 2021, all residential build-
ings must meet the minimum requirement for a low-energy
building as defined in the EU Buildings Directive (Article 2,
Clause 2 of Directive 2010/31/EU). Housing subsidies are
regulated at the state level according to the Austrian federal
distribution of competences. Building permit procedures are
enforced at the municipal level.

The greening of the residential construction sector con-
cerns both building biology (e.g., toxins in building mate-
rials) and building ecology (land, resource and energy con-
sumption in construction, ongoing operation and recycling).
An important goal is to promote the certification of ecolog-
ical building materials. The use of new – partly low-tech,
insofar old – construction methods is often hindered by cost-
intensive approval and testing procedures. When resources
are lacking to initiate testing processes for alternative build-
ing materials and elements, the use of industrial products be-
comes entrenched regardless of the ecological qualities and
benefits of alternative building materials (Bauer, 2015; Rein-
hardt et al., 2019) (high agreement, medium literature base).
In the context of social-ecological construction, urban min-
ing increases resource efficiency and promotes a recovery of
secondary raw materials. This reduces the consumption of
primary raw materials and enables to a large extent inde-
pendence from imports; also using resource inventories to
identify anthropogenic stockpiles (Allesch et al., 2019; Kral
et al., 2018) (high agreement, medium literature base). The
use of recycled building materials and material-conscious
design enables circular construction (Kakkos et al., 2020;
Brunner, 2011) (high agreement, low literature base).

In the currently dominant market-based system, sufficient
housing supply for lower and middle income groups in ur-
ban regions is becoming increasingly difficult (Kadi et al.,
2020) (high agreement, low literature base). The lower and
middle income groups can hardly contribute to a climate-
friendly society, as they have to rely on cheaper housing
with poorer construction quality and therefore poorer en-
ergy efficiency in low-supply neighbourhoods (Weißermel
& Wehrhahn, 2020) (high agreement, low literature base).
Around 20 per cent of all Austrians and around 45 per
cent of Viennese live in a municipal or cooperative flat to-
day (Schwarzbauer et al., 2019; Van-Hametner et al., 2019).
The privatisation or capitalisation of formerly public and/or
non-profit assets of the housing sector bears the risk of play-
ing off social concerns against climate protection and other
ecological concerns (Weißermel & Wehrhahn, 2020) (high

agreement, low literature base). The most recent surveys on
Austria from 2016 put the number of households affected
by energy poverty at 117,100. Representatives of the Aus-
trian Anti Poverty Network assume much higher numbers
(Armutskonferenz, 2019, 2020) (high agreement, strong lit-
erature base).

There is potential in the binding coordination and co-
operation of urban and rural regional planning. A major
barrier is the competence of mayors as building authorities
of first instance. Currently, there is no national monitoring
system to record all thermal-energy relevant renovation ac-
tivities (Umweltbundesamt, 2020a) (high agreement, strong
literature base). There is a need to merge responsibilities
at the federal level in the form of a national coordination
and monitoring body for housing. Responsibilities would
be the establishment of housing research that, among other
things, develops an Austrian model of housing and examines
the social conditions and possibilities for housing supply as
well as future-oriented, sustainable and socially just forms
of housing, and pushes for a stronger earmarking of hous-
ing subsidies to ecological and social requirements by means
of object subsidies (Alliance of Sustainable Universities,
2021) (high agreement, strong literature base). An area-wide
vacancy survey is important for a resource-saving housing
policy. Activation and mobilisation of existing housing stock
should be prioritised over new construction (Koch, 2020)
(high agreement, low literature base).

Activating and making the housing stock more attractive
reduces new construction activities and prevents the further
expansion of settlement areas in the form of increasing soil
sealing. These climate-friendly potentials can unfold through
preserving, repairing and rethinking cross-urban approaches
and public welfare-oriented cooperation as well as participa-
tion concepts in combination with life cycle considerations
and circular, ecological use of materials (Ebinger et al., 2001)
(high agreement, low literature base). The refurbishment of
private rental housing could be supported by a shortened tax
deduction of refurbishment costs or alternatively with invest-
ment premiums (Amann, 2019). Low-income earners can be
offered the alternative of claiming a negative tax. With the
increased focus on the existing stock and thus on renova-
tions, a shift in the professional-technical as well as in the
craft sector of the construction industry will begin, includ-
ing adequate instruments for retraining as well as related
support mechanisms, as well as a shift in economic perfor-
mance. This also requires better pay and higher social status
for construction workers (Amann, 2019) (high agreement,
low literature base).

Detaching housing provision from the logics of the mar-
ket (decommodification) requires small-scale mapping of
the territorial distribution and price development of existing
housing. Availability of communal land and housing stock
is particularly important for this, which is why a decom-
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Fig. TS.8 Component decomposition of carbon dioxide emissions from private households. (Federal Environment Agency, 2019a). fChap. 4g

modification policy with such a goal cannot be limited to
housing alone, but must also include land as a finite resource.
Non-profit forms of organisation are called for to further de-
velop land allocation for housing purposes (Kaltenbrunner &
Schnur, 2014) (high agreement, low literature base). Instru-
ments such as temporary dedication, re-dedication, expropri-
ation, building land reallocation or the municipality’s right of
first refusal are also mentioned (ÖROK, 2017) (high agree-
ment, strong literature base). In the province of Salzburg,
active land policy is pursued by means of reserved areas “to
secure land for the construction of subsidised rental, hire-
purchase or owner-occupied flats” (Land Salzburg, 2008) and
in Tyrol by means of “reserved areas for subsidised housing”
(Land Tyrol, 2016). In order to enable decarbonised, social-
ecologically just housing construction in the sense of the
common good, it is above all necessary to regain more scope
for disposal and action for public and municipal authorities.
Similarly, alternative housing concepts, e.g., in the form of
cohousing, eco-villages, Mietshäusersyndikat, etc., can pro-
mote novel and inclusive approaches in economic, ecological
and social terms for general housing (Lang & Stoeger, 2018;

Höflehner, Höflehner, 2019; Jany, 2019; van Bortel & Gruis,
2019) (high agreement, strong literature base).

Chapter 5: Food

In order to understand the structures of climate-friendly nu-
trition, it is helpful to take an integrative view of food
systems. This includes all actors, activities and structural
conditions involved in nutrition, from production to food
waste. In the following, the literature on climate-friendly
food is reviewed along these dimensions.

Worldwide, food systems are responsible for about one
third of all anthropogenic GHG emissions; one third each
is accounted for by land use changes, direct emissions from
agriculture and the further processes of the food system up
to disposal (Crippa et al., 2021). A cross-sectoral analysis
attributes around 10 percent of all Austrian GHG emissions
to agriculture (Umweltbundesamt, 2021c). Since 1990, GHG
emissions from agriculture have been reduced by 14.3 per-
cent due to more efficent fertiliser use and a decrease in
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livestock (Umweltbundesamt, 2021c). In recent years, how-
ever, they have remained constant. A further reduction of
GHG emissions in agriculture is not a priority on the political
agenda. Measures are only insufficiently implemented.

From a scientific point of view, animal husbandry holds
great emission reduction potential (IPES, 2019; SAPEA,
2020) (high agreement, strong literature base). In Austria,
this potential is not addressed in agricultural policy. With re-
gard to food consumption, research points to high synergies
between climate protection and health goals in the case of
a reduction in the consumption of animal products (APCC,
2018; Willett et al., 2019) (high agreement, strong literature
base). However, the potential for reducing the consumption
of animal products has so far been ignored in climate change
strategies. Dietary practices reflect social inequality struc-
tures. There is also high potential for reducing greenhouse
gas emissions by avoiding food waste (IPES, 2019; SAPEA,
2020). If this is to be realised, actors along the entire value
chain must be held responsible (high agreement, strong liter-
ature base).

Processing and retail are important parts of the value chain
in terms of climate policy. Characterised by a very high level
of concentration, food retailing has expanded the range of
climate-friendly products on the market, but this does not
mean that climate-damaging structures in the food system are
being dismantled. Political regulations of the retail sector have
so far been limited to measures of low effectiveness. Alterna-
tive distribution channels beyond the supermarkets are offered
in the form of direct marketing practices by farmers, which
are widespread in Austria. These can contribute to reducing
transport-related GHG emissions by shortening the distances
between production and consumption and by designing logis-
tics in a climate-friendly way. However, the climate relevance
of “food miles” is often overestimated (Enthoven & Van den
Broeck, 2021; Paciarotti & Torregiani, 2021). Organic food
production is often associated with climate friendliness in
the public perception. Nevertheless, studies here provide very
context-specific results (Seufert & Ramankutty, 2017) (low
agreement, weak literature base). Due to the lower yields per
hectare in organic farming, expansion potentials in organic
farming for a more climate-friendly diet are often linked to
a simultaneous reduction in the consumption of animal prod-
ucts (e.g., Hörtenhuber et al., 2010; Niggli, 2021; Schlatzer
et al., 2017; Theurl et al., 2020).

Necessary changes, barriers and conflicts in the field of
climate-friendly nutrition are primarily expressed in four
fields: (1) in the contested transformation of policy areas,
(2) in the conflict topic of meat, (3) in labour conflicts and
(4) in conflicting forms of knowledge. First, an integrative
food policy geared towards climate goals is called for by
civil society actors and academia; this can combine different
policy areas such as climate, environmental and health poli-
cies (APCC, 2018; IPES, 2019) (high agreement, medium

literature base). It conflicts with interests of agrarian ad-
vocacy, agri-food industry and trade, which predominantly
want to maintain the status quo of the current trade system,
as well as with the current design of the European Union’s
Common Agricultural Policy (Nischwitz et al., 2018). Sec-
ondly, our economic system pushes production, processing,
consumption and a comparatively low appreciation of an-
imal products, as it is based on providing cheap products
and exporting them (Plank et al., 2021c). This is culturally
supported by routines. For example, meat is seen as essen-
tial (Oleschuk et al., 2019) and lack of time contributes to
food waste (Devaney & Davies, 2017; Plank et al., 2020b)
(high agreement, strong literature base). Thirdly, labour con-
flicts are visible in the field of harvesting, the processing
industry, supermarkets and food delivery, as well as through
farm abandonment, which calls for the valorisation of human
labour to ensure the social dimension of climate-friendly
structures (Behr, 2013; Möhrs et al., 2013) (high agreement,
medium literature base). Finally, research questions do not
address the realities of farmers’ lives (Laborde et al., 2020;
Nature, 2020). Important research gaps are evident in the role
of the processing industry, agriculture, upstream agribusiness
and food retailing. These need to be better addressed in future
research on the provision of structures for climate-friendly
living in order to be able to make more concrete statements
about their responsibilities (medium agreement, low litera-
ture base).

Transition paths towards a climate-friendly food system
are controversially and often simplistically discussed in di-
chotomous terms: “bioeconomy” versus social-ecological
transformation of production and consumption practices in
an “ecoeconomy” (Ermann et al., 2018; Horlings & Mars-
den, 2011); agroecological versus industrial systems (IPES,
2016); food as a commodity versus food as a common good
or human right (Jackson et al., 2021; SAPEA, 2020) (low
agreement, weak literature base). Although such an either-
or perspective may be analytically useful, change processes
can gain from a “both/and” approach: technical AND social
innovations, agro-ecological AND industrial approaches,
centralised AND decentralised approaches, production-side
AND consumption-side measures (Ermann et al., 2018). Re-
duction targets could be pushed through higher prices (e.g.,
local feeding or full pasture, higher animal welfare stan-
dards, organic) or taxes on climate-damaging foods such as
meat. These would hit socially disadvantaged groups harder.
However, there are great synergies here with health goals,
as socially disadvantaged groups in particular are dispropor-
tionately affected by the diet-related health consequences of
current dietary patterns with high meat content and highly
processed foods (Brunner, 2020; Fekete & Weyers, 2016).

Climate-friendly nutrition aims at socially inclusive,
inequality-reducing diets. The acceptance of changes to-
wards a climate-friendly agri-food policy depends not least
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on an effective social policy and a balancing of territorial im-
balances between urban and rural areas or agricultural areas
with favourable or unfavourable conditions (SAPEA, 2020).
A nutritional turnaround can be supported by more trans-
parency regarding origin, environmental and animal welfare
standards as well as legal restrictions on advertising or pro-
motional offers for climate-damaging and unhealthy foods,
as well as by expanded access to knowledge, for example
through direct interactions between consumers and produc-
ers (Ermann et al., 2018; IPES, 2019; SAPEA, 2020). In
public discourse, the linear, fossil fuel-driven production
model of cheap mass-produced goods could be replaced
by a circular economy with a focus on quality, waste re-
duction, nutrient cycling and carbon sequestration (SAPEA,
2020). Climate-related standards in trade agreements, effec-
tive emissions trading and international CO2 pricing (includ-
ing a carbon boarder tax adjustment) support national efforts
(European Commission, 2020b; SAPEA, 2020). Climate-
friendly and circular agri-food systems open up new business
models and investment opportunities, for example in con-
nection with the use of food waste, carbon sequestration,
biorefineries, biofertilisers or bioenergy (European Commis-
sion, 2020b; Hörtenhuber et al., 2019; Zoboli et al., 2016). In
order to be able to react flexibly to the uncertainties – inher-
ent in the food system – adaptive, inclusive and cross-sectoral
approaches that rely on decentralised self-organisation, en-
trepreneurship and social learning and are strongly promoted
by governmental and financial policy incentives seem to be
particularly promising (IPES, 2016, 2019; SAPEA, 2020)
(high agreement, medium literature base). As technological
innovations with a focus on eco-efficiency are not sufficient
to achieve climate and environmental goals, these should be
complemented by sufficiency approaches and measures to re-
duce energy and material turnover (Haberl et al., 2011, 2020;
Theurl et al., 2020) (high agreement, low literature base).

Chapter 6: Mobility

In order to understand the structures of climate-friendly
mobility, an integrative perspective on mobility systems is
necessary. In the following, the literature on climate-friendly
mobility, the actors involved and structural conditions is re-
viewed.

Transport and mobility is one of the biggest challenges
both for Austria and globally in achieving climate goals
(EASAC, 2019; Kurzweil et al., 2019) (high agreement,
strong literature base). GHG emissions from the transport
sector account for over 30 per cent of total emissions in
Austria. In 2019, these reached 24.0 megatonnes CO2 equiv-
alent in road transport, caused by the increase in mileage (see
Fig. TS.9).

In addition, there are around 3.0 megatonnes of CO2 due
to international air traffic (high agreement, strong literature
base). The number of car trips and the degree of motorisation
in Austria also continue to increase. The modal split share for
car trips increased from 42 per cent in 1983 to 51 per cent in
1995 (Sammer, 1990; Herry et al., 2012) and to 58 per cent
in 2014 (Follmer et al., 2016). The level of motorisation in-
creased by more than 10 per cent between 2000 and 2019
to 562 cars per 1000 inhabitants (Statistik Austria, 2019a,
2019b). Energy use in transport (including fuel export in
tanks, i.e., when trucks in particular tend to refuel in Austria
due to the comparatively lower fuel prices in international
transit) amounted to 401 petajoules (PJ) in 2018 and doubled
compared to 1990 (Statistik Austria, 2021). 90 per cent of
energy use is based on fossil fuels. Transport performance
(= “transport expenditure”) in passenger transport across all
transport modes increased from 76.7 billion to 115.3 billion
passenger kilometres (+50 per cent) between 1990 and 2019
(Anderl et al., 2021). Between 2000 and 2017, passenger
transport in Austria grew by around 23 per cent, more than
twice as fast as the population in the same period (Anderl
et al., 2020). At the same time, the average occupancy rate
across all routes for passenger cars fell from 1.40 to 1.14 per-
sons per car since 1990 (Anderl et al., 2021) (high agreement,
strong literature base).

In freight transport, transport performance is closely
linked to economic performance and increased by 149 per-
cent between the years 1990 and 2018 to 84.3 billion
tonne-kilometres (tkm); 73 percent of transport performance
was provided via road in 2019 (Anderl et al., 2021). Do-
mestic truck mileage (light and heavy commercial vehicles)
increased by about 91 per cent since 1990, and transport per-
formance (in tkm) by 168 per cent (Anderl et al., 2020). In
the same period, the relative share of rail in modal split of
total freight transport fell from 34 percent to 27 percent (An-
derl et al., 2021).

For passenger and freight transport, it should be noted
that efficiency improvements in vehicle propulsion technol-
ogy are offset by increasing mileage (= “driving effort”)
and the trend towards larger, heavier and more powerful
vehicles (Helmers, 2015). It is also worth mentioning the
share of fuel exports in GHG emissions from road transport,
which was reported to be 5.8 megatonnes CO2 equivalent
in 2019, quadrupling since 1990 due to price differences
with foreign countries (Anderl et al., 2021) (high agreement,
strong literature base). The global goal is to gradually decar-
bonise mobility by 2050 (United Nations General Assembly,
2015) and in Austria by 2040 (BMK, 2021a). To achieve
the European Green Deal targets, a 90 per cent reduction in
transport-related GHG emissions by 2050 would be neces-
sary (European Commission, 2020d) (high agreement, strong
literature base).
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These goals were explicitly stated in a series of (transport)
political declarations of intent (BMNT, 2018; Heinfellner
et al., 2019; BMK, 2021b; ÖVP & Grüne, 2020) and mea-
sures to achieve these goals were formulated. The proposed
measures range from the expansion of walking and cycling,
strengthening and expanding public transport to shifting
freight transport to rail, using agricultural fuels and increas-
ing e-mobility (Heinfellner et. al. 2019). Other sensible and
effective measures mentioned include increasing fossil fuel
and motor-related insurance tax, reducing the general speed
limit on motorways and on rural roads to 100 and 80 km/h
respectively, introducing city tolls, a quality offensive for
walking, cycling and public transport, and including envi-
ronmental and climate policy in spatial planning in the area
of passenger transport (Heinfellner et. al. 2019) (high agree-
ment, strong literature base). In freight transport, measures in
the area of electrification, levying of a nationwide toll, mea-
sures for introducing true costs and digitalisation initiatives
are identified as promising (Heinfellner et. al. 2019) (high
agreement, medium literature base).

The scientific evidence (EASAC, 2019; Heinfellner et al.,
2019; BMK, 2021b) shows that the goal of “zero GHG emis-
sions” from motorised transport by 2040 is not achievable
with the above-mentioned measures alone. Further measures
influencing transport behaviour are needed (high agreement,
strong literature base). Measures and concepts such as “the
city of short distances”, the redistribution and attractiveness

of public space and new forms of traffic calming (e.g., su-
perblocks) are mentioned. Furthermore, the internalisation
of external costs, e.g., within the framework of an eco-social
tax reform (CO2-pricing) and a technically relatively easy-
to-implement kilometre-based tax are proposed, adequately
pricing costs of infrastructure, accident consequences, con-
gestion, noise, CO2 – and other external costs of motorised
goods and individual transport (Kirchengast et al., 2019).
This area-wide road user charge could be expanded to in-
clude time-of-day, road type and vehicle type-dependent
components in order to have a targeted steering effect on
transport demand.

Other effective measures mentioned are: (1) the abolition
of “counterproductive” subsidies in the transport sector, e.g.,
commuter tax allowance, framework conditions for com-
pany cars, tax concessions for diesel, standard consumption
tax, vehicle insurance tax law, fiscal trucks, etc. (Kletzan-
Slamanig & Köppl, 2016a); (2) introducing traffic polluter-
pay tax (Schopf & Brezina, 2015, p. 42 ff); (3) adjusting
building regulations with regard to the number and spatial ar-
rangements (keyword “equidistance”) of car parking spaces
at workplaces and residential complexes (Knoflacher, 2007);
and (4) redistributing road space in favour of pedestrians and
cyclists (Knoflacher, 2007) (high agreement, strong litera-
ture base). It should be noted that a social balance must be
ensured when implementing transport policy measures pre-
sented above, as monetary measures in particular could place
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a greater burden on lower income groups if increased taxes
and charges are not adequately redistributed (Dugan et al.,
2022) (high agreement, strong literature base).

Structural measures in the field of transport, like changes
in responsibilities of local authorities, implementation pro-
cesses, construction of infrastructures and in overall objec-
tives (e.g., ensuring access while remaining within planetary
boundaries instead of satisfying the seemingly unlimited de-
mand for motorised individual mobility), amendment and
adaptation of laws, etc., require long time periods (5 to 20
or even 30 years) to become effective. Only when these
structural changes have been implemented can behavioural
changes be noticed – again with a time lag – in society and
in the associated economic system (Emberger, 1999, p. 89 ff).
Since Austria has committed itself in the context of the Paris
Climate Agreement to keeping global warming to no more
than 1.5 degrees, aiming for a decarbonised transport sys-
tem by 2040, targeted, ambitious, and rapid action by all
actors involved is necessary (high agreement, strong litera-
ture base).

Chapter 7: Employment

The chapter deals with structural conditions for climate-
friendly employment. This includes on the one hand the
employment as well as working conditions and how they al-
low for climate-friendly behaviour at the workplace. On the
other hand, it deals with the question of how wage-labour
must be shaped so that people can also live climate-friendly
beyond their employment.

Wage-labour is central to people’s lives. It is not only
a source of individual subsistence and material security, but
also enables social integration, the creation of meaning and
the development of identity. At the same time, wage-labour
is highly relevant for climate policy, as it involves countless
activities and processes that are associated with energy and
resource consumption (Table TS.2). There is a broad consen-
sus in the literature that employment is a significant element
of a climate-friendly transformation of the economy and so-
ciety (Bohnenberger, 2022; Seidl & Zahrnt, 2019).

Large areas of wage-labour currently do not meet the re-
quirements for climate-friendly living (Hoffmann & Spash,
2021). Therefore, structural conditions of employment need
to change fundamentally (high agreement, strong literature
base). Achieving the decarbonisation goals at the European
and national level requires fundamental changes, especially
in the production sector (Meinhart et al., 2022; Steininger
et al., 2021; Streicher et al., 2020). Work in the service sector
causes lower emissions on average compared to other sec-
tors. However, the service sector is based on the upstream
production of goods. In addition, emission-intensive services
also exist, especially in transport (Hardt et al., 2020, 2021).

Employment is an important aspect in structuring daily
lives and thus has a significant influence on the extent to
which employees can live climate-friendly beyondwork. The
amount of work, stresses and strains, but also experiences
of meaningfulness and social recognition related to employ-
ment have an impact on the actions and conduct of employ-
ees in their non-working time. Four conceptual approaches to
employment-related climate policies can be identified in the
literature: (1) Green Jobs (Janser, 2018); (2) Just Transition
(ILO, 2015; TUDCN, 2019;) (3) Sustainable Work (Barth
et al., 2016; Littig et al., 2018; UNDP, 2015); and (4) Post-
Work (Frayne, 2016; Hoffmann & Paulsen, 2020).

In some sectors, climate-friendly work can be achieved
through the conversion to renewable energy and other (tech-
nological) innovations. Other sectors require terminations or
the conversion to more climate-friendly products and ser-
vices (high agreement, strong literature base) (UNDP, 2015).
Potential impacts on employment have been explored, for ex-
ample, for the phase-out of the internal combustion engine
(Sala et al., 2020; Wissen et al., 2020). In the transforma-
tion phase, the volume of paid work is likely to remain
constant due to the necessary reconstruction of infrastruc-
ture (medium agreement, medium literature base) (Aiginger,
2016). In the longer term, a reduction in the volume of work
might be necessary in order to prevent exceeding ecological
limits (medium agreement, weak literature base) (Hoffmann
& Spash, 2021; Seidl & Zahrnt, 2019).

In order for the necessary structural change to succeed,
liberal democracies need to involve all major social forces
and take into consideration different interests. Companies
and their interest groups, as well as trade unions, can be
both inhibiting and driving forces of structural change (high
agreement, medium literature base). There is an awareness
of the need for transformation both on the part of employees
(including Littig, 2017; Niedermoser, 2017a; see also “AK
Klimadialog”: https://wien.abeiterkammer.at) and on the part
of companies (e.g., BMK, 2021a; GLOBAL 2000, Green-
peace and WWF Austria, 2017). Structural change should be
actively designed and combined with other measures. From
the perspective of workers, safeguarding material security
and the fair distribution of transformation costs are crucial
(Laurent, 2021; ISW, 2019; ÖGB, 2021; Wissen et al., 2020)
(high agreement, weak literature base).

Employment is an important driver of economic growth.
Employment loss that originates from productivity increase
can be avoided through economic growth (Antal, 2014; Seidl
& Zahrnt, 2019). At the individual level, the interrelation be-
tween income, social security, recognition, participation and
employment restricts the scope for shaping climate policy
(high agreement, medium literature base) (Bohnenberger &
Schultheiss, 2021; Hoffmann & Paulsen, 2020).

Technological developments such as digitalisation are
ambivalent and can either support or hinder the social-

https://wien.abeiterkammer.at
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Table TS.2 Sectors with the highest CO2 emissions in Austria (in absolute terms, 2016). CO2 emissions, employees and gross value added by
sector (2016). (Source: Statistics Austria, WIFO calculations, quoted from Meinhart et al. (2022: Annex), own presentation). fChap. 7g
ÖNACE 2008
Classification

Employees Gross Value
Added (GVA)
2016

Total CO2 emissions (t)
per employee

Per 1000 C
GWA

Class Name Total Mio. C

C24 Metal production and processing 37,714 3916.2 22,847,738.72 605.82 5.83

D35 Energy supply 24,478 5725.0 14,566,354.29 595.08 2.54

C23 Manuf. of glassware, ceramics, etc. 31,383 2466.6 5,535,402.81 176.38 2.24

C19 Coke and refined petroleum products 1315 514.4 2,451,397.67 1864.18 4.77

H49 Land transport 121,982 7596.8 1,810,837.74 14.85 0.24

C20 Manuf. of chem. and chem. products 18,412 2877.3 1,601,497.85 86.98 0.56

C17 Manuf. of paper and paper products 16,536 1853.0 1,220,098.84 73.78 0.66

A01 Agriculture and hunting 109,163 2781.6 1,011,454.20 9.27 0.36

C10 Manuf. of food prod. a. animal feeds 72,420 4344.5 708,616.90 9.78 0.16

G46 Wholesale 210,106 18,228.9 520,280.79 2.48 0.03

C27 H.v. electrical equipment 45,861 3953.1 487,039.82 10.62 0.12

F43 Other Construction 204,066 10,423.3 462,420.85 2.27 0.04

C25 Manuf. of fabricated metal products 78,609 6017.1 380,285.53 4.84 0.06

C16 Manuf. of wood and wood products 32,230 2386.7 351,683.83 10.91 0.15

H51 Aviation 8597 702.8 345,887.10 40.23 0.49

ecological transformation (Kirchner, 2018; Santarius et al.,
2020). In order for digitalisation to be harnessed for more
climate-friendly and decent employment, political design
is needed (medium agreement, weak literature base). The
design of climate-friendly structures for employment is fa-
cilitated by the value change towards a work-life balance,
changing demands for meaningful work (Aichholzer, 2019)
and desires for shorter working hours (Csoka, 2018; FORBA
& AK, 2021) (medium agreement, weak literature base).

To create climate-friendly employment opportunities, in-
vestments in environmentally friendly and circular produc-
tion processes are necessary (high agreement, strong litera-
ture base). Investments in public infrastructures and services
(services of general interest) can help to (1) strengthen
climate-friendly employment, (2) meet societal needs and
(3) ensure a socially acceptable transformation (medium
agreement, medium literature base) (Krisch et al., 2020;
Schultheiß et al., 2021). Furthermore, shifting the tax bur-
den from labour to energy and resources could enhance
employment and reduce environmental consumption (Köppl
& Schratzenstaller, 2019). Workplace co-determination and
participation are a prerequisite for implementing necessary
changes together with employees. More participation, how-
ever, does not automatically lead to more climate-friendly
conduct, but requires additional political and company mea-
sures (high agreement, medium literature base).

In order to manage structural change and enable climate-
friendly employment, workers must have access to the neces-
sary qualifications (high agreement, medium literature base).
An action plan for key areas of the energy transition is being

developed for Austria, as well as at the global level (IRENA
& ILO, 2021). If economic activity and thus labour volume
decline as a result of environmental policy, social goals can
only be achieved if income and social security are (at least
partially) decoupled from employment (Kubon-Gilke, 2019;
Petschow et al., 2018). Proposals for this include an un-
conditional basic income (Mayrhofer & Wiese, 2020), the
provision of universal basic services (Büchs, 2021; Coote
& Percy, 2020) or greater self-sufficiency (Littig & Spitzer,
2011; Paech, 2012).

An important policy to enable climate-friendly employ-
ment is the reduction of working hours. This is considered
a suitable measure to (1) facilitate a climate-friendly life
outside of employment (medium agreement, weak literature
base) (Schor, 2005, Knight et al., 2013) and to (2) distribute
the volume of work, which might possibly decline in the long
run, more evenly (high agreement, medium literature base)
(Figerl et al., 2021).

Chapter 8: Caring for oneself, household, family
and society

In the following, the literature on care work in the context of
climate-friendly living is presented. Caring for oneself, the
household, the family and society are indispensable even for
survival, vital, but often invisible activities. On the one hand,
they receive little attention in everyday life, and on the other
hand, they are often ignored in economic and ecological anal-
yses (high agreement, strong literature base). The relevance of
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this unpaid care work for a climate-friendly life depends on
the extent to which goods, services and mobility are required
and used for these activities and how emission-intensive they
are provided (high agreement, strong literature base).

Making unpaid care and voluntary work visible is a pre-
requisite to prepare the necessary structural changes to
enable a climate-friendly everyday life for all. Less time
pressure, deceleration and reduced multiple burdens are im-
portant levers to ensure climate-friendly decisions in every-
day life. Thus, framework conditions are needed that help to
alleviate time pressure, reduce commuting and offer support
in caring for children and family members (high agreement,
medium literature base). The current unequal distribution of
paid and unpaid work for necessary care (children, elderly,
those in need of care) is still strongly influenced by a gender-
specific division of labour. Time pressure due to paid work
and unpaid care work and acceleration in working life and
everyday life burden both quality of life and climate (high
agreement, strong literature base). More gender and care jus-
tice also promotes climate justice (high agreement, strong
literature base). The climate impact of unpaid care work
often shows up as a synergy effect with other fields of ac-
tion: The more time is available for necessary care work,
the more likely climate-friendly practices can be developed
(high agreement, weak literature base).

“Fair sharing” of unpaid and paid work as redistribu-
tion between genders, but also towards the public sector,
leads to higher social balance and enables more climate-
friendly modes of living. Reduced working hours and eq-
uitable distribution of paid and unpaid work reduce stress
and make climate-friendly practices more attractive (high
agreement, strong literature base). In households, shared and
reduced consumption of goods and energy is an important
factor in reducing emissions, along with dwelling size, en-
ergy mix, renovation levels and energy-saving technologies
(high agreement, strong literature base) (see Table TZ.1).
Sufficient time, good information and existing skills are nec-
essary for climate-friendly shopping, food production and
preparation, and sustainable choices when eating out (high
agreement, strong literature base). Accessible and afford-
able mobility infrastructure for all is important to allow for
more sustainable decisions when making the necessary jour-
neys to care for other people, e.g., care visits, journeys to
school, etc. (high agreement, strong literature base). If care
work and thus also leisure time are distributed more equally,
the emissions caused by time pressure are reduced, as are
those caused by time and income prosperity (high agreement,
strong literature base).

Acceleration (Rosa, 2005) and time pressure (Sullivan &
Gershuny, 2018) are determinants of quality of life and cli-
mate impacts of everyday behaviour, especially in the area of
unpaid care work and care (Schor, 2016; Shove et al., 2009).

Time cultures, e.g., the handling of speed and waiting times
and the evaluation of the durability of products, are seen as
important factors for sustainable resource use (Rau, 2015)
and are also important factors in care and domestic work.
Sufficient time is necessary to lead a healthy life with recre-
ation, exercise and sport (APCC, 2018). Time well-wealth as
an intangible form of well-being contributes to more climate-
friendly choices (Großer et al., 2020; Rinderspacher, 1985;
Rosa et al., 2015).

Unpaid care work is also an issue in approaches to “car-
ing economics” (Biesecker, 2000; Biesecker & Hofmeister,
2006). In the recent debate on feminist post-growth ideas, the
need to link the different strands of feminist and degrowth
approaches is pointed out (Bauhardt, 2013; Dengler & Lang,
2019, 2022; Knobloch, 2019; Kuhl et al., 2011). The need
for a feminist complement to the Green Deal is perceived in
some countries (e.g., Cohen & MacGregor, 2020). Gender
budgeting approaches also exist in Austria. If they aim to ex-
amine public spending for gender and climate justice, there
is an opportunity to achieve emission savings in the care sec-
tor as well (Schalatek, 2012). Spatial, urban and transport
planning must consider about care work if it wants to enable
emission reductions. In a “city of short distances”, neigh-
bourhoods should be planned in such a way that there are
short distances between the place of residence and, above
all, kindergartens/schools as well as retailing and, if pos-
sible, employment opportunities, which can be covered on
foot or by bicycle. According to this concept, public trans-
port should be more strongly oriented towards the times and
needs of care work and urban development and be concep-
tualized as advancing from the car-oriented city towards the
people-oriented city (Bauhardt, 1995).

In addition to care work, there are also other activities that
lie outside of economic considerations. Voluntary activities
that serve to build and maintain community and society, but
also all activities with the aim of self-sufficiency are part of
caring for society and nature. These activities also contribute
to building community, producing goods and services and
possibly reducing climate impacts. For example, the trend
towards growing one’s own vegetables or “urban garden-
ing” as low-emission food production helps to reduce CO2

emissions (Cleveland et al., 2017). Spending time on volun-
tary and alternative subsistence activities, which is then not
available for paid employment and market-based economic
production, also contributes indirectly to emission savings
and climate-friendly living; especially since large parts of
paid employment in Austria do not meet the requirements
for climate-friendly living (compare chapter on paid employ-
ment). Time banks, for example, show a possibility to relate
care work and paid employment and thus create more so-
cially and climate-friendly working time quotas (Bader et al.,
2021; Schor, 2016).
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Fig. TS.10 Household activities by hours per day and kilograms of CO2 equivalent per day, excluding emissions from mobility, for the year 2010
and the Austrian average. (Own illustration according to Smetschka et al. (2019)). fChap. 8g

Care work and the quality of care work depend on hu-
man interaction and thus on time. Structural constraints lead
to a shortage of time or a lack of time sovereignty. This re-
quires – as far as financially possible – consumption with
increased resources and energy use. At the same time, higher
incomes lead to higher demands, e.g. in the household sec-
tor (kitchen equipment, higher hygiene standards, increasing
wellness demands). Climate-friendly time policy (Reisch &
Bietz, 2014) and care-oriented time policy (Heitkötter et al.,
2009) focus on time as a lever for political design and com-
bine the two concerns: If people have more time and care
work is distributed more equitably (between genders), they
could act in a more climate-friendly way (Hartard et al.,
2006; Rau, 2015; Schor, 2016).

A time perspective helps to analyse social-ecological in-
teractions and to redefine and expand the concept of work
(Biesecker et al., 2012; Biesecker & Hofmeister, 2006). The
re-evaluation of different forms of work, paid and unpaid, for
production and reproduction of social subsystems of person,
household, economy and society leads to more gender justice
and a caring society. Better taking care for these subsystems
reduces social inequalities and the related time pressure and
overload for one part and (too) high consumption for another
part of society: “If it were possible to create greater leeway in
the use of time through time prosperity, it would be conceiv-
able that resource-intensive practices would be substituted
with time-intensive ones in many lifeworlds” (Buhl et al.,
2017, original in German). Freed-up capacities can be used
for more care for nature (Hofmeister & Mölders, 2021) and
for building structures for a more just and climate-friendly
life (Winker, 2021) and thus represent valuable co-benefits.

Chapter 9: Leisure and holidays

Chap. 9 provides an assessment of the literature on climate-
friendly leisure and holiday activities in Austria. The
climate-friendliness of leisure activities and holidays de-
pends on how climate-friendly the mobility used for them,
the premises chosen and their energy supply are, how
emission-intensive the material goods and services used
for leisure activities and holidays are provided and which
specific activities are pursued (high agreement, strong lit-
erature base). The GHG emission footprint of leisure ac-
tivities is unevenly distributed along income groups, as
wealthier households tend to be more mobile and have
a more consumption-intensive leisure and holiday pattern
(high agreement, strong literature base). Emissions caused
by information- and communication-technologies as well as
digitalisation of leisure activities are continuously increas-
ing. To assess the climate impacts of digital or non-digital
options, it is necessary to systematically compare the en-
tire product life cycle (high agreement, medium literature
base). Outdoor leisure activities are already affected by cli-
mate change (high agreement, strong literature base).

Leisure and recreation serve regeneration purposes and
are of great importance for quality of life in Austria. There-
fore, it is important to find climate-friendly alternatives with
recreational value to reduce resource- and energy-intensive
activities for all income categories. The emission intensity
of mobility dominates overall leisure emissions. However,
goods and services are also crucial for the climate friendli-
ness of recreational activities and holidays (high agreement,
strong literature base) (Table TS.3). Services can be more
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Table TS.3 CO2 footprint of consumption by Austrian households in 2010 by consumption categories in the leisure sector. (Own representation
according to Smetschka et al.). fChap. 9g
Field of consumption Thousand tons (kt)

CO2e/Year
Share of household foot-
print

Gastronomy 5139 6%

Sport, leisure and cultural happenings 3798 4%

Holiday 3547 4%

Clothing (incl. shoes) 3061 4%

Accomodation 2309 3%

Electronics (entertainment, film, photo, information technology) 2156 2%

Sports, hobbies, and leisure goods & household animals, gardening 1070 1%

Printmedia, paper and stationary supplies 315 0%

Large scale durables and freetime and sport activities 33 0%

climate-friendly than material goods. However, this requires
production networks, provision of service and energy sup-
ply to be climate-friendly. For their assessment, information
from the life cycle analysis is necessary (high agreement,
weak literature base). Everyday time pressure due to paid
employment and care work, as well as the acceleration in
everyday life can make climate-damaging leisure behaviour
appear as more convenient (high agreement, strong literature
base). Social norms are structuring leisure practices along the
(often gender-specific) division of labour of paid work time
and care work (high agreement, strong literature base).

Socially widespread practices of leisure are shaping what
is considered “normal” or acceptable activities and how
they are carried out, e.g., long-distance tourism versus lo-
cal/regional recreation or cycling versus motorcycling as
a hobby (high agreement, strong literature base). Leisure is
an area of life with diverse individual options for action,
which is nevertheless strongly subject to structural condi-
tions. Hence, social norms and widespread practices or the
available infrastructures and opportunities have a strong ef-
fect on individual choices. The main drivers of everyday time
use patterns are the arrangements around paid and unpaid
work and education as well as place of residence and existing
(mobility) infrastructures and the spatio-temporal accessibil-
ity of leisure activities. The amount of hours worked and their
timing as well as the operating hours of educational institu-
tions and the time needed for commuting shape, limit and
enable other time use activities.

Time scarcity due to operating hours, low work-life bal-
ance and double burden influence the CO2 intensity of other
activities through choices on transport use (individual trans-
port versus public transport) and consumption patterns (e.g.,
fast food). Focusing on time well-being for all offers the
opportunity to define climate-friendly living with the goal
of spending a lot of free time in a self-determined way
and with climate-friendly activities instead of emphasising
that individuals abstain and dispose of the expertise in or-
der to consume less and differently (Schor, 2016). Time
policies (Reisch, 2015) can offer cross-sectoral solutions to

social and economic problems. If they include environmental
issues, they can also contribute to climate-friendly develop-
ments.

Efficient, high-quality, durable, shareable and repairable
products are necessary for climate-friendly leisure. It is
equally important to move away from business models based
on accelerating product life cycles, e.g., fast fashion or rapid
obsolescence in smartphones (high agreement, strong liter-
ature base). Time sovereignty and more leisure time could
lead to less time pressure and more well-being with a lower
GHG emissions footprint if these practices require little or
zero-emission mobility, homes are operated without emis-
sions and other products involved are efficient and used or
repaired for a long time (high agreement, strong literature
base). Providing infrastructure and services for recreation in
public spaces that are free and within walking distance con-
tributes to changes in recreation practices. Public services
and communal infrastructure – e.g., green spaces, sports
and recreational facilities with low costs and CO2 emissions
that are accessible by public transport in a short time – en-
able more CO2-efficient recreational practices (Druckman &
Jackson, 2009; Jalas & Juntunen, 2015; Rau, 2015).

Since the climate problem of leisure, holidays and other
consumption, aside frommobility and housing, mainly arises
indirectly through the production of goods and services,
a combination of measures is needed. Clearly, the provision
of goods and services and their production must be made
more climate-friendly. A re-evaluation of work and leisure
with a focus on deceleration and time prosperity makes it
possible to decelerate leisure and to live less consumption-
intensively, thus causing lower emissions and resource con-
sumption (Creutzig et al., 2021). There is agreement in the
literature that a mix of measures (true costs, emissions pric-
ing, resource taxes, binding standards and requirements) is
necessary to achieve these goals:

� structural changes that promote deceleration and a good
life for all,

� a rapid decarbonisation of energy supply and mobility,
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� a rapid decarbonisation of the globalised production of
goods and services,

� increasing energy and resource efficiency of products,
� more products with decelerated and extended product life

cycles and
� innovative products that (can) be repaired and used by

several people.

Part 3: Structural conditions

Chapter 10: Integrated perspectives on structural
conditions

Structures affect everyday actions in many ways and their
adequate design is therefore necessary to enable climate-
friendly behaviour in the long term. The structures discussed
in part 3 significantly promote or hinder a transformation to-
wards climate-friendly living and are relevant across all fields
of action. The analysis pays special attention to the specific
conditions in Austria and addresses different areas that are
affected by structural changes: Law, governance, structures
of public decision-making in discourse, in media, in educa-
tion and knowledge production as well as economic activities
including their technical dimensions and the associated inno-
vation systems. Areas such as spatial inequality and spatial
planning as well as social security systems are also consid-
ered. The part also looks at the supply of goods and services
in general, but also places an emphasis on globalised com-
modity chains and monetary and financial systems in order to
address interdependent structures beyond Austria’s borders.
The structuring role of the built environment is discussed in
the concluding chapter on networked infrastructures.

Existing structures are not suitable for promoting climate-
friendly living for all people in Austria. Internal dynamics,
strong inertia, lock-in effects and path dependencies hinder
necessary changes. In order to achieve climate goals, trans-
forming or creating new structures is considered essential.
Focusing on interactions between different structures across
specific fields of action (Part 2), but also on interrelationships
of structures with each other, enables action-relevant insights
into how and with which measures existing structures can ac-
tually be shaped – in the sense of effective climate protection.

Transforming structural conditions enables actors to lead
their lives (work, consumption, leisure) in an effective, sus-
tainable and climate-friendly way without unreasonable ef-
fort. With regard to designing structural changes, the extent
to which individual and collective actors (e.g., associations)
are able to preserve or change current structures according to
their power potential, resource endowment or organisational
capacity must be taken into account. On the one hand, this
part of the report deals with structures directly relevant to ac-
tion (e.g., in law, network infrastructures, production, etc.)

with their changes having a direct impact on possibilities
for climate-friendly behaviour. On the other hand, structures
that have an indirect effect and create the preconditions for
the development of climate-friendly structures (e.g., gover-
nance, education and science, innovation system, etc.) are
also dealt with. An important finding of this part of the re-
port is that both directly and indirectly effective structures are
of great importance for implementing climate-friendly living
and shaping them through democratic and coordinated action
is essential if the objectives of the Paris Climate Agreement
and the corresponding goals of the Austrian Federal Govern-
ment are to be achieved.

Chapter 11: Law

Measures for climate-friendly living are legally implemented
and orchestrated in numerous fields of action. Law creates
structures for climate-friendly living. However, law is char-
acterised by diverse cross-connections and relationships of
superordination and subordination, which in turn enable, re-
strict or render impossible decisions to design structures.
Law thus has a structuring effect on climate-friendly liv-
ing. Legal matters that are of structural importance for
climate-friendly living go beyond environmental and climate
protection law and include other areas of law, such as consti-
tutional law, international trade law or housing law (Madner,
2015a; Schulev-Steindl, 2013) (high agreement, strong liter-
ature base).

Law relevant to climate-friendly living is shaped and en-
forced at several levels. It creates a structure that on the one
hand offers opportunities for legislation and enforcement,
but on the other hand also contains restrictions (Peel et al.,
2012; Scott, 2011). In many cases, the legal framework sets
limits to legislation, e.g., through fundamental rights (Kahl,
2021). Some design conditions can only be changed under
more difficult legal conditions, e.g., the distribution of com-
petences in the Austrian federal state, which can only be
redesigned by amending the constitution. In general, com-
petence delimitation complementarity and coordination from
the international to the European and federal to the local level
is needed (Schlacke, 2020; Ennöckl, 2020; Raschauer & En-
nöckl, 2019; Ziehm, 2018; Horvath, 2014; Madner, 2010,
2005a) (high agreement, strong literature base).

There is no explicit fundamental right to environmen-
tal or climate protection in Austria, nor does the European
Convention on Human Rights (ECHR), which has consti-
tutional status in Austria, contain a fundamental right to
protecting the environment “as such”. However, environ-
mentally relevant duties to protect can be derived from its
guarantees (Grabenwarter & Pabel, 2021; Schnedl, 2018;
Ennöckl & Painz, 2004; Wiederin, 2002) (high consensus,
strong literature base). In some European countries, courts
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have upheld lawsuits concerning stronger climate targets,
citing the guarantees of the European Convention on Hu-
man Rights (ECHR) or state objectives (see e.g., BVerfG
24.03.2021, 1 BvR 2656/18). Currently, several cases are
pending before the European Court of Human Rights, which
concern both the question of climate protection obligations
of states and explicitly the question of a right to effective
complaint in connection with the lack of climate protection
measures (Duarte Agostinho u. a. v. Portugal u. a., pending;
Verein KlimaSeniorinnen Schweiz u. a. v. Switzerland, pend-
ing; Mex M. v. Austria, pending).

Union law also strongly shapes the scope of action of
national legislators in climate protection legislation. The
use of market-based instruments is prescribed by EU law
with emissions trading (ETS) for emissions- and energy-
intensive industry and parts of the energy sector, also for
Austria (Madner, 2005b; Schulev-Steindl, 2013). National
scope for legislative action exists primarily in the non-ETS
sector (waste management, agriculture and energy, as well as
currently for the buildings and transport sectors, where inclu-
sion in the emissions trading system is, however, planned in
the medium term) (Fitz & Ennöckl, 2019) (high agreement,
strong literature base).

The National Climate Change Act (KSG) is intended
to coordinate climate policy in the non-ETS sector (waste
management, agriculture and energy, and currently build-
ings and transport), but its steering and enforcement power
is currently considered to be low. It is considered to be
in need of updating. There is a broad consensus on the
need for a climate protection law that contains strategic tar-
gets in line with Paris climate goals as well as effective
sanction mechanisms (Ennöckl, 2020; Schulev-Steindl et al.,
2020) (high agreement, medium literature base). An effective
national climate protection law should also contain an im-
provement requirement to safeguard Austria’s climate targets
against regressions (Schulev-Steindl et al., 2020; Kirchen-
gast & Steininger, 2020) (high agreement, medium literature
base).

In the Austrian Federal Constitution there is no uniform
competence with regard to the “environment” or “climate”
(Horvath, 2014). Introducing a specific competence (Be-
darfskompetenz) for climate protection at the federal level
is considered a necessary structural condition to enable com-
prehensive regulations for climate protection and to create
uniform climate protection standards (Schulev-Steindl et al.,
2020) (high agreement, medium literature base). In the lit-
erature, measures in the area of financial-, tax- and subsidy
law are also considered necessary structural levers; thus, in
particular, an adequate CO2 pricing, but also an ecologi-
cal restructuring of tax and subsidy law (e.g., redesign of
municipal tax), linking housing subsidies with ecological
criteria and, in general, the orientation of fiscal transfers
according to spatial and climate-relevant parameters are

discussed (Mitterer, 2011, Madner & Grob, 2019a, Kanon-
ier, 2019 jew mwN) (high agreement, medium literature
base).

Internal departmental conflicts shape environmental and
climate policy at European and national level (Hahn, 2017;
Madner, 2007; Bohne, 1992). The “silo-shaped” design of
the Austrian administration, which is structured according to
the departmental principle, is seen as inhibiting handling of
cross-cutting issues such as climate protection (Hahn, 2017).
The European Commission has an important role in design-
ing European climate protection law (e.g., European Green
Deal) with the right of initiative to legislature. In relation
to member states, the Commission’s role in climate pol-
icy is characterized, for example, by its review rights when
drawing up national climate protection plans, but also by
its power to initiate infringement proceedings. At the same
time, as guardian of the internal market and initiator of far-
reaching liberalisations, the collegial body Commission is
often perceived as promoter of interests running in opposi-
tion to climate protection (Bürgin, 2021) (high agreement,
medium literature base).

Strengthening environmental organisations in environ-
mentally relevant approval procedures is seen as particularly
beneficial for climate protection, although the assessment in
connection with projects for expanding renewable energy
is differentiated (Berger, 2020; Schwarzer, 2018; Schmelz
et al., 2018; Sander, 2017; Schmelz, 2017a). From the per-
spective of project operators, increased public participation
by environmental organisations is often qualified as an ob-
stacle in locational competition (Bergthaler, 2020; Schmelz,
2017a, 2017b; Niederhuber, 2016) (high agreement, strong
literature base).

In the context of climate lawsuits, courts are also consid-
ered to have an important function for climate protection.
Through their control function, they can identify deficient
climate protection legislation and insufficient consideration
of best available techniques and the state of the art in science,
and can define existing obligations of the legislator more
specifically (Schulev-Steindl, 2021; Schnedl, 2018; Krömer,
2021). This role of courts in climate change mitigation is
dependent on fundamental rights or other enforceable rights
and access to justice (Krömer, 2021; Peel & Osofsky, 2018;
Colombo, 2018). With the separation of powers, such an
attribution of roles is also partly viewed critically in the liter-
ature (Wegener, 2019, Saurer, 2018) (high agreement, strong
literature base).

A fundamental right to climate protection would en-
able individuals (and, where appropriate, legal entities) to
challenge decisions and measures conflicting with climate
protection before the courts and thus hold decision-makers
more accountable (Ennöckl, 2021). In order to achieve this,
such a fundamental right would have to be combined with
adequate provisions on access to justice (Krömer, 2021;
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Schulev-Steindl, 2021). In addition to the fundamental right
to climate protection, a fundamental duty to protect resources
or the climate could limit the (growing) use of resources
(Winter, 2017). Part of the literature understands the intro-
duction of rights of nature as a necessary step to avoid the
instrumentalisation of nature or even as an opportunity to
completely rethink legal instruments (Epstein & Schoukens,
2021; Kauffman&Martin, 2021; Darpö, 2021; Krömer et al.,
2021; Fischer-Lescano, 2020) (high agreement, medium lit-
erature base).

In the discussion on design options at national level, an-
choring a fundamental right to climate protection (medium
agreement, medium literature base), a separate competence
“climate protection” (high agreement, medium literature
base), an effective climate protection law (high agreement,
medium literature base) and an ecological tax reform (high
agreement, medium literature base) are highlighted as par-
ticularly relevant in accordance with the identified necessary
structural conditions.

Climate protection measures taken at the international,
EU and/or national level are often in tension with the trade
liberalisation-oriented goals of WTO law (Du, 2021; Mayr,
2018; Müller & Wimmer, 2018) (high agreement, strong lit-
erature base). As a central concern of the European economic
constitution, safeguarding competition shapes the orientation
of the Austrian economic constitution and the scope for na-
tional legislation, including in the area of services of general
interest (Madner, 2022; Müller & Wimmer, 2018; Griller,
2010; Hatje, 2009) (high agreement, strong literature base).
In order to overcome fragmentation in international law and
to place world trade law more strongly in the service of sus-
tainability goals, global trade policy needs to be realigned
with the overarching goals of social and economic stabil-
ity and ecological sustainability (Ruppel, 2022; Neumayer,
2017; Vranes, 2009; Bernasconi-Osterwalder et al., 2005;
Weinstein & Charnovitz, 2001) (high agreement, medium lit-
erature base).

A number of civil society actors and broad civil soci-
ety alliances (e.g., the Seattle to Brussels network), think
tanks (e.g. the International Institute for Sustainable De-
velopment (IISD), cf. International Institute for Sustainable
Development, 2021) but also the United Nations Conference
on Trade and Development (“Geneva Principles for a Global
Green New Deal”, cf. Gallagher & Kozul-Wright, 2019)
have put forward proposals for fundamentally transforming
international and European trade policy, which are consid-
ered necessary to tackle the environmental and climate crisis
and to counteract the adverse effects of globalisation (eg.
Gallagher & Kozul-Wright, 2019) (high agreement, medium
literature base).

The following options are highlighted as particularly im-
portant: Ensuring the right to use state regulation to protect
health, social and environmental issues (“right to regulate”);

establishing binding corporate obligations to respect human
rights; ensuring space for local and regional economies; and
strengthening social-ecological public procurement (Krajew-
ski, 2021a; Schacherer, 2021; Eberhardt, 2020; Petersmann,
2020; Schill & Vidigal, 2020; Strickner, 2017; Attac, 2016;
Kube & Petersmann, 2018; Schmidt, 2021; Bernasconi-
Osterwalder & Brauch, 2019) (high agreement, medium
literature base).

Chapter 12: Governance and political
participation

This chapter assesses the literature on the governance of
climate crisis in Austria. It examines which actors and
structures shape climate policy in Austria. Both state and
non-state aspects of social governance are relevant. In Aus-
tria, there is a special feature at the interfaces between state,
economy and society that exists in a similar form only in
a few countries: the social partnership as a central compo-
nent of a corporatist system of government. Chap. 12 of the
report analyses how the state and social partnership actors
shaped Austrian climate policy until 2019, what role the EU
played and the changes occurred since 2019.

The climate policy of the federal governments was put
forward in three climate strategies (2002, 2007 and 2018),
a climate protection law and corresponding amendments
(2011, 2012, 2017) and two programmes of measures for
2013/2014 and 2015 to 2018. Although these are differ-
ent approaches to coordinating and implementing climate
policy measures, none of these approaches succeeded in re-
ducing greenhouse gas emissions in line with the objectives
of the federal government. As Fig. TS.11 shows, with one
pandemic-related exception, all climate targets have been
missed so far. Thus, Austria is also one of the few northern
countries in Europe not having reduced domestic emissions
since 1990 (Steurer & Clar, 2015; Clar & Scherhaufer, 2021)
(high agreement, strong literature base).

This climate policy failure in Austria is also due to the fed-
eral structure, the social partnership and a long time passive
civil society, failing to oppose the prevailing priority setting
until 2019 (high agreement, strong literature base).

Austria’s federal system shows a high degree of diver-
gence in terms of target and decision-making structures,
scope of action and time horizons. The distribution of com-
petences for spatial planning, transport and buildings makes
federal decision-making and thus goal-oriented decarbon-
isation more difficult. The federal states have important
competences for spatial planning, transport and buildings,
but are not themselves bound by the climate targets agreed
between the federal government and the EU. This is another
reason why climate protection often has only a low priority
for the state governments (Steurer et al., 2020).
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The four social partners, including especially the Cham-
ber of Commerce as well as the Federation of Austrian Indus-
tries, have repeatedly weakened, delayed or completely pre-
vented climate policy progress (Pesendorfer, 2007; Steurer &
Clar, 2015; Niedermoser, 2017; Brand& Niedermoser, 2019;
Clar & Scherhaufer, 2021). Even in the 1970s, environmental
policy was usually only possible without significant resis-
tance if it served economic interests in the sense of ecological
modernisation (Pesendorfer, 2007).1 This environmental pol-
icy tradition still dominates the policy field of climate today
(Steurer & Clar, 2015; Clar & Scherhaufer, 2021). Only the
Chamber of Labour and the trade unions have shown a slow
process of rethinking in recent years, which is, however,
quite controversial within the trade unions (Brand & Nieder-
moser, 2019; Niedermoser, 2017; Segert, 2016; Soder et al.,
2018; cf. Chap. 14).

Since 2019, two aspects of governance have changed:
Social movements such as Fridays for Future have brought
a new dynamic to the policy field of climate in 2019. En-
couraged by this momentum, a climate change ministry was

1 Studies on Germany show that this is not specific to Austria (Bohnen-
berger et al., 2021).

established in 2020, trying to push forward goal-oriented cli-
mate policies, but often encountering internal governmental,
social partnership and/or federal resistance (high agreement,
weak literature base; Clar & Scherhaufer, 2021).

The structurally shaped interplay of restraining climate
policy forces has resulted in Austria losing its role as an
environmental policy pioneer. Since Austria’s accession to
the EU in 1995, environmental progress has been possible
mainly due to EU requirements or in cases where short-term
economic benefits were expected. Since climate protection
was not associated with economic benefits for a long time,
all federal governments have deliberately accepted the fail-
ure to meet climate policy targets (Pesendorfer, 2007; Pfoser,
2014). Austria had to pay almost 700 million euros for
missing the Kyoto target (Steurer & Clar, 2014). Missing
the target for the 2030 trajectory would likely cost many
times more, given the expected high CO2 prices. While there
were similar developments in many other countries (Nash &
Steurer, 2019), hardly any country in the EU had targets and
actual emissions diverging as drastically as in Austria (Rech-
nungshof, 2021).

Appropriate climate policy in Austria has only begun in
a few areas (e.g., the expansion of renewable energy sup-



130 Technical Summary

Paris Climate Goal Path

Climate-protection goal path for Autsria

M
io

. T
on

s 
CO

2-e
qu

iv
al

en
t/

ye
ar

 [M
t C

O
2eq

]

GHG-Budget after 2021: max. 700 Mt CO2eq 

[Kirchengast – Steininger – Schleicher, WEGC, 2021](Data source up to 2020: uba, 2021; from 2021: WEGC, 2021) 

GHG Net-Emissionspath
Budget 2017–2050: max. 1000 Mt CO2eq 

GHG Total Emissions Path
(GHG-Totalbudget 2017–2050: 1120 Mt CO2eq)
(CO2-Storage Landuse minimum 120 Mt CO2) 

1990

-20

0

20

40

60

80

100

2000 2005 2010 2020 2030 2040 2050

GHG net emissions
incl. ("LULUCF") 

Covid-19 Year 2020  
ca. -8% vs 2019
succeeding yr. 2021 
ca. +9% vs 2020 

(Reference value
Total 1990) 

GHG emissions 2030 
-57% of Ref.value 1990 

GHG Emissions 2040 
0(±5)% of Ref.value1990 
(CO2-Storage 2040
~5% of Ref.value1990)  

(Climateneutral 2040) 

Total GHG Emissions

Fig. TS.12 Emission reduction pathway to achieve the Paris climate target in Austria. (https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-
TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf, 30 April 2021). fChap. 12g

ply). Thus, Austria still deviates far from the targeted vision
it has set itself of becoming climate neutral by 2040 (cf.
Fig. TS.12). The challenge of a societal transformation that
now lies ahead will only succeed if the “vicious circle of
inaction” that has prevailed until 2019 is permanently trans-
formed into a “virtuous circle of climate action” (Climate
Outreach, 2020).

Chapter 13: Innovation systemand policy

Structural and political-institutional conditions for innova-
tion form the framework for the ability of our society to
produce technological, organisational, and social innova-
tions, guide itself along them, and enable their dissemination.
They are thus of central importance for transforming our so-
ciety towards a sustainable way of life and economy. The
following is a review of the literature on innovation policy
for a climate-friendly innovation system.

The innovation system comprises actors, their relation-
ships and institutional and structural conditions that shape
their innovation behaviour. Innovation policy plays an im-
portant role, understood here in a broad sense as the sum of
policy fields that influence research and innovation needs and
opportunities. With regard to system change through innova-
tion, a variety of other sectoral and cross-sectoral policies are
therefore addressed beyond research, technology and innova-
tion policy in a narrower sense.

New technological and non-technological developments
and related socio-technical innovations play a central role in
achieving transformations towards a more climate-friendly
society (Schot & Steinmueller, 2018; Joly, 2017). With
regard to societal goals to be pursued with the help of inno-
vation, a shift can be observed in the scientific debate mov-
ing away from an almost exclusive emphasis on economic
goals towards more directional, directive goals in line with
UN Sustainable Development Goals (Daimer et al., 2012;
Diercks et al., 2019). Particularly in highly climate-relevant

https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
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areas such as mobility, energy production, supply and use, or
food supply and nutrition, linking new technological options
with organisational and social innovations and behavioural
changes is essential to initiate and enable societal changes to
overcome climate crises. Only with interaction between these
different dimensions of innovation are system changes pos-
sible (Wanzenböck et al., 2020; Wittmayer et al., 2022). This
shift has also been apparent in Austrian research and innova-
tion policy for several years. Embedded in a programmatic
further development of European policy goals (European
Commission, 2019d, 2020), the first steps at the Austrian
level are manifested in the introduction of new program-
matic, instrumental and governance elements in research and
innovation policy, as an expression of transformative policy
goals and corresponding mission-oriented policy concepts.
In this context, with the 2030 climate targets of the Aus-
trian federal government in mind, implementation-oriented
measures are currently emphasized, including supply- and
demand-side elements (Federal Chancellery, 2020; BMBWF
et al., 2021). Despite these changes, non-directed R&I poli-
cies continue to dominate public funding for research and
innovation (BMBWF et al., 2021; OECD, 2018) (high agree-
ment, strong literature basis).

Tensions still exist between sustainability goals and
a growth-oriented approach in innovation policy (Schot &
Steinmueller, 2018; Lundin & Schwaag-Serger, 2018). Due
to current crises (e.g., COVID-19, Ukraine war), there are
also new policy goals (e.g., crisis resilience, sovereignty,
defence). Besides innovation, conditions for exiting unsus-
tainable practices (“exnovation”) play an important role in
overcoming the climate crisis (“destabilisation of the dom-
inant socio-technical regime”). These two aspects have so
far only played a minor role in the discussion on inno-
vation systems and policies (David, 2017; Sengers et al.,
2021). The typical characteristics of innovations, such as
uncertainty and complexity, pose considerable difficulties
in estimating and ex ante evaluating innovations. Radical
and systemic innovations in particular can only be estimated
very inadequately (“Collingridge dilemma”); a problem that
is also exacerbated by rebound effects and other com-
plexity phenomena (“wicked problems”) (Polimeni et al.,
2009; Collingridge, 1980; Tuomi, 2012). Innovation, mean-
ing the introduction of new solutions, is the first step towards
climate-friendly system change. Only the diffusion, scaling
and replication-adaptation of these new solutions in all their
dimensions (“generalisation”) makes system change possible
(Sengers et al., 2021). Thus, mobilising established actors
with their resources and capacities is important (high agree-
ment, medium literature base).

Anchoring an expanded understanding of innovation is
one of the central challenges of innovation policy in the con-
text of climate change, i.e., the expansion to social, institu-
tional and system innovations as well as their generalisation

(Howaldt et al., 2017;Wittmayer et al., 2022).Measures such
as (tertiary) education, new curricula, higher recognition for
inter- and transdisciplinary research at universities, recruit-
ing and human resource development, incentive systems for
more risk- and innovation-friendly behaviour are called for
(high agreement, strong literature base).

Changes are also needed in governance structures and
processes based on systemic changes – first and foremost, the
coherent interaction of actors and instruments from different
policy fields and levels (“policy coordination”, “alignment”),
through which effective impulses for systemic change can be
achieved (Kuittinen et al., 2018; OECD, 2019, 2021). The
silo-structures of political responsibilities and public admin-
istration or the lack of overarching competences (e.g., policy
competence for innovation and system change), lack of coor-
dination processes (currently first attempts in the framework
of the RTI Strategy 2030 and the EU Missions Working
Group) as well as the complex interplay between nation-
state and federal state levels are key obstacles on the path
to well-coordinated and climate-friendly governance. A shift
towards experimental approaches embedded in longer-term
monitoring/assessment and forward-looking learning pro-
cesses offers opportunities for testing and broad imple-
mentation of new systemic approaches under conditions of
uncertainty. These experimental practices and learning pro-
cesses also extend to institutional conditions for innovation
(Sengers et al., 2021; Veseli et al., 2021) (high agreement,
medium literature base).

This goes hand in hand with a necessary change in un-
derstanding the role of politics, whose priority task lies in
moderating and setting the direction and framework for in-
novation and system change. However, the assumption of
such roles requires corresponding capabilities and resources
in public administration (“Capacities & Capabilities”) (Bor-
rás & Edler, 2020; Kattel & Mazzucato, 2018) in the sense
of further development of New Public Management towards
“agile innovation policy” and reversal of the erosion of
public administration in terms of personnel. Opening up
discursive spaces for normative questions and controver-
sies in connection with innovation and system change can
also contribute to greater coherence and common orienta-
tion for various actors in the innovation system (i.e., in
a broad sense, civil society as well as research, business
and politics) (Schlaile et al., 2017; Stirling, 2007) by involv-
ing citizens’ councils and upgrading parliament as a place
of normative discourse. If it is made possible to establish
transformative systemic failure as a basis of legitimacy for
state action also in other innovation- and transformation-
relevant policy areas, the range of instruments for political
co-design of systemic transformations could be expanded.
By taking directional elements into account in fundamen-
tally non-directional innovation policy instruments (espe-
cially structural measures, open-topic programmes and tax
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incentives for R&D), their climate effectiveness could be in-
creased (high agreement, medium literature base).

Demand-side instruments such as public procurement and
regulation are available but have so far only been used
and become effective to a limited extent. A broader use
of public procurement initiatives in particular could induce
more climate-friendly innovation impulses. Clear strategic
orientations from policy-makers, supportive structural and
institutional conditions and early involvement of stakehold-
ers concerned would reduce uncertainties in future invest-
ments and support a long-term and coherent orientation
of innovation strategies of companies, research organisa-
tions and other innovation actors towards climate-friendly
solutions. In the public sphere of influence, the multi-year
performance agreements could be adapted in this regard.
The currently discussed proposals for transformative and
mission-oriented policies (e.g., with regard to the five EU
missions) further strengthen the need for coordination be-
tween policy fields and levels and extend well beyond the
area of RTI policy. Further development of policy coor-
dination in terms of transformative and mission-oriented
approaches can contribute to intensifying interministerial co-
operation for climate-friendly strategies (medium agreement,
medium literature base).

In order to establish more agile organisational structures
and processes within the framework of transformative in-
novation policy, institutional innovations could be tested
experimentally, both with regard to operational handling of
policy measures and in upstream strategic decision-making
processes. By building appropriate competencies and capac-
ities in the areas of foresight, formative monitoring, evalua-
tion and adaptation of policy strategies, conditions could be
created to accompany and readjust comprehensive transfor-
mation processes, both at the level of individual measures
and systems (e.g., energy transition, mobility transition, etc.)
(high level of agreement, strong literature base).

Chapter 14: The provision of goods and services

Chap. 14 takes a comprehensive look at the provision of
goods and services and various economic actors involved in
its design and implementation in Austria. GHG emissions
can occur both in the use of goods and services and along the
entire value creation process from resource extraction and
energy generation to the provision and ongoing maintenance
of goods. The possibilities of a climate-friendly living are
thus directly linked to the footprints of goods and services
required for such a life. The focus of this chapter is on that
part of provision that is produced in Austria. Austrian pro-
duction that is exported (about 50 percent) and consumption

that is imported (about 30 percent) will be discussed in the
next chapter.

Comprehensive changes in national structures of provi-
sion are necessary to achieve climate goals. This requires
profound transformations in dominant business models and
value creation processes with a reorientation along central
needs such as health or nutrition (high agreement, strong
literature base) (Köppl & Schleicher, 2019; Schleicher &
Steininger, 2017). A comprehensive transformation of en-
ergy systems through a complete switch to renewable ener-
gies, increases in energy productivity and reduction in direct
energy demand in building, mobility, industry and agricul-
ture sectors can make a significant contribution to reducing
GHG emissions (high agreement, strong literature base). As
Fig. TS.13 illustrates, achieving climate targets is also very
likely to require changes along the circular economy as well
as a more extensive shift to resource sharing or common use
models (high agreement, medium literature base) (Cantzler
et al., 2020; Eisenmenger et al., 2020; Jacobi et al., 2018;
Kirchengast et al., 2019; Köppl & Schleicher, 2019; Meyer
et al., 2018; Schleicher & Steininger, 2017).

The failure to date of a comprehensive transformation to
climate-friendly supply structures can be attributed primarily
to a poorly consistent design of the economic policy frame-
work from a climate perspective (high agreement, medium
literature base) (Niedertscheider et al., 2018; Plank et al.,
2021b; Steurer & Clar, 2015). A climate policy focus on
“soft” policy instruments to scale up or increase market
penetration of more climate-friendly technologies, products
and services contrasts with “hard” financial and regula-
tory frameworks in Austria generating only little pressure
to change and sometimes even encourage climate-damaging
activities (high agreement, strong literature base) (Haus-
knost et al., 2017; Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016a; Köppl
& Schratzenstaller, 2015; Schaffrin et al., 2015; Schnabl
et al., 2021; Wurzel et al., 2019). These climate policy-
unfavourable frameworks are underpinned by corporatist and
federal governance structures that have given short-term eco-
nomic interests opposing a consistent climate policy great
influence (high agreement, medium literature base) (Brand &
Pawloff, 2014; Niedertscheider et al., 2018; Seebauer et al.,
2019; Steurer et al., 2020; Steurer & Clar, 2015, 2017; Tobin,
2017; Wissen et al., 2020).

Only with respect to energy efficiency, a rising share of
renewable energies and an expansion of waste management
could aid significant progress in decarbonising structures of
provision in Austria over the last three decades (high agree-
ment, strong literature base) (Anderl et al., 2020). This has
facilitated a more climate-friendly life, especially in the pro-
vision of energy. In the same period, a dynamic economic
sector for environmentally oriented goods and services was
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able to emerge in Austria, which is gaining importance both
domestically and abroad (high agreement, strong literature
base) (Gözet, 2020; Schneider et al., 2020) (see Fig. TS.14).

These successes are contrasted by opposing trends in
transport and industry as well as insufficient implementa-
tion of more climate-friendly processes in the majority of
companies operating in Austria (high agreement, strong liter-
ature base) (Anderl et al., 2020; Dorr et al., 2021; European
Commission, 2016, 2020c; Kiesnere & Baumgartner, 2019;
Kofler et al., 2021; Schöggl et al., 2022). While companies
are relatively advanced in areas such as waste management
and operational energy consumption,more profound changes
in business models and the range of products and services
have only been implemented by a minority so far (high agree-
ment, strong literature base) (ibid.).

In order to achieve the climate targets, a significant ex-
pansion of the range of measures beyond previous climate
policy focus on the promotion of new products and ser-
vices is required (high level of agreement, strong literature
base) (Bachner et al., 2021; Dugan et al., 2022; Großmann
et al., 2020; Kirchengast et al., 2019; Stagl et al., 2014;
Steininger et al., 2021; Weishaar et al., 2017). Instruments

to set market-based framework conditions, such as tax re-
form consistently aligned with climate goals, the abolition
of climate-damaging subsidies and the introduction of envi-
ronmental standards for production processes, products and
public procurement, can make a significant contribution to
achieving climate goals (high agreement, medium literature
base) (Bittschi & Sellner, 2020; Goers & Schneider, 2019;
Großmann et al., 2020; Kettner-Marx et al., 2018; Kirchner
et al., 2019; Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016a; Mayer et al.,
2021; Schleicher & Steininger, 2017; Steininger et al., 2021).
Appropriate climate policies should be accompanied by so-
cial compensation measures if social acceptance for such
measures is to be maintained (high agreement, medium liter-
ature base) (Feigl & Vrtikapa, 2021; Großmann et al., 2020;
Högelsberger & Maneka, 2020; Keil, 2021; Kettner-Marx
et al., 2018; Kirchner et al., 2019; Mayer et al., 2021; Pichler
et al., 2021). To ensure long-term compliance with planetary
boundaries, the promotion of alternative modes of supply and
the setting of upper limits may be necessary (medium agree-
ment, weak literature base) (Bärnthaler et al., 2020; Brand
et al., 2021; Brand & Wissen, 2017; Exner & Kratzwald,
2021; Novy, 2020; Spash, 2020a).
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Chapter 15: Globalisation: Global commodity
chains and division of labour

To understand Austria’s role in the climate crisis, its embed-
dedness in global economic structures needs to be analyzed
(high agreement, medium literature base). This chapter pro-
vides this analysis by means of the “global commodity
chains” concept (Fischer et al., 2021). The chapter presents
a literature-based analysis of the ways in which Austria is in-
volved in global commodity chains in terms of its production
locations and final consumption. As far as possible with the
available data, the chapter assesses the resulting environmen-
tal impacts. The chapter evaluates, on the basis of scientific
literature and policy proposals being discussed at the interna-
tional, European and national levels, new ways of organizing
global commodity chains to promote a climate-friendly re-
structuring of transnational production networks.

As an open economy, Austria is deeply integrated in
transnational commodity chains both in terms of produc-
tion and final consumption (OECD-WTO, 2015; WTO, n. d.;
Kulmer et al., 2015; Giljum et al., 2017; Stöllinger et al.,
2018; Eisenmenger et al., 2020) (high agreement, medium
literature base). The structure of transnational commodity
chains partially separates places of production and final con-
sumption. This means that GHGs of goods and services
produced and consumed in Austria, are to a great extent emit-
ted in other places. As is the case for other high-income

countries, Austrian imports of goods and services create
high emissions in economies that are on average poorer than
Austria (Jakob & Marschinski, 2013; Chancel & Piketty,
2015; Eisenmenger et al., 2020; Jakob, 2021; IPCC, 2022b;
Dorninger et al., 2021; Duan et al., 2021) (high agreement,
strong literature base). In order to achieve the climate goals,
a cross-border, sector-wide approach to Austrian produc-
tion and consumption patterns [Chap. 1] is thus needed
(Plank et al., 2021a) (high agreement, medium literature
base).

The chapter distinguishes between several strategies to
promote climate-friendly transformation of global com-
modity chains. These include responsible consumption and
resource-efficient lifestyles. However, individual lifestyle
changes are not sufficient to reduce the negative conse-
quences of global production and consumption patterns to
the required extent [Chap. 1] (Akenji, 2014) (medium agree-
ment, medium literature base). Other possible measures
include “rescaling” economic activities towards lower spa-
tial levels (New Economics Foundation, 2010; Bärnthaler
et al., 2021; Raza et al., 2021a; Raza et al., 2021b) and
resource-efficient production processes involving the entire
commodity chain (Eder & Schneider, 2018; Pianta & Lucch-
ese, 2020; Pichler et al., 2021; Denkena et al., 2022). This
requires sector-wide, in some cases cross-sectoral, transna-
tionally oriented restructuring and conversion strategies that
do not only focus on Austria (high agreement, medium litera-
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ture base). So far, there has hardly been any applied research
on this.

Several cross-border initiatives with direct and indirect ef-
fects on the structure and organisation of global commodity
chains have been implemented at the EU level. Examples
include the Emissions Trading System ETS as well as mea-
sures within the framework of the European Green Deal such
as the EU Industrial Strategy, the Bioeconomy Strategy and
the Circular Economy Action Plan (European Commission
2019a, 2019b, 2019c, 2020a, 2020b, 2021). In this context,
commitments/pledges to transform global commodity chains
according to ecological/climate criteria have either been sub-
ordinate or non-existent (high agreement, medium literature
base). In Austria, the Federal Ministry of Digital and Eco-
nomic Affairs has set up a working group on “Sustainability
and Value Chains” as part of the development of the “Stan-
dortstrategie 2040” (“Locational Strategy 2040”) (BMDW,
2021). In the field of bioeconomy and circular economy, the
strategy aims at setting up national platforms to coordinate
actors, but – at least for now – the ministry has no strate-
gies of its own. The approach is predominantly market- and
innovation-oriented, and the national industrial policy is less
ambitious in terms of climate policy than that of the EU (high
agreement, weak literature base).

In order to achieve the climate goals, market and
innovation-oriented measures are not sufficient (Beckmann
& Fisahn, 2009; Plank et al., 2021a) (high agreement, strong
literature base). Proposed measures include binding rules for
market activities, bans on extremely environmentally harm-
ful products and production processes (Pichler et al., 2021)
and greening public provision systems (Bärnthaler et al.,
2021) (high agreement, medium literature base). Existing EU
initiatives in the field of carbon pricing and industrial strate-
gies offer the opportunity for improvements (Landesmann
& Stöllinger, 2020; Pianta & Lucchese, 2020; Polt et al.,
2021; Paul & Gebrial, 2021) (high agreement, medium lit-
erature base). Current proposals among others demand more
ambitious regulation within the current EU ETS and the
EU carbon border adjustment mechanism (Krenek et al.,
2018; Stöllinger, 2020) (medium agreement, medium litera-
ture base). Climate-friendly regulation of global commodity
chains can also be achieved through supply chain laws that
impose legally binding environmental due diligence obliga-
tions on transnationally operating corporations (De Schutter,
2020; Kunz & Wagnsonner, 2021) (high agreement, high
literature base). However, monitoring and sanctioning en-
vironmental harm requires the development of new legal
remedies (Krebs et al., 2020; Schilling-Vacaflor, 2021) (high
agreement, weak literature base). Currently, a directive pro-
posal of the EU Commission for a supply chain law is being
discussed (European Commission, 2022). To avoid unfair
competitive conditions for companies as well as rebound
effects (Barker et al., 2009; Wei & Liu, 2017) and carbon

leakage (Birdsall & Wheeler, 1993; Jakob & Marschinski,
2013; Jakob, 2021; IPCC, 2022b), the suggested measures
should be implemented at the international level (high agree-
ment, strong literature base). Furthermore, in high-income
countries like Austria, consumption will most likely have to
sink in absolute terms in order to achieve global and national
climate goals (Brand et al., 2021) (high agreement, strong
literature base).

The interventions described above point to additional
complementary measures for the path towards a just transi-
tion (Steffen & Stafford Smith, 2013). Social and economic
compensation mechanisms need to be considered both at the
national and global level (“global climate justice”), as an
increase in inequality between poor and rich countries ham-
pers climate efforts (Sovacool & Scarpaci, 2016; Baranzini
et al., 2017; O’Neill et al., 2018; Korhonen et al., 2018;
van den Bergh et al., 2020; Eicke et al., 2021; Paul & Ge-
brial, 2021; IPCC, 2022b) (high agreement, strong literature
base).

Due to the complexity of global commodity chains,
a large number of different actors is involved in forming and
structuring them, both nationally and internationally (Fischer
et al., 2021) (high agreement, strong literature base). On the
one hand, this makes it possible to formulate several lever-
age points for climate-friendly action; on the other hand, it
makes it very difficult to establish a broad and stable consen-
sus. In addition, the actors involved in Austria (and beyond)
have different power resources. Lines of conflict also exist
within the different groups of actors. This applies, for exam-
ple, to public institutions, the corporate sector and workers
and their interest groups (high agreement, weak literature
base). In this complex situation, it is key to recognize that
the interests of these different actors – for different reasons –
can come together in an “alliance for a climate-friendly life”
to work towards a joint goal. Other actors must, however,
shift interests and attitudes towards a more climate-friendly
way of production and living.

In general, (re)regulation and ecological restructuring
of global commodity chains requires a coordinated multi-
level strategy (national, regional, European, international),
whereby each level faces its own challenges (Dreidemy
& Knierzinger, 2021) (high agreement, medium litera-
ture base). In addition to currently prevailing market-
and innovation-oriented strategies, public provision systems
(Bärnthaler et al., 2021) and raising awareness in society
for changing of everyday routines (Göpel, 2016) form com-
plementary strategies for achieving climate goals (medium
agreement, strong literature base). Overall, the literature-
based review shows that much more accompanying research
is needed to provide information on the impact of existing
initiatives and to plan future strategies. Furthermore, there is
a lack of broader research exploring opportunities for trans-
forming global commodity chains.
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Chapter 16: Monetary and financial system

This chapter assesses the extent to which incentive structures
of the monetary and financial system favour or hinder the
transformation to a climate-friendly and sustainable mode
of living in Austria. It also makes a literature-based assess-
ment of the larger economic and social structures in which
the monetary and financial system in Austria is embedded.
Already initiated and potential future reforms of the finan-
cial system and changes to the existing monetary system are
reviewed to understand the extent to which they can mobilise
capital flows necessary for financing structures for a climate-
friendly way of life.

The design of incentive structures of the monetary and
financial system reflects guiding social patterns of thought
and action, the given social institutions as well as the exist-
ing physical capital stock (Aglietta, 2018; Eisenstein, 2021;
Graeber, 2014; J. Lent, 2017; Schulmeister, 2018) (low
agreement, medium literature base). Money was long con-
sidered neutral, that is, having no repercussions on real,
often physical, economic production – this paradigm has
been transformed since the 2008/09 financial crisis (Ball,
2009; Malkiel, 2003; Maloumian, 2022). The primary aim
of monetary policy was to prevent high rates of inflation.
Until the discursive shift, it was not considered to make
a significant contribution to addressing the climate crisis
(Aglietta, 2018; Dikau & Volz, 2018, 2021) (low agree-
ment, strong literature base). In the sense of a green finance
paradigm, financing climate-friendly investments is now to
take place primarily via financial markets and asset owners
– and be motivated with corresponding incentives (Alessi
et al., 2019; Breitenfellner et al., 2020; Factscheck Green
Finance, 2019; Monasterolo, 2020; Sustainable Finance Ad-
visory Council, 2021; UNCTAD, 2019) (medium agree-
ment, strong literature base). The green finance paradigm
is widely seen as dominant, and deeper, structural prob-
lems of the financialised growth paradigm are increasingly
prioritised in other strands of literature – partly due to insuffi-
cient climate-friendly investments in recent decades (Hache,
2019a, 2019b; Jäger, 2020; Jäger & Schmidt, 2020; J. Lent,
2017; Reyes, 2020).

Long-term, secure and profitable returns for financing in-
vestments in emission-neutral or low-emission capital stock
(i.e. “green investments”) are central for the certainty of
investors’ expectations, while returns on other (e.g., fossil-
based) financial products should decrease. There should be
clarity that the CO2 price will rise steadily, substantially and
in the long term (Aglietta, 2018; Edenhofer et al., 2019;
IEA, 2021; IPCC, 2018; Pahle et al., 2022; Schulmeister,
2018) (high agreement, strong literature base). From an in-
novation perspective, more public (funding) resources as
well as financial innovations are needed to finance innova-
tive research for climate-friendly technologies (Balint et al.,

2017; Mazzucato, 2014; Shiller, 2009) (medium agreement,
medium literature base). Another strand of literature ex-
plains the move away from financialisation, i.e., increased
decoupling of finance and the real economy, and a stronger
focus on investment in climate-friendly provision as neces-
sary for climate-friendly living (Aglietta, 2018; Crotty, 2019;
Keynes, 1936; Malm, 2013, 2016; Schulmeister, 2018) (low
agreement, strong literature base). Degrowth and a stronger
use-value orientation are at the forefront (Eisenstein, 2021;
Georgescu-Roegen, 1971; Hickel, 2021; Hickel & Halle-
gatte, 2021; Hickel & Kallis, 2020; Kallis et al., 2012, 2018;
Keyßer & Lenzen, 2021; Meadows et al., 1972; Schröder &
Storm, 2020) (low agreement, strong literature base).

The state will be a central actor to exercise power to effec-
tively redesign incentive structures in financial markets in an
emissions-reducing way (Aglietta, 2018; Breitenfellner et al.,
2021; DiEM25, 2020; Edenhofer et al., 2019; Kelton, 2019;
Novy, 2020; Pahle et al., 2022; Schulmeister, 2018) (medium
agreement, strong literature base). The Oesterreichische Na-
tionalbank (OeNB) as part of the European central banking
system and the Austrian Financial Market Authority (FMA)
as the regulating authority for financial markets can create
structures for climate-friendly living (Battiston et al., 2020;
Breitenfellner et al., 2019; NGFS, 2021; Pointner, 2020;
Pointner & Ritzberger-Grünwald, 2019). On the one hand,
they can reduce climate-finance risk through regulation and
monetary policy, which endangers financial market stabil-
ity through insufficient pricing of climate-related physical
and transition risks. On the other hand, they can help en-
sure the emissions effectiveness of green and sustainable
finance. This can be done, for example, through appropri-
ate self-investment (green investment strategies of the central
bank itself), the design of banks’ capital ratios and through
macroprudential measures (Battiston, Dafermos, et al., 2021;
Battiston et al., 2020; Battiston, Monasterolo, et al., 2021;
Bolton et al., 2020; Breitenfellner et al., 2019; Dörig et al.,
2020; Monasterolo, 2020; NGFS, 2021; Pointner, 2020;
Pointner & Ritzberger-Grünwald, 2019; Rattay et al., 2020)
(high agreement, strong literature base). Green Growth –
enabled by green and sustainable financing – will be the
key approach in this regard. Relevant initiatives include the
EU Green Deal, Sustainable Finance (Taxonomy) and Green
Recovery, sovereign venture capital for innovative green in-
vestments, and divestment strategies (Alessi et al., 2019;
Breitenfellner et al., 2020; Green Finance Fact Check, 2019;
Monasterolo, 2020; Sustainable Finance Advisory Council,
2021; UNCTAD, 2019). If these measures are to be effec-
tive, “greenwashing” must be avoided (Alessi et al., 2019;
The GLOBAL 2000 Banking Check, 2021; Hache, 2019a,
2019b; Reyes, 2020) (medium agreement, strong literature
base). Deep and effective reform of financial incentive struc-
tures and taxation to establish true costs in production and
consumption will be crucial. Profound tax reform and ac-
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companying green industrial policy would include effective
CO2 taxes, financial transaction taxes, property taxes and
credit steering towards green investment (Aglietta, 2018;
DiEM25, 2020; Edenhofer et al., 2019; Novy, 2020; Pahle
et al., 2022; Pettifor, 2019; Piketty, 2014; Schulmeister,
2018; UNCTAD, 2019) (high agreement, strong literature
base).

An other strand of literature emphasises that commod-
ification and monetisation of nature is not a sustainable
solution as long as financialised economies seek to balance
social tensions by means of growth based on exploitation
of nature for systemic reasons – when financial markets are
characterised by structural bubble development, instability
and growth expectations (Bracking, 2020; Hache, 2019b;
Harvey, 2011; Kemp-Benedict & Kartha, 2019; Maechler
& Graz, 2020; Spash, 2020a, 2020b; Sullivan, 2013) (low
agreement, strong literature base). If planetary, biophysical
limits are to be respected, restricting growth or economic
shrinkage (degrowth) in economies with high incomes and
(especially) with high consumption levels is an essential
condition in this perspective (Eisenstein, 2021; Georgescu-
Roegen, 1971; Hickel, 2021; Hickel & Hallegatte, 2021;
Hickel & Kallis, 2020; Kallis et al., 2012, 2018; Keyßer &
Lenzen, 2021; Meadows et al., 1972; Schröder & Storm,
2020; Spash, 2020a) (low agreement, strong literature base).
De-commodification, de-monetarisation as well as strength-
ening of use value in the context of degrowth are about
unfolding people as a social beings, enabled and promoted
by restructuring of our value, social and economic system
to respect biophysical limits. This unfolding would expand
and transcend a materialist value system and enable a good
life for all aside from current monetarisation tendencies in-
herent in modern capitalism (Eisenstein, 2011, 2021; Hickel,
2021; Hickel & Hallegatte, 2021; Hickel & Kallis, 2020;
Kallis et al., 2012, 2018; J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021;
C. L. Spash, 2020a, 2020b) (low agreement, medium litera-
ture base).

According to this latter perspective, if financial mar-
kets are to be made serviceable for climate-friendly liv-
ing, it will be necessary to initiate a de-commodification
and de-monetarisation of economic activity (Harvey, 2011;
O’Connor, 1998; Polanyi, 1944; Smessaert et al., 2020) and
to recognise the nature of money as a commons through
a democratisation of financial markets and monetary system
(Eisenstein, 2011, 2021; Hockett, 2019; Mellor, 2019) (low
consensus, strong literature base). The climate crisis could
become a pivot for the monetary and financial system around
which a new international monetary cooperation is formed,
tying the creation and deployment of international finance
to addressing the climate crisis (Aglietta, 2018; Eisenstein,
2011, 2021; Schulmeister, 2018) (low agreement, medium
literature base). In this view, monetary systems and financial

markets would need to be regulated via increased national
and international democratisation in order to democratically
establish and regulate money in its actual status as a common
good (Eisenstein, 2011, 2021; Hockett, 2019; Mellor, 2019)
(low agreement, medium literature base).

In summary, the structural social and economic changes
proposed here would aim at creating, directing and deploy-
ing money flows for the purpose of financing the socio-
ecological transformation for the common good (Aglietta,
2018; Cahen-Fourot, 2020; Eisenstein, 2011, 2021; Felber,
2018; Hache, 2019b; J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021) (low
agreement, medium literature base).

Chapter 17: Social and spatial inequality

Chap. 17 assesses the literature on the link between social
and spatial inequality and climate-friendly living and identi-
fies existing structural conditions of inequality that obstruct
climate-friendly living. The chapter focuses on mobility and
housing as fields of action and suggests changes necessary to
enable a “good” life for all within the ecosocial limits of the
planet.

Income and wealth are the most powerful factors influenc-
ing household emissions behaviour. As income and wealth
are increasingly unequally distributed, emissions behaviour
is also characterised by strong inequality (high agreement,
strong literature base). In this context, climate-damaging
consumption by high-wealth and high-income groups poses
a particular problem for addressing the climate crisis (Rehm,
2021; Wiedmann et al., 2020) (medium agreement, high
literature base). Low-income groups are more financially
burdened by climate protection measures and are often un-
able to finance them. Burdens are increased or alleviated
depending on where they live (Chancel, 2020; Laurent, 2014)
(high agreement, medium literature base). Monetary redis-
tribution alone would not solve this problem, however, as
income and related consumption would only be redistributed
and not reduced. An expanded concept of income that in-
cludes the societal provision of and access to social and
material infrastructure is necessary to even out social and
spatial inequalities and enable climate-friendly living for all
people regardless of their monetary income and place of res-
idence (low agreement, medium literature base).

Mobility (30 percent) and housing (including heating,
cooking, utilities) (27 percent) are among those sectors that
are responsible for a large share of the total CO2 emissions
in Austria (Munoz et al., 2020). Structural conditions for the
promotion of climate-friendly action are mainly dependent
on these fields of action (high agreement, strong literature
base). Socio-spatial differences in mobility behaviour (e.g.
increased car ownership and use in rural areas and in upper
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income groups) play a significant role in emission reduction
measures. In order to ensure and promote climate-friendly
mobility for all, public transport services that are accessible
and attractive for all (eg. a “mobility guarantee”) and tar-
geted financial tax or redistribution measures (eco-social tax
reform in the transport sector, eco/mobility bonus, etc.) are
needed. International best practice examples can be found,
among others, in Switzerland (ecological commuter fund
from parking revenues), Belgium (kilometre allowance for
cycling) or Canada (socially graduated eco-bonus) (Com-
muter Fund, n. d.; VCÖ, 2014, 2018, 2021; Frommeyer,
2020; Harrison, 2019) (high agreement, medium literature
base).

In the housing sector, energy consumption related to hous-
ing type and living environment is a key driver of GHG
emissions and is a structural feature that can massively pro-
mote or restrict climate-friendly living. The energy efficiency
of buildings is largely determined by the respective heat-
ing system. Relevant trends are the above-average use of
coal as an energy source in the first two income deciles
and the significant increase of alternative energy sources
with higher incomes (Lechinger & Matzinger, 2020). Heat-
ing costs are unequally distributed in Austria: Low-income
households (household income < 60 percent of the median)
spend four percent of their income on heating; high-income
households (> 180 percent of the median) only two percent.
Hence, the avoidance of a large financial burden for lower in-
come deciles entailed by the departure from coal, oil and gas
poses a central challenge for the path to climate neutrality
(Plumhans, 2021) (high agreement, medium literature base).

For mobility as a field of action, the following actors
can be identified emblematically: (1) Public and civil so-
ciety institutions and organisations, such as the Austrian
Conference on Spatial Planning (ÖROK). The planning of
a nationwide public transport system for all and its legal an-
choring is an essential lever for promoting climate-friendly
mobility behaviour. (2) Interest groups such as the car lobby
and transport clubs (ÖAMTC, ARBÖ, VCÖ) or the bicy-
cle lobby (radlobby, ARGUS). While representatives of the
automotive industry do not support the dismantling and re-
structuring of fossil-based transport structures, other public
interest-oriented transport and cycling clubs actively pro-
mote and expand sustainable mobility (Haas & Sander,
2019). (3) Public and private transport service providers and
transport companies (ÖBB, Wiener Linien, bike rental com-
panies, etc.) as well as transport associations (e.g. VOR)
are among those that can practically implement climate-
friendly mobility concepts (medium agreement, weak liter-
ature base). For housing as a field of action, the relationship
between owners and tenants plays an important role: ten-
ants have little to no influence on their heating system
(Allinger et al., 2021). Ownership limits the ability to act in

favour of climate-friendly housing and represents a socially
unevenly distributed structural feature of climate-friendly
living (Friesenecker & Kazepov, 2021). The Tenancy Act
(Mietrechtsgesetz) and especially the Non-Profit Housing
Act (Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, WGG) are said to
have the potential to make housing in Austria more sustain-
able and inclusive through ecological and social standards
(Litschauer et al., 2021). However, mechanisms enshrined in
the WGG, such as high down payments, can act as a bar-
rier for low-income households and have a marginalising
effect, structuring the possibilities of climate-friendly liv-
ing along social dividing lines (Kadi, 2015; Friesenecker
& Kazepov, 2021). Finally, project developers and con-
struction companies, social partners (especially the Chamber
of Labour), tenants’ associations, trade unions and NGOs
can be mentioned as relevant actors (medium agreement,
medium literature base).

Monetary incentives and costs in the form of taxes, tax
concessions and charges on climate-damaging activities (e.g.
CO2 tax, petroleum tax, motorway tolls, tax concessions
on bicycle purchases, etc.) represent a way of internalising
externalities. However, these measures have distributional
consequences. If the consumption of high-income house-
holds is supposed to be reduced and the participation in
social life maintained for low-income households, it is im-
portant to consider these distributional effects (Humer et al.,
2021; Köppl & Schratzenstaller 2021) (medium agreement,
high literature base). The expansion of social-ecological in-
frastructure can reduce environmentally harmful emissions
and at the same time generate progressive distribution ef-
fects. Higher income and wealth taxes could therefore be
earmarked for the expansion of social-ecological infrastruc-
ture rather than monetary transfers in order to create struc-
tures for climate-friendly living (Froud & Williams, 2019;
Gough, 2017; Lechinger & Matzinger 2020) (high agree-
ment, medium literature base).

Innovations in the energy, transport and construction sec-
tors can support market-based measures and public provision
of social-ecological infrastructure to guarantee minimum so-
cial standards for all people. “Mission-oriented” innovation
policy is an approach to break down “wicked problems” of
the eco-social crisis into smaller problems to which private
and public research institutions contribute solutions (high
agreement, medium literature base). Social acceptance of
these proposals can be achieved through far-reaching societal
changes that need to be supported and clearly communicated
by policy makers. For example, to decouple individual no-
tions of freedom from the satisfaction of unlimited “wants”
and to proceed to an understanding of social justice where
all people can satisfy their basic needs requires a profound
but necessary societal shift which enables a “good” life for
all within the ecosocial limits of the planet (Gough, 2017;
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O’Neill et al., 2018; Wiedmann et al., 2020) (medium agree-
ment, high literature base).

Chapter 18: Welfare state and climate change

Social protection and social cohesion act as structural pre-
conditions for the transformation towards a climate-friendly
society. Chap. 18 reviews and evaluates the literature that
sees welfare state structures and activities as interdependent
with climate change and climate policy. There are links with
respect to the welfare state’s services, production and financ-
ing. They form starting points for the climate-friendly design
of the health and social system, which avoid negative trade-
offs between climate and social policy and create synergies
in the sense of an eco-social policy.

Welfare state services are directly challenged by cli-
mate change. Climate change causes health and economic
damages that are unequally distributed (Austrian Panel on
Climate Change (APCC), 2018; BMSGPK, 2021; Steininger
et al., 2020) (high agreement, strong literature base). The po-
tential for harm is greater for population groups that are more
exposed to climate impacts and have more limited response
options (Austrian Panel on Climate Change (APCC), 2018;
BMSGPK, 2021; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020) (high
agreement, strong literature base). Individual vulnerability
characteristics, which partly overlap, include pre-existing
conditions and health restrictions in everyday activities,
being affected by (multidimensional) poverty and social ex-
clusion, a low level of education or single parent status
(BMSGPK, 2021; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020) (high
agreement, strong literature base). The consequences of in-
creasing risks and vulnerability of the Austrian population
to climate change are high and further increasing burdens
on social and health care systems (see e.g. Aigner & Lich-
tenberger, 2021; Schoierer et al., 2020; Steininger et al.,
2020) (high agreement, medium literature base). Combat-
ing climate change, especially climate-damaging emissions,
therefore benefits the Austrian social and health care system
(Steininger et al., 2020). However, negative side effects of
specific climate policy measures on welfare are possible and
can be observed. Depending on the chosen instrument and
its design, this justifies additional need for social policy ac-
tion (BMSGPK, 2021; Lamb et al., 2020) (high agreement,
medium literature base).

Analogously, social policy can generally support climate
policy, but this is not automatically the case for all mea-
sures. The Austrian welfare state ensures the acceptance of
climate policy measures through the benefits it provides (see
e.g. Fritz & Koch, 2019; Koch & Fritz, 2014; Otto & Gu-
gushvili, 2020) (high agreement, medium literature base).
The country comparison as well as the comparison of dif-
ferent ideal-typical welfare state systems prove that potential

synergies between the two policy fields are used to vary-
ing degrees (Zimmermann & Graziano, 2020). This shows
that institutional conditions are essential for making soci-
eties less vulnerable to climate impacts. The institutional
resilience of the Austrian welfare state to the impacts of cli-
mate change and its contribution to climate-friendly living
can be increased in particular by the following measures:

� preventive policy is strengthened, especially in relation to
health, new demands on the labour market and extreme
natural events and weather conditions,

� the CO2 footprint of the health and social sector is fully
recorded and consistently reduced by means of climate-
friendly provision processes,

� the interfaces of social with climate policy are systemat-
ically recorded and – building on this – measures from
both policy fields are better bundled into eco-social pro-
grammes,

� the different actors cooperate in an evidence-based man-
ner across federal levels, regional action areas and policy
fields.

The budgetary framework for health promotion and health
prevention in Austria is currently tight. Prevention accounts
for about nine per cent of current public health expendi-
ture, which mainly finances preventive measures for people
with already manifest health problems (BMASGK, 2019).
Strengthening care in the community-based sector can avoid
more emission- and cost-intensive treatments in hospitals
(Renner, 2020). Overall, health promotion and health pre-
vention are structurally underfunded, and it is expedient in
terms of climate and social policy to allocate more funds
to health policy as an interministerial field of action (Haas,
2021; Weisz et al., 2019) (high agreement, weak literature
base). The level and distribution of the economic and social
consequences of unavoidable, extreme natural events depend
on how the disaster fund is financially equipped, whether
financial compensation is systematically provided in a so-
cially differentiated manner and whether the funds are used
sustainably, in the sense of avoiding consequential damage
(Papathoma-Köhle et al., 2021; Papathoma-Köhle & Fuchs,
2020).

The health and social sector is an economically important
sector. How climate-friendly production and employment are
in this sector can therefore have a noticeable influence on
climate change and its mitigation. So far, the CO2 footprint
is only known for the health sector, but not for the social
sector. According to this, the Austrian health sector’s share
of 6.7 percent of national CO2 emissions is above aver-
age in international comparison (Pichler et al., 2019; Weisz
et al., 2019). The Austrian health sector could reduce its
CO2 footprint by optimising the spatial supply structure,
procurements, use of medicines and equipment and treat-
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ment routines (Alshqaqeeq et al., 2019; Renner, 2020; Weisz
et al., 2019) (high agreement, medium literature base). The
use of digital technologies also offers opportunities to avoid
climate-damaging emissions, e.g. telecare in mobile care
(AWO Bundesverband e. V., 2022; Care about Care, 2022)
(high agreement, weak literature base). A consistent eco-
logically oriented procurement policy in the entire health
and social sector can accelerate the use and development of
sustainable production methods among providers of the re-
quired goods and services (Peñasco et al., 2021), e.g. through
climate-friendly and at the same time health-promoting food
offers in canteens of youth, old people’s and nursing homes,
day care centres or social administration (illustrated for Swe-
den: Lindström et al., 2020) or electrification of the vehicle
fleets of mobile social services (Bach et al., 2020) (high
agreement, weak literature base). Also related to its role as
a major employer, the health and social care sector can be
a pacesetter to implement climate-friendly working models
(Bohnenberger, 2022) (high agreement, medium literature
base).

With regard to the interfaces between climate and social
policy and the need for integrated, eco-social packages of
measures, CO2 pricing, a weakened labour-centredness of
social security and climate-friendly investment of pension
assets are discussed. There are a number of recent findings
on CO2 pricing that refer to Austria (Kirchner et al., 2019;
Six & Lechinger, 2021; Mayer et al., 2021). A CO2 tax
can have a positive effect on both social and climate pol-
icy goals (Kirchner et al., 2019; Six & Lechinger, 2021;
Mayer et al., 2021) (medium agreement, medium literature
base). Whether and which concrete compensation measures
(refunds in the form of flat-rate or income-oriented cash
benefits, reductions in other taxes, reduced social security
contributions) are meaningful and particularly effective in
achieving goals is assessed differently depending on the sce-
nario and the research approach (Kirchner et al., 2019; Six
& Lechinger, 2021; Mayer et al., 2021) (medium agree-
ment, medium literature base). The strong employment-
centredness of the Austrian social system is a structural
barrier to the transition to a climate-friendly society. Climate
policy aims at an equal distribution of employment and care
work (with less employment overall), less resource-intensive
lifestyles (renunciation of high earnings and status consump-
tion) and re-qualification of employees in climate-damaging
fields of activity. If this is to be flanked by social policy, ac-
cess to benefits and the level of benefits would have to be
improved in individual branches of social security for people
who are not, or not continuously, in full-time employment
(Bohnenberger, 2022). Whether, for example, an ecological
basic income, a maximum income or universal benefits in
kind can be used effectively in Austria, cannot be answered
at present due to existing research gaps.

Institutional investors in the Austrian social security sys-
tem still contribute significantly to climate change through
their investments (and thus increase their climate-related
investment risks) (Semieniuk et al., 2021). At just under
44 billion euros, a substantial sum is invested by Austrian
occupational pension funds and occupational employee pro-
vision funds. In 2019, at least 30 per cent of the investments
of Austria’s inter-company pension funds (C 25 billion in
2021) were in five sectors that are considered to be particu-
larly GHG intensive (European Insurance and Occupational
Pensions Authority, 2019). For Europe as a whole, there is
a significant need for additional investment to achieve the
ambitious emission reduction targets, which is difficult to
meet from public funds alone (Brühl, 2021; van der Zwan
et al., 2019). Institutional investors in the Austrian social
security system could contribute by shifting from emission-
intensive to climate-friendly investments (“divest-invest”)
(high agreement, weak literature base).

If social and climate policies are to be coordinated, it is
necessary to institutionalise cooperation or to rethink tasks
and the corresponding responsibilities (e.g. in disaster con-
trol) (BMSGPK, 2021; Papathoma-Köhle et al., 2021). Over-
all, there is a great need for research on how ecosocial policy
in Austria can be designed effectively and efficiently in terms
of institutions and instruments. Some systematic reviews are
available that summarise the results of international scien-
tific studies with a focus on this issue (Alshqaqeeq et al.,
2019; Lamb et al., 2020; MacNeill & Vibert, 2019; Mayrhu-
ber et al., 2018; Peñasco et al., 2021). However, Austrian
interventions are often not included in these reviews or only
as part of multi-country studies. There can be three main
reasons for this: (1) either no ecosocial interventions are
yet implemented in the relevant fields of action (policy ac-
tion gap), (2) measures in the field of ecosocial policy have
not yet been researched across the board and according to
the usual scientific quality standards (research gap), and/or
(3) the available evidence is not publicly accessible (trans-
parency gap). If evidence-based ecosocial policy is to be
pursued that achieves rapid learning effects, these gaps must
be reduced (evaluation culture in the political and adminis-
trative system, investment in data infrastructure, data access
for independent scientific research, targeted research fund-
ing programmes, public access to commissioned and already
available studies).

Chapter 19: Spatial planning

This chapter assesses the extent to which spatial planning
and land use planning facilitate or hinder the transformation
to a climate-friendly mode of living in Austria. A literature-
based assessment is made regarding the effectiveness of
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spatial planning instruments and necessary changes towards
climate-friendly living.

In Austria, spatial development in many places hinders
climate-friendly living. Land consumption is high in inter-
national comparison. Urban sprawl and fragmentation of the
landscape – the drifting apart of housing,work, supply, leisure
and mobility – are becoming increasingly visible and notice-
able. Patchy settlement areas, fraying settlement edges, trade
and commercial agglomerations with large-scale car parks at
town and city borders, as well as remote tourism facilities
lead to long journeys mainly made by car. Sealing of land
and overbuilding contribute to overheating and increased sur-
face runoff and thus to the risk of flooding. Even if growth
rates in land use and motorised private transport have de-
creased noticeably in recent years – Austria’s built structure
and transport situation continue to exacerbate the climate cri-
sis (Kurzweil et al., 2019; Österreichische Raumordnungs-
konferenz, 2021; Umweltbundesamt, 2020a, 2021a, 2021b; ;
Zech, 2021c) (high agreement, strong literature base).

Despite numerous efforts, spatial planning praxis and
spatial development in cities and municipalities, as well
as through (voluntary) inter-municipal cooperation, does
not sufficiently succeed in creating a spatial framework
for climate-friendly behaviour in the built environment, the
economy, in services of general interest and in mobility. In
many cases, political will to steer and problem awareness
of public and private developers and infrastructure providers
are lacking for consistently counteract or reverse climate-
hostile spatial developments. In contrast to other countries
(e.g., Switzerland, Germany), the Austrian constitution does
not provide a “framework competence” for spatial plan-
ning at federal level; nor are expert and funding agencies
appropriately equipped for spatial planning and spatial de-
velopment at national level. These factors make it difficult
to enforce overarching climate goals in planning (Dollinger,
2010; Ertl, 2010; Franck et al., 2013; Kanonier & Schin-
delegger, 2018a; Österreichische Raumordnungskonferenz,
2021) (high agreement, medium literature base). Although
in the (non-binding) Austrian Spatial Development Con-
cept (ÖREK) and in the planning and building laws of
the federal states, the principles and objectives of spatial
planning and spatial development in terms of climate pro-
tection and climate change adaptation are formulated or
at least open to interpretation, their steering effect is lim-
ited. The federal states exercise their influence and control
instruments for spatial development (state and regional plan-
ning) differently and often only hesitantly. Although current
regional development programmes and concepts can be un-
derstood as thoroughly climate-conscious guiding principles
and declarations of intent, they hardly contain any binding
specifications (Kanonier & Schindelegger, 2018b; Österrei-
chische Raumordnungskonferenz, 2021; Svanda & et al.,
2020) (medium agreement, medium literature base).

As a cross-sectional matter, spatial planning and de-
velopment is constantly challenged with steering problems
in coordinating and integrating divergent interests. For ex-
ample, a multitude of material issues influence settlement
development, such as transport, mining, water law, commer-
cial law and tourism. Compared to sectoral goals, interests
and technical standards, overall, integrated and thus less
concrete qualitative requirements of spatial planning and
spatial development can only partially prevail and thus en-
sure climate-friendly decisions (Dollinger, 2010; Kanonier
& Schindelegger, 2018b). Coordinated and integrative spa-
tial development requires political will to steer and at the
same time openness and resources for participatory plan-
ning processes in order to raise awareness and define and
create spatial framework conditions for climate-friendly be-
haviour of residents, companies and planning authorities
when they make decisions on location, use of space and
mobility. Spatial planning needs to be strengthened in its
core competencies of regulatory planning, setting the frame-
work for location, development and design of settlement
areas, business locations and landscapes and green spaces in
a climate-conscious manner, integrated into cooperative and
participatory planning processes (Baasch & Bauriedl, 2012;
Dollinger, 2010; Schindegger, 2012; Svanda et al., 2020)
(medium agreement, medium literature base).

Spatial planning and land use planning enable and pro-
mote climate-friendly modes of living in a sustainable man-
ner if

� settlement and commercial areas in cities and munici-
palities are compact and greened (space-saving building
density, low sealing, climate-impacting planting);

� Living, working, utilities, leisure facilities and green
spaces are close to each other (functional mix).

� and conveniently accessible by foot, bicycle or public
transport (city and place of short distances).

Climate-friendly living in regions is possible if

� the train system forms the backbone of settlement de-
velopment and is attractively linked with other means of
public transport,

� Business, cultural, educational, consumer and adminis-
trative facilities are distributed and interconnected in the
most suitable locations that can be reached in a climate-
friendly manner and are shared by communities, residents
and businesses of the region, and

� Landscape and green spaces as well as water bodies –
green and blue infrastructure – are attractive for local
recreation and contribute to biodiversity, production of
healthy regional food, generation of renewable energy and
climate change adaptation (temperature compensation,
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flood retention) (Austrian Conference on Spatial Plan-
ning, 2021) (high agreement, medium literature base).

Ways and means for an urgently needed trend reversal from
climate-damaging to climate-friendly spatial structures that
enable and promote climate-friendly living are shown. Es-
sential success factors are:

� Taking existing spatial planning instruments seriously,
i.e., zoning and development plans, local and regional
development concepts, spatial concepts and plans of the
states (“Länder”) and the Austrian Spatial Development
Concept with the associated land strategy as well as
land policy instruments, use them and make them more
climate-friendly (Kanonier & Schindelegger, 2018b; Ös-
terreichische Raumordnungskonferenz, 2021),

� a cooperative planning culture, i.e., increased use of gov-
ernance approaches in instruments (guiding principles,
strategies) and in the process design (interaction of inter-
est groups, citizen participation) (Heinig, 2022; Madner,
2015a; Selle, 2005; Zech, 2015),

� integrated development planning that communicates with
different sectors and disciplines (Einig, 2011; Österreichi-
sche Raumordnungskonferenz, 2021),

� obligation of sectoral planning – especially in transport
planning – to contribute to climate-friendly spatial struc-
tures (Danielzyk &Münter, 2018; Stöglehner, 2019; Zech
et al., 2016), and

� targeted use of fiscal instruments to reform taxes (such
as real estate income tax, property tax, etc.) or subsidies
(such as housing subsidies, economic subsidies, com-
muter allowances, etc.) that have so far been levied in
a mostly “spatially blind” manner – without taking into
account their possible positive (e.g., use for inner de-
velopment) but also negative spatial effects (e.g., urban
sprawl) or subsidies (such as housing subsidies, economic
subsidies, commuter allowances, etc.) and to provide
comprehensible and easy-to-use tools for inter-municipal
fiscal transfer (Bröthaler, 2020; Mitterer et al., 2016; Mit-
terer & Pichler, 2020; ÖROK, 2017; Zech et al., 2016)
(high agreement, medium literature base).

Chapter 20: Media discourses andmedia
structures

Media (both traditional mass media and social media) are
central forums in which climate crisis, including need for
transformation to a climate-friendly life, is discursively con-
structed and negotiated (Reisigl, 2020). Due to their effect
on recipients, which will only be discussed to a limited
extent in this chapter, media are central to creating imag-
inary spaces and actions dealing with climate crisis (e.g.,

Arlt et al., 2010; Gavin, 2018; Kannengießer, 2021; Nev-
erla et al., 2019; Wiest et al., 2015). Media construction of
those problem areas is an important factor for successfully
implementing many transformation needs that are elaborated
in other chapters of this report. Two media-analytical sub-
areas are addressed in the following: Media discourses (both
in mass media and on social media) and media structures, in-
cluding both media technologies (e.g., Kannengießer, 2020b)
and underlying political-economic and cultural institutions
(Fuchs, 2017; Knoche, 2014).

Scientific literature at the intersection of media and cli-
mate crisis, often contains studies on journalistically pro-
duced content, with the role of online and social media re-
ceiving increasing attention (e.g., Kirilenko & Stepchenkova,
2014; Newman, 2017; Veltri & Atanasova, 2017; Pianta &
Sisco, 2020). Overall, very few studies are available for the
Austrian context. Scientific literature at international level
shows that media attention on different aspects of the cli-
mate crisis has clearly increased over the last three decades,
but at the same time remains at a low to medium level (own
calculations based on M. Boykoff et al., 2022; Daly et al.,
2022). Established media practices such as occasion-based
reporting (M. T. Boykoff & Roberts, 2007; Brüggemann
et al., 2018; Grundmann & Scott, 2014; M. S. Schäfer et al.,
2014) as well as competition with other topics (Barkemeyer
et al., 2017; M. T. Boykoff et al., 2021; Lyytimäki et al.,
2020; Pearman et al., 2020) and the ideological orientation
of media houses play a central role (high agreement, strong
literature base) (Barkemeyer et al., 2017; Bohr, 2020; M. T.
Boykoff, 2008; M. T. Boykoff & Mansfield, 2008; Brügge-
mann et al., 2018; Pianta & Sisco, 2020; M. S. Schäfer et al.,
2014; Schmidt et al., 2013). As a long-term, global, highly
complex process with few possibilities for personalisation
and not being directly perceptible via individual senses, the
climate crisis does not offer an ideal object for journalistic
reporting. Only events that fulfil a “news value” and can be
linked to the climate crisis – be they political, scientific or
weather- and nature-related – provide occasions for reporting
(Brüggemann & Engesser, 2017; Neverla & Trümper, 2012).

On a discursive level, a broad consensus for the exis-
tence of the human-made climate crisis can be found in
journalistic media (high agreement, strong literature base)
(Brüggemann & Engesser, 2014; Brüggemann et al., 2018;
Grundmann & Scott, 2014). In some contexts (especially
when certain media houses are ideologically close to right-
wing conservative political elites or also in social media),
the persistence of climate crisis-sceptical positions is quite
relevant (high agreement, medium literature base) (Elsasser
& Dunlap, 2013; Forchtner et al., 2018; Kaiser & Rhomberg,
2016; McKnight, 2010a, 2010b; Painter & Gavin, 2016; Pe-
tersen et al., 2019; Ruiu, 2021; Schmid-Petri & Arlt, 2016;
Schmid-Petri, 2017). An analysis for Austria shows in this
context that the online blog unzensuriert.at as well as the me-
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dia outlets Zur Zeit and Die Aula, all three of which are close
to the Austrian Freedom Party, predominantly disseminate
climate crisis-sceptical positions (Forchtner, 2019).

Reporting tends to be dominated by market and in-
novation perspectives and measures embedded therein to
avert the climate crisis (high agreement, medium literature
base) (Diprose et al., 2018; Koteyko, 2012; Lewis, 2000;
Shanagher, 2020; Yacoumis, 2018). For example, previous
research shows that market-centred policies, technocratic so-
lutions, corporate social responsibility and sustainable con-
sumption are at the forefront of news coverage – regardless of
the ideological orientations of newspapers (high agreement,
medium literature base) (Diprose et al., 2018; Koteyko, 2012;
Lewis, 2000; Yacoumis, 2018). Transformative perspectives
tend to play a minor role (high agreement, medium litera-
ture base) (Carvalho, 2019; Diprose et al., 2018; Dusyk et al.,
2018; Lehotský et al., 2019; Lohs, 2020; Schmidt & Schäfer,
2015; Vu et al., 2019).

Studies on the role of online and social media in cli-
mate crisis discourse are on the rise. Due to available data,
there is a clear focus on the microblogging service Twit-
ter (Pearce et al., 2014, 2019). Social media are forums
for negotiating climate crisis discourses, especially for de-
tailed scientific questions, (lay) discussions and emerging
issues (Brüggemann et al., 2018; Lörcher & Neverla, 2015).
Research also points to the relevance of social media for
agenda-setting and public mobilisation of civil society ac-
tors, such as NGOs and activists (Askanius & Uldam, 2011;
Greenwalt, 2016; Holmberg& Hellsten, 2016;M. S. Schäfer,
2012). Research on the dynamics of online discussions (in
social media and on online blogs) suggests that affirmation
of social group identity is often paramount, leading to po-
larisation of positions, echo chambers and fragmentation of
debates (Brüggemann et al., 2018; Pearce et al., 2019; Treen
et al., 2020).

At the level of media content, there are transformation re-
quirements, especially with regard to challenging hegemonic
growth- and technology-optimistic as well as market-centred
positions. At the same time, a stronger focus on alternatives
to the current organisation of economies, positive scenar-
ios and transformative approaches to solutions that make the
notion of a climate-friendly way of life tangible and imag-
inable is necessary (high agreement, medium literature base)
(D. Holmes & Star, 2018; M. S. Schäfer & Painter, 2020).

At the level of media structures the following issues are
in the foreground of requirements of a transformation: the
restructuring of inhibiting factors such as journalistic prac-
tices (Brüggemann & Engesser, 2017; Krüger, 2021; M. S.
Schäfer & Painter, 2020), business models and advertising
market dependence (Beattie, 2020; D. Holmes & Star, 2018;
M. S. Schäfer & Painter, 2020) – also of public advertis-
ing (Kaltenbrunner, 2021) –, ownership (Lee et al., 2013;
McKnight, 2010a) and regulatory frameworks of the media

sector (M. T. Boykoff & Roberts, 2007; Kääpä, 2020) (high
agreement, medium literature base).

There are calls to reduce the high dependency of strate-
gic communication from “elite sources”, as these tend to
justify existing power relations as well as production and
consumption patterns and thus tend to oppose a profound
transformation (Bacon & Nash, 2012; Bohr, 2020; Brügge-
mann & Engesser, 2017; Schmid-Petri & Arlt, 2016). As this
dependency tends to increase with the crisis and transfor-
mation of the media sector, there is also a need to review
existing media funding regimes and requirements (Fried-
man, 2015; Gibson, 2017; M. S. Schäfer & Painter, 2020;
A. Williams, 2015). Moreover, the media sector as a rele-
vant CO2 emitter requires emission reduction pathways (also
due to growing digital infrastructure), which have not been
sufficiently formulated so far (high agreement, weak litera-
ture base) (Kannengießer, 2020a; van der Velden, 2018). The
production of media content is embedded in context-specific,
institutional structural conditions that inhibit a proactive role
of the media for a transformation towards climate-friendly
living (Fuchs, 2020; Fuchs & Mosco, 2012; Pürer, 2008).

There is little research on relevant actors in the Austrian
context. Therefore, the role of central actors in the Austrian
media landscape in terms of their contributions to bring about
a climate-friendly mode of living is unclear. Some actors in
the Austrian media sector have little to no discernible activ-
ities on the climate crisis so far; others can be classified as
tending to promote it (low agreement, weak literature base).
Our research on possible facilitating actors indicates that cli-
mate crisis specialised research networks and new forms of
journalism are highly relevant for the discursive construction
of the climate crisis that is conducive to a climate-friendly
way of life. Options for design and action can be located
in the following areas: alternative approaches to journalism
(Howarth & Anderson, 2019; Neverla, 2020) that contribute
to discourses of climate-friendly living (e.g., transformative
journalism (Krüger, 2021)); changing approaches to science,
environmental and climate journalism in newsrooms (Drok
&Hermans, 2016; LeMasurier, 2016); media regulation (tar-
geting media funding) (Pickard, 2020); moving away from
fossilistic advertising markets; devising new funding mod-
els (Kiefer, 2011; Meier, 2012); and restructuring ownership
(Lee et al., 2013; McKnight, 2010a) (medium agreement,
weak literature base).

Chapter 21: Education and science
for climate-friendly living

This chapter builds on literature on education and science
(ES) for sustainable development and climate change. It fo-
cuses on concepts that put education at the forefront. Science
is seen as the interplay between research and education. In
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this respect, aspects of research for climate-friendly living
are also taken up, although this is deliberately not the fo-
cus of the chapter. The assessment of what dimension can be
attributed to the role of ES structures for climate-friendly liv-
ing also remains unresolved. In particular, it seems to be the
“structures in the heads” of involved people that ultimately
generate patterns of thought and action hindering or favoring
sustainability and climate friendliness.

Education and science (ES) in their current objectives
and structures do not contribute enough to sustainable de-
velopment and thus also to climate-friendly living (high
agreement, strong literature base). The high urgency to re-
spond to systemic crises of the Anthropocene – first and
foremost the climate and biodiversity crises – is still opposed
by forces of inertia and ES remain relatively unchanged
in their content (especially teaching content), objectives,
concepts and basic systemic structures (Elkana & Klöpper,
2012; Imdorf et al., 2019; Kläy et al., 2015; O’Brien, 2012;
WBGU, 2011).

Inter- and transdisciplinarity (ITD), i.e. cross-disciplinary
cooperation as well as cooperation between science and so-
cietal actors, are underrepresented in ES. The call for an
expansion of ITD is becoming louder in context of sustain-
able development and climate change in particular (Future
Earth, 2014; ProClim Forum for Climate and Global Change,
Swiss Academy of Science, 1997; Scholz & Steiner, 2015;
WBGU, 2011, 2014). Focusing on the reproduction of ex-
isting knowledge in the education system (Davidson, 2017;
R. M. Ryan & Deci, 2016) stands in the way of independent,
responsible learning oriented towards sustainability values
and thus co-production of new knowledge (Botkin et al.,
1979; UNESCO, 2017a) (high agreement, strong literature
base).

If ES is to be aligned with challenges of sustainable de-
velopment as well as climate-friendly living, the assumption
of social responsibility and a fundamental paradigm shift
towards holistic, integrated and transformative approaches
is required (among others: International Commission on
the Futures of Education, 2021; Sachs et al., 2019; Wayne
et al., 2006; WBGU, 2011) (high agreement, strong liter-
ature base). This requires new objectives (e.g., orientation
towards the Sustainable Development Goals (SDGs) of the
United Nations, addressing real-world socially relevant prob-
lems, improving the quality of life for all) and comprehensive
structural reforms (e.g., education plans, curricula, educa-
tion concepts for sustainable development, career models,
research funding) (high agreement, strong literature base)
(Coelen et al., 2015; Leiringer & Cardellino, 2011; Martens
et al., 2010; J. Ryan, 2011; Sachs et al., 2019; Saltmarsh &
Hartley, 2011).

Sustainability and climate-friendly concepts in ES (e.g.,
Education for Sustainable Development (ESD) (UNESCO,
2021), climate change education and research, ITD (Future

Earth, 2014; ProClim Forum for Climate and Global Change,
Swiss Academy of Science, 1997; Scholz & Steiner, 2015;
WBGU, 2011), transformative ESD (WBGU, 2011, 2014))
support the facilitation of knowledge acquisition and the
development of values and competences to achieve climate-
friendly and sustainable modes of living (high agreement,
strong literature base). Appropriate approaches exist, how-
ever they need to be further developed and implemented on
a broad basis in ES (high agreement, strong literature base).

Options for action draw on international examples and pi-
lot projects in Austria that show how corresponding changes
could be initiated in ES. The impact of individual options
must remain open, as corresponding research is not avail-
able. If the scientific literature base on the effects of novel
approaches in ES is to be increased, accompanying research
for and evaluation of climate research and education pro-
grammes are necessary (high agreement, strong literature
base).

Some policy papers already underline the need for sus-
tainability and climate friendliness in the Austrian ES sys-
tem: e.g., Memorandum of Understanding of the initiative
“Mit der Gesellschaft im Dialog” – Responsible Science (Al-
liance for Responsible Science, 2015); Policy Decree Envi-
ronmental Education for Sustainable Development (BMBF,
2014); Teaching Principle Civic Education, Policy Decree
2015 (BMBF, 2015); System Goal 7 of the Overall Austrian
University Development Plan (BMBWF, 2020b); Austrian
Strategy “Education for Sustainable Development” (BML-
FUW et al., 2008); Action Plan for a Competitive Research
Area (BMWFW, 2015); Uniko Manifesto for Sustainability
(Austrian University Conference, 2020); for further initia-
tives, see also BMBWF (2019). At the same time, they are
contrasted by only selective and in no way fundamental and
systemic changes. If a fundamental paradigm shift in ES to
support climate-friendly living and sustainable development
is to be achieved, the transdisciplinary elaboration and prac-
tical implementation of comprehensive ES concepts that map
the above-mentioned needs for change is a priority (high
agreement, strong literature base).

If competences necessary for a climate-friendly life are to
be promoted extensively, climate change education and ESD
should form the basis of curricula and education plans at all
levels of the formal education system (school and university),
in particular also curricula of teacher training, and should be
strengthened as a task of actors in informal and non-formal
education (such as municipalities, museums, libraries, etc.)
(UNESCO, 2021) (high agreement, strong literature base).

If science for climate-friendly and sustainable living is to
be promoted, the creation of specific cooperative structures
for inter- and transdisciplinarity in ES is necessary (e.g.,
the establishment of corresponding professorships, institutes,
research centres, career positions, study programmes, text-
books, journals, societies, research networks), in addition to
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a fundamental discussion of prevailing goals, contents and
structures (e.g., incentive systems, tender criteria) and result-
ing power and competition relations (Climate Change Centre
Austria – Klimaforschungsnetzwerk Österreich, 2018; Hugé
et al., 2016; Kahle et al., 2018; UNESCO, 2017b; Yarime
et al., 2012, p. 201) (high agreement, strong literature base).

If sustainability and climate friendliness are to be compre-
hensively and structurally anchored (UNESCO, 2012, p. 71)
in all areas (e.g., Bormann et al., 2020; Kohl & Hopkins,
2021; UNESCO, 2014) at ES institutions in the sense of
a holistic approach (Whole-Institution Approach), they need
support in the form of strategic instruments (e.g., framework
strategies) as well as corresponding performance assessment
systems and incentives (high agreement, strong literature
base).

When ES institutions implement GHG emission reduction
measures at operational level, they can serve as living labs
and pioneers of social-ecological transformation (Bassen
et al., 2018; Bohunovsky et al., 2020) (high agreement,
strong literature base).

This chapter has started to look at ES in the context of sus-
tainable and climate-friendly living. The resultant discussion
on this should be continued with scientists and social actors.

Chapter 22: Networked infrastructures

This chapter assesses the literature on networked infrastruc-
ture systems, such as electricity, data, road or rail networks,
water or gas pipelines, and their contribution to the transfor-
mation towards a climate-friendly mode of living in Austria.
Networked infrastructures form the central basis for ev-
eryday life and economic activity (European Commission,
2021). They structure behaviour in the long term and thus
set the course for a climate-friendly mode of living. Due to
European law, an organisational and economic unbundling
has been established for networked infrastructure systems
in Austria (with a few exceptions such as heating grids
and smaller municipal utilities) between the operation of in-
frastructures (e.g., APG as electricity grid operator, ÖBB
Infrastruktur as rail network operator) and the provision of
concrete services (e.g., electricity supply, public transport)
as market-related activities of services of general interest. In
particular, European legislation solidified that energy supply,
transport and telecommunication services of general interest
are subject to specific public service obligations imposed by
the Member States (high agreement, strong literature base).

Infrastructure systems are characterised by path depen-
dencies and inertial forces (e.g., long life-span, institutional
agreements, complex organisational structures, high invest-
ment costs, technical developments, monopoly positions of
existing networks), which often make it difficult to build or
change socio-technical infrastructures (Ambrosius & Franke,

2015; Tietz & Hühner, 2011; Frantzeskaki & Loorbach,
2010; Bos & Brown, 2012). As long as the use and main-
tenance of networked infrastructures is dependent to fossil
fuels (e.g., energy input for vehicles, distribution and use of
natural gas, etc.), resulting actions cannot be climate-friendly
(high agreement, strong literature base).

There is consensus that without appropriate steering mea-
sures, further expansion of networked infrastructures through
use of fossil energies will lead to more GHG emissions
(high agreement, strong literature base). For example, two-
thirds of energy supply is currently based on fossil fuels
(BMK, 2020), but also expansion of road-based transport
infrastructure with a simultaneous decline in rail-based trans-
port infrastructure is in many cases associated with a negative
impact on GHG emissions (Winker et al., 2019; Kropp, 2017;
Banko et al., 2022). Regulatory frameworks indisputably
have a major influence on the design of organisational struc-
tures of infrastructure systems. In particular, there is consen-
sus that liberalisation of markets within the framework of the
EU shapes the status quo (high agreement, strong literature
base).

The share of grey energy (indirect energy for production,
transport and distribution as well as destruction processes) is
a substantial factor in infrastructure systems that has a direct
impact on how emission-intensive the expansion of net-
worked infrastructures is. This has been proven by studies,
for example on rail infrastructure and residential construction
(Latsch et al., 2013; Kanton Zürich, 2012; Bußwald, 2011).
Since settlement density in particular has a major influ-
ence on infrastructure, spatial planning decisions in terms of
climate-friendly living are of great importance (high agree-
ment, medium literature base).

Profound changes in networked infrastructure, accompa-
nied by changes in actor networks of infrastructure systems,
are necessary to promote and enable climate-friendly liv-
ing (Berggren et al., 2015; Geels, 2014). Sector coupling
between different infrastructure systems (especially power-
to-heat, power-to-gas, power-to-mobility) plays an increas-
ingly important role (van Laak, 2020; Büscher et al., 2020).
In innovation research, it is often pointed out that, build-
ing on new legal foundations (e.g., Renewable Expansion
Act 2021), new organisational and actor models should be
developed and tested within the framework of regulatory
experiments and sandboxes (medium agreement, weak liter-
ature base).

In Austria, the shaping role of the public sector as major-
ity owner of central infrastructure providers is particularly
important at national and municipal level. The influence of
the public sector on public service obligation of the operators
of networked infrastructures in energy and mobility clearly
exists due to responsibilities regarding services of general
interest. On this basis and as the majority owner of cen-
tral infrastructure providers such as ÖBB, ASFINAG, APG,
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Wiener Netze and many other operators in the federal states,
the public sector has a wide range of creative possibilities
(including investment decisions and specifications of strate-
gic objectives) (high agreement, medium literature base).

Independent regulators increasingly have the legal man-
date to contribute to the transformation of networked infra-
structure systems and to maintain a balance between interests
of consumers, other market participants and stakeholders,
in addition to their previous predominantly competition law
tasks, while additional tasks to achieve climate policy ob-
jectives fall upon them (Bolton & Foxon, 2015). It remains
to be seen how this will affect the future design of rules of
the game for actors (e.g., in the energy sector, possibilities
for citizens to actively contribute to energy transitions) (high
agreement, medium literature base).

With regard to climate-friendly transformation of net-
worked infrastructures, the public sector in particular, as
legislator, but also as procurer, has significant design options.
Through its framework-setting influence, it can influence the
design of networked infrastructures and actively steer in-
vestments and financing of new construction, conversion or
decommissioning of infrastructures. Changes in objectives
and tasks of public agencies (e.g., E-Control) can also cre-
ate additional scope for shaping networked infrastructures in
line with climate-friendly living. It is also undisputed that
the public sector can make decisive contributions to a change
towards climate-friendly living as part of its activities in ad-
ministration (high agreement, medium literature base).

In order to take into account the necessary orientation
of technical infrastructures towards climate neutrality and
increasing interconnectedness (e.g., energy-ICT, transport-
ICT, energy-water, etc.), the public sector has the opportu-
nity to shape procurement towards innovative solutions for
achieving sustainable missions. In scientific RTI policy dis-
course, there is a broad consensus on the importance of
functional tendering (Directive 2014/24/EU), in which the
procurer defines functions and suppliers propose suitable
technical or other solutions (high agreement, weak literature
base) (Edquist et al., 2018; Edquist & Zabala-Iturriagagoitia,
2021).

There is broad consensus that long-term strategies, sound
investment plans, reliable legal frameworks, international
and national coordination, but also regional and local spatial
planning instruments as well as mission-oriented research
and development are necessary to change networked in-
frastructures towards climate friendliness (high agreement,
weak literature base). In this context, socio-cultural in-
novations play a major role, which go beyond a purely
technology-centred solution to also consider social condi-
tions and their architectural and infrastructural contexts of
emergence (Kropp et al., 2021). This goes hand in hand
with a necessary change in planning culture (Frantzeskaki
& Loorbach, 2010) in order to develop sustainable strategies

in spatial planning that integrate an understanding of diverse
interrelationships between built environment, human activity
and social life (Næss, 2016).

The complexity associated with the design of networked
infrastructure systems requires a high degree of coordination
between public, private and civil society actors. In research
on egalitarian governance approaches, horizontal and vertical
multi-level governance mechanisms are considered impor-
tant instruments to align strategy, planning processes and
measures with climate-friendly living and in using sectoral
and spatial intersections (high agreement, strong literature
base) (Markard et al., 2020; Thaler et al., 2021).

Part 4: Pathways to transformation

Chapter 23: Pathways to transform structural
conditions for climate-friendly living

Design options in relation to transformation
pathways
Based on an extensive literature review and with reference
to the perspectives presented in Chap. 2, four transformation
paths relevant for Austria were derived:

1. Guard rails for a climate-friendly market economy (pric-
ing of emissions and resource consumption; abolition of
climate-damaging subsidies, openness to technology)

2. Climate protection through coordinated technology devel-
opment (state-coordinated technological innovation pol-
icy to increase efficiency)

3. Climate protection as public provision (state-coordinated
measures to enable climate-friendly living, e.g., through
spatial planning, investment in public transport; legal reg-
ulations to restrict climate-damaging practices).

4. Climate-friendly quality of life through social innovation
(social reorientation, regional economic cycles and suffi-
ciency)

The design options of Chaps. 3 to 22 were analysed and
evaluated with regard to their correspondence with the four
pathways. There is a very high level of agreement with the
“public provision” pathway and with the “social innovation”
pathway. The correspondence with the technology pathway
is somewhat lower, and some incompatibilities arise for the
market pathway.

Analysis of the systemic penetration depth
With the help of a “leverage points” analysis (Abson et al.,
2017), an assessment can be made how far-reaching the
envisaged measures are, i.e., whether they are aimed at
small incremental changes or comprehensive system change.
This shows that the design options contained in the present
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Path

Dominant elements

1  
Guard rails 
for a 
climate-friendly 
market economy 

Actors

Affected
structural 
conditions

State

Social partners

Economy

Consumer

Civil society

Science

Taxes

True cost 
Pricing

Consumer  
information 

Subsidies

Legal regulations

Infrastructure and
institutions 

Business models 

Technological
Innovation promotion 

Social innovations

Sufficiency oriented 
strucural conditions 

Societal cohesion

Local self-sufficiency

2 
Climate protecti
on through 
coordinated 
technology 
development 

3 
Climate 
protection as 
public provision 

4. 
Climate-friendly 
quality of life 
through social 
innovation 

Fig. TS.15 Characterisation of the pathways based on the relevance of actors and characteristic design options for them; dots – very relevant,
circles – moderately relevant, small circles – little relevant, no dot – not relevant (own representation). fChap. 23g

Assessment Report would bring about more far-reaching sys-
temic changes than, for example, those measures listed in the
current National Climate and Energy Plan (NEKP).

The literature reviewed clearly shows that a transforma-
tion towards climate-friendly living can only be successful if
the implemented measures address all dimensions of a sys-
tem. Low-penetration measures can be implemented quickly
and can prepare the ground for deeper system changes.
Given the pressure to act, it will be necessary to take the
vast majority of available design options immediately and

in a well-coordinated manner if the set climate goals are to
be achieved (Kirchengast et al., 2019). In any case, effective
climate policy requires an expansion of current measures to
include those with greater systemic penetration.

Synergies and tensions between different
transformation paths
The design options of this report correspond in particular
with the pathway “Public provision” and, somewhat less
strongly, with the pathway “Social innovation”. However,
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it can be seen that the majority of the design options are
at least not completely incompatible with the other paths.
This means that regardless of which path is favoured, a large
number of design options that also address different system
dimensions can be used without leading to profound conflicts
between fundamentally different transformation paradigms.
This should ease the political decision-making process.

Some design options prove to be conflictual and fraught
with tension in relation to the path “guard rails for a climate-
friendly market economy”. In this case, a clear political
positioning is necessary to avoid frictions in the establish-
ment and implementation of the design options.

From the discussion of the presented transformation path-
ways, it can be deduced that the development of a new
“mixed pathway” promises a high degree of effectiveness, as
synergies between the pathways can be used and weaknesses
of individual pathways can be avoided. Only in the case of
contested design options are path-shaping political decisions
necessary if the socio-economic system is to be aligned with
the achievement of the climate goals.

Addressing awide range of actors
In the presented transformation paths, actors take on differ-
ent roles at different spatial levels. Due to the strong focus
on institutional and material structures, the state has a key
role: In the market path and the technology path, the role of
the state is that of the framework-setting institution, which in
particular sets clear planning horizons. The state thus acts as
an active shaper of innovation-promoting research, technol-
ogy and innovation policy. In the path of public provision,
the state assumes an even stronger provisioning and enabling
role, while in the path of social innovation it offers free
spaces and niches for social innovations and supports their
upscaling and broadening at the regime level.

At the same time, it becomes clear that all four pathways
are significantly shaped by different actors in different roles
and in different interactions, in addition to the state in its re-
spective key role: In view of the necessity to apply as many
available design options as possibe to all four system dimen-
sions in a coordinated manner, it is indispensable to bring
a large number of different actors (e.g., social partners, com-
panies, NGOs, civil society movements, etc.) on board, to
ask for their possible contributions and at the same time to
integrate them in an appreciative manner. When developing
a transformation path to achieve the climate goals, not only
the effectiveness of structural changes in the socio-economic
system must be considered, but also the acceptance of de-
sign options at the societal and political level. The various
political parties understandably have a closeness to those
transformation paths that best correspond to their basic polit-
ical orientation. The urgency of the need for action requires
finding transformation paths that, on the one hand, achieve
the desired climate goals according to scientific assessment

and, on the other hand, can be agreed to by a large number
of societal actors in order to generate the momentum that the
upcoming far-reaching transformation requires.

References

Abson, David J., Joern Fischer, Julia Leventon, Jens Newig, Thomas
Schomerus, Ulli Vilsmaier, Henrik von Wehrden, Paivi Abernethy,
Christopher D. Ives, Nicolas W. Jager, und Daniel J. Lang. (2017).
“Leverage points for sustainability transformation”. Ambio 46(1):
30–39. https://doi.org/10.1007/s13280-016-0800-y.

ACRP. (2019). Austrian Climate Research Programme 2019. Klima-
und Energiefonds. https://www.klimafonds.gv.at/call/austrian-
climate-research-programme-5/.

Aglietta, M. (2018). Money: 5,000 Years of Debt and Power. Verso
Books.

Aichholzer, J., Friesl, C., Hajdinjak, S., & Kritzinger, S. (Hrsg.). (2019).
Quo vadis, Österreich? Wertewandel zwischen 1990 und 2018. Czer-
nin Verlag.

Aiginger, K. (2016). New Dynamics for Europa: Reaping the benefits
of socio-ecological transition. (WWWforEurope). https://www.wifo.
ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.
jart?publikationsid=58791&mime_type=application/pdf

Aigner, E., & Lichtenberger, H. (2021). Pflege: Sorglos? Klimasoziale
Antworten auf die Pflegekrise. In Beigewurm, Attac, & Armutskon-
ferenz (Hrsg.), Klimasoziale Politik: Eine gerechte und emissions-
freie Gesellschaft gestalten (S. 175–183). bahoe books.

Akenji, L. (2014). Consumer Scapegoatism and Limits to Green Con-
sumerism. Journal of Cleaner Production, 63, 13–23. https://doi.org/
10.1016/j.jclepro.2013.05.022

Akerlof, G. et al. (2019). Economists’ Statement on Carbon Dividends.
Climate Leadership Council. https://clcouncil.org/economists-
statement/

Alessi, L., Battiston, S., Melo, A. S., & Roncoroni, A. (2019). The EU
sustainability taxonomy: A financial impact assessment. [JRC Tech-
nical Report]. Publications Office of the European Union.

Allesch, A., Laner, D., Roithner, C., Fazeni-Fraist, K., Lin-
dorfer, J., Moser, S., & Schwarz, M. (2019). Energie- und
Ressourceneinsparung durch Urban Mining-Ansätze. http://www.
nachhaltigwirtschaften.at

Allianz für Responsible Science. (2015). Memorandum of Understand-
ing zwischen dem Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft, der Republik Österreich und Partnerinstitutionen aus
Wissenschaft, Forschung, Bildung und Praxis über die Initiative „Mit
der Gesellschaft im Dialog – Responsible Science“. Bundesministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft. http://144.65.132.
57/wp-content/uploads/2015/08/MoU_Responsible-Science.pdf

Allianz Nachhaltiger Hochschulen (2021): Von den Optionen zur Trans-
formation. Optionen von Koch, A.; Kreissl, K.; Jany, A.; Bukowski,
M. In: Allianz Nachhaltige Universitäten in Österreich (2021):
UniNEtZ-Optionenbericht: Österreichs Handlungsoptionen zur Um-
setzung der UN-Agenda 2030 für eine lebenswerte Zukunft. Uni
NEtZ – Universitäten und Nachhaltige Entwicklungsziele. Allianz
Nachhaltige Universitäten in Österreich, Wien, ISBN 978-3-901182-
71-6.

Allinger, L., Moder, C., Rybaczek-Schwarz, R., & Schenk, M. (2021).
Armut durch Klimapolitik überwinden. In Armutskonferenz, Attac,
& Beigewum (Hrsg.), Klimasoziale Politik (S. 107–118). Bahoe
Books.

Alshqaqeeq, F., Esmaeili, M.A., Overcash, M., & Twomeya, J. (2019).
Quantifying hospital services by carbon footprint: A systematic
literature review of patient care alternatives. Resources, Conserva-

https://doi.org/10.1007/s13280-016-0800-y
https://www.klimafonds.gv.at/call/austrian-climate-research-programme-5/
https://www.klimafonds.gv.at/call/austrian-climate-research-programme-5/
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=58791&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=58791&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=58791&mime_type=application/pdf
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2013.05.022
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2013.05.022
https://clcouncil.org/economists-statement/
https://clcouncil.org/economists-statement/
http://www.nachhaltigwirtschaften.at
http://www.nachhaltigwirtschaften.at
http://144.65.132.57/wp-content/uploads/2015/08/MoU_Responsible-Science.pdf
http://144.65.132.57/wp-content/uploads/2015/08/MoU_Responsible-Science.pdf


References 149

tion and Recycling, 152(104560), Article 104560. https://doi.org/10.
1016/j.resconrec.2019.104560

Amann, W. (2019). Maßnahmenpaket Dekarbonisierung
des Wohnungssektors. https://www.oegut.at/downloads/pdf/
MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=
1561621272

Amann, W., & Mundt, A. (2019). Rahmenbedingungen und Handlung-
soptionen für qualitätsvolles, dauerhaftes, leistbares und inklusives
Wohnen. IIBW, Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Konsumentenschutz (BMASGK).

Ambrosius, G., & Franke, C. H. (2015). Pfadabhängigkeiten inter-
nationaler Infrastrukturnetze. Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte /
Economic History Yearbook, 56(1), 291–312. https://doi.org/10.
1515/jbwg-2015-0012

Anderl, M., Bartel, A., Geiger, K., Gugele, B., Gössl, M., Haider, S.,
Heinfellner, H., Heller, C., Köther, T., & Krutzler, T. (2021). Kli-
maschutzbericht 2021. Umweltbundesamt.

Anderl, M., Geiger, K., Gugele, B., Gössl, M., Haider, S., Heller, C.,
Köther, T., Krutzler, T., Kuschel, V., Lampert, C., Neier, H., Padz-
ernik, K., Perl, D., Poupa, S., Purzner, M., Rigler, E., Schieder,
W., Schmidt, G., Schodl, B., . . . Zechmeister, A. (2020). Kli-
maschutzbericht 2020 (Klimaschutzbericht REP-0738). Umwelt-
bundesamt.

Antal, M. (2014). Green goals and full employment: Are they compat-
ible? Ecological Economics, 107, 276–286. https://doi.org/10.1016/
j.ecolecon.2014.08.014

APCC. (2018). Österreichischer Special Report Gesundheit, Demogra-
phie und Klimawandel. Austrian Special Report 2018 (ASR18).
Austrian Panel on Climate Change (APCC). Verlag der Öster-
reichischen Akademie der Wissenschaften. https://verlag.oeaw.
ac.at/oesterreichischer-special-report-gesundheit-demographie-
klimawandel

Archer, M. S. (1995). Realist social theory: The morphogenetic ap-
proach. Cambridge University Press.

Arlt, D., Hoppe, I., & Wolling, J. (2010). Klimawandel und Medi-
ennutzung. Wirkungen auf Problembewusstsein und Handlungsab-
sichten. Medien & Kommunikationswissenschaft, 58(1), 3–25.
https://doi.org/10.5771/1615-634x-2010-1-3

Armutskonferenz. (2019). Aktuelle Armutszahlen. http://www.
armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-
verteilungszahlen.html

Armutskonferenz. (2020). Aktuelle Armutszahlen. http://www.
armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-
verteilungszahlen.html

Arnold, Annika, Martin David, Gerolf Hanke, und Marco Sonnberger,
Hrsg. 2015. Innovation – Exnovation: über Prozesse des Abschaf-
fens und Erneuerns in der Nachhaltigkeitstransformation. Marburg:
Metropolis-Verlag.

Askanius, T., & Uldam, J. (2011). Online social media for radical pol-
itics: Climate change activism on YouTube. International Journal
of Electronic Governance, 4(1/2), 69. https://doi.org/10.1504/IJEG.
2011.041708

Attac. (2016). Konzernmacht brechen! Von der Herrschaft des Kapitals
zum guten Leben für Alle. https://www.mandelbaum.at/docs/attac_
konzermachtbrechen.pdf

Avelino, Flor, Julia M. Wittmayer, René Kemp, und Alex Haxeltine.
2017. “Game-changers and transformative social innovation”. Ecol-
ogy and Society 22(4):41.

AWO Bundesverband e.V. (Hrsg.). (2022). Kliamfreundlich Pflegen.
website. https://klimafreundlich-pflegen.de/

Baasch, S., & Bauriedl, S. (2012). Klimaanpassung auf re-
gionaler Ebene: Herausforderungen einer regionalen Klimawandel-
Governance. Raumforschung und Raumordnung, 70. https://doi.org/
10.1007/s13147-012-0155-1

Bach, S., Bär, H., Bohnenberger, K., Dullien, S., Kemfert, C., Rehm,
M., Rietzler, K., Runkel, M., Schmalz, S., Tober, S., & Truger, A.
(2020). Sozial-ökologisch ausgerichtete Konjunkturpolitik in und
nach der Corona-Krise: Forschungsvorhaben im Auftrag des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(DIW Berlin: Politikberatung kompakt Nr. 152). Deutsches In-
stitut für Wirtschaftsforschung (DIW). http://hdl.handle.net/10419/
222848

Bachner, G., Mayer, J., Fischer, L., Steininger, K. W., Sommer, M.,
Köppl, A., & Schleicher, S. (2021). Application of the Concept
of “Functionalities” in Macroeconomic Modelling Frameworks –
Insights for Austria and Methodological Lessons (Nr. 636; WIFO
Working Papers). Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung.

Bacon, W., & Nash, C. (2012). Playing the media game: The relative
(in)visibility of coal industry interests in media reporting of coal as
a climate change issue in Australia. Journalism Studies, 13(2), 243–
258. https://doi.org/10.1080/1461670X.2011.646401

Bader, C., Moser, S., Neubert, S. F., Hanbury, H. A., & Lannen, A.
(2021). Free Days for Future? Centre for Development and Envi-
ronment, University of Bern, Switzerland. https://doi.org/10.48350/
157757

Balint, T., Lamperti, F., Mandel, A., Napoletano, M., Roventini, A.,
& Sapio, A. (2017). Complexity and the Economics of Climate
Change: A Survey and a Look Forward. Ecological Economics, 138,
252–265. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2017.03.032

Ball, R. (2009). The Global Financial Crisis and the Efficient Market
Hypothesis: What Have We Learned? Journal of Applied Corpo-
rate Finance, 21(4), 8–16. https://doi.org/10.1111/j.1745-6622.2009.
00246.x

Banko, G., Birli, B., Fellendorf, M., Heinfellner, H., Huber, S., Ku-
drnovsky, H., Lichtblau, G., Margelik, E., Plutzar, C., & Tulipan,
M. (2022). Evaluierung hochrangiger Strassenbauvorhaben (REP-
0791). Umweltbundesamt.

Baranzini, A., van den Bergh, J. C. J. M., Carattini, S., Howarth,
R. B., Padilla, E., & Roca, J. (2017). Carbon pricing in climate
policy: Seven reasons, complementary instruments, and political
economy considerations. WIREs Climate Change, 8(4). https://doi.
org/10.1002/wcc.462

Barkemeyer, R., Figge, F., Hoepner, A., Holt, D., Kraak, J. M., & Yu,
P.-S. (2017). Media coverage of climate change: An international
comparison. Environment and Planning C: Politics and Space, 35(6),
1029–1054. https://doi.org/10.1177/0263774X16680818

Barker, T., Dagoumas, A., & Rubin, J. (2009). The macroeconomic
rebound effect and the world economy. Energy Efficiency, 2(4), 411–
427. https://doi.org/10.1007/s12053-009-9053-y

Bärnthaler, R., Novy, A., & Plank, L. (2021). The Foundational Econ-
omy as a Cornerstone for a Social-Ecological Transformation. Sus-
tainability, 13(18), 10460. https://doi.org/10.3390/su131810460

Bärnthaler, R., Novy, A., & Stadelmann, B. (2020). A Polanyi-inspired
perspective on social-ecological transformations of cities. Jour-
nal of Urban Affairs, 1–25. https://doi.org/10.1080/07352166.2020.
1834404

Barth, T., Jochum, G., & Littig, B. (Hrsg.). (2016). Nachhaltige Arbeit.
Soziologische Beiträge zur Neubestimmung der gesellschaftlichen
Naturverhältnisse. Campus Verlag.

Bashkar, Roy. 2010. Interdisciplinarity and Climate Change: Trans-
forming Knowledge and Pra. Abingdon, Oxon, New York: Rout-
ledge.

Bassen, A., Schmitt, C. T., Stecker, C., & Rüth, C. (2018).
Nachhaltigkeit im Hochschulbetrieb (Betaversion). BMBF-
Projekt „Nachhaltigkeit an Hochschulen: entwickeln – vernetzen
– berichten (HOCHN)“. https://www.hochn.uni-hamburg.de/-
downloads/handlungsfelder/betrieb/hoch-n-leitfaden-nachhaltiger-
hochschulbetrieb.pdf

https://doi.org/10.1016/j.resconrec.2019.104560
https://doi.org/10.1016/j.resconrec.2019.104560
https://www.oegut.at/downloads/pdf/MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=1561621272
https://www.oegut.at/downloads/pdf/MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=1561621272
https://www.oegut.at/downloads/pdf/MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=1561621272
https://doi.org/10.1515/jbwg-2015-0012
https://doi.org/10.1515/jbwg-2015-0012
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2014.08.014
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2014.08.014
https://verlag.oeaw.ac.at/oesterreichischer-special-report-gesundheit-demographie-klimawandel
https://verlag.oeaw.ac.at/oesterreichischer-special-report-gesundheit-demographie-klimawandel
https://verlag.oeaw.ac.at/oesterreichischer-special-report-gesundheit-demographie-klimawandel
https://doi.org/10.5771/1615-634x-2010-1-3
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
https://doi.org/10.1504/IJEG.2011.041708
https://doi.org/10.1504/IJEG.2011.041708
https://www.mandelbaum.at/docs/attac_konzermachtbrechen.pdf
https://www.mandelbaum.at/docs/attac_konzermachtbrechen.pdf
https://klimafreundlich-pflegen.de/
https://doi.org/10.1007/s13147-012-0155-1
https://doi.org/10.1007/s13147-012-0155-1
http://hdl.handle.net/10419/222848
http://hdl.handle.net/10419/222848
https://doi.org/10.1080/1461670X.2011.646401
https://doi.org/10.48350/157757
https://doi.org/10.48350/157757
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2017.03.032
https://doi.org/10.1111/j.1745-6622.2009.00246.x
https://doi.org/10.1111/j.1745-6622.2009.00246.x
https://doi.org/10.1002/wcc.462
https://doi.org/10.1002/wcc.462
https://doi.org/10.1177/0263774X16680818
https://doi.org/10.1007/s12053-009-9053-y
https://doi.org/10.3390/su131810460
https://doi.org/10.1080/07352166.2020.1834404
https://doi.org/10.1080/07352166.2020.1834404
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/betrieb/hoch-n-leitfaden-nachhaltiger-hochschulbetrieb.pdf
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/betrieb/hoch-n-leitfaden-nachhaltiger-hochschulbetrieb.pdf
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/betrieb/hoch-n-leitfaden-nachhaltiger-hochschulbetrieb.pdf


150 Technical Summary

Battiston, S., Dafermos, Y., & Monasterolo, I. (2021a). Climate risks
and financial stability. Journal of Financial Stability, 100867. https://
doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100867

Battiston, S., Guth, M., Monasterolo, I., Neudorfer, B., & Pointner, W.
(2020). Austrian banks’ exposure to climate-related transition risk.
Financial Stability Report, Oesterreichische Nationalbank (Austrian
Central Bank), 40, 31–44.

Battiston, S., Monasterolo, I., Riahi, K., & Ruijven, B. J. van. (2021b).
Accounting for finance is key for climate mitigation pathways. Sci-
ence. https://www.science.org/doi/abs/10.1126/science.abf3877

Bauer, K.-J. (2015). Entdämmt euch! Eine Streitschrift.
Bauhardt, C. (1995). Stadtentwicklung und Verkehrspolitik: Eine Anal-

yse aus feministischer Sicht. Birkhäuser.
Bauhardt, C. (2013). Wege aus der Krise? Green New Deal –

Postwachstumsgesellschaft – Solidarische Ökonomie: Alternativen
zur Wachstumsökonomie aus feministischer Sicht. GENDER –
Zeitschrift für Geschlecht, Kultur und Gesellschaft, 5(2), 9–26.

Baumol, W. J., & Oates, W. E. (1975). The Theory of Environmental
Policy. Cambridge University Press.

Bayliss, Kate, und Ben Fine. 2020. A Guide to the Systems of Provision
Approach: Who Gets What, How and Why. Cham: Springer Interna-
tional Publishing.

Beattie, G. (2020). Advertising and media capture: The case of climate
change. Journal of Public Economics, 188, 104219. https://doi.org/
10.1016/j.jpubeco.2020.104219

Becker, Egon, und Thomas Jahn, Hrsg. 2006. Soziale Ökologie:
Grundzüge einer Wissenschaft von den gesellschaftlichen Naturver-
hältnissen. Frankfurt am Main, New York: Campus.

Beckmann, M.A., & Fisahn, A. (2009). Probleme des Handels mit
Verschmutzungsrechten – eine Bewertung ordnungsrechtlicher und
marktgesteuerter Instrumente in der Umweltpolitik. Zeitschrift für
Umweltrecht, 6, 299–307.

Behr, D. (2013). Landwirtschaft – Migration – Supermärkte. Aus-
beutung und Widerstand entlang der Wertschöpfungskette von
Obst und Gemüse [Dissertation, Universität Wien. Fakultät
für Sozialwissenschaften]. https://docplayer.org/108523487-
Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-
und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-
gemuese.html

Berger, W. (2020). Das Aarhus-Beteiligungsgesetz: Neue Beteiligungs-
und Mitspracherechte von Umweltorganisationen. In E. Furherr
(Hrsg.), Umweltverfahren und Standortpolitik: Neue Wege zur
Genehmigung (1. Aufl., S. 67–102). Facultas.

Berggren, C., Magnusson, T., & Sushandoyo, D. (2015). Transition
pathways revisited: Established firms as multi-level actors in the
heavy vehicle industry. Research Policy, 44(5), 1017–1028. https://
doi.org/10.1016/j.respol.2014.11.009

van den Bergh, J. C. J. M., Angelsen, A., Baranzini, A., Botzen, W. J.
W., Carattini, S., Drews, S., Dunlop, T., Galbraith, E., Gsottbauer,
E., Howarth, R. B., Padilla, E., Roca, J., & Schmidt, R. C. (2020). A
dual-track transition to global carbon pricing. Climate Policy, 20(9),
1057–1069. https://doi.org/10.1080/14693062.2020.1797618

Bergthaler, W. (2020). Wes Herz schlägt grüner? Recht der Umwelt –
Beilage Umwelt und Technik, 73.

Bernasconi-Osterwalder, N., & Brauch, M. D. (2019). Redesigning
the Energy Charter Treaty to Advance the Low-Carbon Transition.
https://www.iisd.org/system/files/publications/tv16-1-article08.pdf

Bernasconi-Osterwalder, N., Magraw, D., Oliva, M. J., Tuerk, E., &
Orellana, M. (2005). Environment and Trade: A Guide to WTO Ju-
risprudence. Routledge. https://doi.org/10.4324/9781849771153

Bhaskar, R., Archer, M., Collier, A., Lawson, T., & Norrie, A. (Hrsg.).
(1998). Critical Realism: Essential Readings. Routledge.

Biesecker, A. (Hrsg.). (2000). Vorsorgendes Wirtschaften: Auf dem
Weg zu einer Ökonomie des guten Lebens ; eine Publikation aus dem
Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften. Kleine.

Biesecker, A., & Hofmeister, S. (2006). Die Neuerfindung des
Ökonomischen. Ein (re)produktionstheoretischer Beitrag zur Sozial-
ökologischen Forschung. oekom.

Biesecker, A., Wichterich, C., & v. Winterfeld, U. (2012). Feminis-
tische Perspektiven zum Themenbereich Wachstum, Wohlstand,
Lebensqualität (S. 44) [Hintergrundpapier]. https://www.rosalux.
de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/Biesecker_
Wichterich_Winterfeld_2012_FeministischePerspe.pdf

Birdsall, N., & Wheeler, D. (1993). Trade Policy and Industrial Pollu-
tion in Latin America: Where Are the Pollution Havens? The Journal
of Environment & Development, 2(1), 137–149. https://doi.org/10.
1177/107049659300200107

Bittschi, B., & Sellner, R. (2020). Gelenkter technologischer Wandel:
FTI-Politik im Kontext des Klimawandels. Was ist ein geeigneter
Policy-Mix für eine nachhaltige Transformation? (Nr. 17; IHS Policy
Brief).

BMASGK, B. für A., Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz.
(2019). Öffentliche Ausgaben für Gesundheitsförderung und Präven-
tion in Österreich 2016. Bundesministerium für Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Konsumentenschutz.

BMBF. (2014). Grundsatzerlass Umweltbildung für nachhaltige Ent-
wicklung. Bundesministerium für Bildung und Frauen. https://
www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2014_
20.html

BMBF. (2015). Unterrichtsprinzip Politische Bildung, Grundsatzer-
lass 2015. Bundesministerium für Bildung und Frauen. https://
www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2015_
12.html

BMBWF u. a. (mehrere Jahrgänge). Österreichischer Forschungs- und
Technologiebericht. BMBWF/BMK/BMDW, Wien.

BMBWF. (2019). Bildung für Nachhaltige Entwicklung. https://www.
bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulpraxis/ba/bine.html

BMBWF. (2020). Der Gesamtösterreichische Universitätsentwick-
lungsplan 2022–2027 (GUEP). Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft und Forschung. https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:
b7701597-4219-42f3-9499-264dec94506e/GUEP%202022-2027_
Aktualisiert_um_Statistik_final_bf.pdf

BMDW. (2021). Chancenreich Österreich. https://www.bmdw.gv.at/
Themen/Wirtschaftsstandort-Oesterreich/Standortstrategie.html

BMK. (2020). Energie in Österreich – Zahlen, Daten, Fakten. Bundes-
ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie (BMK).

BMK. (2021b). Mobilitätsmasterplan 2030für Österreich: Der neue
Klimaschutz-Rahmen für den Verkehrssektor. Nachhaltig – resilient
– digital (p. 72). Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Ener-
gie, Mobilität, Innovation und Technologie.

BMK. (2021a). Große Namen für ein gemeinsames Ziel: Mehr
Klimaschutz. BMK. https://www.klimaaktiv.at/partner/pakt/
massnahmen.html

BMLFUW, BMUKK, & BMWF. (2008). Österreichische Strate-
gie „Bildung für nachhaltige Entwicklung“. Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft;
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur; Bundesmi-
nisterium für Wissenschaft und Forschung. https://www.ubz-stmk.
at/fileadmin/ubz/upload/Downloads/nachhaltigkeit/Oesterr-BINE-
Strategie.pdf

BMNT. (2018). #mission2030 – Die Klima- und Energiestrategie der
Bundesregierung.

BMSGPK. (2021). Soziale Folgen des Klimawandels in Ös-
terreich. Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege
und Konsumentenschutz. https://www.sozialministerium.at/dam/
jcr:514d6040-e834-4161-a867-4944c68c05c4/SozialeFolgen-
Endbericht.pdf

BMWFW. (2015). Aktionsplan für einen wettbewerbsfähigen
Forschungsraum. Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung

https://doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100867
https://doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100867
https://www.science.org/doi/abs/10.1126/science.abf3877
https://doi.org/10.1016/j.jpubeco.2020.104219
https://doi.org/10.1016/j.jpubeco.2020.104219
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://doi.org/10.1016/j.respol.2014.11.009
https://doi.org/10.1016/j.respol.2014.11.009
https://doi.org/10.1080/14693062.2020.1797618
https://www.iisd.org/system/files/publications/tv16-1-article08.pdf
https://doi.org/10.4324/9781849771153
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/Biesecker_Wichterich_Winterfeld_2012_FeministischePerspe.pdf
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/Biesecker_Wichterich_Winterfeld_2012_FeministischePerspe.pdf
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/Biesecker_Wichterich_Winterfeld_2012_FeministischePerspe.pdf
https://doi.org/10.1177/107049659300200107
https://doi.org/10.1177/107049659300200107
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2014_20.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2014_20.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2014_20.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2015_12.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2015_12.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-2017/2015_12.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulpraxis/ba/bine.html
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulpraxis/ba/bine.html
https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:b7701597-4219-42f3-9499-264dec94506e/GUEP%202022-2027_Aktualisiert_um_Statistik_final_bf.pdf
https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:b7701597-4219-42f3-9499-264dec94506e/GUEP%202022-2027_Aktualisiert_um_Statistik_final_bf.pdf
https://www.bmbwf.gv.at/dam/jcr:b7701597-4219-42f3-9499-264dec94506e/GUEP%202022-2027_Aktualisiert_um_Statistik_final_bf.pdf
https://www.bmdw.gv.at/Themen/Wirtschaftsstandort-Oesterreich/Standortstrategie.html
https://www.bmdw.gv.at/Themen/Wirtschaftsstandort-Oesterreich/Standortstrategie.html
https://www.klimaaktiv.at/partner/pakt/massnahmen.html
https://www.klimaaktiv.at/partner/pakt/massnahmen.html
https://www.ubz-stmk.at/fileadmin/ubz/upload/Downloads/nachhaltigkeit/Oesterr-BINE-Strategie.pdf
https://www.ubz-stmk.at/fileadmin/ubz/upload/Downloads/nachhaltigkeit/Oesterr-BINE-Strategie.pdf
https://www.ubz-stmk.at/fileadmin/ubz/upload/Downloads/nachhaltigkeit/Oesterr-BINE-Strategie.pdf
https://www.sozialministerium.at/dam/jcr:514d6040-e834-4161-a867-4944c68c05c4/SozialeFolgen-Endbericht.pdf
https://www.sozialministerium.at/dam/jcr:514d6040-e834-4161-a867-4944c68c05c4/SozialeFolgen-Endbericht.pdf
https://www.sozialministerium.at/dam/jcr:514d6040-e834-4161-a867-4944c68c05c4/SozialeFolgen-Endbericht.pdf


References 151

und Wirtschaft. https://era.gv.at/public/documents/2424/0_
20150225_Forschungsaktionsplan.pdf

Bohne, E. (1992). Das Umweltrecht – Ein „irregulare aliquod corpus et
monstro simile“. In H.-J. Koch (Hrsg.), Auf dem Weg zum Umwelt-
gesetzbuch: Symposium über den Entwurf eines AT-UGB (1. Aufl.,
S. 181–233). Nomos.

Bohnenberger, K. (2022). Greening work: Labor market policies for the
environment. Empirica. https://doi.org/10.1007/s10663-021-09530-
9

Bohnenberger, K., & Schultheiss, J. (2021). Sozialpolitik für eine kli-
magerechte Gesellschaft. In Die Armutskonferenz, Attac, Beigewum
(Hrsg.), Klimasoziale Politik. Eine gerechte und emissionsfreie
Gesellschaft gestalten (S. 71–84). Bahoe Books.

Bohnenberger, K; Fritz, M., Mundt, I. & Riousset, P. (2021): Die Vertre-
tung ökologischer Interessen in der Sozialpolitik: Konflikt- oder
Kooperationspotential in einer Transformation zur Nachhaltigkeit?,
in: Zeitschrift für Sozialreform, 67/2, 89–121.

Bohr, J. (2020). “Reporting on climate change: A computational
analysis of U.S. newspapers and sources of bias, 1997–2017”.
Global Environmental Change, 61, 102038. https://doi.org/10.1016/
j.gloenvcha.2020.102038

Bohunovsky, L., Weiger, T. M., Höltl, A., & Muhr, M. (2020).
Handbuch zur Erstellung von Nachhaltigkeitskonzepten für Uni-
versitäten. aktualisiert und grundlegend überarbeitet von der Ar-
beitsgruppe „Strategien“ der Allianz Nachhaltige Universitäten in
Österreich. https://nachhaltigeuniversitaeten.at/wp-content/uploads/
2020/12/Handbuch_NH-Strategien_2020_AG.pdf

Bolton, R., & Foxon, T. J. (2015). Infrastructure transformation as a
socio-technical process – Implications for the governance of energy
distribution networks in the UK. Technological Forecasting and So-
cial Change, 90, 538–550. https://doi.org/10.1016/j.techfore.2014.
02.017

Bolton, P., Després, M., Silva, L. A. P. da, Samama, F., & Svartzman, R.
(2020). The green swan: Central banking and financial stability in the
age of climate change. Bank for International Settlements. https://
www.bis.org/publ/othp31.htm

Bormann, I., Rieckmann, M., Bauer, M., Kummer, B., Niedlich, S.,
Doneliene, M., Jaeger, L., & Rietzke, D. (2020). Nachhaltigkeits-
governance an Hochschulen. BMBF-Projekt „Nachhaltigkeit an
Hochschulen: entwickeln – vernetzen – berichten (HOCHN)“.
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/
governance/leitfaden-nachhaltigkeitsgovernance-an-hochschulen-
neuauflage-2020.pdf

Borrás, S., Edler, J. (2020). The roles of the state in the governance
of socio-technical systems’ transformation. Research Policy, 49(5),
103971.

van Bortel, G., & Gruis, V. (2019). Innovative Arrangements between
Public and Private Actors in Affordable Housing Provision: Exam-
ples fromAustria, England and Italy. Urban Science, 3(2), 52. https://
doi.org/10.3390/urbansci3020052

Bos, J. J., & Brown, R. R. (2012). Governance experimentation and
factors of success in socio-technical transitions in the urban water
sector. Technological Forecasting and Social Change, 79(7), 1340–
1353. https://doi.org/10.1016/j.techfore.2012.04.006

Botkin, J. W., Elmandjra, M., & Malitza, M. (1979). No limits to
learning: Bridging the human gap: A report to the club of rome
(1st Edition). Pergamon Press. https://www.elsevier.com/books/no-
limits-to-learning/9780080247045

Boykoff, M. T. (2008). The cultural politics of climate change discourse
in UK tabloids. Political Geography, 27(5), 549–569. https://doi.org/
10.1016/j.polgeo.2008.05.002

Boykoff, M. T., & Mansfield, M. (2008). “Ye Olde Hot Aire”: Report-
ing on human contributions to climate change in the UK tabloid
press. Environmental Research Letters, 3(2), 024002. https://doi.org/
10.1088/1748-9326/3/2/024002

Boykoff, M. T., & Roberts, J. T. (2007). Media Coverage of Climate
Change: Current Trends, Strengths, Weaknesses (HDOCPA-2007-
03; Human Development Occasional Papers (1992–2007)). Human
Development Report Office (HDRO), United Nations Development
Programme (UNDP). https://ideas.repec.org/p/hdr/hdocpa/hdocpa-
2007-03.html

Boykoff, M., Pearman, O., McAllister, L., & Nacu-Schmidt, A. (2022).
German Newspaper Coverage of Climate Change or Global Warm-
ing, 2004–2022 – March 2022 [Data set]. University of Colorado
Boulder. https://doi.org/10.25810/RXTV-EB29.48

Boykoff, M. T., Church, P., Katzung, A., Nacu-Schmidt, A., & Pear-
man, O. (2021). A Review of Media Coverage of Climate Change
and Global Warming in 2020 (Media and Climate Change Observa-
tory). Cooperative Institute for Research in Environmental Sciences.
https://scholar.colorado.edu/concern/articles/3j333318h

Bracking, S. (2020, February 5). Financialization and the Environmen-
tal Frontier. The Routledge International Handbook of Financializa-
tion; Routledge. https://doi.org/10.4324/9781315142876-18

Brand, Karl-Werner. 2017. Die sozial-ökologische Transformation der
Welt – Ein Handbuch. Frankfurt/New York: Campus.

Brand, U., & Niedermoser, K. (2019). The role of trade unions in social-
ecological transformation: Overcoming the impasse of the current
growth model and the imperial mode of living. Journal of Cleaner
Production, 225, 173–180.

Brand, U., & Pawloff, A. (2014). Selectivities at Work: Climate Con-
cerns in the Midst of Corporatist Interests. The Case of Austria.
Journal of Environmental Protection, 2014. https://doi.org/10.4236/
jep.2014.59080

Brand, U., & Wissen, M. (2017). Imperiale Lebensweise. Zur Aus-
beutung von Mensch und Natur im globalen Kapitalisums. Oekom
Verlag.

Brand, U., Muraca, B., Pineault, E., Sahakian, M., & et al. (2021).
From Planetary to Societal Boundaries: An argument for collectively
defined self-limitation. Sustainability. Science, Practice and Policy,
17(1), 264–291.

Breitenfellner, A., Hasenhüttl, S., Lehmann, G., & Tschulik, A. (2020).
Green finance – opportunities for the Austrian financial sector.
Financial Stability Report, 40. https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/
y2020i40b2.html

Breitenfellner, A., Lahnsteiner, M., & Reininger, T. (2021). Öster-
reichs Klimapolitik: Vom Vorbild zum Nachzügler in der EU.
OeNB Konjunktur Aktuell, Dezember 2021. https://www.oenb.at/
Publikationen/Volkswirtschaft/konjunktur-aktuell.html

Breitenfellner, A., Pointner, W., & Schuberth, H. (2019). The potential
contribution of central banks to green finance. Vierteljahrshefte zur
Wirtschaftsforschung, 88(2), 55–72.

Bröthaler, J. (2020). Fiskalische Effekte des Bodenverbrauchs. Oktober,
6.

Brüggemann, M., & Engesser, S. (2014). Between Consensus
and Denial: Climate Journalists as Interpretive Community. Sci-
ence Communication, 36(4), 399–427. https://doi.org/10.1177/
1075547014533662

Brüggemann, M., & Engesser, S. (2017). Beyond false balance: How
interpretive journalism shapes media coverage of climate change.
Global Environmental Change, 42, 58–67. https://doi.org/10.1016/
j.gloenvcha.2016.11.004

Brüggemann, M., Neverla, I., Hoppe, I., & Walter, S. (2018). Kli-
mawandel in den Medien. In H. von Storch, I. Meinke, & M.
Claußen (Hrsg.), Hamburger Klimabericht – Wissen über Klima,
Klimawandel und Auswirkungen in Hamburg und Norddeutschland
(S. 243–254). Springer Berlin Heidelberg. https://doi.org/10.1007/
978-3-662-55379-4_12

Brühl, V. (2021). Green Finance in Europe – Strategy, Regulation and
Instruments. SSRN Electronic Journal. https://doi.org/10.2139/ssrn.
3934042

https://era.gv.at/public/documents/2424/0_20150225_Forschungsaktionsplan.pdf
https://era.gv.at/public/documents/2424/0_20150225_Forschungsaktionsplan.pdf
https://doi.org/10.1007/s10663-021-09530-9
https://doi.org/10.1007/s10663-021-09530-9
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102038
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102038
https://nachhaltigeuniversitaeten.at/wp-content/uploads/2020/12/Handbuch_NH-Strategien_2020_AG.pdf
https://nachhaltigeuniversitaeten.at/wp-content/uploads/2020/12/Handbuch_NH-Strategien_2020_AG.pdf
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2014.02.017
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2014.02.017
https://www.bis.org/publ/othp31.htm
https://www.bis.org/publ/othp31.htm
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/governance/leitfaden-nachhaltigkeitsgovernance-an-hochschulen-neuauflage-2020.pdf
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/governance/leitfaden-nachhaltigkeitsgovernance-an-hochschulen-neuauflage-2020.pdf
https://www.hochn.uni-hamburg.de/-downloads/handlungsfelder/governance/leitfaden-nachhaltigkeitsgovernance-an-hochschulen-neuauflage-2020.pdf
https://doi.org/10.3390/urbansci3020052
https://doi.org/10.3390/urbansci3020052
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2012.04.006
https://www.elsevier.com/books/no-limits-to-learning/9780080247045
https://www.elsevier.com/books/no-limits-to-learning/9780080247045
https://doi.org/10.1016/j.polgeo.2008.05.002
https://doi.org/10.1016/j.polgeo.2008.05.002
https://doi.org/10.1088/1748-9326/3/2/024002
https://doi.org/10.1088/1748-9326/3/2/024002
https://ideas.repec.org/p/hdr/hdocpa/hdocpa-2007-03.html
https://ideas.repec.org/p/hdr/hdocpa/hdocpa-2007-03.html
https://doi.org/10.25810/RXTV-EB29.48
https://scholar.colorado.edu/concern/articles/3j333318h
https://doi.org/10.4324/9781315142876-18
https://doi.org/10.4236/jep.2014.59080
https://doi.org/10.4236/jep.2014.59080
https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2020i40b2.html
https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2020i40b2.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/konjunktur-aktuell.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/konjunktur-aktuell.html
https://doi.org/10.1177/1075547014533662
https://doi.org/10.1177/1075547014533662
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2016.11.004
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2016.11.004
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55379-4_12
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55379-4_12
https://doi.org/10.2139/ssrn.3934042
https://doi.org/10.2139/ssrn.3934042


152 Technical Summary

Brunner, K.-M. (2020). Sozial-ökologische Transformation und
Ernährungskommunikation. In J. Godemann & T. Bartelmeß (Hrsg.),
Ernährungskommunikation. Interdisziplinäre Perspektiven – Kon-
texte – Methodische Ansätze. Springer VS. https://doi.org/10.1007/
978-3-658-27315-6_7-1

Brunner, P. H. (2011). Urban Mining A Contribution to Reindustrializ-
ing the City. Journal of Industrial Ecology, 15(3), 339–341.

Büchs, M. (2021). Sustainable welfare: How do universal basic income
and universal basic services compare? Ecological Economics, 189,
107152. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107152

Buhl, J., Schipperges, M., & Liedtke, C. (2017). Die Ressourcenin-
tensität der Zeit und ihre Bedeutung für nachhaltige Lebensstile.
In P. Kenning, A. Oehler, L. A. Reisch, & C. Grugel (Hrsg.), Ver-
braucherwissenschaften (S. 295–311). Springer Fachmedien Wies-
baden. https://doi.org/10.1007/978-3-658-10926-4_16

Bundeskanzleramt (2020). Regierungsprogramm 2020–2024. Österrei-
chisches Bundeskanzleramt, Wien.

Bürgin, A. (2021). The European Commission. In A. Jordan & V.
Gravey (Hrsg.), Environmental Policy in the EU: Actors, Insti-
tutions and Processes (4. Aufl., S. 93–109). Routledge. https://
www.routledge.com/Environmental-Policy-in-the-EU-Actors-
Institutions-and-Processes/Jordan-Gravey/p/book/9781138392168

Büscher, C., Ornetzeder, M., & Droste-Franke, B. (2020). Ampli-
fied socio-technical problems in converging infrastructures. TATup,
29(2), 11–16.

Bußwald, P. (2011). Projekt ZERsiedelt: Zu EnergieRelevanten Apsek-
ten der Entstehung und Zukunft von Siedlungsstrukturen und
Wohngebäudetypen in Österreich. Neue Energien 2020-2. Aus-
schreibung.

Cahen-Fourot, L. (2020). Contemporary capitalisms and their social
relation to the environment. Ecological Economics, 172, 106634.
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106634

Cantzler, J., Creutzig, F., Ayargarnchanakul, E., Javaid, A., Wong, L.,
& Haas, W. (2020). Saving resources and the climate? A systematic
review of the circular economy and its mitigation potential. Environ-
mental Research Letters 15(12):123001.

Care about Care (Hrsg.). (2022). New Ways in care communication.
Remote CARE assist & care APP. https://www.careaboutcare.eu/

Carvalho, A. (2019). Media and Climate Justice: What Space for Al-
ternative Discourses? In K.-K. Bhavnani, J. Foran, P. A. Kurian,
& D. Munshi (Hrsg.), Climate Futures: Re-Imagining Global Cli-
mate Justice (S. 120–126). Zed Books Ltd. https://doi.org/10.5040/
9781350219236

Chancel, L. (2020). Unsustainable Inequalities. The Belknap Press of
harvard university Press.

Chancel, L., & Piketty, T. (2015). Carbon and inequality: From Ky-
oto to Paris Trends in the global inequality of carbon emissions
(1998–2013) & prospects for an equitable adaptation (PSE Working
Papers). https://halshs.archives-ouvertes.fr/halshs-02655266v1

Clar, C., Scherhaufer, P. (2021): Klimapolitik auf Österreichisch: „Ja,
aber . . . “; in: Klimasoziale Politik. Armutskonferenz, Attac und
Beigewum (Hrsg).

Cleveland, D. A., Phares, N., Nightingale, K. D., Weatherby, R. L.,
Radis, W., Ballard, J., Campagna, M., Kurtz, D., Livingston, K.,
Riechers, G., & Wilkins, K. (2017). The potential for urban house-
hold vegetable gardens to reduce greenhouse gas emissions. Land-
scape and Urban Planning, 157, 365–374. https://doi.org/10.1016/j.
landurbplan.2016.07.008

Climate Change Centre Austria – Klimaforschungsnetzwerk Öster-
reich (Hrsg.). (2018). Science plan on the strategic development
of climate research in Austria. https://ccca.ac.at/fileadmin/00_
DokumenteHauptmenue/03_Aktivitaeten/Science_Plan/CCCA_
Science_Plan_2_Auflage_20180326.pdf

Climate Outreach. (2020). Theory of Change: Creating a social man-
date for climate action. https://climateoutreach.org/reports/theory-
of-change/.

Coelen, T., Heinrich, A. J., & Million, A. (Hrsg.). (2015). Stadt-
baustein Bildung. VS Verlag für Sozialwissenschaften. https://doi.
org/10.1007/978-3-658-07314-5

Cohen, M., & MacGregor, S. (2020). Towards a feminist green new
deal for the UK: A PAPER FOR THE WBG COMMISSION ON A
GENDER-EQUAL ECONOMY. Women’s Budget Group. https://
www.research.manchester.ac.uk/portal/files/170845257/Cohen_
and_MacGregor_Feminist_Green_New_Deal_2020.pdf

Collingridge, D. (1980). The social control of technology. Pinter.
Colombo, E. (2018). (Un)comfortably Numb: The Role of National

Courts for Access to Justice in Climate Matters. In J. Jendroska &M.
Bar (Hrsg.), Procedural Environmental Rights: Principle X in The-
ory and Practice (Bd. 4, S. 437–464). Intersentia. https://doi.org/10.
1017/9781780686998.022

Coote, A., & Percy, A. (2020). The Case for Universal Basic Services.
Polity.

Creutzig, F., Callaghan, M., Ramakrishnan, A., Javaid, A., Niamir, L.,
Minx, J., Müller-Hansen, F., Sovacool, B., Afroz, Z., Andor, M., An-
tal, M., Court, V., Das, N., Díaz-José, J., Döbbe, F., Figueroa, M. J.,
Gouldson, A., Haberl, H., Hook, A., . . . Wilson, C. (2021). Review-
ing the scope and thematic focus of 100 000 publications on energy
consumption, services and social aspects of climate change: A big
data approach to demand-side mitigation *. Environmental Research
Letters, 16(3), 033001. https://doi.org/10.1088/1748-9326/abd78b.

Crippa, M., Solazzo, E., Guizzardi, D., Monforti-Ferrario, F., Tubiello,
F. N., & Leip, A. (2021). Food systems are responsible for a third of
global anthropogenic GHG emissions. Nature Food, 2(3), 198–209.
https://doi.org/10.1038/s43016-021-00225-9

Crotty, J. (2019). Keynes Against Capitalism: His Economic Case for
Liberal Socialism. Routledge & CRC Press. https://www.routledge.
com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-
Socialism/Crotty/p/book/9781138612846

Csoka, B. (2018, März 20). 31 Stunden sind genug [A&Wblog]. https://
awblog.at/31-stunden-sind-genug

Daimer, S., Hufnagl, M.,Warnke, P. (2012). Challenge-Oriented Policy-
Making, and Innovation Systems Theory: Reconsidering Systemic
Instruments. In Fraunhofer ISI (ed.), Innovation system revisited –
Experiences from 40 years of Fraunhofer ISI research (217–234).
Fraunhofer Verlag.

Daly, M., Doi, K., Kjerulf Petersen, L., Fernández Reyes, R., Boykoff,
M., Simonsen, A. H., Hawley, E., Aoyagi, M., Osborne-Gowey, J.,
Oonk, D., Gammelgaard Ballantyne, A., Nacu-Schmidt, A., Ytter-
stad, A., Moccata, G., McAllister, L., Lyytimäki, J., Jiménez Gómez,
I., Mervaala, E., Benham, A., & Pearman, O. (2022). World News-
paper Coverage of Climate Change or Global Warming, 2004–2022
– January 2022 [Data set]. University of Colorado Boulder. https://
doi.org/10.25810/4C3B-B819

Danielzyk, R., & Münter, A. (2018). Raumplanung. In ARL –
Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Hand-
wörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung (S. 1931 bis 1942).

Darpö, J. (2021). Can Nature Get it Right? A Study on Rights
of Nature. https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/
2021/689328/IPOL_STU(2021)689328_EN.pdf

Daube, Marc, und David Ulph. 2016. “Moral Behaviour, Altruism
and Environmental Policy”. Environmental and Resource Economics
63(2):505–22. https://doi.org/10.1007/s10640-014-9836-2.

David, M. (2017). Moving beyond the heuristic of creative destruction:
Targeting exnovation with policy mixes for energy transitions. En-
ergy Research & Social Science, 33, 138–146.

Davidson, C. N. (2017). The new education: How to revolutionize the
university to prepare students for a world in flux (1. Edition). Basic
Books.

https://doi.org/10.1007/978-3-658-27315-6_7-1
https://doi.org/10.1007/978-3-658-27315-6_7-1
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107152
https://doi.org/10.1007/978-3-658-10926-4_16
https://www.routledge.com/Environmental-Policy-in-the-EU-Actors-Institutions-and-Processes/Jordan-Gravey/p/book/9781138392168
https://www.routledge.com/Environmental-Policy-in-the-EU-Actors-Institutions-and-Processes/Jordan-Gravey/p/book/9781138392168
https://www.routledge.com/Environmental-Policy-in-the-EU-Actors-Institutions-and-Processes/Jordan-Gravey/p/book/9781138392168
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106634
https://www.careaboutcare.eu/
https://doi.org/10.5040/9781350219236
https://doi.org/10.5040/9781350219236
https://halshs.archives-ouvertes.fr/halshs-02655266v1
https://doi.org/10.1016/j.landurbplan.2016.07.008
https://doi.org/10.1016/j.landurbplan.2016.07.008
https://ccca.ac.at/fileadmin/00_DokumenteHauptmenue/03_Aktivitaeten/Science_Plan/CCCA_Science_Plan_2_Auflage_20180326.pdf
https://ccca.ac.at/fileadmin/00_DokumenteHauptmenue/03_Aktivitaeten/Science_Plan/CCCA_Science_Plan_2_Auflage_20180326.pdf
https://ccca.ac.at/fileadmin/00_DokumenteHauptmenue/03_Aktivitaeten/Science_Plan/CCCA_Science_Plan_2_Auflage_20180326.pdf
https://climateoutreach.org/reports/theory-of-change/
https://climateoutreach.org/reports/theory-of-change/
https://doi.org/10.1007/978-3-658-07314-5
https://doi.org/10.1007/978-3-658-07314-5
https://www.research.manchester.ac.uk/portal/files/170845257/Cohen_and_MacGregor_Feminist_Green_New_Deal_2020.pdf
https://www.research.manchester.ac.uk/portal/files/170845257/Cohen_and_MacGregor_Feminist_Green_New_Deal_2020.pdf
https://www.research.manchester.ac.uk/portal/files/170845257/Cohen_and_MacGregor_Feminist_Green_New_Deal_2020.pdf
https://doi.org/10.1017/9781780686998.022
https://doi.org/10.1017/9781780686998.022
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abd78b
https://doi.org/10.1038/s43016-021-00225-9
https://www.routledge.com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-Socialism/Crotty/p/book/9781138612846
https://www.routledge.com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-Socialism/Crotty/p/book/9781138612846
https://www.routledge.com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-Socialism/Crotty/p/book/9781138612846
https://awblog.at/31-stunden-sind-genug
https://awblog.at/31-stunden-sind-genug
https://doi.org/10.25810/4C3B-B819
https://doi.org/10.25810/4C3B-B819
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689328/IPOL_STU(2021)689328_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/689328/IPOL_STU(2021)689328_EN.pdf
https://doi.org/10.1007/s10640-014-9836-2


References 153

Dengler, C., & Lang, M. (2019). Feminism meets Degrowth. Sorgear-
beit in einer Postwchstumsgesellschaft. In U. Knobloch (Hrsg.),
Ökonomie des Versorgens. Feministisch-kritische Wirtschaftstheo-
rien im deutschsprachigen Raum (S. 305–330). Beltz Juventa.

Dengler, C., & Lang, M. (2022). Commoning Care: Feminist De-
growth Visions for a Socio-Ecological Transformation. Feminist
Economics, 28(1), 1–28. https://doi.org/10.1080/13545701.2021.
1942511

Denkena, B., Wichmann, M., Kettelmann, S., Matthies, J., & Reuter,
L. (2022). Ecological Planning of Manufacturing Process Chains.
Sustainability, 14(5), 2681. https://doi.org/10.3390/su14052681

Der GLOBAL 2000 Banken-Check: 10 von 11 Banken finanzieren fos-
sile Energien. (2021). GLOBAL 2000. https://www.global2000.
at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-
finanzieren-fossile-energien

Der Rechnungshof. (2021). Klimaschutz in Österreich – Maßnahmen
und Zielerreichung 2020. https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/
news/Klimaschutz_wird_in_Oesterreich_nicht_zentral_koordiniert.
html

Devaney, L., & Davies, A. R. (2017). Disrupting household food con-
sumption through experimental HomeLabs: Outcomes, connections,
contexts. Journal of consumer culture, 17(3), 823–844. https://doi.
org/10.1177/1469540516631153

Die Armutskonferenz, ATTAC, & Beigewum (Hrsg.). (2021). Kli-
masoziale Politik: Eine gerechte und emissionsfreie Gesellschaft
gestalten (1. Auflage). bahoe books.

DiEM25. (2020). Roadmap für Europas sozial-ökologische Wende
(Green New Deal for Europe). DiEM 25. https://report.
gndforeurope.com/edition-de/

Diercks, G., Larsen, H., Steward, F. (2019). Transformative innovation
policy: Addressing variety in an emerging policy paradigm. Research
Policy, 48(4), 880–894.

Dikau, S., & Volz, U. (2018, September). Central Banking, Climate
Change and Green Finance [Monographs and Working Papers].
Asian Development Bank Institute. https://eprints.soas.ac.uk/26445/

Dikau, S., & Volz, U. (2021). Central bank mandates, sustainability ob-
jectives and the promotion of green finance. Ecological Economics,
184, 107022. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107022

Diprose, K., Fern, R., Vanderbeck, R. M., Chen, L., Valentine, G., Liu,
C., & McQuaid, K. (2018). Corporations, Consumerism and Cul-
pability: Sustainability in the British Press. Environmental Commu-
nication, 12(5), 672–685. https://doi.org/10.1080/17524032.2017.
1400455

Dollinger, F. (2010). Klimawandel und Raumentwicklung Ist die Raum-
ordnungspolitik der Schlüssel zu einer erfolgreichen Klimapolitik?
SIR-Mitteilungen und Berichte, 34, S. 7–26.

Dörig, P., Lutz, V., Rattay, W., Stadelmann, M., Jorisch, D.,
Kunesch, S., & Glas, N. (2020). Kohlenstoffrisiken für den
österreichischen Finanzmarkt (Carbon exposure. The Austrian
state of the market.) (No. 4; Working Paper, p. 136). RiskFin-
Porto. https://www.anpassung.at/riskfinporto/media/RiskFinPorto_
B769997_WP4_Financial-Carbon-Risk-Exposure_v3.pdf

Dorninger, C., Hornborg, A., Abson, D. J., von Wehrden, H., Schaf-
fartzik, A., Giljum, S., Engler, J.-O., Feller, R. L., Hubacek, K.,
& Wieland, H. (2021). Global patterns of ecologically unequal ex-
change: Implications for sustainability in the 21st century. Ecological
Economics, 179, 106824. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.
106824

Dorr, A., Heckl, E., & Hosner, D. (2021). Ein-Personen-Unternehmen
(EPU) in Österreich 2020 – Schwerpunkt Regionalität und Nach-
haltigkeit [Unveröffentliche Studie im Auftrag der Wirtschaftskam-
mer Österreich]. KMU Forschung Austria.

Dosi, G., Arcangeli, F., David, P., Engelman, F., Freeman, C., Moggi,
M., Nelson, R., Orsenigo, L., & Rosenberg, N. (1988). Sources,

Procedures, and Microeconomic Effects of Innovation. Journal of
Economic Literature, 26(3), 1120–1171.

Dreidemy, L., & Knierzinger, J. (2021). Der „New Scramble for Africa“
aus europäischer Sicht: Eine Krise der Chain Governance wie in
den 1970er Jahren? (Working Paper Nr. 14). Institut für Interna-
tionale Entwicklung. https://ie.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/
p_ie/INSTITUT/Publikationen/IE_Publications/ieWorkingPaper/
ieWP_14_Knierzinger_Dreidemy_final.pdf

Drok, N., & Hermans, L. (2016). Is there a future for slow journalism?:
The perspective of younger users. Journalism Practice, 10(4), 539–
554. https://doi.org/10.1080/17512786.2015.1102604

Druckman, A., & Jackson, T. (2009). The carbon footprint of UK
households 1990–2004: A socio-economically disaggregated, quasi-
multi-regional input-output model. Ecological Economics, 68(7),
2066–2077.

Du, M. (2021). Voluntary Ecolabels in International Trade Law: A Case
Study of the EU Ecolabel. Journal of Environmental Law, 33(1),
167–193. https://doi.org/10.1093/jel/eqaa022

Duan, Y., Ji, T., & Yu, T. (2021). Reassessing pollution haven effect
in global value chains. Journal of Cleaner Production, 284, 124705.
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.124705

Dugan, A., Mayer, J., Thaller, A., Bachner, G., & Steininger, K. W.
(2022). Developing policy packages for low-carbon passenger trans-
port: A mixed methods analysis of trade-offs and synergies. Eco-
logical Economics, 193, 107304. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.
2021.107304

Dusyk, N., Axsen, J., & Dullemond, K. (2018). Who cares about cli-
mate change? The mass media and socio-political acceptance of
Canada’s oil sands and Northern Gateway Pipeline. Energy Research
& Social Science, 37, 12–21. https://doi.org/10.1016/j.erss.2017.07.
005

EASAC. (2019). Decarbonisation of transport: Options and challenges
(European Academies’ Science Advisory Council, Ed.). German Na-
tional Academy of Sciences Leopoldina.

Eberhardt, P. (2020). Klagen ohne Scham: Die Profiteure der Pandemie.
Blätter für deutsche und internationale Politik, 11, 29–32.

Ebinger, F., Stieß, I., Schultz, I., Ankele, K., Buchert, M., Jenseit, W.,
Fürst, H., Schmitz, M., & Steinfeld, M. (2001). Leitfaden für die
Wohnungswirtschaft. Projektverbund Nachhaltiges Sanieren im Be-
stand.

Edenhofer, O., Flachsland, C., Kalkuhl, M., Knopf, B., & Pahle,
M. (2019). Optionen für eine CO2-Preisreform (Working Paper
No. 04/2019). Arbeitspapier. https://www.econstor.eu/handle/10419/
201374

Eder, J., & Schneider, E. (2018). Progressive Industrial Policy – A Rem-
edy for Europe!? Journal Für Entwicklungspolitik, 34(3/4), 108–142.
https://doi.org/10.20446/JEP-2414-3197-34-3-108

Edquist, C., & Zabala-Iturriagagoitia, J. M. (2021). Functional pro-
curement for innovation, welfare, and the environment. Science
and Public Policy, 47(5), 595–603. https://doi.org/10.1093/scipol/
scaa046

Edquist, C., Zabala-Iturriagagoitia, J. M., Buchinger, E., & Whyles, G.
(2018). Mutual Learning Exercise: MLE on Innovation-related Pro-
curement.

Eicke, L., Weko, S., Apergi, M., & Marian, A. (2021). Pulling up the
carbon ladder? Decarbonization, dependence, and third-country risks
from the European carbon border adjustment mechanism. Energy
Research & Social Science, 80. https://doi.org/10.1016/j.erss.2021.
102240

Einig, K. (2011). Koordination infrastruktureller Fachplanungen durch
die Raumordnung. Forschungs- und Sitzungsberichte der ARL 235,
24.

Eisenmenger, N., Plank, B., Milota, E., & Gierlinger, S. (2020).
Ressourcennutzung in Österreich 2020. Band 3. Bundesminis-
terium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation

https://doi.org/10.1080/13545701.2021.1942511
https://doi.org/10.1080/13545701.2021.1942511
https://doi.org/10.3390/su14052681
https://www.global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-finanzieren-fossile-energien
https://www.global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-finanzieren-fossile-energien
https://www.global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-finanzieren-fossile-energien
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/news/Klimaschutz_wird_in_Oesterreich_nicht_zentral_koordiniert.html
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/news/Klimaschutz_wird_in_Oesterreich_nicht_zentral_koordiniert.html
https://www.rechnungshof.gv.at/rh/home/news/Klimaschutz_wird_in_Oesterreich_nicht_zentral_koordiniert.html
https://doi.org/10.1177/1469540516631153
https://doi.org/10.1177/1469540516631153
https://report.gndforeurope.com/edition-de/
https://report.gndforeurope.com/edition-de/
https://eprints.soas.ac.uk/26445/
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107022
https://doi.org/10.1080/17524032.2017.1400455
https://doi.org/10.1080/17524032.2017.1400455
https://www.anpassung.at/riskfinporto/media/RiskFinPorto_B769997_WP4_Financial-Carbon-Risk-Exposure_v3.pdf
https://www.anpassung.at/riskfinporto/media/RiskFinPorto_B769997_WP4_Financial-Carbon-Risk-Exposure_v3.pdf
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106824
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106824
https://ie.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/p_ie/INSTITUT/Publikationen/IE_Publications/ieWorkingPaper/ieWP_14_Knierzinger_Dreidemy_final.pdf
https://ie.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/p_ie/INSTITUT/Publikationen/IE_Publications/ieWorkingPaper/ieWP_14_Knierzinger_Dreidemy_final.pdf
https://ie.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/p_ie/INSTITUT/Publikationen/IE_Publications/ieWorkingPaper/ieWP_14_Knierzinger_Dreidemy_final.pdf
https://doi.org/10.1080/17512786.2015.1102604
https://doi.org/10.1093/jel/eqaa022
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.124705
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107304
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107304
https://doi.org/10.1016/j.erss.2017.07.005
https://doi.org/10.1016/j.erss.2017.07.005
https://www.econstor.eu/handle/10419/201374
https://www.econstor.eu/handle/10419/201374
https://doi.org/10.20446/JEP-2414-3197-34-3-108
https://doi.org/10.1093/scipol/scaa046
https://doi.org/10.1093/scipol/scaa046
https://doi.org/10.1016/j.erss.2021.102240
https://doi.org/10.1016/j.erss.2021.102240


154 Technical Summary

und Technologie (BMK). https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:37bda35d-
bf65-4230-bd51-64370feb5096/RENU20_LF_DE_web.pdf

Eisenstein, C. (2011). Sacred economics: Money, gift, and society in
the age of transition. North Atlantic Books.

Eisenstein, C. (2021). Sacred Economics, Revised. North Atlantic
Books. https://www.penguinrandomhouse.com/books/659305/
sacred-economics-revised-by-charles-eisenstein/

Elkana, Y., & Klöpper, H. (2012). Die Universität im 21. Jahrhundert:
Für eine neue Einheit von Lehre, Forschung und Gesellschaft. Edi-
tion Körber.

Elsasser, S. W., & Dunlap, R. E. (2013). Leading Voices in the De-
nier Choir: Conservative Columnists’ Dismissal of Global Warming
and Denigration of Climate Science. American Behavioral Scientist,
57(6), 754–776. https://doi.org/10.1177/0002764212469800

Emberger, G. (1999a). Interdisziplinäre Betrachtung der Auswirkungen
verkehrlicher Maßnahmen auf sozioökonomische Systeme.

Energieinstitut Vorarlberg. (2020). Klimarelevanz der Material-
wahl bei Wohnbauten in Vorarlberg. https://www.energieinstitut.
at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_
Projektbericht.pdf

Ennöckl, D. (2020). Wie kann das Recht das Klima schützen? Österrei-
chische Juristen-Zeitung, 41(7), 302–309.

Ennöckl, D. (2021). Kurzstudie „Möglichkeiten einer verfas-
sungsrechtlichen Verankerung eines Grundrechts auf Klimaschutz“
(III-365 der Beilagen XXVII. GP; S. 33). Parlament Österreich.
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/III/III_00365/
imfname_987168.pdf

Ennöckl, D., & Painz, B. (2004). Gewährt die EMRK ein Recht auf
Umweltschutz? juridikum, 4, 163–169.

Enthoven, L., & Van den Broeck, G. (2021). Local food systems: Re-
viewing two decades of research. Agricultural systems, 193, 103226.
https://doi.org/10.1016/j.agsy.2021.103226

Epstein, Y., & Schoukens, H. (2021). A positivist approach to rights
of nature in the European Union. Journal of Human Rights and the
Environment, 12(2), 205–227. https://doi.org/10.4337/jhre.2021.02.
03

Ermann, U., Langthaler, E., Penker, M., & Schermer, M. (2018). Agro-
Food Studies: Eine Einführung. (1. Aufl.). Böhlau Verlag.

Ertl, K. (2010). Der Beitrag der Raumordnung im Umgang mit dem
Klimawandel unter besonderer Berücksichtigung der Situation in
Bayern. Fachgebiet Raumordnung und Landesplanung der Univ.
Augsburg.

Europäische Kommission. (2016). Flash Eurobarometer 441: European
SMEs and the Circular Economy. Europäische Kommission.

Europäische Kommission. (2019a). Der europäische Grüne Deal.
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:b828d165-1c22-
11ea-8c1f-01aa75ed71a1.0021.02/DOC_1&format=PDF

Europäische Kommission. (2019b). Fahrplan Green Deal – konkrete
Maßnahmen. Aktionsplan. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/
DE/TXT/?qid=1596443911913&uri=CELEX:52019DC0640#
document2

Europäische Kommission. (2019c). Masterplan for a Competitive
Transformation of EU Energy-intensive Industries Enabling a
Climate-neutral, Circular Economy by 2050. Publications Office of
the European Union. https://doi.org/10.2873/723505

Europäische Kommission. (2019d). The European Green Deal, Com-
munication from the Commission, COM(2019) 640 final, Brussels.

Europäische Kommission. (2020a). Circular Economy Action Plan.
Publications Office of the European Union. https://ec.europa.eu/
environment/strategy/circular-economy-action-plan_de

Europäische Kommission. (2020b). Communication from the Com-
mission to the European Parliament, the Council, the European
Economic and Social Committee and the Committee of the Re-
gions. A Farm to Fork Strategy. 381 final. https://ec.europa.eu/food/
horizontal-topics/farm-fork-strategy_de

Europäische Kommission. (2020c). Europäische Industriestrategie.
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:
52020DC0102&from=DE

Europäische Kommission. (2020d). Strategie für nachhaltige und intel-
ligente Mobilität: Den Verkehr in Europa auf Zukunftskurs bringen.
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:5e601657-3b06-
11eb-b27b-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF

Europäische Kommission. (2021). Updating the 2020 New Indus-
trial Strategy: Building a stronger Single Market for Europe’s re-
covery. https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/communication-
industrial-strategy-update-2020_en.pdf

Europäische Kommission. (2022). Proposal for a Directive on
corporate sustainability due diligence. https://ec.europa.eu/
info/publications/proposal-directive-corporate-sustainable-due-
diligence-and-annex_en

European Commission. (2021). Commission Notice Technical guidance
on the climate proofing of infrastructure in the period 2021–2027.

European Environment Agency. (2019). More national climate policies
expected, but how effective are the existing ones? Publications Of-
fice. https://data.europa.eu/doi/10.2800/241300

European Insurance and Occupational Pensions Authority, E. (2019).
2019 Institutions for Occupational Retirement Provision (IORPs)
Stress Test Report (EIOPA-19/673; Nummer EIOPA-19/673).
EIOPA. https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/financial_
stability/occupational_pensions_stress_test/2019/eiopa_2019-iorp-
stress-test-report.pdf

Exner, A., & Kratzwald, B. (2021). Solidarische Ökonomie & Com-
mons. Mandelbaum.

Faktencheck Green Finance. (2019). Klima- und Energiefonds. https://
faktencheck-energiewende.at/faktencheck/green-finance/

FEC (Foundational Economy Collective) (2020). What comes after the
Pandemic? A Ten-Point Platform for Foundational Renewal.

FEC. (2018). Foundational Economy: The infrastructure of everyday
life. Manchester University Press.

Feigl, G., & Vrtikapa, K. (2021). Budget- und Steuerpolitik klimasozial
umbauen. In Die Armutskonferenz, Attac, & Beigewum (Hrsg.),
Klimasoziale Politik: Eine gerechte und emissionsfreie Gesellschaft
gestalten (S. 195–206). bahoe books.

Fekete, C., & Weyers, S. (2016). Soziale Ungleichheit im
Ernährungsverhalten: Befundlage, Ursachen und Interventionen.
Bundesgesundheitsblatt, Gesundheitsforschung, Gesundheitsschutz,
59(2), 197–205. https://doi.org/10.1007/s00103-015-2279-2

Felber, C. (2018). Die Gemeinwohl-Ökonomie. Deuticke Ver-
lag. https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-
oekonomie/978-3-552-06385-3/

Figerl, J., Tamesberger, D., & Theurl, S. (2021). Umverteilung
von Arbeit(-szeit). Eine (Netto)Kostenschätzung für ein staatlich
gefördertes Arbeitszeitverkürzungsmodell. Momentum Quarterly –
Zeitschrift für sozialen Fortschritt, 10(1), 1–65. https://doi.org/10.
15203/momentumquarterly.vol10.no1.p3-19

Fischer, K., Reiner, C., & Staritz, C. (2021). Globale Warenketten und
Produktionsnetzwerke: Konzepte, Kritik, Weiterentwicklungen. In
K. Fischer, C. Reiner, & C. Staritz (Hrsg.), Globale Warenketten und
ungleiche Entwicklung: Arbeit, Kapazität, Konsum, Natur (1. Auf-
lage, S. 33–50). Mandelbaum Verlag.

Fischer-Kowalski, Marina, und Karl-Heinz Erb. 2016. “Core Con-
cepts and Heuristics”. S. 29–61 in Social Ecology: Society-Nature
Relations across Time and Space, herausgegeben von H. Haberl,
M. Fischer-Kowalski, F. Krausmann, und V. Winiwarter. Cham:
Springer International Publishing.

Fischer-Lescano, A. (2020). Nature as a Legal Person: Proxy Constel-
lations in Law. Law & Literature, 32(2), 237–262. https://doi.org/10.
1080/1535685X.2020.1763596

https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:37bda35d-bf65-4230-bd51-64370feb5096/RENU20_LF_DE_web.pdf
https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:37bda35d-bf65-4230-bd51-64370feb5096/RENU20_LF_DE_web.pdf
https://www.penguinrandomhouse.com/books/659305/sacred-economics-revised-by-charles-eisenstein/
https://www.penguinrandomhouse.com/books/659305/sacred-economics-revised-by-charles-eisenstein/
https://doi.org/10.1177/0002764212469800
https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_Projektbericht.pdf
https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_Projektbericht.pdf
https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_Projektbericht.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/III/III_00365/imfname_987168.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/III/III_00365/imfname_987168.pdf
https://doi.org/10.1016/j.agsy.2021.103226
https://doi.org/10.4337/jhre.2021.02.03
https://doi.org/10.4337/jhre.2021.02.03
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:b828d165-1c22-11ea-8c1f-01aa75ed71a1.0021.02/DOC_1&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:b828d165-1c22-11ea-8c1f-01aa75ed71a1.0021.02/DOC_1&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1596443911913&uri=CELEX:52019DC0640#document2
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1596443911913&uri=CELEX:52019DC0640#document2
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1596443911913&uri=CELEX:52019DC0640#document2
https://doi.org/10.2873/723505
https://ec.europa.eu/environment/strategy/circular-economy-action-plan_de
https://ec.europa.eu/environment/strategy/circular-economy-action-plan_de
https://ec.europa.eu/food/horizontal-topics/farm-fork-strategy_de
https://ec.europa.eu/food/horizontal-topics/farm-fork-strategy_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0102&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0102&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:5e601657-3b06-11eb-b27b-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:5e601657-3b06-11eb-b27b-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/communication-industrial-strategy-update-2020_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/communication-industrial-strategy-update-2020_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/publications/proposal-directive-corporate-sustainable-due-diligence-and-annex_en
https://ec.europa.eu/info/publications/proposal-directive-corporate-sustainable-due-diligence-and-annex_en
https://ec.europa.eu/info/publications/proposal-directive-corporate-sustainable-due-diligence-and-annex_en
https://data.europa.eu/doi/10.2800/241300
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/financial_stability/occupational_pensions_stress_test/2019/eiopa_2019-iorp-stress-test-report.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/financial_stability/occupational_pensions_stress_test/2019/eiopa_2019-iorp-stress-test-report.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/sites/default/files/financial_stability/occupational_pensions_stress_test/2019/eiopa_2019-iorp-stress-test-report.pdf
https://faktencheck-energiewende.at/faktencheck/green-finance/
https://faktencheck-energiewende.at/faktencheck/green-finance/
https://doi.org/10.1007/s00103-015-2279-2
https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-oekonomie/978-3-552-06385-3/
https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-oekonomie/978-3-552-06385-3/
https://doi.org/10.15203/momentumquarterly.vol10.no1.p3-19
https://doi.org/10.15203/momentumquarterly.vol10.no1.p3-19
https://doi.org/10.1080/1535685X.2020.1763596
https://doi.org/10.1080/1535685X.2020.1763596


References 155

Fitz, J., & Ennöckl, D. (2019). Klimaschutzrecht. In D. Ennöckl, N.
Raschauer, & W. Wessely (Hrsg.), Handbuch Umweltrecht (3. Aufl.,
S. 757–801). Facultas.

Follmer, R., Gruschwitz, D., Kleudgen, M., Kiatipis, Z. A., Blome,
A., Josef, F., Gensasz, S., Körber, K., Kasper, S., Herry, M.,
Steinacher, I., Tomschy, R., Gruber, C., Röschel, G., Sammer, G.,
Beyer Bartana, I., Klementschitz, R., Raser, E., Riegler, S., & Roider,
O. (2016). Ergebnisbericht zur österreichweiten Mobilitätserhebung
„Österreich unterwegs 2013/2014“ (p. 340). Bundesministerium für
Verkehr, Innovation und Technologie.

FORBA (Forschungs- und Beratungsstelle Arbeitswelt) & AK (Ar-
beiterkammer) (2021). Arbeitszeiten im Fokus – Daten, Gestal-
tung, Bedarfe. https://www.forba.at/wp-content/uploads/2021/01/
210129_AK-Arbeitszeiten_im_Fokus2021.pdf

Forchtner, B. (2019). Articulations of climate change by the Austrian
far right: A discourse-historical perspective on what is “allegedly
manmade”. In R. Wodak & P. Bevelander (Hrsg.), “Europe at the
Cross-road”: Confronting Populist, Nationalist and Global Chal-
lenges (S. 159–179). Nordic Academic Press.

Forchtner, B., Kroneder, A., & Wetzel, D. (2018). Being Skeptical?
Exploring Far-Right Climate-Change Communication in Germany.
Environmental Communication, 12(5), 589–604. https://doi.org/10.
1080/17524032.2018.1470546

Foster, John Bellamy. 1999. “Marx’s Theory of Metabolic Rift”. Amer-
ican Journal of Sociology 105(2):366–405. https://doi.org/10.1086/
210315.

Franck, E., Fleischhauer, M., Frommer, B., & Büscher, D. (2013).
Klimaanpassung durch strategische Regionalplanung? In Raument-
wicklung im Klimawandel – Herausforderungen für die räumliche
Planung. Forschungsbericht der ARL Hannover.

Frantzeskaki, N., & Loorbach, D. (2010). Towards governing infrasys-
tem transitions: Reinforcing lock-in or facilitating change? Techno-
logical Forecasting and Social Change, 77, 1292–1301. https://doi.
org/10.1016/j.techfore.2010.05.004

Fraser, N. (2014). Can society be commodities all the way down?
Post-Polanyian reflections on capitalist crisis. Economy and Society,
43(4), 541–558. https://doi.org/10.1080/03085147.2014.898822

Frayne, D. (2016). Stepping outside the circle: The ecological promise
of shorter working hours. Green Letters, 20(2), 197–212. https://doi.
org/10.1080/14688417.2016.1160793

Freeman, C., & Perez, C. (2000). Structural crises of adjustment, busi-
ness cycles and investment behavior. In Technology, Organizations
and Innovation: Theories, concepts and paradigms (Bd. 2, S. 871).
Taylor & Francis.

Friedlingstein, P., Jones, M. W., O’Sullivan, et al. (2021) Global Carbon
Budget 2021. Earth Syst. Sci. Data Discuss., 2021, 1–191. https://
essd.copernicus.org/preprints/essd-2021-386/essd-2021-386.pdf

Friedman, S. M. (2015). The Changing Face of Environmental Jour-
nalism in The United States. In The Routledge Handbook Of En-
vironment And Communication. Routledge. https://doi.org/10.4324/
9781315887586.ch11

Friesenecker, M., & Kazepov, Y. (2021). Housing Vienna: The Socio-
Spatial Effects of Inclusionary and Exclusionary Mechanisms of
Housing Provision. Social Inclusion, 9(2), 77–90.

Fritz, M., & Koch, M. (2019). Public Support for Sustainable Welfare
Compared: Links between Attitudes towards Climate and Welfare
Policies. Sustainability, 11(15), Article 15. https://doi.org/10.3390/
su11154146

Frommeyer, L. (2020, Januar 10). Debatte über Radfahrprämie:
Drahtesel? Goldesel! Der Spiegel. https://www.spiegel.de/
auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-
e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391

Froud, J., & Williams, K. 2019. “Social Licensing for the Common
Good”. Renewal. Abgerufen 4. Mai 2021. https://renewal.org.uk/
social-licensing-for-the-common-good/

Fuchs, C. (2017). Die Kritik der Politischen Ökonomie der Me-
dien/Kommunikation: Ein hochaktueller Ansatz. Publizistik, 62(3),
255–272. https://doi.org/10.1007/s11616-017-0341-9

Fuchs, C. (2020). Kommunikation und Kapitalismus: Eine kritische
Theorie. UVK Verlag.

Fuchs, C., & Mosco, V. (2012). Introduction: Marx is Back – The
Importance of Marxist Theory and Research for Critical Com-
munication Studies Today. TripleC: Communication, Capitalism &
Critique. Open Access Journal for a Global Sustainable Information
Society, 10(2), 127–140. https://doi.org/10.31269/triplec.v10i2.421

Future Earth. (2014). Future earth 2025 vision. https://futureearth.org/
wp-content/uploads/2019/09/future-earth_10-year-vision_web.pdf

Gallagher, K. P., & Kozul-Wright, R. (2019). A New Mul-
tilateralism for Shared Prosperity: Geneva Principles for a
Global Green New Deal, Boston University Global Devel-
opment Center/UNCTAD. https://unctad.org/system/files/official-
document/gp_ggnd_2019_en.pdf

Gavin, N. T. (2018). Media definitely do matter: Brexit, immigra-
tion, climate change and beyond. The British Journal of Politics
and International Relations, 20(4), 827–845. https://doi.org/10.1177/
1369148118799260

Geels, F. (2014). Regime Resistance against Low-Carbon Transitions:
Introducing Politics and Power into the Multi-Level Perspective.
Theory, Culture and Society, 31(5), 21–40.

Georgescu-Roegen, N. (1971). The Entropy Law and the Economic
Process. In The Entropy Law and the Economic Process. Harvard
University Press. https://doi.org/10.4159/harvard.9780674281653

Gibson, T. A. (2017). Economic, Technological, and Organizational
Factors Influencing News Coverage of Climate Change. In T. A. Gib-
son, Oxford Research Encyclopedia of Climate Science (b). Oxford
University Press. https://doi.org/10.1093/acrefore/9780190228620.
013.355

Giere, R. N. (2006). Scientific perspectivism. University of Chicago
Press.

Giljum, S., Bruckner, M., & Wieland, Hanspeter. (2017). Die
Rohstoffnutzung der österreichischen Wirtschaft (Modul 1).
Wirtschaftsuniversität Wien.

Global 2000, Greenpeace, & WWF Österreich. (2017). Betreff: Ap-
pell der Wirtschaft für Energiewende und Klimaschutz. https://www.
global2000.at/sites/global/files/Appell_Brief.pdf

Global 2000. (2021). Wohnbaucheck in den Bundesländern. https://
www.global2000.at/wohnbaucheck

Godin, Benoît. 2015. Innovation Contested: The Idea of Innovation
Over the Centuries. Routledge.

Goers, S., & Schneider, F. (2019). Austria’s Path to a Climate-Friendly
Society and Economy – Contributions of an Environmental Tax
Reform. Modern Economy, 10(05), 1369–1384. https://doi.org/10.
4236/me.2019.105092

Göpel, M. (2016). The Great Mindshift: How a New Economic
Paradigm and Sustainability Transformations Go Hand in Hand (Bd.
2). Springer. https://doi.org/10.1007/978-3-319-43766-8

Görg, Christoph. 1999. Gesellschaftliche Naturverhältnisse. Münster:
Westfälisches Dampfboot.

Görg, C. (2011). Societal relationships with nature: A dialectical ap-
proach to environmental politics. In A. Biro (Hrsg.), Critical Ecolo-
gies (S. 43–72). University of Toronto Press.

Gough, I. (2017). Heat, greed and human need: Climate change, capi-
talism and sustainable wellbeing. Edward Elgar.

Gözet, B. (2020). Eco-Innovation in Austria: EIO Country Profile
2018–2019. Eco-Innovation Observatory.

Grabenwarter, C., & Pabel, K. (2021). Europäische Menschenrechts-
konvention (7. Aufl.). C.H. Beck. https://www.beck-elibrary.de/10.
17104/9783406759673/europaeische-menschenrechtskonvention

Graeber, D. (2014). Debt: The first 5,000 years (Updated and expanded
edition). Melville House.

https://www.forba.at/wp-content/uploads/2021/01/210129_AK-Arbeitszeiten_im_Fokus2021.pdf
https://www.forba.at/wp-content/uploads/2021/01/210129_AK-Arbeitszeiten_im_Fokus2021.pdf
https://doi.org/10.1080/17524032.2018.1470546
https://doi.org/10.1080/17524032.2018.1470546
https://doi.org/10.1086/210315
https://doi.org/10.1086/210315
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2010.05.004
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2010.05.004
https://doi.org/10.1080/03085147.2014.898822
https://doi.org/10.1080/14688417.2016.1160793
https://doi.org/10.1080/14688417.2016.1160793
https://essd.copernicus.org/preprints/essd-2021-386/essd-2021-386.pdf
https://essd.copernicus.org/preprints/essd-2021-386/essd-2021-386.pdf
https://doi.org/10.4324/9781315887586.ch11
https://doi.org/10.4324/9781315887586.ch11
https://doi.org/10.3390/su11154146
https://doi.org/10.3390/su11154146
https://www.spiegel.de/auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391
https://www.spiegel.de/auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391
https://www.spiegel.de/auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391
https://renewal.org.uk/social-licensing-for-the-common-good/
https://renewal.org.uk/social-licensing-for-the-common-good/
https://doi.org/10.1007/s11616-017-0341-9
https://doi.org/10.31269/triplec.v10i2.421
https://futureearth.org/wp-content/uploads/2019/09/future-earth_10-year-vision_web.pdf
https://futureearth.org/wp-content/uploads/2019/09/future-earth_10-year-vision_web.pdf
https://doi.org/10.1177/1369148118799260
https://doi.org/10.1177/1369148118799260
https://doi.org/10.4159/harvard.9780674281653
https://doi.org/10.1093/acrefore/9780190228620.013.355
https://doi.org/10.1093/acrefore/9780190228620.013.355
https://www.global2000.at/sites/global/files/Appell_Brief.pdf
https://www.global2000.at/sites/global/files/Appell_Brief.pdf
https://www.global2000.at/wohnbaucheck
https://www.global2000.at/wohnbaucheck
https://doi.org/10.4236/me.2019.105092
https://doi.org/10.4236/me.2019.105092
https://doi.org/10.1007/978-3-319-43766-8
https://www.beck-elibrary.de/10.17104/9783406759673/europaeische-menschenrechtskonvention
https://www.beck-elibrary.de/10.17104/9783406759673/europaeische-menschenrechtskonvention


156 Technical Summary

Greenwalt, D. A. (2016). The Promise of Nuclear Anxieties in Earth
Day 1970 and the Problem of Quick-Fix Solutions. Southern
Communication Journal, 81(5), 330–345. https://doi.org/10.1080/
1041794X.2016.1219386

Griller, S. (2010). Wirtschaftsverfassung und Binnenmarkt. In S.
Griller, B. Kneihs, V. Madner, & M. Potacs (Hrsg.), Wirtschaftsver-
fassung und Binnenmarkt: Festschrift für Heinz-Peter Rill zum 70.
Geburtstag (1. Aufl., S. 1–47). Springer.

Grin, John, Jan Rotmans, Johan Schot, Frank W. Geels, und Derk Loor-
bach. 2011. Transitions to Sustainable Development: New Directions
in the Study of Long Term Transformative Change. First issued in
paperback. New York London: Routledge.

Großer, E., Jorck, G. von, Kludas, S., Mundt, I., & Sharp, H. (2020).
Sozial-ökologische Infrastrukturen – Rahmenbedingungen für Zeit-
wohlstand und neue Formen von Arbeit. Ökologisches Wirtschaften
– Fachzeitschrift, 4, 14–16. https://doi.org/10.14512/OEW350414

Großmann, A., Wolter, M. I., Hinterberger, F., & Püls, L. (2020).
Die Auswirkungen von klimapolitischen Maßnahmen auf den ös-
terreichischen Arbeitsmarkt. ExpertInnenbericht (GWS Specialists
in Empirical Economic Research). GWS. https://downloads.gws-os.
com/Gro%c3%9fmannEtAl2020_ExpertInnenbericht.pdf

Gruchy, A. G. (1987). The Reconstruction of Economics: An Analysis
of the Fundamentals of Institutional Economics. Greenwood Press.

Grundmann, R., & Scott, M. (2014). Disputed climate science in the
media: Do countries matter? Public Understanding of Science, 23(2),
220–235. https://doi.org/10.1177/0963662512467732

Haas, W. (2021). Gesundheit für Alle. In A. Armutskonferenz
BEIGEWUM (Hrsg.), Klimasoziale Politik. Eine gerechte und emis-
sionsfreie Gesellschaft gestalten (S. 131–141). bahoe books.

Haas, T., & Sander, H. (2019). DIE EUROPÄISCHE AUTOLOBBY
(S. 33). Rosa Luxemburg Stiftung, Brussels Office.

Haberl, H., Fischer-Kowalski, M., Krausmann, F., Martinez-Alier, J., &
Winiwarter, V. (2011). A socio-metabolic transition towards sustain-
ability? Challenges for another Great Transformation. Sustainable
development, 19(1), 1–14. https://doi.org/10.1002/sd.410

Haberl, Helmut, Marina Fischer-Kowalski, Fridolin Krausmann, und
Verena Winiwarter, Hrsg. 2016. Social Ecology: Society-Nature Re-
lations across Time and Space. 1. Aufl. Cham: Springer International
Publishing.

Haberl, H., Wiedenhofer, D., Virág, D., Kalt, G., Plank, B., Brockway,
P., Fishman, T., Hausknost, D., Krausmann, F., Leon-Gruchalski, B.,
Mayer, A., Pichler, M., Schaffartzik, A., Sousa, T., Streeck, J., &
Creutzig, F. (2020). A systematic review of the evidence on decou-
pling of GDP, resource use and GHG emissions, part II: synthesizing
the insights. Environmental Research Letters, 15(6), 65003. https://
doi.org/10.1088/1748-9326/ab842a

Hache, F. (2019a). 50 shades of green: The rise of natural capital
markets and sustainable finance. PART I. CARBON [Policy Re-
port]. Green Finance Observatory. https://greenfinanceobservatory.
org/2019/03/11/50-shades/

Hache, F. (2019b). 50 Shades of Green Part II: The Fallacy of Environ-
mental Markets (SSRN Scholarly Paper ID 3547414). Social Science
Research Network. https://doi.org/10.2139/ssrn.3547414

Hahn, H. (2017). Umwelt- und zukunftsverträgliche Entscheidungsfin-
dung des Staates: Die staatliche Verantwortung für Umweltschutz,
dessen Stand bei Interessenkonflikten, die gerechte Durchset-
zung mittels gesteuerter Abwägung und das Potential der wis-
senschaftlichen Politikberatung (S. XXVI, 541 Seiten). Mohr
Siebeck.

Hardt, L., Barrett, J., Taylor, P. G., & Foxon, T. J. (2020). Structural
Change for a Post-Growth Economy: Investigating the Relationship
between Embodied Energy Intensity and Labour Productivity. Sus-
tainability, 12(3), 962. https://doi.org/10.3390/su12030962

Hardt, L., Barrett, J., Taylor, P. G., & Foxon, T. J. (2021). What struc-
tural change is needed for a post-growth economy: A framework of

analysis and empirical evidence. Ecological Economics, 179. https://
doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106845

Harrison, K. (2019). Lessons from British Columbia’s carbon tax.
Policy Options. https://policyoptions.irpp.org/magazines/july-2019/
lessons-from-british-columbias-carbon-tax/

Hartard, S., Schaffer, A., & Stahmer, C. (2006). Die Halbtagsge-
sellschaft. Konkrete Utopie für eine zukunftsfähige Gesellschaft.
Nomos Verlag.

Harvey, D. (2011). The Future of the Commons. Radical History Re-
view, 109, 101–107. https://doi.org/10.1215/01636545-2010-017

Hatje, A. (2009). Wirtschaftsverfassung im Binnenmarkt. In A. von
Bogdandy & J. Bast (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht: The-
oretische und dogmatische Grundzüge (2. Aufl., S. 801–853).
Springer. https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-540-73810-
7?page=2#toc

Hausknost, D., & Haas, W. (2019). The Politics of Selection: Towards a
Transformative Model of Environmental Innovation. Sustainability,
11(2), 506. https://doi.org/10.3390/su11020506

Hausknost, D., Schriefl, E., Lauk, C., & Kalt, G. (2017). A Transi-
tion to Which Bioeconomy? An Exploration of Diverging Techno-
Political Choices. Sustainability, 9(4), 669. https://doi.org/10.3390/
su9040669

Heinfellner, H., Ibesich, N., Lichtblau, G., Stranner, G., Svehla-Stix, S.,
Vogel, J., Michael Wedler, & Winter, R. (2019). Sachstandsbericht
Mobilität – Mögliche Zielpfade zur Erreichung der Klimaziele 2050
mit dem Zwischenziel 2030 – Kurzfassung.

Heinig, S. (2022). Integrierte Stadtentwicklungsplanung. transcript.
Heitkötter, M., Jurczyk, K., & Lange, A. (Hrsg.). (2009). Zeit für

Beziehungen? Zeit und Zeitpolitik für Familien. B. Budrich.
Helmers, E. (2015). Die Modellentwicklung in der deutschen Autoin-

dustrie: Gewicht contra Effizienz (p. 29). Fachbereich Umweltpla-
nung/Umwelttechnik, Umwelt-Campus Birkenfeld der Hochschule
Trier.

Herry, M., Sedlacek, N., & Steinacher, I. (2012). Verkehr in Zahlen –
Österreich – Ausgabe 2011. Bundesministerium für Verkehr, Inno-
vation und Technologie.

Hickel, J. (2021). Less is More. How Degrowth will save the world. Pin-
guin Random House. https://www.penguin.co.uk/books/1119823/
less-is-more/9781786091215

Hickel, J., & Hallegatte, S. (2021). Can we live within environmental
limits and still reduce poverty? Degrowth or decoupling? Develop-
ment Policy Review, 00, 1–24. https://doi.org/10.1111/dpr.12584

Hickel, J., & Kallis, G. (2020). Is Green Growth Possible? New Political
Economy, 24(4), 469–486. https://doi.org/10.1080/13563467.2019.
1598964

Hochgerner, J. et al. (2016). Grundlagen zur Entwicklung einer Low
Carbon Development Strategy in Österreich: Synthesereport. Wien.

Hockett, R. C. (2019). Finance without Financiers. Politics & Society,
47(4), 491–527. https://doi.org/10.1177/0032329219882190

Hodgson, G. M. (1989). Economics and institutions – A manifesto for
a modern institutional economics. Polity Press.

Hoffmann, M., & Paulsen, R. (2020). Resolving the “jobs-environment-
dilemma”? The case for critiques of work in sustainability research.
Environmental Sociology, 6(4), 343–354. https://doi.org/10.1080/
23251042.2020.1790718

Hoffmann, M., & Spash, C. L. (2021). The impacts of climate change
mitigation on work for the Austrian economy (Social-ecological Re-
search in Economics (SRE) Discussion Paper 10 /2021). http://www-
sre.wu.ac.at/sre-disc/sre-disc-2021_10.pdf

Hofmeister, S., & Mölders, T. (Hrsg.). (2021). Für Natur sorgen?
Dilemmata feministischer Positionierungen zwischen Sorge- und
Herrschaftsverhältnissen. Verlag Barbara Budrich. https://doi.org/
10.3224/84742424

Högelsberger, H., & Maneka, D. (2020). Konversion der österrei-
chischen Auto(zuliefer)industrie: Perspektiven für einen sozial-

https://doi.org/10.1080/1041794X.2016.1219386
https://doi.org/10.1080/1041794X.2016.1219386
https://doi.org/10.14512/OEW350414
https://downloads.gws-os.com/Gro%c3%9fmannEtAl2020_ExpertInnenbericht.pdf
https://downloads.gws-os.com/Gro%c3%9fmannEtAl2020_ExpertInnenbericht.pdf
https://doi.org/10.1177/0963662512467732
https://doi.org/10.1002/sd.410
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab842a
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab842a
https://greenfinanceobservatory.org/2019/03/11/50-shades/
https://greenfinanceobservatory.org/2019/03/11/50-shades/
https://doi.org/10.2139/ssrn.3547414
https://doi.org/10.3390/su12030962
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106845
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106845
https://policyoptions.irpp.org/magazines/july-2019/lessons-from-british-columbias-carbon-tax/
https://policyoptions.irpp.org/magazines/july-2019/lessons-from-british-columbias-carbon-tax/
https://doi.org/10.1215/01636545-2010-017
https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-540-73810-7?page=2#toc
https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-540-73810-7?page=2#toc
https://doi.org/10.3390/su11020506
https://doi.org/10.3390/su9040669
https://doi.org/10.3390/su9040669
https://www.penguin.co.uk/books/1119823/less-is-more/9781786091215
https://www.penguin.co.uk/books/1119823/less-is-more/9781786091215
https://doi.org/10.1111/dpr.12584
https://doi.org/10.1080/13563467.2019.1598964
https://doi.org/10.1080/13563467.2019.1598964
https://doi.org/10.1177/0032329219882190
https://doi.org/10.1080/23251042.2020.1790718
https://doi.org/10.1080/23251042.2020.1790718
http://www-sre.wu.ac.at/sre-disc/sre-disc-2021_10.pdf
http://www-sre.wu.ac.at/sre-disc/sre-disc-2021_10.pdf
https://doi.org/10.3224/84742424
https://doi.org/10.3224/84742424


References 157

ökologischen Umbau. In A. Brunnengräber & T. Haas (Hrsg.),
Baustelle Elektromobilität: Sozialwissenschaftliche Perspektiven
auf die Transformation der (Auto-)Mobilität (S. 409–439). tran-
script.

Holmberg, K., & Hellsten, I. (2016). Twitter Campaigns Around the
Fifth IPCC Report: Campaign Spreading, Shared Hashtags, and Sep-
arate Communities. SAGE Open, 6(3), 215824401665911. https://
doi.org/10.1177/2158244016659117

Holmes, D., & Star, C. (2018). Climate Change Communication in
Australia: The Politics, Mainstream Media and Fossil Fuel Industry
Nexus. In W. Leal Filho, E. Manolas, A. M. Azul, U. M. Azeiteiro,
& H. McGhie (Hrsg.), Handbook of Climate Change Communica-
tion: Vol. 1 (S. 151–170). Springer International Publishing. https://
doi.org/10.1007/978-3-319-69838-0_10

Horlings, L. G., & Marsden, T. K. (2011). Towards the real green rev-
olution? Exploring the conceptual dimensions of a new ecological
modernisation of agriculture that could “feed the world”. Global
Environmental Change, 21(2), 441–452. https://doi.org/10.1016/j.
gloenvcha.2011.01.004

Hörtenhuber, S. J., Lindenthal, T., Amon, B., Markut, T., Kirner, L., &
Zollitsch, W. (2010). Greenhouse gas emissions from selected Aus-
trian dairy production systems – Model calculations considering the
effects of land use change. Renewable Agriculture and Food Sys-
tems, 25(4), 316–329. https://doi.org/10.1017/S1742170510000025

Hörtenhuber, S. J., Theurl, M. C., & Möller, K. (2019). Comparison
of the environmental performance of different treatment scenarios
for the main phosphorus recycling sources. Renewable Agricul-
ture and Food Systems, 34(4), 349–362. https://doi.org/10.1017/
S1742170517000515

Horvath, T. (2014). Klimaschutz und Kompetenzverteilung. Jan
Sramek. https://www.jan-sramek-verlag.at/Buchdetails.399.1.html?
buchID=187&cHash=ddfb8ab13e

Howaldt, J. u. a. (2017). Towards a General Theory and Typology of
Social Innovation, SI-DRIVE Deliverable 1.6. TU Dortmund.

Howarth, C., & Anderson, A. (2019). Increasing Local Salience of Cli-
mate Change: The Un-tapped Impact of the Media-science Interface.
Environmental Communication, 13(6), 713–722. https://doi.org/10.
1080/17524032.2019.1611615

Hugé, J., Block, T., Waas, T., Wright, T., & Dahdouh-Guebas, F. (2016).
How to walk the talk? Developing actions for sustainability in aca-
demic research. Journal of Cleaner Production, 137, 83–92. https://
doi.org/10.1016/j.jclepro.2016.07.010

Humer, S., Lechinger, V., & Six, E. (2021). Ökosoziale Steuerreform:
Aufkommens- und Verteilungswirkungen. In Working Paper Reihe
der AK Wien – Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft (Nr. 207;
Working Paper Reihe Der AKWien –Materialien ZuWirtschaft Und
Gesellschaft). Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien.

IEA. (2021). Net Zero by 2050 – A Roadmap for the Global En-
ergy Sector. International Energy Agency (IEA). https://www.iea.
org/reports/net-zero-by-2050

IIBW, Umweltbundesamt. (2020). Definition und Messung der
thermisch-energetischen Sanierungsrate in Österreich.

ILO (International Labour Organization) (2015). Guidelines for a just
transition towards environmentally sustainable economies and soci-
eties for all. ILO – International Labour Organization.

Imdorf, C., Leemann, R. J., & Gonon, P. (Hrsg.). (2019). Bildung
und Konventionen: Die „Economie des conventions“ in der Bil-
dungsforschung. Springer Fachmedien Wiesbaden. https://doi.org/
10.1007/978-3-658-23301-3

International Commission on the Futures of Education. (2021). Progress
update of the international commission on the futures of education.
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000375746/

International Institute for Sustainable Development. (2021). Investor-
State Disputes in the Fossil Fuel Industry (IISD Report). https://

www.iisd.org/system/files/2022-01/investor%E2%80%93state-
disputes-fossil-fuel-industry.pdf

IPCC. (2018). Global Warming of 1,5C. Summary for Policymakers.
IPCC. (2022a): Summary for Policymakers [H.-O. Pörtner, D.C.

Roberts, E.S. Poloczanska, K. Mintenbeck, M. Tignor, A. Alegría,
M. Craig, S. Langsdorf, S. Löschke, V. Möller, A. Okem (eds.)]. In:
Climate Change 2022: Impacts, Adaptation, and Vulnerability. Con-
tribution of Working Group II to the Sixth Assessment Report of the
Intergovernmental Panel on Climate Change [H.-O. Pörtner, D.C.
Roberts, M. Tignor, E.S. Poloczanska, K. Mintenbeck, A. Alegría,
M. Craig, S. Langsdorf, S. Löschke, V. Möller, A. Okem, B. Rama
(eds.)]. Cambridge University Press, Cambridge, UK and New York,
NY, USA, pp. 3-33, https://doi.org/10.1017/9781009325844.001

IPCC. (2022b). “Summary for Policymakers”. in Climate Change 2022:
Mitigation of Climate Change. Contribution of Working Group III to
the Sixth Assessment Report of the Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change, herausgegeben von P. R. Shukla, J. Skea, R. Slade, A.
A. Khourdajie, R. van Diemen, D. McCollum, M. Pathak, S. Some,
P. Vyas, R. Fradera, M. Belkacemi, A. Hasija, G. Lisboa, S. Luz, und
J. Malley. Cambridge: Cambridge University Press.

IPES. (2016). From uniformity to diversity: A paradigm shift from
industrial agriculture to diversified agroecological systems. Interna-
tional Panel of Experts on Sustainable Food Systems. https://ipes-
food.org/_img/upload/files/UniformityToDiversity_FULL.pdf

IPES. (2019). Towords a common food policy for the European Union.
The policy reform and realignment that is required to build sus-
tainable food systems in Europe. International Panel of Experts on
Sustainable Food Systems. https://ipes-food.org/_img/upload/files/
CFP_FullReport.pdf

IRENA, & ILO (2021). Renewable Energy and Jobs – Annual Re-
view 2021. International Renewable Energy Agency, International
Labour Organization. https://www.irena.org/publications/2021/Oct/
Renewable-Energy-and-Jobs-Annual-Review-2021

ISW (2019). ISW-Betriebsrätebefragung 2019. Institut für Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften. https://www.isw-linz.at/forschung/
isw-betriebsraetebefragung-2019

Ivanova, D., Barrett, J., Wiedenhofer, D., Macura, B., Callaghan, M.,
& Creutzig, F. (2020). Quantifying the potential for climate change
mitigation of consumption options. Environmental Research Letters,
15(9), 093001. https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab8589

Ivanova, D., Vita, G., Wood, R., Lausselet, C., Dumitru, A., Krause,
K., Macsinga, I., & Hertwich, E. G. (2018). Carbon mitigation in
domains of high consumer lock-in. Global Environmental Change,
52, 117–130. https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2018.06.006

Jackson, P., Rivera Ferre, M. G., Candel, J., Davies, A., Derani, C., de
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Höflehner, T., Simić, D., University of Graz, Department of Geogra-
phy and Regional Science, Siebenbrunner, A., & University of Graz,
Department of Geography and Regional Science. (2019). No Shot in
the Dark – Factors for a Successful Implementation of Collaborative
Housing Projects. Turisztikai és Vidékfejlesztési Tanulmányok, 4(0).
https://doi.org/10.15170/TVT.2019.04.ksz1-2.5

Van-Hametner, A., Smigiel, C., Kautzschmann, K., & Zeller, C. (2019).
Die Wohnungsfrage abseits der Metropolen: Wohnen in Salzburg
zwischen touristischer Nachfrage und Finanzanlagen. Geographica
Helvetica, 74(2), 235–248.

Vatn, A. (2005). Institutions And The Environment. Edward Elgar Pub-
lishing.

VCÖ. (2014). Infrastrukturen für zukunftsfähige Mobilität. (Nr. 3/2014;
VCÖ-Schriftenreihe „Mobilität mit Zukunft“).

VCÖ. (2018). Mobilität als soziale Frage (Nr. 1/2018; VCÖ-
Schriftenreihe „Mobilität mit Zukunft“).

VCÖ. (2021). Verkehrswende – Good Practice aus anderen Ländern
(Nr. 2; Mobilität mit Zukunft). Verkehrsclub Österreich. https://
www.vcoe.at/good-practice

van der Velden, M. (2018). ICT and Sustainability: Looking Beyond
the Anthropocene. In D. Kreps, C. Ess, L. Leenen, & K. Kimppa
(Hrsg.), This Changes Everything – ICT and Climate Change: What
Can We Do? (Bd. 537, S. 166–180). Springer International Publish-
ing. https://doi.org/10.1007/978-3-319-99605-9_12

Veltri, G. A., & Atanasova, D. (2017). Climate change on Twitter:
Content, media ecology and information sharing behaviour. Public
Understanding of Science, 26(6), 721–737. https://doi.org/10.1177/
0963662515613702

Veseli, A., Moser, S., Kubeczko, K., Madner, V., Wang, A., &Wolfsgru-
ber, K. (2021). Practical necessity and legal options for introducing
energy regulatory sandboxes in Austria. Utilities Policy, 73. https://
doi.org/10.1016/j.jup.2021.101296

Vogel, Jefim, Julia K. Steinberger, Daniel W. O’Neill, William F. Lamb,
und Jaya Krishnakumar. 2021. “Socio-Economic Conditions for Sat-
isfying Human Needs at Low Energy Use: An International Analysis
of Social Provisioning”. Global Environmental Change 69:102287.
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2021.102287.

Vranes, E. (2009). Trade and the Environment: Fundamental Issues in
International Law, WTO Law, and Legal Theory. Oxford University
Press.

https://www.bruegel.org/2021/07/fit-for-55-marks-europes-climate-moment-of-truth/
https://www.bruegel.org/2021/07/fit-for-55-marks-europes-climate-moment-of-truth/
https://doi.org/10.17645/up.v6i3.4613
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2020.139353
https://doi.org/10.1162/GLEP_a_00433
https://data.europa.eu/doi/10.2838/39830
https://data.europa.eu/doi/10.2838/39830
https://doi.org/10.1002/wcc.665
https://www.ituc-csi.org/social-dialogue-for-sdgs-promoting-just-transition
https://www.ituc-csi.org/social-dialogue-for-sdgs-promoting-just-transition
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0724.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0724.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/news210624
https://www.umweltbundesamt.at/news210624
https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme
https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0776.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0776.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/energie/erneuerbare-energie
https://www.umweltbundesamt.at/energie/erneuerbare-energie
https://unctad.org/webflyer/trade-and-development-report-2019
https://unctad.org/webflyer/trade-and-development-report-2019
https://www.desd.in/UNESCO%20report.pdf
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000230514
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000230514
https://www.unesco.de/sites/default/files/2018-08/unesco_education_for_sustainable_development_goals.pdf
https://www.unesco.de/sites/default/files/2018-08/unesco_education_for_sustainable_development_goals.pdf
https://www.unesco.de/sites/default/files/2018-08/unesco_education_for_sustainable_development_goals.pdf
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000260600
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000260600
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000377362
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000377362
https://www.un.org/en/development/desa/population/migration/generalassembly/docs/globalcompact/A_RES_70_1_E.pdf
https://www.un.org/en/development/desa/population/migration/generalassembly/docs/globalcompact/A_RES_70_1_E.pdf
https://doi.org/10.15170/TVT.2019.04.ksz1-2.5
https://www.vcoe.at/good-practice
https://www.vcoe.at/good-practice
https://doi.org/10.1007/978-3-319-99605-9_12
https://doi.org/10.1177/0963662515613702
https://doi.org/10.1177/0963662515613702
https://doi.org/10.1016/j.jup.2021.101296
https://doi.org/10.1016/j.jup.2021.101296
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2021.102287


References 169

Vu, H. T., Liu, Y., & Tran, D. V. (2019). Nationalizing a global phe-
nomenon: A study of how the press in 45 countries and territories
portrays climate change. Global Environmental Change, 58, 101942.
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2019.101942

Wanzenböck, I., Wesseling, J., Frenken, K., Hekkert, M.P., Weber, K.M
(2020). A framework for mission-oriented innovation policy: Alter-
native pathways through the problem-solution space. Science and
Public Policy, 47(4), 474–489.

Wayne, J., Bogo, M., & Raskin, M. (2006). Field notes: The need for
radical change in field education. Journal of Social Work Education,
42(1), 161–169. https://doi.org/10.5175/JSWE.2006.200400447

WBGU (Hrsg.). (2011). Welt im Wandel: Gesellschaftsvertrag für
eine Große Transformation: Zusammenfassung für Entschei-
dungsträger. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen WBGU. https://www.wbgu.de/
fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/hauptgutachten/hg2011/
pdf/wbgu_jg2011.pdf

WBGU (Hrsg.). (2014). Klimaschutz als Weltbürgerbewegung. Son-
dergutachten. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen. https://www.wbgu.de/fileadmin/
user_upload/wbgu/publikationen/sondergutachten/sg2014/wbgu_
sg2014.pdf

Wegener, B. W. (2019). Urgenda – Weltrettung per Gerichtsbeschluss?
Klimaklagen testen die Grenzen des Rechtsschutzes. Zeitschrift für
Umweltrecht, 30(1), 3–13.

Wei, T., & Liu, Y. (2017). Estimation of global rebound effect caused
by energy efficiency improvement. Energy Economics, 66, 27–34.
https://doi.org/10.1016/j.eneco.2017.05.030

Weinstein, M. M., & Charnovitz, S. (2001). The Greening of the WTO.
Foreign Affairs, 80(6), 147–156. https://doi.org/10.2307/20050334

Weishaar, S. E., Kreiser, L., Milne, J. E., Ashiabor, H., & Mehling, M.
(2017). The Green Market Transition: Carbon Taxes, Energy Subsi-
dies and Smart Instrument Mixes. Edward Elgar.

Weißermel, S., &Wehrhahn, R. (2020). Klimagerechtes Wohnen? Ener-
getische Gebäudesanierung in einkommensschwachen Quartieren:
Kommentar zu Lisa Vollmer und Boris Michel „Wohnen in der
Klimakrise. Die Wohnungsfrage als ökologische Frage“. sub\urban.
zeitschrift für kritische stadtforschung, 8(1/2), 211–218. https://doi.
org/10.36900/suburban.v8i1/2.567

Weisz, U., Pichler, P.-P., Jaccard, I. S., Haas, W., Matej, Sarah,
S., Nowak, P., Bachner, F., Lepuschütz, L., Windsperger, A.,
Windsperger, B., & Weisz, H. (2019). Der Carbon Fußabdruck des
österreichischen Gesundheitssektors. Endbericht. Klima- und Ener-
giefonds, Austrian Climate Research Programme.

Wiedenhofer, D., Smetschka, B., Akenji, L., Jalas, M., & Haberl, H.
(2018). Household time use, carbon footprints, and urban form: A
review of the potential contributions of everyday living to the 1.5 ıC
climate target. Current Opinion in Environmental Sustainability, 30,
7–17. https://doi.org/10.1016/j.cosust.2018.02.007

Wiederin, E. (2002). Artikel 8 EMRK. In K. Korinek & M.
Holoubek (Hrsg.), Österreichisches Bundesverfassungsrecht.
Textsammlung und Kommentar (5. Lieferung, S. 95). Verlag
Österreich. https://www.verlagoesterreich.at/oesterreichisches-
bundesverfassungsrecht/abo-99.105005-9783704662477

Wiedmann, T., Lenzen, M., Keyßer, L. T., & Steinberger, J. K. (2020).
Scientists’ warning on affluence. Nature Communications, 11(1),
3107.

Wiest, S. L., Raymond, L., & Clawson, R. A. (2015). Framing,
partisan predispositions, and public opinion on climate change.
Global Environmental Change, 31, 187–198. https://doi.org/10.
1016/j.gloenvcha.2014.12.006

Willett, W., Rockström, J., Loken, B., Springmann, M., Lang, T.,
Vermeulen, S., Garnett, T., Tilman, D., DeClerck, F., Wood, A.,
Jonell, M., Clark, M., Gordon, L. J., Fanzo, J., Hawkes, C.,
Zurayk, R., Rivera, J. A., Vries, W. D., Sibanda, L. M., . . .

Murray, C. J. L. (2019). Food in the Anthropocene: The EAT-
Lancet Commission on healthy diets from sustainable food systems.
The Lancet, 393(10170), 447–492. https://doi.org/10.1016/S0140-
6736(18)31788-4

Williams, A. (2015). Environmental news journalism, public relations,
and news sources. In A. Hansen & R. Cox (Hrsg.), The Routledge
Handbook of Environment and Communication (S. 197–206). Rout-
ledge.

Williges, K., Meyer, L. H., Steininger, K. W., & Kirchengast, G. (2022).
Fairness critically conditions the carbon budget allocation across
countries. Global Environmental Change, 74, 102481. https://doi.
org/10.1016/j.gloenvcha.2022.102481

Winker, G. (2021). Solidarische Care-Ökonomie. Revolutionäre Re-
alpolitik für Care und Klima. Transcript.

Winker, M., Frick-Trzebitzky, F., Matzinger, A., Schramm, E., & Stieß,
I. (2019). Die Kopplungsmöglichkeiten von grünen, grauen und
blauen Infrastrukturen mittels raumbezogener Bausteine (Heft 34;
netWORKS-Papers). Forschungsverbund netWORKS.

Winter, G. (2017). Rechtsprobleme im Anthropozän: Vom
Umweltschutz zur Selbstbegrenzung. Zeitschrift für Umweltrecht,
5, 267–277.

Wissen, M., Pichler, M., Maneka, D., Krenmayr, N., Högelsberger,
H., & Brand, U. (2020). Zwischen Modernisierung und sozial-
ökologischer Konversion. Konflikte um die Zukunft der österreichi-
schen Automobilindustrie. In K. Dörre, M. Holzschuh, J. Köster, &
J. Sittel (Hrsg.), Abschied von Kohle und Auto? Sozialökologische
Transformationskonflikte um Energie und Mobilität (S. 223–266).
Campus.

Wittmayer, J.M., Hielscher, S., Fraaije, M., Avelino, F., Rogge, K.
(2022). A typology for unpacking the diversity of social innova-
tion in energy transitions. Energy Research & Social Science, 88,
102513.

WTO. (n. d.). Austria – Trade in Value Added and Global Value Chains.
https://www.wto.org/english/res_e/statis_e/miwi_e/AT_e.pdf

Wurzel, R., Zito, A., & Jordan, A. (2019). Smart (and Not-So-Smart)
Mixes of New Environmental Policy Instruments. In A. Nollkaem-
per, J. van Erp, M. Faure, & N. Philipsen (Hrsg.), Smart Mixes for
Transboundary Environmental Harm (S. 69–94). Cambridge Univer-
sity Press. https://doi.org/10.1017/9781108653183.004

Yacoumis, P. (2018). Making Progress? Reproducing Hegemony
Through Discourses of “Sustainable Development” in the Aus-
tralian News Media. Environmental Communication, 12(6), 840–
853. https://doi.org/10.1080/17524032.2017.1308405

Yarime, M., Trencher, G., Mino, T., Scholz, R. W., Olsson, L., Ness, B.,
Frantzeskaki, N., & Rotmans, J. (2012). Establishing sustainability
science in higher education institutions: Towards an integration of
academic development, institutionalization, and stakeholder collab-
orations. Sustainability Science, 7(S1), 101–113. https://doi.org/10.
1007/s11625-012-0157-5

Zech, S. (2015). BürgerInnenbeteiligung in der Stadt- und Raumpla-
nung – ein Werkstattbericht. In Demokratie – Zustand und Perspek-
tiven Kritik und Fortschritt im Rechtsstaat. Linde.

Zech, S. (2021). Betrachtungen zum Thema „Boden g’scheit nutzen“. In
Boden g’scheit nutzen – LandLuft Baukultur-Gemeinde-Preis 2021
(S. 14–18).

Zech, S., Schaffer, H., Svanda, N., Hirschler, P., Kolerovic, R.,
Hamedinger, A., Plakolm, M.-S., Gutheil-Knopp-Kirchwald, G.,
Bröthaler, J., ÖREK-Partnerschaft „Kooperationsplattform Stadtre-
gion“, Österreichische Raumordnungskonferenz, & Österreichische
Raumordnungskonferenz (Hrsg.). (2016). Agenda Stadtregionen
in Österreich: Empfehlungen der ÖREK-Partnerschaft „Koopera-
tionsplattform Stadtregion“ und Materialienband. Geschäftsstelle
der Österreichischen Raumordungskonferenz (ÖROK).

https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2019.101942
https://doi.org/10.5175/JSWE.2006.200400447
https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/hauptgutachten/hg2011/pdf/wbgu_jg2011.pdf
https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/hauptgutachten/hg2011/pdf/wbgu_jg2011.pdf
https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/hauptgutachten/hg2011/pdf/wbgu_jg2011.pdf
https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/sondergutachten/sg2014/wbgu_sg2014.pdf
https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/sondergutachten/sg2014/wbgu_sg2014.pdf
https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu/publikationen/sondergutachten/sg2014/wbgu_sg2014.pdf
https://doi.org/10.1016/j.eneco.2017.05.030
https://doi.org/10.2307/20050334
https://doi.org/10.36900/suburban.v8i1/2.567
https://doi.org/10.36900/suburban.v8i1/2.567
https://doi.org/10.1016/j.cosust.2018.02.007
https://www.verlagoesterreich.at/oesterreichisches-bundesverfassungsrecht/abo-99.105005-9783704662477
https://www.verlagoesterreich.at/oesterreichisches-bundesverfassungsrecht/abo-99.105005-9783704662477
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2014.12.006
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2014.12.006
https://doi.org/10.1016/S0140-6736
https://doi.org/10.1016/S0140-6736
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2022.102481
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2022.102481
https://www.wto.org/english/res_e/statis_e/miwi_e/AT_e.pdf
https://doi.org/10.1017/9781108653183.004
https://doi.org/10.1080/17524032.2017.1308405
https://doi.org/10.1007/s11625-012-0157-5
https://doi.org/10.1007/s11625-012-0157-5


170 Technical Summary

Ziehm, C. (2018). Klimaschutz im Mehrebenensystem – Kyoto, Paris,
europäischer Emissionshandel und nationale CO2-Grenzwerte.
Zeitschrift für Umweltrecht, 6, 339–346.

Zimmermann, K., & Graziano, P. (2020). Mapping Different Worlds
of Eco-Welfare States. Sustainability, 12(5), 1819. https://doi.org/10.
3390/su12051819

Zoboli, O., Zessner, M., & Rechberger, H. (2016). Supporting phos-
phorus management in Austria: Potential, priorities and limitations.
Science of The Total Environment, 565, 313–323. https://doi.org/10.
1016/j.scitotenv.2016.04.171

van der Zwan, N., Anderson, K., & Wiß, T. (2019). Pension Funds
and Sustainable Investment Comparing Regulation in the Nether-
lands, Denmark, and Germany (DP 05/2019-023; Netspar Academic
Series). Network for Studies on Pensions. Aging and Retirement
(Netspar). https://www.netspar.nl/publicatie/pension-funds-and-
sustainable-investment-comparing-regulation-in-the-netherlands-
denmark-and-germany/

https://doi.org/10.3390/su12051819
https://doi.org/10.3390/su12051819
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2016.04.171
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2016.04.171
https://www.netspar.nl/publicatie/pension-funds-and-sustainable-investment-comparing-regulation-in-the-netherlands-denmark-and-germany/
https://www.netspar.nl/publicatie/pension-funds-and-sustainable-investment-comparing-regulation-in-the-netherlands-denmark-and-germany/
https://www.netspar.nl/publicatie/pension-funds-and-sustainable-investment-comparing-regulation-in-the-netherlands-denmark-and-germany/


Teil 1: Einleitung



Kapitel 1. Einleitung: Strukturen
für ein klimafreundliches Leben

Koordinierende Leitautor_innen
Ernest Aigner, Christoph Görg, VerenaMadner, Andreas No-
vy und Karl W. Steininger.

Leitautor_innen
Stefan Nabernegg und Dominik Wiedenhofer

Beitragende Autor_innen
Andreas Muhar und Alfred Posch

Revieweditor
Tommy Wiedmann

Zitierhinweis
Aigner, E., C. Görg, V. Madner, A. Novy, K. W. Steininger,
S. Nabernegg und D.Wiedenhofer (2023): Einleitung: Struk-
turen für ein klimafreundliches Leben. In: APCC Special
Report: Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC
SR Klimafreundliches Leben) [Görg, C., V. Madner, A. Mu-
har, A. Novy, A. Posch, K. W. Steininger und E. Aigner
(Hrsg.)]. Springer Spektrum: Berlin/Heidelberg.

Kernaussagen des Kapitels
� Klimafreundliches Leben sichert dauerhaft ein

Klima, das ein gutes Leben innerhalb planeta-
rer Grenzen ermöglicht. Es geht mit einer mög-
lichst raschen Reduktion der Treibhausgasemissi-
onen einher und belastet daher das Klima nicht.
Klimafreundliches Leben strebt danach, dass ei-
ne hohe Lebensqualität bei Einhaltung planetarer
Grenzen für alle Menschen erreicht werden kann.
Es geht dabei um ein gutes Leben, nicht nur für ei-
nige Menschen, sondern für alle, in Österreich und
global.

� Wenn es zu keinen weitreichenden Veränderun-
gen gegenwärtiger Strukturen kommt, können
klimafreundliches Leben in Österreich sowie die

gesetzten klimapolitischen Ziele der Bundesre-
gierung nicht erreicht werden. Die Literatur ver-
weist auf zahlreiche Gestaltungsoptionen für eine
am Allgemeinwohl orientierte, gezielte und ko-
ordinierte, demokratisch-rechtsstaatlich legitimierte
Gestaltung von Strukturen für ein klimafreundli-
ches Leben.

� Die gegenwärtig bereits gesetzten emissionsredu-
zierenden Maßnahmen reichen weder in Öster-
reich noch in der EU oder global betrachtet aus,
um die Ziele des Pariser Abkommens oder Ös-
terreichs Klimaneutralität bis 2040 zu erreichen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

� Wir sprechen mit Strukturen diejenigen Rah-
menbedingungen und Verhältnisse an, unter de-
nen Menschen im Alltag handeln und die ein kli-
mafreundliches Leben verhindern, erschweren,
erleichtern oder sicherstellen können. Der Be-
richt befasst sich mit immateriellen (z. B. Normen
und Diskursen) und materiellen (z. B. technischen
und biophysischen) Strukturen.

� Dem Verhalten von Einzelpersonen sind in der
Erreichung klimafreundlichen Lebens innerhalb
der gegebenen Strukturen klare Grenzen ge-
setzt, wenn und weil gegenwärtige Strukturen
klimafreundliches Leben nicht ermöglichen.

1.1 Hintergrund und Zielsetzung

Der Weltklimarat der Vereinten Nationen (IPCC) kam 2018
in seinem Sonderbericht „1,5 °C globale Erwärmung“ zum
Schluss, dass „nie dagewesene, rapide Veränderungen al-
ler gesellschaftlicher Bereiche“ erforderlich sind, um die
Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen und einen
Klimawandel mit weltweit katastrophalen Auswirkungen zu
vermeiden (IPCC, 2018).
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Für die Erreichung klimapolitischer Ziele, wie das im
österreichischen Regierungsprogramm2020–2024 festgeleg-
te Ziel der Klimaneutralität bis 2040, die EU-Klimaziele
oder die Treibhausgasemissionsreduktionszusagen im Rah-
men des Pariser Klimavertrags, ist die Umgestaltung der
Strukturen zentral, sodass diese ein klimafreundliches Leben
begünstigen. Denn falls aktuelle Emissionstrends weiter be-
stehen und keine umfassenderen Maßnahmen ergriffen wer-
den, werden diese angestrebten Ziele verfehlt (European En-
vironment Agency, 2019; IPCC, 2021; Kirchengast & Stei-
ninger, 2020; Tagliapietra, 2021; Umweltbundesamt, 2020).
Dann kann klimafreundliches Leben im besten Fall von Ein-
zelpersonen angestrebt und von diesen vielleicht auch erreicht
werden (vergleiche Abschn. 1.2). Klimafreundliches Leben
bleibt dann im besten Fall der Lebensstil eines kleinen Teils
der Bevölkerung, im schlimmsten Fall verhindern Strukturen
(das heißt die jeweiligen Rahmenbedingungen und Verhält-
nisse) selbst dies. Jedenfalls würden die bestehenden Klima-
ziele jedoch klar verfehlt werden, da eben klimafreundliches
Leben weder attraktiv noch sichergestellt wäre.

Der Jahresbericht des Umweltprogramms der Vereinten
Nation (UNEP) zur Treibhausgasentwicklung unter dem Pa-
riser Klimavertrag (UNEP, 2021) bestätigt, dass auch die
aktuellen staatlichen Verpflichtungen bis 2030 die G20-
Mitgliedsländer nicht auf den Weg bringen werden, ihre
Klimazusagen zu erreichen, geschweige denn Netto-Null-
Zusagen zu erfüllen. Dies wird auch vom kürzlich veröf-
fentlichten Bericht IPCC (2022) bestätigt. Vielmehr setzen
die bis 2021 getroffenen Klimazusagen die Welt dem Risiko
eines globalen Temperaturanstiegs von 2,7 °C bis zum En-
de des Jahrhunderts aus. Schon im Jahr davor zeigte UNEP
auf, dass technologische Innovationen (z. B. bei Antriebs-
systemen im Verkehrssektor) nicht zur erforderlichen De-
karbonisierung und Reduktion der Treibhausgasemissionen
im erforderlichen Ausmaß führen werden sondern vielmehr
umfangreiche soziale und ökonomische Veränderungen nö-
tig sein werden (UNEP, 2020).

Die Arbeit des IPCC stellt einen wissenschaftlichen Kon-
sens dar, der politisch von Staats- und Regierungschefs
anerkannt wird: Die menschliche Inanspruchnahme von na-
türlichen Ressourcen und die damit einhergehenden klima-
schädlichen Emissionen haben das Erdsystem an Grenzen
des Bereichs gebracht, in dem es besonders stabil und güns-
tig für Menschen war, und lassen ein Kippen in einen
instabileren, dem menschlichen Leben weniger zuträgli-
chen Systemzustand befürchten. In Folge sind menschliches
Wohlbefinden und planetare Gesundheit wie auch darauf be-
ruhende menschliche Zivilisationen durch die Klimakrise
bedroht (IPCC, 2022, SPM-WGII).

Das Austrian Climate Research Programme (ACRP, 2019)
hat vor diesem Hintergrund beschlossen, einen Sachstands-
bericht über Strukturen für ein klimafreundliches Leben in
Österreich zu beauftragen. Ziel dieses Sachstandsberichts ist
es, den hierfür relevanten Stand der Wissenschaft zu erfassen

und zu reflektieren, welche strukturellen Veränderungen für
ein klimafreundliches Leben in Österreich erforderlich sind.
Im Fokus steht dabei die Frage, welche Strukturen in Öster-
reich nach dem aktuellen Stand der Forschung verändert und
wie sie gestaltetwerdenmüssen, umklimafreundlichesLeben
rasch und dauerhaft möglich und selbstverständlich zu ma-
chen.

Allgemein verstehen wir unter Strukturen diejenigen Rah-
menbedingungen und Verhältnisse, unter denen sich Men-
schen mehr oder weniger klimafreundlich verhalten. Struktu-
ren können klimafreundliches Leben erleichtern, erschweren
oder verhindern (siehe Abschn. 1.3). Hierzu sichten und
bewerten die Autor_innen die aktuelle wissenschaftliche Li-
teratur und orientieren sich dabei an in der folgenden Box
genannten vier aufeinander aufbauenden berichtsbegleiten-
den Fragen aus folgenden Bereichen: (1) Status quo und
Bezug zur Klimakrise, (2) notwendige Änderungen, (3) rele-
vante Kräfte, Strukturen und Akteur_innen sowie (4) Hand-
lungsmöglichkeiten und Gestaltungsoptionen. Die in diesem
Kapitel sehr allgemein formulierten Fragen werden in den
nachfolgendenKapiteln von den jeweiligen Autor_innen ent-
sprechend den spezifischen Anforderungen angepasst.

Berichtsbegleitende Fragen

Hauptfrage
Welche Strukturen braucht Österreich, um rasch und
dauerhaft ein klimafreundliches Leben möglich und
selbstverständlich zu machen, und wie können diese
gestaltet werden?

Unterfragen

1. Wie beschreibt die für das Kapitel relevante Litera-
tur den Status quo sowie die Dynamiken gegen-
wärtigen Wandels und welche speziellen Ziele und
Herausforderungen ergeben sich nach der Litera-
tur aufgrund der Klimakrise?

2. Welche Veränderungen werden in der für das Ka-
pitel relevanten Literatur als (unbedingt) notwendig
angesehen, um eine klimafreundliche Lebensweise
zu ermöglichen?

3. Wer bzw. was sind laut der für das Kapitel rele-
vanten Literatur treibende und hemmende Kräfte,
Strukturen oder Akteur_innen für und gegen die
notwendigen Veränderungen für ein klimafreundli-
ches Leben? Welche Konflikte werden genannt?

4. Welche Handlungsmöglichkeiten bzw. Gestal-
tungsoptionen finden sich in der für das Kapitel
relevanten Literatur für die Durchsetzung notwen-
diger Veränderungen für eine klimafreundliche Le-
bensweise?
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Der Sachstandsbericht soll zu einer fundierten öffentli-
chen Diskussion beitragen. Seine Ergebnisse werden der
breiten Öffentlichkeit und Entscheidungsträger_innen aus
Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft sowie Unternehmen
zur Verfügung gestellt. Dieses einleitende Kapitel dient vor
allem der Begriffsklärung.

Im Folgenden wird zunächst erläutert, welches Verständ-
nis von klimafreundlichem Leben dem Bericht zugrunde-
liegt. In der Folge werden die Begriffe Strukturen und Ak-
teur_innen erläutert. Ferner wird zwischen Verhalten inner-
halb gegebener Strukturen und dem Gestalten von Strukturen
durch koordiniertes und zielorientiertes Handeln unterschie-
den. Abschn. 1.4 gibt einen Überblick über aktuelle Entwick-
lungen im Bereich der Emissionen. Abschn. 1.5 erläutert
zuerst das Wesen von Sachstandsberichten, die Erstellung
des Berichtes, und die Vorgehensweise bei der Bewertung.
Abschließend gibt Abschn. 1.6 einen Überblick über den
Aufbau des Berichtes.

In dieser Einleitung handelt es sich nur in der Abschn. 1.4
um eine Bewertung des Stands der Wissenschaft (Assess-
ment). Die anderen Sektionen dienen dem allgemeinen Ver-
ständnis des Zuganges des Berichtes. Auch in diesen werden
jedoch intensive Bezüge zu den Aussagen der bewertenden
Teile des Berichts sowie zur internationalen Literatur herge-
stellt.

1.2 Klimafreundliches Leben

Dem Bericht liegt folgendes Verständnis von klimafreundli-
chem Leben zugrunde:

Klimafreundliches Leben sichert dauerhaft ein Klima, das
wiederum ein gutes menschliches und nicht-menschliches
Leben innerhalb planetarer Grenzen ermöglicht. Es führt
zu einer raschen Reduktion der direkten und indirekten
Treibhausgasemissionen und belastet daher das Klima lang-
fristig nicht. Klimafreundliches Leben strebt danach, dass
eine hohe Lebensqualität bei Einhaltung planetarer Gren-
zen für alle Menschen erreicht werden kann. Es geht
um ein gutes Leben nicht nur für einige Menschen, son-
dern für alle, in Österreich und global. In diesem Sin-
ne sind Gerechtigkeitsabwägungen und -überlegungen zen-
tral.

Viele negative Folgen des Klimawandels sind aktuell be-
reits eingetreten und werden teilweise unumkehrbar wirksam
(IPCC, 2021). Neben Klimaschutzmaßnahmen sind daher
Maßnahmen zur Klimawandelanpassung unabdingbar. Kli-
mafreundliches Leben erfordert insoweit auch, bestehende
Strukturen möglichst klimaschonend so umzugestalten, dass
ein qualitätsvolles Leben auch unter geänderten Lebensum-
ständen (z. B. bei häufigerem Auftreten von Unwettern oder
Hitzeperioden) möglich ist.

Der Sachstandsbericht zielt nicht nur auf Klimafragen im
engeren Sinn (z. B. Klimaneutralität), sondern bezieht auch
die breit gefächerten Nachhaltigkeitsziele (Sustainable De-
velopment Goals – SDGs) der Vereinten Nationen (UN) mit
ein (vergleiche Kap. 4, 19, 23). Die Gestaltung von Struk-
turen für ein klimafreundliches Leben betrifft daher alle ge-
sellschaftlichen Bereiche (IPCC, 2018). Klimafreundliches
Leben hat vielfältige, insbesondere auch soziale Dimensio-
nen und berührt intensiv Fragen der Lebensqualität, der
Klimagerechtigkeit sowie der notwendigen Rücksichtnah-
me auf unterschiedliche Möglichkeiten und Betroffenheiten
(IPCC, 2022).

Dementsprechend erfassen die Autor_innen nicht nur Li-
teratur, die sich mit der Reduktion von Treibhausgasemis-
sionen beschäftigt. Der Bericht analysiert vielmehr auch
Literaturquellen, die sich mit planetaren Grenzen, Gerech-
tigkeitskonzepten sowie mit Maßnahmen und Handlungsop-
tionen für ein gutes Leben befassen.

Die Verknüpfung von klimafreundlichem und gutem Le-
ben macht es notwendig, sich mit dem Verständnis und der
Messung von Lebensqualität und Wohlbefinden (bzw. Well-
being) auseinanderzusetzen. In der wissenschaftlichen und
öffentlichen Diskussion werden hier ganz unterschiedliche
Zugänge und Maßzahlen erörtert (IPCC, 2022). Der IPCC
selbst definiertWohlbefinden als einen „Existenzzustand, der
verschiedene menschliche Bedürfnisse erfüllt, einschließlich
materieller Lebensbedingungen, bedeutsamer sozialer und
gemeinschaftlicher Beziehungen und hohe Lebensqualität
sowie der Fähigkeit, seine Ziele zu verfolgen, zu gedeihen
und mit seinem Leben zufrieden zu sein“. Teil der Diskus-
sion zur Vereinbarkeit von klimafreundlichem und gutem
Leben, ist auch die kontroverse Auseinandersetzung zum
Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Treib-
hausgasemissionen und daraus abgeleiteten klima- und ge-
sellschaftspolitischen Herausforderungen (IPCC, 2022).

Klimafreundliches Leben setzt sich aus verschiedenen
Formen von Handeln zusammen. Im Bericht unterscheiden
wir zwischen Verhalten als dem Handeln und Entschei-
den innerhalb gegebener Strukturen und Gestalten als ei-
ne bestimmte Form des Handelns, die am Allgemeinwohl
orientiert, gezielt und koordiniert erfolgt und demokratisch-
rechtsstaatlich legitimierte Änderungen von Strukturen für
ein klimafreundliches Leben ermöglicht (siehe Abschn. 1.3).
Im Bericht geht es daher um das Ausloten vonMöglichkeiten
des Gestaltens, um wirksam klimafreundliches Leben mög-
lich und selbstverständlich zu machen.

Mit Blick auf Klimagerechtigkeit wird in der wissen-
schaftlichen Diskussion darüber reflektiert, wer von Ände-
rungen klimaschädlicher Strukturen (z. B. Ölheizsystemen)
in Bezug auf einen gerechtenWandel nachteilig betroffen ist,
wer von Veränderungen profitiert, wer welche Möglichkei-
ten zum Hintanhalten klimaschädlicher Entwicklungen hat
und welcher sozialen Ausgleichs- und Reformmaßnahmen
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es bedarf (Lamb et al., 2020; Gough, 2013, 2017; vergleiche
Kap. 17). Im globalen Kontext wird unter Gerechtigkeitser-
wägungen insbesondere eine geteilte globale Verantwortung
für den Klimawandel erörtert, die in Rechnung stellt, dass der
Großteil der bisher angefallenen Treibhausgasemissionen
aus Industrieländern stammt (zur Messung und Entwicklung
der Emissionen in Österreich siehe Abschn. 1.4) bzw. die
Folgen des Klimawandels besonders von den global unteren
Einkommensschichten getragen werden (IPCC 2022). Beide,
die globale und nationale Betrachtung spielen eine Rolle im
Bericht.

Im Bericht geht es um das alltägliche Leben in Frei-
zeit, Beruf, Familie und anderen sozialen Kontexten. Kli-
mafreundliches Leben ergibt sich wesentlich aus Praktiken,
Routinen, Lebensweisen und -formen, umfasst aber auch
das Gestalten, das heißt koordiniertes Handeln mit anderen
(z. B. durch zivilgesellschaftliches Engagement). Alle die-
se Handlungen und Entscheidungen werden durch materielle
und immaterielle Strukturen geprägt. Strukturen sind daher
wesentliche Rahmenbedingungen, die klimafreundliches Le-
ben erleichtern oder hemmen können (siehe Abschn. 1.3).
Ein klimafreundliches Leben umfasst deshalb auch das ko-
ordinierte und zielgerichtete Handeln, um Strukturen zu
verändern. Dies definieren wir als Gestalten. Gestalten von
Strukturen ist notwendig, um klimafreundliches Leben zu er-
reichen.

Der Sachstandsbericht hat das Ziel, zu erfassen und zu
bewerten, wie Strukturen für ein klimafreundliches Leben
in Österreich in der wissenschaftlichen Literatur behandelt
werden. Wenn klimafreundliches Leben eine gesellschaft-
lich attraktive Zielvorstellung sein soll, ist die Verbindung
von klimafreundlichem Leben mit Fragen von Lebensqua-
lität, allgemeinen Nachhaltigkeitszielen und der politischen
Organisation demokratischer Gemeinwesen wesentlich (ver-
gleiche auch IPCC, 2022). Dieses breite Verständnis von
klimafreundlichem Leben ist unabdingbar, um den vielfälti-
gen gesellschaftlichen Interessen und Werthaltungen gerecht
zu werden und Machtverhältnisse zu erkennen, die Hand-
lungsspielräume einschränken und erweitern können. Dies
bringt zugleich Herausforderungen mit sich.

Eine besondere Herausforderung ist es, die Fülle an Hand-
lungsfeldern und Strukturen in ihrer konkreten Relevanz für
das klimafreundliche Leben zu erfassen und gegebenenfalls
auch aufzuzeigen, wenn dieser Bezug in der Literatur nicht
vollständig reflektiert ist. Die große Bandbreite und Vielfalt
der Themen, die im Zusammenhangmit dem „klimafreundli-
chen Leben“ stehen, kann für Leser_innen faszinierend und
zugleich abschreckend wirken: Wie – so ein Stakeholder –
soll man etwas „in den Griff bekommen können“ das so viel-
schichtig zusammenhängt?

Das zentrale Verdienst des hier geprägten Begriffs von
klimafreundlichem Leben sowie dessen Zweckmäßigkeit er-
sieht man darin, dass Zielkonflikte, Widersprüche und mög-

liche Verlagerungseffekte sichtbar gemacht werden. Das gilt
z. B. für das Verhältnis von langfristig entstandenen Sied-
lungsstrukturen und notwendigen raschen Adaptierungs-
maßnahmen, von Lebensgewohnheiten (z. B. hohe Zahl
an Kurzstreckenflügen) und globalem Klimaschutz sowie
von wirtschaftlicher Wachstumsdynamik und Reduktion von
CO2-Emissionen. Der Begriff fungiert daher als Vermittler
zwischen verschiedenen Milieus, Diskursen, Werthaltungen
und Disziplinen mit dem Ziel, einen fruchtbaren Austausch
zu ermöglichen. Es handelt sich also um ein sogenanntes
„boundary object“ (siehe Star & Griesemer, 1989).

Klimafreundliches Leben, wie es in diesem Kapitel
begrifflich breit gefasst wird, soll mittels demokratisch-
rechtsstaatlicher Veränderungen von Strukturen erreicht wer-
den.Widersprüche, Konflikte und unterschiedliche Sichtwei-
sen – was in diesem Bericht als „Perspektiven“ zusammen-
gefasst wird – sind hierbei unvermeidbar und begleiten die
Gestaltung von Strukturen für ein klimafreundliches Leben.
Der Bericht geht davon aus, dass Interessen und Werthal-
tungen in einer demokratischen Gesellschaft auch in der
Klimapolitik am besten durch eine Herangehensweise ver-
standen und bearbeitet werden können, wenn verschiedene
Perspektiven berücksichtigt werden (vergleiche Kap. 2).

1.3 Strukturen und Gestaltung

1.3.1 Verständnis von Strukturen

Der Sachstandsbericht befasst sich mit Strukturen für ein kli-
mafreundliches Leben, da diese zentral für die Entstehung
und Vermeidung von Treibhausgasemissionen sind (verglei-
che Kap. 3–9). Strukturen sind folglich für den Bericht von
zentraler Bedeutung, da diese sowohl klimafreundliches Ver-
halten als auch Gestalten ermöglichen oder verhindern. Der
Strukturbegriff wird in unterschiedlichen Diskursen unter-
schiedlich verstanden und definiert. Zu seiner Eingrenzung
gibt es umfassende und langwährende sozialwissenschaftli-
che Diskussionen (vergleiche Archer, 1995; Bhaskar et al.,
1998). Im vorliegenden Bericht wird keineswegs der Ver-
such unternommen, hier Einigkeit zu erreichen. Dies ist
auch nicht erforderlich, denn es werden im Sinne des Per-
spektivismus bewusst unterschiedliche Perspektiven, die mit
Theorien, Modellen und Heuristiken, Disziplinen und Schu-
len einhergehen, eingenommen (vergleiche Kap. 2).

Im vorliegenden Bericht, der Theorien und Erkenntnisse
verschiedener Disziplinen zusammenfasst und beurteilt, wird
ein weiter Begriff von Struktur verwendet: Wir sprechen
damit diejenigen Rahmenbedingungen und Verhältnisse an,
in denen sich Menschen im Alltag mehr oder weniger kli-
mafreundlich verhalten und die klimafreundliches Leben
erleichtern, erschweren oder verhindern können. Der ver-
wendete Strukturbegriff umfasst immaterielle und materiel-
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le Strukturen. Immaterielle Strukturen sind beispielsweise
Rechtsnormen und andere Institutionen wie Normen und Ge-
wohnheiten (Gruchy, 1987; Hodgson, 1989; Vatn, 2005),
technische Regelwerke, aber auch Werte, und Denkmus-
ter und das Verhältnis dieser Institutionen und Regelwerke
zueinander. Zu den materiellen Strukturen zählen z. B. all-
gemein die biophysische und im Speziellen die gebaute Um-
welt in ihren Siedlungsformen,Mobilitätsinfrastrukturen wie
Straßen, Eisenbahntrassen und deren räumliche Organisation
und Beziehung zueinander, Energieversorgungsinfrastruktur
oder Mobilfunknetze.

Strukturtheorien verwenden eigene Konzepte und Metho-
den, um Strukturen zu identifizieren, zu analysieren und ihre
Wirkungen zu bewerten (vergleiche Bhaskar et al., 1998).
Auch in der Literatur zum klimafreundlichen Leben findet
sich eine Vielzahl an Theorien undMechanismen, wie Struk-
turen auf Handeln wirken, wie sie fortbestehen und sich
verändern (Røpke, 1999; Schor, 1991; Shove, Trentmann, &
Wilk, 2009; Stoddard et al., 2021). Strukturen sind tendenzi-
ell dauerhaft angelegte und langfristig wirksame Phänomene.
Sie werden zwar durch soziale Handlungen aufrechterhalten,
haben aber eine eigenständige Existenz, das heißt sie bleiben
vielfach auch unabhängig davon bestehen (z. B. unabhän-
gig davon, ob Einzelne mit Gas heizen, gibt es Pipelines).
Strukturen sind über die Zeit relativ stabil, wie zum Beispiel
das auf fossilen Energieträgern beruhende Energiesystem
(siehe Kapitel Netzgebundene Infrastrukturen). Dies wird
auch als Pfadabhängigkeit und Lock-in-Effekt (Seto et al.,
2016) bezeichnet: Einmal geschaffene Strukturen verbleiben
meist für eine längere Zeit bestehen und sind nur aufwendig
und schwierig zu verändern; neue Strukturen bauen auf be-
stehenden auf und können diese verfestigen. So gehen mit
der intendierten Nutzung bestehender und geplanter globa-
ler Infrastrukturen bereits heute mehr Emissionen einher als
zur Erreichung des 1,5-Grad-Ziels emittiert werden können
(IPCC 2022, AR6).

Die Möglichkeit, Strukturen zu verändern, besteht nicht
immer und für alle im gleichen Ausmaß (vergleiche
Kap. 17). Je nach kontextuellen Entwicklungen ergeben sich
förderliche oder hinderliche Situationen, um Strukturen zu
verändern (vergleiche Kap. 12). Strukturen zu verändern
ist insoweit besonders in Krisensituationen wichtig, in de-
nen ein vorausschauendes Handeln unter hoher Unsicherheit
erforderlich wird und sich Möglichkeiten für grundlegen-
den Wandel eröffnen. Sowohl die COVID-19-Pandemie als
auch der Krieg in der Ukraine haben diese Unsicherheiten
weiter erhöht. Jedoch werden auch unter diesen Gegeben-
heiten andauernd wirksame Pfade für die Zukunft gelegt,
wie etwa bei Investitionen in langlebige Infrastrukturen (z. B.
Gasleitungen, Straßen) (Seto et al., 2016) oder auch durch
das Setzen langfristiger rechtstaatlicher Rahmenbedingun-
gen (z. B. Verfassungsänderungen die eine 2/3 Mehrheit
benötigen).

Wie im Bericht immer wieder ausgeführt wird, werden
einzelne Strukturen wechselseitig auch von anderen Struk-
turen verfestigt, geprägt und verändert und sind insofern je-
weils füreinander Umweltbedingungen. Beispielsweise sind
Arbeitnehmer_innen besonders dort auf das Pendlerpau-
schale angewiesen, wo es an leistungsfähigen öffentlichen
Verkehrsverbindungen fehlt (siehe Kap. 17). Zugleich wird
das Pendlerpauschale in seiner aktuellen Ausgestaltung als
eine den Autoverkehr und damit einhergehend auch den
Straßenausbau fördernde und damit wenig klimafreundli-
che Maßnahme beurteilt (siehe Kap. 6). Daher wurden die
Autor_innen des Berichts dazu angeregt, ein besonderes
Augenmerk auf Querverbindungen zu anderen Handlungs-
feldern und Strukturen zu legen.

Im Alltag agieren und entscheiden Menschen innerhalb
existierender Strukturen. Als Einzelperson, unabhängig von
anderen, verfügen Menschen nur über eingeschränkte Hand-
lungsspielräume (vergleiche Abschn. 1.3.2). Es ist wenig
zielführend, von Pendler_innen zu verlangen, mit dem Zug
zu fahren, wenn es keine Zugverbindung gibt (siehe Kap. 6),
oder von Mieter_innen einzumahnen, klimaschonend zu hei-
zen, wenn die Heizanlage von den Vermieter_innen verwaltet
wird (siehe Kap. 4). Diese Beispiele zeigen, dass dem Ver-
halten und den Wahlentscheidungen von Einzelpersonen
klare Grenzen gesetzt sein können, wenn die bestehenden
Strukturen gar kein klimafreundliches Leben ermöglichen.

Strukturen wirken auf vielfältige Weise zusammen. So
wird das individuelle Mobilitätsverhalten aufgrund unter-
schiedlicher geografischer Strukturen (z. B. Stadt und Land),
sozioökonomischer Strukturen (z. B. Pendlerpauschale und
Ticketpreise) oder physischer Infrastrukturen (z. B. Schiene
oder Straße) zu einer schwer zu beeinflussenden kulturel-
len Praktik (vergleiche Kap. 22). Einzelne Entscheidungen
und Verhaltensweisen können dann oft nicht auf eine ein-
zelne Ursache zurückgeführt werden und hängen je nach
betroffenen Akteur_innen und Situationen mehr oder we-
niger von Veränderungen anderer Strukturen ab (vergleiche
Abschn. 1.3.1). Dies führt auch zu einem der zentralen Er-
gebnisse des Berichtes, dass es nicht am Verhalten von
Einzelpersonen liegt, klimafreundliches Leben zu erreichen,
sondern, dass Gestalten von Strukturen notwendig ist.

Verschiedene Akteur_innen und ihre jeweiligen Lebens-
situationen sind in unterschiedlicher Weise von Strukturen
betroffen. So sind Einkommen, Alter oder Geschlecht wich-
tige Einflussfaktoren (Røpke, 1999). Strukturen wirken bei-
spielsweise auf Arbeitslose anders als auf jene, die einer
Erwerbsarbeit nachgehen (siehe Kap. 17). Energiearmut ist
bei wohlhabenden Haushalten kein Thema, da der Anteil
der Energieausgaben an den gesamten Ausgaben gering ist
(siehe Kap. 4). Eine „Stadt der kurzen Wege“ erleichtert
tendenziell ein klimafreundliches Mobilitätsverhalten (siehe
Kap. 6), insbesondere für Frauen, da diese einen Großteil der
Sorgearbeit leisten (siehe Kap. 8). Bei juristischen Personen
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kann die Rechtsform entscheidend dafür sein, von welchen
Steuerregelungen oder Haftungsbedingungen sie betroffen
sind.

1.3.2 Akteure_innen und die Gestaltung
von Strukturen

Im Zentrum des Berichts steht das Gestalten klimafreundli-
cher Strukturen. Gestalten ist, der Definition dieses Berichts
folgend, das koordinierte und zielgerichtete Handeln mit
anderen innerhalb rechtsstaatlich-demokratischer Bedingun-
gen.

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit können dabei ver-
schiedene Akteur_innen unterschieden werden: Wesentlich
sind zunächst staatliche Entscheidungsträger_innen (manch-
mal auch umgangssprachlich als „öffentliche Hand“ bezeich-
net), denen Kompetenz zum Gestalten in der Verfassung
zugesprochen wird und die dazu über Ressourcen (insbe-
sondere Personal und Geld) verfügen. Die Legislative (Ge-
setzgebung) kann auf Landes- und Bundesebene Gesetze
erlassen und Budgets beschließen. Die Exekutive (Bundes-
und Landesverwaltungen einschließlich der Bezirksverwal-
tungen, Gemeindeselbstverwaltung) kann im Rahmen der
Verfassung und aufgrund der Gesetze Strukturen gestalten.
Auch das Handeln der öffentlichen Hand im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung ist von großer Bedeutung für
die Gestaltung klimafreundlichen Lebens (z. B. Umweltför-
derung, Wohnbauförderung wie etwa im Kapitel Wohnen
angesprochen wird). Dazu kommt das Handeln von Selbst-
verwaltungskörpern (Kammern, Sozialversicherung, verglei-
che Kap. 18), autonomen Einrichtungen und Behörden (z. B.
Regulierungsbehörden oder Universitäten wie im Kap. 20
angesprochen). Auf der EU-Ebene haben, jeweils mit ih-
ren in den Gründungsverträgen grundgelegtenKompetenzen,
der Rat und das Europäische Parlament in der Gesetzge-
bung sowie in der Exekutive (insbesondere die Europäische
Kommission, aber auch Agenturen wie z. B. die European
Food Safety Authority – EFSA) eine wichtige und die Hand-
lungsoptionen staatlicher Akteure bestimmende Rolle für
die Gestaltung von Strukturen klimafreundlichen Lebens
(siehe Kap. 11). Auf internationaler Ebene kommt Institutio-
nen wie Vertragsstaatenkonferenzen (z. B. die Conferences
of the Parties – COPs) oder der Welthandelsorganisation
(World Trade Organization – WTO) eine gestaltende Rol-
le zu (siehe Kap. 11). Eine wichtige und kontroversielle
Rolle bei der Gestaltung klimafreundlichen Lebens nehmen
auch internationale und nationale Gerichte ein (z. B. Ge-
richtshof der Europäischen Union, Europäischer Gerichtshof
für Menschenrechte, nationale Höchstgerichte; siehe dazu im
Kontext von Klimaklagen Kap. 11).

Für das Gestalten klimafreundlichen Lebens sind pri-
vate Akteur_innen unabdingbar. Das geht über die für

die Gestaltung von Strukturen essenzielle Rolle von Pri-
vaten als Wahlbürger_innen auf europäischer, nationaler
und kommunaler Ebene hinaus (vergleiche Kap. 12). Ei-
ne wesentliche Rolle für das Gestalten von Strukturen für
ein klimafreundliches Leben haben Verbände und Orga-
nisationen der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft. Dazu
zählen Interessenvertretungen wie die Sozialpartner, eta-
blierte Non-Profit-Organisationen wie Alpenverein, Religi-
onsgemeinschaften, Umweltschutzorganisationen oder Au-
tomobilclubs, aber auch Protestbewegungen wie „Fridays
For Future“ sowie soziale Bewegungen, die selbstorgani-
siert klimafreundliches Leben erleichtern (z. B. in Commons
in denen die Regeln des Zusammenlebens durch die Ge-
meinschaft selbst beschlossen werden). All diese zivilge-
sellschaftlichen Akteur_innen wirken an der Agendasetzung
mit, problematisieren Fehlentwicklungen und machen Druck
für oder gegen bestimmte Maßnahmen zur Gestaltung von
Strukturen (vergleiche Kap. 12).

Wenn hier der Fokus auf Verbände und Organisationen
gelegt wird, wird nicht übersehen, dass Private mit ih-
ren Kaufentscheidungen bzw. (transnationale) Unternehmen
und Konzerne mit ihren Investitionsentscheidungen mitun-
ter massive klimarelevante Wirkungen entfalten (vergleiche
Kap. 14). Wenn es um das Gestalten von Strukturen geht,
ist jedoch das gemeinsame, koordinierte und zielgerichtete
Handeln von Akteur_innen im Fokus.

Staatliche und nichtstaatliche Akteure, die Struktu-
ren für ein klimafreundliches Leben gestalten, interagie-
ren in unterschiedlicher Weise (das heißt in verschiede-
nen Governance-Strukturen) miteinander: unter anderem
in Stakeholdernetzwerken (z. B. klimaaktiv), Dialogplattfor-
men (z. B. ÖGUT) oder Innovationssystemen (vergleiche
Kap. 13). Akteur_innen haben jeweils unterschiedlicheMög-
lichkeiten, Strukturen zu gestalten. Nicht für jede Akteurin,
jeden Akteur und nicht in jeder Situation sind Veränderungen
gleichermaßen möglich, wirksam und nachhaltig. Beson-
ders eingeschränkt sind die Handlungsmöglichkeiten von
sozial, ökonomisch oder politisch schlechter gestellten Grup-
pen (vergleiche Kap. 17). Im Zeitverlauf ergeben sich, teils
unvermittelt und unerwartet, förderliche oder hinderliche Be-
dingungen, um Strukturen zu verändern (IPCC 2022). Daher
sollten Zeitfenster und Möglichkeitsräume (sogenannte „po-
litical windows of opportunities“ (Seto et al., 2016)) genutzt
werden, um Strukturveränderungen für ein klimafreundli-
ches Leben zu erreichen.

Strukturen für ein klimafreundliches Leben zu gestalten,
erfordert im Vorfeld auch die Problematisierung bestehen-
der Strukturen, die klimaschädliches Leben fördern und
klimafreundliches behindern (vergleiche Kap. 2 und 12 so-
wie Abschn. 1.5). Insbesondere vor dem Hintergrund der
Normvorstellung eines klimafreundlichen Lebens für alle
Menschen, wie sie z. B. durch die SDGs gesetzt werden und
im IPCC (2022) als „climate-resilient development“ konzi-
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piert wird, ist eine Reflexion über mögliche und notwendige
Rahmenbedingungen eine wesentliche Gestaltungsvoraus-
setzung (siehe auch Kap. 2 und Abschn. 1.5). Strukturen
gestalten umfasst auch „kollektives experimentelles Tätig-
sein“ (Jahn et al., 2020), das möglichst wirksam langfris-
tig klimafreundliches Leben ermöglicht. Klimafreundliche
Strukturen zu schaffen, erfordert koordiniertes Handeln (ver-
gleiche Kap. 12). Selbst wenn es um grundlegende langfristi-
ge Transformationen geht, ist dies etwas, „was bereits heute
geschieht, und nicht das, was erst morgen begonnen wird“
(Jahn et al., 2020, S. 97).

Der Bericht systematisiert die bewertete Literatur mit
ihren jeweils unterschiedlichen Zugängen zu wissenschaft-
lichem Arbeiten und den damit verbundenen Formen des
Handelns, insbesondere des Gestaltens. In den Wissenschaf-
ten existieren unterschiedliche Perspektiven auf Strukturen
(siehe Kap. 2 sowie Kap. 24–28). Daraus resultieren diverse,
teilweise sich widersprechende Vorschläge zur Gestaltung
von Strukturen klimafreundlichen Lebens. Diese hängen von
den jeweiligen Zeithorizonten, Forschungsobjekten, Grund-
annahmen, Werthaltungen, Methoden und Wissensformen
ab. Im Bericht unterscheiden wir zwischen vier Perspektiven:
der Markt-, Bereitstellungs-, Innovations- und Gesellschaft-
Natur-Perspektive.

Das Gestalten von Strukturen für ein klimafreundliches
Leben ist koordiniert und intendiert, kann aber neben den
geplanten Ergebnissen auch nicht intendierte nachteilige
Auswirkungen auf die Erreichung anderer gesellschaftlicher
Ziele haben (vergleiche Kap. 23). Der Bericht untersucht da-
her auch, ob und inwieweit sich Änderungen von Strukturen
nachteilig auf andere gesellschaftliche Ziele auswirken. Wie
auch im IPCC (2022) dienen die SDGs als umfassende Nach-
haltigkeitsziele als zentraler Referenzrahmen. Die Auswir-
kungen auf andere gesellschaftliche Ziele können vielfältig
sein. Ein Beispiel ist Energiearmut, die durch die öffentliche
Bereitstellung von thermisch saniertem Wohnraum gelin-
dert oder durch die Besteuerung von Treibhausgasen ohne
Ausgleichsmechanismus sogar verstärkt werden kann (siehe
Kap. 4). Aktuelle Forschung zu Synergien zwischen ver-
schiedenen SDGs kann deshalb einen wesentlichen Beitrag
zur Erreichung der Klimaziele leisten (IPCC, 2022). Die
im Rahmen dieses Assessments untersuchten Theorien des
Wandels kommen aus unterschiedlichen Perspektiven zum
selben Ergebnis: Strukturen beeinflussen wesentlich, ob kli-
mafreundlich gelebt wird (vgl. Kap. 2 und Abschn. 1.5). Um
klimafreundliches Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen,
muss daher bei möglichst allen Entscheidungen bedacht wer-
den, welche Strukturen wie in Richtung Klimafreundlichkeit
verändert werden können. Da, wie oben erläutert, einmal
geschaffene Strukturen längerfristig Bestand haben, müssen
Veränderungen rasch begonnen werden (IPCC 2022). Beson-
deres Augenmerk soll auf Entscheidungen gelegt werden, die
eine langfristige Wirkung auf das systemische Zusammen-

wirken von unterschiedlichen Strukturen und Akteur_innen
erwarten lassen (vergleiche Kap. 23).

Aufgrund der umfassenden Herausforderung ist aller-
dings kontinuierliches Verändern und Umgestalten von
Strukturen über die nächsten Jahrzehnte hinweg notwendig
(IPCC 2022). Dieses muss in vielen Fällen ein Bündel an
integrierten Maßnahmen umfassen, um die erwünschten Er-
gebnisse zu erreichen (Plank et al., 2021). Es handelt sich –
wie in der Literatur dargestellt – nicht um ein schlichtes Aus-
wählen oder Fördern von Alternativen oder das Warten auf
konfliktfreie Lösungen (vergleiche Abschn. 1.3.2), sondern
um verbindliche Entscheidungen, die etwaige klimaschädli-
che Strukturen und entsprechende Routinen und Praktiken
auch aktiv ausschließen (Hausknost & Haas, 2019).

1.4 Situation und Dynamiken klimaschädlicher
Emissionen

Wesentlich für das klimafreundliche Leben ist die Ver-
meidung von klimaschädlichen Emissionen. Obwohl meist
relativ klar und einfach nachvollziehbar ist, wo die jeweili-
gen Emissionen konkret anfallen, ist die Frage, in welchen
Strukturen oder Handlungen genau die Ursachen und durch
Veränderung welcher davon die primäre Beeinflussbarkeit
für die jeweiligen Emissionen liegen, meist nicht einein-
deutig zu beantworten (Steininger et al., 2016). Gerade
weil – wie oben ausgeführt – das klimafreundliche Leben
zahlreiche Teile des alltäglichen Lebens und entsprechende
Strukturen umfasst, ist ein gutes Verständnis von Emissions-
arten, deren Verteilung und etwaigen Treibern wichtig, um
ein klimafreundliches Leben zu erreichen (IPCC, 2022). Im
Folgenden wird hierzu ein Überblick gegeben.

Auf diesen Überblick greifen die jeweiligen Fachkapitel
zurück, um für sie jeweils relevante Metriken aufzugrei-
fen. Zum Beispiel wird in den Handlungsfeldern immer
wieder die Relevanz der hier erläuterten unterschiedlichen
Emissionsbilanzierungsarten, insbesondere von konsumba-
sierten Emissionsberechnungen herausgestrichen, um voll-
ständig alle Emissionen, die mit klimaschädlichem Konsum
in Österreich einhergehen, identifizieren und quantifizieren
zu können (vergleiche z. B. Kap. 9). Ansätze der Emissi-
onszurechnung, die an den Aktivitäten und nicht an den
Gütern ansetzen, helfen, die Klimaintensität von Aktivi-
täten wie etwa Pflege einzuschätzen (vergleiche Kap. 8).
Erwerbsarbeitsbezogene Emissionen können beispielsweise
mithilfe von produktionsbasierten Emissionsberechnungen
untersucht werden, wenn es um die Emissionsintensität der
Arbeit geht, oder mithilfe von Fußabdruck-Metriken, sofern
Emissionen von Interesse sind, die z. B. auf Mehrkonsum
durch Vielarbeit zurückgeführt werden können (vergleiche
Kap. 7). Export- und Importemissionen sind auch bedeutsam
im Kontext globaler Wertschöpfungsketten, wie im Kapitel
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zur globalen Wirtschaft diskutiert wird (vergleiche Kap. 16),
aber auch um besser zu verstehen, wie viele der innerhalb der
geografischen Grenzen Österreichs emittierten Emissionen
auch auf österreichische Endnachfrage zurückgeführt wer-
den können (vergleiche Kap. 14). Diese Beispiele zeigen die
Bedeutung verschiedener Metriken und deren Eignung für
unterschiedliche Aspekte und Fragestellungen klimafreund-
lichen Lebens.

Klimaschädliche Emissionen fallen als Teil der global
vernetzten Produktion und in Konsumprozessen an, haupt-
sächlich durch die Extraktion, Verarbeitung und Verbren-
nung von fossilen Energieträgern (Öl, Kohle, Gas) in der
Energieversorgung, der Industrie, im Transport und für das
Wohnen, direkt in Industrieprozessen (z. B. Stahl- oder Ze-
mentproduktion) sowie in der Land- und Forstwirtschaft
(z. B. durch die Nutztierhaltung, Landnutzung und de-
ren Veränderungen sowie durch Düngemitteleinsatz) (Lamb
et al., 2021).

Jedes Klimagas wirkt pro Molekül unterschiedlich stark
auf den Strahlungshaushalt der Erde ein. Die Umrechnung
in Treibhausgasäquivalente (oft auch kurz CO2-eq) dient als
einheitlicheMetrik, umdieKlimaschädlichkeit unterschiedli-
cher Treibhausgase und damit der sie auslösendenAktivitäten
oder Prozesse einzuordnen. Um das Limit von 1,5 °C Erwär-
mung (gegenüber vorindustrieller Zeit) nicht zu überschrei-
ten, dürfen global ab 2017 (das heißt ab Inkrafttreten des
Pariser Klimaabkommens der Vereinten Nationen) maximal
noch 1000GigatonnenCO2-eq emittiertwerden (IPCC, 2018;
Meyer & Steininger, 2017; zur Einhaltung des Ziels zum
Ende des Jahrhunderts mit 50 Prozent Wahrscheinlichkeit).
Wird dieses global verfügbare Treibhausgasbudget anteilig
pro Kopf auf alle Länder umgelegt, stehen Österreich noch
maximal 1000 Megatonnen CO2-eq zur Verfügung (Anderl
et al., 2022). In dieser einfachsten aller Zuteilungen werden
allerdings weder historische Emissionen noch das überdurch-
schnittliche Einkommensniveau (und damit die überdurch-
schnittliche Kapazität zur Emissionsreduktion) berücksich-
tigt (Meyer & Steininger, 2017).Wenn diese auchmitbedacht
werden, hat Österreich ein jedenfalls kleineres Budget und je
nach Stärke der Berücksichtigung allenfalls sein Pro-Kopf-
Budget bereits aufgebraucht (Williges et al., 2022). Wird die
Zielerreichungmit höhererWahrscheinlichkeit angestrebt, ist
das noch verfügbare Treibhausgasbudget ebenfalls geringer.
Betrachtet man nur CO2 und werden zudem die seit Inkraft-
treten des PariserKlimaabkommens global bereits emittierten
Mengen abgezogen, so beträgt das global ab 2020 verfügbare
Budget für eine Nicht-Überschreitung der 1,5 Grad maxima-
ler Erwärmung mit einer Wahrscheinlichkeit von 50 Prozent
noch 480 bis 500 Gigatonnen CO2 (IPCC, 2022, WGI; Na-
bernegg, 2021a; Rogelj et al., 2019). Zur Einhaltung des 1,5-
Grad-Ziels mit einer Zwei-Drittel-Wahrscheinlichkeit stün-
de noch ein Budget von 400 Gigatonnen CO2 zur Verfügung
(IPCC, 2022, AR6).

In der EU sind die Emissionen von Großanlagen (Strom-
erzeugung, Großindustrie) auf Ebene der EU geregelt, kon-
kret im Europäischen Emissionshandel (EU Emission Tra-
ding System – EU ETS). Die Menge der ausgegebenen Zer-
tifikate wird aktuell jährlich um 2,2 Prozent verringert. Mit
demZiel desGreen Deals soll diese Verringerung auf 4,4 Pro-
zent pro Jahr erhöht werden (Vorschlag der Europäischen
Kommission, Juli 2021). Für die Emissionen außerhalb die-
ses Emissionshandels (das heißt für kleinere Industrieanlagen
undGewerbe, Verkehr, Raumwärme, Landwirtschaft undAb-
fall) hat sich Österreich auf europäischer Ebene verpflichtet,
bis 2030 seineTreibhausgasemissionen um36Prozent gegen-
über 2005 zu verringern. Im Rahmen der Implementierung
des ambitionierteren Ziels des EU Green Deals hat die Euro-
päische Kommission im Juli 2021 vorgeschlagen, dieses Re-
duktionszielÖsterreichs auf 48 Prozent anzuheben. ImRegie-
rungsprogramm2020–2024 hat sichÖsterreich dasZiel gege-
ben, diese Emissionen bis 2040 auf Netto-Null zu reduzieren.
Netto-Null-Emissionen bedeuten, dass die gleiche Restmen-
ge an ausgestoßenen Emissionen durch die zusätzliche Auf-
nahme von CO2 in Wäldern, Mooren, Böden oder anderen
CO2-Speichern wieder gebunden wird und damit die in die-
sen Biosystemen gespeicherte Menge erhöht wird. Entspre-
chend tiefgreifende Reduktionsraten waren bisher nur kurz-
fristig in großen gesellschaftlichen Krisen beobachtbar, z. B.
durch die Maßnahmen zur Einschränkung der COVID-19-
Pandemie, der globalen Finanzkrise 2009 oder den Zusam-
menbruch der Sowjetunion (Forster et al., 2020; Haberl et al.,
2020; Wiedenhofer et al., 2020). Dies unterstreicht das Aus-
maß der Herausforderung, die ein klimaneutrales Österreich
bis 2040 darstellt.

Historisch und aktuell anfallende klimaschädliche Emis-
sionen können je nach Bilanzierungsansatz verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen oder Akteur_innen zugerechnet
werden (Steininger et al., 2016; Williges et al., 2022, Stei-
ninger et al, 2022). Dies lenkt den Blick auf jeweils andere
Handlungen, Akteur_innen und Strukturen. Aufgrund der
vielen Dimensionen klimafreundlichen Lebens ist es not-
wendig, von einem möglichst breiten Verständnis bei der Zu-
ordnung von Emissionen auszugehen. Es folgt daraus, dass
nicht nur der direkte Energieverbrauch von Akteur_innen
und daraus vor Ort entstehende Emissionen relevant sind,
sondern auch die indirekten Emissionen aus der Herstellung
der in Österreich konsumierten Güter und Dienstleistun-
gen. Diese indirekten Emissionen fallen teils national, teils
jenseits der nationalen Grenzen an. Ihre Berücksichtigung
weitet speziell für Länder mit hohem Bruttoinlandsprodukt
und starker Außenhandelsorientierung (hoher Export- und
Importanteil) wie Österreich deutlich die Emissionsmen-
ge aus, für die österreichischer Handlungsspielraum besteht
(Steininger et al., 2018; Nabernegg 2021a). Es zeigt zudem
auf, welche Hebel für die Vermeidung welcher Emissions-
mengen wirksam gemacht werden können.
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Abb. 1.1 Emissionen in Österreich nach den vier Berechnungsmethoden. (Steininger et al., 2016)

Diese Bilanzierungssysteme greifen als Datenbasis auf
zwei Berichterstattungssysteme zurück. Erstens werden
Energieverbrauch, Prozessemissionen in der Industrie und
landnutzungsbezogene Emissionen für Länder, Sektoren und
sonstige Verursacher nach international harmonisierten Prin-
zipien der United Nations Framework Convention on Cli-
mate Change (UNFCCC) erhoben. Sowohl für komplexe
Bereiche wie Landnutzungsveränderungen in der Methodik
als auch durch Aktualisierungen der Faktoren werden re-
gelmäßig Verbesserungen durchgeführt (IPCC, 2021; Lamb
et al., 2021). Zweitens beruhen diese Bilanzierungssysteme
auf volkswirtschaftlichen Konzepten und deren Implemen-
tierung in nationalen Statistiken (System of Environmental-
Economic Accounting, Umweltökonomische Gesamtrech-
nung), welche genauso stetiger internationaler Weiterent-
wicklungen unterliegen. Zwar konnten in den letzten zehn
Jahren die Möglichkeiten und die Robustheit der Erfas-
sung von Emissionen, welche entlang globaler Produktions-
und Lieferketten entstehen, umfassend weiterentwickelt wer-
den (Steininger et al., 2016; Tukker, Pollitt, & Henkemans,
2020; Wiedmann und Lenzen, 2018; Wood et al., 2019), je-
doch besteht weiterer Verbesserungsbedarf, insbesondere in
Hinblick auf Standards, verbesserte Validierung, Datenver-
fügbarkeit, Detailgrad und Robustheit (Lamb et al., 2021;
Tukker et al., 2020).

In der Literatur werden Emissionen nach vier verschie-
denen Zurechnungsarten und damit einhergehenden Ver-
antwortlichkeiten unterschieden (Steininger et al., 2016).
Vergleichbare Zahlen für alle vier Methoden für Öster-
reich liegen nur für das Jahr 2011 vor (siehe Abb. 1.1).
Die für klimapolitische Verhandlungen im Rahmen der UN-
Klimakonvention herangezogene Berechnungsmethode ist
die territoriale bzw. produktionsbasierte Bilanzierung. Hier-
bei werden die Emissionen jenem Land zugerechnet, wo
auch die Emissionen physikalisch anfallen. In Österreich lie-
gen diese im Jahr 2020 bei 73,6 Megatonnen CO2-eq, bzw.
im letzten Vor-Corona Jahr (2019) bei 79,8 Megatonnen
CO2-eq (Anderl et al., 2022). Bei den produktionsbasierten
Emissionen fielen 2014 rund 20 Prozent direkt bei den Haus-
halten an, 30 Prozent können Gütern zugeordnet werden, die

in Österreich konsumiert werden, und 50 Prozent entstehen
für Güter, die Österreich exportiert (siehe Abb. 1.3). Weniger
verbreitet sind extraktionsbasierte und einkommensbasierte
Zurechnungsmethoden. Bei der extraktionsbasierten Metho-
de werden die Emissionen jenen Ländern zugeordnet, in
denen die Extraktion der (fossilen) Rohstoffe erfolgt, bei de-
ren Verarbeitung oder Einsatz in weiterer Folge und meist
andernorts Treibhausgase entstehen (etwa beim Einsatz von
Erdöl in der Raumwärme und Mobilität). Dementsprechend
weisen Länder mit großer Förderung fossiler Energieträ-
ger, wie Russland, Saudi-Arabien, aber auch Australien,
Norwegen und Kanada, relativ zur Bevölkerung sehr hohe
extraktionsbasierte Emissionen auf. Bei einkommensbasier-
ten Methoden werden die Emissionen, die in der Produktion
von Gütern in deren ganzer Wertschöpfungskette entstehen,
jenen Einheiten zugerechnet, die aus dieser Wertschöp-
fungskette Einkommen generieren, und zwar anteilig nach
Einkommensanteil und unabhängig davon, wo die Güter pro-
duziert oder konsumiert werden (Marques et al., 2012).

Nach der konsumbasierten Bilanzierungsmethode werden
die Emissionen dem Endkonsum zugerechnet, unabhängig
davon, wo die jeweiligen Güter produziert wurden bzw. wo
dadurch örtlich die Emissionen in der Herstellung angefallen
sind. Bei dieser Methode rückt der sogenannte Endverbrauch
ins Zentrum der Betrachtung, dessen Bestimmung und Ab-
grenzung in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung er-
folgt. Zum Endverbrauch zählen der private Konsum, der öf-
fentliche Konsum sowie die Investitionen der Unternehmen
und der öffentlichen Hand. Bei dieser endverbrauchs- oder
konsumbasierten Berechnung lagen die Emissionen 2014
bei ca. 112,5 Megatonnen CO2-eq und damit um 47 Pro-
zent höher als die produktionsbasierten Emissionen. Rund
40 Megatonnen CO2-eq fallen für Güter an, die in Österreich
produziert und nachgefragt werden oder durch direkte Ver-
brennung von Energieträgern bei den Haushalten entstehen.
Darüber hinaus werden Güter und Dienstleistungen, deren
Produktion 72 Megatonnen CO2-eq Emissionen verursacht,
nach Österreich importiert und hier konsumiert.

Nach allen vier Methoden ermittelt sind für Österreich nur
für das Jahr 2011 Emissionsdaten verfügbar (siehe Abb. 1.1).
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Zu diesem Zeitpunkt lagen die produktions-, extraktions-,
einkommens- und konsumbasierten Treibhausgasemissionen
bei jeweils 67,8, 6,3, 66,0, und 98,3 Megatonnen CO2 im
Jahr (Steininger et al., 2016). Eine Lücke in der Forschung
ist die Verteilung der einkommensbasierten Emissionen nach
den Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit. Auch Unter-
schiede in den Einkommen und den Arbeitszeiten könnten
von Relevanz für das klimafreundliche Leben sein. Zu den
Sektoren gibt es internationale Berechnungen, doch die Er-
gebnisse für Österreich sind nicht zugänglich (siehe Liang
et al., 2017).

Auswertungen über die Zeit liegen aktuell nur für
produktions- und konsumbasierte Berechnungen vor (siehe
Abb. 1.2). Nach der territorialen oder produktionsbasierten
Perspektive entstanden in Österreich 2019 rund 80 Mega-
tonnen CO2-eq, was knapp über dem Emissionswert des
Jahres 1990 liegt (Anderl et al., 2022). Während der COVID-
19-bedingten Lockdowns sanken die Emissionen um etwa
9 Prozent, jedoch nicht aufgrund struktureller Änderungen.
Deswegen ist nicht davon auszugehen, dass dieses geringe
Niveau für spätere Jahre wieder ohne weitere Maßnahmen
realisierbar sein wird (Umweltbundesamt, 2021). Der Höhe-
punkt der territorialen bzw. produktionsbedingten Emissio-
nen lag in der Mitte der 2000er Jahre bei ca. 90 Megatonnen
CO2-eq. Für den Anteil, der allein CO2-Emissionen be-
trifft, liegen längere Datenreihen vor. Bei diesen kann in
den 1960er Jahren ein starker Anstieg von zunächst 35 auf
knapp 60 Megatonnen beobachtet werden. Danach verlang-

samte sich die Entwicklung und das Emissionsniveau stieg
auf 80 Megatonnen in der Mitte der 2000er Jahre. 2019 lagen
diese Emissionen bei 68 Megatonnen. Die CO2-Emissionen
verlaufen weitgehend parallel zu den Treibhausgasemissio-
nen in Österreich. Auch das Verhältnis von konsumbasier-
ten zu produktionsbasierten Treibhausgasemissionen war für
Österreich in den letzten beiden Jahrzehnten relativ stabil.

Treibhausgasemissionen in Österreich sind unterschied-
lich auf wirtschaftliche Bereiche verteilt (siehe Abb. 1.3).
Berechnungen liegen hierfür für die produktions- und die
konsumbasierte Methode vor. Nach produktionsbasierter Bi-
lanzierung werden sie dem Wirtschaftsbereich zugerechnet,
in dem sie emittiert werden; nach konsumbasierter Bilan-
zierung hingegen dem Gut der Endnachfrage, in dessen
Produktion oder Vorkette sie anfallen. Nach beiden Bilan-
zierungsmethoden auf gleiche Weise erfasst sind zudem die
direkten Emissionen der Haushalte, die durch den Einsatz
fossiler Brennstoffe z. B. beim Heizen oder im PKW-Betrieb
entstehen. Die Zuordnungen zu Wirtschaftsbereichen (pro-
duktionsbasiert) oder zu Gütern (konsumbasiert) resultiert
jedoch in einem deutlich anderen Bild: Emissionen aus
der Stahl- und Zementproduktion in Österreich werden bei-
spielsweise in der produktionsbasierten Methode dem Stahl-
bzw. Zementsektor zugewiesen, in der konsumbasierten Me-
thode jedoch zu einem großen Teil der Nachfrage nach „Bau-
und Wohnungswesen“ (sofern der Stahl und Zement vom
Bauwesen aus dem Inland nachgefragt wird). Emissionen
aus der Produktion von Gütern, die exportiert werden, wer-
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Abb. 1.3 Direkte Emissionen, Österreichische Nachfrage sowie Im-
port und Export klimaschädlicher Emissionen nach bzw. aus Österreich.
Oben Produktionsbasierte Emissionen (österreichische Nachfrage und

Export). Unten Konsumbasierte Emissionen (österreichische Produkti-
on, Importe EU, Importe Nicht-EU). (Nabernegg et al., 2023, Steininger
et al., 2018)

den nur in der produktionsbasierten Bilanzierung sichtbar,
jene aus der Produktion von importierten Gütern nur in der
konsumbasierten Bilanzierung.

Bei der produktionsbasierten Zurechnung fallen gesamt
im Jahr 2014 in Österreich 76 Megatonnen CO2-eq an
(Abb. 1.3). Davon fällt etwa ein Drittel der Emissionen
in der produzierenden Industrie an (25 Megatonnen CO2-
eq). Mehr als die Hälfte davon können der Stahlindustrie
und Metallverarbeitung (14 Megatonnen CO2-eq) zugeord-
net werden, allerdings haben auch die Herstellung von
Zement (4 Megatonnen CO2-eq) und von Computer- und
elektronischen Produkten (4 Megatonnen CO2-eq) einen we-
sentlichen Anteil (Abb. 1.4). Weitere wesentliche Sektoren
sind der Verkehr (11 Megatonnen CO2-eq) sowie die Land-
und Forstwirtschaft (9 Megatonnen CO2-eq). Kleine Anteile
bei den produktionsbasierten Emissionen betreffen Berg-
bau, Bau- und Wohnungswesen, Handel sowie private und
öffentliche Dienstleistungen. Im Bereich der Stahlindustrie
und Metallverarbeitung fällt ein großer Teil der Emissio-
nen für die Produktion von Gütern an, die exportiert wer-
den. Einen überproportional hohen Anteil an exportierten
Emissionen haben auch die Warenproduktion, Computer-
und Elektrische-Güter-Produktion sowie der dabei anfallen-
de Transport und die Logistik im Verkehrsbereich.

Werden die konsumbasierten Emissionen betrachtet, fie-
len im Jahr 2014 gesamt 113 Megatonnen CO2-eq für Ös-
terreich an (Abb. 1.3). Nach Güterart betrachtet (Abb. 1.4),
fallen Emissionen in erster Linie in der Warenproduktion
(41 Megatonnen CO2-eq), dem Bau- und Wohnungswe-
sen (14 Megatonnen CO2-eq), für private Dienstleistun-
gen (12 Megatonnen CO2-eq), öffentliche Dienstleistungen
(9 Megatonnen CO2-eq) und Verkehr (8 Megatonnen CO2-
eq) an. Ein wesentlicher Teil dieser Emissionen fällt aller-
dings im Ausland an. Bei Gütern aus der Warenproduktion
und bei Computer- und elektronischen Produkten liegt der
Anteil, der im Ausland anfällt, bei mehr als 80 Prozent, im

Handel bei mehr als 70 Prozent und in den Bereichen Wohn-
und Bauwesen sowie Dienstleistungen (privat und öffentlich)
bei ca. zwei Drittel.

Die konsumbasierten Emissionen sind ungleich auf die
Akteure verteilt, was sich sowohl durch die Menge als auch
durch die Zusammensetzung der Nachfrage erklärt (siehe
Abb. 1.5). Erfasst sind hier global anfallende direkte und
indirekte Emissionen durch fossile Energie und Industrie-
prozesse im Jahr 2014. Auf den Konsum der Haushalte ent-
fallen dabei knapp zwei Drittel (62 Prozent) des Emissions-
Fußabdrucks Österreichs (Nabernegg, 2021a, 2021b; Muñoz
et al., 2020; Steininger et al., 2018). Weitere 11 Prozent ent-
fallen auf die Beschaffung und die Aktivitäten des Staats
sowie 26 Prozent auf Investitionen von Unternehmen und
den Infrastrukturausbau. Die Emissionen der Haushalte ver-
teilen sich auf Mobilität (20 Prozent), Wohnen (17 Prozent),
Ernährung (9 Prozent) und den restlichen Konsum (16 Pro-
zent) (siehe Abb. 1.5 links). Zu Land- und Forstwirtschaft
ist anzumerken, dass globale Emissionen durch Landnut-
zung und deren Veränderungen schwierig zu erfassen sind
und daher die meisten konsumbasierten Berechnungen die-
se Emissionen unterschätzen (Bhan et al., 2021; Lamb
et al., 2021). Einen wesentlichen Einfluss auf die Höhe der
Emissionen hat das Einkommen der jeweiligen Haushalte
(siehe Abb. 1.5 rechts). So sind die Pro-Kopf-Emissionen
der 10 Prozent einkommensstärksten Haushalte (18 Tonnen
CO2) mehr als doppelt so hoch wie jene der 10 Prozent
einkommensschwächsten Haushalte (7 Tonnen CO2). Bei
gleichem Einkommen zeigt sich, dass die konsumbasierten
Emissionen im städtischen Umland besonders hoch sind, ge-
folgt von den ländlichen Regionen. Bei selbem Einkommen
sind diese in städtischen Gebieten am geringsten (Muñoz
et al., 2020). Weitere in der Literatur besprochene, aber
weniger tiefgreifende Einflussfaktoren auf die Pro-Kopf-
Emissionen umfassen Wohnform und Größe, Geschlecht,
Alter, Bildung, Arbeitsverhältnis und Vermögen (Ivanova
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toren (österreichische Produktion, Importe EU, Importe Nicht-EU).
(Nabernegg et al., 2023, Steininger et al., 2018)

et al., 2017; Wiedenhofer et al., 2018). Zugleich zeigen diese
Aufgliederungen, dass die Treibhausgase aller gesellschaft-
lichen Gruppen rasch und nachhaltig zu reduzieren sind, um
ein klimafreundliches Leben in Österreich sicherzustellen.

Alltägliches Handeln kann zudem entlang von Zeit, die
wir für bestimmte Handlungsfelder aufwenden, analysiert
werden. Insbesondere, da Gesellschaften über Zeit als Struk-
tur spürbar wird (Nassehi, 2008). Eine funktionale Zeitnut-
zungsperspektive auf Konsum und Emissionen unterscheidet
zwischen Zeiten, die zur Reproduktion und Produktion der
Subsysteme Person, Haushalt und Familie, Gesellschaft und
Wirtschaft verwendet werden (Wiedenhofer et al., 2018).
In einer Untersuchung des CO2-Fußabdrucks alltäglicher
Tätigkeiten wurden Daten aus der österreichischen Zeit-
budgeterhebung und der österreichischen Haushaltsbudget-
erhebung mit dem Eora-MRIO für die Jahre 2009–2010
verknüpft (Smetschka et al., 2019): Die durchschnittliche
CO2-Intensität von Aktivitäten pro Stunde unterscheidet

sich primär nach der dafür notwendigen Mobilität sowie
der Klimafreundlichkeit des genutzten Wohnraums, der In-
tensität des sonstigen Konsums von weiteren Gütern und
Dienstleistungen sowie der Klimafreundlichkeit der Bereit-
stellung aller Güter und Dienstleistungen (siehe Abb. 1.6).
Durchschnittlich ist die Zeit, die für die eigene Person
und für gesellschaftliches Engagement verwendet wird, re-
lativ emissionsärmer, während sowohl Haushalts- als auch
Freizeitaktivitäten große Unterschiede im Hinblick auf den
CO2-Fußabdruck/Stunde aufweisen (Smetschka et al., 2019).
Diskutierte Einflussfaktoren sind die geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, welche die Zeitnutzungsmuster von Frauen
und Männern prägen, Haushaltsgröße, Einkommen sowie
Nähe und Verfügbarkeit von Infrastrukturen, um mögliche
Wege zu einem kohlenstoffarmen Alltag abschätzen zu kön-
nen (Druckman et al., 2012; Smetschka et al., 2019; Wieden-
hofer et al., 2018). Mit der Analyse der Zeitnutzung können
die Klimarelevanz des Alltagslebens besser verstanden und
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Abb. 1.5 Konsumbasierte CO2-Emissionen Österreichs. a Verteilung
konsumbasierter Emissionen (CO2eq) aus Fossilenergie und Industrie-
prozessen nach Sektor (Privat, Unternehmen, Öffentlich) und Bereichen
(Mobilität, Wohnen, restlicher Konsum, Ernährung) für das Jahr 2014
(Nabernegg et al., 2023). b Pro-Kopf-CO2-Emissions-Fußabdruck im

jeweiligen Einkommensdezil des monatlichen Durchschnittseinkom-
men für das Jahr 2004/5 (Muñoz et al., 2020). In den zugrundeliegenden
Daten sind Emissionen aus der globalen Landnutzung untererfasst, was
zu einer Unterschätzung der Klimarelevanz der Ernährung und von Bio-
energie führt

Potenziale und Grenzen für zeit- und nachfrageseitige Bei-
träge zur Dekarbonisierung erfasst werden (Creutzig et al.,
2021; Jalas & Juntunen, 2015; Wiedenhofer et al., 2018).

1.5 Einordnung des Berichtes

1.5.1 Sachstandsberichte als
Informationsgrundlage

Der vorliegende Bericht ist ein „Assessment Report“ (dt.:
Sachstandsbericht), das heißt ein Instrument an der Schnitt-
stelle zwischen Wissenschaft und Politik (am Science-Policy
Interface) bzw. zwischen Wissenschaft und Gesellschaft.
Ziel des Sachstandberichtes ist es, den aktuellen Stand des
Wissens zu einer bestimmten Fragestellung bewertend zu-
sammenzufassen und neben der Einschätzung von Aussagen
zu dem jeweiligen Themenfeld auch Forschungslücken auf-
zuzeigen.

Ein Sachstandsbericht stellt weder das Ergebnis eines
wissenschaftlichen Forschungsprojekts dar, noch ist er ein
Gutachten, das von der Politik in Auftrag gegeben wird. Da-
mit der Bericht seine Informationsfunktion adäquat erfüllen
kann, müssen bei seiner Erstellung der Informationsbedarf
und die Entscheidungsprobleme der Adressat_innen ange-
messen reflektiert werden. Der Bericht muss auch sprachlich
so gestaltet werden, dass er seine Informationsfunktion erfül-
len und den Stand der Wissenschaft angemessen und lesbar
vermittelt.

Im Umweltbereich verkörpern die Sachstandsberichte des
Weltklimarats den „Goldstandard“. Der Weltklimarat hat
das Mandat eines Sachstandsberichts grundlegend charak-
terisiert: Politikrelevant sein, ohne der Politik Vorschriften

oder Vorgaben zu machen („being policy relevant but not
prescriptive“). Zudem hat der Weltklimarat auch Standards
hinsichtlich der Durchführung von Assessment Reports ge-
setzt, insbesondere zur Autor_innenschaft, zur Begutachtung
(denReview-Prozessen), zumUmgangmit Unsicherheit bzw.
dem Grad der Übereinstimmung in der Wissenschaft und
Ähnliches (Beck, 2011). Unbestritten hat derWeltklimarat er-
heblich zur Wahrnehmung des Klimaproblems in Politik und
Öffentlichkeit beigetragen. Für diesen Erfolg in der Kommu-
nikation des Problems wurde ihm 2007 der Friedensnobel-
preis verliehen.Alswichtigste Errungenschaftwird vermerkt,
dass es ihm gelungen ist, die Wissenschaft gegenüber der Öf-
fentlichkeit mit einer Stimme auftreten zu lassen und damit
in der öffentlichen Wahrnehmung der Realität eines anthro-
pogenen Klimawandels Glaubwürdigkeit zu verleihen. Wis-
senschafter_innen und Disziplinen können evidenzbasiert zu
unterschiedlichen Einsichten gelangen. Eine Stimme bedeu-
tet daher, dass man gegenseitig die Einsichten anerkennt und
bewertet, wie robust diese in Hinblick auf gewisse Aussa-
gen sind (siehe unten). Aber auch wenn die Sachstandsbe-
richte desWeltklimarats Vorbild für Assessmentprozesse dar-
stellten, gilt es zu beachten, dass sich diese im Laufe ihrer
Geschichte selbst verändert haben, um auf neue Herausfor-
derungen zu reagieren. Heute ist er keineswegs das einzige
Assessment-Modell auf internationaler Ebene, insbesonde-
re im Hinblick auf die Sicherung der politischen Relevanz
der Wissenschaft. Ging es in den 1990er Jahren noch vorran-
gig darum, die Existenz eines menschengemachten Klima-
wandels zu beweisen (IPCC, 1996), so hat sich der Schwer-
punkt spätestens seit den 2000er Jahren in Richtung notwen-
diger Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel verscho-
ben (IPCC, 2007). „Lifting the taboo on adaptation“ nannten
dies Beobachter_innen (Pielke et al., 2007).
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Abb. 1.6 Der CO2-Fußabdruck unbezahlter Zeit setzt sich aus den direkten und indirekten CO2-Intensitäten dieser Tätigkeiten zusammen, das
heißt dadurch, wie klimafreundlich alle involvierten Güter und Dienstleistungen bereitgestellt werden. (Smetschka et al., 2019)

Mit der größeren zeitlichen Dringlichkeit von Klima-
schutzmaßnahmen haben sich die Aktivitäten in den letzten
Jahren stärker auf die wissenschaftliche Begleitung des Ver-
handlungsprozesses im Rahmen der Klimarahmenkonven-
tion und des Kyoto-Protokolls bzw. des Paris-Abkommens
konzentriert, wozu verschiedene „Special Reports“ (Son-
derberichte) durchgeführt wurden (Beck, 2012). Auch in
Österreich hat die Untersuchung besonderer Themen neben
den weiterhin regelmäßig erstellten Gesamtberichten an Be-
deutung gewonnen (z. B. als Sonderberichte zu Gesundheit,
Tourismus und Landnutzung).

Auf internationaler Ebene gilt der Weltklimarat als Vor-
bild für andere Themenfelder. So wurde ein „Weltklimarat
für Biodiversität“ (Loreau et al., 2006) gefordert, um die-
sem globalen Problemfeld eine größere Aufmerksamkeit zu
verschaffen. Faktisch hat sich in diesen Debatten aber her-
ausgestellt, dass die Anforderungen und auch die Strategien
für Assessment Reports in den verschiedenen Bereichen
durchaus unterschiedlich sind. Aufgrund der Bedeutung der
Biodiversität in verschiedenen Gesellschaften und Kulturen
hat der Weltbiodiversitätsrat („Intergovernmental Science-
Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem Services
– IPBES“, siehe Ipbes.net) seine Wissensbasis erweitert
und dem nichtwissenschaftlichen Praxiswissen sowie dem
traditionellen und indigenen Wissen („Traditional and Indi-
genous Knowledge – TIK“) eine höhere Bedeutung zuge-

sprochen sowie einen konzeptionellen Rahmen entwickelt,
der die Notwendigkeit der Übersetzung zwischen verschie-
denen Wissenskulturen betont (zur Etablierung des IPBES:
Beck et al., 2014; Görg et al., 2007; Görg et al., 2010;
Paulsch et al., 2010; zum konzeptionellen Ansatz: Díaz et al.,
2015). In den Forschungen zur Interaktion von Wissenschaft
und Politik (Science-Policy Interface) wird zudem hervor-
gehoben, dass man nicht nur die einzelnen Produkte, die
Berichte, betrachten sollte, sondern auch den Prozess ih-
rer Erstellung. Dabei muss dem Zusammenspiel zwischen
Wissenschaftler_innen, anderen Wissensträger_innen bzw.
Wissenskulturen und den verschiedenen Entscheidungskon-
texten Rechnung getragen werden (Hulme, 2014). Teil dieser
Herausforderungen ist auch die Zusammenarbeit innerhalb
der Wissenschaften und zwischen ihren unterschiedlichen
Disziplinen. So wird in der Literatur ein Bias für Erd-
wissenschaften und Industrieländer im IPCC thematisiert
(Vasileiadou et al., 2011). Die schwache Einbindung der
Sozialwissenschaften ist zwar durch multi- und interdiszi-
plinäre Zugänge adressiert worden, aber die Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe ist eine Herausforderung (Conrad,
2010; Shackley & Skodvin, 1995). Nach wie vor wird die
starke Orientierung an einzelne theoretischen Strömungen
der Ökonomik als Herausforderung thematisiert (Stoddard
et al., 2021). Allgemein wird daher schon länger argu-
mentiert, dass ein reflexiver Ansatz erforderlich sei, der
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eine lernfähige Vorgehensweise ermöglicht (Beck et al.,
2014).

Werden solche Überlegungen von der Frage angetrie-
ben, wie die politische Relevanz von Sachstandsberichten
gesteigert oder zumindest erhalten werden kann, ohne die
Selbstbegrenzung der Wissenschaft zu verlassen („without
being prescriptive“, Beck, 2012; Hulme et al., 2011), so
wurde in der Forderung nach einer transformativen Wissen-
schaft (Schneidewind, 2015) diese Selbstbegrenzung explizit
in Frage gestellt. Es wird argumentiert, dass angesichts
der zunehmenden Zuspitzung der Klimakrise sowie anderer
Überschreitungen von planetaren Grenzen die Wissenschaft
sich nicht auf die Analyse oder Feststellung des Problems
beschränken dürfe, sondern selbst direkt zur Einleitung
und Umsetzung transformativer Maßnahmen beitragen soll-
te (Grunwald, 2015; Schneidewind, 2015; Wissel, 2015).
Während diese Forderung von anderer Seite genau des-
halb in Frage gestellt wurde, weil damit der Bereich der
Wissenschaft verlassen und ihre Glaubwürdigkeit in Fra-
ge gestellt wird (Rohe, 2015; Strohschneider, 2014; Strunz
& Gawel, 2017), lässt sich dieser Gefahr durch eine Ori-
entierung an der im Bereich der Nachhaltigkeitsforschung
gut etablierten Unterscheidung von System-, Orientierungs-
und Transformationswissen in einem inter- und transdiszipli-
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Abb. 1.7 Konzeptuelles Modell der Transdisziplinarität. (Jahn et al., 2012)

närem (id&td) Forschungsansatz begegnen (Hirsch Hadorn,
2008; Hirsch Hadorn et al., 2006; Jahn et al., 2012; Jahn &
Keil, 2015; Pohl & Hadorn, 2008).

Zwischen den Diskussionen um die Politikrelevanz
von Science-Policy Interface, transformativer sowie id&td-
Forschung vermittelt das Idiom der Ko-Produktion von Wis-
sen, das heißt der gemeinsamen Erzeugung neuen Wissens
durch die Zusammenarbeit verschiedener Wissenskulturen
und -akteur_innen. Wie Miller und Wyborn (2020) ge-
zeigt haben, speist sich die Diskussion um Ko-Produktion
von Wissen aus unterschiedlichen Quellen, von der insti-
tutionalistischen Ressourcenökonomie (Ostrom, 1990) über
die Wissenschafts- und Technikforschung (STS) (Jasanoff,
1996, 2004) bis zur Nachhaltigkeitsforschung (Berkes, 2009;
Kates et al., 2001) und hier insbesondere der transdiszi-
plinären Forschung (Jahn et al., 2012). Über diese ver-
schiedenen Entwicklungs- bzw. Anwendungsstränge hinweg
teilt das Idiom der Ko-Produktion nach Miller und Wy-
born (2020) einige Gemeinsamkeiten, nämlich die Annahme,
dass die gemeinsame Generierung neuen Wissens über die
etablierten Grenzziehungen in der Wissenschaft sowie zwi-
schen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft hinweg bei aller
Kooperation zwischen verschiedenen Wissensformen nicht
konfliktfrei verläuft. Demnach stellt die Wissenschaft un-
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verzichtbares Systemwissen zur Verfügung, muss aber hin-
sichtlich desWohin (Orientierungs- oder Zielwissen) und des
Wie (Transformationswissen, erworben durch Erfahrungs-
oder Praxiswissen von gesellschaftlichen Akteur_innen) er-
gänzt werden. Neben Wissensgeneration und -integration
können Transdisziplinäre Projekte auch zu sozialem Ler-
nen durch gemeinsames Handeln beitragen und Kompeten-
zen für verantwortungsbewusstes Führungsverhalten schaf-
fen (Schneider et al., 2019). Dabei spielen Grenzbegriffe
bzw. -objekte (boundary concepts/objects, Star & Griesemer,
1989; Jasanoff, 1996, 2004), die diese Übersetzung zwischen
verschiedenen Disziplinen und Wissenskulturen vermitteln,
eine große Rolle. Die Kooperation kann in einem dreistufi-
gen Schema der Abfolge von Ko-Design, Ko-Produktion und
Ko-Evaluierung (siehe Abb. 1.7) dargestellt werden.

1.5.2 Erstellungsprozess und
Stakeholderbeteiligung

Das Thema des vorliegenden Sachstandsberichts „Struktu-
ren für ein klimafreundliches Leben“ kann nur zum Teil
durch eine Zusammenfassung der aktuellen wissenschaftli-
chen Literatur behandelt werden. Da ein Sachstandsbericht
keine eigenständige Forschung durchführt, fällt die Opti-
on einer transformativen Forschung im vorliegenden Fall
weg. Entsprechend wurde der Bericht in der Erstellung be-
reits seit Beginn von einem Stakeholderprozess begleitet, der
insbesondere dazu diente, den Informations- und Entschei-
dungsbedarf bei Adressat_innen möglichst früh abzufragen.
Zugleich sind diesem Bericht klare Grenzen im Bereich
des Wohin und des Wie gesetzt, insbesondere da der Be-
richt nur den aktuellen Stand des Wissens umfassen kann.
Dies verhindert auch, dass der Bericht in transformative
Forschungsprozesse integriert wird. Daher wurde der Sach-
standsbericht (Abb. 1.8: Blau) von einem Stakeholderprozess
(Abb. 1.8: Grau) begleitet, der allerdings in der letzten Phase
eigene Ergebnisse entwickelte, die außerhalb dieses Berich-
tes veröffentlicht werden.

Die wissenschaftliche Qualität des Berichtes wird durch
einen dreistufigen Reviewprozess gesichert. Im November
2020 wurden die jeweiligen Kapitel und Unterkapitel des
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Abb. 1.8 Entwicklungsprozess des Sachstandsberichts und Stakeholderprozess. (Eigene Darstellung)

Zero-Order-Draft (eine notizenhafte Sammlung der Inhal-
te der jeweiligen Kapitel und Unterkapitel) von den Au-
tor_innen des Berichtes kommentiert. Die ungefähr 800
Kommentare wurden von den Co-Chairs eingeordnet, von
den Autor_innen je nach Einschätzung eingearbeitet und ei-
ne kurze Replik verfasst. Allgemeine Einschätzungen der
Co-Chairs wurden weiters mit den Autor_innen bei ei-
nem dreistündigen Online-Workshop im Jänner 2021 be-
sprochen. Der Fokus lag hier auf der Sprache im Bericht,
dem Assessment-Charakter, Querschnittsthemen und zusätz-
lichen Unterkapiteln. Nach dem Workshop wurden die Ka-
pitel „Versorgung“, „Soziale und räumliche Ungleichheit“
sowie „Raumplanung“ neu in den Bericht aufgenommen. Im
Mai 2021 wurde der First-Order-Draft, eine erste Version
der jeweiligen Kapitel, von 63 Expert_innen ca. 1200-mal
kommentiert. Die Kommentare wurden von den Herausge-
ber_innen gesichtet, eingeordnet und gemeinsam mit einer
umfassenden Einschätzung an die Autor_innen weitergege-
ben. Entsprechend den Rückmeldungen wurde ein weiteres
Kapitel zu netzgebundenen Infrastrukturen aufgenommen.
Des Weiteren wurden zwei Workshops durchgeführt, die
auf die Identifikation von Transformationspfaden sowie ei-
ne bessere Abstimmung der Kapitel untereinander abziel-
ten. Im November 2021 wurde der Second-Order-Draft von
Stakeholder_innen und Reviewer_innen kommentiert. Wei-
ters gaben die Co-Chairs noch umfassendes schriftliches
und mündliches Feedback zu den jeweiligen Kapiteln. Wei-
ters gab es einen Online-Workshop zur Besprechung offener
Fragen. Die Kommentare wurden bis Ende März 2022 ein-
gearbeitet und entsprechend beantwortet. Im Frühjahr 2022
überprüften Revieweditor_innen die Einarbeitung der Kom-
mentare. In einzelnen Kapiteln gab es weiters Treffen zwi-
schen Co-Chairs, Autor_innen und Revieweditor_innen, um
offene Punkte zu besprechen. Der Bericht wurde in einer Zu-
sammenfassung für Entscheidungstragende und einer Tech-
nischen Zusammenfassung zusammengefaßt, diese wurden
allerdings (wie vom APCC vorgesehen und im Unterschied
zum IPCC Prozess) nicht mit der Regierung abgestimmt. Da-
nach wurde der Bericht im Juli 2022 freigegeben und an den
Verlag zum Druck übergeben.

Der vorliegende Bericht wurde durch einen erweiterten
Beteiligungsprozess ergänzt, der über den wissenschaftli-
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chen Standard hinaus Stakeholder_innen ermöglicht, die drei
Versionen des Berichtes zu kommentieren (Zero-, First-
und Second-Order-Draft). Die Kommentare werden von
den Autor_innen gesichtet und je nach eigener Einschät-
zung eingearbeitet. Im Unterschied zu den wissenschaft-
lichen Kommentaren müssen die Autor_innen nur in der
letzten Runde (dem Second-Order-Draft) auf die Kommen-
tare von Stakeholdern antworten. Der Austausch zwischen
Addressat_innen und Autor_innen erfolgte allerdings auch
im Rahmen des Co-Design-Workshops (dieser Workshop
war zugleich der erste Schritt des Stakeholderprozesses).
30 Stakeholder_innen kommentierten die Zusammenfassung
des Zero-Order-Drafts hinsicht Relevanz und fehlender The-
men. Es wurde ein 60-seitiges Protokoll erstellt. Dieses
wurde von den Autor_innen kommentiert, um den Stakehol-
der_innen eine erste wissenschaftliche Einschätzung zurück-
zumelden. Zugleich oblag es den jeweiligen Autor_innen
einzuschätzen, inwiefern die Anmerkungen im Sinne der
Wissenschaftlichkeit des Berichtes eingearbeitet wurden.
Nach dem Co-Design-Workshop wurde der Stakeholderpro-
zess mit dem Ziel, einen eigenen Beitrag zu leisten, parallel
zum Bericht weitergeführt.

1.5.3 Vorgehensweise bei der Bewertung
der Literatur

Bei einem Sachstandsbericht handelt es sich um eine be-
wertende Zusammenfassung des aktuellen Wissensstands zu
einer bestimmten Fragestellung auf Basis der aktuellen und
relevanten Literatur. In diesem Bericht wurde hierzu Li-
teratur mit einem Bezug zum klimafreundlichen Leben in
Österreich sowie dem jeweiligen Themenbereich des Kapi-
tels aufgenommen. Es konnte jegliche Literatur, die wissen-
schaftlichen Qualitätsstandards gerecht wird und bis Abgabe
des Second-Order Drafts im November 2021 veröffentlicht
wurde, aufgenommen werden. Spätere Literatur konnte nur
aufgenommen werden, sofern bereits zuvor darauf verwie-
sen wurde, dass ein Dokument, das noch nicht veröffentlicht
war, aufgenommen werden wird, oder falls Reviewer_innen
die Aufnahme einer Quelle einforderten.

Eine genaue Spezifikation von grauer Literatur wurde
nicht vorgenommen, vielmehr obliegt es den Autor_innen
unter Rücksichtnahme auf Reviewkommentare, die Qualität
der grauen Literatur einzuordnen und nur jene, die wissen-
schaftlichen Qualitätsstandards gerecht wird, aufzunehmen.
Dies liegt auch an der sozialwissenschaftlichen Ausrichtung
des Berichtes (siehe unten). In diesem Sinne wurde auch
nicht in allen Kapiteln ein Suchbegriff, wie in einem sys-
tematischen Reviewprotokoll üblich, entwickelt. Eine solche
Herangehensweise wäre für einen Bericht mit engem geo-
graphischem Fokus nicht praktikabel. Damit die vollständige
relevante Literatur aufgegriffen wird, begleitete ein mehr-

stufiger Reviewprozess (mit Kommentaren von Stakehol-
der_innen und Wissenschaftler_innen) die Berichtsenwick-
lung. Teil dessen waren Anmerkungen zu fehlender Literatur.
Der Reviewprozess unterstützt daher die Autor_innen, die
gesamte relevante Literatur aufzunehmen.

Eine Besonderheit des österreichischen Sachstandsbe-
richts (im Vergleich zu dem des IPCC) ist, dass neben begut-
achteter Literatur (sogenannte Peer-Review-Literatur) auch
„graue Literatur“ (wie beispielsweise Berichte, Buchkapitel
oder noch nicht wissenschaftlich veröffentlichteWorking Pa-
pers) herangezogen wurde. Dies deswegen, weil es wenig
Peer-Review-Literatur gibt, die sich direkt auf Österreich be-
zieht. Literatur, die sich nicht direkt auf Österreich bezieht,
musste im Rahmen des Assessments mit Österreich in Bezug
gesetzt werden.

Der Sachstandsbericht bewertet sozialwissenschaftliche
Literatur, wobei Sozialwissenschaften sehr breit definiert sind
und unter anderem Forschungsergebnisse der Politik-, Wirt-
schafts- und Kulturwissenschaften, der Soziologie und der
Rechtswissenschaft umfassen (vergleiche Kap. 2). Der Be-
richt als solches anerkennt die empirisch messbare multipa-
radigmatischeAusrichtung derWissenschaften (Evans, 2016;
Evans, Gomez, & McFarland, 2016) und ist von den Er-
kenntnissen des Perspektivismus getragen (Giere, 2006; Sass,
2019). Diesem folgend gehen mit unterschiedlichen wissen-
schaftlichen Disziplinen auch unterschiedliche Perspektiven
einher. Die Ergebnisse der jeweiligen Forschung sind da-
her nur bedingt vergleichbar bzw. sogar oftmals gar nicht
vergleichbar, wenn Ergebnissen keine gemeinsame Metrik
(bzw. kein gemeinsamer Wertmaßstab) zugrunde liegt (Sho-
ve, 2010). Dies liegt auch an fundamentalen Unsicherheiten,
mit denen Forscher_innen konfrontiert sind. Grundlegende
Elemente des Interessensobjektes können unterschiedlich in-
terpretiert werden: So ist Wirtschaft im Konzept der schwa-
chen Nachhaltigkeit neben Natur und Gesellschaft ein eige-
ner Kapitaltypus, im Konzept der starken Nachhaltigkeit aber
eingebettet in und daher abhängig von Gesellschaft und bio-
physischen Prozessen (Hinterberger, Luks,&Schmidt-Bleek,
1997; Novy, Bärnthaler, & Heimerl, 2020). Die Forschung
selbst ist auch von den Werten der Forscher_innen nur einge-
schränkt trennbar (Davydova & Sharrock, 2003). Grundsätz-
lich streben alle Autor_innen danach, ein und dieselbe Reali-
tät entsprechendwissenschaftlicher Standards zu beschreiben
(Danermark, 2002). In diesem Bericht anerkennen die Au-
tor_innen jedoch unterschiedliche Blickwinkel. Der Bericht
vertritt in diesem Sinne eine in fundamentaler Unsicherheit
begründete plurale Sichtweise wissenschaftlicher Praxis (Do-
busch & Kapeller, 2012) und fördert auch im Assessment ein
interessiertes und kritischesNebeneinander vonTheorien und
damit verbundenen Erklärungen.

Zugleich verfolgt der Bericht den Anspruch, möglichst
einheitliche Standards in der Bewertung des Standes des
Wissens festzulegen. Die Autor_innen waren nicht nur da-
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Abb. 1.9 Beurteilung des Wissensstandes im Sachstandsbericht. (Adaptiert von APCC, 2018)

zu aufgerufen, möglichst die gesamte relevante Literatur, die
aus unterschiedlichen Disziplinen stammt, ins Assessment
mit einzubeziehen, sondern auch Aussagen, die sich aus die-
sen ergeben, zu bewerten.

Die Bewertung von Aussagen im Bericht wurde entlang
von zwei Maßstäben vorgenommen (Abb. 1.9): (1) ob die
relevante Literatur in ihren Einschätzungen einer Aussage
übereinstimmt (niedrige, mittlere, hohe Übereinstimmung)
und (2) wie umfangreich und qualitativ hochwertig die Li-
teraturbasis, die für die Bewertung der Aussage herangezo-
gen wird, ist (schwache, mittlere, starke Literaturbasis). In
diesem Bericht wird statt des bisher üblichen Begriffs „Be-
weislage“ der Begriff „Literaturbasis“ verwendet, da dieser
mit allen in diesem Bericht vertretenen Perspektiven kompa-
tibel ist. Die Literaturbasis umfasst nicht nur die Quantität
der Literatur, sondern es wird – bezogen auf die Beweisla-
ge – auch die Qualität der jeweiligen Literatur bewertet. Aus
der Kombination der beiden Kriterien ergibt sich das Vertrau-
en in eine Aussage (sehr geringes, geringes, mittleres, hohes
und sehr hohes Vertrauen).

1.6 Aufbau des Berichtes

Nach der Einleitung in Kap. 1 stellt Kap. 2 vier sozialwis-
senschaftliche Perspektiven vor. In Teil 2 wird das klima-
freundliche Leben in sechs verschiedenen Handlungsfeldern
untersucht, in Teil 3 Strukturen für ein klimafreundliches Le-
ben und in Teil 4 in Kap. 23 der aktuelle Forschungsstand zu

Transformationspfaden sowie Szenarien zusammengefasst
und die Ergebnisse dieses Berichtes entlang von Transfor-
mationspfaden und Ansatzpunkten systematisiert. In Teil 5
geben vier Kapitel einen vertieften Überblick über Theorien
des Wandels, auf deren Basis die Perspektiven von Kap. 2
entwickelt wurden.

Kap. 1 klärt grundlegende Begriffe wie klimafreundliches
Leben, Handlung, Strukturen und Gestaltbarkeit. Weiters
gibt dieses Kapitel einen Überblick über aktuelle Entwick-
lungen der klimaschädlichen Emissionen, die in Wider-
spruch zum klimafreundlichen Leben stehen. Auch wird der
aktuelle Stand des Wissens zur Verteilung von Emissionen
auf unterschiedliche Sektoren, Haushaltsgruppen und Tä-
tigkeiten dargelegt. Letztlich wird ein Überblick über die
Berichtentwicklung und den Reviewprozess gegeben.

Kap. 2 sammelt und verdichtet Theorien des Wandels
mit Bezug auf klimafreundliches Leben. Um die Breite von
sozialwissenschaftlichen Theorien zusammenzufassen, wer-
den diese entlang von vier Perspektiven strukturiert: Die
Marktperspektive, die Innovationsperspektive, die Bereitstel-
lungsperspektive sowie die Gesellschaft-Natur-Perspektive.
Jede der besprochenen Perspektiven trägt unterschiedliche
Dimensionen zur Gestaltbarkeit und Veränderbarkeit von
Strukturen für ein klimafreundliches Leben bei. Allen voran
beziehen sich verschiedene Akteur_innen auf unterschied-
liche Weise darauf. Verschiedene Perspektiven setzen auf
unterschiedliche Formen des Gestaltens von Strukturen kli-
mafreundlichen Lebens und präferieren deshalb auch jeweils
unterschiedliche klimapolitische Instrumente.
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Die Kapitel in Teil 2 besprechen klimafreundliches Leben
in sechs verschiedenen Handlungsfeldern: Wohnen; Ernäh-
rung; Mobilität; Erwerbsarbeit; Sorgearbeit für die eigene
Person, Haushalt, Familie und Gesellschaft; Freizeit und
Urlaub. Jedes dieser Kapitel behandelt die jeweiligen Hand-
lungsfelder entlang der vier berichtbegleitenden Fragen.
Auch werden hier aktuelle Entwicklungen klimaschädlicher
Emissionen im Detail dargelegt.

Die Kapitel in Teil 3 diskutieren, quer zu den Handlungs-
feldern, Strukturen mit Bezug auf klimafreundliches Leben.
Die Literatur zu folgenden zwölf Strukturen wird analysiert:
Recht; Governance und politische Beteiligung; Innovations-
system und -politik; Die Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen; Globalisierung: globale Warenketten und Ar-
beitsteilung; Geld- und Finanzsystem; Soziale und räumliche
Ungleichheit; Sozialstaat und Klimawandel; Raumplanung;
Mediendiskurse und -Strukturen; Bildung und Wissenschaft
für ein klimafreundliches Leben und Netzgebundene Infra-
strukturen.

In Teil 4 gibt Kap. 23 einen Überblick über in der Literatur
diskutierte Szenarien, die Rolle von Narrativen für ein kli-
mafreundliches Leben und ordnet die Gestaltungsoptionen
des Berichts grundsätzlich unterschiedlichen Transformati-
onspfaden zu. Aus einer Diskussion von Synergien und Kon-
flikten der Handlungsmöglichkeiten dieser Pfade wird ein
Transformationspfad als Option zur Förderung klimafreund-
lichen Lebens und damit zur Erreichung der Klimaziele
skizziert. Weiters werden die Interventionspunkte diskutiert
und bewertet.

Die Kapitel in Teil 5 erarbeiten und erläutern Theorien des
Wandels im Detail. Es werden verschiedene sozialwissen-
schaftliche Zugänge zu Wandel und Transformation erläutert
und entlang der berichtbegleitenden Fragen dargelegt. Dieses
Kapitel vertieft zur Nachvollziehbarkeit Grundannahmen,
Konzepte und Theorien der internationalen wissenschaftli-
chen Debatte.

1.7 Quellenverzeichnis

ACRP. (2019). Austrian Climate Research Programme 2019. Klima-
und Energiefonds. https://www.klimafonds.gv.at/call/austrian-
climate-research-programme-5/

Anderl, M., Gangl, M., Kuschel, V., Lampert, C., Mandl, N., Matthews,
B., Moldaschl, E., Simone Mayer, Pazdernik, K., Poupa, S., Purz-
ner, M., schaub, A. K. R., Schieder, W., Schmid, C., Schmidt, G.,
Schodl, B., Schwaiger, E., Schwarzl, B., Stranner, G., . . . Zechmeis-
ter, A. (2022). Austria’s Annual Greenhouse Gas Inventory 1990–
2020. Umweltbundesamt (UBA). https://www.umweltbundesamt.at/
fileadmin/site/publikationen/rep0798.pdf

Anderl, M., Friedrich, A., Gangl, M., Haider, S., Köther, T., Mar-
tin Kriech, Verena Kuschel, Christoph Lampert, Nicole Mandl,
Bradley Matthews, Katja Pazdernik, Marion Pinterits, Stephan Pou-
pa, Maria Purzner, Wolfgang Schieder, Carmen Schmid, Günther
Schmidt, Barbara Schodl, Elisabeth Schwaiger, . . . Andreas Zech-
meiste. (2021). Austria’s National Inventory Report 2021 (Nr. 0761).

Umwelbundesamt GmbH. Abgerufen 3. Mai 2022, von https://www.
umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0761.pdf

Archer, M. S. (1995). Realist social theory: The morphogenetic ap-
proach. Cambridge University Press.

Austrian Panel on Climate Change (APCC). (2018). Österreichi-
scher Special Report Gesundheit, Demographie und Klimawandel
(ASR18). Verlag der Österreichische Akademie der Wissenschaften.

Beck, S. (2011). Moving beyond the linear model of expertise? IPCC
and the test of adaptation. Regional Environmental Change, 11(2),
297–306. https://doi.org/10.1007/s10113-010-0136-2

Beck, S. (2012). 5. Der Weltklimarat (IPCC): Das Modell für Po-
litikberatung auf internationaler Ebene? In J. Halfmann & M.
Morisse-Schilbach (Hrsg.), Wissen, Wissenschaft und Global Com-
mons (S. 153–179). Nomos Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG.
https://doi.org/10.5771/9783845239323-153

Beck, S., Borie, M., Chilvers, J., Esguerra, A., Heubach, K., Hulme,
M., Lidskog, R., Lövbrand, E., Marquard, E., Miller, C., Nadim,
T., Neßhöver, C., Settele, J., Turnhout, E., Vasileiadou, E., & Görg,
C. (2014). Towards a Reflexive Turn in the Governance of Global
Environmental Expertise. The Cases of the IPCC and the IPBES.
GAIA – Ecological Perspectives for Science and Society, 23(2), 80–
87. https://doi.org/10.14512/gaia.23.2.4

Berkes, F. (2009). Indigenous ways of knowing and the study of en-
vironmental change. Journal of the Royal Society of New Zealand,
39(4), 151–156. https://doi.org/10.1080/03014220909510568

Bhan, M., Gingrich, S., Roux, N., Le Noë, J., Kastner, T., Matej, S.,
Schwarzmueller, F., & Erb, K.-H. (2021). Quantifying and attribu-
ting land use-induced carbon emissions to biomass consumption: A
critical assessment of existing approaches. Journal of Environmental
Management, 286, 112228. https://doi.org/10.1016/j.jenvman.2021.
112228

Bhaskar, R., Archer, M., Collier, A., Lawson, T., & Norrie, A. (Hrsg.).
(1998). Critical Realism: Essential Readings. Routledge.

Conrad, J. (2010). Sozialwissenschaftliche Analyse von Klimafor-
schung, -diskurs und -politik am Beispiel des IPCC. In M. Voss
(Hrsg.), Der Klimawandel: Sozialwissenschaftliche Perspektiven
(S. 101–115). VS Verlag für Sozialwissenschaften. https://doi.org/
10.1007/978-3-531-92258-4_6

Creutzig, F., Callaghan, M., Ramakrishnan, A., Javaid, A., Niamir, L.,
Minx, J., Müller-Hansen, F., Sovacool, B., Afroz, Z., Andor, M., An-
tal, M., Court, V., Das, N., Díaz-José, J., Döbbe, F., Figueroa, M.
J., Gouldson, A., Haberl, H., Hook, A., . . . Wilson, C. (2021). Re-
viewing the scope and thematic focus of 100 000 publications on
energy consumption, services and social aspects of climate change:
A big data approach to demand-side mitigation �. Environmental
Research Letters, 16(3), 033001. https://doi.org/10.1088/1748-9326/
abd78b

Danermark, B. (2002). Explaining society: Critical realism in the social
sciences. Routledge.

Davydova, I., & Sharrock, W. (2003). The Rise and Fall of the
Fact/Value Distinction. The Sociological Review, 51(3), 357–375.
https://doi.org/10.1111/1467-954X.00425

Díaz, S., Demissew, S., Carabias, J., Joly, C., Lonsdale, M., Ash, N.,
Larigauderie, A., Adhikari, J. R., Arico, S., Báldi, A., Bartuska, A.,
Baste, I. A., Bilgin, A., Brondizio, E., Chan, K. M., Figueroa, V. E.,
Duraiappah, A., Fischer, M., Hill, R., . . . Zlatanova, D. (2015). The
IPBES Conceptual Framework – Connecting nature and people. Cur-
rent Opinion in Environmental Sustainability, 14, 1–16. https://doi.
org/10.1016/j.cosust.2014.11.002

Dobusch, L., & Kapeller, J. (2012). Heterodox United vs. Mainstream
City? Sketching a Framework for Interested Pluralism in Economics.
Journal of Economic Issues, 46(4), 1035–1058. https://doi.org/10.
2753/JEI0021-3624460410

Druckman, A., Buck, I., Hayward, B., & Jackson, T. (2012). Time, gen-
der and carbon: A study of the carbon implications of British adults’

https://www.klimafonds.gv.at/call/austrian-climate-research-programme-5/
https://www.klimafonds.gv.at/call/austrian-climate-research-programme-5/
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0798.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0798.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0761.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0761.pdf
https://doi.org/10.1007/s10113-010-0136-2
https://doi.org/10.5771/9783845239323-153
https://doi.org/10.14512/gaia.23.2.4
https://doi.org/10.1080/03014220909510568
https://doi.org/10.1016/j.jenvman.2021.112228
https://doi.org/10.1016/j.jenvman.2021.112228
https://doi.org/10.1007/978-3-531-92258-4_6
https://doi.org/10.1007/978-3-531-92258-4_6
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abd78b
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abd78b
https://doi.org/10.1111/1467-954X.00425
https://doi.org/10.1016/j.cosust.2014.11.002
https://doi.org/10.1016/j.cosust.2014.11.002
https://doi.org/10.2753/JEI0021-3624460410
https://doi.org/10.2753/JEI0021-3624460410


192 Kapitel 1. Einleitung: Strukturen für ein klimafreundliches Leben

use of time. Ecological Economics, 84, 153–163. https://doi.org/10.
1016/j.ecolecon.2012.09.008

European Environment Agency. (2019).More national climate policies
expected, but how effective are the existing ones? Publications Of-
fice. https://data.europa.eu/doi/10.2800/241300

Evans, E. D. (2016). Measuring Interdisciplinarity Using Text. Socius:
Sociological Research for a Dynamic World, 2, 237802311665414.
https://doi.org/10.1177/2378023116654147

Evans, E. D., Gomez, C. J., & McFarland, D. A. (2016). Measuring
Paradigmaticness of Disciplines Using Text. Sociological Science,
3, 757–778. https://doi.org/10.15195/v3.a32

Forster, P. M., Forster, H. I., Evans, M. J., Gidden, M. J., Jones, C. D.,
Keller, C. A., Lamboll, R. D., Quéré, C. L., Rogelj, J., Rosen, D.,
Schleussner, C.-F., Richardson, T. B., Smith, C. J., & Turnock, S.
T. (2020). Current and future global climate impacts resulting from
COVID-19. Nature Climate Change, 10(10), 913–919. https://doi.
org/10.1038/s41558-020-0883-0

Friedlingstein, P., Jones, M. W., O’Sullivan, et al. (2021) Global Carbon
Budget 2021. Earth Syst. Sci. Data Discuss., 2021, 1–191. https://
essd.copernicus.org/preprints/essd-2021-386/essd-2021-386.pdf

Giere, R. N. (2006). Scientific perspectivism. University of Chicago
Press.

Görg, C., Beck, S., Berghöfer, A., van den Hove, S., Koetz, T., Korn, H.,
Leiner, S., Neßhöver, C., Rauschmayer, F., Sharman, M., Wittmer,
H., & Zaunberger, K. (2007). International Science-Policy Interfaces
for Biodiversity Governance – Needs, Challenges, Experiences. A
Contribution to the IMoSEB Consultative Process. UFZ Discussion
Papers, 10/06.

Görg, C., Neßhöver, C., & Paulsch, A. (2010). A New Link Between
Biodiversity Science and Policy. GAIA – Ecological Perspectives for
Science and Society, 19(3), 183–186. https://doi.org/10.14512/gaia.
19.3.7

Gough, I. (2013). Carbon Mitigation Policies, Distributional Dilem-
mas and Social Policies. Journal of Social Policy, 42(02), 191–213.
https://doi.org/10.1017/S0047279412001018

Gough, I. (2017). Heat, Greed and Human Need: Climate Change, Ca-
pitalism and Sustainable Wellbeing. Edward Elgar Publishing.

Gruchy, A. G. (1987). The Reconstruction of Economics: An Analysis
of the Fundamentals of Institutional Economics. Greenwood Press.

Grunwald, A. (2015). Transformative Wissenschaft – eine neue Ord-
nung im Wissenschaftsbetrieb? GAIA – Ecological Perspectives for
Science and Society, 24(1), 17–20. https://doi.org/10.14512/gaia.24.
1.5

Haberl, H., Wiedenhofer, D., Virág, D., Kalt, G., Plank, B., Brockway,
P., Fishman, T., Hausknost, D., Krausmann, F., Leon-Gruchalski, B.,
Mayer, A., Pichler, M., Schaffartzik, A., Sousa, T., Streeck, J., &
Creutzig, F. (2020). A systematic review of the evidence on decou-
pling of GDP, resource use and GHG emissions, part II: Synthesizing
the insights. Environmental Research Letters, 15(6), 065003. https://
doi.org/10.1088/1748-9326/ab842a

Hausknost, D., & Haas, W. (2019). The Politics of Selection: Towards a
Transformative Model of Environmental Innovation. Sustainability,
11(2), 506. https://doi.org/10.3390/su11020506

Hinterberger, F., Luks, F., & Schmidt-Bleek, F. (1997). Material
flows vs. Natural capital – What makes an economy sustainable?
Ecological Economics, 23(1), 1–14. https://doi.org/10.1016/S0921-
8009(96)00555-1

Hirsch Hadorn, G. (2008). Handbook of transdisciplinary research.
Springer.

Hirsch Hadorn, G., Bradley, D., Pohl, C., Rist, S., & Wiesmann,
U. (2006). Implications of transdisciplinarity for sustainability re-
search. Ecological Economics, 60(1), 119–128. https://doi.org/10.
1016/j.ecolecon.2005.12.002

Hodgson, G. M. (1989). Economics and institutions – A manifesto for a
modern institutional economics. Polity Press.

Hulme, M. (2014). Can science fix climate change? A case against cli-
mate engineering. Polity Press.

Hulme, M., Mahony, M., Beck, S., Gorg, C., Hansjurgens, B., Hauck, J.,
Nesshover, C., Paulsch, A., Vandewalle, M., Wittmer, H., Boschen,
S., Bridgewater, P., Diaw, M. C., Fabre, P., Figueroa, A., Heong,
K. L., Korn, H., Leemans, R., Lovbrand, E., . . . van der Sluijs, J.
P. (2011). Science-Policy Interface: Beyond Assessments. Science,
333(6043), 697–698. https://doi.org/10.1126/science.333.6043.697

IPCC. (1996). Climate Change 1995: A report of the Intergovernmental
Panel on Climate Change, Second Assessment Report of the Intergo-
vernmental Panel on Climate Change. IPCC.

IPCC. (2007). Climate Change 2007: Synthesis Report. Contribution of
Working Groups I, II and III to the Fourth Assessment Report of the
Intergovernmental Panel on Climate Change [Core Writing Team,
Pachauri, R.K and Reisinger, A. (eds.)] (S. 104). IPCC.

IPCC. (2018). Summary for Policymakers of IPCC Special Report on
Global Warming of 1.5oC approved by governments.

IPCC. (2021). Climate change 2021: The physical science basis:
Working Group I contribution to the sixth assessment report of the
Intergovernmental Panel on climate change [Masson-Delmotte, V.,
P. Zhai, A. Pirani, S.L. Connors, C. Péan, S. Berger, N. Caud, Y.
Chen, L. Goldfarb, M.I. Gomis, M. Huang, K. Leitzell, E. Lonnoy,
J.B.R. Matthews, T.K. Maycock, T. Waterfield, O. Yelekçi, R. Yu,
and B. Zhou (eds.)]. /z-wcorg/. https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg1/
downloads/report/IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf

IPCC. (2022). Summary for Policymakers. In P. R. Shukla, J. Skea, R.
Slade, A. A. Khourdajie, R. van Diemen, D. McCollum, M. Pathak,
S. Some, P. Vyas, R. Fradera, M. Belkacemi, A. Hasija, G. Lisboa,
S. Luz, & J. Malley (Hrsg.), Climate Change 2022: Mitigation of
Climate Change. Contribution of Working Group III to the Sixth As-
sessment Report of the Intergovernmental Panel on Climate Change.
Cambridge University Press. https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg3/

Ivanova, D., Vita, G., Steen-Olsen, K., Stadler, K., Melo, P. C., Wood,
R., & Hertwich, E. G. (2017). Mapping the carbon footprint of EU
regions. Environmental Research Letters, 12(5), 054013. https://doi.
org/10.1088/1748-9326/aa6da9

Jahn, T., Bergmann, M., & Keil, F. (2012). Transdisciplinarity: Between
mainstreaming and marginalization. Ecological Economics, 79, 1–
10. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.04.017

Jahn, T., Hummel, D., Drees, L., Liehr, S., Lux, A., Mehring, M.,
Stieß, I., Völker, C., Winker, M., & Zimmermann, M. (2020).
Sozial-ökologische Gestaltung im Anthropozän. GAIA – Ecological
Perspectives for Science and Society, 29(2), 93–97. https://doi.org/
10.14512/gaia.29.2.6

Jahn, T., & Keil, F. (2015). An actor-specific guideline for quality as-
surance in transdisciplinary research. Futures, 65, 195–208. https://
doi.org/10.1016/j.futures.2014.10.015

Jalas, M., & Juntunen, J. K. (2015). Energy intensive lifestyles: Time
use, the activity patterns of consumers, and related energy demands
in Finland. Ecological Economics, 113, 51–59. https://doi.org/10.
1016/j.ecolecon.2015.02.016

Jasanoff, S. (1996). Beyond Epistemology: Relativism and Engagement
in the Politics of Science. Social Studies of Science, 26(2), 393–418.
https://doi.org/10.1177/030631296026002008

Jasanoff, S. (Hrsg.). (2004). States of knowledge: The co-production of
science and social order. Routledge.

Kates, R. W., Clark, W. C., Corell, R., Hall, J. M., Jaeger, C. C., Lo-
we, I., McCarthy, J. J., Schellnhuber, H. J., Bolin, B., Dickson, N.
M., Faucheux, S., Gallopin, G. C., Grübler, A., Huntley, B., Jäger, J.,
Jodha, N. S., Kasperson, R. E., Mabogunje, A., Matson, P., . . . Sve-
din, U. (2001). Sustainability science. Science, 292(5517), 641–642.
https://doi.org/10.1126/science.1059386

Kirchengast, G., & Steininger, K. (2020). Wegener Center State-
ment 9.10.2020 – Ein Update zum Ref-NEKP der Wissenschaft:
Treibhausgasbudget für Österreich auf dem Weg zur Klimaneutra-

https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.09.008
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.09.008
https://data.europa.eu/doi/10.2800/241300
https://doi.org/10.1177/2378023116654147
https://doi.org/10.15195/v3.a32
https://doi.org/10.1038/s41558-020-0883-0
https://doi.org/10.1038/s41558-020-0883-0
https://essd.copernicus.org/preprints/essd-2021-386/essd-2021-386.pdf
https://essd.copernicus.org/preprints/essd-2021-386/essd-2021-386.pdf
https://doi.org/10.14512/gaia.19.3.7
https://doi.org/10.14512/gaia.19.3.7
https://doi.org/10.1017/S0047279412001018
https://doi.org/10.14512/gaia.24.1.5
https://doi.org/10.14512/gaia.24.1.5
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab842a
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab842a
https://doi.org/10.3390/su11020506
https://doi.org/10.1016/S0921-8009
https://doi.org/10.1016/S0921-8009
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2005.12.002
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2005.12.002
https://doi.org/10.1126/science.333.6043.697
https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg1/downloads/report/IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf
https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg1/downloads/report/IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf
https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg3/
https://doi.org/10.1088/1748-9326/aa6da9
https://doi.org/10.1088/1748-9326/aa6da9
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.04.017
https://doi.org/10.14512/gaia.29.2.6
https://doi.org/10.14512/gaia.29.2.6
https://doi.org/10.1016/j.futures.2014.10.015
https://doi.org/10.1016/j.futures.2014.10.015
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2015.02.016
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2015.02.016
https://doi.org/10.1177/030631296026002008
https://doi.org/10.1126/science.1059386


1.7 Quellenverzeichnis 193

lität 2040. https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-
TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf

Lamb, W. F., Antal, M., Bohnenberger, K., Brand-Correa, L. I., Müller-
Hansen, F., Jakob, M., Minx, J. C., Raiser, K., Williams, L., &
Sovacool, B. K. (2020). What are the social outcomes of climate
policies? A systematic map and review of the ex-post literature.
Environmental Research Letters. https://doi.org/10.1088/1748-9326/
abc11f

Lamb, W. F., Wiedmann, T., Pongratz, J., Andrew, R., Crippa, M., Olivi-
er, J. G. J., Wiedenhofer, D., Mattioli, G., Khourdajie, A. A., House,
J., Pachauri, S., Figueroa, M., Saheb, Y., Slade, R., Hubacek, K.,
Sun, L., Ribeiro, S. K., Khennas, S., de la Rue du Can, S., . . . Minx,
J. (2021). A review of trends and drivers of greenhouse gas emis-
sions by sector from 1990 to 2018. Environmental Research Letters,
16(7), 073005. https://doi.org/10.1088/1748-9326/abee4e

Liang, S., Qu, S., Zhu, Z., Guan, D., & Xu, M. (2017). Income-
Based Greenhouse Gas Emissions of Nations. Environmental Sci-
ence & Technology, 51(1), 346–355. https://doi.org/10.1021/acs.est.
6b02510

Loreau, M., Oteng-Yeboah, A., Arroyo, M. T. K., Babin, D., Barbault,
R., Donoghue, M., Gadgil, M., Häuser, C., Heip, C., Larigauderie,
A., Ma, K., Mace, G., Mooney, H. A., Perrings, C., Raven, P., Saruk-
han, J., Schei, P., Scholes, R. J., & Watson., R. T. (2006). Diversity
without representation. Nature, 442(7100), 245–246. https://doi.org/
10.1038/442245a

Marques, A., Rodrigues, J., Lenzen, M., & Domingos, T. (2012).
Income-based environmental responsibility. Ecological Economics,
84, 57–65. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.09.010

Meyer, L., & Steininger, K. (2017). Das Treibhausgas-Budget für
Österreich (Wissenschaftlicher Bericht Nr. 72–2017). https://
wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-
Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf

Miller, C. A., & Wyborn, C. (2020). Co-production in global sustain-
ability: Histories and theories. Environmental Science & Policy, 113,
88–95. https://doi.org/10.1016/j.envsci.2018.01.016

Muñoz, P., Zwick, S., & Mirzabaev, A. (2020). The impact of urbaniza-
tion on Austria’s carbon footprint. Journal of Cleaner Production,
263, 121326. https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.121326

Nabernegg, S. (2021a). Emissionen hin oder her: Wer stößt sie aus
und wieviel ist zuviel? In Beigewurm, Attac, & Armutskonferenz
(Hrsg.), Klimasoziale Politik: Eine gerechte und emissionsfreie Ge-
sellschaft gestalten (S. 175–183). bahoe books.

Nabernegg, S. (2021b). Emission distribution and incidence of national
mitigation policies among households in Austria (Graz Economics
Paper Nr. 2021–12). University of Graz, Department of Economics.
https://econpapers.repec.org/paper/grzwpaper/2021-12.htm

Nabernegg, S., Steininger, K.W., Lackner, T. (2023).Consumption- and
production-based emissions: Updates for Austria, June 2023. We-
gener Center Scientific Report 100-2023, Wegener Center Verlag,
University of Graz, Austria.

Nassehi, A. (2008). Die Zeit der Gesellschaft: Auf dem Weg zu einer so-
ziologischen Theorie der Zeit. VS Verlag für Sozialwissenschaften.

Novy, A., Bärnthaler, R., & Heimerl, V. (2020). Zukunftsfähiges Wirt-
schaften (1.). Beltz.

Ostrom, E. (1990). Governing the Commons: The Evolution of Institu-
tions for Collective Action. Cambridge University Press.

Paulsch, A., Görg, C., & Neßhöver, C. (2010). Intergovernmental
Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem Services
(IPBES) – Auf dem Weg zu einem weltweiten Biodiversitätsrat. Lo-
cal Land & Soil News, 34/35, 15–16.

Pielke, R., Prins, G., Rayner, S., & Sarewitz, D. (2007). Lifting the ta-
boo on adaptation. Nature, 445(7128), 597–598. https://doi.org/10.
1038/445597a

Plank, C., Haas, W., Schreuer, A., Irshaid, J., Barben, D., & Görg, C.
(2021). Climate policy integration viewed through the stakeholders’

eyes: A co-production of knowledge in social-ecological transfor-
mation research. Environmental Policy and Governance, eet.1938.
https://doi.org/10.1002/eet.1938

Pohl, C., & Hadorn, G. H. (2008). Methodological challenges of trans-
disciplinary research. Natures Sciences Sociétés, 16(2), 111–121.
https://doi.org/10.1051/nss:2008035

Rogelj, J., Forster, P. M., Kriegler, E., Smith, C. J., & Séférian, R.
(2019). Estimating and tracking the remaining carbon budget for
stringent climate targets. Nature, 571(7765), 335–342. https://doi.
org/10.1038/s41586-019-1368-z

Rohe, W. (2015). Vom Nutzen der Wissenschaft für die Gesellschaft:
Eine Kritik zum Anspruch der transformativen Wissenschaft. GAIA
– Ecological Perspectives for Science and Society, 24(3), 156–159.
https://doi.org/10.14512/gaia.24.3.5

Røpke, I. (1999). The dynamics of willingness to consume. Ecological
Economics, 28(3), 399–420.

Sass, H. von (Hrsg.). (2019). Perspektivismus: Neue Beiträge aus der
Erkenntnistheorie, Hermeneutik und Ethik. Meiner.

Schneider, F., Giger, M., Harari, N., Moser, S., Oberlack, C., Pro-
vidoli, I., Schmid, L., Tribaldos, T., & Zimmermann, A. (2019).
Transdisciplinary co-production of knowledge and sustainability
transformations: Three generic mechanisms of impact generation.
Environmental Science & Policy, 102, 26–35. https://doi.org/10.
1016/j.envsci.2019.08.017

Schneidewind, U. (2015). Transformative Wissenschaft – Motor für
gute Wissenschaft und lebendige Demokratie. GAIA – Ecological
Perspectives for Science and Society, 24(2), 88–91. https://doi.org/
10.14512/gaia.24.2.5

Schor, J. B. (1991). The insidious cycle of work-and-spend. In The over-
worked American: The unexpected decline of leisure. Basic Books.

Seto, K. C., Davis, S. J., Mitchell, R. B., Stokes, E. C., Unruh, G., &
Ürge-Vorsatz, D. (2016). Carbon Lock-In: Types, Causes, and Policy
Implications. Annual Review of Environment and Resources, 41(1),
425–452. https://doi.org/10.1146/annurev-environ-110615-085934

Shackley, S., & Skodvin, T. (1995). IPCC gazing and the interpreta-
tive social sciences: A comment on Sonja Boehmer-Christiansen’s:
“Global climate protection policy: the limits of scientific advice”.
Global Environmental Change, 5(3), 175–180. https://doi.org/10.
1016/0959-3780(95)00021-F

Shove, E. (2010). Beyond the ABC: Climate Change Policy and Theo-
ries of Social Change. Environment and Planning A, 42, 1273–1285.
https://doi.org/10.1068/a42282

Shove, E., Trentmann, F., & Wilk, R. R. (Hrsg.). (2009). Time, con-
sumption and everyday life: Practice, materiality and culture. Berg.

Smetschka, B., Wiedenhofer, D., Egger, C., Haselsteiner, E., Moran,
D., & Gaube, V. (2019). Time Matters: The Carbon Footprint of
Everyday Activities in Austria. Ecological Economics, 164, 106357.
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2019.106357

Star, S. L., & Griesemer, J. R. (1989). Institutional Ecology, “Transla-
tions” and Boundary Objects: Amateurs and Professionals in Berke-
ley’s Museum of Vertebrate Zoology, 1907–39. Social Studies of Sci-
ence, 19(3), 387–420. https://doi.org/10.1177/030631289019003001

Steininger, K. W., Lininger, C., Meyer, L. H., Muñoz, P., & Schinko,
T. (2016). Multiple carbon accounting to support just and effective
climate policies. Nature Climate Change, 6(1), 35–41. https://doi.
org/10.1038/nclimate2867

Steininger, K. W., Munoz, P., Karstensen, J., Peters, G. P., Stroh-
maier, R., & Velázquez, E. (2018). Austria’s consumption-based
greenhouse gas emissions: Identifying sectoral sources and destina-
tions. Global Environmental Change, 48, 226–242. https://doi.org/
10.1016/j.gloenvcha.2017.11.011

Steininger, K. W., Williges, K., Meyer, L. H., Maczek, F., & Riahi, K.
(2022). Sharing the effort of the European Green Deal among coun-
tries. Nature Communications, 13(1), 3673. https://doi.org/10.1038/
s41467-022-31204-8

https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abc11f
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abc11f
https://doi.org/10.1088/1748-9326/abee4e
https://doi.org/10.1021/acs.est.6b02510
https://doi.org/10.1021/acs.est.6b02510
https://doi.org/10.1038/442245a
https://doi.org/10.1038/442245a
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.09.010
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/wegcreports/2017/WCV-WissBer-Nr72-LMeyerKSteininger-Okt2017.pdf
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2018.01.016
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.121326
https://econpapers.repec.org/paper/grzwpaper/2021-12.htm
https://doi.org/10.1038/445597a
https://doi.org/10.1038/445597a
https://doi.org/10.1002/eet.1938
https://doi.org/10.1051/nss:2008035
https://doi.org/10.1038/s41586-019-1368-z
https://doi.org/10.1038/s41586-019-1368-z
https://doi.org/10.14512/gaia.24.3.5
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2019.08.017
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2019.08.017
https://doi.org/10.14512/gaia.24.2.5
https://doi.org/10.14512/gaia.24.2.5
https://doi.org/10.1146/annurev-environ-110615-085934
https://doi.org/10.1016/0959-3780
https://doi.org/10.1016/0959-3780
https://doi.org/10.1068/a42282
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2019.106357
https://doi.org/10.1177/030631289019003001
https://doi.org/10.1038/nclimate2867
https://doi.org/10.1038/nclimate2867
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2017.11.011
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2017.11.011
https://doi.org/10.1038/s41467-022-31204-8
https://doi.org/10.1038/s41467-022-31204-8


194 Kapitel 1. Einleitung: Strukturen für ein klimafreundliches Leben

Stoddard, I., Anderson, K., Capstick, S., Carton, W., Depledge, J., Fa-
cer, K., Gough, C., Hache, F., Hoolohan, C., Hultman, M., Hällström,
N., Kartha, S., Klinsky, S., Kuchler, M., Lövbrand, E., Nasiritousi,
N., Newell, P., Peters, G. P., Sokona, Y., . . . Williams, M. (2021).
Three Decades of Climate Mitigation: Why Haven’t We Bent the
Global Emissions Curve? Annual Review of Environment and Re-
sources, 46(1), 653–689. https://doi.org/10.1146/annurev-environ-
012220-011104

Strohschneider, P. (2014). Zur Politik der Transformativen Wissen-
schaft. In A. Brodocz, D. Herrmann, R. Schmidt, D. Schulz, & J.
Schulze Wessel (Hrsg.), Die Verfassung des Politischen (S. 175–
192). Springer Fachmedien Wiesbaden. https://doi.org/10.1007/978-
3-658-04784-9_10

Strunz, S., & Gawel, E. (2017). Transformative Wissenschaft: Eine
kritische Bestandsaufnahme der Debatte. GAIA – Ecological Per-
spectives for Science and Society, 26(4), 321–325. https://doi.org/
10.14512/gaia.26.4.8

Tagliapietra, S. (2021, Juli 14). Fit for 55 marks Europe’s climate mo-
ment of truth | Bruegel. Bruegel Blog. https://www.bruegel.org/2021/
07/fit-for-55-marks-europes-climate-moment-of-truth/

Tukker, A., Pollitt, H., & Henkemans, M. (2020). Consumption-based
carbon accounting: Sense and sensibility. Climate Policy, 20(sup1),
S1–S13. https://doi.org/10.1080/14693062.2020.1728208

Umweltbundesamt. (2020). Klimaschutzbericht 2020. Umweltbun-
desamt (UBA). https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/
publikationen/rep0738.pdf

Umweltbundesamt. (2021). Treibhausgas-Bilanz Österreichs 2019.
https://www.umweltbundesamt.at/news210119

UNEP. (2020). Emissions Gap Report 2020. Nairobi.
UNEP. (2021). Emissions Gap Report 2021. Neirobi.

Vasileiadou, E., Heimeriks, G., & Petersen, A. C. (2011). Exploring
the impact of the IPCC Assessment Reports on science. Environ-
mental Science & Policy, 14(8), 1052–1061. https://doi.org/10.1016/
j.envsci.2011.07.002

Vatn, A. (2005). Institutions And The Environment. Edward Elgar Pub.
Wiedenhofer, D., Smetschka, B., Akenji, L., Jalas, M., & Haberl, H.

(2018). Household time use, carbon footprints, and urban form: A
review of the potential contributions of everyday living to the 1.5 ıC
climate target. Current Opinion in Environmental Sustainability, 30,
7–17. https://doi.org/10.1016/j.cosust.2018.02.007

Wiedenhofer, D., Virág, D., Kalt, G., Plank, B., Streeck, J., Pichler, M.,
Mayer, A., Krausmann, F., Brockway, P., Schaffartzik, A., Fishman,
T., Hausknost, D., Leon-Gruchalski, B., Sousa, T., Creutzig, F., &
Haberl, H. (2020). A systematic review of the evidence on decou-
pling of GDP, resource use and GHG emissions, part I: Bibliometric
and conceptual mapping. Environmental Research Letters, 15(6),
063002. https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab8429

Wiedmann, T., Lenzen, M. (2018) Environmental and social footprints
of international trade. Nature Geosci 11, 314–321. https://doi.org/10.
1038/s41561-018-0113-9

Williges, K., Meyer, L. H., Steininger, K. W., & Kirchengast, G. (2022).
Fairness critically conditions the carbon budget allocation across
countries. Global Environmental Change, 74, 102481. https://doi.
org/10.1016/j.gloenvcha.2022.102481

Wissel, C. von. (2015). Die Eigenlogik der Wissenschaft neu ver-
handeln: Implikationen einer transformativen Wissenschaft. GAIA
– Ecological Perspectives for Science and Society, 24(3), 152–155.
https://doi.org/10.14512/gaia.24.3.4

Wood, R., Moran, D. D., Rodrigues, J. F. D. and Stadler, K. (2019)
Variation in trends of consumption based carbon accounts. Scientific
Data, 6, 99. https://doi.org/10.1038/s41597-019-0102-x

https://doi.org/10.1146/annurev-environ-012220-011104
https://doi.org/10.1146/annurev-environ-012220-011104
https://doi.org/10.1007/978-3-658-04784-9_10
https://doi.org/10.1007/978-3-658-04784-9_10
https://doi.org/10.14512/gaia.26.4.8
https://doi.org/10.14512/gaia.26.4.8
https://www.bruegel.org/2021/07/fit-for-55-marks-europes-climate-moment-of-truth/
https://www.bruegel.org/2021/07/fit-for-55-marks-europes-climate-moment-of-truth/
https://doi.org/10.1080/14693062.2020.1728208
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0738.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0738.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/news210119
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2011.07.002
https://doi.org/10.1016/j.envsci.2011.07.002
https://doi.org/10.1016/j.cosust.2018.02.007
https://doi.org/10.1088/1748-9326/ab8429
https://doi.org/10.1038/s41561-018-0113-9
https://doi.org/10.1038/s41561-018-0113-9
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2022.102481
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2022.102481
https://doi.org/10.14512/gaia.24.3.4
https://doi.org/10.1038/s41597-019-0102-x


Kapitel 2. Perspektiven zur Analyse und Gestaltung
von Strukturen klimafreundlichen Lebens

Koordinierende Leitautor_innen
Andreas Novy, Margaret Haderer und Klaus Kubeczko.

Leitautor_innen
Ernest Aigner, Richard Bärnthaler, Ulrich Brand, Thomas
Brudermann, Antje Daniel, Andreas Exner, Julia Fankhau-
ser, Michael Getzner, Christoph Görg, Michael Jonas, Mar-
kus Ohndorf, Michael Ornetzeder, Leonhard Plank, Thomas
Schinko, Nicolas Schlitz, Anke Strüver und Franz Tödtling.

Beitragende Autor_innen
Joanne Linnerooth-Bayer, Alina Brad, Veronica Karabaczek
und Mathias Krams.

Revieweditor
Thomas Jahn

Zitierhinweis
Novy, A., M. Haderer, K. Kubeczko, E. Aigner, R. Bärntha-
ler, U. Brand, T. Brudermann, A. Daniel, A. Exner, J. Fank-
hauser, M. Getzner, C. Görg, M. Jonas, M. Ohndorf, M. Or-
netzeder, L. Plank, T. Schinko, N. Schlitz, A. Strüver und
F. Tödtling (2023): Perspektiven zur Analyse und Gestaltung
von Strukturen klimafreundlichen Lebens. In: APCC Special
Report: Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC
SR Klimafreundliches Leben) [Görg, C., V. Madner, A. Mu-
har, A. Novy, A. Posch, K. W. Steininger, E. Aigner (Hrsg.)].
Springer Spektrum: Berlin/Heidelberg.

Kernaussagen des Kapitels
� Problemdiagnosen, Zielhorizonte und Gestaltungs-

optionen mit Blick auf die Klimakrise sind viel-
fältig, dennoch lassen sich vor dem Hinter-
grund wirtschafts-, sozial-, und kulturwissenschaft-
licher Debatten vier Hauptperspektiven identifi-
zieren: Markt-, Innovations-, Bereitstellungs- und

Gesellschaft-Natur-Perspektive (mittlere Überein-
stimmung, starke Literaturbasis).

� Aus der Marktperspektive sind Preissignale, die kli-
mafreundliche Konsum- und Investitionsentschei-
dungen fördern, zentral für klimafreundliches Le-
ben. Wenn es passende Rahmenbedingungen gibt,
die Märkte klimafreundlich regulieren, dann tragen
Verursacherprinzip und Kostenwahrheit zur Dekar-
bonisierung bei (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis).

� Aus der Innovationsperspektive ist die soziotechni-
sche Erneuerung von Produktions- und Konsump-
tionssystemen wesentlich für ein klimafreundliches
Leben. Wenn Innovationen nicht nur unternehme-
rischen, sondern auch gesellschaftlichen Interes-
sen dienen – z. B. der Bearbeitung der Klimakrise
–, verbessern sie die Rahmenbedingungen klima-
freundlichen Lebens (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis).

� Aus der Bereitstellungsperspektive sind Bereitstel-
lungsysteme, die suffiziente und resiliente Praktiken
und Lebensformen erleichtern und damit selbstver-
ständlich machen, zentral für klimafreundliches Le-
ben. Wenn staatliche Institutionen und andere Ak-
teur_innen dauerhaft klimafreundliche Infrastruktu-
ren, Institutionen und rechtliche Regelungen schaf-
fen, können sich klimafreundliche Gewohnheiten
rascher durchsetzen (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis).

� Aus der Gesellschaft-Natur-Perspektive ist das
Wissen über zentrale Treiber der Klimakrise
(z. B. Mensch-Natur-Dualismen, Kapitalakkumula-
tion, soziale Ungleichheit) wesentlich für klima-
freundliches Leben. Nur wenn bei klimapolitischen
Lösungen auch der Bezug zu den Treibern der Kli-
makrise mitreflektiert wird (z. B. Kapitalakkumu-
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lation, westliche Naturbeherrschung), ist eine tie-
fenwirksame Bearbeitung der Klimakrise möglich
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Wenn bloß von einer Perspektive ausgegangen wird
(z. B. von der gesellschaftlich am anschlussfähigs-
ten – derzeit die Marktperspektive), dann kommen
nur bestimmte Problemdiagnosen, Zielhorizonte
und Gestaltungsoptionen zur Anwendung (mittlere
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Für die Gestaltung klimafreundlichen Lebens gilt:
Wenn mehrere Perspektiven berücksichtigt werden,
dann ist die Wahrscheinlichkeit am höchsten, dass
Problemdiagnosen, Zielhorizonte und Gestaltungs-
optionen differenziert verstanden, Prioritäten infor-
miert gesetzt und Inkompatibilitäten sowie Syner-
gien identifiziert werden können (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).

2.1 Einleitung

Kap. 2 systematisiert entlang von vier Perspektiven in den
Sozialwissenschaften weit verbreitete Theorien zur Analy-
se und Gestaltung von Strukturen klimafreundlichen Lebens.
Der vorliegende Sachstandsbericht geht hierbei von einem
weiten Verständnis von Sozialwissenschaften aus, die un-
ter anderem Politik-, Wirtschafts- und Kulturwissenschaften
und die Soziologie umfassen. Viele Beiträge nehmen auch
Bezug auf naturwissenschaftliche Theorien.

Das Kapitel möchte Leser_innen des Berichtes bewusst
machen, mit wie grundlegend unterschiedlichen Zugängen
Forscher_innen Strukturen klimafreundlichen Lebens analy-
sieren. Dies ist wichtig, um zu verstehen, dass es nie nur
eine, sondern immer mehrere Perspektiven auf Strukturen
klimafreundlichen Lebens gibt. Dieses Bewusstsein hilft, die
Komplexität der Sozialwissenschaften und damit die Kom-
plexität der Aufgabe – Strukturen für ein klimafreundliches
Leben zu gestalten – zu erfassen. Unterschiedliche Zugän-
ge zu sehen, bedeutet auch, ein besseres Verständnis von
konfligierenden Problemdiagnosen, Zielhorizonten und Ge-
staltungsoptionen zu entwickeln und – idealerweise – damit
umgehen zu können.

Es gibt keine Theorien, Modelle und Heuristiken, die
alle Dimensionen eines Wandels in Richtung Strukturen kli-
mafreundlichen Lebens sowie deren Gegenspieler adäquat
erfassen. So sind manche in diesem Bericht aufgegriffe-
nen Theorien stärker im Erklären von Beharrungskräften,
die Wandel ausbremsen [siehe dazu insbesondere Teil 5,
Kap. 27], andere wiederum im „Ausbuchstabieren“ von kli-
mafreundlichen Strukturen (siehe dazu insbesondere Teil 5,
Kap. 26) und Transformationspfaden [siehe dazu insbeson-

dere Teil 5, Kap. 24, 25 und teilweise 26]. Nur wenige
der Theorien, auf denen die hier vorgestellten Perspektiven
fußen, beschäftigten sich von Beginn an mit der Klimakri-
se. Jedoch öffneten sich in den letzten Jahren zahlreiche
sozialwissenschaftliche Ansätze für die Analyse klimaun-
freundlichen Lebens, insbesondere Praxistheorie, Innovati-
onstheorien und Theorien von Bereitstellungssystemen, und
für Fragen der Gestaltung klimafreundlichen Lebens. Daher
bietet der Bericht die Chance, wissenschaftliche Erkennt-
nisse aus verschiedenen Disziplinen mit unterschiedlichen
Schwerpunkten, Annahmen, Werkzeugen und Wertvorstel-
lungen gegenüberzustellen. So können möglichst viele Di-
mensionen von Strukturen klimaunfreundlichen Lebens so-
wie deren Transformation erfasst werden.

Die Auswahl der für diesen Bericht analysierten Theo-
rien, Modelle und Heuristiken, sogenannte „Theorien des
Wandels“, die klimaunfreundliche Strukturen und deren Ge-
staltung in Richtung klimafreundlicher Strukturen untersu-
chen, ergab sich aus einem Bottom-up-Prozess und spiegelt
die Kompetenzen der Autor_innen wider. Damit konnte um-
fangreiche Literatur zum Thema aufgearbeitet werden, die
in Teil 5 ausgeführt und hier einzig zusammengefasst wird.
Aufgrund dieses forschungspragmatischen Zugangs kann
daher kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden. Et-
waige Lücken sind der Tatsache geschuldet, dass sich nicht
für alle relevanten Ansätze Autor_innen finden ließen.

Bestimmte Theorien des Wandels weisen wesentliche
„Familienähnlichkeiten“, also Gemeinsamkeiten in Bezug
auf Problemdiagnosen, Zielhorizonte und Gestaltungsop-
tionen auf, inklusive ihren zugrundeliegenden Annahmen,
Begriffen und Methoden. In der Wissenschaft spricht man
auch von Denkstilen, Paradigmen, Brillen, Forschungspro-
grammen und „epistemic communities“ – Begriffe, die im
Detail Unterschiedliches meinen (Fleck, 1935; Haas, 1992;
Kuhn, 1976), denen aber im Groben das Abstecken von Ge-
meinsamkeiten gemein ist. Die vier Perspektiven sind als
Idealtypen (Weber, 1904) zu verstehen, die unterschiedli-
che Problemanalysen, Zielhorizonte und Gestaltungsoptio-
nen ordnen und ihre jeweiligen Spezifika sichtbar machen.
Die Perspektiven sind, wie Wissenschaft an sich, nicht ob-
jektiv, sondern immer auch Ausdruck von Normen, Werten
und Interessen (Fleck, 1935; Haas, 1992; Kuhn, 1976). Da
wissenschaftlicher und gesellschaftlicher Diskurs nicht strikt
voneinander getrennt sind (Habermas, 2008), gibt es zudem
Querverbindungen zwischen Theorien und Alltagsdenken
sowie zwischen Theorien und den Interessen verschiedener
gesellschaftlicher Akteuren_innen (Foucault, 1983, 1994;
Novy, Bärnthaler, & Heimerl, 2020; Rouse, 2005).

Einzelne Theorien können in der einen oder anderen
Dimension durchaus mehreren Perspektiven zugeordnet wer-
den oder sind nur teilweise einer einzigen Perspektive zu-
ordenbar. Entsprechend ist die Zuteilung einzelner Theorien
des Wandels zu einer spezifischen Perspektive im strengen
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Sinne nicht immer eindeutig. Insbesondere in den Ausfüh-
rungen in Teil 5 wird ausdrücklich auf Unschärfen und
Überlappungen hingewiesen.

Die in diesem Kapitel vorgestellten Perspektiven erfüllen
in diesem Sinne folgende Zwecke: (1) Sie schärfen den Blick
für verschiedene Verständnisse von klimaunfreundlichen
Strukturen („Problemdiagnosen“) sowie deren Veränderung
hin zu Strukturen klimafreundlichen Lebens („Gestaltungs-
optionen“ und damit verbundenen „Zielhorizonten“). (2) Sie
dienen einer Sensibilisierung für die jeweiligen Stärken und
Schwächen von einzelnen Theorien und Perspektiven sowie
für Spannungsverhältnissen zwischen ihnen. (3) Sie liefen
Orientierung für die Analysen in den späteren Kapiteln im
Bericht und fördern dadurch eine Sensibilisierung dafür,
dass Formulierungen von Problemdiagnosen, Zielhorizonten
und Gestaltungsoptionen nicht neutral sind, sondern (oft we-
nig reflektierten) Standpunkten verhaftet sind (Giere, 2006;
Sass, 2019). Perspektivismus ist eine zentrale Erkenntnis von
Kap. 2 – eine Erkenntnis, die die Autor_innen (und in der
Folge die Leser_innen) der Folgekapitel dafür sensibilisieren
soll, dass es nicht nur eine, sondern immer mehrere Perspek-
tiven auf ein Handlungsfeld gibt.

Im Folgenden werden vier Perspektiven vorgestellt, nach
denen die Forschungen zu Klimakrise und deren Bearbei-
tung geordnet und systematisiert werden: Marktperspekti-
ve, Innovationsperspektive, Bereitstellungsperspektive und
Gesellschaft-Natur-Perspektive. Diese vier Perspektiven er-
fassen vielfältige Dimensionen von Strukturen klimafreund-
lichen Lebens, inklusive der dafür relevanten Barrieren.
Manchmal ergänzen sich Perspektiven, manchmal sind sie
gegensätzlich und inkompatibel. Zentral ist dabei: Aus
den Perspektiven zeigen sich jeweils unterschiedliche Pro-
blemdiagnosen, Zielhorizonte und Gestaltungsoptionen. Bei-
spielsweise wird Naturbeherrschung nur in der Gesellschaft-
Natur-Perspektive als Problem identifiziert; die Daseins-
vorsorge nur in der Bereitstellungsperspektive als zentraler
Zielhorizont definiert; und Marktregulierungen nur in der
Marktperspektive als zentraler Transformationsweg theoreti-
siert. In einem Umfeld, in dem eine Priorisierung und damit
politische Entscheidung („Entweder-oder“) unumgänglich
ist, hilft Multiperspektivität, tiefliegende Unvereinbarkeiten
im Zugang zu Klimakrise, zu Gesellschaft und Natur offen-
zulegen und so besser mit Konflikten, die mit einer Trans-
formation einhergehen, umzugehen. Multiperspektivität ist
auch die Voraussetzung, um Strategien eines „Sowohl-als-
auch“ zu identifizieren, da sich manche Zielhorizonte und
Gestaltungsoptionen sinnvoll ergänzen.

2.2 Vier Perspektiven zur Analyse und
Gestaltung von Strukturen klimafreundlichen
Lebens

In den folgenden Kurzbeschreibungen werden Unterschiede
in Bezug auf ihr Verständnis von (1) Strukturen, (2) Gestal-
ten als intendiertes und koordiniertes Handeln, (3) klima-
freundlichemLeben, (4) wesentlichen Akteur_innen, (5) not-
wendigen Veränderungen (6) und damit verbundenen Proble-
men und Konflikten, (7) präferierten politischen Maßnahmen
und Instrumenten sowie (8) konkreten, diese Perspektive ein-
nehmenden Theorien des Wandels herausgearbeitet.

2.2.1 Marktperspektive

Theorien in der Marktperspektive erachten Märkte (das heißt
individuelle, dezentrale Entscheidungen der Wirtschaftssub-
jekte innerhalb gegebener Rahmenbedingungen) als zentrale
Institutionen und Preisrelationen als zentrale Hebel für kli-
mafreundliches Leben (Anderson&Leal, 1991). Strukturen
werden als Regeln für das Handeln auf Märkten verstanden;
zudem sind Märkte unter anderem in rechtliche und gesell-
schaftliche Rahmenbedingungen (Hodgson, 2017) und Insti-
tutionen (z. B. Verfügungsrechte, Vertragsrechte) eingebettet
(Tietenberg & Lewis, 2018). Preisstrukturen drücken sich in
Preisverhältnissen aus, die sich aus Angebot und Nachfra-
ge und deren Bestimmungsgründen (z. B. Präferenzen, Tech-
nologien, staatliche Regulierungen) ergeben. Eine Einfluss-
nahme auf Marktstrukturen ist legitim, um Marktverzerrun-
gen (z. B. unerwünschte Monopolbildungen) zu vermeiden
(Stiglitz & Rosengard, 2015) oder wenn zeitlich beschränkte
Monopole oderOligopole (z.B. Patentrecht, Lizenzvergaben)
erwünscht sind (Hanley, Shogren, &White 2019).

Die Marktperspektive fokussiert auf individuelle klima-
freundlicheKonsum- und Investitionsentscheidungen und de-
ren politisch gesetzte Rahmenbedingungen. Gestalten als ko-
ordiniertes Handeln ist in dieser Perspektive das Setzen kli-
mafreundlicher wirtschaftspolitischer Rahmenbedingungen,
insbesondere durch Anreizsysteme (Baumol & Oates, 1975).
UnterschiedlicheMarktregulierungen, die durch Gesetze und
Regulierungsbehörden implementiert werden, wie z. B. das
Wettbewerbsrecht sowie vertragsrechtliche Bestimmungen,
aber auch finanzpolitische Instrumente (z. B. emissionsbezo-
gene Steuern), wirken imRahmen des individuellen Entschei-
dungskalküls als Spielregeln, die unter anderem Anreize für
Konsum- und Investitionsverhalten liefern und damit das all-
tägliche Handeln beeinflussen. Gesellschaftlich akkordierte
Zielvorstellungen (z. B. die Ziele des Pariser Übereinkom-
mens) werden durch geeignete Rahmenbedingungen zur Be-
einflussung von Preisen operationalisiert, die wiederum das
Nachfrageverhalten hin zu einem klimafreundlichen Leben
verändern (Tietenberg & Lewis, 2018).
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Auch die verhaltensökonomische Forschung betont die
zentrale Bedeutung passender Rahmenbedingungen, das
heißt Strukturen für klimafreundliche Wahlentscheidungen.
Diese sollen Anreize zu Veränderungen in Richtung eines
klimafreundlichen Lebens setzen, indem sie emissionsär-
mere Verhaltensweisen vorzugswürdiger machen (Thaler &
Sunstein, 2008) oder diese überhaupt als Ausgangszustand
(„Default“) herstellen (Ölander & Thøgersen, 2014). Wei-
tergehende Änderungen der Rahmenbedingungen ergeben
sich daher durch geänderte Entscheidungsarchitekturen (wie
beispielsweise auch Verbote) (Shafir, 2013), die die Ver-
fügbarkeit und Hierarchie von Optionen verändern (z. B.
durch längerfristige Ausstiegspläne für fossile Produkte bzw.
Produktionen). Sie schränken die für individuelles Han-
deln verfügbaren Optionen ein oder lenken sie in eine
klimafreundliche Richtung. Allein auf freiwillige Verhal-
tensänderungen zu setzen und dies mit der Souveränität von
Konsument_innen zu begründen, lässt sich aus der Marktper-
spektive nicht begründen (Thaler & Sunstein, 2008).

Klimafreundliches Handeln in der Marktperspektive
basiert auf alltäglichen Konsum- und Investitionsverhalten
durch den Erwerb und die Nutzung nachhaltiger und emissi-
onsarmer Produkte und Dienstleistungen (Baumol & Oates,
1975). Das Individuum nimmt Trade-offs zwischen unter-
schiedlichen Konsummöglichkeiten und den damit verbun-
denen Umwelteffekten wahr und wägt ab, z. B. zwischen
Umweltbewusstsein und Bequemlichkeit, Arbeit und Frei-
zeit, Qualität und Preis. Klimafreundliches Handeln wird
erleichtert, wenn die relativen Preise von emissionsärmeren
Handlungsoptionen sinken (Croson & Treich 2014). Preis-
signale sollen Knappheiten widerspiegeln und zu Kosten-
wahrheit führen (Verursacherprinzip) oder zumindest durch
Preisanreize umweltpolitische Ziele (Baumol & Oates, 1975;
Tietenberg & Lewis, 2018) erreichen.

Akteur_innen sind einerseits Konsument_innen und Pro-
duzent_innen, die am Markt Wahlentscheidungen treffen
(Taylor & Mankiw, 2017). Andererseits gestalten politi-
sche Entscheidungsträger_innen und öffentliche Verwaltun-
gen Regulierungen sowie fiskalpolitische Maßnahmen, um
Kostenwahrheit herzustellen oder zumindest Anreize für
ein klimafreundliches Leben zu bieten (Tietenberg & Le-
wis, 2018). Das Individuum wird in dieser Perspektive oft
als „homo oeconomicus“ definiert, das rationale Entschei-
dungen entsprechend seiner Präferenzen trifft (Taylor &
Mankiw, 2017). Märkte stellen dabei sicher, dass Individu-
en knappe Ressourcen optimal einsetzen (Taylor & Mankiw,
2017). Dieses rationale Entscheidungsmodell wird vermehrt
ergänzt und teilweise ersetzt durch Ansätze der Verhaltens-
ökonomik, die vom empirisch feststellbaren Verhalten von
Individuen ausgehen (Thaler & Sunstein, 2008). An die
Stelle der theoretischen Annahme eines rational entscheiden-
den und vollständig informierten homo oeconomicus treten
nun Menschen, deren Entscheidungen durch oft unvollstän-

dige Informationen, Werthaltungen, Bequemlichkeiten und
Gewohnheiten geprägt sind. Anstatt als Eigennutzen opti-
mierende Individuen werden Menschen als Akteur_innen
gesehen, die in ihren Wahlentscheidungen auch auf andere
Rücksicht nehmen bzw. Umweltwissen in das Nutzenkalkül
mit einbeziehen (Daube & Ulph, 2016). All dies führt zu we-
niger eindeutigen Vorhersagen über Marktergebnisse.

Die freie individuelle Wahlentscheidung (Konsumen-
tensouveränität) gilt in dieser Perspektive als ein wichti-
ger Grundwert der Wirtschaftsordnung (Taylor & Mankiw,
2017). Strukturveränderungen im Sinne von Eingriffen in
diese Wahlentscheidungen müssen begründet werden, bei-
spielsweise mit der Verbesserung der Effizienz und der
Beseitigung von Marktversagen (Baumol & Oates, 1975)
oder der Verantwortung der Gesellschaft für eine sozial ge-
rechte und ökologisch nachhaltige Entwicklung (Common&
Stagl, 2005).

Wichtigste notwendige Veränderung sind wirtschafts-
politische Rahmenbedingungen, die für Individuen Hand-
lungsanleitungen und -anreize für ein klimafreundlicheres
Leben liefern. Es ist, so eine Grundthese dieser Perspek-
tive, klimapolitisch vorteilhaft, individuelle ökonomische
Interessen (z. B. Gewinn oder -Nutzenmaximierung) für ein
klimafreundliches Verhalten zu nutzen (Gsottbauer & van
den Bergh, 2011). Ökonomische Anreize führen unter sonst
gleichen Bedingungen zu gesamtwirtschaftlich kostengüns-
tigeren Emissionsreduktionen als der Einsatz gleichförmi-
ger ordnungsrechtlicher Instrumente (Tietenberg & Lewis,
2018). Es geht darum, möglichst „richtige“, das heißt op-
timale Wahlentscheidungen zu ermöglichen um z. B. ein
E-Auto statt eines Autos mit Verbrennungsmotor zu erwer-
ben oder weniger zu fliegen oder weniger Fleisch zu kaufen.
Entscheiden sich souveräne Konsument_innen nicht klima-
freundlich (bei Mobilität, Essen, Energienutzung . . . ), drü-
cken sie damit ihre unter den gegebenen Rahmenbedingun-
gen subjektiven Präferenzen aus, was wiederum als Votum
der Bevölkerung gegen konkrete klimapolitische Maßnah-
men interpretiert werden könnte, doch zugleich immer die
Rahmenbedingungen spiegelt.

Forderungen nach nachhaltigem Konsum als Kernbe-
standteil klimafreundlichen Lebens stützen sich auf diese
Perspektive ebenso wie Forderungen zur Internalisierung ex-
terner Effekte und nach einer ökosozialen Steuerreform („to
get the prices right“) (wie beispielsweise Akerlof et al.
(2019) zur CO2-Bepreisung). Auch zeigen Studien, dass
Anpassungen des Preissystems (Kostenwahrheit) durch dy-
namische Anreize zu Innovationen führen (z. B. Fried, 2018)
oder – sobald Investitionen in emissionsärmere Technologien
und eine Änderung der Konsummuster aus Sicht individu-
eller Entscheidungsträger_innen vorteilhaft sind – es durch
Substitution klimaschädlicher Technologien und gesamt-
wirtschaftlicher Effizienzsteigerungen zur Dekarbonisierung
kommt (Kaufman et al., 2020). Richtige Bepreisung ermög-
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licht nach dieser Perspektive auch eine Entkoppelung von
CO2-Emissionen und Wirtschaftswachstum.

Als Problem wird gesehen, dass Marktversagen (durch
beispielsweise unvollständige Information, Monopolbildung
oder einen Mangel an Kostenwahrheit; siehe Stiglitz & Ro-
sengard, 2015) zu Fehlallokationen führen kann oder dass
die bestehenden Anreize nicht ausreichen, um eine inter-
generationell gerechte Allokation von natürlichen Ressour-
cen herzustellen. Auch können Effizienzsteigerungen (z. B.
Verringerung des Energieverbrauchs) durch verschiedene
Rebound-Effekte aufgewogen werden, weshalb insgesamt
technologische Innovationen alleine nicht zu einer Reduk-
tion des Energieverbrauchs führen (Pietzcker, Osorio, &
Rodrigues, 2021). Weiters ist die den Wahlentscheidungen
zugrundeliegendeWissensbasis immer durch asymmetrische
und unvollständige Information beeinflusst (Stiglitz & Ro-
sengard, 2015).Wissenschaftsbasierte und daher korrekte In-
formation steht nämlich in Konkurrenz zu anderen Informa-
tionsquellen, bei denen rationale und emotionale Argumente
verknüpft (z. B. Werbung) oder schlichtweg Falschinforma-
tionen (Fake News) verbreitet werden.

Präferierte klimapolitische Maßnahmen sind klima-
freundliche Marktregulierungen (z. B. CO2-Bepreisung), die
zu klimafreundlichen Technologien und Produkten führen
(z. B. Elektroauto, Fleischersatz). Wirksame Maßnahmen
sind daher Ökosteuern und handelbare Emissionszertifika-
te. Der CO2-Preis bzw. Emissionssteuern spiegeln sich dann
im Preis des Endprodukts bzw. einer Dienstleistung wider.
Dies soll das Konsument_innenverhalten in Richtung CO2-
ärmerer Konsumgüter lenken (OECD, 2017). Ökologische
Kosten müssen so genau wie möglich monetarisiert (in Geld
ausgedrückt) werden (Baumol & Oates, 1975), um unter
anderem Umweltsteuern mit einer entsprechenden Anreiz-
wirkung zu implementieren.

Maßnahmen der Informations- und Aufklärungspolitik
(z. B. Markt- und Produkttransparenz mittels Produktkenn-
zeichnung) sowie der Bewusstseinsbildung (insbesondere
Werbung für nachhaltigen Konsum) werden oft mit der
Marktperspektive begründet (Anderson & Leal, 1991). Die
empirische Evidenz legt jedoch eine generell geringe Wirk-
samkeit von auf freiwillige individuelle Verhaltensänderung
abzielenden Maßnahmen nahe, da Wissen über klimafreund-
liches Leben allein nicht zu klimafreundlichem Handeln
führt (dies gilt für Bürger_innen wie politische Entschei-
dungsträger_innen gleichermaßen; siehe z. B.: Sörqvist &
Langeborg, 2019). Weiters weisen verhaltensökonomische
Ansätze darauf hin, dass diese Wirkungen durch Informa-
tion, Kommunikation und andere, unter den Begriff „Nud-
ging“ fallende Instrumente verbessert werden können (Tha-
ler & Sunstein, 2008).

WichtigeTheorien desWandels aus einer Marktperspek-
tive, die in Teil 5 in Kap. 25 ausführlicher behandelt werden,
sind die Umwelt- und Verhaltensökonomik, die Umwelt-,

Klima- und Wirtschaftspsychologie sowie die Politische In-
stitutionentheorie und Public Choice.

2.2.2 Innovationsperspektive

Die Innovationsperspektive umfasst Theorien, bei denen die
Anwendung, Verbreitung und Wirkungen von Innovation im
Vordergrund stehen. Sie widmet sich neuen Themenstellun-
gen (z. B. Klimawandel und Digitalisierung) und untersucht
die Rolle von soziotechnischen Innovationen, also techno-
logischen und nichttechnologischen Entwicklungen, hin zu
einer klimafreundlichen Gesellschaft (Joly, 2017; Schot &
Steinmueller, 2018).

Strukturen in diesen Ansätzen umfassen beispielsweise
Gesetze, Standards, Infrastrukturen, Governancestrukturen,
Akteurskonstellationen (Edquist, 2011; Köhler et al., 2019),
die entlang von soziotechnischen Regimen und Landscape-
Entwicklungen systematisiert werden. Die Ansätze unter-
suchen primär, wie sich Innovationen auf Strukturen aus-
wirken, aber auch wie Innovationssysteme Innovationen für
nachhaltige Entwicklung ermöglichen. In weiterer Folge un-
tersuchen die Ansätze auch, wie Innovationen auf die soziale
und wirtschaftliche Praxis und damit einhergehende Um-
welteinflüsse wirken (Avelino et al., 2017; Kivimaa et al.,
2021; Köhler et al., 2019; Shove &Walker, 2014). Dabei ge-
wonnene Erkenntnisse dienen dem besseren Verständnis von
einem Wandel hin zum klimafreundlichen Leben.

Ausgangspunkte der Theorien in der Innovationsperspek-
tive sind Innovationstheorien und Theorien des technologi-
schem Wandels: Techno-ökonomisches Paradigma, techno-
logische Systeme, radikaler und inkrementeller Innovation
und auch Akteur-Netzwerk-Theorie (Dosi et al., 1988; Free-
man & Perez, 1988; Köhler et al., 2019; Latour, 2019;
Malerba & Orsenigo, 1995). Sie beschreiben, welche Akteu-
re Innovationen entwickeln (Unternehmertum, angewandte
Forschung in Großunternehmen), wie sich Innovationen als
neue Produkte, Prozesse und Dienstleistungen durchsetzen
und unterstreichen oft, dass „kreative Zerstörung“ (Schum-
peter, 1911; Smelser, 2005) zu strukturellen Veränderungen
(insbesondere von Marktstrukturen, die von Monopolen do-
miniert werden) führen kann. Im Zusammenhang mit den
heutigen gesellschaftlichen Herausforderungen hat eine Ver-
lagerung im wissenschaftlichen Diskurs stattgefunden: weg
von einer nahezu ausschließlichen Betonung von wirtschaft-
lichen Zielen hin zu stärker richtungsgebenden, direktionalen
Zielsetzungen im Sinne der UN-Nachhaltigkeitsziele (Dai-
mer et al., 2012; Diercks et al., 2019).

Gegenwärtige Innovationstheorien gehen über wirtschaft-
liche und technologische Fragestellungen hinaus. Sie unter-
suchen, welche Rolle unterschiedliche Akteur_innen haben,
inwiefern soziale Entwicklungen für Innovationen von Be-
deutung sind und auch umgekehrt, wie Innovationen auf
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soziale und auf Umweltaspekte wirken (Köhler et al., 2019).
Diese Theorien werden auch als Mehrebenen-Theorien be-
zeichnet werden. Sie systematisieren Strukturen in der Regel
entlang von drei Ebenen (Geels & Kemp, 2007; Köhler
et al., 2019): (1) die inneren Strukturen der soziotechni-
schen Produktions- und Konsumptionssysteme (soziotechni-
sche Regime), (2) die Strukturen im ökonomischen, sozialen
und ökologischen Umfeld (Landschaft) und (3) Nischen,
innerhalb derer neue Lösungen zunächst auch ohne eine
Veränderung struktureller Rahmenbedingungen experimen-
tell entwickelt werden können.

Innovation hat das Potenzial – intendiert oder unbe-
absichtigt – Preisstrukturen, Marktstrukturen, Infrastruktu-
ren bis hin zu Akteurskonstellationen, Governancestruktu-
ren, Organisationsstrukturen oder ganzen soziotechnischen
Produktions- und Konsumptionssystemen zu verändern (sie-
he dazu Teil 5). Damit umfasst diese Perspektive Ansät-
ze zu technologischer, unternehmerischer, organisatorischer,
Produkt-, Prozess-, Marketing- und Systeminnovation eben-
so wie soziale Innovation, Umweltinnovation, Nachhaltig-
keitsinnovation und Exnovation. Theorien der Exnovation
(Arnold et al., 2015) sind ein Sonderfall, weil sie weniger
die Schaffung von etwas Neuem, sondern das Beenden von
nichtnachhaltigen Lösungen in den Mittelpunkt rücken.

Gestalten bedeutet in der Innovationsperspektive, Wan-
del mittels Innovationen bewusst herbeizuführen (Godin,
2015). Ausgehend von Problemanalysen geht es um neue
Lösungen, die zu einer geänderten sozialen oder wirtschaft-
lichen Praxis des alltäglichen Handelns (des Tuns) und damit
zu einem klimafreundlichen Leben führen. Gestalten bedeu-
tet die Veränderung des strukturellen Umfelds (z. B. Raum-
ordnung, klimapolitische Maßnahmen etc.) oder auch das
Schaffen und Unterstützen von soziotechnischen Nischen.
In diesen Theorien wird argumentiert, dass sowohl sozio-
technische oder soziale Innovationen, mentale Modelle wie
etwa Zukunftsbilder (Grin et al., 2011; Schot & Steinmueller,
2018), rechtliche Rahmenbedingungen und Infrastrukturen
(Bolton & Foxon, 2015), Akteur_innennetzwerken (Latour,
2019) und Governanceprozesse (Köhler et al., 2019) gestal-
tet werden können.

Wenn strukturelle Rahmenbedingungen der Entwicklung
radikaler Innnovationen (Chen & Yin, 2019) in etablier-
ten Regimen entgegenstehen, kann versucht werden, in
soziotechnischen Nischen Raum für Experimentieren zu
bieten (Sengers et al., 2019). Die sogenannte Mehrebenen-
Betrachtung geht davon aus, dass auf der Nischenebene
transformativ wirkende Innovationen – gerade in hoch kli-
marelevanten Bereichen wie Mobilität, Energieerzeugung,
-versorgung und -nutzung oder Nahrungsmittelversorgung
und Ernährung – geschaffen und angewendet werden kön-
nen, ohne auf den etablierten Rahmenbedingungen des Re-
gimes in diesen Bereichen aufbauen zu müssen (Geels,
2014). Dabei ist die Verknüpfung neuer technologischer Op-

tionen mit organisatorischen und sozialen Innovationen und
Verhaltensänderungen zentral, um gesellschaftliche Verän-
derungen im Sinne der Bewältigung der Klimakrise anzu-
stoßen und zu ermöglichen. Erst im Zusammenwirken dieser
verschiedenen Dimensionen von Innovation sind Systemver-
änderungen möglich (Wanzenböck et al., 2020; Wittmayer
et al., 2022).

Klimafreundliches Leben basiert auf klimafreundlichen
sozialen und wirtschaftlichen Praktiken. Sozialinnovationen
etablieren innovative Praktiken wie neue Nutzungsformen
(Ökonomie des Teilens). Sie werden zumeist von zivilge-
sellschaftlichen Akteur_innen, Organisationen der Sozial-
wirtschaft, der Solidarökonomie und (Social) Entrepreneurs
initiiert, die „von unten“ und oftmals selbstorganisiert Ver-
änderungen anstoßen (European Commission, 2021; Galego
et al., 2021). Damit ermöglichen sie in Nischen die Entwick-
lung neuartiger bzw. vomMainstream abweichender Formen
von Arbeiten und Leben, z. B. als „Ökotopien“ (Daniel & Ex-
ner, 2020).

Wesentliche Akteur_innen sind Menschen und Organi-
sationen (als private, öffentliche, genossenschaftliche wirt-
schaftliche Akteure_innen und Nutzer_innen) in ihrem all-
täglichen Handeln ebenso wie staatliche, zivilgesellschaft-
liche und wissenschaftliche Akteure_innen, die Rahmen-
bedingungen gestalten können bzw. am Schaffen neuer
Lösungen beteiligt sind. Staatliche Akteure_innen haben
über Beschaffungsprozesse einen besonders starken Hebel.
Sie können als Teil der Daseinsvorsorge ökonomische Anrei-
ze schaffen oder auch innovationsorientierte Infrastrukturpo-
litikmaßnahmen setzen (Kap. 22).

Notwendige Veränderungen aus der Innovationsper-
spektive sind unter anderem die Schaffung neuer Gover-
nancemechanismen (Köhler et al., 2019), die koordiniertes
Handeln über und zwischen mehreren Verwaltungsebenen
ermöglichen und verschiedene Akteursgruppen und Ak-
teursnetzwerke einbeziehen (z. B. durch Beteiligungsprozes-
se, Roadmapping), um Rahmenbedingungen für Wandel zu
schaffen. Ebenso wird die Bedeutung radikaler Innovationen
in Bezug auf Funktionalität (z. B. durch verbesserte Materia-
lien) oder Bedeutung (z. B. Elektroauto als Prestigeobjekt)
und deren Wirkungen auf nachhaltigenWandel unterstrichen
(Hommels, Peters, & Bijker, 2007; Verganti, 2008). Damit
einhergehende Verhaltensänderungen im alltäglichen Han-
deln, im Sinne von sozialer Praxis (Shove & Walker, 2014)
und wirtschaftlichem Handeln, werden als wesentliche the-
matisiert [siehe dazu auch Bereitstellungsperspektive].

Besondere Herausforderungen, Probleme und Konflikte
beim Erreichen klimafreundlichen Lebens sind aus Sicht
der Theorien dieser Perspektive unter anderem der Wider-
stand von – durch langfristige Kooperationen aufgebauten
– Akteursnetzen entlang von Wertschöpfungsketten, in de-
nen etablierte bzw. nichtnachhaltige Interessen dominieren.
In der öffentlichen Debatte ist der Begriff „Innovation“ po-
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sitiv konnotiert (Godin, 2015), das wird jedoch nicht von
allen hier besprochenen Theorien vorausgesetzt. Es wird also
auch thematisiert und analysiert, ob Innovationen einen Bei-
trag zur Verbesserung von Umwelt- und Klimabedingungen
leisten (Bergh, 2013) oder ob, wie im Exnovation-Ansatz, In-
novationen bewusst zurückgenommen werden (Arnold et al.,
2015) oder im Konversionsansatz eine Umwandlung von be-
stehenden Strukturen in Richtung auf neue Zielsetzungen
entwickelt werden sollen (Högelsberger & Maneka, 2020).

Der Politikdiskurs zur Schaffung nationaler, sektoraler
und regionaler Innovationssysteme zeigte in den letzten
Jahrzehnten das Bestreben, Rahmenbedingungen für erfolg-
reiche unternehmerische Innovationen und damit implizit
auch für wirtschaftliche Entwicklung zu schaffen. Hier wird
meist auf inkrementelle Innovationsaktivität aus unterneh-
merischer Sicht und auf technologische Entwicklungen fo-
kussiert (Dosi et al., 1988). Die Wirkungen von Innovationen
über den wirtschaftlichen Bereich hinaus zu beleuchten,
wird in dieser Literatur ebenso wenig ermöglicht wie Fra-
gen der Anwendung und Auswirkungen von Innovationen
und Systeminnovationen. Ausnahmen bilden erste konzepti-
onelle Ansätze zu herausforderungsgetriebenen Innovations-
systemen, wie „Technological Innovation Systems – TIS“
(Markard & Truffer, 2008) und „Challenge-oriented Regio-
nal Innovation Systems“ (Tödtling, Trippl & Desch, 2021).

Präferierte Maßnahmen der Klimapolitik orientieren
sich an einer transformativen Innovationspolitik, indem In-
novationspolitik vermehrt auf notwendige Systeminnova-
tionen und deren soziale Auswirkungen ausgerichtet wird.
Missionsorientierte Fördermaßnahmen (Kap. 13) bauen auf
einem breiteren Verständnis von Innovation, einschließlich
sozialer Innovation und Exnovation auf. Strategisches Ni-
schenmanagement (Geels & Raven, 2006) sowie die För-
derung des Experimentierens über Politikbereiche hinweg
(z. B. regulatorisches Experimentieren) können radikale In-
novation fördern. Ebenso sollen Maßnahmen gesetzt werden,
die eine gemeinsame Orientierung aller Akteursgruppen för-
dern und Innovationssysteme neu ausrichten.

Wichtige Theorien des Wandels, die sich an dieser
Perspektive orientieren und in Teil 5 genauer dargestellt
werden, sind der Mehrebenen-Ansatz, Ansätze zu sozialer
Innovation, Strategisches Nischenmanagement und Tran-
sitionsmanagement, (herausforderungsorientierte) Regiona-
le Innovationssysteme, Technologische Innovationssysteme,
Konversion und Exnovation.

2.2.3 Bereitstellungsperspektive

Der Bereitstellungsperspektive liegt ein weites Wirtschafts-
verständnis zugrunde, wonach Wirtschaften die gemeinsame
Organisation der Lebensgrundlagen betrifft (Polanyi, 2001).
Demnach beschränkt sich Wirtschaftswissenschaft (Ökono-

mik) nicht wie in der Marktperspektive auf die Untersuchung
individueller Wahl- bzw. Konsumentscheidungen unter Be-
dingungen der Knappheit, sondern versteht sich als die Wis-
senschaft gesellschaftlicher Bereitstellung (Gruchy, 1987;
Nelson, 1993; Todorova & Jo, 2019), als feministisch inspi-
rierte Ökonomie des Versorgens (Knobloch, 2019).

Theorien in der Bereitstellungsperspektive untersuchen
daher geeignete Strukturen klimafreundlichen Lebens aus-
gehend von Bereitstellungsystemen, die suffiziente und resi-
liente Lebensformen, das heißt Bündel an Praktiken (Jaeg-
gi, 2014), erleichtern und damit selbstverständlich machen.
Bereitstellungssysteme regeln – oftmals entlang globaler
Wertschöpfungsketten und immer in wirtschaftlich, kultu-
rell, politisch und materiell spezifischer Weise (Bayliss &
Fine, 2020; Schafran, Smith, & Hall, 2020; Kap. 15) – Pro-
duktion, Verteilung und Konsum von Energie, Mobilität,
Ernährung, Gesundheit, Bildung, Sorge und anderen Gütern
und Dienstleistungen (Fine, 2002; Todorova & Jo, 2019).
Als soziotechnische Systeme bestehen Bereitstellungssyste-
me aus physischen (z. B. materiellen und technischen In-
frastrukturen, Landnutzungsmustern und Lieferketten) und
sozialen Elementen (z. B. Institutionen wie etwa Widmungs-
kategorien, Gesetze, Machtverhältnisse, kulturelle Normen)
(O’Neill et al., 2018, Fanning, O’Neill, & Büchs, 2020).
Ein Beispiel: Ein Mobilitätssystem besteht aus Märkten
und Wirtschaftszweigen (z. B. für Pkws), aber auch aus
rechtlichen Regelungen [Kap. 11, 19], kulturellen Normen
(z. B. Freiheit, Status, Unabhängigkeit und Maskulinität im
Kontext des Autofahrens), netzgebundenen Infrastrukturen
[Kap. 22] und den damit verbundenen Landnutzungsformen
(z. B. Verstädterung, Zersiedelung) (Mattioli et al., 2020).

Da Theorien der Bereitstellungsperspektive materielle mit
kulturellen Dimensionen (Bayliss & Fine, 2020), soziale
Metabolismen mit politökonomischen Zugängen (Schaffart-
zik et al., 2021) sowie biophysische mit sozialen Prozessen
(O’Neill et al., 2018; Plank et al., 2021) verbinden, schaffen
sie Wissen über die sozialen (z. B. Ungleichheit, Exklusi-
on) und ökologischen (z. B. hinsichtlich CO2-Emissionen,
Bodenverbrauch und Biodiversität) Konsequenzen vorherr-
schender Bereitstellungsformen von bestimmten Gütern und
Dienstleistungen. Ziel ist, dass langfristiger Klimaschutz und
langfristige Klimawandelanpassung mit der Sicherung der
Grundversorgung, das heißt der universellen Befriedigung
menschlicher Bedürfnisse, und dem Schutz vor Naturgefah-
ren vereinbar sind (Jones et al., 2014;Mechler & Aerts 2014;
Schinko, Mechler, & Hochrainer-Stigler, 2017).

In den hier zusammengefassten Theorien konstituieren
Strukturen bei Bereitstellungssystemen den Kontext, der die
Art und Weise, wie Güter und Dienstleistungen bereitgestellt
werden, bestimmt (Bayliss & Fine, 2020, vii). Strukturen
sind in diesem Verständnis mehrförmig. Sie können orga-
nisatorisch (z. B. kapitalgesellschaftliche Unternehmensfüh-
rung, gemeinnützige Unternehmensformen), institutionell
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und rechtlich (z. B. Governancestrukturen, Klimarisikoma-
nagement, Raumordnung und -planung, Marktordnungen,
Eigentumsrechte), gesellschaftlich (z. B. Klassen- und Ge-
schlechterverhältnisse, gesellschaftliche Arbeitsteilung im
Haushalt, Machtverhältnisse im internationalen Handel) so-
wie formal und informal sein (Bayliss & Fine, 2020, vii;
Mattioli et al., 2020). Auch Infrastrukturen sind zentrale
Strukturdimensionen, die mit anderen Strukturen zusam-
menwirken und gesellschaftlich geregelt werden (Barlösi-
us, 2019; Bärnthaler, Novy, & Stadelmann, 2020; Shove
& Trentmann, 2018). Das Zusammenspiel verschiedener
Strukturdimensionen, die bestimmten Bereitstellungssyste-
men zugrunde liegen, strukturiert somit das Alltagsleben und
die Möglichkeitsbedingungen „kollektiver Lebensführung“
(Jaeggi 2014, S. 77) bzw. die damit verbundenen Lebens-
formen. Bei Lebensformen (Jaeggi, 2014), wie dem oftmals
synonym verwendeten Begriff der Lebensweisen (Brand &
Wissen, 2017), handelt es sich um Organisationsformen des
Alltags und Zusammenlebens. Ihre Strukturen konstituieren
sich aus dem Beharrungsvermögen verschiedener verbun-
dener Praktiken (Jaeggi, 2014), die wiederum als Bündel
sozial und kulturell konstruierter Aktivitäten sowohl von Be-
reitstellungssystemstrukturen abhängen (Jaeggi, 2014, S. 40:
daher sind Lebensformen „immer schon politisch institu-
iert“) als auch bestimmte Kompetenzen für ihre Ausübung
erfordern (z. B. Fähigkeiten und internalisierte soziale Stan-
dards für „richtiges“ Verhalten; Reckwitz, 2002; Schatzki,
2002; Shove, Pantzar, & Watson, 2012). Fehlen z. B. ge-
eignete sozialökologische Infrastrukturen und Zeit, um neue
Kompetenzen zu erlernen, dann ist es für einzelne Individuen
schwer, klimafreundliche Praktiken zu übernehmen und die-
se in Gewohnheiten zu verwandeln. So gibt es in peripheren
Regionen eine Autoabhängigkeit (Mattioli et al., 2020) oder
in städtischen Regionen oftmals eine Abhängigkeit von Gas
[Kap. 4].

Die Bereitstellungsperspektive geht, angelehnt an Gid-
dens (1984), von den gegenseitigen Bedingungen von Struk-
tur und Handeln aus: Strukturen beschränken und ermögli-
chen soziale Praktiken, z. B. Auto- und Fahrradfahren (Shove
& Walker, 2014) oder den Umgang mit wetter- und klimabe-
dingten Extremereignissen [siehe Klimarisikomanagement],
welche wiederum Strukturen reproduzieren oder verändern
können. Lebensformen als Bündel sozialer Praktiken weisen
größere Beharrungskraft und Verbreitung auf als Lebensstile,
die eher in den Einzugsbereich „von Phänomenen wie dem
der Mode oder des Modischen“ fallen (Jaeggi, 2014, S. 72).
Lebensformen bündeln mehrere Praktiken und sind daher
Praktiken zweiter Ordnung: Beispiele sind die „imperia-
le“ (Brand & Wissen, 2017) oder „westliche“ Lebensweise
(Novy, 2019) als eine auf Massenkonsum basierende Kon-
sumnorm (Aglietta, 2015), die verschiedene nichtnachhaltige
soziale Praktiken des Wohnens (z. B. suburbanes Eigen-

heim), des Essens (z. B. Fleischkonsum), des Fortbewegens
(z. B. Autofahren) und der Energienutzung (z. B. Ölheizung)
umfassen und verbinden. Gemein ist den einzelnen Prak-
tiken dieser Lebensform, dass Wohlstand durch exzessiven
Ressourcenverbrauch geschaffen wird, der nur auf Kosten
anderer, insbesondere des Globalen Südens, möglich wird
(Brunner, Jonas, & Littig, 2022).

Die Bereitstellungsperspektive zeigt, wie Bereitstellungs-
systeme mit bestehenden Praktiken soziale Ordnungen
schaffen, und identifiziert Barrieren sowie Veränderungs-
möglichkeiten (Novy et al., 2023; Plank et al. 2021;
Schaffartzik et al. 2021). Aus Sicht der hier versammelten
Theorien zielt Gestalten darauf, Bereitstellungssysteme zu
schaffen, die „ein gutes Leben für alle innerhalb planetarer
Grenzen“ ermöglichen und damit innerhalb eines „safe and
just space“ operieren (O’Neill et al., 2018; Fanning et al.,
2020; Raworth, 2017). Es braucht klimafreundliche Bereit-
stellungsysteme, die gleichzeitig die Grundversorgung vor
Ort sichern, ohne die Versorgung in anderen Weltteilen zu
gefährden (Kap. 14, 15). Ein Beispiel ist der Ansatz der
Alltagsökonomie, der der gesicherten, das heißt auch mög-
lichst klimafreundlichen Bereitstellung von Daseinsvorsorge
und Nahversorgung Vorrang gibt vor Geschäftspraktiken der
kurzfristigen Gewinnmaximierung (Foundational Economy
Collective, 2018; Krisch et al., 2020). Klimapolitisch be-
deutsam ist darüber hinaus, dass Praktiken nicht zu als
intolerabel definierten Risiken führen, z. B. eine Gefährdung
des sauberen Trinkwassers durch landwirtschaftliche Nut-
zungen (Schinko et al., 2017).

Klimafreundliches Handeln in der Bereitstellungs- und
der Gesellschaft-Natur-Perspektive ist suffizient und resili-
ent. Suffizienz, die Mindeststandards eines „Genug“ definiert
(Frankfurt, 2015), und reflexive Resilienz, die mit Einfalls-
reichtum Vulnerabilitäten und Alltagspraktiken krisensiche-
rer macht (Connolly, 2018), sollen in dieser Perspektive zu
einem „guten Leben“ führen (Schneidewind, 2017), in dem
klimafreundliche Praktiken selbstverständlich werden.

In der Bereitstellungsperspektive sind Menschen nicht
vorrangig autonome Individuen, die Konsumentscheidungen
treffen und Lebensstile wählen, sondern soziale und po-
litische Wesen, die in gesellschaftliche und biophysische
Zusammenhänge eingebettet sind und koordiniert handeln
müssen, wenn sie Strukturen verändern wollen (Brand &
Wissen, 2017; Bärnthaler et al., 2021; Schaffartzik et al.,
2021). Aufgrund ihrer rechtlichen Zuständigkeit sowie ihrer
Ressourcenausstattung sind staatliche Akteur_innen wesent-
lich für die Ausgestaltung von Daseinsvorsorge, Klima-
schutz und Klimawandelanpassung. Wichtige Akteur_innen
aus dieser Perspektive sind daher politische Entscheidungs-
träger_innen, die Regeln der Bereitstellung in einem po-
litischen Territorium festlegen, sowie öffentliche Einrich-
tungen, Verwaltungen und (öffentliche) Unternehmen, die
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klimafreundliche Geschäftsmodelle entwickeln oder in der
Grundversorgung und Sozialwirtschaft tätig sind. Weiters
haben gemeinwirtschaftliche Akteur_innen in der Zivilge-
sellschaft und in sozialen Bewegungen durch Druck auf
Regierung und Gesetzgebung Einfluss auf die Bereitstellung
öffentlicher Güter sowie die Ausgestaltung von Lieferketten
(Bayliss, 2017). Deshalb braucht es Teilhabe sowie neue Go-
vernancestrukturen auf mehreren Ebenen.

Notwendige Veränderungen, damit klimafreundliche
Praktiken selbstverständlich werden, sind die Schaffung
und Förderung von Bereitstellungssystemen, die kollektiven
Konsum fördern (Foundational Economy Collective, 2018)
sowie klimafreundliche Praktiken rechtlich möglich, kultu-
rell akzeptiert und ökonomisch leistbar machen, z. B. ein
dekarbonisiertes öffentliches Mobilitätssystem für Stadt und
Land (ILA Kollektiv et al., 2017). Dies erfordert unter an-
derem die Ausweitung der öffentlichen Daseinsvorsorge,
größere Einkommensgleichheit und inklusiven Zugang zu
Elektrizität sowie ein Schrumpfen von extraktions-, renten-
und wachstumsorientierten Bereitstellungsfaktoren (Vogel
et al., 2021) bzw. Wirtschaftsbereichen (Krisch et al., 2020).
Die Qualität demokratischer Strukturen zu erhöhen sowie
Betroffene bei der Veränderung von Strukturen zu betei-
ligen, erleichtert es, neue, klimafreundlichere Gewohnhei-
ten rascher zu institutionalisieren (Jahn et al., 2020; Vogel
et al., 2021; Plank et al., 2021). Entsprechend sind Verän-
derungen notwendig, die nicht bloß inkrementell, sondern
transformativ sind, das heißt grundlegende Eigenschaften
soziotechnischer Systeme verändern. Bezogen auf Klima-
risiken bedeutet dies auch, dass Naturgefahrenmanagement
durch Klimawandelanpassung eine andere Organisation der
Bereitstellung von Infrastrukturen, Gütern und Dienstleis-
tungen erfordert (Schinko et al., 2017).

Bereitstellungssysteme zu verändern, ist auch eineMacht-
frage und geht mit Konflikten einher (Brand&Wissen, 2017;
Bärnthaler et al., 2020; Schaffartzik et al., 2021). Nutz-
nießer_innen bestehender Bereitstellungssysteme, die z. B.
abhängig von fossilen Infrastrukturen (Mattioli et al., 2020;
Shove et al., 2015) sowie Formen des ungleichen Zugangs zu
Gütern und Diensten sind (Millward-Hopkins et al., 2020),
leisten oftmals Widerstand gegen deren Veränderung. Be-
sonders groß ist der Widerstand, wenn global ungleiche
Verantwortung für die Klimakrise sowie global ungleiche
Nutzung von Ressourcen und Land (z. B. via Landraub) pro-
blematisiert wird (Schaffartzik et al., 2021). Umkämpft ist
weiters die Finanzierung klimafreundlicher und für alle leist-
barer Bereitstellungssysteme (Bärnthaler et al., 2021).

Präferierte Maßnahmen der Klimapolitik inkludieren
die Ausgestaltung von Bereitstellungsystemen, um Grund-
bedürfnisse zu befriedigen, ohne planetare Grenzen zu über-
schreiten (O’Neill et al., 2018; Millward-Hopkins et al.,
2020). Soziale und ökologische Zielsetzungen gleicherma-

ßen zu integrieren (Raworth, 2012) ist Voraussetzung für
die Bildung von Allianzen zwischen verschiedenen Milieus
(Novy et al., 2023; Bärnthaler et al., 2020), insbesondere
auch mit denjenigen, die gegenüber Klimapolitik skeptisch
sind (Kleinhückelkotten, Neitzke, & Moser, 2016; Moser &
Kleinhückelkotten, 2018; Reckwitz, 2017). Wenn die Re-
duktion von CO2-Emissionen und von Materialverbrauch
nicht zulasten der Grundbedürfnisbefriedigung aller gehen
soll, muss zwischen verschiedenen Wirtschaftsbereichen un-
terschieden werden (Krisch et al., 2020; Kap. 18). Dieser
Perspektive folgend müssen Daseinsvorsorge (Krisch et al.,
2020; Vogel et al., 2021), Alltagsökonomie (Foundational
Economy Collective, 2020), Universal Basic Services (Coo-
te & Percy, 2020) und sozialökologische Infrastrukturen
(Novy et al., 2023; Armutskonferenz, 2020) gestärkt und kli-
mafreundlicher gestaltet werden, während nichtnachhaltige
Infrastrukturen und Wirtschaftsbereiche rückgebaut werden
müssen (Millward-Hopkins et al., 2020; O’Neill et al., 2018).

Konkrete Instrumente sind Steuer- und Förderpolitik
(z. B. durch Konsumkorridorre; siehe dazu Fuchs et al., 2021;
Pirgmaier, 2020), (Raum/Verkehrs-)Planung sowie Klima-
risikomanagement (durch die Integration von Naturgefah-
renmanagement und Klimawandelanpassung, unter Berück-
sichtigung der zentralen Rolle des Klimaschutz zur Risi-
koprävention; siehe Schinko et al., 2017). Sie erleichtern
klimafreundliches Handeln, machen bestimmte Handlungen
überhaupt erst möglich (z. B. durch leistbare öffentliche
Verkehrsmittel am Land) oder verbieten diese (z. B. durch
Flächenwidmungen) (Kap. 19). Wichtige, über die staatliche
bzw. kommunale Bereitstellung durch öffentliche Einrich-
tungen hinausgehende innovative Bereitstellungsformen um-
fassen auch intermediäre Organisationen, z. B. Wasser- und
Wohnbaugenossenschaften, und Formen der klimafreundli-
chen Selbstorganisation, z B. in der Sozialwirtschaft oder als
„Ökotopien“ mit Hilfe von sozialen Innovationen und Com-
mons (Daniel & Exner, 2020).

Wichtige Theorien des Wandels, die von der Bereit-
stellungsperspektive ausgehen und in Teil 5 ausführlicher
behandelt werden, sind Bereitstellungssysteme und Alltags-
ökonomie, praxistheoretische Ansätze, Lebensformen, um-
fassendes Klimarisikomanagement, Suffizienz und Resili-
enz.

2.2.4 Gesellschaft-Natur-Perspektive

Theorien in der Gesellschaft-Natur-Perspektive betrachten
das Soziale und die (biophysische) Natur nicht als unab-
hängig voneinander, sondern als eng miteinander verzahnt
(Becker & Jahn, 2006; Brand, 2017; Foster, 1999; Görg,
1999; Haberl et al., 2016; MacGregor, 2021; Oksala, 2018;
Pichler et al., 2017). Sie verdeutlicht, dass jede Herausfor-
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derung soziale und biophysische Implikationen hat (z. B.
Agrarland wird zu bebauter Umwelt). Umgekehrt wird be-
tont, dass biophysische Natur auch auf Soziales wirkt (z. B.
Hochwasserereignisse werden durch gewisse Bebauungsfor-
men wie Flächenversiegelung begünstigt und unterminieren
Alltagshandeln).

Eine gesellschaftliche Perspektive bedeutet zudem,
Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die in Natur-Mensch-
Beziehungen eingelassen sind, sichtbar zu machen und zu
reflektieren. Westliche Vorstellungen und Praktiken der Na-
turbeherrschung umfassen nie nur die biophysische, nicht-
menschliche Natur, sondern auch soziale Verhältnisse, wie
z. B. Kolonialismus, Sklaverei und Geschlechterhierarchien
(Bonneuil & Fressoz, 2006; Chakrabarty, 2018, 2021; Da-
vis & Todd, 2017; Di Chiro, 2017; Hultman & Pulé, 2019;
Saldanha, 2020; Yusoff, 2018). Soziale Ungleichheit ma-
nifestiert sich unter anderem in Form von ungleicher Be-
troffenheit von der Klimakrise, z. B. entlang sozioökonomi-
scher Kriterien sowie globaler und lokaler „color lines“ und
Geschlechterdifferenzen (siehe z. B. Schlosberg & Collins,
2014).

Eine gesellschaftliche Perspektive einzunehmen, bedeu-
tet außerdem, Merkmale von Mensch-Natur-Beziehungen zu
identifizieren, die nicht nur in Österreich bedeutsam sind,
sondern allgemein für kapitalistische, industrialisierte, von
der europäischen Moderne geprägte Kontexte gelten. Sie
impliziert eine gewisse Distanz zu kurzfristigen Entwicklun-
gen und ad hoc wahrgenommenen Notwendigkeiten. Diese
Distanz erlaubt, historisch entstandene, lang- und längerfris-
tige, wirkmächtige Treiber der Klimakrise in den Blick zu
bekommen (z. B. Kapitalakkumulation und/oder soziale Un-
gleichheit (siehe z. B. Fraser, 2014a; Malm, 2016; Moore,
2016; Steffen & Stafford Smith, 2013) und damit verbundene
klimaunfreundliche Strukturen und ihre alltäglichen Wir-
kungsweisen (z. B. Lebensweisen, die auf der Nutzung von
fossiler Energie beruhen, siehe z. B. Mitchell, 2013)). An-
ders ausgedrückt: Die Gesellschaft-Natur-Perspektive abs-
trahiert von unmittelbaren Gegebenheiten, um tiefliegende
und übergreifende Merkmale moderner Gesellschaften zu
fassen. Abstraktion in diesem Kontext dienen also keines-
wegs dem Ausblenden von kurzfristigen Entwicklungen und
unmittelbaren Betroffenheiten – im Gegenteil: Sie versucht,
das Kurzfristige und unmittelbar Gegebene im Länger- und
Langfristigen und Tiefenwirksamen – also innerhalb von
Strukturen – zu verorten. Um ein Beispiel zu nennen: Ge-
wisse Formen der Lohnarbeit, z. B. die Pflegearbeit, sind
im Vergleich zu anderen Lohnarbeitsformen weniger gut
entlohnt. Das hat damit zu tun, dass Pflegearbeit – ob-
wohl oft ressourcenextensiver und gesellschaftlich relevant
– weniger Spielraum für Wirtschaftswachstum und Kapi-
talakkumulation erlauben als z. B. die metallverarbeitende
Industrie und/oder der IT-Sektor (Kap. 7, aber auch Bau-

hardt, 2019, S. 468; Biesecker & Hofmeister, 2010). Wie
wir arbeiten, wie Arbeit bewertet und entlohnt wird und
welche Auswirkungen dies auf die menschliche und nicht-
menschliche Natur hat, hängt also unmittelbar mit lang- und
längerfristigen Strukturen zusammen, die die Gesellschaft-
Natur-Perspektive sichtbar machen (Kap. 7 sowie Teil 5,
Kap. 28).

Zu den Strukturen, die die Gesellschaft-Natur-Perspek-
tive sichtbar macht, zählen tradierte, in die Wissenschaft,
aber auch in den Alltag eingelassene Denkweisen. Zu diesen,
mittlerweile vor allem von der sozialen Ökologie problema-
tisierten Denkweisen (siehe Teil 5, Kap. 28) zählen Natur-
Gesellschaft-Dualismen und Naturbeherrschung. Während
sich Natur-Gesellschafts-Dualismen unter anderem in der
in der Wissenschaft noch immer verbreiteten disziplinären
Trennung von den Natur- und Gesellschaftswissenschaften
ausdrückt (siehe z. B. Becker & Jahn, 2006), drückt sich Na-
turbeherrschung unter anderem in Vorschlägen aus, Krisen
wie die Klimakrise durch Technik (z. B. Geoengineering)
zu lösen – Vorschläge, die weder historisch vielverspre-
chend waren, noch zukünftig vielversprechend sind (sie-
he z. B. McNeill, 2001; K. W. Brand, 2017; Chakrabarty,
2021), da Natur-Gesellschafts-Beziehungen dynamisch und
nicht beherrschbar sind (Fischer-Kowalski & Erb, 2016).
Zu den Strukturen, die die Gesellschaft-Natur-Perspektive
sichtbar macht, zählen ökonomische Logiken und Ordnungs-
prinzipien, die modernen, kapitalistischen Gesellschaften
zugrunde liegen. Dazu gehören Kapitalakkumulation und
Wachstumszwang, die beide mit nichtregenerativem Natur-
verbrauch sowie sozialer Ungleichheit einhergehen (Foster,
1999; McNeill, 2001; Görg, 1999, 2011; Fraser, 2014a;
Malm, 2016; Moore, 2017; Yusoff, 2018). Dazu zählen
zudem moderne Institutionen, wie (liberale) Staatlichkeit,
deren Legitimität vor allem ab dem 20. Jahrhundert, aber
auch schon lange davor (Mitchell, 2013; Malm, 2016) we-
sentlich mit nichtregenerativem Naturverbrauch verbunden
ist (siehe auch Brand & Wissen, 2017; Hausknost, 2020;
McNeill & Engelke, 2016) sowie mit einem individualis-
tischen Freiheitsverständnis (Blühdorn, 2021), das häufig
mit einem Leben auf Kosten anderer einhergeht (Lessenich,
2016; Brand & Wissen, 2017).

Allgemein ist anzumerken, dass gesellschaftliche Struk-
turen auf Mechanismen fußen, die nicht immer unmittelbar
sichtbar sind, aber dennoch konkret wirken und daher vor al-
lem mittelbar beobachtbar sind. Kapitalakkumulation wirkt
in diversen Handlungsbereichen und bedingt beispielswei-
se in der Nahrungsmittelproduktion das Ausblenden von
ökologischen, sozialen und tierethischen „Kosten“ in der
Produktion [Kap. 5]. Nur so können Lebensmittel kosten-
günstig – und auch klimaunfreundlich – angeboten werden
[Kap. 5]. Günstig zu konsumieren, impliziert zumeist das
Auslagern von sozialen und ökologischen „Kosten“ und
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Konsequenzen auf andere (Kap. 5). Dies macht eine ak-
kumulationsorientierte Wirtschaftsweise zu einer Struktur,
die nicht nur spezifisch für Österreich, sondern typisch für
moderne, kapitalistische Gesellschaften ist. Dass klimaun-
freundliche gesellschaftliche Strukturen über die Grenzen
Österreichs hinausgehen, heißt aber nicht, dass sie nur glo-
bal bearbeitet werden können. Sie können auch innerhalb
Österreichs gestaltet werden, z. B. durch Gesetze [Kap. 11].
Allerdings wird es hierbei immer auch zu Auswirkungen
außerhalb von Österreich kommen [Kap. 1 zu Emissionsex-
porten].

Keine der unter der Gesellschaft-Natur-Perspektive auf-
gegriffenen Theoriestränge geht davon aus, dass sich klima-
unfreundliche Strukturen durch koordiniertes Handeln „ein-
fach“ gestalten ließen [siehe Teil 5, Kap. 28]. Im Gegenteil,
sie erachten Konflikte – und den produktivenUmgangmit ih-
nen – als Teil dieser Gestaltung (siehe z. B. Brand, 2017). Die
Relevanz der gesellschaftlichen Perspektive für das Gestal-
ten klimafreundlicher Strukturen liegt daher in der Analyse
und Beurteilungen von Verhältnissen und angebotenen Lö-
sungen, vor allem mit Hinblick auf deren Implikationen und
Reichweite (Becker & Jahn, 2006; Fischer-Kowalski & Erb,
2016; Fraser, 2014a; Görg, 2011; McNeill, 2001; McNeill &
Engelke, 2016). Sie hat zudem das Potenzial, die Reflexivi-
tät von Akteur_innen zu erhöhen (siehe z. B. Bashkar, 2010),
vor allem mit Blick auf tiefliegende Treiber der Klimakrise.
Gestaltungsoptionen, die gesellschaftliche Strukturen außer
Acht lassen, laufen Gefahr, klimaunfreundliche Strukturen
zu stabilisieren und/oder oberflächlich, aber nicht tiefen-
wirksam mit Blick auf die biophysische Natur sowie mit
Blick auf Soziales (z. B. Ungleichheit entlang globaler, aber
auch lokaler Klassen-, Geschlechter-, rassifizierter Linien
[siehe dazu Teil 5, Kap. 28, 2 und 4]) zu bearbeiten. Sie
sensibilisiert auch für eine differenzierte Betrachtung von
Akteur_innen des Wandels, wie z. B. den Staat, indem sie
aufzeigt, dass der Staat eine Doppelrolle hat: Er stabilisiert
klimaunfreundliche Strukturen (Hausknost, 2020; Malm,
2016; Mitchell, 2013; Moore, 2017) (z. B. indem er sich von
fossiler Energie abhängig macht und/oder die rechtlichen
Rahmenbedingungen fürWirtschaftswachstum schafft (siehe
z. B. Mitchell, 2013; Malm, 2016; Moore, 2017; Hausknost,
2020)), kann aber auch Strukturen klimafreundlicher gestal-
ten, um den Ausstieg aus fossilen Energieträgern zu lindern
oder Abhängigkeiten von Wirtschaftswachstum und Kapital-
akkumulation zu schwächen (siehe z. B. Kreinin & Aigner,
2021).

Klimafreundliches Leben hat aus Sicht der Theorien der
Gesellschaft-Natur-Perspektive viele Dimensionen. Es geht
darum, der Befriedigung von Grundbedürfnissen innerhalb
planetarer Grenzen einen höheren Stellenwert einzuräumen
als z. B. der Kapitalakkumulation (siehe z. B. Brand et al.,
2021); die Lebensqualität von Wachstum zu entkoppeln

(Fuchs et al., 2021; Raworth, 2017); eine Neubewertung von
ressourcenextensiverer reproduktiver Arbeit gegenüber der
ressourcenintensiven produktiven Arbeit vorzunehmen (sie-
he z. B. Biesecker &Hofmeister, 2010; Teil 5, Abschn. 28.4);
Interdependenzen zwischen Natur und Gesellschaft anzuer-
kennen und dementsprechend zu handeln (siehe z. B. Foster,
1999; Görg, 1999; Becker & Jahn, 2006; Fischer-Kowalski
& Erb, 2016; Teil 5, Abschn. 28.1); der sozialen Ungleich-
heit in Bezug auf die Verursachung der Klimakrise bzw. die
Betroffenheit von der Klimakrise Rechnung zu tragen (sie-
he z. B. Chakrabarty, 2018) und auf Konflikte vorbereitet zu
sein und damit umgehen zu können (Brand, 2017).

In der Gesellschaft-Natur-Perspektive werden Ak-
teur_innen immer im Kontext der jeweiligen Machtver-
hältnisse und somit ihrer Handlungsfähigkeit betrachtet.
Akteur_innen werden nie als nur klimafreundlich oder
unfreundlich reflektiert. Eine wesentliche Rolle wird der
Wissenschaft zugeschrieben: Sie zeigt Missstände auf und
problematisiert diese. Ähnlich wird die Rolle zivilgesell-
schaftlicher Akteur_innen (soziale Bewegungen, Verbände,
NGOs) und Medien gesehen. Der Begriff „Gesellschaft“
wird im Alltag oft mit Zivilgesellschaft gleichgesetzt,
doch die Gesellschaft-Natur-Perspektive beschränkt sich
im Kontext dieses Berichts nicht auf die Zivilgesellschaft,
sondern bezieht auch öffentliche Institutionen (Regierung,
Verwaltung, Legislative) und Parteien ein. Sie sind wich-
tige Akteur_innen, die aber als Teil des Staatsgefüges
zugleich auch zu klimaunfreundlichem Leben beitragen
können. Aufgrund von Kapitalakkumulationsdynamiken
wird die Möglichkeit von wirtschaftlichen Akteur_innen,
klimafreundlich zu agieren, als sehr eingeschränkt wahrge-
nommen. Sie werden zwar als mächtig, aber zugleich kritisch
betrachtet (siehe Teil 5, Abschn. 28.8).

Zu den aus dieser Perspektive notwendigen Veränderun-
gen zählen

� die Überwindung von Natur-Gesellschafts-Dualismen
(siehe z. B. Görg, 1999; Becker & Jahn, 2006; Fischer-
Kowalski & Erb, 2016);

� die Überwindung/Reduktion des Wachstumszwangs und
des damit verbundenen hohen Naturverbrauchs und von
sozialer Ungleichheit (siehe z. B. Brand et al., 2021; Stef-
fen & Stafford Smith, 2013);

� die Einbettung von Ökonomie innerhalb ökologischer
Grenzen mittels politischer Instrumente (siehe z. B. Fra-
ser, 2014b), die sich mehr an qualitativer Verbesserung
der Lebensumstände (Lebensqualität) als an quantitati-
vem Wachstum (BIP) orientieren (siehe z. B. Fuchs et al.,
2021; Raworth, 2017);

� die bessere Verknüpfung von naturwissenschaftlichen mit
sozialwissenschaftlichen Debatten (Görg, 1999, 2011;
Becker & Jahn, 2006; Fischer-Kowalski & Erb, 2016);
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� die Verabschiedung von der zum Teil noch immer promi-
nenten (westlichen) Vorstellung, dass Natur beherrschbar
sei (McNeill & Engelke, 2016; Chakrabarty, 2021);

� sich auf Konflikte einstellen und damit umgehen (K. W.
Brand, 2017) und klimafreundliche Praktiken in konkre-
ten Utopien erproben.

Barrieren für das Schaffen klimafreundlicher Struktu-
ren sind allgemein die Beharrungskräfte von Strukturen, die
oft nicht auf den ersten Blick erkennbar sind – die aber v. a.
die Gesellschaft-Natur-Perspektive sichtbar macht (mehr als
konkrete klimapolitische Maßnahmen). Dazu gehören kom-
plexe Verstrickungen von Macht- und Herrschaftsverhält-
nissen: So wird Klimaungerechtigkeit nicht nur von Eli-
ten, sondern weiten Teilen der Bevölkerung akzeptiert und
zum Teil auch verteidigt, z. B. in Form von Freiheits- und
Selbstbestimmungsrechten, die primär individuell und/oder
national verstanden werden (siehe z. B. Blühdorn, 2021);
konsumtiver Lebensformen (siehe z. B. Gössling, Kees, &
Litman, 2022; Gössling & Schweiggart, 2022); Geschlech-
terunterschieden (Fraser, 2014a); Nord-Süd-Gefällen oder
Rassismus (Di Chiro, 2017; Yusoff, 2018). Auch andere Ziel-
konflikte sind relevant. Es ist in keiner parlamentarischen
Demokratie zwangsläufig gegeben, dass die Bearbeitung ei-
ner dringlichen Krise – wie der Klimakrise – Vorrang vor
anderen politischen Herausforderungen hat bzw. auf eine
Art und Weise bearbeitet wird, die tatsächlich auf ein gu-
tes Leben für alle – also auf einen inklusiven und nicht
exklusiven Zielhorizont – abzielt (siehe Teil 5, Kap. 28). An-
dererseits sind auch die positiven Seiten der gegenwärtigen
Verhältnisse zu nennen. Dazu zählt, dass die Industriali-
sierung und der damit verbundene hohe Naturverbrauch
vielen Menschen ein besseres Leben unter anderem durch
Einkommenszuwächse und öffentliche Daseinsvorsorge er-
möglichte (McNeill, 2001, K. W. Brand, 2017). Allerdings
geschah dies auf Kosten anderer (Brand & Wissen, 2017;
Lessenich, 2016). Dies schürt – vor demHintergrund der Kli-
makrise und damit verbundener als notwendig diskutierter
gesellschaftlicher Veränderungen – Verlust- und Abstiegs-
ängste (Nachtwey, 2018), besonders vor dem Hintergrund
möglicher Einkommensverluste oder eines Rückbaus öf-
fentlich finanzierter Daseinsvorsorge (Gesundheit, Bildung,
Pensionen). Dies zeigt wiederum die Doppelrolle staatli-
cher Institutionen, die zum einen dazu aufgerufen werden,
klimafreundliches Leben zu ermöglichen, gleichzeitig aber
auch Treiber der Nicht-Nachhaltigkeit sind (Blühdorn et al.,
2020).

Gesellschaftlicher Wandel findet laufend statt, kann aber –
so eine Grundannahme der Gesellschaft-Natur-Perspektive –
auch gestaltet werden, indem klimaunfreundliche Strukturen
geschwächt und klimafreundliche Strukturen gestärkt wer-
den. Wissensproduktion, Medialisierung, Problematisierung

und Protest, Ökotopien, aber auch Gesetze sind zentrale Be-
standteile von klimapolitischen Maßnahmen, rufen aber oft
starken Widerstand hervor (K. W. Brand, 2017). Das Interes-
se am Festhalten sowie Verteidigen des Status quo ist groß
(Blühdorn et al., 2020).

Wichtige Theorien des Wandels, die sich an dieser Pers-
pektive orientieren und in Teil 5 genauer dargestellt werden,
sind: der Sozialen und Politischen Ökologie, den Debatten
um Anthropozän und planetare Grenzen; intersektionalen
Gerechtigkeitsdebatten; Polanyischen Transformationstheo-
rien; Staatstheorien; der politischen Ökonomie des Wachs-
tumszwangs, Postwachstum und Degrowth und „cultural
theory“ (siehe Teil 5, Kap. 28).

2.3 Perspektivistische Herangehensweise
zur Analyse und Gestaltung von Strukturen

Dieser Bericht setzt auf Perspektivismus, um aktuelle He-
rausforderungen in ihrer Diversität bezüglich der Problem-
diagnosen von klimaunfreundlichen Strukturen sowie Ziel-
horizonten und Gestaltungsoptionen von Transformations-
pfaden zu berücksichtigen. Wir anerkennen damit, dass Er-
kenntnis immer abhängig von Bezugssystemen (wie z. B.
Marktlogiken, Innovationsdiskursen, gesellschaftstheoreti-
schen Diskursen) ist (Giere, 2006; Sass, 2019). Die vier vor-
gestellten Perspektiven stellen eine erste Bestandsaufnahme
von „Theorien des Wandels“ dar. Sie werden in den fol-
genden Kapiteln in der Analyse von Handlungsfeldern und
der Gestaltung von Strukturen aufgegriffen. Perspektivismus
eröffnet einen differenzierten Blick auf klimaunfreundliche
sowie klimafreundliche Strukturen. Er macht unterschied-
liche, zum Teil konfligierende Problemdiagnosen, Zielhori-
zonte und Gestaltungsoptionen sichtbar. Er ermöglicht dort,
wo Annahmen, Wertvorstellungen und Methoden einander
ausschließen, zwischen Perspektiven abzuwägen, um be-
stimmte Strukturen sowie Gestaltungsmöglichkeiten in den
Vordergrund zu rücken und andere hintanzustellen. Perspek-
tivismus im Kontext dieses Berichts suggeriert nicht, dass
alle Perspektiven – ihre Problemdiagnosen, Zielhorizonte
und Gestaltungsoptionen – gleichermaßen überzeugend bzw.
tiefenwirksam zum Verständnis von Strukturveränderungen
beitragen. Er lädt eher dazu ein, die „Kunst des Abwägens“
zu üben (Novy et al., 2020), da er erlaubt, zwischen Op-
tionen abzuwägen und deren jeweilige Implikationen aus
unterschiedlichen Blickwinkeln zu reflektieren. Er eröff-
net zudem Einsichten in einander potenziell ergänzende,
aber auch inkompatible Verständnisse von und Zugänge zu
klimafreundlichem Leben. Entscheider_innen erlaubt Mul-
tiperspektivität, Gestaltungsmöglichkeiten abzuwägen und
Prioritäten zu setzen.
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Jede der vier Perspektiven hat Stärken und Schwächen.
Diese gilt es zu erkennen und zu benennen. Alle vier Per-
spektiven thematisieren Strukturen. Eine Stärke der Markt-
perspektive ist, dass sie aufgrund der Prominenz von Markt-
logiken gesellschaftlich besonders anschlussfähig ist. Eine
ihrer Schwächen ist ihr Vertrauen in individuelles Han-
deln sowie in Bepreisung. Aus einer Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive ist hingegen sowohl der Fo-
kus auf das Individuum als auch der Fokus auf Marktlogiken
eher Treiber der Klimakrise als deren Lösung (Pirgmaier &
Steinberger, 2019).

Auch die Innovationsperspektive ist gesellschaftlich an-
schlussfähig. Eine der Stärken der in diesem Sachstands-
bericht vorgestellten Innovationsperspektive ist, dass sie
den Innovationsbegriff weder rein technologisch noch pri-
mär marktorientiert versteht, sondern Innovationen immer
an ihrem sozialökologischen Mehrwert misst. Eine ihrer
Schwachstellen ist, dass sie wenig klare Ansagen darüber
macht, von wem und wie Entscheidungen über den Erfolg
oder Misserfolg von Innovationen getroffen werden. Dass
Letzteres immer (auch) ein politischer Prozess ist, wird in
dieser Perspektive nur bedingt berücksichtigt.

Die Bereitstellungsperspektive rückt das Schaffen von
klimafreundlichen sozial-ökologischen Bereitstellungssyste-
men, Lebensformen und Infrastrukturen in den Vordergrund,
die den Rahmen für Wahlentscheidungen dauerhaft verän-
dern und somit nachhaltigere Praktiken und Gewohnheiten
fördern. Weniger auf individuelle Wahlentscheidungen zu
setzen als auf Infrastrukturen, die zu sozial-ökologischeren
Wahlentscheidungen führen (und damit Konsument_innen
entlasten), ist klimapolitisch vielversprechend. Diese Per-
spektive weist zwei Schwächen auf: Erstens die bis vor
kurzem fehlenden empirischen Arbeiten, die Soziales und
Ökologisches, Versorgung und Klimarisiken integriert ana-
lysieren. Zweitens die offene Frage, wie demokratische
Mehrheiten für klimafreundliche und gerechte Bereitstellung
möglich werden.

Die Gesellschaft-Natur-Perspektive bietet die Möglich-
keit, historisch entstandene, für die westliche Moderne
typische ökonomische, technologische, kulturelle und so-
ziale Strukturen zu identifizieren, die Natur-Gesellschafts-
Beziehungen ausmachen, liefert aber weniger unmittelbar
umsetzbare Gestaltungsoptionen.

Basierend auf dem durch eine perspektivische Heran-
gehensweise gewonnenen „verbesserten Sehen“ (das heißt
einem besseren Verständnis der Klimakrise) gelangt man zu
einem verbesserten transformativen Wissen für ein „wirk-

sameres Tun“. Dieses Tun umfasst die Problematisierung,
Transformation und Abschaffung klimaschädlicher Struktu-
ren ebenso wie die Schaffung und Stärkung klimafreundli-
cher Strukturen (siehe Kap. 1). Die Gestaltung von Struk-
turen klimafreundlichen Lebens erfordert vor allem, Grund-
satzentscheidungen zu treffen, die der Dringlichkeit der
Klimakrise gerecht werden, wobei Grundsatzentscheidungen
immer mit Konflikten verbunden sind – aufgrund unter-
schiedlicher Problemdiagnosen, Zielhorizonte und Transfor-
mationswege, aber auch aufgrund unterschiedlicher Interes-
sen und Machtverhältnisse. Gestalten kann sowohl durch in-
krementelle als auch grundlegende Veränderungen erfolgen.
Beide Veränderungstypen ergänzen sich, wenn dasMachbare
(dies der Fokus der Markt-, Innovations- und Bereitstel-
lungsperspektive) nicht vom Grundlegenden (dem Fokus der
Gesellschaft-Natur-Perspektive) entkoppelt wird, das heißt
kleine Veränderungsschritte zu einer grundlegenden Verän-
derung des Gesamtsystems beitragen. Wenn angesichts des
vom IPCC konstatierten kurzen Zeitfensters für grundlegen-
de Weichenstellungen in den kommenden Jahren eine „Zeit
der Entscheidung“ (Hausknost, 2021) angebrochen ist, dann
muss klimaschädliche durch klimafreundliche Pfadabhän-
gigkeiten ersetzt werden, um klimafreundliches Leben zu
erleichtern (z. B. Rück- bzw. Umbau von klimaschädlichen
Infrastrukturen und Ausbau sozial-ökologischer Infrastruk-
turen).

Der in diesem Bericht angewandte multiperspektivische
Zugang soll nicht nur zu einer verbesserten Problemana-
lyse beitragen und einen breiteren Mix an möglichen In-
strumenten anbieten als gemeinhin üblich. Multiperspekti-
vität ist nicht nur in der Wissenschaft, sondern auch in
der Gesellschaft unumgänglich. Denn sie trägt dem Um-
stand Rechnung, dass Gruppen undMilieus in pluralistischen
Gesellschaften ein unterschiedliches Verständnis darüber ha-
ben, wie mit der Klimakrise umzugehen ist. Die jeweiligen
Weltbilder und Denkstile unterscheiden sich und sind zum
Teil inkompatibel. Deshalb braucht es in demokratischen
Gesellschaften eine Bereitschaft für beides: Toleranz für
Konflikte und Bereitschaft zu Kompromissen. Multiperspek-
tivität kann hierbei zweierlei beitragen. Zum einen kann sie
tiefliegende Unvereinbarkeiten im Zugang zu Klimakrise,
zu Gesellschaft und Natur offenlegen, die sich aus unter-
schiedlichen Perspektiven ergeben. Zum anderen kann sie
Potenziale identifizieren, wie mehrere Perspektiven nicht
mittels „kleinsten gemeinsamen Nenners“ befriedet, sondern
durch Strategien eines „Sowohl-als-auch“ bereichert werden
können.
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Tab. 1 Überblick über zentrale Dimensionen der Perspektiven zur Analyse und Gestaltung von Strukturen. (Quelle: Eigene Darstellung)

Perspektive Markt Innovation Bereitstellung Gesellschafts-Natur

Verständnis von Struk-
turen

Regeln für das Handeln
auf Märkten (Regulie-
rungen, Eigentums- und
Vertragsrecht)

Produktions- und Kon-
sumptionssysteme

Bereitstellungssysteme
und Lebensformen, die
mit Praktiken einher-
gehen

Klimaschädliche Kernmerkmale
moderner, westlicher, kapitalisti-
scher Natur-Mensch-Verhältnisse
(dualistische Verständnisse von bio-
physischer Natur und Gesellschaft,
Naturbeherrschung, Kapitalakku-
mulation, Wachstumszwang, soziale
Ungleichheit)

Verständnis von
Gestalten als koor-
diniertes Handeln

Setzen klima-
freundlicher wirt-
schaftspolitischer
Rahmenbedingungen,
insbesondere durch An-
reizsysteme, Gesetze,
Regulierungsbehörden

Soziale, technologische,
organisatorische, fru-
gale Innovationen und
Exnovation

Schaffen suffizienter,
resilienter, inklusiver
und klimafreundlicher
Bereitstellungssysteme

Wissensproduktion und
-vermittlung, Mobilisierung und
Protest, Institutionen (z. B. Recht,
Staat) für klimafreundliches Leben
in Stellung bringen, Neues erproben
mittels konkreter Utopien

Verständnis von klima-
freundlichem Leben

Individuelles Konsum-
und Investitions-
verhalten

Dekarbonisierte
Produktions- und Kon-
sumptionssysteme

Lebensformen, die auf
suffizienten und resilien-
ten Praktiken aufbauen

Klimafreundliche gesellschaftliche
Reproduktion

Dominante Ak-
teur_innen (von denen
Veränderung ausgeht)

Konsument_innen und
Produzent_innen sowie
politische Entschei-
dungsträger_innen

Umfassende Beteiligung
von Stakeholder_innen
(Unternehmen, staat-
liche Akteur_innen,
Zivilgesellschaft,
Nutzer_innen, Wissen-
schaft; auch etablierte
Akteur_innen mit Wi-
derstand gegen Wandel)

Staatliche Akteur_innen
(öffentliche Einrich-
tungen, Verwaltungen
und öffentliche Unter-
nehmen), aber auch
Unternehmen und
Zivilgesellschaft, So-
zialwirtschaft

Wissenschaft und soziale Bewe-
gungen, NGOs, Medien, zum Teil
(lokaler) Staat

Notwendige Verände-
rungen . . .

Wirtschaftspolitische
Rahmenbedingungen
wie Verursacherprinzip
und Kostenwahrheit

Neuausrichtung sozio-
technischer Systeme,
effektive Governance-
prozesse, herausfor-
derungsorientierte
Innovationsprozesse

Bereitstellungssysteme,
die klimafreundli-
ches Leben rechtlich
möglich, kulturell
akzeptiert und ökono-
misch leistbar machen

Klimaschädliche Kernmerkmale
moderner Gesellschaften reduzie-
ren/überwinden

. . . und damit verbun-
dene Probleme und
Konflikte

Marktversagen,
Rebound-Effekte

Widerstand von etablier-
ten Akteur_innen und
Akteursnetzen, Trägheit
demokratischer Ent-
scheidungsprozesse bei
erhöhter Dringlichkeit

Widerstand gegen kli-
mafreundliche, für
alle leistbare, global
organisierte Bereitstel-
lungssysteme

Klimaschädliches Wirtschafts-
wachstum und soziale Errungen-
schaften hängen eng zusammen;
Errungenschaften werden – trotz ih-
rer Klimaschädlichkeit – verteidigt

Präferierte poli-
tische Maßnah-
men/Instrumente

Klimafreundliche
Marktregulierungen
(Ökosteuern, handelbare
Emissionszertifika-
te), Informations- und
Aufklärungspolitik;
Nudging

(Missionsorientierte)
Forschungs- und Tech-
nologieförderung für
Systeminnovation;
Governance von Ver-
änderungsprozessen

Soziale und ökologische
Zielsetzungen integrie-
ren, Daseinsvorsorge,
Alltagsökonomie und
sozial-ökologische In-
frastrukturen stärken,
klimafreundliche Pla-
nung, Konsumkorridore

Wissensproduktion und Outreach zu
Gesellschaft und Medien, Protest,
Schaffen von Alternativen und
Koalitionen

Theoriestränge im
Kontext dieser Pers-
pektive (Theorien, die
diese Perspektive ein-
nehmen bzw. kritisch
weiterentwickeln)

Umwelt-, Verhaltens-
ökonomik; Umwelt-,
Klima- und Wirtschafts-
psychologie; Politische
Institutionentheorie und
Public Choice

Regionale Inno-
vationssysteme,
Soziotechnisches
System und Nach-
haltigkeitstransition,
Strategisches Ni-
schenmanagement und
Transitionsmanagement,
Theorien sozialer In-
novation, Exnovation,
Konversion und Mini-
malismus

Bereitstellungssysteme
und Alltagsökonomie,
praxistheoretische An-
sätze, Lebensformen,
Klimarisikomanage-
ment, Suffizienz und
Resilienz

Soziale und politische Öko-
logie, Anthropozän- und
Planetarische-Grenzen-Ansätze,
Gerechtigkeitsperspektiven auf
sozial-ökologische Sorgebezie-
hungen, Ökotopien, Politische
Ökonomie des Wachstumszwangs,
Polanyische Transformationstheo-
rien, Cultural-Theory-Ansätze,
Theorien zu Staat und Governance
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und notwendige Veränderungen

� Um die Klimaziele zu erreichen, müssen Verän-
derungen im Alltag der Menschen und in ihrem
täglichen Handeln und Verhalten stattfinden. Die-
se Veränderungen können nicht nur durch Appelle
an die individuelle Verantwortung angestoßen wer-
den, das zeigt die Erfahrung der Vergangenheit.
Regulierung, steuerliche Anreize, infrastrukturel-
le Veränderungen und Verbote können Aktivitäten
mit hohen Emissionen einschränken bzw. solche
mit niedrigen Emissionen verstärken. Nur wenn
adäquate Strukturbedingungen geschaffen wer-
den, kann klimafreundliches Handeln leicht in den

Alltag integriert werden und eine attraktive Opti-
on gegenüber der bisherigen Praxis bilden. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

Strukturen/Kräfte/Barrieren

� Gegenwärtig existieren Strukturbedingungen, die
Menschen auf unterschiedlichen Ebenen daran hin-
dern, im Einklang mit den klimapolitischen Zielen
zu leben. Daher genügt es nicht, einzelneBarrieren
zu beseitigen. Nur die Beachtung des Zusammen-
spiels von hemmenden Faktoren ermöglicht einen
entsprechend breiten Eingriff in die strukturellen
Zusammenhänge innerhalb der Handlungsfelder.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen und Handlungsfelder

� Entscheidend ist weiter die Abstimmung von
Maßnahmen zwischen den Handlungsfeldern,
d. h. es bedarf eines integrativen und systemisch
konzipierten Vorgehens. Widersprüchliche Maß-
nahmen, die Konflikte oder Nachteile in einem
oder mehreren Handlungsfeldern schaffen, gefähr-
den das Erreichen klimapolitischer Ziele. So genügt
es beispielsweise nicht, lediglich die räumliche In-
frastruktur zu verbessern. Um den Umstieg vom
Individualverkehr auf den öffentlichen Verkehr zu
erleichtern, müssen z. B. die räumliche Verteilung
der Mobilitätsziele und die Zeitökonomie im Alltag
und verschiedener Mobilitätsmodi berücksichtigt
werden. (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis)

� Verschiedene Bevölkerungsgruppen (nach
Geschlecht, Alter, Einkommen) sind vom Kli-
mawandel unterschiedlich betroffen und tragen in
unterschiedlichem Ausmaß durch ihre Tätigkeiten
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mit Treibhausgasemissionen zum Klimawandel
bei. Ein gutes Leben für alle kann nur ermöglicht
werden, wenn Maßnahmen zur Minimierung von
Ungleichheiten ergriffen werden. Die Neugestal-
tung der Zeitstrukturen der Handlungsfelder im
Hinblick auf eine gerechte Teilhabe aller am ge-
sellschaftlichen Leben ist eine zentrale politische
Herausforderung. (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis)

� Gutes Lebenmit hoher Lebensqualität und weniger
Ressourcenbedarf zu erreichen, ist in allen Hand-
lungsfeldern Teil der Gestaltungsoptionen. Die un-
terschiedlichen Wege dahin setzen daher beispiels-
weise bei Konzepten von Nutzen statt Besitzen
oder Reparieren statt Wegwerfen an und stellen
das Teilen von Services anstelle von Anhäufen von
Material und Abfällen in den Vordergrund. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Das Bewusstsein der Bevölkerung für die Notwen-
digkeit umfassender klimapolitischer Maßnahmen
steigt. Eine aktive öffentliche Debatte, zivilgesell-
schaftliche Bewegungen sowie Aufklärungs- und
Bildungsarbeit bilden die Grundlage einer demo-
kratischen Öffentlichkeit, und damit die Vorausset-
zung für das Ziel einer klimagerechten Transforma-
tion. Es ist davon auszugehen, dass Klimapolitik
ein Anliegen mit hoher Zustimmung ist und dass
man einen Großteil der Bevölkerung für klima-
politische Transformationen gewinnen kann. Für
eine hohe Akzeptanz und positive Klimawirkung
ist daher entscheidend, dass diese Transformationen
keine neuen Ungleichheiten schaffen bzw. dass
Nachteile und Verluste für manche Teile der Bevöl-
kerung sozial(politisch) entsprechend ausgeglichen
werden. (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis)

3.1 Einleitung

In diesem Überblick zu den Handlungsfeldern skizzieren wir
übergreifende Kernaussagen der folgenden Kapitel (Kap. 4
bis 9). Der hier vorangestellte Überblick beschreibt die
Klimarelevanz der Handlungsfelder aus konsumbasierter-
sowie alltäglicher Zeitverwendungs-Perspektive. Diese Dar-
stellungen erlauben eine erste, datenbasierte und systemische
Betrachtung quer über alle Handlungsfelder hinweg. Die
Strukturbedingungen und die für die jeweiligen Handlungs-
felder relevanten institutionellen Zusammenhänge werden
dann in den Kapiteln selbst besprochen. Danach begründen
wir die Auswahl der Handlungsfelder. Hier werden auch

Zusammenhänge und Interaktionen zwischen den Hand-
lungsfeldern exemplarisch dargestellt. Darüber hinaus stellen
wir die theoretische Breite dar, die ein differenziertes As-
sessment der Forschungslage ermöglicht. Dazu gehört eine
Darstellung des Spektrums politischer Entscheidungsebe-
nen, auf denen Strukturbedingungen für klimafreundliches
Handeln definiert werden.

3.2 Klimarelevanz der Handlungsfelder

In der sozialwissenschaftlichen Klimaforschung stehen
meist Mobilität, Wohnen und Ernährung im Zentrum
als wichtige und gut analysierte Bereiche, wo das Zu-
sammenspiel aus Handlung(en) und Struktur(en) jeweils
hoch relevant ist (Creutzig et al., 2021). Eine weitere
Betrachtung fokussiert auf die raumrelevanten Daseins-
grundfunktionen der Menschen in der Funktionsgesell-
schaft (Maier, 1977; Partzsch, 1970). Diese sind in sieben
(Grund-)Bedürfnisse bzw. Daseinsgrundfunktionen struk-
turiert: „Wohnen“, „Arbeiten“, „Sich-Versorgen“, „Sich-
Bilden“, „Sich-Erholen“, „Verkehrsteilnahme“ und „In-
Gemeinschaft-Leben“. Die funktionale Zeitverwendungs-
perspektive (Ringhofer & Fischer-Kowalski, 2016) ermög-
licht es, alle Bereiche des alltäglichen Lebens über die
gesamte Zeitspanne eines Lebens (Kinderversorgung bis Al-
tenbetreuung) zu erfassen und erlaubt damit einen noch
umfassenderen Blick.

In Teil 2 betrachten wir die Bewertung der Klimawir-
kungen von Gütern und Dienstleistungen des alltäglichen
Lebens nach sechs Handlungsfeldern und analysieren Woh-
nen, Ernährung, Mobilität, Erwerbsarbeit, Sorgearbeit und
Freizeit (Tab. 3.2). Hier erläutern wir die Klimaauswirkun-
gen und notwendige Änderungen von Strukturbedingungen
mit möglichen Gestaltungsoptionen je Handlungsfeld. In-
dividualistische und rationalistische Theorien des Handelns
fokussieren auf das autonome und stetig abwägende Indivi-
duum. Dabei werden die dahinterliegenden, individuell nicht
oder kaum gestaltbaren Strukturen weitgehend ausgeblendet.
Es gibt eine wachsende Zahl von Arbeiten, die die Rolle
von Gewohnheiten und die hohe Relevanz des sozialen und
infrastrukturellen Kontexts ins Zentrum stellen. Dabei wird
skizziert, welche Änderungen von Praktiken für ein klima-
freundlicheres Leben anzudenken sind (zu Praxistheorie und
nachhaltiger Entwicklung z. B. (Ropke, 2015) [Kap. 2 Per-
spektiven]). Praktiken sind mehr als tägliche Routinen, sie
sind geprägt von der Kompetenz (Können; z. B.: Wie leihe
ich ein Buch aus?), der Möglichkeit (vorhandene Struktur,
z. B. öffentliche Bibliothek, leistbar und erreichbar) und der
Zeit, sie auszuführen (Zeitwohlstand, Zeitsouveränität). Die
vorhandenen und zu ändernden Strukturen werden in den
Kapiteln je Handlungsfeld erläutert und in Teil 3 je Struk-
tur mit Blick auf Möglichkeiten der Änderung analysiert.
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Tab. 3.1 CO2e-Fußabdruck einzelner Konsumbereiche der österreichischen Haushalte im Jahr 2010. Exklusive Staatsausgaben und Investitionen.
(Smetschka et al., 2019)

Konsumbereiche Megatonnen CO2e-Fußabdruck/Jahr % CO2e-Fußabdruck der Haushalte

Wohnen, Heizen, Energie, Wasser 30.922 35%

Güter 15.337 18%

Transport 14.185 16%

Urlaub, Gastronomie, Beherbergung 10.995 13%

Ernährung 10.294 12%

Dienstleistungen 5628 6%

87.360

Tab. 3.2 Systeme, Zeitkategorien, Tätigkeiten und CO2e-Fußabdruck nach funktionaler Zeitverwendungsanalyse. (Eigene Darstellung nach
(Ringhofer & Fischer-Kowalski, 2016; Wiedenhofer et al., 2018))

Re-/Produktion im System Kategorie der funktionalen
Zeitverwendung

Umfasst diese Aktivitäten aus
Zeitverwendungsstudien

Und CO2e-Fußabdruck
von . . . (beispielhaft)

% CO2e-
Fußabdruck
Haushalt

Person Persönliche Zeit Schlafen, Essen, Körperpflege Nahrung, Warmwasser, Hei-
zen, Hygieneprodukte . . .

39%

Haushalt Gebundene Zeit Hausarbeit; Versorgung ande-
rer Menschen

Kochen, Waschen, Putzen,
Möbel, Reparaturen . . .

14%

Ökonomie Vertraglich vereinbarte Zeit Erwerbsarbeit, Ausbildung In Erwerbsarbeit werden
Waren und Dienstleistungen
produziert und Einkommen
generiert, mit denen alle an-
deren Aktivitäten ermöglicht
und finanziert werden

–

Gemeinschaft Freie Zeit Freizeit, Erholung Kultur, Unterhaltung, Sport,
Hobbys . . .

31%

Mobilität
Diese Zeit ermöglicht andere Aktivitäten, die Men-
schen an unterschiedlichen Orten ausführen

Verschiedene Formen der
Fortbewegung

Direkte Emissionen von
Treibstoffen, indirekte Emis-
sionen von Transportmitteln
und Infrastruktur

16%

Re-/Produktion im System Kategorie der funktionalen
Zeitverwendung

Umfasst diese Aktivitäten aus
Zeitverwendungsstudien

Und CO2e-Fußabdruck
von . . . (beispielhaft)

% CO2e-
Fußabdruck
Haushalt

Person Persönliche Zeit Schlafen, Essen, Körperpflege Nahrung, Warmwasser, Hei-
zen, Hygieneprodukte . . .

39%

Haushalt Gebundene Zeit Hausarbeit; Versorgung ande-
rer Menschen

Kochen, Waschen, Putzen,
Möbel, Reparaturen . . .

14%

Ökonomie Vertraglich vereinbarte Zeit Erwerbsarbeit, Ausbildung In Erwerbsarbeit werden
Waren und Dienstleistungen
produziert und Einkommen
generiert, mit denen alle an-
deren Aktivitäten ermöglicht
und finanziert werden

–

Gemeinschaft Freie Zeit Freizeit, Erholung Kultur, Unterhaltung, Sport,
Hobbys . . .

31%

Mobilität
Diese Zeit ermöglicht andere Aktivitäten, die Men-
schen an unterschiedlichen Orten ausführen

Verschiedene Formen der
Fortbewegung

Direkte Emissionen von
Treibstoffen, indirekte Emis-
sionen von Transportmitteln
und Infrastruktur

16%

Tab. 3.1 zeigt alle direkten und indirekten Treibhausgas-
emissionen, welche entlang globaler Produktions- und Lie-
ferketten entstehen, also den sogenannten CO2e-Fußabdruck
der österreichischen Haushalte für die einzelnen Konsum-
bereiche. Nationale Treibhausgasemissionen in Österreich
nach direkten Verursachern werden jährlich vom Umwelt-
bundesamt ermittelt (UBA, 2020), erlauben jedoch keine
direkte Zuordnung zu Endverbraucher_innen. Dafür benö-
tigt man die Modellierung des sogenannten Fußabdrucks,
welcher nicht nur nationale Emissionen nach direkten Ver-
ursachern beschreibt, sondern auch die globalen Emissionen
erfasst, welche direkt und indirekt durch Konsum und Akti-
vitäten entstehen.

Wir versuchen, mit den Handlungsfeldern in diesem Teil
eine umfassende Perspektive auf alle Lebensbereiche zu
eröffnen, und zeigen daher neben Wohnen, Mobilität und
Ernährung auch die Handlungsfelder der bezahlten Erwerbs-
arbeit, der Versorgung, Betreuung und Pflege der eigenen
Person, von Familie und Haushalt sowie der freien Zeit, die
für individuelle Erholung und gesellschaftliche Aktivitäten
genutzt werden kann. Aus der Perspektive der funktionalen
Zeitverwendung werden Tätigkeiten und der damit verbun-

dene Energie- und Materialbedarf von Gütern und Dienst-
leistungen den Bereichen der Produktion und Reproduktion
folgender Systeme zugerechnet: Person, Haushalt, Ökono-
mie und Gesellschaft (siehe Tab. 3.2).

Dieses Erfassungssystem ermöglicht es, in einem ersten
Schritt die durchschnittliche Emissionsintensität von Aktivi-
täten pro Stunde, für einen durchschnittlichen Tag und für die
durchschnittliche Frau bzw. den durchschnittlichen Mann in
Österreich zu untersuchen (Smetschka et al., 2019). Wir stel-
len fest, dass die persönliche Zeit relativ kohlenstoffarm ist,
während sowohl Haushalts- als auch Freizeitaktivitäten gro-
ße Unterschiede in Bezug auf den CO2e-Fußabdruck/Stunde
aufweisen (Tab. 3.2, sowie Abb. 1.6, Kap. 1 Einleitung). Die
traditionelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung prägt die
Zeitnutzungsmuster von Frauen und Männern, was sich auf
ihre CO2e-Fußabdrücke auswirkt. Da in einer konsumba-
sierten „Fußabdruck-Perspektive“ alle direkten und indirek-
ten Emissionen dem Endkonsum zugewiesen werden, weist
Erwerbsarbeit keine Emissionen auf, da diese Teil der Pro-
duktion und Lieferketten des Endkonsums sind. In einer
produktionsbasierten Perspektive würde man beispielsweise
den Großteil der Emissionen als durch Erwerbsarbeit ent-
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stehend klassifizieren und den Haushalten selbst nur noch
Emissionen aus der direkten Nutzung von Energieträgern,
z. B. Benzin und Gas, zuweisen.

In einem systematischen Review wurden die internatio-
nalen Emissionsvermeidungs- und verringerungspotenziale
von 60 Konsumoptionen aus Primärstudien und mehreren
Reviews aus unterschiedlichen Ländern zusammengefasst
(Ivanova et al., 2020). Alle Optionen beinhalten sowohl di-
rekte als auch indirekte Emissionen in der Produktion und
Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen („Fußab-
druck“). Da die konkreten Vermeidungspotenziale immer
auch von den lokalen bis nationalen Rahmenbedingungen
geprägt sind sowie davon, wie die Ausgangssituation an-
genommen wurde, ergeben sich erstens eine Reihung von
60 Optionen nach Potenzialen sowie zweitens Bandbrei-
ten an Vermeidungspotenzialen (Abb. 3.1). Diese Ergeb-
nisse berücksichtigen keine potenziellen Rebound-Effekte
und Problemverlagerungen in andere Bereiche, wie z. B.
mehr Lieferdienste bei einem Umstieg auf ein autofreies
Leben oder gespartes Geld durch Energieeffizienzmaßnah-
men im Wohnen und im Haushalt, welches in zusätzliche
Anschaffungen und neue Aktivitäten verlagert wird. Eben-
falls ausgeklammert bleiben systemische Rückkoppelungen
und strukturelle Veränderungen in der globalen Wirtschaft,
welche bei breit angelegten bzw. umgesetzten Umstellun-
gen zu erwarten wären. Die Beschreibung der Bandbreiten
von Emissionsreduktionspotenzialen liefern wichtige Ein-
blicke dazu, welche Optionen beispielsweise auch negative
Auswirkungen haben könnten (wenn z. B. ein Haushalt ein
Elektroauto anschafft, das mit Kohlestrom betankt wird, und
jener Haushalt nun mehr Auto fährt, weil Elektroautos „grü-
ne“ Technologie zu sein scheinen) oder wo substanzielle
Einsparungen gewisser Optionen nicht so klar gegeben sind,
weil beispielsweise die Klimaeffizienz der Bereitstellungen
stark variieren kann.

Es zeigt sich, dass einige wenige Optionen im Bereich
Mobilität, Ernährung und Wohnen sehr hohe bis mittlere
Potenziale haben (Abb. 3.1). Klassisches „umweltfreundli-
ches Verhalten“, wie beispielsweise Mülltrennung, weniger
Papierverbrauch oder optimierte Nutzung von Haushaltsend-
geräten, zeigen eher geringe Vermeidungspotenziale, wenn
man sie etwa mit der Nutzung selbst produzierten Öko-
Stroms oder dem Verzicht auf Haustiere vergleicht.

Die Mobilität weist das größte Potenzial für Emissions-
reduktionen auf. Insgesamt belegt Platz eins ein autofreies
Leben, gefolgt vomWechsel zu Elektromobilität und von der
Vermeidung von Langstreckenflügen. Sowohl Automobilität
als auch Flugreisen steigen stark mit einem höheren Einkom-
men, daher sind diese Optionen besonders wichtig in einem
reichen Land wie Österreich. Im Bereich der Ernährung zei-
gen sich klar dieVorteile von veganer bis vegetarischer Ernäh-
rung bzw. einer sehr starken Reduktion des Fleischkonsums.
Im Bereich Wohnen zeigen Investitionen in den Ausbau er-

neuerbarer Energien das größte Potenzial, gefolgt von der Re-
novierung und Sanierung von Wohngebäuden, wo wiederum
Rahmenbedingungen und Standards entscheidend sind.

Das Review betont auch ganz klar, dass für Konsumoptio-
nen mit hohem Vermeidungspotenzial strukturelle Maßnah-
men notwendig sind und infrastrukturelle, institutionelle und
verhaltensbezogene Barrieren beseitigt werden müssen, da-
mit die Realisierung der Vermeidungspotenziale strukturell
ermöglicht und bevorzugt wird (Ivanova et al., 2020).

Exkurs zu den Herausforderungen der Bewertung von
Klimafreundlichkeit
In der Bewertung und Interpretation der Klimafreund-
lichkeit von Handlungs- und Konsumoptionen sind
eine Reihe von Herausforderungen zu beachten, die
sich dadurch ergeben, dass ein Großteil des Energie-
und Ressourcenverbrauchs und somit der klimaschäd-
lichen Emissionen indirekt in der Produktion und
bei der Bereitstellung von Gütern und Dienstleistun-
gen anfällt [QV Abschn. 1.3] (Ivanova et al., 2017;
Steininger et al., 2018). Dies macht die notwendige
komparative Bewertung von Alternativen methodisch
äußerst komplex und hat zu einer Ausdifferenzierung
verschiedener Methoden und wissenschaftlicher Com-
munities geführt (Guinée et al., 2011; Heinonen et al.,
2020; Ivanova et al., 2020; Matuštík & Kočí, 2021).
Die wissenschaftliche Bewertung der Klimafreund-
lichkeit konkreter Optionen und vor allem der syste-
mischen Konsequenzen transformativer Interventionen
ist schwierig, da diese Frage mehrere Forschungsfel-
der betrifft und eine Vielzahl interdisziplinärer For-
schungslücken und blinder Flecken etablierter Ansätze
sichtbar werden (Asefi-Najafabady et al., 2021; Creut-
zig et al., 2021; Keen, 2021; Pauliuk et al., 2017).

Grundsätzlich zu beachten sind folgende potenziell
kritische Aspekte:

1. Man benötigt vollständige Informationen über
die global entstehenden Emissionen verschiedener
Treibhausgase nach Wirtschaftsbereichen und Pro-
duktkategorien (siehe Abschn. 1.3). Dies ist umso
herausfordernder, je detaillierter diese Informatio-
nen, z. B. zur Bewertung spezifischer Handlungs-
möglichkeiten oder Sachgüter und Dienstleistun-
gen, benötigt werden (Lamb et al., 2021;Wiedmann
& Lenzen, 2018). Das gilt besonders für hochver-
arbeitete Produkte (z. B. IKT) und alle biomasse-
basierten Produkte (z. B. Ernährung, Bekleidung,
Möbel, Bio-Energie) aufgrund der Komplexität der
Emissionen aus der Landnutzung (Bhan et al., 2021;
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Ernährung Elektro & Wasserstoff-Mobilität

Haushalt, Freizeit, sons. Konsum

Mobilität

Wohnen

Abb. 3.1 Die internationalen Emissionsvermeidungs- und verringerungspotenziale von 60 Konsumoptionen. (Eigene Darstellung adaptiert nach
Ivanova et al. (2020))
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Court & Sorrell, 2020; Heinonen et al., 2020;Wied-
mann & Lenzen, 2018). Es gibt zwar eine lange
Tradition an Studien, die dazu die Methode der
Lebenszyklusanalyse nutzen, jedoch gibt es hier
eine Vielzahl ungelöster methodischer Probleme
und unterschiedliche konkrete Umsetzungen, wel-
che eine direkte Vergleichbarkeit der Ergebnisse
stark einschränkt, unter anderem was Aussagen zu
den systemischen Konsequenzen von Handlungen
und Maßnahmen betrifft (Hertwich, 2005; Majeau-
Bettez et al., 2011; Reap et al., 2008).

2. Die eindeutige Abgrenzung und Zuweisung einzel-
ner Aktivitäten und ihrer jeweiligen Alternativen
sowie des direkten und indirekten Konsums und der
involvierten Produktions- und Lieferketten ist me-
thodisch schwierig und nicht immer eindeutig und
doppelzählungsfrei möglich, speziell wenn ein ho-
her Detailgrad gefragt ist (Heinonen et al., 2020;
Wiedmann & Lenzen, 2018).

3. Die Verknüpfung von Emissionen des Infrastruk-
turausbaus, des Staats und von unternehmerischen
Investitionen ist komplex, da deren Nutzung über
Jahre bzw. Jahrzehnte erfolgt, was in den meis-
ten Studien entweder komplett exkludiert oder sehr
unterschiedlich implementiert wird (Chen et al.,
2020).

4. Die Bewertung der Klimafreundlichkeit von trans-
formativen, strukturellen Veränderungen benötigt
die dynamische Modellierungen global vernetz-
ter Volkswirtschaften – ein Forschungsbereich,
der hoch komplex ist und intensiv kontroversiell
wissenschaftlich diskutiert wird (Asefi-Najafabady
et al., 2021; Earles & Halog, 2011; Keen, 2021;
Pauliuk et al., 2017; Plevin et al., 2014).

5. Einsparungen von Zeit und/oder Geld durch alter-
native Handlungsoptionen führen oft zu Rebound-
Effekten („Jevons Paradoxon“): Wird eingespartes
Geld oder Zeit emissionsintensiv verwendet, führt
das zu einer direkten oder indirekten Problemverla-
gerung sowie zu geringeren Emissionseinsparungen
als erwartet. Solche Rebound-Effekte sind bei groß
angelegten strukturellen Maßnahmen zu bedenken
(Earles & Halog, 2011; Gillingham et al., 2016;
Sorrell et al., 2020).

3.3 Systemische und Alltagsbetrachtung

Der Bericht ist entlang von Handlungsfeldern und damit
entlang zentraler alltäglicher Bedürfnisse heutiger und zu-
künftiger Generationen strukturiert: Wohnen, Ernährung,

Mobilität, bezahlte Arbeit, unbezahlte Arbeit und Freizeit
(Mogalle, 2000). Mit Fokus auf Österreich soll der Stand des
Wissens systemisch dargestellt werden, um der Komplexität
des Alltagslebens gerecht zu werden.

Wir greifen Literatur auf, die vermeintliche Gegensätze
– wie Handeln und Strukturen, Produktion und Konsum,
Arbeit und Freizeit, Natur und Technik, Stadt und Land, Um-
welt und Gesellschaft – in ihrer gegenseitigen Bedingtheit
betrachtet. Damit nehmen wir eine kritische Distanz zu di-
chotomen Denkfiguren in der Wissenschaft, im Alltag und in
der öffentlichen Diskussion ein. Oft ist ein Begriff gar nicht
ohne die Abgrenzung vom Gegenbegriff denkbar – wie etwa
bei der zeitlichen Abgrenzung von Arbeit und Freizeit oder
einer räumlichen Abgrenzung zwischen Stadt und Land.

Die systemische Betrachtung verdeutlicht, dass vermeint-
liche Gegensätze zwar durchaus wirkmächtig sein können,
aber dennoch nur gedankliche Differenzierungen sind und
die Realität nur im Ganzen zu verstehen ist. Entlang der
Handlungsfelder können wir die Literatur zur kollektiven
und individuellen Handlungsebene und zu unterschiedlichen
theoretischen Perspektiven [Kap. 2: Perspektiven] verknüp-
fen, aber auch bezüglich der unterschiedlichen Akteursgrup-
pen, Technologiebereiche, Barrieren und Handlungsoptionen
nachvollziehbar strukturieren.

Die Handlungsfelder liegen quer zu Disziplinen und da-
mit auch zu den üblichen Grenzen des wissenschaftlichen
Denkens und Zuordnens. Erkenntnisse aus den Sozialwis-
senschaften werden daher im Folgenden mit natur-, human-,
technik- und kulturwissenschaftlichen Ergebnissen zusam-
mengeführt. Orientierung am Alltag heißt auch, dass die
Beiträge im vorliegenden Bericht auch ohne fachspezifisches
Vorwissen verständlich sein sollen, aber zugleich viele Ver-
weise auf einschlägige Fachdiskussionen und entsprechende
Literatur bieten.

3.4 Auswahl und Grenzziehung zwischen
den Handlungsfeldern

Die Konzeption dieses Berichts sieht eine Gliederung von
Handlungsfeldern in insgesamt sechs Kapitel vor. Das er-
möglicht einen Fokus auf die üblichen Bereiche klima-
politischer Expertise [Kap. 4 Wohnen, Kap. 5 Ernährung
und Kap. 6 Mobilität] und auf darüberhinausgehende Hand-
lungsfelder des täglichen Lebens [Kap. 7 bezahlte Ar-
beit/Erwerbsarbeit, Kap. 8 unbezahlte Arbeit/Sorgearbeit
und Kap. 9 Freizeit].

In der Darstellung eines österreichischen Durchschnitts-
tags (AT 2010, Durchschnittsösterreicher_in) sehen wir alle
alltäglichen Aktivitäten in ihrem zeitlichen Ausmaß (Stun-
den) (Smetschka et al., 2019) (Abb. 3.2). Im Innenkreis
werden die Bereiche der funktionalen Zeitverwendung dar-
gestellt, unterschieden nach persönlicher, gebundener, ver-
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21%; Freizeit; 5,0

16%; Erwerbsarbeit; 3,8
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9. Freizeit

6. Mobilität

4. Wohnen

8. Sorgearbeit

7. Erwerbsarbeit

5. Ernährung

Schlafen

TV / Video / Musik

Essen gehen

Kultur / Kurse

Haustiere

Zeit mit Freunden / Nachbar_innen

Körperpflege
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Aufräumen / Putzen

Betreuung Kinder / Verwandte

Reparaturen / Garten

Aus- / Weiterbildung

Einkaufen / Ämter

Ehrenamt

Sport

Hobbies

Lesen

Alltag in Österreich nach Zeitverwendung

Abb. 3.2 Zeitverwendung in Österreich 2010 nach funktionaler Zuordnung (Innenkreis) und Tätigkeiten (Außenkreis) und Handlungsfeldern
(orange Kästchen). (Darstellung geändert nach Smetschka et al., 2019)

traglich vereinbarter und freier Zeit. Im äußeren Kreis sind
die einzelnen Tätigkeiten aus Zeitverwendungsstudien zu se-
hen. Die orangen Kästchen zeigen die Handlungsfelder, die
in diesem Teil beschrieben werden, und ordnen sie den all-
täglichen Tätigkeiten zu.

Trotz getrennter Darstellung und Einschätzung dieser Fel-
der sind die Handlungsfelder sowohl systemisch als auch
im Alltagshandeln zum Teil eng miteinander verschränkt.
Daher ist auch die Teilung des Handlungsfelds „Arbeiten“
in die Kapitel „Erwerbsarbeit/bezahlte Arbeit“ und „Sorge-

arbeit/unbezahlte Arbeit“ nicht als kategorische Trennung
zu verstehen. Vielmehr gehen wir davon aus, dass die Be-
dingungen der Erwerbsarbeit einen wesentlichen Teil der
Bedingungen definieren, die unbezahlte Sorge- und Haus-
arbeit strukturieren. Umgekehrt schafft die private Sorge-
und Hausarbeit eine zentrale Voraussetzung für Arbeitspro-
zesse im Erwerbsarbeitsleben. Im sechsten Handlungsfeld
werden jene Tätigkeiten analysiert, die als freie Zeit gestaltet
werden und Freizeit, Urlaub und weiteren Konsum umfas-
sen.
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Das Handlungsfeld Ernährung ist ganz offensichtlich eng
mit dem Handlungsfeld Sorge- und Hausarbeit verbunden
und Praktiken des Lebensmitteleinkaufs orientieren sich an
den zeitlichen Strukturen der Erwerbsarbeit (Backhaus et al.,
2015). Ähnliche bedeutsame Interaktionen bestehen beim
Thema Wohnen und Mobilität [Kap. 4: Wohnen; Kap. 6:
Mobilität]. Das übergeordnete Ziel der Entwicklung von
klimafreundlichenWohn-, Mobilitäts-, Versorgungs- und Ar-
beitsmodellen für alle Bevölkerungsgruppen, die neben einer
Sicherung der Daseinsvorsorge und der Sicherung einer re-
silienten Versorgung auf einen geringen CO2e-Fußabdruck
zielen, wird durch klimafreundliche Wohnstrukturen maß-
geblich unterstützt. Wir gehen davon aus, dass raumord-
nungsbezogene Strukturen und deren Verhältnis zueinan-
der, deren räumliche Dichte, funktionelle Ausgestaltung und
Ausprägung in Form von Wohnen, maßgeblich die Bedin-
gungen für Alltagsmobilität bestimmen. Diese räumlichen
Strukturen wirken ebenso auf die private Sorge- und Hausar-
beit wie das Erwerbsarbeitsleben durch die Ressource Zeit.

Um die Interaktionen zwischen den Handlungsfeldern im
Text deutlich zu machen, fügen wir jeweils entsprechende
Querverweise zu anderen Kapiteln ein.

3.5 Theoretische Pluralität und Auswahl
der Literatur zu den Handlungsfeldern

Jedes Kapitel zu den Handlungsfeldern präsentiert den in der
Literatur dokumentierten Stand des Wissens, wobei der Fo-
kus auf Literatur mit Österreichbezug bzw. auf Erkenntnisse
gelegt wird, die sich auf den österreichischen Kontext über-
tragen lassen. Die Darstellung der Literatur orientiert sich an
den berichtsleitenden Fragen und erfolgt in drei Subkapiteln:

1. Status quo und Klimaherausforderungen (berichtsbeglei-
tende Fragen 1 und 2)

2. Barrieren (berichtsbegleitende Frage 3)
3. Handlungsoptionen (berichtsbegleitende Frage 4)

Dabei erheben die Kapitel keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit. Vielmehr sollen möglichst vielfältige Perspekti-
ven und die Bandbreite des wissenschaftlichen Diskurses
dargestellt werden [Kap. 2 Perspektiven]. In der Litera-
tur zu einzelnen Handlungsfeldern wurden Handlungsop-
tionen bereits zu Transformationspfaden mit heterogenen
theoretischen Orientierungen verknüpft und vergleichend
diskutiert (allerdings mit einer von Kap. 2 mitunter ab-
weichenden Terminologie). In der Literatur zu anderen
Handlungsfeldern sind bestimmte „theoretische Gestaltungs-
perspektiven“ – Markt-, Innovations-, Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive – gar nicht abgedeckt. Dem
Charakter eines Sachstandberichts entsprechend haben wir

uns auf die vorhandene Literatur zu beschränken. Die ein-
zelnen Kapiteln zu den Handlungsfeldern verknüpfen die
dargestellten Perspektiven aus der Fachliteratur mit den in
Kap. 2 vorgestellten theoretischen Gestaltungsperspektiven
über Querverweise und das Aufzeigen von gemeinsamen
Denktraditionen.

3.6 Politiken und Handlungsebenen

Teil 2 knüpft mit der Analyse auf Ebene der Handlungsfel-
der an Abschn. 2.2 „Formen des Handelns“ an, gleichzeitig
verweisen wir für die Perspektive der notwendigen, struk-
turellen Änderungen auf Teil 3 „Integrierte Perspektive der
Strukturbedingungen“. Der in diesem Bericht gewählte An-
satz der Handlungsfelder verspricht intuitive Anknüpfungs-
punkte am Alltagsleben und damit auch an der individuellen
und kollektiven Handlungsebene.

Für strukturelle Veränderungen sind die Erkenntnisse je-
doch auch eng mit den jeweiligen Handlungsebenen von
Behörden und demokratischen Entscheidungszentren zu ver-
knüpfen (Muhar et al., 2006). Das Handlungsfeld der Er-
nährung wird etwa durch Gesundheits-, Agrar-, Sozial- und
Handelspolitiken sowie durch die Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft oder durch mediale Diskurse und die Werbung
geprägt (SAPEA, 2020). Auch in den anderen Handlungsfel-
dern sind – neben der Zivilgesellschaft und den Unternehmen
– unterschiedliche Zuständigkeiten von Kommunen, Bun-
desländern, Bundes- und EU-Behörden mitzudenken. Die
Kombination von Multi-Level-Governance und direkter Be-
teiligung nichtstaatlicher Akteur_innen an Entscheidungs-
prozessen bildet den Kern des Konzepts der polyzentrischen
Governance (Newig & Koontz, 2014). Dieses ursprünglich
von Ostrom et al. (1961) geprägte Konzept richtet den Blick
der folgenden Kapitel auf die Interaktionen zwischen einer
Vielzahl von – voneinander unabhängig agierenden und sich
dennoch gegenseitig beeinflussenden – Entscheidungszen-
tren und Akteursgruppen, darunter Zivilgesellschaft, Unter-
nehmen und Regierungsbehörden.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Dynamik

� Das Menschenrecht auf angemessenes Wohnen
(kurz: Recht auf Wohnen) ist in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte (AEMR) und im
UN-Sozialpakt verankert. Um es im Rahmen ei-
ner sozialökologischen Transformation einlösen zu
können, braucht es Änderungen der Strukturen der
Wohnpolitik. (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis)

� Steigende Energie- und Wohnkosten im Allgemei-
nen und Wohnen in energetisch nicht angemessen
sanierten Bestandsgebäuden – mit dementsprechen-
den Energieverlusten, Mehrbedarfen und somit hö-
heren Energiekosten – im Besonderen stellen eine
finanzielle Belastung dar, die insbesondere Haus-
halte mit geringem Einkommen trifft. (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis)

� Wenn Gebäude im Rahmen der voranschreitenden
Kommodifizierung des Wohnbausektors thermisch
saniert werden, geht häufig leistbarer Wohnraum
zugunsten von hochpreisigem Wohnen verloren.
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Raumwärme ist mit Abstand der größte CO2-
Emittent im Gebäudesektor und zweitgrößter Ener-
gieverbraucher bezogen auf die Emissionen im
Betrieb. Der Ausstieg aus Öl und Gas und die
Umstellung der Heizsysteme auf erneuerbare Ener-
gieträger (Bsp. Erdwärme, Biomasse, oder Biogas)
bzw. klimafreundliche Fernwärme ist daher ein
Schlüsselfaktor für klimafreundlichesWohnen. (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Der ressourcenschonende Umgang mit Grund und
Boden ist die Basis für klimafreundlichen Wohn-
bau. Dafür braucht es überregionale sozialökologi-
sche Kriterien für angemessene Wohnraumversor-
gung bei gleichzeitiger Reduktion von Zersiedelung
und Versiegelung. (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen

� Es braucht einen Paradigmenwechsel in Rich-
tung Bestandsnutzung und Energieraumplanung,
um den hohen Boden- und Ressourcenverbrauch
durch Neubautätigkeit im Wohnungsbau, die aus-
ufernde Verkehrs- und Siedlungsentwicklung und
den hohen Versiegelungsgrad abzuwenden. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Die Stadt- und Raumplanung hat eine sozial- (inkl.
gender-), umwelt- und klimagerechte Verteilung
zu berücksichtigen und den Zugang zu klima-
freundlicher und -gerechter Wohninfrastruktur für
alle Bevölkerungsgruppen zu gewährleisten. Da-
mit kann sie einen Beitrag zum gesellschaftlichen
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Wohlergehen leisten, insbesondere in Hinblick auf
gemeinschaftliche Bedürfnisse im Zusammenhang
mit steigenden Umwelt- und Klimabelastungen wie
z. B. Biodiversitätsverlust und steigender Hitzebe-
lastung. (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis)

� Eine Re-Kommunalisierung in Verbindung mit der
Förderung von dekarbonisiertem und bezahlbarem
Wohnraum eröffnet kommunale Handlungsspiel-
räume mit Verfügungs- und Optionsmöglichkeiten
für sozialökologisch gerechten Wohnbau. Alter-
native Wohnkonzepte, wie z. B. Baugruppen oder
Genossenschaftsmodelle, stellen einen wertvollen,
bereits praktizierten Ansatzpunkt für ein klima-
freundliches Leben dar. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� Eine klimafreundlichere Raumplanung und Bau-
weise mit nachwachsenden Rohstoffen, eine klima-
gerechte Verteilung von bestehendem Wohnraum
sowie eine verstärkte Förderung von Sanierung
und/oder Adaption für Weiter- und Umnutzung re-
duziert den hohen Ressourcenverbrauch im Neu-
bau. (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Ohne die Zuständigkeiten auf Bundes- und Län-
derebene noch stärker zu fragmentieren, ist den
unterschiedlichen regionalen Ausgangslagen und
Handlungsoptionen entsprechend differierend zu
begegnen: der Abwanderung und dem Leerstand im
ländlichen Raum, dem Wunsch nach Einfamilien-
hausbau in den suburbanen Siedlungen und dem
Zuzug mit stetig steigenden Wohnpreisen in urba-
nen Regionen. (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen

� Förderungen mit ihrem lenkenden Einfluss könnten
noch stärker auf einen ressourcenschonenden und
klimafreundlichen Wohnbau ausgerichtet werden:
durch gezielte und verstärkte Wohnbauförderung
im gemeinnützigen Wohnbausektor, Priorisierung
von Umbau vor Neubau, Förderung von kollekti-
ven Wohnformen und Förderung der Verwendung
klimafreundlicher Konstruktionsweisen, Materiali-
en und Wärmesysteme. Auch die Wiedereinfüh-
rung der Zweckwidmung der Wohnbaufördermittel
könnte hierbei unterstützen. (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis)

Die vorliegende Ausarbeitung orientiert sich durch die
zeitliche Parallelität an der Bearbeitung der 17 SDGs im

Uninetz-Projekt und hat die Themen im Austausch und in
Abstimmung mit den dort handelnden Personen zum Thema
Wohnen und speziell dem SDG 1 und 11 entwickelt.

4.1 Einleitung

Wohnen ist durch die im Rahmen der Vereinten Nationen
unterzeichnete Erklärung und die Europäische Menschen-
rechtskonvention ein Menschenrecht sowie in vielen Staa-
ten – jedoch nicht in Österreich – ein Grundrecht und
zählt zu den Grund- und Existenzbedürfnissen. Wohnraum
als begrenzter Raum und Ort sowie Wohnen als Tätigkeit,
welche sich über den eigenen Wohnraum hinaus in die
Nachbarschaft und Freiräume erstreckt, bestehen aus einem
multiplen Beziehungsgeflecht ökologischer, ökonomischer,
sozialer und kultureller Aspekte. Die Wechselwirkungen
zwischen gebauten Wohnstrukturen, der Konzeptionierung
und Planung dieser und die Auswirkungen auf Verhalten und
Lebensqualität der Bewohner_innen sind in der Ausgestal-
tung eines klimafreundlichen Lebens zu berücksichtigen.

Nach der Anzahl der Gebäude zeigt sich in Österreich
aktuell folgendes Bild: Quantitativ umfassen Wohngebäude
82 Prozent des gesamten österreichischen Gebäudebestands
(Statistik Austria, 2019). Der Großteil der Wohngebäude
sind Einfamilienhäuser mit einem Anteil von 65,8 Prozent
(Statistik Austria, 2013).

Die Haushaltsebene umfasst in Österreich 48 Prozent Ei-
gentumswohnungen, davon 37 Prozent als Hauseigentum
und 11 Prozent als Wohnungseigentum. In Mietobjekten
leben etwa 42 Prozent der Haushalte sowie etwa 10 Pro-
zent in sonstigen Rechtsverhältnissen. Das Mietrecht und die
Mietvertragsverhältnisse werden über den Bund geregelt, die
Wohnbauförderung auf Länderebene.

Bezogen auf die Personenebene wohnen etwa 55 Pro-
zent der Menschen imWohnungseigentum (Statistik Austria,
2019). In einem Betrachtungszeitraum von 1985 bis 2020
stieg die Zahl der Privathaushalte um 42,4 Prozent. Mit stei-
gendemAlter leben immer mehr Menschen allein. Insgesamt
lebten 2020 33,1 Prozent der Personen ab 65 Jahren allein in
einem Haushalt (Statistik Austria, 2021d).

Qualitativ definiert sich Wohnraum als angemessen, wenn
weder Überbelag noch Gesundheitsbelastung vorliegen und
der Wohnraum über eine adäquate und energieeffiziente
Heiz-, Wasch- und Duschmöglichkeit verfügt (APCC, 2018;
BAWO – Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe,
2017).

CO2-Emissionen im Bereich Wohnen beruhen auf direk-
ten und indirekten Ursachen. Abb. 4.1 veranschaulicht den
klimarelevanten Status quo des Gebäudesektors im Vergleich
zu anderen Sektoren, Abb. 4.2 die einzelnen Komponenten
der Kohlenstoffdioxid-Emissionen aus den Privathaushalten.
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Anteil der Sektoren an den 
gesamten THG-Emissionen 2019

Änderungen der Emissionen 
zwischen 1990 und 2019
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Abb. 4.1 Treibhausgasbilanz nach Emissionen 2019. (Umweltbundesamt, 2021b)
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Der Sektor Gebäude verursachte im Jahr 2019 rund
8,1 Millionen Tonnen an Treibhausgasemissionen. Dies ent-
spricht einem Anteil des Gebäudesektors von 10,2 Pro-
zent aller Treibhausgasemissionen in Österreich im Jahr
2019 (Umweltbundesamt, 2021b), wobei Wohngebäude ei-
nen Treibhausgasemissionsanteil von 8,2 Prozent aufweisen
(Statistik Austria, 2019). Eine Reduktion der Treibhausgas-
emissionen im Gebäudesektor konnte bereits von 1990 bis
2014 beobachtet werden, doch stiegen diese Emissionen zwi-
schen 2014 und 2017 wieder an (Umweltbundesamt, 2021b).

Die durchschnittliche Wohnfläche pro Person in ei-
ner Hauptwohnsitzwohnung in Österreich liegt bei
45,3m2/Person. Allerdings ist diese regional ungleich
verteilt. So steht beispielsweise Menschen in Wien eine
durchschnittliche Wohnfläche von 36,1m2/Person zur Ver-
fügung, im Burgenland hingegen 54m2/Person (Statistik
Austria, 2019). Auch die Betrachtung der Herkunft von
Personen zeigt eine Ungleichverteilung: So wohnen bei-
spielsweise Menschen aus der Türkei auf durchschnittlich
23m2/Person, gefolgt von Personen aus dem ehemaligen
Jugoslawien (außerhalb der EU) mit 27m2/Person (Statistik
Austria, 2019).

Der Zuwachs an Bodenverbrauch für Wohn- und Ge-
schäftsgebiete liegt in Österreich im Jahr 2020 bei 23 km2

(Umweltbundesamt, 2021a). Die Siedlungsformen des Woh-
nens sind für die Ökobilanz relevant – sowohl für den
CO2-Ausstoß der Gebäude selbst als auch für den des Ver-
kehrs, der mit seiner Treibhausgasbilanz von 30 Prozent drei
Mal so viel Emissionen produziert wie der Gebäudesektor
und dessen Emissionen zudem im Unterschied zum Ge-
bäudesektor seit 1990 stark steigen. Je nach Siedlungsform
und funktionalen Verflechtungen, wie beispielsweise Woh-
nen und Arbeiten, produziert das Wohnen viel oder weniger
Verkehr, insbesondere motorisierten Individualverkehr. Da-
mit wird indirekt ein großer Teil der Treibhausgasemissionen
vom Wohnen mitbestimmt. Ergebnisse der Gebäudeanalyse
verdeutlichen zudem, wie wesentlich die Kompaktheit des
Gebäudes für die Ökobilanz ist: Einfamilienhäuser weisen
im Vergleich zu Wohnsiedlungen und Geschoßwohnbau eine
deutlich schlechtere Bilanz auf. Die „graue Energie“ eines
Gebäudes ist für die Richtwertanalyse, die Kompaktheit des
Gebäudes wie auch für die Belegungsdichte von Relevanz
(Mair am Tinkhof et al., 2017). Graue Emissionen, also die
gesamten Energien, die bei Herstellung, Einbau und Ab-
bruch von tragwerksrelevanten Bauelementen benötigt wer-
den, werden vermehrt beforscht, ebenso wie entsprechende
Grenzwerte und Maßnahmen der Vermeidung in frühen Pla-
nungsphasen (u. a. Weidner et al., 2021).

4.2 Status quo

Im Folgenden wird der Status quo des Wohnens in Ös-
terreich aus drei verschiedenen Blickwinkeln thematisiert.
Vorweg wird das „Ob“ thematisiert – diese Frage fokussiert
auf die Notwendigkeit von Neubauten unter Berücksichti-
gung von Wohnungsbestand, Leerstand, Beschaffenheit und
Sanierungsmöglichkeiten. Das „Wie“ bezieht sich auf die
technische und bauliche Gestaltung neuer Wohnraumpro-
duktion. Die Frage „Wer und für wen“ konzentriert sich auf
die Bauträgerschaft und die Bewohnerschaft der Wohnge-
bäude.

Die Frage nach dem „Wo“, die das Augenmerk auf die
zur Verfügung stehenden Flächen legt, wird im Rahmen des
Kapitels zur Raumplanung diskutiert (Verweis Kap. 19).

4.2.1 Muss neu gebaut werden? Entscheidungen
imWohnbau unter Berücksichtigung von
Bestand, Leerstand, Beschaffenheit und
Sanierungsmöglichkeiten

Die Frage, ob überhaupt gebaut werden muss, ist ein zentra-
ler Punkt in der Diskussion um klimafreundliches Wohnen.
Der Wohnraum in Österreich unterliegt unterschiedlichen re-
gionalen Entwicklungen: Ländliche Regionen sind oftmals
von Abwanderung und Leerstand betroffen, in den urbanen
Regionen führt der Zuzug sowie Wohnungskäufe aufgrund
von Finanzspekulationen und Kapitalanlagen (was vielfach
zu Leerstand führt) zur Wohnraumverknappung und zu stei-
genden Preisen.

Der bauwirtschaftliche Fokus auf Neubau lässt vermuten,
dass hier höhere Gewinne durch höhere Preise und effizi-
entere Prozesse zu erwirtschaften sind. Im Neubau lassen
sich neue technische Lösungen einfacher umsetzen (Amann
& Mundt, 2019). Das belegt unter anderem auch der So-
zialbericht zum Thema Wohnen des BMASGK (2019), der
auf die sehr viel größere Herausforderung der Dekarbonisie-
rung bestehender Gebäude hinweist und auf die Notwendig-
keit von sektorspezifisch differenzierten Bündeln von Rah-
menbedingungen und Handlungsoptionen für qualitätsvolles,
dauerhaftes, leistbares und inklusives Wohnen (Amann &
Mundt, 2019). Es sind allerdings nicht allein die Dekar-
bonisierungsmaßnahmen kostentreibend, sondern vor allem
die Dynamiken des Immobilienmarkts wie z. B. eine erhöhte
Nachfrage nach Wohnimmobilien oder Investitionen in so-
genanntes Betongold (Kranzl et al., 2019). Doch besonders
die Nutzung von Leerstand könnte helfen, den Neubau von
Einfamilienhäusern einzudämmen. Die Dominanz des Einfa-
milienhauses wirkt sich negativ auf das Klima aus, da es als
Wohnform den höchsten Flächenverbrauch aufweist sowie
umfangreicher Infrastrukturmaßnahmen, speziell im Bereich
des Verkehrs, und die energetische Ertüchtigung der Bauvo-
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lumen bedarf. Zum Thema Leerstand in Österreich wurden
zwar lokal einzelne Studien durchgeführt (SIR 2015), eine
vollständige und regionenübergreifende Leerstandserhebung
für Österreich liegt derzeit nicht vor (Schneider, 2019). Eine
solche Erhebung könnte die Notwendigkeit von Neubautätig-
keiten relativieren und den Fokus vermehrt auf den Bestand
und dessen Aktivierung bzw. Gebäudeertüchtigung lenken.

Um die Klimaziele zu erreichen, ist die klimaadäquate
Beschaffenheit und Niedrigemissionsfähigkeit von bestehen-
dem Wohnraum relevant. Eine aktive Dekarbonisierung ist
sowohl durch Energiebedarfssenkung als auch mittels alter-
nativer, nicht fossiler Energiebereitstellung zu erreichen.

Die Sanierung des Gebäudebestands in Österreich, der zu
45 Prozent vor 1990 errichtet wurde und zu 60 Prozent einen
energetischen Sanierungsbedarf aufweist (Statistik Austria,
2020), hat großes Potenzial für eine Senkung des Energiebe-
darfs, ebenso wie die Sanierung und Dekarbonisierung der
Eigenheime und Einfamilienhäuser aufgrund ihrer Anzahl
und Gesamtenergiebilanz (IIBW Amann, Furhmann, Stingl,
2019). Das Potenzial zur Einsparung von CO2-Emissionen
ist im Gebäudebestand aus den Bauperioden vor 1970 am
höchsten, da diese Gebäude einen Anteil von rund 45 Prozent
an der gesamten Wohnnutzfläche aufweisen (Umweltbun-
desamt, 2020) und zudem aufgrund ihrer Bauweise ein hohes
Einsparpotenzial besitzen. Laut einer aktuellen Studie in
Vorarlberg ließe sich bei der energetisch effizienten Ge-
bäudeertüchtigung von Gebäuden aus den 1970er Jahren
mit ökologischen Materialien im Vergleich zu einer rei-
nen Instandhaltung ohne thermische Sanierung das globale
Erwärmungspotenzial um 72 Prozent reduzieren (Energie-
institut Vorarlberg, 2020).

Eine der größten Herausforderung in Zusammenhang mit
der notwendigen Dekarbonisierung des Wohnungssektors
und der hieraus erwachsenden Energieeffizienz des gesamten
Wohngebäudebestandes liegt in der geringen Sanierungsrate
(Amann, 2019; Forum Wohnbaupolitik, 2020). In Österreich
gibt es für private Wohngebäude, die älter als 20 Jahre sind,
die Möglichkeit eines Sanierungschecks, womit umfassen-
de Sanierungen nach klimaaktiv-Standard gefördert werden,
wie z. B. Außenwände und/oder Geschoßdecken dämmen
oder Fenster und Außentüren erneuern. Dennoch liegt die für
die Energiebedarfssenkung relevante thermische Sanierung
von Wohnbauten derzeit weit unter den Zielvorgaben. Die
Sanierungsrate hat sich seit 2010 nicht wie geplant um die
Hälfte erhöht, sondern ist sogar um etwa ein Viertel zurück-
gegangen (Global 2000, 2021). Im Betrachtungszeitraum
2008 bis 2018 liegt die Rate der vollständigen thermischen
Sanierungen bei 0,7 Prozent (˙0,1%) pro Jahr und die
mittlere Rate der umfassenden thermisch-energetischen Ge-
bäudesanierungen bei etwa 0,9 Prozent (Umweltbundesamt,
2021, S. 159 f.). Bei gemeinsamer Betrachtung von umfas-
senden Sanierungen und Einzelmaßnahmen zeigt sich, dass
die Sanierungsrate in Österreich von ca. 2,2 Prozent im Jahr

2010 (für Hauptwohnsitze) auf 1,4 Prozent im Jahr 2018 ge-
fallen ist (IIBW, Umweltbundesamt, 2020).

Der Zielwert für Sanierungen wurde laut Energie- und
Klimaplan mit 2 Prozent p. a. festgelegt (Amann, 2019).
Für eine im aktuellen Regierungsprogramm angestrebte Sa-
nierungsrate zur Dekarbonisierung des Gebäudebestands
von jährlich 3 Prozent ist der Handlungsbedarf entspre-
chend groß (IIBW, Umweltbundesamt, 2020), um den hier-
aus erwachsenden Herausforderungen, wie z. B. vorhandene
Marktkapazitäten, Fachpersonal, steigende Preise, zu begeg-
nen. Expert_innen erklären das Phänomen der rückläufigen
Sanierungsraten im Wohnsektor zum einen mit dem Aus-
bleiben von Energiepreiserhöhungen, zum anderen mit den
stetig steigenden Miet- und Bodenpreisen, die in bestimmten
Regionen auch ohne energetische Sanierungen eine Profit-
steigerung von Wohneigentum mit sich bringt (Weißermel &
Wehrhahn, 2020).

Der zweite Aspekt der Dekarbonisierung im Wohnsek-
tor betrifft die Energiebereitstellung, u. a. für Heizen, Küh-
len, Bereitung von Warmwasser und Haushaltsstrom. Ein
hohes Dekarbonisierungspotenzial liegt in der Umstellung
von Heizsystemen mit fossilen Energieträgern auf Betriebs-
weisen mit einem niedrigeren Kohlenstoffumsatz. Mit der
Förderungsaktion des Bundes „raus aus Öl und Gas“ wird
der Austausch fossiler Heizungssysteme durch klimafreund-
liche Technologien im privaten Wohnbau gefördert (BMK,
2021). Im Bereich der Raumwärme und der Brauchwasser-
erwärmung in Wohn- und Servicegebäuden wird vermehrt
Umweltwärme genutzt. Die Anzahl an Wärmepumpen ist
deutlich gestiegen (siehe Abb. 4.3), während sich die Ent-
wicklung solarthermischer Anlagen zögerlicher zeigt (Zen-
trum für Energiewirtschaft und Umwelt, 2018).

Auch die Ökologisierung der Fernwärme durch einen
Umstieg auf erneuerbare Energieträger wird gefordert. Der
Anteil erneuerbarer Energieträger an der Fernwärmeerzeu-
gung und am -verbrauch lag laut Umweltbundesamt im Jahr
2018 bei nur 48 Prozent (Umweltbundesamt, 2022). Die Effi-
zienz der Verteilung und die CO2-Neutralität der Fernwärme
selbst werden in diesem Zusammenhang differenziert be-
trachtet.

Schließlich ist die sozialökologische Herausforderung bei
der Dekarbonisierung von Wohnraum in Bestandsgebäuden
zu beachten: Die Effektivität von umwelt- und klimafreund-
lichen Heizsystemen hängt von entsprechenden Sanierungs-
maßnahmen ab, die kostenintensiv sein können (Rechnungs-
hof, 2020; Statistik Austria, 2019). In Bestandsgebäuden
wohnen überwiegend mittlere oder niedrige Einkommens-
gruppen, die von den höheren energetischen Sanierungskos-
ten finanziell besonders betroffen wären. Der Ausweg, in
energetisch bereits angemessene Neubauwohneinheiten zu
übersiedeln, ist für diese Einkommensschichten meist kei-
ne Option, da diese höhere Miet- und Kaufpreise aufweisen
(Amann und Mundt 2019).
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Abb. 4.3 Anzahl und Art von Wärmepumpen in Österreich 1975 bis 2017. (Quelle: Erneuerbare Energien in Zahlen 2018, Zentrum für Energie-
wirtschaft und Umwelt, e-think)

4.2.2 Wie wird gebaut? Wohnungsneubau
angesichts von Ressourcen- und Bodenknappheit

Durch den Föderalismus liegen in Österreich für den
Wohnbau derzeit stark fragmentierte Zuständigkeiten auf
Entscheidungs- und Wissensebenen vor. Die neun Bun-
desländer entscheiden über Gesetzgebung, Regelungen und
Förderungen im Wohnbausektor weitgehend autonom. Im
Förderbereich zu den Themen Energie und Umwelt stim-
men sich Bundes- und Länderstellen ab, allerdings werden
Wohnbauförderungen auf Landesebene und Genehmigungs-
verfahren auf kommunaler Ebene geregelt. Infolgedessen
wirken sich nationale oder internationale politische Ziele
meist zeitverzögert und indirekt in der Praxis aus (Kranzl
et al., 2019).

Mindeststandards für den Wohnbau werden maßgeblich
durch die neun Bauordnungen der Bundesländer vorgege-
ben. Dort gibt es Möglichkeiten, Erfordernisse einzuschrei-
ben, etwa Grünflächenfaktor, Versiegelungsfaktor etc. Wenig
berücksichtigt wird dabei das Verhältnis von Siedlungs-
strukturen und Wohnformen zum Energieverbrauch (Quan
& Li, 2021). Gegenwärtig liegt der Fokus der Vereinheit-
lichung von Bauordnungen verstärkt auf Energieeffizienz-
standards wie z. B. Passivhausdefinition, da Abstimmungs-

und Harmonisierungsprozesse im Gebäudebereich in Bezug
zu Klimaschutzstandards, etwa in Form von 15a-B-VG-
Vereinbarungen zu Klimaschutz im Wohnbau, über techni-
sche Anforderungen verhandelt werden. Der nationale Plan
für Österreich für die Energieeffizienz bei Gebäuden wurde
2018 vom Österreichischen Institut für Bautechnik erarbei-
tet. Somit müssen alle Wohngebäude ab 01.01.2021 die Min-
destanforderung an ein Niedrigstenergiegebäude im Sinne
des Artikels 2, Ziffer 2 der Richtlinie 2010/31/EU erfül-
len. Die Verankerung in den Bauordnungen ist bereits in
allen neun Bundesländern erfolgt (Österreichisches Institut
für Bautechnik, 2018).

Die Ökologisierung des Wohnbausektors betrifft die Bau-
biologie (z. B. Giftstoffe in Baumaterialien) und die Bauöko-
logie (Land-, Ressourcen- und Energieverbrauch im Bau, im
laufenden Betrieb und im Recycling). Aktuell wird der Groß-
teil der Gebäude aus Stahl und Beton gebaut, mit besonders
hohen anfallenden CO2-Emissionswerten bei der Produk-
tion von Primärstahl und Zement. Im Jahr 2014 stamm-
ten global 1,32 Milliarden Tonnen CO2-Emissionen aus
der Zementproduktion und 1,74 Milliarden Tonnen aus der
Stahlproduktion (Sonter et al., 2017). Beide Industriezwei-
ge arbeiten zwar an emissionsärmeren Produktionsverfahren,
dennoch wird dem erwarteten Wachstum von Städten vor al-



4.2 Status quo 233

lem durch emissionsärmere Bauweisen in der Neuerrichtung
von Wohnraum und Infrastruktur und zugleich einer Steige-
rung der Umnutzung von Leerstand zu begegnen sein.

Für die CO2-Bilanz bei der Herstellung von Baumate-
rial zeigt die Forschung, dass der Baustoff Holz deutliche
Vorteile im Vergleich zu den hohen CO2-Emissionen der
Zementindustrie für Stahlbeton und der Stahlproduktion auf-
weist (Schadauer et al., 2020; Lukić et al. 2020). Es wird aber
auch auf die noch mangelhafte Prüfung von Herkunft und
Nachhaltigkeit der Bewirtschaftungsform des verwendeten
Holzes hingewiesen (Windsperger & Windsperger, 2015).

In Bezug auf Nachhaltigkeit und Kreislaufwirtschaft von
Baustoffen und Materialkomponenten von Bauteilen for-
dert die Baumaterialforschung eine CO2-Bilanzierung der
Bauprodukte sowie neue Indikatoren zur Bewertung der Um-
weltwirkung von Bauprodukten und Bauweisen (Fischer &
Schulter, 2014). So wären etwa Öko-Indikatoren geeignet,
um nachhaltiges Bauen in den einschlägigen europäischen
Normen stärker zu verankern. Ein wichtiges Ziel ist, die
Zertifizierung ökologischer Baustoffe voranzubringen. Denn
z. B. strohgedämmte Häuser haben ein großes Potenzial für
CO2-Speicherung (Best-Practice-Beispiele: „ASBN – Stroh-
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Abb. 4.4 Geförderter und nichtgeförderter (= freifinanzierter) Neubau in Österreich 1992–2017. (Kadi et al., 2020)

ballenbau in Österreich“ und konkrete Forschungsprojekte
im Rahmen der Förderungsstruktur „Haus der Zukunft“).
Der Verwendung von neuen – teils Lowtech und insofern al-
ten – Bauweisen stehen oft kostenintensive Genehmigungs-
und Prüfverfahren im Weg. Während es für etablierte In-
dustriebaustoffe und -bauteile frei zugängliche zertifizierte
Prüfzeugnisse gibt, fehlen diese teils bei ökologischen Bau-
stoffen.Wenn die Ressourcen fehlen, um Prüfprozesse für al-
ternative Baumaterialien und -elemente einzuleiten, führt das
zu Verunsicherung und Verzögerungen im Einsatz. Dadurch
verfestigt sich der Einsatz von Industrieprodukten ungeach-
tet der ökologischen Qualitäten – vgl. die Diskussion um die
Vorherrschaft von Polystyrol (EPS- oder XPS-Dämmplatten)
in Wärmedämmverbundsystemen (Bauer, 2015; Reinhardt
et al., 2020) inklusive des Problems ihrer Entsorgung.

Im Kontext der Kreislaufwirtschaft (Circular Economy)
versteht das neue Forschungs- und Anwendungsgebiet „So-
cial Urban Mining“ Städte als integrierte Recycling-Systeme
(Brunner, 2011) wiederverwertbarer und wertvoller Ressour-
cen. In Österreich organisiert seit Kurzem das BauKarussell
den koordinierten Rückbau großer Gebäude und die Wieder-
verwendung brauchbarer Materialien.
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4.2.3 Wer baut und für wenwird gebaut?
Bauträgerschaft und Bewohnerschaft
vonWohngebäuden vor dem Problem steigender
Kosten

Neben dem „Wie“ ist die Frage „Wer baut und für wen
wird gebaut?“ mit dem Fokus auf die Bauträgerschaft und
die Bewohnerschaft ein weiterer wichtiger Punkt in der
Diskussion. In Österreich zeigen sich in den vergangenen
Jahren Verschiebungen im Bereich Bauträgerschaft. Seit den
1980er Jahren unterliegt das Wohnungs- und Sozialsys-
tem einem Strukturwandel hin zu einem marktorientierten
System. Eine ausreichende Versorgung mit Wohnraum für
untere und mittlere Einkommensgruppen in urbanen Re-
gionen wird zunehmend schwieriger (Kadi et al., 2020).
Die Steuerungsmacht des Staates im Rahmen geförderter
Wohneinheiten und somit der Vorgaben von Rahmenbedin-
gungen wurde seit den 1990er Jahren zugunsten freifinan-
zierter Wohneinheiten abgebaut (vgl. Abb. 4.4; Kadi et al.,
2020).

Mit dem verstärkten Bau von freifinanzierten Wohnim-
mobilien stiegen gleichzeitig die Wohnimmobilienpreise von
einem Ausgangsniveau im Jahr 2010 von 76,8 Prozent zum
Basiswert von 2015 mit 100 Prozent bis 2019 auf 126,6 Pro-
zent an. Österreich zählt – bei einer moderaten Ausgangslage
– zu den Ländern mit den größten Preissteigerungen am
Wohnungsmarkt im europäischen Vergleich zwischen 2010
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und 2019 nach Estland, Ungarn, Lettland und Luxemburg
(vgl. Abb. 4.5; Eurostat, 2012).

Neben der real steigenden Nachfrage nach Wohnungen
durch städtischen Zuzug steigt seit Jahren parallel die Nach-
frage nach Wohnungen als Finanzanlage (Kadi et al., 2020).
Ende 2019 lag der Fundamentalpreis-Indikator für Wohnim-
mobilien für Gesamtösterreich bei 14 Prozent. Das wurde
von der Nationalbank als erstes Anzeichen für eine Überhit-
zung des Marktes und eine potenzielle Blasenbildung gedeu-
tet (Österreichische Nationalbank, 2019). Für das Jahr 2021
wurde eine Überschussproduktion von 35.000 Wohnein-
heiten prognostiziert (Österreichische Nationalbank, 2019)
bei gleichzeitig weiter steigendem Bedarf an bezahlbarem,
ökologisch angemessenem Wohnraum (Allianz Nachhalti-
ger Hochschulen, 2021). Das bedeutet, dass trotz Über-
schussproduktion nicht genügend leistbare, ökologisch an-
gemessene Wohneinheiten in nachgefragten, urbanen bzw.
suburbanen Standorten zur Verfügung stehen. Angemesse-
ne Instrumente zur klima- und sozialgerechten Verteilung
von Wohneinheiten zu finden, ist angesichts der derzeitigen
Preisentwicklungen am Wohnungsmarkt eine Herausforde-
rung, um die Klimaziele gesamtgesellschaftlich und sozial-
verträglich zu erreichen.

Aktuell setzt sich der Trend steigender Preise für Wohn-
immobilien fort mit einem deutlichen Anstieg um 9,5 Pro-
zent im 3. Quartal 2020 (ÖNB, 2020). Speziell die unteren
und mittleren Einkommensgruppen können kaum einen Bei-
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trag zur klimafreundlichen Gesellschaft leisten, da sie zur
Wohnversorgung auf billigere Immobilien mit schlechterer
Bauqualität und daher schlechterer Energieeffizienz in min-
derversorgten Wohngegenden zurückgreifen müssen, was
wiederum eine erhöhte Mobilität und somit mehr Verkehr
mit sich bringt (Weißermel & Wehrhahn, 2020).

4.2.4 Soziale Aspekte beim Zugang zu
klimafreundlicher Wohninfrastruktur

Auch wenn der thermischen Sanierungsrate im gemein-
nützigen Wohnbau Steigerungen bescheinigt werden, sind
diese Wohnsegmente nur unter bestimmten Bedingungen zu-
gänglich. Obwohl rund 20 Prozent aller Österreicher_innen
und rund 45 Prozent der Wiener_innen heute bereits in
einer Gemeinde- oder Genossenschaftswohnung wohnen
(Schwarzbauer et al., 2019; Van-Hametner et al., 2019),
werden Wohnsegmente aus dem sozialen Wohnungsbau
trotzdem nicht dem steigenden Bedarf an bezahlbarem und
umwelt- bzw. klimafreundlichem Wohnraum gerecht (Van-
Hametner et al., 2019). Die Kommodifizierung und Rendi-
tisierung, also die Privatisierung bzw. Kapitalisierung von
vormals öffentlichen und/oder gemeinnützigen Gütern der
Wohnungswirtschaft, birgt dabei die Gefahr, soziale Belange
gegen Klimaschutz und andere ökologische Anliegen auszu-
spielen (Weißermel & Wehrhahn, 2020).

Laut Statistik Austria (Statistik Austria, 2021c) leben
ca. 52 Prozent der energiearmen Haushalte in Wohnein-
heiten, die noch vor 1960 gebaut wurden. Die vorerst
letzten Erhebungen zu Österreich aus dem Jahr 2016 be-
ziffern 117.100 Haushalte, die von Energiearmut betroffen
sind. Vertreter_innen der Armutskonferenzvermuten vermu-
ten weit höhere Zahlen (Armutskonferenz, 2019, 2020).

4.3 Barrieren und Konflikte im Bereich
klimafreundliches Wohnen

Potenzielle Konflikte und Systemwiderstände sind aufgrund
der gegenwärtigen autonomen Handlungsspielräume in den
fragmentierten Zuständigkeiten im Hinblick auf Steuerungs-
und Machtverluste zu erwarten. Durch das unzureichend
akkumulierte Wissen für Gesamtösterreich wie z. B. sta-
tistische Daten zum Leerstand, qualitative Erhebungen zu
Wohnbedürfnissen, Evaluation bestehender Wohnbaualter-
nativen mangelt es an Argumentationsmöglichkeiten. Au-
ßerdem muss man damit rechnen, dass der freifinanzierte
bzw. gewerbliche Wohnbausektor, welcher auf die Errich-
tung und Vermarktung von Wohnraum mit dem Ziel der
Gewinnmaximierung speziell im Neubau ausgerichtet ist,
Druck ausübt. Konkrete Konflikte werden im Bereich not-
wendiger gesetzlicher Regelungen und Vorgaben gesehen,

z. B. bei der Verhinderung der Ausweisung von neuem Bau-
land.

Komplementär zur Stärkung der nationalen Ebene sowie
zur Förderung ganzheitlicher und vielfältiger Wohnkonzep-
te liegt ein Potenzial in der verbindlichen Koordination und
Kooperation urbaner und ländlicher Regionalplanung. Eine
große Barriere stellt die in den 1960er Jahren an die Bür-
germeister_innen der Gemeinden erteilten Kompetenzen als
Baubehörde erster Instanz dar. Das Zusammenführen der Zu-
ständigkeiten auf Bundesebene in Form einer Koordinations-
und Monitoringstelle für Österreich für das Thema Wohnen
würde eine adäquate Grundlage zur Gesetzgebung inklusive
klimafreundlicher sowie gerechter städtischer und ländlicher
Raumentwicklung liefern.

Anreizsysteme zur Steigerung der Sanierungsrate könnten
ihr Ziel verfehlen, wenn diese finanziell zu gering ausfal-
len. Weitere Barrieren für die Sanierung sind die derzeit
fehlenden Kapazitäten am Arbeitsmarkt und in diesem Zu-
sammenhang das Fehlen einer politischen Strategie, die
Planungssicherheit bietet, um notwendige Investitionen, z. B.
in neue Betriebsanlagen oder zusätzliche Mitarbeiter_innen,
zu gewährleisten. Eine wissenschaftliche Spezifikation oder
Analyse hierzu konnte derzeit nicht ermittelt werden. Ein
ebenfalls noch zu diskutierender Punkt stellt die Umlage der
Sanierungskosten auf bestehende Mieter_innen dar. Das ver-
hindert vermutlich effiziente Energielösungen im Bestand.
Ebenso existiert derzeit kein nationales Monitoringsystem
zur Erfassung der gesamten aktuellen Sanierungsaktivitäten,
welches alle thermisch-energetisch relevanten Maßnahmen
berücksichtigt (Umweltbundesamt, 2020).

Derzeit hat das Thema Sanierung einen geringen poli-
tischen Stellenwert und damit einhergehend fehlt ein aus-
reichend konkretisierter politischer Wille (Amann, 2019).
Bedingt durch strukturelle Hindernisse sind übergeordnete
Strategien im Bereich Sanierung für ein geschlossenes Vor-
gehen in Österreich ausständig. Das derzeitige Kompetenz-
gefüge zur Umsetzung und Implementierung weitreichender
Reformen müsste eine koordinierte Vorgehensweise zwi-
schen verschiedenen Ministerien und den einzelnen Ländern
herstellen (Amann, 2019).

4.4 Gestaltungsoptionen für klimafreundliche
Strukturen im BereichWohnbau

Im Folgenden werden Gestaltungsoptionen für klimafreund-
liche Strukturen für den Wohnbau diskutiert. Es gibt vielfäl-
tige Handlungsoptionen, die explizit, aber auch implizit den
Wohnbau betreffen und ein geschlossenes Vorgehen für ein
klimafreundliches Wohnen in Österreich befördern können.
Zentrale Themen sind die Institutionalisierung des Themas
Wohnen für Österreich, die Aktivierung und Attraktivierung
des Wohngebäudebestandes, die Dekommodifizierung und
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die verstärkte Förderung gemeinnütziger Wohnbauten und
alternativer Konzepte sowie der fairen Nutzung von Com-
mons als natürliche Ressource.

Basis und Hintergrund der Handlungsoptionen stellt die
Forderung einer Zusammenführung der derzeit mehrdimen-
sionalen Zuständigkeiten auf Bundesebene in Form einer
Koordinationsstelle für Österreich für das Thema Wohnen
in Form einer Institutionalisierung dar (Allianz Nachhaltiger
Hochschulen, 2021). Forschung zu den bundesländerspezi-
fischen Gegebenheiten sowie deren Abgleich und Zusam-
menführung zu einem österreichischen Leitbild des Wohn-
baus wären hier anzusiedeln, ebenso die Etablierung einer
interdisziplinären Wohnbauforschung, die der Komplexität
des Wohnens und der Wohnraumversorgung mit speziel-
lem Fokus auf klimafreundliche Strukturen gerecht wird.
Das Zusammenwirken aller Entscheidungsträger_innen und
Wissenschaftsdisziplinen im Wohnbausektor und die Aus-
wirkungen verschiedener Maßnahmen auf die Gesellschaft
wären langfristig sicher- und darzustellen (Allianz Nachhal-
tiger Hochschulen, 2021). In Anlehnung an die österreichi-
sche Wohnbauforschung der Jahre 1968 bis 1988 (Bundes-
ministerium für Bauten und Technik, 1968 bis 1999) sowie
aktuelle Überlegungen in Deutschland (Schönig & Voll-
mer, 2020) wäre eine institutionalisierte Koordinationsstelle
zum Thema Wohnen für Österreich nützlich, welche die ge-
sellschaftlichen Bedingungen und Möglichkeiten zur Wohn-
raumversorgung ins Zentrum ihres Interesses rückt. Nach
einer institutionellen Etablierung auf Bundesebene bedarf
es einer Forcierung von zukunftsfähigen, nachhaltigen und
sozial gerechten Wohnformen sowie deren wissenschaftli-
cher Begleitung für ein neues Leitbild des klimafreundlichen
Wohnens auf Basis der Bedürfnisse der Menschen in den
heutigen und zukünftigen sozialen Strukturen (Weißermel &
Wehrhahn, 2020).

Die weiteren genannten Maßnahmen bedürfen zusätzlich
einer Änderung der Finanzierungsgrundlagen, die stärker an
nachhaltige und soziale Erfordernisse zu binden ist. Da-
zu dient unter anderem das Konzept der Objektförderung,
welches nachhaltige Investition in die gebaute Umwelt be-
deutet undWohnen im Rahmen der öffentlichen Infrastruktur
positioniert (Allianz Nachhaltiger Hochschulen, 2021). Im
Gegensatz zur Subjektförderung, die Personen fördert und
somit Einzelinteressen dient, kann die Objektförderung als
öffentliches Investmentinstrument für den Wohnbau als so-
ziale Infrastruktur verstanden werden (Allianz Nachhaltiger
Hochschulen, 2021; Koch 2020a). Klimaschutz im Bereich
Wohnen ist im objektgeförderten Wohnbau eine öffentliche
Aufgabe für das Gemeinwohl. Dafür wäre die Wohnbauför-
derung und deren Zweckbindung im Rahmen des Finanzaus-
gleichs – nachdem diese 2008 aufgelöst wurde – wiederum
zweckzubinden und mit verstärkten ökologischen Auflagen
zu koppeln.

Für ressourcenschonende Wohnbaupolitik ist eine flä-
chendeckende Leerstandserhebung für Österreich ein wichti-
ge Voraussetzung (Schneider, 2019). Der Leerstand in länd-
lichen und städtischen Regionen und dessen Veränderung
ist eine relevante Kennzahl für den gesamtösterreichischen
Wohnungsmarkt. Eine Leerstandskennzahl würde die Not-
wendigkeit für Neubau in beiden Regionen relativieren. Die
Reduzierung des Neubaus sorgt für eine Verringerung der
Bodenversiegelung und schützt somit den Naturraum und
das Klima. Leerstand im ländlichen Raum kann als bau-
liche Ressource betrachtet werden, deren graue Energie
genutzt werden kann. Mit verringerten Energieaufwänden
in der Gesamtbilanz (zusammengesetzt aus grauer Energie
des Bestandes plus dem Energieaufwand für den Betrieb)
kann im Vergleich zum Neubau eine Um- und Weiternut-
zung klimaschonender umgesetzt werden. Die Erhebung des
Leerstandes in Kombination mit einer Bestandsaktivierung
bzw. -mobilisierung wäre daher dem Neubau vorzuziehen
(Koch, 2020). Aus der Leerstandserhebung ließen sich mit
Berücksichtigung der österreichweiten Binnenmigration so-
wie einer Fokussierung auf die menschlichen Bedürfnisse
die Wohnrealitäten und deren Abweichungen auf regiona-
ler Ebene ermitteln. Anknüpfend daran ließen sich regional
abgestimmte und detaillierte Maßnahmen zur Deckung des
Wohnbedarfs für alle Bevölkerungsgruppen ableiten. Auf
dieser Basis könnten Abgaben und Sanktionen für speku-
lativen Leerstand umgesetzt werden (Allianz Nachhaltige
Universitäten in Österreich, 2021).

Es braucht Ausschreibungen zur Entwicklung und Er-
forschung nachhaltiger und zukunftsfähiger Wohnformen.
In gezielten Forschungsförderungsausschreibungen würden
für die Bundesländer regional spezifische Themenfelder in
Abstimmung mit dem übergeordneten Forschungsprogramm
ausgerichtet auf die Themen (1) Aktivierung und Attraktivie-
rung des Wohnbaubestandes, (2) Restrukturierung der Flä-
chenverbräuche und Dekommodifizierung des Wohnraums,
(3) Ausbau des gemeinnützigen Wohnbaus und Förderung
alternativer Wohn- undWohnbaukonzepte sowie (4) die Nut-
zung von Commons.

4.4.1 Aktivierung und Attraktivierung
desWohnbaubestandes

In der Bereitstellungsperspektive wird zunächst das Feld der
Aktivierung und Attraktivierung des Wohnbaubestandes in
den Fokus genommen. Das achtsame Erhalten, Reparieren
und Weiterdenken durch städtebaulich übergreifende Ansät-
ze und gemeinwohlorientierte Kooperationen sowie Beteili-
gungskonzepte haben in Kombination mit Lebenszyklusbe-
trachtungen und zirkulären, ökologischen Materialeinsätzen
klimafreundliche Potenziale. Die Aktivierung und Attrakti-
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vierung des Wohnbaubestandes senkt die Neubautätigkeiten
und beugt der weiteren Ausbreitung der Siedlungsflächen in
Form von zunehmender Versiegelung des Bodens vor (Ebin-
ger et al., 2001).

Die Sanierung von privatenMietwohnungen könnte durch
eine verkürzte Absetzung von Sanierungskosten oder alter-
nativ mit Investitionsprämien unterstützt werden (Amann,
2019).DieseVorgangsweisewürde auf die Bereitschaft vieler
Haus- und Wohnungseigentümer, in die eigene Immobilie zu
investieren, treffen. Klassische steuerliche Förderungen be-
vorzugen reichere Haushalte. Dieser Effekt würde mit dem
Förderungsmodell dann neutralisiert, wenn die anerkennba-
renKosten gedeckelt undNiedrigverdiener alternativ eineNe-
gativsteuer in Anspruch nehmen könnten. Der Mechanismus
der Weitergabe der steuerlichen Vorteile ist zu einem signifi-
kanten Anteil notwendig, um die Einsparungen auch beiMie-
ter_innen wirksam werden zu lassen. Um Häuser einer akti-
ven Nutzung zuzuführen, ist es sinnvoll, den Bestandsschutz
mit einer besseren Rechtslage gegen Abbruch und Leerstand
auszustatten. Der Forschungsansatz der Convivial Conserva-
tion analysiert die Relevanz der Nutzung für eine Bestands-
pflege sowohl im großen naturräumlichen Zusammenhang als
auch im gebauten Gefüge (Büscher & Fletcher, 2019).

Mit dem verstärkten Blick auf den Bestand und somit
auf die Sanierungen wird eine Verschiebung im fachlich-
technischen wie auch im handwerklichen Bereich des Bauge-
werbes einsetzen, samt adäquater Instrumente der Umschu-
lung sowie Fördermechanismen ebenso wie eine Verlage-
rung derWirtschaftsleistung (Amann, 2019). Für den Einsatz
neuer ökologischer Materialien sind Änderungen der Bau-
ordnungen sowie Förderungs- und Anreizmaßnahmen eben-
so notwendig wie eine adaptierte Ausbildung der Professio-
nist_innen. Im Rahmen der sozioökologischen Transforma-
tion der Bauwirtschaft muss auch den Arbeitsbedingungen,
der Entlohnung und dem Status von Bauarbeiter_innen be-
gegnet werden (QV Arbeit). Vor allem stellt die hochwertige
und kostengünstige Sanierung während voller Bewohnung
die Planung wie die Umsetzungsphase vor neue Herausfor-
derungen.

4.4.2 Restrukturierung des Flächenverbrauchs
und Dekommodifizierung desWohnraums

Wenn durch Verteilungsgerechtigkeit anstelle immer kleine-
rer Wohnungen für niedrige Einkommen das Reduktions-
potenzial am oberen Ende des Flächenspektrums eingelöst
werden kann, dann muss die Frage, wie viel Wohnfläche pro
Person angemessen ist, in Zukunft demokratisch verhandelt
werden. Denn: Jeder Quadratmeter Wohnraum, der nicht neu
gebaut werden muss, trägt zur Emissionsreduktion bei.

Wenn man den Forschungen im Rahmen der Gesellschaft-
Natur-Perspektive folgt, kann Ziel und Maßstab für die

Bewertung wohnungspolitischer Programme und Regelun-
gen die Dekommodifizierung sein, also das Herauslösen
der Wohnungsversorgung aus den Logiken des Marktes
(Holm, 2019). Mit dieser Maßnahme wird anerkannt, dass
die Wohnung keine marktförmige Ware zur Erzielung von
Kapitalprofiten ist. Die bestehende Planungspraxis weist den
Kommunen hoheitsrechtliche Befugnisse der Wohn- und Ge-
werbebebauung in ihrem Gemeindegebiet zu. Komplementär
zur Stärkung dieser lokalen Ebene ist eine verbindliche Ko-
ordination wohnungspolitischer Strategien der Regionalpla-
nung laut Expert_innen sinnvoll (Weißermel & Wehrhahn,
2020; vgl. Allianz Nachhaltiger Hochschulen, 2021). Allein
der Anschein, dass die politischen Maßnahmen zur weite-
ren Renditesteigerungen im Immobiliensektor dienen und in
weitere Verknappung von leistbarem Wohnraum münden,
kann zu einer wachsenden Skepsis und Abwehrverhalten
gegenüber klimarelevanten Maßnahmen bis hin zum Schei-
tern derselben führen (Weißermel & Wehrhahn, 2020). Die
Handlungsoption der Dekommodifizierung und Restruktu-
rierung der Flächenverbräuche zielt daher auf die Entkoppe-
lung vom freien bzw. gewerblichen Wohnungsmarkt ab. Die
territoriale Verteilung von bestehendem Wohnraum klein-
maßstäblich zu erfassen und Verdrängung sowie Segregation
der Menschen durch steigende Immobilienpreise und die da-
mit verbundene Ungleichheit und Schwächung der sozialen
Inklusion und Armut abzubilden, stellt einen wesentlichen
Punkt im Zusammenhang mit Wohnraum, Energiearmut und
gesamtgesellschaftlich klimafreundlichen Lebensweisen dar.
Finanzielle Umlagen von energetischen Sanierungsmaßnah-
men und Investitionen können dabei zu einem Instrument
der Miet- und Renditesteigerung werden und als ungerechte
Aufteilung klimapolitischer Kosten verstanden werden, ins-
besondere für einkommensschwächere Bevölkerungsgrup-
pen (Weißermel & Wehrhahn, 2020). Um Verteilungs- und
Umweltkonflikte zu lösen oder zu vermeiden, ist es uner-
lässlich, Klima- und Umweltgerechtigkeitsfragen mit einzu-
beziehen, um leistbares und klimafreundliches Wohnen zu
ermöglichen. Die Kommodifizierung und Renditisierung der
Wohnungswirtschaft birgt dabei die Gefahr, soziale Belange
gegen Klimaschutz und andere ökologische Anliegen auszu-
spielen (Weißermel & Wehrhahn, 2020).

Effektives kommunales Handeln im Bereich des dekar-
bonisierten und gemeinnützigen Wohnens hängt von einer
entsprechenden Verfügbarkeit von kommunalem Boden und
Wohnungsbeständen ab und kombiniert die Bereitstellungs-
und Marktperspektive. Da vor allem der Bodenpreis ein zen-
traler Faktor für die Preisgestaltung vonWohnraum ist, sollte
sich die Dekommodifizierungspolitik nicht allein auf Woh-
nungen beschränken, sondern auch den Boden als endliche
Ressource mit einschließen. Eine Reihe bereits bestehender
Instrumente können von der Planungspolitik und der öffent-
lichen Verwaltung verstärkt genutzt werden, um der vor-
anschreitenden Kommodifizierung des Wohnraums und zu-
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nehmenden Flächenverbräuchen entgegenzuwirken (Heindl,
Kittl, 2019, Architekturzentrum Wien, 2020). Die Boden-
vergabe für Wohnbauzwecke ist über gemeinnützige Orga-
nisationsformen wie dem Erbbaurecht weiterzuentwickeln
(Kaltenbrunner & Schnur, 2014). In diesem Zusammenhang
ist auch die Stärkung ökologischer Ziele in der Vertrags-
raumordnung sinnvoll.

Die Anwendung bestehender Instrumente in Raumord-
nung und Stadtplanung, wie z. B. Widmung auf Zeit, Rück-
widmung, Enteignung, Baulandumlegung etc., harren ei-
ner verstärkten Nutzung in der Praxis. Die österreichi-
sche Raumordnungskonferenz (ÖROK) empfiehlt, Umwid-
mungen nur noch so sparsam wie möglich vorzunehmen
und – wenn eine Umwidmung nötig ist – die Bodenflä-
chen nur auf Zeit zu widmen und dies mit einem Vor-
kaufsrecht der Gemeinde zu koppeln (ÖROK-Empfehlung
Nr. 56: „Flächensparen, Flächenmanagement & aktive Bo-
denpolitik“, 2017). In Bezug auf die generelle Versiege-
lungsproblematik – der Versiegelungsgrad (versiegelte Flä-
che/Flächeninanspruchnahme) produktiver Böden liegt 2019
in Österreich bei 7 Prozent der Landesfläche und 18 Prozent
des Dauersiedlungsraumes (Umweltbundesamt, 2020) – ist
auf rasche Umsetzung des Vorhabens der Bundesregierung
zu hoffen, eine umfassende bundesweite Bodenschutzstra-
tegie zu erarbeiten, um den Flächenverbrauch zu bremsen.
(Verweis Kap. 19)

Die Widmungskategorie „Geförderter Wohnbau“ in Wien
ist beispielgebend für eine soziale Gestaltung des boden-
und ressourcenverbrauchenden Neubaus und kombiniert die
Gesellschafts- und Marktperspektive. Wenn in (Um-)Wid-
mungsverfahren diese Kategorie beschlossen wird, muss laut
Wiener Bauordnung „überwiegend“ geförderter Wohnbau
errichtet werden, die Planungsgrundlagen präzisieren „über-
wiegend“mit zwei Drittel Anteil geförderterWohnbau. Auch
ein Anteil von 75 Prozent oder sogar 100 Prozent geförderter
Wohnbau kann im einzelnen Widmungsverfahren vorkom-
men, ist aber kein Grundsatz. Diese Regelung kommt nicht
nur bei Neuausweisungen, sondern auch bei Erhöhung der
zulässigen Dichte im Bestand (ab 5000m2) zur Anwendung.
Geförderter Wohnbau ist gekoppelt an einen maximalen Bo-
denpreis pro erreichbarer Brutto-Grundfläche (BGF-)Wohn-
nutzfläche, der weit unter dem freien Marktpreis liegt. Von
diesem Instrument erhofft man, die Spekulation am Boden-
markt zu reduzieren und durch Kostenreduktion bei Grund
und Boden den Weg für ökologische Investitionen zu öffnen.
In abgeänderter Form wird im Land Salzburg mittels „Vor-
behaltsflächen zur Sicherung von Flächen für die Errichtung
von förderbaren Miet-, Mietkauf- oder Eigentumswohnun-
gen“ (Land Salzburg, 2008) und in Tirol mittels „Vorbehalts-
flächen für den geförderten Wohnbau“ (Land Tirol, 2016)
aktive Bodenpolitik betrieben. In allen Fällen könnte der Kli-
mabezug noch deutlicher hergestellt werden. Entsprechend
wären neue Instrumente, wie z. B. ein Grünflächenfaktor zur

Ökologisierung, weiterzuentwickeln und verbindlich zu ma-
chen (Hliwa, 2015). Bodenpolitische Förderungen könnten
verstärkt qualitätssichernd genutzt werden zur klimafreund-
lichen Ausgestaltung und zur Hemmung von Energiearmut
und Umweltbelastungen.

Eine stärkere Integration von Stadt und Umland (Koch,
2020; Schwarzbauer et al., 2019) und verstärkte Koordinie-
rung der Raumordnung, der Flächenwidmungs- und Bebau-
ungsplanung sind im Sinne der Dekarbonisierung dienlich.
Durch engere Zusammenarbeit und vermindertes Konkur-
renzdenken zwischen urbanen und ländlichen Gebieten kön-
nen klimatechnisch synergetische Effekte, wie etwa eine ge-
meinsame dezentrale klimafreundliche Energiegewinnung,
und verbesserte infrastrukturelle Erschließung entstehen, in-
klusive der Schaffung attraktiver Angebote im öffentlichen
Verkehr, wodurch Pendlerbewegungen und Individualver-
kehr reduziert werden können. Ferner kann eine Entlastung
der stark nachgefragten urbanen Räumen auch zu einer Ab-
federung der unweigerlich steigenden Mietpreise und Segre-
gationsprozesse einhergehen, die beispielsweise für energe-
tisch sanierte Wohnsegmente anfallen (Schwarzbauer et al.,
2019) und sozialräumlich zu einer Art Klima-Gentrifizierung
führen können.

Auf Bundesebene gibt es mehrere staatlich gestützte In-
itiativen zur Förderung von Klima- und Umweltschutz im
Baubereich: Umweltförderung, Klima- und Energiefonds,
klimaaktiv oder Solarwärme. Das Förderprogramm „klima-
aktiv mobil“ des Bundesministeriums für Klimaschutz, Um-
welt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie (BMK,
2021) bietet Unterstützung für Unternehmen, Gebietskörper-
schaften und Vereine bei der Umsetzung klimafreundlicher
Mobilitätslösungen, die sich auch auf die Raumgestaltung
beziehen. Die angebotenen Unterstützungen und Förderun-
gen beziehen jedoch den Aspekt der sozialen Benachtei-
ligung und Armut, der insbesondere für das Thema des
leistbaren Wohnraums wichtig ist, so gut wie gar nicht mit
ein.

Die Minimierung des Flächenverbrauchs im Wohnsektor
hat positive Auswirkungen auf den Schutz der Biodiversi-
tät und Ökosysteme, da Flächenversiegelungen vor allem für
Offenlandökosysteme einen wesentlichen Gefährdungsfak-
tor darstellen und somit auch auf die Ökobilanz wirken. Die
Minimierung der Flächenverbräuche und -versiegelungen
durch Gebäude ist auch eine wichtige Maßnahme zur Siche-
rung der lokalen Ernährungssouveränität (QV Ernährung).
Die Erweiterung des Nichtwohnnutzungsbestands, z. B. die
Aufstockung von Handelsimmobilien, unterstützt ebenfalls
den Effekt der Flächeneinsparung. Um neue Finanzierungs-
modelle, die den Umwelt- und Klimaschutz in den Mit-
telpunkt stellen, zu entwickeln, wäre die steuerliche Be-
vorteilung von Gemeinden bei Maßnahmen zur Reduktion
der Flächenverbräuche und Intakthaltung der bestehenden
Gebäudesubstanz denkbar. Die Minimierung der Flächen-
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verbräuche durch verdichtete Siedlungsformen und ortzen-
trumsnahe Gebäude (QV Raumplanung) oder die generelle
Vermeidung von weiter suburbanisierenden Neubauten bie-
ten außerdem die große Chance, den Straßenausbau ebenso
wie den motorisierten Individualverkehr zu reduzieren (QV
Mobilität).

4.4.3 Ausbau gemeinnützigerWohnbau und
Förderung alternativer und klimafreundlicher
Wohn- undWohnbaukonzepte

Die Förderung von dekarbonisiertem und leistbarem Wohn-
raum mittels Re-Kommunalisierung bringt die Rückge-
winnung kommunaler Handlungsspielräume, Verfügungs-
und Optionsmöglichkeiten für sozialökologisch-gerechten
Wohnbau mit sich und fokussiert auf die Innovationsper-
spektive. Sie kann als Voraussetzung angesehen werden,
angemessene Fördermöglichkeiten und Wohnbausegmente
zu schaffen. Dafür braucht es:

� eine konsequente Durchsetzung des öffentlichen (kom-
munalen) Vorkaufsrechts für Boden und Wohnungen (ge-
gebenenfalls mithilfe zinsloser Kredite);

� höhere Umverteilungsabgaben für umgewidmete Flächen
(Anregung zur Refinanzierung weiterer Flächen) mit Vor-
rang für klimafreundliche und sozialverträgliche Ausge-
staltung der gemeinnützigen oder genossenschaftlichen
Bauplanung (in diesem Kontext ist in Österreich die Frage
nach der Doppelbesteuerung zu klären);

� eine stärkere Vernetzung und Kooperation von urbanen
Regionen und ländlichen Gegenden und Stärkung der re-
gionalplanerischen Ebene als Abstimmungsorgan;

� eine Reform kommunaler Einnahmen (z. B. durch Loslö-
sung von Einkommens- und Gewerbesteuer oder einem
regionalen Finanzausgleich) sowie

� die rechtliche Verortung hoheitlicher Flächenwidmungs-
und Bebauungsplanung auf der überregionalen Planungs-
ebene.

Die Reduktion sozialökologischer Ungleichheiten, das Zu-
sammendenken von klimaneutraler und klimagerechter
Wohnversorgung sind auf den gesellschaftlichen Mehrwert
und das Gemeinwohl ausgerichtet und beruhen auf Ver-
teilungsmechanismen, z. B. Formen der Gemeinnützigkeit.
Eine Intensivierung des kommunalen Wohnbaus bzw. sozia-
ler Wohnbauförderung stellt ein aktives (staatliches) Steue-
rungsinstrument für erschwingliche Mietpreise und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt im Sinne einer sozialen Durch-
mischung dar. Wichtig ist ein niederschwelliger, inklusiver
Zugang ohne hemmende Anforderungen wie Melde- oder
Arbeitsdauer. Die Vergabe von geförderten Wohnungen ist
eine wichtige Ressource zur Wohnversorgung vonMenschen

mit niedrigem Einkommen und Menschen mit besonderen
Bedarfslagen. Die geförderten sozialen Wohnsegmente, die
es bereits gibt, sind für Menschen mit niedrigem Einkom-
men oft nicht leistbar (Koch, 2020). Dabei ist es wesentlich,
gesellschaftspolitische Zielorientierungen wie Inklusion und
De-Institutionalisierung1 im Vergabeprozess stärker zu be-
rücksichtigen und Zugänge für Menschen mit Behinderun-
gen zu vereinfachen.

4.4.3.1 Verbesserung der Vergabeinstrumente
von gefördertemWohnraum
Auch eine Verbesserung der Vergabeinstrumente von geför-
dertem Wohnraum kann als Hebel dienen, um Klimaschutz-
maßnahmen im Wohnsegment sozial- und umweltgerechter
zu verteilen. In diesem Zusammenhang sind soziale Ziel-
gruppenorientierung und nichtdiskriminierende Zugänge zur
Vergabe von gefördertem Wohnraum sowie ökologisch an-
gemessene Verfügbarkeit desselben zu berücksichtigen. Da-
für bedarf es der Abschaffung diskriminierender Vorgaben,
z. B. Mindestwohn- (hierMeldedauer-) oder Arbeitsdauer als
Vorbedingung zur Vergabe von sozialem Wohnraum. Das
würde derzeitigen Arbeitsrealitäten mit zunehmenden pre-
kären Arbeitsverhältnissen, wechselnden Arbeitgeber_innen
und Wohnorten Rechnung tragen; andernfalls wären viele
systemrelevante Arbeitskräfte mit oft niedrigerem Einkom-
men stark benachteiligt. Die Gesellschaft-Natur-Perspektive
fordert, dass die Vergabe transparenter und treffsicherer wer-
den soll, besonders im Sinne einer klimagerechten Teilhabe2

für Personen mit besonderen Bedarfslagen (BAWO, 2017;
Dollinger, 2010; EcoAustria, 2018).

4.4.3.2 Abbau von Hindernissen in Normen –
weitere Fördermechanismen zur sozialgerechten
Teilhabe am klima- und umweltfreundlichen
Wohnen
Der österreichische Rechnungshof stuft Österreichs bishe-
rige Ansätze und Klimaschutzmaßnahmen besonders im
Hinblick auf die Themen „Energiearmut“ und „Teilhabe
an klimafreundlichem Wohnen“ als unzureichend ein und
empfiehlt die Etablierung einer nationalen Gesamtstrategie
gegen Energiearmut, welche über die rein finanzielle Unter-
stützung hinausgeht und notwendige flankierende Maßnah-

1 „‚De-Institutionalisierung‘ ist ein Begriff, der vor allem im Zusam-
menhang mit dem Wohnen von Menschen mit Behinderungen bzw.
unterschiedlicher Bedarfslagen verwendet wird. Damit gemeint ist
der Prozess der Umwandlung von Unterstützungsangeboten: Statt
in Heimen und Wohneinrichtungen sollen Menschen mit Behinde-
rungen so wohnen wie alle anderen Menschen auch.“ (https://www.
institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/themen/
deinstitutionalisierung/, abgerufen 05.10.2019).
2 Das bedeutet hier: Teilhabe an klimafreundlichem Wohnen für alle
Menschen ermöglichen, evaluiert anhand wissenschaftlicher Gerechtig-
keitsdimensionen (distributiv, prozedural, bedarfsorientiert und legiti-
miert etc.).

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/themen/deinstitutionalisierung/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/themen/deinstitutionalisierung/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/themen/deinstitutionalisierung/
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men mitdenkt und plant (Rechnungshof, 2020). In diesem
Zusammenhang werden auch Überlegungen zu staatlichen
Regelungen für Energieversorger für eine sozial angemes-
sene Energieversorgung und Preisgestaltung bedacht, die
die Not energiearmer Haushalte lindern könnte, wie bei-
spielsweise Abschaltverbote im Winter, einkommensgestaf-
felte Energietarife, sozialverträgliche Ratenzahlungen etc.
(Rechnungshof, 2020). Um eine weitere Säule zur Bekämp-
fung von Energiearmut zu etablieren, wäre die Einrichtung
von Energie- und Klimahilfsfonds denkbar, die betroffenen
Haushalten unbürokratische Hilfen (kurz-, mittel-, langfris-
tig) bieten. Dafür werden von der EU-Kommission sowie
der Arbeiterkammer Vorschläge zu Energie- und Klima-
hilfsfonds eingebracht, die auch als Kompetenzzentrum oder
interministeriale Stabsstelle (Arbeiterkammer (AK), 2019)
für die Erarbeitung angemessener Maßnahmen, Strategien
und Fördermechanismen zur Bekämpfung von Energiear-
mut gedacht werden (Armutskonferenz, 2019, 2020; EU-
Kommission, 2020; Weißermel & Wehrhahn, 2020). Kon-
kret könnten mit öffentlicher Unterstützung z. B. ineffizien-
te Elektro-Altgeräte in einkommensschwachen Haushalten
durch energieeffiziente Geräte ersetzt werden.

4.4.3.3 Gemeinwohlorientierung
Aus einer Gesellschaft-Natur-Perspektive ist der Einfluss des
Finanzsektors im Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz unter
genauere Beobachtung zu stellen: Mittlerweile sind bereits
über 40 Prozent des Gesamtbestandes der gemeinnützigen
Wohnungen vom Einfluss des Finanzsektors betroffen (Or-
ner, 2020). Das betrifft die direkte sowie indirekte Betei-
ligung von Banken und Versicherungen an Kapitalgesell-
schaften sowie Genossenschaften, die über Verträge mit Ka-
pitalgesellschaften verbunden sind. Weiters ermöglicht die
gesetzliche Eigentumsoption bei gemeinnützigen Wohnbau-
vereinigungenMieter_innen, ihreWohnung bereits nach fünf
Jahren privat zu kaufen (Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz
§ 15b), was letztlich eine Privatisierung von gemeinnützi-
gem Wohnungsbestand bedeutet. Um das Gemeinwohl zu
stützen, ist es sinnvoll, dass bei freiwilligem Weiterverkauf
im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten diese verkauf-
ten Wohnungen dauerhaft gleichen Mietzinsbeschränkungen
unterliegen wie jene der gemeinnützigen Wohnbauvereini-
gungen, da derzeit die WGG-Novelle 2019 lediglich ein
15-Jahre-Limit der Mietobergrenzen vorsieht.

Die Stützung des Gemeinwohls, insbesondere mit Blick
auf Klimaschutz und klimagerechte Maßnahmen, kann nur
als Gemeinschaftsaufgabe gelingen. Ein verengter Blick auf
vorrangig eigene Lokalinteressen von Wohnungs- oder Ge-
werbeneubau drängt die Gemeinden in einenWettbewerb um
die Ansiedelung von möglichst einkommens- und umsatz-
starken Einwohner_innen und Unternehmer_innen ungeach-
tet ökologischer, klimarelevanter und sozialer Notwendigkei-
ten. Eine weitere Idee für eine Maßnahme, die als Hebel für

eine bessere Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum sor-
gen könnte, ist die stärkere planerische und raumordnerische
Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen städtischen und
ländlichen Gebieten. Im Sinne von „Leave no one behind“
(LNOB) beinhalten die oben genannten Maßnahmen auch
eine Wohnumfeldförderung zur klimafreundlichen Ausge-
staltung und zur Hemmung von Energiearmut, Enge und
Umweltbelastungen.

4.4.3.4 Nachverdichtung
Der gemeinnützige Wohnbau, wie er derzeit in Österreich
praktiziert wird, steht mit privaten Konkurrent_innen um
bezahlbares Bauland im Wettbewerb. Obwohl heute be-
reits rund 20 Prozent aller Österreicher_innen und rund
45 Prozent der Wiener_innen in einer Gemeinde- oder Ge-
nossenschaftswohnung wohnen (Schwarzbauer et al., 2019;
Van-Hametner et al., 2019), werden Wohnsegmente aus dem
sozialen Wohnungsbau trotzdem nicht dem steigenden Be-
darf an leistbarem und umwelt- bzw. klimafreundlichem
Wohnraum gerecht (Van-Hametner et al., 2019). Um den
zukünftigen Anforderungen Rechnung zu tragen, empfehlen
Expert_innen, dass bestehende Strukturen zur Baulandmo-
bilisierung nachverdichtet werden, vor allem in Gebieten
mit großen, zusammenhängenden Wohnsiedlungen durch
den Überbau von Garagen oder Parkplätzen sowie Neu-
bau oder Dachausbau (Gruber et al., 2018). Zusätzlich ist
anzudenken, dass private Projektentwickler_innen und In-
vestor_innen bei Nachverdichtung verpflichtend einen Teil
der Wohnungen langfristig als Sozialwohnungen realisieren
und kostengünstig vermieten. Eine systematische Untersu-
chung der Nachverdichtung und inwiefern gesteckte Ziele
erreicht wurden liegt derzeit nicht vor (Gruber et al., 2018).
Zuständigkeiten liegen hier beim Bund und bei den Ländern.

4.4.3.5 Innovative Wohnformen fördern
Durch die Förderung von innovativen Wohnformen und
-konzepten, gekoppelt mit kooperativer Baulandentwicklung
und Konzeptverfahren kann sich ein multidimensionales
Potenzial entfalten, welches die Innovationsperspektive un-
terstützt. Dies kann gefördert werden durch Modellprojekte
und Best-Practice-Beispiele, die bei Erfolg Vorbildfunktio-
nen entfalten.

Alternative Wohnbaukonzepte, z. B. in Form von Bau-
gruppen, Eco Villages, Mietshäusersyndikaten etc., können
neuartige und inklusive Zugänge in ökonomischer, ökologi-
scher und sozialer Hinsicht für den Wohnbau befördern. Die
Etablierung eines österreichweiten Förderfonds sowie die
Beforschung und Abschätzung der wesentlichen Übertrag-
barkeit in den geförderten Wohnbausektor wären nützlich,
ebenso öffentlich finanzierte Informations- und Beratungs-
stellen. Exemplarisch sei erwähnt, dass die Etablierung
von Plattformen für Liegenschaftseigentümer_innen, die ihre
Grundstücke gemeinnützigen Wohnformen zuführen möch-
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ten, anstatt sie an gewerbliche Bauträger bzw. Entwicklungs-
fonds zu verkaufen, hier angesiedelt werden könnte.

Eine Unterstützung für alternative Wohnformen bie-
ten z. B. gezielte Projektförderungen von Co-Wohnformen
(Social Cohousing), in denen sich Wohngemeinschaf-
ten (auch im Mehrgenerationenkontext) zusammenfinden
und beispielsweise Wohngebäude gemeinschaftlich nutzen
mittels eigener kleiner Genossenschaften und Stiftungen
(PT.RWTH, 2012). Die Entwicklung neuer Genossenschaf-
ten mit Bezug zu sozialökologischen Wohnkonzepten könn-
ten neue Möglichkeiten der Teilnahme eröffnen. Alternative
Wohnkonzepte als Nische beziehen sich auf unkonventio-
nelle, nicht etablierte Wohnformen wie z. B. mobiles und
modulares Wohnen, Ökodörfer, Baugruppen in verschie-
denen regionalen Settings, gemeinschaftliche Boden- und
Wohnraumnutzungen, Cohousing etc. Darüber hinaus könn-
ten alternative Wohnformen und Communities helfen, den
Mangel an leistbarem Wohnraum zu verringern. Hierzu sind
vereinfachte Freigaben und Bestimmungen sowie gezielte
Förderungen bestimmter Gebiete und Flächen für alternative
Wohnkonzepte, mobiler experimentellerWohnbau gekoppelt
mit ökologischer Ausrichtung zu entwickeln. Ein verein-
fachtes Genehmigungsverfahren für die Nutzung mobiler
Wohnobjekte wäre eine klimagerechte Teillösung, die ei-
nerseits der Problematik des knappen sozialverträglichen
Wohnraumangebots gerecht wird und andererseits keine Ver-
siegelung von neuen Flächen oder Rodungen mit sich bringt.
Studien aus verschiedenen Ländern haben gezeigt, dass al-
ternative Wohnformen auch zu einem ressourcenreduzierten
Lebensstil beitragen und im Vergleich zu herkömmlichen
Wohngebäuden auch im Bereich der Energiebilanz positiv
auffallen (Ford & Gomez-Lanier, 2017; Jackson et al., 2020;
PT.RWTH, 2012).

Der Zusammenhang zwischen Klima und alternativen
Wohnkonzepten findet in der gegenwärtigen Forschungs-
landschaft in Österreich geringe Berücksichtigung. Eine
vertiefte wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den in
Österreich realisierten Wohnprojekten würde einen mehrfa-
chen Erkenntnisgewinn in ökonomischer, ökologischer und
sozialer Nachhaltigkeitsdimension bedeuten. Expert_innen
stufen das Herausarbeiten der Übertragbarkeit in den allge-
meinen Wohnungsbau und hier speziell in den geförderten
Wohnbau in den Forschungsprojekten als wesentlich ein
(Lang & Stoeger, 2018; Höflehner et al., 2019; Jany, 2019;
van Bortel & Gruis, 2019).

4.4.3.6 Nutzung von Commons und Ressourcen
Dieser Abschnitt bezieht sich auf Handlungsoptionen und
Akteur_innen im Hinblick auf die Nutzung von Commons
und Ressourcen, die für den Wohnbau relevant sind. Im Kon-
text sozialökologischer Bauwirtschaft stellt sich die Frage
der Verteilungsgerechtigkeit in Bezug auf das „Anzapfen“
von Ressourcen.

Urban Mining bzw. städtischer Bergbau ist ein Mittel zur
Steigerung von Ressourceneffizienz von Städten und fördert
eine Rückgewinnung von Sekundärrohstoffen im Sinne ei-
ner Kreislaufwirtschaft im Bauwesen. Der Verbrauch von
Primärrohstoffen kann somit gesenkt werden. Dies ermög-
licht auch eine weitgehende Unabhängigkeit vom Import.
Dafür benötigt es die Erstellung eines Ressourcenkatasters
zur Identifikation anthropogener Lager und die Vernetzung
von Akteur_innen entlang der Wertschöpfungsgrenze (Al-
lesch et al., 2019; Kral et al., 2018).

Ressourceneffizienz im urbanen Raum wird verbessert
durch die Nutzung von Recycling-Baumaterial einerseits
und materialbewusster Konstruktion im Rahmen kreislauf-
bewussten Bauens und späterer Materialwiederverwendung
andererseits (Kakkos et al., 2020). Die Möglichkeiten, die
sich aus kreislauffähigem Bauen ergeben, sind auch im so-
zialen Wohnbau vielfältig. Neben der Bestandsnutzung und
Bestandsumnutzung finden sich Möglichkeiten der Ressour-
censchonung in Materialbörsen, im Recycling von Aushub-
und Mutterboden und deren Verbringung auf Eigengrund
u. v.m.

Weitere Ressourcen stellen die Umweltenergien dar, wie
unter anderem Solarenergie, Grundwasser, Erdwärme,Wind-
energie. Deren „Anzapfen“ stellt die noch ungelöste Frage
der Zugriffsrechte auf das Gemeingut. Ein Beispiel liefern
einige Neubauprojekte entlang des Wiener Donaukanals, die
das Flusswasser zur Kühlung der Gebäudestruktur nutzen.
Für die begrenzte Nutzungsmöglichkeit dieser Ressource ist
eine gesellschaftspolitische Diskussion nötig. Denn Umwelt-
energien sind bislang kostenlos, es kann sie jedoch nicht
jede_r in gleicher Form nutzen, nachdem die technischen
Ernteeinrichtungen nicht kostenlos und die Ressourcen für
deren Herstellung zumeist nicht kostenwahr und sozialfair
abgebildet werden. So können öffentliche Förderungen für
Photovoltaik(PV)-Anlagen nur abgerufen werden, wenn ei-
ne Fläche zur Abholung der Sonnenenergie vorhanden ist.
Bei der Konsumation von Umweltenergien, deren Quelle
sich regenerieren muss wie etwa bei Erdsonden, ist der Ein-
satz von Regenerationstechnologie wichtig (Hofer et al.,
2020).

Besondere Verteilungsfragen birgt der Zugang zur ver-
meintlich kostenlosen Ressource der Sonnenenergie in sich,
deren Nutzen jedoch abhängig ist von der Zugriffsmög-
lichkeit auf Dach-, Wand- und Bodenflächen, die jedoch
höchst ungleich verteilt ist. Photovoltaikanlagen stehen zu-
dem immer wieder im Konflikt mit dem kollektiven Gut
des Orts- und Landschaftsbildes. Hier besteht sowohl im
städtischen als auch im ländlichen Gebiet dringender Hand-
lungsbedarf, besonders in Gemeinden, die aufgrund aktueller
Planungsvorhaben großflächiger Photovoltaikanlagen in der
Naturlandschaft unter Entscheidungsdruck stehen.

Resümierend lässt sich festhalten, dass die Verknappung
des Wohnraums und die zunehmende Flächenversiegelung
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geprägt sind durch Finanzialisierung und Bodenspekulation.
Von öffentlicher Seite ist es aufgrund einer Austeritätspoli-
tik, aber auch aufgrund der knappen Ressource von Grund
und Boden schwierig, neuen Wohnraum in angemessener
Qualität und in ausreichendem Umfang unter Berücksich-
tigung klimarelevanter Faktoren zu schaffen (Jackson et al.
2020; PT.RWTH, 2012). Der Verkauf kommunaler Flächen
und Wohneinheiten, beispielsweise im Zuge von Finanzkri-
sen (z. B. 2008) und weiterer Marktliberalisierung, ist für
die Gestaltung von sozial, ökologisch und ökonomisch an-
gemessenem Wohn- und Lebensraum problematisch. Um
dekarbonisierten, sozialökologisch gerechten Wohnbau im
Sinne des Gemeinwohls zu ermöglichen, müssen staatliche
und kommunale Stellen vermehrt Verfügungs- und Hand-
lungsspielräume zurückgewinnen, wobei verschiedene Maß-
nahmen aufzugreifen sind. Das beinhaltet unter anderem die
konsequente Nutzung des Bestands, kreislaufwirtschaftliche
Ressourcennutzung, sozialverträgliche Zugänge zu Wohn-
raum sowie die Änderung bestehender Regelungen zuguns-
ten eines gemeinwohlorientierten Klimaschutzes.

4.5 Quellenverzeichnis

Allesch, A., Laner, D., Roithner, C., Fazeni-Fraist, K., Lin-
dorfer, J., Moser, S., & Schwarz, M. (2019). Energie- und
Ressourceneinsparung durch Urban Mining-Ansätze. http://www.
nachhaltigwirtschaften.at

Allianz Nachhaltiger Hochschulen (2021): Von den Optionen zur Trans-
formation. Optionen von Koch, A.; Kreissl, K.; Jany, A.; Bukowski,
M. In: Allianz Nachhaltige Universitäten in Österreich (2021):
UniNEtZ-Optionenbericht: Österreichs Handlungsoptionen zur Um-
setzung der UN-Agenda 2030 für eine lebenswerte Zukunft. Uni-
NEtZ – Universitäten und Nachhaltige Entwicklungsziele. Allianz
Nachhaltige Universitäten in Österreich, Wien, ISBN 978-3-901182-
71-6.

Amann, W. (2019). Maßnahmenpaket Dekarbonisierung
des Wohnungssektors. https://www.oegut.at/downloads/pdf/
MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=
1561621272

Amann, W., &Mundt, A. (2019). Rahmenbedingungen und Handlungs-
optionen für qualitätsvolles, dauerhaftes, leistbares und inklusives
Wohnen. IIBW, Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Konsumentenschutz (BMASGK).

APCC. (2018). Österreichischer Special Report Gesundheit, Demo-
graphie und Klimawandel. Austrian Special Report 2018 (ASR18).
Austrian Panel on Climate Change (APCC). Verlag der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften.

Arbeiterkammer (AK). (2019). AK Klimadialog: Vielschichtiges Prob-
lem Energiearmut. https://www.arbeiterkammer.at/service/presse/
AK_Klimadialog__Vielschichtiges_Problem_Energiearmut.html

Architekturzentrum Wien, Fitz, A., Mayer, K., & Ritter, K. (2020). Bo-
den für Alle. Park Books.

Armutskonferenz. (2019). Aktuelle Armutszahlen. http://www.
armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-
verteilungszahlen.html

Armutskonferenz. (2020). Aktuelle Armutszahlen. http://www.
armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-
verteilungszahlen.html

Bauer, K.-J. (2015). Entdämmt euch! Eine Streitschrift.
BAWO (Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe). (2017).

Wohnen für alle. Leistbar. Dauerhaft. Inklusiv. https://bawo.at/101/
wp-content/uploads/2019/11/BAWO_2017_Wohnen_fuer_alle_
FINAL_Langversion.pdf

BMASGK (Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz). (2019). Sozialbericht 2019, Entwicklungen
und Maßnahmen in den Bereichen Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz. BMASGK, Wien. https://broschuerenservice.
sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=713

BMK / Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobi-
lität, Innovation und Technologie. (2021). Umweltinvestitionen des
Bundes. Klima- und Umweltschutzmaßnahmen 2020, Wien.

Brunner, P. H. (2011). Urban Mining A Contribution to Reindustriali-
zing the City. Journal of Industrial Ecology, 15(3), 339–341.

Büscher, B., & Fletcher, R. (2019). Towards Convivial Conservation.
Conservation and Society, 17, 283–296. https://doi.org/10.4103/cs.
cs_19_75

Dollinger, F. (2010). Klimawandel und Raumentwicklung Ist die Raum-
ordnungspolitik der Schlüssel zu einer erfolgreichen Klimapolitik?
SIR-Mitteilungen und Berichte, 34, 7–26.

Ebinger, F., Stieß, I., Schultz, I., Ankele, K., Buchert, M., Jenseit,
W., Fürst, H., Schmitz, M., & Steinfeld, M. (2001). Leitfaden
für die Wohnungswirtschaft. Projektverbund Nachhaltiges Sanieren
im Bestand. https://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/
Leitdaden_nachhaltiges_Sanieren.pdf

EcoAustria. (2018). Effizienzpotenziale im Bereich der Länder
und Gemeinden heben. Ergebnisse des EcoAustria Bundesländer-
Benchmarking 2018. Policy Note No. 28.

Energieinstitut Vorarlberg. (2020). Klimarelevanz der Material-
wahl bei Wohnbauten in Vorarlberg. https://www.energieinstitut.
at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_
Projektbericht.pdf

EU Kommission. (2020). Amtsblatt der Europäischen Union. Empfeh-
lungen (EU) 2020/1563 der Kommission vom 14. Oktober 2020
zu Energiearmut. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/
PDF/?uri=CELEX:32020H1563&from=EN

Eurostat. (2012). Income inequality statistics. https://ec.europa.
eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Archive:Income_
inequality_statistics,_data_2012

Eurostat. (2021). Housing in Europe. Housing cost. https://ec.europa.
eu/eurostat/cache/digpub/housing/bloc-2a.html?lang=en

Fischer, G. F., Schulter, D. (2014). Ökoindikatoren-Bau Neue Indika-
toren zur Bewertung der Umweltwirkung von Bauprodukten und
Bauweisen. TU Graz.

Ford, J., & Gomez-Lanier, L. (2017). Are Tiny Homes Here to Stay?
A Review of Literature on the Tiny House Movement. Family and
Consumer Sciences Research Journal, 45(4), 394–405. https://doi.
org/10.1111/fcsr.12205

Forum Wohnbaupolitik. (2020). Agenda für ein neues Wohnrecht.
Wohnrechtskonvent 2019/2020. http://forumwohnbaupolitik.at/wp-
content/uploads/2020/02/Agenda-für-ein-neues-Wohnrecht.pdf

Global 2000. (2021). Wohnbaucheck in den Bundesländern. https://
www.global2000.at/wohnbaucheck

Gruber, E., Gutmann, R., Huber, M., & Oberhuemer, L. (2018). Leist-
baren Wohnraum schaffen – Stadt weiter bauen, Potenziale der
Nachverdichtung in einer wachsenden Stadt: Herausforderungen
und Bausteine einer sozialverträglichen Umsetzung. https://wien.
arbeiterkammer.at/service/studien/stadtpunkte/Stadtpunkte_25.pdf

Heindl, G., Kittl, E. (2019). Bodenpolitik. Für leistbares städtisches
Wohnen. Sammlung bodenpolitischer Argumente und Instrumente
mit Schwerpunkt Wien. GBW Wien.

Hliwa M.T. (2015). Der Grünflächenfaktor. Masterarbeit an der Univer-
sität für Bodenkultur. BOKU, Wien.

http://www.nachhaltigwirtschaften.at
http://www.nachhaltigwirtschaften.at
https://www.oegut.at/downloads/pdf/MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=1561621272
https://www.oegut.at/downloads/pdf/MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=1561621272
https://www.oegut.at/downloads/pdf/MassnahmenpaketDekarbonisierungWohnungssektor.pdf?m=1561621272
https://www.arbeiterkammer.at/service/presse/AK_Klimadialog__Vielschichtiges_Problem_Energiearmut.html
https://www.arbeiterkammer.at/service/presse/AK_Klimadialog__Vielschichtiges_Problem_Energiearmut.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
http://www.armutskonferenz.at/armut-in-oesterreich/aktuelle-armuts-und-verteilungszahlen.html
https://bawo.at/101/wp-content/uploads/2019/11/BAWO_2017_Wohnen_fuer_alle_FINAL_Langversion.pdf
https://bawo.at/101/wp-content/uploads/2019/11/BAWO_2017_Wohnen_fuer_alle_FINAL_Langversion.pdf
https://bawo.at/101/wp-content/uploads/2019/11/BAWO_2017_Wohnen_fuer_alle_FINAL_Langversion.pdf
https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=713
https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=713
https://doi.org/10.4103/cs.cs_19_75
https://doi.org/10.4103/cs.cs_19_75
https://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/Leitdaden_nachhaltiges_Sanieren.pdf
https://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/Leitdaden_nachhaltiges_Sanieren.pdf
https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_Projektbericht.pdf
https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_Projektbericht.pdf
https://www.energieinstitut.at/wp-content/uploads/2020/10/2020_KliMat-Studie-Vorarlberg_Projektbericht.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020H1563&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020H1563&from=EN
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Archive:Income_inequality_statistics,_data_2012
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Archive:Income_inequality_statistics,_data_2012
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Archive:Income_inequality_statistics,_data_2012
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/digpub/housing/bloc-2a.html?lang=en
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/digpub/housing/bloc-2a.html?lang=en
https://doi.org/10.1111/fcsr.12205
https://doi.org/10.1111/fcsr.12205
http://forumwohnbaupolitik.at/wp-content/uploads/2020/02/Agenda-f�r-ein-neues-Wohnrecht.pdf
http://forumwohnbaupolitik.at/wp-content/uploads/2020/02/Agenda-f�r-ein-neues-Wohnrecht.pdf
https://www.global2000.at/wohnbaucheck
https://www.global2000.at/wohnbaucheck
https://wien.arbeiterkammer.at/service/studien/stadtpunkte/Stadtpunkte_25.pdf
https://wien.arbeiterkammer.at/service/studien/stadtpunkte/Stadtpunkte_25.pdf


4.5 Quellenverzeichnis 243

Hofer, G., Hüttler, W., Lampersberger, P., Rammerstorfer, J., Holzer,
P., Bartlmä, N., Schmid, A., Cerveny, M., Schöfmann, P., & Hollaus,
M. (2020). „Entwicklung einer ‚Merit-Order‘ bei Regenerationswär-
me für Erdsondenfelder in urbanen Wohngebieten“. Berichte aus
Energie- und Umweltforschung. Nachhaltig Wirtschaften. Bundes-
ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie, Wien.

Höflehner, T., Simic, D., & Siebenbrunner, A. (2019). No Shot in
the Dark – Factors for a Successful Implementation of Collabora-
tive Housing Projects. Turisztikai és Vidékfejlesztési Tanulmányok,
4(különszám). https://doi.org/10.15170/TVT.2019.04.ksz1-2.5

Holm, A. (2019). Wiederkehr der Wohnungsfrage. In Bundeszentrale
für politische Bildung, Gesucht! Gefunden? Alte und neue Woh-
nungsfragen (S. 98–111).

IIBW, Umweltbundesamt. (2020). Definition und Messung der
thermisch-energetischen Sanierungsratein Österreich.

Jackson, A., Callea, B., Stampar, N., Sanders, A., Rios, A., & Pierce,
J. (2020). Exploring Tiny Homes as an Affordable Housing Strategy
to Ameliorate Homelessness: A Case Study of the Dwellings in Tal-
lahassee, FL. International Journal of Environmental Research and
Public Health, 17(2), 661. https://doi.org/10.3390/ijerph17020661

Jany, A. (2019). Experiment Wohnbau: Die partizipative Architektur
des Modell Steiermark. Jovis.

Kadi, J., Banabak, S., & Plank, L. (2020). Die Rückkehr der Wohnungs-
frage. http://www.beigewum.at/wp-content/uploads/Factsheet-
Wohnen.pdf

Kakkos, E., Heisel, F., Hebel, D. E., & Hischier, R. (2020). Towards
Urban Mining – Estimating the Potential Environmental Benefits
by Applying an Alternative Construction Practice. A Case Study
from Switzerland. Sustainability, 12(12), 5041. https://doi.org/10.
3390/su12125041

Kaltenbrunner, R., & Schnur, O. (2014). Kommodifizierung der
Quartiersentwicklung. Zur Vermarktung neuer Wohnquartiere als
Lifestyle-Produkte. Informationen zur Raumentwicklung, 4, 373–
382.

Koch, M. (2020). The state in the transformation to a sustainable post-
growth economy. Environmental Politics, 29(1), 115–133. https://
doi.org/10.1080/09644016.2019.1684738

Koch, A. (2020a): Wohnen in der Stadt Salzburg. Zum Verhältnis der
Wohnung als Ware und dem Wohnen als soziale Infrastruktur. In:
Dirninger, C.; Heinisch, R.; Kriechbaumer, R.; Wieser, F. (Hrsg.):
Salzburger Jahrbuch für Politik 2020. Böhlau Verlag, Wien Köln
Weimar, S. 232–269.

Kral, U., Fellner, J., Heuss-Aßbichler, S., Müller, F., Laner,
D., Simoni, M. U., Rechberger, H., Weber, L., Wellmer,
F.-W., & Winterstetter, A. (2018). Vorratsklassifikation von
anthropogenen Ressourcen: Historischer Kontext, Kurzvorstel-
lung und Ausblick. https://www.researchgate.net/publication/
328465894_Vorratsklassifikation_von_anthropogenen_Ressourcen_
Historischer_Kontext_Kurzvorstellung_und_Ausblick

Kranzl, K., Müller, M., Schipfer, F., Büchele, R., Smet, K., Grabner,
D., Litschauer, K., Hafner-Auinger, M., Kautnig, T., & Leubolt, B.
(2019). Transitioning buildings to full reliance on renewable energy
and assuring inclusive and affordable housing (Decarb_Inclusive).
Interdisciplinary framework and constraints in housing transition
[Working Paper]. www.eeg.tuwien.ac.at/decarb_inclusive

Land Salzburg. (2008). Salzburger Raumordnungsgesetz – ROG
2009 https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=
LrSbg&Gesetzesnummer=20000615

Land Tirol. (2016). Raumordnungsgesetz 2016 – TROG
2016 https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=
LrT&Gesetzesnummer=20000647

Lang, R., & Stoeger, H. (2018). The role of the local institutional
context in understanding collaborative housing models: Empirical

evidence from Austria. International Journal of Housing Policy,
18(1), 35–54.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Herausforderungen

� Die Literatur diskutiert eine Reduktion
von Treibhausgasemissionen in der Agrar-
Ernährungswirtschaft. Dies findet jedoch wenig
Resonanz in bisherigen klimapolitischen Strategien.
Das größte Potenzial zur Reduktion der Emission
von Treibhausgasen liegt in der Produktion, Distri-
bution sowie im Konsum von tierischen Produkten.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Die Verarbeitungsindustrie und der Handel sind
machtvolle Akteure in der Wertschöpfungskette. Ih-
re Rolle wurde bisher wissenschaftlich wenig unter-
sucht. Aus einer Marktperspektive tragen diese Ak-
teure punktuell zu einer klimafreundlichen Ernäh-
rung bei (z. B. durch Produktangebote), gleichzeitig

werden aber klimaschädliche Strukturen weiterbe-
fördert. (hohe Übereinstimmung, schwache Litera-
turbasis)

� Abhängig von der Kulturart und den Kontextfakto-
ren können die Produktion, die Distribution und der
Konsum biologisch produzierter Lebensmittel einen
gewissen Beitrag zu einer klimafreundlichen Ernäh-
rung leisten und Co-Benefits mit sich bringen (unter
anderem Biodiversität, Tierwohl, bäuerliche Ein-
kommen). Bestehende klimaschutzbezogene Nach-
teile müssen aber in Rechnung gestellt werden.
(geringe Übereinstimmung; schwache Literaturba-
sis)

Notwendige Veränderungen, Barrieren und Konflikte

� Eine auf Klimaziele ausgerichtete integrative Er-
nährungspolitik wird von zivilgesellschaftlichen
Akteur_innen und der Wissenschaft gefordert und
kann verschiedene Politikbereiche verbinden. Sie
steht im Konflikt mit Interessen, die den Status
quo aufrechterhalten wollen, dem gegenwärtigen
Handelssystem sowie der aktuellen Ausgestaltung
der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen
Union (GAP). (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis)

� Unser Wirtschaftssystem forciert Produktion, Wei-
terverarbeitung, Konsum und die Geringschätzung
tierischer Produkte, da es darauf beruht, dass billi-
ge Erzeugnisse zur Verfügung gestellt und expor-
tiert werden. Unterstützt wird dies kulturell durch
Routinen und traditionelle Geschlechterverhältnis-
se. (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Arbeitskonflikte werden sichtbar im Bereich der
Erntearbeit, der Verarbeitungsindustrie, der Super-
märkte und der Essenszustellung wie auch durch
die Aufgabe von Höfen. Sie verlangen nach einer
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Aufwertung der menschlichen Arbeit, um die sozia-
le Dimension klimafreundlicher Strukturen zu ge-
währleisten. (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis)

Gestaltungsoptionen

� Aufgrund der Komplexität des Ernährungssystems
und der Diversität betroffener Interessen werden
Übergangspfade zu einem klimafreundlichen Er-
nährungssystem in der Wissenschaft kontrovers dis-
kutiert. (geringe Übereinstimmung, schwache Lite-
raturbasis)

� Um flexibel auf die – dem Ernährungssystem in-
härenten – Unsicherheiten reagieren zu können,
scheinen adaptive, inklusive und sektorübergreifen-
de Ansätze, die auf dezentrale Selbstorganisation,
Entrepreneurship und soziales Lernen setzen und
durch staatliche und finanzpolitische Anreize stark
gefördert werden, vielversprechend. (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis)

� Ohne grundlegende strukturelle Änderungen, die
vor allem auch die Industrie und den Handel mit-
einbeziehen, können technologische Innovationen
und individuelle Ansätze alleine nicht zu einem
klimafreundlichen Ernährungssystem führen. (hohe
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)

5.1 Einleitung

Essen ist ein Grundbedürfnis aller Menschen, weshalb der
Ausgestaltung von Ernährungssystemen eine große Bedeu-
tung zukommt (vgl. z. B. Béné et al., 2019; Herren &
Haerlin, 2020; SAPEA, 2020; Schrode et al., 2019; Sonnino
et al., 2019). Ernährungssysteme können als unterschiedlich
ausgeprägte Netzwerke von Akteur_innen, Aktivitäten und
Institutionen entlang der Wertschöpfungskette (von der Pro-
duktion bis zu den Lebensmittelabfällen) aufgefasst werden,
die in ökologische, soziale, politische, kulturelle und ökono-
mische Umwelten eingebettet und durch bestimmte struktu-
relle Bedingungen gekennzeichnet sind (Gaitán-Cremaschi
et al., 2019; Parsons et al., 2019; Schrode et al., 2019).

5.2 Status quo und Herausforderungen

Weltweit sind Ernährungssysteme für ca. ein Drittel al-
ler anthropogenen Treibhausgasemissionen verantwortlich
(Crippa et al., 2021). Diese Emissionen verteilen sich auf
unterschiedliche Prozesse des Ernährungssystems. Etwa ein

Drittel aller globalen ernährungsbedingten Emissionen ent-
fallen auf Landnutzungsänderungen (z. B. Rodung von Re-
genwald für den Futtermittelanbau), ein Drittel auf direkte
Emissionen aus der Landwirtschaft und ein Drittel auf al-
le restlichen Prozesse (Verarbeitung, Verpackung, Transport,
Einzelhandel, Endkonsument und Entsorgung) (Crippa et al.,
2021).

5.2.1 Produktion

Die Landwirtschaft trägt mit etwa 10,2 Prozent zu den
nationalen Treibhausgasemissionen bei (Umweltbundesamt,
2021), ist aber auch stark von ihren Auswirkungen betrof-
fen. Eine Reduktion der Treibhausgasemissionen in die-
sem Sektor wäre zur Erreichung der klimapolitischen Ziele
notwendig. Auch wenn die Emissionen des Sektors Land-
wirtschaft seit 1990 um 14,3 Prozent gesunken sind, wur-
den die Höchstmengen gemäß den Emissionszielen der
EU-Mitgliedsstaaten und dem nationalen Klimaschutzgesetz
überschritten (Umweltbundesamt, 2021).

Transformationspolitisch wurde dieser Handlungsbedarf
bisher nicht erkannt: In der nationalen Klima- und Energie-
strategie ist Landwirtschaft bisher nur marginal vertreten,
auch im Regierungsprogramm sind keine Klimaziele formu-
liert (BKA, 2020). Der Geltungszeitraum des Klimaschutz-
gesetzes endet 2020, ein neues Gesetz soll 2022 verabschie-
det werden. Neben klimaschutzorientierten Maßnahmen des
Agrarumweltprogramms ist in Österreich eine wachsende
Vielfalt an landwirtschaftlichen Initiativen zu beobachten
(z. B. Initiativen für klimaschonende Bodenbewirtschaftung,
Direktvermarktung, Solidarische Landwirtschaft, Heumilch,
Wiesenmilch), die eine klimafreundlichere Produktion be-
fördern bzw. auf eine Reduzierung der Distanz zwischen
Produktion und Konsum ausgerichtet sind (Milestad et al.,
2017; Plank et al., 2020).

Die Tierhaltung verfügt im Sektor Landwirtschaft über
das größte Potenzial zur Reduktion von Treibhausgasen
(Havlík et al., 2014; Poore & Nemecek, 2018; Springmann
et al., 2018; Valin et al., 2013; Willett et al., 2019). Rund
70 Prozent der agrarischen Emissionen stammen aus der
Tierhaltung (Europäische Kommission, 2020). Einige Studi-
en zeigen noch strittige Unterschiede zwischen Nutztierarten
und eine große Abhängigkeit von der Düngung, Fütterung
und Haltungsform. Aufgrund der Nahrungskonkurrenz zwi-
schen Nutztieren und Menschen, etwa bei Soja und Getreide,
dürfte ein besonderes Potenzial in der Verwertung von Gras,
Nebenprodukten aus der Agrar-Ernährungswirtschaft und
Lebensmittelabfällen, etwa über Insekten, liegen (Baumann
& Schönhart, 2016; Derler et al., 2021; Scherhaufer et al.,
2020; van Hal et al., 2019). Die Potenziale zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen sind je nach Tierart unterschiedlich
(Willett et al., 2019). Der hohe Anteil von gentechnikfreien
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Abb. 5.1 Schematisches Mo-
dell des Ernährungssystems mit
seinen Subsystemen. (Grafik
basierend auf Europäische Kom-
mission, 2020)
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Futtermitteln dürfte eine der Erklärungen dafür sein, warum
Österreich im EU-Vergleich die niedrigsten Emissionen pro
Kilogramm Rindfleisch aufweist (European Union, 2014).
Ein höherer Grasanteil in der Futterration könnte die Koh-
lenstoffbindung im Boden verbessern (Knudsen et al., 2019).
Dies könnte auch den Bedarf an Futtermittelimporten und
damit die Externalisierung von Umweltbelastungen begren-
zen (Thaler et al., 2015; Westhoek et al., 2014; Zessner et al.,
2011).

Bezüglich der Biolandwirtschaft liegt Österreich welt-
weit im Spitzenfeld und trägt mit 26,1 Prozent Biofläche
wesentlich mehr als andere EU-Mitgliedsländer zur Errei-
chung des bis 2030 angepeilten EU-Ziels von 25 Prozent
der landwirtschaftlichen Nutzfläche bei (BMNT, 2020; Eu-
ropäische Kommission, 2020). Die Biolandwirtschaft wird
in der Regel mit großen Vorteilen für die Biodiversität sowie
für das Mensch- und Tierwohl verbunden, aber oftmals auch
mit niedrigeren Erträgen. Die Evidenz zu den Treibhausgas-
emissionen pro Produktionseinheit zeigt jedoch eine hohe
Variabilität der Ergebnisse (Seufert & Ramankutty, 2017).
Da die Emissionsvorteile pro Kilogramm Bioprodukt unsi-
cher und sehr von der Kulturart und von Kontextfaktoren
abhängen dürften, wird ein Mehr an Bio oftmals in Zusam-
menhang mit veränderten Ernährungsmustern mit reduzier-
ten Fleischanteilen gebracht (z. B. Hörtenhuber et al., 2010;

Niggli, 2021; Schlatzer et al., 2017; Theurl et al., 2020).
Durch günstige Akteurskonstellationen und politische För-
dermaßnahmen konnte die Vorreiterstellung Österreichs in
der Bioproduktion erreicht werden (Darnhofer et al., 2019).
Eine Ausweitung der Biofläche wird angestrebt (BKA, 2020;
Kirchengast et al., 2019).

5.2.2 Verarbeitung, Handel und Distribution

Der Verarbeitungsgrad von Lebensmitteln nimmt zu. Das
rückt die Klimarelevanz der Lebensmittelindustrie in den
Fokus. Die Quantifizierung von Emissionen in diesem Sek-
tor steht erst am Anfang (Tubiello et al., 2021). In einer
Studie wird für Deutschland der Anteil des Verarbeitungs-
sektors an den Treibhausgasemissionen mit 3 Prozent an-
gegeben (WBAE et al., 2020), andere Studien gehen von
höheren Anteilen aus (Crippa et al., 2021; Ladha-Sabur
et al., 2019; Tubiello et al., 2021). Generell wird ein Anstieg
der Treibhausgasemissionen des Energiesektors in der Le-
bensmittelverarbeitung konstatiert, was mit der Zunahme an
Convenience-Produkten und „ultra processed foods“ (Seferi-
di et al., 2020) in Verbindung steht.

Im Lebensmittelhandel nehmen neben anderen Distribu-
tionsformen (z. B. Wochenmärkte, Ab-Hof-Verkauf) Super-
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märkte als neue „Lebensmittelautoritäten“ (Dixon, 2007)
eine zunehmend dominante Stellung in der Wertschöp-
fungskette ein. Diese sind nicht nur die „Mittler“ zwi-
schen Produktion und Konsum, sondern nehmen aufgrund
ihrer durch Konzentrationsprozesse erlangten Marktmacht
sowohl Einfluss auf die Produktion/Verarbeitung (z. B. durch
Preisdruck, Produktpolitik, Einführung von Qualitätsstan-
dards, Listungspraktiken, Eigenproduktion und -marken) als
auch auf den Konsum (z. B. Produktentwicklung, Marketing,
Kommunikation, Erweiterung angebotener Dienstleistungen,
Schaffung von „food environments“) und auf die regula-
torischen Rahmenbedingungen (Burch et al., 2013; Caspi
et al., 2012; Clapp & Scrinis, 2017; Kalfagianni & Fuchs,
2015; Oosterveer, 2012). Der Lebensmittelhandel ist mit
23 Milliarden Umsatz die größte und wichtigste Einzelhan-
delsbranche in Österreich, gleichzeitig ist der Sektor durch
sehr hohe Konzentration gekennzeichnet: 2020 decken vier
große Lebensmittel-Einzelhandelsunternehmen 91 Prozent
des gesamten Marktes ab, wobei die Wettbewerbsintensi-
tät hoch ist (Regiodata, 2020) und der Wettbewerb auch
über Expansion ausgetragen wird, teilweise verbunden mit
klimaschädlichen flächenversiegelnden und verkehrsfördern-
den Standortentscheidungen [Kap. 6, 4]. Der Lebensmittel-
handel spielt bei der Förderung klimafreundlicher Ernäh-
rungsweisen eine ambivalente Rolle: Durch Marketing und
Sortimentspolitik trägt der Handel zur Förderung eines (ver-
meintlich) gesellschaftlich erwünschten Angebotes bei (vor
allem in Bezug auf Bio und Regionalität/Saisonalität, teil-
weise auch in Bezug auf Tierwohlstandards) (Vogel, 2022),
allerdings ohne Einbeziehung der Betroffenen und ohne
klimaschädliche Angebote aus den Regalen zu entfernen
oder „Bio“ an Regionalität/Saisonalität zu binden. Billig-
fleischaktionen fördern den Fleischkonsum und ethisch wie
klimabezogen besonders bedenkliche Lebensmittelabfälle,
mangelnde Herkunftskennzeichnungen und Austauschbar-
keit der Lieferant_innen bei Eigenmarken sowie verarbeite-
ten Produkten verhindern Transparenz und informierte Kon-
sumentscheidungen (Clapp & Scrinis, 2017; Kalfagianni &
Fuchs, 2015). Einschätzungen zur Rolle des Handels sind
schwierig, da zwar selektive Informationen durch Markt-
forschungsinstitute verfügbar gemacht werden, insgesamt
aber wenig Daten und Forschung zu Praktiken und Ent-
wicklungen im Lebensmittelhandel verfügbar sind. Wie im
gesamten Ernährungssystem erweist sich die Digitalisierung
als zweischneidiges Schwert: Der Erhöhung partieller Trans-
parenz auf Konsumseite (z. B. Rückverfolgbarkeit) steht die
(bisher wenig diskutierte) Datengenerierung durch diverse
Kundenbindungsprogrammeentgegen, die den Unternehmen
detaillierte, private Einblicke in Konsumpraktiken gewähren
(Carolan, 2018; Prause et al., 2020).

Supermärkte haben zwar eine dominante Stellung in der
Distribution von Lebensmitteln, in Österreich sind aber auch
unterschiedliche Formen der Direktvermarktung von Be-

deutung. 27 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe in
Österreich gaben 2016 an, dass sie einen Teil ihrer Produk-
te direkt vermarkten (KeyQUEST Marktforschung GmbH,
2016). Abhängig davon, ob Lebensmittel vom regionalen
Bauernhof bezogen werden (Hofladen, Online-Bauernmarkt
mit Zustellung oder Regionalbox) oder ob Lebensmittel
entlang globaler Wertschöpfungsketten durch viele Hän-
de gehen und Betriebe auf unterschiedlichen Kontinenten
verbinden, fallen unterschiedliche Transportwege und Trans-
portemissionen an. Allerdings wird in der Literatur mit
hoher Übereinstimmung festgestellt, das „food miles“ bei
der Treibhausgasbilanz der Ernährung eine untergeordnete
Rolle spielen (Enthoven & Van den Broeck, 2021; Majew-
ski et al., 2020; Paciarotti & Torregiani, 2021; Ritchie, 2020;
Schmitt et al., 2017; Stein & Santini, 2021) – mit Ausnahme
der seltenen Lufttransporte (Striebig et al., 2019). Gerade das
im öffentlichen Diskurs am häufigsten verwendete Klima-
schutzargument für lokal produzierte Lebensmittel, nämlich
kürzere Transportwege, ist durch Studien nicht gedeckt. Lo-
kale Produktion kann die Emissionsintensität verringern,
aber nicht in allen Produktgruppen gleichermaßen. Wenn
regionale Produktion mit Saisonalität gekoppelt wird, ist
die Klimabilanz besser (Reinhardt et al., 2020). Allerdings
können lokal produzierte Lebensmittel eine Reihe anderer
Vorteile bringen (unter anderem Erhaltung der Biodiversi-
tät – abhängig von den Produktionsverfahren –, Schaffung
und Sicherung regionaler Arbeitsplätze, höhere Zahlungsbe-
reitschaft der Konsument_innen, soziale Anerkennung bäu-
erlicher Arbeit, regionale Identitätsbildung) (Enthoven &
Van den Broeck, 2021; Ermann et al., 2018; Schmitt et al.,
2017; Stein & Santini, 2021) [Kap. 15]. Eine wichtige Rol-
le bei der transportbezogenen Klimabilanz spielt auch die
Lebensmittellogistik. Aspekte der klimaschonenden Lebens-
mittellogistik sind im Folgenden zusammengefasst.

Klimaschonende Lebensmittellogistik (von Christian Fi-
kar) [Kap. 6: Mobilität, Kap. 15: Globalisierung]
Um die Bereitstellung und Zustellung von Lebens-
mitteln klimaschonender zu gestalten, konzentrieren
sich Forschungsarbeiten im logistischen Bereich der-
zeit überwiegend auf die Beurteilung innovativer Dis-
tributionskonzepte und auf Maßnahmen zur Redu-
zierung von Lebensmittelabfällen. Für konventionel-
le Lebensmittel sind vor allem der Energiebedarf
und Qualitätsverluste durch eine steigende Anzahl an
Kühltransporten eine große Herausforderung (Caste-
lein et al., 2020). In regionalen Lebensmittellieferket-
ten („Short Food Supply Chains“) erschweren hin-
gegen viele Planungsunsicherheiten, geringere Men-
gen sowie mangelnde Transportkapazitäten nachhalti-
ge Strukturen (Paciarotti & Torregiani, 2021). Wich-
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tige Akteur_innen im Bereich Logistik sind sowohl
Produzent_innen und Konsument_innen als auch –
falls vorhanden – Einzelhändler_innen und Logistik-
dienstleister_innen. Die Forcierung von Kooperatio-
nen wird häufig als vielversprechendste Lösung an-
gesehen, um Prozesse effizienter und nachhaltiger zu
gestalten. So zeigt beispielweise eine Untersuchung
von Lieferkonzepten für Food Coops in Ostösterreich
erhebliche Einsparungen in Bezug auf Transportkos-
ten, wenn Lieferkapazitäten geteilt werden (Fikar &
Leithner, 2020). Ebenso führt eine vertikale Kooperati-
on, ein engerer Austausch zwischen Konsument_innen
und Produzent_innen, zu einer Steigerung der Service-
qualität von regionalen Systemen und somit zu mehr
Wachstum (Kump & Fikar, 2021). Welches Distri-
butionsnetzwerk hingegen gewählt werden sollte, ist
aufgrund der Vielfalt und der individuellen Produkt-
anforderungen umstrittener. So weist beispielsweise
eine Studie im Raum Linz auf die Stärken eines de-
zentralen Liefernetzwerkes unter Zuhilfenahme von
Crowd Deliveries zur Erreichung einer besseren Nach-
haltigkeit hin (Melkonyan et al., 2020). Vor allem im
Hinblick auf die derzeitigen Trends im Lebensmittel-
sektor, wie Digitalisierung, Transparenzanforderungen
und Kreislaufwirtschaft, besteht somit eine Vielzahl
an komplexen und hoch relevanten offenen Fragen
für zukünftige Forschungsvorhaben. Zusätzlich geben
neue Technologien und Konzepte wie Elektromobili-
tät, Food-Sharing-Plattformen und vermehrte Zustel-
lungen per Lastenfahrräder Hoffnung auf klimascho-
nendere Lebensmitteltransporte in der Zukunft.

5.2.3 Konsum

Die Ernährung ist ein gewichtiger Treiber des Klimawan-
dels. Allerdings liegen hinsichtlich Ernährungspraktiken in
Österreich nur wenige Forschungsbefunde vor (z. B. Brunner
et al., 2007). Fallweise Einstellungserhebungen zu Ernäh-
rung sind unterkomplex und kontextfrei (BMNT, 2018). Eine
ernährungswissenschaftliche Perspektive findet sich z. B. im
Ernährungsbericht (Rust et al., 2017). Demnach gilt die
Ernährungsweise der Österreicher_innen gemessen an der
österreichischen Ernährungspyramide als nicht sehr gesund:
unter anderem sehr viel Fleisch (ca. 65 Kilo mit leicht
sinkender Tendenz) und Milchprodukte, zu wenig Gemüse
(leicht steigende Tendenz), zu viel Zucker, verbunden mit ei-
nem hohen Anteil der Bevölkerung mit Übergewicht bzw.
Adipositas. Auch wenn der „österreichische Ernährungs-
stil“ dem anderer hochindustrialisierter Länder in vielen

Dimensionen ähnlich sein dürfte (steigender Außerhaus-
konsum, vermehrter Konsum von Convenience-Produkten
usw.), konsumieren die Österreicher_innen durchschnittlich
29 Prozent mehr Fleischgerichte, 27 Prozent mehr Zucker
und 80 Prozent mehr tierische Fette als der EU-Durchschnitt
(de Schutter et al., 2015). Das Potenzial, Treibhausgasre-
duktionen durch die Vermeidung von Lebensmittelabfällen
[Abschn. 5.2.4] und Ernährungsumstellungen, insbesonde-
re durch eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte,
zu erreichen, wird deshalb als besonders hoch eingeschätzt
(APCC, 2014, 2018; Kirchengast et al., 2019; WBGU,
2011). Würde der Konsum auf ein gesundheitsverträgli-
ches Niveau gesenkt (z. B. auf 30 Prozent des aktuellen
Verbrauchs bei Fleisch bei gleichzeitiger Erhöhung des Kon-
sums pflanzlicher Lebensmittel), würden die Emissionen um
22 Prozent sinken (de Schutter et al., 2015). Demgegenüber
ist das Reduktionspotenzial durch Bio-Produkte und regiona-
le Produkte deutlich geringer (APCC, 2018; Schrode et al.,
2019; Willett et al., 2019).

Für die deutsche Agrar- und Ernährungspolitik wird kon-
statiert, dass Strategieprogramme zur Senkung von Treib-
hausgasemissionen die Verringerung des Konsums tierischer
Produkte nicht thematisieren (Lemken et al., 2018). Dieser
Befund gilt auch für die EU (Cordts et al., 2016) und für
Österreich. In Bezug auf das Fleischthema lassen sich in
Österreich Veränderungen in Richtung Veganismus, Vegeta-
rismus und Flexitariertum feststellen (Ploll et al., 2020; Ploll
& Stern, 2020). Der „Peak Meat“ (Spiller & Nitzko, 2015)
scheint erreicht, allerdings sind nur geringfügige, teilweise
schwankende Reduktionen feststellbar. Der Anteil an Vege-
tarier_innen liegt in Österreich gegenwärtig (je nach Studie)
zwischen 4 und 9 Prozent, der Anteil an Flexitarier_innen ist
mit 16 Prozent im Jahr 2018 (RollAMA, 2018) höher. Diese
Zahlen müssen allerdings mit einiger Skepsis betrachtet wer-
den, bleibt doch der Gesamtfleischkonsum relativ konstant.
Zwar scheinen Jugendliche und junge Erwachsene in eini-
gen sozialen Milieus eine Distanz zu tierischen Produkten
zu entwickeln (Heinrich-Böll-Stiftung, 2021), ähnlich wie in
der Schweiz (Mann & Necula, 2020) ändert dies aber we-
nig am Gesamtkonsum. Z. B. spielen Fleischprodukte beim
(steigenden) Außer-Haus-Essen immer noch eine zentrale
Rolle, da öffentliches Essen und Fleischkonsum kulturell
stark miteinander verbunden sind (Biermann & Rau, 2020).
Im Tourismusland Österreich ist auch die Klimawirkung
fleischlastiger kulinarischer Traditionen in Gastronomie und
Hotellerie nicht zu unterschätzen [zu Tourismus siehe Kap. 9
bzw. die dortige Box mit der Synthese aus dem APCC SR
Tourismus & Klimawandel].

Produkte aus biologischem Landbau stoßen bei Konsu-
ment_innen in Österreich zunehmend auf Resonanz. 2020
erreichte der Bioanteil im Handel erstmals 10 Prozent (oh-
ne Brot und Gebäck), motiviert allerdings weniger aus
Klimaschutzerwägungen, sondern damit verbundenen posi-
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tiven Gesundheitsfolgen. In bestimmten Produktkategorien
erreichen Bioprodukte mehr als 20 Prozent Marktanteil.
Im Rückblick betrachtet ist dieser „Biotrend“ allerdings
von vielen Voraussetzungen abhängig und kein Selbstläu-
fer (Dubuisson-Quellier & Gojard, 2016; Brunner & Littig,
2017). Trotz vieler günstiger Bedingungen hat sich seit
den frühen 1990er Jahren der Anteil am gesamten Lebens-
mittelkonsum nur um ca. 6 bis 7 Prozent erhöht. Neben
dem höheren Preis konstatieren Studien Informationspro-
bleme und damit verbundene Vertrauensdefizite bei Kon-
sument_innen (Schwindenhammer, 2016). Neben Informa-
tionsproblemen können konkurrierende Marketingstrategien
(Schermer, 2015), ernährungspolitische Ausrichtungen und
kulturelle Faktoren einer Ausweitung des Biokonsums im
Wege stehen oder sogar zu einem Rückgang des Biokonsums
führen (Vittersø & Tangeland, 2015). Auch der höhere Preis
von Biolebensmitteln kann als Barriere wirken.

Untersuchungen zum Biokonsum bleiben häufig selbst-
bezüglich auf das Segment des Biomarktes beschränkt und
vermitteln einen oftmals täuschenden Eindruck eines extrem
expandierenden Marktes. Vor dem Hintergrund des gesam-
ten Lebensmittelmarktes, der noch immer von konventionell
produzierten Lebensmittel dominiert wird, relativieren sich
diese Steigerungen aber großteils.

Soziale Ungleichheitsstrukturen in einer Gesellschaft wir-
ken sich auch auf Ernährungspraktiken aus. Ein geringes
Haushaltseinkommen und inadäquate Mindesteinkommens-
politiken können die Möglichkeit für gesundes Essen er-
schweren (Penne & Goedemé, 2021) und Ernährungsarmut
zur Folge haben. Dieses Thema steht in Österreich weder
wissenschaftlich noch politisch auf der Agenda. Im österrei-
chischen Ernährungsbericht wird das Thema nicht erwähnt
(Rust et al., 2017), da die Ernährungswissenschaft vertika-
le Ungleichheitsfaktoren nicht erfasst (Brunner, 2020). Im
Fortschrittsbericht zu den Sustainable Development Goals
(SDGs) der Vereinten Nationen (UN) wird das Ziel 2 (Be-
endigung von Hunger) als für Österreich erreicht bezeichnet
(BKA, 2020) [bezüglich internationaler Verflechtungen sie-
he Kap. 15]. Eine erste Zusammenschau vorhandener Daten
zeigt aber, dass ein nicht geringer Anteil der in Österreich
lebenden Bevölkerung (ca. 500.000) unter Ernährungsunsi-
cherheit bzw. -armut leidet (Miller, 2019), also zumindest
fallweise Hungererfahrungen macht und nur beschränk-
ten Zugang zu gesellschaftlich üblichen Lebensmitteln hat.
Durch die Coronakrise dürfte die Ernährungsunsicherheit
gestiegen sein (Gundersen et al., 2021; Pereira & Olivei-
ra, 2020). Ernährungsarmut wird in öffentlichen Diskursen
oft als Argument gegen teurere, klimaschonendere Produk-
te und für den Status quo niedriger Lebensmittelpreise ins
Feld geführt. Eine sozial inklusive Klimapolitik sollte je-
doch den vermeintlichen Widerspruch von Armut und Kli-
mafreundlichkeit der Ernährung durch andere Maßnahmen

auflösen als durch eine Sozialpolitik mit Billiglebensmit-
teln.

Die soziale Ungleichheit einer Gesellschaft zeigt sich
nicht nur bei der mangelnden Leistbarkeit von Lebensmit-
teln, auch die Qualität des Essens kann darunter leiden. Ein-
kommensschwächere und bildungsfernere soziale Gruppen
konsumieren tendenziell vermehrt als ungesund klassifizier-
te Lebensmittel, ernähren sich weniger ausgewogen und sind
häufiger übergewichtig oder adipös als soziale Gruppen in
den höheren Rankings der sozialen Stufenleiter (Bonaccio
et al., 2012; Fekete & Weyers, 2016). Oftmals sind stark
zucker- und fetthaltige Convenience-Lebensmittel – vorge-
fertigte Produkte, die stark verarbeitet und haltbar gemacht
wurden – imVergleich zu gesünderen Alternativen günstiger,
leichter verfügbar und außerdem ständig in der Werbung the-
matisiert (Plank, Penker, et al., 2021). Solche Lebensmittel
können unter belastenden Lebensbedingungen die Ernäh-
rung erleichtern und den Alltag „versüßen“. Dies kann zu
einseitiger Ernährung führen, Übergewicht zur Folge haben
und damit gesundheitliche Ungleichheiten, die durch sozi-
al ungleiche Einkommens-, Lebens- und Arbeitsverhältnisse
verursacht werden, verstärken.

Weltweit übersteigt die Zahl der an Übergewicht leiden-
den Menschen jene mit chronischer Unterernährung bereits
deutlich (Ermann et al., 2018). 2017 war die Hälfte der ös-
terreichischen Erwachsenen übergewichtig (Eurostat, 2020).
Fettleibigkeit kann im Vergleich zu Normalgewicht mit bis
zu 20 Prozent höheren Treibhausgasemissionen verbunden
sein. 1,6 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen wer-
den mit Fettleibigkeit in Verbindung gebracht, wobei vor
allem der gesteigerte Konsum von Lebensmitteln und Ge-
tränken und der erhöhte Gewichtsaufwand für Auto- und
Flugtransporte relevant sind (Magkos et al., 2019, 2020).
Der Kaloriengehalt von Lebensmitteln scheint eine wesentli-
che Determinante für deren ökologischen Fußabdruck (unter
anderem Treibhausgasemissionen) zu sein (Pradhan et al.,
2013). Kalorienreiche und nährstoffarme Lebensmittel sind
mit einem sehr hohen Umwelt-Impact verbunden, der noch
vor jenem von frischem Fleisch und Milchprodukten liegt
(Fardet & Rock, 2020; Ridoutt et al., 2021). Gerade solche
Lebensmittel (wie z. B. Pizza, verarbeitetes Fleisch, gesüßte
Getränke) werden in industrialisierten Ländern aber häufig
konsumiert, sind Teil der „Western Diet“, die nicht nur ei-
ne hohe Klimarelevanz hat, sondern auch zu Übergewicht
führen kann (Vega Mejía et al., 2018; Wang et al., 2021).
Eine klimafreundlichere Ernährung kann also nicht nur die
Treibhausgasemissionen reduzieren, sondern auch gesund-
heitsförderlicher sein (Austrian Panel on Climate Change
(APCC), 2018; Willett et al., 2019). Eine deutliche Verrin-
gerung von Übergewicht und Fettleibigkeit würde auch eine
substanzielle Reduktion der weltweiten Treibhausgasemissi-
onen bedeuten (Springmann et al., 2018).
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Ernährungsarmut und Übergewicht bedeuten oft eine Ver-
stärkung sozialer und gesundheitlicher Ungleichheit, die
Erhöhung der Vulnerabilität in prekären Lebensverhältnissen
lebender Bevölkerungsgruppen und gesellschaftliche Stig-
matisierungserfahrungen (Spahlholz et al., 2016), was einer
sozial gerechten Transformation zu einem klimafreundlichen
Leben widerspricht. Eine „klimasoziale Politik“ (Die Ar-
mutskonferenz et al., 2021) zielt auf soziale Sensibilität,
damit soziale Ungleichheiten und Abgrenzungen in einer
Gesellschaft nicht durch klimapolitische Strategien verstärkt,
sondern reduziert werden.

5.2.4 Lebensmittelabfälle und -verluste

Lebensmittelabfälle und -verluste (von Karin Schanes)
In Österreich fallen jährlich 1.074.300 Tonnen ver-
meidbare Lebensmittelabfälle und -verluste pro Jahr
an. Mengenmäßig machen mit rund 521.000 Tonnen
pro Jahr die Lebensmittelabfälle im Haushalt den größ-
ten Teil der Lebensmittelverluste aus. In Österreich
gehen 49 Prozent aller weggeworfenen Lebensmittel
auf das Konto der privaten Haushalte, 16 Prozent fal-
len in der Landwirtschaft an, 11 Prozent landen bei den
Herstellern im Müll, 16 Prozent in der Gastronomie
und 8 Prozent im Einzelhandel (Obersteiner & Luck,
2020). Durch Reduzierung von vermeidbaren Lebens-
mittelabfällen könnten in Europa pro Kopf rund 0,3
Tonnen CO2 reduziert werden (Ivanova et al., 2020;
Zur Lage in Europa: Caldeira et al., 2019; Sanchez Lo-
pez et al., 2020).

Die Ursachen für Lebensmittelabfälle auf der Haus-
haltsebene sind vielfältig und reichen von zu viel ge-
kauften Lebensmitteln, mangelnder Einkaufsplanung
über fehlende Zeit und nicht sachgerechter Lagerung
bis hin zu missverstandenen Mindesthaltbarkeitsanga-
ben. Weiters ist Lebensmittelverschwendung auf einen
inneren Konflikt zurückzuführen, der daraus resul-
tiert, dass Konsument_innen zwar einerseits Abfälle
vermeiden möchten, aber andererseits den Wunsch he-
gen, gute Versorger_innen zu sein, die gesunde und
damit auch leicht verderbliche Lebensmittel zur Ver-
fügung stellen. Die Vermeidung von Lebensmittelab-
fällen steht auch im Gegensatz zu anderen Wünschen
und Bedürfnissen, wie Lebensmittelsicherheit sowie
Geschmack und Frische von Lebensmitteln (Schanes
et al., 2018).

Neben Bewusstseinsbildung über die Auswirkung
von Lebensmittelabfällen auf die Umwelt und die
Haltbarkeit von Lebensmitteln bzw. ihre bestmögliche
Lagerung, braucht es vor allem Aufklärung über das

Mindesthaltbarkeitsdatum. Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Lebensmittelverschwendung sollen jedoch
nicht nur auf Bewusstseinsbildung abzielen und die
Verantwortung für Lebensmittelabfälle individualisie-
ren, sondern die gesamte Wertschöpfungskette mitein-
beziehen. Durch den Kauf von der Norm abweichen-
der Produkte (z. B. unter der Marke „Wunderlinge“;
REWE International AG) können Konsument_innen
dazu beitragen, dass Lebensmittelabfälle in der Pro-
duktion verringert werden. Weiters kann zum Beispiel
durch weniger Aktionsangebote des Einzelhandels
(„Kauf 3, zahl 2“) verhindert werden, dass zu viele Le-
bensmittel eingekauft werden. Kleinere Teller bewir-
ken, dass weniger Lebensmittelabfälle anfallen, und
könnten zum Beispiel in der Gastronomie eingesetzt
werden (Wansink & van Ittersum, 2013). Technologien
wie smarte Kühlschränke oder intelligente Verpackun-
gen sind ebenfalls wirksame Instrumente, um Abfälle
zu vermeiden (Vanderroost et al., 2014). Ein weite-
res Instrument findet sich in manchen Ländern (z. B.
Schweden, Kanada, Japan), wo die Gebühren für Ab-
fälle auf dem „Pay-As-You-Throw“ (PAYT)-Prinzip
basieren, das heißt man zahlt so viel, wie man tat-
sächlich wegwirft (Dahlén & Lagerkvist, 2010; UNEP,
2014, S. 2014).

Neben den Haushalten besteht ein großes Poten-
zial zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen und
-verlusten in der Gastronomie, speziell in Verbin-
dung mit dem Tourismus (Gössling & Lund-Durlacher,
2021; Lund-Durlacher et al., 2021). Ähnliches gilt
für die Gemeinschaftsverpflegung in öffentlichen Ein-
richtungen und Betrieben, auf deren Potenzial bereits
umgesetzte Maßnahmen z. B. im städtischen Bereich
verweisen (Gusenbauer et al., 2018; Schlatzer et al.,
2017).

5.3 Notwendige Veränderungen, Barrieren und
Konflikte im Bereich klimafreundlicher
Ernährung

Aus dem oben genannten Status quo ergeben sich eine
Reihe von notwendigen Veränderungen, die auf Barrieren
stoßen und mit Konflikten einhergehen. Diese sind einer-
seits im Land selbst sichtbar, werden jedoch auch andernorts
ausgetragen. Aus der Perspektive der Food-Regime-Theorie
ist zu beachten, dass das österreichische Ernährungssystem
in das globale WTO-zentrierte Nahrungsregime eingebettet
ist (Ermann et al., 2018; Krausmann & Langthaler, 2019;
McMichael, 2009). Durch den EU-Beitritt wurde Öster-
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Abb. 5.2 Konflikte um eine klimafreundliche Lebensweise. (Eigene Darstellung)

reichs Integration in den Weltmarkt seit den 1990er Jahren
vorangetrieben (Schermer, 2015). Dadurch wurde einerseits
die Produktion und der Konsum von „food from nowhere“
(McMichael, 2009) forciert [Kap. 15]. Andererseits wur-
de zeitgleich der Biolandbau, „Konsumpatriotismus“ und
die Direktvermarktung als eine Strategie („food from some-
where“ (Campbell, 2009)) unterstützt, um die kleinen und
mittleren Betriebe der österreichischen Landwirtschaft zu
schützen (Schermer, 2015).

5.3.1 Umkämpfte Transformation verschiedener
Politikbereiche um Ernährung

Ernährung stellt ein Querschnittsthema dar, das sich aktuell
über verschiedene Politikbereiche erstreckt (unter anderem
Umwelt und Klima, Gesundheit, Landwirtschaft, Konsu-
ment_innenschutz) und in Österreich von mehreren Ressorts
verantwortet wird, wobei die Kooperation unterentwickelt
ist (Plank, Haas, et al., 2021). In Bezug auf Umweltproble-
me sind Agrarinteressen oftmals auf die Aufrechterhaltung
des Status quo ausgerichtet und werden mit Lobbyarbeit
agrarwirtschaftlicher und agrarindustrieller Interessenver-
bände durchgesetzt (Nischwitz et al., 2018). Die langjährige

Ressortierung von Umwelt und Landwirtschaft in einem Mi-
nisterium hat zur Einebnung möglicher Interessenkonflikte
beigetragen.

Auch in der österreichischen Klimapolitik ist eine Klien-
telpolitik sichtbar, die eine Integration der Klimapolitik mit
beispielsweise der Landwirtschaftspolitik erschwert (Plank,
Haas, et al., 2021). Ernährungspolitik findet bzw. fand vor-
wiegend als Gesundheitspolitik statt mit starkem Fokus auf
Aufklärungs- und Informationsinstrumenten, die sich aller-
dings angesichts der oben skizzierten Ernährungsprobleme,
als nicht sehr wirksam erweisen. Ernährungsroutinen sind
schwer zu brechen (Warde, 2016). Die Verantwortung für
klimafreundliches Handeln wird den Konsument_innen zu-
geschrieben (H. K. Bruckner & Kowasch, 2019; Brunner
& Christanell, 2014; Jackson et al., 2021), die gesteu-
ert von Nährwertangaben, freiwilligen Nachhaltigkeitslabels
und durch die Gestaltung entsprechender Genussumgebun-
gen in Einkaufsstraßen zu klimafreundlichen Kauf- und
Ernährungspraktiken motiviert werden sollen.

Ernährung wird als „privat“ interpretiert, in die sich der
Staat nicht einmischen solle. Doch angesichts der Heraus-
forderung der Klimakrise erweist sich dieser Zugang als
ungenügend. Die Notwendigkeit einer gemeinsamen Ernäh-
rungspolitik wird auf europäischer als auch auf nationaler
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Ebene diskutiert (IPES, 2019; SAPEA, 2020) ebenso wie
die Notwendigkeit, alle Steuerungsinstrumente im Bereich
der Ernährung einzusetzen (SAPEA, 2020; WBAE et al.,
2020). Eine horizontale wie auch vertikale Integration von
Politikbereichen bzw. -ebenen in Verbindung mit der ös-
terreichischen Klimapolitik bringt jedoch eine Reihe von
Herausforderungenmit sich, die beispielsweise für die Land-
wirtschaft noch nicht hinreichend bearbeitet werden (Plank,
Haas, et al., 2021).

Durch die Einbindung in das globale WTO-zentrierte
Nahrungsregime gibt es eine starke Verbindung von
Wirtschafts-, Agrar-, Handels- und Geopolitiken auf natio-
naler wie auf europäischer Ebene. Der Bereich der Agrarpo-
litik wird in Österreich von der Gemeinsamen Agrarpolitik
(GAP) und der EU-Außenhandelspolitik bestimmt [Kap. 15].
Die GAP, die national unter anderem über das breit auf-
gestellte und finanziell vergleichsweise gut dotierte Agrar-
Umweltprogramm ÖPUL ausgestaltet wird, geht allerdings
noch nicht weit genug in puncto Klima und Nachhaltigkeit
(Pe’er et al., 2020). Kritik wird auch geübt wegen des re-
lativ großen Biodiversitätsfußabdrucks der Landwirtschaft
(Gattringer, 2014; Marques et al., 2021) oder der gerin-
gen Wirksamkeit bei der Erhaltung von Grünlandflächen
im Berggebiet (Darnhofer et al., 2017). Die Bewirtschaf-
tungsaufgabe von extensiven Standorten vor allem im Grün-
land, stellt – trotz massivem Gegensteuern der Agrarpolitik
– seit vielen Jahrzehnten ein Problem dar, da sich deren
Bewirtschaftung aufgrund der geringen Preise, welche für
die dort produzierten tierischen Lebensmittel unter WTO-
Handelsbedingungen erzielt werden können, ökonomisch
nicht rechnet (Schuh et al., 2020). Die flächenbezogenen
Förderungen der aktuellen Agrarpolitik führen zu steigenden
Pacht- und Kaufpreisen, wovon vor allem auch die (ehema-
ligen) Eigentümer_innen von Land profitieren (Feichtinger
& Salhofer, 2013, 2016; Kilian et al., 2012). Daher werden
nationale und europäische Politiken und Förderstrukturen in
Frage gestellt (Nowack et al., 2019) und Veränderungen der
GAP gefordert, um diese Probleme besser zu berücksich-
tigen (Höltl et al., 2020; Österreichischer Biodiversitätsrat,
2020). Neueste Entwicklungen zielen auf eine Umgestaltung
der GAP im Sinne eines Europäischen Grünen Deals ab,
unter anderem über die „Vom-Hof-auf-den-Tisch-Strategie“
(Europäische Kommission, 2020). Während für die Land-
wirtschaft zahlreiche quantitative Ziele und Maßnahmen
formuliert wurden, sieht sie für die Industrie, Verpflegungs-
dienstleister_innen und den Einzelhandel freiwillige Maß-
nahmen ohne verbindliche Zielangaben vor. Ungewiss ist, ob
eine Ernährungswende gelingen kann, wenn die angesichts
der realen Machtverhältnisse bedeutendsten Akteur_innen
nicht in die Pflicht genommen werden (Jackson et al., 2021).

Österreichs Agrar-Ernährungspolitik ist in internationale
Handelsstrukturen eingebettet, die dem Wettbewerbspara-
digma unterliegen. Österreichs Außenhandel zeigte 2020

weiterhin eine steigende Tendenz. Die Exporte stiegen stär-
ker als die Importe und damit hat sich das Außenhandels-
defizit weiter auf eine Deckungsquote von 99,9 Prozent
verbessert (BMNT, 2021). Insbesondere bei Obst, Gemüse,
Fisch, Fetten, Ölen und Ölsaaten (unter anderem Soja) ist
Österreich auf Importe angewiesen (BMNT, 2021). Ölsaa-
ten werden auch zunehmend in der Bioökonomie verwendet
(Kalt et al., 2021). Der globale Wettbewerb wird von ein-
flussreichen Akteuren wie globalen Saatgut-, Agrar- und
Lebensmittelkonzernen bestimmt, die durch Freihandels-
abkommen gestärkt werden (Cifuentes & Frumkin, 2007;
Davis, 2003; Otero, 2012) [Kap. 15]. Sozial-ökologische
Konflikte werden dabei in die Produktionsorte im Ausland
ausgelagert; die Produktion treibt dort die Kommodifizie-
rung der Flächen und damit den ungleichen Zugang zu Land
voran (Backhouse, 2015; Brad et al., 2015; Plank, 2016). Um
mit dem globalen Wettbewerbsparadigma zu brechen, wird
die Notwendigkeit einer dezentraleren Versorgung sowie ei-
nes fairen Handels thematisiert (Novy et al., 2020). Inwiefern
eine selektive ökonomische Deglobalisierung sinnvoll ist und
wie sie umgesetzt werden kann, steht vor allem seit der
COVID-19-Krise wieder verstärkt zur Diskussion (Schmalz,
2020).

5.3.2 Konfliktthema Fleisch

Etwa die Hälfte der landwirtschaftlichen Fläche Österreichs
ist Grünland, auf dem vor allem in alpinen Lagen kein Ge-
treide oder Gemüse angebaut werden kann. Das erklärt aber
nur teilweise, warum es in Österreich pro 1000 Einwoh-
ner_innen 270 – wegen ihrer Methanemissionen besonders
klimarelevante – Rinder gibt und einen Selbstversorgungs-
grad von ca. 177 Prozent bei Konsummilch, 145 Prozent
bei Rind-/Kalbfleisch und 112 Prozent bei Fleisch insge-
samt (Statistik Austria, 2021). Während Wiederkäuer für
Menschen unverdauliches Gras in hochwertiges Eiweiß ver-
wandeln, verfügen Schweine- und Geflügelfleisch über eine
bessere Treibhausgaseffizienz (Willett et al., 2019). Seit den
1950er Jahren ermöglichten Industrialisierung, Spezialisie-
rung, Rationalisierung, Digitalisierung (Roboter, Sensoren,
Just-in-time-Logistik) und ein gestiegener Import von Futter-
mitteln und fossilen Ressourcen eine beispiellose Produktivi-
tätssteigerung (Ermann et al., 2018). Wenngleich der Status
quo zeigt, dass aus klima- wie auch aus gesundheitspoliti-
scher Perspektive die Reduktion der Fleischproduktion und
des Fleischkonsums angebracht wäre, stößt die Umsetzung
dieses Ziels auf eine Reihe von Barrieren und manifesten
Konflikten außerhalb Österreichs sowie latenten innerhalb
des Landes. Niedrige Fleischpreise, Fleischmarketing, ein
steigender Anteil des Außer-Haus-Konsums, kulinarische
Sozialisationsprozesse, Kochtraditionen und Menükomposi-
tionen, Geschmackspräferenzen, genderspezifische Normen
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einer „richtigen Mahlzeit“, eine schwache klimapolitische
Ernährungskommunikation sowie fehlende politische Maß-
nahmen für eine Fleischreduktion sind nur einige Gründe
für den hohen Fleischkonsum (Brunner & Littig, 2017)
und den gemessen an den konstatierten potenziellen Win-
win-Konstellationen für das Klima und die Gesundheit ge-
ring ausgeprägten Konsumveränderungen (Austgulen et al.,
2018; Graca et al., 2019; Sanchez-Sabate & Sabaté, 2019).

Studien, die auf das Treibhausgaspotenzial einer Fleisch-
reduktion hinweisen, sind allerdings transformationspoli-
tisch oft zu optimistisch, setzen auf Kommunikations- und
Aufklärungsmaßnahmen, freiwilligeMaßnahmen von Unter-
nehmen und/oder staatliche Rahmensetzung (WBGU, 2011).
Schwierigkeiten einer Umstellung solchen Ausmaßes wer-
den in den verschiedenen Studien unterschätzt (vgl. z. B.
Mylan, 2018; Oleschuk et al., 2019). Obwohl eine Fleischre-
duktion – je nach Nutztierart/-rasse, Fütterung und Haltung
unterschiedliche – insgesamt sehr hohe Treibhausgasreduk-
tionen zur Folge hätte und auch gesundheitsförderlich wäre,
wird dieses Thema agrar-/klimapolitisch (außer von Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft) nicht aufgegriffen bzw. be-
arbeitet. Deutschland etwa hat das Fleischthema auf die
klimapolitische Agenda gesetzt (vgl. z. B. WBAE, 2020).
Fleisch ist ein relativ arbeitsintensives Produkt und kann nur
dann niedrigpreisig sein, wenn entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette prekäre Arbeitsbedingungen und niedrige
Löhne herrschen (Barth et al., 2019). Das WTO-zentrierte
produktivistische und auf billige Massenware ausgerichte-
te Nahrungsregime beruht auf der Ausbeutung von Mensch,
Tier und natürlichen Ressourcen. Dies zeigt sich auch am
Anbau von Soja, das als Futtermittel für die Fleischproduk-
tion verwendet wird (Hafner, 2018; ILA Kollektiv, 2017;
Langthaler, 2019). Darüber hinaus ist auch von Bedeutung,
wie die Marktmacht der Supermärkte und die Kaufvorstel-
lungen der Konsument_innen das Angebot und die Nach-
frage bestimmen. Insbesondere die Bio-Eigenmarken der
Supermärkte haben zu einem Machtgewinn dieser geführt,
die Produzent_innen unsichtbar machen und so deren Hand-
lungsspielraum einschränken (Grünewald, 2013).

Ernährungsphysiologisch und -ökologisch begründete
Reduktionsszenarien beim Fleischkonsum zeichnen oft aus
der Marktperspektive ein normativ verengtes Bild von Er-
nährungspraktiken, indem sie sowohl deren soziale, kultu-
relle, infrastrukturelle und technische Einbettung ausblenden
als auch die Verbindung mit anderen Teilen der Wertschöp-
fungskette bzw. anderen sozialen Praktiken wie z. B. die Be-
reitstellungsperspektive hervorhebt (Brunner, 2020). So sind
Geschlechterverhältnisse und Ernährungspraktiken eng ver-
bunden: Frauen ernähren sich tendenziell klimafreundlicher,
bekommen aber immer noch in hohem Maße die Verant-
wortung für die (unbezahlte) Ernährungsarbeit im Haushalt
zugeschrieben (Brunner et al., 2007) [Kap. 8]. (Verarbeite-
te) Fleischprodukte reduzieren den Kochaufwand und viele

Männer sind so sozialisiert, dass Fleischkonsum Teil ih-
rer männlichen Identität darstellt (Rosenfeld & Tomiyama,
2021). Generell wird durch den Fokus auf „dietary choices“
die Verantwortung für verändertes Ernährungshandeln indi-
vidualisiert, der systemische Charakter der Ernährung ausge-
blendet und die Handlungslast auf die Schultern der Konsu-
ment_innen verlagert. Zwar orientieren sich mehr Menschen
als noch vor zehn Jahren in ihrem Ernährungsalltag neben
anderen auch an Kriterien der Nachhaltigkeit und Gesund-
heit (Jackson et al., 2021), aber diese Ansprüche müssen
mit der alltäglichen Lebensführung und den verfügbaren
Ressourcen (unter anderem Geld, Zeit, Ernährungsinteresse
und -wissen, sozialen Beziehungen) vereinbar gemacht wer-
den. Daraus resultieren auch bei nachhaltigkeitsorientierten
Konsument_innen alltagspraktisch erzwungene Kompromis-
se bei der Nahrungswahl [Kap. 7].

5.3.3 Arbeitskonflikte

Ein Ernährungssystem, das auf saisonalen und regiona-
len Produkten beruht und das weniger energieintensiv und
damit klimaschonend wirkt, berücksichtigt auch die sozia-
len Arbeitsbedingungen (Plank, Penker, et al., 2021). Die
Agrar-Ernährungswirtschaft – inklusive Verarbeitungsindus-
trie, Lebensmitteleinzelhandel, Lebensmittelzustellung und
Gastronomie – ist ein Sektor, in dem die Arbeitskraft unter
den herrschenden Rahmenbedingungen nur niedrig entlohnt
werden kann. Um klimafreundlich zu leben, sind jedoch
die gesellschaftlich notwendigen Arbeitsplätze attraktiv zu
gestalten und deren Energieintensivität wie auch deren Treib-
hausgasemissionen zu verringern (Keil, 2021). Das öster-
reichische Nahrungssystem ist auf Erntearbeiter_innen an-
gewiesen, die oftmals ihre Rechte nicht kennen, geringen
Lohn erhalten sowie unter schlechten Arbeitsbedingungen
leiden (Behr, 2013; Bolyos et al., 2016; Gétaz, 2004; Mende,
2006). Sie werden für arbeitsintensive nichtmechanisierbare
Prozesse beispielsweise in der Gemüseproduktion eingesetzt
(Becker, 2010). Diese Beschäftigungsbedingungen beruhen
auf Lohnunterschieden zwischen den Herkunftsländern und
dem Arbeitsland sowie auf Situationen, in denen Arbeits-
schutzbestimmungen nicht greifen. Konflikte äußern sich in
Form von Protesten osteuropäischer Erntearbeiter_innen, die
einen Großteil der Erntearbeiter_innen ausmachen (Schmidt,
2015). Ihre Arbeits- und Lebensbedingungen unterscheiden
sich von jenen der Bäuerinnen und Bauern. Diese wiederum
sind zunehmend dem globalen Wettbewerb ausgesetzt und
somit von der Konzentration von Land und dem Höfesterben
(Möhrs et al., 2013) sowie der Dominanz der Supermärkte
betroffen und geben diesen Wettbewerbsdruck an die Ern-
tearbeiter_innen weiter (Behr, 2013). Berechnungen zeigen,
dass der Anteil der Wertschöpfung der Landwirt_innen am
österreichischen Lebensmittelhandel, konkret den Konsum-
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ausgaben für Lebensmittel, in vier Jahrzehnten von 40 Pro-
zent auf knapp über 20 Prozent gesunken ist. Daraus lässt
sich schließen, dass eine Entwertung der Arbeit von Bäue-
rinnen und Bauern erfolgte, die sich in einem geringeren
Einkommen aus der Landwirtschaft niederschlägt (Quendler
& Sinabell, 2016). Zivilgesellschaftliche Organisationen for-
dern in diesem Zusammenhang im Zuge der GAP-Reform
die Förderung von standardisierter Arbeitszeit anstelle von
Flächenförderungen (BirdLife Österreich et al., 2021).

Durch die COVID-19-Krise wurden systemrelevante
Menschen, die im Bereich der Aufrechterhaltung der soge-
nannten kritischen Infrastruktur tätig sind, sichtbar gemacht.
Arbeiter_innen in der Fleischindustrie (Winterberg, 2020)
standen neben Personen, die im Supermarkt oder bei der Es-
senszustellung arbeiten, im Zentrum der Aufmerksamkeit.
Hier besteht, wie auch bei der Verarbeitungsindustrie (Weis,
2013), noch Forschungsbedarf, um ihre Rolle in einem kli-
mafreundlichen Ernährungssystem besser zu verstehen.

5.3.4 KonfligierendeWissensformen

Es wurden erhebliche wissenschaftliche Fortschritte beim
Versuch erzielt, die Auswirkungen der Lebensmittelproduk-
tion und des Lebensmittelkonsums besser zu verstehen.
Dieses Wissen wurde jedoch noch nicht entsprechend für
eine Ernährungswende mobilisiert. Da Triple- (oder auch
Quadriple- oder Quintuple-)Helix-Partnerschaften mit dem
Fokus auf Industrie, Regierung und Forschungseinrichtun-
gen nicht notwendigerweise zivilgesellschaftliche Interessen
aufgreifen (Pant, 2019), wird in Agrar- und Ernährungsfra-
gen auch auf Transdisziplinarität gesetzt (Schermer et al.,
2018; Schunko et al., 2012; Vogl et al., 2016; Winter et al.,
2011). Diese transdisziplinären Aktivitäten finden oftmals
auf lokaler Ebene statt, um kontextbezogenes Wissen, Wer-
te und Präferenzen mit wissenschaftlichen Erkenntnissen zu
integrieren. Die meisten Herausforderungen der Ernährung
können jedoch nicht allein auf lokaler Ebene gemeistert wer-
den und erfordern umfassendere Konsultationsprozesse auf
nationaler oder sogar transnationaler Ebene, die nicht durch
vordefinierte Ziele zur Unterstützung des derzeitigen Ernäh-
rungsregimes und enge Einladungslisten von Akteur_innen
behindert werden (McInnes, 2019). Kritisiert wird zudem,
dass die Agrarforschung nicht an der Praxis orientiert und in
weiten Bereichen für Bauern und Bäuerinnen nicht relevant
sei (Laborde et al., 2020; Nature, 2020). Agrarökologische
Zugänge stellen ein Beispiel dar, wie Wissen zu nachhal-
tigen Anbauweisen entwickelt und weitergegeben werden
kann (Anderson et al., 2020). Agrarökologie kann man als
Praxis, Wissenschaft und als soziale Bewegung verstehen
(Wezel et al., 2009), wobei der Begriff der Agrarökologie
zwischen sozialen Bewegungen und politischen Institutionen
zunehmend umkämpft ist (Giraldo & Rosset, 2018).

5.4 Gestaltungsoptionen für ein
klimafreundlicheres Ernährungssystem

Angesichts der Komplexität und des lückenhaften Wissens
zu klimafreundlichen Ernährungssystemen verwundert es
nicht, dass Übergangspfade zu einer klimafreundlichen Er-
nährung in der wissenschaftlichen Literatur kontrovers dis-
kutiert werden. Sie werden stark vereinfachend oftmals als
Gegensatz dargestellt:

� „Bioökonomie“ (mit Fokus auf technologische Innovatio-
nen bei weitgehend gleichbleibenden Produktions- und
Konsummustern) versus sozialökologische Transformati-
on der Produktions- und Konsumpraktiken in einer „Öko-
ökonomie“ (Ermann et al., 2018; Horlings & Marsden,
2011);

� diversifizierte agrarökologische versus spezialisierte in-
dustrielle Systeme (IPES, 2016);

� Steuerung durch Agribusiness, Datenplattformen und E-
Commerce-Giganten versus Selbstorganisation durch Zi-
vilgesellschaft und soziale Bewegungen, die Finanzströ-
me, Governance-Strukturen und Ernährungssysteme von
Grund auf verändern (IPES Food & ETC Group, 2021);

� „climate smart“ (technische Korrekturen auf Produkti-
onsebene ohne Fragen zu Macht und Ungleichheit zu
adressieren) versus „climate wise“ (mit Fokus auf politi-
sche Dimensionen von Ernährung und Landwirtschaft in
Zeiten des Klimawandels) (Taylor, 2017);

� Gegenüberstellung verschiedener Framings: Lebensmittel
als Ware versus Lebensmittel als Gemeinschaftsgut oder
als Menschenrecht (Jackson et al., 2021; SAPEA, 2020).

Analytisch kann es sinnvoll sein, gegensätzliche Entwick-
lungspfade zu diskutieren. Für eine tiefgreifende Ernäh-
rungswende mag es jedoch weniger um ein Entweder-oder,
sondern vielmehr um ein Sowohl-als-auch gehen: technische
und soziale Innovationen, agrarökologische und industrielle
Ansätze, zentrale und dezentrale Ansätze, produktions- und
konsumseitige Maßnahmen (Ermann et al., 2018). Abb. 5.3
gibt einen Überblick darüber, bei welchen strukturellen Rah-
menbedingungen Gestaltungsoptionen ansetzen können.

5.4.1 Recht

Anpassungen im Rechtssystem sind insbesondere dort
gefragt, wo widersprüchliche Agrar-, Gesundheits-,
Raumordnungs-, Sozial- und Umweltpolitiken zu koordi-
nieren, kontraproduktive oder gar schädliche Zuschüsse zu
beenden oder Steuersysteme auf ökologische und soziale
Prioritäten auszurichten sind (SAPEA, 2020). Reduktions-
ziele ließen sich über höhere Standards (z. B. Klimaschutz,
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Abb. 5.3 Gestaltungsoptionen für ein klimafreundliches Ernährungssystem. (Grafik basierend auf Europäische Kommission, 2020)

Fütterung, Tierschutz, Bio) bzw. Steuern auf klimaschäd-
liche Lebensmittel wie Fleisch forcieren. Anpassungen
bei den Mehrwertsteuersätzen für Fleisch versprechen ge-
meinsam mit einer steuerlichen Entlastung von gesunden
Lebensmitteln wie unverarbeitetem Obst und Gemüse Len-
kungseffekte für Klima und Gesundheit (WBAE et al., 2020;
Wirsenius et al., 2010). Damit ressourcen- und energie-
intensiv produzierte Lebensmittel nicht im Müll landen,
braucht es eine Koordinationsstelle über die unterschiedli-
chen Politikbereiche hinweg (Klima, Gesundheit,Wirtschaft,
Landwirtschaft, Tourismus), solide Datengrundlagen und
effektive Maßnahmen (z. B. Prüfung von Marktschran-
ken für Frischware, Mindesthaltbarkeitsdatum, unlautere
Handelspraktiken, Rechtssicherheit zur Lebensmittelwei-

tergabe) sowie verpflichtende Reduktionsziele pro Sektor
(Rechnungshof Österreich, 2021). Zur Reduzierung von
Lebensmittelabfall im Handel hat Frankreich bereits mehr-
jährige Erfahrung (Albizzati et al., 2019).

Kennzeichnungspflichten für Handel, Gemeinschaftsver-
pflegung und Gastronomie können die Voraussetzung dafür
schaffen, dass Informationen zu Herkunft und Umweltrele-
vanz in Produktions- und Konsumentscheidungen einfließen
(Bastian & Zentes, 2013). Die geschützte Ursprungsbe-
zeichnung (g. U.) und die geschützte geografische Angabe
(g. g. A.) sind die einzigen EU-rechtlich geschützten und
extern kontrollierten Labels zur regionalen Herkunft. Die-
ser rechtliche Schutz fördert die kontinuierliche Arbeit an
vielfältigen regionsspezifischen Produktqualitäten, die aller-
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dings oftmals noch um Umweltstandards zu ergänzen wären
(Edelmann, Quiñones-Ruiz, Penker, et al., 2020; Marescot-
ti et al., 2020). Die Position landwirtschaftlicher Betrie-
be entlang der Wertschöpfungskette ließe sich durch die
Forcierung betrieblicher Kooperationen, durch Herkunfts-
bezeichnungen, faire Handelsbedingungen und Maßnahmen
im Wettbewerbsrecht stärken (siehe dazu auch Europäische
Kommission, 2020). Ein wesentlicher staatlicher Hebel wird
in rechtlichen Rahmenbedingungen der Beschaffung gese-
hen, damit Städte, Gemeinden und öffentliche Einrichtungen
Weichenstellungen für ein klimafreundliches, gesundes, fri-
sches und auf die regionale Saison ausgerichtetes Essen
in Schulen, Krankenhäusern und öffentlichen Einrichtungen
vornehmen können (IPES, 2019; SAPEA, 2020).

5.4.2 Governance und politische Beteiligung

In Bezug auf die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) wird
eine weitere Verschiebung von flächenbezogenen Direkt-
zahlungen zu Umweltleistungen empfohlen, auch weil die
gesellschaftliche Bedeutung von Umweltleistungen jene von
Agrarprodukten in manchen Fällen inzwischen übertrifft
(Schaller et al., 2018). Diese Gelder braucht es insbesonde-
re für Anpassungen in der Tierhaltung, eine klimafreundliche
und biodiversitätsschonende Bodennutzung, für Maßnahmen
zur Kohlenstoffbindung oder zur Schließung von Nährstoff-
kreisläufen zwischen Tierhaltung und Ackerbau. Erfahrun-
gen aus dem Biolandbau (z. B. Kreislauf- und Humuswirt-
schaft) bieten Anhaltspunkte für Maßnahmen, um auch die
konventionelle Landwirtschaft, die beinahe drei Viertel der
landwirtschaftlichen Nutzfläche Österreichs bewirtschaftet,
von einem linearen Input-Output-Modell schrittweise zu ei-
nem Kreislaufmodell überzuführen (SAPEA, 2020). Unter
dem Motto „weniger, aber besser“ (WBAE et al., 2020)
können Weichenstellungen in Richtung eines maßvollen
Genusses mit höherer Qualität bezüglich Fütterung (Rest-
stoffe, Gras) und Tierwohl vorgenommen werden (Derler
et al., 2021; Knudsen et al., 2019; Scherhaufer et al., 2020).
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht könnten Umstellungen in
Richtung „low-input“ und agrarökologische Systeme unter
bestimmten Bedingungen einkommensneutral erfolgen (Kir-
ner, 2012; Scollan et al., 2017; van der Ploeg et al., 2019).
Aus einer globalen Betrachtung werden aber auch Produk-
tivitätszuwächse in der weltweiten Tierhaltung empfohlen
(Valin et al., 2013).

Bottom-up-Ansätze versprechen Transformationen in den
Ernährungspraktiken (Schäfer et al., 2018) und stellen Re-
allabore für klimafreundlichere Ernährungspraktiken dar.
Daher haben etwa Lebensmittelkooperativen, solidarische
Landwirtschaft, Gemeinschaftsgärten und alternative Le-
bensmittelnetzwerke in Zusammenhang mit der Nachhaltig-
keitsdebatte an Beachtung gewonnen (M. Bruckner et al.,

2019; El Bilali, 2019; Göttl & Penker, 2020; Karner,
2009; Plieninger et al., 2018; Schermer, 2015). Unterstüt-
zen ließen sich auch neue Praktiken wie kollektiv getrage-
ne Ernährungsstile (Paris Lifestyle, Veganismus, Vegetaris-
mus) (Jungmeier et al., 2017; Ploll et al., 2020; Ploll &
Stern, 2020). Zudem gestalten Bürger_innen und Stakehol-
der_innen aktiv Ernährungssysteme in Ernährungsräten oder
Open Food Labs mit (Berner et al., 2019). Wie Frankreich,
Deutschland oder skandinavische Länder könnte auch Ös-
terreich eine nationale Ernährungsstrategie erarbeiten, um
die Aktivitäten der Zivilgesellschaft, der unterschiedlichen
Ministerien, Bundesländer und Kommunen sektorübergrei-
fend zu koordinieren und Gesundheits-, Klima- und Um-
weltziele mit sozioökonomischen Zielen besser in Einklang
zu bringen (SAPEA, 2020). Neue Wertvorstellungen über
den gesellschaftlich akzeptablen und wirtschaftlich mach-
baren Umgang mit Lebensmitteln ließen sich partizipativ
aushandeln. Damit verbunden wäre ein Rollenwechsel von
Produzent_in bzw. Konsument_in hin zu Bürger_in und ein
Bedeutungszuwachs der Zivilgesellschaft im Sinne einer
„Food Citizenship“ (Renting et al., 2012).

5.4.3 Technische Entwicklung und
soziotechnische Innovation

Biotechnologie, Gentechnologie und Digitalisierung ver-
sprechen einen effizienteren Einsatz klimaschädlicher Res-
sourcen oder disruptive Veränderungen bei Fleischersatz,
der auf pflanzlichem Eiweiß, Insekten oder der Vermehrung
von Stammzellen im Labor basiert (Baumann & Schön-
hart, 2016; Derler et al., 2021; Eichhorn & Meixner, 2020;
Klammsteiner et al., 2019; Melkonyan et al., 2020; Painter
et al., 2020; Treich, 2021). Das Internet der Dinge, Big Data,
Augmented Reality, Robotik, Sensoren, 3D-Druck, künst-
liche Intelligenz, digitale Zwillinge und Blockchain sind
nur einige der Technologien, die – unter anderem auch un-
ter Begriffen wie Precision Farming, Smart Farming oder
Landwirtschaft 4.0 – als unverzichtbares Werkzeug für eine
gerechte Lebensmittelversorgung der Weltbevölkerung und
die Gesundheit des Planeten gesehen werden (Araújo et al.,
2021; Mondejar et al., 2021). Anders als in anderen Teilen
derWelt wird die grüne Gentechnik im europäischen Kontext
kontrovers diskutiert und es fehlen Plattformen für einen of-
fenen Diskurs. Produktionstechnischen Chancen angesichts
der Klimakrise werden Risiken für Natur und Mensch, Ab-
hängigkeiten vom Agrotech Business oder dem Verlust von
Verkaufsargumenten der Gentechnikfreiheit oder „Natürlich-
keit“ gegenübergestellt (z. B. Niggli, 2021; Quist et al.,
2013). Ermann et al. (2018) zeigen, dass die Produktion,
Verarbeitung und Lagerung von Essen schon seit vielen Jahr-
tausenden von technologischen Entwicklungen der Züch-
tung, Mechanisierung und Konservierung profitieren und ei-
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ne Abgrenzung zwischen Natur und Technik nicht leichtfällt.
Abgesehen von technologischen Innovationen werden auch
soziale Innovationen (z. B. Nose-to-tail-Gastronomie, ver-
packungsfreie Supermärkte) oder agrarische Innovationen
(z. B. unbeheizter Wintergemüseanbau, Market Gardening,
Futtermittelzusätze) diskutiert (C. Gugerell & Penker, 2020;
Roque et al., 2021; Theurl et al., 2017).

Trotz erheblicher systemischer Spannungen zwischen
neuen Agrartechnologien und agrarökologischen Ansät-
zen schließen sich diese nicht aus. Kombinationen von
sozialen und digitalen Innovationen bieten etwa Online-
Bauernmärkte, Cow Sharing, die außerfamiliäre Hofüberga-
be oder Food Sharing (Ganglbauer et al., 2014; K. Gugerell
et al., 2019; Schanes & Stagl, 2019). Allerdings mangelt
es an gesichertem Wissen zur Skalierbarkeit verschiede-
ner Nachhaltigkeitsinnovationen mit digitaler Unterstützung,
um wirtschaftlich selbsttragend und großflächig zu einer
Transformation beitragen zu können. Es fehlt an Wissen,
wie digitale Technologien agrarökologische Systeme kon-
kret unterstützen können (Rotz et al., 2019). Systemati-
sche Reviews zeigen Forschungsbedarf zu digital unter-
stützten Übergangspfaden (Klerkx et al., 2019). Oftmals
stoßen Nachhaltigkeitsinnovationen an rechtliche und infra-
strukturelle Barrieren (z. B. Informationspflichten, Hygie-
nestandards, Zulassungsverfahren, inkompatible technologi-
sche Standards oder Infrastrukturen) oder es mangelt an
leistbaren landwirtschaftlichen Flächen (z. B. bereitgestellt
von Bodengenossenschaften/-stiftungen) (Derler et al., 2021;
Eisenberger et al., 2017; C. Gugerell & Penker, 2020).

Der Gesetzgeber kann Risiken und Chancen einer tech-
nologisierten, automatisierten und digitalisierten Landwirt-
schaft gegeneinander abwägen und mögliches Konfliktpo-
tenzial rechtzeitig kanalisieren (Eisenberger et al., 2017;
Pascher, 2016). Die Reichweite und der kommerzielle Er-
folg unternehmerischer Ökoinnovationen lassen sich durch
eine „social license to operate“ und eine transparente Be-
teiligung der Stakeholder_innen stärken (Provasnek et al.,
2017). Technologische Innovationen implizieren oftmals
Verschiebungen der Machtverhältnisse sowie Investitions-
und Wachstumszwänge, denen nicht jedes Unternehmen ge-
wachsen ist. Zudem gibt es warnende Stimmen, dass tech-
nologische Innovationen mit Fokus auf Ökoeffizienz zur
Erreichung von Klima- und Umweltzielen nicht ausreichen
und um Ansätze der Suffizienz und Maßnahmen zur Reduk-
tion des Energie- und Materialumsatzes zu ergänzen sind
(Haberl et al., 2011, 2020; Theurl et al., 2020).

5.4.4 Globalisierung, globale Arbeitsteilung und
Wertschöpfungsketten

Auch wenn der Handlungsspielraum auf nationaler Ebene
beträchtlich scheint, kann eine Ernährungswende nicht ent-

koppelt von wirtschafts-, handels-, wettbewerbs- und finanz-
politischen Änderungen auf europäischer und internationaler
Ebene gedacht werden. Eine Verlagerung der Produktion
und damit zusammenhängender Umweltprobleme in andere
Regionen der Welt schmälert die Anstrengungen in Ös-
terreich und in anderen EU-Mitgliedsländern (Europäische
Kommission, 2021). Klimabezogene und sozial-ökologische
Standards in bilateralen und multilateralen Handelsabkom-
men, ein effektiver Emissionshandel und eine internatio-
nale CO2-Bepreisung (inklusive CO2-Grenzabgabe) können
daher nationale Anstrengungen in Bezug auf eine klima-
freundliche Produktion, Direktvermarktung regionaler Qua-
litätsprodukte, Bio-/Slow-Food-Regionen sehr unterstützen
(Europäische Kommission, 2020; SAPEA, 2020). Damit kli-
mafreundliches Verhalten auch im globalen Handel zum
Wettbewerbsvorteil werden kann, bedarf es einer guten Ab-
stimmung zwischen CO2-Bepreisung, Agrar-/Umweltpoliti-
ken und WTO-Handelsregeln (Kirchner & Schmid, 2013).
Zu beachten ist zudem, dass – wie bereits erwähnt – re-
gional nicht per se klimafreundlicher ist, sondern dies im-
mer von den konkreten Produktionsprozessen, Jahreszeiten
und Logistiksystemen abhängt (Ermann et al., 2018; Theurl
et al., 2014). Der Fokus auf kurze Wertschöpfungsketten und
eine Produktion in Österreich (z. B. bei Fisch, Feingemü-
se, Ölsaaten oder Futtermitteln) könnte einer Verlagerung
von unerwünschten Klimaeffekten in andere Erdteile ent-
gegenwirken, welche sich durch erhöhte CO2-Preise noch
beschleunigen könnte (Frank et al., 2015).

5.4.5 Wirtschaft, Finanzmärkte, Investitionen
und Geldsysteme

Klimaschonende und kreislauforientierte Agrar-
Ernährungssysteme eröffnen neue Geschäftsmodelle und
Investitionsmöglichkeiten, beispielsweise im Zusammen-
hang mit der Nutzung von Lebensmittelabfällen, der
CO2-Bindung durch die Landwirtschaft, Bioraffinerien,
Biodünger, Eiweißfuttermittel, Phosphorrückgewinnung,
Bioenergie und Biochemikalien (Europäische Kommissi-
on, 2020; Hörtenhuber et al., 2019; Zoboli et al., 2016).
Entsprechende private und öffentliche Investitionen kön-
nen die Ernährungswende beschleunigen. Abhängig vom
gewählten Transformationspfad reicht die Bandbreite von
institutionellen Investoren mit Fokus auf kapitalintensive
Innovationen globaler Player der Biotechnologie, Fleischer-
satzprodukte und Digitalisierung einerseits bis zu regionalen
Crowd-Funding- oder Crowd-Farming-Modellen engagier-
ter Bürger_innen andererseits. Angesichts der sich rasch
ändernden klimatischen, politischen und gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen werden bei Investitionsentscheidun-
gen – neben Fragen der kurzfristig orientierten Effizienz
– in Zukunft wohl insbesondere die langfristige Anpas-
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sungsfähigkeit und Resilienz sowie die regionalen Kontexte
an Fokus gewinnen (z. B. durch Diversifizierung, regional
maßgeschneiderte und sektorübergreifende Maßnahmen der
Klimawandelanpassung oder Eindämmung von Schadorga-
nismen) (Darnhofer, 2010, 2014, 2021; Darnhofer, Bellon,
et al., 2010; Darnhofer, Fairweather, et al., 2010; Grüneis
et al., 2018; Knickel et al., 2018; Kohler et al., 2017; Mitter
et al., 2019; Schermer et al., 2018; Wilson et al., 2018; Wüs-
temann et al., 2017; Zulka & Götzl, 2015). Handlungsbedarf
besteht auch bei agrarischen Investitionsförderungen, um un-
erwünschte Nebeneffekte von Investitionen auf die Umwelt,
den Strukturwandel, eine resilienzreduzierende Speziali-
sierung oder die Verschuldung der Betriebe zu vermeiden
(Kirchweger et al., 2015; Kirchweger & Kantelhardt, 2015).

5.4.6 Soziale Ungleichheit, soziale
Sicherungssysteme und sozial-ökologische
Infrastrukturen

Klimafreundliche Ernährungssysteme können – in Verbin-
dung mit einer verstärkten Förderung von Biotreibstoffen
(Oliveira et al., 2017) – zu einem Anstieg der Lebensmittel-
preise führen (z. B. Stürmer et al., 2013). Konsument_innen
in Österreich – insbesondere jene, die bei Discountern kaufen
– reagieren sensibel auf höhere Fleisch- und Milchprei-
se (Widenhorn & Salhofer, 2014a, 2014b). Reduktionsziele
ließen sich also über höhere Preise bzw. Steuern auf kli-
maschädliche Lebensmittel (siehe oben) forcieren, was aber
sozial benachteiligte Gruppen stärker treffen würde. Die-
se Gruppen sind auch von ernährungsbedingten Gesund-
heitsfolgen aktueller Ernährungsmuster mit hohen Anteilen
an Fleisch und hoch verarbeiteten Lebensmitteln betroffen
(Brunner, 2020; Fekete & Weyers, 2016). Hier stellt sich die
grundsätzliche Frage, wie der Übergang sozial verträglich
gestaltet werden kann und ob die Sozialpolitik über billige
Lebensmittelpreise zu organisieren ist oder ob es dafür treff-
sicherere Maßnahmen gäbe (z. B. Anhebung der Sätze für
Lebensmittel in der Sozialhilfe). So wird in der Diskussion
um ein Menschenrecht auf Nahrung der Zugang zu Lebens-
mitteln wesentlich weiter gefasst als die Verfügbarkeit von
billigen Lebensmitteln (Jackson et al., 2021). Die Hand-
lungsmöglichkeiten reichen von einem staatlich garantierten
Menschenrecht auf Zugang zu gesellschaftlich angepasster
und gesunder Ernährung in öffentlichen Einrichtungen bis
hin zur Unterstützung von Corporate-Social-Responsibility-
Aktivitäten oder zivilgesellschaftlichem Engagement für die
Bereitstellung von Essen für Bedürftige.

Die Wende zu einem klimafreundlichen und nachhalti-
gen Ernährungssystem kann nicht ohne soziale Absicherung,
faire Arbeitsbedingungen und Anerkennung der bäuerlichen
Haushalte und all jener, die in der Lebensmittelproduk-
tion, Essenszubereitung und -zustellung arbeiten, erfolgen

(SAPEA, 2020). Neben einer steuerlichen Entlastung von
Arbeit und der Senkungen von Sozialversicherungsabgaben
für Personen mit geringem Einkommen wird auch die Aus-
gestaltung des Fördersystems reflektiert. Kirner et al. (2009)
haben Unterschiede in der landwirtschaftlichen Arbeitsbe-
lastung diskutiert und dargelegt, dass eine Verschiebung
von flächengebundenen Direktzahlungen zu einer Förde-
rung der Arbeitszeit vor allem arbeitsintensiven Betrieben
in Berggebieten zugutekäme. Konsumseitig könnten Versor-
gungsarbeiten wie Einkaufen und Kochen, aber auch Aktivi-
täten der Selbstversorgung (Gartenarbeit, Haltbarmachung,
Lagerung von Lebensmitteln) durch eine Reduktion der Wo-
chenarbeitszeit profitieren, zumal Strukturen der Erwerbsar-
beit eng mit den Ernährungspraktiken und der verfügbaren
Zeit für Sorgearbeit verbunden sind (Backhaus et al., 2015)
[Kap. 7, 8]. Nicht nur, aber besonders am Land können Parti-
zipation und gendersensible Politiken dazu beitragen, soziale
Praktiken nachhaltig zu ändern (Oedl-Wieser, 2020).

5.4.7 Raumplanung und räumliche
Ungleichheiten

Gerade die Bioökonomie und die Energiewende, aber auch
die Kohlenstoffbindung im Boden erfordern den qualitativen
und quantitativen Erhalt fruchtbarer Böden (z. B. raumpla-
nerische Instrumente der Innenverdichtung, Entsiegelungs-
börse). Weitere raumplanerische und ausgleichende Hand-
lungsmöglichkeiten sind weiter hinten im Bericht angeführt
[Kap. 19, 17]. Die seit den 1950er Jahren erwirkten bei-
spiellosen Produktivitätssteigerungen haben das Wohlerge-
hen von Menschen, die ihren Lebensunterhalt im Agrar-
Ernährungssektor erwirtschaften, nicht wesentlich verbes-
sert, unabhängig davon, ob sie auf landwirtschaftlichen
Betrieben, in Schlachthöfen, in der Gastronomie oder im
Transportwesen arbeiten. Die Akzeptanz von Veränderun-
gen in der Agrar-Ernährungspolitik hängt nicht zuletzt vom
Ausgleich territorialer Ungleichgewichte zwischen den Re-
gionen, zwischen agrarischen Gunst- und Ungunstlagen so-
wie zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen und
Sektoren ab (SAPEA, 2020).

5.4.8 Diskurse undMedien

Im allgemeinen Nachhaltigkeitsdiskurs fehlt es an attrakti-
ven Bildern und Zukunftsgeschichten [Kap. 20]. Mit po-
sitiv besetzten Framings ließe sich allenfalls das lineare
und durch fossile Energieinputs getriebene Produktionsmo-
dell der niedrigpreisigen Massenware durch ein Bild der
Kreislaufwirtschaft mit Fokus auf Qualität, Genuss, Wohl-
befinden von Mensch und Tier sowie Wertschätzung für
Lebensmittel ersetzen (SAPEA, 2020). Bezugnehmend auf
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den Sachstandsbericht zu einem nachhaltigen Ernährungs-
system in Europa (SAPEA, 2020) argumentieren die Chef-
berater_innen der Europäischen Kommission, dass für eine
Ernährungswende ein neues Framing von Lebensmitteln
nicht bloß als Ware, sondern auch als Gemeingut nötig wäre
(GCSA, 2020). Die Medien tragen nicht nur zu diesemMeta-
diskurs bei, sondern spielen auch eine zentrale Rolle bei der
Vermittlung von Informationen und Wissen. Durch die Ent-
fremdung von der Landwirtschaft verfügt der größte Teil der
Bevölkerung über keine direkten Einblicke in die Lebensmit-
telproduktion (Ermann et al., 2018).

5.4.9 Bildung undWissenschaft

Wie die äußerst beschränkte Wirksamkeit von bewusst-
seinsbildenden Maßnahmen zur Sensibilisierung für gesunde
Ernährung zeigt (GBD 2015 Obesity Collaborators, 2017),
kann Wissen allein kaum das Einkaufs- oder Ernährungsver-
halten erklären, das zudem massiv von Werbung gesteuert
wird. Ernährungspraktiken sind komplex und brauchen ei-
ne Vielzahl an Maßnahmen, die unter anderem auch bei
handlungsbasierten Kompetenzen ansetzen (Brunner et al.,
2007; Gotschi et al., 2009). Vielversprechend scheint ein er-
fahrungsnaher Wissensaustausch zwischen Produktion und
Konsum, z. B. Direktvermarktung, Tag der offenen Bau-
ernhöfe, solidarische Landwirtschaft, aber auch internatio-
naler Direkthandel, der auf langfristige Beziehungen setzt
(Edelmann, Quiñones-Ruiz, & Penker, 2020; Edelmann,
Quiñones-Ruiz, Penker, et al., 2020; Milestad et al., 2010;
Plank et al., 2020; Schermer, 2015). Beratungsleistungen für
Bäuerinnen und Bauern zur Kommunikation mit der Gesell-
schaft werden bisher vorwiegend von größeren Betrieben
nachgefragt (Kirner, 2017).

Es gibt also eine Reihe von regulativen, bewusstseinsbil-
denden, finanzpolitischen und technologischen Hebeln für
eine breite Unterstützung einer klimafreundlichen Ernäh-
rung. Um die unterschiedlichen Framings von Lebensmit-
teln, die diversen Motivationen, Produktions- und Konsum-
stile gleichermaßen ansprechen zu können, braucht es einen
Politikmix. Zu beachten ist, dass für Produzent_innen und
Konsument_innen nicht nur der Preis und finanzielle Anrei-
ze zählen, sondern auch soziale Anerkennung, Stolz auf eine
gesunde Herde oder ein sinnvoller Beitrag zur Zukunft (Brai-
to et al., 2020; Hampl & Loock, 2013; Maurer, 2021; Walder
& Kantelhardt, 2018). Ernährung als Querschnittsthema ruft
nach einer sektorübergreifenden und demokratischen Gestal-
tung im Rahmen einer integrativen Ernährungspolitik. Da die
Verarbeitungsindustrie und der Handel nicht nur den Kon-
sum, sondern auch die Produktion mitbestimmen, sind diese
Machtverhältnisse für eine Transformation zu berücksichti-
gen. Ohne grundlegende strukturelle Änderungen, die auch
die Industrie und den Handel miteinbeziehen, können tech-

nologische Innovationen und individuelle Ansätze alleine
nicht zu einem klimafreundlichen Ernährungssystem füh-
ren.

5.5 Quellenverzeichnis

Albizzati, P. F., Tonini, D., Chammard, C. B., & Astrup, T. F. (2019).
Valorisation of surplus food in the French retail sector: Environmen-
tal and economic impacts. Waste Management, 90, 141–151. https://
doi.org/10.1016/j.wasman.2019.04.034

Anderson, C. R., Bruil, J., Chappell, M. J., Kiss, C., & Pimbert, M. P.
(2020). Agroecology Now: Transformations Towards More Just and
Sustainable Food Systems (ISBN: 9783030613143). Springer Inter-
national Publishing AG.

APCC. (2014). Österreichischer Sachstandsbericht Klimawandel 2014.
Austrian Assessment Report 2014 (AAR14). Austrian Panel on Cli-
mate Change (APCC). Verlag der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften. https://ccca.ac.at/wissenstransfer/apcc/aar14

APCC. (2018). Österreichischer Special Report Gesundheit, Demogra-
phie und Klimawandel. Austrian Assessment Report 2018 (ASR18).
Austrian Panel on Climate Change (APCC). Verlag der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften.

Araújo, S. O., Peres, R. S., Barata, J., Lidon, F., & Ramalho, J. C.
(2021). Characterising the Agriculture 4.0 Landscape – Emerging
Trends, Challenges and Opportunities. Agronomy, 11(4), 667. http://
dx.doi.org/10.3390/agronomy11040667

Austgulen, M. H., Skuland, S. E., Schjoll, A., & Alfnes, F. (2018). Con-
sumer Readiness to Reduce Meat Consumption for the Purpose of
Environmental Sustainability: Insights from Norway. Sustainability,
10(9), 3058. https://doi.org/10.3390/su10093058

Backhaus, J., Wieser, H., & Kemp, R. (2015). Disentangling practi-
ces, carriers, and production-consumption systems: Amixed-method
study of (sustainable) food consumption. In E. Huddart Kennedy,
M. J. Cohen, & N. Krogman (Hrsg.), Putting Sustainability into
Practice: Applications and Advances in Research on Sustainable
Consumption (S. 109–133). Edward Elgar. https://doi.org/10.4337/
9781784710606.00016

Backhouse, M. (2015). Green Grabbing. The Case of palm oil expan-
sion in so-called degraded areas in the eastern Brazilian Amazon. In
K. Dietz (Hrsg.), The Political Ecology of the Agrofuels (S. 167–
185). Routledge.

Barth, T., Jochum, G., & Littig, B. (2019). Transformation of
what? Or: The socio-ecological transformation of working socie-
ty (IHS Working Paper, S. 1–24). Institute for Advanced Studies
(IHS). https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/
61641/ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.
pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-2019-barth_et_al-
Transformation_of_what_Or_The.pdf

Bastian, J., & Zentes, J. (2013). Supply chain transparency as a key
prerequisite for sustainable agri-food supply chain management. In-
ternational Review of Retail, Distribution and Consumer Research,
23(5), 553–570. https://doi.org/10.1080/09593969.2013.834836

Baumann, V., & Schönhart, M. (2016). Das Potential von auf bioge-
nen Abfällen produzierten Soldatenfliegenlarven als Proteinquelle in
der Fütterung von Nutztieren in Österreich. Journal of the Austrian
Society of Agricultural Economics, 26, 259–268. https://doi.org/10.
24989/OEGA.JB.26

Becker, J. (2010). Erdbeerpflücker, Spargelstecher, Erntehelfer: Pol-
nische Saisonarbeiter in Deutschland – temporäre Arbeitsmigra-
tion im neuen Europa. transcript Verlag. https://doi.org/10.14361/
9783839409466

Behr, D. (2013). Landwirtschaft – Migration – Supermärkte.
Ausbeutung und Widerstand entlang der Wertschöpfungskette

https://doi.org/10.1016/j.wasman.2019.04.034
https://doi.org/10.1016/j.wasman.2019.04.034
https://ccca.ac.at/wissenstransfer/apcc/aar14
http://dx.doi.org/10.3390/agronomy11040667
http://dx.doi.org/10.3390/agronomy11040667
https://doi.org/10.3390/su10093058
https://doi.org/10.4337/9781784710606.00016
https://doi.org/10.4337/9781784710606.00016
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/61641/ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/61641/ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/61641/ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/61641/ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf?sequence=1&isAllowed=y&lnkname=ssoar-2019-barth_et_al-Transformation_of_what_Or_The.pdf
https://doi.org/10.1080/09593969.2013.834836
https://doi.org/10.24989/OEGA.JB.26
https://doi.org/10.24989/OEGA.JB.26
https://doi.org/10.14361/9783839409466
https://doi.org/10.14361/9783839409466


5.5 Quellenverzeichnis 261

von Obst und Gemüse [Dissertation, Universität Wien. Fakul-
tät für Sozialwissenschaften]. https://docplayer.org/108523487-
Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-
und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-
gemuese.html

Béné, C., Oosterveer, P., Lamotte, L., Brouwer, I. D., de Haan, S.,
Prager, S. D., Talsma, E. F., & Khoury, C. K. (2019). When food
systems meet sustainability – Current narratives and implications for
actions. World Development, 113, 116–130. https://doi.org/10.1016/
j.worlddev.2018.08.011

Berner, S., Derler, H., Rehorska, R., Pabst, S., & Seebacher, U. (2019).
Roadmapping to Enhance Local Food Supply: Case Study of a City-
Region in Austria. Sustainability, 11(14), 3876. https://doi.org/10.
3390/su11143876

Biermann, G., & Rau, H. (2020). The meaning of meat: (Un)sustainable
eating practices at home and out of home. Appetite, 153, 104730.
https://doi.org/10.1016/j.appet.2020.104730

BirdLife Österreich, Global 2000, & ÖBV-Via Campesina Austria
(Hrsg.). (2021). Fit für den Green Deal? Der GAP-Strategieplan am
Prüfstand. https://www.global2000.at/sites/global/files/GAP-Check.
pdf

BKA. (2020). Aus Verantwortung für Österreich. Regierungspro-
gramm 2020–2024. Bundeskanzleramt (BKA). https://www.
bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/
regierungsdokumente.html

BMNT. (2018). Lebensmittel in Österreich 2018. Wirtschaft,
Produktion, Sicherheit und Qualität. Bundesministerium für Nach-
haltigkeit und Tourismus. https://info.bmlrt.gv.at/dam/jcr:a79a38e3-
face-445c-a78a-9d338bf6136b/Lebensmittel%20in%20Österreich
%202018.pdf

BMNT. (2020). Grüner Bericht 2020. Bundesministerium für Land-
wirtschaft, Regionen und Tourismus. https://gruenerbericht.at/cm4/
jdownload/send/2-gr-bericht-terreich/2167-gb2020

BMNT. (2021). Grüner Bericht 2021. Bundesministerium für Landwirt-
schaft, Regionen und Tourismus. https://gruenerbericht.at/cm4/

Bolyos, L., Haslinger, S., Reisenberger, B., Schindler, R., Stern, S.,
Behr, D. A., Sezonieri-Kampagne für die Rechte von Erntehel-
fer_innen in Österreich, & Europäisches BürgerInnenforum. (2016).
Willkommen bei der Erdbeerernte! Ihr Mindestlohn beträgt . . . Ge-
werkschaftliche Organisierung in der migrantischen Landarbeit –
Ein internationaler Vergleich. Österreichischer Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft PRO-GE.

Bonaccio, M., Bonanni, A. E., Di Castelnuovo, A., De Lucia, F., Do-
nati, M. B., de Gaetano, G., & Iacoviello, L. (2012). Low income is
associated with poor adherence to a Mediterranean diet and a high-
er prevalence of obesity: Cross-sectional results from the Moli-sani
study. BMJ Open, 2(6). http://dx.doi.org/10.1136/bmjopen-2012-
001685

Brad, A., Schaffartzik, A., Pichler, M., & Plank, C. (2015). Contested
territorialization and biophysical expansion of oil palm planta-
tions in Indonesia. Geoforum, 64, 100–111. https://doi.org/10.1016/
j.geoforum.2015.06.007

Braito, M., Leonhardt, H., Penker, M., Schauppenlehner-Kloyber, E.,
Thaler, G., & Flint, C. G. (2020). The plurality of farmers’ views on
soil management calls for a policy mix. Land use policy, 99, 104876.
https://doi.org/10.1016/j.landusepol.2020.104876

Bruckner, H. K., & Kowasch, M. (2019). Moralizing meat consumption:
Bringing food and feeling into education for sustainable develop-
ment. Policy Futures in Education, 17(7), 785–804. https://doi.org/
10.1177/1478210318776173

Bruckner, M., Wood, R., Moran, D., Kuschnig, N., Wieland, H., Maus,
V., & Börner, J. (2019). FABIO – The Construction of the Food
and Agriculture Biomass Input – Output Model. Environmental Sci-
ence & Technology, 53(19), 11302–11312. https://doi.org/10.1021/
acs.est.9b03554

Brunner, K.-M. (2020). Sozial-ökologische Transformation und Er-
nährungskommunikation. In J. Godemann & T. Bartelmeß (Hrsg.),
Ernährungskommunikation. Interdisziplinäre Perspektiven – Kon-
texte – Methodische Ansätze. Springer VS. https://doi.org/10.1007/
978-3-658-27315-6_7-1

Brunner, K.-M., & Christanell, A. (2014). KonsumentInnenverantwor-
tung für Nachhaltigkeit? Am Beispiel Energiearmut. In N. Toma-
schek & A. Streinzer (Hrsg.), Verantwortung. Über das Handeln in
einer komplexen Welt (S. 43–58). Waxmann.

Brunner, K.-M., & Littig, B. (2017). Nachhaltige Produktion, nach-
haltiger Konsum, nachhaltige Arbeit. The Greening of Capitalism?
In K.-W. Brand (Hrsg.), Die sozial-ökologische Transformation der
Welt. Ein Handbuch (S. 215–242). Campus Verlag.

Brunner, K.-M., Geyer, S., Jelenko, M., Weiss, W., & Astleithner, F.
(2007). Ernährungsalltag im Wandel. Chancen für Nachhaltigkeit
(1. Auflage). Springer Vienna. https://doi.org/10.1007/978-3-211-
48606-1

Burch, D., Dixon, J., & Lawrence, G. (2013). Introduction to sympo-
sium on the changing role of supermarkets in global supply chains:
From seedling to supermarket: Agri-food supply chains in transition.
Agriculture and Human Values, 30(2), 215–224. https://doi.org/10.
1007/s10460-012-9410-x

Caldeira, C., De Laurentiis, V., Corrado, S., van Holsteijn, F., & Sala,
S. (2019). Quantification of food waste per product group along the
food supply chain in the European Union: A mass flow analysis. Re-
sources, Conservation and Recycling, 149, 479–488. https://doi.org/
10.1016/j.resconrec.2019.06.011

Campbell, H. (2009). Breaking new ground in food regime theory: Cor-
porate environmentalism, ecological feedbacks and the “food from
somewhere” regime? Agriculture and human values, 26(4), 309–319.
https://doi.org/10.1007/s10460-009-9215-8

Carolan, M. (2018). Big data and food retail: Nudging out citizens by
creating dependent consumers. Geoforum, 90, 142–150. https://doi.
org/10.1016/j.geoforum.2018.02.006

Caspi, C. E., Sorensen, G., Subramanian, S. V., & Kawachi, I. (2012).
The local food environment and diet: A systematic review. Health &
Place, 18(5), 1172–1187. https://doi.org/10.1016/j.healthplace.2012.
05.006

Castelein, B., Geerlings, H., & Van Duin, R. (2020). The reefer con-
tainer market and academic research: A review study. Journal of
Cleaner Production, 256, 120654. https://doi.org/10.1016/j.jclepro.
2020.120654

Cifuentes, E., & Frumkin, H. (2007). Environmental injustice: Case stu-
dies from the South. Environmental research letters, 2(4), 045034.
https://doi.org/10.1088/1748-9326/2/4/045034

Clapp, J., & Scrinis, G. (2017). Big Food, Nutritionism, and Corpo-
rate Power. Globalizations, 14(4), 578–595. https://doi.org/10.1080/
14747731.2016.1239806

Cordts, A., Nitzko, S., & Spiller, A. (2016). Flexitarier als neuer
Konsumtyp bei Fleisch: Eine Chance für einen nachhaltigen Fleisch-
konsum? In K. Jantke, F. Lottermoser, J. Reinhardt, D. Rothe, & J.
Stöver (Hrsg.), Nachhaltiger Konsum. Institutionen, Instrumente, In-
itiativen (1. Auflage, ISBN: 9783848732227, S. 313–333). Nomos.

Crippa, M., Solazzo, E., Guizzardi, D., Monforti-Ferrario, F., Tubiello,
F. N., & Leip, A. (2021). Food systems are responsible for a third of
global anthropogenic GHG emissions. Nature Food, 2(3), 198–209.
https://doi.org/10.1038/s43016-021-00225-9

Dahlén, L., & Lagerkvist, A. (2010). Pay as you throw: Strengths and
weaknesses of weight-based billing in household waste collection
systems in Sweden. Waste Management, 30(1), 23–31. https://doi.
org/10.1016/j.wasman.2009.09.022

Darnhofer, I. (2010). Strategies of family farms to strengthen their
resilience. Environmental policy and governance, 20(4), 212–222.
https://doi.org/10.1002/eet.547

https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://docplayer.org/108523487-Dissertation-landwirtschaft-migration-supermaerkte-ausbeutung-und-widerstand-entlang-der-wertschoepfungskette-von-obst-und-gemuese.html
https://doi.org/10.1016/j.worlddev.2018.08.011
https://doi.org/10.1016/j.worlddev.2018.08.011
https://doi.org/10.3390/su11143876
https://doi.org/10.3390/su11143876
https://doi.org/10.1016/j.appet.2020.104730
https://www.global2000.at/sites/global/files/GAP-Check.pdf
https://www.global2000.at/sites/global/files/GAP-Check.pdf
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
https://info.bmlrt.gv.at/dam/jcr:a79a38e3-face-445c-a78a-9d338bf6136b/Lebensmittel%20in%20�sterreich%202018.pdf
https://info.bmlrt.gv.at/dam/jcr:a79a38e3-face-445c-a78a-9d338bf6136b/Lebensmittel%20in%20�sterreich%202018.pdf
https://info.bmlrt.gv.at/dam/jcr:a79a38e3-face-445c-a78a-9d338bf6136b/Lebensmittel%20in%20�sterreich%202018.pdf
https://gruenerbericht.at/cm4/jdownload/send/2-gr-bericht-terreich/2167-gb2020
https://gruenerbericht.at/cm4/jdownload/send/2-gr-bericht-terreich/2167-gb2020
https://gruenerbericht.at/cm4/
http://dx.doi.org/10.1136/bmjopen-2012-001685
http://dx.doi.org/10.1136/bmjopen-2012-001685
https://doi.org/10.1016/j.geoforum.2015.06.007
https://doi.org/10.1016/j.geoforum.2015.06.007
https://doi.org/10.1016/j.landusepol.2020.104876
https://doi.org/10.1177/1478210318776173
https://doi.org/10.1177/1478210318776173
https://doi.org/10.1021/acs.est.9b03554
https://doi.org/10.1021/acs.est.9b03554
https://doi.org/10.1007/978-3-658-27315-6_7-1
https://doi.org/10.1007/978-3-658-27315-6_7-1
https://doi.org/10.1007/978-3-211-48606-1
https://doi.org/10.1007/978-3-211-48606-1
https://doi.org/10.1007/s10460-012-9410-x
https://doi.org/10.1007/s10460-012-9410-x
https://doi.org/10.1016/j.resconrec.2019.06.011
https://doi.org/10.1016/j.resconrec.2019.06.011
https://doi.org/10.1007/s10460-009-9215-8
https://doi.org/10.1016/j.geoforum.2018.02.006
https://doi.org/10.1016/j.geoforum.2018.02.006
https://doi.org/10.1016/j.healthplace.2012.05.006
https://doi.org/10.1016/j.healthplace.2012.05.006
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.120654
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2020.120654
https://doi.org/10.1088/1748-9326/2/4/045034
https://doi.org/10.1080/14747731.2016.1239806
https://doi.org/10.1080/14747731.2016.1239806
https://doi.org/10.1038/s43016-021-00225-9
https://doi.org/10.1016/j.wasman.2009.09.022
https://doi.org/10.1016/j.wasman.2009.09.022
https://doi.org/10.1002/eet.547


262 Kapitel 5. Ernährung

Darnhofer, I. (2014). Resilience and why it matters for farm manage-
ment. European review of agricultural economics, 41(3), 461–484.
https://doi.org/10.1093/erae/jbu012

Darnhofer, I. (2021). Resilience or how do we enable agricultural sys-
tems to ride the waves of unexpected change? Agricultural Systems,
187, 102997. https://doi.org/10.1016/j.agsy.2020.102997

Darnhofer, I., Bellon, S., Dedieu, B., & Milestad, R. (2010). Adap-
tiveness to enhance the sustainability of farming systems. A review.
Agronomy for Sustainable Development, 30(3), 545–555. https://
doi.org/10.1051/agro/2009053

Darnhofer, I., D’Amico, S., & Fouilleux, E. (2019). A relational per-
spective on the dynamics of the organic sector in Austria, Italy, and
France. Journal of Rural Studies, 68, 200–212. https://doi.org/10.
1016/j.jrurstud.2018.12.002

Darnhofer, I., Fairweather, J., & Moller, H. (2010). Assessing a farm’s
sustainability: Insights from resilience thinking. International Jour-
nal of Agricultural Sustainability, 8(3), 186–198. https://doi.org/10.
3763/ijas.2010.0480

Darnhofer, I., Schermer, M., Steinbacher, M., Gabillet, M., & Daugstad,
K. (2017). Preserving permanent mountain grasslands in Western
Europe: Why are promising approaches not implemented more
widely? Land Use Policy, 68, 306–315. https://doi.org/10.1016/j.
landusepol.2017.08.005

Davis, C. L. (2003). Food fights over free trade: How international in-
stitutions promote agricultural trade liberalization. Princeton Univ.
Press.

de Schutter, L., Bruckner, M., & Giljum, S. (2015). Ach-
tung: Heiß und fettig – Klima & Ernährung in Österreich.
Auswirkungen der österreichischen Ernährung auf das Klima.
WWF Österreich. https://www.wwf.at/wp-content/cms_documents/
wwf-ernaehrungsstudie_langfassung.pdf

Derler, H., Lienhard, A., Berner, S., Grasser, M., Posch, A., & Rehor-
ska, R. (2021). Use Them for What They Are Good at: Mealworms
in Circular Food Systems. Insects (Basel, Switzerland), 12(1), 40.
https://doi.org/10.3390/insects12010040

Die Armutskonferenz, ATTAC, & Beirat für Gesellschafts-,
Wirtschafts- und Umweltpolitische Alternativen (Hrsg.). (2021).
Klimasoziale Politik: Eine gerechte und emissionsfreie Gesellschaft
gestalten (1. Auflage). bahoe books.

Dixon, J. (2007). Supermarkets as New Food Authorities. In D. Burch
(Hrsg.), Supermarkets and agri-food supply chains: Transformations
in the production and consumption of foods (S. 29–50). Edward El-
gar.

Dubuisson-Quellier, S., & Gojard, S. (2016). Why are Food Practi-
ces not (More) Environmentally Friendly in France? The role of
collective standards and symbolic boundaries in food practices. En-
vironmental Policy and Governance, 26(2), 89–100. https://doi.org/
10.1002/eet.1703

Edelmann, H., Quiñones-Ruiz, X. F., & Penker, M. (2020). Analytic
Framework to Determine Proximity in Relationship Coffee Mo-
dels. Sociologia Ruralis, 60(2), 458–481. https://doi.org/10.1111/
soru.12278

Edelmann, H., Quiñones-Ruiz, X. F., Penker, M., Scaramuzzi, S., Bro-
scha, K., Jeanneaux, P., Belletti, G., & Marescotti, A. (2020). Social
learning in food quality governance – Evidences from geographi-
cal indications amendments. International Journal of the Commons,
14(1), 108–122. https://doi.org/10.5334/ijc.968

Eichhorn, T., &Meixner, O. (2020). Factors influencing the willingness
to pay for aquaponic products in a developed food market: A structu-
ral equation modeling approach. Sustainability (Switzerland), 12(8),
3475. https://doi.org/10.3390/SU12083475

Eisenberger, I., Hödl, E., Huber, A., Lachmayer, K., & Mittermüller,
B. (2017). „Smart Farming“ – Rechtliche Perspektiven. In R. Norer
& G. Holzer (Hrsg.), Agrarrecht. Jahrbuch 2017. Perspektiven des

Agrarrechts. Festgabe für Manfried Welan (S. 207–223). NWV Ver-
lag.

El Bilali, H. (2019). Research on agro-food sustainability transitions:
A systematic review of research themes and an analysis of research
gaps. Journal of Cleaner Production, 221, 353–364. https://doi.org/
10.1016/j.jclepro.2019.02.232

Enthoven, L., & Van den Broeck, G. (2021). Local food systems: Re-
viewing two decades of research. Agricultural systems, 193, 103226.
https://doi.org/10.1016/j.agsy.2021.103226

Ermann, U., Langthaler, E., Penker, M., & Schermer, M. (2018). Agro-
Food Studies: Eine Einführung. (1. Aufl.). Böhlau Verlag.

Europäische Kommission. (2020). Communication from the Com-
mission to the European Parliament, the Council, the European
Economic and Social Committee and the Committee of the Regi-
ons. A Farm to Fork Strategy. 381 final. https://ec.europa.eu/food/
horizontal-topics/farm-fork-strategy_de

Europäische Kommission. (2021). Evaluation of the impact of
the Common Agricultural Policy on climate change and green-
house gas emissions. https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/
publication/7307349a-ba1a-11eb-8aca-01aa75ed71a1

European Union. (2014). Evaluation of the livestock sectors con-
tribution to the EU greenhouse gas emissions (GGELS): Final
report. Publications Office of the European Union. http://op.europa.
eu/en/publication-detail/-/publication/38abd8e0-9fe1-4870-81da-
2455f9fd75ad

Eurostat. (2020). Fettleibigkeitsrate nach Body Mass Index (BMI), %
der Bevölkerung im Alter von 18 Jahren und älter. https://ec.europa.
eu/eurostat/databrowser/view/sdg_02_10/default/table?lang=de.

Fardet, A., & Rock, E. (2020). Ultra-Processed Foods and Food System
Sustainability: What Are the Links? Sustainability, 12, 6280. http://
dx.doi.org/10.3390/su12156280

Feichtinger, P., & Salhofer, K. (2013). What do we know about the in-
fluence of agricultural support on agricultural land prices? German
Journal of Agricultural Economics, 62(2), 71–85. https://doi.org/10.
22004/ag.econ.232333

Feichtinger, P., & Salhofer, K. (2016). The Fischler Reform of the
Common Agricultural Policy and Agricultural Land Prices. Land
Economics, 92(3), 411–432. https://doi.org/10.3368/le.92.3.411

Fekete, C., & Weyers, S. (2016). Soziale Ungleichheit im Ernäh-
rungsverhalten: Befundlage, Ursachen und Interventionen. Bundes-
gesundheitsblatt, Gesundheitsforschung, Gesundheitsschutz, 59(2),
197–205. https://doi.org/10.1007/s00103-015-2279-2

Fikar, C., & Leithner, M. (2020). A decision support system to facilitate
collaborative supply of food cooperatives. Production Planning and
Control, 32(14). https://doi.org/10.1080/09537287.2020.1796135

Frank, S., Schmid, E., Havlík, P., Schneider, U. A., Böttcher, H., Balko-
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Kernaussagen des Kapitels
� Die Pkw-Nutzung, gemessen in durchschnittli-

cher zurückgelegter Tagesentfernungen, sowie der
Motorisierungsgrad (Pkw/1000 Einwohner_innen)
nehmen in ruralen und suburbanen Regionen weiter
zu. Trendverlangsamungen bzw. Trendumkehren
sind nur in einigen Landeshauptstädten feststellbar.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Der Verkehrssektor verursacht als einziger Sek-
tor noch immer steigende Treibhausgasemissionen.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Technische, die Effizienz erhöhende Maßnahmen,
wie zum Beispiel der Umstieg auf E-Mobilität oder
alternative Treibstoffe, reichen nicht aus, um die
Klimaziele im Verkehrssektor zu erreichen. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Das Verhalten der Verkehrsteilnehmer_innen wird
maßgeblich von den bereitgestellten Strukturen (In-
frastrukturen, ordnungspolitischen und monetären
Strukturen) beeinflusst. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� Das Verkehrsverhalten beeinflussende Maßnahmen,
wie die Einführung von Kostenwahrheit für alle
Verkehrsträger, Infrastrukturumgestaltung für den
Umweltverbund zulasten des Autoverkehrs, Tem-
polimits, flächendeckende Parkraumbewirtschaf-
tung etc., sind für eine flächendeckende Trendum-
kehr bezüglich Treibhausgasemissionen notwendig.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Eine zielgerichtete Planung, Beschluss, Umset-
zung und Monitoring nachweislich effizienzgeprüf-
ter Maßnahmen auf allen Verwaltungsebene (EU,
Bund, Länder und Gemeinden) ist Voraussetzung
für eine Dekarbonisierung der Mobilität. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

6.1 Status quo, Herausforderungen und
notwendige Veränderungen

Räumliche Mobilität war und ist immer mit Energieaufwand
verbunden. Mit der Nutzung externer Energiequellen und
neuen Antriebstechnologien erhöhten sich die Systemge-
schwindigkeiten und damit die zurückgelegten Entfernungen
im Verkehrssystem (Knoflacher, 1996) (hohe Übereinstim-
mung & starke Beweislage). Räumliche Funktionstrennung
und Aspekte wie Zersiedelung waren und sind die Fol-
ge (Knoflacher, 1997) (mittlere Übereinstimmung & starke
Beweislage). Maßgeblich für die Veränderung der Verkehrs-
mittelwahl und dem Anstieg des Verkehrsaufwandes weg
vom so genannten Umweltverbund (Fuß, Rad, öffentlicher
Verkehr) hin zum motorisierten Individualverkehr ist die
massiv ausgebaute Infrastruktur für den Kfz-Verkehr (Kno-
flacher, 2007) (Goodwin & Noland, 2003) (Noland & Lem,
2002) (hohe Übereinstimmung & starke Beweislage).

DerVerkehr ist eine der größtenHerausforderungen für die
österreichische Klima- und Energiepolitik (EASAC, 2019;
Kurzweil et al., 2019) (hohe Übereinstimmung & starke Be-
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weislage). Die Treibhausgasemissionen aus dem Verkehrs-
sektor machen einen signifikanten Anteil an den gesamten
Treibhausgasemissionen aus (rund 30 Prozent im Jahr 2019)
(Anderl et al., 2021). Seit 1990 ist in diesem Sektor eine Zu-
nahme der Treibhausgase um rund 74,4 Prozent zu verzeich-
nen (Anderl et al., 2021). Im Jahr 2019 erreichten diese, im
Wesentlichen verursacht durch den Anstieg der Fahrleistung
im Straßenverkehr, mit 24,0 Megatonnen CO2-Äquivalent
beinahewieder den bisherigenHöchstwert aus dem Jahr 2005
(Umweltbundesamt, 2021b). Hinzu kommen rund 3,0 Mega-
tonnen CO2 durch den internationalen Flugverkehr, welcher
trotz hoher Bedeutung nicht in der österreichischen Klimabi-
lanz aufscheint (Anderl et al., 2021).1 Die sektorale Höchst-
menge nach dem Klimaschutzgesetz für das Jahr 2019 wurde
im Verkehr, so wie bereits in den Jahren zuvor, überschritten
(Anderl et al., 2021). Als emissionsstärkster Sektormit einem
Anteil der Gesamtemissionen von 47,3 Prozent außerhalb des
Emissionshandels (Anderl et al., 2020) stellenMaßnahmen in
diesem Sektor einen wichtigen Schritt für die Erreichung der
Ziele des Pariser Klimaabkommens und einer Dekarbonisie-
rung dar (Kirchengast et al., 2019).

Hauptemittent ist der Straßenverkehr, der rund 99 Prozent
der Treibhausgasemissionen des gesamten Verkehrssektors
ausmacht. Etwa 63 Prozent der Treibhausgasemissionen des
gesamten Straßenverkehrs sind dem Pkw-Verkehr zuzuord-
nen, wobei dessen Emissionen zwischen 1990 und 2019 um
60 Prozent angestiegen sind. Besonders die Entwicklung der
Diesel-Pkw zeigt einen sehr starken Anstieg: Von 1990 bis
2019 sind die Treibhausgasemissionen um rund 578 Prozent
gestiegen (Anderl et al., 2021).

DerAnteil des Personenverkehrs auf der Straße (Pkw,Bus-
se, Mofas, Motorräder) an den gesamten nationalen Treib-
hausgasemissionen beträgt knapp 19 Prozent; der des Stra-
ßengüterverkehrs rund 11 Prozent. Die restlichen Treibhaus-
gasemissionen des Verkehrssektors verteilen sich auf Emis-
sionen von Bahn-, Schiff- und nationalem Flugverkehr sowie
aus mobilen militärischen Geräten (Anderl et al., 2021).

1 Die nach internationalen Berichtspflichten berechneten Flugemissio-
nen enthalten keine klimarelevanten Auswirkungen, die in Abhängig-
keit von den äußeren Umständen in großer Höhe (ab neun Kilometern
über dem Meeresspiegel) aufgrund physikalischen und chemischen Zu-
sammenwirkens mit der Atmosphäre wissenschaftlich belegbar sind.
Diese Klimawirksamkeit hängt neben der Flughöhe auch vom Zustand
der Atmosphäre zum Durchflugszeitpunkt ab und könnte – vereinfacht
gesagt – mit einem Faktor als Aufschlag auf die direkten Flugver-
kehrsemissionen eingerechnet werden. Dieser Faktor beschreibt eine
zusätzliche CO2-Wirksamkeit als Änderung der Energiebilanz im Sys-
tem Erde–Atmosphäre, verursacht durch eine Störung, wie beispiels-
weise Treibhausgasemissionen des Flugverkehrs eine solche darstellen.
Innerhalb einer Spannbreite, beginnend bei 1 (nicht berücksichtigte
Auswirkungen) über 2,7 (IPCC-gemittelter Schätzwert für alle Kurz-
und Langstreckenflüge) bis hin zu 4 (obere Grenze nach IPCC) werden
unterschiedliche Faktoren mit unterschiedlichen Überlegungen, Un-
sicherheiten und Begründungen angenommen (IPCC, 1999) (Fischer
et al., 2009).

Die Treibhausgasemissionen im Straßengüterverkehr sind
zwischen 1990 und 2019 um 112 Prozent gestiegen. 37 Pro-
zent der Emissionen entfielen auf den Güterverkehr, der
schwere und leichte Nutzfahrzeuge umfasst (Anderl et al.,
2021).

6.1.1 PKW-Wege undMotorisierungsgrad
nehmen zu

Im Personenverkehr wurden im Jahr 2014 an Werktagen
58 Prozent aller Wege im Pkw zurückgelegt (Follmer et al.,
2016), im Jahr 1995 rund 51 Prozent und 1983 rund 42 Pro-
zent (Sammer, 1990) (Herry et al., 2012). Ist am Arbeitsort
ein Abstellplatz vorhanden, werden 82 Prozent aller Ar-
beitswege mit dem Pkw zurückgelegt (Follmer et al., 2016).
Die Tagesweglänge hat seit 1995 um 21 Prozent zugenom-
men (Follmer et al., 2016). Dies ist unter anderem auf
die Entwicklung dezentraler Siedlungsstrukturen und die
funktionale Entmischung von Wohnen, Einkaufen, Arbei-
ten, Ausbildung und Freizeit zurückzuführen (Follmer et al.,
2016; Herry et al., 2012). Der Motorisierungsgrad hat seit
2000 um mehr als 10 Prozent auf 562 Pkw je 1000 Einwoh-
ner_innen zugenommen (Statistik Austria, 2019a, 2019b).

Bei der Motorisierung zeigt sich eine weitgehend pro-
portionale Zunahme der CO2-Emissionen mit der steigenden
Fahrzeugleistung. Zwar sinkt der Anteil neuer Diesel-Pkw
seit dem Jahr 2017 und die Neuzulassungen reinelektri-
scher Pkw (BEV) steigen kontinuierlich an (Anderl et al.,
2021). Mit Dezember 2021 gab es in Österreich 76.539
elektrisch betriebene Pkw bei mehr als 5,1 Millionen zu-
gelassenen Pkw (Statistik Austria, 2022). Auch die durch-
schnittliche Motorleistung bei neu zugelassenen Fahrzeugen
steigt seit dem Jahr 2000 an (Anderl, Gössl, et al., 2019).
Gemäß CO2-Monitoring stiegen die CO2-Emissionen von
in Österreich im Jahr 2019 neu zugelassenen Pkw von
123,1 Gramm/Kilometer auf 125,5 Gramm/Kilometer zum
dritten Mal in Folge (Anderl et al., 2021). Über die ge-
samte Pkw-Flotte gerechnet lagen die realen durchschnitt-
lichen CO2-Emissionen je Kilometer im Jahr 2019 bei
166,98 Gramm (Anderl et al., 2021).

6.1.2 Energieaufwand und Verkehrsleistung
steigen

Im Jahr 2018 betrug der Energieeinsatz im Verkehr (inklusi-
ve Kraftstoffexport) 401 Petajoule (PJ) und hat sich demnach
gegenüber dem Jahr 1990 beinahe verdoppelt (Statistik Aus-
tria, 2021). Mehr als 90 Prozent des Energieeinsatzes ist
dabei von Erdöl abhängig (Statistik Austria, 2021).

Die gesamte Verkehrsleistung im Personenverkehr über
alle Verkehrsmodi hat zwischen den Jahren 1990 bis 2019
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Abb. 6.1 THG-Emissionen des Verkehrssektors (in 1000 Tonnen
CO2-Äquivalent) (Umweltbundesamt, 2021b). Anmerkung: Nicht dem
Transportsektor zugerechnet sind Emissionen aus mobilen Geräten und

Maschinen (Traktoren, Baumaschinen) sowie der internationale Luft-
verkehr. (Quelle: Umweltbundesamt, 2021b. Einteilung entsprechend
CRF-Format des Kyoto-Protokolls)

Tab. 6.1 Hauptverursacher der Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors (in 1000 Tonnen CO2-Äquivalent). (Anderl et al., 2021)

Hauptverursacher 1990 2005 2018 2019 Veränderung
2018–2019

Veränderung
1990–2019

Anteil an den gesamten
Emissionen 2019

% % %

Straßenverkehr 13.466 24.262 23.560 23.654 +0,4 +75,7 +29,6

Davon Güterverkehr (schwere
und leichte Nutzfahrzeuge)

4125 9656 8644 8743 +1,2 +112,0 11,0

Davon Personenverkehr (Pkw,
Mofas, Busse, Motorräder)

9341 14.606 14.917 14.911 �0,04 +59,6 18,7

von 76,7 auf 115,3 Milliarden Personenkilometer (plus
50 Prozent) zugenommen (Anderl et al., 2021). Sowohl
1990 als auch 2019 wurde der Großteil (rund 70 Prozent)
der Personenkilometer mit dem Pkw zurückgelegt (Anderl
et al., 2021). Zwischen 2000 und 2017 ist die Personenver-
kehrsleistung in Österreich um rund 23 Prozent und damit
mehr als doppelt so schnell wie die Bevölkerung im sel-
ben Zeitraum gewachsen (Anderl et al., 2020). Zudem ist
der durchschnittliche Besetzungsgrad für Pkw über alle We-
ge seit dem Jahr 1990 von 1,4 auf 1,14 Personen gesunken
(Anderl et al., 2021). Während die Fahrleistung und so-
mit auch der Energieeinsatz und die Treibhausgasemissionen
der mit Benzin betriebenen Pkw seit 1990 zurückgegan-
gen sind, ist die Fahrleistung der Diesel-Pkw im Vergleich
zum Jahr 1990 fast siebenmal so hoch (Anderl, Geiger,
et al., 2019). Dabei sind die CO2-Äquivalent-Emissionen

(in Gramm/Personenkilometer) des Pkw-Verkehrs insgesamt
17-mal höher als die der Bahn (inklusive direkter und vor-
gelagerter Emissionen; durchschnittlicher Besetzungsgrade,
österreichischer Strommix) (Umweltbundesamt, 2021a).

Die Transportleistung im Güterverkehr ist stark an die
Wirtschaftsleistung gekoppelt und stieg zwischen den Jahren
1990 und 2018 um 149 Prozent auf 84,3 Milliarden Tonnen-
kilometer (Tkm) an (Anderl et al., 2021). 73 Prozent dieser
Transportleistung wurden 2019 auf der Straße erbracht (An-
derl et al., 2021). Die Lkw-Fahrleistung im Inland (leichte
und schwere Nutzfahrzeuge) stieg seit 1990 um rund 91 Pro-
zent, die Transportleistung (Tkm) um 168 Prozent (Anderl
et al., 2020). Im gleichen Zeitraum hat sich der relative
Anteil der Bahn am Modal Split des gesamten Gütertrans-
portes von 34 Prozent auf 27 Prozent reduziert (Anderl et al.,
2021).
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6.1.3 Steigende Fahrleistung kompensiert
Effizienzgewinne

Der erforderliche Energieeinsatz je Kilometer hat sich zwi-
schen 2005 und 2017 im Segment der Pkw um 7 Prozent und
bei den schweren Nutzfahrzeugen um 4 Prozent reduziert
(Umweltbundesamt, 2019). Die technologische Effizienz-
steigerung wird jedoch durch die steigende Fahrleistung
sowie den Trend zu größeren und stärkeren Fahrzeugen teil-
weise kompensiert (Helmers, 2015) (hohe Übereinstimmung
& starke Beweislage).

6.1.4 Kraftstoffexporte

Im Jahr 2019 wurden 24 Prozent der Treibhausgasemis-
sionen aus dem Straßenverkehr dem Kraftstoffexport in
Fahrzeugtanks zugewiesen (im Jahr 2019 waren dies 5,8 Me-
gatonnen CO2-Äquivalent) (Anderl et al., 2021). Maßgebend
für den Kraftstoffexport ist der Schwerverkehr. Im Vergleich
zu 1990 sind die Treibhausgasemissionen des Kraftstoffex-
ports aufgrund zunehmender Preisdifferenzen zum Ausland
heute ca. um den Faktor 4 höher (Anderl et al., 2021).

6.1.5 Alternative Antriebe

Im Verkehrssektor ist der Technologieumstieg ein Baustein
zur Erreichung der Klimaziele (hohe Übereinstimmung &
starke Beweislage). Die Zahl der Neuzulassungen von alter-
nativ angetriebenen Pkw steigt deutlich an. Im Jahr 2020 wa-
ren 6,4 Prozent aller neu zugelassenen Pkw (Fahrzeugklasse
M1) batterieelektrische Fahrzeuge (BEV) und damit lokal
CO2-frei (Anderl et al., 2021). Der Einsatz von alternativen
Antrieben ist auch bei der Bahn Thema (Wasserstoffzug) und
wird für zukünftige Entwicklungen (z. B. Entwicklung des
Bahn-Zielnetzes) berücksichtigt (ÖBB, 2020).

6.1.6 Externe Kosten – keine
Kostengerechtigkeit, Internalisierung

Als externe Kosten gelten die bei gesamtwirtschaftlicher Be-
trachtung einzubeziehenden Kosten durch Verkehr, die nicht
von der Verursacherin/vomVerursacher bezahlt werden, son-
dern der Gesellschaft oder Dritten aufgebürdet werden. Dazu
zählen die gesellschaftlich anfallenden Kosten durch Um-
weltschäden wie auch durch Verkehrsstau. Gegengerechnet
werden nur solche Beiträge, Abgaben und zweckgebunde-
ne Steuern der Verursacher_innen, die für die Beseitigung
und Vermeidung der verursachten externen Kosten verwen-
det werden (Sammer & Snizek, 2021). Die Folgeschäden

des Verkehrs in Österreich belaufen sich auf 19,2 Milliar-
den Euro jährlich (Straße: 18,3 Milliarden Euro, Schiene:
0,85 Milliarden Euro, Wasser: 0,044 Milliarden Euro) (van
Essen et al., 2020).

Die spezifischen externen Kosten der Verkehrsmittel für
den Personenverkehr in Österreich (Bezugsjahr 2016) zei-
gen, dass der Pkw dreimal so hohe Kosten wie der Bus und
viermal so hohe Kosten wie die elektrisch betriebene Bahn
aufweist (Sammer & Snizek, 2021). Die Klimakosten ma-
chen beim Pkw etwa 15 Prozent der externen Kosten aus.
Dies gilt für die EU28, länderweise liegen keine Ergebnisse
vor. Die elektrisch betriebene Bahn weist keine Klimakosten
auf. Die Fahrzeugherstellung ist nicht beinhaltet (Sammer &
Snizek, 2021).

Im Güterverkehr schneidet die Schifffahrt mit niedrigen
Kosten je Tonnenkilometer am besten ab, der Lkw-Verkehr
weist die höchsten spezifischen externen Kosten auf. Der
Klimaanteil an den gesamten externen Kosten liegt beim
Lkw-Verkehr ebenfalls bei etwa 15 Prozent (Sammer & Sni-
zek, 2021).

Eine verursachergerechte Zuordnung der tatsächlich an-
fallenden Kosten für alle Verkehrsträger ist dringend notwen-
dig, damit der Verkehr mit dem jeweils kostengünstigsten
und ressourcenschonendsten Verkehrsmittel stattfindet (FSV,
2021) (hohe Übereinstimmung & starke Beweislage).

6.1.7 Flugverkehr

Derzeit werden nur inländische Flüge mit Start und Lan-
dung in Österreich den gesamten nationalen Treibhausgas-
emissionen zugerechnet. Deshalb betragen die nationalen
Flugbewegungen nur einen Bruchteil an den gesamten Treib-
hausgasemissionen Österreichs (rund 0,1 Prozent bzw. 0,05
Megatonnen CO2-Äquivalent im Jahr 2019) (Anderl et al.,
2021). Die Emissionen der innereuropäischen Flüge sind seit
2012 über den Europäischen Emissionshandel (ETS) gere-
gelt (Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt), 2022). In
der ersten Phase wurden 85 Prozent der Zertifikate gratis
ausgegeben („Grandfathering“). Die Treibhausgasemissio-
nen grenzüberschreitender Flüge mit Start oder Landung in
Österreich sind seit 1990 von 0,9 Millionen Tonnen auf rund
3,0 Millionen Tonnen gestiegen und damit am stärksten von
allen Verkehrsträgern (Anderl et al., 2021). Darüber hinaus
ist die Klimawirkung aller Emissionen aus dem Flugverkehr
rund dreimal so hoch wie jene des CO2 (ERF effective ra-
diative forcing) (Lee et al., 2021) (hohe Übereinstimmung &
starke Beweislage).

Rund 40 Prozent aller Flüge vom Flughafen Wien-
Schwechat waren im Jahr 2016 kürzer als 800 Kilometer
(VCÖ, 2020). Im Flugverkehr besteht keine Mineralölsteu-
er für Kerosin und auch keine Energieabgabe (Kirchengast
et al., 2019). Seit dem Jahr 2011 gibt es in Österreich eine
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Tab. 6.2 Vergleich spezifischer
Kosten der Verkehrsmittel für
den Personenverkehr in Euro-
Cent (C-ct) je Personenkilometer
(Pkm) nach Klimakosten und
gesamten externen Kosten in
Österreich. (Sammer & Snizek,
2021)

Pkw Bus Bahn elektrisch Bahn Diesel Flugzeug

C-ct/Pkm C-ct/Pkm C-ct/Pkm C-ct/Pkm C-ct/Pkm

EU28
Klimakosten

1,2 0,5 – 0,3 2,1

Österreich
Externe Kosten

12,8 3,8 2,9 8,4 3,4

Tab. 6.3 Vergleich spezifischer
Kosten der Verkehrsmittel für
den Güterverkehr in Euro-Cent
(C-ct) je Tonnenkilometer (Tkm)
nach Klimakosten und gesamten
externen Kosten in Österreich.
(Sammer & Snizek, 2021)

Lkw Bahn Binnenschifffahrt

C-ct/Tkm C-ct/Tkm C-ct/Tkm

EU28
Klimakosten

0,5 0,3 0,3

Österreich
Externe Kosten

4,3 3,2 2,5

Flugabgabe. Seit 2020 beträgt diese im Regelfall 12 Euro je
Passagier (Flugabgabegesetz, 2022).

6.1.8 Ziele

Die schrittweise Dekarbonisierung des Verkehrs bis zum
Jahr 2050 folgt dem Pariser Klimaziel und soll mit der Er-
reichung der UN Sustainable Development Goals (SDG)
bis 2030 vorbereitet werden (United Nations General As-
sembly, 2015). Besonders sichtbar ist das Verbesserungs-
potenzial des Verkehrs beim SDG 11 „Nachhaltige Städte
und Gemeinden“, in dem Verkehrssicherheit, Luftqualität,
integrierte Siedlungsplanung und der Zugang zu leistba-
ren, öffentlich zugänglichen Verkehrsangeboten thematisiert
werden (BKA, 2020). Diese Zielsetzungen erfordern ei-
ne tiefgreifende Mobilitätswende sowohl im Personen- als
auch im Güterverkehr (Kurzweil et al., 2019). Um die EU-
Green-New-Deal-Ziele zu erreichen, ist eine Reduktion der
verkehrsbedingten Treibhausgasemissionen um 90 Prozent
bis zum Jahr 2050 notwendig (Europäische Kommission,
2020). Demnach muss Österreich gemäß Lastenteilungs-
verordnung seine (verkehrsbedingten) CO2-Emissionen bis
2030 um 48 Prozent und bis 2040 auf nahezu null Tonnen
CO2-Äquivalent reduzieren (BMK, 2021). Der Mobilitäts-
masterplan 2030 für Österreich benennt dazu die verkehrsre-
levanten Reduktions- und Verlagerungspotenziale und mög-
liche Reduktionspfade (BMK, 2021).

6.2 Barrieren und Herausforderungen

Die Barrieren und Herausforderungen für den Sektor Mo-
bilität werden anhand von sechs Dimensionen exemplarisch
beschrieben: Politik, Planung und Zeit, Ökonomie, Recht,
Fahrzeugantrieb sowie das Verhalten.

6.2.1 Dimension Politik

In Österreich sind Maßnahmen zur Verringerung der klima-
schädlichen Wirkungen des Verkehrs schon seit Jahren In-
halt von nationalen wie von lokalen Konzeptpapieren (z. B.:
BMU, 1995; Koch, 2006; Koller et al., 1987; Land Salz-
burg, 2006; Strele, 2010; Telepak et al., 2015; Winkler &
Oblak, 2003). Die nationalen Verkehrsmasterpläne der ver-
gangenen Jahrzehnte sind dabei vom klassischen Dreischritt
„Vermeiden, Verlagern und Verbessern“ dominiert (BMVIT,
2012; BMWV, 1991; Einem, 1998), der auch international
für verkehrspolitische Argumentationen herangezogen wer-
den (EASAC, 2019). Wie das vorangegangene Unterkapitel
gezeigt hat, konnte sich keiner der drei Policy-Begriffe in den
verkehrsbezogenen Parameter-Zeitreihen trendwirksam nie-
derschlagen. Weder wurden motorisierte Wege vermieden,
noch konnten sie in großem Maßstab auf umweltfreund-
lichere und emissionsärmere Modi verlagert werden. Und
auch die Verbesserung, z. B. in Form des Austausches der
fossilen Antriebsaggregate von Fahrzeugen durch hybride,
batterieelektrische oder wasserstoffgetriebene Modelle hinkt
den ambitionierten Planfassungen hinterher. Zu beobachten
ist eine zyklische Wiederkehr von Konzepten mit bestenfalls
geringer Umsetzungsrate der darin ausformulierten Grund-
sätze und Vorhaben. Die Konzepte werden auch zyklisch
evaluiert (Niedertscheider et al., 2018; Thaler et al., 2011)
und ajouriert, können aber in Sachen Umsetzungsfortschritt
oft nicht an den eigenen Vorgaben gemessen werden. Dafür
ist über Jahrzehnte in verkehrspolitischen Veröffentlichun-
gen ein mantraartiges Wiederholen von Schlagwörtern wie
der „Verlagerung von der Straße auf die Schiene“ zu be-
obachten. Der jüngst erschienene Mobilitätsmasterplan 2030
(BMK, 2021) weicht von bisheriger Praxis ab und verwendet
den Ansatz eines Backcastings vom gewünschten Zustand im
Zieljahr 2040 – Klimaneutralität des Verkehrssektors – in die
Gegenwart. Der oben benannte Dreischritt „Vermeiden, Ver-
lagern und Verbessern“ wird in zwei Dimensionen adaptiert:
Erstens werden die Begriffe pyramidal aufeinander aufbau-
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end verstanden – Vermeidung ist bedeutender als Verlage-
rung ist bedeutender als Verbesserung. Zweitens verbleibt
der bisherige Dreischritt, wird jedoch mit sprachlichen Bei-
fügungen ergänzt: „Vermeiden ohne Verzicht!“, „Verlagern
dort, wo’s geht!“ und „Verbessern und effizient gestalten“.
Zudem werden (1) für die Entkopplung von BIP-Wachstum
und Güterverkehrsleistung, (2) für die Verlagerung auf den
Umweltverbund und (3) in Sachen Elektroantriebe konkrete
Zielwerte benannt (BMK, 2021). Der Mobilitätsmasterplan
2030 lässt jedoch offen, mit welchen Maßnahmen und Kon-
trollmechanismen der vorgegebene Zielpfad erreicht werden
soll und ob die sprachlichen Ergänzungen des Dreischrittes
damit konsistent sind (hohe Übereinstimmung & starke Be-
weislage).

Bereits davor wurde die klimatische Wirksamkeit von
Verkehrsmaßnahmen abgeschätzt. Kammerlander et al.
(2018) schätzen Maßnahmen in unterschiedlichen Sektoren
nach deren klimatischerWirksamkeit, der monetären Effekti-
vität, der gleichmäßigen sozialen Belastung bei Einführung,
der Machbarkeit und der Flexibilität ein. Die Machbarkeit
leitet sich dabei aus der Abwägung von Zustimmung und
Ablehnung ab. Die Flexibilität bezieht sich auf die Mög-
lichkeit, unter sich ändernden Rahmenbedingungen dieMaß-
nahme selbst zu ändern. Ein gutes Drittel der evaluierten
Maßnahmen hat dabei einen verkehrlichen Hintergrund. Ver-
pflichtende Mobilitätspläne und ein Mobilitätsmanagement
ab einer Unternehmensgröße von 50 Arbeitnehmer_innen
wird als sehr wirksam und moderat kosteneffektiv einge-
schätzt, bei gleichzeitig neutraler Umsetzbarkeit (Koppelung
an eine umsetzungsbegleitende Subvention) und moderater
Flexibilität (Kammerlander et al., 2018, S. 32–33). Investi-
tionen in Park-&-Ride-Infrastrukturen werden als moderat
machbar eingeschätzt, was in Verbindung mit der hohen po-
litischen Popularität von Infrastrukturbauten (z. B. Eröffnun-
gen, Artefakte des politischen Wirkens) zu sehen ist. Beglei-
tende Maßnahmen wie die Preisreduktion von ÖV-Tickets
oder Congestion-Charges sollen die Machbarkeit verbes-
sern. Die Flexibilität (neu) gebauter Infrastrukturen wird
gering eingeschätzt (Kammerlander et al., 2018, S. 36–37).
Die Zertifizierung von Online-Einkaufsmöglichkeiten mit
klimafreundlichen Lieferoptionen wird als neutral wirksam
und kosteneffektiv eingeschätzt, was im Gegensatz zu be-
sonders leichter Machbarkeit und großer Flexibilität steht
(Kammerlander et al., 2018, S. 39–40). Schlussendlich wird
die Machbarkeit von verstärkter finanzieller Stützung von
Ankauf und Nutzung von Lastenrädern entlang von Lie-
ferketten als neutral eingeschätzt, während die Flexibilität
als moderat gegeben angesehen wird. Neutrale Machbar-
keit versteht sich als das Zusammenspiel von leicht um-
setzbarer Fortführung bzw. Ausweitung einer bestehenden
Förderung in Zusammenhang mit noch nicht vorhande-
ner, aber notwendiger Förderung von Infrastrukturen. Die
Maßnahme selbst wird als moderat wirksam und neu-

tral kosteneffektiv betrachtet (Kammerlander et al., 2018,
S. 40–41).

Scheiber (2020) untersucht die Auswirkungen des poli-
tischen Vorhabens „Ausruf des Klimanotstandes“ in sieben
österreichischen Gebietskörperschaften und dessen Auswir-
kung auf Maßnahmen und Verbindlichkeiten im Bereich des
Verkehrs und der Infrastruktur. Der Klimanotstand wurde nur
in zwei von sieben Gebietskörperschaften aus der Überzeu-
gung ausgerufen, dass mehr Klimaschutzmaßnahmen not-
wendig sind. Die Befragten dieser Gebietskörperschaften
meinten, dass große Unterschiede zu Gebietskörperschaf-
ten ohne Klimanotstand bestünden und dass klimarelevante
Maßnahmen gesetzt werden müssen. Bei der Mehrheit der
Befragten dominiert jedoch die Ansicht, dass der Klima-
notstand hauptsächlich der Sensibilisierung der Bevölkerung
dient. Wir folgern daraus, dass das Ausrufen des Klima-
notstandes weder an Maßnahmenumsetzungen noch an eine
merkliche Veränderung der Alltagspolitik gebunden ist (mitt-
lere Übereinstimmung & starke Beweislage).

Im Effekt scheint die Sensibilisierung bislang wenig
Niederschlag zu finden, weder in der Bevölkerung noch
bei politischen Entscheidungsträger_innen. Im Flugverkehr
z. B. führt dies bislang zu politischen (und auch juristi-
schen) Entscheidungen für wiederholte Fluglinien-Bailouts,
zu zusätzlichen Flughafenkapazitäten oder zur Aufrecht-
erhaltung von Kurzstreckenflügen, obwohl auf einem Gutteil
der Destinationen (häufige und schnelle) Bahnverbindungen
nachgewiesen werden können (Macoun & Leth, 2017). Ei-
ne soziale Entwicklung der jüngsten Vergangenheit ist die
„Flugscham“, ein Begriff, der von der jugendlichen Klima-
aktivist_innenbewegung rund um Greta Thunberg geprägt
wurde. Aber obwohl nordische Fluglinien einen Rückgang
von Passagierzahlen verzeichneten, hat in einer Untersu-
chung die Mehrzahl der Befragten angegeben, den Begriff
„Flugscham“ nicht zu kennen (Popa, 2020) beziehungsweise
zeigten sich Befragte in einer anderen Untersuchung weiter-
hin hochgradig bereit, die eigenen Flugreisen zu rechtferti-
gen (Korkea-Aho, 2019) (hohe Übereinstimmung & mittlere
Beweislage).

Im [Kap. 12] wird im Detail auf die Landschaft österrei-
chischer Beharrungskräfte der letzten Jahrzehnte eingegan-
gen.

6.2.2 Dimension Planung und Zeit

Generell werden Infrastrukturmaßnahmen von Kammerlan-
der et al. (2018) als wirkmächtig, aber unflexibel eingestuft.
Zu diesem Mangel an Flexibilität tragen großteils die lan-
gen Zeitvorläufe für Planung und Bau bei. Einmal getätig-
te Investition und Baumaßnahmen bleiben allein aufgrund
von Opportunitätsüberlegungen viele Jahre erhalten bzw. in
Betrieb. Sie tragen damit, zumindest lokal und sektoral be-
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grenzt, zu einem technologischen Lock-in bei (Müller et al.,
2012). Als Lock-in wird die zunehmende Abhängigkeit ei-
nes Regelhandelns unter falschen Zielprämissen verstanden
(Haselsteiner et al., 2020).

Neben dem technologischen Lock-in ist aber auch ein
planerischer Lock-in feststellbar. Selbst bei der Infrastruk-
tur für schnelle, mechanische Verkehrsmittel, die aus Warte
der CO2-Emissionen und dieses Berichts eher in die Do-
mäne der Probleme denn der Lösungen einzuordnen ist,
konstatiert der Rechnungshof einen planerischen Lock-in in
Form von nicht vorhandener, die Verkehrsträger übergrei-
fender Planung und Koordination (Haselsteiner et al., 2020;
Rechnungshof, 2018) (hohe Übereinstimmung & starke Be-
weislage).

In Sachen konsistenter Planung und konsequenter Um-
setzung von Verbesserungen für klimafreundliche Verkehrs-
arten ist eine Diskrepanz zu den gefassten Plänen auszu-
machen. Obwohl in Gesamtkonzepten hehre Ziele gefasst
undMaßnahmen bereitgestellt werden, werden z. B. Anlagen
des Radverkehrs weder in ausreichender Menge und Gü-
te geplant noch umgesetzt (Brezina et al., 2020). Während
Vertreter_innen der Verwaltung mehrheitlich der Meinung
waren, dass durch ihre Aktivitäten Umsetzungsbarrieren be-
wusst überwunden werden konnten, stellten Planer_innen
und zivilgesellschaftliche Vertreter_innen fest, dass es einen
zunehmenden sozialen Druck von außen gebraucht hat, um
Bewegung in die wesensgerechte Umsetzung von Radver-
kehrsinfrastruktur zu bringen (Brezina et al., 2020, S. 86).
35 Prozent der befragten Vertreter_innen von Gebietskörper-
schaften gaben an, bereits jetzt dem Radverkehr die höchst
mögliche Priorität zu geben; 23 Prozent gaben an, dass es
fehlende strategische Entscheidungen wären, die sie an ei-
nem beherzteren Vorgehen hindern würden (Brezina et al.,
2020, S. 84) (mittlere Übereinstimmung & mittlere Beweis-
lage).

Haselsteiner et al. (2020, S. 10) stellen fest, dass inno-
vative Ansätze für eine Mobilitätswende von lokalen und
regionalen Akteur_innen zwar vorangetrieben werden, diese
aber im selbstverstärkenden, etablierten Regime meistens als
Nischenlösungen ohne entsprechende Breitenwirksamkeit
verbleiben. Die Nischenlösungen werden nicht institutiona-
lisiert und nicht kodifiziert – in rechtliche und finanzielle
Strukturen übernommen – und verbleiben so abseits der so-
ziotechnischen Verbreitungspfade. Weiterhin kodifiziert ist
die traditionelle Vorgehensweise in Form von Gesetzen (z. B.
StVO) und Richtlinien (z. B. RVS), quasi den „Genen“ bzw.
den Bauanleitungen des nichtnachhaltigen Bestandssystems
(Haselsteiner et al., 2020, S. 10).

Kurzfristige ökonomische Interessen in Kombination mit
veralteten Zielparametern wie der Geschwindigkeit oder Re-
aktionsautomatismen wie Straßenkapazitätserweiterungen
stehen Transformationsprozessen hin zu ökologischer Nach-
haltigkeit und Ressourcenschonung im Weg (Haselsteiner

et al., 2020, S. 11). In der Kurzfristigkeit der Interessenlagen
– von den ökonomischen zu den politischen Zeithorizonten
– und in Kombination mit den langen Zeitverzögerungen
zwischen gesetzter Maßnahme und messbarer Wirkung ist
wohl auch ein Grund für die Unterschätzung der Intensität
der notwendigen Maßnahmen zu suchen. Planungspolitisch
dominiert der sachlich ungenügende Zugang der kleinen
Trippelschritte (Haselsteiner et al., 2020, S. 12), umrahmt
von einem vielfältigen Mix des Leugnens, Bagatellisierens
und Uminterpretierens (Seebauer, 2011) (mittlere Überein-
stimmung & starke Beweislage).

Im [Kap. 12] wird auf den Faktor Zeit und die durch
Arbeits- und Wirtschaftsbedenken verursachten Verzögerun-
gen in der Klimaschutzpolitik eingegangen.

6.2.3 Dimension Ökonomie

Bestärkt wird dieses stark vom individuellen motorisierten
Transport auf der Straße geprägte System durch infrastruktu-
relle (z. B. Ausbau der Straßeninfrastruktur) und fiskalische
Rahmenbedingungen, die unter anderem ein Ungleichge-
wicht in den Mobilitätskosten zur Folge haben und die
Attraktivität des straßengebundenen Personen- und Güter-
verkehrs weiter steigern. Die ökonomische Dimension ist
geprägt durch kontraproduktive Fördersysteme für eine CO2-
intensive Form der Mobilität. Dazu zählen im Verkehrsbe-
reich vor allem:

(1) die Pendler_innenförderung, die Zersiedelung stark vor-
antreibt (Su & DeSalvo, 2008) und in einem überpro-
portionalen Ausmaß den Bezieher_innen hoher Einkom-
men zugutekommt (Kletzan-Slamanig et al., 2016) (hohe
Übereinstimmung & starke Beweislage),

(2) die derzeitigen Rahmenbedingungen von Firmenautos
(z. B. pauschale Besteuerung, Abschreibung), die mo-
torisierten Individualverkehr attraktiver machen, die öf-
ter genutzt werden und größer und CO2-intensiver als
private Pkw sind (Kletzan-Slamanig et al., 2016; van
Ommeren & Gutiérrez-i-Puigarnau, 2011) (hohe Über-
einstimmung & mittlere Beweislage),

(3) die relativ günstige Mineralölsteuer (gegenüber Nach-
barstaaten) und die Mineralölsteuerbegünstigung für
Diesel sowie die Mineralölsteuerbefreiung für Kero-
sin und Binnenschifffahrt (Kettner-Marx & Kletzan-
Slamanig, 2018) (mittlere Übereinstimmung & starke
Beweislage).

Kammerlander et al. (2018, S. 34–35) bewerteten die Wirk-
samkeit und Effektivität von höheren Steuern auf emissions-
intensive Fahrzeuge als hoch, deren Flexibilität als moderat
und die Machbarkeit als unmöglich. Die Nichtmachbarkeit
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wurde mit einer langjährigen ablehnenden Haltung der Ge-
sellschaft gegen alle finanziellen Belastungen von Fahrzeu-
gen argumentiert. Im Gegensatz dazu zeichnet die Analyse
von Klenert et al. (2018) ein mit der Bevölkerung verträgli-
cheres Bild, wenn die Besteuerung von fossilen Treibstoffen
in Form von „Revenue Recycling“ zu einer Kompensation
der Belastungen und zu einem Transfer zu ärmeren Bevöl-
kerungsschichten beiträgt. Da die Normverbrauchsabgabe
tatsächlich im Juli 2021 erhöht wurde und ab 1. Juli 2022
die CO2-Bepreisung von Treibstoffen geplant ist, erscheinen
steuerliche Belastungen von fossilen Antrieben nun leich-
ter umsetzbar, als noch vor wenigen Jahren bewertet wurde.
Die geplante Höhe der CO2-Bepreisung (Herndler, 2022)
in Form einer Steigerung von 30 Euro/Tonne (2022) auf
55 Euro/Tonne (2025) wird jedoch als am unteren Ende ei-
ner wirksamen Höhe angesehen (Kaufman et al., 2020) (hohe
Übereinstimmung & starke Beweislage).

Eine sozial verträgliche Ausgestaltung der Besteuerung
schlagen Sammer & Snizek (2021) vor, indem sie eine
Zweckwidmung der Mehreinnahmen aus den nach Fahr-
zeugbesitz und Fahrzeugbetrieb unterschiedenen Steuern
und Abgaben unterbreiten: Erstens für Investitionen in
ein klimaneutrales Verkehrssystem und dessen Betrieb und
zweitens als Stimulierung für diejenigen, die es benutzen.

Auf Verkehrsmaßnahmen, die Ungleichheit verringern
sollen, geht das [Kap. 17] näher ein.

6.2.4 Dimension Recht

Die starke Fragmentierung der rechtlichen Zuständigkeiten
zwischen Bund und Ländern sowie die oftmals zuwiderlau-
fenden Interessenlagen werden als Grund für die geringe
Konsistenz in der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen
genannt (Niedertscheider et al., 2018). Die enge Verwoben-
heit und starke Wirkmächtigkeit der Normierungsmaterien
Bauen und Raumplanung, die ursächlich für den Bedarf an
Raumveränderung verantwortlich sind, wird von Niedert-
scheider et al. (2018) explizit hervorgehoben. Das Resultat
dieser beiden Materien ist gebaute Umwelt, die Anordnung
von Gebäuden und Nutzungen, letztendlich die gesamte In-
frastruktur.

Die Bauordnungen haben ein wesentliches verkehrswirk-
sames Element: das Regulativ zur Abstellung von Fahrzeu-
gen. Die Wissenschaft zeigt große Übereinstimmung, dass
Art und Ausmaß des Pkw-Stellplatz-Angebots starken Ein-
fluss auf die Verkehrsmittelwahl haben (Blees et al., 2019;
Knoflacher, 2006; Notz, 2018; Sammer et al., 2005). Es
liegt in der Natur der Sache, der Zuständigkeit der einzel-
nen Bundesländer – und oft genannter, regionaler Vorlieben
und Traditionen –, dass diese Stellplatzregulative weder glei-
che Regelungen noch ähnlich Regulierungstiefen vorweisen.
In unterschiedlichen Bundesländern sind unterschiedliche

Vorschreibungen bei gleichen Bauvorhaben und Rahmenbe-
dingungen die Regel und nicht die Ausnahme. In manchen
Bundesländern werden große Teile der Vorschreibung an die
Gemeinden als Baubehörden delegiert. Dieses heterogene
Bild wird durch den Umstand vervollständigt, dass Regelun-
gen für Mobilitätsalternativen zu Pkw (öffentlichen Verkehr
oder Radfahren) entweder gar nicht geregelt sind, Emp-
fehlungscharakter haben oder deutlich weniger detailliert
ausfallen als für Pkw. Beispielsweise ist eine minimale Ver-
sorgungsdichte mit Haltestellen des öffentlichen Verkehrs
im Raumordnungs- und Baurecht nicht vorgesehen (Bre-
zina et al., 2015; Brezina & Schopf, 2012). Zudem sind
die Regulative für das Widmen und Bauen von Stellplätzen
auf eine Bewältigung des Ist-Bedarfs und eines vermeint-
lichen, zukünftigen Bedarfs ausgelegt. Eine Nutzung der
Stellplatzregulative als steuerndes Element für die Errei-
chung von extern gefassten Zielen beim Mobilitätsverhalten
ist nicht vorgesehen (Brezina & Schopf, 2017), obwohl
autofreie Haushalte in Österreich um die Hälfte geringere
CO2-Emissionen haben (Ornetzeder et al., 2008) (hohe Über-
einstimmung & starke Beweislage).

Auf das Raumordnungsrecht und die Notwendigkeit einer
neuen Governancekultur in räumlichen Planungsprozessen
geht [Kap. 19] näher ein.

In die Clean Vehicles Directive (CVD) und die na-
tionale Umsetzung als Straßenfahrzeug-Beschaffungsgesetz
(SFBG) werden große Erwartungen gesetzt – Evidenz zur
Wirkung ist wegen ihrer Neuheiten (seit August 2021 in
Kraft) jedoch noch nicht gegeben (Fruhmann & Ziniel,
2021). Die hohen Erwartungen resultieren aus der Rolle der
öffentlichen Hand als Vorbild und als Nachfragestimulati-
on für saubere Fahrzeuge durch die öffentliche Hand. Wann
ein Fahrzeug als sauber gewertet wird, regelt das SFBG
anhand von EU-Verordnungen mit Emissionen geringer als
1 gCO2/km oder 1 gCO2/kWh. Zudem verpflichtet das SFBG
Gebietskörperschaften und deren Aufgabenträger unter fest-
gelegten Bedingungen beim Ankauf von Fahrzeugen und
der Ausschreibung von Dienstleistungsaufträgen in fünfjäh-
rigen Bezugsräumen einen Mindestflottenanteil an sauberen
Fahrzeugen zu erfüllen. Im öffentlichen Verkehr zum Bei-
spiel sind Lose von mindestens einer Million Euro oder
300.000 Fahrzeugkilometer Jahresvolumen davon betroffen.
Dort muss der Mindestanteil an sauberen Bussen im Bezugs-
zeitraum bis Ende 2025 45 Prozent und in den folgenden
Bezugszeiträumen 65 Prozent betragen – von diesen 65 Pro-
zent müssen die Hälfte tatsächliche Nullemissionsfahrzeuge
sein (Fruhmann & Ziniel, 2021). Der öffentlichen Verkehr
macht 6,7 Prozent der Personenverkehrskilometer in Ös-
terreich aus (Anderl et al., 2021) und ca. 1,9 Prozent der
Straßenverkehrsemissionen stammen von Bussen (Anderl,
Geiger, et al., 2019). Für die Umstellung des öffentlichen
Busverkehrs auf ein emissionsfreies Angebot werden in den
Förderprogrammen zur Flottenumrüstung EBIN und ENIN
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die Anschaffung emissionsfreier Busse bzw. Nutzfahrzeuge
inklusive deren Infrastruktur gefördert. Diese Maßnahmen
werden aus Mitteln des Recovery und Resilience Fonds un-
terstützt und sind Teil des Österreichischen Aufbau- und
Resilienzplans 2020–2026 (BMF, 2021).

6.2.5 Dimension Kraftfahrzeuge

Als weitere Herausforderung für Emissionsreduktionen im
Verkehr wird der Unterschied zwischen den nach normierten
Tests ermittelten Herstellerangaben und den Emissionen im
Realbetrieb gesehen (Lichtblau & Schodl, 2015).

Die angestiegenen Emissionskennwerte der neuen Fahr-
zeuge der letzten zwei Jahrzehnte in Europa sind groß-
teils der rasanten Zunahme der Pkw-Größen und -Massen
zuzuschreiben. Im Schnitt sind die Neuwagen zwischen
2000 und 2016 um 124 Kilogramm schwerer geworden
und haben damit die durchschnittlichen Emissionen um
10 Gramm/Kilometer ansteigen lassen – im Schnitt auf 132
Gramm/Kilometer bei SUVs (Todts, 2018, S. 2).

Bei den Einzelfahrzeugemissionen wurde in den letz-
ten 20 Jahren laufend eine große Diskrepanz zwischen der
Typprüfung und dem Realbetrieb festgestellt, die zum Teil
beachtliche Größenordnungen von 20 bis zu 50 Prozent
Überschreitung erreicht hat, abhängig von der vergleichen-
den Institution bzw. vom Datensatz (Heinfellner et al.,
2015). Bei Pkw wurden 31 Prozent Abweichung ermit-
telt, bei Firmenwagen konnten bis zu 45 Prozent höhere
Emissionen festgestellt werden (Heinfellner et al., 2015).
Die Hersteller erreichen bei der Emissionsprüfung mit ih-
ren Fahrzeugen zwar großteils die verbindlichen Vorgaben
der EU-Kommission, aber diese Emissionsprüfung (neuer
europäischer Fahrzyklus, NEFZ) bildete die realen Fahr-
bedingungen nicht ausreichend ab (Fontaras et al., 2017;
Heinfellner et al., 2015). Und obwohl der seit 2018 gelten-
de Testzyklus – Worldwide Harmonized Light Vehicle Test
Cycle – eine Annäherung an das Realverhalten gebracht hat,
wird festgehalten, dass damit in Europa die Lücke zu den rea-
len CO2-Emissionen zwar geringer wurde (von 40 Prozent
auf 14 Prozent), aber noch nicht geschlossen werden konn-
te (Dornoff et al., 2020) (hohe Übereinstimmung & starke
Beweislage).

6.2.6 Dimension Verhalten

Trotz emissionsfördernder Siedlungs- und Infrastrukturen ist
ein merkbarer Anteil der Menschen bemüht, klimafreund-
liches Mobilitätsverhalten an den Tag zu legen. In Summe
31 Prozent verzichten oft oder immer bewusst auf die Nut-
zung eines eigenen Pkw, um den eigenen ökologischen
Fußabdruck zu verringern. Bei der Urlaubsmobilität sind

dies 36 Prozent: Sie vermeiden bewusst die Anreise mit dem
Flugzeug und wählen ihre Destinationen entsprechend, um
Treibhausgasemissionen zu reduzieren. In beiden Fällen hat
es im Vergleich vom Jahr 2019 zum Jahr 2020 einen leichten
Anstieg gegeben, von 28 Prozent bei der Pkw-Nutzung und
von 33 Prozent bei der Flugzeugnutzung – eine Auswirkung
der Einflüsse durch die COVID-19-Pandemie auf die Ver-
kehrsmittelwahl wird jedoch nicht abgeschätzt (Hampl et al.,
2021) (mittlere Übereinstimmung & mittlere Beweislage).

Bei der Diskussion von Dekarbonisierungspfaden im Ver-
kehr ist festzustellen, dass sich die Debatten mehrheitlich
um die Beharrungskräfte existenter Mobilitätsmuster (Ver-
kehrsmittel, Wegeweiten etc.) und einer gleichzeitigen De-
karbonisierung der Fahrzeugemissionen drehen, der Mobi-
litätsmasterplan weist dem geänderten Mobilitätsverhalten
einen Reduktionsbeitrag von 3 Megatonnen CO2-Äquivalent
zu, während geänderte Fahrzeugtechnik 9MtCO2eq (PKW)
und 5 Megatonnen CO2-Äquivalent beitragen sollen (BMK,
2021). Eine (drastische) Veränderung der emissionsrelevan-
ten Mobilitätsmuster der Automobilabhängigkeit („car de-
pendance“) und der sie evozierenden Siedlungsstrukturen
findet sehr verhalten statt (Mattioli et al., 2020) (niedrige
Übereinstimmung & starke Beweislage).

Im [Kap. 20] wird die Beobachtung gemacht, dass „keine
Grundsatzkritik klimaschädlicher Strukturen“ stattfindet und
dass die „Klimaunverträglichkeit westlicher Lebensweise“
nicht breit diskutiert wird. Daran schließt sich das [Kap. 13]
mit der Einschätzung an, dass soziotechnische Innovation
„zu schmal verstanden“ wird.

6.3 Handlungs- bzw. Gestaltungsoptionen

Im Jahr 2018 wurde in der österreichischen Klima- und Ener-
giestrategie „#mission2030 – Die österreichische Klima- und
Energiestrategie“ (BMNT & BMVIT, 2018) darauf hinge-
wiesen, dass es gilt, Verkehr „zu vermeiden, zu verlagern
und zu verbessern“. Dies soll durch eine Anpassung der
Infrastruktur und durch die Einführung innovativer Verkehrs-
technologien, wie z. B. die Bereitstellung kundenorientierter
sauberer Mobilitätsangebote, die Begleitung der Österrei-
cher_innen hin zu einem umweltverträglichen Mobilitätsver-
halten und eine ökologische Steuerreform erreicht werden.

Im „Sachstandsbericht Mobilität“ (Heinfellner et al.,
2018, S. 2) werden eine Reihe von Handlungsempfehlungen
zur Erreichung der Klimaziele vorgestellt. Als wichtigstes
Instrument wird die Erstellung eines „Gesamtmobilitäts-
konzeptes“ genannt, welches neben einer Vision vor allem
konkrete Maßnahmen und Zuständigkeiten definieren soll.

Im Sommer 2021 wurde der „Mobilitätsmasterplan 2030
für Österreich“ (BMK, 2021) vom BMK veröffentlicht. Im
Masterplan wird das Ziel der Klimaneutralität im Verkehrs-
bereich um zehn Jahre in das Jahr 2040 vorverlegt. Die im
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Masterplan enthaltenen Zielsetzungen und Maßnahmen sol-
len eine Systemumstellung mit möglichst geringen sozialen
und wirtschaftlichen Konsequenzen ermöglichen und wer-
den die Lebensbereiche eines jeden/jeder Einzelnen betref-
fen (hohe Übereinstimmung & starke Beweislage). Weiters
wird festgehalten, dass die Gebietskörperschaften – Bund,
Land, Gemeinde – sowie unterschiedliche Wirtschaftssekto-
ren und die Zivilgesellschaft für eine erfolgreiche Umset-
zung gemeinsam Lösungen entwickeln und umsetzen müs-
sen (hohe Übereinstimmung & starke Beweislage). Eine der
Maßnahmen ist eine zielorientierte Neuevaluierung der in
Planung befindlichen Bundesstraßenprojekte (Banko, Geb-
hard et al., 2021). Die im November 2021 vorgestellten Er-
gebnisse der Neuevaluierung führten zur Einstellung einiger
Straßenneubauprojekte. Obwohl die Einstellungen juristisch
noch nicht endgültig ausjudiziert sind, ist ein Umdenken der
Verkehrspolitik hin zu mehr Klimaschutz feststellbar.

Im „Sachstandsbericht Mobilität“ wird festgehalten,
dass eine klimaneutrale Mobilität adäquate Infrastrukturen
braucht, welche auch entsprechende Investitionen benötigen.
Als wichtig wird im „Sachstandsbericht Mobilität“ (Hein-
fellner et al., 2018, S. 2) hervorgehoben, dass es gilt, positive
Wirtschaftseffekte der Mobilitätswende zu maximieren und
kontraproduktive Fehlinvestitionen zu vermeiden, und dass
die Digitalisierung und Ökologisierung des Verkehrssystems
Chancen für den Wirtschaftsstandort Österreich bieten.

Im „Sachstandesbericht Mobilität“ wurden 50 Maßnah-
men genauer analysiert (Heinfellner et al., 2018). Die Ein-
sparungen der simulierten Maßnahmen wurden in der Studie
mit folgenden Werten beziffert:

� 0,25 bis 0,36Megatonnen CO2-Äquivalent durch die Aus-
weitung des Fußgeher_innen- und Radverkehrs,

� 0,17 Megatonnen CO2-Äquivalent durch die Stärkung
und den Ausbau des öffentlichen Verkehrs,

� 0,24 bis 0,37 Megatonnen CO2-Äquivalent durch die Ver-
lagerung des Güterverkehrs auf die Schiene und

� die Erhöhung des Anteils von erneuerbarer Energie im
Verkehr auf mindestens 14 Prozent bis ins Jahr 2030
durch den Einsatz von Agrartreibstoffen und der Steige-
rung des E-Mobilitätsanteils.

Konkret sind eine Anpassung (= Erhöhung) der mineralöl-
und motorbezogenen Versicherungssteuer, die Reduktion der
generellen Höchstgeschwindigkeiten auf Autobahnen und
im Freiland auf 100 bzw. 80 km/h, die Einführung von Ci-
tymauten, eine Qualitätsoffensive für das Zu-Fuß-Gehen,
Radfahren und für den öffentlichen Verkehr sowie eine
Einbeziehung der Umwelt- und Klimapolitik in die Raum-
planung im Bereich Personenverkehr am effektivsten (hohe
Übereinstimmung & starke Beweislage). Im Güterverkehr
werden Maßnahmen im Bereich Elektrifizierung, die Einhe-
bung einer flächendeckenden Maut, weitere Maßnahmen zur

Einführung von Kostenwahrheit und Digitalisierungsinitiati-
ven als erfolgversprechend ausgewiesen (Heinfellner et al.,
2018) (hohe Übereinstimmung & mittlere Beweislage).

Die wissenschaftliche Evidenz in der internationalen Li-
teratur (siehe z. B. EASAC (2019)), aber auch der Sach-
standsbericht Mobilität des Umweltbundesamtes (Heinfell-
ner et al., 2018) und der Mobilitätsmasterplan (BMK, 2021)
zeigen auf, dass die Zielerreichung der „Null-Treibhausgas-
Emission“ des motorisierten Verkehrs bis 2050 (Sachstands-
bericht Mobilität (Heinfellner et al., 2018)) bzw. 2040 (Mo-
bilitätsmasterplan 2030 (BMK, 2021)) und auch das für
Österreich definierte Zwischenziel für 2030 mit den oben ge-
nannten Maßnahmen nicht erreichbar ist und es weitere, das
Verkehrsverhalten beeinflussende Maßnahmen benötigt (ho-
he Übereinstimmung & starke Beweislage). Hierzu werden
unter anderemMaßnahmen und Konzepte, wie „die Stadt der
kurzen Wege“, die Neuverteilung und Attraktivierung des
öffentlichen Raums sowie neue Formen der Verkehrsberu-
higung (z. B. Superblocks) angeführt.

Um die notwendige Forschung und Wissensgenerierung
für eine klimaschonende Mobilitätswende weiterhin zu un-
terstützen, hat das BMK im Herbst 2020 seine „FTI-Strategie
Mobilität“ vorgestellt (BMK, 2020). Mit dieser Strategie
wird das erfolgreiche, aber auslaufende FTI-Programm „Mo-
bilität der Zukunft“ (2012–2020) ersetzt und Forschungs-
aktivitäten im Bereich klimaschonende Mobilität werden
organisatorisch und finanziell unterstützt.

ImRef-NEKPBericht (Kirchengast et al., 2019) findet sich
ein umfassenderes Maßnahmenprogramm auf Bundes- und
Länderebene, welches in der Lage zu sein scheint, die Kli-
maziele nachweislich zu erreichen (hohe Übereinstimmung
& mittlere Beweislage). Die vorgeschlagenen Maßnahmen
beinhalten unter anderem die Internalisierung externer Kos-
ten z. B. im Rahmen einer ökosozialen Steuerreform (CO2-
Bepreisung) oder durch eine technisch relativ einfach umsetz-
bare kilometerabhängige Abgabe, welche die Infrastruktur-,
Unfallfolge-, Stau-, Lärm-, Feinstaub-, CO2- und weitere ex-
terne Kosten des motorisiertenGüter- und Individualverkehrs
adäquat bepreist. Diese flächendeckende Straßenbenutzungs-
gebühr könnte um tageszeit-, straßentyp- und fahrzeugtyp-
abhängige Komponenten erweitert werden, um zielgerichtet
steuernd auf die Verkehrsnachfrage einzuwirken.

Weiters wird in der Literatur (Kletzan-Slamanig et al.,
2016) empfohlen, „kontraproduktive“ Subventionen im Ver-
kehrssektor ehestmöglich abzuschaffen. Darunter fallen un-
ter anderem die derzeitige Form der Pendlerpauschale,
die derzeitigen Rahmenbedingungen für Firmenautos, die
Steuerbegünstigung von Diesel, die Normverbrauchsabgabe,
Kfz-Versicherungssteuergesetz, Fiskal-Lkw etc. (Kletzan-
Slamanig et al., 2016) (hohe Übereinstimmung & starke
Beweislage).

Um Pkw-Verkehr im Bereich Raum- und Siedlungspla-
nung einzusparen, wird eine Ökologisierung der Erschlie-
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ßungsabgabe, die Einführung einer Verkehrserregerabgabe
(Schopf & Brezina, 2015, S. 42 ff.), eine Anpassung der
Bauordnungen hinsichtlich der Anzahl und räumlichen An-
ordnungen (Stichwort Äquidistanz) von Pkw-Stellplätzen bei
Arbeitsstätten und Wohnanlagen und eine Neuverteilung des
Straßenraumflächen zugunsten der Zufußgehenden und Rad-
fahrenden empfohlen (Knoflacher, 2007), für eine Förderung
hin zu einer umweltverträglicheren Siedlungsentwicklung
(mittlere Übereinstimmung & starke Beweislage).

Gegenwärtig wird die Automatisierung und Digitalisie-
rung im Verkehrssektor als zukunftsträchtig angesehen. Um
jedoch unerwünschte Verlagerungen hin zu motorisierten
Verkehrsmitteln auf Kosten des Zu-Fuß-Gehens und des
Radfahrens hintanzuhalten, sind adäquate Begleitmaßnah-
men, wie zum Beispiel Fahrverbotszonen für autonome
Fahrzeuge, adaptierte Parkraumbewirtschaftung, Regulato-
rien wie bzw. wo autonome Fahrzeuge geparkt werden
dürfen, etc. zu implementieren (Emberger & Pfaffenbich-
ler, 2020) (mittlere Übereinstimmung & mittlere Beweisla-
ge).

Generell wird in der Fachliteratur (siehe unter anderen
(Brezina & Schopf, 2017; Gehl, 2010; Knoflacher, 2007,
2012)) empfohlen, Maßnahmen (legistisch, infrastrukturell,
fiskal etc.), die das Zu-Fuß-Gehen, Radfahren und den öf-
fentlichen Verkehr bevorzugen, flächendeckend einzusetzen,
da sie zur Erhöhung der Klimafreundlichkeit und der Res-
sourcenschonung beitragen. Unter anderemwerdenMaßnah-
men wie die Bevorzug von Fußgänger_innen und Radfah-
rer_innen in der StVO, die Errichtung von Fußgängerzonen
und Begegnungszonen, separierte Radwege, Einrichtung von
Fahrradstraßen, die Bewirtschaftung aller öffentlichen Pkw-
Stellplätz und vieles anderes mehr als geeignet angesehen
(hohe Übereinstimmung & starke Beweislage).

Im Personenfernverkehr wurden in der Vergangenheit
Rahmenbedingungen geschaffen, die eine Kostenwahrheit
verunmöglichen. Speziell im Flugverkehr existieren wett-
bewerbsverzerrende Privilegien. Hier wird die Abschaffung
der Flugbenzinsteuerbefreiung und die MWSt-Befreiung für
internationale Flüge sowie die Einführung von wirksamen
Ticketabgaben empfohlen, um dämpfend auf die Flug- und
generell auf die Fernverkehrsnachfrage einzuwirken (Kir-
chengast et al., 2019, S. 62). Eine weitere treibhausgasein-
sparende Maßnahme ist das Verbot von Kurzstreckenflügen,
wie es aktuell in Frankreich (im Mai 2021) gesetzlich veran-
kert worden ist.

Das Mobilitätsverhalten kann durch eine klimagerechte
Siedlungs- und Raumstruktur mittel- und langfristig nachhal-
tig beeinflusst werden (Stichwort „Nutzendurchmischung“).
Durch die bereits oben angesprochene sukzessive Einfüh-
rung von Kostenwahrheit und durch adäquate ökonomische
Anreize im Verkehrssystem kann ein nachhaltiges Verkehrs-
verhalten aller Teilnehmer_innen (Güter- wie Personenver-
kehr) erreicht werden (Emberger, 1999).

Festzuhalten ist, dass auf eine soziale Ausgewogenheit
bei der Implementation der oben vorgestellten verkehrspo-
litischen Maßnahmen zu achten ist, da ja vor allem durch
monetäre Maßnahmen untere Einkommensschichten mehr
belastet werden (Dugan et al., 2022) (hohe Übereinstimmung
& starke Beweislage). Hierzu wird auch auf das [Kap. 17]
verwiesen.

Interessant ist ein Vergleich der letzten beiden österreichi-
schen Regierungsprogramme in Bezug auf Verkehrspolitik.
Während die Regierungsvereinbarung 2017–2022 (ÖVP &
FPÖ, 2017, S. 148 ff.) eher wirtschaftliche Aspekte in den
Vordergrund rückte (z. B. mit der Aussage „Standort Öster-
reich entwickeln“ oder „Seidenstraße soll nicht an Österreich
vorbeilaufen“ (ÖVP & FPÖ, 2017, S. 148)), werden im Re-
gierungsprogramm 2020–2024 Klima- und Umweltschutz
(ÖVP & Grüne, 2020, S. 103 ff.), Kostenwahrheit (ÖVP &
Grüne, 2020, S. 69, 77 ff.) und Digitalisierung und Innova-
tion hin zu einer umweltfreundlichen und sozial leistbaren
Mobilität als Leitprinzipien (ÖVP & Grüne, 2020, S. 120 ff.)
genannt.

Durch die COVID-19-Krise 2020 wurden die Umset-
zungen der angesprochenen Maßnahmen verzögert. Eine
quantitativ messbare Klimawirkung z. B. des KlimaTickets
Österreich (umgesetzt im November 2021) oder der ökoso-
zialen Steuerreform (umgesetzt im Frühjahr 2022) ist daher
frühestens in drei bis fünf Jahren möglich (mittlere Überein-
stimmung & schwache Beweislage).

Generell ist festzuhalten, dass strukturelle Maßnahmen
im Bereich Verkehr, seien es Veränderungen in den Zustän-
digkeiten von Gebietskörperschaften, Änderungen in den
Umsetzungsprozessen von Infrastrukturvorhaben, den Bau
von Infrastrukturen, die Änderungen von Oberzielen (z. B.
Klimaschutz anstatt der Befriedigung der scheinbar unlimi-
tierten Nachfrage an motorisierter individueller Mobilität),
die Änderungen von Gesetzen etc. längere Zeiträume (5 bis
20, 30 Jahre) beanspruchen. Und erst wenn diese struktu-
rellen Änderungen umgesetzt sind, sind – wiederum zeit-
verzögert – Verhaltensänderungen in der Gesellschaft und
im dazugehörigen Wirtschaftssystem zu bemerken (Ember-
ger, 1999, S. 89 ff.). Da sich Österreich zum 1,5-Grad-Limit
verpflichtet hat, ist ein zielgerichtetes, ambitioniertes und
rasches Handeln aller involvierten Akteur_innen notwendig
(hohe Übereinstimmung & starke Beweislage).
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo

� Weite Bereiche der Erwerbsarbeit erfüllen gegen-
wärtig nicht die Voraussetzungen für ein klima-
freundliches Leben. Daher sind grundlegende Ver-
änderungen der Strukturbedingungen von Erwerbs-
arbeit erforderlich (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis).

Notwendige Veränderungen

� Um die Klimaziele zu erreichen, ist eine weitge-
hende Dekarbonisierung erforderlich. Dazu tragen
in vielen Wirtschaftsbereichen die Umstellung auf
erneuerbare Energien und andere (technologische)

Innovationen bei. Andere Bereiche erfordern Still-
legungen oder die Konversion zu klimafreundliche-
ren Produkten und Dienstleistungen (z. B. Ausstieg
aus dem Verbrennungsmotor) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis).

� In der Transformationsphase wird aufgrund des not-
wendigen Umbaus der Infrastruktur das Arbeitsvo-
lumen voraussichtlich zumindest konstant bleiben
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Beweislage).
Längerfristig könnte eine Reduktion des Arbeits-
volumens erforderlich sein, um die ökologischen
Grenzen nicht zu überschreiten (mittlere Überein-
stimmung, schwache Literaturbasis).

� Damit der notwendige Strukturwandel überhaupt
gelingen kann, ist in liberalen Demokratien die
Einbindung aller wesentlichen gesellschaftlichen
Kräfte und die Berücksichtigung unterschiedlicher
Interessen erforderlich. Grundlegend sind die Ge-
währleistung materieller Absicherung sowie die ge-
rechte Verteilung von Transformationskosten (hohe
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

Strukturen, Kräfte, Akteur_innen und Barrieren des
Wandels

� Erwerbsarbeit spielt eine zentrale Rolle in der
Kontroverse über die Vereinbarkeit von Wirt-
schaftswachstum und Klimaschutz. Die Koppelung
von Einkommen, sozialer Sicherung, Anerkennung
und gesellschaftlicher Teilhabe an Erwerbsarbeit
schränkt klimapolitische Gestaltungsspielräume ein
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Unternehmen und ihre Interessenvertretungen so-
wie Gewerkschaften können sowohl hemmende als
auch treibende Kräfte des Strukturwandels sein (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).
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� Technologische Entwicklungen wie die Digitali-
sierung sind ambivalent und können die sozial-
ökologische Transformation entweder unterstützen
oder behindern. Damit Digitalisierung für eine kli-
mafreundlichere und gute Erwerbsarbeit nutzbar
gemacht werden kann, bedarf es politischer Gestal-
tung (mittlere Übereinstimmung, schwache Litera-
turbasis).

� Der Wertewandel hin zu einer ausgewogenenWork-
Life-Balance und neue Sinnansprüche an Arbeit
können die Gestaltung klimafreundlicher Struktur-
bedingungen von Erwerbsarbeit erleichtern (mittle-
re Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

Gestaltungsoptionen

� Arbeitszeitverkürzung ist eine geeignete Maßnah-
me, um (1) ein klimafreundliches Leben außerhalb
der Erwerbsarbeit zu erleichtern (mittlere Überein-
stimmung, schwache Beweislage) und um (2) ein
möglicherweise längerfristig sinkendes Erwerbs-
arbeitsvolumen gleichmäßiger zu verteilen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Betriebliche Mitbestimmung und Partizipation sind
eine Voraussetzung, um gemeinsam mit den Be-
schäftigten notwendige Veränderungen umsetzen
zu können. Mehr Partizipation führt nicht automa-
tisch zu klimafreundlicherem Verhalten, sondern
erfordert entsprechende Begleitmaßnahmen in Be-
trieben sowie seitens der Politik (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

� Investitionen in umweltfreundliche und kreislauf-
wirtschaftliche Produktionsverfahren sind notwen-
dig, um klimafreundliche Beschäftigungsmöglich-
keiten zu schaffen (hohe Übereinstimmung, hohe
Literaturbasis).

� Investitionen in öffentliche Infrastrukturen und
Dienstleistungen (Daseinsvorsorge) sind notwen-
dig, um drei zentrale Ziele zu erreichen: (1) kli-
mafreundliche Beschäftigung zu stärken, (2) gesell-
schaftliche Bedürfnisse zu befriedigen und (3) eine
sozialverträgliche Transformation zu gewährleisten
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis).

� Um den Strukturwandel zu bewältigen und damit
Arbeitnehmer_innen in klimafreundlicher Erwerbs-
arbeit tätig sein können, müssen sie Zugang zu den
erforderlichen Qualifikationen erhalten (hohe Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis).

7.1 Einleitung

In den Industrienationen des globalen Nordens hat Erwerbs-
arbeit eine zentrale Bedeutung erlangt. Sie ist Quelle indivi-
dueller Daseinsvorsorge und materieller Existenzsicherung.
Durch Erwerbsarbeit erhalten Menschen Zugang zu Sozi-
alkontakten, Anerkennung und anderen immateriellen Res-
sourcen, die für ihre Identitätsentwicklung und soziale Ein-
bindung wesentlich sind (Gini, 1998; Holtgrewe et al, 2000;
Voswinkel, 2013, 2016). Erwerbsarbeit strukturiert den All-
tag und setzt den zeitlichen Rahmen für unbezahlte Arbeit
und Aktivitäten in anderen Lebensbereichen [Kap. 8, 9]. Da-
rüber hinaus ist Erwerbsarbeit in vielen Wohlfahrtsstaaten,
so auch in Österreich, eine wichtige Finanzierungsquelle und
Voraussetzung für den Anspruch auf Sozialversicherungs-
leistungen [Kap. 18].

Erwerbsarbeit hat zugleich eine enorme klimapolitische
Bedeutung. Als Produktionsfaktor in einem kapitalistischen
Wirtschaftssystem beinhaltet Erwerbsarbeit unzählige Tätig-
keiten und Abläufe, die mit Energie- und Ressourcenver-
brauch verbunden sind. Produktivitätssteigerungen beruhten
über Jahrzehnte auf einem steigenden Ressourcenverbrauch
und dem Einsatz von immer neuen Technologien, die fossi-
le Energie verwenden (Ayres & Warr, 2009). Erwerbsarbeit
ist daher zwangsläufig an der Produktion klimaschädli-
cher Emissionen beteiligt (Fischer-Kowalski & Haas, 2016;
Fischer-Kowalski & Schaffartzik, 2008), wenn auch variie-
rend nach Branche bzw. Wirtschaftsbereich [Kap. 14].

Zudem ist Erwerbsarbeit ein wichtiger Treiber von Wirt-
schaftswachstum: Bei steigender Arbeitsproduktivität ist
Wirtschaftswachstum notwendig, um Beschäftigungsverlus-
te zu vermeiden. Gleichzeitig geht Wirtschaftswachstum
mit steigender Umweltbelastung einher. Daher besteht ein
Zielkonflikt zwischen Umwelt-, Beschäftigungs- und Wirt-
schaftspolitik (Antal, 2014; Seidl & Zahrnt, 2019).

In der Literatur herrscht breiter Konsens darüber, dass Er-
werbsarbeit ein bedeutendes Element des klimapolitischen
Umbaus von Wirtschaft und Gesellschaft ist (Bohnenberger,
2022; Seidl & Zahrnt, 2019). Die Auffassungen über die
erforderliche Reichweite und Form dieses Umbaus gehen je-
doch auseinander.

Auf der einen Seite des Ideenspektrums [Kap. 2] sind
Ansätze zu verorten, die eine (1) „Marktperspektive“ ein-
nehmen. Konzepte der Green Economy etwa setzen auf
technische Innovationen und korrekte Preissignale (unter an-
derem durch die Bepreisung von Emissionen). Sie schlagen
einen modernisierungspolitischen Pfad ein, im Vertrauen auf
die ordnenden Kräfte des Marktes, rationale Entscheidungen
der Marktteilnehmer_innen und die individuelle Verantwor-
tung der Bürger_innen (Loiseau et al, 2016; OECD, 2020;
UN, 2015; UNEP, 2008, 2019).

Aus einer (2) „Innovationsperspektive“ steht die Frage der
Ermöglichung von Veränderungsprozessen im Vordergrund.
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Die Forschung widmet sich nicht nur der Beschäftigungs-
entwicklung im Umwelt- und Umwelttechniksektor (unter
anderem BMK, 2022; IRENA & ILO, 2021). Sie legt auch
einen starken Fokus auf Möglichkeiten der Digitalisierung
für die Entwicklung neuer Formen der Arbeitsorganisation,
für ortsunabhängiges Arbeiten oder die Entwicklung neuer
Berufe in Wirtschaftszweigen, die weniger klimaschädlich
produzieren (unter anderem OECD, 2019, S. 67 ff.; Schörpf
et al., 2020; Steininger et al., 2021).

Dagegen betonen Ansätze aus einer (3) „Bereitstellungs-
perspektive“ zum einen die Verfügbarkeit von klimafreund-
lichen Arbeitsplätzen für jene, die zur Existenzsicherung auf
Lohnarbeit angewiesen sind (unter anderem AK/ÖGB, 2017;
Eder, 2021; Wukovitsch, 2021). Zum anderen geht es um die
Frage, in welchen Wirtschaftsbereichen Erwerbsarbeit einen
Beitrag zur (klimafreundlichen) Bedürfnisbefriedigung leis-
tet (Krisch et al., 2020) und inwiefern Erwerbsarbeit auch in
Zukunft die zentrale Quelle der Daseinsvorsorge sein soll.

Ein wesentlicher Bestandteil des Ideenspektrums ist
schließlich einer (4) „Gesellschaft-Natur-Perspektive“ zuzu-
ordnen. Ausgehend von der Diagnose, dass die Klimaziele
weder unter Beibehaltung von Wirtschaftswachstum noch
durch inkrementelle Veränderungen erreicht werden kön-
nen (unter anderem Antal, 2014; Haberl et al., 2020), wird
nach Wegen für tiefgreifende Veränderungen der Strukturbe-
dingungen von Wirtschaft und Gesellschaft gesucht. Dabei
erörtert man Themen wie Arbeitszeitverkürzung oder die
Neubewertung und Umverteilung gesellschaftlich notwendi-
ger Arbeit (Littig & Spitzer, 2011; Seidl & Zahrnt, 2019).

Das Kapitel geht folgenden Fragen nach:

1. Wie muss Erwerbsarbeit gestaltet werden, damit sich
Menschen im Rahmen ihrer Berufstätigkeit klima-
freundlich verhalten können? Die Frage bezieht sich
zum einen auf die Klimafreundlichkeit der Herstellungs-
prozesse von Produkten und Dienstleistungen. Zum ande-
ren geht es um die Frage, ob die im Rahmen von Erwerbs-
arbeit hergestellten Produkte und Dienstleistungen ande-
ren Menschen (Konsument_innen) ein klimafreundliches
Leben ermöglichen. Damit ist auch die Frage verbunden,
welche Entscheidungs- und Partizipationsmöglichkeiten
Beschäftigte haben, um im Rahmen von Erwerbsarbeit im
Einklang mit klimapolitischen Anforderungen handeln zu
können.

2. Wie muss Erwerbsarbeit gestaltet sein, damit Men-
schen außerhalb ihrer Erwerbsarbeit ein klima-
freundliches Leben führen können? Arbeitsumfang,
Belastungen, aber auch Erfahrungen von Sinn und so-
zialer Anerkennung im Rahmen der Erwerbsarbeit haben
Auswirkungen auf das Handeln von Erwerbstätigen in der
erwerbsfreien Zeit. Die Frage nach Strukturbedingungen
für ein klimafreundliches Leben schließt daher die Frage
ein, welche Spielräume die Erwerbsarbeit für ein klima-

freundliches Handeln im Alltag schafft. Damit ist auch
das Verhältnis von bezahlter und unbezahlter Arbeit an-
gesprochen [Kap. 8].

Das Kapitel beginnt mit einer Darstellung des Status quo
für klimafreundliches Leben innerhalb und außerhalb der
Erwerbsarbeit und stellt verschiedene Konzepte erwerbs-
arbeitsbezogener Klimapolitik vor. Anschließend geht das
Kapitel auf Barrieren und treibende Kräfte eines Struktur-
wandels ein. Der dritte Abschnitt stellt Gestaltungsoptionen
dar und fragt, wie Bedingungen für ein klimafreundliches
Leben innerhalb wie auch außerhalb der Erwerbsarbeit ge-
schaffen werden können.

7.2 Status quo

7.2.1 Bedingungen für klimafreundliches
Handeln innerhalb der Erwerbsarbeit

Das Potenzial, innerhalb der Erwerbstätigkeit klimafreund-
lich zu handeln, ist von den Bedingungen abhängig, die
der Arbeitsplatz bzw. -ort bietet. Allgemein ist festzuhal-
ten, dass weite Bereiche der Erwerbsarbeit gegenwärtig
nicht die Voraussetzungen für ein klimafreundliches Leben
erfüllen (Hoffmann & Spash, 2021). Der Produktionssek-
tor verursacht zwar gemeinhin mehr CO2-Emissionen als
der Dienstleistungssektor, unternehmensbezogene Dienst-
leistungen wie Werbung sind aber über die Wertschöp-
fungskette vielfach eng mit emissionsintensiven Produk-
tionsprozessen oder klimaschädlichem Konsum verbunden.
Und auch innerhalb des produzierenden Bereichs bestehen
erhebliche Unterschiede. Besonders emissionsintensiv ist
die Beschäftigung in den Bereichen Kokerei und Mine-
ralölverarbeitung, Metallerzeugung und -bearbeitung sowie
Energieversorgung. Bei einer Betrachtung der Sektoren mit
den höchsten CO2-Emissionen – über alle Tätigkeitsbereiche
hinweg – fällt auf, dass deren Gewicht auf dem Arbeitsmarkt
sehr unterschiedlich ist [Tab. 7.1; siehe auch Kap. 14].

Im Jahr 2019 hatten die Bereiche Energie und Industrie
einen Anteil von knapp 44 Prozent an den nationalen Treib-
hausgasemissionen, der größte Teil davon (85 Prozent) ist
vom EU-Emissionshandelssystem (EU-ETS) erfasst (Mein-
hart et al., 2022). Das ermöglicht eine räumliche Zuord-
nung der Anlagen mit besonders hoher Emissionsintensität
der Beschäftigung (Streicher et al, 2020; Abb. 7.1). Auch
hier ist zwar zu beachten, dass diese Daten keine direkten
Rückschlüsse auf die quantitative Bedeutung des jeweiligen
Tätigkeitsbereichs für den regionalen oder gesamtösterrei-
chischen Arbeitsmarkt zulassen. Dennoch geben derartige
Auswertungen Hinweise auf Regionen, die im Zuge der
Dekarbonisierung mit besonderen Herausforderungen kon-
frontiert sind.
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Tab. 7.1 Sektoren mit den höchsten CO2-Emissionen in Österreich (absolut, 2016). CO2-Emissionen, Beschäftigte und Bruttowertschöpfung nach
Sektoren (2016). (Quelle: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen, zit. nach Meinhart et al. (2022, Anhang), eigene Darstellung)

ÖNACE 2008 Abteilungen Beschäftigte Bruttowert-
schöpfung (BWS)
2016

Insgesamt CO2-
Emissionen (t) je
Beschäftigten

Je 1000 C
BWS

Klasse Titel Anzahl Mio. C

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung 37.714 3916,2 22.847.738,72 605,82 5,83

D35 Energieversorgung 24.478 5725,0 14.566.354,29 595,08 2,54

C23 H.v. Glas/-waren, Keramik u. Ä. 31.383 2466,6 5.535.402,81 176,38 2,24

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 1315 514,4 2.451.397,67 1864,18 4,77

H49 Landverkehr 121.982 7596,8 1.810.837,74 14,85 0,24

C20 H.v. chemischen Erzeugnissen 18.412 2877,3 1.601.497,85 86,98 0,56

C17 H.v. Papier/Pappe und Waren daraus 16.536 1853,0 1.220.098,84 73,78 0,66

A01 Landwirtschaft und Jagd 109.163 2781,6 1.011.454,20 9,27 0,36

C10 H.v. Nahrungs- und Futtermitteln 72.420 4344,5 708.616,90 9,78 0,16

G46 Großhandel 210.106 18.228,9 520.280,79 2,48 0,03

C27 H.v. elektrischen Ausrüstungen 45.861 3953,1 487.039,82 10,62 0,12

F43 Sonst. Bautätigkeiten 204.066 10.423,3 462.420,85 2,27 0,04

C25 H.v. Metallerzeugnissen 78.609 6017,1 380.285,53 4,84 0,06

C16 H.v. Holzwaren 32.230 2386,7 351.683,83 10,91 0,15

H51 Luftfahrt 8597 702,8 345.887,10 40,23 0,49

Emissionsintensität Anlagentyp

0

500

Elektrizität und Fernwärme

(t CO2e/Beschäftigte)

Industrie

1.000

2.000

Abb. 7.1 Aktive EU-ETS-Anlagen in Österreich, Emissionsintensi-
tät der Beschäftigung. Direkte Emissionsintensität der Beschäftigung
(t Co2e/Beschäftigung), räumliche Verteilung in Österreich. (Quelle:

EUTL und Amadeus-Datenbank; WIFO-Berechnungen (zit. nach Strei-
cher et al., 2020, S. 12))
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Angesichts ambitionierter Dekarbonisierungspläne auf
europäischer und nationaler Ebene erhalten die Herausforde-
rungen, denen die Erwerbsarbeit im Produktionssektor (und
darüber hinaus) gegenübersteht, zunehmend Aufmerksam-
keit (beispielsweise Streicher et al, 2020; Steininger et al,
2021; Meinhart et al, 2022). Zur Diskussion steht ein breites
Spektrum an möglichen Entwicklungen, das von der Still-
legung ganzer Produktionszweige („phasing out“) über die
(grundlegende) Umstellung bzw. technologische Erneuerung
von Produktionsprozessen (UNDP, 2015) bis zur Verlage-
rung von Produktion in Drittstatten („Carbon Leakage“)
reicht [Kap. 14, 15]. Auch Beschäftigte in Branchen, die
aufgrund sonstiger klimapolitischer Vorgaben umgestaltet
werden müssen (z. B. Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor)
sowie jene, die in verbundenen Wertschöpfungsketten tä-
tig sind, werden von den Maßnahmen zur Dekarbonisierung
betroffen sein. Gleichzeitig sind neue Beschäftigungsmög-
lichkeiten in Bereichen zu erwarten, die weniger Emissio-
nen verursachen bzw. eine klimafreundlichere Wirtschaft
unterstützen (z. B. Ausbau erneuerbarer Energieträger, E-
Mobilität, Kreislaufwirtschaft; Sala et al., 2020; Großmann
et al., 2020).

Dieser ökologische Umbau der Wirtschaft erzeugt einen
erheblichen Qualifizierungs- und Umschulungsbedarf, etwa
im Bereich der Ausbildung für neue IT-Systemtechniken,
Beratungs- und Sanierungsleistungen für Energieeffizienz
oder Berufe in der Kreislaufwirtschaft. Um den notwendigen
Bedarf an Fachkräften zu decken, ist eine langfristige und
weitreichende Qualifizierungsstrategie notwendig, die die
Zeitdauer von Aus- und Weiterbildungen und bereits existie-
rende Kompetenzen berücksichtigt (Steininger et al., 2021).
Für Deutschland liegen Policy Papers und Studien vor, die
den sozial-ökologischen Umbau der Industrie, Arbeitsmarkt-
chancen der erneuerbaren Energien und Aus- und Weiterbil-
dungen für grüne Kompetenzen analysieren (unter anderem
Blöcker, 2014; IRENA & ILO, 2021; Mertineit, 2013). Die
britische Campaign Against Climate Change Trade Union
Group bemüht sich in ihrem Policy Paper um die Auflösung
des „Job-Environment-Dilemma“ und entwickelt Strategien,
um Arbeitsplätze, die Treibhausgasemissionen senken, in
der Energiewirtschaft, im Bausektor, im Verkehr und in der
Landwirtschaft voranzutreiben (Campaign Against Climate
Change, 2021). Für Österreich wird außerdem aktuell ein
Aktionsplan für zentrale Bereiche der Energiewende entwi-
ckelt (BMK, 2022). Eine weitere Herausforderung besteht
in regionalpolitischer Hinsicht, zumal neue bzw. weniger
klimaschädliche Jobs nicht unbedingt dort entstehen, wo
Arbeitskräfte entlassen werden (zur räumlichen Dimension
siehe Abb. 7.1).

Erwerbsarbeit im Dienstleistungssektor geht im Durch-
schnitt mit einem geringeren Ausstoß an Emissionen einher
als in der Güterproduktion. Allerdings ist zu berücksich-
tigen, dass viele dieser Tätigkeiten auf der vorgelagerten

Herstellung von Gütern beruhen und dass auch emissions-
intensive Dienstleistungen existieren, beispielsweise im Ver-
kehr (Hardt et al., 2020; Streicher et al., 2020) [Kap. 5, 9].
Erwerbsarbeitsbedingte Emissionen umfassen darüber hi-
naus Mobilität, die im Rahmen der Erwerbsarbeit passiert
[Kap. 6]. Die Zahl der Geschäftsreisen in Österreich hat
im Jahr 2019 einen Höchststand erreicht1. Bahn- und Bus-
reisen gewinnen zwar an Bedeutung, dennoch ist das Auto
immer noch das meistgenutzte Verkehrsmittel. Im Verhältnis
zu 2018 wurde ein überproportionales Wachstum der Flug-
Geschäftsreisen festgestellt (Mohr, 2021).

Setzt man allerdings den Energieverbrauch ins Verhält-
nis zur geleisteten Arbeitszeit, zeigt sich für Deutschland,
dass die Energieintensität pro Arbeitsstunde in Dienstleis-
tungssektoren (ausgenommen Transport) deutlich geringer
ist als in der Produktion. Dies gilt auch, wenn der Energie-
verbrauch aus vorgelagerter Produktion berücksichtigt wird
(Hardt et al., 2020, 2021). Insbesondere die sektorale Ver-
schiebung von Beschäftigung in Dienstleistungsbereiche wie
Bildung, soziale Dienste und Gesundheitswesen wird als Op-
tion diskutiert, um klimafreundliche Erwerbsarbeit zu schaf-
fen und Beschäftigungsverluste damit auszugleichen (Krisch
et al., 2020; Jackson & Victor, 2011; Pirklbauer, 2020).

Neben Herausforderungen wie der Re-Qualifizierung
und dem regionalen Matching von Job-Angeboten und
-Nachfrage besteht im Rahmen der sektoralen Verschie-
bung von Beschäftigung ein weiteres Problem: In vielen
Bereichen des tertiären Sektors ist Erwerbsarbeit geringer
entlohnt als in den Bereichen des produzierenden Gewer-
bes, die besonders von der Dekarbonisierung betroffen sind.
Im Dienstleistungssektor besteht auch ein hoher Anteil an
atypischer Beschäftigung. Darunter sind viele Arbeitsplät-
ze, die unsicher, nicht existenzsichernd und ohne Perspektive
auf berufliche oder qualifikatorische Weiterentwicklung sind
(Geisberger & Knittler, 2010; Knittler, 2018).

In diesem Zusammenhang wird deutlich, dass klima-
freundliche Investitions- und Beschäftigungspolitik unter-
schiedliche Zielsetzungen verfolgen kann. In der Literatur
zeichnen sich vier konzeptionelle Zugänge ab: Green Jobs,
Just Transition, Sustainable Work und Post-Work (siehe
Box).

Konzepte erwerbsarbeitsbezogener Klimapolitik
Green Jobs ist ein Konzept aus der marktorientier-
ten Strategie des „grünenWachstums“ (Green Growth)
bzw. einer „grünen Wirtschaft“ (Green Economy).
Zu ihrer Abgrenzung bestehen verschiedene Heran-

1 Nicht inbegriffen ist hier Pendelverkehr, also regelmäßig zwischen
Wohnort und Arbeitsstätte zurückgelegte Strecken. Die Rolle des Pen-
delverkehrs wird im nächsten Abschnitt zu „Bedingungen für klima-
freundliches Handeln außerhalb der Erwerbsarbeit“ behandelt.
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gehensweisen (Janser, 2018). Der verbreitetste An-
satz basiert auf dem Konzept der Umweltwirtschaft,
dem sogenannten „Environmental Goods and Services
Sector (EGSS)“. Umfasst sind Tätigkeiten zur Mes-
sung, Vermeidung, Verringerung, Beschränkung oder
Behebung von Umweltschäden sowie zum schonen-
den Umgang mit Ressourcen. 2019 waren in Öster-
reich rund 183.000 Beschäftigte (in Vollzeitäquivalen-
ten) in Green Jobs tätig. Im Vergleich: Die gesam-
te österreichische Tourismusindustrie beschäftigt rund
200.000 Arbeitskräfte in Vollzeitäquivalenten (Statis-
tik Austria, 2021, 2022).

Während diese Definition von Green Jobs nur auf
Beschäftigungspotenziale in „grünen“ Branchen ein-
geht, berücksichtigt das Konzept der Internationalen
Arbeitsorganisation (IAO) auch die Arbeitsbedingun-
gen beziehungsweise Arbeitsqualität. Neben der Er-
stellung grüner Produkte oder Dienstleistungen bzw.
der Beschäftigung in umweltfreundlichen Prozessen
geht es also auch um das Ziel, gute Arbeitsplätze (De-
cent Work: https://ilo.org) bereitzustellen.

Just Transition: Im Zentrum steht die Forderung, dass
im ökologisch notwendigen Strukturwandel das In-
teresse der Arbeitnehmer_innen an Mitbestimmung,
guter Beschäftigung und sozialer Absicherung umfas-
send berücksichtigt und gewahrt werden muss. Spä-
testens mit der Forderung der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung nach einer Berücksichtigung von
Just Transition im Rahmen der internationalen Kli-
maverhandlungen erlangte das Konzept global Auf-
merksamkeit. Heute wird es von unterschiedlichen
Akteursgruppen und mit unterschiedlichen Stoßrich-
tungen genutzt. Diese reichen von räumlich beschränk-
ten Förderinstrumenten wie dem EU-Fonds für ei-
nen gerechten Übergang (Europäische Kommission,
2020a) bis zu relativ weitreichenden Positionspapieren
im Umfeld der Interessenvertretungen der Arbeitneh-
mer_innen (ILO, 2015; Initiative Wege aus der Krise,
2019; TUDCN, 2019). Darin werden wirtschaftspoli-
tische Maßnahmen zur Gestaltung des Strukturwan-
dels, soziale Sicherheit, aktive Arbeitsmarktpolitik und
die umfassende Beteiligung der Beschäftigten und ih-
rer Vertretungen gefordert. Just Transition bleibt aber
umkämpft, wie man am Beispiel des Kohleausstiegs
in Deutschland sieht. Die Debatte zwischen Befür-
worter_innen und Gegner_innen tendiert dazu, öko-
logische, beschäftigungspolitische und wirtschaftliche
Interessen gegeneinander auszuspielen, was den Aus-
stieg verlangsamt (Kalt, 2021). Für Österreich ent-
stehen analoge Herausforderungen beim Ausstieg aus

der Produktion von Verbrennungsmotoren in der Au-
tomobilindustrie (Wissen et al., 2020) sowie vermut-
lich auch bei der Ökologisierung des Wintertourismus
(Steiger et al., 2021) oder der Fleischproduktion (Barth
et al., 2019). Am Beispiel des Automobil- und Ener-
giesektors ist zu erkennen, wie ökologische Gewerk-
schaftspolitik auf nationaler Ebene in Konflikt mit dem
Kampf um Beschäftigung auf betrieblicher Ebene ge-
raten kann (Galgóczi, 2020).

Sustainable Work: Darunter wird Arbeit ver-
standen, die die menschliche Entwicklung fördert
und gleichzeitig ökologische Nebenwirkungen
minimiert (UNDP, 2015). Die Definition des UN-
Entwicklungsprogramms umfasst auch unbezahlte
Tätigkeiten wie Hausarbeit oder ehrenamtliche Tä-
tigkeiten. Der Mehrwert des Konzepts liegt darin,
dass es explizit das Problem von ökologisch nicht
nachhaltiger Arbeit thematisiert. Daraus folgt, dass
sich Berufsbilder verändern und manche Tätigkeiten
zur Gänze verschwinden müssen, um die Klimaziele
zu erreichen (UNDP, 2015). Im deutschsprachigen
Raum wird „nachhaltige Arbeit“ noch breiter ge-
fasst. Hier rückt die Arbeitsgesellschaft insgesamt
ins Zentrum der Analyse von Grenzen und Mög-
lichkeiten einer tiefgreifenden sozial-ökologischen
Transformation. Ausgangspunkt der Überlegungen
ist, dass gesellschaftliche Naturverhältnisse in kon-
kreten Arbeitsprozessen geprägt werden (Barth et al.,
2016; Littig et al., 2018). Nachhaltigkeit bezieht sich
nicht nur auf die ökologische, sondern auch auf die
soziale Dimension von Arbeit, wobei unbezahlte
Haus- und Sorgearbeit einbezogen wird (Jürgens,
2008). In diesem Kontext werden oft auch erwei-
terte Arbeitskonzepte vorgebracht. Diese plädieren
für einen Arbeitsbegriff, der neben Erwerbsarbeit
Tätigkeiten wie Hausarbeit, Eigenarbeit oder zivilge-
sellschaftliches Engagement umfasst. In Anlehnung
an die feministische Arbeitsforschung wird die man-
gelnde gesellschaftliche Anerkennung unbezahlter
Versorgungs- und Betreuungsarbeit problematisiert.
Diese gesellschaftlich notwendigen Tätigkeiten sollten
umverteilt und neu bewertet werden. Die Reduktion
von Erwerbsarbeit und mehr Eigenarbeit sollen einen
nachhaltigen Lebensstil ermöglichen (Littig & Spitzer,
2011).

Post-Work:Debatten um eine Post-Work-Gesellschaft
haben ihre Wurzeln in arbeitskritischen Strömungen
marxistischer und feministischer Theorie. Sie sind re-
levant für jene Teile der klimapolitischen Forschung,

https://ilo.org


7.2 Status quo 291

die eine Reduktion von Erwerbsarbeit als Vorausset-
zung für die Erreichung der Klimaziele erachtet (Fray-
ne, 2016; Hoffmann & Paulsen, 2020). Post-Work
kritisiert die zentrale Rolle von Erwerbsarbeit in mo-
dernen Gesellschaften. Da Arbeit meist unhinterfragt
als wichtigste Quelle von Einkommen, Sinnstiftung,
persönlichem Erfolg und sozialer Anerkennung gilt
(Frayne, 2015), sind Individuen davon abhängig, ei-
ner bezahlten Arbeit nachzugehen – auch wenn es
sich dabei um prekäre, unterbezahlte oder gesund-
heitsbelastende Jobs handelt. Post-Work kritisiert zu-
dem mangelnde Mitsprache- und Entscheidungsrech-
te von Beschäftigten in Erwerbsarbeitsverhältnissen.
Dies betrifft vor allem die Frage, welche Produkte und
Dienstleistungen hergestellt werden. Zudem wird in
der Post-Work-Debatte die kulturelle Bedeutung von
Arbeit hinterfragt. Die moderne Arbeitsethik sieht Ar-
beit als moralische Verpflichtung, unabhängig von der
ökonomischen oder gesellschaftlichen Notwendigkeit
(Weeks, 2011). Neben der kritischen Analyse handelt
es sich bei Post-Work auch um ein emanzipatorisches
Projekt. André Gorz (2000) forderte beispielsweise ei-
ne breite gesellschaftliche Debatte über den Zweck von
Arbeit und eine Reduktion fremdbestimmter, dem Pro-
duktionsprozess unterworfener Lebens- und Arbeits-
zeit. Konkrete Forderungen umfassen eine radikale
Arbeitszeitverkürzung und -umverteilung. Durch ein
bedingungsloses Grundeinkommen oder eine öffent-
liche Daseinsvorsorge könnten eine Entkopplung von
Erwerbsarbeit und materieller Sicherung sowie mehr
Raum für selbstbestimmte Tätigkeiten erreicht werden.

Die erheblichen Unterschiede der genannten Konzep-
te verweisen auf eine Grundsatzdebatte in der Literatur –
gemeint ist das Spannungsverhältnis zwischen Wirtschafts-
wachstum, Beschäftigungssicherung und klimapolitischen
Zielsetzungen. Ansätze für einen grünen Strukturwandel un-
ter Beibehaltung des Wachstumspfads (Capasso et al., 2019)
stehen Studien gegenüber, wonach Wirtschaftswachstum
nicht mit ökologischen Zielen vereinbar ist (unter anderem
Diab, 2020; Haberl et al., 2020; Wiedenhofer et al., 2020).
Daher argumentiert ein Teil der Literatur für die Entkopplung
von Beschäftigung und Wachstum, die unter anderem durch
eine Arbeitszeitverkürzung erreicht werden könnte (Mayrho-
fer & Wiese, 2020; Seidl & Zahrnt, 2019).

Neben makroökonomischen Fragen widmet sich die Li-
teratur den Bedingungen für klimafreundliches Handeln auf
betrieblicher Ebene (von Jorck & Schrader, 2019). For-
schung zu „arbeitsökologischer Innovation“ (Becke, 2019)
betont die positive Rolle von umweltorientierten Arbeit-
nehmer_innen bei Nachhaltigkeitstransformationen von Un-

ternehmen (Galpin & Lee Whittington, 2012; Lacy et al.,
2009). Süßbauer & Schäfer (2019) unterscheiden zwischen
drei Aspekten, wie Beschäftigte zu betrieblichen Nachhal-
tigkeitsprozessen beitragen können: (1) Verbesserung von
Produkten und Dienstleistungen sowie Entwicklung von
ökologischen Innovationen (Buhl et al., 2016; Ramus, 2018);
(2) Optimierung von Arbeitsprozessen und -routinen im Sin-
ne nachhaltigerer Produktionsprozesse (Wolf, 2013); sowie
(3) Förderung nachhaltigen Konsumverhaltens am Arbeits-
platz, etwa bei der Nutzung von Betriebskantinen (Süßbauer
& Schäfer, 2018) [Kap. 5].

Die Literatur über betriebliche Mitbestimmungs- bzw.
Partizipationsbeziehungenweist hingegen auf die beschränk-
ten Handlungsspielräume von Beschäftigten hin: Ein Befund
lautet, dass Beschäftigte heute zwar stärker den Ablauf von
Arbeitsprozessen gestalten können. Sie sind aber kaum je
in Entscheidungen darüber eingebunden, welche Produkte
und Dienstleistungen ein Unternehmen her- bzw. bereitstellt
(Schmidt-Keilich et al., 2022; Höijer et al., 2020; QV Kapi-
tel „Ernährung“; Dörre, 2002; Gorz, 2000), welchen sozialen
Nutzen diese haben bzw. wie klimafreundlich sie hergestellt
oder erbracht werden. Diese Entscheidungen treffen primär
Eigentümer_innen bzw. das Management.

Dass nicht alle Arbeitsplätze zwangsläufig einen wert-
vollen Beitrag für unsere Gesellschaft leisten, zeigt das
Phänomen sogenannter „Bullshit Jobs“ (Graeber, 2018). Im
Gegensatz dazu stehen Tätigkeiten in Pflege, Transport oder
Nahversorgung, deren Systemrelevanz im Zuge der COVID-
19-Krise besonders deutlich wurde (Krisch et al., 2020;
Pirklbauer, 2020).

7.2.2 Bedingungen für klimafreundliches
Handeln außerhalb der Erwerbsarbeit

Strukturbedingungen der Erwerbsarbeit beeinflussen maß-
geblich, inwiefern Arbeitnehmer_innen außerhalb ihrer Be-
schäftigung ein klimafreundliches Leben führen können. So
bestimmen nicht nur Stundenlohn, sondern auch die Anzahl
der gearbeiteten Stunden die Höhe des Erwerbsarbeitsein-
kommens. Die Einkommenshöhe ist wiederum der wichtigs-
te Faktor, um den ökologischen Fußabdruck von Menschen
vorherzusagen (Moser & Kleinhückelkotten, 2018; Theine
et al., 2017) [Kap. 17].

Die Länge der Arbeitszeiten definiert auch das Ausmaß
an verfügbarer Zeit außerhalb von Erwerbsarbeit. Es besteht
die Annahme, dass kürzere Arbeitszeiten zu einem nach-
haltigeren Lebensstil führen können, da umweltschonende
Aktivitäten oft relativ zeitintensiv sind (Knight et al., 2013).
Dies lässt sich exemplarisch am Bereich Mobilität zeigen.
Fliegen kann im Vergleich zu einer Zugfahrt eine Zeiter-
sparnis bringen, verursacht aber auch eine deutlich höhere
Umweltbelastung. Ähnlich greifen viele Pendler_innen nicht
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nur aus Gewohnheit zum privaten Pkw, sondern weil der
klimaschonendere öffentliche Personenverkehr zeitaufwen-
diger ist. Die durch Arbeitszeitverkürzung frei gewordene
Zeit kann allerdings auch für ressourcenintensive Tätigkeiten
verwendet werden, was sogenannte Zeit-Rebound-Effekte
zur Folge hat (Buhl & Acosta, 2016).

Neben der rein zeitlichen Beanspruchung durch Erwerbs-
arbeit ist die mentale und körperliche Belastung zu be-
rücksichtigen. Arbeitsstress und Leistungsdruck, mangeln-
des Sinnerleben oder Entfremdungserfahrungen können dazu
beitragen, dass Beschäftige versuchen, über Konsum ei-
nen Ausgleich zu erreichen (Agger, 1979; Schor, 1992). In
diesem Zusammenhang ist auch das Phänomen „work-and-
spend-cycle“ in wohlhabenden Ländern zu nennen, welches
beschreibt, dass Menschen in einer Spirale langer Arbeitszei-
ten und daraus folgender hoher Einkommen gefangen sind,
die wiederum ein steigendes Konsumniveau begünstigen
(Schor, 1999). Zudem erfordert Erwerbstätigkeit bestimmte
Formen von Konsum. Neben Berufskleidung oder Essen „to
go“ ist hier vor allem Mobilität in Form von Pendelverkehr
zu nennen [Kap. 6].

Zudem können kürzere Arbeitszeiten auch mehr Wohl-
befinden schaffen, zu geschlechtergerechter Aufteilung der
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Arbeitskräfteerhebung 2019 (zit. nach FORBA & AK Wien, 2021, S. 5))

Sorgearbeit und zu besserer Gesundheit beitragen (Pullin-
ger, 2014; Sirianni & Negrey, 2000; Winker, 2015; Wirtz
et al., 2009). Laut EU-Arbeitskräfteerhebung 2019 wün-
schen sich 23 Prozent der Vollzeitbeschäftigten in Österreich
explizit kürzere Arbeitszeiten (FORBA & AK, 2021). Ex-
pert_innen erklären den europaweit vergleichsweisen hohen
Prozentsatz mit dem relativ hohen Anteil an überlangen
Arbeitszeiten (siehe Abb. 7.2). Vollzeitbeschäftigte nennen
2019 eine Wunscharbeitszeit von 34 Stunden (FORBA &
AK, 2021). Die Europäische Erhebung zur Lebensqualität
2016 gibt für Österreich eine noch geringere Wunscharbeits-
zeit von 31 Wochenstunden an (Csoka, 2018).

Allerdings können Verkürzungen von Erwerbsarbeitszeit
auch auf Widerstände stoßen, vor allem, wenn diese mit
Einkommenseinbußen und damit auch mit Einschnitten bei
sozialen Sicherungsleistungen einhergehen. Weiters ist zu
bedenken, dass ein Teil der erwerbsfähigen Bevölkerung
strukturell unterbeschäftigt ist, das heißt gerne mehr Stunden
arbeiten würde. Dieses Problem betrifft vor allem Teilzeit-
beschäftigte (FORBA & AK, 2021), aber auch Arbeitssu-
chende und „Entmutigte“, also Menschen, die erwerbstätig
sein wollen, aber die Jobsuche aufgegeben haben (Bell &
Blanchflower, 2018: 29). Im Jahr 2020 lag die Unterbeschäf-
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tigungsquote in Österreich bei 15,5 Prozent (in Prozent der
Erwerbspersonen) (Schultheiß et al., 2021, S. 34).

7.3 Treibende Kräfte und Barrieren
des Strukturwandels

Strukturelle Rahmenbedingungen
des Wirtschaftssystems
Erwerbsarbeit spielt eine zentrale Rolle in der Kontroverse
über die Vereinbarkeit von Wirtschaftswachstum und öko-
logischer Nachhaltigkeit (unter anderem Daly, 1996; Jack-
son, 2009; Meadows et al., 1972). Seidl und Zahrnt (2019,
S. 9) beschreiben das gegenwärtige Wirtschaftssystem als
paradox: Während Produktivitätsfortschritte prinzipiell ei-
ne Reduktion des Arbeitsvolumens ermöglichen, ermöglicht
Wirtschaftswachstum, dass es zu keinemAbbau der Beschäf-
tigung kommt. Gemeinsam mit Produktivitätsfortschritten
trägt Wirtschaftswachstum dazu bei, dass die Einkommen
von Jahr zu Jahr steigen und Beschäftigungsziele der Wirt-
schaftspolitik weitgehend erreicht werden. Da auch die Fi-
nanzierung der europäischen Sozial- und Abgabensysteme
größtenteils an Erwerbseinkommen hängt, ist ein Ausstieg
aus der Wachstumslogik weiterhin schwer vorstellbar.

Wachstumsfreundliche Positionen berufen sich auf Mo-
delle, die eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum
und Ressourcenverbrauch bzw. Treibhausgasemissionen für
möglich halten (z. B. Bleischwitz et al., 2012). Sie beto-
nen etwa die Potenziale der Kreislaufwirtschaft oder Erfolge
im Bereich der österreichischen Umwelttechnikwirtschaft
(BMK, 2022) [Kap. 14]. Wachstum könnte damit auch
in einem von massiver Ungleichheit gekennzeichneten ka-
pitalistischen Wirtschaftssystem (Piketty, 2014; Atkinson,
2015) dazu beitragen, die Folgen der Verteilungsschieflage
abzumildern. Allerdings drückt sich die globale Ungleich-
verteilung von Ressourcen und Macht in einer strukturellen
Ausbeutung von Mensch und Natur aus, insbesondere im
Globalen Süden (Brand & Wissen, 2017). Eine wachsende
Anzahl wissenschaftlicher Studien deutet außerdem darauf
hin, dass Wirtschaftswachstum langfristig nicht mit ökolo-
gischen Zielen zu vereinbaren ist (Hickel & Kallis, 2020;
Haberl et al., 2020; Parrique et al., 2019). So konnten Haberl
et al. (2020) in einem systematischen Review von 835 em-
pirischen Studien zeigen, dass bisherige Entkopplungsraten
nicht ausreichen, um eine rasche und weitreichende Ver-
ringerung von Treibhausgasemissionen zu erzielen. Nimmt
man dieses Argument ernst, muss langfristig nicht nur das
bestehende Arbeitsvolumen anders verteilt bzw. reduziert
werden. Auch die Finanzierung der westlichen Sozialstaaten
ist im Lichte der klima-, beschäftigungs- und verteilungs-
politischen Herausforderungen neu zu gestalten; sie beruht
derzeit zu stark auf der Besteuerung von Arbeit bzw. Mas-
seneinkommen und in einem zu geringen Ausmaß auf der

Besteuerung von Vermögen sowie Ressourcen- und Energie-
verbrauch (Aiginger, 2016; Köppl & Schratzenstaller, 2019).
Neben der Dominanz der erwerbsarbeitsbezogenen Finan-
zierung der Sozialversicherungsträger beruht in Österreich
ein Drittel des Steueraufkommens auf Lohnsteuern (rund
30 Milliarden Euro; Statistik Austria, 2019).

Institutionen und Akteur_innen
Bei der Umsetzung von notwendigen strukturellen Ände-
rungen können Unternehmen und ihre Interessenvertretun-
gen ebenso wie Gewerkschaften als potenziell hemmende
Kräfte des Strukturwandels auftreten [Kap. 12, 14]. Die
strukturkonservative Position von Unternehmen wird ge-
meinhin auf kurzfristige Gewinninteressen und den öko-
nomischen Kosten- und Wettbewerbsdruck zurückgeführt.
Einblick in die Position von Gewerkschaften liefern Un-
tersuchungen auf europäischer Ebene am Beispiel der
Stahlindustrie-Gewerkschaften beim Emissionshandel (z. B.
Thomas, 2021). Grundsätzlich ist hier zu berücksichtigen,
dass Interessenvertretungen der Arbeitnehmer_innen eben-
so wie jene der Industrie in erster Linie ihren Mitgliedern
verpflichtet sind („Lock-in-Effekt“). Die österreichischen
Sozialpartner verhandeln daher seit vielen Jahren gemein-
same Positionen, wie sie energie- und klimapolitische Ziele
erreichen wollen (Die Sozialpartner Österreich, 2014, 2016,
2017).

Auch Machtbeziehungen in Unternehmen, beispielsweise
in Form eingeschränkter betrieblicher Mitbestimmung, kön-
nen Barrieren darstellen. Denn Nicht-Teilhabe an Transfor-
mationsentscheidungen führt mit großer Wahrscheinlichkeit
zu Abwehrhaltungen bei Beschäftigten, insbesondere, wenn
Einkommensverluste oder der Verlust des Arbeitsplatzes
drohen. Fallstudien zeigen, dass man die Akzeptanz und Ver-
änderungsbereitschaft der Beschäftigten durch betriebliche
Mitbestimmung und die Einbeziehung des Betriebsrats bei
der Entwicklung von Transformationsplänen fördern kann
(Becke, 2019; Gerold et al., 2017). Eine partizipative Kultur
ist im Allgemeinen auch förderlich für Prozesse der Ideen-
findung, etwa für Produkt- oder Prozessinnovationen, die
für Dekarbonisierung erforderlich sind (ISW, 2019; Wissen
et al., 2020).

Werden strukturelle Veränderungen angestrebt, müssen
diese aus interessenpolitischer Sicht in ein Bündel an Maß-
nahmen eingebettet werden (unter anderem ÖGB, 2021;
ETUC, 2021). Dass die Interessenvertretungen der Arbeit-
nehmer_innen in Österreich positive Signale für einen Wan-
del setzen, zeigt das Forschungsprojekt TRAFO LABOUR
(Littig, 2017; Niedermoser, 2017). Die Arbeiterkammer po-
sitioniert sich seit einigen Jahren mit Formaten wie dem
AK Wohlstandsbericht (Feigl & Wukovitsch, 2018; Schult-
heiß et al., 2021 etc.) oder dem AK Klimadialog explizit
als Akteurin eines sozial-ökologischen Wandels (siehe auch
Pickshaus, 2019; Schröder & Urban, 2019).
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Eine zunehmende Zahl an Initiativen für einen ambitio-
nierteren Klimaschutz entsteht ebenso auf Seite der Arbeit-
geber_innen (z. B. BMK, 2021; GLOBAL 2000, Greenpeace
& WWF Österreich, 2017). Treibende Faktoren für Struk-
turveränderungen kann man auch in zivilgesellschaftlichen
Initiativen erkennen (unter anderem Daniel et al., 2021).
Diese Initiativen können den öffentlichen Diskurs insge-
samt positiv beeinflussen und ein Bewusstsein für die Not-
wendigkeit klimafreundlicher Erwerbsarbeit schaffen (unter
anderem Fridays for Future, System Change not Climate
Change); auch hier sind die Interessenvertretungen der Ar-
beitnehmer_innen vielfach beteiligt (Workers for Future,
Gewerkschaftsjugend etc.; siehe auch Pirklbauer & Wuko-
vitsch, 2019).

Werte und Normen
Kulturelle Normen und Werte können den Status quo der
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung legitimieren und da-
mit Transformationsprozesse behindern. Dies ist erkennbar
an der umfassenden Rolle und Bedeutung von Erwerbsar-
beit in der Gesellschaft. Unabhängig von ökonomischer oder
gesellschaftlicher Notwendigkeit gilt Arbeit als moralische
Verpflichtung (Weeks, 2011). Erwerbsarbeit wird im Gegen-
satz zu nicht bezahlten, aber oft gesellschaftlich notwendigen
Tätigkeiten als produktiv und wertschaffend erachtet (Maz-
zucato, 2019). Die politische Ideologie des Neoliberalismus
sieht in Erwerbsarbeit ein Mittel schlechthin, um Leistungs-
orientierung zu zeigen und gesellschaftlichen Status zu recht-
fertigen (Lessenich, 2013). Insbesondere aus einer Gesell-
schaft-Natur-Perspektive [Kap. 2] stehen diese kulturellen
Normen einem Umdenken im Wege, das für grundlegende
sozial-ökologische Transformationsprozesse erforderlich ist.

Doch im Gefüge der überlieferten gesellschaftlichen
Arbeits- und Leistungsnormen sind Brüche zu erkennen.
Nicht nur etabliert sich seit mehreren Jahren ein Diskurs
über die Bedeutung einer ausgewogenenWork-Life-Balance,
auch empirischeWertestudien (beispielsweise die „European
Value Study“) lassen auf veränderte Einstellungen schlie-
ßen. In Österreich nimmt die zentrale Bedeutung von Arbeit
gegenüber anderen Lebensbereichen seit 1990 deutlich ab,
während Freizeit, Freund_innen und Bekannte stärker in den
Vordergrund rücken (Aichholzer et al., 2019). Eine interna-
tionale Studie zeigt, dass Menschen wegen ihrer Erfahrungen
mit der COVID-19-Pandemie die Bedeutung von Erwerbs-
arbeit im Leben relativieren (Pizzinelli & Shibata, 2022).
Bereits vor der Pandemie haben sich neue Anspruchshal-
tungen und Normalitätsvorstellungen hinsichtlich Wunsch-
arbeitszeiten und Zeitsouveränität entwickelt (Ahrendt et al.,
2017; Csoka, 2018; FORBA & AK, 2021; Pongratz, 2020).

Digitalisierung
Neben bedeutenden, auf Dekarbonisierung zielenden Inno-
vationen im Bereich industrieller Verfahrens- und Prozess-

technologien (unter anderem Blöcker, 2014; Dinges et al.,
2017; Steininger et al., 2021) gilt die Digitalisierung als zen-
traler Treiber des Strukturwandels. Sie eröffnet Handlungs-
und Gestaltungsspielräume, die in unterschiedliche Richtun-
gen genützt werden können. So kann Arbeitsproduktivität
durch Digitalisierung steigen, was eine Reduktion des Ge-
samtarbeitsvolumens zur Folge haben und den Abbau von
Beschäftigung unter Verschärfung von Ungleichheit bedeu-
ten kann (Frey & Osborne, 2017; Goos et al., 2014; Haiss
et al., 2021; Nagl et al., 2017). Digitalisierung kann aber auch
Handlungsspielräume für eine Verkürzung der Arbeitszeiten
schaffen und für Maßnahmen der Umverteilung genützt wer-
den.

Digitalisierung ist ein ressourcen- und energieintensiver
Prozess (Produktion und Gebrauch von Endgeräten, Servern,
etc.; The Shift Project, 2019). Zwar wird ihr ein Dekar-
bonisierungspotenzial zugeschrieben; die Nettoeffekte sind
aber aufgrund der Komplexität und hohen Unsicherheit bei
der Ausgestaltung von Digitalisierungsprozessen ungewiss
(Kirchner, 2018; Santarius et al., 2020)2. In der Literatur
wird zudem Kritik an der Handelspolitik großer Techno-
logiekonzerne geäußert, die eine Einschränkung der Ge-
staltungsspielräume nationaler Regierungen bewirkt (James,
2020).

Auch bezüglich der Arbeitsqualität wird Digitalisierung
ambivalent beurteilt. Einerseits erleichtert sie eine größtmög-
liche Überwachung und Kontrolle am Arbeitsplatz (Christl,
2021; Riesenecker-Caba & Astleithner, 2021). Andererseits
können Digitalisierungsprozesse zur Flexibilisierung von
Arbeit im Interesse der Beschäftigten beitragen. Sie bieten
insbesondere auch Chancen, verkehrsbedingte Emissionen
zu reduzieren. Durch die Umstellung auf Homeoffice kann
etwa Pendelverkehr reduziert werden. Zudem sinkt durch
den Einsatz von digitalen Kommunikationsmitteln die Not-
wendigkeit von Geschäftsreisen. Das WIFO geht aktuell von
einem Homeoffice-Potenzial von 45 Prozent aller unselbst-
ständig Beschäftigten aus (Bock-Schappelwein, 2020).

7.4 Gestaltungsoptionen

7.4.1 Ermöglichung klimafreundlichen Handelns
im Rahmen der Erwerbsarbeit

Die Entwicklung von Strukturbedingungen für klimafreund-
liche Erwerbsarbeit kann auf ein breites Spektrum von Ge-
staltungsoptionen zurückgreifen. Sie lassen sich modellhaft
der Markt-, Innovations-, Bereitstellungs- oder Gesellschaft-
Natur-Perspektive zuordnen [Kap. 2]. Die Zuordnung zu

2 Die Auswirkungen der Digitalisierung auf den Energieverbrauch und
den Klimawandel werden in einem laufenden Projekt des Klimafonds
untersucht (Energy Transition 2021).
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den Perspektiven betont, wie verschiedenartig transforma-
tionspolitische Maßnahmen sein können und dass man sie
auf allen Strukturebenen ansiedeln kann. Sie reichen von
nationalen und EU-weiten Politikmaßnahmen bis zur be-
trieblichen Ebene, von technologischen Innovationen bis zu
Arbeitszeitpolitik und Ideen für einen grundlegenden gesell-
schaftlichen Wandel.

Politisch-regulatorische Eingriffe
Umfassende politische Strategien für einen Strukturwan-
del werden aktuell unter anderem als European Green
Deal oder Green New Deal diskutiert, wobei die Kern-
ziele von einer ambitionierten Dekarbonisierung und Res-
sourcenschonung (Rifkin, 2019; Europäische Kommission,
2019a, 2019b, 2020a, 2020b) bis zu einer breiteren sozial-
ökologischen Umgestaltung reichen können (Klein, 2019;
Pettifor, 2019).

Um den Druck auf Beschäftigte in Europa zu reduzieren,
der sich aufgrund veränderter Wettbewerbsbedingungen bil-
dete, und um darüber hinaus die Voraussetzungen für gute
Arbeit international zu fördern, thematisieren diese Stra-
tegien vielfach auch die Veränderung der Spielregeln der
internationalen Ökonomie, nicht zuletzt der Handelspolitik
(AK Europa, 2020; Fritz, 2019; Jochum et al., 2019).

Zur globalen Durchsetzung ökologischer und sozialer
Standards bereitet die Europäische Kommission aktuell auch
ein Lieferkettengesetz vor, das unternehmerische Sorgfalts-
pflichten über die gesamte Lieferkette vorschreiben soll. Sie
greift damit eine gewerkschaftliche Forderung auf (Baghda-
dy & Ourny, 2021).

Die Maßnahmenvorschläge stehen vielfach im Einklang
mit Vorstellungen der Markt- und Innovationsperspekti-
ve. Man setzt – beispielsweise im Rahmen der EU-
Taxonomie für ein nachhaltiges Finanzwesen – auf die
Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen für neue Inves-
titionsprioritäten (Europäische Kommission, 2018; Rifkin,
2019) oder auf direkte regulatorische Eingriffe (Beispiel
EU-Flottenverbrauchsziele). Auch Preissignale haben einen
großen Stellenwert. Eine stärkere Besteuerung von Ener-
gieverbrauch und Emissionen würde eine Verschiebung der
Steuerlast von Arbeit zu Energie und Ressourcen ermög-
lichen. Damit könnten neue Arbeitsplätze geschaffen und
öffentliche Dienstleistungen und Infrastrukturen ausgebaut
werden. Gleichzeitig würde die stärkere Besteuerung von
Ressourcen und (fossiler) Energie Investitionen in energie-
effiziente Technologien fördern und eine Verschiebung hin
zu arbeitsintensiven, weniger umweltschädigenden Tätig-
keitsbereichen anregen (Kettner-Marx et al., 2018; Köppl &
Schratzenstaller, 2019). Da untere Einkommen wegen des
Grundfreibetrags ohnehin wenig Lohnsteuer zahlen, müss-
ten für eine Entlastung der Arbeitseinkommen zusätzlich
die Sozialversicherungsbeiträge im unteren und mittleren
Einkommensbereich reduziert werden. Um den Einnah-

meausfall zu kompensieren, wird eine stärkere Besteue-
rung von Vermögen sowie der Kapital- und Höchsteinkom-
men vorgeschlagen (Humer et al., 2021; Kikuchi et al.,
2020; Köppl & Schratzenstaller, 2019; Kubon-Gilke, 2019)
[Kap. 17].

Aus einer Marktperspektive ist der Abbau klimaschäd-
licher Subventionen relevant, etwa die Abschaffung steu-
erlicher Privilegien für Diesel oder Dienstwagen sowie die
Steuerbefreiung von Kerosin (Kletzan-Slamanig & Köppl
2016; Nerudová et al., 2018). Gleichzeitig können durch
Subventionen bzw. öffentliche Investitionen positive Anreize
gesetzt werden, um die Energieeffizienz zu steigern, die Um-
stellung auf alternative Produktionstechnologien und Ener-
gieträger zu fördern und den Ausbau der Infrastruktur für die
Energie- und Mobilitätswende voranzutreiben. Diese können
auch eine wichtige Rolle spielen, um Beschäftigungsverluste
abzufedern, die durch den Umbau nichtnachhaltiger Bran-
chen und Produktionsprozesse entstehen.

Über Innovationen im Bereich der „linearen“ Wirtschaft
hinaus sehen Policy-Maker und Forschung das Modell
der Kreislaufwirtschaft (Europäische Kommission, 2020b,
2020c) als Möglichkeit, Wachstum und Umweltverträglich-
keit zu vereinbaren (Merli et al., 2018). Die EU forciert das
Konzept als Lösungsstrategie für Probleme wie Abfallwirt-
schaft, Ressourcenknappheit und ökonomische Verwertung
(Lieder & Rashid, 2016). Zum Konzept gehören auch eine
Reihe von Maßnahmen, die auf die Verringerung der Um-
weltauswirkungen bestehender Unternehmen abzielen (et-
wa durch reduzierte Transportwege und wiederverwertbare
Verpackungen; Camilleri, 2020) oder Reparaturbetriebe zur
Verlängerung der Lebensdauer von Produkten. Die Profitabi-
lität von kreislaufwirtschaftlichen Aktivitäten ermöglicht es,
ökonomische Anreize für Unternehmen zu setzen und neue
Geschäftsmodelle zu fördern. Durch arbeitsintensive, aber
ressourcenschonende Reparaturen anstatt Neuanschaffungen
können zudem neue Arbeitsmöglichkeiten geschaffen wer-
den (Klaus & Moder, 2021) – der EU-Policy-Plan für die
Kreislaufwirtschaft rechnet mit 700.000 neuen Jobs bis 2030
(Camilleri, 2020).

Beschäftigungseffekte und Qualifizierungsbedarf
im Zuge des „grünen Strukturwandels“
Eine Reihe von Studien untersucht explizit die Beschäf-
tigungswirkungen eines „grünen Strukturwandels“, wenn
auch mit unterschiedlichen Schwerpunkten. Für Österreich
bzw. die EU werden die quantitativen Beschäftigungseffekte
bis 2030 als weitgehend neutral bis positiv (bis zu plus 2 Pro-
zent) prognostiziert (Großmann et al., 2020; Steininger et al.,
2021; Jacobson et al., 2017; eine Übersicht bieten auch So-
der & Berger, 2021; zum Beispiel Schweiz: Füllemann et al.,
2020). Viele Studien betrachten jedoch lediglich Beschäfti-
gungseffekte, die sich durch die Dekarbonisierung einzelner
Sektoren ergeben, wie zum Beispiel in der Bereitstellung von
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Raumwärme (Kranzl et al., 2018) oder in der Energieversor-
gung (Goers et al., 2020). Der notwendige Rückbau anderer
Sektoren und damit womöglich einhergehende Arbeitsplatz-
verluste werden dabei nicht abgedeckt. Unterschiede ergeben
sich freilich auch je nach Ambitionsniveau der Klimapolitik.
So findet eine Simulationsstudie für Österreich, dass durch
gezielte Investitionsprogramme zur Erreichung der alten EU-
Klimaziele (40 Prozent Treibhausgasreduktion bis 2030) die
Beschäftigung im Zeitraum zwischen 2020 und 2050 um 1,9
Prozent wachsen würde. Das ambitioniertere neue Klima-
ziel (55 Prozent Reduktion bis 2030) würde hingegen dazu
beitragen, dass die Beschäftigung um das Jahr 2025 um zu-
sätzliche 2,5 Prozentpunkte steigt. Zwischen 2030 und 2035
würde das Beschäftigungsniveau etwa 1 Prozent unter dem
weniger ambitionierten Klimaziel liegen, ab 2040 aber wie-
der darüber (Steininger et al., 2021, S. 94 f.).

Unabhängig von quantitativen Beschäftigungseffekten
kommt es voraussichtlich zu maßgeblichen Veränderun-
gen bei Berufsbildern und notwendigen Qualifizierungen.
Ein Schwerpunkt ist daher die Sicherung von Beschäfti-
gung durch Qualifizierung der Arbeitnehmer_innen für neue
Tätigkeitsbereiche. In enger Abstimmung mit dem Arbeits-
marktservice und den Interessenvertretungen der Arbeitneh-
mer_innen entwickelte das österreichische Klimaministeri-
um jüngst einen Aktionsplan zur Aus- und Weiterbildung
in zentralen Bereichen der Energiewende (BMK, 20223).
Um das notwendige Angebot an Fachkräften sicherzustel-
len, müssen bestehende Aus- undWeiterbildungenmit Fokus
auf nachhaltigere Tätigkeiten weiterentwickelt und neue Be-
rufsbilder gestaltet werden (Sala et al., 2020). Aktuelle
Studien zu Beschäftigungs- und Ausbildungstrends in der
österreichischen Umweltwirtschaft fokussieren immer noch
auf Ausbildungsmöglichkeiten im tertiären Bildungssektor
und im technischen Bereich (Haberfellner & Sturm, 2021).
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, (Re-)Qualifizierungs-
strategien für Berufe mit anderen Bildungsabschlüssen sowie
für weitere klimafreundliche Branchen wie den Pflege-,
Gesundheits- und Bildungssektor zu erarbeiten.

Arbeitsökologische Innovationen
Die Literatur zu „arbeitsökologischen Innovationen“ (Becke,
2019) widmet sich der betrieblichen Ebene und hebt die
Rolle von Arbeitnehmer_innen bei der Nachhaltigkeitstrans-
formation hervor. Eine Befragung unter Beschäftigten mit
ausgeprägter Umweltorientierung, die sich eigenen Angaben
nach stark in Öko-Innovationen am Arbeitsplatz einbringen,
zeigt, dass sich die von den Beschäftigten angestoßenen In-
novationen weiterhin hauptsächlich auf nachhaltigeres Kon-
sumverhalten amArbeitsplatz beschränken (Schmidt-Keilich
et al., 2022).

3 Die Ergebnisse sind zum Zeitpunkt der Abgabe des Berichts noch
nicht publiziert, können hier daher noch nicht berücksichtigt werden.

Mehrere Studien deuten auf Spillover-Effekte hin, wo-
nach im privaten Kontext angewandte nachhaltige Verhal-
tensweisen, wie Mülltrennen oder Stromsparen, auch in den
Arbeitskontext eingebracht werden (Dittmer & Blazejew-
ski, 2016; Smith & O’Sullivan, 2012; Tudor et al., 2007).
Umgekehrt können Betriebe nachhaltiges Konsumverhalten
am Arbeitsplatz fördern, etwa durch Verbesserung von An-
geboten beim Kantinenessen. Studien belegen allerdings,
dass Ernährungsgewohnheiten nicht durch ein veränder-
tes betriebliches Kantinenangebot allein gesteuert werden,
sondern durch Einstellungen, betriebliche Pausenregelungen
und Versorgungsstrukturen des Alltags beeinflusst werden
(Stern et al., 2021; Rückert-John, 2007). Veränderungen von
Routinen und Praktiken erfordern demnach erweiterte Hand-
lungsspielräume und Strukturen der Bereitstellung [Kap. 5].
Ähnliches gilt für die betriebliche Förderung „grüner“ Mo-
bilitätsformen, etwa im Rahmen der E-Mobilitätsoffensive
2022 (https://www.umweltfoerderung.at).

Sektorale Verschiebung und Dekarbonisierung
der Industrie
Die Bereitstellungsperspektive fasst Gestaltungsoptionen ins
Auge, die klimafreundliche Arbeitsplätze für jene verfügbar
machen, die zur Existenzsicherung auf Lohnarbeit angewie-
sen sind. Da der Dienstleistungssektor im Vergleich zum
Produktionssektor deutlich material- und energieschonen-
der ist und gleichzeitig geringere Produktivitätsfortschritte
aufweist (Hardt et al., 2020, 2021), wird die sektorale Ver-
schiebung von Beschäftigung in Dienstleistungsbereiche als
wichtige Option gesehen, umKlima- und Beschäftigungszie-
le gemeinsam zu erreichen (Jackson & Victor, 2011; Reuter
2010). Allerdings sind viele Bereiche unternehmensbezo-
gener Dienstleistungen (Wirtschaftsberatung, Finanzdienst-
leistungen, Werbung etc.) in der Wertschöpfungskette mit
emissionsintensiven Tätigkeiten in der Industrie verbunden.
Gleichzeitig ist die Herstellung klimafreundlicher Technik
kurzfristig zwar energie- und ressourcenintensiv, spart in
der Nutzung jedoch mittel- und langfristig Energie. Zu-
dem ist zu problematisieren, dass gerade die Verlagerung
der Beschäftigung in unternehmensbezogene Dienstleistun-
gen oftmals nur deshalb möglich ist, weil industrielle Pro-
duktion in andere Länder ausgelagert wird (Peters et al.,
2011; siehe auch die Arbeiten des Global Carbon Project,
https://www.globalcarbonproject.org). Daher haben Länder
mit einem hohen Anteil von Beschäftigten im Dienstleis-
tungssektor und damit einhergehenden niedrigen produkti-
onsbasierten Emissionen nicht zwingend einen niedrigeren
ökologischen Fußabdruck (Zhang et al., 2015). Demgegen-
über soll die Stärkung der europäischen Industrie in zentralen
Bereichen der Dekarbonisierung (z. B. erneuerbare Energie,
nachhaltige und intelligente Mobilität etc.) dazu beitragen,
Beschäftigungs- und Klimaschutzziele gleichzeitig zu errei-
chen (Europäische Kommission, 2020c).

https://www.umweltfoerderung.at
https://www.globalcarbonproject.org
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Klimaschonende Bedürfnisbefriedigung
Aus einer Bereitstellungsperspektive stellt sich zudem die
Frage, welche Wirtschaftsbereiche – und damit welche For-
men der Erwerbsarbeit – zur Befriedigung grundlegender
menschlicher Bedürfnisse beitragen. In Anlehnung an den
grundversorgungsorientierten Ansatz der Alltagsökonomie
(„Foundational Economy“) kann zwischen verschiedenen
Wirtschaftsbereichen unterschieden werden: der Grundver-
sorgungsökonomie, der Marktwirtschaft und der Renten-
ökonomie. Um allen Menschen ein gutes Leben innerhalb
planetarer Grenzen zu ermöglichen, müssten ressourcenin-
tensive Teile der Marktwirtschaft sowie die Rentenökono-
mie schrumpfen, so die Forderung. Gleichzeitig müsste die
Grundversorgungsökonomie, dazu zählen Daseinsvorsorge
und Nahversorgung, ausgebaut werden. Um eine kollekti-
ve Bereitstellung notwendiger Güter, Dienstleistungen und
Infrastrukturen sicherzustellen, ist ausreichend öffentliche
Finanzierung notwendig (Krisch et al., 2020).

Ob ein entsprechend großes Arbeitsvolumen in jenen
Dienstleistungsbereichen entsteht, die direkt der Deckung
von gesellschaftlichen Bedürfnissen dienen (z. B. Erziehung
und Pflege), hängt aber von zwei Faktoren ab: (1) von der
Entwicklung des gesellschaftlichen Bedarfs, etwa dem Be-
darf an sozialen und Gesundheitsdienstleistungen im Zusam-
menhang mit der Alterung von Gesellschaft (unter anderem
Hagedorn, 2019); (2) von der Bereitschaft zur öffentlichen
Finanzierung des Sektors und der Aufwertung und besseren
Entlohnung von Dienstleistungsarbeit (zu steuerpolitischen
Weichenstellungen auch Bohnenberger & Schultheiß, 2021,
S. 77 f.) [Kap. 18].

Insbesondere für langzeitarbeitslose Personen, die kaum
mehr Chancen auf einen Job auf dem ersten Arbeitsmarkt
haben, kann eine öffentlich finanzierte Jobgarantie eine Per-
spektive bieten (Picek, 2020; Tcherneva, 2020; zu Degrowth
und Jobgarantie auch Alcott, 2013). Das von der AK entwi-
ckelte Modell „Chance 45“ sieht beispielsweise vor, bis zu
45.000 neue Jobs für Langzeitarbeitslose zu schaffen. Die
Idee ist, auf lokaler und regionaler Ebene soziale und öko-
logische Beschäftigungsformen zu fördern, für die es zwar
Nachfrage gibt, die aber vom Markt nicht bereitgestellt wer-
den (Schultheiß et al., 2021).4 Darüber hinaus kann eine
Jobgarantie die Zahl armutsgefährdeter Personen substan-
ziell senken, Einkommensungleichheit reduzieren und im
Gegenzug gesellschaftliche Teilhabe fördern. Das zeigt ei-
ne aktuelle Studie, die die Nettokosten und Auswirkungen
einer solchen Jobgarantie in Österreich berechnet (Premrov
et al., 2021). Klimaschonende Bedürfnisbefriedigung und
sozialpolitische Ziele ließen sich auf diese Weise vereinba-
ren.

4 Siehe auch das „Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal
(MAGMA)“ für langzeitarbeitslose Personen des AMS Niederöster-
reich.

Arbeitszeitverkürzung
Studien deuten darauf hin, dass eine alleinige sektorale Ver-
schiebung von Beschäftigung in den Dienstleistungsbereich
nicht ausreichen dürfte, um die Klimaziele zu erreichen
(Hardt et al., 2020; Petschow et al., 2018). Daher schlagen ei-
ne Reihe von Autor_innen (zusätzlich) eine Verkürzung der
Arbeitszeit vor (z. B. Antal, 2014; Jackson & Victor, 2011;
Reuter, 2010). Empirische Analysen zeigen, dass längere
Arbeitszeiten auf gesamtwirtschaftlicher Ebene mit höhe-
rem Umweltverbrauch einhergehen (Fitzgerald et al., 2015,
2018; Hayden & Shandra, 2009; Knight et al., 2013; Ros-
nick & Weisbrot, 2007; Shao & Rodríguez-Labajos, 2016).
Dieser Zusammenhang erklärt sich dadurch, dass ein höhe-
res Arbeitsvolumen makroökonomisch mit mehr Produktion
und Einkommen verbunden ist und diese bedeuten eine hö-
here Umweltbelastung. Um ein nachhaltiges CO2-Budget
von 1610 Kilogramm CO2-Äquivalenten pro Kopf und Jahr
(O’Neill et al., 2018) zu erreichen, müsste die Arbeitszeit
(bei konstanter Arbeitsproduktivität und Kohlenstoffintensi-
tät) in OECD-Ländern auf durchschnittlich sechs Stunden
pro Woche sinken (Frey, 2019). Obwohl es sich hierbei um
eine recht statische Berechnung handelt, gibt diese Auf-
schluss darüber, wie drastisch Wirtschaftsaktivität und damit
Erwerbsarbeit reduziert werden müssten, um die Einhaltung
planetarer Grenzen zu erreichen. Auf Basis österreichischer
Daten kommen Hoffmann und Spash (2021) zum Schluss,
dass Erwerbsarbeit in allen Branchen deutlich reduziert wer-
den müsste. Die ökologischen Effekte einer Arbeitszeitver-
kürzung unterscheiden sich allerdings danach, in welchen
Sektoren Wirtschaftsaktivität und Arbeitsvolumen reduziert
werden und inwiefern es in Folge von Arbeitszeitverkürzun-
gen zu Produktivitätssteigerungen bzw. zu einer Erhöhung
der Kapitalintensität kommt.

Zudem gilt eine Reduktion der Arbeitszeit als wich-
tige Maßnahme, um den Wachstumsdruck zu reduzieren
(Antal, 2014). Bei steigender Arbeitsproduktivität ist Wirt-
schaftswachstum notwendig, um eine Zunahme der Arbeits-
losenzahlen zu vermeiden. Alternativ könnte die Anzahl
der Beschäftigungsverhältnisse durch eine Arbeitszeitver-
kürzung konstant gehalten werden, ohne dass zusätzliches
Wachstum notwendig wäre. Simulationsstudien für die ka-
nadische Wirtschaft zeigen, wie eine Arbeitszeitverkürzung
dazu beitragen kann, stabile Beschäftigungszahlen trotz ge-
ringem bzw. negativem Wirtschaftswachstum zu erreichen.
Gleichzeitig sinkt der Umweltverbrauch in diesen Szenarien
(Jackson & Victor, 2020; Victor, 2012).

Entwicklung des Arbeitsvolumens
Inwiefern und in welchem Ausmaß eine Arbeitszeit-
verkürzung (auf gesamtwirtschaftlicher Ebene) für er-
forderlich erachtet wird, hängt stark von den Annah-
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men über die zukünftige Entwicklung des Arbeitsvolu-
mens ab. Studien zum „grünen Strukturwandel“ finden
vielfach positive Netto-Beschäftigungseffekte für Ös-
terreich, allerdings sind diese meist auf einen Zeitho-
rizont von einigen Jahren (z. B. 2030) beschränkt (für
eine Übersicht siehe Soder & Berger, 2021). Um Be-
schäftigungsverluste im emissionsintensiven Produkti-
onssektor auszugleichen, schlagen andere Autor_innen
eine sektorale Verschiebung hin zu Dienstleistungen
vor (Jackson & Victor, 2011; Reuter, 2010). Da diese
Strategie womöglich nicht ausreicht, um die Klima-
ziele zu erreichen (Hardt et al., 2020), wird in der
wachstumskritischen Literatur oft zusätzlich eine Re-
duktion wirtschaftlicher Aktivität – und damit eine
Verringerung des Erwerbsarbeitsvolumens – als not-
wendig erachtet (Jackson & Victor, 2011, 2020; Seidl
& Zahrnt, 2019).

Auch unter der Annahme, dass die Wachstumsraten
in Zukunft ohnehin sinken werden (Stichwort „säku-
lare Stagnation“: Aiginger, 2016), erscheint eine Ar-
beitszeitverkürzung erforderlich (Reuter, 2010). Eine
solche steht auch im Mittelpunkt erweiterter Arbeits-
konzepte und verfolgt hier das Ziel, mehr Raum für
unbezahlte Tätigkeiten zu schaffen (Littig & Spitzer,
2011). Aus einer Post-Work-Perspektive wird eben-
falls eine drastische Reduktion des Erwerbsarbeits-
volumens gefordert, mit dem Argument, dass viele
Jobs derzeit keinen gesellschaftlichen Nutzen stiften
(Stichwort „Bullshit Jobs“; Frayne, 2015; Graeber,
2018).

Gegen eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung
spricht allerdings, dass das Arbeitskräfteangebot
in den nächsten Jahren durch den demografischen
Wandel in manchen Regionen sinken wird (Huber,
2010) und gewisse Sektoren bereits jetzt von einem
Fachkräftemangel betroffen sind (Ertl & Marterbauer,
2021; Fink et al., 2015). Da eine hohe Arbeitspro-
duktivität oft mit hohem Energie- und Materialeinsatz
einhergeht, argumentieren einige Autor_innen für
eine Senkung der Arbeitsproduktivität bzw. für die
Reduktion kontinuierlicher Produktivitätssteigerungen
(Jackson & Victor, 2011; Mair et al., 2020), was
möglicherweise ein höheres Arbeitsvolumen zur Folge
hätte. Die Entwicklung des Erwerbsarbeitsvolumens
hängt schließlich stark davon ab, welche Tätigkeiten in
Zukunft als bezahlte bzw. unbezahlte Arbeit organsiert
werden.

Aus klimapolitischen Überlegungen erscheint fol-
gendes Szenario denkbar: Aufgrund des hohen In-
vestitionsbedarfs in den sozial-ökologischen Umbau
der Wirtschaft, aber auch aufgrund weiterer Heraus-

forderungen wie Arbeitslosigkeit, Ungleichheit und
hoher öffentlicher Schuldenstand, ist in den nächs-
ten Jahren in den europäischen Volkswirtschaften mit
einem weiteren Wachstumskurs zu rechnen. Langfris-
tig ist jedoch davon auszugehen, dass die Wachs-
tumsraten in den entwickelten Volkswirtschaften sin-
ken werden, womit auch die Zusammenhänge zwi-
schen Wirtschaftswachstum und Beschäftigung bzw.
Arbeitszeit entkoppelt werden müssten (Aiginger,
2016).

Just Transition
Just Transition bezeichnet keine spezifische Gestaltungsop-
tion, sondern eine politische Stoßrichtung, die im Sinne der
Bereitstellungsperspektive auf eine sozialverträgliche Ge-
staltung des ökologischen Umbaus der Erwerbsarbeit zielt
(Confédération européenne des syndicats (CES)/European
Trade Union Confederation ETUC, o.J.; Europäische Kom-
mission, 2020a; Reuter, 2014; Schröder & Urban, 2019;
Urban, 2019; siehe auch Box im Abschnitt „Status quo“).
Wesentlich stärker als im Falle der Modernisierungspoli-
tik betont Just Transition die Bedeutung der Einbindung
der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen bzw.
die Bedeutung breiter gesellschaftlicher Allianzen sowie
eines handlungsfähigen öffentlichen Sektors, leistungsfähi-
ger sozialer Sicherungssysteme und aktiver Arbeitsmarkt-,
Beschäftigungs- und Industriepolitik für die Gestaltung einer
gerechten und zielführenden Transformation (AK Europa,
2020; DGB, 2021; Eder, 2021; Initiative Wege aus der
Krise, 2019; Klein, 2019; Soder, 2021; Schultheiß et al.,
2021).

Da die Politik den Strukturwandel maßgeblich verantwor-
tet, obliegt ihr die Gestaltung des arbeitsmarktpolitischen
Rahmens im Interesse der Betroffenen. In Österreich ge-
schieht dies etwa in Form der Einrichtung von Arbeitsstif-
tungen5 (Kopf, 2021). Im Frühjahr 2022 startete in Öster-
reich erstmals bundesweit eine sogenannte „Umweltstiftung“
(Neier et al., 2022). Das Ziel ist, insgesamt 1000 Men-
schen, die maximal über einen Pflichtschulabschluss ver-
fügen, betriebsnahe zu qualifizieren und anschließend eine
Beschäftigung zuzusichern. Beschäftigte frühzeitig in Ver-
änderungsprozesse einzubinden, etwa durchWeiterbildungs-
und Umschulungsmaßnahmen, erhöht außerdem die soziale
Akzeptanz für Maßnahmen des Strukturwandels bzw. er-
möglicht Strukturwandel „von innen“ (Bohnenberger, 2022,
S. 13) [Kap. 21].

5 „Arbeitsstiftung“ ist eine arbeitsmarktpolitische Maßnahme, die ar-
beitslos gewordenen Arbeitnehmer_innen zielgerichtete Schulungs-
maßnahmen anbietet (siehe https://www.wko.at/service/arbeitsrecht-
sozialrecht/Arbeitsstiftung.html; 22.02.2022).

https://www.wko.at/service/arbeitsrecht-sozialrecht/Arbeitsstiftung.html
https://www.wko.at/service/arbeitsrecht-sozialrecht/Arbeitsstiftung.html
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Erweiterte Mitbestimmung und demokratisch geführte
Unternehmen
Über politische Forderungen nach Just Transition hinaus
reichen Konzepte zur weitgehenden Teilhabe bzw. Mitbe-
stimmung der Arbeitsinhalte durch Beschäftigte, oder umfas-
sendere Möglichkeiten der Gestaltung im Sinne von Worker
Cooperatives und anderen Formen der Wirtschaftsdemokra-
tie (Demirovic & Rosa Luxemburg Stiftung, 2018; Johanis-
ova & Wolf, 2012; Mayrhofer & Wiese, 2020; Müller et al.,
2019). Demokratisch geführte Unternehmen legen in ihren
Statuten fest, die Interessen der Gemeinschaft zu priorisieren
und im Rahmen kollektiver Prozesse über die Ausrichtung
der Produktion zu entscheiden (Johanisova & Franková,
2013; Johanisova et al., 2013).

Diese Form der Governance ermöglicht den Beschäftig-
ten, die Klima- und Umweltauswirkungen von Tätigkeiten
zu reflektieren und sich auf dieser Grundlage für eine klima-
freundlichere Form der Erwerbsarbeit einzusetzen (Gibson-
Graham et al., 2013).Weil von Arbeitnehmer_innen geführte
Unternehmen keinen externen Stakeholdern verpflichtet sind
und einen Fokus auf die Bedürfnisbefriedigung ihrer Be-
schäftigten sowie der lokalen Community legen können, ist
es diesen Unternehmen eher möglich, aus der Wachstumslo-
gik konventioneller Unternehmen auszusteigen (Johanisova
& Franková, 2013; Johanisova et al., 2013). Im Rahmen in-
dustrieller Produktion (Becke & Warsewa, 2018; Süßbauer
et al., 2019) sowie neuen Formen des Arbeitens entste-
hen hier spezifische Bottom-up-Initiativen.Weiterhin besteht
Forschungsbedarf zur Frage, in welchen Bereichen und mit
welchen Organisationsformen (z. B. Genossenschaften) Be-
schäftigte bestmöglich ökologische Verantwortung wahrneh-
men können (Johanisova et al., 2013).

Postwachstumsorganisationen
Bereits heute gibt es viele Klein- und Mittelbetriebe, die kei-
nen Wachstumskurs verfolgen (Gebauer & Sagebiel, 2015)
und die als Bündnispartner_innen für das Bestreben um eine
sozial gerechte Transformation in Betracht kommen (Gebau-
er et al., 2017).

Eine aktuelle Studie zeigt, dass eine Reihe an Leuchtturm-
projekten in Wien existiert, die in Form von sogenannten
Postwachstumsorganisationen neue Arbeits- und Organisa-
tionsformen verwirklicht haben (Eichmann et al., 2020).
So verfolgen beispielsweise Foodcoops oder Reparaturcafés
ökologische Ziele mit regionaler Nahrungsversorgung oder
der längeren Nutzung bestehender Konsumgüter. Sie sind
vornehmlich an der Versorgung des lokalen Markts bzw.
ihrer Mitglieder orientiert. Einige dieser Postwachstums-
organisationen in der Kreislaufwirtschaft sind als Soziale
Unternehmen6 organisiert und bieten damit Beschäftigungs-

6 Einen Überblick über das Feld Sozialer Unternehmen in Österreich
bietet das Netzwerk „arbeit plus – Soziale Unternehmen Österreich“

alternativen abseits des ersten Arbeitsmarktes. Die Skalier-
barkeit dieser Projekte bleibt fraglich; allerdings zeigen sie
konkrete Möglichkeiten, Arbeit anders zu organisieren und
dabei ökologische und soziale Ziele eng verschränkt zu ver-
folgen.

7.4.2 Ermöglichung klimafreundlichen Handelns
außerhalb von Erwerbsarbeit

Die Strukturierung der Erwerbsarbeit beeinflusst maßgeb-
lich die Möglichkeiten für eine nachhaltige Lebensführung.
Arbeitszeit ist eine wesentliche Stellschraube; daher liegt
der Schwerpunkt zahlreicher Untersuchungen auf der Frage,
wie Arbeitszeitpolitik die Bedingungen für klimafreundli-
ches Handeln außerhalb von Erwerbsarbeit verändern bzw.
verbessern kann.

Besonderes Augenmerk erhält in diesem Zusammenhang
eine Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit. Sinkt dabei das Ein-
kommen, ist zu erwarten, dass weniger konsumiert wird und
damit auch der ökologische Fußabdruck schrumpft (Moser
& Kleinhückelkotten, 2018; Theine et al., 2017) [Kap. 17].
Neben diesem Einkommenseffekt können positive Umwelt-
wirkungen auch dadurch entstehen, dass Beschäftigte mehr
Zeit für umweltschonende Aktivitäten zur Verfügung haben.
Kürzere Arbeitszeiten führen allerdings nicht automatisch zu
einer Umweltentlastung, da die freigewordene Zeit auch für
ressourcenintensive Aktivitäten verwendet werden kann.

Die bisherige Literatur zeigt, dass solche Zeit-Rebound-
Effekte tatsächlich auftreten können, allerdings mindern sie
die positiven Umwelteffekte aus reduziertem Einkommen
nur minimal. Eine Studie auf Basis schwedischer Haus-
haltsdaten zeigt etwa, dass eine Arbeitszeitreduktion um
1 Prozent zu einer Senkung der CO2-Emissionen um 0,82
Prozent durch den Einkommenseffekt führt, während die
Emissionen durch den Zeiteffekt um 0,02 Prozent steigen,
was eine Gesamtelastizität von 0,8 bedeutet (Nässén & Lars-
son, 2015). Andere Studien zu den USA (Fremstad et al.,
2019) oder Deutschland (Buhl & Acosta, 2016) finden eine
geringere Gesamtelastizität von 0,3.

Geht eine Arbeitszeitverkürzung mit einer Einkommens-
reduktion einher, sind insgesamt positive Umweltwirkungen
zu erwarten. Was die ohnehin geringeren Effekte durch frei-
gewordene Zeit betrifft, ist die Aussagekraft der bisherigen
Studien durch ein systematisches Review kürzlich in Zwei-
fel gezogen worden (Antal et al., 2021). Ein Grund dafür ist
wohl, dass diese Effekte maßgeblich von der Art der Arbeits-
zeitverkürzung abhängen (Pullinger, 2014). Im Gegensatz
zu einer Verkürzung der täglichen Arbeitszeit könnte eine
Vier-Tage-Woche prinzipiell einen Anreiz bieten, etwa eine

unter der gleichnamigen Website: arbeit plus – Soziale Unternehmen
Österreich.
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Kurzreise mit dem Flugzeug zu unternehmen. Eine repräsen-
tative Umfrage in Deutschland hat erhoben, wofür Menschen
eine zusätzliche Stunde pro Tag verwenden würden. Mit
Abstand am häufigsten genannt wurden Begriffe wie schla-
fen, ausruhen und entspannen, gefolgt von Sport, lesen und
Familie (Gerold & Geiger, 2020). Diese Ergebnisse lassen
vermuten, dass eine Verkürzung der täglichen Arbeitszeit
kaum nennenswerte Zeit-Rebound-Effekte nach sich ziehen
würde. Treibhausgasemissionen, die durch Pendelverkehr
entstehen, sinken jedoch stärker bei einer Vier-Tage-Woche
als bei einem Sechs-Stunden-Tag, wie eine Studie für das UK
zeigt (King & van den Bergh, 2017).

Eine fremdbestimmte Reduktion von Erwerbsarbeitszeit
kann auf Widerstände der Beschäftigten stoßen, vor allem
dann, wenn diese mit Einkommenseinbußen und damit mit
Einschnitten bei sozialen Sicherungsleistungen einhergeht.
Eine mögliche Lösung wäre hier, den Lohnausgleich nach
Einkommenshöhe zu differenzieren: Niedrigverdiener_innen
erhalten einen vollen Lohnausgleich, für mittlere Einkom-
men ist ein teilweiser Lohnausgleich denkbar, während hohe
Einkommensgruppen keinen Lohnausgleich erhalten (Krull
et al., 2009). Ein solche Umsetzung wäre auch aus ver-
teilungspolitischer Perspektive sinnvoll, weil dies die Un-
gleichheit der Stundenlöhne reduzieren würde. Da vor allem
Besserverdienende einen hohen ökologischen Fußabdruck
aufweisen, wäre dieses Vorgehen auch ökologisch sinnvoll.
Ein sozial gestaffelter Lohnausgleich könnte zudem durch
staatliche Subventionen abgefedert werden (Figerl et al.,
2021).

Darüber hinaus lässt sich zeigen, dass Menschen eher da-
zu bereit sind, auf zukünftige Einkommenssteigerungen zu
verzichten, als eine Reduktion des gegenwärtigen Einkom-
mens zu akzeptieren (Schor, 2005). Werden Produktivitäts-
gewinne durch mehr Freizeit anstelle von Lohnsteigerungen
abgegolten, könnte man die Akzeptanz bei den Beschäftigten
erhöhen. Die seit 2013 in mehreren österreichischen Kol-
lektivverträgen verankerte Freizeitoption funktioniert genau
nach diesem Prinzip: Beschäftigte können zwischen der kol-
lektivvertraglichen Einkommenserhöhung oder zusätzlicher
Freizeit wählen. Da ein Unterschreiten des kollektivvertrag-
lichen Mindestlohns nicht möglich ist, bleibt dieses Instru-
ment allerdings bislang auf Hochlohnbranchen beschränkt
(Gerold, 2017; Stadler & Adam, 2020).

Nicht nur mögliche Einkommenseinbußen, auch die oft-
mals erforderliche Neuorganisation der Arbeitszeiten (z. B.
durch veränderte Schichtmodelle oder Öffnungszeiten) kann
Widerstände vonseiten der Beschäftigten hervorrufen. Für ei-
ne erfolgreiche Umsetzung ist es daher wichtig, Beschäftigte
und Betriebsräte in den Änderungsprozess miteinzubeziehen
(Gerold et al., 2017). Zudem kann eine Arbeitszeitverkür-
zung zu einer Intensivierung der Arbeit führen, wodurch
Stress und Arbeitsbelastung steigen. Die Gefahr einer Ar-
beitsverdichtung besteht vor allem dann, wenn es zu keinen

Neueinstellungen kommt. Modelle wie das Solidaritätsprä-
mienmodell in Österreich, die explizit die Neueinstellung
von zusätzlichen Beschäftigten vorsehen, können einer In-
tensivierung vorbeugen und zudem zu einer gerechteren
Verteilung des Arbeitsvolumens in der Gesellschaft beitra-
gen (Figerl et al., 2021).

Aus Markt- und Innovationsperspektive bietet insbeson-
dere die Digitalisierung neue Möglichkeiten für ortsunab-
hängiges Arbeiten, die den Pendelverkehr reduzieren kön-
nen. Dadurch können insbesondere verkehrsbedingte Emis-
sionen reduziert werden. Um Emissionen durch Pendelver-
kehr zu senken, ist darüber hinaus ein Wechsel zu nachhalti-
gen Mobilitätsformen notwendig. Hier kommt insbesondere
dem Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs oder der Förde-
rung von Radverkehr eine tragende Rolle zu. Maßnahmen
wie Jobtickets, Shuttlebusse zum nächstgelegenen Bahnhof,
Diensträder oder Förderungen für private E-Bikes können
dazu beitragen, den Arbeitsweg nachhaltiger zu gestalten.
Neben der Bereitstellung von Infrastrukturen des öffentli-
chen Personenverkehrs ist es notwendig, Subventionen für
klimaschädliches Verhalten abzubauen. Dazu zählt insbe-
sondere die Pendlerpauschale und die Bereitstellung von
Dienstwagen (Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016) [Kap. 6].

Bei einem deutlichen Rückgang der Erwerbsarbeitszeit
infolge ökologisch induzierter Wachstumseinbußen stellt
sich aus einer Bereitstellungs- und Gesellschaft-Natur-
Perspektive die Frage, wie Einkommen, sozialstaatliche Ab-
sicherung und gesellschaftliche Teilhabe weiterhin sicherge-
stellt werden können. Hier geht es insbesondere darum, die
Abhängigkeit von Erwerbsarbeitseinkommen zu reduzieren.
Eine Möglichkeit wäre ein bedingungsloses Grundeinkom-
men, wonach jede_r Bürger_in, unabhängig von individu-
ellem Bedarf und von der Bereitschaft eine Gegenleistung
zu erbringen, ein staatliches Einkommen erhält (Bregman,
2017; Kovce & Priddat, 2019; Parijs & Vanderborght, 2017).
Ein weiteres, möglicherweise komplementäres, Konzept be-
steht in der Bereitstellung einer öffentlichen Daseinsvorsorge
in Form öffentlicher Güter (Büchs, 2021; Coote & Percy,
2020; IGP et al., 2017).

Andere Ansätze betonen die Potenziale einer verstärkten
Eigenversorgung. Wenn Menschen ihre Bedürfnisse wieder
verstärkt durch Eigenarbeit, lokale Versorgung und soziale
Netzwerke befriedigen, würde die Abhängigkeit von Markt-
gütern und damit Erwerbsarbeitseinkommen sinken (Paech,
2012). Auch erweiterte Arbeitskonzepte und feministische
Ansätze sehen vor, dass Erwerbsarbeit zugunsten von un-
bezahlter Sorge-, Eigen- und Gemeinschaftsarbeit reduziert
wird. Gleichzeitig sollten gesellschaftlich notwendige Tätig-
keiten umverteilt und aufgewertet werden (Biesecker, 2014;
HBS, 2000; Littig & Spitzer, 2011) [Kap. 8]. Arbeitskritische
Strömungen betonen in diesem Kontext den emanzipatori-
schen Aspekt einer reduzierten Abhängigkeit von Erwerbs-
einkommen. So würde die Rückaneignung fremdbestimmter,
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dem Produktionsprozess unterworfener, Zeit Menschen ei-
ne größere Freiheit in Form selbstbestimmter Tätigkeiten
und Selbstverwirklichung ermöglichen (Gorz, 2000; Weeks,
2011; Frayne, 2015).
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo

� Die Fürsorge für und die Versorgung der eige-
nen Person, des Haushalts und der Familie sind
unverzichtbare, (über-)lebensnotwendige, aber oft
unsichtbare Tätigkeiten, die meist zu wenig Beach-
tung finden. (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis)

� Die Klimarelevanz unbezahlter Sorgearbeit hängt
davon ab, in welchem Umfang Güter, Dienstleistun-
gen und Mobilität für diese Tätigkeiten erforderlich
sind und eingesetzt werden und wie emissionsinten-
siv diese bereitgestellt werden. (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen

� Weniger Zeitdruck, Entschleunigung und verringer-
te Mehrfachbelastungen ermöglichen klimafreund-

lichere Entscheidungen im Alltag. Strukturelle
Maßnahmen, die den Zeitdruck mindern, Wege ver-
ringern und Betreuungsangebote erweitern, wären
daher sinnvoll. (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis)

Strukturen, Kräfte und Barrieren

� Die Verteilung von bezahlter und unbezahlter
Arbeit für die notwendige Versorgung anderer
Menschen (Kinder, Ältere, Pflegebedürftige) ist
stark von geschlechtlicher Arbeitsteilung geprägt
und steht daher im Widerspruch zu erwünschter
Geschlechter-, Sorge- und Klimagerechtigkeit. (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Zeitdruck durch Erwerbs- und unbezahlte Sorgear-
beit und Beschleunigung in Arbeitsleben und Alltag
belasten Lebensqualität und Klima. (hohe Überein-
stimmung, schwache Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen und Querverbindungen zu ande-
ren Handlungsfeldern

� Die Klimawirksamkeit von unbezahlter Sorgearbeit
zeigt sich als Synergieeffekt mit anderen Hand-
lungsfeldern: Je mehr Zeit für notwendige Sor-
gearbeit zur Verfügung steht, desto eher können
klimafreundliche Praktiken entwickelt werden. (ho-
he Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)

� „Fairteilen“ von unbezahlter und bezahlter Ar-
beit als Umverteilung zwischen den Geschlechtern,
aber auch hin zum öffentlichen Sektor führt zu
sozialem Ausgleich und ermöglicht klimafreundli-
chere Lebensweisen. Arbeitszeitverkürzung sowie
gerechte Verteilung von bezahlter und unbezahlter
Arbeit reduzieren Stress und machen klimafreund-
liche Praktiken attraktiver. Die Emissionsintensität
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von unbezahlter Sorgearbeit hat daher starke Quer-
verbindungen zum Bereich Erwerbsarbeit. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� In Haushalten führen folgende Faktoren zu einer
Emissionsminderung: der gemeinsame und redu-
zierte Verbrauch von Gütern und Energie, eine
kompakte Wohnungsgröße, ein klimafreundlicher
Energiemix, thermische Sanierung und energiespa-
renden Technologien. Die Emissionsintensität von
unbezahlter Sorgearbeit hat starke Querverbindun-
gen zumBereichWohnen. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� Zeit, Informationen und Kompetenzen sind not-
wendig für den klimagerechten Einkauf, die Pro-
duktion und Zubereitung von Lebensmitteln und
nachhaltige Entscheidungen beim Essen außer
Haus. Die Emissionsintensität von unbezahlter Sor-
gearbeit hat starke Querverbindungen zum Bereich
Ernährung. (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis)

� Hochwertige und leistbare Infrastruktur ist
wichtig, um notwendige Wege zur Versorgung
anderer Menschen, z. B. Pflegebesuche, Schulwe-
ge etc., nachhaltig zu gestalten. Die Emissions-
intensität von unbezahlter Sorgearbeit hat starke
Querverbindungen zum Bereich Mobilität. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

Wirtschaftsbereiche

Zukunftsfähige Politikmaßnahmen

Aufwertung Ausbau Ausbau Ausbau Umbau Rückbau

unbezahlt

Beispiele

Monetär erfasst in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

unbezahlter Sektor - 
private Haushalte 

unbezahlte Pflege von 
Angehörigen

Gesundheits-
versorgung, Energie Lebensmittel

Gastronomie,
Frisiersalon

Autozuliefer-
industrie

Aktien-/
Immobilienmarkt

Alltagsökonomie

Daseinsvorsorge
Grundlegende
Nahversorgung

erweiterte
Nahversorgung 

Export orientierte 
Marktökonomie

Renten-
ökonomie

Grundversorgungsökonomie

Abb. 8.1 Unbezahlte und bezahlte Wirtschaftsbereiche. (Krisch, 2020)

� Wenn Sorgearbeit und Freizeit gerechter verteilt
werden, mindern sich jene Emissionen, die durch
Zeitdruck entstehen, ebenso wie solche, die aus Ein-
kommenswohlstand entstehen. Die Emissionsinten-
sität von unbezahlter Sorgearbeit hat starke Quer-
verbindungen zum Bereich Freizeit. (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis)

8.1 Einleitung

In diesemKapitelwidmenwir uns demHandlungsfeld „unbe-
zahlte Sorgearbeit“.Wir stellen den Status quo dar und zeigen
Klimaherausforderungen, strukturelle Barrieren und mögli-
che Handlungsoptionen und Akteur_innen des Wandels in
Richtung höhere Klimafreundlichkeit auf. Der Begriff „Sor-
gearbeit“ wird hier im Sinne einer frühen umfassenden Defi-
nition von „Care“ verwendet: „Everything that we do tomain-
tain, continue, and repair our ‚world‘ so thatwe can live in it as
well as possible.“ (Tronto & Fisher, 1990) Wie beschäftigen
uns mit aktuellen Erkenntnissen zu den Fragen: Sind exis-
tierende Sorgearrangements klimafreundlich bzw. nachhaltig
oder nicht und wie könnten sie nachhaltig gemacht werden?
Wie hängen Geschlechtergerechtigkeit und Klimagerechtig-
keit zusammen? (Hofmeister &Mölders, 2021).
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Unbezahlte Sorgearbeit umfasst alle Tätigkeiten, die für
die Reproduktion der eigenen Person (Personensystem) und
der unmittelbaren Umgebung (Haushaltssystem) notwendig
sind [siehe Überblick in Tab. 3.2 von Kap. 3 Überblick zu
den Handlungsfeldern]. Ehrenamtliche Tätigkeiten und ge-
sellschaftliches Engagement dienen der Reproduktion von
Gesellschaft, manchmal auch der Sorge für die Natur. Die-
se Bereiche werden ebenso in diesem Kapitel dargestellt.
Bezahlte Sorgearbeit (z. B. im Bereich der Pflege- und Er-
ziehungsarbeit) wird im Kap. 7 „Erwerbsarbeit“ behandelt.

Wie unbezahlte Sorgearbeit mit bezahlten Wirtschaftsbe-
reichen zusammenhängt, jedoch oft unsichtbar bleibt, zeigt
Abb. 8.1. Der unbezahlte Bereich ist Gegenstand dieses
Kapitels und umfasst neben unbezahlter Pflege auch alle an-
deren Tätigkeiten der täglichen Versorgung von Personen,
Familien, Haushalten und der ehrenamtlichen Betreuung in
Nachbarschaften und Kommunen.

Veränderungen von Praktiken und Routinen im Hinblick
auf klimafreundliches Handeln erfordern, dass Menschen
bereit sind, diese Veränderungen zu akzeptieren. Klima-
freundliche Sorgearbeit setzt voraus, dass sich Menschen
anders als gewohnt organisieren und aufgrund geänderter
Zeitverwendung einen niedrigeren Ressourcenverbrauch und
positive Klimawirkungen erzielen. Gerechtigkeits- und Be-
wertungsfragen von bezahlter und unbezahlter Arbeit und
zur Übernahme von individuell und gesellschaftlich not-
wendigen Versorgungsleistungen müssen thematisiert wer-
den. Strukturelle Änderungen bei geschlechtsspezifischer
Arbeitsteilung sind dafür genauso zu überlegen wie An-
gebote von Dienstleistungen (Services) und die Bereit-
stellung von unterstützender und fördernder Infrastruk-
tur.

8.2 Status quo – Klimaherausforderungen

In den letzten 50 Jahren haben Frauen in allen OECD-
Ländern ihre unbezahlte Arbeitszeit verringert und ihre
bezahlte Arbeitszeit erhöht. Männer leisten seither mehr
Hausarbeit und Kinderbetreuung, dennoch sind die Un-
gleichheiten zwischen den Geschlechtern bei der Zeitnut-
zung in allen Ländern immer noch groß (siehe Abb. 8.2).
So auch in Österreich, wo die Zahlen aus der bisher letz-
ten Zeitverwendungserhebung in 2008/09 (Statistik Austria
2009) zeigen: Im Durchschnitt wendeten Frauen täglich
47 Minuten, Männer 21 Minuten für unbezahlte Sorgear-
beit für Familienmitglieder auf. Frauen übernahmen 170
Minuten Routinehaushaltstätigkeiten, Männer 79 Minuten.
Frauen verbringen im Schnitt täglich 101 Minuten, Männer
117 Minuten vor dem Fernseher oder Radio. Für Sport ha-
ben Frauen 30, Männer 34 Minuten zur Verfügung. Frauen
schlafen durchschnittlich 501, Männer 496 Minuten (OECD,
2014).

Die Summe der notwendigen Zeit, die für die materielle
Existenzsicherung im Sinne von Erwerbsarbeit aufgewendet
werden muss, und der für die unbezahlte Sorgearbeit not-
wendigen Zeit bestimmt das Ausmaß an Zeitknappheit oder
Zeitwohlstand. Wie viel Zeit für Existenzsicherung und Sor-
gearbeit notwendig ist, unterscheidet sich nach Einkommen
und Lebensstil und den davon beeinflussten Entscheidungen
zur Aufteilung von bezahlter und unbezahlter Sorgearbeit.
Bei Zeitwohlstand geht es nicht nur um die verfügbare
Zeit, sondern auch um genügend Zeit pro Zeitverwendung
(Tempo), ausreichende Planbarkeit, zufriedenstellende Ab-
stimmung unterschiedlicher zeitlicher Anforderungen (Syn-
chronisierung) und selbstbestimmte Bedingungen (Zeitsou-
veränität) (Geiger et al., 2021; von Jorck et al., 2019). Für all
diese Tätigkeiten sind meist auch Wege- und Pendelzeiten
notwendig [zu deren Klimawirksamkeit siehe Kap. 6 Mobi-
lität].

Die Zeit, die für Sorge aufgewendet wird, ist wiederum
zu unterscheiden in Zeit für die persönliche Reproduktion
(Schlafen, Essen, Körperpflege) und Zeit für die Fürsorge
und Versorgung anderer Menschen. Die persönliche Repro-
duktion kann nicht unter ein Minimum komprimiert oder
ersetzt werden. Für notwendige Tätigkeiten wie Essen oder
Körperpflege braucht es entsprechend emissionsarme Alter-
nativen. Fürsorge für und die Versorgung anderer Menschen
können auch durch die Bereitstellung von Dienstleistun-
gen aus der Daseinsvorsorge verändert werden. Damit kann
möglicherweise Zeit eingespart werden, die eventuell klima-
freundlicher verwendet werden kann. Die Klimawirkung von
bereitgestellten Dienstleistungen muss jedenfalls analysiert
werden. Weitere Forschung zu den Klimawirkungen ge-
änderter struktureller Rahmenbedingungen (Arbeitsteilung,
Bewertung von Arbeit, Arbeitszeit, Grundsicherung, Da-
seinsvorsorge, zivilgesellschaftliches Engagement) ist daher
notwendig.

8.2.1 Selbstfürsorge – persönliche Reproduktion

Tätigkeiten für die persönliche Reproduktion (Schlafen, Es-
sen, Körperpflege) können nicht an Dritte delegiert oder
durch Dienstleistungen oder Produkte ersetzt werden. Die
Klimawirkung der dafür benötigten Unterstützungsleistun-
gen und Produkte muss analysiert werden. Die Zeit für die
persönliche Reproduktion kann nicht ohne nachteilige Aus-
wirkungen auf die Einzelnen über einen längeren Zeitraum
unter ein bestimmtesMaß komprimiert werden und bestimmt
damit die Zeit, die für andere Aktivitäten zur Verfügung
steht.

Die Emissionsintensität dieser Tätigkeiten entsteht durch
den direkten und indirekten Energie- und Materialverbrauch
des dabei anfallenden Konsums, mit starken Querverbindun-
gen zu Wohnen und Ernährung (Smetschka et al., 2019).
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Canada (2010)

Care for 
household members TV or radio at home Sports

France (2009)

Italy (2008 - 09)

New Zealand 
(2009 - 10)

Spain (2009 - 10)

Japan (2011)

Korea (2009)

Mexico (2009)

Finland 
(2009 - 10)

United States 
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OECD 26
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21 32
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12 25
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08 15

30 37
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514 507
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526 520
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529 522
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522 509
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Abb. 8.2 OECD-Vergleich der Verteilung von unbezahlter Sorgearbeit, persönlicher Reproduktion und Freizeit („Balancing paid work, unpaid
work and leisure“). (OECD, 2014)
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Abb. 8.3 Persönliche Repro-
duktion nach Stunden pro Tag
und Kilogramm CO2-Äquivalent
pro Tag für das Jahr 2010 und
den österreichischen Durch-
schnitt. (Eigene Darstellung nach
Smetschka et al. (2019))
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Die Konsumgüter, die für diese Alltagshandlungen notwen-
dig sind, werden hier nach Ausmaß ihres CO2-Fußabdruckes
gereiht:

� Heizen/Kühlen/Warmwasser [siehe auch Kap. 4 Wohnen]
� Ernährung [siehe auch Kap. 5 Ernährung]
� Möbel/Ausstattung [siehe auch Kap. 9 Freizeit]
� Kleidung [siehe auch Kap. 9 Freizeit]
� Kosmetik- und Hygieneprodukte [siehe auch Kap. 9 Frei-

zeit]

Die Zuordnung von Emissionen zu Tätigkeiten der persön-
lichen Reproduktion (Abb. 8.3) zeigt, dass wir einen hohen
Anteil unserer täglichen 24 Stunden für die Reproduktion un-
serer Person aufwenden. Der Vergleich mit dem Anteil am
CO2-Fußabdruck zeigt, dass nur Schlafen einen geringeren
Emissionsanteil als zeitlichen Anteil hat, obwohl auch dafür
die Emissionen des Wohnens (inklusive Heizen) mitgerech-
net werden. Da ein klimafreundliches Leben aber nicht nur
aus mehr Schlafen und Ruhen bestehen kann, gilt es für die
anderen Tätigkeiten klimafreundlichere Alternativen zu fin-
den (Smetschka et al., 2019).

Für den CO2-Fußabdruck dieser Tätigkeiten ist die Men-
ge des Konsums an Produkten und Dienstleistungen relevant,
welche dafür verwendet werden, gefolgt von der Zusam-
mensetzung des Konsumprofils (Smetschka et al., 2019;
Wiedenhofer et al., 2018). Es kommt also darauf an, wie
energie- und emissionsintensiv die (globale) Produktion der
konsumierten Güter und Dienstleistungen ist [siehe auch
Kap. 15 Globalisierung]. Nach internationalen Studien sind
die wichtigsten Einflussfaktoren für die Kohlenstoffintensität
der Aktivitäten in dieser Kategorie auf der Nachfragesei-
te das Einkommen, die Wohnfläche pro Kopf, die Anzahl

der Personen im Haushalt, die sich Wohnfläche und Haus-
haltsgeräte teilen, und die Klimazone (Ala-Mantila et al.,
2016; Ivanova et al., 2017; Ivanova & Büchs, 2020; Len-
zen et al., 2006; Muñoz et al., 2020; Underwood & Zahran,
2015). Weiters spielt der Grad des Parallelkonsums, z. B. die
Nutzung von Zweitwohnungen (Heinonen et al., 2013a) ei-
ne Rolle [siehe auch Kap. 4 Wohnen]. Der Zeitpunkt, zu
dem Energie für Sorgearbeit benötigt wird, trägt zu tägli-
chen Spitzenauslastungen beim Stromverbrauch bei und ist
bei Energieeinsparungen und beim Umstieg auf erneuerbare
Energien zu berücksichtigen.

Einen Unterschied machen die in Wohnungen verfüg-
bare Heiz- und Kühltechnologie (Art der Bereitstellung,
Zeitpunkt der Dienstleistungen) und die routinisierte und
soziokulturell als „normal“ empfundene Raumtemperatur
(6 Prozent weniger Energiebedarf je Grad Heizung) (Eon
et al., 2018; Wolff et al., 2017). Auch andere Entwicklungen,
wie z. B. Änderungen der Waschroutinen oder ausgeklügel-
te Technik in Badezimmern (Shove et al., 2009), tragen zu
einem höheren CO2-Fußabdruck bei.

8.2.2 Sorge für andere – unbezahlte Sorgearbeit
als Reproduktion vonHaushalt und Familie

Die meisten Menschen wenden einen bestimmten Teil ihrer
Zeit auf, um ihren Haushalt und andere Personen, bei de-
nen es sich meist um Familienangehörige in ihrem Haushalt
und außerhalb davon handelt, zu versorgen. Außerhäusliche
Dienstleistungen und Produkte (z. B. Zubereitung von Mahl-
zeiten, Reinigung, Betreuung von Kindern, kranken und
alten Menschen) können viele dieser Tätigkeiten ersetzen,
sofern sie dem Dritt-Personen-Kriterium unterliegen, also
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von einer dritten Person ausgeführt werden können (Hawryl-
shyn, 1977; Hill, 1979; Reid, 1934). Trotz technologischen
Wandels und Auslagerung ist unbezahlte Haus- und Sorge-
arbeit immer noch eine relevante Tätigkeit, hat sich doch die
dafür aufgebrachte Zeit in den letzten 30 Jahren nicht maß-
geblich verändert (Grisold & Mader, 2013). Dies wird vor
allem auf die Lebensnotwendigkeit, den Beziehungsaspekt
und Nicht- bzw. schwere Rationalisierbarkeit der Tätigkei-
ten zurückgeführt [siehe auch Kap. 14 Wirtschaft: Güter und
Dienstleistungen und Kap. 2, Teilkapitel zu „Sozioökologi-
sche Sorgebeziehungen“ und „Anthropozän“].

Sorgearbeit – unabhängig davon, ob sie im bezahlten oder
unbezahlten Kontext geleistet wird – zeichnet sich vor allem
durch folgende Spezifika aus (Madörin, 2006):

� Die Beziehung zwischen der Sorgearbeit leistenden Per-
son und der Person, an und mit der die Sorgearbeit
geleistet wird, sowie ihre Kommunikation sind Teil der
Qualität der Arbeitsleistung (Subjekt-Subjekt-Verhältnis).
Emotionen und zwischenmenschliche Beziehungen sind
Teil der Care-Tätigkeiten sowie Teil der Qualität und der
tatsächlichen Leistung.

� Die in marktwirtschaftlichen Theorien vorgesehene Tren-
nung zwischen Produkt, Produzent_in und Bezieher_in
des Produkts respektive der Leistung ist schwierig.

� Wann wie viel Sorgearbeit anfällt, ist nur zum Teil vorher-
sehbar und planbar. Der Bedarf muss laufend neu beurteilt
werden, die Aufteilbarkeit von zeitlichen Abläufen ist
begrenzt und deren plan- und bewertbare Komplexität
schwierig.

� Durch die direkte Leistung der Sorgearbeit an und mit der
Person müssen beide Personen am selben Ort sein. Der
Ort der Sorgearbeit ist nicht oder nur schwer verlagerbar,
daher gibt es starke Querverbindungen zu Mobilität und
Wohnen und den Emissionen aus diesen Bereichen.

� Produktivitätssteigerungen von Sorgearbeit und die Idee
der Effizienzsteigerung sind nur bedingt möglich; sie kön-
nen – je nach Perspektive – zu eingesparter Zeit führen
und damit eventuell einen Zugewinn an Lebensqualität
bringen oder zu Qualitätsverlust führen, weil persönliche
Interaktion netto reduziert wird.

� Eine zu umfassende Substitution des Produktionsfaktors
Arbeit durch Kapital – Technik – kann zu Qualitätsein-
bußen führen und das „Sorgen“ auf reine Versorgung
reduzieren.

� Geschlechterverhältnisse sind Machtverhältnisse, die sich
bei Sorgearbeit besonders in der geschlechtshierarchi-
schen Arbeitsteilung bei der unbezahlten Sorgearbeit in
den Haushalten zeigen und die in der Erwerbsarbeit fort-
wirken.

� Menschliches Leben ist zumindest phasenweise an Sor-
gearbeit gebunden, die meisten Menschen sind zeitweilig
abhängig von anderen und verantwortlich für andere.

Die Sorgearbeit wird ergänzt um die Organisation von Sorge
und psychische Sorgetätigkeiten. Diese als „mental load“ be-
zeichnete Summe der Last der alltäglichen Verantwortung für
Haushalt und Familie, die Beziehungspflege sowie das Auf-
fangen persönlicher Bedürfnisse und Befindlichkeiten wird
gemeinhin als „nicht der Rede wert“ erachtet und ist weit-
gehend unsichtbar – noch unsichtbarer als die unbezahlte
Sorgearbeit (Chung, 2020). Dies findet auch disloziert statt,
z. B. in transnationalen Care-Beziehungen von 24-Stunden-
Betreuer_innen in Österreich, aber auch Migrant_innen, die
hier leben und für ihre in anderen Ländern lebenden Angehö-
rigen Sorge tragen (Soom Ammann et al., 2013).

Das Thema „unbezahlte Arbeit“ steht seit den 1960er Jah-
ren im Fokus der Frauenforschung und feministischen For-
schung; seit rund dreißig Jahren thematisiert die Forschung
unbezahlte Arbeit als Teil der Produktion von Wohlfahrt
und Lebensstandard. Im Zentrum steht die Unsichtbarkeit
der unbezahlten (Frauen-)Arbeit sowie die Besonderheiten
und Charakteristika dieser Tätigkeiten, die damit verbun-
dene „weibliche Sozialisation und die Frage, wie es dazu
kommt, dass Frauen so viel mehr Arbeit unbezahlt verrichten
als Männer“ (Madörin, 2010, S. 81). Seit den 1990er Jah-
ren sehen wir eine verstärkte Beschäftigung mit „Care“ und
„Care-Arbeit“, also Sorge bzw. Sorgearbeit.

„Caring“ ist als Prozessmit vier Phasen zu verstehen: „Ca-
ring about, taking care of, caregiving, and care-receiving“
(Tronto & Fisher, 1990, S. 40). „Caring about“ bedeutet, auf
die (Um-)Welt Wert zu legen und sich bewusst zu sein, dass
sie Pflege undWiederherstellung bedarf. „Taking care of“ be-
zeichnet dasÜbernehmen vonVerantwortung für Aktivitäten,
die diese Pflege und Wiederherstellung ermöglichen. „Care-
giving“ sind die konkreten Tätigkeiten und Aktivitäten der
Pflege und Wiederherstellung, „the hands-on work of main-
tenance and repair“. „Care-receiving“ ist Reaktion bzw.Reso-
nanz des- oder derjenigen, an denen bzw.mit denen das „care-
giving“ verrichtet wird bzw. die davon profitieren. „Caring“
ist hier vorrangig bezogen auf Menschen. Die vier Caring-
Phasen können von einer Person ausgeführt werden oder zwi-
schen mehreren verteilt werden, „to make matters more com-
plex, caring is also a practice involving certain ability factors,
specific preconditions of caring activities. Themost important
of these ability factors are time, material resources, know-
ledge and skill“ (Tronto & Fisher, 1990, S. 41).

Die Verschiebung des Forschungsschwerpunktes der fe-
ministischen Ökonomie von unbezahlter Arbeit zu „Care“
und „Care-Arbeit“ reflektiert eine veränderte Schwerpunkt-
setzung innerhalb der feministischen Theorie im Allgemei-
nen hin zu einer verstärkten Auseinandersetzung mittels
der Analysekategorie Gender, den sozial konstruierten ge-
schlechtsspezifischen Rollenzuschreibungen und Erwartun-
gen, die das Leben von Frauen und Männern wesentlich
strukturieren. Es geht nicht mehr nur um die „Frauenarbeit“,
sondern umfassender um die Geschlechterverhältnisse. Für
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Abb. 8.4 Haushaltsaktivitäten nach Stunden pro Tag und Kilogramm CO2-Äquivalent pro Tag, ohne Emissionen der Mobilität, für das Jahr 2010
und den österreichischen Durchschnitt. (Eigene Darstellung nach Smetschka et al. (2019))

diese „ist nicht nur charakteristisch, dass Frauen wesentlich
mehr unbezahlte Arbeit verrichten als Männer und Männer
wesentlich mehr und vergleichsweise besser bezahlte Arbeit
als Frauen. Außerdem besteht eine ausgeprägte Asymmetrie
darin, welchen Tätigkeiten Frauen undMänner sowohl unbe-
zahlt als auch bezahlt nachgehen. Ob bezahlt oder unbezahlt,
Frauen sind vor allem im Bereich der personenbezogenen
Dienstleistungen tätig, zu der die Care-Arbeit gehört“ (Ma-
dörin, 2010, S. 82, Fußnote 3).

Unbezahlte Sorgearbeitwurde imZuge des Entwicklungs-
prozesses der Moderne insgesamt als reproduktiv abgewertet
und als „natürliche“ Tätigkeit den Frauen zugewiesen (Bies-
ecker & Hofmeister, 2006; Rulffes, 2021; Werlhof et al.,
1988) [VergleichKap. 2 und 27].DieAbwertung der Frau und
der Natur durch diemodernen kapitalistischenGesellschaften
wird in der Forschung zu VorsorgendemWirtschaften und zu
sozial-ökologischen Naturverhältnissen als gleich ursächlich
beschrieben und kann nur zusammen aufgelöst werden (Wege
VorsorgendenWirtschaftens 2014, Becker&Jahn, 2006).Un-
bezahlte Arbeiten mit emotionalen Beziehungsaspekten (al-
so mit Aspekten von „care“ und „caring“) werden dabei am
wenigsten als Arbeit wahrgenommen, vor allem wenn sie an
Erwerbsarbeit gemessen werden: „The availability of market
substitutes and the use of domestic technology that resulted in
those activities most easily recognized as work taking a de-
creasing amount of household time, have not continued to
produce a decline in the total time domestic life demands. The
caring aspects of domestic life, which are less easily recogni-
zed as work and therefore their calls on domestic time are less
apparent, continue to need as much if not more attention than
they ever did.“ (Himmelweit, 2000)

Die durchschnittliche Emissionsintensität dieser Tätigkei-
ten (siehe Abb. 8.4) durch den dafür notwendigen Energie-
und Materialverbrauch wurde auf Basis der Zeitverwen-
dungserhebung, der Konsumerhebung in Österreich 2009
(Statistik Austria, 2009, 2011) und einem globalen, emis-
sionserweiterten multiregionalen Input-Output-Modell be-
rechnet (Smetschka et al., 2019). Die Werte entsprechen den
Ergebnissen von vergleichbaren Studien in UK und Finnland
(Druckman et al., 2012; Jalas, 2002). Die Größe von Wohn-
raum, Lebensstil und Einkommen beeinflussen, wie viele
Geräte, Produkte und wie viel Energiewir zur Instandhaltung
brauchen (Wiedenhofer et al., 2018) [siehe auch Kap. 4Woh-
nen]. Der Zeitaufwand für notwendige Wege verstärkt oder
vermindert Zeitdruck und beeinflusst die Möglichkeit, mehr
Zeit mit emissionsärmeren Tätigkeiten zu verbringen (bei-
spielsweise Handarbeit statt Maschinenarbeit) (Buhl et al.
2017) [siehe auch Kap. 6 Mobilität und Kap. 9 Freizeit sowie
zu Kap. 14 Wirtschaft: Güter und Dienstleistungen].

Die Emissionen von bezahlten Sorgeleistungen (Care-
Arrangements) sind Thema im Kap. 7 Erwerbsarbeit.

Es besteht noch großer Forschungsbedarf, wie sich Emis-
sionsintensitäten von Tätigkeiten für verschiedene sozioöko-
nomische Gruppen und Lebensumstände unterscheiden, da
bisher in der Literatur nur nationale Durchschnitte oder spe-
zifische Bereiche untersucht wurden.

Die CO2-Emissionen in Küche und Haushalt haben sich
in den letzten Jahrzehnten aufgrund der Verfügbarkeit neuer
Technologien (z. B. Geschirrspüler, Waschmaschinen, Haus-
haltsroboter) (Shove, 2003) und parallel zu den wachsenden
Beschäftigungsquoten von Frauen in den westlichen Indus-
trieländern erheblich erhöht. Energiesparende Geräte und
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Nutzung von Dienstleistungen statt Besitz (nutzen statt kau-
fen) können diesen Effekt wieder verringern (Überblick für
Österreich in Vollmann et al., 2021). Einkauf und Zuberei-
tung von Essen wird zumindest in Ballungsräumen mehr
und mehr von Fertigprodukten und Lieferdiensten geprägt.
Die Klimawirkungen von neuen Routinen müssen noch sys-
tematisch untersucht werden [siehe auch Kap. 5 Ernährung
und Kap. 9 Freizeit]. Wenn Tätigkeiten ausgelagert werden,
führt dies entweder zu einem höheren CO2-Fußabdruck oder
aber zu einem geteilten Fußabdruck durch gemeinsame Nut-
zung. Die Auslagerung ist abhängig von der Verfügbarkeit
öffentlicher Dienstleistungen (z. B. Pflege- und Bildungs-
einrichtungen; Lieferdienste). Der Begriff Zeit-Rebound-
Effekt verweist darauf, dass Zeiteinsparungen nicht auto-
matisch zu Ressourceneinsparungen führen müssen [siehe
auch Abschn. 9.1]. In welchem Ausmaß eingesparte Zeit
zu tatsächlichen Ressourcenentlastungen führt, hängt u. a.
auch vom Einkommen, Parallelkonsum und Lebensstilen ab
(Heinonen et al., 2013b, 2013c; Ropke, 1999).

Die COVID-19-Pandemie hat in diesem Zusammenhang
– vor allem durch Schul- und Kindergartenschließungen –
eine massive Erhöhung der in Privathaushalten notwendi-
gen unbezahlten Arbeiten gebracht (Farré et al., 2020; Fodor
et al., 2021; Hupkau & Petrongolo, 2020; Jenkins & Smith,
2021; Jessen et al., 2021; Derndorfer et al., 2021; Richardson
& Deniss, 2020; Sevilla & Smith, 2020; Xue & McMunn,
2021; Yerkes et al., 2020). Forschungen zu den Auswir-
kungen auf den CO2-Fußabdruck fehlen bislang weitgehend
(Gerold & Geiger, 2020; Godin & Langlois, 2021).

Notwendige Sorgearbeit führt aufgrund ihrer geschlechts-
spezifischen Zuschreibung vor allem für Frauen zu einer in-
dividuellen Zeitknappheit. Ihnen fehlt damit Zeit für andere
Aktivitäten – Erwerbsarbeit, Freizeit oder ehrenamtliche Tä-
tigkeiten – und bestimmteKonsumentscheidungen (Marktgü-
ter anstelle von Heimproduktion, zeitsparendere elektrische
Einrichtungen, Fertiggerichte usw.). Die individuelle Zeit-
knappheit oder Zeitsouveränität unterscheidet sich nicht nur
nach dem Geschlecht, sondern es spielt auch eine Rolle, ob
qualitätsvolle Angebote an bezahlter Sorgearbeit leistbar sind
(Derndorfer et al., 2021). Zeitwohlstand und Zeitknappheit
prägen die Muster des täglichen Lebens oft ebenso stark wie
verfügbares Einkommen (Adam, 1998; Reisch, 2015; Rinder-
spacher, 2002; Southerton & Tomlinson, 2005; Sullivan &
Gershuny, 2018; von Jorck & Geiger, 2020).

8.2.3 Sorge für das Gemeinwohl – Ehrenamt und
gesellschaftliches Engagement als Reproduktion
von Gesellschaft

Gesellschaftliches Engagement in Form von Freiwilligenar-
beit ist relativ hoch in Österreich. Fast die Hälfte der Be-
völkerung (46 Prozent) betätigt sich unbezahlt, 31 Prozent

leisten formelle Freiwilligenarbeit imRahmen vonNonprofit-
Organisationen (BMSGPK, 2019). Eine Mehrheit der öster-
reichischen NPOs arbeitet ausschließlich mit ehrenamtlichen
Mitarbeiter_innen (Neumayr et al., 2017). Die wichtigsten
Tätigkeitsbereiche von Freiwilligenarbeit sind Kultur, Kata-
strophenhilfe und Sport (Pennerstorfer et al., 2013).

Die Beteiligung an ehrenamtlicher Arbeit hängt von Ge-
schlecht, Wohlstand, Bildung und sozialen Netzwerken ab,
wobei das Ausmaß, in dem soziale Ungleichheit die Freiwil-
ligenarbeit beeinflusst, in einzelnen Bereichen unterschied-
lich ist: In den Bereichen Sport und Politik spielt der be-
rufliche Status eine große Rolle, während in den Bereichen
Religion und Soziales der Bildungsstatus wichtiger ist (Mey-
er & Rameder, 2021).

Freiwilliges Engagement hat sich in den letzten Jahren
verändert. Quantitative Änderungen der Freiwilligenarbeit in
Österreich lassen sich mangels Längsschnitterhebungen so-
wie methodischer Unterschiede bisheriger Befragungen (Ba-
delt &Hollerweger, 2001; BMASK, 2013;Rameder&More-
Hollerweger, 2009) empirisch nicht abgesichert ableiten.

In qualitativer Hinsicht wurde die Freiwilligenarbeit in
den letzten beiden Jahrzenten von gesellschaftlichen Ent-
wicklungen wie Individualisierung, Flexibilisierung und
Technologisierung geprägt. Traditionelle Formen der Frei-
willigenarbeit und klassische „Ehrenämter“ sind rückläufig
(More-Hollerweger & Heimgartner, 2009). Freiwilliges En-
gagement ist vielfältiger geworden, projektförmiger, weniger
stabil und es wird verstärkt in Zusammenhang mit persön-
lichen oder beruflichen Entwicklungszielen gesehen. Neue
Formen wie episodisches, virtuelles und selbstorganisiertes
Volunteering werden in Zukunft vermutlich an Bedeutung
gewinnen (Simsa et al., 2019).

Auch zeigt sich ein Motiv- und Wertewandel. Als Motiv
für Freiwilligenarbeit wird bei Erhebungen der eigenorien-
tierte „Spaß an der Tätigkeit“ zunehmend am häufigsten
genannt, gefolgt vom eher altruistischen Wunsch „anderen
zu helfen“ und dem Bedürfnis nach Sozialkontakten, also
„Menschen zu treffen“, „Freunde zu gewinnen“ und „ge-
meinsam etwas zu bewegen“ (BMASK, 2009; Gensicke &
Geiss, 2010; Stadelmann-Steffen, 2010). Die Bedeutung des
Engagements für die individuelle Lebensqualität und die ei-
gene Biografie werden stärker wahrgenommen.

Die Freiwilligenarbeit hat sich während der COVID-19-
Pandemie stark verändert. Viele Tätigkeiten waren aufgrund
der Kontaktbeschränkungen nicht möglich. Formelle Frei-
willigenarbeit im Rahmen von NPOs ging daher eher zurück
(Millner et al., 2020; Ramos et al., 2020). Allerdings hat bis
Mitte 2020 informelle Freiwilligenarbeit in Form von Nach-
barschaftshilfe zugenommen (Ramos et al., 2020). Mit Ver-
lauf der Pandemie ging dieses Engagement wieder zurück.
Quantitative Erhebungen zeigen eine Tendenz der Entsoli-
darisierung der Gesellschaft mit zunehmendem Verlauf der
Pandemie (Kittel, 2020). Die Klimabewegung selbst hatte –
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qualitativen Befunden zufolge – während der Pandemie zu-
nehmende Probleme der Mobilisierung (Simsa et al., 2021).

Die Emissionsintensität von Ehrenamt und gesellschaft-
lichem Engagement hängt von den Institutionen und Orten,
an denen sie ausgeführt werden, ab. Der CO2-Fußabdruck im
Haushalt ist sehr gering (siehe Freiwilligenarbeit in Abb. 8.4).

8.3 Sorgegerechtigkeit für alle – Barrieren und
Widersprüche

8.3.1 Widersprüche zwischen
Geschlechtergerechtigkeit, einem guten Leben
für alle und Klimazielen

Zu einer Reduktion der unbezahlten Sorgearbeit von Frauen
kommt es meist durch Auslagerung in den bezahlten Be-
reich oder durch Automatisierung bzw. Technologisierung
innerhalb der Haushalte und nicht durch eine Umverteilung
zwischen den Geschlechtern im Haushalt. Der Zuwachs an
Technologie nützt somit zwar den Sorgearbeit leistenden
Frauen und damit der Geschlechtergerechtigkeit, bringt aber
durch erhöhte Energie- und Materialbedarfe Widersprüche
zu den Klimazielen mit sich.

Die Literatur zeigt keine einheitliche Bewertung zur Fra-
ge der unterschiedlichen Energie- und Materialbedarfe beim
Kochen in Einzelhaushalten oder Kantinen bzw. Gemein-
schaftsküchen (Duchin, 2005; Goggins & Rau, 2016). Sorge
für medizinisch Pflegebedürftige benötigt mehr Ressourcen
als die alltägliche Versorgung von Kindern und älteren Per-
sonen mit Unterstützungsbedarf. Letztere hängt ähnlich wie
die Selbstsorge von Größe, Ausstattung und Energiebedarf
des Wohnraums ab [siehe auch Kap. 4 Wohnen].

Geschlechtergerechtigkeit als Ziel ist um Sorgegerech-
tigkeit im Sinne von Gerechtigkeit für alle, die Sorgever-
antwortung übernehmen, zu erweitern. Sorgegerechtigkeit
betrifft nicht nur Frauen, sondern auch Männer und queere
Personen, die für Kinder bzw. pflege- oder unterstützungsbe-
dürftige Angehörige Verantwortung übernehmen (Scholz &
Heilmann, 2019).

Gesellschaftlich notwendige Sorgearbeit kann auf vier
Arten geleistet werden:

1. Unbezahlte Sorgearbeit wird von einem Teil der Men-
schen unbenannt und „unsichtbar“ geleistet.

2. Sorgearbeit wird vom öffentlichen Sektor oder Markt
übernommen.

3. Sorgearbeit wird gerecht verteilt und also solche benannt,
sichtbar gemacht und besser bewertet.

4. Sorgearbeit wird ehrenamtlich von Freiwilligen geleistet.

Alle Varianten und die jeweiligen Mischformen von Sorge-
arrangements wirken – durchaus unterschiedlich – auf die

Geschlechterverhältnisse und auf die Möglichkeit, ein kli-
mafreundliches Leben zu führen. Wenn die Tätigkeiten im
Haushalt bleiben, brauchen sie Zeit und verringern damit Zeit
für andere Tätigkeiten. Wird unbezahlte Sorgearbeit an Be-
treuungsinstitutionen ausgelagert, wird sie Teil der bezahl-
ten Wirtschaft und in der Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung (VGR) und dem Bruttoinlandsprodukt (BIP) relevant.
Die Arbeitsbedingungen in der bezahlten Sorgearbeit sind
nicht erst seit der COVID-19-Pandemie in den Fokus gerückt.
Schlechte Bezahlung und überforderndeArbeitsbedingungen
werden oft noch durch schwierige Bedingungen für Langzeit-
undLangstrecken-Pendler_innen– siehe 24-Stunden-Betreu-
er_innen – oder für unsichtbare „schwarz“ beschäftigte Perso-
nen verschärft (Aulenbacher et al., 2021; Dowling, 2021).

Die Widersprüche zwischen Geschlechtergerechtigkeit
und Ressourceneinsparung finden sich auch in anderen Be-
reichen des Alltags (Appel, 2010). So hatten bis vor wenigen
Jahrzehnten Frauen z. B. auch in den westlichen Industrie-
ländern weniger Autos, weniger Geld und weniger Zeit für
Konsum. Es geht hier um Fragen der Verallgemeinerung.
Ähnlich zur Diskriminierung von anderen Gruppen wur-
de auch bei Frauen Emanzipation erreicht, indem Zugang
zu jenen Dingen ermöglicht wurde, zu denen dominieren-
de Gruppen bereits Zugang hatten und die zugleich sehr
CO2-intensiv waren. Es kann insofern von einer problemati-
schen Verallgemeinerung gesprochen werden – nicht wegen
der Verallgemeinerung an sich, sondern dem, was verall-
gemeinert wurde. Wäre umgekehrt die Sorgetätigkeit der
Frauen auf alle verallgemeinert, könnte dies zu weniger
negativen Klimawirkungen und höherer Geschlechtergerech-
tigkeit führen (Appel, 2010; Biesecker & Hofmeister, 2006)
– eine Zukunftsvorstellung, die als „Halbtagsgesellschaft“
beschrieben wird (Hartard et al., 2006). Es kommt also
darauf an, was und warum verallgemeinert wird und inwie-
fern diese Verallgemeinerung zu besseren Lebensumstän-
den für alle führt. Dort, wo sich Geschlechterunterschiede
oder andere Ungleichheiten auflösen, werden Unterschiede
nach Einkommenwirksam. Ungleichheiten müssen daher bei
Überlegungen zu Strukturen eines klimafreundlichen Lebens
thematisiert werden. Es geht dabei um die Frage nach der
Berechtigung von Privilegien, die möglicherweise in Frage
gestellt oder eingeschränkt werden müssen, um alle gleicher-
maßen teilhaben zu lassen (Knobloch, 2019). Beim Aufbau
klimafreundlicher Strukturen muss darauf geachtet werden,
keine weiteren Ungleichheiten aufzubauen und bestehende
Ungleichheiten abzubauen (Klatzer & Seebacher, 2021).

8.3.2 Unsichtbarkeit von unbezahlter
Sorgearbeit

Unbezahlte Sorgearbeit zeichnet sich vor allem durch ihre
Unsichtbarkeit aus. Oftmals wird von der „anderen Ökono-
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mie“ (Donath, 2000) oder der „unsichtbaren Ökonomie“ (van
Staveren, 2005) gesprochen: „the care economy is a large-
ly invisible economy in which people, in majority women,
produce goods and services for the wellbeing of others and
themselves, unpaid, and outside the realms of the market and
the state. Care has therefore been referred to in economics as
(a specific type of) unpaid labour, household labour, the re-
productive sector, or as economic activity transacted through
gifts and personal relationships, either voluntary or socially
imposed.“ (van Staveren, 2005)

8.3.3 Geschlechtliche Arbeitsteilung –
Zeitdilemma, Doppelbelastungen

Die moralische Wertung von unbezahlter familiärer Sorgear-
beit verfestigt geschlechtliche Arbeitsteilung und trägt stark
zur Mehrfachbelastung von Frauen als Mütter und Töch-
ter bei. Entnaturalisierung, Entbiologisierung, Entstereoty-
pisierung und Entmoralisierung von unbezahlter Sorgearbeit
als Frauenarbeit sind notwendige Voraussetzung dafür, dass
die strukturelle zeitliche Überlastung von Frauen verringert
werden kann und sie damit im Alltag klimafreundliche-
re Entscheidungen treffen können (Badgett & Folbre 1999;
Druckman et al., 2012; Ropke, 2015; Sullivan & Gershuny,
2018).

Allerdings ist es auch nicht möglich und wünschens-
wert, Sorgearbeit von Emotionen zu befreien. Es sollte viel
stärker darum gehen, die Qualitäten, die mit familiärer Sor-
ge verbunden werden, herauszuarbeiten (z. B. Eingehen auf
individuelle Bedürfnisse oder Prozessorientierung), um die-
se auch in institutionellen Kontexten umsetzen zu können,
ohne gleichzeitig deren Beschränkungen (Ausgeliefertsein
in familiären Machtverhältnissen) zu übernehmen (Tronto,
2010). Neue Formen der Verteilung von Sorgearbeit und
Erwerbsarbeit zwischen den Geschlechtern können geför-
dert werden. Zu klimafreundlichen oder emissionsintensi-
veren Entscheidungen aufgrund von zeitlichen Entlastungen
besteht Forschungsbedarf. Es ist wichtig, in aktuellen For-
schungsprojekten die Genderdimension zu analysieren (Ba-
der et al., 2020).

8.3.4 Care-Krise und Gesellschaft
der Langlebigkeit

Feministische Forschung spricht in den letzten Jahren dezi-
diert von einer „Care-Krise“: „Angeblich nicht mehr finan-
zierbare Gesundheitssysteme im globalen Norden bzw. man-
gelnde Gesundheitsversorgung im globalen Süden, Mehr-
fachjobs, die Kinderversorgung nahezu verunmöglichen, und
staatlich geduldete Schwarzarbeit im Pflegebereich sind nur
einige Beispiele von vielen, die eine solche Krise bestäti-

gen“ (Klawatsch-Treitl, 2009, 149). Wichterich (2009) nennt
eine solche Care-Krise die „Zweitrundeneffekte“ von Wirt-
schaftskrisen: Sie geht davon aus, dass staatliche Sozial-
ausgaben wegen der Verschuldung und private Ausgaben
wegen sinkender Beschäftigung und Entlohnung zurückge-
hen werden. Das hat eine „neue Welle des Kleinhackens von
Beschäftigung in Teilzeit-, Leih- und prekäre Arbeit“ und
Lohnabbau und Entlassungen durch „Abspecken des öffent-
lichen Sektors“ zur Folge. Frauen und ihre Care-Tätigkeiten
werden „als soziale Air Bags gefragt sein, die mit Mehrarbeit
(Aslanbeigui & Summerfield, 2000; Benería, 2003, 2008;
Klawatsch-Treitl, 2009; Thiessen, 2004; Wichterich, 2009;
Young, 2003) im Haushalt Lohnkürzungen und Kündigung
der Männer auffangen, mit zwei Mini-Jobs die eigene Entlas-
sung ausgleichen, mit ehrenamtlicher Arbeit oder Selbsthilfe
das Schrumpfen öffentlicher Leistungen abfedern“ (Wich-
terich, 2009, S. 25). Auch Fraser (2016) legt dar, wie
einerseits unbezahlte Care-Arbeit zur Kapitalakkumulation
genutzt wird, während die Kapitalakkumulation gleichzei-
tig die Care-Arbeit unterminiert und so zu deren Krise führt
(Fraser, 2016).

Es gibt viele Untersuchungen zu früheren Wirtschafts-
krisen, insbesondere zu Krisen und den Folgen, die durch
Strukturanpassungsprogramme (SAPs) in Ländern des Sü-
dens auftraten (Aslanbeigui & Summerfield, 2000; Benería,
2008, 2003; Young, 2003). Sie zeigen, dass vor allem Frau-
en als Erwerbstätige und Verantwortliche für die Familie,
also als bezahlt und unbezahlt Sorgearbeit Leistende, beson-
ders von der Krise betroffen sind. Auch deshalb, weil die
doppelte Bedeutung von Sorgearbeit gleichzeitig die Achil-
lesverse weiblicher Sorgearbeit ist: „Die Rücknahme öffent-
licher Angebote in Zeiten knapper Kassen bedeutet einen
doppelten Verlust: Verhinderung weiblicher Erwerbsintegra-
tion und Reduzierung von Frauenarbeitsplätzen“ (Thiessen,
2004, S. 69).

Die demografische Entwicklung – auch als „alternde
Gesellschaft“ oder „Gesellschaft der Langlebigkeit“ thema-
tisiert – stellt eine große Herausforderung im Bereich der
Sorgearbeit, aber auch bei Entwicklungen in der Mobilität
(Dangschat, 2020) und im Gesundheitssektor (Balas et al.,
2019) dar. Es sind unterschiedliche Entwicklungen denkbar,
inwieweit eine Gesellschaft der Langlebigkeit tatsächlich mit
dramatischen Anstiegen der ungedeckten Unterstützungsbe-
darfe verbunden sein muss oder durch verlängerte Phasen des
„healthy ageing“ Menschen länger ohne Unterstützungsbe-
darf älter werden und sogar selbst Care erbringen bringen
können (Chłoń-Domińczak, 2021; Fonds Gesundes Öster-
reich, 2018; Lundgren & Ljuslinder, 2011; Rerrich & et. al,
2013).

Zur Überwindung der Care-Krise fordert Winker (2015)
eine „Care Revolution“. Weiters wird gefordert, Sorgearbeit
bei sozialen Sicherungssystemen stärker zu berücksichtigen
(Seidl & Zahrnt, 2019) [siehe auch Kap. 18 Soziale Siche-
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rungssysteme]. Ob und wie die Überwindung der Care-Krise
zu einem klimafreundlichen Leben beitragen kann, wird im
folgenden Abschnitt erörtert.

8.4 Klimafreundliche Optionen und
veränderte Strukturen

8.4.1 Wie kann unbezahlte Sorgearbeit sichtbar
und neu bewertet werden?Wie kann
Sorgegerechtigkeit zu einem
klimafreundlicheren Leben beitragen?

Überlegungen zu einer Gesellschaft, die Sorgearbeit aufwer-
tet, können dazu beitragen, Sorgetätigkeiten mit ausreichend
Zeit und damit auch klimafreundlicher zu gestalten, indem
emissionsintensive Tätigkeiten durch emissionsarme ersetzt
werden.

Nach Madörin (2006) kann Sorgegerechtigkeit auf fol-
gende Arten erlangt werden: „1. durch technischen Fort-
schritt im Haushalt; 2. indem Männer einen Teil der unbe-
zahlten Arbeit übernehmen; 3. indem gewisse Leistungen
nicht mehr erbracht werden; 4. indem bisherige Haushalts-/
Familienleistungen vom Staat übernommen werden; 5. in-
dem bisherige Haushalts-/Familienleistungen vomMarkt an-
geboten werden“.

Als zivilgesellschaftlicher Beitrag zu mehr Sorgegerech-
tigkeit können aktuelle Initiativen zur Schaffung und Nut-
zung lokaler, gemeinschaftlich nutzbarer Infrastrukturen für
Selbstversorgung und Reparatur gezählt werden (Jonas et al.,
2021; Schor, 2016).

Im Folgenden stellen wir den möglichen Beitrag zur Sor-
gegerechtigkeit und Entlastung von Frauen je Option dar
und wie die Klimawirksamkeit dieser Optionen einzuschät-
zen ist:

Ad 1: Klimafreundliche Sorgearrangements
durch technischen Fortschritt
Technischer Fortschritt bedeutet häufig Arbeitseinsparung
durch einen höheren Material- und Energiebedarf. Neue-
rungen, die bereits eingeführte technische Lösungen ener-
gieeffizienter machen, können dem entgegenwirken (Shove
et al., 2009). Insgesamt ist Handarbeit emissionsärmer und
zeitintensiver als Maschinenarbeit. Im Zusammenhang mit
Sorgearbeit sind technische Lösungen oftmals nicht bzw. nur
schwer möglich.

Ad 2: Klimafreundliche Sorgearrangements
durch Arbeitszeitverkürzung und Veränderung
von Geschlechterrollen
Arbeitszeitverkürzung und Veränderung von Geschlechter-
rollen können zu weniger Zeitdruck bei Frauen und weniger

Geld bei Männern (durch weniger Zeit/Möglichkeit/steuer-
lichen Anreiz für bezahlte Erwerbsarbeit und Überstunden)
führen.

Arbeitszeitverkürzungen werden als wichtige Maßnahme
für eine nachhaltige Entwicklung breit diskutiert. Drei mög-
liche Dividenden der Arbeitszeitverkürzung wurden identifi-
ziert: (1) Weniger zu arbeiten und weniger Einkommen zu
haben, führt zu geringerem Konsum und damit zu einem
kleineren CO2-Fußabdruck; (2) die Zeit kann mit Aktivitä-
ten verbracht werden, die der Lebenszufriedenheit zuträglich
sind; (3) die Aufteilung der Arbeitszeit auf mehr Menschen
und mehr Zeit für Gemeinschaftsaktivitäten führt zu mehr
Gleichheit und sichereren und inklusiven Städten (Buhl &
Acosta, 2016). Eine vierte Dividende wäre ein höherer Grad
an Geschlechtergleichheit (Hartard et al., 2006).

Diese Dividenden werden kontrovers diskutiert. Die Form
der Arbeitszeitverkürzung muss auf ihre sozialen Effekte
hin untersucht werden (Hielscher & Hildebrandt, 1999). Die
4 Dividenden können nur dann eintreten, wenn Mindestlöh-
ne ein angemessenes Einkommensniveau sichern, Arbeits-
plätze zur Verfügung stehen (vorzugsweise in kurzer Pen-
delentfernung) und (Aus-)Bildung sowie Betreuungsdienste
angeboten werden (Hayden, 1999; Knight et al., 2013; Nas-
sen et al., 2009; Pullinger, 2014; Schor, 2005; Shao &
Rodríguez-Labajos, 2016). Entsprechende Mechanismen für
Lohnausgleich müssen daher auch in Hinblick auf mögliche
Klimawirkungen und ihren Beitrag zu sozialer Gerechtigkeit
diskutiert werden (Beispiele: Deutschland, Frankreich, Spa-
nien, Finnland). Makroökonomische Feedbacks sind hoch
relevant und kritisch dafür, wie klimafreundlich Arbeitszeit-
reduktion wirkt. Der Preis von Arbeit erzeugt Druck auf
Innovation bzw. Einsparungen sowie Auslagerung bzw. Im-
porten in bestimmten Bereichen. Arbeitszeitreduktion macht
Arbeit erstmal teurer – die Klimawirkung muss daher auch
je Erwerbssektor untersucht werden (Antal et al., 2020; Wie-
denhofer et al., 2018).

Für Geschlechtergerechtigkeit braucht es zudem weitere
Sensibilisierungsmaßnahmen – wie die Maßnahme „Ganze
Männer machen halbe-halbe“ zur Verteilung von unbezahl-
ter Arbeit in Österreich aus dem Jahr 1995 von der da-
maligen Frauenministerin Helga Konrad. Im Rahmen des
Forschungsprojekts „Selbstbestimmte Optionszeiten im Er-
werbsverlauf“ wurde für Deutschland ein Optionszeitmodell
entwickelt. Forschende des Deutschen Jugendinstituts (DJI)
und der Universität Bremen empfehlen damit, dass alle
Menschen ein Recht auf eine etwa neunjährige Auszeit im
Berufsleben bekommen, um Kinder zu betreuen, Menschen
mit Betreuungsbedarf zu pflegen oder sich selbst fortzubil-
den (Jurczyk &Mückenberger, 2020). Für Österreich stellten
die Arbeiterkammer und der ÖGB ein „Familienarbeitszeit-
modell“ vor, das die finanziellen Einbußen abfedern soll,
wenn beide Elternteile nach der Karenz ihre Arbeitszeit auf
28 bis 32Wochenstunden reduzieren bzw. erhöhen und diese
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Teilzeit jeweils mindestens 4 Monate dauert (Mader & Reiff,
2021). Solche Modelle müssen weiterentwickelt und disku-
tiert werden, vor allem ist zu prüfen, inwieweit die Modelle
die Bedeutung und das Ausmaß von Care-Arbeit angemessen
reflektieren und zu einem klimafreundlicheren Leben beitra-
gen können.

Weitere Forschung ist nötig, die prüft, inwieweit
Rebound-Effekten, die aus einemAnstieg an Freizeitaktivitä-
ten mit hohem CO2-Fußabdruck entstehen, durch gerechtere
Verteilung von Zeitbelastung und Einkommen entgegenge-
wirkt werden kann.

Ad 3: Klimafreundliche Sorgearrangements
durch reduzierte Leistungen
Diese lediglich als Denkmodell gedachte Option soll der
Diskussion dienen und die Relevanz von Sorgearrangements
aufzeigen: Welche Leistungen könnten von wem eingestellt
werden? Was passiert dann mit unserer Gesellschaft?

Dazu folgende Beispiele: Wenn Mütter (bzw. zunehmend
auch Väter) ihre Kinder am Nachmittag nicht zu verschie-
denen Freizeitaktivitäten transportieren müssen, sondern es
Ganztagesschulen mit entsprechendem Angebot für die Kin-
der gibt, erspart dies auch CO2-Emissionen durch redu-
zierte Mobilität. Oder wenn Fenster nicht wie früher oft
üblich wöchentlich, sondern nur zweimal jährlich geputzt
werden, erspart dies Putzmittel und Energie für Warmwas-
ser.

Die Klimawirkung kann nur daran gemessen werden, wel-
che Tätigkeiten anstelle der reduzierten Leistungen ausgeübt
werden. Umfragen verweisen darauf, dass viele Personen
gerne mehr Zeit für Freund_innen und Familie verwen-
den möchten (Stadler & Mairhuber, 2017; Windisch &
Ennser-Jedenastik, 2020). Im oben genannten Beispiel des
reduzierten Fensterputzens wollten Bäuerinnen die Zeit für
sich nutzen, zum Lesen oder Musik machen (Smetschka
et al., 2016). Empirische Untersuchungen dazu stehen noch
aus.

Ad 4: Klimafreundliche Sorgearrangements
durch öffentliche Haushalts-/Familienleistungen
Bessere Betreuungsangebote haben positive Effekte auf
Geschlechter- und Sorgegerechtigkeit. Die Klimawirksam-
keit von besseren Betreuungsangeboten resultiert zuallererst
aus weniger Zeitdruck bei den betreuenden Personen. Po-
litische Anstrengungen können dazu führen, dass auch di-
rekt CO2-Emissionen gesenkt werden können, z. B. durch
weniger Notwendigkeit, die Wohnräume dauerhaft zu be-
heizen oder durch kollektive und gemeinschaftlich genutzte
Material- und Energieaufwände statt Einzelaufwänden.

Abb. 8.5 zeigt die Betreuungsmöglichkeiten für Kin-
der, Betreuungs- und Pflegebedürftige in Österreich, nach
Alter und im EU-Vergleich. Österreich ist in beiden Care-
Bereichen unter dem EU-Durchschnitt und braucht Aus-

bau der Betreuungseinrichtungen, Verbesserung der Arbeits-
bedingungen und Unterstützung bei häuslicher Betreuung
(Aigner & Lichtenberger, 2021). Besonders die De-facto-
Schließungen von Schulen und Kindergärten im Zuge der
COVID-19-Pandemie haben die Notwendigkeit öffentlich
organisierter bezahlter Sorgearbeit sichtbar gemacht (Dern-
dorfer et al., 2021).

Geringere vermeintliche Produktivitätsfortschritte verteu-
ern Care-Arbeit gegenüber dem Produktionssektor. Weil die
Gesamtausgaben für Care-Arbeit kontinuierlich steigen, ge-
raten sie in den Fokus neoliberaler Sparpolitik (Winker,
2008, S. 51). Die Frage einer nachhaltigen Care-Ökonomie
muss in diesem Zusammenhang diskutiert werden: Wie
kann die Herausforderung steigender Staatsquoten progres-
siv bzw. emanzipatorisch und klimagerecht gelöst wer-
den?

Ad 5: Klimafreundliche Sorgearrangements durch
am Markt angebotene Haushalts-/Familienleistungen
Eine vollständige Übernahme von Leistungen durch den
Markt würde in Form von Erwerbsarbeit erfolgen. Die Kli-
mawirkungen von Erwerbsarbeit werden im Kap. 7 disku-
tiert. Zwischenformen bzw. hybride Formen von Sorgear-
beit und Sorgearrangements müssen erst erforscht werden
(Jochum et al., 2019). Die Forschung zur „Alltäglichen
Lebensführung“ betrachtet Sorgearbeit und Sorgearrange-
ments nicht nur unter ökologischen, sondern unter sozial-
ökologischen Perspektiven (Brandl & Hildebrandt, 2002).
Da es kaum gesichertes Wissen zu ökologischen Wirkungen
gibt, sind folgende Fragen zu untersuchen: Welche Poten-
ziale für Klimawirkung und Sorgegerechtigkeit haben neue
Arrangements von Sorgearbeit, die zwischen Familie und
Markt geteilt werden? Wie unterscheiden sich diese von
neuen Formen gemeinschaftlicher Infrastrukturen? Wie un-
terscheiden sie sich von öffentlichen Dienstleistungen? Wie
sehen Beschäftigungsverhältnisse am Markt im Unterschied
zum Staat aus? Wo ist Schwarzarbeit möglich oder häufig?
Warum gibt es die Konstruktionen der Scheinselbstständig-
keit bei 24-Stunden-Betreuer_innen? Unterscheidet sich die
Höhe von Emissionen, wenn auf den Markt, auf Ehrenamt
oder zum Staat ausgelagert wird?

Zu den Strukturen der Bereitstellung sozialer Dienstleis-
tungen verweisen wir auf Kap. 18 Soziale Sicherungssyste-
me.

8.4.2 Wie kann gesellschaftliches Engagement
breiter und inklusiver werden?Wie entwickelt
sich gesellschaftliches Engagement
für klimafreundliches Leben?

Freiwilligenarbeit kann wichtige gesellschaftliche Leistun-
gen erbringen, aber es ist für eine Gesellschaft prekär, wenn
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Abb. 8.5 Betreuungsmöglichkeiten für Kinder und Pflegebedürftige in Österreich, nach Alter und im EU-Vergleich. (European Institute for
Gender Equality, 2021)

staatliche Aufgaben der sozialen Absicherung, Integration,
Bildung etc. dem Wollen und Können zivilgesellschaftli-
cher Akteur_innen überlassen werden (Simsa & Rameder,
2017). Es braucht eine sozialstaatliche Absicherung und
Daseinsvorsorge als Basis für gemeinwohlorientierte Frei-
willigenarbeit, für breitere Beteiligung und für eine Stärkung
von Advocacy und politischer (Protest-)Arbeit.

Versteckte bzw. unfreiwillige Freiwilligenarbeit wird in
der Literatur auch kritisch gesehen (Charitsis, 2016; Flecker
et al., 2016; Ross, 2013). So wird diese Form der unbezahlten
Arbeit z. B. in Zusammenhang mit „Prosumption“ geleistet,
in der Konsument_innen oder Nutzer_innen in den Prozess
der Wertschöpfung einbezogen werden und zugunsten von
Wirtschaftsorganisationen unbezahlte Arbeit leisten (Frayssé

& O’Neil, 2015). Ein Graubereich zwischen Ausbildung und
unbezahlter Arbeit sind Praktika (Eichmann & Saupe, 2011;
Jacobson & Shade, 2018). Mikl-Horke (2007) bezeichnet sie
als „Gratisarbeit für das System“.

Freiwilligenarbeit wird eher von Menschen geleistet, die
sozial bessergestellt und gut in soziale Netzwerke einge-
bunden sind (Rameder, 2015). Analog zur Erwerbsarbeit
bestehen explizite wie implizite Zugangsbarrieren zu Frei-
willigenarbeit, die an soziale und ökonomische Merkmale
gekoppelt sind (Meyer & Rameder, 2021). Für das En-
gagement im Bereich Umwelt/Natur/Tierschutz, aber auch
für Freiwilligenarbeit für politische Parteien spielen unter
anderem Geschlecht, Bildungsgrad, Erwerbstätigkeit und fi-
nanzielle Absicherung eine wichtige Rolle. Um vor allem



322 Kapitel 8. Sorgearbeit für die eigene Person, Haushalt, Familie und Gesellschaft

die Besetzung von Leitungspositionen in der organisierten
Freiwilligenarbeit inklusiver zu machen, braucht es Weiter-
bildungsmaßnahmen, Initiativen in Bezug auf Freiwilligen-
management sowie Freiwilligenbörsen mit speziellem Fokus
auf Inklusion.

Für die Arbeitsbedingungen der formellen Freiwilligen-
arbeit ist die Situation von NPOs entscheidend. Da der
öffentliche Sektor in den deutschsprachigen Ländern wich-
tigster Auftrag- und Geldgeber für NPOs ist, sind damit
wohlfahrtsstaatliche Politik und das Verhältnis der öffentli-
chen Hand zu NPOs eine wesentliche Rahmenbedingung für
Freiwilligenarbeit.

Mehr Zeit für gesellschaftliches Engagement begüns-
tigt Gleichberechtigung und verstärkt Chancen für alle,
an gesellschaftlicher Entwicklung zu partizipieren – Zeit-
wohlstand und partizipative Governancestrukturen führen
dazu, dass Menschen mehr Zeit für Freiwilligenarbeit und
Gemeinschaftsentwicklung aufwenden, mit weniger CO2-
Fußabdruck und nützlichen Ideen für eine nachhaltige Ent-
wicklung (Haug, 2011; Schor, 2010). Auch eine andere Art
der Vergesellschaftung von Sorgearbeit kann zu Inklusion
und Nachhaltigkeit beitragen (Dengler & Lang, 2019; Zech-
ner, 2021).

8.5 Fazit – Perspektiven fürmehr Sorge- und
Klimagerechtigkeit

Beschleunigung (Rosa, 2005) und Zeitdruck (Sullivan &
Gershuny, 2018) sind besonders im Bereich der unbezahl-
ten Sorgearbeit und Fürsorge bestimmend für Lebensqualität
und Klimawirkungen von alltäglichen Handlungen (Schor,
2016; Shove et al., 2009). Zeitkulturen, z. B. auch der Um-
gang mit Tempo und Wartezeiten und die Bewertung von
Kurz- oder Langlebigkeit von Produkten, werden als wich-
tige Faktoren für nachhaltige Ressourcennutzung gesehen
(Rau, 2015). Sie sind auch bei Sorge- und Hausarbeit wich-
tige Faktoren. Ausreichend Zeit ist notwendig, um ein ge-
sundes Leben mit Erholung, Bewegung und Sport führen zu
können (Austrian Panel on Climate Change (APCC), 2018)
[siehe auch Kap. 9 Freizeit]. Zeitwohlstand als immaterielle
Form von Wohlstand trägt zu klimafreundlicheren Entschei-
dungen bei (Großer et al., 2020; Rinderspacher, 1985; Rosa
et al., 2015). Die Klimawirkungen von Sorgearbeit werden
in diesem Report auch in Kap. 2 und 18 Soziale Sicherungs-
systeme diskutiert.

Feministische Forschung beschäftigt sich verstärkt mit
unbezahlter Care-Arbeit, auch im Zusammenhang mit dem
Thema „VorsorgendesWirtschaften“ (Biesecker, 2000; Bies-
ecker & Hofmeister, 2006). In der neueren Debatte zu
feministischen Postwachstumsideen wird auf die Notwen-
digkeit, die verschiedenen Stränge der feministischen und

Degrowth-Ansätze zu verknüpfen, hingewiesen (Bauhardt,
2013; Dengler & Lang, 2019, 2022; Knobloch, 2019; Kuhl
et al., 2011). Der Bedarf an einer feministischen Ergänzung
zum Green New Deal wird in einigen Ländern wahrgenom-
men (z. B. Cohen & MacGregor, 2020). Gender-Budgeting-
Ansätze gibt es auch in Österreich. Wenn sie das Ziel haben,
öffentliche Ausgaben auf Geschlechter- und Klimagerech-
tigkeit hin zu untersuchen, eröffnet das Möglichkeiten, auch
im Sorgebereich Emissionseinsparungen zu erreichen (Scha-
latek, 2012). Die Raum-, Stadt- und Verkehrsplanung muss
Sorgearbeit ebenfalls mitdenken, um Emissionsminderungen
zu ermöglichen. In einer „Stadt der kurzen Wege“ sollen
Quartiere so geplant werden, dass zwischen Wohnort und
Kindergärten/Schulen, Einkaufs- und Erwerbsmöglichkeiten
möglichst kurze Wege liegen, die zu Fuß oder mit dem
Rad zurückgelegt werden können. Öffentliche Verkehrsmit-
tel sollten sich stärker an den Zeiten und Bedarfen der
Sorgearbeit ausrichten. Die feministische Forschung fordert
eine Entwicklung weg von der autogerechten hin zur men-
schengerechten Stadt (Bauhardt, 1995) [siehe auch Kap. 6
Mobilität].

Neben Sorgearbeit gibt es auch weitere Tätigkeiten, die
außerhalb der ökonomischen Betrachtung liegen. Ehren-
amtliche Tätigkeiten, die dazu dienen, Gemeinschaft und
Gesellschaft zu bilden und zu pflegen, aber auch alle Ak-
tivitäten mit dem Ziel der Selbstversorgung sind Teil einer
Sorge für Gesellschaft und Natur. Diese Tätigkeiten tragen
zum Aufbau von Gemeinschaft, zur Produktion von Gütern
und Dienstleistungen und möglicherweise zur Reduktion
von negativen Klimawirkungen bei. So trägt beispielsweise
der Trend zu eigener Gemüseproduktion (z. B. „urban gar-
dening“) als emissionsarme Produktion von Lebensmitteln
dazu bei, CO2-Emissionen zu verringern (Cleveland et al.,
2017). Wenn für ehrenamtliche und alternative Aktivitäten
zur Subsistenzsicherung Zeit aufgewendet wird, die dann
nicht für Erwerbsarbeit und wirtschaftliche Produktion zur
Verfügung steht, trägt das indirekt zu Emissionseinsparung
und einem klimafreundlichen Leben bei. Zeitbanken zei-
gen z. B. eine Möglichkeit, Sorge- und Betreuungsarbeit und
Erwerbsarbeit in Beziehung zu setzen und so sozial- und
klimagerechtere Arbeitszeitkontingente zu schaffen (Bader
et al., 2021; Schor, 2016).

Die Qualität von Sorgearbeit ist abhängig von Interaktion
und damit von Zeit. Strukturelle Zwänge führen zu Zeit-
knappheit bzw. mangelnder Zeitsouveränität. Dies bedingt
– sofern finanziell möglich – einen Konsum mit erhöhtem
Ressourcen- und Energieverbrauch. Gleichzeitig wachsen
mit höheren Einkommen auch die Ansprüche z. B. im Haus-
haltsbereich (Küchenausstattung, höhere Hygienenormen,
steigende Wellness-Ansprüche). Klimafreundliche Zeitpoli-
tik (Reisch & Bietz, 2014) und sorgegerechte Zeitpolitik
(Heitkötter et al., 2009) fokussieren auf Zeit als Hebel für
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politische Gestaltung und verbinden die beiden Anliegen:
Wenn Menschen mehr Zeit haben und Sorgearbeit gerech-
ter (zwischen den Geschlechtern) verteilt wird, könnten sie
klimafreundlicher handeln (Hartard et al., 2006; Rau, 2015;
Schor, 2016).

Um dieses Argument zu verfolgen, bedarf es weitere For-
schung zu Bedingungen von Konsum und zu Fragen der
Lebensstile. Folgende Forschungsfragen sind zu untersu-
chen: Unter welchen Bedingungen nutzen Menschen Zeit
für konsumfreie Praxis? Welche Bedingungen braucht es für
die Bereitstellung klimafreundlicher Produkte und Dienst-
leistungen? Hier findet sich die Querverbindung zum Kap. 7
Erwerbsarbeit: Ausmaß und Bedingungen der Erwerbsar-
beit haben einen starken Einfluss darauf, wie Sorgearbeit
gestaltet wird und umgekehrt. Die Verteilung von bezahl-
ter und unbezahlter Arbeit nach Geschlechterrollen und
anderen Differenzen wie ethnische Zugehörigkeit, Migrati-
onsstatus, Bildungsstand spielen ebenfalls eine wesentliche
Rolle für die Entstehung von prekären Arbeitsverhältnis-
sen und Gehaltsdifferenzen. Daraus resultierende prekäre
Arbeitsverhältnisse und große Gehaltsdifferenzen verstär-
ken gesellschaftliche Ungleichheit und Zeitdruck [siehe auch
Kap. 7 Erwerbsarbeit].

Durch neue Dienstleistungen wie z. B. Liefer- und On-
linediensten, Arbeitsbedingungen (Homeoffice) und Ange-
boten der sharing economy ändert sich der Mix an unbezahl-
ter/bezahlter Arbeit, Eigen-/Fremdleistung im Sorgebereich.
[siehe auch Kap. 7 Erwerbsarbeit und Kap. 9 Freizeit]. Die
Frage wie sich solche Änderungen auf den Ressourcenver-
brauch und hinsichtlich der Klimafolgen der Sorgearbeit
auswirken muss erst in bisherige Konzepte Eingang finden
und erforscht werden.

Eine Zeitperspektive hilft dabei, sozial-ökologische Inter-
aktionen zu analysieren und den Arbeitsbegriff neu zu defi-
nieren und zu erweitern (Biesecker et al., 2012; Biesecker &
Hofmeister, 2006). Eine Neubewertung von verschiedenen
Formen von Arbeit, bezahlt und unbezahlt, für Produktion
und Reproduktion von den gesellschaftlichen Subsystemen
Person, Haushalt, Wirtschaft und Gesellschaft führt zu mehr
Geschlechtergerechtigkeit und einer vorsorgenden Gesell-
schaft. Eine besser verteilte Sorge für diese Subsysteme
verringert soziale Ungleichheiten und damit einhergehenden
Zeitdruck und Überlastung bei einem Teil und (zu) hohen
Konsum bei einem anderen Teil der Gesellschaft. „Gelänge
es größere Spielräume in der Zeitverwendung durch Zeit-
wohlstand zu schaffen, so wäre es denkbar, dass in vielen
Lebenswelten ressourcenintensive Praktiken mit zeitintensi-
ven substituiert werden“ (Buhl et al., 2017). Freiwerdende
Kapazitäten können für mehr Sorge für die Natur (Hofmeis-
ter &Mölders, 2021) und zum Aufbau von Strukturen für ein
gerechtes und klimafreundlicheres Leben verwendet werden
(Winker, 2021) und stellen damit wertvolle co-benefits dar.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo

� Die Klimafreundlichkeit von Freizeitaktivitäten und
Urlaub hängt davon ab, wie klimafreundlich die da-
für genutzten Verkehrsmittel, die gewählten Räum-
lichkeiten und ihre Energieversorgung sind, wie
emissionsintensiv die dafür genutzten Sachgüter
und Dienstleistungen bereitgestellt werden und wel-
chen konkreten Tätigkeiten nachgegangen wird.
(QV Mobilität und Wohnen) (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis)

� Der Treibhausgasfußabdruck von Freizeitaktivitä-
ten ist in Bezug auf Einkommensgruppen ungleich
verteilt. Wohlhabendere Haushalte sind tendenziell
mobiler und haben eine konsumintensivere Freizeit-
und Urlaubsgestaltung. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� Die Digitalisierung von Freizeitaktivitäten nimmt
zu. Die durch Internet- und Kommunikationstech-
nologien verursachten Klimaemissionen steigen.
Für einen Vergleich von digitalen und nichtdigi-
talen Optionen muss man den gesamten Produkt-
lebenszyklus und die Bereitstellung systematisch
vergleichen. (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis)

� Freizeitaktivitäten in der Landschaft sind durch den
Klimawandel bereits betroffen. (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen

� Freizeit und Erholung dienen der Regeneration
und haben eine hohe Bedeutung für die wahr-
genommene Lebensqualität der Menschen. Es ist
wichtig, besonders ressourcen- und energieintensi-
ve Aktivitäten mit Erholungswert zu reduzieren und
ressourcen- und energieschonende Aktivitäten zu
wählen. Die Emissionsintensität von Mobilität stellt
die stärkste Belastung für das Klima dar. Aber auch
Güter und Dienstleistungen sind ausschlaggebend
für die Klimafreundlichkeit von Freizeitaktivitäten
und Urlaub. (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis)

� Dienstleistungen können klimafreundlicher als
Sachgüter sein, wenn die dahinterliegenden Produk-
tionsnetzwerke und die Bereitstellung der Dienst-
leistung klimafreundlich erfolgen. Für Individu-
en ist die Klimafreundlichkeit einer Dienstleis-
tung oft nicht einschätzbar. Daher braucht es
Informationen und Lebenszyklusperspektiven im
Design und klimafreundliche Energieversorgung.
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturba-
sis)
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Strukturen/Kräfte/Barrieren

� Zeitdruck durch Erwerbs- und Sorgearbeit und Be-
schleunigung in Arbeitsleben und Alltag können
klimaschädliches Freizeitverhalten als einfacheren
und schnellerenWeg erscheinen lassen. (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis)

� Gesellschaftliche Normen strukturieren Freizeit-
praktiken entlang der Aufteilung von bezahlter Ar-
beitszeit und Sorgearbeit (oft genderspezifisch) und
damit einhergehenden Doppelbelastungen bzw. der
Bewertung von Work-Life-Balance. (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis)

� Gesellschaftlich verbreitete Praktiken zu Freizeit-
gestaltungen sind zentral dafür, was als „normale“
bzw. akzeptable Tätigkeiten betrachtet wird und
wie diese durchgeführt werden, z. B. Ferntourismus
versus lokale/regionale Erholung oder Radfahren
versus Motorradfahren als Hobby. (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen und Verbindungen zu anderen
Handlungsfeldern

� Effiziente, qualitativ hochwertige und langlebige
Produkte, die man auch teilen und reparieren kann,
sind für eine klimafreundliche Freizeit ebenso not-
wendig wie die Abkehr von Geschäftsmodellen,
welche auf der Beschleunigung von Produktlebens-
zyklen basieren, wie beispielsweise „Fast Fashion“
oder die rasche Obsoleszenz von Smartphones. (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Zeitsouveränität und mehr Freizeit könnte zu we-
niger Zeitdruck und mehr Wohlbefinden bei einem
niedrigeren Treibhausgasfußabdruck führen, wenn
diese Praktiken wenig bzw. emissionsfreie Mobili-
tät benötigen, Wohnräume emissionsfrei betrieben
werden und die sonstigen involvierten Produkte ef-
fizient sind und lange genutzt bzw. repariert werden.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

9.1 Einleitung

Für den vorliegendenBericht betrachten wir pragmatisch alle
Freizeitaktivitäten, welche Erholung, Unterhaltung, Hobbys,
Sport, Geselligkeit, Teilnahme an Kulturveranstaltungen,
Gartenarbeit, Haustiere, die Nutzung von Informations- und
Kommunikations-Technologien (IKT) und digitalen Dienst-
leistungen umfassen. Urlaube beschreiben wir als beson-

dere Freizeit, welche hoch klimarelevant sein kann. Zum
Thema Urlaub gibt es einen eigenen APCC Special Re-
port „Tourismus und Klimawandel in Österreich“ (Pröbstl-
Haider, Lund-Durlacher, et al., 2021), daher geben wir an
dieser Stelle eine konzise Zusammenfassung der wichtigs-
ten Erkenntnisse zur klimafreundlicheren Urlaubsgestaltung
komplementiert mit aktueller Review-Literatur. Im Kapitel
Sorgearbeit wurde ausgeführt, dass der Kauf von Kleidung,
Einrichtungs- und Haushaltsgegenständen sowie von Kör-
perpflegeprodukten notwendig sind für die Versorgung und
Pflege von Personen. In diesem Kapitel fokussieren wir auf
alle Tätigkeiten, die der Erholung dienen und damit auch
wichtig für die persönliche Entwicklung und Reprodukti-
on, für die körperliche und psychische Gesundheit, für die
persönliche Horizonterweiterung und den Kulturaustausch
sowie für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die ge-
meinschaftliche Entwicklung einer Gesellschaft sind. Wir
fassen zusammen, wie die Literatur die Klimaschädlichkeit
von Freizeitaktivitäten sowie von Urlauben beschreibt, und
arbeiten heraus, welche Strukturen und Handlungsmöglich-
keiten für klimafreundliche Freizeit- und Urlaubsgestaltung
identifiziert werden können. Wir beschreiben anhand des ak-
tuellen Standes der Forschungsliteratur die Herausforderun-
gen, Barrieren und Handlungsoptionen für klimafreundliche
Freizeitgestaltung und Urlaube.

Die Gestaltung von Freizeit und Urlauben werden stark
durch andere Lebensbereiche mitbestimmt, welche in den
bisherigen Kapiteln ausführlich diskutiert wurden. Zentrale
Herausforderungen und Möglichkeiten für ein klimafreund-
liches Freizeit-, Urlaubs- und Konsumverhalten finden sich
somit auch bei den strukturellen Bedingungen der involvier-
ten Mobilität und Transporte [siehe Kap. 6 Mobilität], der
genutzten Räumlichkeiten [Kap. 4 Wohnen] sowie der noch
vorhandenen und verfügbaren Zeit nach bezahlter [Kap. 7
Erwerbsarbeit] und unbezahlter [Kap. 8 Sorgearbeit] Ar-
beit. Die Handlungsfelder werden in ihrer Zuordnung zu
Zeitverwendungskategorien und ihren Querverbindungen im
Überblick dargestellt [Vergleiche Abb. 3.2 in Kap. 3 Über-
blick Handlungsfelder].

Die konkreten Mobilitätsinfrastrukturen und Freizeitop-
tionen im zeitlich, finanziell und räumlich erreichbaren Um-
feld der Haushalte sind ebenso wie das noch verbleibende
Einkommen für all diese Aktivitäten ausschlaggebend dafür,
wie klimafreundlich in Freizeit und Urlaub gelebt werden
kann. Der Grad der Verpflichtung bestimmt auch die tägli-
chen Entscheidungen zur Zeitverwendung (siehe Abb. 9.1).
Dabei sind auch soziale und kulturelle Faktoren (Normen,
Moden, gesellschaftliche Trends und Lebensstile) für eine
mehr oder wenige klimafreundliche Gestaltung von Freizeit-
aktivitäten bestimmend. Daraus ergeben sich erhebliche Un-
terschiede zwischen gesellschaftlichen Gruppen. So haben
beispielsweise berufstätige Frauen, auch durch die bestehen-
den sozialen Normen, vielfach mehr Sorgearbeit zu erledigen
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Arbeitstag

Arbeitsfreie ZeitArbeitszeit

Berufliche Tätigkeit(en)

Determinationszeit Obligationszeit Dispositionszeit

Schlaf FreizeitBiosoziale TätigkeitenBerufswege
Schule

Abb. 9.1 Zeit nach Verfügungsgrad. Nach den Verpflichtungen zu bezahlten und unbezahlten Arbeitstätigkeiten, wie Kochen, Körperhygiene und
Versorgung Dritter, bleibt zur freien Disposition unterschiedlich viel Freizeit übrig. (Verändert nach (Ammer & Pröbstl, 1991))

und damit weniger Dispositionszeit, d. h. weniger Freizeit
(Smetschka et al., 2019; Unbehaun, 2017) [QV Kap. 8 Sor-
gearbeit und Kap. 7 Erwerbsarbeit].

Die Bewertung der Klimafreundlichkeit von Freizeit und
Urlauben bringt eine Reihe von wissenschaftlichen Heraus-
forderungen mit sich, die sich dadurch ergeben, dass ein
Großteil des Energie- und Ressourcenverbrauchs und somit
der klimaschädlichen Emissionen indirekt in der Produktion
und bei der Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen
anfällt [vergleiche Abschn. 1.3, Ivanova, 2017]. Dies macht
die notwendige komparative Bewertung von Alternativen
methodisch äußerst komplex und Ergebnisse verschiedener
Studien und Methoden sind meist nicht direkt vergleichbar
(siehe Abschn. 3.1 Einleitung Exkurs Box). Zu berücksich-
tigen ist jedenfalls, dass Einsparungen von Zeit und/oder
Geld oft zu Rebound-Effekten führen („Jevons Paradoxon“).
Dies bedeutet, dass eingespartes Geld oder eingesparte Zeit
emissionsintensiv verwendet werden kann und damit di-
rekte oder indirekte Problemverlagerungen sowie geringere
Emissionseinsparungen als erwartet entstehen können (Gil-
lingham et al., 2016; Sorrell et al., 2020). Dies macht die wis-
senschaftliche Bewertung der Klimafreundlichkeit konkreter
Optionen und vor allem der systemischen Konsequenzen
transformativer Interventionen äußerst schwierig, da diese
Frage mehrere Forschungsfelder betrifft und eine Vielzahl
interdisziplinärer Forschungslücken und blinder Flecken eta-
blierter Ansätze sichtbar werden (Asefi-Najafabady et al.,
2021; Creutzig et al., 2021; Keen, 2021; Pauliuk et al., 2017).

9.2 Status quo und Klimaherausforderungen

Die Freizeitforschung zeigt, dass die Aktivitäten in der
Freizeit vor allem durch passive Mediennutzung und Telefo-
nie geprägt sind, mit großer Bedeutung von Mobiltelefonie
(87 Prozent mehrfach in der Woche) und Fernsehen (84 Pro-

zent mehrfach in der Woche). Bis zur Pandemie konnte auch
eine Zunahme von Lokalbesuchen und Essengehen als Ak-
tivitäten in der freien Zeit festgestellt werden. Sportliche
Aktivitäten und Radfahren bleiben (mit ihrem Anteil von
rund 30 Prozent mehrfach in der Woche) dagegen über die
Jahre unverändert. Die Teilnahme an kulturellen Veranstal-
tungen (Theater, Kino, Konzert, Oper, Museum zwei bis
sechs Prozent) nimmt einen sehr geringen Anteil ein, der
im langjährigen Vergleich auch tendenziell abgenommen hat
(Zellmann & Mayrhofer, 2019).

Freizeitaktivitäten können im Hinblick auf ein klima-
freundliches Leben von sehr hoher Relevanz sein, da diese
beispielsweise mit sehr hoher oder sehr geringer Emissions-
intensität verbracht werden können. Offensichtliche Beispie-
le sind der Wochenend-Städtetrip mit dem Flugzeug versus
Geselligkeit mit Freund_innen und Familie im autofrei er-
reichbaren Umfeld der Wohnung. Die CO2-Intensität der
Freizeit entsteht dabei aus der Kombination der konsumier-
ten Sachgüter und Dienstleistungen, den damit verbundenen
globalen Produktionsketten und deren Ressourcenverbrauch
(Plank et al., 2020; Steininger et al., 2018), der involvier-
ten Mobilität und dem sonstigen Energieverbrauch, z. B.
Strom und Raumwärme. Der Treibhausgasfußabdruck ös-
terreichischer Haushalte im Bereich Freizeit, Urlaub und
sonstiger Konsum macht etwa 24 Prozent des gesamten
Haushalts-Treibhausgasfußabdrucks für das Jahr 2010 aus
(Smetschka et al., 2019). Die Konsumbereiche Gastronomie,
Sport-, Freizeit- und Kultur-Veranstaltungen sowie Urlaube,
Bekleidung und Schuhe machen dabei den Großteil des Fuß-
abdrucks aus (Tab. 9.1). Bekleidung und Schuhe könnten
neben dem Konsum in diesem Kapitel auch der notwendigen
Versorgung im Abschn. 3.6 zugeordnet werden – eine Unter-
scheidung nach notwendigen und zusätzlichen Produkten ist
methodisch nicht möglich.

Die Klimafreundlichkeit einzelner Freizeitaktivitäten
ist in Dimension und Intensität von Konsum- bzw. CO2-
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Tab. 9.1 CO2-Fußabdruck des Konsums österreichischer Haushalte im Jahr 2010 nach Konsumkategorien im Freizeitbereich. (Eigene Darstellung
nach (Smetschka et al., 2019))

Konsumbereich Tausend Tonnen (kt)
CO2e/Jahr

Anteil am gesamten
Haushalts-Fußabdruck

Gastronomie 5139 6%

Sport-, Freizeit- und Kulturveranstaltungen 3798 4%

Urlaub 3547 4%

Bekleidung, Schuhe 3061 4%

Beherbergung 2309 3%

Unterhaltungselektronik, Film-, Foto- und EDV-Geräte 2156 2%

Sonstige Sport-, Hobby- und Freizeitartikel; Haustiere; Garten 1070 1%

Printmedien, Papier- und Schreibwaren 315 0%

Größere Gebrauchsgüter für Freizeit und Sport 33 0%

Mobilität - Fahrzeuge und Infrastruktur

Wohnen - Energieverbrauch

Lebensmittel

Dienstleistungen

Wohnen - Bereitstellung von Gütern

Güter allgemein

Mobilität - Energieverbrauch

kg CO2 Fußabdruck pro Stunde

Wege

Wohnen

Essen gehen

Freiwilligenarbeit

Sport & Erholung im Freien

Zeit mit Freund_innen & Nachbarn

TV, Video, Musik

Haustiere betreuen

Lesen

Freizeitkurs

Kultur & Veranstaltungen

Hobbies & Spiele

0 1 2 3 4 5

Abb. 9.2 Durchschnittlicher CO2-Fußabdruck verschiedener Gruppie-
rungen von Freizeitaktivitäten österreichischer Haushalte für das Jahr
2010 in kg CO2e/Stunde. Je nachdem ob Aktivitäten zu Hause oder wo-

anders stattfinden, kommen Emissionen für das Wohnen bzw. Mobilität
dazu. (Eigene Darstellung nach (Smetschka et al., 2019))
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Fußabdruck sehr variabel (Abb. 9.2). Für österreichische
Haushalte wurde für das Jahr 2010 berechnet, dass der
konsumbasierte CO2-Fußabdruck der Alltagsfreizeit sehr
unterschiedlich ausfallen kann (Smetschka et al., 2019).
Ein vergleichbares Bild zeigt sich auch in der spärlichen
internationalen Literatur, die sowohl Zeit als auch Emissions-
fußabdruck untersucht (Brenčič & Young, 2009; De Lauretis
et al., 2017; Druckman et al., 2012; Jalas, 2002; Jalas& Juntu-
nen, 2015; Schipper et al., 1989;Yu et al., 2019). In der Studie
für Österreich wurde der gesamte Haushaltskonsum und
dessen globale CO2-Fußabdrücke des Jahres 2010 doppel-
zählungsfrei verschiedenen Zeitverwendungen zugewiesen;
nicht erfasst sind hier jedoch Ausgaben für beispielsweise
Geräte oder auch Infrastrukturen aus Vorjahren, genauso wie
staatliche Leistungen und indirekt anfallende Investitionstä-
tigkeiten exkludiert sind. Inkludiert sind bei der Berechnung
derCO2-Intensität jeStundealleglobalenEmissionen,welche
österreichischen Haushalten in einer konsumbasierten Pers-
pektive im Jahr 2010 direkt und indirekt zugewiesen werden
können. Der Fußabdruck des Wohnens wurde allen Tätig-
keiten, welche zu Hause erfolgen, anteilsmäßig zugeordnet.
Emissionen für Mobilität werden hier nicht dargestellt.

Der durchschnittliche CO2-Fußabdruck pro Stunde
verschiedener Aktivitäten durchschnittlicher Österrei-
cher_innen wird somit durch die dafür notwendigeMobilität,
den dabei anfallenden Energieverbrauch (z. B. Strom für Ge-
räte) sowie die direkt und indirekt konsumierten Güter und
Dienstleistungen bestimmt (z. B. Kauf von Geräten, Klei-
dung, Nutzung von bestehenden Infrastrukturen, Konsum
von freizeitbezogenen Dienstleistungen etc.). Im österreichi-
schen Durchschnitt des Jahres 2010 ergibt sich die Reihung
von Freizeitaktivitätsbereichen nach deren durchschnittlicher
CO2-Intensität pro Stunde [QV Kap. 3 Überblick Hand-
lungsfelder]: Hobbys und Spiele; (Kultur-)/Veranstaltungen;
Lesen; Haustiere; TV, Video, Musik; Zeit mit Freund_innen
und Nachbar_innen; Sport/Erholung im Freien, Essengehen.
Je nach durchschnittlicher Zeit für diese Tätigkeiten pro
Tag ergibt sich ein sehr unterschiedlicher Anteil des CO2-
Fußabdrucks. Der prozentuelle Anteil des CO2-Fußabdrucks
ist bei Hobbys, Essengehen und (Kultur-)Veranstaltungen
viel höher als ihr zeitlicher Anteil (Abb. 9.2). Die insgesamt
dafür verwendete Zeit ist jedoch relativ gering. Grundsätz-
lich zeigt sich hier eine große Forschungslücke, da ein starker
Einfluss sozioökonomischer, demografischer und infrastruk-
tureller Faktoren zu erwarten ist und für manche Bereiche
somit substanzielle Bandbreiten an Emissionsintensitäten
pro Aktivitäten möglich sind.

Viele der beschriebenen Aktivitäten erfordern Zeit von
Einzelpersonen, um sich zwischen den Orten, an denen die-
se Aktivitäten stattfinden, zu bewegen. Mobilität ist in der
Regel kein Ziel an sich, außer beispielsweise beim Radfah-
ren, Wandern oder Joggen, sondern dient meist dem Zugang
und der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.WährendMo-

bilität einen vergleichsweise geringen Anteil am Zeitbudget
hat, verursacht sie einen sehr hohen CO2-Fußabdruck pro
Stunde (Smetschka et al., 2019). Klimafreundliche Mobili-
tät ist daher auch für Freizeit und Urlaube zentral, worauf
wir in Abschn. 3.3 gesondert eingehen [QV Kap. 6 Mo-
bilität]. Die erforderliche Mobilität, um beispielsweise eine
Freizeitaktivität wie Spazierengehen im Park auszuüben, ist
geringer, wenn die Versorgungmit Grünstrukturen, aber auch
mit freizeitrelevanten Strukturen gleichmäßig über den Sied-
lungsraum verteilt ist. Im Zusammenhang mit der COVID-
19-Pandemie ist vor allem die Versorgung mit Grünflächen
als zentraler Beitrag zu Lebensqualität, Freizeitnutzung und
Kinderspiel erkannt worden.

Klimafreundliches Wohnen und Energieversorgung, vor
allem Strom und Raumwärme, sind weitere zentrale Punkte
für eine klimafreundliche Freizeit. Freie Zeit wird über-
wiegend zu Hause bzw. in Gebäuden verbracht und deren
Betrieb, Erhaltung und Bau verursacht substanzielle Emis-
sionen (Smetschka et al., 2019). Auf klimafreundlichesWoh-
nen wird im Abschn. 3.2 gesondert eingegangen [QV Kap. 4
Wohnen].

9.3 Barrieren und Herausforderungen

Wir diskutieren hier aktuelle Literatur, die sich mit Bar-
rieren und Herausforderungen für klimafreundlicheres All-
tagsleben und Konsum in verschiedenen freizeitrelevanten
Bereichen beschäftigt. Einkaufen und Nutzung vor allem
von Bekleidung, Elektronik und Ähnlichem ist für vie-
le Menschen ein wichtiger und teilweise essenzieller Teil
ihrer Freizeitbeschäftigung. Zahlen zum Ausmaß variieren
aber sehr stark, da die Unterscheidung zwischen „notwendi-
gem“ Einkauf und Einkaufen als Freizeiterlebnis methodisch
nicht einfach und eine sehr subjektive Bewertung ist (Sta-
tistik Austria, 2009; Zellmann & Mayrhofer, 2019). Die in
Abb. 9.2 gezeigten CO2-Fußabdrücke verschiedener Frei-
zeitaktivitäten zeigen einen österreichischen Durchschnitt;
je nach konkreter Ausgestaltung der Aktivitäten und deren
Konsumintensität sind hohe Bandbreiten an Emissionsinten-
sitäten zu erwarten, welche jedoch bisher nicht systematisch
bzw. ganzheitlich untersucht wurden. Die weitere Diskussi-
on von Barrieren und Herausforderungen erfolgt daher nach
ausgewählten Konsumbereichen und der Inhalte der jeweils
spezifischen Literatur.

9.3.1 Digitalisierung, IKT und TV, Video und
Musik

Nachdem im Freizeitbereich die Nutzung von Informations-
und Kommunikationstechnik (IKT) erheblich an Bedeu-
tung gewonnen hat, beginnt auch eine Diskussion ihrer
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Klimafreundlichkeit. Insbesondere die Digitalisierung von
Freizeitaktivitäten macht dieses Thema zu einem dynami-
schen und komplexen Forschungsfeld. Es müssen sowohl
hochkomplexe globale Produktions- und Lieferketten, glo-
bale Kommunikationsinfrastrukturen, unterschiedlich vor-
anschreitende Dekarbonisierung der nationalen Energiever-
sorgungen und ein rasantes Nachfragewachstum bewertet
werden (Belkhir & Elmeligi, 2018). Was IKT-Produkte be-
trifft, zeigt sich in der Literatur, dass (1) der Betrieb von
Datenzentren und Kommunikationsinfrastrukturen, (2) die
Produktion von IKT-Produkten und (3) speziell der rasant
wachsende Markt für Smartphones zentrale Herausforde-
rungen sind (Belkhir & Elmeligi, 2018; Clément et al.,
2020; Cordella et al., 2021). Kurze Produktlebenszyklen und
geringe Reparaturfähigkeit sind generell und speziell bei
Smartphones ein zentrales Problem, welches zum Teil durch
die Geschäftsmodelle der Netzbetreiber verstärkt und stabi-
lisiert wird (Belkhir & Elmeligi, 2018; Cordella et al., 2021).
Generell benötigt es also eine rasche Dekarbonisierung der
Energieversorgung sowie höhere Standards bezüglich En-
ergieeffizienz, Langlebigkeit, Reparaturfähigkeit und eine
Eindämmung von Geschäftsmodellen, welche auf der Be-
schleunigung von Produktlebenszyklen aufbauen.

Die Digitalisierung einzelner Freizeitaktivitäten ist in Be-
zug auf ihre Klimafreundlichkeit nicht klar bewertbar, da
die Bereitstellung nichtdigitaler Optionen genauso Emis-
sionen verursacht. Die vorhandenen quantitativen Studien
nutzen vor allem die Methode der Lebenszyklusanalyse, um
den Energiefußabdruck zu vergleichen (siehe QV Kap. 3
Überblick Handlungsfelder für einen kurzen Aufriss der
methodischen Limitationen). In einem Review dieser Stu-
dien (Court & Sorrell, 2020) wurden folgende fünf Berei-
che unterschieden: „e-publications“ (e-books, e-magazines
and e-journals), „e-news“, „e-business“, „e-music“ und „e-
videos and games“. Potenzielle direkte Energieeinsparungen
werden bei e-publications, e-news und e-music gefunden, ge-
ringere Potenziale bei e-business und e-videos and games.
Zentrale, aber notwendige Annahmen für die Bewertung be-
einflussen die Ergebnisse dieser Studien substanziell und
können auch Nettoerhöhungen des Energieverbrauchs durch
Digitalisierung ergeben („backfire“). Diese Annahmen um-
fassen die Lebensdauer der Produkte, deren Energieeffizienz,
die partielle Substitution von Mobilität sowie die Anzahl
der Nutzer_innen, welche sich Dienstleistungen und Sach-
güter teilen. Alle begutachteten Studien ignorieren außerdem
Rebound-Effekte, was bedeutet, dass potenzielle Energie-
einsparungen durch Digitalisierung meist überschätzt sind
(Sorrell et al., 2020). Ein direkter Rebound-Effekt für digi-
talen Medienkonsum wäre beispielsweise, dass Streaming-
Dienste aufgrund ihrer Preisgestaltung (Abo statt Einzel-
kauf) und aufgrund ihrer Effizienz und großen Auswahl viel
intensiver und häufiger genutzt werden, als das bei DVDs,
CDs, Radio und Kino der Fall war. So kann z. B. Streaming

von Internet-Inhalten dazu führen, dass zwar weniger DVDs
und CDs produziert werden und eventuell auch etwas Indivi-
dualverkehr für Einkäufe oder Kinobesuche eingespart wird,
jedoch die Menge an konsumierten bzw. gestreamten Medi-
eninhalten massiv zunimmt. Ein indirekter Rebound-Effekt
könnte dann beispielsweise sein, dass zusätzlich regelmä-
ßig leistungsfähigere Streaming-Geräte, z. B. in Form eines
Heimkinos oder eine Vielzahl von Smartphones und Tablets,
gekauft werden (Santarius et al., 2016). Für die Klimafreund-
lichkeit von Digitalisierung und IKT sind daher die zentralen
Faktoren (1) klimafreundliche Energie- bzw. Stromversor-
gung sowohl der Produktion der Güter und Dienstleistun-
gen als auch von IKT-Infrastrukturen des Internets, (2) die
Entschleunigung von Produktlebenszyklen durch Reparatur-
fähigkeit und Upgrade- und Support-Garantien sowie (3) das
Volumen der konsumierten Güter und Dienstleistungen aus-
schlaggebend (Court & Sorrell, 2020; Reisch et al., 2021).

Der steigende Zeitanteil mit Mediennutzung in der
Freizeit in Österreich gehört zu den Herausforderungen des
Energieaufwandes im Freizeitbereich. Der Bedarf an Ka-
pazitäten zur Datenverarbeitung ist stetig gewachsen. Die
Rundfunk und Telekom Regulierung Österreichs (RTR) be-
richtet über jährlich starke Anstiege im Datenvolumen. So
hat sich das Datenvolumen von 2016 auf 2017 verdreifacht
und macht 2020 bereits die 12-fache Menge von 2016 aus
(GfK, 2020). Dies zeigt auch der Umfang der Mediennut-
zung in der Freizeit. Der zunehmende Anteil von Streaming-
Diensten und die rasanten Entwicklung und Verbreitung
von immer größeren und leistungsstärkeren Endgeräten hat
Folgen im Hinblick auf den Energieverbrauch und die Emis-
sionen. Das Video-Streaming nimmt mit einem Anteil von
ca. 80 Prozent am Gesamtvolumen des Datenverkehrs die
Spitzenposition ein (Cisco, 2019; Cook, 2017). Erhebliche
Unterschiede in der Art der Nutzung und dem Verbrauch er-
geben sich nach Altersgruppen: Die Altersgruppe der 14- bis
29-Jährigen in Deutschland schaut mehr Filme und Videos
über das Internet (64,4 Prozent) als im Fernsehen (31,9 Pro-
zent), während sich die 30- bis 49-Jährigen 59,3 Prozent der
Filme und Sendungen im Fernsehen ansehen (GfK, 2021).

9.3.2 Urlaub

Die Klimafreundlichkeit von Urlauben wird in der Lite-
ratur vor allem aufgrund der dabei anfallenden Mobilität
bewertet, daneben auch anhand der direkten und indirekten
Emissionen des Gastgewerbes, der konsumierten Lebensmit-
tel sowie sonstiger gekaufter Güter, Dienstleistungen und der
genutzten Infrastrukturen (Lenzen et al., 2018). Urlaube zei-
gen global eine sehr hohe Wachstumsdynamik und werden
hauptsächlich durch Menschen aus wohlhabenden Ländern
bzw. der sich entwickelnden globalen Mittelschicht konsu-
miert. Der globale Treibhausgas-Fußabdruck des Tourismus
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wurde erstmals für das Jahr 2013 mit acht Prozent der glo-
balen Emissionen berechnet, wobei Mobilität inkludiert ist
(Lenzen et al., 2018). In der Literatur hat sich inzwischen ein
Spektrum an Emissionsstatistiken und Bewertungsmethoden
entwickelt (Sun et al., 2020).

Spezifische Urlaubsformen können besonders emissions-
intensiv sein, beispielsweise Kreuzfahrten (Eijgelaar et al.,
2010; Wondirad, 2019), Flugreisen oder der beginnende
Weltraumtourismus (Spector & Higham, 2019). In der Lite-
ratur zeigt sich, dass Langstreckenflugreisen hauptsächlich
bei wohlhabenden Stadtbewohner_innen bzw. in den obe-
ren Einkommensgruppen konsumiert werden, welche zwar
im Alltag klimafreundlich mobil sein können, aber dafür
klimaschädliche Urlaube überproportional viel konsumieren
(Czepkiewicz et al., 2018). Erklärungsansätze gibt es unter
anderem im Rebound-Effekt, beispielsweise durch Geld-
ersparnisse durch automobilarme Alltagsmobilität und dem
leichten Zugang zu Flughäfen. Es wird auch eine Kompen-
sationshypothese diskutiert, wo beispielsweise vermeintlich
klimafreundlicheres oder „grüneres“ Verhalten im Alltag mit
einem urbanen und oft international ausgerichteten Lebens-
stil kombiniert ist, was dann Langstreckenreisen rechtfertigt
(Jourdan & Wertin, 2020; Kim et al., 2020; Sharpley, 2020).

Die Beschleunigung und Verkürzung von Urlauben in
Österreich und global steigender Wohlstand bei gleichzei-
tig wahrgenommenem Zeitdruck intensivieren die Konsum-
und Emissionsintensität von Urlauben. Wichtige Segmente
des Tourismus sind neben Erholung vor allem Kongress-,
Kultur- und Gesundheitstourismus. Diese Bereiche, die mit
Alter und Wohlstand der Bevölkerung wachsen, werden mit
ihrer Klimawirkung und möglichen Maßnahmen zur Verrin-
gerung von Emissionen erst kürzlich intensiver untersucht
(Zheng et al., 2022). Verzerrte Preise der Mobilität und
geförderte Tourismusindustrie bzw. Abhängigkeit ganzer Re-
gionen machen Veränderungen schwierig (Gao & Zhang,
2021; Shaheen et al., 2019). In der Literatur wird eine
Reihe von Phänomenen thematisiert, welche für die Klima-
wirkung von Urlauben besonders problematisch sein kön-
nen, z. B. „last chance tourism“ zu rapide abschmelzenden
Antarktis-Gletschern (Eijgelaar et al., 2010) oder anderen
schwindenden Naturschauspielen, sowie „overtourism“ an
global beworbenen Orten (Rico et al., 2019). Bedenklich ist,
dass klimafreundliches Alltagsverhalten im Urlaub teilwei-
se auch schon einmal „pausiert“ wird, da lokales Wissen um
Möglichkeiten fehlt und auch Urlaub von der Alltagsdiszi-
plin gesucht wird (Barr et al., 2010). Tourismusspezifische
Infrastrukturen und dezidierte Siedlungsgebiete bzw. Wohn-
formen (Hotelanlagen, Ferienhaussiedlungen etc.) können
hier strukturell klimarelevant werden, je nachdem wie die
lokalen Rahmenbedingungen (Energieversorgung, Baunor-
men, Raumplanung, Mobilität etc.) gestaltet sind (Gössling
& Lund-Durlacher, 2021). Es zeigt sich insgesamt, dass ne-
ben Mobilität auch die Beschleunigung bzw. Intensivierung

von Urlauben, d. h. kürzere Aufenthaltsdauern, eine Heraus-
forderung für Klimafreundlichkeit sind.

Der APCC Special Report „Tourismus und Klimawan-
del in Österreich“ fokussierte auf die Situation in Öster-
reich und die Rolle der Aktivitäten im Sommer und Win-
ter sowie von Events und Veranstaltungen (Pröbstl-Haider,
Lund-Durlacher, et al., 2021). Lund-Durlacher et al. (2021)
betrachteten dabei auch die Rolle der gastronomischen Ser-
vices. Gössling & Lund-Durlacher (2021) haben darüber
hinaus auch die Bedeutung der Unterbringung in diesem
Zusammenhang für Österreich untersucht und erhebliches
Energieeinsparungspotenzial aufgezeigt. Generell zeigt sich
auch in Österreich, dass die durchschnittliche Aufenthalts-
dauer von 4,9 Nächten im Jahr 1990 auf 3,3 Nächte im
Jahr 2018 gesunken ist, also um 32 Prozent (Statistik Aus-
tria, 2019). Wenn die Bettenauslastung aus wirtschaftlichen
Gründen gleichbleiben soll, bedeutet das, dass mehr Men-
schen anreisen müssen, um eine gleichbleibende Wertschöp-
fung zu erzielen. Eine wesentliche Ursache dafür, dass die
Situation im Tourismus in Österreich als wenig zufrieden-
stellend eingeschätzt wird, liegt daran, dass es aktuell für die
Branche noch kaum verbindliche Vorgaben für eine sukzes-
sive Emissionsreduktion gibt (Prettenthaler et al., 2021).

Neben dem Tourismus sind auch viele Freizeitaktivitä-
ten in der Landschaft durch den Klimawandel betroffen.
Wesentliche Betroffenheiten lassen sich wie folgt zusam-
menfassen (Pröbstl-Haider, Lund-Durlacher, et al., 2021):
Die Auswirkungen von kleinräumigen Extremwetterereig-
nissen (Stürmen, Starkregen, Sturzfluten, Überschwemmun-
gen, Hangrutschungen und Murenabgängen) stellen eine
unmittelbare Gefahr für die Infrastruktur für Freizeit und
Tourismus dar. Weiterhin wurde festgestellt, dass Outdoor-
Aktivitäten im Sommer und Winter besonders betroffen
sind. So besteht eine hohe Abhängigkeit des wintertouristi-
schen Angebots von Schnee und Eis. Anpassungsmaßnah-
men durch Beschneiung sind zukünftig nur eingeschränkt
möglich, weil die Zeiträume, in denen die Technik effizient
eingesetzt werden kann, kürzer werden. Die Forschungser-
gebnisse zeigen zudem, dass die Zunahme des Risikos bei
sommertouristischen Aktivitäten für den Gast unzureichend
erforscht sind. Eine Zunahme an Risiken werden im Bereich
Klettern und Hochtouren durch Rückgang des Permafrosts,
bei allen Flugsportarten durch kleinräumige Extremereig-
nisse, veränderte Windverhältnisse und Thermik sowie im
Bereich der Wassersportarten aufgrund niedriger Wasser-
stände erwartet. Spezifische Informationen für Gäste sind
derzeit nicht verfügbar. Vorsorge- und Rettungseinrichtun-
gen erfordern ebenfalls eine Überprüfung, um den zukünf-
tigen Herausforderungen begegnen zu können.

Belastungen für den Gast ergeben sich auch durch ei-
ne Veränderung der biologischen Verhältnisse, insbesondere
durch Zunahme von Schadinsekten, Zunahme von Algen-
wuchs in erwärmten Gewässern sowie durch die Ausbreitung



336 Kapitel 9. Freizeit und Urlaub

von Neophyten und allergenen Pflanzen. Bei allen Aktivitä-
ten in der freien Landschaft können erhebliche gesundheitli-
che Belastungen durch Hitze ausgelöst werden. Dies betrifft
in besonderem Maße auch den Städtetourismus und Events
im Sommer.

9.3.3 Gastronomie

Zu Freizeitaktivitäten rund um das Essen, Essengehen und
kulturelle Veranstaltungen zeigt sich: Während sich die in-
ternationale freizeitbezogene Energieforschung vor allem im
englischsprachigen Raum in den letzten zehn Jahren mit
den Folgen des Auswärtsessens („trend to eating-out“) be-
schäftigte, setzt sich die aktuelle Forschung mit den Konse-
quenzen des zunehmenden Essenslieferservices und dessen
Umweltauswirkungen auseinander. Forschungsarbeiten aus
Japan (Kanemoto et al., 2019) zeigen, dass durch das Essen-
gehen mehr Emissionen entstehen als durch den Fleischkon-
sum selbst (770 kg versus 280 kg Treibhausgas-Fußabdruck
pro Jahr). Der Trend, einen Lieferservice in Anspruch zu
nehmen, hat durch die Pandemie erheblich zugenommen
und ist Teil eines urbanen Lebensstils, dessen Wirkungen
vielfach unbekannt sind. Laut einer Forsa-Umfrage kaufen
in Deutschland zwei Drittel der Menschen unter 30 Jah-
ren mindestens einmal im Monat Essen zum Mitnehmen in
Einwegverpackungen in Restaurants oder bei Lieferservices
(Forsa, 2021).

Der Beitrag der Gastronomie zu nachhaltiger gesell-
schaftlicher Entwicklung aufgrund der Forderung an Unter-
nehmen, Verantwortung für die sozialen und ökologischen
Bedingungen entlang der Wertschöpfungskette zu überneh-
men, wird in einem Leitbild beschrieben (Göbel et al.,
2017).

9.3.4 Bekleidung

Bekleidung und speziell die rasante Entwicklung von Fast-
Fashion-Geschäftsmodellen in Österreich und international
verursachen etwa zwei Prozent des globalen Ressourcenver-
brauchs und der klimaschädlichen Emissionen, speziell in
den produzierenden Ländern des globalen Südens (Niini-
mäki et al., 2020; Peters et al., 2021). Über verschiedene
methodische Ansätze und Publikationen hinweg zeigt sich,
dass der eindeutige Großteil der Emissionen und des Res-
sourcenverbrauchs während der Produktion von Bekleidung
anfällt; Transporte und Abfallmanagement fallen bisher we-
nig ins Gewicht, während das Waschen und Trocknen durch
Haushalte einen mittleren Anteil hat (Niinimäki et al., 2020;
Peters et al., 2021). Während die Energie- und Materialeffi-
zienz in globalen Produktionsketten substanziell gesteigert
werden konnte, ist der Verbrauch bzw. Konsum von Be-

kleidung viel stärker gewachsen (Niinimäki et al., 2020;
Peters et al., 2021). Hierbei spielt speziell das Phänomen
„Fast Fashion“ eine zentrale Rolle, da wachsender Kon-
sum und immer kürzere Lebenszeiten von Bekleidungs-
produkten bei geringer Haltbarkeit und Reparierbarkeit das
Volumen der Produktion und somit der anfallenden Emis-
sionen insgesamt antreibt (Niinimäki et al., 2020; Peters
et al., 2021). Dies bedeutet, dass für klimafreundliche Be-
kleidung eine Dekarbonisierung der Energieversorgung in
der Produktion, die weitere Steigerung der Produktionseffi-
zienz, eine Vermeidung von Flugtransporten und Abkehr von
Fast-Fashion-Geschäftsmodellen sowie Schwerpunktsetzun-
gen auf weniger, aber dafür qualitativ hochwertigere und
langlebigere Bekleidungsprodukte zentral sind.

9.3.5 Haustiere

Haustiere erfreuen sich einer hohen Beliebtheit, können je-
doch einen substanziellen CO2-Fußabdruck verursachen. In
der Literatur wurden bisher hauptsächlich der „Umwelt- und
Klima-Pfotenabdruck“ („pawprint“) von Katzen und Hun-
de für wenige ausgewählte Länder sowie global untersucht.
Es zeigt sich, dass die Emissionen aufgrund der Menge an
gefüttertem Fleisch der zentrale Faktor für Klima, Land,
Wasser und Umwelt sind (Alexander et al., 2020; Mar-
tens et al., 2019; Okin, 2017; Su et al., 2018). So können
speziell größere Hunde, die viel Fleisch gefüttert bekom-
men, ähnlich hohe Emissionen verursachen, wie der eigene
Umstieg auf vegetarische bzw. vegane Ernährung oder der
Verzicht auf einen Mittelstreckenflug sparen würde (Iva-
nova et al., 2020) [Kap. 3, Abb. 3.1)]. Studien spezifisch
für Österreich fehlen bzw. sind diese auch für Mitteleuro-
pa rar. Informationen zu Haustierfutter werden bei Weitem
nicht in derselben Qualität erhoben wie für andere Berei-
che der Landnutzung und Lebensmittelproduktion und des
Konsums (Alexander et al., 2020). Die Klimawirkung ande-
rer Ausgaben für Haustiere, wie beispielsweise für tierische
Gesundheit, wurde kaum untersucht, dürfte aber eine klei-
nere Rolle spielen. Einige wenige Studien untersuchen auch
die durch Hunde induzierte Mobilität, beispielsweise um mit
dem Auto zu einem hundefreundlichen Park zu gelangen
(MacKenzie & Cho, 2020). Ein wachsendes Forschungs-
feld beschäftigt sich mit den positiven Effekten auf mentale
und körperliche Gesundheit bzw. mehr aktivere Bewegung
von Hunde- und Haustierbesitzer_innen im Vergleich zu
Nicht-Haustierbesitzer_innen (Christian et al., 2013; Zijle-
ma et al., 2019). Beide Aspekte, mehr Mobilität und mehr
Bewegung, dürften bei Hundebesitzer_innen eine gewis-
se verstärkende Rolle spielen; jedoch ist die Literatur hier
meist nicht auf Klimafragen bezogen bzw. nicht für Ös-
terreich spezifisch. Für ein klimafreundliches Leben wird
in der Literatur hauptsächlich diskutiert (Alexander et al.,
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2020; Martens et al., 2019; Okin, 2017; Su et al., 2018), wie
die positiven Aspekte von Haustieren mit weniger Fleisch-
futter erreicht werden können, beispielsweise über weniger
und/oder kleinere Hunde und Katzen bzw. Haustiere, die
pflanzlich ernährt werden können. Weitere Möglichkeiten
ergeben sich durch alternative Proteinquellen statt Fleisch,
die Reduktion von weit verbreiteter Überfütterung sowie
verstärkte Adoption von bereits lebenden Haustieren statt
Neuzüchtungen. Dafür benötigt es Maßnahmen, die sowohl
Produzent_innen als auch Haustierbesitzer_innen adressie-
ren.

9.3.6 Sport und Hobbys

Der Bereich Sport und Hobbys ist vielfältig und die Be-
wertung der Klimafreundlichkeit zerfällt in verschiedenste
Forschungsbereiche, wobei oft die Verbindungen mit Tou-
rismus bzw. Alltagsmobilität untersucht wurden (Masca-
renhas et al., 2021). Eine aktuelle Studie für Deutschland
untersuchte beispielsweise Emissionen aufgrund des Mo-
bilitätsverhalten von Hobby-Sportler_innen und fand eine
hohe Korrelation zwischen höherem Einkommen und mehr
Emissionen sowie substanziell höhere Emissionen von In-
dividualsportler_innen sowie naturbezogenen Sportarten im
Vergleich zu Teamsport (Wicker, 2019). Studien zu den bei
Sport und Hobbys genutzten Gütern und Dienstleistungen
sind teilweise produktspezifisch auffindbar, eine systemische
Betrachtung der Klimafreundlichkeit verschiedener Hobbys
und Sportarten, welche auch die gesamten Implikationen für
Emissionen erfassen, fehlen bisher. Da sich ein Großteil des
CO2-Fußabdrucks der gesamten Zeit, die mit Hobbys und
Sport verbracht wird, bei Dienstleistungen findet (Abb. 9.2;
Smetschka et al., 2019), ist hier die Frage nach Konsumin-
tensität und Klimafreundlichkeit der Bereitstellung zu stellen
bzw. zu beforschen.

9.3.7 Veranstaltungen

Die Möglichkeiten zur Einsparung von Treibhausgasemissi-
onen bei Veranstaltungen werden vielfach unternehmerisch
wahrgenommen und müssen auf dieser Ebene diskutiert wer-
den (Holzbaur, 2020). Für Kund_innen zentral sind die dafür
notwendige Mobilität sowie etwaige zusätzliche Besuche in
Gastronomie und Hotels. Direkt bei Veranstaltungen kön-
nen Labels und Standards zu „Green Events“ informieren
und etwaige Besuchsentscheidungen beeinflussen. Zu den
Wegen zur Klimafreundlichkeit von Veranstaltungen und
Freizeitevents, deren Angebot, Organisation und Nachfrage
und deren Analyse bezüglich Klimawirksamkeit siehe APCC
Special Report Tourismus (Pröbstl-Haider, Lund-Durlacher,
et al., 2021) und die folgende Zusammenfassung.

Zusammenfassung aus dem APCC Special Report Touris-
mus & Klimawandel: Barrieren, Herausforderungen und
Anpassungsoptionen (Pröbstl-Haider, Lund-Durlacher,
et al., 2021; Pröbstl-Haider, Wanner, et al., 2021)
Um das Pariser Klimaziel einer Beschränkung der glo-
balen Erwärmung von zumindest weniger als zwei
Grad Celsius im Vergleich zum vorindustriellen Zeit-
alter einzuhalten, sind weitreichende Maßnahmen er-
forderlich.

� In Österreich trägt vor allem der An- und Ab-
reiseverkehr mit einem hohem Anteil an PKW-
und Flugverkehr zur Belastung bei. Klimaschonen-
de Anreiseoptionen in ausreichendem Umfang zum
Beispiel mit Bahn oder Bus bestehen derzeit nicht.

� Der Energieverbrauch für Klimatisierung und
Komfort in Beherbergungsbetrieben steigt. Daher
kommt energiesparenden Lösungen für Heizung
und Kühlung, aber auch der Gebäudeisolierung eine
besondere Bedeutung zu.

� Eine umfassende Förderung der zumeist kleinen
und mittleren Betriebe kann die rasche Umsetzung
energieproduzierender und -einsparender Technolo-
gien sowie bautechnischer Lösungen begünstigen.
Eine Darstellung der erreichten, geringen Emissi-
onsbelastungen auf Buchungsplattformen und Zer-
tifizierungen können die Umsetzung fördern.

� Aufgrund der hohen Nachfrage nach Wellness-
Angeboten kommt der Umsetzung technischer
Möglichkeiten, um Energie- und Wärmeverluste
von Indoor-Anlagen zu minimieren, aber auch um
den Wasserverbrauch und Strombedarf zu reduzie-
ren, ebenfalls eine hohe Bedeutung zu.

� Die Gastronomie hat insbesondere auch durch den
Einsatz landwirtschaftlicher Produkte einen erheb-
lichen Einfluss auf den Klimawandel. Neben den
in der Lebensmittelproduktion in unterschiedli-
cher Intensität anfallenden Treibhausgasemissionen
entstehen auch bei der Lebensmittelverarbeitung,
Transport, Kühlung, Lagerung, bei der Speisen-
zubereitung und durch Lebensmittelabfälle Treib-
hausgase. Daher bestehen vielfältige Handlungs-
optionen im Bereich des Einkaufs, einer energie-
effizienten Küchentechnik, Einsparung von Abfall
und Verpackung, aber auch in einer Anpassung des
Speisenangebotes.

� Energieeinsparungen im Bereich Beherbergung und
Gastronomie setzen in vielen Fällen eine aktive Be-
teiligung des Gastes voraus. Möglichkeiten, diese
Beteiligung ohne negative Auswirkungen auf das
Erlebnis zu erreichen, erfordern zusätzliche ver-
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haltensökonomische Forschungsarbeiten und neue
Ansatzpunkte in der Kommunikation.

9.4 Handlungsoptionen: veränderte
Strukturen und nachhaltiger Konsum

Strukturelle Änderungen für den Freizeitbereich können über
(1) ein verändertes Angebot, (2) Regulation, Standards und
Verbote, (3) finanzielle Anreize und (4) Information und
Werte befördert werden. Optionen für klimafreundliche Frei-
zeitaktivitäten können idealerweise über ein Zusammenspiel
aus Veränderungen in Angebot und Nachfrage entwickelt
werden. Mögliche Wege dorthin werden im Folgenden aus
den vier vorgestellten Perspektiven [QV Kap. 2] diskutiert.
Sowohl unterschiedliche Lebensstile und individuelle Prä-
ferenzen als auch vorhandene Informationen und Wissen,
relative Kosten und Einkommensentwicklungen sowie ge-
sellschaftliche Normen und Trends spielen eine wichtige
Rolle bei der Nachfrage und der Entscheidung, welchen
Aktivitäten nachgegangen und wie der dabei anfallende Kon-
sum gestaltet wird (O’Rourke & Lollo, 2015). Spezifischer
Konsum und konkrete Aktivitäten signalisieren und reprodu-
zieren sozialen Status und Identitäten, was sowohl hinderlich
als auch förderlich für ein klimafreundliches Leben sein kann
(O’Rourke & Lollo, 2015).

Die Diskussion um nachhaltigeren Konsum spielt bei
Freizeitaktivitäten eine wichtige Rolle, da hier individuel-
le Entscheidungen als zentral erachtet werden: „Nachhalti-
ger Konsum bezeichnet ein Verbraucherverhalten, welches
gezielt ökologische und soziale Auswirkungen bei Kaufent-
scheidungen einbezieht. Hierzu zählt sowohl die Reduzie-
rung des eigenen Konsums als auch der Kauf von Sachgütern
und Dienstleistungen, welche über eine höhere Nachhaltig-
keitsleistung verfügen. Aufgrund der Einheit von Konsum
und Produktion zählt nachhaltiger Konsum theoretisch zu
den stärksten Stellhebeln für eine nachhaltige Entwicklung.
Mit ihrem Einkaufsverhalten beeinflussen Konsumierende
nicht nur, welche Produkte im Markt bereitgestellt werden,
sondern auch, unter welchen (ökologischen und sozialen)
Bedingungen die Produktion erfolgt.“ (Definition Online Le-
xikon, Lin-Hi, 2021). Die Tatsache, dass Konsument_innen
in Befragungen regelmäßig angeben, dass ihnen ökologi-
sche und soziale Faktoren beim Einkauf wichtig sind, zeigt
sich bedingt auch im faktischen Kaufverhalten und wird
als Value-Action Gap oder Knowledge-Action Gap unter-
sucht (Barr, 2006) [QV Kap. 21 Bildung]. Laut einer neuen
Studie in Österreich wurden Personen am ehesten „durch in-
trapersonelle Faktoren (wie die eigene Bequemlichkeit oder
Gewohnheiten) und strukturelle Rahmenbedingungen (wie

Zeit- und Kostenfaktoren, fehlendes Angebot)“ davon abge-
halten, klimafreundlicher zu handeln (Klösch, 2019).

In den letzten Jahren etablieren sich auch verstärkt For-
schungsbereiche, die die klimafreundlichere Gestaltung von
Rahmenbedingungen ins Zentrum stellen, was eine wichtige
Verbreiterung über die Perspektive auf nachhaltigen Kon-
sum und das Individuum hinaus bedeutet und näher an die
Frage nach klimafreundlichen Strukturen heranreicht (Creut-
zig et al., 2021; O’Rourke & Lollo, 2015; Shove, 2010;
Wiedenhofer et al., 2018). Zentraler Ausgangspunkt dieser
Forschungen ist, dass Menschen nicht nur als individuelle
Konsument_innen bzw. als Sündenböcke für die Klimakri-
se betrachtet werden dürfen (Akenji, 2014; Shove, 2010).
Aus diesen Arbeiten lässt sich zusammenfassen, dass es für
die klimafreundliche Änderung von Freizeitverhalten Ver-
änderungen in Infrastrukturen, Regulierungen, Normen und
Werten sowie klimafreundlichere Angebote, andere sozia-
le Praktiken, veränderte Zeitnutzung sowie auch finanzielle
Möglichkeiten und Wissen benötigt.

9.4.1 Bereitstellungsperspektive – öffentliche
Angebote

Die Bereitstellung von Infrastruktur und Services für Er-
holung im öffentlichen Raum, die kostenlos und zu Fuß
erreichbar sind, gilt als wichtiger Faktor für die Änderung
der Praktiken bei der Freizeitgestaltung. Öffentliche Dienst-
leistungen und kommunale Infrastruktur – z. B. Grünflächen,
Sport- und Freizeiteinrichtungen mit geringen Kosten und
CO2-Emissionen, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln in
kurzer Zeit erreichbar sind – erleichtern es, Freizeitprakti-
ken CO2-arm zu machen (Druckman & Jackson, 2009; Jalas
& Juntunen, 2015; Rau, 2015).

Die öffentliche Bereitstellung von Freizeitmöglichkeiten
ist jedoch nicht per se klimafreundlicher als Freizeitdienst-
leistungen, welche durch Unternehmen bereitgestellt wer-
den. Hier ist weitere Forschung zu Produkt- und Konsum-
zyklen bzw. zum Ressourcenverbrauch verschiedener Bereit-
stellungsmodelle empirisch zu erforschen und zu fragen, ob
Inwertsetzung ein Problem für Klimafreundlichkeit darstellt.
Direkte und indirekte Rebound-Effekte können auch entste-
hen, wenn Freizeitangebote öffentlich zur Verfügung gestellt
werden und somit mehr Einkommen für andere Aktivitäten
verfügbar wird (Ottelin et al., 2018). Laut einem aktuellen
systematischen Review (Reimers et al., 2021) gibt es kei-
ne eindeutigen Trends bei diesen Rebound-Effekten. Wir
brauchen dazu weitere mikroökonomische Studien. Eben-
so fehlen qualitative Erhebungen zum Phänomen „morali-
sche Lizenz“, welches es Personen erleichtert, aufgrund von
vorherigen als nachhaltig gut eingestuften Handlungen das
Recht auf folgende klimaschädigende Handlungen für sich
in Anspruch zu nehmen.
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9.4.2 Marktperspektive – grüner Konsum von
souveränen Konsument_innen

9.4.2.1 Verhalten undWerte: Nudge and boost
(Überreden und Verstärken)
Für die Überwindung von Barrieren bei notwendige Ver-
haltensänderungen zur Eindämmung des Klimawandels in
Haushalten nennt ein aktuelles Review als wichtigste Punkte:
mehr Bildung und Information sowie die Verbindung von kli-
mafreundlichem Leben mit Gesundheitsthemen (Stankuni-
ene et al., 2020). Die Bedeutung von sozialen Normen und
gesellschaftlichen Werten und deren Auswirkungen auf kli-
mafreundliches Verhalten wird auch in weiteren Reviews
hervorgehoben (Farrow et al., 2017; Tolppanen & Kang,
2021). Konsument_innen brauchen Unterstützung dabei, kli-
mafreundliche Entscheidungen zu treffen. Wichtig ist es,
klimafreundliches Verhalten zu einem einfachen und attrakti-
ven Verhalten zu machen. Dies kann gefördert werden durch
eine Spiegelung des Fußabdrucks in den Preisen, ein An-
gebot an klimafreundlichen Produkten, die attraktiver sind
als vergleichbare klimaschädliche Produkte, und eine Kenn-
zeichnung des CO2-Fußabdrucks (Thøgersen, 2021).

Sogenannte Nudges sind verhaltensökonomische Strate-
gien, die den Entscheidungskontext gestalten und die Aus-
wahl beeinflussen sollen (Enste & Potthoff, 2021). Mit
Boosts soll klimafreundliches Verhalten weiter verstärkt wer-
den (Thøgersen, 2021). Umweltpolitik wird dabei von Ver-
haltensökonomie beraten [QV Verhaltensökonomische An-
sätze] und entwickelt Instrumente, die Verbraucher_innen
zu klimafreundlichem Verhalten bewegen sollen, als „Green
Nudges“ (Carlsson et al., 2021). In einer kritischen Bewer-
tung wird darauf hingewiesen, dass Nudges nur ergänzend zu
Anreizen und Regulierung zu denken sind und dass Nudges
schon längst eingesetzt werden, um gewisses Kaufverhal-
ten zu verstärken: „Eine grundlegende Transparenz und die
Bedingung, dass sie zuverlässig dauerhafte Verhaltensän-
derungen bewirken, sind die wichtigsten Voraussetzungen
dafür, Green Nudges wirksam und ethisch vertretbar zu ma-
chen.“ (Schubert, 2017)

Der Veblen-Effekt, auch als „Güterverbrauch aus Gel-
tungsdrang (conspicuous consumption)“ bezeichnet, erklärt,
dass Produkte weniger wegen ihres Nutzens denn wegen
einer Statuserhöhung durch ihren Erwerb gekauft werden
(Bourdieu, 1986; Eaton & Matheson, 2013; Veblen, 1899).
In der Klima- und Umweltdiskussion wird verstärkt das
Zusammentreffen von hoher Ungleichheit und der Vor-
bildwirkung von Individuen mit hohem Status untersucht
(Nielsen et al., 2021). In einem systematischen Review zur
Bedeutung von Status bei Energiekonsum zeigt sich eine
Forschungslücke bei statusbezogenen Entscheidungen zum
Konsum von Produkten mit hohem CO2-Fußabdruck (Rama-
krishnan & Creutzig, 2021). Das Review zeigt, dass Status
bis zu 20 Prozent der Veränderungen im Verbrauchsniveau

oder der Zahlungsbereitschaft für einen kohlenstoffredu-
zierten Verbrauch erklären kann. Demnach wäre es eine
vielversprechende Strategie zur Emissionsreduzierung, en-
ergiesparendes Verhalten mit hohem Status zu verbinden.
Die Autor_innen folgern: „Eine progressive Besteuerung von
Statusfaktoren kann die externen Effekte abfangen und so-
ziale Unerwünschtheit signalisieren, aber auch Emissionen
reduzieren“ (Ramakrishnan & Creutzig, 2021) [QV Verhal-
tensökonomische Ansätze, QV Kap. 15 Globalisierung].

9.4.2.2 Regelungen und Standards: Label und
Information
Freizeitaktivitäten verursachen hauptsächlich indirekte
Emissionen durch Konsum von Gütern und Dienstleistun-
gen. Direkte strukturelle Eingriffe für ein klimafreundliches
Freizeitverhalten können kritisch gesehen werden, weil hier
individuelle Freiheiten der Nachfrage angegriffen werden.
Solche Regelungen können aber analog zu Regelungen, die
Sicherheit und Gesundheit betreffen, als gesellschaftlich
notwendig erachtet werden. Die „upstream emissions“ der
indirekten Emissionen sollten jedenfalls strukturell geregelt
werden, und zwar durch Dekarbonisierung des Energiesys-
tems, Produkteffizienzstandards, Auflagen für Betriebe und
Kostenwahrheit (Schubert, 2017).

Komplementär dazu zeigt sich, dass einfache, präzise
Informationen zur Energieeffizienz von Produkten die Kauf-
entscheidung der Verbraucher_innen positiv beeinflussen,
dass „die Kund_innen, obwohl sie die Etiketten nicht ge-
nau verstehen, dennoch nahezu optimale Entscheidungen auf
der Grundlage der groben Signale der Etiketten treffen. Dies
ist aus politischer Sicht ermutigend, da die Etiketten den
Entscheidungsprozess vereinfachen und die wirtschaftliche
Effizienz nicht beeinträchtigen“ (d’Adda et al., 2021).

9.4.3 Innovationsperspektive – Freizeit neu
erfinden

Innovative Wege umfassen die Entwicklung von langlebi-
gen und reparaturfähigen Produkten ebenso wie die Mög-
lichkeiten, Freizeitaktivitäten mit einem klimafreundlichen
Umgang mit Produkten neu zu erfinden, und zwar immer auf
Basis einer klimaneutralen Energieversorgung bzw. Mobili-
tät [Kap. 14 Wirtschaft, Kap. 6 Mobilität].

Die Lebensdauer von Produkten ist ausschlaggebend für
die Bewertung der Klimafreundlichkeit. Ein Vergleich der
Reduzierungspotenziale von Treibhausgasemissionen bei der
Nutzung von Kühlschränken und Smartphones zeigt, dass
es wichtig ist, Produkte einzeln und über ihre Lebensdauer
(Produktion, Nutzung, Entsorgung) zu analysieren (Glöser-
Chahoud et al., 2021). Laut diesem Berechnungsmodell ist
es bei Kühlschränken emissionssparender, die Geräte län-
ger zu nutzen, als neue energiesparende Geräte zu kaufen.
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Bei Smartphones hingegen ist der größte Effekt mit einer
Verkürzung der ungenutzten Zeit zwischen 1. und 2. Nut-
zung (Hibernation) am zielführendsten. Wenn Smartphones
schneller in Zweitnutzung gehen, sinkt der Bedarf an neu-
produzierten Geräten und senkt die hohen Emissionen, die
bei der Produktion anfallen.

Sowohl die Reparaturfähigkeit von Produkten als auch die
Bereitschaft und Kompetenz zum Reparieren oder Selberma-
chen sind wichtige Faktoren zur Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen. Sharing-Initiativen von Freizeitgeräten und
Freizeitorten werden aktuell von lokalen Gruppen und In-
itiativen entwickelt. Urban Gardening, Leihshops, Näh- und
Repair-Cafés sind Ansätze „von unten“ für Teilen und Sub-
sistenzproduktion und bieten damit gleichermaßen Beispiele
für eine neue Nutzung von freier Zeit und die Neuerfin-
dung von gemeinschaftsorientierter Freizeit (Jonas et al.,
2021; Schor, 2016) [QV zu ehrenamtlichen Tätigkeiten im
Kap. 8 Sorgearbeit]. Die daraus entstandenen Geschäftsideen
der Sharing Economy müssen sowohl auf ihre sozialen als
auch auf ihre klimarelevanten Wirkungen weiter untersucht
werden (Frenken & Schor, 2017) [QV zu kritischer Bewer-
tung des Trends zur Prosumption in Kap. 8 Sorgearbeit; QV
Kap. 14 Wirtschaft].

Innovative Konzepte entstehen auch im Tourismusbereich
(Pröbstl-Haider et al., 2021a, 2021b, siehe Infokasten). So
wird die Transformation von Destinationen zu Lebensräu-
men bzw. von Destinationsmanagementorganisationen zu
Lebensraummanagementorganisationen als notwendig er-
achtet (Pechlaner, 2019). Die Zukunft von Events benötigt
hohe Aufmerksamkeit und innovative Ideen um klimafreund-
liche Urlaube zu ermöglichen (Fritz et al., 2019) und die
damit verbundene Flächenversiegelung zu begrenzen (Bät-
zing, 2017). Der Masterplan für den österreichischen Touris-
mus (BMNT, 2019) beinhaltet das Thema Klimawandel im
Rahmen des Handlungsfelds 6 „Lebensgrundlage nachhaltig
sichern“ und skizziert neben Anpassungs- auch Minderungs-
maßnahmen für touristische Betriebe. Die Verbindung von
Gesundheitstourismus mit Fragen des Klimawandels kann
nicht nur zu Klimawandelkommunikation genutzt werden,
sondern auch neue Ideen für naturnahen und Resonanztou-
rismus ermöglichen (Schmude, 2021).

9.4.4 Gesellschaft-Natur-Perspektive – Freizeit
und Arbeit neu denken

Freizeit neu zu erfinden bedeutet auch eine Neubewertung
von Arbeit. Ansätze zur Arbeitszeitreduktion und Aufwer-
tung von Sorgearbeit und Ehrenamt werden in Kap. 7 Er-
werbsarbeit und in Kap. 8 Sorgearbeit diskutiert. Klima- und
Verteilungsgerechtigkeit können ebenso wie mehr Wohlbe-
finden und höhere Gesundheit als Co-Benefits dieser Ziele
verstanden werden.

In einem systematischen Review der sozialen Effekte
bestehender politischer Maßnahmen zur Dekarbonisierung
fanden die Autor_innen wenig Übereinstimmung bei den
Ergebnissen. Sie weisen darauf hin, dass Verteilungsgerech-
tigkeit in der Gestaltung der Maßnahmen vorab eingeplant
und unterstützt werden muss und ein Politikmix aus steuer-
lichen und preislichen Instrumenten vorteilhaft ist (Peñasco
et al., 2021).

Initiativen auf kommunaler Ebene werden eine Schlüs-
selrolle bei der Erreichung der Treibhausgasreduktionsziele
spielen. In einer Studie zur Förderung von Verhaltensän-
derungen auf lokaler Ebene in der Stadt York (Großbri-
tannien) wurden Erfahrungen gesammelt. Gemeindeteams
erhielten über einen Zeitraum von sechs Monaten Informa-
tionen, Ratschläge und Anleitung zur Verringerung ihres
CO2-Fußabdrucks. Es wurde eine statistisch signifikante Re-
duzierung der Kohlenstoffemissionen erreicht. Jede_r Teil-
nehmer_in erreichte eine durchschnittliche Verringerung ih-
res/seines CO2-Fußabdrucks um 2,0 Tonnen CO2e pro Jahr.
Die größten Einsparungen wurden in den Bereichen Ein-
kaufen und Hausenergie erzielt (Haq et al., 2013). Solche
sozialen Innovationen werden z. B. in Ökodörfern (Haus-
knost et al., 2018) und lokalen Initiativen untersucht (Jonas
et al., 2021).

Insgesamt sehen wir, dass es eine Vielzahl an Hebeln gibt,
die strukturell, verhaltensökonomisch, finanziell, technolo-
gisch, regulativ und bewusstseinsbildend in Richtung emis-
sionsarmes Freizeitverhalten und emissionsarmer Konsum
wirken. Für die Förderung von klimafreundlichem Freizeit-
verhalten in Österreich braucht es eine passende Mischung
an Maßnahmen für strukturelle Änderungen und eine gute
Datenlage für das Monitoring dieser Maßnahmen.

Synthese aus dem APCC SR Tourismus & Klimawandel:
Handlungsoptionen (Pröbstl-Haider et al., 2021a, 2021b)
Tourismus kann als Chance für einen neuen Lebensstil
(„Paris Lifestyle“) genutzt werden.

� Um die Klimaziele, die in Paris vereinbart wurden,
erreichen zu können, ist ein veränderter Lebens-
stil erforderlich. Bezogen auf den Tourismus betrifft
dies unter anderem bei den Gästen eine Berück-
sichtigung des Klimawandels bei der Buchung, der
Anreise sowie bei Unterkunft- und Verpflegungs-
arrangements und bei den Anbietern eine entspre-
chende Angebotsentwicklung.

� Will man die Pariser Klimaziele erreichen, ist es
notwendig, dass die Politik aktiv regulierend ein-
greift, insbesondere im Bereich der Mobilität und
der Unternehmensförderung. Darüber hinaus brau-
chen die Destinationen Unterstützung auf demWeg
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zu einer proaktiven und systematisch klimascho-
nenden Angebotsentwicklung.

� Eine hohe Wirksamkeit von Maßnahmen kann dann
erreicht werden, wenn die Handlungsoptionen und
Anpassungsstrategien auf nationaler Ebene, auf De-
stinationsebene und auf betrieblicher Ebene sek-
torenübergreifend aufeinander abgestimmt werden.
Eine zusätzliche Unterstützung könnte dadurch er-
reicht werden, dass der Gast aktiv in die Adaptions-
prozesse eingebunden wird.

9.5 Fazit – klimafreundliche Erholung für alle

Freizeit ist ein Lebensbereich mit sehr vielfältigen indi-
viduellen Handlungsoptionen, der aber stark strukturellen
Bedingungen unterliegt. So wirken etwa gesellschaftliche
Normierungen und verbreitete Praktiken oder die vorhande-
nen Infrastrukturen und Möglichkeiten auf individuelle Ent-
scheidungen. Die Hauptantriebskräfte der Zeitnutzungsmus-
ter sind die Arrangements rund um bezahlte und unbezahlte
Arbeit, Bildung, Wohnort und die vorhandene (Mobilitäts-)
Infrastrukturen sowie die räumlich-zeitliche Erreichbarkeit
von Freizeitmöglichkeiten. Die Menge der Arbeitsstunden
und ihre zeitliche Gestaltung sowie die Betriebszeiten von
Bildungseinrichtungen und die für das Pendeln benötigte
Zeit formen, beschränken und ermöglichen andere Zeitnut-
zungsaktivitäten.

Zeitknappheit aufgrund von Betriebszeiten, niedrige
Work-Life-Balance und Doppelbelastungen (hauptsächlich
von Frauen) beeinflussen die CO2-Intensität aller anderen
Aktivitäten durch Entscheidungen über Verkehrsmittel (In-
dividualverkehr versus öffentlicher Verkehr) und Konsum-
muster (z. B. Fast Food). Ein Fokus auf Zeitwohlstand für
alle bietet die Chance, klimafreundliches Leben mit dem
Ziel „viel Freizeit selbstbestimmt und mit klimafreundlichen
Tätigkeiten verbringen“ zu definieren anstatt die Forderung
an Individuen nach Verzicht und Konsumexpertise im Sinne
von „weniger und anders konsumieren“ in den Vordergrund
zu stellen (Schor, 2016). Zeitpolitische Maßnahmen (Reisch,
2015) wurden als transsektoraler Rahmen positioniert, um
Lösungen für soziale und wirtschaftliche Probleme zu fin-
den. Wenn sie Umweltfragen miteinschließen, können sie
auch ein Beitrag zu einer klimafreundlichen Entwicklung
sein.

Die Bereitstellung von Infrastruktur und Services für
Erholung im öffentlichen Raum, die kostenlos und zu
Fuß erreichbar sind, trägt zu Änderungen der Praktiken
bei der Freizeitgestaltung bei. Öffentliche Dienstleistungen
und kommunale Infrastruktur – z. B. Grünflächen, Sport-
und Freizeiteinrichtungen mit geringen Kosten und CO2-

Emissionen, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln in kurzer
Zeit erreichbar sind – ermöglichen CO2-leichtere Freizeit-
praktiken (Druckman & Jackson, 2009; Jalas & Juntunen,
2015; Rau, 2015).

Da die Klimaproblematik der Freizeit, der Urlaube und
des sonstigen Konsums abseits von Mobilität und Woh-
nen hauptsächlich indirekt durch die Produktion von Gütern
und Dienstleistungen entsteht, welche von einer wachsenden
Nachfrage angetrieben werden, benötigt es eine Kombinati-
on aus Maßnahmen. Ganz klar muss die Bereitstellung von
Gütern und Dienstleistungen und deren Produktion klima-
freundlicher gestaltet werden. Es benötigt auch Schritte hin
zu einer Neubewertung von Arbeit und Freizeit mit dem Fo-
kus auf Entschleunigung und Zeitwohlstand, mit dem Ziel,
die Nachfrage bzw. Freizeit zu entschleunigen und Möglich-
keiten zu schaffen, die Freizeit weniger konsumintensiv zu
leben und dadurch weniger Emissionen zu produzieren und
Ressourcen zu verbrauchen (Creutzig et al., 2021). Einigkeit
gibt es in der in diesem Kapitel vorgestellten Literatur da-
rüber, dass ein Mix an Maßnahmen (Kostenwahrheit, Emis-
sionsbepreisung, Ressourcensteuern, verbindliche Standards
und Auflagen) zur Erreichung dieser Ziele notwendig ist:

� strukturellen Änderungen, die Entschleunigung und ein
gutes Leben für alle fördern,

� eine rasche Dekarbonisierung der Energieversorgung und
der Mobilität,

� eine rasche Dekarbonisierung der globalisierten Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen,

� die Steigerung der Energie- und Ressourceneffizienz von
Produkten,

� mehr Produkte mit entschleunigten und verlängerten Pro-
duktlebenszyklen und

� innovative Produkte, die häufiger repariert werden und de-
ren Nutzung von mehreren Personen geteilt wird.
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Kernaussagen des Kapitels
� Strukturen wirken auf vielfältige Weise auf all-

tägliches Handeln, soziale Praktiken oder Investi-
tionsentscheidungen und sind daher von zentraler
Bedeutung für ein klimafreundliches Leben.

� Die bestehenden Strukturen in Österreich erschwe-
ren ein klimafreundliches Leben.

� Um die Klimaziele zu erreichen, müssen bestehen-
de Strukturen verändert und zum Teil neue Struktu-
ren aufgebaut werden.

� Die für ein klimafreundliches Leben hinderlichen
Strukturmerkmale wie auch die als relevant erach-
teten Strukturveränderungen werden in den nach-
folgenden Kapiteln im Detail ausgeführt. Wechsel-
wirkungen zwischen den Bereichen werden durch
entsprechende Querverweise sichtbar gemacht.

� In Bezug auf die Gestaltung und Veränderung von
Strukturen ist zu berücksichtigen, in welchem Aus-
maß individuelle und kollektive Akteur_innen (z. B.
Verbände) gemäß ihres Machtpotenzials, ihrer Res-
sourcenausstattung oder Organisationsfähigkeit in
der Lage sind, gegenwärtige Strukturen zu bewah-
ren oder zu verändern.
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10.1 Einleitung

In Teil 3 behandeln wir Strukturen, die eine Transformati-
on in Richtung klimafreundliches Leben maßgeblich fördern
oder behindern, wobei wir so weit wie möglich auf die be-
sonderen Bedingungen in Österreich eingehen. Der Teil hat
damit zentrale Themen zum Inhalt, die für den Gesamtbe-
richt quer über alle Handlungsfelder (Teil 2) von Relevanz
sind.

Ziel des Teils ist die umfassende Diskussion von Struk-
turen in Österreich, die ein klimafreundliches Leben för-
dern oder behindern bzw. für den Aufbau klimafreundli-
cher Strukturen als relevant erachtet werden. Strukturen,
die beispielsweise im Recht, im politischen System, in der
Wirtschaft oder der Raumordnung verankert sind, wirken
auf verschiedene Sektoren und gesellschaftliche Aktivitäten
gleichzeitig – wenn auch in unterschiedlicher Weise. Das
Gemeinsame der folgenden Kapitel ist die Perspektive mit
Fokus auf die oft unterschätzteWirkmächtigkeit von Struktu-
ren. Damit soll der Bericht in diesem Teil einen zusätzlichen
Erkenntnisgewinn vor allem in Bezug auf die Umgestal-
tung und den Aufbau neuer Strukturen ermöglichen und
handlungsrelevante Erkenntnisse zu Tage fördern, wie und
mit welchen Maßnahmen bestehende Strukturen – im Sin-
ne eines wirkungsvollen Klimaschutzes – verändert werden
können.

Der Teil gliedert sich in 12 Kapitel, die Strukturen in
unterschiedlichen Bereichen thematisieren. Entsprechende
Strukturen betreffen die Bereiche Recht und Governance,
Strukturen der öffentlichen Willensbildung in Diskursen
und Medien sowie in Bildung und Wissensproduktion,
wirtschaftliche Aktivitäten einschließlich ihrer technischen
Dimensionen und der zugehörigen Innovationssysteme und
andere Bereiche wie räumliche Ungleichheiten undRaum-
planung sowie soziale Sicherungssysteme. Im Hinblick auf
wirtschaftliche Aktivitäten behandelt der Bericht die Ver-
sorgung mit Gütern und Dienstleistungen generell, legt
aber auch einen besonderen Akzent auf globalisierte Wa-
renketten, um deutlich zu machen, dass die Verantwortung
Österreichs nicht an den nationalen Grenzen endet, und hebt
die zunehmende Bedeutung der Finanzmärkte hervor. Um
auf die strukturierende Rolle der gebauten Umwelt hinzu-
weisen, werden in einem weiteren Kapitel die netzgebun-
denen Infrastrukturen aus einer strukturellen Perspektive
näher betrachtet.

Die Darstellungen in Teil 3 deuten darauf hin, dass sich
etablierte Strukturen aufgrund interner Dynamiken durch
ein starkes Beharrungsvermögen, durch Lock-in-Effekte und
Pfadabhängigkeiten auszeichnen und relevante Veränderun-
gen daher mit politischen Konflikten und sozialen Ausein-
andersetzungen einhergehen. Gleichzeitig wird eine Umge-
staltung von Strukturbedingungen als essenziell betrachtet,
um es individuellen und kollektiven Akteur_innen zu er-

möglichen, ihr Leben (Arbeit, Konsum, Freizeit) wirksam,
dauerhaft und ohne unzumutbaren Aufwand klimafreundlich
zu gestalten.

Teil 3 untersucht Strukturen, die enge Wechselbezüge
aufweisen, in separaten Kapiteln. Ein Beispiel dafür sind
die Kapitel Globalisierung, Versorgungsstrukturen und Fi-
nanzsystem. Die vielfältigen Querbezüge und Wechselwir-
kungen zwischen diesen Strukturen werden aufgezeigt und
durch Querverweise sichtbar gemacht. Eine Folge der Her-
angehensweise in Teil 3 ist es, dass bestimmte strukturelle
Aspekte und Gestaltungsoptionen in den folgenden Kapiteln
mehrfach aus verschiedenen fachlichen Perspektiven und auf
unterschiedlichen Betrachtungsebenen thematisiert werden.
Ein Beispiel dafür ist die Besteuerung oder Bepreisung von
Treibhausgasemissionen. Solche Überscheidungen werden
bewusst in Kauf genommen, denn sie verweisen in der Regel
auf einen als besonders dringend erachteten Veränderungs-
bedarf.

Teil 3 thematisiert sowohl Strukturen, die ein klima-
freundliches Leben direkt fördern, als auch Strukturen, die
indirekt dazu notwendig sind, einen tiefgreifendenWandel in
Richtung klimafreundliches Leben anzustoßen und in Folge
weiter zu fördern. Unmittelbar handlungsrelevante Struk-
turen findet man etwa im Recht, bei den netzgebundenen
Infrastrukturen, bei der Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen oder den Finanzmärkten.Werden diese Strukturen
entsprechend verändert, erhöht sich auch die Wahrschein-
lichkeit für dauerhafte klimafreundliche Verhaltensweisen.
In anderen Bereichen schaffen geänderte Strukturen hinge-
gen erst die Voraussetzung für den Aufbau von klimafreund-
lichen Strukturen, z. B. im Bereich des öffentlichen Rechts
und dadurch geleitete politische Entscheidungsprozesse (Go-
vernance im föderalen System). Strukturelle Veränderungen
im Bereich der Bildung und Wissenschaft, der Medien oder
des Innovationssystems sind weitere Beispiele für diese
zweite Form von Strukturen, die in Hinblick auf die überge-
ordneten klimapolitischen Ziele verändert werden müssen.
Eine wichtige Erkenntnis dieses Teils liegt darin, dass so-
wohl direkt als auch indirekt wirksame Strukturen für die
Durchsetzung eines klimafreundlichen Lebens von großer
Bedeutung sind.

Strukturen für ein klimafreundliches Leben stellen den
Kern des gesamten Berichts dar und werden auch in den an-
deren Teilen diskutiert. Teil 3 bearbeitet auf dieser Grundlage
jedoch übergreifende Strukturbedingungen für ein klima-
freundliches Leben und fokussiert dabei auf folgende Fra-
gen:

� Status quo und Herausforderungen: Welche Struktur-
bedingungen prägen den Status quo sowie die Dynamiken
gegenwärtigen Wandels in Österreich? Welche speziellen
Ziele und Herausforderungen ergeben sich daraus für die
Bearbeitung der Klimakrise?
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� Notwendigkeiten: Welche Strukturbedingungen sind
notwendig, um ein klimafreundliches Leben zu ermög-
lichen? Welche Beispiele aus den Handlungsfeldern
(Teil 2) sowie internationale Vorbilder können dafür an-
geführt werden?

� Akteur_innen und Institutionen: Wer bzw. was fördert
oder hemmt die notwendigen Veränderungen für ein kli-
mafreundliches Leben? Welche Konflikte ergeben sich in
diesem Bereich?

� Gestaltungsoptionen: Welche Möglichkeiten gibt es,
Strukturen für ein klimafreundliches Leben zu gestalten?

Die Ausführungen in diesem Teil zeigen nicht nur das be-
trächtliche Ausmaß an bereits vorhandenemWissen über die
Wirkungen und das Veränderungspotenzial sozialer, rechtli-
cher, politischer, wirtschaftlicher oder netzgebundener Infra-
strukturen, sondern sie verweisen auch auf Wissenslücken
und offene Forschungsfragen. Notwendigkeiten und Ge-
staltungsoptionen werden in der Literatur zwar diskutiert,
Einschätzungen über ihre tatsächlichen Wirkungen bleiben
jedoch aufgrund fehlender Forschung und Praxis meist noch
vorläufig und unpräzise. Die folgenden Kapitel liefern daher
neben zum Teil bereits konkreten Ansatzpunkten für die Ver-
änderung bestehender Strukturen auch zahlreiche wertvolle
Hinweise für die weitere Forschung und Reflexion in Wis-
senschaft und Politik.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Dynamik

� Klimaschutz ist ein Querschnittsthema, was sich
auch in den rechtlichen Bestimmungen widerspie-
gelt, die dem Klimaschutzrecht zugeordnet wer-
den (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
Das Klimaschutzrecht erfasst einerseits Bestim-
mungen, die unmittelbar dem Schutz des Klimas
dienen, wie Bestimmungen zur Reduktion von kli-
maschädlichen Treibhausgasen. Andererseits sind
auch Bestimmungen, die indirekt Auswirkungen
auf den Klimaschutz haben, wie Bestimmungen

über den Boden- oder Gewässerschutz, erfasst (Kli-
maschutzgesetzgebung). Darüber hinaus sind auch
Bestimmungen in anderen Rechtsmaterien (sonsti-
ger Rechtsrahmen) von struktureller Bedeutung für
ein klimafreundliches Leben.

� Klimaschutzrecht wird auf mehreren Ebe-
nen gestaltet und vollzogen. Dabei bestehen
Kompetenzabgrenzungs-, Abstimmungs- und Ko-
ordinierungserfordernisse von der internationalen
über die europäische und bundesstaatliche bis zur
lokalen Ebene (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis).

� Es gibt in Österreich kein explizites Grundrecht auf
Umwelt- bzw. Klimaschutz. In einzelnen europä-
ischen Ländern haben Gerichte Klagen betreffend
stärkerer Klimaziele stattgegeben und dafür die Ga-
rantien der Europäischen Menschenrechtskonventi-
on (EMRK) bzw. Staatsziele herangezogen (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

� Unionsrechtliche Regelungen bestimmen den recht-
lichen Rahmen, den Österreich für klimarelevan-
tes Leben setzen kann, stark mit (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis). Der Einsatz
marktbasierter Instrumente ist mit dem Emissi-
onshandel (ETS) für die emissions- und energie-
intensive Industrie und Teile des Energiesektors
auch für Österreich EU-rechtlich vorgegeben. Na-
tionale Handlungsspielräume bestehen vorwiegend
im Non-ETS-Bereich (Abfallwirtschaft, Landwirt-
schaft und Energie sowie derzeit noch Gebäude und
Verkehr).

� Das nationale Klimaschutzgesetz (KSG) soll die
Klimapolitik im Non-ETS-Bereich koordinieren; es
gilt als aktualisierungsbedürftig, seine Steuerungs-
und Durchsetzungskraft wird als gering einge-
schätzt (hohe Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis).
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Strukturelle Veränderungen

� Die Einführung einer eigenen Bedarfskompetenz
„Klimaschutz“ auf Bundesebene wird als notwen-
dig erachtet, um umfassende Regelungen für den
Klimaschutz zu ermöglichen und einheitliche Kli-
maschutzstandards zu schaffen (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

� Weitgehender Konsens herrscht über die Notwen-
digkeit eines Klimaschutzgesetzes, das strategische
Zielvorgaben im Einklang mit den Zielen des Pa-
riser Übereinkommens sowie effektive Sanktions-
mechanismen zur Sicherstellung der Zieleinhaltung
beinhaltet (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis).

� Eine ökologische Umgestaltung des Steuer- und
Beihilfenrechts und insbesondere eine adäquate
CO2-Bepreisung werden in der Literatur als zentral
für das österreichische Klimaschutzrecht gesehen
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

� Die Erweiterung von nationalen Handlungsspiel-
räumen in der öffentlichen Daseinsvorsorge, die für
den Klimaschutz genutzt werden können, wird von
Teilen der Literatur als wesentlich gesehen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

Akteur_innen und Institutionen

� Eine Vielzahl von Akteur_innen prägt die Ge-
staltung des Klimaschutzrechts. Verwaltungsinterne
Ressortgegensätze prägen dabei auch die Gestal-
tung der Klimapolitik auf europäischer und natio-
naler Ebene (mittlere Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis).

� In umweltrelevanten Genehmigungsverfahren hat
die Aarhus-Konvention die Rechte von Umweltor-
ganisationenwesentlichgestärkt (hoheÜbereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Diese Stärkung wird
als für denKlimaschutzbesonders förderlich angese-
hen, wenngleich die Beurteilung im Zusammenhang
mit Projekten zumAusbau erneuerbarer Energie dif-
ferenziert ausfällt (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis). Aus der Perspektive von Projektbe-
treiber_innen wird verstärkte Öffentlichkeitsbeteili-
gung von Umweltorganisationen oft grundsätzlich
als Hemmnis für denWirtschaftsstandort qualifiziert
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Gestaltungsoptionen

� In der Diskussion um Gestaltungsoptionen auf der
nationalen Ebene werden in der Literatur die Ver-

ankerung eines Grundrechts auf Klimaschutz (mitt-
lere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis), ein
eigener Kompetenztatbestand „Klimaschutz“ (ho-
he Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis), ein
effektives Klimaschutzgesetz (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis) und eine ökologische
Steuerreform als besonders relevant hervorgehoben
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

� Eine grundlegende Neugestaltung des Rechts-
rahmens für die internationale und europäische
Handels- und Investitionspolitik wird von zahl-
reichen Stimmen im Schrifttum als wesentliche
Strukturbedingung für ein klimafreundliches Leben
betrachtet. Als besonders wichtig werden dabei fol-
gende Optionen genannt: Die Sicherstellung des
Rechts, staatliche Regulierung zum Schutz von Ge-
sundheit, Sozialem und Umwelt einzusetzen („right
to regulate“), die Festlegung von verbindlichen Un-
ternehmenspflichten für die Einhaltung von Men-
schrechten, die Sicherstellung von Freiräumen für
die lokale und regionale Wirtschaft sowie die Stär-
kung sozial-ökologischer öffentlicher Auftragsver-
gabe (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

11.1 Einleitung, Gegenstand

Strukturen für ein klimafreundliches Leben in Österreich
sind in mehrfacher Hinsicht Gegenstand rechtswissenschaft-
licher bzw. sozialwissenschaftlicher Betrachtung. Der vorlie-
gende Beitrag ist primär aus rechtswissenschaftlicher Pers-
pektive verfasst.

Dem Bericht liegt ein weites Verständnis von klima-
freundlichem Leben zugrunde (siehe Kap. 1). Über das
Umwelt- und Klimaschutzrecht hinaus werden daher im vor-
liegenden Abschnitt auch weitere Rechtsmaterien betrachtet,
die von struktureller Bedeutung für ein klimafreundliches
Leben sind. Dies betrifft so unterschiedliche Bereiche wie
z. B. das Finanzverfassungsrecht, das Welthandelsrecht oder
das Wohnrecht.

Maßnahmen für ein klimafreundliches Leben wer-
den in zahlreichen Handlungsfeldern rechtlich umge-
setzt und instrumentiert. Für die Rechtswissenschaft re-
sultiert daraus zunächst eine Fülle von Interpretations-
fragen, die ein weites Feld umspannen: vom Völ-
kerrecht (z. B. WTO-Vertrag, Pariser Übereinkommen
oder Energiecharta-Vertrag) über das europäische Recht
(z. B. EU-Binnenmarktregeln, Emissionshandels-Richtlinie,
Energieeffizienz-Richtlinie) bis zum nationalen Bundesrecht
(z. B. Staatsziel Umweltschutz, Klimaschutzgesetz, Wohn-
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recht) und zum Landesrecht (z. B. Bau- und Raumordnungs-
gesetze, Wohnbauförderungsrecht). Diese Auslegungsfragen
werden in der rechtswissenschaftlichen Literatur traditio-
nellerweise als Rechtsgrundlagen des Umwelt- und Klima-
schutzes, als Rechtsfragen der Energiewende oder – weiter
gefasst – als Rechtsfragen der Nachhaltigkeit erörtert (Schla-
cke, 2021b; Epiney, 2019; Ennöckl et al., 2019; Reinhold
et al., 2016; Meßerschmidt, 2010). Die Analysen dieser
Rechtsgrundlagen bzw. Rechtsfragen zielen darauf ab, die
Bedeutung rechtlicher Anordnungen zu erfassen, sie in den
Kontext von Rechtsprechung und Vollziehung zu stellen oder
zu systematisieren. Eine solche umfassend systematisieren-
de rechtsdogmatische Darstellung ist hier nicht beabsichtigt.
Der Beitrag greift aber auf die unzähligen Einzel- und Sys-
temdarstellungen des Umwelt- und Klimaschutzrechts zu-
rück, um daraus Aussagen zum rechtlich geprägten Status
quo, notwendigen strukturellen Bedingungen und möglichen
Gestaltungsoptionen für die Zukunft abzuleiten. Er bezieht
darüber hinaus auch sozialwissenschaftliche Literatur mit
ein, die sich aus der Perspektive künftiger Rechtsgestaltung,
also unter rechtspolitischen Gesichtspunkten, mit dem Feld
beschäftigt.

Dazu kommt Folgendes: Kap. 4 des Berichts stellt Struk-
turen in den Mittelpunkt. Das Recht ist ein System von
Normen mit vielfältigen Querverbindungen und Über- und
Unterordnungsbeziehungen; es verfügt über eine Fülle von
Koordinierungs-, Über- und Unterordnungsregeln (Griller,
2011). Kompetenzregeln setzen den Rahmen für die Recht-
setzungstätigkeit der Gesetzgebung. Grundrechte beschrän-
ken den Handlungsspielraum von Gesetzgebung und Vollzie-
hung. Vorrang-, Konflikt- und Koordinationsregeln ordnen
das Verhältnis von internationaler, europäischer und natio-
naler Gesetzgebung. Dabei setzen Gestaltungsentscheidun-
gen, die auf einer rechtlich übergeordneten oder nebenan
stehenden Ebene getroffen wurden, häufig einen nur unter er-
schwerten Bedingungen veränderbaren inhaltlichen Rahmen
für die Gestaltungsentscheidungen nachgeordneter Ebenen.
Einige grob geschnittene Beispiele sollen dies illustrieren:
Das rechtliche Können der europäischen und nationalen
Gesetzgebung zum Thema CO2-Grenzausgleich wird we-
sentlich auch durch das WTO-Recht geprägt. Ob ein EU-
Handelsvertrag Bestimmungen über den Investitionsschutz
beinhalten kann, wird von den Regelungskompetenzen der
EU in der Handelspolitik mitbestimmt, auf die sich die EU-
Mitgliedstaaten im Vertrag von Lissabon verständigt haben.
Ob der nationale Gesetzgeber über das EU-Recht hinaus
strengere Umweltstandards vorsehen oder den Einsatz von
gentechnisch veränderten Organismen verbieten darf, wird
von der Kompetenzordnung und den Binnenmarktregeln der
EU-Wirtschaftsverfassung bestimmt etc.

Gesamt- und Einzeldarstellungen des Umwelt- und Kli-
maschutzrechts berücksichtigen und thematisieren selbstver-
ständlich diese Hierarchieverhältnisse und Querverbindun-

gen im System des Rechts. Der folgende Beitrag soll, dem
Anliegen des Kapitels entsprechend, jedoch gerade auf diese
Wechselbezüge und ihre langfristig strukturprägende Wir-
kung besonderes Augenmerk legen. Dazu wird auf Literatur
zurückgegriffen, die sich mit dem Recht als Instrument des
Umweltschutzes befasst (Madner, 2015a; Schulev-Steindl,
2013) und insbesondere auch auf die noch nicht allzu zahlrei-
chen rechtswissenschaftliche Untersuchungen, die sich vom
normativen Fluchtpunkt der Nachhaltigkeit oder vom Topos
des Anthropozäns her mit den Aufgaben und Wirkungen des
Rechts befassen (Kotzé & Kim, 2020; Winter, 2017; Kot-
zé, 2016; Ruppel, 2013; Ekardt, 2011; Appel, 2005; Calliess,
2001).

11.2 Status quo und Dynamik

Dieser Abschnitt analysiert auf der Basis der Literatur den
Status quo der rechtlichen Rahmenbedingungen für ein kli-
mafreundliches Leben. Die Schwerpunktsetzung soll die
speziellen Dynamiken und Herausforderungen sichtbar ma-
chen, an denen die Reformdiskussion anschließt.

11.2.1 Klimaschutz imMehrebenensystem

Das Klimaschutzrecht ist insgesamt durch die Verteilung
rechtlicher Regelungen auf mehrere Rechtsetzungsebenen
gekennzeichnet (Gärditz, 2008). Rechtsvorschriften mit Re-
levanz für den Klimaschutz werden sowohl auf internationa-
ler Ebene als auch auf Ebene der Europäischen Union (EU)
geschaffen (Peel et al., 2012). Sie bilden einen Rahmen, der
für die nationale Rechtsetzung und Vollziehung einerseits
Möglichkeiten bietet, andererseits aber auch Einschränkun-
gen enthält (J. Scott, 2011).

Unter dem Schlagwort „Fragmentierung“ diskutiert die
rechtswissenschaftliche Literatur den Umstand, dass für den
internationalen Umwelt- und Klimaschutz eine Vielzahl von
wenig kohärenten bilateralen, regionalen und multilatera-
len Abkommen relevant ist: Verträge, die speziell auf den
Klimaschutz abzielen, Verträge zu anderen Themen aus
dem Sachbereich Umwelt (K. N. Scott, 2011), wie z. B.
die Biodiversitätskonvention, und schließlich insbesondere
auch Verträge aus dem Bereich der Wirtschaftsregulierung
(Van Asselt, 2013; Kulovesi, 2013; Young, 2011). Es han-
delt sich dabei jeweils um eigenständige Übereinkommen,
die einander teilweise überlappen, die aber nur in weni-
gen Fällen aufeinander abgestimmt sind. Da diese Verträge
vielfach in verschiedenen Foren ausgehandelt wurden und
von unterschiedlichen Wertungen getragen sind, entstehen
sohin auch Wertungswidersprüche hinsichtlich klimaschutz-
relevanter Aspekte (Markus, 2016).
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11.2.2 Internationaler Handel, Investitionen und
Klimaschutz

11.2.2.1 WTO-Recht und Klimaschutz
Die vielfältigen Maßnahmen, die in der Nachhaltigkeits- und
Klimapolitik auf allen Ebenen gesetzt werden (von der in-
ternationalen Staatengemeinschaft, von der EU oder auch
von Österreich), stehen oftmals in einem Spannungsverhält-
nis zu den auf Handelsliberalisierung ausgerichteten Zielen
des WTO-Rechts. Das betrifft nicht nur Regeln über Zöl-
le oder Einfuhrverbote, sondern vor allem auch sogenannte
nicht-tarifäre Handelshemmnisse im grenzüberschreitenden
Waren- und Dienstleistungsverkehr, also Sozialstandards,
Sicherheits- und Qualitätsstandards bzw. Kennzeichnungs-
regeln im Gesundheits-, Umwelt- und Konsumentenschutz
(Du, 2021; Mayr, 2018; Müller & Wimmer, 2018).

11.2.2.2 Handelsverträge, Investitionsschutz
Seit dem Scheitern der Doha-Runde werden eine Reihe bi-
lateraler und megaregionaler Handelsabkommen verhandelt,
die zum Teil deutlich über bestehendeWTO-Verpflichtungen
hinausgehen (Stoll et al., 2014). Diese Abkommen legen
weitere Vorgaben zum Abbau sogenannter nichttarifärer
Handelshemmnisse für die öffentliche Beschaffung, für Sub-
ventionen und für die Wettbewerbspolitik fest. Sie enthalten
zudem Bestimmungen zur regulatorischen Kooperation, An-
forderungen an die innerstaatliche Regulierung („domestic
regulation“) und zum Investor_innenschutz (Mayr, 2018;
Müller & Wimmer, 2018). In der europäischen Handels-
politik hat diese Entwicklung vor allem im Kontext der
Verhandlungen der transatlantischen Abkommen mit den
USA bzw. mit Kanada (engl. TTIP, CETA) und in jün-
gerer Zeit besonders zum Energiecharta-Vertrag intensive
Diskussionen ausgelöst (Eberhardt et al., 2016; Bernasconi-
Osterwalder et al., 2005 siehe dazu unten, Abschn. 11.3.7
und 11.5.2).

11.2.2.3 Handel undMenschenrechte
Der Zusammenhang zwischen Klimawandel und Menschen-
rechten ist auf UN-Ebene vielfach analysiert worden und
war Gegenstand verschiedener Sonderberichte, Empfehlun-
gen und Resolutionen (Center for International Environ-
mental Law & The Global Initiative for Economic, Social
and Cultural Rights, 2022; Knox, 2009). Im Oktober 2021
verabschiedete der UN Menschenrechtsrat eine Resolution
(Human Rights Council, 2021), mit der das Recht auf ein
Leben in einer sauberen und gesunden Umwelt als grundle-
gendes Menschenrecht anerkannt wurde.

Internationale Menschenrechte beziehen sich grundsätz-
lich auf staatliches Handeln. Die wirtschaftlichen Aktivitäten
von Unternehmen, allen voran auch die Tätigkeit transnatio-
naler Unternehmen entlang globaler Wertschöpfungsketten,
gehen aber mit hohen menschenrechtlichen Risiken ein-

her. Auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene
wird dazu seit langem eine intensive rechtsdogmatische und
rechtspolitische Debatte über menschenrechtliche Pflichten
und Verantwortlichkeiten von Unternehmen geführt. Im Fo-
kus der Diskussion steht dabei die unmittelbare Bindung von
Unternehmen an die Einhaltung menschenrechtlicher Stan-
dards und die Reichweite solcher Pflichten (Heinz & Sydow,
2021; Augenstein, 2018; Klinger et al., 2016; Augenstein
et al., 2010, siehe dazu auch unten, Abschn. 11.3 und das
nachfolgende Kapitel Governance).

Auf internationaler Ebene wurde das Prinzip menschen-
rechtlicher Sorgfalt von Unternehmen (Human Rights Due
Diligence) in den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für
Unternehmen und Menschenrechte (UN, 2011) lediglich als
Soft-Law-Prinzip festgeschrieben (Augenstein, 2018; Rug-
gie, 2018; Bartels, 2017; McBrearty, 2016; Augenstein et al.,
2010). Verhandlungen zu einem verbindlichen Instrument
auf internationaler Ebene laufen seit 2014 und haben bisher
zu keinem Ergebnis geführt (United Nations Human Rights
Council, 2021).

11.2.3 EuropäischeWirtschaftsverfassung und
klimafreundliches Leben

Der Schutz des Wettbewerbs prägt als ein zentrales Anlie-
gen der EuropäischenWirtschaftsverfassung die Ausrichtung
der österreichischen Wirtschaftsverfassung und die Spiel-
räume nationaler Gesetzgebung. Der nationalen Gesetzge-
bung sind durch das Unionsrecht Beschränkungsverbote zum
Nachteil des Binnenmarkts auferlegt (Schneider, 2021). Die
marktwirtschaftlichen Garantien des Unionsrechts (Grund-
freiheiten, Beihilfeverbot) wirken dabei nach herrschender
Einschätzung der Literatur im Sinne eines Regel-Ausnahme-
Verhältnisses: Entscheidungen des nationalen Gesetzgebers
im Bereich der (ökosozialen) Wirtschaftsregulierung sind
mit Blick auf die Garantien des Binnenmarkts in weiten Be-
reichen und am Maßstab einer Verhältnismäßigkeitsprüfung
rechtfertigungsbedürftig (Madner, 2022; Müller & Wim-
mer, 2018; Griller, 2010; Hatje, 2009). Daran hat auch die
mit dem Vertrag von Lissabon neu geordnete Zielhierarchie
der Union nichts geändert, die Offenheit für eine vielfäl-
tige Ausgestaltung der Wirtschaftspolitik signalisiert und
die als Stärkung sozial-ökologischer Ziele und geänderte
„Finalität“ (Madner, 2022; Müller, 2014) oder als eine blo-
ße Akzentverschiebung gesehen wird (Hatje, 2009; Ruffert,
2009).

Die nationale Budget- und Finanzpolitik wird durch EU-
Vorgaben zur Staatsverschuldung und Maßnahmen haus-
haltspolitischer Überwachung mitgeprägt (Wutscher, 2021;
Müller, 2014). Der Rechtfertigungsdruck im Binnenmarkt
und der ökonomische Druck auf die Haushalte werden als
Begrenzung der sozial- und wirtschaftspolitischen Hand-
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lungsspielräume der Mitgliedstaaten thematisiert (Griller,
2016; Scharpf, 2015).

Die öffentliche Daseinsvorsorge, verstanden als die Be-
reitstellung von bestimmten wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Infrastrukturleistungen durch den Staat bzw.
durch im weitesten Sinn öffentliche Einrichtungen (Holou-
bek & Segalla, 2002), ist mit dem EU-Beitritt Österreichs
in Umbruch gekommen (Müller & Wimmer, 2018). Diese
bis heute andauernde Entwicklung betrifft auch vielfältige
Bereiche klimafreundlichen Lebens, wie Mobilität, Energie-
versorgung, Bildung oder Gesundheit.

Das Unionsrecht räumt dem nationalen Gesetzgeber bei
der Entscheidung darüber, welche Leistungen als öffent-
liche Leistungen erbracht werden sollen und wie die Or-
ganisation und Erbringung der Daseinsvorsorge organisiert
ist, grundsätzlich einen Gestaltungsspielraum ein; zugleich
erzeugen jedoch die Marktöffnungs- und Marktransparenz-
regeln im Binnenmarkt – insbesondere das Beihilfen- und
Vergaberecht – einen Liberalisierungs-, Deregulierungs- und
Wettbewerbsdruck (Müller & Wimmer, 2018). Diese Rah-
menbedingungen und die von der Europäischen Kommission
durch verschiedene Richtlinien vorangetriebene Liberali-
sierung weiter Bereiche der (Netz-)Infrastruktur, z. B. im
Bereich Bahn, Post, Telekomunikation oder Energie, haben
die österreichische öffentliche Wirtschaft einschließlich der
Kommunalwirtschaft in den letzten Jahrzehnten grundlegend
umgestaltet und zur Abschaffung vonMonopolstellungen, zu
Privatisierungen und Ausgliederungen geführt (Potacs, 2021;
Mayr, 2018; Müller & Wimmer, 2018; A. Kahl & Müller,
2015; A. Kahl, 2012; Storr, 2012; Griller, 2010; A. Kahl &
Müller, 2009).

Mit öffentlicher Daseinsvorsorge sind häufig solche
Dienstleistungen angesprochen, die „der Markt“ nicht oder
nicht in gewünschter Weise erbringt (z. B. die Versorgung
entlegener Gebiete mit Verkehrsdienstleistungen). An die
Erbringung solcher Dienstleistungen kann der Staat daher
Qualitätsanforderungen knüpfen, die auf Versorgungssicher-
heit, universellen Zugang oder Erfüllung sozial-ökologischer
Standards abstellen (Mayr, 2018; Damjanovic, 2013; Kra-
jewski, 2011). Da die Erbringung von Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (sogenannte DAWI)
oft nicht rentabel ist, werden dafür auch staatliche Aus-
gleichszahlungen geleistet, was komplexe beihilfenrechtli-
che Fragen aufwirft (Müller & Wimmer, 2018; A. Kahl
& Müller, 2012). Mit der sogenannten Altmark-Judikatur
bzw. dem sogenannten Almunia-Paket wurden Maßstäbe
entwickelt, wonach Ausgleichszahlungen als Gegenleistung
für die Erbringung von Daseinsvorsorgeleistungen unter be-
stimmten Voraussetzungen beihilferechtlich unbedenklich
sind (Mayr, 2018; Müller & Wimmer, 2018; Damjanovic,
2013; A. Kahl, 2012; Krajewski, 2011).

Das europäische Vergaberecht unterwirft die öffentliche
Hand bei der Beschaffung von Waren und Leistungen weit-

reichenden Vorgaben bei der Auswahl der Vertragspartner
(siehe dazu unten, Abschn. 11.5.2.1). Aus einer Marktper-
spektive trägt dies zur sparsamen Mittelverwendung und zur
(kosten-)optimalen Bedarfsdeckung bei. Sozial-ökologische
Ziele („nachhaltige Beschaffung“) finden im europäischen
Beihilferecht zwar in den letzten Jahren verstärkt Beach-
tung (Mayr, 2018). Nach wie vor wird das Beihilfenrecht
jedoch als hemmend gesehen, wenn es darum geht, Waren
und Dienstleistungen unter Berücksichtigung von Kriterien
sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit oder Regionalitäts-
gesichtspunkten zu beschaffen (Windbichler, 2021).

11.2.4 Kompetenzen für den europäischen und
nationalen Klimaschutz

Die europäische Union und die Mitgliedstaaten (MS) tei-
len sich die Kompetenz für die Gestaltung des Umwelt-
und Klimaschutzrechts in der EU (Franzius, 2015). Sobald
die EU Maßnahmen setzt, dürfen die MS aber nicht mehr
abweichend tätig werden (Calliess, 2016), außer, um das
Schutzniveau der Maßnahmen zu erhöhen (Epiney, 2019);
sie dürfen EU-Maßnahmen, die die Umwelt bzw. das Kli-
ma schützen also „verstärken“ (Klinski, 2015). Ob diese
Schutzverstärkung für die MS auch bei energiepolitischen
Maßnahmen möglich ist, ist strittig (Franzius, 2015). Strik-
tere Umweltschutzmaßnahmen der MS müssen in jedem
Fall dem bestehenden Unionsrecht Rechnung tragen (Reins,
2020). Der verstärkende Handlungsspielraum der Mitglied-
staaten ist aus diesem Grund gerade mit Blick auf handels-
relevante Maßnahmen eingeschränkt (Franzius, 2015; Kla-
mert, 2015). Umgekehrt können aber bereits auf der Ebene
des EU-Rechts handelsbezogene Maßnahmen mit Umwelt-
und Klimaschutzanliegen verknüpft werden (van Calster,
2020). Die MS haben auch dann die Möglichkeit, strenge-
re Maßnahmen zum Schutz des Klimas auf nationaler Ebene
umzusetzen.

Im Energiebereich kann die EU nur eingeschränkt tä-
tig werden. So können beispielsweise Regelungen, die die
Wahl der MS zwischen verschiedenen Energiequellen be-
treffen, grundsätzlich nur mit Zustimmung aller MS er-
lassen werden (Tegner Anker, 2020). Dieses Erfordernis,
der sogenannte Souveränitätsvorbehalt, schränkt die EU
in ihrer Klimaschutzaktivität ein (Schlacke, 2020b). Die
Erneuerbare-Energien-Richtlinie enthält deshalb auch kein
MS-spezifisches, sondern ein gemeinsames, EU-weites Ziel
für den Anteil erneuerbarer Energieträger am Energiemix
(Monti & Romera, 2020). Die Richtlinie stellt vorwiegend
Anforderungen für die Berechnung dieses Anteils auf Ebene
der MS auf und legt so indirekt generelle Leitlinien für die
Erreichung dieses gemeinsamen Zieles fest (Fitz & Ennöckl,
2019). Die konkreten Umsetzungsmaßnahmen bleiben wie-
der den MS überlassen, was ihnen vergleichsweise viel
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Handlungsspielraum lässt, auch für verstärkende Maßnah-
men (Peeters, 2016; Klinski, 2015). Mit der Governance-
Verordnung hat die EU aber einen strategischen Rahmen für
die Umsetzung des Pariser Übereinkommens geschaffen, der
auch die mitgliedsstaatlichen Maßnahmen im klimarelevan-
ten Energiebereich erfasst (Dederer, 2021b).

In der österreichischen Bundesverfassung fehlt ein ein-
heitlicher Kompetenztatbestand „Umwelt“ oder „Klima“.
Bestehende Kompetenztatbestände, wie z. B. „Luftreinhal-
tung“, können für den Klimaschutz fruchtbar gemacht wer-
den, bieten jedoch keine umfassende Kompetenzgrundlage
(Horvath, 2014). Klimaschutz ist – so wie Umweltschutz
– vielmehr eine klassische Querschnittsmaterie, die je nach
Sachgebiet unterschiedliche Bundes- oder Landeskompe-
tenzen berührt. Die starke Zersplitterung des nationalen
Rechtsbestandes führt dazu, dass die Umsetzung unions-
rechtlicher Vorgaben nicht selten mittels sogenannter Neun-
plus-eins-Umsetzung, das heißt mit neun Landesgesetzen
und einem Bundesgesetz erfolgt, was, z. B. in Bezug auf Ver-
träglichkeitsprüfungen, den integrierten Umweltschutz bei
Industrieanlagen oder in der Umwelthaftung, mitunter zu
Rechtsunsicherheit, Verzögerungen und Lücken bei der Um-
setzung führt (Raschauer & Ennöckl, 2019; Madner, 2010,
2005).

In der besonders klimarelevanten Raumplanung stehen
der allgemeinen Raumplanungskompetenz zahlreiche Fach-
planungskompetenzen des Bundes gegenüber (Klaushofer,
2012). Das Nebeneinander von allgemeiner Raumplanungs-
kompetenz der Länder und Gemeinden einerseits und der
Fachplanungskompetenzen des Bundes (z. B. im Verkehrs-
wesen oder bei der Starkstromwegeinfrastruktur) anderer-
seits erschweren eine abgestimmte und nachhaltige Raum-
entwicklung (Parapatics, 2021). Dazu kommen Defizite
bei der Ausübung der Fachplanungskompetenz des Bundes
(z. B. fehlende verbindliche Infrastrukturpläne). Das Berück-
sichtigungsgebot und das Instrument der Art. 15a B-VG-
Vereinbarung werden nur bedingt als geeignet angesehen,
diese Mängel zu überwinden; Ansätze zu einer umfassenden
Kompetenzreform (z. B. Erlassung eines Bundesraumord-
nungsgesetzes) wurden breit diskutiert (Rill & Schindegger,
1991). Nach dem Scheitern des Österreich-Konvents wird
jedoch kaum Bereitschaft zu umfassenden Kompetenzrefor-
men wahrgenommen (Madner & Grob, 2019a; Kanonier &
Schindelegger, 2018).

Im Baurecht erlassen die Länder jeweils eigene Geset-
ze (Raschauer & Ennöckl, 2019). Eine länderübergreifende
Harmonisierung – z. B. zu energietechnischen Standards –
wird über private Normung (sogenannte OIB-Richtlinien)
verfolgt, die zum Teil für rechtlich verbindlich erklärt wer-
den. Zugleich ergibt sich z. B. im Bereich Wohnen aufgrund
der Kompetenz des Bundes ein mangelnder Gestaltungs-
spielraum für Kommunen (IIBW – Institut für Immobilien,
Bauen und Wohnen GmbH, 2008).

11.2.5 Klimaschutzgesetzgebung

11.2.5.1 Internationale Ebene
Das Klimaschutzrecht ist auf internationaler Ebene durch
vorwiegend prozedurale Verpflichtungen geprägt (Rajama-
ni, 2016; Bodle et al., 2016). Das Übereinkommen von Paris
(Pariser Übereinkommen) wurde als rechtlich verbindlicher
Vertrag geschlossen (Bodansky, 2016b). Zentrale Zielset-
zung ist die Begrenzung des Anstiegs der durchschnittli-
chen Oberflächentemperatur bis 2100 auf deutlich unter plus
2 Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau. Zudem
sollen Anstrengungen unternommen werden, den Tempera-
turanstieg auf plus 1,5 Grad Celsius zu begrenzen (Karimi-
Schmidt, 2018; Böhringer, 2016). Zu diesem Ziel trägt jede
Vertragspartei im Wege von sogenannten nationalen Kli-
maschutzbeiträgen („nationally determined contributions“ –
NDC) bei, die vorzulegen und alle fünf Jahre nachzuschär-
fen sind (B. Mayer, 2018a; Schlacke, 2016; Doelle, 2016).
Zwar sind die Vertragsparteien verpflichtet, Maßnahmen zur
Umsetzung ihrer Klimaschutzbeiträge zu setzen und darüber
zu berichten (B. Mayer, 2018b; Primosch, 2016). Sie sind
aber nicht verpflichtet, ihre Klimaschutzbeiträge tatsächlich
zu erreichen (Stäsche, 2016). Dennoch dient das verbindliche
Temperaturziel als Kompass für die Ausrichtung nationaler
Klimaschutzmaßnahmen (Preston, 2020; Mace, 2016) und
wirkt damit als wesentlicher Treiber für die nationale Kli-
mapolitik (Skjærseth, 2021; Doelle, 2017).

Die aktuell vorgelegten Klimaschutzbeiträge sind zu ge-
ring und damit zu wenig ambitioniert, um das Tempera-
turziel zu erreichen (IPCC, 2021; UNEP, 2021 siehe dazu,
Kap. 1). Das Pariser Übereinkommen fordert klar eine ge-
wisse Ambition ein und verlangt, dass die Ambition auch
mit jedem weiter vorzulegenden Klimaschutzbeitrag steigt
(Voigt, 2016b; Zahar, 2020). Auf der zuletzt abgehaltenen
Vertragsstaatenkonferenz (COP 26) wurde diese Forderung
nach Ambition wiederholt und Maßnahmen für 2030 einge-
fordert (Conference of the Parties to the UNFCCC, 2022)
sowie ein gemeinsamer Zeitrahmen für die Klimaschutzbei-
träge festgelegt (Conference of the Parties serving as the
meeting of the Parties to the Paris Agreement, 2022).

11.2.5.2 Europäische Ebene
Auf europäischer Ebene ist das EU-Recht Hauptmotor der
Klimaschutzgesetzgebung. Die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten haben im Rahmen des Pariser Übereinkommens einen
gemeinsamen Klimaschutzbeitrag festgelegt (Stoczkiewicz,
2018). Erst durch unionsrechtliche Regelungen ergibt sich,
wie dieses gesamtwirtschaftliche Reduktionsziel operationa-
lisiert wird und wie es auf die Mitgliedstaaten, und damit
auch auf Österreich, verbindlich verteilt wird (Hofmann,
2020). Im Zuge der klima- und energiepolitischen Initiative
„Green Deal“ strebt die EU derzeit ein höheres Ambiti-
onsniveau für ihren Klimaschutzbeitrag und ihre interne
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Klimapolitik an (Pallitsch et al., 2021). Mit dem mittlerwei-
le angenommenen Europäischen Klimaschutzgesetz wurde
das Ziel der Klimaneutralität der EU bis 2050 verankert und
das Treibhausgasemissionsreduktionsziel für 2030 auf zu-
mindest minus 55 Prozent (gegenüber 1990) erhöht (Stangl,
2021; Fleming & Mauger, 2021). Zudem wird die Euro-
päische Kommission (EK) verpflichtet, ein Zwischenziel
für 2040 vorzuschlagen, das mit indikativen Treibhausgas-
budgets sowie mit indikativen und freiwilligen Sektoren-
Reduktionspfaden versehen werden soll. Die Kommission
soll mit Überprüfungen im Fünf-Jahres-Rhythmus den Fort-
schritt auf EU-Ebene und auf Ebene der Mitgliedstaaten auf
die gemeinsame Zielerreichung hinwirken (McDonnell et al.,
2021). Effektiv wird das Europäische Klimaschutzgesetz erst
durch eine Reihe von EU-Klimaschutz-Rechtsakten (insbe-
sondere zum Emissionshandel und zur Lastenteilung), die
zu diesem Zweck aktuell überarbeitet werden (Europäische
Kommission, 2021a).

Die EU-Umweltpolitik hat sich seit Beginn der 1990er
Jahre, zunächst programmatisch, zur Erweiterung des Spek-
trums von Instrumenten und insbesondere zur Entwicklung
„marktorientierter“ Instrumente bekannt (Madner, 2005;
Schulev-Steindl, 2013). Ein Eckpfeiler der europäischen
Klimaschutzgesetzgebung ist das Emissionshandelssystem
(„emission trading system“ – ETS), das auf Marktmechanis-
men („cap and trade“) setzt. Das System wurde bei seiner
Einführung in der Literatur differenziert betrachtet (Schwar-
zer & Niederhuber, 2018) und vielfach auch sehr kritisch
beurteilt (Winter, 2009; Wegener, 2009; Beckmann & Fi-
sahn, 2009). Zu den Kritikpunkten zählen die, vor allem
in den Anfangsjahren, deutlich unzureichenden Preissignale
wegen der hohen Menge an im Umlauf befindlichen Zer-
tifikaten und die kostenlose Überlassung von Zertifikaten;
zudem der hohe bürokratische Aufwand sowie die Betrugs-
anfälligkeit des Systems. Manche dieser Kritikpunkte konn-
ten durch Reformen (z. B. striktere und zentrale Allokation,
Benchmarks für kostenlose Zuteilung) abgemildert werden.
Das realisierte Handelssystem bleibt jedoch jedenfalls hinter
umweltökonomischen Modellvorstellungen zurück (Madner,
2015a), denn die Ausgestaltung des Systems, insbesondere
die Festlegung der Menge der zugeteilten handelbaren Zer-
tifikate, ist letztlich eine umweltpolitische Entscheidung, die
vielfältige Interessensgegensätze zu verarbeiten hat.

Das Emissionshandelssystem lässt in seinem Anwen-
dungsbereich wenig Spielraum für nationale schutzverstär-
kende ordnungsrechtliche Maßnahmen zur Begrenzung von
Treibhausgasemissionen, z. B. durch die Begrenzung indi-
rekter Treibhausgasemissionen oder durch zusätzliche Ener-
gieeffizienzanforderungen nach dem Stand der Technik (En-
nöckl, 2020; Madner, 2015a).

Mehr Gestaltungsmöglichkeiten haben die Mitgliedstaa-
ten demgegenüber in den nicht vom Emissionshandel erfass-
ten (Non-ETS-)Sektoren Gebäude, Landwirtschaft, Abfall-

wirtschaft, Verkehr und – soweit nicht Teil des Emissions-
handelssystems – auch im Sektor Energie (Fitz & Ennöckl,
2019). Die Lastenteilungsverordnung gibt hier verbindliche
Gesamtreduktionsziele und -pfade für jeden Mitgliedstaat
vor, die jedoch nicht nach einzelnen Sektoren aufgeschlüsselt
sind (Romppanen, 2020). Konkrete Maßnahmen, wie diese
Reduktionsziele erreicht werden sollen, sind unionsrechtlich
nur zum Teil vorgegeben: Strategiedokumente (z. B. Europä-
ische Kommission, 2020b, 2020d) und vor allem europäische
Rechtsvorschriften zur Energieeffizienz (z. B. Gebäudericht-
linie), Verordnungen über Emissionsnormen für Kraftfahr-
zeuge oder das Kreislaufwirtschaftsrecht geben konkrete
Maßnahmen vor.

Im Bereich Landnutzung und Forstwirtschaft („Land Use,
Land-Use Change and Forestry“ – LULUCF) sind erst seit
Kurzem rechtsverbindliche EU-Vorgaben für die Mitglied-
staaten wirksam (Kulovesi & Oberthür, 2020). Diese sehen
primär vor, nicht mehr CO2-Emissionen zu produzieren, als
durch die erfassten CO2-Senken abgebaut werden. Dies be-
lässt den Mitgliedstaaten viel Spielraum in der Umsetzung
(Hofmann, 2020). Ein unmittelbarer Schutz von CO2-Sen-
ken ergibt sich aus der LULUCF-Verordnung nicht. Die
europäische Waldstrategie soll diese Schutzrichtung stärken
(Europäische Kommission, 2021b).

Die Governance-VO zieht eine Klammer über diese ein-
zelnen klima- und energierelevanten Rechtsakte. Im Rah-
men von sogenannten nationalen Klima- und Energieplänen
(NEKP) müssen die Mitgliedstaaten jene Maßnahmen darle-
gen, die sie zur Erreichung der EU-Klimaschutzziele setzen
(Steinhäusler, 2019). Die Kommission prüft diese Pläne und
fordert gegebenenfalls Nachbesserungen im Lichte der EU-
Klimaschutzziele ein. Auf diese Weise will die EU auf die
Umsetzung des Pariser Übereinkommens hinwirken können
(Dederer, 2021b).

11.2.5.3 Nationale Ebene
Die österreichischeKlimaschutzgesetzgebungwar bislang im
Wesentlichen durch die EU-Vorgaben getrieben und, gemes-
sen an diesen Vorgaben, tendenziell wenig ambitioniert. Dies
illustriert etwa der nach der EU-Governance-Verordnung zu
erstellende NEKPÖsterreichs (Bundesministerium für Nach-
haltigkeit und Tourismus, 2019), dessen Entwurf 2019 von
derKommission als defizitär beanstandetwurde. EineGruppe
unabhängiger Kima- und Umweltwissenschaftler_innen ha-
ben diesemEntwurfmodellhaft einen ambitionierteren „Refe-
renz-NEKP“ gegenüberstellt (Kirchengast et al., 2019). Auch
beim endgültigen NEKP Österreichs erkannte die Kommis-
sion noch Verbesserungspotenzial, insbesondere auch beim
Ambitionsniveau (Europäische Kommission, 2020c).

11.2.5.3.1 Staatsziele und Grundrechte, Klimaklagen
Mit dem BVG Nachhaltigkeit ist im österreichischen Verfas-
sungsrecht ein „Bekenntnis“ des Staates zum „umfassenden
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Umweltschutz“ und damit auch zum Klimaschutz verankert
(Lueger, 2020). Dieses Bekenntnis hat nicht den Charak-
ter eines Grundrechts (Hattenberger, 1993), sondern stellt
eine bloße Staatszielbestimmung dar (Sander & Schlatter,
2014). In der Judikatur wurde das Staatsziel wiederholt her-
angezogen, um das öffentliche Interesse an grundrechtsbe-
schränkenden Umweltschutzregelungen (z. B. ein Fahrverbot
für Motorboote aus Umweltschutzgründen) zu bekräftigen
und Grundrechtseingriffe zu legitimieren. Mit der Entschei-
dung des Verfassungsgerichtshofs (VfGH) zur dritten Piste
des Wiener Flughafens (Dritte Piste Flughafen Wien, 2017)
wurde in Frage gestellt, dass Umwelt- und Klimaschutz im
Lichte des Staatsziels als „öffentliches Interesse“ für die
Auslegung des Luftfahrtgesetzes herangezogen werden kann
(Merli, 2017; Madner & Schulev-Steindl, 2017; E. M. Wag-
ner, 2017). Ähnlich wie die Staatszielbestimmung wirkt auf
der europäischen Ebene Art. 37 der Grundrechtecharta als
bloße Grundsatzbestimmung und nicht als Grundrecht (Mad-
ner, 2019a).

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK),
die Teil des österreichischen Verfassungsrechts ist, enthält
kein explizites Grundrecht auf Umweltschutz, jedoch kön-
nen aus ihren Garantien bestimmte umweltrelevante Schutz-
pflichten abgeleitet werden (Grabenwarter & Pabel, 2021;
Schnedl, 2018; Ennöckl & Painz, 2004; Wiederin, 2002). So
wird in der Judikatur aus Art. 8 EMRK die Verpflichtung
abgeleitet, im Interesse des Privat- und Familienlebens dem
Einzelnen Schutz vor schwerwiegenden Beeinträchtigungen
durch Lärm oder Umweltverschmutzungen zu gewährleisten,
Umweltinformationen bereitzustellen und Umweltprüfungen
durchzuführen (Grabenwarter & Pabel, 2021). Nach dem ak-
tuellen Stand der Rechtsprechung gewährt Art. 8 EMRK
dabei jedoch keinen Anspruch auf den Schutz der Um-
welt „also solcher“, da der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) insoweit die mit dem Privat- und
Familienleben grundrechtlich geschützte Sphäre des Ein-
zelnen nicht berührt sieht (Braig & Ehlers-Hofherr, 2020).
In der Literatur wird der Schutz, den Art. 8 EMRK für
die Umwelt gewährt, deshalb auch als bloß indirekter oder
anthropozentrischer Schutz bezeichnet (Müllerová, 2015).
Zudem verlangt Art. 13 EMRK, dass die nationale Rechts-
ordnung schon die mögliche Verletzung eines Konventions-
rechts überprüfbar machen muss (Grabenwarter & Pabel,
2021). Dieses Recht auf eine wirksame Beschwerde hat der
EGMR explizit auch für die mögliche Verletzung von Art. 8
EMRK in umweltrelevanten Fällen bestätigt (Hatton u. a.
gegen Vereinigtes Königreich, 2003). Aktuell sind mehrere
Fälle beim EGMR anhängig, die sowohl die Frage nach Kli-
maschutzpflichten von Staaten (Duarte Agostinho u. a. gegen
Portugal u. a., anhängig; dazu Braumann, 2021) als auch ex-
plizit die Frage nach einem Recht auf wirksame Beschwerde
im Zusammenhang mit fehlenden oder zu wenig ambitio-
nierten Klimaschutzmaßnahmen betreffen (Mex M. gegen

Österreich, anhängig; Verein KlimaSeniorinnen Schweiz u. a.
gegen Schweiz, anhängig).

Ob und inwieweit aus grundrechtlichen Schutzpflichten
ein Anspruch auf konkrete Klimaschutzmaßnahmen abge-
leitet werden kann, wird in der Literatur differenziert be-
urteilt (Binder & Huremagić, 2021; Buser, 2020; Groß,
2020; S. Meyer, 2020). Geht man vom Bestehen klima-
schutzrelevanter Schutzpflichten aus, so kommt den Grund-
rechten im Kontext des Klimawandels eine doppelte Rolle
zu (W. Kahl, 2021): Während die Grundrechten inhärenten
Schutzpflichten, beispielsweise im Zusammenhang mit dem
Grundrecht auf Leben oder dem Grundrecht auf Eigentum,
den Staat zum Schutz der Umwelt und des Klimas verpflich-
ten, schützen klassische Abwehrrechte die Rechtsposition
des Einzelnen, in die durch Klimaschutzmaßnahmen häufig
eingegriffen wird (Hofer, 2021). In der Literatur werden in
diesem Zusammenhang insbesondere das Eigentumsgrund-
recht und die Erwerbsfreiheit herausgegriffen (T. Weber,
2019), die relevant werden, wenn Klimaschutzmaßnahmen
auf die Beschränkung bestimmter klimaschädlicher Akti-
vitäten sowie auf Nutzungseinschränkungen und Verbote
(z. B. Dieselfahrverbot) abzielen (Hattinger, 2019). Umge-
kehrt hat das deutsche Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
jüngst (1 BvR 2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR
288/20, 2021) den drastischen Klimaschutzmaßnahmen, die
erforderlich werden, wenn gegenwärtige Klimaschutzmaß-
nahmen wenig weitreichend sind, eine eingriffsähnliche Vor-
wirkung auf praktisch jegliche grundrechtlich geschützte
Freiheit zugemessen (Aust, 2021; Saiger, 2021). Im Interesse
der Schonung künftiger Freiheit hätte der Gesetzgeber Vor-
kehrungen dafür treffen müssen, dass die Entwicklung zur
Klimaneutralität rechtzeitig und vorausschauend eingeleitet
wird (Schlacke, 2021a). In diesem Sinne hat das BVerfG
den Gesetzgeber dazu verpflichtet, die Fortschreibung der
Minderungsziele der Treibhausgasemissionen für Zeiträume
nach 2030 näher zu regeln.

Der aus dem verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz ab-
geleitete Vertrauensschutz schützt in eng begrenztem Maße
auch das Vertrauen des Einzelnen in den unveränderten
Fortbestand der bestehenden Rechtslage und schränkt inso-
weit den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers ein (Ho-
loubek, 1997). Dies betrifft z. B. rückwirkende nachteilige
Gesetzesänderungen oder Konstellationen, in denen die Er-
wartung auf den Fortbestand der Rechtslage geweckt und
zugleich zu entsprechenden wirtschaftlichen Dispositionen
ermuntert wurde (siehe auch Lutz-Bachmann, 2021). Die
Rechtsprechung hat unter diesem Gesichtspunkt beispiels-
weise das In-Aussicht-Stellen einer Ausnahme von einem
Nachtfahrverbot für lärmarme LKW und anschließende Ein-
beziehung in das Verbot als problematisch erachtet (VfSlg
12944, 1991). Fragen des Vertrauensschutzes werden z. B.
im Zusammenhang mit energetischen Sanierungspflichten
im Gebäudebestand (Klima, 2016) oder in Bezug auf Reduk-
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tion von Treibhausgasemissionen diskutiert (Hofer, 2021; für
Deutschland, Altenschmidt, 2021).

Im internationalen und europäischen Kontext steigt die
Zahl sogenannter Klimaklagen (United Nations Environment
Programme & Sabin Center for Climate Change Law, 2017,
2020), im Rahmen derer Einzelne oder Nichtregierungsorga-
nisationen (NGOs) auf verschiedene Weise versuchen (E. M.
Wagner, 2018), die Klimakrise vor Gerichten zu themati-
sieren (Fitz, 2019). Der niederländische Fall Urgenda gilt
dabei im europäischen Kontext als besonders wesentlich, hat
darin doch ein Gericht den niederländischen Staat im Sin-
ne der staatlichen Fürsorgepflicht zu einer Steigerung der
Klimaschutzzielsetzungen verpflichtet (Antonopoulos, 2020;
Pedersen, 2020; Spier, 2020). Diese Entscheidung wurde
letztlich auch vom Höchstgericht bestätigt (Urgenda, 2019).
Die Tatsache, dass ein Gericht in diesem Zusammenhang die
neue Zielsetzung direkt selbst vorgeschrieben hat, wird in der
Literatur auch kritisch diskutiert (Wegener, 2019). Der Fall
Urgenda hat Vorbildwirkung für Klimaschutzklagen in ande-
ren europäischen Ländern (Wewerinke-Singh & McCoach,
2021; Barritt, 2020; Saurer & Purnhagen, 2016), die teilwei-
se auch erfolgreich waren (Schomerus, 2020).

Immer wieder sind Klimaklagen aber aktuell mit zahlrei-
chen materiellen und prozessualen Herausforderungen und
offenen Fragen verbunden (Schulev-Steindl, 2021; E. M.
Wagner, 2021a). So ist – nicht zuletzt im österreichischen
Kontext – schon der Zugang zu Gerichten in vielen Fällen
insofern begrenzt, als dass Kläger_innen dafür eine spezifi-
sche Betroffenheit durch den Klimawandel geltend machen
müssen (Schulev-Steindl, 2021). Im Rahmen einer europäi-
schen Klimaklage (Carvalho u. a./Parlament und Rat, 2019),
aber auch bei einer österreichischen Klimaklage (G 144-
145/2020-13, V 332/2020-13, 2020; dazu Rockenschaub,
2021) konnte diese spezifische Betroffenheit beispielsweise
nicht nachgewiesen werden (jeweils kritisch Horner, 2021;
Schulev-Steindl, 2020; Winter, 2019), wobei im österrei-
chischen Fall das Verfahren vor den EGMR noch nicht
abgeschlossen ist (Pflügl, 2021). Das deutsche Bundesver-
fassungsgericht (1 BvR 2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR 96/20,
1 BvR 288/20, 2021) hat jüngst die Beschwerdebefugnis na-
türlicher Personen (einschließlich in Bangladesch und Nepal
lebender Beschwerdeführer_innen) wegen einer möglichen
Verletzung staatlicher Schutzpflichten aus dem Grundrecht
auf Leben und Gesundheit bzw. dem Eigentumsgrundrecht
bejaht.

Im Zusammenhangmit zivilrechtlichen Klimaklagen, bei-
spielsweise gegen Unternehmen (Antretter, 2021; E. M.
Wagner, 2021b), stellen Fragen der Rechtswidrigkeit und
der Kausalität weitere Herausforderungen dar (E. M. Wag-
ner, 2021a; Spitzer, 2017). Verstößt eine Handlung nicht
gegen bestehendes Recht, ist fraglich, wie die Rechtswid-
rigkeit – als Voraussetzung für Schadenersatzansprüche –
begründet werden kann. Diese Frage stellt sich beispiels-

weise dort, wo Produktionsanlagen dem Emissionshandels-
system unterliegen und dessen Vorgaben von der Anlage
erfüllt werden (Spitzer & Burtscher, 2017). Unter dem Stich-
wort „Kausalität“ erweist sich die Herstellung eines kausa-
len Zusammenhangs zwischen einem bestimmten Ereignis
(z. B. einer Naturkatastrophe oder einer Hitzewelle) und dem
voranschreitenden globalen Klimawandel oft als schwierig
(Schulev-Steindl, 2021). Am Beispiel internationaler Kli-
maklagen zeigt die Literatur auf, dass diese Problematik
abgeschwächt werden kann, wenn bei der Geltendmachung
staatlicher Verpflichtungen der Kausalitätsnachweis nur teil-
weise erbracht werden muss (Orator, 2021; Buser, 2020;
Backes & Veen, 2020; Verschuuren, 2019).

11.2.5.3.2 Klimaschutzgesetz
Das nationale Klimaschutzgesetz (KSG) bezieht sich auf den
Non-ETS-Bereich, das sind die Sektoren Abfallwirtschaft,
Gebäude, Landwirtschaft, Verkehr und (teilweise) Energie
und Industrie. Für diese Sektoren schreibt das KSG jährliche
Höchstmengen an Treibhausgasemissionen vor (Fitz & En-
nöckl, 2019). In seiner aktuell gültigen Fassung sind solche
Höchstmengen bis zum Jahr 2020 vorgesehen, für den Zeit-
raum danach fehlt es an einer Festlegung. Eine Novellierung
des KSG ist aktuell noch nicht eingeleitet worden.

In den vergangenen Jahren konnte das KSG die Ein-
haltung der Zielvorgaben aufgrund diverser struktureller
Schwächen nicht bzw. nur unter umfangreichen Zertifi-
katszukäufen gewährleisten (Ennöckl, 2020). Als eine sol-
che Schwäche wird zentral das Fehlen eines substanziellen
Governance- und Verantwortlichkeitsmechanismus genannt:
Zwar sieht das KSG den Abschluss eines Gliedstaatsver-
trages (Art. 15a B-VG) vor, um im Falle der Verfehlung
der Klimaziele die (Kosten-)Verantwortlichkeit zwischen
Bund und Ländern zu regeln (Schwarzer, 2012). Ein sol-
cher Vertrag wurde jedoch nie abgeschlossen (Fitz & En-
nöckl, 2019). Stattdessen wurde für den Fall eines not-
wendigen Zertifikatzukaufs eine Kostentragungsregelung im
Finanzausgleichsgesetz 2017 vorgesehen (§§ 28 f), der zu-
folge diese Kosten im Verhältnis 80:20 zwischen Bund
und Ländern aufgeteilt werden (Ennöckl, 2020). Diese fi-
xe Aufteilung, die den tatsächlich Beitrag zu den Treib-
hausgasreduktionen nicht berücksichtigt und damit wenig
Anreizwirkung hat, wurde kürzlich vom Rechnungshof kri-
tisiert (Rechnungshof Österreich, 2021). Zudem ergibt sich
aus der Kostentragungsregelung nur bedingt ein Anreiz zur
Einhaltung der Emissionsgrenzen, da sich die Kostentra-
gungsregelung nicht auf die sektorenspezifischen Emissions-
grenzen bezieht, sondern auf die insgesamt vorgesehenen
Höchstmengen von Treibhausgasemissionen (Habjan, 2018).
Überdies kritisiert eine Evaluierungsstudie, dass die Klima-
maßnahmenplanung, wie sie im KSG grundgelegt ist, ohne
regelmäßige Evaluierung und ausreichende Einbindung der
Wissenschaft erfolgt und die vorgesehenen Fristen für die Er-
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arbeitung und Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen zu
wenig straff sind; zudem besteht kein Säumnisschutz für
den Fall, dass keine Klimamaßnahmen geplant werden, und
es fehlt ein externer Kontrollmechanismus (Schulev-Steindl
et al., 2020).

11.2.5.3.3 Erneuerbaren-Ausbaugesetz und
Energieeffizienzgesetz
Als wesentliche klimarelevante Bereiche des nationalen
Energierechts gelten die Regelung zur Förderung erneu-
erbarer Energien und die Steigerung der Energieeffizi-
enz (Pirstner-Ebner, 2020). Das sogenannte Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz (EAG) schafft einen neuen Rahmen für den
Ausbau erneuerbarer Energien, um den Anteil erneuerba-
rer Energien zu steigern (2030: 32 Prozent) und auf Ös-
terreichs Klimaneutralität bis 2040 hinzuwirken (§ 4). Zu
diesem Zweck errichtet das EAG einen neuen Förderrah-
men für die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Quellen
sowie für erneuerbares Gas. Für beide Bereiche sind Investi-
tionszuschüsse und Marktprämien vorgesehen (Nigmatullin,
2021; Laimgruber, 2021), das dahinterstehende Fördervolu-
men wird aber teilweise als zu gering eingeschätzt (Katalan
& Reitinger, 2021). Die dem Fördersystem unterliegenden,
nunmehr sozial-ökologischen Kriterien wurden im Vorfeld
insbesondere aus Naturschutzüberlegungen kritisiert (Holz-
leitner & Veseli, 2021; Schlatter, 2021). Das EAG bietet
überdies eine Grundlage für die Bildung von Energiegemein-
schaften (Cejka, 2021; Hartlieb & Kitzmüller, 2021) sowie
die Errichtung regulatorischer Freiräume („Sandboxes“) für
Forschungs- und Demonstrationsprojekte im Bereich erneu-
erbare Energien (Ennser, 2021).

Die Überarbeitung des Energieeffizienzgesetzes wurde
noch nicht in den parlamentarischen Prozess eingebracht.
In seiner aktuellen Fassung verpflichtet das Gesetz im We-
sentlichen die Energielieferanten dazu, Effizienzmaßnahmen
bei sich selbst, ihren Endkunden oder anderen Endener-
gieverbrauchern zu setzen. Andernfalls ist von Energielie-
feranten eine Ausgleichsabgabe zu entrichten (Schwarzer,
2016a; E. Wagner, 2016). Die dabei früher eingeräumten
weiten Spielräume hinsichtlich der Höhe der Ausgleichsab-
gabe (Steinmüller, 2015) sind nunmehr mit einem Verweis
auf die durchschnittlichen Grenzkosten der umzusetzenden
Energieeffizienzmaßnahmen begrenzt.

11.2.5.3.4 Anlagen- und Infrastrukturrecht
Der Rechtsrahmen für die Genehmigung von Anlagen und
Infrastrukturprojekten unterscheidet sich mit Blick auf Kli-
maschutzaspekte deutlich, je nachdem, ob für ein Projekt
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist
oder nicht. Bei der Genehmigung kleinerer und mittlerer
Projekte werden Klimaschutzaspekte nach Maßgabe der re-
levanten Rechtsgrundlagen, z. B. im Naturschutzgesetz, im
Wesentlichen im Rahmen von Interessenabwägungen be-

rücksichtigt. Solche Interessenabwägungen verweisen zu-
meist allgemein auf „öffentliche Interessen“ und konkretisie-
ren oft auch das Gewicht, das diesen Interessen zuzumessen
ist, nicht näher (Sander, 2019). Behörden und überprü-
fenden Gerichten bleibt hier ein recht weiter Spielraum,
um eine (politische) Wertentscheidung zu treffen (Fuchs,
2014, 2017; Ranacher, 2017). Während Teile der Litera-
tur hier eine Möglichkeit sehen, Klimaschutzinteressen zu
stärken (Romirer & Geringer, 2021; Schwarzer, 2016b), se-
hen andere Vertreter_innen der Wirtschaft in der Praxis der
Anlagengenehmigung eine ungerechtfertigte Privilegierung
von Umweltinteressen gegenüber wirtschaftlichen Interes-
sen (Schmelz, 2017a). Als besonders schwierig erweist sich
in der Praxis die Interessenabwägung bei Anlagen und
Infrastrukturprojekten, die zwar einen Beitrag zum Klima-
schutz leisten können, beispielsweise Energieerzeugungsan-
lagen für erneuerbare Energien, aber negative Auswirkungen
auf andere Umweltgüter haben (Schumacher, 2022; Berl &
Gaiswinkler, 2021). Für den Bereich Naturschutz hat der
Verwaltungsgerichtshof (VwGH) klargestellt, dass an Maß-
nahmen, die zum Klimaschutz beitragen, nicht in jedem Fall
ein höheres öffentliches Interesse besteht (2009/10/0020,
2010). Vielmehr muss dieses Interesse im Einzelfall, un-
ter Berücksichtigung von Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit der Maßnahme, beurteilt werden. Aus-
schlaggebend für ein Überwiegen ist, welche Bedeutung
die Verwirklichung der Maßnahme für den Klimaschutz hat
und wie gravierend die negativen Auswirkungen auf an-
dere Umweltschutzgüter, beispielsweise den Naturhaushalt,
sind (2010/10/0127, 2013). Selbst für den Fall, dass das
Interesse am Klimaschutz überwiegt, beinhalten die Na-
turschutzgesetze der Länder aber vielfach eine Pflicht, die
negativen Auswirkungen einer Maßnahme auf die Natur zu
minimieren. Diese Pflicht berechtigt die Behörde dazu, die
Genehmigung nur unter Vorschreibung von Auflagen zum
Naturschutz, wie der Errichtung von Ersatzflächen eines Le-
benstraumtyps, zu genehmigen (Hollaus, 2021). Eine diesem
Eingriffs-/Ausgleichssystem nachgebildete Regelung für den
Klimaschutz besteht derzeit nicht. Vereinzelt werden auf
Landesebene aber Solitärbäume und Baumgruppen durch
Gesetz geschützt (Baumgesetze), was auch als Schutz von
klimarelevanten CO2-Speichern verstanden werden kann.
Ähnlich wie für Wälder, die nach dem Forstgesetz geschützt
sind (Lindner & Weigel, 2019), sind Ausgleichsmaßnahmen
in Form von Ersatzpflanzungen vorgesehen, wenn diese Bäu-
me entfernt werden (Hollaus, 2021).

Bei größeren Infrastrukturprojekten, wie großen Was-
serkraftanlagen oder Verkehrsprojekten, sind im Rahmen
der UVP die Auswirkungen auf das Mikro- und Makro-
klima zu erheben und zu bewerten (Reichel, 2019). In der
Vollzugspraxis ist die Darstellung und Bewertung dieser
Auswirkungen mit Herausforderungen verbunden (Jiricka-
Pürrer et al., 2018). Als Ultima Ratio sieht das UVP-Gesetz
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explizit vor, dass die Genehmigung mit Blick auf das öffent-
liche Interesse am Umweltschutz auch versagt werden kann,
wenn im Falle einer Gesamtbewertung von schweren Um-
weltbelastungen auszugehen ist (Madner, 2019b; Schmelz
& Schwarzer, 2011). Darüber, in welchen Konstellatio-
nen die Möglichkeit besteht, eine Genehmigung angesichts
schwerer Umweltbelastungen zu versagen, äußert sich die
Literatur kontrovers (Sander, 2019; Fitz, 2019). Die verwal-
tungsgerichtliche Judikatur hat hier bislang keine Klarheit
über solche Anwendungsszenarien geschaffen (VwGH, Ro
2018/03/0031-0038, Ro 2019/03/0007-0009-6, 2019; dazu
Kirchengast et al., 2020; VwSlg 18189A/2011, 2011).

11.2.6 Finanzausgleich, Steuer- und Förderrecht

Maßnahmen im Bereich des Finanz-, Steuer- und Förder-
rechts werden als bedeutsame rechtspolitische Hebel für
klimafreundliche Strukturen betrachtet (Meickmann, 2021;
Madner & Grob, 2019a). Studien weisen für europäische
Länder eine Vielzahl von umweltschädlichen bzw. klima-
schädlichen Subventionen aus (Burger & Bretschneider,
2021; Mormann, 2021). Als besonders relevant in Öster-
reich gilt hier der Verkehrssektor, mit Subventionen wie dem
Pendlerpauschale oder der Mineralölsteuervergünstigung für
Dieselkraftstoff (Kletzan-Slamanig & Köppl, 2016). Die
Europäische Kommission hat kürzlich im Rahmen der Eva-
luierung der Nationalen Energie- und Klimapläne (NEKP)
den Abbau von Subventionen für fossile Energieträger auch
in Österreich eingefordert (Europäische Kommission, 2020a,
2019).

Zur Erreichung der Klimaziele ist eine gebietskörper-
schaftsübergreifende Koordination und Abstimmung der Ak-
tivitäten der öffentlichen Hand essenziell. Nicht zuletzt über
den Finanzausgleich kann sichergestellt werden, dass alle
Ebenen der öffentlichen Hand einen angemessenen Beitrag
zum Klimaschutz leisten, insbesondere auch in Bereichen
geteilter Zuständigkeiten (Brait et al., 2020). Die Verteilung
der Finanzmittel im Rahmen des österreichischen Finanz-
ausgleichs erfolgt in Österreich im Wesentlichen nach der
Einwohner_innenzahl. Die Orientierung an den von den
Gemeinden zu tragenden Aufgabenlasten (Aufgabenorien-
tierung) bzw. allgemein an qualitativen, auch raum- und
klimarelevanten Parametern (z. B. ihren örtlichen und regio-
nalen Funktionen) spielt demgegenüber aktuell kaum eine
Rolle (Mitterer, 2011). Dies wird in der Literatur als ein An-
reiz für eine wenig klimafreundliche räumliche Entwicklung
in Österreich diskutiert (Madner & Grob, 2019a).

Die Ausgestaltung der Kommunalsteuer, wonach die Er-
träge zur Gänze jener Gemeinde zufließen, in deren Gebiet
eine Betriebsstätte liegt, wird als wesentlicher Treiber für
den Standortwettlauf zwischen Nachbargemeinden um An-
siedelungen auf der grünen Wiese angesehen und daher als

Ursache für eine klimaschädliche Raum- und Verkehrsstruk-
tur eingestuft (Kanonier, 2019; Madner & Grob, 2019a).
Interkommunale und regionale Kooperationen, z. B. über
einen interkommunalen Finanzausgleich, werden dement-
sprechend als wichtige Herausforderung wahrgenommen,
die derzeit in der Praxis jedoch noch nicht angenommen
wird (Bauer et al., 2017). Wegen der kommunalsteuerge-
triebenen Standortkonkurrenz zwischen Gemeinden nutzen
die Kommunen auch die Ermächtigung zur Einhebung ei-
ner Verkehrsanschlussabgabe nicht, mit der ein Beitrag zu
den Kosten der Anbindung größerer Betriebsansiedlungen
(z. B. Einkaufszentren) an den öffentlichen Nahverkehr er-
hoben werden könnte (Madner & Grob, 2019a).

Reformen von abgabenrechtlichen Anreizen, die – wie
z. B. das Pendlerpauschale oder das Dieselprivileg – dem
Ziel der Eindämmung des treibhausgasintensiven Individual-
verkehrs entgegenlaufen, werden in der Literatur seit langem
diskutiert und eingemahnt; zugleich wird konstatiert, dass
die dazu erforderliche Auflösung des Spannungsfelds von
ökologischen und sozialen Zielen offenbar eine große poli-
tische Herausforderung für Reformschritte darstellt (Madner
& Grob, 2019a).

Die Verknüpfung der Wohnbauförderung mit ökologi-
schen Kriterien ist (erst) in Ansätzen ausgebaut. In Bezug auf
klimarelevante ökonomische Anreize im Bereich der Mobi-
lität (z. B. Verkehrserregerabgaben, Parkraumabgaben, dazu
Schulev-Steindl et al., 2021, 2022) oder im Bereich desWoh-
nens (z. B. Leerstandsabgabe) wird auf komplexe Fragen
der Kompetenzverteilung und das Verbot des Missbrauchs
der Abgabenkompetenz bei Lenkungsabgaben hingewiesen
(Madner & Grob, 2019a). So ist z. B. der Versuch einer lan-
desgesetzlichen Leerstandsabgabe, soweit damit Wohnraum-
bewirtschaftung für „Volkswohnungen“, das heißt Klein-
und Mittelwohnungen, bewirkt werden sollte, unter anderem
an der Kompetenzverteilung gescheitert (VfSlg 10403, 1985
zum Wr. Wohnungsabgabengesetz). Für die konkrete Aus-
gestaltung von Lenkungsabgaben werden in der Literatur die
Anforderungen, die sich aus dem Grundrecht auf Eigentum,
dem Gleichheitssatz (Sachlichkeitsgebot, Vertrauensschutz)
und insbesondere auch aus dem Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz ergeben, als zu bewältigende Herausforderungen ge-
nannt (Rill, 1992).

11.3 Strukturelle Bedingungen

Der folgende Abschnitt stellt dar, welche strukturellen Be-
dingungen nach dem aktuellen Stand der wissenschaftli-
chen Diskussion als notwendig angesehen werden, um kli-
mafreundliches Leben zu ermöglichen. Diese Darstellung
macht dabei – aufbauend auf dem Befund zum Status quo
– jeweils treibende und hemmende Faktoren sichtbar.
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11.3.1 Zielverstärkung, Konkretisierung,
Verbindlichkeit

Auf der internationalen Ebene wird die Frage nach mehr Ver-
bindlichkeit für Bestimmungen des Pariser Übereinkommens
aufgeworfen: Dass die Vertragsparteien nicht verpflichtet
sind, ihre Klimaschutzbeiträge zu erreichen, wird teilweise
als wesentliche Schwäche des Vertrags bezeichnet (E. M.
Wagner, 2018; Stäsche, 2016). Diese Teile der Literatur se-
hen Potenzial in einer Stärkung der Rechtsverbindlichkeit
der Klimaschutzbeiträge (Lawrence & Wong, 2017).

Zentrale Begriffe und Anforderungen des Pariser Über-
einkommens müssen konkretisiert werden, um die Vertrags-
parteien in die Lage zu versetzen, ihre nationalen Klima-
schutzmaßnahmen effektiv zu gestalten. Das Pariser Über-
einkommen lässt offen, wie die Anforderung an einen „am-
bitionierten“ Klimaschutzbeitrag, der auch kontinuierlich
ambitionierter werden soll, zu verstehen ist (Zahar, 2020;
Rajamani, 2016). Diese Tatsache lässt Teile der Literatur an
der Steuerungswirkung des Pariser Übereinkommens zwei-
feln (Bodle et al., 2016; Ekardt & Wieding, 2016). Andere
Teile der Literatur argumentieren, dass sich die Anforderun-
gen an Klimaschutzbeiträge indirekt aus den Bestimmungen
des Pariser Übereinkommens ableiten lassen, wodurch sich
ein flexibler Maßstab ergäbe, um die unterschiedlichen Si-
tuationen der Vertragsparteien zu berücksichtigen (B. Mayer,
2018a; Voigt, 2016b; Voigt & Ferreira, 2016). Doch auch die-
se Literatur erkennt an, dass der Maßstab insgesamt weiterer
Konkretisierung bedarf (Doelle, 2016). Auf der Vertragsstaa-
tenkonferenz im Jahr 2021 (COP 26) konnten sich die Ver-
tragsstaaten zuletzt unter anderem auf einen gemeinsamen
Zeitrahmen für die Klimaschutzbeiträge einigen (Conference
of the Parties serving as the meeting of the Parties to the Paris
Agreement, 2022). Damit wurde auch das gemeinsame Re-
gelwerk, das sogenannte Paris Rulebook, vervollständigt, das
gemeinsame Anforderungen an Klimaschutzbeiträge formu-
liert, was deren Vergleichbarkeit und Ambition sicherstellen
soll (Rajamani & Bodansky, 2019).

Auch auf der europäischen Ebene stellt mehr Rechts-
verbindlichkeit für die Ziele der Klimapolitik einen Mehr-
wert dar (Franzius, 2021). Aktuell werden die Ziele der
Klima- und Energiepolitik mit ihrer „Zieltrias“ (Stäsche,
2016) – Senkung der Treibhausgasemissionen, Ausbau der
erneuerbaren Energien und Steigerung der Energieeffizi-
enz – lediglich in politischen Dokumenten festgeschrieben
(Fitz & Ennöckl, 2019). Das EU-Klimagesetz schreibt nun
das Treibhausgasneutralitätsziel bis 2050 und das Treib-
hausgasreduktionsziel bis 2030 rechtsverbindlich vor (Mar-
kus & Köck, 2020). Diese Zielsetzungen binden die EU-
Institutionen und können künftig dazu dienen, die Ver-
antwortung der EU-Institutionen, politisch und rechtlich,
stärker einzufordern (Weishaar, 2020). Gleichzeitig wird
im EU-Klimaschutzgesetz die Europäische Kommission da-

zu ermächtigt, übergreifende Zielpfade für die Treibhaus-
gasreduktionen verbindlich festzulegen. Auf diese Weise
können die Anstrengungen politikbereichsübergreifend ge-
steuert werden (Reese, 2020; Schlacke, 2020b). Laufende
Berichtspflichten der Mitgliedstaaten mit Blick auf die Ziel-
pfade sowie Überprüfungsrechte der Kommission können
dazu beitragen, die Anstrengungen der Mitgliedstaaten stär-
ker auf die übergeordneten Zielsetzungen auszurichten (Kul-
ovesi & Oberthür, 2020).

Auf der nationalen Ebene werden die Themen Zielver-
stärkung, Konkretisierung und Verbindlichkeit als wesentlich
für eine Überarbeitung des Klimaschutzgesetzes angesehen
(siehe dazu unten, Abschn. 11.3.3). Diese Überarbeitung ist
schon alleine deshalb angezeigt, weil die maximalen Treib-
hausgasemissionsmengen, die das KSG festlegt, nur bis 2020
reichen (Fitz & Ennöckl, 2019). Ein Vorschlag für diese
Überarbeitung wurde bis dato noch nicht in den parlamen-
tarischen Prozess eingebracht.

11.3.2 Reform von Zuteilungs- und
Flexibilisierungsmechanismen

Der europäische Emissionshandel versteht das Gut Klima-
system als eine nutzbare Ressource und übersetzt diese Res-
source in Emissionsberechtigungen, die einen ökonomischen
Wert haben. Diese Logik des Emissionshandels stand vonBe-
ginn an grundlegend in der Kritik (Winter, 2009): Einerseits
fehle es an lückenlosen Kenntnissen, um die maximal zur
Verfügung stehenden Emissionsberechtigungen mit Sicher-
heit richtig festlegen zu können, insbesondere im Zeitverlauf.
Andererseits schaffe die Verknüpfung einer Ressourcemit ei-
nem ökonomischen Wert den Anreiz, diese Ressource auch
vollständig in Anspruch zu nehmen. In der Literatur wird da-
her wiederholt die Frage aufgeworfen, ob das marktbasierte
Instrument Emissionshandel tatsächlich geeignet ist, Treib-
hausgasemissionen effektiv zu reduzieren (Peeters & Weis-
haar, 2009; Yeoh, 2008) und die notwendige Transformati-
on der Wirtschaft anzustoßen (Street, 2007). Im Sinne dieser
Kritik an den Grundannahmen des Emissionshandels fordern
Teile der Literatur eine Alternative (Moreno et al., 2016), die
auch der zunehmendenFinanzialisierung derNatur entgegen-
wirken kann (Fatheuer et al., 2015). Dennoch halten die EU-
Institutionen am Emissionshandel fest und sehen ihn auch als
wesentlichenBestandteil der künftigenEU-Klimapolitik (Eu-
ropäische Kommission, 2021a; Generalsekretariat des Rates,
2021). Dies zeigt sich unter anderem auch daran, dass die
Kommission im Juli 2021 die Ausweitung des Emissionshan-
dels auf weitere Sektoren, Gebäude und Verkehr, vorgeschla-
gen hat (COM(2021) 551 final, 2021). Aus Sicht der Kom-
mission soll die Ambition im Emissionshandel erhöht und
so seine Klimawirksamkeit gesteigert werden (COM(2021)
551 final, 2021). Um das Paris-Ziel der EU erreichen zu kön-
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nen, müsse der Emissionshandel darauf ausgerichtet werden,
die ihm unterliegenden Treibhausgasemissionen bis 2030 um
61 Prozent gegenüber dem Stand von 2005 zu reduzieren.
Aktuell sei der EU-Emissionshandel nur auf eine Treibhaus-
gasreduktion vonminus 43 Prozent ausgerichtet (COM(2021)
551 final, 2021). Vielfach wird in der Literatur aber darauf
hingewiesen, dass der Emissionshandel auch von bestehen-
den Schwächen befreit werden müsse (Borghesi & Montini,
2016), was wichtige Potenziale für seine Klimawirksamkeit
erschließen würde (Schwarzer & Niederhuber, 2018; Ziehm,
2018; Franzius, 2015).

In der Anfangsphase des Emissionshandels konnten die
Mitgliedstaaten die von ihnen benötigte Anzahl an Zertifika-
ten selbst festlegen und so gemeinsam die Gesamtmenge der
im Emissionshandelssystem verfügbaren Zertifikate bestim-
men. Daraus resultiere eine Überallokation (Winter, 2009),
die auch heute noch gegeben ist. Als Folge der Überallokati-
on blieb unter anderem der Zertifikatspreis vergleichsweise
niedrig (Andor et al., 2015). Vielfach wird darauf hinge-
wiesen, dass der Zertifikatspreis gar zu niedrig gewesen sei,
um einen Anreiz für Marktteilnehmer_innen darzustellen, in
technische Lösungen für die Emissionsreduktion anstatt in
den Zertifikatserwerb zu investieren (Böhler, 2013; Betz &
Sato, 2006). Die Einführung von diversen Instrumenten, mit
denen die Menge an zur Verfügung stehenden Zertifikaten
wiederkehrend oder anlassbezogen reduziert wird, zentral
die Marktstabilitätsreserve ab 2019, hat nach der Literatur
einen ersten Beitrag zur Auflösung dieser Problemlage ge-
leistet (Brosset & Maljean-Dubois, 2020; Ennöckl, 2020).
Zwar werden diese Instrumente für den Zeitraum ab 2021
fortgeführt und teilweise auch verstärkt (Vollmer, 2018).
Die Gratiszuteilung von Emissionszertifikaten an Anlagen-
betreiber_innen und Fluggesellschaften soll aber beibehalten
werden und bleibt einer der zentralen Kritikpunkte an der
Systematik des Emissionshandels (Kreuter-Kirchhof, 2017;
Madner, 2015a).

Für die Politikbereiche außerhalb des Emissionshandels
(Non-ETS) müssen bestehende Flexibilisierungsmechanis-
men überdacht werden: Während maximale Emissions-
höchstgrenzen im Non-ETS-Sektor von den MS gewis-
se Anstrengungen erfordern würden, bestehen gleichzeitig
Möglichkeiten, Einsparungen aus dem LULUCF-Bereich
oder nicht verbrauchte Emissionszertifikate auf diese Emis-
sionshöchstgrenzen anzurechnen (Romppanen, 2020). Damit
schwächen diese Flexibilisierungsmöglichkeiten die Wirk-
samkeit der Lastenteilung ab. Ähnliche Argumente werden
auch für die Flexibilisierungsmöglichkeiten im LULUCF-
Bereich präsentiert, in dem ebenfalls eine Anrechnung von
Emissionszuweisungen aus der Lastenteilung möglich ist
(Romppanen, 2020). Die Kommission hat zudem im Ju-
li 2021 die Einführung eines Emissionshandelssystems für
ausgewählte Sektoren vorschlagen, die aktuell der Lasten-
teilung unterliegen: Gebäude und Verkehr (COM(2021) 551

final, 2021). Dieses System soll demMuster des bestehenden
Emissionshandels folgen und mit ihm eng verbunden sein.
Der derzeit erst im Entwurf vorliegende Bericht des Europä-
ischen Parlaments weist aber beispielsweise darauf hin, dass
alleine ein Emissionshandel für den Verkehrssektor nicht rei-
chen wird, um die dort generierten Treibhausgasemissionen
zu reduzieren (Committee on the Environment, Public Health
and Food Safety, 2022).

11.3.3 Kompetenzrechtliche Neuordnung und
Klimaschutzgesetzgebung

Die Ausübung von Bundesfachplanungskompetenzen für
eine verbindliche und abgestimmte Verkehrs- und Netz-
infrastrukturplanung wird in der Literatur seit langem als
notwendig thematisiert (Kanonier, 2019; Madner & Grob,
2019a; Rill & Schindegger, 1991).

Als notwendige Strukturbedingung für eine ambitionierte
Klimaschutzpolitik wird nicht zuletzt eine kompetenzrechtli-
che Neuordnung der Querschnittsmaterien Klimaschutz bzw.
Raumplanung, etwa durch die Einführung einer Bedarfskom-
petenz des Bundes für diese Agenden, angesehen. Bei Vorlie-
gen einer Bedarfskompetenz ist der Bundesgesetzgeber dazu
ermächtigt, bundesrechtlich einheitliche Regelungen zu er-
lassen, sobald er einen entsprechenden Bedarf annimmt oder
ein solcher objektiv gegeben ist – ansonsten bleibt es bei der
bestehenden Zuständigkeitsverteilung (Berka, 2018). Art. 11
Abs 5 B-VG beinhaltet eine solche Bedarfskompetenz für die
Festlegung von Emissionsgrenzwerten für Luftschadstoffe,
worunter auch Treibhausgasemissionen fallen würden (Funk,
1989). Durch ihren Zuschnitt auf die einheitliche Festlegung
solcher Grenzwerte für Emittenten ist diese Bedarfskompe-
tenz aber vergleichsweise eng und würde mit dem Kriterium
der Einheitlichkeit die Praxis vor große Herausforderun-
gen stellen (Horvath, 2014). Entsprechend legen Studien die
Einführung einer eigenen Bedarfskompetenz Klimaschutz
nahe (Schulev-Steindl et al., 2020; Österreich, 2008; Re-
daktion, 2008): Eine solche Bedarfskompetenz könnte es er-
möglichen, dass der Bund zeitraumbezogene Höchstmengen
von Treibhausgasemissionen oder Mindestanteile erneuerba-
rer Energieträger an der gesamten Energieerzeugung sowie
Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels durch ein-
faches Bundesgesetz festlegt. Eine solche Bedarfskompetenz
war im Entwurf zum ersten Klimaschutzgesetz aus dem
Jahr 2008 vorgesehen, der im Parlament nur begutachtet,
nicht aber angenommen wurde (Schulev-Steindl et al., 2020;
Schwarzer, 2012). Zusammen mit einem geeigneten Sankti-
onsmechanismus würde eine Bedarfskompetenz des Bundes
auf Ebene der Länder zu einer stärkeren Berücksichtigung
von Klimaschutzbelangen etwa auf Ebene des Baurechts
und des Raumordnungsrechts führen. Dieser Anreiz ergä-
be sich insbesondere dann, wenn die Sanktionen für die
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Nichterfüllung der Klimaziele höher sind als die Kosten für
entsprechende Klimaschutzmaßnahmen (Horvath, 2009).

Ein ambitioniertes, wissenschaftsbasiertes und sanktions-
bewährtes Klimaschutzgesetz gilt als wesentliche Struktur-
bedingung für die Klimaschutzpolitik. Das deutsche Bundes-
Klimaschutzgesetz 2019 (dt. KSG) kann als internationales
Beispiel für die Ausgestaltung eines solchen Klimaschutz-
gesetzes herangezogen werden: Das dt. KSG legt jährli-
che Emissionsreduktionsziele für einzelne Sektoren fest,
um die nationalen Klimaschutzziele zu erreichen (Albrecht,
2020; Schlacke, 2020a; Saurer, 2020; Groß, 2011). Dabei
werden für Deutschland gegenüber den europarechtlichen
Vorgaben ambitioniertere Ziele festgelegt, wie die Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen bis 2030 um zumindest
minus 55 Prozent gegenüber 1990. Diese Ziele dürfen in
der Zukunft lediglich erhöht, nicht aber abgesenkt wer-
den. Damit wird ein Ambitionsniveau erkennbar (Wickel,
2021), das beispielsweise das österreichische KSG nicht
aufweist (Schulev-Steindl et al., 2020). Allerdings hat das
deutsche Bundesverfassungsgericht erst kürzlich festgestellt
(dazu auch beim Punkt Klimaklagen, Abschn. 11.2.5.3.1),
dass auch die aktuell vorgesehenen deutschen Ziele mit Blick
auf die ab 2031 erforderlichen Reduktionsmaßnahmen zu
wenig konkret sind (1 BvR 2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR
96/20, 1 BvR 288/20, 2021). Infolge dieses Beschlusses
wurde eine Novelle vom dt. KSG angenommen, die unter
anderem das Treibhausgasreduktionsziel für 2040 auf minus
88 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 festlegt und die
Sektorenreduktionsziele anhebt (Erstes Gesetz zur Änderung
des Bundes-Klimaschutzgesetzes, 2021; dazu Frenz, 2021).
Die deutsche Literatur betrachtet diese Herangehensweise
allerdings differenziert (Winter, 2021). Im österreichischen
Schrifttum wird hingegen auch diesbezüglich im dt. KSG
Vorbildwirkung für das österreichische KSG gesehen (Fitz
& Rathmayer, 2021).

Das dt. KSG verfügt auch über einen effektiven Über-
prüfungsmechanismus: Die Überprüfung der Einhaltung
der Ziele erfolgt durch Berichte des Umweltbundesam-
tes und deren anschließende Beurteilung durch einen Ex-
pert_innenrat für Klimafragen. Wurden die jährlichen Re-
duktionsziele in einem Sektor nicht erreicht, erlässt der
zuständige Bundesminister binnen drei Monaten ein Sofort-
programm für den jeweiligen Sektor, um die Einhaltung der
Emissionsziele in den kommenden Jahren sicherzustellen
(§ 8 dt. KSG, Bundes-Klimaschutzgesetz, BGBl. I S. 2513
i.d.F. BGBl. I S. 3905, 2021). Dieser Sofortmechanismus
sieht neben der Einbindung unterschiedlicher Akteur_innen
(Expert_innen sowie politische Verantwortliche) auch Fris-
ten vor, die so ausgestaltet sind, dass sie ein rasches und
effizientes Handeln bei Zielverfehlung sicherstellen können
(Saurer, 2020). Weder die nationalen Klimaschutzziele noch
die sektoralen Emissionsreduktionsziele begründen subjekti-
ve Rechte oder klagbare Rechtspositionen. In der Literatur

wurde jedoch ein Klagerecht von Umweltschutzverbänden
bei Nichteinhaltung bejaht, wodurch eine zivilgesellschaft-
liche Kontrollmöglichkeit bestünde (Winter, 2021; Klinger,
2020).

11.3.4 Grundrecht auf Klimaschutz, Rechte der
Natur

Die Einführung eines Grundrechts auf Klimaschutz oder,
umfassender, eines Grundrechts auf eine gesunde Umwelt
(Schöpfer, 2019) wird seit langem in der Literatur diskutiert
(K. Weber, 2009; M. Meyer, 1993; Kloepfer, 1978; Steiger,
1975). International wurden ähnliche Grundrechte vielfach
dazu verwendet, Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen ge-
richtlich vom Staat einzufordern (Schulev-Steindl, 2021;
Oexle & Lammers, 2020), wobei diesem Anliegen nicht
immer nachgekommen wurde (Peel & Osofsky, 2018). In
Österreich wurde ein Grundrecht auf Klimaschutz kürzlich
im Rahmen des Klimavolksbegehrens gefordert, um insbe-
sondere den Schutz dieses Rechts gegenüber Behörden und
Gerichten einfordern zu können (zu Klimaklagen allgemein
siehe oben, Abschn. 11.2.5.3.1; zu Menschenrechten und
Wirtschaftsunternehmen siehe unten, Abschn. 11.3.5). Im
Vergleich zu bestehenden Grundrechten mit Klimaschutz-
bezug (siehe dazu oben, Abschn. 11.2.5.3.1) könnte ein
solches durchsetzbares Grundrecht auf Klimaschutz einen
wirksameren Grundrechtsschutz bedeuten (Ennöckl, 2021).
Tatsächlich hat der Nationalrat in einer Entschließung ein
Grundrecht auf Klimaschutz in Aussicht gestellt (Natio-
nalrat, 2021b). In der Literatur wird die Einführung eines
solchen Grundrechts auf Klimaschutz aber auch kritisch ge-
sehen (differenziert Calliess, 2021b), weil ein solches neues
Grundrecht beispielsweise zur Schwächung bisher vorhan-
dener Grundrechte führen könnte (Schneider, 2021).

In der Grundrechtsdiskussion wird auch die Frage nach
Rechten der Natur selbst aufgeworfen (Epstein & Schou-
kens, 2021; Stone, 2010). Einige Länder (z. B. Ecuador,
Bolivien, Neuseeland) haben solche Rechte der Natur be-
reits verankert (Schimmöller, 2020; Calzadilla & Kotzé,
2018). Sie sprechen dabei entweder der Natur als solches
das Recht zu, in ihrem Bestehen und ihren Funktionen re-
spektiert zu werden, oder konkretisieren bestimmte Rechte
der Natur, wie das Recht auf Wasser oder ein schadstoff-
freies Leben (Darpö, 2021; Krömer et al., 2021). Die Natur
selbst ist in diesem Fall Grundrechtsträgerin, sie wird aber
bei der Wahrnehmung dieser Rechte vertreten. Die Frage,
wer konkret zur Bewahrung oder zum Schutz dieser Rechte
agieren soll, wird unterschiedlich beantwortet und beurteilt
(Darpö, 2021; Fischer-Lescano, 2020). Vor allem im älte-
ren rechtswissenschaftlichen Schrifttum gibt es Stimmen, die
Rechte der Natur kategorisch ablehnen und darin eine Ab-
lenkung von stringenter Umweltpolitik sehen (Elder, 1984).
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Auch in der jüngeren Literatur wird die Einräumung von
Eigenrechten der Natur insbesondere mit Blick auf die ef-
fektive Umsetzung teilweise kritisch beurteilt (Darpö, 2021),
demgegenüber werden Rechte der Natur jedoch als wichtig
erachtet, um den intrinsischen Wert der Natur angemessen
zu erfassen und als notwendiger Paradigmenwechsel und
Voraussetzung für die Bewältigung der ökologischen Kri-
se angesehen (Kersten, 2017). Aktuell ist die Einführung
eines Grundrechts der Natur beispielsweise im Freistaat Bay-
ern Gegenstand eines Volksbegehrens (Im Namen der Natur,
2021).

Im Kontext solcher Grundrechtsdiskussionen wird in der
Literatur auch die Frage aufgeworfen, inwiefern künfti-
ge Generationen von einem Grundrecht auf Klima- bzw.
Umweltschutz geschützt werden sollen und können (Lach-
mayer, 2016). Neben der Berechtigung zur Geltendmachung
des Grundrechts, beispielsweise durch Kinder und Jugendli-
che, bestimmt diese Frage auch die ableitbare Schutzpflicht
mit (Bogojević, 2020). Das deutsche Bundesverfassungsge-
richt hat kürzlich (1 BvR 2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR
96/20, 1 BvR 288/20, 2021) aus der im deutschen Grund-
gesetz (Art. 20a) verankerten Staatszielbestimmung Um-
weltschutz einen verfassungsrechtlich verbindlichen und ge-
richtlich überprüfbaren Auftrag zum Klimaschutz abgeleitet
(Aust, 2021) und sieht im Ergebnis die Gesetzgebung ver-
pflichtet, Klimaschutzmaßnahmen unter Berücksichtigung
der Freiheitschancen der jüngeren Generation zu gestalten
(Goldmann, 2021; Saiger, 2021). Die dogmatische Herlei-
tung dieser Verpflichtung wird in der Literatur vereinzelt
auch kritisch beleuchtet (Meßerschmidt, 2021; Stohlmann,
2021; Ruttloff & Freihoff, 2021; Calliess, 2021a).

11.3.5 Menschenrechte und
Wirtschaftsunternehmen

Die Rolle von (multinationalen) Unternehmen und deren
Beitrag zur Erreichung von Nachhaltigkeits- und Umwelt-
bzw. Klimaschutzzielen wird zunehmend auch aus rechts-
wissenschaftlicher Sicht diskutiert. Im Fokus der Diskussion
steht die unmittelbare Bindung von Unternehmen an die Ein-
haltung menschenrechtlicher Standards und die Reichweite
solcher Pflichten (Heinz & Sydow, 2021; Augenstein, 2018;
Klinger et al., 2016; Augenstein et al., 2010).

Der Stand der Umsetzung bloß freiwilliger menschen-
rechtlicher Sorgfaltspflichten (dazu oben, Abschn. 11.2.2.3)
wird in verschiedenen Benchmarkstudien als unzureichend
ausgewiesen (World Banchmarking Alliance, 2022; Euro-
pean Commission, Directorate-General for Justice and Con-
sumers et al., 2020; International Peace Information Service
(IPIS), 2014).

Die Forderung, verbindliche menschenrechtliche Sorg-
faltspflichten einzuführen (dazu Peter, 2021), die von einer

breiten Allianz zivilgesellschaftlicher Organisationen vorge-
tragen wurde, hat in Europa unter anderem in Frankreich
bzw. in Deutschland zur Einführung von Lieferkettengeset-
zen geführt (z. B. Initiative Lieferkettengesetz, 2021; Eckel
& Rünz, 2021; Verheyen, 2021). Im Februar 2022 hat auch
die Europäische Kommission einen ersten Vorschlag für
ein EU-Lieferkettengesetz vorgelegt (COM(2022) 71 final,
2022; siehe dazu näher im nachfolgenden Kapitel Globali-
sierung, Kap. 15).

11.3.6 Ökozid

Seit längerem wird in der rechtspolitischen Diskussion un-
ter dem Schlagwort „Ökozid“ diskutiert, ob umwelt- bzw.
klimaschädliches Verhalten, je nach Schweregrad, als (inter-
nationales) Verbrechen verstanden und sanktioniert werden
kann (Greene, 2019; Gray, 1996). Ein Entwurf zur Einfüh-
rung eines Straftatbestands Ökozid auf internationaler Ebene
wurde bereits 2010 vorgelegt (Gauger et al., 2013; Higgins
et al., 2013). Dieser Entwurf erfasst als „Ökozid“ Handlun-
gen oder Unterlassungen, die unter anderem Klimaschäden
oder den Verlust von ganzen Ökosystemen bewirken. 2021
haben Völkerrechtsexpert_innen einen neuen Entwurf vorge-
legt, in dem Ökozid allgemeiner definiert wird. Als Ökozid
werden dort rechtswidrige und mutwillige Handlungen oder
Unterlassungen bezeichnet, die im Wissen um mögliche
schwerwiegende großflächige oder langanhaltende Umwelt-
schäden vorgenommen wurden. Schäden, die ganze Tier-
oder Pflanzenarten oder Ökosysteme betreffen, oder auch
eine große Anzahl an Menschen, gelten per Definition als
„großflächig“ (Stop Ecocide Foundation & Independent Ex-
pert Panel for the Legal Definition of Ecocide, 2021). Selbst
dann muss die sie bewirkende Handlung oder Unterlassung
aber rechtswidrig oder mutwillig sein, sodass nicht, bspw.,
jeglicher Arten- oder Biodiversitätsverlust vom (künftigen)
Straftatbestand Ökozid erfasst wäre. Das Europäische Parla-
ment hat die EU und die MS wiederholt dazu aufgefordert,
die Anerkennung von Ökozid als internationales Verbrechen
im Rom-Statut zu unterstützen (P9_TA(2021)0014, 2021;
Europäisches Parlament, 2022). Auf nationaler Ebene wur-
de beispielsweise kürzlich der Straftatbestand Ökozid in das
französische Umweltgesetz aufgenommen (LOI n° 2021-
1104 du 22 août 2021 portant lutte contre le dérèglement
climatique et renforcement de la résilience face à ses effets,
2021)

Die Kommission hat 2021 die Überarbeitung der
Umweltstrafrechts-RL vorgeschlagen, im Rahmen derer nun
bestimmte Handlungen einen Straftatbestand darstellen sol-
len. Zu diesen Handlungen zählt unter anderem die Ein-
leitung von Stoffen in Luft, Boden und Wasser, wenn sie
erhebliche Schäden an Tieren und Pflanzen bewirkt, oder ein
schädigendes Verhalten, das zu erheblichen Schäden in ei-
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nem Natura-2000-Schutzgebiet führt (COM(2021) 851 final,
2021).

11.3.7 Internationaler und europäischer Handel

11.3.7.1 WTO-Recht und Klimaschutz
Aus der Perspektive der Welthandelsordnung werden sozial-
und umwelt- oder klimapolitische Regelungen zunächst
als potenzielle Handelshemmnisse eingeordnet (Krajewski,
2021b;Müller &Wimmer, 2018; Vranes, 2009; Senti, 2006).
Das führt zu komplexen Auseinandersetzungen um die
WTO-Konformität von umwelt- oder klimapolitischen Maß-
nahmen und verzögert mitunter geplante Rechtsetzungsvor-
haben bzw. mündet in Streitschlichtungsverfahren (Berrisch,
2020). Beispielhaft kann auf die Diskussionen um die WTO-
Konformität eines CO2-Grenzsteuerausgleichs (Border-Tax-
Adjustment, Mehling et al., 2019), auf den Streit zwischen
EU und USA um Importbeschränkungen für sogenanntes
Hormonfleisch oder die Auseinandersetzung zwischen der
EU und Indonesien bzw. Malysia um Palmöl als Bestand-
teil von Biodiesel (Mayr et al., 2021; Janik, 2021) verwiesen
werden. Auch Umweltkennzeichnungsvorschriften, die das
Verbraucher_innenverhalten lenken sollen, werfen schwieri-
ge Auslegungsfragen auf (Du, 2021; Vranes, 2011).

Das Welthandelsrecht kennt zwar seit langem Rechtferti-
gungsmöglichkeiten für handelsbeschränkende Maßnahmen
zum Schutz der Umwelt (Weinstein & Charnovitz, 2001).
Diese Rechtfertigungsmöglichkeiten stellen aber sehr hohe
Anforderungen an die Gestaltung handelsrelevanter Maß-
nahmen (Mayr et al., 2021), die nicht immer erfüllt werden
können bzw. die auch die ökologischeWirkung von Umwelt-
schutzmaßnahmen verzerren können (Mavroidis & Neven,
2019). Vor allem aber entzündet sich Kritik daran, dass
der Rechtfertigungsbedarf für umweltpolitische Maßnahmen
das Regel-Ausnahme-Verhältnis zwischen den Zielen und
Prinzipien der Welthandelsordnung einerseits und Sozial-,
Umwelt- und Nachhaltigkeitsanliegen andererseits nicht ad-
äquat auflösen kann (Krajewski, 2021b mwN; Müller &
Wimmer, 2018 mwN).

11.3.7.2 Europäische Handelspolitik,
Investitionsschutz
Die Diskussionen um die umfassenden europäischen Han-
delsabkommen einer neueren Generation (siehe dazu oben,
Abschn. 11.2.2.1) spiegeln sich auch in der (rechtswis-
senschaftlichen) Literatur mit entgegengesetzten Positionen
wider. So gibt es Stimmen, die in diesem Kontext vor
allem Wohlfahrtsgewinne durch die Handelsabkommen be-
tonen (siehe z. B. Tietje & Crow, 2017). Demgegenüber
steht eine breite Literatur, die deutlich kritisch die drohen-
de Absenkung von Verbraucher_innenschutz-, Umwelt- und
Sozialstandards durch Investor_innenklagen im Rahmen von

Investor-Staat-Streitbeilegungsverfahren (ISDS) thematisiert
(„regulatory chill“) sowie allgemeine Gefahren für Demo-
kratie und Rechtsstaat thematisiert (Schacherer, 2021; Van
Harten, 2020; Eberhardt et al., 2016; Mayr, 2016; Sinclair,
2014). Die Umgestaltung der Handelspolitik wird dem ent-
sprechend in breiten Teilen der Literatur und von zahlreichen
zivilgesellschaftlichen Akteur_innen als eine wesentliche
Strukturbedingung für die Überwindung der Klimakrise und
für die Erfüllung von Nachhaltigkeitszielen thematisiert (da-
zu unten, Abschn. 11.5.2.1).

11.3.7.3 Europäische Wirtschaftsverfassung
Auf der Ebene der europäischen Wirtschaftsverfassung wird
in der rechtspolitischen Diskussion, teils ohne explizite Be-
zugnahme auf die Strukturbedingungen für eine Transforma-
tion zur Nachhaltigkeit, die Stärkung der sozialen und ökolo-
gischen Ziele der Union gegenüber dem gegenwärtigen Pri-
mat der Wettbewerbsverfassung thematisiert (Müller, 2014;
Damjanovic, 2013). Ein Teil der (wirtschaftsrechtlichen) Li-
teratur (Classen & Nettesheim, 2021) sieht demgegenüber
die Ausrichtung der Union an anderen Regulierungszielen
als der „Öffnung und Ordnung der Märkte“ als Gefährdung
der mit dem Binnenmarkt erzielten Wohlfahrtsgewinne.

Seit längerem gibt es in der rechtswissenschaftlichen bzw.
rechtspolitischen Diskussion dazu die Forderung nach mehr
Handlungsspielräumen für die nationale (und insbesonde-
re auch die kommunale) Daseinsvorsorge (Prausmüller &
Wagner, 2014; Damjanovic, 2013; A. Kahl, 2012; Krajew-
ski, 2011). Die mit dem Pariser Übereinkommen und dem
European Green Deal anvisierten Ziele lassen Diskussionen
über mehr Handlungsspielräume der Mitgliedstaaten unter
anderem in der Technologie-, Industrie- und Beihilfenpoli-
tik erwarten und notwendig erscheinen (W. Raza, 2020).

11.3.8 Ökosoziale Steuerreform

In der Literatur wird eine ökosoziale Steuerreform als „un-
verzichtbar und überfällig“ diskutiert, wenn es um die Er-
reichung der Klimaziele bzw. die Erfüllung des Pariser
Übereinkommens geht (Kopetz, 2020). In der ökonomischen
Literatur werden unterschiedliche Fragen der Ausgestaltung
und der notwendigen sozialen Begleitmaßnahmen (Eisner
et al., 2021; Kirchner et al., 2018; J. Mayer et al., 2021)
diskutiert (siehe dazu Abschn. 4.4 Wirtschaft und Finanz-
märkte, Investitionen und Geldsysteme). Unter rechtlichen
Gesichtspunkten diskutierte die Literatur im Zusammenhang
mit der Einführung einer CO2-Steuer als Teil einer ökosozia-
len Steuerreform auf nationaler Ebene unter anderem Fragen
der Kompetenzverteilung (Unger, 2020) oder der Vereinbar-
keit mit dem EU-Emissionshandel (Damberger & Thummet,
2022; Damberger, 2020).
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Auf europäischer Ebene wird seit geraumer Zeit über
die Bepreisung von CO2- und anderen Treibhausgasemissio-
nen mittels einer Steuer diskutiert. 2021 hat die Europäische
Kommission nun einen Vorschlag für die Einführung eines
CO2-Grenzausgleichsmechanismus vorgelegt (COM(2021)
564 final, 2021; dazu Damberger & Thummet, 2022). Dazu
werden WTO-rechtliche Fragen in Bezug auf seine Mach-
barkeit diskutiert (Evans et al., 2021; Mehling et al., 2019;
Vranes, 2016).

Auf nationaler Ebene wurde 2022 ein CO2-Preis für fos-
sile Mineralöle, Kraft- und Heizstoffe, Erdgase und Kohle
eingeführt, der die Umsetzung des von der EU geplan-
ten Emissionshandels für die Sektoren Gebäude und Ver-
kehr vorbereiten soll. Das sogenannte Nationale Emissions-
zertifikatehandelsgesetz (NEHG) setzt den Zertifikatspreis
für 2022 mit 30 Euro fest (NEHG 2022, 2022). In der
rechtspolitischen Debatte wird die als zu gering angesetz-
te Höhe des CO2-Preises (Wiener Zeitung Online, 2021;
Mosshammer, 2021; Tech & Nature, 2021) kritisch ge-
sehen. Aufgrund der zwischenzeitlich gestiegenen Preise
für die erfassten Energieträger plädieren Wirtschaftsvertre-
ter nun für ein Aussetzen des CO2-Preises (derstandard.at,
2022). Die Konsequenzen des CO2-Preises für Privathaus-
halte soll ein sogenannter regionaler Klimabonus abfedern,
der mit dem Klimabonusgesetz eingeführt wurde (KliBG,
2022). Dabei wurde die unterschiedliche Behandlung nach
Regionen und die Behandlung von einkommensschwäche-
ren Haushalten stark diskutiert (Österreichisches Parlament,
2021).

11.3.9 Berücksichtigung und Bewertung
der Klimarelevanz im Anlagen- und
Infrastrukturrecht

Im Zusammenhang mit Anlagen- und Infrastrukturprojek-
ten wird die systematische Berücksichtigung ihrer Klimare-
levanz im Genehmigungsverfahren diskutiert. Neben der
Bewertung der Klimaauswirkungen eines Anlagen- und In-
frastrukturprojektes verweist die Literatur auch darauf, dass
die Bedarfsfrage, das heißt ob überhaupt Bedarf an einem
solchen Projekt besteht, verstärkt in Genehmigungsverfahren
aufgegriffen werden könnte (Winter, 2017). Konflikte über
den Bau von Starkstromwegen, Abfall- und Verkehrsprojek-
ten können – auch im Rahmen von Umweltverträglichkeits-
prüfungen – oft nicht aufgelöst werden, weil Fragen des
Bedarfs und der Standortwahl im Genehmigungsverfahren
rechtlich kaum mehr thematisiert werden können. Für eine
frühzeitige und effektive Einbeziehung von Klimaschutzbe-
langen werden daher eine Stärkung strategischer Planung
und darauf bezogene strategische Umweltprüfungen (SUP)
in den Bereichen Energie, Verkehr und Abfallwirtschaft als
wesentlich angesehen (Alge et al., 2019; Madner, 2009). Ei-

ne solche strategische Planung würde auch den Rahmen für
eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit bieten (siehe
dazu unten, Abschn. 11.3.11 und 11.4.6).

Sachverstand aus verschiedenen Fachgebieten (insbeson-
dere Technik, Medizin, Ökologie) ist nicht nur für die
Politikgestaltung ein wichtiges Element (Head, 2016; Park-
hurst, 2017; zu Fragen der Wissensproduktion in der Ge-
staltung der Klimapolitik siehe Kapitel Diskurse, Bildung),
sondern auch für die Genehmigung von konkreten Infra-
strukturprojekten (Ennöckl, 2013). Die fachliche Kompetenz
und die Unabhängigkeit von Sachverständigen sind zentral
für die Qualität der Informationen, die als Basis für be-
hördliche Entscheidungen dienen. Das Recht stellt strenge
Anforderungen an Sachverständige (Bergthaler, 2017) und
schützt zugleich den Sachverständigenbeweis insoweit, als
er nur unter sehr hohen Anforderungen widerlegt werden
kann. Dies stellt für Vertreter_innen der Öffentlichkeit oft
eine Herausforderung dar (Ennöckl, 2013). Als wesentli-
ches Defizit des Status quo wird einhellig gewertet, dass
Behörden oft nur unzureichend mit Sachverständigen aus-
gestattet sind. Dieser Mangel an personellen Ressourcen gilt
als ein wesentliches Hemmnis für eine rasche und zugleich
effektive Verfahrensführung (Onz, 2015; Schulev-Steindl,
2012).

11.3.10 Raumordnung, insbesondere Stärkung
vonOrts- und Stadtkernen

Speziell im Raumordnungsrecht, das einen wesentlichen
Beitrag zur Erreichung der Klimaziele leisten kann (Häusler,
2021a, 2021b; Madner & Parapatics, 2016), aber auch mit
der Umgestaltung des Steuer- und Beihilfenrechts wird in der
Literatur gefordert, „starke Ortskerne“ und eine „Stadt der
kurzen Wege“ im Sinne einer nachhaltigen Mobilität bzw.
einer klimafreundlichen Lebensweise zu forcieren (Faßben-
der & Köck, 2021; Madner & Grob, 2019b), zählt doch
der Verkehrssektor zu den Hauptverursachern der Treib-
hausgasemissionen. Besonderes Augenmerk wurde in der
rechtspolitischen Diskussion (Madner & Grob, 2019a) für
die Entwicklung von Orts- und Stadtkernen als potenzielle
Arbeits-, Wohn-, und Lebensorte für verschiedene Zielgrup-
pen gefordert, die den Wandel der Arbeitswelt (Digitali-
sierung, Industrie 4.0), die Pluralisierung der Lebensstile
und die Gefahren wachsender Ungleichheit vorausschau-
end berücksichtigen. Die Auseinandersetzung mit passenden
Rechtsformen für kooperatives Wohnen und Wirtschaften
(Baugruppen, Co-Working-Spaces, Energiegenossenschaf-
ten) und die Befassung mit den Potenzialen und Auswirkun-
gen der Plattformökonomie (Airbnb, Uber etc.) auf Umwelt,
lokale Wirtschaft und Gesellschaft sowie ihrer möglichen
Regulierung werden dabei als wichtige rechtspolitische The-
men vorgestellt.
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11.3.11 Ausbau partizipativer und reflexiver
Instrumente

Im aktuellen Diskurs über zivilgesellschaftliche Bewegun-
gen und Öffentlichkeitsbeteiligung gibt es vielfältige Er-
klärungsansätze zur Entwicklung und Funktion von Parti-
zipation (Feindt & Newig, 2005). Sozial- und politikwis-
senschaftliche Literatur deutet darauf hin, dass alternative
Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung an der Behandlung
von nachhaltigkeitsrelevanten Fragen besser geeignet sind,
den Komplexitäten der diversen Sachfragen zum Klima-
schutzschutz Rechnung zu tragen (Leggewie, 2014; Newig
et al., 2011). „Echte“ Partizipation könne aber nur statt-
finden, wenn sie einerseits ergebnisoffen ist und anderer-
seits möglichst inklusiv erfolgt (Ekardt, 2018). Andernfalls
müsse insbesondere die von Partizipation gewinnbare Legi-
timität für die zu treffende Entscheidung in Frage gestellt
werden (Dalton, 2017; Schäfer & Schoen, 2013). Literatur
weist auf die Gefahr hin (Madner, 2015b), „Partizipation
mit Stakeholder-Management im Dienst der Akzeptanzbe-
schaffung gleichzusetzen bzw. mit einer starken Output-
Orientierung und mit dem Fokus auf Effizienz von Ver-
waltungsentscheidungen nur auf eine elitäre Stakeholderein-
beziehung abzustellen“. Solche Partizipationsansätze wären
damit zugleich auch „Teil des Problems, das mit der Diagno-
se einer ‚Postdemokratie‘ oder Postpolitik adressiert wird“
(Madner, 2015b). Das Potenzial des Nachhaltigkeitsparadig-
mas, für mehr Partizipation und Demokratie zu wirken, wird
unterschiedlich und durchaus nicht uneingeschränkt optimis-
tisch eingeschätzt (vorsichtig optimistisch Heinrichs, 2005;
siehe auch Heinrichs et al., 2011; überaus skeptisch Blüh-
dorn, 2014).

In der rechtswissenschaftlichen Literatur wurde unter an-
derem der Bürger_innen-Rat, als Ergänzung zu direktdemo-
kratischen Instrumenten, als ein mögliches partizipatives Ins-
trument im Zusammenhang mit legislativen, aber auch exe-
kutiven Fragen diskutiert (Drexel, 2013). 2021 hat der Natio-
nalrat im Rahmen einer Entschließung die Bundesregierung
und das Klimaschutzministerium zur Einrichtung eines na-
tionalen Klimabürger_innen-Rats aufgefordert, der konkrete
Vorschläge für die notwendigen Klimaschutzmaßnahmen zur
Erreichung der Klimaneutralität bis 2040 diskutieren und
ausarbeiten soll (Nationalrat, 2021a). Der Klimarat hat im
Jänner 2022 seine Arbeit zu ausgewählten Handlungsfeldern
aufgenommen (Bundesministerium für Klimaschutz, Um-
welt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, 2022).
Die Ergebnisse sollen im Juni 2022 an die Bundesregie-
rung übergeben werden. In Deutschland wurde 2021 bereits
ein Klimarat mit 160 Teilnehmer_innen abgehalten, der in
84 Empfehlungen an die Bundesregierung mündete. Diese
Empfehlungen wurden dabei jeweils mit ca. 90 Prozent Zu-
stimmung von den Teilnehmer_innen angenommen (Unsere
Empfehlungen für die deutsche Klimapolitik, 2021).

Losgelöst von konkreten partizipativen Instrumenten un-
terstreicht die rechtswissenschaftliche Literatur zudem, dass
es eine breitere Anerkennung des Mehrwerts von Bürger-
partizipation für die Gestaltung von Recht, aber auch für
Anwendung von Recht, z. B. der Planung und Genehmigung
von Infrastrukturprojekten, braucht (Bachl, 2018).

Die Diskussion über adäquate Experimentierräume für
die Suche nach Wegen aus der Klimakrise hat in der rechts-
politischen Diskussion – unter anderem im Rahmen der
sogenannten Energiewende – Niederschlag gefunden. Da-
bei werden regulatorische Freiräume und Reallabore zur
Erprobung neuer (dezentraler) Speicher- und Energietechno-
logien (Schock, 2021) oder zur differenzierten Umsetzung
von „Bürger-Energiegemeinschaften“ bzw. „Erneuerbaren-
Energie-Gemeinschaften“ diskutiert (Rajal & Orator-Saghy,
2021) und für die Erprobung empfohlen (Veseli et al., 2021;
Kubeczko et al., 2020; Bauknecht et al., 2015). Wiewohl
die Bedeutung von Frei-, Lern- und Experimentierräumen
für eine Transformation generell gut dokumentiert ist (Sen-
gers et al., 2019), wird sie außerhalb des Energie- und
Verkehrssektors in der rechtspolitischen Nachhaltigkeitsdis-
kussion kaum beleuchtet. Einen speziellen Ansatz für die
Verstärkung einer klimafreundlichen Lebensweise stellen die
österreichischen Klima- und Energieregionen dar, eine durch
ein Förderprogramm des Klima- und Energiefonds institu-
tionalisierte Zusammenarbeit zwischen Gemeinden (zu For-
schungsförderung und -stellen siehe Kapitel Innovation), die
als Ansatz in Richtung Aufbau eines reflexiven und koopera-
tiven Lernraums wirken können (Klima- und Energiefonds,
2022).

11.4 Akteur_innen und Institutionen

Dieser Abschnitt stellt einige Institutionen, Akteur_innen
und Akteursbeziehungen in den Mittelpunkt, die aus rechts-
wissenschaftlicher und rechtspolitischer Perspektive als be-
sonders treibend oder hemmend für die Gestaltung von
Strukturen für ein klimafreundliches Leben gelten. Die Dar-
stellung ist dabei auf eine Auswahl begrenzt. Im Übrigen
kann insbesondere auf das nachfolgende Kapitel zu Gover-
nance (Kap. 12) verwiesen werden.

11.4.1 Staatengemeinschaft und Vertragsorgane

Der erweiterte Transparenzrahmen, der im Pariser Überein-
kommen vorgesehen ist, hat Potenzial, die Vertragsparteien
bei der Gestaltung und tatsächlichen Erfüllung ihrer Klima-
schutzbeiträge zu unterstützen. Ein ständiger und unabhän-
giger Expert_innenen-Ausschuss analysiert dabei die Infor-
mationen der Vertragsparteien zur Umsetzung der nationalen
Klimaschutzbeiträge und soll insbesondere Bereiche identifi-
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zieren, in denen Verbesserungspotenzial besteht (Böhringer,
2016). Diese Analyse wird der jeweiligen Vertragspartei zur
Verfügung gestellt, wodurch die Vertragspartei in die Lage
versetzt wird, aktuelle und künftige Anstrengungen zu ver-
bessern (Mace, 2016; van Asselt, 2016). Gleichzeitig werden
die Ergebnisse dieses Prozesses auch allgemein veröffent-
licht. Darin verortet die Literatur insofern Potenzial, als dass
sich Vertragsparteien zur Sicherung ihres guten Rufs und
ihrer Stellung in der Vertragsgemeinschaft angehalten se-
hen können, ihre Anstrengungen zu verbessern (Kosa, 2020;
Lawrence & Wong, 2017; Bodansky, 2016a; Voigt & Gao,
2020). Überdies kann die Öffentlichkeit diese Informatio-
nen aktiv auf der nationalen Ebene verwenden, um sie in
dortige Politikgestaltungsprozesse einzubringen (Karlsson-
Vinkhuyzen et al., 2018; Saurer, 2017).

Ähnliches Potenzial sieht die Literatur auch im sogenann-
ten Compliance-Mechanismus des Pariser Übereinkommens.
Der mit unabhängigen Expert_innen besetzte Ausschuss,
der den Mechanismus verantwortet (Zihua et al., 2019),
hat verschiedene Kompetenzen, um anlässlich eines von ei-
ner Vertragspartei oder des Ausschusses selbst eingeleiteten
Verfahrens die Vertragsparteien bei der Umsetzung und Ein-
haltung des Pariser Übereinkommens zu unterstützen (Voigt,
2016a). Explizit ausklammert wurde die Kompetenz des
Ausschusses, den Inhalt eines Klimaschutzbeitrags zu be-
werten (Conference of the Parties serving as the meeting
of the Parties to the Paris Agreement, 2018 Abs. 23; Voigt,
2016a). Jedoch hat der Ausschuss ein sehr offen formuliertes
Mandat hinsichtlich Aspekte „systemischer Natur“, die sich
bei der Umsetzung und Einhaltung des Übereinkommens
ergeben (Conference of the Parties serving as the meeting
of the Parties to the Paris Agreement, 2018 Abs. 23). Die-
ses Mandat könnte dem Ausschuss die Möglichkeit bieten,
wenig konkretisierte Anforderungen im Pariser Überein-
kommen, beispielsweise die erwartete Ambition, näher zu
bestimmen und so den Vertragsparteien mehr Anleitung an
die Hand zu geben (Zihua et al., 2019; Dagnet & Northrop,
2017).

11.4.2 EU-Institutionen

Auf der europäischen Ebene hat die Europäischen Kommis-
sion als Kollegialorgan das Initiativrecht zur Legislative und
dadurch eine wichtige Rolle auch bei der Gestaltung der
europäischen Klimapolitik. Gegenüber den Mitgliedstaaten
hat die Europäische Kommission verschiedene Möglichkei-
ten, darauf einzuwirken, dass die Klimaschutzmaßnahmen
der Mitgliedstaaten den europäischen Zielvorgaben entspre-
chen. Zentral ist hier die Verpflichtung der Mitgliedstaaten,
einen NEKP zu erstellen, der die nationalen Maßnahmen
im Anwendungsbereich der zentralen klimarelevanten Uni-
onsrechtsakte darlegt (Frenz, 2020). Bezogen auf diesen

NEKP hat die Kommission ein Überprüfungsrecht und ist
berechtigt, Schwächen und Nachbesserungsbedarf an die
Mitgliedstaaten zu kommunizieren (Monti & Romera, 2020),
die vomMitgliedstaat aufzugreifen sind (Brosset &Maljean-
Dubois, 2020). Zusätzlich zu solchen dialogorientierten An-
sätzen steht der Kommission letzten Endes immer auch die
Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens offen, wenn
Pflichten des Sekundärrechts, wie die Erreichung eines Re-
duktionsziels, nicht eingehalten werden (Kulovesi & Ober-
thür, 2020). Maßstab hierfür bleibt allerdings die Vorgabe
des Sekundärrechts (Smith, 2020). Ein „Übererfüllen“ des
sekundärrechtlichen Standards kann auf dieseWeise nicht er-
zwungen werden (Andersen, 2012).

In der Rolle als Hüterin des Binnenmarkts und als Initiato-
rin weitreichender Liberalisierungen wird das Kollegialorgan
Kommission (jedenfalls aber ihre unmittelbar für den Bin-
nenmarkt zuständigen Mitglieder) oft auch als Promotorin
von dem Klimaschutz gegenläufigen Interessen wahrgenom-
men (Bürgin, 2021). Zuletzt wurde dies von Stakeholdern
am Beispiel der EU-Taxonomie (Klimscha & Lehner, 2021)
aufgezeigt, für die die Kommission im Februar 2022 Durch-
führungsbestimmungen vorgelegt hat, die unter anderem
Aktivitäten im Bereich Erdgas und Kernenergie als nach-
haltig einstuft (Ernhede, 2022). Dabei weist die Kommis-
sion selbst auf konfligierende Positionen zum Thema hin
(C(2022) 631/3, 2022).

Das Zustandekommen von europäischen Rechtsakten
braucht im Allgemeinen neben der Zustimmung des Rates
auch die Zustimmung des Europäischen Parlaments, wo-
mit dem Parlament eine wesentliche Rolle in der Umwelt-
und Klimapolitik zukommt (Burns, 2021). In der Vergan-
genheit hat das Europäische Parlament in klimarelevanten
Rechtsetzungsprozessen wiederkehrend strengere bzw. am-
bitioniertere Klimaschutzvorschriften eingefordert, als von
der Kommission vorgeschlagen waren; so zuletzt auch im
Kontext des Europäischen Klimaschutzgesetzes (Europäi-
sches Parlament, 2020). Auch in der Handelspolitik hat das
Europäische Parlament seit dem Vertrag von Lissabon mehr
Mitentscheidungsbefugnisse, was unter anderem in der Ent-
wicklung der europäischen Handelspolitik sichtbar wurde
(Van den Putte et al., 2015).

11.4.3 Ministerien, Ressortprinzip

Klimaschutz und Strukturen für ein klimafreundliches Le-
ben verweisen grundsätzlich auf nahezu alle staatlichen
Aufgabenfelder. Die „siloförmige“ Ausgestaltung der nach
dem Ressortprinzip gegliederten Verwaltung wird jedoch als
hemmend für die Bearbeitung von Querschnittsthemen wie
Nachhaltigkeit oder Klimaschutz angesehen (Hahn, 2017).
Der Versuch, dieser Fragmentierung durch einen sogenann-
ten Mainstreaming-Ansatz zu entgehen, hat im Kontext der
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Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Devel-
opment Goals – SDGs) Kritik vom Rechnungshof erfahren.
Nach dem Mainstreaming-Ansatz sollten die Ministerien
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich die SDGs be-
rücksichtigen und umsetzen (Bundeskanzleramt, 2020). Der
Rechnungshof bemängelte aber die fehlende politische Prio-
ritätensetzung im Ansatz sowie fehlende zentrale Steuerung
und Inkohärenzen (Rechnungshof, 2018).

Der bzw. dem jeweils mit Aufgaben des Umweltschut-
zes betrauten Ministerin bzw. Minister kommt eine zentrale
Rolle bei der Gestaltung der Klimapolitik zu. Die Zahl
der Bundesministerien und ihre Wirkungsbereiche werden
durch das Bundesministeriengesetz festgelegt. Der Zuschnitt
des Ressorts bestimmt wesentlich mit, ob und inwieweit
Interessensgegensätze unter der Leitung einer Bundesmi-
nisterin bzw. eines Bundesministers gebündelt werden. Mit
dem Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilität, Innovation und Technologie (kurz Klimaschutz-
ministerium) wurde 2019 ein Ressort gebildet, das auch für
Energie- und Verkehrsinfrastrukturpolitik zuständig ist und
explizit die Bezeichnung Klimaschutz führt; eine Neuge-
staltung der Klimaschutzkompetenzen im Bundesstaat war
damit allerdings nicht verbunden (zu Defiziten der Kompe-
tenzverteilung siehe oben Abschn. 11.3.3).

Zur Umsetzung der politischen Agenda steht als ein wich-
tiges Instrument der Ministerialentwurf zur Verfügung, mit
dem Entwürfe für Gesetzesinitiativen an den Ministerrat her-
angetragen werden. Bei Annahme im Ministerrat wird ein
solcher Entwurf in Form einer Regierungsvorlage in den
parlamentarischen Prozess eingebracht. Die Literatur zeigt
am Beispiel von Diskussionen über frühere Rechtssetzungs-
initiativen auf, dass gegenläufige Ressortinteressen Vorha-
ben der Umweltgesetzgebung verzögern, inhaltlich „aufwei-
chen“ oder verunmöglichen können (Bohne, 1992; Madner,
2007). Einvernehmensklauseln können diese Dynamik nur
bedingt durchbrechen bzw. verstärken sie womöglich.

11.4.4 Sozialpartner, Interessenverbände

Wirtschafts- und Arbeitnehmer_innenvertreter_innen neh-
men im parlamentarischen Gesetzgebungsprozess eine wich-
tige Rolle ein, indem sie bei der Agendasetzung und über
Stellungnahmemöglichkeiten ihren jeweiligen Sachverstand
zur Verfügung stellen und ihre Interessen einbringen. Für
eine nähere Darstellung darf auf das nachfolgende Kapitel
Governance (Kap. 12) verwiesen werden.

11.4.5 Gerichte

Die Gestaltung von Klimapolitik ist primär Aufgabe des
demokratisch legitimierten Gesetzgebers (T. Weber, 2019;

Berka, 2018). Insbesondere im Kontext sogenannter Kli-
maklagen wird zunehmend auch Gerichten eine wichtige
Funktion im Kontext dieser Politikgestaltung zugeschrie-
ben. Es wird argumentiert, dass durch die Kontrollfunktion
der Gerichte eine defizitäre Klimaschutzgesetzgebung und
ungenügende Berücksichtigung der Wissenschaft identifi-
ziert und bestehende Pflichten des Gesetzgebers konkreter
gefasst werden könnten (Schulev-Steindl, 2021; Schnedl,
2018; Krömer, 2021). Gerade mit Blick auf die Gewalten-
teilung zwischen Politik und Justiz wird eine solche Rol-
lenzuschreibung teilweise auch kritisch gesehen (Burgers,
2020; Saurer, 2018; Wegener, 2019). Aus diesen Über-
legungen heraus haben sich etwa in den USA Gerichte
auf Basis der „political question doctrine“ mehrfach ei-
ner inhaltlichen Entscheidung entzogen (Nolan & Doyle,
2015).

In Europa haben Höchstgerichte zuletzt in Klimaschutz-
fragen richtungsweisende Entscheidungen für die Gestaltung
der Klimapolitik getroffen. Der niederländische Fall Urgen-
da gilt als Beispiel hierfür (Urgenda, 2019), hat darin doch
ein Gericht die niederländische Regierung verpflichtet, das
nationale Treibhausgasreduktionsziel für 2020 auf minus
25 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 zu erhöhen
(Spier, 2020). Auch der Beschluss des dt. BVerfG, das im In-
teresse der Freiheit künftiger Generationen vom Gesetzgeber
frühzeitige und transparente Klimaschutzgesetzgebung ein-
fordert (Dederer, 2021a), wird als historisch und als Beispiel
für einen sensiblen Umgang mit politischer Entscheidungs-
freiheit gewürdigt (Aust, 2021; Buser, 2021; Goldmann,
2021; Saiger, 2021); vereinzelt aber auch als zwar ausglei-
chend, aber dogmatisch fragwürdig qualifiziert (Stohlmann,
2021).Möglich war die Befassung der Gerichte in diesen und
anderen Fällen aufgrund des Bestehens von Grundrechten,
deren mögliche Verletzung durch mangelnde bzw. mangel-
hafte Klimaschutzmaßnahmen die Gerichte prüfen konnten
(Bogojević, 2020). Insofern ist die Rolle der Gerichte für den
Klimaschutz auch wesentlich von Grundrechten und dem
Zugang zu Gerichten abhängig (Krömer, 2021; Peel & Osof-
sky, 2018; Colombo, 2018).

11.4.6 Umweltorganisationen, Bürgerinitiativen,
Zivilgesellschaft

Die Rolle von Umweltorganisationen wurde durch den Ein-
fluss des Völker- und Unionsrechts (Aarhus-Konvention, Öf-
fentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie) maßgeblich gestärkt. Im
Kontext der Vorbereitung umweltrelevanter Politiken und
Rechtsinstrumente ermöglichen die derzeit vorgesehenen
Maßnahmen jedoch noch nicht die notwendige effektive Öf-
fentlichkeitsbeteiligung (Epiney et al., 2018, Teil 7–8), da sie
zu spät im Prozess ansetzen bzw. zu wenig institutionalisiert
sind (Donat et al., 2013; Neger, 2009).
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Im Kontext von Genehmigungsverfahren wurden die
Mitwirkungs- und Überprüfungsrechte für Umweltorganisa-
tionen, trotz Vorgaben im Völker- und Unionsrecht (Schulev-
Steindl & Goby, 2009), erst unter dem Einfluss der Ju-
dikatur des Europäischen Gerichtshofs (z. B. Fall Protect)
deutlich ausgebaut (Wagner-Reitinger & Tscherner, 2020;
Alge, 2017). Neben dem UVP-Genehmigungsverfahren
sind nun auch in weiteren umweltrelevanten Sachbereichen
Mitwirkungs- und Überprüfungsrechte für Umweltorganisa-
tionen vorgesehen (Schamschula, 2021), die es ermöglichen,
die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften geltend zu
machen. Die Literatur identifiziert hier noch weitere defi-
zitäre Bereiche (Schulev-Steindl, 2019; Hollaus, 2019). Die
Umsetzung der erforderlichen Mitwirkungs- und Überprü-
fungsrechte wurde mit der Einführung restriktiver Kriterien
verbunden: Umweltorganisation auf Bundesebene müssen
nun über eine bestimmte Mindestanzahl an Mitgliedern ver-
fügen, um für die Zwecke von Genehmigungsverfahren als
Umweltorganisation zu gelten (Berger, 2020). Aufgrund die-
ser Neudefinition hat sich die Zahl der anerkannten Umwelt-
organisationen insgesamt verringert (Bundesministerium für
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und
Technologie, 2021). Kleinere Umweltorganisationen profi-
tieren insoweit nicht bzw. nur als Mitglied von größeren
Dachorganisationen von der gestärkten Rolle von Umwelt-
organisationen.

Die Stärkung der Rolle von Umweltorganisationen wur-
de teilweise stark kritisiert, da erweiterte Mitwirkungs-
und Rechtschutzmöglichkeiten die Verfahren verkomplizie-
ren und verzögern würden (Berger, 2020; Schwarzer, 2018;
Schmelz et al., 2018; Sander, 2017; Schmelz, 2017a). Die
zuletzt genannten Aspekte würden nach Teilen der Literatur
den Standort Österreich für wirtschaftliche Unternehmungen
unattraktiv machen, sodass es hier eine Art Gegengewicht
brauche, sei es durch Straffung der Verfahren (Bergtha-
ler, 2020; Niederhuber, 2016) oder die Institutionalisierung
wirtschaftlicher Interessen (Schmelz, 2017a, 2017b). Ge-
gen diese Argumentation wurde unter anderem auf Defi-
zite in der vorausschauenden Fachplanung, bei der Fest-
legung von Umweltschutzstandards, bei der Koordination
im Bundesstaat und bei der Ausstattung der Behördenap-
parate hingewiesen (Hochreiter, 2019; Schamschula, 2018;
Kneihs, 2009; M. Meyer, 2009). Die Gesetzgebung hat mit
der Erlassung eines Standortentwicklungsgesetzes und mit
der Einrichtung eines Standortanwalts reagiert, der im Rah-
men von UVP-Genehmigungsverfahren berechtigt ist, die
Einhaltung von Vorschriften über öffentliche Interessen gel-
tend zu machen, die für die Verwirklichung des Vorhabens
sprechen (Schwarzer, 2020). Dies sollen im Wesentlichen
die Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung, den
Arbeitsmarkt, das Steueraufkommen oder die Versorgungs-
sicherheit sein (Furherr, 2019). Bis dato wurde noch von
keinem Projektwerber bzw. keiner Projektwerberin eine Ge-

nehmigung nach dem Standortentwicklungsgesetz beantragt
(Rehm, 2021).

Die Bürgerinitiative wurde im Gefolge der Konflikte um
das Donaukraftwerk Hainburg als Verfahrenspartei in das
UVP-Gesetz aufgenommen (Madner, 2019b). Das ermög-
licht der lokalen Bevölkerung, sich als Verfahrenspartei an
UVP-Genehmigungsverfahren zu beteiligen, um ebenso wie
anerkannte Umweltorganisationen die Einhaltung von ob-
jektiven Umweltschutzvorschriften als subjektive und damit
durchsetzbare Rechte geltend zu machen (Leitl-Staudinger,
2018; M. Meyer, 2018; Schulev-Steindl, 2011). Zudem kön-
nen Bürgerinitiativen den gesamten Rechtsweg beschreiten
(Pürgy, 2008). Die Differenzierung der Verfahrensbeteili-
gung der Bürgerinitiative nach bestimmten Verfahrensarten
wurde unter völker- und unionsrechtlichen Gesichtspunk-
ten (Bachl, 2015) als nicht zulässig erachtet, was die Rolle
der Bürgerinitiative im UVP-Genehmigungsverfahren wei-
ter gestärkt hat (M. Meyer, 2019). Aus der Perspektive von
Rechtsvertreter_innen der Wirtschaft wurde wiederholt die
Möglichkeit aufgeworfen, das Institut der Bürgerinitiative
zu überdenken (Huber-Medek, 2020; Berl, 2019; Schmelz,
2015).

In jüngerer Vergangenheit ist besonders das zivilgesell-
schaftliche Engagement außerhalb von Genehmigungsver-
fahren in den Vordergrund getreten (Gunningham, 2020):
Die Bewegung Fridays for Future, welche unter anderem
die Einhaltung des Pariser Übereinkommens fordert (Fri-
days for Future Austria, 2021), trägt neben ihren Protesten
unter anderem durch die öffentliche Unterstützung des ös-
terreichischen Klimavolksbegehrens (Friedrich, 2020) zum
Agenda-Setting in der Klimapolitik bei und verfolgt dabei
insbesondere auch Änderungen des Klimaschutzrechts.

11.4.7 Umweltanwaltschaften

Ein Spezifikum des österreichischen Rechts ist die Institu-
tion der Umweltanwaltschaften (H. Mayer, 1982). Einge-
richtet bei den jeweiligen Landesregierungen haben diese
weisungsfreien Organe eine mehrfache Funktion. Einerseits
fungieren sie als zentrale Informations- und Beratungsstel-
le für Bürger_innen in den Belangen des Umweltschutzes
(Schmidlechner, 2019). Andererseits sind sie über Stel-
lungnahmerechte und Konsultationsmöglichkeiten aktiv in
die Gestaltung nationaler und europäischer Umweltpoli-
tik eingebunden. Die Umweltanwält_innen können zudem
als Verfahrenspartei an bestimmten Genehmigungsverfah-
ren (M. Meyer, 2003), dem UVP-Genehmigungsverfahren
(Grassl & Lampert, 2015; Randl, 2008; Raschhofer, 2004)
und ausgewählten Verfahren auf Ebene der Länder (Buß-
jäger, 2001) mitwirken, um die Einhaltung von Umwelt-
schutzvorschriften geltend zu machen (Pointinger & Weber,
2015). In der Praxis fungieren Umweltanwält_innen oft auch
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als Vertreter_innen von Bürger_innenanliegen. Insgesamt
werden Umweltanwaltschaften auch als institutionalisierter
Umweltschutz bezeichnet.

Anlässlich der Stärkung der Rolle von Umweltorgani-
sationen und Bürgerinitiativen in Genehmigungsverfahren
wurde aus der Perspektive von Wirtschaftsinteressen auch
mit Blick auf Umweltanwält_innen eine Überrepräsentation
des Umweltschutzes im Vergleich zu wirtschaftlichen Inte-
ressen kritisiert (Schmelz, 2017a). Da die Einrichtung von
Umweltanwaltschaften weder völker- noch unionsrechtlich
zwingend erforderlich ist, wurde der (rechtliche) Mehrwert
von Umweltanwaltschaften im Schrifttum aus der Perspekti-
ve von Wirtschaftsinteressen vereinzelt hinterfragt (Schwar-
zer, 2018). Dem gegenüber wird den Umweltanwaltschaften
von anderer Seite das Potenzial zugeschrieben, als Instituti-
on die Rechte künftiger Generationen im Umweltschutz zu
vertreten (Lachmayer, 2016).

11.5 Gestaltungsoptionen

Dieser Abschnitt stellt – anschließend an die Analyse not-
wendiger struktureller Veränderungen – einige Gestaltungs-
optionen für rechtliche Strukturen für ein klimafreundliches
Leben dar, die in der Literatur als besonders zentral diskutiert
werden.

11.5.1 Klimaschutzgesetzgebung

Aus der Literatur kann für alle Ebenen der Klimaschutzge-
setzgebung – international, EU und national – eine Forde-
rung nach mehr Verbindlichkeit und mehr Ambition abgelei-
tet werden:

Für die internationale Ebene wird insbesondere eine
Pflicht zur Erfüllung der Klimaschutzbeiträge des Pariser
Übereinkommens gefordert. Gestaltet werden könnte diese
Pflicht beispielsweise als eine Selbstverpflichtung der Ver-
tragsparteien mittels eines Beschlusses der Vertragsstaaten-
konferenz, dem alle Vertragsparteien zustimmen (Lawrence
& Wong, 2017). Sogar eine bloße Selbstverpflichtung wird
in der Literatur aber unter Verweis auf den spezifischen
Regelungsansatz des Pariser Übereinkommens auch abge-
lehnt: Das Vorgängerinstrument, das Kyoto-Protokoll, sei
gerade deswegen gescheitert, weil verbindliche Reduktions-
verpflichtungen, die es für Industriestaaten festlegte, keine
Zustimmung mehr unter den Vertragsparteien fanden (Doel-
le, 2016). Der Neuanfang, der mit dem Pariser Übereinkom-
men unternommen wurde, solle deshalb nicht mit der zuvor
gescheiterten Regelungstechnik vermischt werden (Savaresi
& Sindico, 2016). Die Literatur fordert auch eine Konkreti-
sierung der Anforderungen, die das Pariser Übereinkommen
an „ambitionierte“ Klimaschutzbeiträge stellt (Zahar, 2020;

Rajamani, 2016; Proelß, 2016; Oberthür & Bodle, 2016;
Doelle, 2016). Das sogenannte Paris Rulebook, dem sich
die Vertragsstaaten 2018 verpflichtet haben (Stäsche, 2019;
Voland & Engel, 2019) gilt nach der Literatur als ein prakti-
kables Instrument für solche Konkretisierungen (Rajamani &
Bodansky, 2019). Auf der letzten Vertragsstaatenkonferenz
(COP26) wurde das Paris Rulebook fertiggestellt und so von
allen Vertragsparteien gemeinsame Anforderungen an Kli-
maschutzbeiträge vereinbart.

Auf Ebene der Europäischen Union ist mit der Annahme
des Europäischen Klimaschutzgesetzes ein erster Schritt ge-
setzt worden, um die Ziele der EU-Klimapolitik für die EU-
Institutionen verbindlicher zu gestalten (Weishaar, 2020).
Die Ergänzung von EU-weiten Gesamtzielen um indikative
Reduktionspfade und Überprüfungsrechte der Kommission
hinsichtlich der Fortschritte in den Mitgliedstaaten wird als
Möglichkeit verstanden, auf die Zielerreichung hinzuwirken
(Kulovesi & Oberthür, 2020; Reese, 2020; Schlacke, 2020b).
Um die Zielerreichung zu ermöglichen, ist es erforderlich,
die Instrumente der EU-Klimapolitik, die sich aktuell in
Überarbeitung befinden, ambitioniert zu gestalten. So wird
in der Literatur für den Emissionshandel im Wesentlichen
gefordert, die Gratiszuteilung von Emissionszertifikaten zu
reformieren, wenn nicht gar stufenweise auslaufen zu las-
sen (Europäischer Rechnungshof, 2020; Kreuter-Kirchhof,
2017; Madner, 2015a; Rubini & Jegou, 2012). Dieses Re-
formanliegen gewinnt insofern an Brisanz, als es andernfalls
mit der Einführung eines CO2-Grenzausgleichssystems zu
Konflikten mit dem WTO-Recht kommen kann (Omuko-
Jung, 2020; Kulovesi & Oberthür, 2020; Merkel, 2020).
Für die Sektoren außerhalb des Emissionshandels, Non-ETS
und LULUCF, geht es nach der Literatur im Wesentlichen
darum, die Anrechnung von CO2-Einsparungen aus ande-
ren Bereichen auf die Reduktionsziele des Non-ETS-Sektors
bzw. des LULUCF zu unterbinden, damit stärkere Anreize
bestehen, in diesen Sektoren Maßnahmen zu setzen (Romp-
panen, 2020).

Über diese laufenden Reformen im europäischen Klima-
schutzrecht hinaus wird in der Literatur und insbesondere
auch von Seiten sozialpartnerschaftlicher und zivilgesell-
schaftlicher Organisationen angemahnt, bei der Reform des
EU-Klimaschutzrechts grundsätzlicher die Querbezüge zum
Recht des internationalen Handels und zu Grund- und Men-
schenrechten zu bearbeiten.

Auf der nationalen Ebene konzentriert sich die Diskussi-
on in der Literatur zunächst auf die stärkere Verbindlichkeit
von Zielen und Zielpfaden für die österreichische Klimapoli-
tik. So fordern Teile der Literatur einerseits, dass das Ziel der
Klimaneutralität Österreichs bis 2040 und das für Österreich
im Lichte der Pariser Klimaziele noch zur Verfügung stehen-
de Treibhausgasbudget gesetzlich verankert wird. Nach dem
Vorbild des Pariser Übereinkommens und dem dt. KSG soll
zudem ein Verbesserungsgebot vorgesehen werden, um die
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österreichischen Klimaziele gegen Rückschritte abzusichern
(Kirchengast & Steininger, 2020).

Auch das KSG soll nach der Literatur verbindlicher
gestaltet werden: Einerseits müsste eine Verpflichtung be-
stehen, bei Überschreitung sektorspezifischer jährlicher
Höchstmengen ein Sofortprogramm zu erstellen. Anderer-
seits wäre der Verantwortlichkeitsmechanismus des KSG zu
stärken, etwa indem im Finanzausgleich bei Säumnis mit der
Umsetzung von Maßnahmen fiskalische Konsequenzen wie
Budgetkürzung (zugunsten des Klima- und Energiefonds)
vorgesehen werden. Teilweise werden sogenannte Default-
Gesetze ins Spiel gebracht, die bestimmte klimarelevante
Maßnahmen, wie z. B. die Senkung von Tempolimits auf Au-
tobahnen oder die Erhöhung eines allfälligen CO2-Preises,
beinhalten und bei Überschreitung von Emissionshöchst-
mengen automatisch in Kraft treten (Schulev-Steindl et al.,
2020).

In der Debatte zur stärkeren Verbindlichkeit des öster-
reichischen Klimaschutzrechts wird in der Literatur auch
die Einführung eines Grundrechts auf Klimaschutz als Op-
tion diskutiert (Ennöckl, 2021; Österreichisches Parlament,
2020): Ein solches Grundrecht würde es Einzelnen (und
gegebenenfalls auch juristischen Personen) ermöglichen,
Entscheidungen und Maßnahmen, die in Konflikt mit dem
Klimaschutz stehen, vor Gerichten anzufechten und so Ent-
scheidungsträger_innen stärker in die Pflicht zu nehmen.
Um dies leisten zu können, müsse ein solches Grundrecht
mit adäquaten Bestimmungen über den Zugang zu Gerich-
ten verbunden werden. In Ergänzung zum Grundrecht auf
Klimaschutz wird in der Literatur die Einführung einer
Grundpflicht zum Ressourcen- bzw. Klimaschutz diskutiert,
um die (wachsende) Inanspruchnahme von Ressourcen zu
begrenzen (Winter, 2017).

11.5.2 Sonstiger klimarelevanter Rechtsrahmen

Über die Klimaschutzgesetzgebung hinaus identifiziert die
Literatur Gestaltungsoptionen für den sonstigen klimare-
levanten Rechtsrahmen. Schwerpunktmäßig diskutiert die
Literatur dabei wiederkehrend die fehlenden Querverbindun-
gen zwischen Umwelt- bzw. Klimaschutzrecht und klimare-
levanten Rechtsbereichen.

11.5.2.1 (Internationaler) Handel, Investitionen und
Klimaschutz
Um die Fragmentierung im internationalen Recht zu über-
winden und das Welthandelsrecht stärker in den Dienst von
Nachhaltigkeitszielen zu stellen, wird eine bessere Koor-
dinierung und stärkere Integration von Umwelt- und Han-
delsrecht angemahnt. Im Verhältnis zur WTO werden hier
unter dem englischen Slogan „Greening the WTO“ Mög-
lichkeiten diskutiert, dem Umwelt- und Klimaschutz mehr

Gewicht zu verleihen und auszuloten, wie das WTO-Recht
dazu beitragen kann, Ziele nachhaltiger Entwicklung (SDGs)
zu erreichen (Ruppel, 2022; Neumayer, 2017; Vranes, 2009;
Bernasconi-Osterwalder et al., 2005; Weinstein & Charno-
vitz, 2001). Die Governance-Krise der WTO hat in jüngerer
Zeit diese Diskussion neu entfacht (European Union, 2021).
Insbesondere von Verbänden der Zivilgesellschaft wird ei-
ne vertiefte und transparente, grundlegende Debatte über den
Nutzen bzw. die Gewinner_innen und Verlierer_innen mul-
tilateralen Handels sowie eine Auseinandersetzung mit der
wachsenden Bedeutung von Geoökonomie angemahnt (Nar-
likar, 2020; Narlikar & van Houten, 2010).

Dass eine Integration von Handels- und Umweltpolitik
auf internationaler Ebene nicht leicht gelingen kann, wird
in der sozialwissenschaftlichen Literatur mit Blick auf das
national und global stark vertretene wirtschaftliche Interesse
an weiterer Handelsliberalisierung betont. Teile der Literatur
legen daher den Fokus auch auf eine Strategie der De-
Konstitutionalisierung der internationalen Handelsverträge
und auf die Rückgewinnung nationaler Handlungsspielräu-
me und Regionalisierungspotenziale (W. G. Raza et al.,
2021; W. Raza, 2016; Gill, 1998).

Eine Reihe zivilgesellschaftlicher Akteur_innen und brei-
te zivilgesellschaftlichen Allianzen (z. B. das Netzwerk Seat-
tle to Brussels), Thinktanks (z. B. das International Institute
for Sustainable Development (IISD), siehe International In-
stitute for Sustainable Development, 2021), aber auch die
Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick-
lung („Geneva Principles for a Global Green New Deal“,
siehe Gallagher & Kozul-Wright, 2019) haben Vorschlä-
ge für eine grundlegende Umgestaltung der internationalen
und europäischen Handelspolitik vorgelegt, die als notwen-
dig erachtet werden, um die Umwelt- und Klimakrise zu
bewältigen und den nachteiligen Folgen der Globalisierung
zu begegnen (z. B. Gallagher & Kozul-Wright, 2019). Als
wesentlich werden dabei folgende Bereiche genannt: Die
Neuausrichtung der globalen Handelspolitik an den über-
greifenden Zielen sozialer und wirtschaftlicher Stabilität und
ökologischer Nachhaltigkeit, der Schutz vor Vereinnahmung
der Handelspolitik durch mächtige Akteure und die Sicher-
stellung des Rechts, staatliche Regulierung zum Schutz von
Gesundheit, Sozialem und Umwelt einzusetzen. An dieser
Stelle setzt auch eine breite Diskussion um die Reform
der Investitionsschiedsgerichtsbarkeit an (Krajewski, 2021a;
Schacherer, 2021; Eberhardt, 2020; Petersmann, 2020; Schill
& Vidigal, 2020; Strickner, 2017; Attac, 2016). Vorschlä-
ge der EU zur Einrichtung eines Multilateralen Gerichtshofs
bzw. Vorschläge zur Modernisierung bestehender Investiti-
onsschutzverträge (Kube & Petersmann, 2018) stehen hier
Vorschlägen für eine grundlegende Neuausrichtung und Al-
ternativen zum ISDS gegenüber (Kelsey, 2019).

In jüngerer Zeit ist durch eine Reihe von Inves-
tor_innenklagen (siehe dazu oben, Abschn. 11.3.7) eine
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intensive Diskussion zum Energiecharta-Vertrag entbrannt
(International Institute for Sustainable Development, 2021;
Schmidt, 2021; Investigate Europe, 2021; Cross, 2020;
Bernasconi-Osterwalder & Brauch, 2019; Corporate Europe
Observatory & Transnational Institute, o. J.): Seit 2020
verhandelt die EU-Kommission im Namen der 27 Unions-
mitglieder mit den anderen Vertragsstaaten über eine Moder-
nisierung des Energiecharta-Vertrags. Die Kommission will,
dass neue Investitionen in Kohle- und Ölprojekte nicht mehr
geschützt sind. Zivilgesellschaftliche Gruppen fordern dem-
gegenüber einen Rückzug aus dem Vertrag (Climate Action
Network (CAN) Europe, 2020). Allerdings sieht der Vertrag
vor, dass auch nach einem Austritt noch 20 Jahre lang Inves-
torenklagen möglich sind.

Als weitere wesentliche Gestaltungsoptionen für eine
nachhaltige und klimafreundliche Handelspolitik werden
weiters verbindliche Unternehmenspflichten für die Ein-
haltung von Menschrechten (dazu oben, Abschn. 11.3.5)
genannt. Auch größere Freiräume für lokale und regiona-
le Wirtschaft in der Daseinsvorsorge und bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge nach Maßgabe ökologischer und so-
zialer Kriterien werden als zentral erachtet (dazu oben,
Abschn. 11.3.7).

Die Aufnahme von Nachhaltigkeits- und Umweltkapiteln
in internationale Handelsverträge wird als Gestaltungsopti-
on zur Integration von Umwelt-, Sozial- und Nachhaltig-
keitsaspekten in das Handelssystem zurückhaltend betrachtet
(Douma, 2017; Orbie, 2021; Orbie et al., 2016).

11.5.2.2 Grundrechte, Rechte der Natur
Losgelöst vom Handelskontext werden Grundrechte allge-
mein als Möglichkeit verstanden, den Rechtsrahmen für kli-
mafreundliches Leben zu stärken. Neben einem Grundrecht
auf Klimaschutz (siehe dazu oben, Abschn. 11.5.1) werden
insbesondere Rechte der Natur als notwendiger Schritt hin
zur Abkehr von der Instrumentalisierung der Natur bzw. als
Chance verstanden, Rechtsinstrumente gänzlich neu zu den-
ken (Kauffman & Martin, 2021; Bétaille, 2019; Boyd, 2017;
Voigt, 2013).

Für Handelsverträge wird die flächendeckende Aufnah-
me sogenannter Nachhaltigkeitskapitel, die sich auch auf die
Einhaltung von Grund- und Menschenrechten beziehen, ge-
fordert. Auf dieseWeise kann die Verletzung von Grund- und
Menschenrechten als Teil von Handelsbeziehungen sanktio-
nierbar werden, zugleich wird aber Skepsis über die Effekti-
vität dieses Instruments geäußert (Orbie, 2021; Orbie et al.,
2016). Mit Blick auf transnationale Wirtschaftsunternehmen
und Investor_innenklagerechte wird stattdessen eine grund-
legende Reform des Systems der Investitionsschiedsgerichts-
barkeit eingemahnt (dazu oben, Abschn. 11.5.2.1) bzw. ein
verbindlicher Vertrag, der solche Unternehmen an Grund-
und Menschenrechtsstandards bindet und ihre Verantwor-
tung klarstellt, als wichtige Gestaltungsoption gesehen (siehe

dazu oben, Abschn. 11.3.5 und das Kapitel Globalisierung,
Kap. 15).

11.5.2.3 Reformen im Subventionsrecht, Ökosoziale
Steuerreform
Als wichtiges Handlungsfeld wird in der Literatur der Be-
reich des Finanz-, Steuer- und Förderrechts festgemacht.
Zu den Handlungsoptionen zählen hier strukturelle Refor-
men wie z. B. die Ökologisierung der Wohnbauförderung,
die Reform des Pendlerpauschales oder der Gewerbesteuer
(dazu jeweils oben, Abschn. 11.3.10). Ganz zentral wurde
seit langem eine ökosoziale Steuerreform diskutiert, die un-
ter anderem eine adäquate CO2-Bepreisung in Form einer
CO2- und/oder Umweltsteuer beinhaltet (Kirchengast et al.,
2019). Neben der ökonomischen Ausgestaltung einer sol-
chen CO2-Bepreisung wird aus rechtlicher Sicht das Verhält-
nis zwischen einer nationalen CO2-Bepreisung und den uni-
onsrechtlichen Vorgaben für jene Sektoren, die dem Emis-
sionshandel unterliegen, diskutiert (Damberger, 2021). Die-
ses Verhältnis wird auch durch den aktuell in Verhandlung
stehenden europäischen CO2-Grenzausgleichsmechanismus
berührt werden (COM(2021) 564 final, 2021; dazu Dam-
berger & Thummet, 2022). Zahlreiche zivilgesellschaftli-
che Akteur_innen sowie die Kommission und das Europä-
ische Parlament weisen aber darauf hin, dass eine CO2-
Bespreisung nur ein Instrument unter mehreren sein kann,
also von anderen Instrumente ergänzt werden muss, um die
notwendigen CO2-Einsparungen zu erzielen (Committee on
the Environment, Public Health and Food Safety, 2022; Eu-
ropean Environmental Bureau (EEB), 2022).
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Kernaussagen des Kapitels
� Die Governance zur Klimakrise in Österreich ist

traditionell geprägt von einer Bundesregierung, die
Emissionsreduktionen im Inland nicht zielorientiert
verfolgt, von einer Sozialpartnerschaft, die vorwie-
gend ökonomische sowie soziale Interessen vertritt
und damit ökologische Fortschritte oft blockiert,
von einer für Klimapolitik oft hinderlichen födera-
len Kompetenzstruktur und von einer Zivilgesell-
schaft, die diesen strukturellen Hemmnissen lange
Zeit nichts entgegenzusetzen hatte (starke Literatur-
basis, hohe Übereinstimmung).

� Seit 2019 haben sich nur zwei dieser vier
Governance-Aspekte verändert: Gesellschaftliche
Bewegungen wie Fridays for Future haben im Jahr

2019 eine neue Dynamik in das Politikfeld Kli-
ma gebracht. Im Zuge dieser Dynamik wurde 2020
ein Klimaschutzministerium eingerichtet, das ziel-
orientierte Klimapolitik voranzutreiben versucht,
allerdings nach wie vor oft an regierungsinter-
nen, sozialpartnerschaftlichen und/oder föderalen
Widerständen scheitert. (hohe Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis)

� Das Scheitern der staatlichen Governance zur Kli-
makrise in Österreich fand ihren Ausdruck in drei
Klimastrategien (2002, 2007 und 2018), einem
Klimaschutzgesetz und entsprechenden Novellen
(2011, 2012, 2017) sowie zwei Maßnahmenpro-
grammen für die Jahre 2013/2014 und 2015 bis
2018. Obwohl es sich dabei um verschiedene An-
sätze zur Koordination und Umsetzung von klima-
politischen Maßnahmen handelt, haben diese ei-
nes gemeinsam: Aus den oben genannten Gründen
konnten diese Instrumente die Klimapolitik in Ös-
terreich zu keinem Zeitpunkt zielorientiert gestal-
ten, sondern lediglich Zielverfehlungen möglichst
kosteneffizient verwalten (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

� Die vier Sozialpartner, darunter besonders die Wirt-
schaftskammer, sowie die Industriellenvereinigung
haben klimapolitische Fortschritte wiederholt abge-
schwächt, verzögert oder gänzlich verhindert. (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Neben dem Einfluss der Sozialpartner erweist sich
auch das föderale System Österreichs als klimapo-
litisches Hindernis. Bundesländer haben wichtige
Kompetenzen für Raumordnung,Verkehr sowie Ge-
bäude und verhindern in diesen Bereichen laufend
Projekte bzw. Maßnahmen, die für eine zielorien-
tierte Dekarbonisierung dieser Sektoren nötig wä-
ren (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis).
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� Das strukturell geprägte Zusammenspiel der brem-
senden klimapolitischen Kräfte hatte zur Folge,
dass sich Österreich von einem umweltpolitischen
Vorreiter in einen Opportunisten verwandelt hat.
Umweltpolitische Fortschritte waren etwa seit dem
EU-Beitritt im Jahr 1995 nur dann möglich, wenn
auch kurzfristig wirtschaftliche Vorteile zu erwar-
ten waren. Da diese zentrale Voraussetzung für den
Schutz des Klimas in vielen Bereichen nicht un-
mittelbar gegeben war bzw. ist, werden potenziell
wirksame Maßnahmen bis heute hintangestellt und
die Verfehlung von klimapolitischen Zielen bewusst
in Kauf genommen (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis).

� Der geringe Stellenwert von Klimapolitik in Ös-
terreich ist auch darauf zurückzuführen, dass zi-
vilgesellschaftliches Engagement zum Thema lan-
ge Zeit schwach ausgeprägt war. Deutlich sichtbare
Folgen der Klimaerhitzung haben allerdings dazu
beigetragen, dass sich beides im Jahr 2019 zumin-
dest vorübergehend verändert hat. Seit dem Auf-
kommen der „Fridays-for-Future-Bewegung“, der
Wahl zum Nationalrat im Herbst 2019 und der Ko-
alition zwischen ÖVP und Grünen ist die Klimapo-
litik in Österreich zumindest ansatzweise im Um-
bruch (hohe Übereinstimmung, schwache Litera-
turbasis).

12.1 Einleitung

Im Laufe der 1990er-Jahre ist das Konzept Governance in
den Fokus der Politikwissenschaft gerückt (Rhodes, 1997).
Damit wird die Steuerung einer Gesellschaft über den
Staat hinausgehend thematisiert. Governance umfasst ne-
ben staatlicher Regulierung also auch Selbstregulierung und
politische Einflussnahme („Lobbying“) durch wirtschaftli-
che Akteur_innen einerseits, sowie die politischen Einfluss-
möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Akteur_innen (allen
voran Nicht-Regierungs-Organisationen/Non-Governmental
Organisations, kurz NGOs) andererseits. Das Governance-
Konzept stellt somit eine Weiterentwicklung des klassischen
Konzepts der „politischen Steuerung“ dar, wobei das Zu-
sammenspiel zwischen staatlichen, wirtschaftlichen und zi-
vilgesellschaftlichen Akteur_innen eine zentrale Rolle spielt
(Rosenau, 1992; Kooiman, 1993, 2003; Pierre, 2000). Das
Governance-Konzept thematisiert also grundsätzlich „the
ways in which governing is carried out, without making any
assumption as to which institutions or agents do the steering“
(Gamble, 2000, S. 110).

Im Fall von Österreich kommt an den Schnittstellen zwi-
schen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft eine Besonderheit
hinzu, die es in ähnlicher Form nur in wenigen Ländern
gibt: die Sozialpartnerschaft als zentraler Bestandteil ei-
nes korporatistischen Regierungssystems. Während letzteres
durch Zusammenarbeit und Konsensfindung geprägt ist und
in ähnlicher Form auch in Deutschland oder den Nieder-
landen vorzufinden ist, geht die Sozialpartnerschaft darüber
hinaus. In Österreich zeichnet sich diese durch eine enge
Zusammenarbeit von Regierung, Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmer_innenvertretungen in allen wirtschaftlich relevanten
Politikbereichen, also auch in der Umwelt- und Klimapoli-
tik, aus. Dabei hängt der politische Einfluss der Sozialpartner
auch von der Zusammensetzung der Regierungskoalition
ab. Während Wirtschaftskammer und Landwirtschaftskam-
mer ihren Einfluss am besten geltend machen können, wenn
die ihr traditionell nahestehende Österreichische Volkspartei
(ÖVP) in der Regierung vertreten ist, gilt dies für die Arbei-
terkammer, wenn die Sozialdemokratische Partei Österreichs
(SPÖ) in einer Koalition vertreten ist. Alle anderen Parteien
haben eine traditionell schwächere Verbindung zu den So-
zialpartnern (Ucakar & Gschiegl, 2014; Gärtner & Hayek,
2022).

Dieser Abschnitt analysiert, wie vor allem staatliche so-
wie sozialpartnerschaftliche Akteur_innen die österreichi-
sche Klimapolitik bis 2019 geprägt haben, welche Rolle
die EU dabei spielte und was sich seit 2019 verändert
hat. Der Abschnitt fokussiert deshalb auf institutionalisier-
te Formen der Governance, weil informelle Ansätze wie
zivilgesellschaftliches Engagement bis 2019 kaum eine Rol-
le gespielt haben. Seit dem Aufkommen der „Fridays-for-
Future-Bewegung“ im Jahr 2019, der Wahl zum Nationalrat
im Herbst jenes Jahres und der Koalition zwischen ÖVP
und Grünen seit Anfang 2020 ist die Klimapolitik in Ös-
terreich im Umbruch. Da diese neueren Entwicklungen erst
ansatzweise erforscht sind, stehen in diesem Kapitel die
Entwicklungen bis 2019 im Vordergrund. Abschließend wer-
den verschiedene Governance-Optionen diskutiert, die dabei
hilfreich sein können, das übergeordnete Ziel der österrei-
chischen Bundesregierung zu erreichen: Österreich bis 2040
klimaneutral zu machen.

12.2 Status quo und Herausforderungen
der Governance zur Klimakrise

Klimapolitik kann weder einem bestimmten Sektor noch ei-
ner bestimmten politischen Ebene zugeordnet werden. Es
handelt sich um eine so genannte Querschnittsmaterie, die
sämtliche Bereiche und Ebenen staatlichen Handelns betrifft,
besonders in einem föderal organisierten Staat wie Öster-
reich. Bis 2019 waren die zentralen Akteure der Klimapolitik
in Österreich die unter verschiedenen Namen firmieren-
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den Bundesministerien für Umwelt, Verkehr und Innovation,
Wirtschaft und Energie sowie Finanzen. Seit 2020 wurden
die Agenden für Umwelt, Verkehr, Innovation und Ener-
gie in einem umfassenden Klimaministerium gebündelt. Da
keines dieser Ministerien über richtungsweisende Kompe-
tenzen im Gebäudesektor sowie in der Raumplanung verfügt,
wird die Klimapolitik in Österreich auch durch die neun
Landesregierungen geprägt. Dabei spielen vor allem de-
ren Abteilungen für Wohnbauförderung, Raumordnung und
Energie eine wichtige Rolle. Zudem liegt die Kompetenz der
Flächenwidmung bei Städten und Gemeinden, was sich be-
sonders beim Ausbau der Windenergie und bei der stetig
zunehmenden Bodenversiegelung als problematisch erwie-
sen hat. Der Nationalrat und insbesondere der Bundesrat (der
die Bundesländer im Gesetzgebungsprozess des Bundes re-
präsentiert) sind zwar gesetzgebende Organe, aber aufgrund
des Klubzwangs der im Parlament vertretenen Parteien poli-
tisch vergleichsweise schwache politische Akteure, die auch
in der Klimapolitik eine geringere Rolle spielen, als in der
Bundesverfassung eigentlich vorgesehen. Während das Par-
lament in der Verfassung als gesetzgebende Gewalt mehr
oder weniger unabhängig von der Regierung verankert ist, so
ist der Clubzwang als zentraler Bestandteil der Realverfas-
sung Österreichs meist ein Garant für die parlamentarische
Mehrheit der Regierung (Broukal et al., 2009).

Um Politiken über Sektoren und Ebenen hinweg bes-
ser aufeinander abzustimmen, haben die meisten EU-Länder
seit den späten 1990er Jahren zunächst mehrere Klima-
strategien beschlossen, in denen unzählige klimapolitische
Maßnahmen dokumentiert und zur Umsetzung vorgeschla-
gen werden (Casado-Asensio & Steurer, 2016). Seit 2008
haben einige Staaten zudem Klimaschutzgesetze verabschie-
det, mit dem Ziel, staatliche Governance zur Klimapolitik
zielgerichteter und verbindlicher zu machen (Nash & Steu-
rer, 2019).

Auch in Österreich stand die staatliche Governance zur
Klimakrise in den letzten 20 Jahren ganz im Zeichen mehre-
rer Klimastrategien und einem mehrfach novellierten Klima-
schutzgesetz. In Summe wurden in Österreich bislang drei
Klimastrategien (2002, 2007 und 2018), ein Klimaschutzge-
setz (2012) mit zwei Maßnahmenprogrammen für die Jahre
2013/2014 und 2015 bis 2018 sowie zwei Novellen des Ge-
setzes in den Jahren 2012 und 2017 verabschiedet. Obwohl
es sich bei Strategien, Gesetzen und Maßnahmenprogram-
men um unterschiedliche Ansätze zur besseren Koordination
und Umsetzung von klimapolitischen Maßnahmen handelt,
haben diese allesamt eine Gemeinsamkeit.

Wie Abb. 12.1 zeigt, wurde Klimapolitik in Österreich
bis 2020 zu keinem Zeitpunkt zielorientiert gestaltet, son-
dern lediglich wenig wirksam verwaltet: Emissionen haben
sich in Österreich, von der durch die Pandemie bedingten
Ausnahme 2020 abgesehen, stets weit entfernt von poli-
tischen Zielsetzungen bewegt, weil letztere nie eine len-

kende Größenordnung waren. Das Toronto-Ziel wurde von
der Bundesregierung Ende der 1980er Jahre noch vor der
EU-Mitgliedschaft Österreichs auf freiwilliger Basis ein-
gegangen und im Jahr 2005 beinahe um den Faktor 2
verfehlt. Die anderen klimapolitischen Zielsetzungen hat Ös-
terreich aufgrund von EU-Verpflichtungen („effort sharing“)
übernommen und ebenfalls weit verfehlt. Während das EU-
Stabilisierungsziel unverbindlich war und dessen Verfehlung
keinerlei Konsequenzen hatte, musste die Lücke zwischen
dem sich aus dem UN-Kyoto-Protokoll ergebenden Kyoto-
Ziel für 2012 und den weit darüber liegenden Emissionen
mit dem Kauf von Emissionszertifikaten im Ausland ge-
schlossen werden. Das Ziel der 2. Kyoto-Periode für den
Zeitraum 2013 bis 2020 wurde zufällig aufgrund stark sin-
kender Emissionen während dem ersten Jahr der Corona-
Pandemie erreicht. Die österreichische Bundesregierung ist
also wiederholt Klimaschutz-Ziele eingegangen, ohne diese
zielorientiert bzw. mit angemessenen politischen Maßnah-
men zu verfolgen. Die aus Abb. 12.1 klar ersichtliche Diskre-
panz zwischen politischen Zielsetzungen und tatsächlichen
Emissionen lässt sich mit einer qualitativen Analyse folgen-
dermaßen empirisch erklären.

Die 2002 verabschiedete Klimastrategie von Bund und
Ländern definierte Ziele und Maßnahmen zur Emissions-
reduktion für sieben Sektoren (Lebensministerium, 2002).
Obwohl die Strategie für mehrere Jahre der einzige Versuch
blieb, dem Klimaschutz in Ländern und Gemeinden einen
bundesweiten Rahmen zu geben (Wunder, 2004, S. 27),
verlor sie bald an politischer Relevanz, weil die damalige
Koalition aus ÖVP und FPÖ auf Bundesebene andere Prio-
ritäten setzte (Steurer & Clar, 2014; Bednar-Friedl et al.,
2014).

Nach einer kritischen Evaluation der Klimastrategie 2002
im Jahr 2005 (AEA/Umweltbundesamt, 2005) initiierte das
damalige Umweltministerium eine Überarbeitung, die 2007
von der Bundesregierung ohne Zustimmung der Länder be-
schlossen wurde (Lebensministerium, 2007). Die Länder
verweigerten ihre Zustimmung, weil sie die Zielsetzungen
für den Gebäudesektor nicht mittragen wollten, obwohl die-
se im Vergleich zu 2002 deutlich abgeschwächt wurden und
sich der Gebäudesektor vergleichsweise positiv entwickelt
hat (Lebensministerium, 2002, S. 8; Lebensministerium,
2007, S. 24). Aufgrund der fehlenden Unterstützung der Län-
der hatte die zweite Klimastrategie sogar weniger politisches
Gewicht als die erste Strategie aus dem Jahr 2002 (Steurer &
Clar, 2014; siehe auch Bednar-Friedl et al., 2014; Warnstorff,
2011, S. 29).

Beide Klimastrategien konnten keinen nennenswerten
Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele Österreichs im
Rahmen des Kyoto-Protokolls leisten. Während sich Öster-
reich im Rahmen der EU dazu verpflichtet hat, die jährlichen
Emissionen für die Periode 2008 bis 2012 im Vergleich zum
Basisjahr 1990 um 13 Prozent zu reduzieren (von 78,2 auf
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68,8 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent; Umweltbundesamt,
2012a, S. 49), stiegen die Emissionen um 2,5 Prozent auf
80,1 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent (Umweltbundesamt,
2014, S. 5). Die Verfehlung des Ziels betrug somit 15,5 Pro-
zent. In Westeuropa gab es mit Spanien und Italien nur zwei
weitere Länder, die ihre Kyoto-Ziele ähnlich deutlich ver-
fehlt haben (EEA, 2012, S. 28).

Der damals für Umweltpolitik zuständige Bundesminis-
ter verkündete 2012, dass die Zielabweichung durch den
Kauf günstiger Emissionszertifikate geschlossen wurde. Die-
ser Zertifikatskauf, für den in Summe 700 Millionen Euro
aufgewendet wurde, erwies sich als die bedeutendste „kli-
mapolitische Maßnahme“ Österreichs während der Kyoto-
Periode (Steurer & Clar, 2014). Dabei ist zu erwähnen, dass
nur hinter einem Teil der Zertifikate verifizierbare Emissi-
onsreduktionen stehen und Österreich sein Kyoto-Ziel somit
am Papier nur scheinbar erreicht hat (Moderegger, 2019).

Da sich diese Zielverfehlung bereits lange vor 2012 ab-
gezeichnet hat, wurde im Regierungsprogramm 2008 die
Ausarbeitung eines Klimaschutzgesetzes vereinbart (Bun-
deskanzleramt, 2008, S. 77 f.). In Ergänzung zu den von
den Klimastrategien bereits bekannten Reduktionszielen für

einzelne Sektoren sollte darin auch ein Verantwortlichkeits-
mechanismus zwischen Bund und Länder verankert werden,
um die Kosten für verfehlte Klimaschutz-Ziele zwischen den
Gebietskörperschaften aufzuteilen. Die Verhandlungen mit
den Landesregierungen dauerten drei Jahre. Das Ergebnis
präsentierte der dafür verantwortliche Minister im Oktober
2011 mit den Worten, dass „[i]m Bereich des Klimaschut-
zes [. . . ] aus dem bisherigen ‚Kann‘ jetzt ein ‚Muss‘“ werde,
und dass Österreich damit europaweit nach Großbritannien
zum Vorreiter avanciere, „weil wir koordiniert, verbindlich,
gemeinsam Klimaschutz machen“ (Steurer & Clar, 2014,
S. 340). Da das Gesetz weder Reduktionsziele für Sektoren
oder Gebietskörperschaften, noch konkrete Konsequenzen
für Zielverfehlungen vorsah (Klimaschutzgesetz, BGBL. I
Nr. 106/2011), musste dieser Anspruch erst in weiteren Ver-
handlungen in sektoralen Arbeitsgruppen umgesetzt werden.
In einer Novelle des Klimaschutzgesetzes wurden 2013 ei-
nerseits detaillierte Pfade für Emissionsreduktionen in sechs
Sektoren bis 2020 festgeschrieben (Novelle Klimaschutzge-
setz BGBl. I Nr. 94/2013). Andererseits konnten sich Bund
und Länder auf ein Maßnahmenprogramm für die Jahre
2013/2014 einigen (Lebensministerium, 2013).
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Selbst diese Novelle des Klimaschutzgesetzes blieb je-
doch ohne nennenswerte Wirkung, weil neben den So-
zialpartnern auch die Länder abermals ihre Zustimmung
verweigerten. Zum einen lehnten die Länder das Redukti-
onsziel für den Gebäudesektor erneut als zu anspruchsvoll
ab. Zum anderen konnte keine Einigung zum Verantwortlich-
keitsmechanismus erzielt werden. Auf eine Kostenteilung für
verfehlte Ziele im Verhältnis 80 zu 20 konnten sich Bund
und Länder erst im Zuge des Finanzausgleichs 2017 einigen
(Rechnungshof Österreich, 2021, S. 62).

Da bis 2017 weder Länder noch Bundesministerien Kon-
sequenzen bei Zielverfehlungen zu befürchten hatten und das
alte Muster fehlender Verantwortlichkeit auch danach fortge-
führt wurde, hatte das Klimaschutzgesetz bis zum Ende sei-
ner Gültigkeit im Jahr 2020 einen weitgehend symbolischen
Charakter. Besonders im internationalen Vergleich werden
zwei große Mängel des Gesetzes deutlich. Erstens nennt das
Klimaschutzgesetz nur ein Ziel für 2020. Jenes für 2030
oder das Ziel der Dekarbonisierung bis 2050 wurden auf
Wunsch der Wirtschaftskammer ausgeklammert. Im Gegen-
satz dazu haben zum Beispiel Großbritannien und Schweden
in ihren Klimaschutzgesetzen Dekarbonisierungs-Ziele für
2050 bzw. 2045 verankert, die sogar über die EU-Ziele hi-
nausgehen. Zweitens enthält das Gesetz kaum Details dazu,
wie die Erreichung der Ziele zu gewährleisten ist. Wäh-
rend die österreichischen Maßnahmenprogramme gesetzlich
unverbindlich sind, schreibt das Klimaschutzgesetz in Groß-
britannien 5-jährige CO2-Budgets vor, die lange im Voraus
festgelegt und mit Hilfe von vergleichsweise strikten Pla-
nungsmechanismen verfolgt werden (Nash & Steurer, 2019).
Vor diesem Hintergrund hat der Rechnungshof 2021 einmal
mehr kritisiert, dass sich die Bundesregierung nicht einmal
an die im Gesetz definierten Mechanismen der Umsetzung
von Maßnahmenprogrammen gehalten hat: Evaluationen ha-
ben zu lange gedauert, Korrekturen bei sich abzeichnenden
Zielverfehlungen wurden zu spät eingeleitet, Maßnahmen
zu spät beschlossen und oft nur rückblickend erfasst (Rech-
nungshof Österreich, 2021, S. 32 f).

Die fehlende Umsetzung der Klimastrategien und des Kli-
maschutzgesetzes wurde von mehrfach wechselnden jedoch
durchwegs weitgehend wirkungslosen Gremien begleitet, in
denen die Klimapolitik Österreichs besprochen, bestenfalls
verwaltet, jedoch zu keinem Zeitpunkt zielorientiert gestal-
tet worden wäre. Das durch das Klimaschutzgesetz etablierte
Klimaschutzkomitee, in dem Repräsentant_innen aller im
Nationalrat vertretener Parteien, sämtlicher Ministerien, der
Länder sowie der Sozialpartner wesentliche Grundsatzfragen
der österreichischen Klimapolitik klären hätten sollen, ist
weder ein politisch relevantes Koordinationsgremium, noch
ein von der Regierung unabhängiges Beratungsgremium. Es
handelt sich um eine „Info-Drehscheibe“, wo Standpunkte
unter Ausschluss der Öffentlichkeit diskutiert werden. Die

meisten anderen Klimaschutzgesetze in Europa etablierten
zumindest ein unabhängiges Beratungsgremium, das die Kli-
mapolitik der Regierung kritisch beleuchtet (Nash & Steurer,
2019). In diesem Sinne kritisierte auch der Rechnungshof
das Klimaschutzkomitee scharf: „Seine Funktion war unklar
und nicht hinreichend definiert, ein eindeutiges Aufgaben-
profil lag nicht vor, Beschlüsse wurden in diesem Gremium
nicht gefasst“ (Rechnungshof Österreich, 2021, S. 15). Auch
eine gesamthafte Verantwortung für die Umsetzung des Kli-
maschutzgesetzes gab es laut Rechnungshof nicht. Für eine
Rahmengesetzgebung, deren Hauptzweck es ist, politische
Verantwortlichkeiten und Koordination zu verbessern, ist das
ein vernichtendes Urteil.

Die Tatsache, dass das Klimaschutzziel für 2020 trotzdem
erreicht wurde, kann nicht auf die nationale Klimapolitik zu-
rückgeführt werden. Es liegt zum einen daran, dass das Ziel
für Österreich aufgrund des glücklich gewählten Basisjahres
2005 einen Rückschritt im Vergleich zum ambitionierteren
Kyoto-Ziel von 2012 darstellt. Während Österreich damals
die Emissionen um 13 Prozent im Vergleich zu 1990 reduzie-
ren hätte müssen, hat das 2020-Ziel nur eine Stabilisierung
der Emissionen auf dem Niveau von 1990 erfordert. Dies
wurde schließlich vor allem deshalb erreicht, weil die Emis-
sionen im Zuge der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020 um
knapp 10 Prozent deutlich gefallen sind (siehe Abb. 12.1).1

Der überwiegend niedrige Stellenwert von Klimapolitik
in Österreich hat auch mit dem über lange Zeit schwach aus-
geprägten zivilgesellschaftlichen Engagement für das Thema
Klimaschutz zu tun. Deutlich sichtbare Folgen der Kli-
maerhitzung haben dazu beigetragen, dass sich beides im
Jahr 2019 verändert hat. Umfragedaten zeigen, dass das
Interesse der österreichischen Bevölkerung für den Kli-
mawandel allgemein zwar hoch war und ist. So erachten
Österreicher_innen seit 2007 den Treibhauseffekt und die
Klimaveränderung als das vordringlichste Umweltproblem
(Statistik Austria, 2009, 2013, 2017, 2020).2 Dennoch hat
sich das ausgeprägte „Klimabewusstsein“ bis 2019 nie als
konkrete Handlungsbereitschaft bzw. im Ausüben von poli-
tischem Druck niedergeschlagen. So waren es in den 1990er
und 2000er Jahren vor allem traditionelle zivilgesellschaft-
liche Organisationen wie Greenpeace, Global 2000 oder
der WWF Österreich, die im Rahmen ihres umweltpoliti-
schen Engagements auch klimapolitisch relevante Lobbyar-
beit leisteten (Dolezal & Hutter, 2007). Im Jahr 2015 ent-
stand mit „System Change, not Climate Change“ (SCnCC)

1 Vgl. https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/
oesterreich/2117189-Treibhausgas-Emissionen-2020-um-77-Prozent-
gesunken.html; https://orf.at/stories/3225582/, 20. Januar 2022.
2 Nur im Erhebungsjahr 2011 wurde das Thema „Treibhauseffekt und
Klimaveränderung“ knapp mit 0,5% Vorsprung vom Thema „stei-
gendes Verkehrsaufkommen“ als das vordringlichste Umweltproblem
überholt.

https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/oesterreich/2117189-Treibhausgas-Emissionen-2020-um-77-Prozent-gesunken.html
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/oesterreich/2117189-Treibhausgas-Emissionen-2020-um-77-Prozent-gesunken.html
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/oesterreich/2117189-Treibhausgas-Emissionen-2020-um-77-Prozent-gesunken.html
https://orf.at/stories/3225582/
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ein neuer zivilgesellschaftlicher Akteur, der mit seinem Fo-
kus auf Klimagerechtigkeit die später einsetzende Klima-
bewegung in kleinem Rahmen vorweggenommen hat und
sämtliche Bewegungen wie die Österreichische Klein- und
Bergbäuer_innen-Vereinigung (ÖVB-Via Campesina) oder
Attac Österreich (eine Kapitalismus-kritische NGO) bündeln
konnte. Trotz dieser Bemühungen gelang es bis 2019 nicht,
jene politische Beachtung zu generieren, die der von derWis-
senschaft festgestellten Dringlichkeit und Krisenhaftigkeit
des Problems längst angemessen gewesen wäre (Kirchengast
et al., 2020). Wie in den meisten anderen Ländern gelang
dies auch in Österreich erst 2019 mit der weltweiten Verbrei-
tung der Bewegung „Fridays for Future“ (FFF).

Für diesen beispiellosen zivilgesellschaftlichen Erfolg
wirkten in kürzester Zeit mehrere Faktoren (wie z. B. längst
sichtbare Folgen der Klimakrise und Impulse aus dem Aus-
land) zusammen. Der erste österreichische Klimastreik fand
im Dezember 2018 auf Initiative von drei Student_innen
statt, die Greta Thunberg bei der 24. Weltklimakonferenz
(COP24) in Katowice trafen (Bohl & Daniel, 2020). Beim
ersten Global Earth Strike imMärz 2019 protestierten bereits
20.000 Schüler_innen in Wien und auch die nachfolgenden
Streiks zählen zu den größeren Protestereignissen der letzten
Jahrzehnte (Buzogány & Mikecz, 2019). Getragen von der
globalen Begeisterung und den emotionalen Botschaften von
Greta Thunberg, aber auch durch die Polarisierung der po-
litischen und gesellschaftlichen Diskussion um das „Schul-
schwänzen“, schenkten die Medien den Klimaprotesten viel
Aufmerksamkeit. Gleichzeitig konnte FFF österreichweit auf
lokale Strukturen bereits existierender Netzwerke aufbau-
en und sich durch ihre mit sozialen Medien aufgewachsene
Anhängerschaft sehr effizient landesweit organisieren (Naro-
doslawsky, 2020). Weiter verstärkt wurde die Wirkung der
Klimaproteste durch den Bruch der ÖVP-FPÖ-Regierung,
die kurzfristig anberaumten Neuwahlen und den von der Kli-
makrise dominierten Wahlkampf. Bei der Nationalratswahl
im September 2019, die nur zwei Tage nach dem größten al-
ler bisherigen Global Earth Strikes in Österreich stattfand,
sind die zuvor für eine Legislaturperiode nicht im Parlament
vertretenen Grünen wieder in dieses eingezogen, und zwar
mit dem bestenWahlergebnis ihrer Geschichte. Dieser Erfolg
war eine notwendige Voraussetzung dafür, dass die Grünen
darauffolgend zum ersten Mal als Koalitionspartner der ÖVP
in einer Bundesregierung vertreten waren (Daniel, Deutsch-
mann, Buzogány, & Scherhaufer, 2020).

Die Herausforderungen für die österreichische Klimapo-
litik sind besonders in den nächsten Jahren enorm groß. Im
Koalitionsabkommen 2020 hat die Bundesregierung verein-
bart, Klimaneutralität in Österreich bereits bis 2040, also
zehn Jahre vor der EU erreichen zu wollen. Um dieses Ziel
zu realisieren, müssten die Emissionen laut Berechnungen
des Wegener Center für Klima und Globalen Wandel der
Universität Graz bis 2030 um 57 Prozent im Vergleich zu

1990 reduziert werden (siehe Abb. 12.2).3 Da das Ziel der
Klimaneutralität für 2040 von der Bundesregierung im Al-
leingang ohne internationale Verpflichtungen gesetzt wurde,
die EU hingegen Klimaneutralität bis 2050 anstrebt, beträgt
das offizielle „effort sharing“-Ziel für Österreich lediglich
�47 Prozent bis 2030 im Vergleich zum Basisjahr 2005.4

Während also das österreichische Ziel auf eine Halbierung
der CO2-Verschmutzung innerhalb von nicht einmal 10 Jah-
ren hinauslaufen würde, erfordert das gegenüber der EU
verpflichtende Ziel eine vergleichsweise weniger ambitio-
nierte aber nichts desto trotz schwer erreichbare Reduktion.
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass derart ambitionierte
Zielsetzungen nur mit sehr weitreichenden, verbindlichen
politischen Eingriffen zu erreichen wären, die es in Öster-
reich bislang nie gegeben hat (weshalb alle Zielsetzungen
mit einer durch die Pandemie bedingten Ausnahme verfehlt
wurden). Was müsste geschehen, um mit dieser „klimapoli-
tischen Tradition“ zu brechen?

12.3 Notwendigkeiten und Bedingungen
für eine erfolgreiche Klima-Governance

Wenn die Treibhausgasemissionen bis 2030 tatsächlich um
rund 50 Prozent im Vergleich zu 1990 reduziert werden
sollen, braucht es eine dramatische Kehrtwende in der Kli-
mapolitik Österreichs, weg von Rhetorik und Symbolik hin
zu steuerungswirksamer politischer Substanz. Was Klima-
Governance in Österreich allgemein betrifft, wären dafür ein
weiterhin stark ausgeprägtes zivilgesellschaftliches Enga-
gement, ein durchsetzungsfähiges Klimaschutzministerium,
ein deutlich ambitionierteres Klimaschutzgesetz und eine für
ambitionierte Klimapolitik unterstützend wirkende Sozial-
partnerschaft von zentraler Bedeutung. Im Folgenden sollen
diese Voraussetzungen für eine zielorientierte Klimapolitik
näher erörtert werden.

Eine wesentliche Voraussetzung für ernsthafte Klimapo-
litik wurde 2019 mit der sich global ausbreitenden FFF-
Bewegung sichtbar. Das erstmals vorhandene breite zivil-
gesellschaftliche Engagement verwandelte den politischen
Teufelskreis („vicious circle“) einer überwiegend symbo-
lischen Klimapolitik ohne angemessene Wirkung in eine
positive Dynamik („virtuous circle“) des substanziellen Kli-
maschutzes (Climate Outreach, 2020). Erfahrungen aus den
Jahren 2007 bis 2010, als Klimaschutz ebenfalls zunächst an
Dynamik gewonnen hat und dann von der Finanz- und Wirt-
schaftskrise ausgebremst wurde, legen eines nahe: Wie sich

3 https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-
TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf, 30. April
2021.
4 https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:bb3257a0-e4ee-
11eb-a1a5-01aa75ed71a1.0001.02/DOC_2&format=PDF, 5 March
2022.

https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:bb3257a0-e4ee-11eb-a1a5-01aa75ed71a1.0001.02/DOC_2&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:bb3257a0-e4ee-11eb-a1a5-01aa75ed71a1.0001.02/DOC_2&format=PDF
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Abb. 12.2 Emissionsreduktionspfad zur Erreichung des Pariser Klimaziels in Österreich. (https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/
RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf, 30. April, 2021)

diese politische Dynamik entwickeln wird, hängt auch davon
ab, wie stark die zivilgesellschaftliche Bewegung nach der
COVID-19-Pandemie sein wird. Die 2019 von der Zivilge-
sellschaft ausgehende Dynamik im Klimaschutz müsste nun
neuerdings an Schwung gewinnen, um die Zielsetzungen für
2030 und 2040 erreichen zu können (Porta, 2021; Pleyers,
2020).

Als wesentliche strukturelle Voraussetzung für substanzi-
elle Klimapolitik wurde bereits bei Antritt der neuen Bun-
desregierung im Jänner 2020 ein umfassendes Ministerium
für Klimaschutz geschaffen, in dem einige für die Lösung
des Problems relevanten Kompetenzen des Bundes zusam-
mengeführt wurden. Ein neues Klimaschutzgesetz, das die
gravierenden Schwächen des bereits 2020 ausgelaufenen Ge-
setzes verbessert, war im Sommer 2022 nach wie vor in
geheimen Verhandlungen ohne öffentlichen Diskurs. Dabei
zeigte eine vergleichende Studie zu den Entstehungspro-
zessen von Klimaschutzgesetzen in Schottland, Österreich,

Dänemark und Schweden, dass sowohl öffentliche Diskurse
als auch parlamentarische Deliberationen zu deutlich ambi-
tionierten Klimaschutzgesetzen beigetragen haben (Nash &
Steurer, 2021).

Auch der stark verspätete Beschluss eines neuen Klima-
schutzgesetzes ist für die Erreichung der politischen Ziele für
2030 grundsätzlich problematisch. Studien zeigen, dass Kli-
maschutzgesetze dann zu sinkenden Emissionen beitragen
können, wenn sie zeitgerecht beschlossen werden (Dubash,
2020). Deren Wirksamkeit ist unter anderem darauf zurück-
zuführen, dass Klimaschutzgesetze die politischen Priori-
täten in Richtung Klimaschutz verschieben und zu einer
besseren sektorübergreifenden Integration von Klimapolitik
beitragen können (Matti et al., 2021).

Das 2011 in Österreich beschlossene und 2020 ausgelau-
fene Klimaschutzgesetz konnte dieses Potential nicht rea-
lisieren weil es im internationalen Vergleich sehr schwach
ausgeprägt war (Nash & Steurer, 2019; Nash & Steu-

https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
https://wegcwww.uni-graz.at/publ/downloads/RefNEKP-TreibhausgasbudgetUpdate_WEGC-Statement_Okt2020.pdf
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rer, 2021). Empirische Analysen zu Klimaschutzgesetzen
in anderen Ländern (so z. B. in Großbritannien, Schweden,
Dänemark, Finnland, Norwegen und Irland) zeigen, dass
diese vor allem dann nennenswerte Wirkung zeigen, wenn
sie folgende Mindestanforderungen erfüllen: Erstens sollten
mittel- und langfristige Ziele (zum Beispiel für 2030 und
2040) gesetzlich verankert werden. Zudem wäre eine ver-
fassungsrechtliche Verankerung des Rechts auf Klimaschutz
im Einklang mit dem Pariser Klimaschutz-Abkommen über-
legenswert. Zweitens sollten diese Ziele in verbindliche
CO2-Budgets für Sektoren übersetzt und Umsetzungsprozes-
se fixiert werden, ergänzt um einen Revisionsmechanismus,
der im Fall von überschrittenen CO2-Budgets automatisch in
Kraft tritt. Das würde Verantwortlichkeiten klären und Pla-
nungssicherheit verbessern. Drittens sollte das im Moment
sehr intransparente und politisch weitgehend irrelevante Kli-
maschutzkomitee abgeschafft und anstelle dessen ein poli-
tisch relevantes Koordinations-Gremium („Klima-Kabinett“)
sowie ein transparent agierendes Beratungsgremium von un-
abhängigen Wissenschafter_innen etabliert werden (Nash &
Steurer, 2019, 2022).

Dass der Beschluss eines Klimaschutzgesetzes allein
nicht ausreicht, zeigt das Beispiel Großbritannien. Dort wur-
de bereits 2008 das erste nationalstaatliche und noch dazu
vergleichsweise anspruchsvolle Klimaschutzgesetz weltweit
beschlossen, als das Thema hoch auf der politischen Agenda
stand. In den Krisenjahren nach 2010 wurde dieses jedoch
auf ein politisches Minimalprogramm reduziert, ohne for-
mal gegen gesetzlich verankerte Auflagen zu verstoßen. Das
Beispiel zeigt eindrucksvoll, dass die klimapolitische Praxis
weniger von den gesetzlichen Vorgaben, sondern vielmehr
vom öffentlichen Diskurs, von Wähler_innenpräferenzen,
dem sich daraus ergebenden Stellenwert von Klimapolitik
in der Parteienkonkurrenz bzw. der Regierungspolitik be-
stimmt wird (Carter & Jacobs, 2014; Carter, 2014). Somit
schließt sich auch hier wieder der Kreis zum Stellenwert
von Klimaschutz in der Zivilgesellschaft bzw. in der Wäh-
ler_innenschaft.

Bei den zahlreichen Wechselwirkungen zwischen Re-
gierungspolitik und gesellschaftlichem Diskurs sind Klima-
schutzgesetze allerdings nicht nur das Ergebnis von ver-
schiedenen Einflussfaktoren. Sie geben zivilgesellschaftli-
chen Akteur_innen umgekehrt auch Möglichkeiten, darin
verankerte Zielsetzungen bzw. angemessene politische Maß-
nahmen im Einklang mit dem Gesetz oder mit internatio-
nalen Verpflichtungen einzufordern und so den politischen
Druck zu erhöhen (Nash et al., 2021). In Deutschland und
Irland konnten zivilgesellschaftliche Akteur_innen den poli-
tischen Druck auch juristisch erhöhen. Die Regierungen der
beiden Länder wurden von Gerichten aufgrund von zivilge-
sellschaftlichen Klagen dazu angehalten, deren Klimapolitik
deutlich nachzubessern. So wurde in Irland ein Regierungs-
plan (National Mitigation Plan) vom Gericht verworfen,

weil dieser nicht mit den im Klimaschutzgesetz festgelegten
Zielen vereinbar war (O’Neill & Alblas, 2020). In Deutsch-
land haben Aktivist_innen die Bundesregierung vor dem
Bundesverfassungsgericht geklagt, weil das deutsche Kli-
maschutzgesetz internationalen Verpflichtungen zum Klima-
schutz nicht gerecht wurde. Das Bundesverfassungsgericht
gab den Kläger_innen recht und die deutsche Bundesregie-
rung wurde dazu verpflichtet, die im Klimaschutzgesetz ent-
haltenden Ziele nachzubessern. Die Bundesregierung kam
diesem Spruch innerhalb von wenigen Wochen nach.5

12.4 Akteure und Institutionen

Für die Klimapolitik bis 2019 war die Akteurskonstellation
sehr einseitig. Abgesehen von etablierten Umwelt-NGOs wie
Greenpeace, kleinen Protestgruppen wie „System Change
not Climate Change“ und Oppositionsparteien wie den Grü-
nen (später auch den Neos) gab es über Jahrzehnte hinweg
keine nennenswerten politischen Kräfte, die sich für mehr
Klimaschutz eingesetzt haben. Somit waren sich seit den
1990er Jahren alle Regierungen wechselnder Zusammenset-
zung mit den Bundesländern, den Sozialpartnern und großen
Teilen der Wähler_innenschaft darin einig, dass Klimaschutz
in erster Linie auf Freiwilligkeit beruhen bzw. möglichst we-
nig kosten sollte. Am deutlichsten wurde dies in dem in
Bezug auf CO2-Emissionen kaum regulierten Sektor Ver-
kehr. Während so gut wie alle ÖVP-Umweltminister_innen
das Prinzip der Freiwilligkeit in der österreichischen Kli-
mapolitik seit 1990 wiederholt betont haben, gab es nur in
wenigen Ausnahmen den Anspruch, verbindliche Maßnah-
men umzusetzen, die zugleich ein nennenswertes Potenti-
al zu Emissionsminderungen aufwiesen. Diese Ambitionen
sind jedoch meist am Widerstand anderer Ministerien (vor
allem jenen für Wirtschaft und Finanz), der Bundesländer
und/oder der Sozialpartner (vor allem am Widerstand der
Wirtschaftskammer, zum Teil auch an jenem der Industri-
ellenvereinigung) gescheitert (Pesendorfer, 2007; Steurer &
Clar, 2014; Steurer et al., 2020; Nash & Steurer, 2021; Rech-
nungshof Österreich, 2021).

Die Rolle der Bundesländer in der österreichischen Kli-
mapolitik wird im Sektor Raumwärme am deutlichsten, weil
dieser überwiegend in deren Verantwortung liegt. In diesem
Sektor haben sich die Emissionen zwar besser entwickelt
als in anderen Sektoren. Dennoch wurden Verbesserungen
der Energieeffizienz von Gebäuden durch Baustandards nicht
nur in Österreich durch die Bundesländer, sondern auch in
der Schweiz durch die Kantone wiederholt behindert bzw.
verzögert. Am deutlichsten wird die klimapolitisch brem-

5 https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/
Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html; https://www.zeit.de/
politik/deutschland/2021-05/klimaschutz-bundesregierung-klimaziele-
co2-ausstoss-treibhausgase, 6. März 2022.

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-05/klimaschutz-bundesregierung-klimaziele-co2-ausstoss-treibhausgase
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-05/klimaschutz-bundesregierung-klimaziele-co2-ausstoss-treibhausgase
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-05/klimaschutz-bundesregierung-klimaziele-co2-ausstoss-treibhausgase
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sende Rolle der Länder in einem Beispiel für Multi-Level
Governance, in der auch EU-Vorgaben eine Rolle spie-
len. Trotz deren Zuständigkeit für Baustandards haben die
Bundesländer eine EU-Richtlinie zur Energieeffizienz von
Gebäuden mehrere Jahre lang ignoriert. Ein Vertragsverlet-
zungsverfahren der EU konnte schließlich nur durch eine
verspätet abgeschlossene Vereinbarung zwischen Bund und
Ländern nach Artikel 15a der Bundesverfassung abgewendet
werden (Steurer et al., 2020). Aufgrund dieses und ähnlicher
Beispiele zur Gebäudepolitik sowie ähnlichen Beispielen aus
anderen föderal organisierten Bereichen der Klimapolitik
(wie z. B. der Wohnbauförderung oder der Raumplanung)
liegt der Schluss nahe, dass Föderalismus bei nationalen oder
globalen Herausforderungen wie Klimaschutz eher eine ver-
hindernde bzw. verzögernde Rolle spielt. Anders scheint es
nur dann zu sein, wenn Bundesregierungen oder Präsidenten
(wie z. B. in den USA unter Präsident Trump) klimapoliti-
sche Verpflichtung radikal ablehnen. In diesen Fällen können
föderale Strukturen ein klimapolitisches Vakuum auf der na-
tionalen Ebene zumindest teilweise kompensieren (Steurer
et al., 2020).

Städte und Gemeinden schöpfen ihre Möglichkeiten im
Klimaschutz in Österreich sehr unterschiedlich aus. Wäh-
rend es zahlreiche ambitionierte Ankündigungen und Ziel-
setzungen aber nur einige wenige Vorreiter-Initiativen der
Dekabonisierung in ausgewählten Sektoren gibt, hält sich
die große Mehrheit der Kommunen eher zurück und schöpft
ihre beschränkten aber für die Erreichung nationaler Ziel-
setzungen dennoch relevanten Möglichkeiten zur Emissi-
onsminderung bei weitem nicht aus. Diese Zurückhaltung
sowie die eingeschränkten kommunalen Kompetenzen erklä-
ren die Tatsache, dass Städte und Gemeinden das bis 2019
vorherrschende klimapolitische Vakuum des Bundes nur an-
satzweise und punktuell kompensieren konnten (Feichtinger
et al., 2021; Cittadino et al., forthcoming).

Neben den Ländern haben auch die im korporatistischen
politischen System Österreichs wichtigen Sozialpartner kli-
mapolitische Fortschritte wiederholt verhindert oder verwäs-
sert. Sie haben damit eine Tradition fortgesetzt, die bis zu
den Anfängen der Umweltpolitik in den 1970er Jahren zu-
rückverfolgt werden kann. Umweltpolitik war schon damals
meist nur dann ohne nennenswerten Widerstand möglich,
wenn er im Sinne einer ökologischen Modernisierung wirt-
schaftlichen Interessen dienlich war (Pesendorfer, 2007).6

Diese umweltpolitische Tradition dominiert das Politikfeld
Klima bis heute (Steurer & Clar, 2014; Clar & Scherhaufer,
2021). Alle Sozialpartner und die nicht zu den Sozialpart-
nern zählende Industriellenvereinigung haben sich bis vor
wenigen Jahren regelmäßig gegen anspruchsvolle klimapo-
litische Zielsetzungen sowie Maßnahmen geäußert, die nicht

6 Untersuchungen zu Deutschland zeigen, dass dies kein österreichi-
sches Spezifikum darstellt (Bohnenberger et al., 2021).

mit einem unmittelbaren wirtschaftlichen Vorteil verbunden
sind. Damit konnten sie wiederholt die Politik verschiedener
Regierungen maßgeblich beeinflussen (Niedermoser, 2017,
S. 133–136; Pfoser, 2014). Brand & Pawloff (2014) füh-
ren dieses nach wie vor dominante Governance-Muster auch
auf interessensgeleitete Selektionsmechanismen zurück, die
gerade in neo-korporatistischen Systemen darüber entschei-
den, was überhaupt auf die politische Agenda kommt. Dabei
funktioniert die Sozialpartnerschaft „wie ein Filtersystem,
das mit wirtschaftlichen Interessen nicht konforme Posi-
tionen und Maßnahmenvorschläge aussortiert, bevor sie in
einem parlamentarischen Rahmen diskutiert werden kön-
nen“ (vgl. Kap. 14).

Aktuelle Wortmeldungen und Lobbying-Initiativen zei-
gen, dass besonders die Wirtschaftskammer unverändert
entschlossen am Zeitalter fossiler Energien festhält. Wie
schon vor Jahrzehnten (Pesendorfer, 2007), werden klima-
politische Maßnahmen noch heute oft als „wirtschaftsfeind-
lich“ bzw. als „Arbeitsplatzvernichtung“ kritisiert.7 Auf-
grund ihrer inhaltlichen (Pesendorfer, 2007; Abstiens et al.,
2021; Pernicka, 2020) und institutionell-personellen Nähe
zur Langzeit-Regierungspartei ÖVP (Pernicka, 2020; Pas-
ter, 2020) verhindert die Wirtschaftskammer nach wie vor
klimapolitische Maßnahmen in den meisten relevanten Sek-
toren (Pesendorfer, 2007; Niedermoser, 2017; Steurer &
Clar, 2014; Clar & Scherhaufer, 2021). Zuletzt rühmte sich
ihr Präsident beispielsweise damit, die aus klimapolitischer
Sicht längst überfällige Abschaffung des so genannten Die-
selprivilegs (d. h. die steuerliche Begünstigung von Diesel
gegenüber Benzin) im Zuge der Steuerreform 2021 erfolg-
reich „wegverhandelt“ zu haben.8 Parallel dazu zeigt sich
bei Arbeiterkammer und Gewerkschaften in den letzten Jah-
ren ein langsamer Prozess des Umdenkens, der innerhalb der
Gewerkschaften allerdings durchaus umstritten ist (Brand &
Niedermoser, 2019; Niedermoser, 2017; Segert, 2016; Soder
et al., 2018; vgl. Kap. 14).

Das institutionell sowie strukturell geprägte Zusammen-
spiel dieser politischen Kräfte hatte zur Folge, dass sich
Österreich seit dem EU-Beitritt im Jahr 1995 von einem um-
weltpolitischen Vorreiter in einen Opportunisten verwandelt
hat (Steurer & Clar, 2014; Clar & Scherhaufer, 2021; Steu-
rer et al., 2020). Progressive Umweltpolitik war seither am

7 https://www.derstandard.at/story/2000112505212/vertraulicher-
klimaplan-der-regierung-ging-an-konzerne#posting-1048230266;
https://www.derstandard.at/story/2000122329635/wirtschaft-vs-
wirtschaft-im-klimaschutz-wko-und-unternehmen-sind-uneins;
https://www.falter.at/zeitung/20161109/klima-der-irrweg-der-kammer/
a528317b65; https://www.falter.at/zeitung/20210203/die-durch-die-
finger-schauen/_597b52d60d; 8. Mai 2021.
8 https://kurier.at/politik/inland/mahrer-wir-haben-die-abschaffung-
des-dieselprivilegs-wegverhandelt/401759742, 22. Oktober 2021.
Zum Naheverhältnis zwischen ÖVP und WKO, siehe auch https://
www.derstandard.at/story/2000112505212/vertraulicher-klimaplan-
der-regierung-ging-an-konzerne, 8. Mai 2021.

https://www.derstandard.at/story/2000112505212/vertraulicher-klimaplan-der-regierung-ging-an-konzerne#posting-1048230266
https://www.derstandard.at/story/2000112505212/vertraulicher-klimaplan-der-regierung-ging-an-konzerne#posting-1048230266
https://www.derstandard.at/story/2000122329635/wirtschaft-vs-wirtschaft-im-klimaschutz-wko-und-unternehmen-sind-uneins
https://www.derstandard.at/story/2000122329635/wirtschaft-vs-wirtschaft-im-klimaschutz-wko-und-unternehmen-sind-uneins
https://www.falter.at/zeitung/20161109/klima-der-irrweg-der-kammer/a528317b65
https://www.falter.at/zeitung/20161109/klima-der-irrweg-der-kammer/a528317b65
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ehesten in jenen Bereichen möglich, wo auch auf kurze Sicht
wirtschaftliche Vorteile zu erwarten waren, so z. B. beim
weiteren Ausbau der Wasserkraft, der ökologischen Land-
wirtschaft als Nischenstrategie und bei der Gewässerrein-
haltung als Beitrag zu qualitativ hochwertigem Tourismus.
Diese Art der Umweltpolitik spiegelt jenes Natur- bzw. das
Umweltschutzverständnis der Industrie und der Wirtschafts-
kammer 1:1 wider, das Pesendorfer (2007, S. 51) in seinem
Buch „Paradigmenwechsel der Umweltpolitik“ wie folgt auf
den Punkt bringt: „Wir müssen die natürlichen Ressourcen
schützen, also die natürlichen Ressourcen als ein Produkti-
onsmittel (Luft, Wasser) – das ist die Nachhaltigkeit“ (Pesen-
dorfer, 2007, S. 51). Da ein stabiles Klima von weiten Teilen
der Gesellschaft im Allgemeinen und von den Sozialpartnern
(allen voran von der Wirtschaftskammer) im Speziellen lan-
ge Zeit nicht als wirtschaftlich relevantes Produktionsmittel
erkannt wurde, war diese zentrale Voraussetzung für eine
den eigenen Zielsetzungen gerecht werdende Klimapolitik
nicht gegeben. Das erklärt, warum sich Wirtschaftskammer
und Volkspartei bis heute wiederholt gegen potenziell wirk-
same Maßnahmen im Politikfeld Klima stellen und warum
Österreich bisher sämtliche Ziele im Klimaschutz verfehlt
hat. Das erklärt auch, warum für die 2012 zu Ende gegange-
ne Kyoto-Periode wirksamer Klimaschutz im Inland durch
kosteneffiziente Zertifikatskäufe im Ausland opportunistisch
ersetzt wurde (Steurer & Clar, 2014, S. 346). Angesichts
stark steigender Preise für eine Tonne CO2 am Zertifikats-
markt sieht es derzeit allerdings nicht so aus, als könnte diese
Strategie bis 2030 fortgeführt werden.

Aufgrund der kaum wirksamen Governance und Politik
zur Klimakrise in Österreich waren kleine klimapolitische
Fortschritte bis 2020 durchwegs auf EU-Vorgaben zurückzu-
führen (Steurer & Clar, 2014). Dies ist insofern bemerkens-
wert, als Österreich vor dem EU-Beitritt ein umweltpoliti-
scher Vorreiter war und befürchtet wurde, dass die damals
vergleichsweise hohen Umweltschutzstandards in Österreich
durch die EU unter Druck geraten werden (Pesendorfer,
2007). Allerdings sind auch die durch die EU-Mitgliedschaft
bedingten klimapolitischen Fortschritte in Österreich ver-
gleichsweise klein ausgefallen. Dies gilt sowohl für die
vom EU-Emissionshandel (ETS) erfassten Emissionen aus
den Sektoren Industrie und Energieerzeugung, als auch für
alle anderen Non-ETS-Sektoren. Fortschritte in den ETS-
Sektoren Industrie und Energie fielen bis 2020 klein aus, weil
der Preis für CO2-Emissionen unwirksam gering war. Das
ETS fungierte bis Ende der 2010er-Jahre als „trojainsches
Pferd des Klimaschutzes“: es schützte die erfassten Sek-
toren vor ambitioniertem Klimaschutz, auch in Österreich
(Markard & Rosenbloom, 2020). In den Non-ETS-Sektoren
(wie z. B. Gebäude, Verkehr oder Landwirtschaft) gab es im-
mer wieder verpflichtend umzusetzende EU-Richtlinien, die
die Klimapolitik in Österreich geringfügig verbessert haben
(z. B. zur Energieeffizienz allgemein oder zur Energieeffi-

zienz von Gebäuden). Darüberhinaus hatten internationale
Verpflichtungen der EU, die mittels „effort sharing“ an
die einzelnen Mitgliedstaaten weitergegeben wurden, keine
nennenswerte Lenkungswirkung auf die Klimapolitik Ös-
terreichs. Der Grund dafür ist in einem Schlupfloch der
UN-Klimaschutz-Architektur zu finden.

Laut UN-Abkommen können international vereinbarte
Emissionsreduktionen durch Maßnahmen im Inland und
Ausland abgedeckt werden, wobei letztere durch Zertifikats-
käufe einem Land angerechnet werden. Um Klimaschutz im
Inland nicht gänzlich durch Zertifikatskäufe vermeiden zu
können, haben sich die Vertragsparteien dazu verpflichtet,
weniger als die Hälfte der nötigen Emissionsreduktionen im
Ausland zuzukaufen. Wie war es dann trotzdem möglich,
dass Österreich das Klimaschutzziel der bis 2012 dauernden
Kyoto-Periode vollständig durch Zertifikatskäufe im Aus-
land geschlossen hat? Österreich konnte sich nur deshalb aus
der Kyoto-Periode „freikaufen“, weil die EU als Ganzes Ver-
tragspartei des UN-Klimaschutzabkommens ist. Somit galt
die Regel für Klimaschutz im Inland für Österreich nicht.
Im Unterschied dazu musste etwa die Schweiz als national-
staatliche Vertragspartei im Kyoto-Protokoll die zugesagten
Emissionsminderungen „überwiegend im Inland“ statt durch
Zertifikatskäufe im Ausland erfüllen (UNFCCC, 1992). Ös-
terreich konnte also dank EU-Mitgliedschaft Emissionsre-
duktionen im Inland in opportunistischer Weise vermeiden
(Steurer et al., 2020).

Sofern das Ziel der Bundesregierung, bereits 2040 (al-
so 10 Jahre vor der EU) klimaneutral zu werden, mehr als
symbolische Politik sein soll, wird die EU-Mitgliedschaft im
Unterschied zur Kyoto-Periode eine besondere Herausfor-
derung mit sich bringen. Das EU-Emissionshandelssystem
ETS, das in Österreich etwa 56 Prozent aller CO2- und
37 Prozent aller Treibhausgas-Emissionen abdeckt, strebt
Klimaneutralität erst im Jahr 2050 an. Das ist eine pro-
blematische „Mehrebenen-Diskrepanz“, die auf vier Arten
aufgelöst werden kann: (1) die EU zieht Klimaneutralität
für den ETS-Bereich ebenfalls auf 2040 vor; (2) Österreich
reguliert die heimische Industrie in Ergänzung zum ETS
im Alleingang; (3) zu hohe Industrie-Emissionen werden
in anderen Bereichen (wie z. B. Landwirtschaft) kompen-
siert; (4) Österreich revidiert die Zielsetzung für 2040 und
strebt Klimaneutralität nur mehr für Emissionen außerhalb
des ETS an. Aus heutiger Sicht erscheinen nur die erste und
die letzte Möglichkeit als politisch machbar, wobei Letzteres
nicht mehr als eine „halbe Klimaneutralität“ wäre. Da Klima-
neutralität bis 2040 mehr als eine Halbierung der Emissionen
schon bis 2030 erfordern würde, Österreich von diesem Ziel-
pfad allerdings nach wie vor deutlich abweicht und bislang
auch keine entsprechenden Kurskorrekturen eingeleitet wur-
den (Umweltbundesamt, 2021), ist derzeit allerdings nicht
davon auszugehen, dass es sich dabei um mehr als symbo-
lische Politik handelt.
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Wenn wir die österreichische „Klimaschutz-Ordnung“ mit
der Straßenverkehrsordnung vergleichen, dann haben wir
nach wie vor nur unverbindliche Tempolimits (also Sektor-
Ziele, die lediglich „Geschwindigkeits-Empfehlungen“ sind)
und Radarkontrollen für einzelne Sektoren (Emissionsmes-
sungen), aber Kosten für Übertretungen werden kollektiv
vom Steuerzahler beglichen. Für die Übertretung des Kyoto-
Ziels waren dies knapp 700 Millionen Euro (Steurer & Clar,
2014, S. 332). Ein Verfehlen des Ziels für 2030 würde an-
gesichts hoher CO2-Preise voraussichtlich ein Vielfaches an
Kosten verursachen. Metaphorisch gesprochen funktioniert
die österreichische Klimapolitik bislang also wie eine auf
Empfehlungen aufbauende „Straßenverkehrs-Unordnung“,
in der für Übertretungen keine individuellen Strafen oder
andere korrigierenden Eingriffe vorgesehen sind. Dies ist
in vielen anderen Ländern zwar ähnlich (Nash & Steu-
rer, 2019), allerdings klafften Zielsetzungen und tatsächliche
Emissionen in kaum einem Land der EU so drastisch aus-
einander, wie in Österreich (Rechnungshof Österreich, 2021,
S. 22 f.).

Wenn die Bundesregierung sicherstellen will, dass Länder
und Sektoren ihre CO2-Ziele bzw. -Budgets einhalten, dann
müsste ein verbindliches Klimaschutzgesetz einen entspre-
chend starken Anreiz dafür geben, z. B. indem der Kosten-
teilungsschlüssel an den Grad der Zielverfehlung angepasst
und auf Bundesministerien ausgeweitet wird, oder indem bei
Verfehlungen Kompetenzen verlagert, Budgets gekürzt oder
zu wenig wirksame Maßnahmen rasch nachgebessert wer-
den (Nash & Steurer, 2019; Rechnungshof Österreich, 2021).
Wenn die Bundesregierung die Ziele für 2030 und 2040 im
Inland erreichen will, dann wird das, analog zu einer funktio-
nierenden Straßenverkehrsordnung, nur möglich sein, wenn
eine verbindliche, kontrollierte und mit Sanktionen versehe-
ne „Emissions-Ordnung“ etabliert wird, deren Einhaltung für
die verantwortlichen Akteure auch budgetär günstiger ist als
deren Nichteinhaltung. Auf dieser Governance-Grundlage
wären Policies wie z. B. klima-positive Wohnbaustandards
im Neubau leichter durchsetzbar (siehe auch Abschn. 4.1).

Die nach wie vor bestehende „Emissions-Unordnung“ in
eine Paris-konforme „Emissions-Ordnung“ zu überführen,
ist allerdings ein sehr voraussetzungsvolles Vorhaben. Es
müsste nicht nur von mehreren Bundesregierungen in Fol-
ge geschlossen getragen werden. Sowohl die Sozialpartner
als auch die Bevölkerung spielen dabei ebenfalls eine ent-
scheidende Rolle. Um zu verhindern, dass sich einflussreiche
Sozialpartner weiterhin regelmäßig gegen Paris-konforme
Klimapolitik stellen, wäre eine Reform dieser Institution
hilfreich. Zum einen könnte der gesetzliche Auftrag der be-
stehenden Sozialpartner so formuliert werden, dass Lobby-
ing gegen klimapolitische Maßnahmen (wie z. B. Lobbying
gegen ein Verbot von Öl- und Gasheizungen) nicht mehr

möglich wäre. Zum anderen ist zu bedenken, dass die So-
zialpartnerschaft nur soziale und ökonomische Interessen
repräsentiert und die ökologische Dimension nachhaltiger
Entwicklung vernachlässigt. Sie spiegelt somit die gesell-
schaftliche Problemlage des 19. und frühen 20. Jahrhunderts
wider. Um den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts an-
gemessen begegnen zu können, müsste die Institution Sozial-
partnerschaft um eine gleichwertige Umweltkammer ergänzt
werden (Hochgerner et al., 2016, S. 37).

Wie in der Vergangenheit wird die Wähler_innenschaft
auch in Zukunft den Kurs der österreichischen Klimapoli-
tik maßgeblich mitbestimmen. Vor diesem Hintergrund wird
deutlich, wie wichtig EU-Ziele und -Verpflichtungen so-
wie breites gesellschaftliches und mediales Engagement für
Klimaschutz sind. Im Jahr 2019 haben es Fridays for Fu-
ture und andere Klimabewegungen geschafft, den Diskurs
in Politik und Gesellschaft für mehrere Monate zu prägen
und Regierungen von der Legitimität klimapolitischer An-
liegen zu überzeugen (Daniel et al., 2020). Zudem zeigte
das im Jahr 2020 durchgeführte Klimavolksbegehren ein-
drücklich, dass nicht immer die Zahl der Unterschriften bzw.
Beteiligten ausschlaggebend für politischen Einfluss ist. Die
von der Bundesregierung gesetzten Initiativen zur Überar-
beitung des Klimaschutzgesetzes sind maßgeblich auf dieses
direktdemokratische Mittel zurückzuführen. Damit die Go-
vernance der Bewältigung der Klimakrise mehr gerecht wer-
den kann, wird auch in Zukunft zivilgesellschaftlicher Druck
sowohl über konventionelle (z. B. Wahlen, Volksabstimmun-
gen, Volksbegehren und Petitionen) als auch über unkon-
ventionelle Partizipationsmethoden (z. B. Demonstrationen,
Proteste), aber auch stärker strukturierte Beteiligungsmetho-
den wie Planungszellen, Zukunftsräte und Bürger_innenräte
notwendig sein (Newig & Kvarda, 2012; Poier, 2015; Nanz
& Leggewie, 2016; Biegelbauer & Kapeller, 2017; Kapeller
& Biegelbauer, 2020; Scherhaufer et al., 2021).

In Österreich, wie auch weltweit, sind in den letz-
ten Jahren Forderungen nach der Einrichtung von Bür-
ger_innenräten laut geworden (Nanz& Leggewie, 2016; Ehs,
2020). Verbunden damit ist nicht nur die Hoffnung, den
Klimadiskurs weiterzuentwickeln, sondern auch die reprä-
sentative Demokratie mit neuen, partizipativen und delibe-
rativen Elementen zu ergänzen. Durch deliberative Mini-
Öffentlichkeiten kann ein repräsentativer und zufällig aus-
gewählter Querschnitt der Bevölkerung Lösungsansätze für
komplexe Probleme erarbeiten. Die Literatur zur deliberati-
ven und partizipativen Demokratietheorie zeigt, dass derarti-
ge Verfahren bei einer guten Planung und Prozessgestaltung
die demokratische Qualität der Entscheidungsfindung er-
höht, die Emanzipation der Bürger_innen durch Mit- bzw.
Selbstbestimmung steigert, soziales Lernen sowie gelebte
Verantwortung ermöglicht (Dryzek, 2000; Pateman, 1970;
Schmidt, 1995; Barnes & Kaase, 1979; Renn et al., 1995;
Newig, 2011; kritisch dazu Schäfer & Schön, 2013). Die Er-
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fahrungen bereits durchgeführter Bürger_innenräte in Irland,
Frankreich, Schottland oder Dänemark weisen darauf hin-
zeigen, dass neben essenziellen prozeduralen Faktoren wie
Auswahlkriterien, Ablaufregeln, Transparenz und Unterstüt-
zung durch Expert_innen auch auf eine enge Verbindung zu
den etablierten repräsentativ-demokratischen Teilen des po-
litischen Systems zu achten ist (Devaney et al., 2020; OECD,
2020). Vor diesem Hintergrund ist die im März 2021 erfolgte
Ankündigung der Bundesregierung, einen Bürger_innenrat
zum Klimaschutz in Österreich einzurichten, ein sinnvoller
Schritt, repräsentative Demokratie durch mehr Partizipation
und Deliberation funktional zu ergänzen. Wie das Vorarl-
berger Modell zeigt, können diese Governance-Innovationen
auch dauerhaft im politischen System verankert werden
(Trettel et al., 2017). Eine Fortführung und Institutionalisie-
rung partizipativer und deliberativer Elemente ist auch im
Zusammenhang mit dem von Jänner bis Juni 2021 erstmals
auf Bundesebene durchgeführten Klimarat (https://klimarat.
org) zu wünschen (Clar et al., 2023; Scherhaufer et al.,
forthcoming). Anregungen und Beispiele der Verstätigung
derartiger partizipativer Instrumente zum Beispiel mit Hilfe
von permanenten Foren deliberativer Demokratie oder auch
in verschränkter Form mit bestehenden Parlamenten können
unter anderem bereits auf regionaler Ebene in Belgien gefun-
den werden (Macq & Jacquet, 2022).

Allerdings wäre es kurzsichtig, alleine vom Ausbau par-
tizipativer und deliberativer Elemente eine grundlegende
politische Wende zu erwarten. Diese muss gleichzeitig an
mehreren Stellen ansetzen. Neben den weiter oben genann-
ten Protesten, zivilgesellschaftlichen Engagement und For-
men der direkten Demokratie sollten auch Parlamente dabei
eine wichtige Rolle spielen. Hier kann sich Österreich etwa
an das finnische Parlament orientieren wo Belange „zukünf-
tiger Generationen“ in einem eigenen Ausschuss behandelt
werden (Koskimaa und Raunio, 2020; Smith, 2021). Auch
in Deutschland wurde mit dem Parlamentarischen Beirat
für nachhaltige Entwicklung (PBnE) eine neue Form von
parlamentarischer Teilnahme an der Klima- und Nachhaltig-
keitspolitik etabliert (Kinski und Whiteside, 2022).

Eine der Klimakrise einigermaßen angemessene Klima-
politik hat in Österreich erst 2020 in wenigen Bereichen
(wie z. B. dem Ziel, die gesamte Stromversorgung bis 2030
emissionsfrei zu machen) bzw. nur ansatzweise begonnen.
Folglich weicht Österreich nach wie vor weit von jenem
Zielpfad ab, der sich aus der selbst gesteckten Vision, bis
2040 klimaneutral werden zu wollen, ergeben würde. Wie
die Erfahrungen des Jahres 2019 gezeigt haben, wurden die
kleinen Fortschritte nicht durch bessere Governance „von
oben“, sondern durch eine gesellschaftspolitische Dynamik
„von unten“ ermöglicht. Die nun anstehende gesellschaft-
liche Herausforderung besteht darin, diese Dynamik nach
der COVID-19-Pandemie neuerdings in Gang zu setzen und
in der Folge auf nationale, europäische und internationale

Klimapolitik zu übertragen. In Kombination mit entschlos-
senem klimapolitischem Leadership, könnte der „vicious
circle of inaction“ dauerhaft in einen „virtuous circle of cli-
mate action“ verwandelt werden (Climate Outreach, 2020).
Ohne gesellschaftliche Dynamik und/oder politisches Lea-
dership wird die nun anstehende Transformation zu einer
klimaneutralen Gesellschaft nicht oder nur stark verzögert
gelingen.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Dynamik

� In der wissenschaftlichen Debatte werden Innova-
tionen inzwischen weitgehend als soziotechnische
Phänomene behandelt. In der Politik beginnt sich
dieses soziotechnische Verständnis ebenfalls durch-
zusetzen, auch wenn traditionelle technologiezen-
trierte Ansätze („Technology Push“) nach wie vor
häufig anzutreffen sind. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� In Österreich lassen sich erste gelungene Beispie-
le einer neuen Generation transformativ angeleg-
ter Politikstrategien und ihrer Implementierung in
Form konkreter Maßnahmen und Programmen fest-
stellen. (hohe Übereinstimmung, mittlere Literatur-
basis)

Notwendige Veränderungen

� Das Zusammenwirken von technologischen und so-
zialen, organisatorischen und institutionellen Inno-
vationen wird als zentral für einen Systemwandel
angesehen. Wenn es gelingt, dieses soziotechnische
Verständnis, das angebotsseitige (z. B. Forschung
und Entwicklung) und nachfrageseitige (z. B. ge-
sellschaftliche Bedarfe) Impulse gleichberechtigt
als Determinanten von Innovation betrachtet, im
Rahmen einer stärker transformativen und klima-
freundlichen Politik zu verankern, dann erweitert
sich der Handlungsraum auf dem Weg hin zu einer
klimafreundlichen Gesellschaft beträchtlich. (mitt-
lere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

Strukturen und Akteur_innen

� Der verbreitete Einsatz von klimafreundlichen so-
ziotechnischen Innovationen in der Praxis ist ent-
scheidend dafür, ob sie eine positive Wirkung im
Hinblick auf eine klimafreundliche Gesellschaft ha-
ben werden. (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis)

� Zu den zentralen Hindernissen auf dem Weg zu
einer klimafreundlicheren Governance zählen die
Versäulung politischer Verantwortlichkeiten mit ih-
ren jeweiligen Eigenlogiken und der Mangel an
längerfristigem und strategisch adaptivem Politik-
lernen. (mittlere Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis)

Gestaltungsoptionen

� Die mit soziotechnischen Innovationen und ih-
rer Anwendung verbundenen komplexen Dynami-
ken und Ungewissheiten hinsichtlich ihrer Wir-
kungen erfordern neuartige Governance-Konzepte,
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insbesondere hinsichtlich (1) des Zusammenwir-
kens von Innovationspolitik und Sektorpolitiken so-
wie (2) der Einbeziehung breiterer Gruppen von
Stakeholdern in Politikprozesse. (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis)

� Damit einher geht ein Wandel des staatlichen Rol-
lenverständnisses in Bezug auf komplexe Prozesse
soziotechnischer Transformationen. Statt mechanis-
tischer Planung und Steuerung von Transforma-
tionsprozessen wird verlässliche und richtungsge-
bende („direktionale“) Orientierung im Hinblick
auf klimafreundliche soziotechnische Innovationen
sowie eine moderierende und mobilisierende Rol-
le des Staates in Bezug auf private wie öffentliche
Akteur_innen nahegelegt (z. B. durch zukunftsge-
richtete Prozesse der Visionsentwicklung und Or-
chestrierung, Roadmapping mit partizipativem Fo-
resight etc.). (mittlere Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis)

� Eine Mischung aus verschiedenen angebots- und
nachfrageseitigen Politikinstrumenten ist geeignet,
um Prozesse des Systemwandels anzustoßen und zu
begleiten. Die Instrumente können dabei von der
Forschungs- und Innovationsförderung bis hin zur
Regulierung und Beschaffung (z. B. grüne und in-
novationsorientierte Beschaffung, vorwettbewerbli-
che Prozesse) reichen. (mittlere Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis)

� Dabei besteht häufig die Notwendigkeit einer expe-
rimentellen Erprobung des Zusammenwirkens von
unterschiedlichen angebots- und nachfrageseitigen
Politikinstrumenten (z. B. mit Hilfe von Reallabo-
ren, regulatorischen Experimenten, Pilotregulierun-
gen, Regulatory Sandboxes etc.), die durch entspre-
chende Monitoring-, Lern- und (begleitende) Eva-
luierungsprozesse über längere Zeiträume begleitet
werden. (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis)

13.1 DerWandel des Innovationsverständnisses
in Wissenschaft und Politik

Neue technologische und nichttechnologische Entwicklun-
gen und damit zusammenhängende soziotechnische Innova-
tionen spielen eine wichtige Rolle, um Transformationen hin
zu einer klimafreundlicheren Gesellschaft zu erreichen. Ge-
rade in hoch klimarelevanten Bereichen wie Mobilität, Ener-
gieerzeugung, -versorgung und -nutzung oder Nahrungs-
mittelversorgung und Ernährung ist die Verknüpfung neuer
technologischer Optionen mit organisatorischen Innovatio-

nen und Verhaltensänderungen zentral, um gesellschaftliche
Veränderungen im Sinne der Bewältigung der Klimakrise an-
zustoßen und zu ermöglichen. Die soziale Dimension von
Innovation ist sowohl für deren Gehalt als auch für deren
Aufgreifen in der Breite von hoher Relevanz.

Das Potenzial von soziotechnischen Innovationen wird
von der Politik zunehmend erkannt, der Begriff der Innova-
tion ist daher meist positiv konnotiert (Godin, 2015). Diese
Erkenntnis hat im Laufe der vergangenen rund zehn Jahre
zu einem normativen Wandel in der Forschungs- und Inno-
vationspolitik geführt (Daimer et al., 2012; Biegelbauer &
Weber, 2018; Uyarra et al., 2019), der sich in neuen Begrün-
dungsmustern, Governance-Prozessen und Instrumentarien
der F&I-Politik manifestiert (Weber & Rohracher, 2012).
Dieser Wandel zeigt sich insbesondere darin, dass kom-
plementär zur traditionellen Betonung von wirtschaftlichen
Zielen – wie der Steigerung von Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung, für die die strukturelle Innovationsfähigkeit
einer Volkswirtschaft eine wichtige Rolle spielt – auch zu-
nehmend richtungsgebende, direktionale Zielsetzungen in
der F&I-Politik betont werden (Schot & Steinmueller, 2018;
Wanzenböck et al., 2020). Die direktionale Ausrichtung von
Forschungs- und Innovationspolitik zielt auf die Bewälti-
gung verschiedener gesellschaftlicher Herausforderungen ab
und orientiert sich auch an den UN-Nachhaltigkeitszielen.
Sie ist eingebettet in eine programmatische Weiterentwick-
lung der europäischen Politikziele, die sich in Strategien wie
dem European Green Deal (European Commission 2019;
European Commission 2021a) oder der industriepolitischen
Strategie der digitalen und grünen Twin Transition (Euro-
pean Commission 2020) widerspiegeln.

In Bezug auf Forschungs- und Innovationspolitik wird
diese Veränderung vor allem in den Rahmenprogrammen
für Forschung und Innovation sichtbar, wo mit dem vergan-
genen Horizon-2020-Rahmenprogramm explizit direktional
ausgerichtete Ziele aufgenommen und nun mit dem neu-
en Rahmenprogramm Horizon Europe auch in Form neuer
Instrumentarien wie den EU-Missionen (European Commis-
sion 2021b) konkretisiert wurden. Vier der fünf von der
EU-Kommission gemeinsam mit Rat und Parlament be-
schlossenenMissionen in Horizon Europe besitzen eine hohe
Klimarelevanz.1 Die neuen Instrumentarien in Horizon Eu-
rope, wie Missionen und bestimmte Arten Europäischer
Partnerschaften (European Commission, 2021c; European
Commission, 2021d), sind auch eine Reaktion auf die unbe-
friedigende Übersetzung der programmatischen Ambitionen
von Horizon 2020 in operative Instrumentarien und Arbeits-
programme (European Commission, 2017).

1 Diese vier Missionen beziehen sich auf die Missionsfelder „Climate-
Neutral and Smart Cities“, „Soil Health and Food“, „Climate Adapta-
tion, including Societal Transformation“ und „Healthy Oceans, Seas,
Coastal and Inland Waters“.
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In Österreich ist es – aufbauend auf einer lang-
jährigen Tradition thematisch ausgerichteter Forschungs-,
Technologie- und Innovationsförderprogramme– in den letz-
ten Jahren ebenfalls zu Veränderungen im institutionellen
Umfeld für soziotechnische Innovationen gekommen. Im
Zuge der seit Mitte der 1990er Jahre in Österreich ein-
geführten thematischen FTI-Förderprogramme in Bereichen
wie Energie, Verkehr/Mobilität oder Bauen wurde das Ar-
gument der sogenannten „Doppeldividende“ vertreten, dass
darauf abzielt, mithilfe dieser Programme sowohl industrie-
als auch umweltpolitische Ziele undWirkungen zu verfolgen
(Meyer et al., 2009). Das große Augenmerk, das die aktuelle
Bundesregierung auf die Klimaziele bis 2030 legt (Bundes-
kanzleramt, 2020), hat nicht nur die Aufmerksamkeit für
direktionale Maßnahmen, die klimafreundliche Innovatio-
nen bevorzugt unterstützen sollen, erhöht, sondern vor allem
auch für umsetzungsorientierte Maßnahmen, die rasche Wir-
kungen auf die österreichische Emissionsbilanz bis 2030
erwarten lassen. In dieser Hinsicht spielen insbesondere die
Maßnahmen des Klima- und Energiefonds wie beispielswei-
se die Vorzeigeregionen eine wichtige Rolle (UBA, 2021).

Im internationalen Vergleich zeichnet sich die österreichi-
sche öffentliche Forschungsfinanzierungs- und Förderland-
schaft durch einen hohen Anteil nicht direktionaler Mittel
aus (OECD, 2018; Buchinger et al., 2017). Dies lässt sich
auf drei Faktoren zurückführen:2 (1) einen hohen Anteil
universitärer Grundfinanzierung (OECD, 2018), (2) die ho-
he und in den letzten Jahren weiter gestiegene Bedeutung
ungerichteter steuerlicher Anreize für private Forschungs-
und Entwicklungs(F&E)-Investitionen wie der Forschungs-
prämie (OECD, 2018) und (3) den hohen Anteil themen-
offener Förderprogramme, insbesondere im angewandten
Bereich (z. B. Basisprogramme der FFG, Kompetenzzen-
trenprogramm COMET). Mehr als 60 Prozent der F&E-
Ausgaben in Österreich werden von privaten in- und aus-
ländischen Unternehmen getätigt (BMBWF, BMK, BMDW,
2021; OECD, 2018). Zu den zentralen Empfehlungen des
OECD Innovation Policy Review für Österreich zählt daher,
dass eine stärkere Ausrichtung auf Themen (1) mit Bezug
zu gesellschaftlichen Herausforderungen, (2) mit Relevanz
für Prioritäten des EU-Rahmenprogramms Horizon Europe
und (3) mit entsprechenden internationalen Partnern verfolgt
werden soll (OECD, 2018).

In den vergangenen 20 Jahren haben sich die F&E-
Ausgaben in Österreich dynamisch entwickelt. Die F&E-
Quote zählt inzwischen mit 3,23 Prozent (2020) zu den
höchsten in Europa (vgl. OECD, 2018; BMBWF, BMK,
BMDW, 2021). Das verweist auf eine deutliche Stärkung der

2 Vergleiche hierzu im Detail die österreichischen Forschungs- und
Technologieberichte der vergangenen Jahre, in denen wiederholt die
Aufteilung der öffentlichen Forschungs- und Innovationsförderung un-
tersucht wurde.

Forschungs- und Innovationsfähigkeit Österreichs. Während
dies grundsätzliche eine positive Entwicklung ist, stellt sich
die Frage, ob sie neben der Stärkung der Forschungs- und
Innovationsleistung von Universitäten, Forschungseinrich-
tungen und Unternehmen auch hinreichend zur Bekämpfung
des Klimawandels wirksam wird bzw. ob stärker direktiona-
le (und nicht vorherrschend strukturelle) Innovationsimpulse
vonnöten wären, wie dies beispielsweise auch im Rahmen
der Innovation Policy Review durch die OECD nahegelegt
wurde (OECD, 2018). Wichtig ist im Hinblick auf den hohen
Anteil privater F&E-Finanzierung die Signal- undMobilisie-
rungswirkung öffentlicher Politik auf die Forschungs- und
Innovationsaktivitäten von Unternehmen. Diese hängt auch
von den strategischen Impulsen der Politik auf nationaler
und europäischer Ebene ab – es kommt darauf an, ob die
Politik eine glaubhafte Umorientierung auf einen System-
wandel hin zu einer klimafreundlicheren Politik vermittelt
oder nicht.

In jüngster Zeit lassen sich erste Schritte hin zu einer
stärkeren Betonung direktionaler Maßnahmen feststellen,
und zwar auch in dem Sinne, dass strukturell ausgerichtete
Politikmaßnahmen mit einer direktionalen Komponente ver-
sehen werden. Jüngstes Beispiel dafür ist die Ausgestaltung
der COVID-19-Investitionsprämie, bei der Investitionen in
den Bereichen Nachhaltigkeit, Digitalisierung und Lebens-
wissenschaften mit einer höheren Prämie unterstützt werden
(14 Prozent) als andere Investitionen (7 Prozent). Diese
kommt auch Investitionen in Forschung und Innovation zu-
gute (Dachs & Weber, 2022). Für andere mögliche direk-
tional wirksame Ansatzpunkte wie die Unterstützung sozia-
ler Innovationen oder die Nutzung der Potenziale geistes-,
sozial- und kulturwissenschaftlicher Forschung lassen sich
in Österreich derzeit nur wenige Beispiele finden. Verwie-
sen sei diesbezüglich auf das Förderprogramm Mobilität
der Zukunft, das seit einigen Jahren soziale und organisa-
torische Innovationen explizit neben technologischen in den
Vordergrund rückt (BMK, 2020). Insgesamt spielt die soziale
Dimension von Innovation in der österreichischen Förderpo-
litik aber nach wie vor eine untergeordnete Rolle.

Mit dieser Entwicklung geht die Erkenntnis einher, dass
für Systemveränderungen über soziotechnische Innovationen
hinaus insbesondere deren „Generalisierung“, das heißt ihre
Diffusion, Skalierung, Replikation und Adaption sowie ih-
re gesellschaftliche und kulturelle Einbettung, von zentraler
Bedeutung für ihre klimarelevantenWirkungen sind. Sowohl
in Bezug auf soziotechnische Innovationen als auch in Be-
zug auf ihre Generalisierung existieren jedoch erhebliche
Barrieren und es mangelt an geeigneten Beschleunigungsme-
chanismen, um historisch gewachsene Pfadabhängigkeiten
zu überwinden. Hier sind häufig über Jahrzehnte gewachsene
zentralisierte Infrastrukturen [vgl. Kap. 22 Netzgebundene
Infrastrukturen], aber auch regulative Barrieren zu nennen.
Als Beispiel sei hier auf neue Formen dezentraler Energieer-
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zeugung verwiesen (z. B. Energiegemeinschaften), die sich
erst seit wenigen Jahren durchzusetzen beginnen, nachdem
das in diesem Bereich bestehende Systemversagen durch
regulative Anpassungen behoben wurde. Zugleich gilt es
die Möglichkeiten, die neue technologische Entwicklun-
gen für ein gutes und zugleich klimafreundlicheres Leben
bieten, frühzeitig zu erkennen, zu unterstützen und ihre Um-
setzbarkeit im Systemkontext zu ermöglichen. Strukturelle
und institutionelle Bedingungen spielen hierbei eine zentrale
Rolle.

13.2 Notwendige Veränderungen struktureller
und institutioneller Bedingungen
für soziotechnische Innovationen und
ihre Generalisierung

Um die Möglichkeiten für ein gutes klimafreundliches Le-
ben zu schaffen, gilt es nicht nur die strukturellen und
institutionellen Bedingungen für die Entstehung und Genese
soziotechnischer Innovationen zu überdenken, sondern auch
jene, die für deren Generalisierung und gesellschaftliche
Einbettung erforderlich sind. Neben diesen beiden Facet-
ten gehen wir im Folgenden auch auf wichtige dynamische
Phänomene ein, die bei der Gestaltung dieser Bedingungen
beachtet werden müssen.

13.2.1 Genese soziotechnischer Innovationen

Innovationen wurden und werden nach wie vor häufig im
Sinne technologischer Innovationen verstanden, die insbe-
sondere durch Impulse aus Forschungs- und Entwicklungs-
tätigkeiten vorangetrieben werden. Dieses auch als lineares
„science and technology-push“ bezeichnete Modell von In-
novation wird zwar seit Jahrzehnten als realitätsfern kriti-
siert,3 spiegelt sich aber dennoch in den strukturellen und
institutionellen Bedingungen sowie den zugehörigen Poli-
tikmaßnahmen unseres Forschungs- und Innovationssystems
wider. Das traditionelle Verständnis, dass Forschung- und
Technologieentwicklung als wichtiger Treiber von Innova-
tion angesehen wird, soll nicht gänzlich verworfen werden
– man denke nur an die Auswirkungen der Digitalisierung
auf nahezu alle Lebensbereiche –, es wird aber zunehmend
anerkannt, dass (1) die Nutzung der Möglichkeiten neuer

3 Die Kritik am linearen Science-and-technology-push-Modell von In-
novation lässt zumindest bis in die frühen 1980er Jahre zurückverfol-
gen. Die Entstehung evolutionärer Ansätze in der Innovationsökonomie
ist eng mit dieser Kritik verbunden (Nelson & Winter, 1982; Dosi
et al., 1988). Sie findet sich aber auch in wissenschafts- und technik-
soziologischer Forschungsansätzen, die etwa zur gleichen Zeit unter
dem Leitbegriff des „social shaping of technology“ die soziale Ge-
staltung und Gestaltbarkeit von Technologien betonten (MacKenzie &
Wajcman, 1985; Bijker et al., 1987).

Technologien erst durch komplementäre soziale, organisa-
torische und institutionelle Innovationen möglich wird und
dementsprechend auch in einem direktionalen Sinne ge-
lenkt werden kann (z. B. vor dem Hintergrund ethischer
Prinzipien) und (2) dass die soziale Dimension von Inno-
vationen im Hinblick auf ihre klimafreundlichen Effekte
zunehmend in den Vordergrund rückt4 und neue technolo-
gische Möglichkeiten dabei eine eher instrumentelle Rolle
einnehmen (van der Have & Rubalcaba, 2016; Wittmay-
er et al., 2022). Dementsprechend wird auch die häufig als
positiv betrachtete Verknüpfung von (technologischer) Inno-
vation mit Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum zunehmend
hinterfragt und zumindest durch das Anstreben gleich- oder
höherrangiger direktionaler Ziele wie den Nachhaltigkeits-
zielen der UN ergänzt (Kastrinos & Weber, 2020; Schlaile
et al., 2017; Tödtling & Trippl, 2018). Offene Reflexionspro-
zesse können dazu beitragen, den kontinuierlichen Wandel
gesellschaftlicher Zielorientierungen unter den Bedingungen
von Komplexität, Ungewissheit und Ambivalenz transparent
zu begleiten (Funtowicz & Ravetz, 1999; Stirling, 2007).

Ein entsprechender Wandel des Innovationsverständnis-
ses und der politischen Programmatik könnte auch zu Ver-
änderungen der institutionellen Bedingungen und Anreize
führen. Für eine Transformation zu einem guten klima-
freundlichen Leben müsste man die komplementären sozia-
len und organisatorischen Innovationsdimensionen institu-
tionell verankern (z. B. durch die Ausrichtung von Förder-
maßnahmen auf umfassende und nicht nur technologisch
definierte Innovationskonzepte), damit neue, nicht zuletzt
auch technologisch inspirierte Innovationen in der Praxis
wirksam werden können. Derzeit ist der Stellenwert sozia-
ler und organisatorischer Innovationen in der Forschungs-
und Innovationsförderung in Österreich allerdings gering,
besonders im Vergleich mit Deutschland und einigen an-
deren europäischen Ländern.5 Darüber hinaus gilt es bei-
spielsweise bei der Innovationsförderung nichttechnologi-
schen Innovationen einen eigenständigen Raum neben den
technologischen zuzuweisen bzw. nutzer- und bedarfsseiti-
gen Impulsen („demand-/society-pull“) einen angemessenen
Stellenwert als eigenständige Triebkräfte von Innovation zu-
zuweisen (Franke, 2014). Dazu kann auch zählen, einen
ressourcenschonenderen Einsatz von neuen und existieren-

4 Siehe hierzu die entsprechenden Kapitel zu den Handlungsfeldern
Wohnen, Ernährung, Mobilität, Erwerbsarbeit und Sorgearbeit, für die
soziale Innovationen eine große Rolle spielen, um ein gutes und klima-
freundliches Leben zu ermöglichen [vgl. Kap. 4, 5, 6, 7 und 8].
5 Die Förderung sozialer Innovationen ist explizites Ziel der deut-
schen Hightech-Strategie 2025 und spiegelt sich in der Formulierung
von deren Zukunftsthemen wider (BMBF 2018). Die neue Generation
von Forschungs- und Innovationsförderprogrammen der schwedischen
Agentur VINNOVA (z. B. Challenge-Driven Innovation) adressiert
ebenfalls explizit soziale Innovationen als Teil eines umfassenden In-
novationskonzepts (Lundin & Schwaag-Serger, 2018; Mollas-Gallart
et al., 2021).
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den Technologien durch entsprechende Verhaltensänderun-
gen und gegebenenfalls auch suffizienzorientierte Konzepte
zu ermöglichen.

Parallel zu dieser Verankerung eines erweiterten Inno-
vationsverständnisses sind auch die Bedingungen für einen
Ausstieg aus nicht nachhaltigen Praktiken („Exnovation“) zu
beachten (David, 2017). So spielt das Eröffnen von Aus-
stiegsoptionen aus nichtnachhaltigen und klimaschädlichen
Praktiken eine wichtige Rolle, umWiderständen gegen alter-
native, klimafreundlichere Optionen zu überwinden. Diese
Debatte hat in Österreich bereits in einigen BereichenWider-
hall gefunden (z. B. beim Phase-out von Ölkesselheizungen,
bei der offenen Debatte über den Ausstieg aus der Gasver-
sorgung für den Wiener Altbaubestand und – perspektivisch
– bei Plänen zur Umstellung der Stahlerzeugung von Koks
und Gas auf Wasserstoff, aber auch im ökologischen Land-
bau), während in Deutschland häufig auf die breitgefächerten
Aushandlungsprozesse im Zusammenhang mit dem Kohle-
ausstieg verwiesen wird.

Vor diesem Hintergrund sind soziotechnische oder Sys-
teminnovationen als Kombinationen von Veränderungen ent-
lang mehrerer der genannten Innovationsdimensionen zu
verstehen. Diese können sowohl inkrementeller als auch
radikaler Natur sein und im Falle der technologischen Di-
mension Hightech-Lösungen ebenso umfassen wie Lowtech-
Varianten. Die Reichweite und der Beitrag unterschiedlicher
Innovationsdimensionen in Bezug auf eine klimafreundli-
che Gesellschaft lassen sich daher nur in ihrem Zusam-
menspiel adäquat erfassen. Zwar sind Abschätzungen des
Potenzials von technologischen Innovationen insbesondere
in stabilen Entwicklungsphasen möglich, ihre gesellschaftli-
che Wirkung zeigt sich aber erst durch die Verbindung mit
veränderten sozialen Praktiken und organisatorischen oder
institutionellen Veränderungen.

Deutlich schwieriger ist die Situation bei radikalen oder
potenziell disruptiven Entwicklungen, bei denen bereits die
Abschätzung technologischer oder wirtschaftlicher Parame-
ter mit großen Unsicherheiten verknüpft ist, z. B. bei der kos-
tengünstigen Bereitstellung von grünem Wasserstoff. Hinzu
kommt, dass Innovationen, und zwar unabhängig davon, ob
sie technologischer oder sozialer Natur sind, in hohem Ma-
ße der Ungewissheit unterliegen (vgl. u. a. Grunwald, 2018).
Es bedürfen nicht nur bestimmte Parameter und Varianten
einer Innovation der Klärung, sondern sie eröffnen komplett
neue, bis dato unbekannte Möglichkeitsräume. Diese Unge-
wissheit verstärkt sich, wenn im Falle soziotechnischer In-
novationen sowohl technologische als auch organisatorische
und soziale Veränderungen erprobt werden sollen (bzw. auch
ergänzt durch institutionelle Innovationen). Seit den 1990er
Jahren wurde insbesondere in den Niederlanden versucht,
dieser Problematik durch Verfahren des Constructive Tech-
nology Assessment und der Entwicklung sozio-technischer
Szenarien zu begegnen (Rip, 2018; Schot & Rip, 1997), letzt-

lich lässt sich das Problem der Ungewissheit dadurch aber
nur mildern. In der Praxis wird seit einigen Jahren versucht,
durch sogenannte Reallabore bewusst Kontexte zu schaf-
fen, um frühzeitig das Zusammenwirken der verschiedenen
Aspekte von Innovation zu testen und dabei systematisch
über geeignete Ausgestaltungsmöglichkeiten zu lernen.6 Re-
allabore gehen über klassische Test- und Demonstrationsum-
gebungen hinaus und sollen die notwendigen Übersetzungs-
und Aushandlungsprozesse bis hin zur Bereitstellung von
Forschungsinfrastruktur ermöglichen. Sie füllen damit eine
Lücke im Innovationssystem, um über soziotechnische Inno-
vationen hinauszugehen und transformative Veränderungen
anzustoßen. Dies kann beispielsweise im Sinne eines kli-
maverträglichen Zusammenwirkens von neuen Technologien
und Verhaltensänderungen geschehen sowie im Hinblick auf
die organisatorischen und regulativen Rahmenbedingungen,
die hierfür notwendig wären (An et al., 2019). Seit Herbst
2020 liegen in Österreich nun auch die rechtlichen Voraus-
setzungen für „Regulatory Sandboxes“ vor, mit deren Hilfe
die regulativen und organisatorischen Rahmenbedingungen
erprobt werden können, wie jüngst am Beispiel von Energie-
gemeinschaften in Österreich (Veseli et al., 2021).

Hinzu kommt das aus vielen Bereichen bekann-
te Phänomen der Rebound-Effekte, aufgrund derer die
Nachhaltigkeits- oder auch klimabezogenen Potenziale von
Innovationen durch Verhaltensänderungen überkompensiert
werden (Polimeni et al., 2009). Es gilt Rahmenbedingungen
zu schaffen, die das Auftreten negativer Rebounds reduzieren
und sicherstellen, dass sowohl die technologischen als auch
die verhaltensseitigen Veränderungen den Anforderungen
eines guten klimafreundlichen Lebens entsprechen. Ähnli-
che Rebound-Effekte können daneben auch im Hinblick auf
raumstrukturelle Faktoren auftreten. Diese zeigen sich bei-
spielsweise in Bezug auf das Mobilitätsverhalten (Seebauer
et al., 2018). Ein Beispiel hierfür ist die Beobachtung, dass
eine Reduktion des Zeiteinsatzes für das tägliche Pendeln zur
Arbeit (z. B. aufgrund von Telearbeit) durch einen zumindest
teilweise höheren Zeiteinsatz für Freizeitmobilität kompen-
siert wird. Auch erhöht sich im Sinne eines Rebound-Effekts
die Bereitschaft für längere Pendelzeiten und eine größe-
re Entfernung zwischen Wohn- und Arbeitsort, wenn nicht
mehr täglich, sondern nur noch an einzelnen Tagen Präsenz
im Büro erforderlich ist (Rietveld, 2011). Diese Art von Phä-
nomenen gilt es bei der Entwicklung von neuen innovativen
Lösungen zu antizipieren und zu berücksichtigen.

ImZusammenhangmit soziotechnischen Innovationen be-
stehen Probleme bei der Ex-ante-Wirkungsabschätzung von
Innovationen, deren Eigenschaften und mögliche Verwen-
dung häufig noch gar nicht bekannt sind. Dies mag ein ver-

6 Als Beispiele sei hier auf die Vorzeigeregionen des KLIEN und die
Mobilitätslabore im Rahmen des Förderprogramms Mobilität der Zu-
kunft verwiesen.
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gleichsweise geringes Problem bei inkrementellen Innovatio-
nen sein, aber einemassiveHerausforderung in der Frühphase
radikaler Neuerungen und bei sehr raschen Entwicklungen
wie beispielsweise im Bereich der Digitalisierung. Im Sinne
des Collingridge-Dilemmas lassen sich die möglichen Wir-
kungen von Innovationen und damit ihre Bewertung (öko-
nomisch, ökologisch, sozial) erst im Zuge ihrer Umsetzung
beobachten, was aber zugleich bedeutet, dass sie in ihrer Ein-
bettung häufig bereits so weit fortgeschritten sind, dass ih-
re Entwicklungsrichtung und Direktionalität nur noch einge-
schränkt veränderbar ist (Collingridge, 1980). Die angespro-
chenen Reallabore können dieses Dilemma nicht vollstän-
dig auflösen. Eine engmaschige Begleitung undWirkungsbe-
wertung im Zuge der Praxisumsetzung von soziotechnischen
Innovationen ist daher eine wichtige Ergänzung, gegebenen-
falls im Rahmen szenariobasierter Verfahren der Wirkungs-
abschätzung. Es lässt sich in Österreich zwar ein wachsen-
des Bewusstsein für die Notwendigkeit einer Weiterentwick-
lung der Assessment-, Monitoring- und Evaluierungsprakti-
ken feststellen, was sich bislang aber noch nicht hinreichend
in der Ausgestaltung begleitend-formativer Evaluierungspro-
zesse von Programmen und Strategien niederschlägt.

13.2.2 Generalisierung soziotechnischer
Innovationen und gesellschaftlicher Wandel

Die Generalisierung und Einbettung von Innovationen sind
entscheidend dafür, ob sie eine Wirkung im Hinblick auf
eine klimafreundliche Gesellschaft entfalten können oder
nicht. Generalisierungsprozesse von Innovationen sind zum
einen im Sinne einer konzeptionellen Verallgemeinerung
zu verstehen (z. B. im Sinne der Ableitung von allgemei-
nen Prinzipien, Modellen und Praktiken) und zum anderen
im Sinne einer breiteren Wirksamkeit durch die Diffusi-
on, Skalierung, Replikation (gegebenenfalls ergänzt durch
Adaption) oder Institutionalisierung von neuen Lösungen.
Durch die Generalisierung von Innovationen können gene-
rell wichtige richtungsgebende Impulse gegeben werden, die
auch Signalwirkung für die Ausgestaltung zukünftiger In-
novationsprozesse haben. Die gestalterischen Möglichkeiten
im Zuge dieser Generalisierungsprozesse bedürften generell
größerer Aufmerksamkeit und entsprechender institutionel-
ler Verankerung.

Sengers et al. (2021) unterscheiden vier verschiedene
Generalisierungspfade, um ausgehend von Innovationsexpe-
rimenten eine breitere Einbettung der dabei entwickelten
neuen Lösungen zu ermöglichen:

� Replizieren und Verbreiten („Replication & Proliferati-
on“): Durch die Übertragung und Anpassung von neuen
experimentellen Lösungsansätzen an andere Standorte
kommt es zur Verbreitung dieser neuen Ansätze.

� Expandieren und Konsolidieren („Expansion & Consoli-
dation“): Durch dasWachsen einer neuen experimentellen
Lösung konsolidiert sich ihre Rolle und gegebenenfalls
ihr Marktanteil, bis sie unter Umständen eine dominieren-
de Rolle in einem System einnimmt und dieses nachhaltig
verändert.

� Infragestellen und Umdeuten („Challenging & Re-
framing“): Es werden die vorherrschenden Spielregeln
und institutionellen Bedingungen in Frage gestellt, um
auf diese Weise transformativ wirkende Veränderungen in
den institutionellen und Governance-Arrangements anzu-
stoßen.

� Zirkulieren und Verankern („Circulation & Anchoring“):
Im Gegensatz zum Infragestellen und Umdeuten von
außen kommt es hierbei zu einer internen Weiterent-
wicklung aufgrund der Verbreitung und Verankerung von
neuem Wissen.

Für Generalisierungsprozesse sind nachfrageseitige Impul-
se sehr wichtig (Edler & Georghiou, 2007; Boon & Edler,
2018). So spielen Marktmechanismen, Skaleneffekte (z. B.
Kostendegression durch hohe Stückzahlen und gemeinsame
Standards) und Netzwerkeffekte (z. B. Synergien bei einer
großen Anzahl von Nutzer_innen) eine große Rolle für die
Beschleunigung von Generalisierungsprozessen bei Innova-
tionen. Insofern sind auch nachfrageseitige Instrumente wie
CO2-Steuern ein geeignetes Anreizinstrument für das Auf-
greifen und die Einbettung klimafreundlicher Innovationen.
Die in Österreich im Jahr 2022 eingeführte ökologische Steu-
erreform weist direktionale Elemente auf und kann durch
ihre nachfrageseitigen Effekte eine beschleunigende Wir-
kung auf die Generalisierung soziotechnischer Innovationen
ausüben. Soziale und organisatorische Innovationen sind
häufig weniger durch Skaleneffekte und ihre Wirkung auf
Preise getrieben, weshalb Marktmechanismen bei derartigen
Innovationen in ihrer Generalisierungswirkung beschränkt
sind (Howaldt et al., 2017). Es ist nach wie vor eine offe-
ne Forschungsfrage, wie Generalisierungsmechanismen im
Falle sozialer Innovationen ausgestaltet werden können. Ers-
te Ansätze dafür werden in einigen wenigen österreichischen
Förderprogrammen erprobt, wo beispielsweise durch Aufbau
von Communities of Practice oder den Einsatz von Innova-
tionslaboren versucht wird, soziale Innovationen nicht nur
anzustoßen, sondern ihnen auch zu einer breiteren Wirksam-
keit zu verhelfen. Ein weiterer Ansatzpunkt ist im Ausbau
innovationsorientierter Beschaffungsprozesse zu sehen, die
neben Regulierung und Standardisierung sowie Informatio-
nen und Anreizen für das Konsum- und Investitionsverhalten
einen vierten wichtigen Baustein nachfrageseitiger Gene-
ralisierungsmechanismen darstellen (Edquist et al., 2015;
Edquist & Zabala-Iturriagagoitia, 2020). In Österreich sind
in den vergangenen Jahren die Möglichkeiten für die Unter-
stützung von innovativen Lösungsansätzen durch den Einsatz
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öffentlicher Beschaffung verbessert worden. So wurde die
innovationsorientierte Beschaffung strukturell und institutio-
nell in der Bundesbeschaffungsbehörde verankert. Bislang
wird dieses Instrument allerdings nur in bescheidenemMaße
eingesetzt (Buchinger, 2017).

Die jüngere Literatur zu transformativer und missionsori-
entierter Innovationspolitik betont, dass durch das Zusam-
menwirken angebotsseitiger (z. B. durch Forschungs- und
Innovationsförderung) und nachfrageseitiger (z. B. Beschaf-
fung, Regulierung) Impulse ein Regime- und Systemwandel
zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen ange-
stoßen werden kann (OECD, 2021; Wanzenböck et al., 2020;
Diercks et al., 2019; Kattel & Mazzucato, 2018). Zu den
zentralen institutionellen Herausforderungen zählt in diesem
Zusammenhang das kohärente und abgestimmte Vorgehen
verschiedener Politikbereiche und – in manchen Feldern –
Politikebenen. Die effektive Verzahnung der verschiedenen
Politikfelder gilt als eine der zentralen institutionellen Vor-
aussetzungen für das Anstoßen von Systemtransformationen.
Die jüngeren Debatten über transformative Missionen (vgl.
Kuittinen et al., 2018; Polt et al., 2021; Wanzenböck et al.,
2020) betonen daher den Bedarf an verbesserter Politik-
koordination, und zwar sowohl in horizontaler (zwischen
Politikfeldern), vertikaler (zwischen Politikebenen) und in
zeitlicher (in Bezug auf das Timing von Interventionen) Hin-
sicht. Mit den jüngeren Strategien wie Mission Innovation
im Energiebereich und der FTI-Strategie Mobilität7 wurden
Schritte gesetzt, um die bisherigen thematischen Förderpro-
gramme in diesen Bereichen stärker im Sinne transformati-
ver Missionen auszurichten und enger mit den Strategien der
jeweiligen sektoralen Politiken abzustimmen.

Die von der EU-Kommission angestoßenen Missionen
haben ebenfalls dazu beigetragen, die Aufmerksamkeit für
das Problem der Politikkoordination zu erhöhen. Die fünf
Missionen in Horizon Europe haben dazu geführt, dass
auf nationaler Ebene komplementäre Governance-Strukturen
aufgebaut werden, um die EU-Missionen effektiv zu un-
terstützen und zugleich bestmöglich nutzen zu können. Im
Rahmen der österreichischen FTI-Strategie 2030 wurde im
September 2021 die Arbeitsgruppe „EU-Missionen“ etab-
liert, um im Zusammenwirken verschiedener Ministerien,
Agenturen und forschungs- und innovationstreibender Or-
ganisationen die Aktivitäten in Österreich in Bezug auf die
fünf EU-Missionen besser abzustimmen und auszurichten.
In einer längerfristigen Perspektive sind für die Generali-
sierung soziotechnischer Innovationen im Sinne eines gu-
ten klimafreundlichen Lebens auch weitere Politikbereiche
(über die jeweils relevanten sektoralen Politikbereiche hi-
naus) für einen Regime- und Systemwandel von Bedeutung

7 Vgl. Mission Innovation (http://mission-innovation.net/) und FTI-
Strategie Mobilität (https://mobilitaetderzukunft.at/de/fti-strategie-
mobilitaet/fti-strategie-mobilitaet.php).

(z. B. Bildungspolitik, Handelspolitik, Wettbewerbspolitik).
Insbesondere der Bereich der Bildung spielt in diesem Zu-
sammenhang eine wichtige Rolle. Neben den strukturellen
und politischen Maßnahmen zur Förderung von Innovatio-
nen und deren Anwendung in der Gesellschaft ist auch die
Bildung von zukünftigen Innovatoren (z. B. auf universitärer
Ebene) wichtig, um neue Denkmuster zu etablieren und da-
durch einen kulturellen Wandel anzustoßen (OECD, 2019).

Der Fokus auf Generalisierungsprozesse zeigt, dass ein
breiteres Set von institutionellen Rahmenbedingungen be-
trachtet werden muss, um soziotechnische Innovationen im
Sinne eines Systemwandels effektiv nutzen zu können. Dafür
müssen auch das Rollenverständnis des Staates (Borrás&Ed-
ler, 2020) unddieLegitimationsmuster für staatliche Interven-
tionen in Innovationsprozessen (Weber & Rohracher, 2012)
weiterentwickelt werden. Aspekte der Direktionalität und der
Klimawirksamkeit sind dabei stärker zu berücksichtigen.

13.2.3 Innovations- und Transformationsdynamik
unter den Bedingungen von „wickedness“

Soziotechnische Innovationen und damit zusammenhängen-
de Transformationen sind Prozesse, bei denen Komplexitäts-
phänomene unterschiedlicher Art auftreten. Die Entstehung
von Pfadabhängigkeiten und die Herausbildung von soge-
nannten dominanten Designs (also von Designs, an denen
sich alle Wettbewerber und Innovatoren in einem Markt ori-
entieren müssen, um Erfolg zu haben, vgl. Abernathy &
Utterback, 1978) zählen ebenso dazu wie die Ungewissheit,
die untrennbar mit Innovationen verbunden ist. Im Falle ei-
ner Transformation hin zu einem guten klimafreundlichen
Leben verschärfen sich diese Problematiken zu sogenannten
„wicked problems“.8 Zu diesen tragen die Spannungsfelder
und Tradeoffs zwischen der Befriedigung gesellschaftlicher
Bedürfnisse einerseits und klimafreundlicher Anforderungen
anderseits bei.

Die zentrale Herausforderung besteht darin, die Dynamik
soziotechnischer Innovationen im Sinne der Schaffung neu-
er und der Überwindung überkommener Entwicklungspfade
zu nutzen, und dies angesichts der vielfältigen Facetten von
Ungewissheit, Komplexität und Ambivalenz dieser Pfade.

Besonders anschaulich zeigt sich diese Problematik im
Bereich der digitalen Plattformen, die eine rasche Verbrei-
tung neuer sozialer Praktiken auf der Basis vernetzter Infra-
strukturen ermöglicht haben,9 deren Effekte häufig unklar

8 „Wicked problems are societal problems that are complex, unpredic-
table, and have poorly defined boundaries, while the so-called tame
problems are inherently different by resembling more typical scienti-
fic and technical problems.“ (Rittel & Webber, 1973).
9 Tuomi (2012) spricht in diesem Zusammenhang von „ontological ex-
pansion“, also der Erweiterung des vorstellbaren Möglichkeitsraums
von Innovationen.

http://mission-innovation.net/
https://mobilitaetderzukunft.at/de/fti-strategie-mobilitaet/fti-strategie-mobilitaet.php
https://mobilitaetderzukunft.at/de/fti-strategie-mobilitaet/fti-strategie-mobilitaet.php
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sind, die sich zugleich aber deutlich schneller entwickeln,
als staatliche Akteure zeitgerecht und gestaltend eingrei-
fen könnten. Dabei können noch unbekannte, in manchen
Fällen auch schlichtweg übersehene oder vernachlässigte
Rebound-Effekte beim Einsatz von neuen technologischen
Möglichkeiten in ihrem Zusammenwirken mit sozialem Ver-
halten auftreten.

Im Hinblick auf institutionelle Rahmenbedingungen für
ein gutes klimafreundliches Leben bedeutet dies, dass die
Fähigkeit zur direktionalen Gestaltung von Transformati-
onspfaden und zur Wirkungsabschätzung soziotechnischer
Innovationen sehr eingeschränkt ist und eine sehr engma-
schige Begleitung dieser Veränderungsprozesse in Echtzeit
notwendig wäre. Die skizzierten institutionellen Verände-
rungsprozesse stellen sehr hohe Governance-Anforderungen,
die zwischen Gestaltungs- und Orientierungsanspruch der
Politik einerseits und der Anerkennung der Autonomie und
Selbstorganisation der Akteur_innen im Innovationssystem
andererseits eine geeignete Balance finden muss. Diesbe-
züglich stoßen wir an die Grenzen des derzeitigen Wis-
sensstandes, was die Notwendigkeit nach sich zieht, neue
Ansätze gesellschaftlicher und politischer Gestaltung struk-
tureller und institutioneller Bedingungen in demokratischen
Gesellschaften zu entwickeln.

13.3 Handlungsmöglichkeiten und
Gestaltungsoptionen

Die skizzierten Entwicklungen legen eine Reihe von Ansatz-
punkten und Handlungsoptionen für die weitere Gestaltung
struktureller und institutioneller Bedingungen nahe, mit de-
ren Hilfe klimarelevante Innovationsaktivitäten und deren
Generalisierung vorangetrieben werden könnten:

� Markt- und strukturelles Systemversagen bilden die eta-
blierten Begründungen für staatliche Intervention in In-
novationssysteme. Das Argument transformativen Sys-
temversagens hat zumindest im Bereich der FTI-Politik
zunehmend Gehör gefunden. Wenn es gelingt, transfor-
matives Systemversagen als Legitimationsgrundlage für
staatliches Handeln auch in anderen innovations- und
transformationsrelevanten Politikbereichen zu etablieren,
kann das Instrumentarium zur politischen Mitgestaltung
von Systemtransformationen ausgeweitet werden.

� Richtungsgebung bzw. Direktionalität wurde im Bereich
der FTI-Politik bislang im Wesentlichen mit Hilfe von
thematischen Förderprogrammen verfolgt. Sie spielt der-
zeit vor allem im Rahmen der Bemühungen um eine mis-
sionsorientierte Innovationspolitik eine große Rolle. Nur
in Einzelfällen (wie jüngst bei der gestaffelten Umsetzung
der steuerlichen Investitionsprämie aus dem österreichi-
schen Corona-Maßnahmenpaket) sind bislang auch struk-

turelle Maßnahmen richtungsgebend ausgestaltet worden.
Durch die Berücksichtigung direktionaler Elemente bei
der Ausgestaltung struktureller Instrumente, themenoffe-
ner Programme und steuerlicher Anreize für F&E könnte
die Klimawirksamkeit ihrer Wirkung erhöht werden.

� Soziale, organisatorische und institutionelle Dimensionen
von Innovation werden in der Literatur als zunehmend
wichtig anerkannt, und zwar sowohl als wichtige Ergän-
zung technologischer Innovationen als auch im Sinne
eines Anstoßes für diese. Dies gilt speziell auch mit Blick
auf die Verbreitung und Einbettung von neuen Lösun-
gen. Bislang werden soziale Innovationen nur in geringem
Ausmaß in den verschiedenen Förderinstrumentarien be-
rücksichtigt, auch wenn es einzelne Vorreiterinitiativen
wie Innovationslabore, Regulatory Sandboxes (z. B. Ener-
gie.Frei.Raum Programm; vgl. FFG (2021)) oder Vorzei-
geregionen Energie gibt. Das komplexe Zusammenwirken
der verschiedenen Innovationsdimensionen macht einen
experimentellen Zugang bei der Innovationsförderung
notwendig. Ein Ausbau des FTI-politischen Instrumen-
tariums um soziale und organisatorische Dimensionen
könnte daher neue Anstöße für klimafreundliche Innova-
tionen geben.

� Eine angemessene Balance zwischen themenoffener
Grundlagen- und angewandter Forschung sowie zwi-
schen strukturellen und thematisch ausgerichteten F&I-
Fördermaßnahmen gilt als wichtige Voraussetzung für
ein leistungsfähiges und klimafreundliches Innovations-
system. Durch eine Stärkung des Beitrags sozial- und
gesellschaftswissenschaftlicher Forschung und Innova-
tion könnten auch die sozialen, organisatorischen und
institutionellen Dimensionen von Innovation besser ange-
sprochen werden.

� Nachfrageseitige Instrumentarien wie öffentliche Be-
schaffung und Regulierung bilden einen wichtigen Be-
standteil eines Policy Mix, mit dessen Hilfe die Verbrei-
tung und Generalisierung klimafreundlicher Innovationen
vorangetrieben werden kann. Die hierfür notwendigen In-
strumentarien sind grundsätzlich vorhanden, werden aber
bislang nur begrenzt eingesetzt und wirksam. Durch einen
breiteren Einsatz speziell von öffentlichen Beschaffungs-
initiativen könnten verstärkt klimafreundliche Innovati-
onsimpulse induziert werden.

� Systemtransformationen bedürfen eines abgestimmten
Vorgehens unterschiedlicher Akteur_innen des öffentli-
chen, privaten und dritten Sektors. Klare strategische
Orientierungen seitens der Politik, unterstützende struktu-
relle und institutionelle Bedingungen und eine frühzeitige
Einbindung der betroffenen Stakeholder können dazu
beitragen, die Unsicherheiten in Bezug auf Zukunftsin-
vestitionen zu reduzieren und somit auch eine langfristige
Ausrichtung der Innovationsstrategien von Unternehmen,
Forschungsorganisationen und anderen Innovationsakteu-
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ren auf klimafreundliche Lösungen zu unterstützen. Im
öffentlichen Einflussbereich könnten in diesem Sinne
auch die mehrjährigen Leistungsvereinbarungen ange-
passt werden.

� Die Kohärenz der politischen Innovationsimpulse – von
der FTI-Politik über die sektoralen Politiken bis hin
zu generischen Politikfeldern – wird bestimmt von den
Governance-Strukturen und Prozessen zur horizontalen
und vertikalen Politikkoordination. Die derzeit diskutier-
ten Vorschläge für transformative und missionsorientierte
Politik (z. B. im Hinblick auf die fünf EU-Missionen)
verstärken den Abstimmungsbedarf zwischen Politikfel-
dern und reichen über den Bereich der FTI-Politik hinaus.
Eine Weiterentwicklung der Governance im Sinne trans-
formativer und missionsorientierter Ansätze könnte dazu
beitragen, die ressortübergreifende Zusammenarbeit im
Sinne übergreifender klimafreundlicher Strategien zu in-
tensivieren.

� Umfassendere Governance-Konzepte mit höheren Anfor-
derungen an die Politikkoordination (horizontal, vertikal,
zeitlich und im Mehrebenensystem) erfordern entspre-
chende Kapazitäten und Fähigkeiten in Politik und öffent-
licher Verwaltung. Sie bergen auch das Risiko aufwen-
diger und schwerfälliger Abstimmungsprozesse in sich,
die die Handlungsfähigkeit des Staates eher schwächen
als stärken könnten. Um agilere Organisationsstrukturen
und -prozesse im Rahmen einer transformativen Innova-
tionspolitik zu etablieren, könnten institutionelle Innova-
tionen experimentell erprobt werden, und zwar sowohl
im Hinblick auf die operative Abwicklung von Politik-
maßnahmen als auch bei den vorgelagerten strategischen
Entscheidungsprozessen.

� Angesichts der wachsenden Komplexität von
Innovations- und Transformationsprozessen, die durch
vielfältige Ungewissheiten und Rebound-Effekte gekenn-
zeichnet sind, spielen Prozesse des Politiklernens eine
immer wichtigere Rolle. Durch den Aufbau geeigneter
Kompetenzen in den Bereichen Vorausschau, formative
Begleitung, Evaluierung und Anpassung von Politikstra-
tegien könnten die Voraussetzungen geschaffen werden,
um umfassende Transformationsprozesse zu begleiten
und nachzujustieren, und zwar sowohl auf der Ebene ein-
zelner Maßnahmen als auch auf der Ebene von Systemen
(z. B. Energiewende, Mobilitätswende etc.).
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Dynamik in den Versorgungsstrukturen

� Österreich verfügt über einen im internationalen
Vergleich großen und dynamischen umweltorien-
tierten Produktions- und Dienstleistungssektor mit
Schwerpunkten im Management von Energieres-
sourcen und der Abfallwirtschaft (hohe Überein-
stimmung, hohe Literaturbasis).

� In der Gesamtheit der Versorgungsstrukturen konn-
ten klimafreundlichere Prozesse jedoch nur un-
zureichend umgesetzt werden (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

� Trotz bestehender Stärkefelder und deutlicher Fort-
schritte in der Dekarbonisierung der Energiever-
sorgung während der letzten 30 Jahre blieben
die Treibhausgasemissionen aufgrund umgekehrter

Entwicklungen in den Bereichen Verkehr und In-
dustrie auf unverändert hohem Niveau (hohe Über-
einstimmung, hohe Literaturbasis).

Notwendige Veränderungen für ein klimafreundliches
Leben

� Für die Erreichung der Klimaziele bedarf es tief-
greifender Veränderungen der Geschäftsmodelle
undWertschöpfungsprozesse, bei einer Neuausrich-
tung entlang zentraler Bedürfnisse wie Gesundheit
oder Ernährung (hohe Übereinstimmung, hohe Li-
teraturbasis).

� Eine umfassende Transformation der Energiesys-
teme wird als notwendig für die Einhaltung der
Klimaziele erachtet (hohe Übereinstimmung, hohe
Literaturbasis).

� Eine weitreichende Transformation nach dem Mo-
dell einer Kreislaufwirtschaft und ein partieller
Ausbau der gemeinsamen Nutzung von Ressourcen
sind für die Einhaltung der Klimaziele mit hoher
Wahrscheinlichkeit erforderlich (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

Stabilisierende Strukturen

� Der Status quo lässt sich vor allem auf eine aus
Klimasicht wenig konsistente Gestaltung der wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen zurückfüh-
ren (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis).

� Klimapolitische Maßnahmen zur Veränderung von
Versorgungsstrukturen beruhen großteils auf För-
derungen zur Skalierung von klimafreundlichen
Produkten und Dienstleistungen (mittlere Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).

413© Der/die Autor(en) 2023
C. Görg et al. (Hrsg.), APCC Special Report: Strukturen für ein klimafreundliches Leben, https://doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_18
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� Finanzielle und regulative Rahmenbedingungen
schaffen hingegen wenig Anreize zur Veränderung
und begünstigen klimaschädliche Tätigkeiten mit-
unter (hohe Übereinstimmung, hohe Literaturba-
sis).

Gestaltungsoptionen für klimafreundliche Versor-
gungsstrukturen

� Die Erreichung des 1,5-Grad-Ziels ist nur auf Basis
einer Kombination sektorübergreifender und sek-
torspezifischer klimapolitischer Maßnahmen mög-
lich. Dies erfordert eine deutliche Ausweitung des
bestehenden Maßnahmenspektrums (hohe Überein-
stimmung, hohe Literaturbasis).

� Neben Forschungs- und Investitionsförderungen
bedarf es einer konsequent an den Klimazielen ori-
entierten Festlegung der finanziellen und regulati-
ven Rahmenbedingungen für marktwirtschaftliches
Handeln (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis).

� Um die langfristige Einhaltung der planetarischen
Grenzen zu gewährleisten, kann die Förderung von
alternativen Versorgungsweisen sowie die Festle-
gung von Obergrenzen erforderlich sein (mittlere
Übereinstimmung, niedrigere Literaturbasis).

14.1 Hintergrund und Ziele

Dieses Kapitel geht der Frage nach, inwieweit die bestehen-
de Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen durch ös-
terreichische Wirtschaftsakteur_innen ein klimafreundliches
Leben fördert oder verhindert und welche Gestaltungsop-
tionen sich daraus für die Erreichung der Klimaziele er-
geben. Ein klimafreundliches Leben erfordert Zugang zu
Gütern und Dienstleistungen, die sowohl einen geringen
CO2-Fußabdruck aufweisen als auch in ihrer Nutzung mög-
lichst wenig Treibhausgase emittieren. Personen, die ihren
eigenen Fußabdruck minimieren oder zumindest reduzieren
möchten, sehen sich laufend der Herausforderung gegenüber,
entsprechende Produkte oder Dienstleistungen aus dem oft
unübersichtlichen Angebot herauszufiltern oder erst identifi-
zieren zu müssen. Zugleich bleiben viele klimafreundlichere
Alternativen unzugänglich für weite Teile der Bevölkerung,
weil sie entweder nicht leistbar oder schlicht nicht verfüg-
bar sind. Sowohl die Möglichkeiten als auch die konkreten
Ausprägungen von individuellen Konsummustern sind da-
mit eng an die Ausgestaltung von Versorgungsstrukturen
geknüpft.

Der Begriff der Versorgungsstrukturen bezieht sich in die-
sem Kapitel auf alle sozialen und technischen Prozesse, die
für den Konsum von Gütern und Dienstleistungen erfor-
derlich sind: von der Ressourcen- und Energiegewinnung
über die Produktion und Distribution bis zur Bereitstellung
sowie fortlaufenden Pflege, Instandhaltung und Reparatur
(vgl. Gruchy, 1987; Narotzky, 2012; Rief, 2019). Neben der
Produktion als klassisches Gegenstück zum Konsum berück-
sichtigt dieses Kapitel auch die Distribution sowie weitere
Tätigkeiten, die zwar oft unbezahlt, aber für gewöhnlich
unerlässlich für die Ermöglichung des Konsums sind: Da-
zu gehören insbesondere die Anschaffung (z. B. Ausleihen),
die Zu- oder Aufbereitung von Gütern (z. B. Kochen) und
Tätigkeiten der Instandhaltung und Reparatur. Dieses Kapi-
tel schließt damit an den Beitrag zur Sorgearbeit (Kap. 8)
an und bettet die darin thematisierten Aktivitäten in die
erweiterten Versorgungsstrukturen mit den zugrundeliegen-
den Wertschöpfungsketten ein. Eine Betrachtung der Ver-
sorgungsstrukturen lädt darüber hinaus zu einem breiteren
Verständnis von „Wirtschaft“ ein, das neben den Tätig-
keiten gewinnorientierter Unternehmen auch jene anderer
wirtschaftlicher Organisationsformen wie der Vereine, des
Staates oder der Haushalte einschließt. Das Konzept der Ver-
sorgungsstrukturen ersetzt damit nicht klassische Begriffe
aus den Wirtschaftswissenschaften, sondern dient in diesem
Kapitel als ein Analyserahmen, der zu einer umfassenden
Auseinandersetzung mit wirtschaftlichen Aktivitäten ausge-
hend von den für ein klimafreundliches Leben erforderlichen
Gütern und Dienstleistungen einladen soll.

Etwa 80 Prozent der für den Konsum in Österreich anfal-
lenden CO2-Emissionen können den Versorgungsstrukturen
zugerechnet werden (Eisenmenger et al., 2020, S. 56), wovon
nur ein geringfügiger Anteil dem direkten Einfluss von End-
verbraucher_innen unterliegt. Dies gilt umso mehr in einer
stark globalisierten Welt, in der Wertschöpfungsketten weit
über Ländergrenzen hinweg reichen. Dieses Kapitel konzen-
triert sich vor allem auf die Versorgung in Österreich und
die inländisch produzierten Treibhausgasemissionen.1 Die
inländische Versorgung trägt etwa 70 Prozent zum Herstel-
lungswert der Güter und Dienstleistungen für den Konsum in
Österreich bei, wobei die restlichen 30 Prozent auf Importe
entfallen. Die Exportquote ist in den vergangenen Jahrzehn-
ten stark angestiegen und beläuft sich mittlerweile auf mehr
als 50 Prozent (Statistik Austria, 2022b). Dieser hohe Ex-
portanteil wird von einer verhältnismäßig kleinen Anzahl
von Unternehmen getragen, der nur etwa 10 Prozent der in

1 Aufgrund der enormen Bedeutung internationaler Warenketten und
den damit verbundenen Konflikten der internationalen Wettbewerbs-
und Wirtschaftsstandortpolitik einerseits und der Finanzmärkte und
-institutionen andererseits wird auf diese Bereiche in den darauffol-
genden Kap. 15 und 16 gesondert eingegangen. Querverweise zu den
Kapiteln zeigen wichtige Anknüpfungspunkte zu diesen Themenfeldern
auf.
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Österreich tätigen Unternehmen ausmacht (Statistik Austria,
2022a). Aus einer Klimaperspektive fällt zunächst auf, dass
die CO2-Intensität der inländischen Wirtschaft aufgrund des
hohen Anteils erneuerbarer Energien und energieeffizien-
ter Technologien im internationalen Vergleich relativ niedrig
ausfällt, woraus sich Chancen zur Verknüpfung von Kli-
maschutz auf der einen Seite und Standortpolitik auf der
anderen Seite ergeben können (Windsperger et al., 2017).
Andererseits hat sich die CO2-Intensität im Inland (im Ge-
gensatz zu den Importen) über die vergangenen zwei Jahr-
zehnte merkbar erhöht und damit zu einem weiterhin hohen
absoluten Niveau der Treibhausgasemissionen beigetragen
(B. Plank et al., 2020).2 Außerdem wird die höhere inlän-
dische CO2-Intensität durch den hohen Anteil von besonders
emissionsintensiven Produkten und Dienstleistungen am Ex-
port großteils kompensiert.3 Der klimapolitische Handlungs-
bedarf in Bezug auf die inländischen Versorgungsstrukturen
bleibt daher nach wie vor sehr hoch.

Das Kapitel nähert sich vor diesem Hintergrund den ös-
terreichischen Versorgungsstrukturen aus unterschiedlichen
theoretischen Perspektiven an (siehe Kap. 2). Neben den Rol-
len von Unternehmen werden, soweit es die Literatur zulässt,
auch andere in die Versorgungsstrukturen eingebundene Ak-
teur_innen sowie die entsprechenden Rahmenbedingungen
beleuchtet. Die Argumentation erfolgt entlang der Leitfra-
gen von Kap. 10. Abschn. 14.2 zeigt mit Blick auf den
Status quo auf, dass Österreich zwar über einen recht gut
etablierten und fortschrittlichen Sektor für umweltorientierte
Produkte und Dienstleistungen wie energieeffiziente Tech-
nologien oder Recyclingverfahren verfügt, dieser aber nur
einen kleinen Ausschnitt der Versorgungsstrukturen abbil-
det. In der breiten Masse der in der Versorgung tätigen
Organisationen wurden klimafreundliche Prozesse bisher nur
unzureichend umgesetzt. Abschn. 14.3 geht darauffolgend
auf die grundlegenden Veränderungen ein, die in abneh-
mender Dringlichkeit als notwendig erachtet werden: eine
Transformation der Energiesysteme, eine Transformation zu
einer Kreislaufwirtschaft und der Ausbau von Ökonomien
des Teilens. Abschn. 14.4 fasst die wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen und Zielkonflikte zusammen, die als
kritisch für die Ausgestaltung der Versorgungsstrukturen
gelten. Es zeigt sich, dass die Förderstrukturen für un-
ternehmerische Tätigkeiten recht großzügig sind, zugleich
aber wenig Handlungsdruck in Richtung klimafreundliche-
rer Versorgungsstrukturen von Seiten der öffentlichen Hand
ausgeht. Abschn. 14.5 befasst sich abschließend mit den kli-
mapolitischen Gestaltungsoptionen.

2 In Bezug auf die CO2-Intensität der inländischen Versorgungsstruktu-
ren im Vergleich zum Ausland sind auch starke sektorale Variationen zu
beachten, wie beispielsweise in der Industrie (Diendorfer et al., 2021).
3 Eine nach inländischem Verbrauch und Export sowie nach Sekto-
ren aufgeschlüsselte Angabe der produktionsbasierten Emissionen kann
dem Kap. 1 entnommen werden.

14.2 Status quo und Dynamik
in den Versorgungsstrukturen

Eine Auseinandersetzung mit dem Status quo der Versor-
gungsstrukturen kommt zunächst zum ernüchternden Ergeb-
nis, dass es keine systematische oder auch nur überblicksarti-
ge Erfassung des Vorgangs gibt, wie Österreicher_innen mit
Gütern und Dienstleistungen versorgt werden und welche
Beiträge sie selbst dazu leisten. Besonders in Bezug auf die
Selbstversorgung durch Haushalte gibt es wenige evidenz-
basierte Anhaltspunkte. In absteigender Reihenfolge fallen
dort insbesondere das Aufräumen und Putzen, Kochen, die
Betreuung von Kindern und anderen, Reparatur- und Garten-
arbeiten sowie das Einkaufen hinsichtlich CO2-Fußabdruck
ins Gewicht (Smetschka et al., 2019; siehe auch Kap. 8). Alle
diese Tätigkeiten unterlagen in den vergangenen Jahrzehn-
ten einschneidenden Veränderungsprozessen, in Verbindung
mit bedeutsamen Trends wie dem Aufkommen des Online-
Shoppings (Ziniel, 2021), Verlagerungen der Handelszentren
an die Siedlungsränder (Seebauer et al., 2016), der aus-
weitenden Einbindung von Haushalten in die Mülltrennung
(Wheeler & Glucksmann, 2016) oder die zunehmenden
Schwierigkeiten und Fehlanreize, Dinge zu reparieren an-
statt zu kaufen (Jonas et al., 2021). Zu den Klimawirkungen
solcher Dynamiken lassen sich auf Basis des gegenwärtigen
Forschungsstands jedoch kaum zuverlässige Aussagen tref-
fen.

Neben den Aktivitäten der Haushalte werden Versor-
gungsstrukturen allen voran von gewinnorientierten Unter-
nehmen (zwei Drittel der Bruttowertschöpfung), aber auch
wesentlich vom Staat (15 Prozent) und in einem geringe-
ren Ausmaß von nicht gewinnorientierten Organisationen
(NGOs) wie Kirchen oder Vereinen (2,2 Prozent) geprägt
(Statistik Austria, 2020).4 Die Bedeutung von gewinnorien-
tierten Unternehmen für die bisherige Klimabilanz ist aller-
dings noch höher einzuschätzen als ihre volkswirtschaftliche
Relevanz, was vor allem auf eine unterschiedliche Zusam-
mensetzung der angebotenen Güter und Dienstleistungen
zurückgeführt werden kann (Giljum, 2016; Ottelin et al.,
2018). Informationen zu den Tätigkeiten von Unternehmen
bilden folglich eine wichtige Grundlage zur Einschätzung
des Status quo und der bisherigen Dynamiken in den öster-
reichischen Versorgungsstrukturen.

Bei Betrachtung der Leistungen der Unternehmen fällt
zunächst der im internationalen Vergleich beachtliche Sek-
tor der „umweltorientierten Produktion und Dienstleistung“
(kurz Umweltwirtschaft) auf, der sich in den vergangenen
Jahrzehnten in Österreich herausbilden konnte. Neben diver-
sen Bereichen wie dem Gewässer-, Lärm- oder Artenschutz

4 Die Angaben zu Anteilen der Bruttowertschöpfung beruhen auf den
Herstellungspreisen und beziehen sich auf das Jahr 2019, also vor Aus-
bruch der COVID-19-Pandemie.
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fallen in diese statistische Kategorie weitere wichtige klima-
politische Handlungsfelder wie das nachhaltigeManagement
von Energieressourcen und die Abfallwirtschaft. Die letzt-
genannten, als die beiden wirtschaftlich bedeutendsten Be-
reiche im Umweltsektor, erwirtschafteten im Jahr 2019 eine
Bruttowertschöpfung von 7,16 Milliarden Euro beziehungs-
weise 2,03 Milliarden Euro. Wirtschaftliche Tätigkeiten wie
der Einbau von Filteranlagen, die zur unmittelbaren Reduk-
tion von Treibhausgasemissionen beitragen, bilden bei einer
Bruttowertschöpfung von 1,54 Milliarden Euro ebenfalls ei-
nen der größten Sektoren (Statistik Austria, 2021).

Alle drei Bereiche verzeichneten in den vergangenen Jah-
ren überdurchschnittlich hohe Wachstumsraten. Ihre zuneh-
mende Bedeutung in der österreichischen Wirtschaft beruht
auf einer besonders hohen Innovations- und Exportstär-
ke, was sich im Bereich der „Öko-Innovationen“5 in einer
Positionierung Österreichs im internationalen Spitzenfeld
niederschlägt (Gözet, 2020). Die regelmäßig durchgeführ-
ten Untersuchungen der Umwelttechnik-Industrie6, eines für
den Klimaschutz bedeutsamen Teilbereichs der Umweltwirt-
schaft, erlauben einen detaillierteren Blick auf die bisherige
Dynamik. Wie Abb. 14.1 veranschaulicht, konnte dieser
Wirtschaftssektor Umsatz- und Exportvolumen seit 1993
mehr als versechsfachen. In derselben Zeitperiode stieg der
Anteil dieses Industriesektors an der Sachgütererzeugung ge-
messen an den Umsätzen von 2 auf 5,8 Prozent stetig an
(Schneider et al., 2020).

Unternehmensgründungen spielen eine tragende Rolle in
der Herausbildung einer innovationskräftigen österreichi-
schen Umweltwirtschaft. Dem jüngsten „Austrian Startup
Monitor“ (Leitner et al., 2021) zufolge erachten 27 Pro-
zent der in Österreich tätigen Start-ups ökologische Ziele
als vorrangig. Weitere 36 Prozent stufen ökologische Zie-
le als wichtig, wenn auch nicht als primär ein. In den
Bereichen Konsumgüter, Energie und Mobilität sowie Tou-
rismus haben ökologische Ziele für überdurchschnittlich
viele Gründer_innen einen hohen Stellenwert. Demgegen-
über sind diese Ziele in den Bereichen Softwareentwicklung,
Finanzwesen, Bildung sowie Life Sciences weniger präsent.
In Summe weisen diese Zahlen aber auf eine deutlich höhere
Priorisierung von ökologischen Kriterien in Start-ups im Ver-
gleich zur herkömmlichen Unternehmensstruktur hin, wie
ein Blick auf die Tätigkeiten von österreichischen Klein- und

5 Unter „Öko-Innovationen“ versteht das europäische Eco-Innovation
Observatory „any innovation that reduces the use of natural re-
sources and decreases the release of harmful substances across the
whole life-cycle“ (siehe https://www.eco-innovation.eu/, abgerufen am
14.03.2022).
6 Die Analyse der Umwelttechnikindustrie umfasst die folgenden
Produktsegmente: erneuerbare Energietechnologien, Energieeffizienz-
technologien, Abfalltechnologien, Recycling und Kreislaufwirtschaft,
Wasser- und Abwassertechnologien, Luftreinhaltung sowie Lärm-
schutz, Mess-, Steuer- und Regeltechnik und Umweltbeobachtung
(Schneider et al., 2020).

Mittelunternehmen (KMU) mit weniger als 250 Beschäftig-
ten zeigt.

Denn der Fokus auf die vergleichsweise stark ausgeprägte
Umweltwirtschaft bildet nur einen relativ kleinen Ausschnitt
der in Österreich vorhandenen Versorgungsstrukturen ab. So
trug selbst die gesamte Umweltwirtschaft im Vorkrisenjahr
2019 lediglich 4,3 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt in Ös-
terreich bei (Statistik Austria, 2021). Von größerer Relevanz
ist daher die Frage, inwieweit klimafreundlichere Prozesse
in der breiten Masse der in der Versorgung von Gütern und
Dienstleistungen tätigen Organisationen bereits umgesetzt
werden. KMU, die in Österreich 99,9 Prozent der markt-
orientierten Unternehmen ausmachen und 60 Prozent der
Bruttowertschöpfung beitragen (KMU Forschung Austria,
2021), nehmen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rol-
le ein.

Der hohe Anteil an KMU in der österreichischen Wirt-
schaft wird aufgrund der im Vergleich zu größeren Unter-
nehmen relativ geringeren Innovationstätigkeiten als eine
Barriere in der Forcierung von Öko-Innovationen erachtet
(Gözet, 2020). Zugleich ist die Implementierung von Maß-
nahmen im Sinne des Umwelt- und Klimaschutzes in vielen
KMU kaum etabliert. Der Anteil an Organisationen, die be-
reits entsprechende Maßnahmen umsetzen, fällt daher unter
KMU im Vergleich zu Großunternehmen deutlich geringer
aus (European Commission, 2018).

Abb. 14.2 verschafft auf Basis von Umfragedaten einen
Überblick der jeweiligen Anteile an österreichischen KMU,
die entsprechende Maßnahmen bereits implementieren, und
vergleicht diese mit dem EU-Schnitt. Demnach geben mehr
als die Hälfte der KMU an, auf die ein oder andere Weise
Energie oder Material zu sparen und die anfallenden Abfälle
zu minimieren. Je tiefgreifender Änderungen sind, desto we-
niger werden diese jedoch umgesetzt. Österreichische KMU
gehören zwar zu den europäischen Vorreitern in der Bereit-
stellung von grünen Produkten oder Dienstleistungen und im
Bezug von erneuerbaren Energien, die klare Mehrheit bietet
allerdings unter bestehenden Rahmenbedingungen keine ent-
sprechenden Produkte oder Dienstleistungen an und bezieht
vorrangig nichterneuerbare Energien.

Vergleichbare Umfragen aus den vergangenen Jahren
lassen darauf schließen, dass Unternehmen in Österreich
unabhängig von der Größe zwar in Bereichen wie Ab-
fallmanagement und betrieblichem Energieverbrauch relativ
fortgeschritten sind, tiefergreifendere Veränderungen in Ge-
schäftsmodellen und dem Angebot an Produkten und Dienst-
leistungen aber lediglich von einer Minderheit implementiert
werden (Dorr et al., 2021; Europäische Kommission, 2016,
2020; Kiesnere & Baumgartner, 2019; Kofler et al., 2021;
Schöggl et al., 2022). Selbst unter den im Bereich Forschung
und Entwicklung besonders aktiven Unternehmen hat nur
eines von zehn umfassende Maßnahmen zur Änderung des
Geschäftsmodells implementiert (Kofler et al., 2021).

https://www.eco-innovation.eu/
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In Summe zeigt der Blick auf die bestehenden Versor-
gungsstrukturen, dass Österreich zwar im Unternehmens-
sektor über eine relativ gut etablierte und wirtschaftlich
dynamische Umweltwirtschaft verfügt, wovon auch die Kli-
mabilanzen anderer Versorgungseinrichtungen profitieren,
diesem aber eine unzureichende Umsetzung klimafreund-
licherer Prozesse in den Versorgungsstrukturen in ihrer
Gesamtheit gegenübersteht. Diese Diskrepanz spiegelt sich
auch in der Entwicklung der in Österreich entstandenen (das
heißt produktionsbasiert bilanzierten) Treibhausgasemissio-
nen wider. So konnten seit 1990 deutliche Emissionsrück-
gänge im Zusammenhang mit Energieeffizienzzuwächsen,
einem steigenden Anteil erneuerbarer Energien und eines
Ausbaus der Abfallwirtschaft erzielt werden. Diese wurden
allerdings nahezu vollständig durch Steigerungen der Emis-
sionen im Verkehr und in der Industrie kompensiert (Anderl
et al., 2021). Trotz vielfältiger Bestrebungen blieben die
Treibhausgasemissionen damit seit den 1990er Jahren auf
einem stabilen Niveau (Anderl et al., 2021). Der Bedarf
an notwendigen Veränderungen ist daher nach wie vor sehr
hoch.

14.3 Notwendige Veränderungen
für ein klimafreundliches Leben

Ungeachtet der weiterhin bestehenden Vielfalt an Lösungs-
ansätzen und Visionen für die Gestaltung einer zukunfts-
fähigen Wirtschaft entwickelte sich in den vergangenen
Jahrzehnten, wohl auch vor dem Hintergrund einer sich
zuspitzenden Situation, zunehmend ein wissenschaftlicher
Konsens, dass es „extrem tiefgreifender Veränderungen“
(Schleicher & Steininger, 2017) in den Versorgungsstruktu-
ren bedarf. Die Liste an Veränderungen, die von der Mehr-
heit der Wissenschaftler_innen als „notwendig“ eingeschätzt
werden, hat sich dementsprechend erweitert.

Die Entwicklung der klimapolitischen Analysen und Stra-
tegieempfehlungen, wie von Köppl & Schleicher (2019)
anhand ihrer eigenen Erfahrungen in Forschung und Politik-
beratung nachgezeichnet, steht exemplarisch für eine solche
kumulative Erweiterung (vgl. Steininger et al., 2021). Dem-
nach stand für sie zunächst die Umstellung von fossilen auf
erneuerbare Energien im Vordergrund, ein Ansatz, den sie
in einer zweiten Phase um die Thematik der Energieeffizi-
enz erweiterten. Basierend auf der Erkenntnis, dass isolierte
Verbesserungen der Energieeffizienz nicht ausreichen wür-
den und viel ungenütztes Potenzial in anderen Bereichen
unberührt ließen, forcierten sie anschließend einen systemi-
scheren Ansatz, der alle Komponenten von Energiesystemen
miteinschließt. Mittlerweile plädieren Köppl & Schleicher
(2019) jedoch für noch umfassendere Veränderungen im Sin-
ne einer Kreislaufwirtschaft, die auch die in Ressourcen und
Produkten gebündelte Energie berücksichtigen.

Diese Erweiterung der problematisierten Bereiche ist
insofern bedeutsam, als damit eine zunehmende Einbin-
dung und Koordinierung unterschiedlicher Akteur_innen wie
auch weitreichendere Veränderungen in den bestehenden
Konsummustern einhergehen. Während der Wechsel auf
erneuerbare Energien oder die Implementierung einzelner
Energieeffizienzmaßnahmen, wie bereits von vielen Unter-
nehmen umgesetzt (siehe Abschn. 14.2), die weiterführen-
den Versorgungsstrukturen und bestehende Konsummuster
nur geringfügig berühren, lassen sich darüberhinausgehende
Maßnahmen oft nicht ohne Weiteres umsetzen. Wie Köppl
& Schleicher (2019) hervorheben, erfordern Transitionen
in Energiesystemen sowie jene zu einer Kreislaufwirtschaft
tiefgreifende Veränderungen von Geschäftsmodellen und in
der Organisation ganzer Wertschöpfungsketten.

Tatsächlich ist die Notwendigkeit einer weitreichenden
Transformation der Energiesysteme heute wissenschaftlich
unbestritten (Kirchengast et al., 2019; Köppl & Schleicher,
2021; Meyer et al., 2018; Schleicher & Steininger, 2017).
Auch eine darüberhinausgehende Umgestaltung nach dem
Vorbild einer Kreislaufwirtschaft hat sich als notwendige
Veränderung in der Wissenschaft weitgehend konsensfähig
erwiesen (Cantzler et al., 2020; de Wit et al., 2019; Ei-
senmenger et al., 2020; Jacobi et al., 2018; Kirchengast
et al., 2019). Fortschritte in der Dekarbonisierung der ös-
terreichischen Versorgungsstrukturen müssen daran gemes-
sen werden, inwieweit sich entsprechende Maßnahmen in
einer flächendeckenden Neuausrichtung von Unternehmen
und anderen Versorgungseinrichtungen niederschlagen. In
der Folge werden die bereits genannten Lösungsansätze –
Transformation der Energiesysteme und jene zu einer Kreis-
laufwirtschaft – kurz skizziert. EinigeWissenschaftler_innen
halten darüber hinaus Veränderungen für erforderlich, die
hier unter dem Begriff der „Ökonomie des Teilens“ zu-
sammengefasst werden. Diese werden abschließend kurz
vorgestellt.

14.3.1 Transformation der Energiesysteme

Aus Perspektive der Haushalte erfolgt die Energieversor-
gung sowohl direkt über Energiegüter wie Treibstoffe wie
auch indirekt über die Energie, die zur Bereitstellung un-
terschiedlicher Güter und Dienstleistungen erforderlich ist.
Trotz deutlicher Fortschritte in der Reduktion der in we-
sentlichen Bereichen des Energiesektors emittierten Treib-
hausgase, ist es Köppl & Schleicher (2021, S. 151) zufolge
bisher „nicht gelungen, das österreichische Energiesystem
so umzugestalten, wie es für die Erreichung der Energie-
und Klimaziele notwendig wäre“. Das Energiesystem wird
dabei bewusst breit gefasst und inkludiert alle Prozesse, in
denen durch die Verwendung von (hauptsächlich fossilen)
Energieträgern Treibhausgasemissionen freigesetzt werden,
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also auch den im österreichischen Kontext so kritischen Ver-
kehr. In Summe gehen noch immer rund zwei Drittel der
national produzierten Treibhausgasemissionen auf solche für
energetische Zwecke ausgerichtete Prozesse zurück (Schlei-
cher & Steininger, 2017). Zur Erreichung der Klimaziele
bedarf es daher verstärkter Anstrengungen entlang mehrerer
Strategien: von der Steigerung der Energieproduktivität über
eine Reduzierung der Nachfrage, eine vollständige Umstel-
lung auf erneuerbare Energien bis hin zur Minimierung von
Verlusten im Energiesystem, die in Prozessen der Transfor-
mation, Verteilung und Verwendung auftreten.

Schleicher et al. (2018) schlagen eine Aufteilung in drei
Handlungsfelder vor, die in der Transformation der Ener-
giesysteme als prioritär behandelt werden sollten: multi-
funktionale Gebäude, verschränkte Mobilität und integrierte
Netze. Das erstgenannte Handlungsfeld denkt Gebäude neu,
indem diese einerseits für möglichst unterschiedliche Nut-
zungszwecke gestaltet und andererseits in Infrastrukturen
zur Bereitstellung und Speicherung von Energie verwandelt
werden. Wesentliche Bausteine für die Schaffung klima-
freundlicher Gebäude sind neben einer intensiveren Nutzung
der Räume unter anderem die thermische Bauqualität, die
Einbindung in lokale Energienetzwerke und ein optimier-
tes Energiemanagement auf der Ebene einzelner Quartiere
(Kap. 4). Im zweiten Handlungsfeld der verschränkten Mo-
bilität gilt es, den Verkehr nach den Prinzipien vermeiden,
verlagern, verbessern (in absteigender Priorität) umzugestal-
ten. Neben dem Umstieg auf voll-elektrische Antriebe und
der Forcierung multimodaler Ansätze gilt es insbesonde-
re den motorisierten Individualverkehr auf klimafreundliche
(das heißt öffentlichere und aktivere) Verkehrsmittel zu ver-
lagern und den Mobilitätsbedarf durch eine klimafreundli-
che Raumplanung (Kap. 19) zu verringern (Kap. 6). Das
dritte Handlungsfeld der integrierten Netze sieht eine mög-
lichst synergetische Integration unterschiedlicher Netze bzw.
Sektoren („Sektorkopplung“), insbesondere der Wärmever-
sorgung und Elektrizität, aber auch der Netze für Gas und
Telekommunikation, vor (Büscher et al., 2020; Ornetzeder
& Sinozic, 2020; Ramsebner et al., 2021). Damit können
die Flexibilität und Sicherheit der Energieversorgung erhöht
werden.

Neben der Energieversorgung, die Mitte des vergangenen
Jahrzehnts 68 Prozent der Treibhausgasemissionen produ-
zierte, spielen allerdings auch Produktionsprozesse (21 Pro-
zent) und die Landwirtschaft (9 Prozent) eine bedeutende
Rolle (Schleicher & Steininger, 2017).7 Trotz des erhebli-
chen Gewichts der Energieversorgung wird eine Konzen-

7 Das Umweltbundesamt schlüsselt die Emissionen für das Jahr 2019
wie folgt auf: Energie und Industrie (43,8 Prozent), Verkehr (30,1 Pro-
zent), Landwirtschaft (10,2 Prozent), Gebäude (10,2 Prozent), Abfall-
wirtschaft (2,9 Prozent) und fluorierte Gase (2,8 Prozent) (Anderl et al.,
2021).

tration der Bemühungen auf diesen Bereich deshalb nicht
ausreichen, wie Schleicher & Steininger (2017) ausführen:

„Mit tiefgreifenden, in der einschlägigen Fachliteratur
als radikal bezeichneten, strukturellen Veränderungen im
Umgang mit Energie könnten bis 2050 die Treibhausgas-
emissionen aus energetischer Nutzung gegenüber 2005 um
90 Prozent reduziert werden (die Treibhausgasemissionen
insgesamt um 70 Prozent) und das Emissionsbudget würde
bis 2042 reichen. Erst darüberhinausgehende, nach heutigem
Wissensstand als insgesamt extrem aufwendig zu bezeich-
nende, und daher hinsichtlich der Realisierbarkeit noch of-
fene zusätzliche Verminderungen bei den Emissionen aus
industriellen Prozessen und der Landwirtschaft sowie beim
Abfall würden es erlauben mit dem Emissionsbudget bis
2050 auszukommen, und zwar falls es gelingt, die Emis-
sionen bis 2050 um insgesamt zumindest 90 Prozent zu
vermindern.“ (2017, S. 1)8

14.3.2 Von der „linearen“
zur „Kreislaufwirtschaft“

Die Transformation in Richtung einer Kreislaufwirtschaft
verspricht, auch die Bereiche der Produktionsprozesse,
Landwirtschaft und Abfallbehandlung zu adressieren. Im
Zentrum steht der Umgang mit energetischen wie auch nicht-
energetischen Ressourcen und Produkten. Die Berücksichti-
gung von Produkten markiert dabei eine klare Abwendung
des bisher dominanten Fokus auf die sachgemäße Behand-
lung und Wiederverwendung von Ressourcen (Blomsma &
Tennant, 2020). Während eine Abfallwirtschaft im traditio-
nellen Sinn, wie in Österreich bereits weitgehend etabliert,
sich in erster Linie auf das Ende des Produktlebenszy-
klus konzentriert und damit die bestehenden Produktions-
und Konsumptionsprozesse weitgehend unberührt lässt oder
sogar zu ihrer Beschleunigung und Legitimierung beiträgt
(Wieser, 2016), sieht eine Kreislaufwirtschaft umfassende
Veränderungen entlang des gesamten Lebenszyklus von Res-
sourcen und Produkten vor. Demnach gilt es, Stoffkreisläufe
sowohl zu etablieren bzw. zu schließen als auch zu verlang-
samen und zu verringern (Bocken et al., 2016).

Zur Erreichung einer erhöhten Ressourceneffizienz und
damit Reduktion der Treibhausgasemissionen bedarf es einer
Vielzahl an Maßnahmen, die vom Recycling von Ressour-
cen über die Verlängerung der Nutzungsdauer von Produkten
(beispielsweise durch Reparatur, Instandhaltung und Wie-
deraufbereitung) bis zur Vermeidung unnötigen Konsums
im Sinne einer Suffizienz reichen. Eine Kreislaufwirtschaft
wird über die Einhaltung unterschiedlicher Handlungsprinzi-

8 Diese Ergebnisse basieren auf Modellierungen, in denen ein höhe-
res Treibhausgasbudget angenommen wurde, als es das 1,5-Grad-Ziel
zulassen würde. Die erforderlichen Emissionsreduktionen liegen daher
sogar über 90 Prozent.
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pien bzw. Strategien definiert, wobei sich eine hierarchische
Gliederung weitgehend durchgesetzt hat (Kirchherr et al.,
2017). Demzufolge ist aus einer Sicht der Ressourceneffi-
zienz die Vermeidung („Refuse“) gegenüber der Reduktion
(„Reduce“), Wiederverwendung („Reuse“) und Zurückfüh-
rung („Recycle“) oder gar einer Wiederaufbereitung („Re-
cover“) vorzuziehen.9 Je höher in der Hierarchie, desto
tiefgreifender sind allerdings die erforderlichen Veränderun-
gen in den Versorgungsstrukturen. Zudem bleibt weitgehend
unklar, bis auf welche Ebene der Hierarchie entsprechende
Schritte in Österreich notwendig sind, um die Klimaziele
erreichen zu können. In Praxis wie Wissenschaft werden da-
her unterschiedliche Schwerpunkte gelegt, was mitunter zu
erheblichen Differenzen in der Ausgestaltung einer Kreis-
laufwirtschaft führt.

Berechnungen der Kreislauforientierung bzw. „Zirkula-
rität“ der österreichischen Wirtschaft geben Aufschluss da-
rüber, wie groß der Handlungsbedarf ist. Demnach werden
derzeit nur 9,1 Prozent der Materialien im Produktionssys-
tem aus Sekundärrohstoffen bezogen, womit sich Österreich
ziemlich genau im globalen Durchschnitt befindet (de Wit
et al., 2019; basierend auf Jacobi et al., 2018). In anderen
Worten erfolgt die Versorgung primär nach einem „linea-
ren“ Muster, indem neue Rohstoffe extrahiert, verarbeitet,
verbraucht und letztendlich entsorgt werden. Eine nationa-
le Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energien hätte
auf Basis dieser Berechnung allerdings nur eine sehr geringe
Wirkung in Bezug auf die Emissionen aus der Güterproduk-
tion, da der überwiegende Teil an fossilen Energieträgern in
der ausländischen Produktion von Gütern für den österrei-
chischen Markt zur Anwendung kommt. Dies unterstreicht
die klimapolitische Bedeutung einer Berücksichtigung von
Produkten und ihrer Herkunft (Kap. 1, 15). Weitaus effek-
tiver wären den Autor_innen von Circle Economy zufolge
Maßnahmen zur Erhöhung der Recyclingraten, Erhaltung
bestehender (baulicher) Infrastrukturen und Forcierung recy-
celbarer und langlebiger Produkte (siehe auch Eisenmenger
et al., 2020).

In Bezug auf die industriellen Produktionsprozesse, als
den bedeutendsten Bereich jenseits der Energieversorgung,
bringt eine Umgestaltung im Sinne einer Kreislaufwirtschaft
erhebliche Veränderungen mit sich. Eine Dekarbonisierung
sollte sich schwerpunktmäßig auf die Branchen „Papier
und Druck“, „chemische und pharmazeutische Erzeugung“,
„Metallerzeugung und -verarbeitung“ sowie die „Verarbei-
tung mineralischer Rohstoffe“ konzentrieren, die zusammen
mehr als die Hälfte der mit Industrie und Gewerbe verbunde-
nen Treibhausgasemissionen erzeugen (Anderl et al., 2021;

9 Es besteht noch kein einheitliches Gerüst an „R-Strategien“. Eine de-
tailliertere Aufgliederung findet sich beispielsweise in Potting et al.
(2017), in absteigender Reihenfolge: Refuse, Rethink, Reduce, Reuse,
Repair, Refurbish, Remanufacture, Repurpose, Recycle und Recover.

Geyer et al., 2019). Geyer et al. (2019) sehen neben dem
Einsatz von Breakthrough-Technologien (z. B. wasserstoff-
basierte Technologien) eine hocheffiziente Nutzung einge-
setzter Energien und Ressourcen, möglichst in kaskadischer
Form und unter Bezugnahme biobasierter Rohstoffe, als ei-
nen wichtigen Ansatz in der Dekarbonisierung der Industrie
(siehe auch Diendorfer et al., 2021). Darüber hinaus hebt die
Literatur das Potenzial tiefergreifender Veränderungen der
Geschäftsmodelle, insbesondere einer Umstellung auf so-
genannte Produkt-Dienstleistungssysteme, für die Industrie
hervor (Hinterberger et al., 2006; Wimmer et al., 2008). Da-
mit werden Leistungen mit einem hohen Dienstleistungsgrad
verstanden, bei denen nicht der Verkauf von Produkten oder
Rohstoffen, sondern die Bereitstellung von Nutzungsmög-
lichkeiten und Ergebnissen im Vordergrund stehen (Tukker,
2004).

14.3.3 Ausbau vonÖkonomien des Teilens

Das Konzept der Produkt-Dienstleistungssysteme nimmt ei-
ne zentrale Stellung in der Kreislaufwirtschaft ein, stellt aber
zugleich fundamental in Frage, inwiefern Produkte verkauft
und in den Besitz einzelner Personen oder Haushalte überge-
hen sollten. Damit schafft es eine Brücke zu allgemeineren,
über die Kreislaufwirtschaft hinausgehenden Möglichkeiten
der Gestaltung von Versorgungsstrukturen. So ist das Kon-
zept auch in der Ökonomie des Teilens („Sharing Economy“)
prominent vertreten und hat durchaus Ähnlichkeiten mit der
dienstleistungsorientierten Versorgung durch NGOs und die
öffentliche Hand. Im Gegensatz zur Kreislaufwirtschaft, wo
der Fokus auf die individuelle Bedürfnisbefriedigung auf-
rechterhalten bleibt, soll durch den Ausbau von Ökonomien
des Teilens die gemeinsame Nutzung von Ressourcen geför-
dert und damit auch ein leistbarer Zugang für alle ermöglicht
werden (Acquier et al., 2017; Curtis & Lehner, 2019; Hein-
richs, 2013; Penz et al., 2018).10

Eine Ökonomie des Teilens kann sowohl auf Marktme-
chanismen wie auch auf sogenannten Commons oder Ge-
meingütern beruhen (Dobusch, 2019).Marktbasierte Formen
der Ökonomie des Teilens sind heute vor allem mit digi-
talen Plattformen verbunden, die es sowohl Unternehmen
wie auch Privatpersonen ermöglichen, ihre Besitztümer zu
teilen bzw. diese (gegen Entgelt) anderen Personen oder Or-
ganisationen zeitlich begrenzt zur Verfügung zu stellen. In
Österreich sind dutzende solcher Plattformen aktiv, wobei
sich das genaue Ausmaß und ihre volkswirtschaftliche Be-
deutung nur äußerst schwer abschätzen lassen (Heiling &
Schumich, 2018). Im Verkehrssektor können solche Plattfor-

10 Zur Abgrenzung der Kreislaufwirtschaft von der Sharing Economy
siehe Wieser (2019) und Henry et al. (2021). So fallen beispielsweise
dieWeitergabe und der Weiterverkauf von Gütern unter beide Konzepte.
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men zur Abkehr vom Individualverkehr beitragen. In Stra-
tegien zur Reduktion der Treibhausgasemissionen in diesem
Sektor spielen sie allerdings eine untergeordnete Rolle (siehe
Angelini et al., 2020; Heinfellner et al., 2018). Insgesamt ist
umstritten, ob marktbasierte Sharing-Modelle positive Kli-
mawirkungen erzielen können, da damit beispielsweise auch
klimafreundliche Strukturen wie öffentliche Verkehrsmit-
tel anstatt des Individualverkehrs verdrängt werden können
(Frenken & Schor, 2017; Zhu & Liu, 2021).

Neben marktbasierten Formen der Ökonomie des Tei-
lens heben einige Wissenschaftler_innen die Vorteile von
Commons als klimapolitische Lösungsansätze jenseits von
Markt und Staat hervor (Bollier & Helfrich, 2014; Exner
& Kratzwald, 2021). Dazu zählen im weitesten Sinne alle
Ressourcen, die einer Gruppe von Menschen auf Basis kol-
lektiv bestimmter Nutzungsberechtigungen zugänglich ge-
macht werden. Ein solcher Ansatz, beispielsweise in der
Form von gemeinschaftlich genutzten Produktionsgütern,
könnte demnach den Weg in Richtung klimafreundlicherer
Versorgungsstrukturen ebnen, indem potenziell destruktiven
Dynamiken der Konkurrenz entgegengewirkt und zugleich
allen Menschen die Möglichkeit zur Teilhabe gegeben wird.
Energiegemeinschaften, die von Bürger_innen, Gemeinden,
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Abb. 14.3 Modelle klimafreundlicher Versorgungsstrukturen und Notwendigkeit der Veränderungen. (Quelle: eigene Darstellung)

Unternehmen und diversen weiteren Organisationen gegrün-
det werden können und eine gemeinsame Nutzung und
wirtschaftliche Verwertung von erneuerbaren Energien vor-
sehen, wird ein großes Potenzial zur Förderung der sozialen
Akzeptanz und Einbindung der Bevölkerung im Ausbau von
erneuerbaren Energien zugeschrieben (Azarova et al., 2019;
Monsberger et al., 2021; Schmidt et al., 2021). Obgleich
es auch darüber hinaus gewichtige theoretische Gründe für
positive Klimawirkungen gibt, steht eine umfassende Evalu-
ierung des konkreten Potenzials von Commons zur Ermögli-
chung eines klimafreundlichen Lebens noch aus.

14.3.4 Notwendigkeit und Implikationen
für bestehende Konsummuster

Die vorangegangenen Abschnitte fassten unterschiedliche
Modelle zusammen, nach deren Vorbild die Versorgungs-
strukturen in Österreich umgestaltet werden könnten, be-
ginnend mit jenen, die am wenigsten in bestehende Kon-
summuster eingreifen und von weiten Teilen der Wissen-
schaft als dringend erforderlich angesehen werden (siehe
Abb. 14.3). Die hohe Zustimmung trifft uneingeschränkt
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auf die Notwendigkeit einer radikalen Transformation der
Energiesysteme zu. Wie oben aufgezeigt, würde dies jedoch
selbst unter sehr optimistischen Annahmen nicht für die Ein-
haltung der Klimaziele reichen. Die Notwendigkeit einer
Transformation zu einer Kreislaufwirtschaft wird vor diesem
Hintergrund weitgehend als unverzichtbar erachtet. Energie-
und Materialströme wären in den entsprechenden Versor-
gungsstrukturen der Zukunft in hohen Maß „konsistent“ mit
den Stoffwechselprozessen der Natur und weitgehend so ge-
staltet, dass die Nutzung von Energie und Rohstoffen in
Hinblick auf die Erfüllung von Konsumbedürfnissen mög-
lichst „effizient“ erfolgt.

Bedeutende Unsicherheiten ergeben sich in Bezug auf
die konkrete Ausgestaltung einer Kreislaufwirtschaft, vor
allem was die Notwendigkeit der Implementierung von be-
sonders ambitionierten Strategien im Sinne des neben der
„Konsistenz“ und „Effizienz“ dritten Prinzips ökologischer
Nachhaltigkeit, der „Suffizienz“11, anbelangt. Die Wissen-
schaft erwartet insgesamt deutliche Impulse für das nationale
Wirtschaftswachstum durch einen Übergang zu nachhalti-
gen Energiesystemen und kreislauforientierten Versorgungs-
strukturen (McCarthy et al., 2018; Meyer et al., 2018;
Steininger et al., 2021). Denselben Modellierungen zufol-
ge lässt sich dies auch mit der Erreichung der Klimaziele
vereinbaren. Die historische Unvereinbarkeit von positiven
Klimawirkungen und Wirtschaftswachstum lässt viele Wis-
senschaftler_innen aber an ihrer langfristigen Kompatibilität
zweifeln (Haberl et al., 2020; B. Plank et al., 2020; Steinber-
ger et al., 2013; Vogel et al., 2021; Wenzlik et al., 2015).

Mit der Berücksichtigung von Strategien wie dem Ver-
meiden (Refuse) oder Reduzieren (Reduce) von Konsum-
praktiken schlägt die Kreislaufwirtschaft auch eine Brücke
zur Suffizienz, die nicht zuletzt in der Ökonomie des Teilens
von zentraler Bedeutung ist. Suffizienz-Strategien setzen
direkt bei den Konsummustern an und können bei erfolgrei-
cher Umsetzung daher mit größerer Sicherheit Beiträge zu
einem klimafreundlichen Leben leisten, konterkarieren um-
gekehrt allerdings in vielen Fällen eine Beschleunigung des
Wirtschaftswachstums. Wissenschaftliche Untersuchungen
zu Suffizienz heben demgegenüber diverse positive Effekte
für die soziale Nachhaltigkeit hervor, die bei entsprechender
Gestaltung der Versorgungsstrukturen realisiert werden kön-
nen (Brunner, 2021; Dietz & O’Neill, 2013; Princen, 2005;
Schneidewind & Zahrnt, 2013; Vogel et al., 2021).

Selbst wenn es bei einer Transformation der Energie-
systeme und lediglich teilweisen Umsetzung von Prinzipien
der Kreislaufwirtschaft bliebe, wären damit im Vergleich
zum bereits skizzierten Status quo erhebliche Veränderun-
gen in den bestehenden Versorgungsstrukturen verbunden.
Der folgende Abschn. 14.4 verschafft einen Überblick des

11 Zu den drei Prinzipien bzw. Leitstrategien siehe Behrendt, Göll &
Korte (2018).

Wissensstands zu den wirtschaftlichen Strukturen, die zum
Status quo der österreichischen Versorgungsstrukturen bisher
beigetragen haben. Davon ausgehend gehen wir abschlie-
ßend auf die Gestaltungsoptionen ein.

14.4 Stabilisierende Strukturen

Neben der Existenz von diversen handlungsfeldspezifischen
Barrieren, wie sie im Teil 2 dieses Sachstandsberichts auf-
gezeigt werden, lassen wissenschaftliche Erkenntnisse auf
querliegende Strukturen schließen, die zur Stabilisierung des
Status quo beitragen und damit einen Wandel in Richtung
der aufgezeigten Wirtschaftsmodelle entgegenstehen. Eine
wesentliche Grundlage dafür bilden bestehende Umfragen
unter Unternehmer_innen zu Beweggründen für eine (poten-
zielle) klimafreundlichere Ausrichtung ihrer Organisationen
und der wahrgenommenen Barrieren in der Umsetzung. Auf-
grund mangelnder Forschungsarbeiten zu den Perspektiven
anderer Akteur_innen aus den Versorgungsstrukturen kon-
zentrieren wir uns in der Folge auf die Ergebnisse solcher
Umfragen.

Zwei Erhebungen im Rahmen von Eurobarometer-
Umfragen (Europäische Kommission, 2016; European Com-
mission, 2018) geben Aufschluss über die zentralen Faktoren
für KMU im Kontext der Kreislaufwirtschaft. Demnach sind
in Bezug auf KMU, die eine äußerst heterogene Grup-
pe darstellen, die Barrieren erwartungsgemäß sehr divers,
wobei im österreichischen Kontext administrative und recht-
liche Hürden sowie die Kosten der Einhaltung bestehender
Vorgaben und Standards oft im Vordergrund stehen. Ein un-
zureichender Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten sowie
mangelnde Expertise und Humanressourcen stellen dagegen
seltener ein Problem dar. Tatsächlich wird selbst der Zugang
zu Kapital von privaten Investoren und Crowdfunding im
Vergleich zu anderen europäischen Ländern von KMU als
besonders hoch eingeschätzt. Dasselbe gilt für öffentlich be-
reitgestellte Finanzierung für Aktivitäten, die im weitesten
Sinne in den Bereich der Kreislaufwirtschaft fallen.

In einer weiteren, großangelegten Umfrage unter fast
2200 Ein-Personen-Unternehmen (Dorr et al., 2021), ei-
ne Kategorie, in die rund 60 Prozent aller Unternehmen
in Österreich fallen, wurden eine Inkompatibilität mit dem
Geschäftsmodell (55 Prozent eher oder sehr zutreffend),
ein Mangel an steuerlichen Anreizen und Förderungen
(50 Prozent), wirtschaftliche Rahmenbedingungen (50 Pro-
zent), mangelnde Ressourcen (48 Prozent) und eine negative
Kosten-Nutzen-Relation (48 Prozent) als die hinderlichsten
Faktoren für die Umsetzung von Umweltaktivitäten ange-
geben. Die überwiegende Mehrheit der Unternehmer_innen
(87 Prozent) führen ihre eigenen ethisch-moralischen Über-
zeugungen als Beweggründe für Umweltaktivitäten an, ge-
folgt von der Vorbildwirkung bzw. Vorreiterrolle des Unter-
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nehmens (59 Prozent) und den wahrgenommenen Anforde-
rungen der Kund_innen bzw. der Gesellschaft (25 Prozent).
Gesetzliche Regulierungen, öffentliche Förderungen oder die
Vorgaben der Geschäftspartner_innen werden hingegen von
jeweils weniger als 10 Prozent der Befragten als Beweggrün-
de angegeben. Ein ähnliches Bild ergibt sich abschließend
aus einer Umfrage unter 51 Großunternehmen (Kiesnere &
Baumgartner, 2019). Demnach werden die Hauptgründe für
den unternehmerischen Wandel vorrangig in der eigenen Or-
ganisation und in der Kundennachfrage verortet. Die Gesetz-
gebung, staatliche Anreize und andere Partnerunternehmen
spielen auch hier aus Sicht der Befragten eine untergeordne-
te Rolle.

Zusammengefasst zeichnen die bestehenden Evidenzen
aus Unternehmensumfragen also ein Bild, wonach in Öster-
reich ein relativ leichter Zugang zu finanzieller Unterstüt-
zung vorhanden ist, zugleich aber insbesondere von Seiten
der Politik kein großer Druck zur Veränderung ausgeht.
Etwas zugespitzt formuliert wird die Politik von Unterneh-
mer_innen mehr als Barriere denn als treibende Kraft in der
Transformation zu einer umwelt- und klimafreundlicheren
Wirtschaft wahrgenommen (vgl. Kiesnere & Baumgartner,
2019). Die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen
der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen verhalten
sich großteils komplementär zu dieser Einschätzung.

14.4.1 Wirtschaftspolitische
Rahmenbedingungen

Ein Blick auf die Wirkungen bisheriger wirtschaftspoliti-
scher Maßnahmen weist zunächst auf einige Achtungserfol-
ge hin. Bestehende Analysen zeigen, dass politische Maß-
nahmen vor allem im Energiesektor, wo bislang die mit Ab-
stand größten Reduktionen in den Treibhausgasemissionen
erzielt werden konnten (siehe Abschn. 14.2), einen entschei-
denden Beitrag leisteten (Baumgartner & Schmidt, 2018;
Madlener 2007). Auch wenn sektorspezifische Förderungen
als ökonomisch suboptimal gelten, konnten in Österreich
damit nachweislich wichtige Beiträge, wie beispielsweise
zur Unterstützung erneuerbarer Energien (Baumgartner &
Schmidt, 2018; Gass et al., 2013;Madlener, 2007;Wurster &
Hagemann, 2020), geleistet werden. Standards und Gütezei-
chen hingegen waren insbesondere bei der Energieeffizienz
von Geräten wirksam (Schäppi et al., 2012). Neben Steuern
und Förderungen besteht außerdem ein Emissionshandels-
system, das 2005 auf europäischer Ebene eingeführt wurde
und in Österreich mehr als ein Drittel der Treibhausgasemis-
sionen erfasst (Anderl et al., 2021).

Auch die Herausbildung der Umwelttechnikindustrie, wie
in Abschn. 14.2 aufgezeigt, profitierte nach Einschätzung
von Schneider et al. (2020) bisher stark von der Unter-
stützung durch die öffentliche Hand. So nimmt laut ihrer

Erhebung knapp die Hälfte der Unternehmen aus dieser
Branche Förderungen für Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben in Anspruch. Beinahe eines von fünf Unternehmen
greift auf Förderungen für Exportaktivitäten zurück. Auch in
der Unterstützung von umweltorientierten Start-ups spielen
öffentliche Förderungen als zweitwichtigste Finanzierungs-
quelle nach den Eigenmitteln der Gründer_innen eine we-
sentliche Rolle (Leitner et al., 2021).

Eine gesamtheitlichere Betrachtung der wirtschaftspoli-
tischen Anreize ergibt allerdings ein weitgehend konträres,
mit den Erfahrungen der Unternehmer_innen übereinstim-
mendes Bild. Denn jenseits von überwiegend marktbasierten
und auf Freiwilligkeit beruhenden „weichen“ Instrumenten
im Klimaschutz wurden nur geringfügige Änderungen an
den verbindlichen („harten“) Rahmenbedingungen für wirt-
schaftliches Handeln vorgenommen (Schaffrin et al., 2015;
Wurzel et al., 2019). So gibt es beispielsweise nach wie
vor kaum verbindliche Vorgaben für Unternehmen in Bezug
auf die Berichtlegung über klimarelevante Aktivitäten. Mit
Ausnahme weniger Großunternehmen basiert die Berichtle-
gung in Österreich auf freiwilliger Basis und wird in erster
Linie von intermediären Organisationen geleistet. Berichte
zu Corporate Social Responsibility (CSR), wie auch an-
dere zertifizierte Umweltmanagementinstrumente, konnten
sich vor diesem Hintergrund bis heute nicht aus der Nische
befreien (Forster et al., 2021; Keinert-Kisin, 2015). Erst ei-
ne deutliche Ausweitung der Berichtspflichten auf weitere
Unternehmen und die Einführung europäischer Standards,
wie derzeit von der Europäischen Kommission12 vorgesehen,
verspricht hier Verbesserungen. Damit dürfte künftig auch
aus wissenschaftlicher Sicht leichter zu klären sein, welche
Bedeutung die Praxis der Berichtlegung für die Erreichung
der Klimaziele hat.

Von unmittelbarerer Relevanz für die Ausgestaltung der
Versorgungsstrukturen sind die Preise für Energie und ma-
terielle Ressourcen, die in Österreich durch ein komplexes
System an CO2-Zertifikaten, Steuern und Förderungen be-
einflusst werden. Während die Steuerbelastung für Unter-
nehmen aus internationaler Perspektive relativ hoch ausfällt,
machen Umweltsteuern13 in Österreich bei leicht rückläufi-
ger Tendenz nur etwa 6 Prozent des Steueraufkommens aus,
ein im europäischen Vergleich deutlich unterdurchschnittli-
cher Wert (Delgado et al., 2022; Kletzan-Slamanig & Köppl,

12 Proposal for a DIRECTIVE OF THE EUROPEAN PARLIAMENT
AND OF THE COUNCIL amending Directive 2013/34/EU, Direc-
tive 2004/109/EC, Directive 2006/43/EC and Regulation (EU) No
537/2014, as regards corporate sustainability reporting, 2021.
13 Umwelt- bzw. Ökosteuern umfassen alle Steuern auf Produkte und
Prozesse, die entweder die Umwelt verschmutzen oder zum Verbrauch
nicht erneuerbarer Energien beitragen. Darunter fallen nach etablier-
ter Klassifikation Energiesteuern, Transportsteuern, Ressourcensteuern
und Umweltverschmutzungssteuern. Eine detailliertere Aufschlüsse-
lung kann der Umweltgesamtrechnung (siehe Aichinger, 2021) entnom-
men werden.
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2016a; Köppl & Schratzenstaller, 2015). Diese sind in der
Höhe zudem auffällig stark entkoppelt von den aus dem Ver-
brauch entstehenden Treibhausgasemissionen. So wurden
Energiesteuern, die es bereits seit Jahrzehnten gibt, bisher
vor allem aus fiskalischen Erwägungen eingeführt (Kettner-
Marx et al., 2018). Im Verkehrssektor, wo die Treibhaus-
gasemissionen bedeutend zunehmen (siehe Abschn. 14.2
Kap. 6), befinden sich insbesondere die Dieselsteuern auf ei-
nem international geringen Niveau.

Solche Diskrepanzen zwischen Treibhausgasemissionen
auf der einen und den dafür anfallenden Kosten auf der an-
deren Seite, lassen sich über alle Wirtschaftssektoren hinweg
beobachten. Unter Berücksichtigung aller CO2-relevanten
Steuern und Abgaben kommen Schnabl et al. (2021) in ei-
ner aktuellen Untersuchung zum Schluss, dass der Preis pro
Tonne CO2 je nach Sektor zwischen 2,21 Euro (Energie-
sektor) und 316,14 Euro (Dienstleistungen ohne Verkehr)
schwankt. Die Preise im Energiesektor werden dabei durch
direkte Förderungen und Befreiungen deutlich stärker kom-
pensiert (zu 90,46 Prozent), als es in anderen Sektoren
derzeit der Fall ist (z. B. 17,05 Prozent im Bau). Im Ver-
gleich zu privaten Haushalten werden Unternehmen deutlich
weniger belastet. So tragen private Haushalte eine deutlich
höhere Steuerlast in Bezug auf CO2-Emissionen (237,91 Eu-
ro gegenüber 54,25 Euro pro Tonne) und erhalten zugleich
weniger Förderungen als Unternehmen. Die Anreize zur
Tätigung von entsprechenden unternehmerischen Investitio-
nen zur Senkung der Steuerlast und CO2-Intensität fallen
dementsprechend deutlich geringer aus, als wenn Unterneh-
men einen vergleichbaren oder höheren CO2-Preis zahlen
müssten wie Haushalte. In Summe weisen bestehende Unter-
suchungen auf klimapolitisch problematische Verzerrungen
der Preise für Energie und Ressourcen hin, wodurch er-
forderliche Investitionsanreize teilweise deutlich geschwächt
werden.

Darüber hinaus werden in der österreichischen For-
schungslandschaft auch strukturelle Wachstumszwänge als
hinderliche Rahmenbedingungen relativ prominent themati-
siert (Brand et al., 2021; Brand & Wissen, 2017; Kreinin &
Aigner, 2021; Spash, 2020, 2021). Das strukturelle Erforder-
nis, wirtschaftliches Wachstum zu erzielen, ist auf vielfältige
und interdependente Weise in Institutionen wie dem markt-
wirtschaftlichen Wettbewerb, technologischen Fortschritt,
Kreditwesen, internationalen Wettbewerb und der Sozialpo-
litik verankert (siehe Richters & Siemoneit, 2019). Insbeson-
dere dem Verhältnis zwischen Arbeitsproduktivität auf der
einen und Energie- bzw. Ressourcenproduktivität auf der an-
deren Seite wird im österreichischen Kontext große Beach-
tung geschenkt (z. B. Aiginger & Scheiblecker, 2016; Goers
& Schneider, 2019; Kreinin & Aigner, 2021; Stagl, 2014;
Zwickl et al., 2016). Der Wachstumszwang ergibt sich hier
aus der nach wie vor dominanten politischen Zielsetzung, ei-
ne steigende Arbeitsproduktivität (z. B. durch Innovationen

im Prozessmanagement) mit der Schaffung von (Vollzeit-)
Arbeitsplätzen verbinden zu müssen. Dies kann unter sol-
chen Vorzeichen nur gelingen, wenn Produktivitätszuwächse
durch die Ausweitung der Produktionskapazitäten kompen-
siert werden. Der Druck nach schnellerem Wachstum wird
durch die im Vergleich zu Energie und Ressourcen relativ
hohen Kosten von Arbeit verstärkt, die Arbeitgeber_innen
einen Anreiz für die Steigerung der Arbeitsproduktivität bie-
ten. Zugleich fehlen aufgrund der Konzentration auf die
Arbeitsproduktivität die Kapazitäten, die zur Steigerung der
Ressourcenproduktivität erforderlich wären.

14.4.2 Bestehende Prioritäten und Konfliktlinien
in der Wirtschaftspolitik

Die mangelnde Orientierung an den Klimazielen der im vor-
angegangenen Abschn. 14.4.1 umrissenen wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen wurde in der wissenschaftlichen
Literatur bereits umfassend thematisiert. Bisherige klimare-
levante Erfolge in der Umgestaltung der Versorgungsstruk-
turen in Österreich werden vor allem als Ergebnisse eines
eher opportunistischen Ansatzes verstanden, der sich aus der
Verknüpfung klimafreundlicher Versorgungsweisen auf der
einen Seite mit kurzfristigen wirtschaftlichen Vorteilen so-
wie den spezifischen lokal-regionalen Gegebenheiten auf der
anderen Seite ergibt (Kap. 12). In den vergangenen Jahr-
zehnten wurde die österreichische Klimapolitik maßgeblich
von den auf internationaler Ebene definierten Zielen und In-
strumenten definiert, während es auf nationaler Ebene an
einer konsistenten Strategie mit entsprechendem Durchset-
zungswillen mangelt (Niedertscheider et al., 2018; C. Plank
et al., 2021; Steurer & Clar, 2015). Wie Steurer & Clar
(2015) anmerken, profitiert Österreich im Bereich erneuer-
barer Energien von günstigen geografischen Bedingungen
(siehe dazu auch die Analyse von Wurster & Hagemann,
2020). Zugleich tragen die wirtschaftliche Bedeutung der
heimischen Industrie mit ihrem hohen Energiebedarf und
die breite gesellschaftliche Abneigung gegenüber der Nu-
klearenergie zu einer starken Nachfrage nach alternativen
Energien und Steigerungen der Energieeffizienz bei (Woer-
ter et al., 2017).

Wissenschaftliche Erklärungsansätze für diesen opportu-
nistischen Ansatz und das damit einhergehende Scheitern
einer umfassenderen Transformation zu einer klimafreund-
lichen Versorgungsstruktur führen dies häufig auf die in
Österreich stark korporatistisch und föderalistisch geprägte
Governancestruktur (Kap. 12) zurück, wodurch Entschei-
dungsfindungen verlangsamt und die Einführung wirksamer
Maßnahmen verhindert werden (Niedertscheider et al., 2018;
Seebauer et al., 2019a; Steurer et al., 2020; Steurer &
Clar, 2015, 2017). Ein über unterschiedliche Wirtschafts-
sektoren wiederkehrendes Problem ist, dass diese nicht mit
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bestehenden Aufteilungen politischer Verantwortlichkeiten
übereinstimmen (z. B. Sedlacek et al., 2020; Segert, 2016).
In Bezug auf die Rollen von wirtschaftlichen Interessen und
ihre institutionellen Vertretungsorgane wird in der Litera-
tur kritisch angemerkt, dass Klimapolitik sowohl auf Seiten
der Arbeitgeber_innen wie auch Arbeiternehmer_innen in
weiten Teilen in Konflikt mit der Beschäftigungspolitik gese-
hen wird (Brand & Pawloff, 2014; Högelsberger & Maneka,
2020; Pichler et al., 2021; Wissen et al., 2020). Die Auto-
zulieferindustrie steht exemplarisch für einen wirtschaftlich
bedeutsamen Sektor, an dem viele gut bezahlte Arbeitsplät-
ze in geografisch konzentrierten Regionen gebunden sind.
Mögliche alternative Wirtschaftssektoren können derzeit aus
einer Arbeitnehmer_innensicht nur unzureichend mithalten.
So geht die Produktion von Elektroautos mit einer deutlich
geringeren Nachfrage nach Arbeitskräften einher und ob-
wohl in Österreich das grundlegende technische Know-how
und gut entwickelte, alternative Wirtschaftszweige (z. B.
Bahn, öffentlicher Personennahverkehr) vorhanden sind, gel-
ten die Arbeitsbedingungen und Entlohnungen in anderen
relevanten Industrien und Dienstleistungssektoren unter den
Arbeitnehmer_innen als relativ unattraktiv (Högelsberger &
Maneka, 2020).

Die Interessen von dominanten Wirtschaftsakteur_innen
werden auf institutioneller Ebene durch die Sozialpartner-
schaft gefestigt. Für Brand & Pawloff (2014) funktioniert
die Sozialpartnerschaft wie ein Filtersystem, das mit wirt-
schaftlichen Interessen nicht konforme Positionen und Maß-
nahmenvorschläge aussortiert, bevor sie in einem parlamen-
tarischen Rahmen diskutiert werden können. Die politische
Durchsetzbarkeit von radikal anmutenden klimabezogenen
Maßnahmen wird damit selten getestet. In den vergange-
nen Jahren wurden zwar auf Seiten der Gewerkschaften
Anzeichen einer thematischen Öffnung in Bezug auf um-
weltbezogene Problemstellungen konstatiert (Segert, 2016;
Soder et al., 2018), eine merkbare Verschiebung konnte die
Wissenschaft bisher nicht ausmachen. In der bereits genann-
ten Autozulieferindustrie zeigen jüngste Untersuchungen,
dass Betriebsrät_innen und politische Institutionen die Be-
deutung und Erwünschtheit eines Umstiegs auf Elektroautos
teilweise anzweifeln und tiefergreifendereVeränderungen im
Mobilitätssektor erst gar nicht in Erwägung ziehen (Högels-
berger & Maneka, 2020; Pichler et al., 2021).

Bestehende wirtschaftliche Interessen spiegeln sich auch
in der Formulierung von Alternativen und der Ausgestal-
tung klimabezogener Maßnahmen wider. Die Unterstützung
von alternativen, „grünen“ Wirtschaftszweigen, unter ande-
rem auf Basis recht ambitionierter Förderungen im Bereich
der Forschung und Entwicklung (Kap. 13), nimmt dabei eine
zentrale Rolle ein. Hier zeigt sich auch ein steigendes Inte-
resse in der Politik an der Mobilisierung von Privatkapital
bzw. „Green Finance“ für die Skalierung von nachhaltige-
ren Produkten und Dienstleistungen (Kap. 16). In Bezug auf

die Kreislaufwirtschaft, zum Beispiel, wird sowohl auf öster-
reichischer wie europäischer Ebene der Fokus vor allem auf
die Förderung von neuen Technologien und Geschäftsmodel-
len gelegt, obwohl in der Literatur zur Kreislaufwirtschaft
ein breiter wissenschaftlicher Konsens besteht, dass eine
deutlich umfassende Transformationsstrategie erforderlich
ist (Friant et al., 2021; Hausknost et al., 2017; Wieser, 2021;
vgl. Analysen zur Industriepolitik und Berücksichtigung von
Suffizienz Pichler et al., 2021; Zell-Ziegler et al., 2021).

Insgesamt halten wir auf Basis bisheriger Forschungsar-
beiten fest, dass es in Österreich zwar diverse finanzielle Un-
terstützungen für klimabezogene Anstrengungen gibt, die-
sen aber wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen gegen-
überstehen, die nicht nur wenig Handlungsdruck erzeugen,
sondern klimaschädliche Tätigkeiten mitunter sogar begüns-
tigen. Neben dem Mangel einer ambitionierteren nationalen
Klimapolitik, die über das Ausschöpfen von Effizienzpoten-
zialen und die Forcierung von Innovationen hinausgeht, lässt
sich bisher keine koordinierte und konsistent an Klimazie-
len orientierte Ausgestaltung der wirtschaftspolitischen Rah-
menbedingungen erkennen. Vor diesem Hintergrund werden
in der Literatur diverse Gestaltungsoptionen diskutiert, auf
die im abschließenden Abschn. 14.5.3 eingegangen wird.

14.5 Gestaltungsoptionen für klimafreundliche
Versorgungsstrukturen

Für den Übergang zu einer klimafreundlichen Versorgung
mit Gütern und Dienstleistungen kommen eine Reihe von
Maßnahmen in Frage, wobei je nach theoretischer Pers-
pektive (siehe Kap. 2) unterschiedliche Gestaltungsoptionen
in den Blick genommen werden. Grundsätzlich kann vorab
konstatiert werden, dass es in der Forschungsgemeinschaft
einen breiten Konsens gibt, dass es einer Kombination von
einer Vielzahl an Maßnahmen bedarf (z. B. Bachner et al.,
2021; Dugan et al., 2022; Großmann et al., 2020; Kir-
chengast et al., 2019; Stagl et al., 2014; Steininger et al.,
2021; Weishaar et al., 2017). Klar ist darüber hinaus, dass
bestehende klimaorientierte Maßnahmen bei weitem nicht
ausreichen würden, um die Klimaziele zu erreichen (An-
derl et al., 2021). Anstelle des bisherigen Fokus auf die
Skalierung bzw. Marktdurchdringung von neuen Technolo-
gien, Produkten, Dienstleistungen und Geschäftsmodellen
durch öffentlich geförderte und mit Privatkapital finanzierte
Forschungs- und Investitionstätigkeiten bedarf es demnach
einer Mobilisierung eines breiteren Spektrums an Maßnah-
men.

Im Mobilitätssektor sind beispielsweise Modellierungen
zufolge zusätzliche Maßnahmen selbst dann erforderlich,
wenn technologische Optionen vollständig ausgeschöpft
werden (Heinfellner et al., 2018). Die Modellierungen des
Umweltbundesamts (Krutzler et al., 2017) erlauben auch
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Abb. 14.4 Erweiterungen des Maßnahmenspektrums für den Übergang zu klimafreundlichen Versorgungsstrukturen. (Quelle: eigene Darstellung)

eine grobe Abschätzung der Zusammensetzung von Maß-
nahmen, die für eine Reduktion der nationalen Treibhaus-
gasemissionen bis 2050 um 80 Prozent gegenüber dem
Referenzjahr 1990 erforderlich wären. Darunter fallen eine
ganze Reihe weitreichender Maßnahmen wie beispielweise
eine sozial-ökologische Steuerreform, die Abschaffung kon-
traproduktiver Förderungen, eine stringentere Umsetzung
des Emissionshandels, der Umstieg von Gütern auf Dienst-
leistungen („Nutzen statt Besitzen“) oder Richtlinien zur
Gestaltung klimafreundlicher Produkte. Wenngleich unter-
schiedliche Transformationspfade zum Ziel führen können
(siehe Kirchengast et al., 2019 und Kap. 23), spielen die
meisten der genannten Maßnahmen in fast allen Pfaden ei-
ne herausragende Rolle.

Anstelle einer detaillierten Aufschlüsselung möglicher
Gestaltungsoptionen, wie sie dem aktuellen UniNEtZ-
Optionenbericht (Hinterberger et al., 2021) entnommen wer-
den kann, konzentrieren wir uns in der Folge auf die
zentralen Stoßrichtungen, die zur Erweiterung des Maß-
nahmenspektrums vorgeschlagen werden. Im wissenschaftli-
chen Diskurs zu den Versorgungsstrukturen lassen sich zwei
grundsätzliche Stoßrichtungen ausmachen (siehe Abb. 14.4).
Die erste Stoßrichtung sieht eine prominentere Rolle von

klimapolitisch orientierten und stringenten Rahmenbedin-
gungen für Marktakteur_innen (Feld A) vor. Im Gegensatz
zu Skalierungsmaßnahmen (Feld C) werden die Lösungen
hier grundsätzlich offengelassen, solange sie sich in einem
vordefinierten und für alle Akteur_innen gültigen Rahmen
bewegen (Kap. 24). Auf diese Stoßrichtung, für die es
eine hohe Übereinstimmung in der österreichischen Wis-
senschaftsgemeinschaft gibt, gehen wir in Abschn. 14.5.1
ein. Für die Wirksamkeit entsprechender Maßnahmen gibt
es solide wissenschaftliche Befunde. Inwieweit optimierte
marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen neben der Skalie-
rung von innovativen Produkten und Dienstleistungen ausrei-
chend für die Erreichung der Klimaziele sind, konnte bisher
nicht eindeutig geklärt werden. Die Beweislage für diese
Stoßrichtung kann daher insgesamt als mittelmäßig beurteilt
werden.

Insbesondere unter Berücksichtigung eines über die der-
zeitigen politischen Klimaziele hinausreichenden Zeitraums
könnte ein marktzentrierter Ansatz an planetarische, das
heißt ökologische und physikalische, Grenzen stoßen, wenn
mögliche Effizienzgewinne durch ein größeres Volumen an
Gütern und Dienstleistungen kompensiert werden. Eine wei-
tere Ausdehnung von Märkten als dominante Organisati-
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onsform von Versorgungsstrukturen wird auch hinsichtlich
möglicher unerwünschter sozialer Auswirkungen von eini-
gen Wissenschaftler_innen als problematisch eingestuft. Ei-
ne zweite Stoßrichtung sieht daher auch Maßnahmen vor, die
über die Mobilisierung und Gestaltung von Märkten hinaus-
gehen oder dieser entgegenstehen. Die Rahmenbedingungen
werden hier unter Berücksichtigung des gesamten gesell-
schaftlichen Fußabdrucks entsprechend der planetarischen
Grenzen (Brand et al., 2021) gesetzt (Feld B). Bezüglich
Lösungen steht die Förderung von alternativen bzw. an den
Prinzipien der Reziprozität und Redistribution orientierten
Versorgungsstrukturen imVordergrund (Feld D). Diese Stoß-
richtung, die vor allem aus einer Bereitstellungsperspektive
und Gesellschaft-Natur-Perspektive abgeleitet werden kann,
wird in Abschn. 14.5.2 kurz aufgegriffen. Zumindest in An-
sätzen werden entsprechende Maßnahmen von weiten Teilen
der Wissenschaft als notwendig erachtet. Diesem als mittle-
re Übereinstimmung bewerteten Sachstand steht allerdings
eine eher schwache Beweislage gegenüber, die auf mangeln-
de Evidenzen bezüglich der Klimafreundlichkeit alternativer
Versorgungsweisen zurückgeführt werden kann.

14.5.1 Marktgestaltung: Rahmenbedingungen
für Marktakteur_innen

Märkte haben sich sowohl historisch wie geographisch als
äußerst flexibel und formbar erwiesen. Viele klimapoliti-
sche Empfehlungen setzen bei dieser Formbarkeit an und
schreiben der Gestaltung von Märkten eine zentrale Rol-
le im Übergang zu klimafreundlichen Versorgungsstrukturen
zu. Die am meisten diskutierten, sektorenübergreifenden
Maßnahmen für die Transformation der Versorgungsstruktu-
ren sind mit dem Stichwort „Kostenwahrheit“14 verbunden
(siehe Kap. 2 „Marktperspektive“). Kostenwahrheit liegt
demnach dann vor, wenn die Kosten vollständig von ihren
Verursacher_innen getragen werden. Um dies zu erreichen,
gilt es Güter wie Energie oder Ressourcen so zu beprei-
sen, dass die aus ihrem Verbrauch entstehenden Kosten
finanziell kompensiert werden können. Wie im vorangegan-
genen Abschn. 14.4 beschrieben, wird das in Österreich
bestehende System aus klimarelevanten Steuern und CO2-
Zertifikaten als unzureichend und ungleich verteilt erachtet.
In der österreichischen Forschungsgemeinschaft wird daher
eine einheitliche und an den Treibhausgasemissionen orien-
tierte Besteuerung gefordert (Kirchner et al., 2019; Schnabl
et al., 2021).

Durch welches marktbasierte Instrument eine solche Kos-
tenwahrheit am besten erreicht werden kann, lässt sich nicht

14 Was damit gemeint ist bzw. welche Kosten im österreichischen Kon-
text zu berücksichtigen sind, wird in der Stellungnahme von Graßl et al.
(2020) diskutiert.

eindeutig bestimmen und bleibt nach wie vor Gegenstand
einschlägiger Analysen (z. B. Berger et al., 2020). Unter
den Förderungen für klimaschädliche Tätigkeiten verorten
Kletzan-Slamanig & Köppl (2016b) großes Potenzial in
den Sektoren Energie, Verkehr und Wohnen, wo etwa zwei
Drittel aller klimaschädlichen Förderungen auf nationaler
Basis verändert bzw. abgeschafft werden sollten. Die größ-
ten Anteile sehen sie dabei in der Dieselbegünstigung, der
Pendlerpauschale und der Energieabgabenvergütung.Mit ei-
ner Aufhebung kontraproduktiver Förderungen könnte nicht
zuletzt das derzeit stark belastete Staatsbudget entlastet wer-
den, womit möglichen Zielkonflikten zwischen der Finanzie-
rung klimapolitischer Maßnahmen und einer stringenteren
Budgetpolitik entgegengewirkt werden könnte (Feigl & Vrti-
kapa, 2021; Steininger et al., 2021).

Neben klimaschädlichen Förderungen finden in der For-
schung zur österreichischen Wirtschaft vor allem CO2-
Steuern Beachtung, da Emissionshandelssysteme auf inter-
nationaler Ebene operieren und viele bedeutende Sektoren
davon weithin unberührt bleiben. Analysen der möglichen
Wirkungen einer Einführung einer CO2-Steuer für Öster-
reich zeigen, dass dies insbesondere in den Sektoren Verkehr
und Dienstleistungen, aber auch darüber hinaus zu signi-
fikanten (wenngleich unzureichenden) Reduktionen in den
CO2-Emissionen führen könnte (Goers & Schneider, 2019;
Kettner-Marx et al., 2018; Kirchner et al., 2019; Mayer
et al., 2021; Steininger, 2020). Heinfellner et al. (2018)
bestätigen dies für den Mobilitätssektor. Mit der Implemen-
tierung einer sogenannten sozial-ökologischen Steuerreform,
die höhere Steuern auf Energie und Ressourcen mit entspre-
chenden Umverteilungen der Einnahmen verbindet, hat die
österreichische Bundesregierung Anfang 2022 einen zentra-
len Vorschlag klimabezogener Wirtschaftsforschung in die
Praxis übersetzt. Der Startpreis von 30 Euro pro Tonne CO2

liegt allerdings deutlich unter dem von der Wissenschaft vor-
geschlagenen Mindestpreis von 50 Euro (Graßl et al., 2020).
So würde aus einem ökologischen Blickwinkel selbst eine
Steuer von 100 Euro pro Tonne CO2 (in nicht-ETS-Sektoren)
ohne begleitendeMaßnahmen und bedeutsame Kostenreduk-
tionen von klimaneutralen Technologien die Emissionen im
Jahr 2030 um lediglich 3,5 bis 5 Prozent reduzieren (Steinin-
ger, 2020).

Selbst unter Berücksichtigung unterschiedlicher Optionen
zur Umverteilung und Reinvestition der Steuereinnahmen
würde eine hohe CO2-Steuer nach derzeitigemWissensstand
nicht für die Erreichung der Klimaziele ausreichen (Groß-
mann et al., 2020; Kirchner et al., 2019; Mayer et al., 2021;
Steininger, 2020). Die Wissenschaft weist daher auch ord-
nungspolitischen Instrumenten, wie sie vor allem im Ener-
giesektor bereits etabliert sind, eine bedeutende Rolle zu.
Angesichts ihrer kontextspezifischen Ausgestaltung und da-
mit einhergehenden Vielfalt der Gestaltungsoptionen kann in
diesem Rahmen nicht ausführlich darauf eingegangen wer-
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den (dazu siehe Abschn. 14.2). Es sei lediglich angemerkt,
dass regulatorische Markteingriffe heute auch jenseits des
Energiesektors prominent diskutiert werden. Nachdem die
Energieeffizienz von Geräten wesentlich von Produktstan-
dards profitierte, fordern Wissenschaftler_innen die Einfüh-
rung ähnlicher Standards in Bezug auf die Materialeffizienz,
insbesondere Reparierbarkeit, Haltbarkeit und Rezyklierbar-
keit (Eisenmenger et al., 2020; Schanes et al., 2018). Eine
vielfach eingebrachte Forderung ist zudem, dass solche und
ähnliche Mindeststandards in der öffentlichen Beschaffung
stärker berücksichtigt werden. Bei einem jährlichen Beschaf-
fungsvolumen, das 14 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
entspricht, könnte eine beachtliche Hebelwirkung erzeugt
werden (z. B. Köppl et al., 2020; siehe auch Kap. 16). Aus ei-
ner Innovationsperspektive sollten dabei vor allem jene Sek-
toren gefördert werden, in denen nicht nur ein hoher Bedarf,
sondern auch ein hohes Forschungs- und Innovationspoten-
zial vorhanden ist (Bittschi & Sellner, 2020; Steininger et al.,
2021).

Die bisher angeführten finanziellen und regulativen Op-
tionen zur Setzung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen werden in der Wissenschaft vor allem in Verbindung
mit der Transformation der Energiesysteme (Abschn. 14.3.1)
und jener zu einer Kreislaufwirtschaft (Abschn. 14.3.2) als
wesentlich erachtet (Domenech & Bahn-Walkowiak, 2019;
Friant et al., 2021; Hartley et al., 2020; Hausknost et al.,
2017; Irshaid et al., 2021; Milios, 2018; Vence & López
Pérez, 2021). Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang,
dass informationsbasierten Maßnahmen zur Herstellung von
Transparenz wie Umweltzeichen oder freiwilligen Produkti-
onsstandards, die in der österreichischen Umweltpolitik in
den vergangenen drei Jahrzehnten an Gewicht gewonnen
haben (Wurzel et al., 2019), als sektorübergreifende Ge-
staltungsoptionen nur wenig Beachtung in der Wissenschaft
geschenkt wird. Die Auswahl der von der Wissenschaft vor-
geschlagenen Gestaltungsoptionen spiegelt damit eine kla-
re Befürwortung verbindlicher und unmittelbar wirksamer
Maßnahmen wider.

Die diversen Instrumente zur Gestaltung von Märkten
können alle zu einer klimapolitisch erwünschten Disruption
der Sektoren mit den höchsten Treibhausgasemissionen bei-
tragen. Obgleich eine solche Disruption nicht unbedingt mit
dem Verlust von Arbeitsplätzen in traditionellen Sektoren
einhergehen muss und etwa marktbasierte Instrumente in der
Theorie so gestaltet werden können, dass sie auch etablier-
ten Akteur_innen genügend Anpassungszeit lassen, können
deutliche Verschiebungen am Arbeitsmarkt erwartet werden
(Kap. 7). Streicher et al. (2020) zeigen auf Basis einer Dekar-
bonisierungslandkarte für Österreich auf, welche Unterneh-
men am meisten CO2 emittieren und damit am stärksten von
klimapolitischen Maßnahmen betroffen wären. Unterneh-
men in den Sektoren Eisen und Stahl, Verbrennungsanlagen,
Zement und Kalk sowie Raffinerien emittieren demnach am

meisten. Großmann et al. (2020) gehen bei einer Dekarboni-
sierung der österreichischen Wirtschaft von Jobverlusten im
Verkehrssektor und bei Hersteller_innen von Metallerzeug-
nissen aus. Wie bereits aufgezeigt, besteht im Widerstand
gegen solche Verschiebungen ein zentrales Hemmnis für kli-
maorientierte Wirtschafts- und Industriepolitik. Zudem ist
zu erwarten, dass eine Steigerung der Kosten für Anbie-
ter_innen insbesondere in regionalen Versorgungsstrukturen
zu einer Erhöhung der Preise für Endverbraucher_innen zur
Folge hätte (Berger et al., 2020). Aufgrund der einheitli-
chen Kosten würde dies vor allem einkommensschwache
Haushalte betreffen und damit zu ökonomischer Ungleich-
heit beitragen, wobei die Verteilungswirkungen stark von
besteuerten Ressourcen abhängen (Humer et al., 2021).

Angesichts solcher und weiterer möglicher Konsequen-
zen besteht in der Wissenschaft ein breiter Konsens, dass
klimapolitische Änderungen in den marktwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen einer genauen Prüfung der Implika-
tionen aus einer Sicht der sozialen Gerechtigkeit bedürfen
(Kap. 17). In Bezug auf die Besteuerung von CO2 wird emp-
fohlen, diese zumindest aufkommensneutral zu gestalten,
sodass gewonnene Steuereinkünfte wieder über steuerliche
Erleichterungen oder andere Unterstützungen an anderen
Stellen zurückfließen. Auch wenn ein solches System aus
Sicht mancher ökonomischer Theorien als ineffizient beur-
teilt werden kann, hat sich ein solcher Kompensationsme-
chanismus in anderen Ländern als zentral für die Akzeptanz
bei Stakeholder_innen erwiesen (Kettner-Marx et al., 2018).

Für die aufkommensneutrale Verwendung von Steuerein-
nahmen bieten sich drei sich potenziell ergänzende Optionen
an (Graßl et al., 2020; Kirchengast et al., 2019), die je nach
Perspektive unterschiedlich gewichtet werden können. Wenn
die Verteilungswirkung im Vordergrund steht, wird als geeig-
netes Instrument die Auszahlung eines Öko- oder Klimabo-
nus für besonders betroffene Haushalte gesehen (Kap. 17).
Aus einer innovations- und industriepolitischen Perspektive
bietet sich eine zielgerichtetere Verwendung der Mittel zum
Aufbau von alternativen, klimafreundlicheren Versorgungs-
strukturen an. Begleitende Maßnahmen wie Garantien für
Jobs und Pensionen in den betroffenen Wirtschaftssektoren,
finanzielle Kompensationen und Förderungen für Umzü-
ge und Ausbildung sowie frühere Pensionsantritte könnten
wichtige Beiträge zur Ermöglichung einer solchen Umstruk-
turierung der Wirtschaft leisten (Högelsberger & Maneka,
2020; Keil, 2021; Pichler et al., 2021). Eine dritte Opti-
on besteht in der Entlastung des Faktors Arbeit, wodurch
der Druck zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und da-
mit eine zentrale Ursache für die Wachstumsabhängigkeit
der Volkswirtschaft (siehe Abschn. 14.4.1) verringert werden
könnte.

Die Literatur weist darauf hin, dass neben sozialen Kom-
pensationsstrategien mögliche klimarelevante Folgeeffekte
oder „Externalitäten“ von marktbasierten Lösungen beach-



14.5 Gestaltungsoptionen für klimafreundliche Versorgungsstrukturen 429

tet werden müssen. Ein bekanntes Problem ergibt sich, wenn
Unternehmen als Antwort auf erhöhte Kosten ihre Produk-
tion in andere Länder verlagern, wo geringere Auflagen
zu beachten sind und damit mehr Treibhausgasemissionen
produziert werden können. Entsprechend sind im Emissions-
handelssystem der EU Ausnahmen für Sektoren vorgesehen,
die von solchem „Carbon Leakage“ betroffen sind, wobei
mittlerweile auch alternative Maßnahmen in der Form von
CO2-Grenzausgleichmechanismen diskutiert werden (Kre-
nek et al., 2020). Ein weiteres Problem kann entstehen,
wenn marktorientierte Instrumente von klimapolitisch pro-
blematischen Verhaltensänderungen im Konsum begleitet
werden. Zum Beispiel reduzieren Förderungen von Elek-
trofahrzeugen zur Verbreitung dieser Technologie nicht nur
die Anschaffungskosten, sondern indirekt auch die Kosten
pro gefahrenen Kilometer, was zu einer höheren Verkehrsbe-
lastung führen kann (Seebauer et al., 2019b). Für Seebauer
et al. (2019b) können diese am besten vermieden werden,
indem klimabezogene Werte und Einstellungen unter Kon-
sument_innen gestärkt werden (siehe auch Kap. 21). Die
Gestaltung von klimafreundlichen Märkten ist unter diesen
Gesichtspunkten als ein kontinuierlicher Prozess zu verste-
hen, in dem die Wirkungen regelmäßig evaluiert und bei
Auftreten von nicht intendierten oder erwarteten Effekten
entsprechende Gegenmaßnahmen getroffen werden.

Das Auftreten von in Märkten nicht berücksichtigten
bzw. externalisierten Problemen verweist auf die allge-
meine Problematik, dass marktwirtschaftlicher Wettbewerb
Dynamiken begünstigt, die einerseits bei entsprechender
Marktgestaltung für denWandel zu klimafreundlicheren Pro-
dukten und Dienstleistungen und die Realisierung höherer
Wachstumsraten der Wirtschaft mobilisiert werden kann,
andererseits eine stete Suche nach Möglichkeiten zur Ex-
ternalisierung von Kosten antreibt, die einer erfolgreichen
Klimapolitik entgegenwirken kann (siehe Kap. 25). Inwie-
weit solche Externalitäten tatsächlich auftreten und von der
Gesellschaft im Sinne von Klimaschutz und -anpassung kor-
rigiert bzw. kompensiert werden können, insbesondere über
einen Zeithorizont von mehreren Jahrzehnten oder länger, ist
von hoher Bedeutung für die Wirksamkeit der bisher vorge-
stellten klimapolitischen Maßnahmen.15 Zu berücksichtigen
ist auch, dass trotz der Dominanz von Märkten nach wie
vor wesentliche Bereiche der Versorgung mit Gütern und
Dienstleistungen außerhalb von Märkten stattfindet (siehe
Abschn. 14.1 Kap. 2), die durch marktwirtschaftliche Instru-
mente unberührt blieben. Solche Defizite einer Fokussierung
auf Märkte können eine klimapolitische Legitimationsgrund-
lage für tiefergreifendere Gestaltungsoptionen bilden.

15 Die Problematik ist eng mit der bereits in Abschn. 14.3.4 erwähn-
ten Debatte zu den Möglichkeiten und Grenzen einer Entkoppelung des
Wirtschaftswachstums von negativen Klimawirkungen verwoben.

14.5.2 Gesellschaftliche Grenzen und alternative
Versorgungsweisen

DemMaßnahmenspektrum für die Schaffung und Gestaltung
von klimafreundlichen Märkten entsprechend können Maß-
nahmen auch in einem weiteren gesellschaftlichen Rahmen
sowohl an der Skalierung von konkreten Lösungen als auch
an den Rahmenbedingungen ansetzen (siehe Abb. 14.4).
Aus einer Bereitstellungsperspektive rücken neben Märk-
ten auch staatlich, haushaltlich, kommunal oder kooperativ
(oder hybrid) organisierte Versorgungsweisen in den Blick-
punkt, die sich an alternativen Prinzipien wie Reziprozität
oder Reproduktion anstelle des Tauschs orientieren (siehe
Rief, 2019 und Kap. 27). Solche Versorgungsweisen, die
wichtigen Infrastrukturen wie beispielsweise Straßen oder
Parkanlagen und Tätigkeiten wie dem Einkaufen oder Ko-
chen unterliegen, spielen eine herausragende Rolle in der
Strukturierung des Lebensalltags vieler Menschen und sind
daher für die Umstellung von etablierten Routinen und sozia-
len Praktiken von zentraler Bedeutung. Daneben existieren
im Kleinen bereits zahlreiche alternative Versorgungsstruk-
turen wie Energiegemeinschaften oder Lebensmittelkoope-
rativen („food coops“), die eine klimafreundlichere Versor-
gung versprechen. Viele der untersuchten und diskutierten
Lösungsansätze zeichnen sich durch ein hohes Maß an so-
zialer Inklusion und Partizipation aus, wodurch sowohl ein
Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit wie auch zur breiten
Akzeptanz klimafreundlicher Produkte und Dienstleistun-
gen geleistet werden soll (Bärnthaler et al., 2021; Novy
et al., 2020; Wieser, 2021). Die Aufgabe zur finanziellen
Unterstützung solcher Lösungsansätze wird vor allem der öf-
fentlichen Hand zugeschrieben. Kapital- und Finanzmärkte,
denen wie bereits angemerkt in der Skalierung von neuen
Produkten und Dienstleistungen in der Politik eine bedeuten-
de Rolle zugeschrieben wird (siehe Abschn. 14.4), beruhen
dieser Auslegung zufolge vorwiegend auf der Extrahierung
von ökonomischen Renten anstatt der Produktion von Wert
und sollten daher zurückgebildet werden (Bärnthaler et al.,
2021).

Wissenschaftliche Arbeiten zu alternativen Versorgungs-
weisen verorten erhebliches Potenzial zur Vereinbarung von
Klimafreundlichkeit und sozialer Gerechtigkeit (z. B. Deng-
ler & Lang, 2022; Die Armutskonferenz et al., 2021; Exner
& Kratzwald, 2021; Novy, 2020; Seebauer et al., 2019a).
Eine systematische Aufarbeitung und Darlegung der Bedin-
gungen, unter denen alternative Versorgungsweisen aus Sicht
von Klimaschutz und -anpassung bessere Ergebnisse als
Märkte erzielen, konnte bisher nicht geleistet werden. Wenn-
gleich es neben einer großen Anzahl von lokalen Fallstudien
auch vereinzelt vergleichende Analysen16 gibt, begründet

16 Zum Beispiel konnte in einigen Studien auf aggregierter Ebene nach-
gewiesen werden, dass die Dienstleistungen des öffentlichen Sektors
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sich ihre klimapolitische Bedeutung auch heute noch vor-
rangig aus theoretischen Erwägungen (für einen Überblick
siehe Bliss & Egler, 2020). Eine mögliche Handlungsorien-
tierung in der Gestaltung von Versorgungsstrukturen ist die
Unterstützung von möglichst kollektiv genutzten und günsti-
gen Infrastrukturen wie Grünräumen, die weder unmittelbar
zum Wirtschaftswachstum beitragen, noch bestehende Ab-
hängigkeiten verstärken (Kirchner & Strunk, 2021). Eine
solche Gestaltungsoption bietet sich angesichts der Breite
der erforderlichen Güter und Dienstleistungen nur begrenzt
an und aus einer Gesellschaft-Natur-Perspektive blieben die
Rahmenbedingungen, die unabhängig von der dominanten
Versorgungsweise ein Wachstum der Wirtschaftsleistung er-
fordern, davon unberührt.

Aus dieser Sicht bedarf es daher entsprechender Rah-
menbedingungen, die sich an den planetarischen Grenzen
orientieren bzw. diese respektieren (Brand et al., 2021).
Neben am Prinzip der Suffizienz (siehe Abschn. 14.3.4)
orientierten Konsumgrenzen wie Tempolimits oder CO2-
Budgets kommen eine Reihe von Gestaltungsoptionen in
Frage, die an den Versorgungsstrukturen ansetzen. Dazu
gehört zum einen ein möglichst verbindlicher rechtlicher
Rahmen, der das noch verfügbare Treibhausgasbudget für
einen definierten Zeitraum vorgibt, worüber in der Klimafor-
schung weitgehend Konsens herrscht (Kap. 11). Das deut-
sche Bundes-Klimaschutzgesetz, auf das in Kap. 11 näher
eingegangen wird, sieht beispielsweise Reduktionsziele für
die Treibhausgasemissionen sowie entsprechende Überprü-
fungsmechanismen und Sofortmechanismen zur Einhaltung
der Ziele in konkreten Sektoren wie der Energiewirtschaft,
Industrie oder Landwirtschaft vor. Vergleichbare Obergren-
zen ließen sich auch auf konkrete Anwendungsbereiche
einführen. Im Bereich der Gebäude fordern Wissenschaft-
ler_innen beispielsweise die regulative Festlegung einer ver-
bindlichen Obergrenze für die Treibhausgasemissionen, die
einem Quadratmeter Fläche eines neu errichteten oder re-
novierten Gebäudes zugerechnet werden können (EASAC,
2021).

Weitere Gestaltungsoptionen setzen bei der bereits pro-
blematisierten Wachstumsdynamik an. In Bezug auf den
bereits erwähnten Wachstumszwang, der sich unter anderem
aus dem Bestreben nach einer Vereinbarung von Arbeits-
produktivitätszuwächsen und der Schaffung von Arbeitsplät-
zen ergeben kann (Abschn. 14.4.1), führen Wissenschaft-
ler_innen neben der bereits erwähnten steuerlichen Entlas-
tung von Arbeit eine Reihe von weiteren Maßnahmen an,
die eine signifikante Reduktion von Treibhausemissionen bei
gleichbleibendem Beschäftigungsniveau erlauben sollen, al-
len voran durch Arbeitszeitreduktionen und Arbeitsteilung

mit weniger Energie- und Materialverbrauch sowie einem geringeren
CO2-Fußabdruck verbunden sind als die Leistungen anderer Sektoren
(Giljum, 2016; Ottelin et al., 2018; Vogel et al., 2021).

(Gerold, 2017; Zwickl et al., 2016; siehe auch Kap. 7). Damit
wird in Frage gestellt, dass der Mehrwert aus Arbeitsproduk-
tivitätszuwächsen sich zwingend in größeren Produktions-
und Konsumvolumen ausdrücken muss. Stocker et al. (2014)
zeigen auf Basis eines makroökonomischen Modells auf,
wie die Beschäftigung durch eine Kombination aus sozial-
ökologischer Steuerreform und Arbeitszeitreduktion auch
bei „Nullwachstum“ stabil gehalten werden kann. In die-
sem Zusammenhang wird auch das Bruttoinlandsprodukt als
zentrale Messgröße für den Wohlstand einer Gesellschaft
hinterfragt (z. B. Bachner et al., 2021; Kettner et al., 2014;
Kreinin & Aigner, 2021), da durch diese Messgröße wesent-
liche Bereiche der nichtmonetären Versorgung (z. B. durch
Haushalte) ausgeklammert (Kap. 8) und zugleich Anrei-
ze zur weiteren Monetarisierung der Natur gesetzt werden
(Kap. 16).

Letztlich können aus einer Gesellschaft-Natur-Perspek-
tive klimapolitisch problematische Wachstumsdynamiken
nicht ohne Berücksichtigung der Einbettung von Versor-
gungsstrukturen in Prozesse der Finanzialisierung und des
internationalen Wettbewerbs hinreichend adressiert werden.
Entsprechende tiefergreifendereGestaltungsoptionen greifen
wir daher in den Kap. 15 und 16 auf. Bezüglich der Frage,
wie tiefgreifend Veränderungen sein sollen, damit die pla-
netarischen Grenzen eingehalten werden können, gehen die
Ansichten in der Wissenschaft noch weit auseinander (z. B.
Blühdorn et al., 2020; Brand & Wissen, 2017; Spash, 2021).

14.5.3 Schlussbemerkungen

Die vorliegende Analyse wissenschaftlicher Erkenntnisse
weist nicht nur auf eine große Bandbreite möglicher Ver-
änderungen in den bestehenden Versorgungsstrukturen und
entsprechender politischer Gestaltungsoptionen hin, sondern
zeigt insbesondere auf, dass diese in der Wissenschaft weit-
gehend als sich ergänzend gesehen werden und bereits ein
Konsens bezüglich vieler Maßnahmen besteht. Entschei-
dender als die Frage, welche Maßnahmen als prioritär zu
behandeln sind, erscheint daher, wie weit Veränderungen in
den Versorgungsstrukturen gehen müssen, damit die Klima-
ziele eingehalten werden können (entlang der horizontalen
Achse in Abb. 14.3). Je weitreichender die Veränderungen,
desto stärker werden auch die vorherrschenden Konsum-
muster in Frage gestellt. Selbst wenn diese Konsummuster
in wesentlichen Teilen beibehalten werden sollen, bedarf es
schon jetzt einschneidender Veränderungen in betrieblichen
Geschäftsmodellen und Wertschöpfungsprozessen, die weit
über bisherige Tätigkeiten hinausgehen und nicht von einer
dynamischen Umweltwirtschaft alleine gestemmt werden
können. Dies erfordert zum einen geeignete wirtschaftspoli-
tische Rahmenbedingungen, die ein „level playing field“ und
die erforderliche Planungssicherheit für alle involvierten Ak-
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teur_innen schaffen. Zum anderen bedeutet dies angesichts
der kleinstrukturierten Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen in Österreich eine intensivere Auseinandersetzung
mit den Herausforderungen unterschiedlicher Versorgungs-
einrichtungen und Versorgungsweisen in der Transformati-
on. Insbesondere in Bezug auf KMU und gemeinnützige
Organisationen sowie alternative, nichtmarktliche Versor-
gungsweisen gibt es diesbezüglich großen Nachholbedarf in
Wissenschaft und Praxis.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo

� Durch räumlich fragmentierte Produktionsprozesse
werden für die österreichischen Importe an Gütern
und Dienstleistungen, sei es für die Weiterverar-
beitung in der heimischen Produktion oder für den
Endkonsum, außerhalb Österreichs Treibhausgase
emittiert und Umweltschäden verursacht, die auch
als österreichischer Anteil an der Klimakrise inter-
pretiert werden können. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� Auf europäischer Ebene gibt es im Rahmen des Eu-
ropean Green Deal zwar verschiedene Initiativen,
die direkte und indirekte Effekte auf die Struk-
tur und Organisation globaler Warenketten haben.
Die Umgestaltung von globalen Warenketten nach

ökologischen Gesichtspunkten ist dabei aber kein
explizites Ziel. (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis)

� EU-weite Strategien des European Green Deal im
Bereich Kreislaufwirtschaft und Bioökonomie be-
finden sich in Österreich im Projektstadium. Öster-
reichische Unternehmen beteiligen sich an indus-
triepolitischen EU-Initiativen für eine klimafreund-
liche Produktion und erhalten industriepolitische
Unterstützung auf nationaler Ebene. Die nationale
Industriepolitik ist allerdings klimapolitisch weni-
ger ambitioniert als jene auf EU-Ebene. (hohe Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen

� Um die Klimaziele zu erreichen, sind absolute Re-
duktionen im österreichischen Konsum inklusive
der für seine Befriedigung erforderlichen Vorleis-
tungen notwendig. (hohe Übereinstimmung, starke
Literaturbasis)

� Der klimafreundliche Umbau von globalen Waren-
ketten verlangt nach sektorweiten und sektorüber-
greifenden Maßnahmen, die in eine umfassende
Industriestrategie integriert werden. Dazu, wie der
Umbau gestaltet werden kann, braucht es weitere
Forschung. (hohe Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis)

Akteur_innen und Strukturen

� An der Gestaltung globaler Warenketten wirken un-
terschiedliche Akteur_innen mit ungleicher Macht-
ausstattung mit. Sie sind durch widersprüchliche
Interessen gekennzeichnet und in sich nicht ho-
mogen. Das trifft auf die involvierten Ministerien,
Interessenverbände und die Unternehmen zu. (hohe
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)
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� Die österreichische Politik setzt die auf internatio-
naler und europäischer Ebene vereinbarten Maß-
nahmen langsam und eher zögerlich um. (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Der österreichische Unternehmenssektor inklusive
seiner Interessenverbände reagiert auf die auf eu-
ropäischer Ebene getroffenen Anreizstrukturen für
klimafreundliche Produktion eher zurückhaltend.
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen

� Individuelle Lebensstilveränderungen reichen nicht
aus, um die negativen Konsequenzen globaler Wa-
renketten im erforderlichen Ausmaß zu reduzieren.
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Die Bepreisung von Kohlenstoff zur Verminderung
von Treibhausgasemissionen in Gestalt von Emis-
sionshandelssystemen und CO2-Steuer-Modellen
könnenWarenketten emissionsärmer machen.Welt-
weit einheitliche Maßnahmen schaffen die Voraus-
setzung, unfaire Wettbewerbsbedingungen für Un-
ternehmen, globale Rebound-Effekte und Carbon
Leakage zu vermeiden. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

� Lieferkettengesetze (national, EU, global), die
transnational tätigen Unternehmen rechtsverbind-
lich ökologische Sorgfaltspflichten entlang ihrer
gesamten Lieferkette auferlegen, bilden ein wirk-
sames Instrument für die Realisierung klimapoliti-
scher Ziele. Für umweltbezogene Sorgfaltspflichten
braucht es noch die Entwicklung rechtswirksamer
Instrumente und operabler Lösungen. (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis)

� Zirkuläre Wirtschaftsmodelle und regionalwirt-
schaftliche Ansätze können die Struktur und Orga-
nisation globaler Warenketten verändern. Für einen
Um- und Rückbau („Rescaling“) global fragmen-
tierter Produktion nach ökologischen Kriterien und
klimapolitischen Erfordernissen gibt es bislang für
Österreich (und verbundene Standorte) keine kon-
kreten Vorschläge. Dafür braucht es weitere For-
schung. (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis)

� In der Auseinandersetzung mit globalen Warenket-
ten zeigt sich, dass Reduktionen im Ressourcenver-
brauch und ein Rescaling unbedingt so umzusetzen
sind, dass es dabei nicht zur Verschärfung von
Ungleichheiten kommt, weder auf internationaler
noch auf nationaler Ebene. Ansätze für eine Öko-
logisierung von globalen Warenketten sind immer

dahingehend zu überprüfen, ob sie dem Leitbild
global kooperativer Transformation folgen. (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

15.1 Globale Warenketten: Status quo und
Dynamiken desWandels

Produktionsketten für Güter und Dienstleistungen sind häu-
fig international fragmentiert, sodass notwendigerweise auch
die Orte der Produktion und jene des Konsums auseinan-
derfallen. Das heißt auch, dass die mit der Produktion von
Waren und Dienstleistungen für den Konsum in einem Land
bzw. für einen spezifischen Lebensstil in Verbindung ste-
henden Umweltauswirkungen anderswo anfallen und ande-
re Lebensstile betreffen („environmental burden shifting“).
Konsummuster und Lebensstile in reichen Ländern – wie wir
arbeiten, essen, reisen, wohnen – werden erst durch globale
Warenketten möglich. Für die Klimakrise ist das internatio-
nale Auseinanderklaffen von Pro-Kopf-Emissionen und von
Klimawandelauswirkungen (Chancel & Piketty, 2015) be-
sonders relevant.

Grundsätzlich sind Globalisierung, globale Warenketten
und multinationale Konzerne kein neues Phänomen (Fischer,
2021). Beginnend im 16. Jahrhundert schufen die westlichen
Kolonialmächte ein Netz ungleichen Austauschs. Unter Ein-
satz von Gewalt und Zwang degradierten sie die Kolonien
zu Rohstofflieferanten und gründeten ihren wirtschaftlichen
Aufstieg auf die Aneignung und Ausbeutung der „Four
Cheaps“ (Moore, 2020): billige Arbeit, billige Nahrung,
billige Energie und billige Rohstoffe. Doch die Ressourcen-
flüsse, auf denen internationale Machtverhältnisse aufbauen,
sind durchaus variabel: War vormals Industrieproduktion in
den Zentren selbst beheimatet, sind es heute Steuerungs-
und Kontrollfunktionen in Gestalt von Unternehmensdienst-
leistungen sowie Patente, die die Überlegenheit zentraler
Akteur_innen – Staaten und dort beheimateter Konzerne –
in globalen Warenketten absichern (Fischer et al., 2021).

Ein Weltmarkt für (agro-)industrielle Massenprodukte
und Dienstleistungen entstand ab den 1970er Jahren mit
der Herausbildung einer neuen internationalen Arbeitstei-
lung. Seither werden an Standorten in sogenannten Billig-
lohnländern einfache und mittlerweile auch technologisch
anspruchsvolle Waren für die Verbrauchermärkte im Glo-
balen Norden gefertigt. Die Herstellung eines Endprodukts
durchläuft dabei mehrere Stationen; sie wird entlang tech-
nisch und/oder funktional trennbarer Schnittstellen zerlegt
und an verschiedene Standorte ausgelagert. Ein Zwischen-
produkt, eine Komponente, eine Dienstleistung ist also das
Vorprodukt für weitere Produktionsschritte und Dienstleis-
tungsinputs an anderen Orten. Laut Weltbank erreicht der
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Anteil des Handels in globalen Warenketten1 am weltwei-
ten monetären Gesamthandel gegenwärtig 50 Prozent (World
Bank, 2020).

Eine Reihe von Entwicklungen haben die intensivierte
Globalisierung, die wir seit den 1970er Jahren beobach-
ten, begünstigt. Die Steuerung global fragmentierter Pro-
duktionsprozesse verlangt nach mobilen Informations- und
Kommunikationstechnologien (Mikroprozessoren, Internet)
sowie nach modernen Transportmöglichkeiten (Container-
schifffahrt, Luftfracht), die auf der Nutzung fossiler Energie
beruhen (UNEP, 2020). Mindestens genauso wichtig wa-
ren politische Veränderungen, die im Zuge der „neolibera-
len Wende“ seit den 1980er Jahren vorangetrieben wurden,
insbesondere die Liberalisierung des Kapital- und Zahlungs-
verkehrs, des Außenhandels, der Energie- und Infrastruk-
turmärkte sowie eine unternehmensfreundliche Steuerge-
setzgebung. Die Liberalisierung der Gütermärkte und des
Dienstleistungshandels, die in zahlreichen multi- und bila-
teralen Handels- und Investitionsabkommen festgeschrieben
ist, machen „verlängerte Werkbänke“ überhaupt erst profita-
bel [Kap. 16, 11].

Generell beanspruchen die Hocheinkommensländer durch
ihre Handelsbilanzen mehr Ressourcen (Material, Energie,
Land) und verursachenmehr Emissionen in anderenLändern,
als sie für den Weltmarkt zur Verfügung stellen bzw. inner-
halb ihrer Grenzen zulassen. Anders ausgedrückt: Hochein-
kommensländer sind „Externalisierungsgesellschaften“ (Les-
senich, 2016), das heißt, sie lagern die ökologischen Kosten
und Lasten ihrer Lebensweise in andere Länder bzw. Gesell-
schaften aus. Der ökologisch ungleiche Tausch ermöglicht
Ländern mit hohem Einkommen, sich Ressourcen anzueig-
nen und gleichzeitig durch internationalen Handel Profite zu
erwirtschaften (Dorninger et al., 2021). Sowohl extraktiveEx-
pansion als auch Massenkonsum sind ohne ökologisch un-
gleichen Tausch nicht denkbar; die Ungleichheit ist Voraus-
setzung für das globale Wachstum in der Ressourcennutzung
mit all seinen Folgen für die globale Nachhaltigkeit. Jede na-
tional gesetzte Maßnahme, die ernsthaft auf Nachhaltigkeit
abzielt, muss zwangsläufig Überlegungen zu ökologisch un-
gleichem Tausch einbeziehen.

Forschung zeigt: Je größer das Pro-Kopf-Einkommens-
gefälle zwischen Import- und Exportländern, desto schad-
stoffintensiver sind die Wertschöpfungsexporte (Duan et al.,
2021). Die Autor_innen sprechen daher von „globalen Ver-
schmutzungsketten“ („global pollution chains“). Länder mit
hohem Einkommen verlagern ihre Emissionen in Länder mit
niedrigem Einkommen, indem sie die schmutzigen Produkti-
onsstufen oder überhaupt die Produktion auslagern, während

1 Hinter den Begriffen globale Warenkette, Wertschöpfungskette, Lie-
ferkette, Versorgungskette und globales Produktionsnetzwerk stehen
zum Teil unterschiedliche theoretische Konzepte (siehe Fischer et al.,
2021). In diesem Kapitel werden die Begriffe Warenkette, Lieferkette,
Wertschöpfungskette und Produktionsnetzwerk synonym verwendet.

gehobene Unternehmensdienstleistungen, Forschung & Ent-
wicklung, Design, Marketing etc. im Inland verbleiben. Eine
solche Hierarchisierung von Aktivitäten kann global, aber
auch auf europäischer Ebene beobachtet werden, wenn man
beispielsweise an die großflächige, monokulturelle Export-
landwirtschaft in Osteuropa und im Süden Europas oder an
die Auftragsfertigung in der Elektronikindustrie in Mittel-
und Osteuropa denkt. Emissionen und Abfälle der Produkti-
on fallen insbesondere in sogenannten Verschmutzungsoasen
(„pollution havens“) an, dort, wo die Umweltgesetzgebung
weniger streng ist oder nicht konsequent umgesetzt werden
kann (Birdsall & Wheeler, 1993).

Wie es auch für andere Hocheinkommensländer der Fall
ist, werden für die österreichischen Importe an Gütern
und Dienstleistungen in durchschnittlich ärmeren Volks-
wirtschaften hohe Emissionen erzeugt. Der österreichische
Verbrauch verursacht global gesehen 30 Prozent mehr Res-
sourcenextraktion und mehr als 50 Prozent mehr Treibhaus-
gasemissionen als in Österreich extrahiert bzw. emittiert
wird. Dieser Unterschied wäre noch größer, wenn Österreich
nicht als Exporteur in die globalen Warenketten eingebun-
den wäre: Es werden in Österreich sowohl Güter produziert
(z. B. Stahl) als auch montiert (z. B. Kfz-Teile), deren CO2-
Fußabdruck dann wiederum den importierenden Ländern
zugerechnet wird (Eisenmenger et al., 2020) [Kap. 1].

Wie kommt es dazu, dass Produktion dort intensiviert
wird, wo sie auch mit höheren Umweltauswirkungen ver-
bunden ist? Neben Überschneidungen von niedrigen Löh-
nen und hoher Emissionsintensität an Produktionsstandorten
spielen hier zwei wissenschaftlich identifizierbare Zusam-
menhänge eine Rolle. Zum einen findet global gesehen die
Produktion nicht vor allem dort statt, wo sie den niedrigsten
CO2-Fußabdruck hätte. Stattdessen tendieren Investitionen
(und eine Ausdehnung der Produktion) dazu, ein existie-
rendes fossiles Energiesystem vorauszusetzen und werden
dadurch vor allem dort getätigt, wo die CO2-Intensität hoch
ist (Malm, 2016). Entscheidend für die Auslagerung sind
neben naturräumlichen Bedingungen (z. B. bei Nahrungs-
mittelketten oder der Rohstoffextraktion) die in bilaterale
Außenbeziehungen eingebetteten strategischen Entscheidun-
gen der Unternehmen, für die häufig eine Reduktion der
Lohn- und Lohnnebenkosten vorrangig ist (Statistik Austria,
2019). Zum anderen können klimapolitische Maßnahmen in
einem Land dazu führen, dass emissionsintensive Produkti-
onsschritte ausgelagert werden, was als „Carbon Leakage“
bezeichnet wird. Strengere Umweltauflagen, die eigentlich
zum Schutz des Klimas beitragen sollen, können zu Ausla-
gerungen und global gesehen sogar zu einem Anstieg der
CO2-Emissionen führen, auch wenn heimische Emissionen
stagnieren oder sogar zurückgehen (Jakob, 2021; Jakob &
Marschinski, 2013).

Klimarelevante Umweltprobleme in globalen Waren-
ketten hängen zum einen zusammen mit dem Energie-,



440 Kapitel 15. Globalisierung: Globale Warenketten und Arbeitsteilung

Material- und Landverbrauch für den Transport von Roh-
stoffen, Zwischengütern und Endprodukten (UNEP, 2020,
S. 52–61) und mit dem damit verbundenen Ressourcen-
und Abfallaufwand für Verpackung. Der internationale han-
delsbezogene Güterverkehr – als grober Anhaltspunkt für
die Transportströme innerhalb der globalen Warenketten –
ist laut Schätzungen für 30 Prozent der verkehrsbedingten
und sieben Prozent aller globalen CO2-Emissionen verant-
wortlich (OECD, 2017, S. 22–23, mit Bezug auf das In-
ternational Transport Forum).2 Zum anderen fallen an den
Orten der Fertigung und der Rohstoffextraktion Ressourcen-
verbrauch (z. B. Wasser, Energie) und Umweltschäden (z. B.
Rodung, Luftverschmutzung, Bodenkontamination) an. Ein
Viertel bis ein Drittel aller globalen CO2-Emissionen, 20 bis
25 Prozent der globalen Landnutzungsveränderungen und
35 Prozent aller konsumierten Energieressourcen werden
dem internationalen Handel von Gütern und Dienstleistun-
gen zugerechnet. Der Nahrungsmittelsektor inklusive der
Düngemittelindustrie ist für 19 bis 29 Prozent der globa-
len Treibhausgasemissionen verantwortlich (Pendrill et al.,
2019; Vermeulen et al., 2012). Solche Zahlen beruhen auf
Schätzungen und unterschätzen die tatsächlichen Umwelt-
folgen. Selbst Fußabdruckberechnungen unterschätzen die
tatsächlich entstehenden Biokapazitätsdefizite, weil sie Ver-
luste z. B. durch Bodenerosion, Entwaldung und Erschöp-
fung des Grundwassers nicht berücksichtigen (Global Foot-
print Network research team, 2020).

15.1.1 Die Einbindung der österreichischen
Volkswirtschaft in grenzüberschreitende
Warenketten: Klimarelevante Folgen

Österreich ist als kleine, offene Volkswirtschaft hinsicht-
lich Produktion und Konsum stark in weltwirtschaftliche
Produktions- und Austauschprozesse eingebunden. Knapp
die Hälfte (48 Prozent) aller österreichischen Exporte in mo-
netären Einheiten bemessen findet innerhalb von globalen
Warenketten statt (WTO, o.J., Daten für 2015).3 Damit weist

2 Die Simulationen der OECD zeigen, dass Transportkosten zwar die
Bedeutung und Länge von Warenketten beeinflussen können, dass
Transport aber gegenüber anderen Kosten wie z. B. Umweltauflagen
in der Produktion oder geänderten Beschaffungsmethoden zur Risiko-
streuung geringer zu Buche schlägt (OECD, 2017, S. 23–24, 40–42,
46).
3 Als Handel in Warenketten wird hier Handel verstanden, der min-
destens zwei Mal eine nationale Grenze überschreitet, während di-
rekter oder traditioneller Handel Handelsströme umfasst, die nur ei-
ne Grenze überschreiten (z. B. Waren und Dienstleistungen, die für
den Endverbrauch exportiert oder als Vorleistungen in der Produkti-
on verwendet und im ersten Importland verbraucht werden). Es sind
natürlich auch andere Konzeptionalisierungen von Handel in Wa-
renketten denkbar (z. B. unter Ausweitung der Systemgrenzen für
indirekte Vorleistungen der Produktion), die zu anderen Ziffern als je-
nen von WTO oder OECD führen würden. Die jüngsten verfügbaren

Österreich im Vergleich mit anderen Ländern des Globalen
Nordens und „emerging economies“ im Globalen Süden eine
überdurchschnittliche Beteiligung auf. Im Durchschnitt ist
die Einbettung österreichischer Produktionsstandorte in glo-
bale Warenketten für die Herstellung von Investitions- und
Vorleistungsgütern wesentlich höher als für Konsumgüter.
Das ist typisch für Hocheinkommensländer.

Österreichische Standorte sind in Form von Rückwärts-
und Vorwärtsintegration in globale Warenketten eingebun-
den. Rückwärtsintegration bedeutet, dass für Fertigungs-
schritte in Österreich Zwischengüter bzw. Wertschöpfungs-
anteile aus dem Ausland importiert und hierzulande wei-
terverarbeitet werden. Der ausländische Wertschöpfungs-
anteil in Österreichs Exporten lag 2015 bei 26,5 Prozent
(OECD-WTO, 2015; WTO, o.J.). Chemische und Grund-
stoffindustrie, Maschinenbau, Elektro- und Fahrzeugindus-
trie greifen auf importierte Vorleistungen zurück; die Fahr-
zeug(zuliefer)industrie in Österreich weist mit fast 50 Pro-
zent den höchsten Anteil an ausländischer Wertschöpfung
auf. Die meisten Importe kommen aus Deutschland; diese
sind allerdings rückläufig, genauso wie Vorleistungen aus der
EU-12. Demgegenüber steigen die Wertschöpfungsimporte
aus den BRIC-Staaten, vor allem aus China und Russland.4

Während aus Russland vorrangig Bergbauprodukte kommen,
werden aus chinesischen Produktionsstätten Metalle, Me-
tallprodukte, Agrarerzeugnisse, elektrische Maschinen und
elektrotechnische Waren bzw. Teile davon importiert (Kul-
mer et al., 2015, S. 39–40; Stöllinger et al., 2018).

Welche Materialien werden für die Produktion impor-
tiert? Der relativ höchste ausländische Wertschöpfungsanteil
steckt in Grundstoffen (Koks, Holz, Metall, Bergbauproduk-
te, Papier, Zellstoff). Generell besteht eine ausgeprägte Ab-
hängigkeit von Rohstoffimporten, der Großteil in jeder Roh-
stoffgruppe kommt aus nichteuropäischen Ländern. Metalle
werden zu 71 Prozent, fossile Energieträger zu 58 Prozent
und Mineralien zu 55 Prozent aus dem nichteuropäischen
Ausland für die Weiterverarbeitung zu Zwischengütern (und
anschließenden Export) eingeführt, wobei sich die Importe
von Mineralien und fossilen Energieträgern seit 2000 er-
höht haben (Giljum et al., 2017, jeweils ohne Endnachfrage,
Zahlen für 2016). Auch 40 Prozent des Biomasseeinsatzes
werden aus dem Ausland importiert (Eisenmenger et al.,
2020, S. 35; nach Kalt et al., 2021 30 Prozent). Zusätzlich
zur Entnahme auf österreichischen Landflächen werden ein
Drittel der verarbeiteten Feldfrüchte und die Hälfte des ver-
arbeiteten Holzes importiert (Eisenmenger et al., 2020).

Der Anteil der österreichischen Inputs in Exporten (Vor-
wärtsintegration) liegt bei 21,3 Prozent und besteht vor allem
aus produktionsbezogenen Dienstleistungen, Investitionsgü-

Zahlen der OECD-WTO TiVA database (Trade in value-added) sind
aus dem Jahr 2015, https://www.oecd.org/sti/ind/measuring-trade-in-
value-added.htm#access (06.05.2021).
4 BRIC = Brasilien, Russland, Indien, China.

https://www.oecd.org/sti/ind/measuring-trade-in-value-added.htm#access
https://www.oecd.org/sti/ind/measuring-trade-in-value-added.htm#access
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tern und Inputs für langlebige Konsumgüter (z. B. Maschi-
nenteile, Fahrzeugteile). Alleine die gehobenen Unterneh-
mensdienstleistungen sorgen für ein Drittel des heimischen
Wertschöpfungsanteils an den Exporten. Auch die Wert-
schöpfung im österreichischen Groß- und Einzelhandel und
Transportsektor fließt der ausländischen (End-)Nachfrage
zu. Die inländische Wertschöpfung ist höher als jene, die
in importierten Produkten enthalten ist. Das bedeutet, dass
österreichische Unternehmen Vorleistungen mit niedrigerer
Wertschöpfung importieren und diese „aufgewertet“ expor-
tieren. Das entspricht den Ergebnissen der Forschung zu
Warenketten: Aktivitäten mit vergleichsweise weniger Wert-
schöpfung finden im Globalen Süden oder in Osteuropa
statt, hochwertige Aktivitäten wie unternehmensbezogene
Dienstleistungen in den Hocheinkommensländern (UNC-
TAD, 2020).

Österreich exportiert zwar den größten Teil seiner Wert-
schöpfung nach Deutschland, von dort gelangen Exporte
dann aber vielfach nach China, Kanada und in die USA
(Stöllinger et al., 2018, S. 30–31). Das verdeutlicht den Wa-
renkettencharakter heutiger Produktionssysteme. Dass sich
wirtschaftliche Beziehungen in der „Factory Europe“ ver-
dichten, soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die
regionale Verdichtung von Fertigungsprozessen mit „glo-
bal sourcing“ – bei Rohstoffen, Maschinenteilen, Halbleitern
etc. und der darin enthaltenen Arbeit – und globalen Expor-
ten überlagert.

Daten zu monetären und materiellen Export- und Import-
flüssen geben zwar erste Anhaltspunkte für die Einbindung
der österreichischen Volkswirtschaft in globale Warenket-
ten, reichen jedoch nicht aus, um ein abschließendes Bild
zu zeichnen. Denn über die Handelsflüsse hinaus sind – vor
allem in der Abschätzung von Umweltfolgen der Produkti-
on und des Konsums – sogenannte indirekte Vorleistungen,
sowohl in Österreich als auch anderswo, von großer Bedeu-
tung. Wenn in der österreichischen Viehwirtschaft Soja aus
Brasilien verfüttert wird, dann geht der Fleischkonsum in Ös-
terreich mit gravierenden Landnutzungsveränderungen auf
der anderen Seite des Atlantiks einher. Solche Zusammen-
hänge sind oftmals intuitiv eingängig, aber nicht direkt aus
der internationalen Handelsstatistik abzulesen. Sie sind ab-
bildbar mithilfe von monetären Input-Output-Tabellen, die
Verflechtungen unterschiedlicher Wirtschaftssektoren natio-
nal und international messen und indirekte Vorleistungen
schätzen (Plank et al., 2021). Vor allem die Verflechtun-
gen unterschiedlicher Sektoren werden jedoch in der Praxis
viel zu wenig berücksichtigt: Gelingt beispielsweise in der
Produktion eine Emissionsreduktion in einem Sektor, zum
Beispiel in der Automobilzulieferindustrie in Österreich,
können Emissionen in einem vor- oder nachgelagerten Sek-
tor im Ausland hoch sein oder gar steigen. Energieeffiziente
Fertigungsprozesse und „saubere“ Dienstleistungsinputs in
der Automobilzulieferindustrie in Österreich sind auf Roh-

materialen (z. B. Lithium, Kupfer, Bauxit, Magnesium) und
Zwischengüter angewiesen, die anderswo unter hohem Res-
sourcenaufwand und Umweltverbrauch (z. B. Energie, Was-
ser, Flächenverbrauch) abgebaut bzw. hergestellt werden
(Piñero et al., 2019).

Studien zum globalen Rebound-Effekt – dem Paradoxon,
dass durch den Einsatz ressourcensparender Technologie
und die Steigerung der Ressourceneffizienz Anreize geschaf-
fen werden, mehr Energie zu verbrauchen – verdeutlichen,
dass zum Beispiel Kosteneinsparungen durch Energieeffizi-
enz den Output und Export (und damit Energieverbrauch
und Emissionen) steigern können (Barker et al., 2009; Wei
& Liu, 2017). Modellrechnungen zum globalen Rebound-
Effekt sind vergleichsweise selten und fehlen für Österreich.
Für Deutschland zeigt eine Studie, dass eine zehnprozentige
Verbesserung der Energieeffizienz in der deutschen verarbei-
tenden Industrie mit einem globalen Rebound von 48 Prozent
verbunden ist. Das bedeutet, dass fast die Hälfte der erwar-
teten Energieeinsparung durch verbesserte Energieeffizienz
in der Produktion durch Rebound-Effekte aufgezehrt wird
(Koesler et al., 2016).

Doch nicht nur emissionsseitig sind Warenketten ent-
scheidend, wenn wir Österreichs Rolle in der Klimakrise
verstehen wollen. Mit der erhöhten Klimavulnerabilität ös-
terreichischer Produktions- und Konsummuster setzt sich das
Projekt COIN („Cost of inaction: Assessing the costs of
climate change for Austria“) auseinander. Durch Importe
wasserintensiver Konsumgüter (wie z. B. Textilien) „spart“
Österreich zwar Wasser in der inländischen Produktion, er-
reicht jedoch auch einen Importanteil von 93 Prozent für das
Wasser, das es braucht, um den Endkonsum zu befriedigen.
34 Prozent davon stammen aus Ländern, in denen es be-
reits jetzt regionale Wasserknappheit gibt (China, Pakistan,
Indien und Russland) und die sich mit der fortschreitenden
Klimakrise weiter verschärfen wird (Coin-Int, 2019a). Auch
wegen der besonderen Abhängigkeit von Wasserressourcen
ist die Landwirtschaft in vielen Ländern schon jetzt stark von
der Klimakrise betroffen, was – wegen der Einbindung in
globale Warenketten – auch die Versorgung in Österreich be-
trifft: 66 Prozent des in Österreich konsumierten Getreides
(für Tierfutter, Lebensmittelindustrie und industrielle Ver-
wertung) stammt aus Importen. Dieser Anteil macht zugleich
schon jetzt 98 Prozent der künstlichen Bewässerung aus, die
global notwendig ist, um Österreichs Endkonsum zu decken
(Coin-Int, 2019b).

Durch seine Integration in Warenketten verbindet Öster-
reich also nicht nur Produktionsstandorte mit unterschiedli-
chen Emissionsintensitäten miteinander, sondern auch unter-
schiedlich klimavulnerable Regionen. Das bedeutet: Selbst
wenn Österreich eine ausgeglichene Außenhandelsbilanz
hätte – also genauso viele Ressourcen von globalen Märk-
ten beziehen würde, wie es bereitstellt (Österreich ist aber
Netto-Importeur) –, wäre diese Bilanz hinsichtlich der Um-
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weltauswirkungen noch lange nicht ausgeglichen. Eine „Ge-
genrechnung“ der Rückwärts- gegen die Vorwärtsintegration
der österreichischen Wirtschaft ist aus klimapolitischer Sicht
nicht aufschlussreich. Aus globaler Perspektive interessieren
die absoluten Emissionen und die mit ihnen verbundenen
Umweltauswirkungen, die es zu reduzieren gilt, egal wo in
der Welt sie stattfinden.

15.1.2 Bestehende Ansätze internationaler und
europäischer Klimapolitik und deren Umsetzung
in Österreich

In der Europäischen Union (EU) und in Österreich gibt es
verschiedene klimapolitische und industriepolitische Ansät-
ze, die die Struktur von Warenketten beeinflussen (können).
In der EU ist das wichtigste Instrument zur Regulierung von
Emissionen aus großen Energie- und Industrieanlagen seit
2005 das europäische Emissionshandelssystem (European
Union Emissions Trading System, EU-ETS, im Folgenden
ETS). Dieses marktorientierte Instrument soll CO2- und an-
dere Treibhausgasemissionen reduzieren und dazu beitragen,
das Emissionsreduktionsziel zu erreichen, zu dem sich die
EU im Rahmen des Pariser Abkommens (COP16) verpflich-
tet hat, nämlich die Reduzierung seiner Treibhausgasemis-
sionen um 40 Prozent bis 2030 (im Vergleich zu 1990).
Dieses Ziel wurde im Rahmen des europäischen Green Deal
(EGD) „auf mindestens 50% und angestrebte 55%“ (Euro-
päische Kommission, 2019a) angehoben. Am ETS müssen
Energieanlagen und energieintensive Industrien teilnehmen,
z. B. die Eisen- und Stahlverhüttung, Kokereien, Raffinerien
und Cracker (Dampfspaltungsanlagen), Zement- und Kalk-
herstellung, Glas-, Keramik- und Ziegelindustrie, die Papier-
und Zelluloseproduktion sowie der Flugverkehr und ab 2024
die Seeschifffahrt (Europäische Kommission, 2023a). Im
November 2019 präsentierte die High Level Expert Group on
Energy-intensive Industries (HLG EIIs) einen „Masterplan
for a Competitive Transformation of EU Energy-intensive
Industries“ (Europäische Kommission, 2019c). EU-ETS II
reguliert ab 2027 die Emissionen im Straßenverkehr und von
Gebäuden.

Mit dem sogenannten Cap-and-Trade-System hebt das
ETS weder eine Steuer auf Emissionen ein, noch legt es ei-
nen Preis für Emissionen fest. Vielmehr benötigen Firmen
die Erlaubnis, in einem bestimmten Ausmaß CO2 zu emit-
tieren. Diese Erlaubnis erhält man durch den Erwerb von
Emissionszertifikaten, sogenannten „allowances“. Eine vor-
her festgelegte Menge dieser Zertifikate, die sich im Laufe
der Zeit verringert, wird jedes Jahr ausgegeben. Es gibt ei-
ne maximale Menge an CO2, die innerhalb der vom ETS
abgedeckten Sektoren emittiert werden darf („cap“). Unter-
nehmen steht es allerdings frei, Zertifikate zu kaufen, wenn
sie nicht in der Lage sind, die Emissionen zu reduzieren

(„trade“). Zudem gibt es Gratiszuteilungen an Unterneh-
men, bei denen wegen der Kostenbelastung durch das ETS
das Risiko besteht, dass sie zu Carbon Leakage beitragen,
also die Produktion in Drittstaaten außerhalb der EU ver-
lagern (WKO, 2020). Beschlüsse im Rahmen des „Fit für
55“-Pakets haben das ETS nachgeschärft. Die Zuteilung kos-
tenloser Emissionszertifikate nimmt in höherem Tempo ab;
bis 2040 soll es keine Gratiszuteilungen mehr geben. Die
EU reagierte damit auf die Kritik, dass der Überschuss an
(Gratis-)Zertifikaten Klimaschutzinvestitionen verzögert und
den Unternehmen Extragewinne beschert hat. Zudem wer-
den die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Einnahmen aus der
Versteigerung von Zertifikaten zur Gänze für Klimaschutz-
maßnahmen auszugeben.

Einschätzungen über die Motive für die Einführung des
ETS und dessen Wirksamkeit gehen in der Literatur ausein-
ander. Während einige darin den Willen der EU zur globalen
Führungsrolle in Sachen Nachhaltigkeit sehen und den Ein-
fluss von Umwelt-NGOs erkennen (Fischer, 2009), werten
Kritiker_innen das ETS als taktisches Mittel zur Verwäs-
serung verbindlicher Reduktionsverpflichtungen und eine
kosteneffiziente Maßnahme, die vor allem die internationale
Konkurrenzfähigkeit nicht gefährdet. Es wird kritisiert, dass
marktbasierte Lösungen zu hohe Erwartungen an techno-
logische Innovationen knüpfen; diese dürfen verpflichtende
Klimaziele nicht ersetzen. Darüber hinaus spielen beim ETS
Importe keine Rolle, was angesichts der transnationalen Pro-
duktionsbeziehungen ein Problem darstellt (Beckmann &
Fisahn, 2009; Corporate Europe Observatory, 2020; Krüger,
2015, Überblick über Positionen in Bailey et al., 2011).

Im Bereich der Industriepolitik existieren aktuell mehrere
EU-Initiativen, die auch für klimafreundlichere Warenket-
ten sorgen sollen. Ende 2019 präsentierte die Europäische
Kommission (EK) den European Green Deal (EGD), der
Richtlinien und Vorgaben für die Mitgliedsländer beinhaltet.
Dieser legt Klimaambitionen und einen vorläufigen Zeitplan
fest und benennt Maßnahmen, die in verschiedenen Feldern
getroffen werden sollen und die auch globale Warenketten
betreffen (Europäische Kommission, 2019a, 2019b).

Laut EGD soll Nachhaltigkeit zu einem Querschnitt-
thema aller EU-Politikbereiche werden. Im Bereich der
Agrarpolitik wird eine „Vom-Hof-auf-den-Tisch-Strategie“
(„From Farm to Fork“) vorgeschlagen. Um die Resilienz
regionaler und lokaler Lebensmittelsysteme zu verbessern,
hält die Kommission fest, kürzere Lieferketten unterstützen
und die Abhängigkeit von Langstreckentransporten verrin-
gern zu wollen (Europäische Kommission, 2020c, S. 12–13)
[Kap. 3]. Zumindest im Agrarbereich wird die Verkürzung
von Warenketten explizit als Ziel genannt.

In seiner Gesamtheit weist der EGD jedoch in Richtung
ökologischeModernisierung. Diese soll durch die Steigerung
von Energie- und Materialeffizienz und durch technologi-
sche Innovationen die Klimakrise lösen. In seiner jetzigen
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Form bleibt der EGD wachstums- und innovationsorien-
tiert sowie EU-zentriert. Globale Überlegungen fokussieren
auf die Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit am
Weltmarkt, auf geopolitische Erwägungen und auf Fragen
der Rohstoffsicherung (Europäische Kommission, 2019a,
2020b, 2020d).

Jäger & Schmidt (2020, S. 35, 44) betonen allerdings,
dass eine effizientere Ressourcennutzung in der Vergangen-
heit nicht zu einem geringeren Ressourcenverbrauch geführt
hat, weil der Wachstumsimperativ des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems weiter fortbesteht. Sie gehen außerdem davon
aus, dass auch bei grünem Wachstum in Zukunft vermehrt
globale Ressourcenkonflikte zu erwarten sind und dass die
Folgen des Klimawandels vor allem die ärmeren Länder,
insbesondere die städtischen und ländlichen Arbeiter_innen
in der globalen Peripherie, treffen werden. Corporate Eu-
rope Observatory (2020) bezeichnet den EGD gar als „Grey
Deal“, weil nach Einschätzung der Autor_innen die Lobby
für fossile Energieträger ihren Einfluss auf die Formulierung
des europäischen Green Deal geltend machen konnte.

Der EGD wurde im Februar 2023 durch den Industrie-
plan zum Grünen Deal ergänzt. Er ist der Beitrag der
EU im globalen Wettlauf um grüne Subventionen und soll
vor allem Entwicklung, Herstellung und Einsatz CO2-neu-
traler Technologien und Produkte im europäischen Raum
fördern. Das übergeordnete Ziel besteht darin, die Konkur-
renzfähigkeit der europäischen Industrie am Weltmarkt zu
erhalten bzw. diese in jenen Feldern aufzubauen, in de-
nen sie verloren gegangen oder bisher nicht vorhanden ist.
Im Gegensatz zu früheren industriepolitischen Publikatio-
nen kommt ein stärker interventionistisch orientierter Ansatz
zum Tragen. Gleichzeitig bleibt eine der vier Säulen des
Industrieplans offener Handel, der die notwendigen Liefer-
ketten „reißfest“ machen und diversifizieren soll. Teil des
Industrieplans sind das Netto-Null-Industrie-Gesetz sowie
dasGesetz über kritische Rohstoffe (Europäische Kommis-
sion, 2023b und 2023c). Während ersteres auf Investitionen
in die Entwicklung und Produktion sauberer Technologien
abzielt, soll zweiteres den Zugang zu kritischen Rohstoffen
sichern. Um „sichere und widerstandsfähige Lieferketten“
zu gewährleisten, sollen Rohstoffquellen diversifiziert und
die Zusammenarbeit mit „verlässlichen Partnern“ ausgebaut
werden. Die geoökonomische und geopolitische Dimension
der Rohstoffsicherung für die Energietransformation wird als
„Klimakolonialismus“ oder „grüner Imperialismus“ kritisiert
(Paul & Gebrial, 2021).

Zur Stärkung strategischer europäischer Wertschöpfungs-
ketten werden von der EU seit 2014 Important Projects
of Common European Interest (IPCEI) gefördert. Die
Förderung grüner Technologien spielt eine Rolle, allerdings
sind diese klar auf Innovationen ausgerichtet und streben
keinen Bruch mit bestehenden Produktionspfaden an: „The
dominance of innovation further emphasises this focus on

addition to rather than disruption of existing unsustainable
industries.“ (Pichler et al., 2021, S. 144, Hervorhebungen im
Original)

Aktuell sind österreichische Unternehmen an drei IPCEI-
Projekten in den Feldern Mikroelektronik (ME I), Bat-
terieherstellung (EuBatIn) und Wasserstoff (Hy2Use und
Hy2Tech) beteiligt (BMAW, 2023). Außerdem wird die Teil-
nahme am IPCEI Mikroelektronik II (ME II) angestrebt. Das
IPCEI „Low CO2 Emissions Industry (LCI)“ schaffte es in
Österreich nicht von der Phase I „Bedarfserhebung“ in die
Phase II „Interessenbekundung“ (BMK, 2022a). Dieses sieht
die Kooperation von Unternehmen in der EU entlang der
gesamten Wertschöpfungskette nach Prinzipien der Kreis-
laufwirtschaft vor, um die Ressourcen- und Energieeffizienz
zu erhöhen. Insgesamt sollen die bestehenden und geplanten
IPCEI Innovationen fördern, wo diese marktgetrieben nicht
(ausreichend) entstehen (Europäische Kommission, 2020b,
S. 14). Ihr Hauptfokus liegt aktuell auf der Absicherung der
europäischen Wettbewerbsfähigkeit sowie auf der Herstel-
lung technologischer Souveränität bei strategischen Gütern.
Ökologische Nachhaltigkeit spielt eine Rolle, ist diesen Zie-
len aber untergeordnet.

Auf nationaler Ebene veröffentlichte das Bundesminis-
terium Digitalisierung und Wirtschaftsstandort (BMDW,
2021) Informationen zu der in Erarbeitung befindlichen
Standortstrategie 2040 „Chancenreich Österreich – digi-
tal, nachhaltig wirtschaften“. Ein Schwerpunktbereich ist
mit „Nachhaltigkeit und Wertschöpfungsketten“ überschrie-
ben. Ergebnisse wurden bislang allerdings keine präsentiert
(Stand Juni 2023). Parallel initiierte das Bundesministeri-
um für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation
und Technologie (BMK) das Projekt „Grüne Industriepoli-
tik“, das drei Projektberichte und eine Begleitstudie vorlegte
(Diendorfer et al., 2021). Das Ziel des Projekts bestand darin
zu erheben, welche Unterstützung die österreichische Indus-
trie für die Dekarbonisierung benötigt und wie Emissionen,
z. B. durch eine Umgestaltung der Vorketten, reduziert wer-
den können (BMK, 2022b). Inwieweit die erhobenen Daten
Eingang in die Praxis finden, bleibt vorerst offen.

Ein weiteres klimarelevantes EU-Projekt, das bestehen-
de Warenketten modifizieren könnte, ist die Bioökonomie-
Strategie (2012, aktualisiert 2018, siehe Europäische Kom-
mission, 2018). Der Ansatz ist eng verwoben mit jenem der
Kreislaufwirtschaft und versucht vom Einsatz fossiler Roh-
stoffe zum Einsatz nachwachsender Ressourcen zu gelangen
[zu Bioökonomie siehe auch Kap. 5; zur Kreislaufwirtschaft
weiter unten und im Detail Kap. 14]. Österreich hat 2019 ei-
ne Strategie für Bioökonomie verabschiedet, einen Aktions-
plan erstellt und mit „Bioeconomy Austria“ eine Plattform
gegründet, um die Bioökonomie in Österreich zu stärken
(BMNT, BMBWF & BMVIT, 2019; BMNT, BMBWF &
BMVIT, o.J.; Bioeconomy Austria, o.J.). Die Maßnahmen
zielen auf Forschung, soziotechnische Innovationen und öf-
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fentliche Förderung. Gleichzeitig gilt die Bioökonomie als
Wachstumsmotor in ländlichen Regionen und als Arbeits-
platzbeschaffer.

Bioökonomie-Strategien werden in der Literatur unter-
schiedlich bewertet (für einen Überblick siehe Kiresiewa
et al., 2019). Die einen sehen darin einen wichtigen Bei-
trag zu Klimaschutz und nachhaltiger Entwicklung und he-
ben das Innovationspotenzial der Biowissenschaften hervor.
Kritiker_innen verweisen auf die in den Strategien vernach-
lässigte globale Dimension, wie z. B. die negativen Um-
weltauswirkungen in den Exportländern, die Inwertsetzung
von Biodiversität im Globalen Süden oder die internationale
Konkurrenz bei Forschung und Entwicklung. Der Wettbe-
werbsvorteil europäischer Unternehmen bei Umwelttechno-
logien könne ärmere Länder bei Erwerb und Anwendung
vor Probleme stellen und bestehende Ungleichheiten weiter
vertiefen (Backhouse et al., 2021; Backhouse & Lühmann,
2020).

Eine Bilanzierung der in Österreich verbrauchtenBiomas-
se zeigt, dass diese zu 55 Prozent aus der heimischen Forst-
und Landwirtschaft und zu 30 Prozent aus den Nachbarlän-
dern stammt; Biomasse aus Nicht-EU-Ländern (verwendet
vor allem für Tierfutter) macht 7,6 Prozent des Biomasse-
fußabdrucks aus (Kalt et al., 2021). Biomasse zur Energie-
gewinnung ist stark regional verankert. Dennoch braucht es
nach Kalt et al. (2021), gerade weil es sich um einen globalen
„Wachstumsmarkt“ handelt, eine integrierte Analyse globa-
ler Biomassestoffströme und des Fußabdrucks, den sie in den
Exportländern hinterlassen [zu den Ziel- und Interessenkon-
flikten bei Bioökonomiestrategien siehe Kap. 5].

Neben der Bioökonomie hat in der EU das Konzept der
Kreislaufwirtschaft während der letzten Jahre immer grö-
ßere Bedeutung erlangt (Europäische Kommission, 2020a).
Es zielt darauf ab, von einem linearen Modell der Produkti-
on und des Konsums zu einem nachhaltigen, kreislaufartigen
Modell zu gelangen [Kap. 14]. Zirkuläre Wirtschaftsmo-
delle würden die Struktur von Warenketten verändern. Die
Europäische Investitionsbank hat im Jahr 2019 mit fünf na-
tionalen Förderbanken aus Deutschland, Frankreich, Italien,
Spanien und Polen die „Gemeinsame Initiative für die Kreis-
laufwirtschaft“ gestartet. Bis 2023 sollen mindestens zehn
Milliarden Euro investiert werden (EIB, 2020). In Österreich
wurde auf Vorschlag des BMK Ende 2022 eine nationale
Kreislaufwirtschaftsstrategie beschlossen. Darin werden ne-
ben einer Steigerung der Ressourcenproduktivität und des
Recyclings auch absolute Reduktionsziele beim Ressourcen-
verbrauch formuliert (BMK, 2022c). Die Erstellung wurde
vom Umweltbundesamt und der überparteilichen Plattform
ÖGUT betreut; das Beratungsunternehmen Pöchhacker In-
novation Consulting lieferte Analysen zu Förderinstrumen-
ten und Initiativen, die in EU-Mitgliedsländern im Einsatz
sind (z. B. Scherk & Pöchhacker-Tröscher, 2022). Mit „Cir-
cular Futures“ besteht eine Multi-Stakeholder-Plattform, die

sich als Think Tank und Katalysator „für mehr Kreislaufwirt-
schaft in Österreich“ versteht (Circular Futures, o.J.).

Eine Zwischenposition zwischen linearen Warenketten
und kreislaufförmigen Warenketten nehmen „closed-loop
supply chains“, „green supply chains“ oder „environmental
supply chains“ ein, die als nachhaltig ausgerichtete Waren-
ketten auch die Wiederverwertung oder Entsorgung eines
Produktes nach Gebrauch miteinbeziehen. Farooque et al.
(2019) kritisieren allerdings, dass diese Konzepte kreislauf-
wirtschaftliches Denken nicht systematisch integrieren. Sie
führen daher eine umfassende Literaturstudie zu „Circular
Supply Chain Management (CSCM)“ durch, welches das
Management von Warenketten mit dem Konzept der Kreis-
laufwirtschaft verbindet, und benennen Forschungslücken,
die in dieser Hinsicht bestehen.

Das Konzept der Kreislaufwirtschaft stellt zwar auf glo-
bale Umweltrisiken ab und sucht diese zu minimieren; auch
die Notwendigkeit der Kreislaufförmigkeit von globalenWa-
renketten wird als Bedingung für nachhaltige Produktion
betrachtet (Geissdoerfer et al., 2017). Wie sich die An-
wendung kreislaufwirtschaftlicher Konzepte auf Lieferketten
auswirkt, muss jedoch im Einzelfall untersucht werden. Es
gibt Hinweise, dass eine regional gut funktionierende Kreis-
laufwirtschaft Nachhaltigkeitsprobleme an anderen Orten
verursachen kann: „There are many examples of efficien-
cy, environmental and social gains in local and regional
economies that have resulted, either directly or indirectly,
through supply chains, value chains, product life cycles and
their networks, into difficult problems in other locations“
(Korhonen et al., 2018, S. 42). So kann beispielsweise eine
hocheffiziente Nutzung von Energie und Ressourcen in der
Papierindustrie hierzulande mit Holzeinschlag und Entwal-
dung andernorts einhergehen.

Jüngst gelangten globale Lieferketten im Zuge der
COVID-19-Pandemie in die öffentliche Diskussion. Dies
war allerdings weniger klimapolitischen Erwägungen ge-
schuldet. Die Debatte kreiste vielmehr um Fragen von
Versorgungssicherheit bei „kritischen“ oder „essenziellen“
Gütern. Re- oder Backshoring – die Rückverlagerung von
Teilen oder der gesamten Produktion in die großen Verbrau-
chermärkte – beinhaltet zumindest indirekt eine klimapoli-
tische Dimension durch eine Verkürzung der Transportwe-
ge und (potenziell) strengere Umweltauflagen. Eine Studie
zu den EU-Lieferketten ausgewählter Medizinprodukte, von
Halbleitern und Solarpanelen stellte fest, dass es auf EU-
Ebene keine Einigkeit über einzuschlagende Resilienzstrate-
gien gibt (Raza et al., 2021a). Raza et al. (2021a, S. 74) gehen
jedoch davon aus, dass die „grüne Wende“ wahrscheinlich
zu kürzeren und stärker regionalisierten Warenketten füh-
ren wird, da verschiedene geplante EU-Politiken wie die
Einpreisung ökologischer Externalitäten, die Harmonisie-
rung nationaler Regulierungsregime und die Förderung der
Kreislaufwirtschaft Offshoring und Outsourcing in der Pro-
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duktion weniger rentabel machen. Bislang klaffen politische
Absichtserklärungen und Studien zu möglichen Reshoring-
Projekten auf der einen und reale Unternehmensstrategien
auf der anderen Seite allerdings auseinander (Kolev & Obst,
2022). Eher sind es geopolitische Konflikte, Probleme mit
der Qualität oder die Abhängigkeit von einem einzigen Zu-
lieferer, die Konzerne zur Veränderung ihrer Beschaffungs-
modelle bewegen (Butollo, 2020).

Öffentliche Beschaffung ist eine weitere Möglichkeit,
lokale und regionale Warenketten zu stärken und die Öko-
logisierung der Wirtschaft voranzutreiben. Die im Jahr 2014
verabschiedeten EU-Vergaberichtlinien ermöglichen bei öf-
fentlichen Vergaben neben der Anwendung des Billigstbie-
terprinzips auch das Bestbieterprinzip sowie die Auswahl des
Angebots mit den geringsten Kosten (gerechnet über den ge-
samten Lebenszyklus). Beim Bestbieterprinzip muss neben
dem Angebotspreis mindestens ein weiteres Zuschlagskri-
terium angegeben werden. Die Kriterien müssen außerdem
gewichtet werden. Hier bietet sich öffentlichen Einrichtun-
gen die Möglichkeit für „strategische Beschaffung“, die auch
ökologische (und/oder soziale) Kriterien in die Ausschrei-
bung miteinbezieht. Da das öffentliche Beschaffungsvolu-
men in den meisten europäischen Staaten hoch ist, hat die
öffentliche Verwaltung eine relevante Nachfragemacht und
kann somit nachfrageorientierte Industriepolitik betreiben
(Salhofer, 2019).

In Österreich gab es bereits vor der Verabschiedung des
neuen Bundesbeschaffungsgesetzes im Jahr 2018 die Mög-
lichkeit, das Bestbieterprinzip anzuwenden. Etwas mehr als
die Hälfte der Vergaben wurden laut einer WIFO-Studie zwi-
schen 2009 und 2016 nach dem Bestbieterprinzip abgewi-
ckelt, allerdings wurde in 44 Prozent der Fälle der Preis mit
mindestens 80 Prozent gewichtet und in 20 Prozent der Best-
bieterverfahren gar mit 95 Prozent. Die Studienautor_innen
Hölzl et al. (2017, S. 37) bemerken dazu: „Eine derart häu-
fige äußerst geringe Gewichtung preisfremder Kriterien in
Bestbieterverfahren wird von keinem anderen untersuchten
Land [FR, UK, NL, FI, SE, DE, IT, SI, PL; Anm. d. A.] er-
reicht.“

Der bereits zehn Jahre bestehende Aktionsplan nachhal-
tige öffentliche Beschaffung (naBe) wurde 2021 mit neuen
Kriterien für die Beschaffung von 16 Produktgruppen erwei-
tert. Es soll die regionale Wertschöpfung gefördert werden
und „Bewusstsein für die Auswirkungen entlang der gesam-
ten Lieferkette eines Produkts“ geschaffen werden (naBe,
2021). In Österreich betonen zahlreiche Gemeinden, z. B.
Wien und Linz, auf ökologische und nachhaltige Beschaf-
fung zu achten (Stadt Linz, o.J.; Stadt Wien, o.J.). Die
systematische Umgestaltung von Warenketten nach ökologi-
schen Gesichtspunkten ist dabei aber kein Ziel.

Schließlich gibt es Initiativen, durch Lieferkettengesetze
transnationalen Konzernen umweltbezogene Sorgfaltspflich-
ten entlang ihrer Lieferketten aufzuerlegen. Seit 2015 tagt im

Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen eine zwischen-
staatliche Arbeitsgruppe, um ein internationales Abkommen
(UN-Treaty) auf den Weg zu bringen. Der vorliegende dritte
Entwurf beinhaltet das Recht auf eine sichere, saubere, ge-
sunde und nachhaltige Umwelt als Teil der Grundfreiheiten,
ohne Umweltgesetze und Sanktionsmöglichkeiten bei Ver-
letzung zu spezifizieren. Die EU-Kommission hat eine Richt-
linie für ein EU-Lieferkettengesetz vorgelegt, die das EU-
Parlament im Juni 2023 nachgebessert und beschlossen hat
(Europäisches Parlament, 2023). In der EU ansässige Unter-
nehmen ab 250 Beschäftigten und einem weltweiten Umsatz
von über 40 Millionen Euro werden zu Sorgfaltspflichten
entlang ihrer Lieferkette verpflichtet. Auch Unternehmen,
die Teil eines Konzerns mit mindestens 500 Beschäftigten
und 150 Millionen Umsatz sind, sollen einbezogen werden.
Sie müssen Klimaschutzpläne umsetzen und negative Aus-
wirkungen auf Umwelt oder auf Menschenrechte, die sie
verursacht haben oder mit denen sie in Verbindung stehen,
beseitigen. Zivilrechtliche Haftung, das heißt dass Betroffene
vor einem EU-Gericht Klage einreichen und Entschädigung
erwirken können, ist vorgesehen; Behörden können Sanktio-
nen und Strafen verhängen. NGOs kritisieren die rechtlichen
Hürden für Betroffene und Ausnahmen für den Finanzsektor.
Trilog-Verhandlungen (Rat, Parlament, Kommission) ent-
scheiden über den endgültigen Text [Stand Juni 2023; andere
Initiativen im internationalen Klimaschutzrecht Kap. 11].

15.2 Notwendige Veränderungen aus globaler
Perspektive

Die gegenwärtige Phase der Globalisierung ist durch eine
starke wirtschaftliche Verflechtung gekennzeichnet. Die Be-
deutung globaler Warenketten lässt sich daran bemessen,
dass der Handel mit Zwischengütern, die zumindest eine
weitere Verarbeitungsstufe in einem anderen Land durch-
laufen, stark angestiegen ist. Er macht mittlerweile beinahe
doppelt so viel wie der Handel mit Endprodukten aus. Welt-
weit expandieren sowohl das Handelsvolumen als auch die
ausländischen Direktinvestitionen rascher als die Produktion
(UNCTAD, 2020).

Ein selektives Freihandelsregime und Finanzialisierungs-
prozesse [Kap. 16] prägen die gegenwärtige Phase der Glo-
balisierung und damit auch die Organisation globaler Wa-
renketten. Weltwirtschaftliche Austauschprozesse sind einer
weitgehend liberalisierten Regulierung unterworfen, die in
zahlreichen multi- und bilateralen Handels- und Investiti-
onsabkommen festgeschrieben ist. Ein Preiswettbewerb auf
weitgehend offenen Märkten steht dem Schutz globaler Ge-
meingüter (z. B. Biodiversität, unterirdische Süßwasserre-
servoirs, Ackerböden, Weltmeere) und damit einem klima-
freundlichen Leben entgegen.
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In diese auch als „neoliberale Globalisierung“ (Altvater &
Mahnkopf, 1997) bezeichnete liberalisierte Weltwirtschafts-
ordnung sind auch die Gesellschaften des Globalen Sü-
dens einbezogen. Im Zuge der internationalen Schuldenkrise
Anfang der 1980er Jahre wurden diese durch sogenannte
Strukturanpassungsmaßnahmen auf umfassende Liberalisie-
rungen und Weltmarktintegration verpflichtet. Die Auflagen
für neue Kredite zur Schuldentilgung beinhalteten den Ab-
bau von Schutzzöllen und anderen Importrestriktionen, das
Setzen von Exportanreizen und die Rücknahme von Preis-
stützungen für Agrarprodukte (Bull et al., 2006). Die Folge
war eine Ausweitung von Agrarexporten und die Ansiedlung
von Lohnfertigungsindustrien für die Verbrauchermärkte des
Globalen Nordens. Gerade arme Länder haben durch eine
einseitige Exportorientierung die Fähigkeit zur Eigenversor-
gung verloren (UNDP, 2011, Kap. 1). Die weltwirtschaftli-
che Öffnung Chinas und der Zusammenbruch der Sowjet-
union erweiterten Anfang der 1990er Jahre – ohne äußeren
Druck – das Reservoir billiger und hinreichend qualifizierter
Arbeitskräfte für die Massenproduktion für den Weltmarkt.

Österreich ist stark in nicht-nachhaltige globale Wert-
schöpfungsprozesse eingebunden. Die Gesellschaft profitiert
zwar von der in globalen Warenketten organisierten Be-
reitstellung von Gütern und Dienstleistungen in vielerlei
Hinsicht, etwa durch die Verfügbarkeit und Verbilligung
von Produkten und den Zugang zu Energiedienstleistungen.
Gleichzeitig zeigen die Forschungen zur Klimaveränderung,
dass den „Preis“ dafür Menschen an anderen Orten und die
Umwelt zahlen (IPCC, 2022).

Für eine klimafreundliche Lebensweise in Österreich be-
steht die Herausforderung zum einen darin, die Rahmen-
bedingungen für individuelle Konsumentscheidungen und
Alltagsroutinen zu verändern, zum anderen ein Wirtschafts-
modell zu gestalten, das die Befriedigung von Grundbedürf-
nissen priorisiert. Dieses muss die Her- bzw. Bereitstellung
von umwelt- und sozialverträglichen Produkten und Dienst-
leistungen garantieren, ohne Überkonsum einerseits und ma-
terielle Armut andererseits (Bärnthaler et al., 2021).

Mit einem einzelnen Maßnahmenpaket – sei es markt-
und innovationsorientiert oder auf öffentliche Bereitstel-
lungssysteme zielend – kann eine solch weitreichende Trans-
formation nicht gelingen. Dies vor allem deshalb, weil nicht
nur die Umweltauswirkungen unserer Gesellschaft zu trans-
formieren sind, sondern gleichzeitig „gutes Leben für alle“
ermöglicht werden muss, was in der Praxis noch nirgends
gelingt (O’Neill et al., 2018). Eine solche sozialökologische
Transformation ist ein gesamtgesellschaftliches Unterfangen
und kein Projekt, das von vereinzelt handelnden Individuen
zu bewerkstelligen ist.

Notwendige Veränderungen, die bei der Organisation von
globalen Warenketten ansetzen, betreffen zum einen ih-
re klimafreundliche Re-Regulierung. Dazu gehören erstens
Gütesiegel und unternehmerische Selbstverpflichtungen, die

verantwortungsvolle Konsumentscheidungen ermöglichen.
Zweitens geben die auf EU-Ebene geschnürten und national
umzusetzenden Klimapakete Regularien vor, die der Ver-
wirklichung der im Europäischen Klimagesetz vereinbarten
Ziele dienen. EU-Rechtsinstrumente zielen auf eine CO2-
Bepreisung, die aufgrund steigender CO2-Emissionspreise
die räumliche und organisatorische Gestaltung von Waren-
ketten beeinflussen kann. Schließlich besitzen Lieferketten-
gesetze, die derzeit auf unterschiedlichen Ebenen (UN, EU,
national) diskutiert und vorgelegt werden, das Potenzial,
das Markthandeln von transnationalen Konzernen – und da-
mit ihre globalen Produktionsnetzwerke – zu verändern.
Neben solchen Regulierungsinitiativen kann es aus klimapo-
litischen Erwägungen Sinn machen, Warenketten zu kürzen
und umzubauen. Angesprochen sind hier Konversionsstrate-
gien und eine Ökologisierung industrieller Produktion, und
zwar nicht nur an einem Standort oder in Österreich, son-
dern sektorübergreifend und in transnationaler Perspektive.
Für solche Umbaupläne ist es nötig, genauer herauszuarbei-
ten, welches Vorgehen bei welcher Art von Warenkette am
vielversprechendsten ist. Wissenschaftliche Forschung gibt
es dazu bisher kaum. Während solche Regulierungen für
den privaten Sektor einen Rahmen vorgeben würden, können
striktere, staatlich vorgegebene Umweltstandards und zum
Teil auch Verbote stärker in die Überlegungen einbezogen
werden (Pichler et al., 2021). Der öffentliche Sektor kann
zumBeispiel bei Beschaffung und Auftragsvergabe eine Vor-
bildrolle einnehmen.

Neben innovationsorientierten Maßnahmen und der För-
derung von kreislauforientierten und regionalwirtschaftli-
chen Umbauplänen für globale Warenketten scheint es an-
gesichts des „Klimanotstands“ („climate emergency“) unab-
wendbar, das absolute Ausmaß des Ressourcenkonsums und
der Abfälle und Emissionen drastisch zu reduzieren. Diese
gesellschaftliche Zielvorgabe obliegt zuallererst den Hoch-
einkommensländern, allerdings ohne dabei bestehende Un-
gleichheiten zu verschärfen [zu den verteilungspolitischen
Auswirkungen Abschn. 17.2.3]. Eine „Just Transition“ ist
auch im globalen Maßstab bei der anstehenden Transforma-
tion zu berücksichtigen. Wenn die Lebensbedingungen welt-
weit und dauerhaft gewahrt werden sollen, braucht es vor Ort
Weichenstellungen in Richtung klimafreundlicher Produk-
tion und Lebensweise, die gleichzeitig mit entsprechenden
globalen oder weltwirtschaftlichen „Leitplanken“ flankiert
sind, um Externalisierung und Standortkonkurrenz hintan-
zuhalten. Mögen Entkoppelungseffekte von Ressourcennut-
zung und Wohlstand für erfolgreiche Wirtschaften des Glo-
balen Nordens einen Zielhorizont darstellen, geht es für arme
Länder überhaupt erst darum, Bedingungen für eine sozial
inklusive, die Grundbedürfnisse befriedigende und Ernäh-
rungssouveränität gewährleistende Entwicklung zu schaffen
(Oberle et al., 2019). Während einige Autor_innen finan-
zielle Kompensationszahlungen für arme Länder vorschla-
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gen, etwa als Kompensation für CO2-Steuern (Baranzini
et al., 2017), sprechen andere von „ökologischer Schuld“
und „Klimakolonialismus“ (Martinez, 2014), weil die für
die sozialökologische Transformation im Globalen Norden
notwendigen Rohstoffe – wie Lithium oder Seltene Erden
– aus dem Globalen Süden extrahiert werden. Forderungen
von Regierungen und transnationalen Umweltgerechtigkeits-
bewegungen gehen in die Richtung, globale Gemeingüter zu
definieren, Rohstoffe im Boden zu lassen und die betref-
fenden (armen) Länder dafür zu entschädigen (Sovacool &
Scarpaci, 2016; Villamayor-Tomas & García-López, 2021).

Die globalisierten Produktions- und Konsummuster ma-
chen deutlich, dass Klimapolitik nur dann erfolgreich umge-
setzt werden kann, wenn sie auf unterschiedlichen Ebenen,
also lokal, national, europäisch und international ansetzt, wo-
bei jede Ebene mit eigenen Herausforderungen konfrontiert
ist und diese jeweils auf der darüberliegenden Ebene zuneh-
men (Dreidemy & Knierzinger, 2021).

15.3 Strukturbedingungen, Akteur_innen,
Handlungsspielräume

Globale Warenketten werden meist von transnationalen Kon-
zernen (TNK) gesteuert, die häufig in Ländern des Globalen
Nordens ihre Zentrale haben. TNK können ihre Zulieferer
auf ökologische Standards verpflichten. Allerdings zeigen
Studien, dass solche Anreize oder Anforderungen weniger
klimapolitisch als kostensparend motiviert sind (z. B. Ein-
sparungen bei Energie, Müllentsorgung, Wasserverbrauch)
und der Erschließung grünerWachstumsmärkte dienen (Pon-
te, 2020). Während sich TNK – vor allem in Branchen mit
hohem Reputationsrisiko – so ein grünes Image verschaf-
fen, wälzen sie die Kosten dafür oft auf die Zulieferer ab.
Integrierte ökologische Produktion entlang der Warenkette
ist damit nicht gewährleistet.

Auf (transnationale) Unternehmenstätigkeit nehmen eine
Reihe von politischen Akteur_innen und Regulierungsin-
stanzen Einfluss. Nationale und supranationale Staaten und
ihre Organe sowie internationale Organisationen, etwa die
WTO, die OECD und verschiedene UN-Organisationen, aber
auch private Zertifizierungsagenturen entwerfen und im-
plementieren klimarelevante Regulierungen auf (sub- und
supra-)nationaler Ebene. Wichtige international koordinier-
te Politikbereiche sind etwa Handels- und Investitionspoli-
tik, Forschungsförderung, Produktnormen und Steuerpolitik.
(Supra-)nationale Staaten treten als gestaltende Regulie-
rungsinstanz und als „facilitator“ von unternehmerischer Tä-
tigkeit auf. Sie treten auch als Produzenten in Erscheinung,
besonders in strategischen Sektoren wie der Energiebereit-
stellung oder Grundstoffindustrie, oder als Konsumenten
durch öffentliche Beschaffung.

Auch nationale und international koordinierte Interessen-
verbände, z. B. Unternehmervereinigungen, Gewerkschaften
oder Verbraucherverbände, Klima-NGOs und soziale Bewe-
gungen suchen auf das institutionelle Gefüge aus lokalen,
nationalen und internationalen Regulierungen, in die globa-
le Warenketten eingebettet sind, einzuwirken. Das reicht von
direkter politischer Intervention bei politischen Mandatsträ-
ger_innen über öffentliche Kampagnen und Lobbying bis
hin zu Beratungstätigkeiten. Auch Verbraucher_innen wir-
ken durch ihre Konsumentscheidungen auf Warenketten ein
(für einen Überblick Fischer et al., 2021). In Österreich bietet
die institutionalisierte Sozialpartnerschaft ein weiteres Feld,
in dem um Fragen der Klimapolitik gerungen wird [für eine
Einschätzung der Akteurskonstellationen in Österreich und
der EU siehe Kap. 11 und 12].

Klar ist, dass die beteiligten Akteur_innen mit unter-
schiedlichen Machtressourcen ausgestattet sind und ihre
Möglichkeiten, auf die Gestaltung von globalen Unterneh-
menstätigkeiten einzuwirken, höchst ungleich verteilt sind.
Auf internationaler Ebene sind UN-Initiativen wie die des
Weltklimarats und des Umweltprogramms (UNEP) zwar hin-
sichtlich normativer Ziele wirkmächtig, in der Umsetzung
aber relativ zahnlos, weil sie lediglich Empfehlungen für ei-
ne Bewertung und Evaluierung entsprechender Programme
formulieren können. In „harten“ Regulierungsinstanzen wie
der EU hat die Kommission weitgehende Rechte; sie ist aber,
anders als das Europäische Parlament, in Klimaschutzfra-
gen eher defensiv eingestellt [Kap. 11]. Der (supranationale)
Staat ist also kein homogener Akteur: Seine Organe und In-
stitutionen können unterschiedliche Ziele vertreten und in
unterschiedlichem Maß für klimapolitische Anliegen offen
sein (Jessop, 2003).

Generell sollte hinsichtlich der priorisierten Gestaltungs-
perspektiven keine Dichotomie „TNK gegen den Rest“
gezeichnet werden. Nationalregierungen können zwar die
ökologische Regulierung von Warenketten vorantreiben. Ge-
nauso gut können sie aber auch für TNK förderliche Rah-
menbedingungen durchsetzen, um die Position des eigenen
Standorts in der internationalen Arbeitsteilung zu erhalten.
Das gilt auch für Europa, wo es unterschiedliche und mit
Klimapolitik inkompatible Entwicklungs- oder Wachstums-
modelle gibt. Im Kontext des europäischen Standortwettbe-
werbs sind zum Beispiel osteuropäische Regierungen zum
Teil bemüht, Standorte mit niedrigen Faktorkosten, vor allem
für Arbeit und Energie, sowie mit niedrigen Gewinnsteuern
für fragmentierte Produktionsketten attraktiv zu machen.

Auch der private Unternehmenssektor ist nicht homogen.
Unternehmen unterscheiden sich in ihren klimapolitischen
Intentionen, aber auch hinsichtlich ihrer Handlungsspiel-
räume je nach Unternehmensgröße, Art der Einbettung in
Warenketten und Wirtschaftsbereich. Die österreichischen
Niederlassungen von TNK mit dem Headquarter im Aus-
land haben wenig Spielraum für die Entwicklung eigener
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Nachhaltigkeitsstrategien (Pichler et al., 2021). Einheimi-
sche KMU sind in den österreichischen Versorgungsstruk-
turen besonders wichtig [Kap. 14]. Viele von ihnen sind aber
auch als Zulieferer spezialisierter Komponenten und Dienst-
leistungen in globale Warenketten eingebunden. Für diese
stellt die nachhaltige Umstrukturierung ihres Geschäftsmo-
dells eine noch größere Herausforderung dar als für TNK,
auch wenn die Finanzierungsmöglichkeiten von KMU in
Österreich als relativ gut beurteilt werden [Kap. 14]. Insbe-
sondere bei der Umsetzung tiefgreifender Maßnahmen zum
ökologischen Umbau vonWarenketten zeigen sie Zurückhal-
tung [ebd.]. Die in Österreich zahlreich vertretenen, aber in
der Öffentlichkeit wenig bekannten „Hidden Champions“,
z. B. die Lenzing AG, Engel Austria oder die Keba AG,
wiederum verfügen wegen ihrer Eigenständigkeit einerseits
über Handlungskompetenz, andererseits müssen sie sich in
ihrem Nischensegment als europäischer Marktführer oder
als einer der Top 3 ihrer Branche auf dem Weltmarkt be-
haupten, was den Handlungsspielraum wieder einschränkt.
Auch innerhalb der Gewerkschaftsbewegung treten wider-
sprüchliche Interessen zutage, je nachdem, ob in einem
organisierten Bereich Exportorientierung und/oder Import-
abhängigkeit besteht oder ob dieser eher binnenorientiert ist.

Um globale Warenketten umbauen oder regulieren zu
können, braucht es nicht nur regulatorische Maßnahmen,
sondern auch soziale Träger_innen solcher Maßnahmen.
Die Herausforderung besteht darin, viele verschiedene Ak-
teur_innen zur Herausbildung einer Allianz zu bewegen, die
sich auf einen Minimalkonsens hinsichtlich der Förderung
ökologischer Warenketten einigen kann und die bei wi-
dersprüchlichen Interessen Kompromisse aushandeln kann.
Dass nicht alle beteiligten Gruppen homogen sind, ist hier
ein Vorteil, da so eine breitere Allianz quer über Interes-
sengruppen hinweg entstehen kann. Bei den Gestaltungs-
optionen muss deshalb im Zentrum stehen, wie bestehende
einschränkende Strukturen durch konkretes Handeln aufge-
brochen werden können.

15.4 Gestaltungsoptionen

Das klare, aber sehr anspruchsvolle Ziel eines klima-
freundlichen Lebens berührt tendenziell alle Infrastruktur-,
Produktions- und Konsumbereiche der Gesellschaft inklu-
sive Werthaltungen, Normen und Routinen. Marktbasierte
oder innovationsorientierte Instrumente alleine oder auch nur
sektorale Lösungen sind deshalb genauso unzureichend wie
auf das einzelne Individuum oder eine einzelne Regulie-
rungsinstanz wie den Nationalstaat zu fokussieren. Gestal-
tungsoptionen betreffen de facto alle Skalenebenen („sca-
les“) der Weltgesellschaft.

Eine multiskalare und eine Warenketten- oder multisek-
torale Gestaltungsperspektive beinhaltet, die Wirkweise von

Maßnahmen auf unterschiedlichen Ebenen (lokal, national,
regional, global) und in verschiedenen Wirtschaftssektoren
miteinander in Bezug zu setzen, um Probleme auf dem Weg
zu einem klimafreundlichen Leben nicht zu verschieben,
sondern möglichst ganzheitlich zu erfassen und komplemen-
täre Maßnahmen entwerfen zu können.

Die Gestaltungsoptionen folgen einer multiskalaren und
multisektoralen Perspektive. Wir beginnen beim Individu-
um und den Rahmenbedingungen für verantwortungsvollen
Konsum, stellen dann Maßnahmen zur ökologischen Regu-
lierung globaler Warenketten vor und diskutieren abschlie-
ßend Transformationspfade, die eine grundlegende Neuge-
staltung von Warenketten zum Ziel haben.

15.4.1 Verantwortungsvoller Konsum und
ressourcenleichte Lebensstile

Ein klimafreundlicher Lebensstil braucht Rahmenbedingun-
gen, innerhalb derer verantwortungsvolle Konsumentschei-
dungen tatsächlich getroffen werden können. Unter den
derzeitigen Bedingungen exponentiellenWachstums ist Kon-
sument_innen in der Regel nur die Möglichkeit gegeben, das
geringere zweier Übel zu wählen. So können z. B. Produk-
te aus biologischer Landwirtschaft weniger klimabelastend
sein als Produkte aus konventioneller Landwirtschaft (z. B.
Hörtenhuber et al., 2010), doch darf auch die biologische
Produktion nicht beliebig ausgeweitet (extensiviert) werden,
wenn gleichzeitig Senken und Lebensräume erhalten wer-
den sollen. Produkte aus biologischer Landwirtschaft können
dann Teil eines klimafreundlichen Lebensstils sein, wenn die
beanspruchten Ressourcen einen gerechten Anteil innerhalb
planetarer Grenzen nicht übersteigen (Steffen & Stafford
Smith, 2013). Solche Bedingungen – nicht nur für oftmals
kurzkettigere landwirtschaftliche Güter, sondern noch viel
mehr für verarbeitete Industriegüter – gehen weit über das hi-
naus, was individuelle Konsument_innen mit der Geldbörse
bewirken können. Dass sie dennoch oftmals als die Haupt-
verantwortlichen für eine sozialökologische Transformation
adressiert werden, wird in der wissenschaftlichen Literatur
als „consumer scapegoatism“ bezeichnet, also als das Zum-
Sündenbock-Machen von Konsument_innen (Akenji, 2014).

Das schmälert nicht das bewusstseinsbildende Potenzi-
al, das Initiativen für ein klimafreundlicheres Leben – z. B.
Fairtrade oder Kampagnen wie Clean Clothes oder Fair-IT,
die auf sozial und ökologisch verträgliche Lieferketten drän-
gen – besitzen. Wenn es allerdings bei dem alleinigen Fokus
auf Konsumentscheidungen bleibt, wird verschleiert, dass es
verbindliche Regeln für Markthandeln und nachhaltige und
inklusive Bereitstellungssysteme braucht, um Produktions-
und Konsumnormen zu verändern und, vor allem in Ös-
terreich und anderen Ländern des Globalen Nordens, das
absolute Ausmaß von Produktion und Konsum drastisch zu
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reduzieren. Alternative Konsumweisen können dann einen
positiven Beitrag zur Nachhaltigkeit leisten, wenn sie die
Reduktion von Umweltauswirkungen entlang globaler Wa-
renketten ermöglichen. Wenn nachhaltiger Konsum jedoch
zusätzlich zu und nicht anstelle von bereits bestehendem
Konsum stattfindet, wird dadurch die Ressourcennutzung in
einer Art Rebound-Effekt (Barker et al., 2009; Wei & Liu,
2017) ausgedehnt.

Neben der Politisierung sozioökologischerUngleichheiten
auf Haushaltsebene (Energiereichtum versus Energiearmut,
Überkonsum versus Unterversorgung), ist auch das Sichtbar-
machen von wirkmächtigen Ansatzpunkten und Alternativen
notwendig. Dies beinhaltet, nicht nur für den nötigen klima-
freundlichen Umbau von Energiesystemen und Infrastruktu-
ren zu werben, sondern auch ein fundamentales Umdenken
in den Gesellschaften des Globalen Nordens zu propagieren.
Dies ist gleichbedeutend mit einer kulturellen Transformati-
on (Göpel, 2016), die die Grundversorgung aller Menschen
in den Vordergrund stellt und Wohlstand (auch) in nichtma-
teriellen Kategorien erfasst. Vorschläge zielen darauf, Versor-
gungssysteme umzugestalten und darauf auszurichten, allen
ein komfortables, vom Überfluss befreites Leben zu ermög-
lichen. Zeitwohlstand, befriedigende soziale Beziehungen,
(vor)sorgendeGemeinschaften, ein sich entfaltendes Geistes-
und Seelenleben, Zugang zu intakter Natur und Erfahrungen
von Selbstwirksamkeit und Sinn werden als „neue Währun-
gen“ benannt, in denen Wohlstand bemessen wird.

Die große kulturelle Herausforderung im Globalen Nor-
den liegt darin, die Vision vom guten Leben, von Fortschritt
und Zivilisation nicht mehr mit der Vorstellung von ökono-
mischem Wachstum und anderen Eckpfeilern unseres nicht-
nachhaltigen Wirtschaftssystems zu koppeln. Zweifelsohne
geht es hierbei für die hochkonsumierenden Segmente der
Bevölkerung darum, mit weniger Ressourcen auszukommen,
aber eben gleichzeitig einen Zugewinn an Lebensqualität zu
verzeichnen (Postwachstum bzw. Degrowth). Dadurch wür-
de auch der Druck auf andere Segmente der Bevölkerung,
weiterhin exponentielles globales Wachstum zu ermögli-
chen, reduziert werden („environmental justice“). Die inter-
und intragenerationellen Ressourcennutzungsmuster weisen
hohe Variabilität auf (O’Neill et al., 2018); nach welchen
Gesichtspunkten sie umzugestalten sind, muss Gegenstand
eines demokratischen, gesamtgesellschaftlichen Verhand-
lungsprozesses sein (Brand et al., 2021), in dem nicht der
Erhalt einer Wirtschaftsform ex ante über der nachhaltigen
Befriedigung von Grundbedürfnissen steht.

15.4.2 GlobaleWarenketten regulieren

Die Bepreisung von Kohlenstoff zur Verminderung von
Treibhausgasemissionen – in Gestalt von Emissionshandels-
systemen oder CO2-Steuer-Modellen – bildet einen Eck-

pfeiler marktbasierter regulatorischer Maßnahmen in der
Klimapolitik (für einen Überblick über außerhalb der EU be-
stehende CO2-Bepreisungen siehe World Bank, 2021). Ein
Hauptargument für die Einführung einer CO2-Bepreisung
lautet, dass es sich um eine Maßnahme mit hoher ökologi-
scher Wirksamkeit zu relativ geringen Kosten handelt und
dass technologische Innovationen stimuliert werden. Aller-
dings braucht es weltweit einheitliche Maßnahmen (Bar-
anzini et al., 2017; van den Bergh et al., 2020). Erst das
schaffe die nötigen Voraussetzungen, so die Autor_innen,
unfaire Wettbewerbsbedingungen und Carbon Leakage – das
Ausnützen von regulatorischen Unterschieden im Bereich
der Umweltpolitik durch transnationale Konzerne – zu ver-
hindern. Nur so könne der makroökonomische bzw. globale
Rebound-Effekt begrenzt werden.

Baranzini et al. (2017, S. 9) schätzen die Herausforde-
rung, auf internationaler Ebene eine einheitliche CO2-Steuer
zu erreichen, geringer ein als Verhandlungen über ande-
re klimapolitische Maßnahmen. Eine globale CO2-Steuer
(gebunden an Pro-Kopf-Einkommen oder -Emissionen) wür-
de von einem „self-enforcement mechanism“ profitieren,
weil Länder nicht danach trachten würden, einen niedri-
gen nationalen Kohlenstoffpreis auszuhandeln, und Anreize
besser aufeinander abgestimmt werden können. Kompen-
sationsmaßnahmen für arme Länder könnten, analog zu
innerstaatlichen Korrekturen, unerwünschten Verteilungsef-
fekte entgegenwirken [zu nationalen Verteilungswirkungen
siehe Kap. 17]. Van den Bergh et al. (2020) schlagen ei-
ne Doppelstrategie vor, um eine global einheitliche CO2-
Bepreisung voranzutreiben: eine sich ständig erweiternde
„carbon-pricing coalition“, die Druck auf die Staatengemein-
schaft ausübt, sowie Verhandlungen unter dem Dach der
UNO im Kontext der Klimarahmenkonvention (ähnlich Fel-
bermayr, 2021).

Da ein globales Emissionshandelssystem und globale
Obergrenzen für Emissionen als politisch und institutionell
als schwieriger eingeschätzt werden, ist es sinnvoll, zunächst
mit regionalen Emissionshandelssystemen zu starten bzw.
diese zu verbessern (Baranzini et al., 2017, S. 11). Die Re-
form des ETS enthält erhebliche klimapolitische Fortschritte.
Für die Einhaltung der Ziele von Paris sind sie nach Ein-
schätzung der Kritiker_innen dennoch nicht ausreichend.
Umwelt-NGOs geht der Abbau der kostenlosen Zertifikate
an Industrie und Energiewirtschaft zu langsam. Sie kriti-
sieren die Zugeständnisse an die Großindustrie und fordern
höhere Zertifikatpreise. Arme Haushalte würden hingegen
im ETS II (Verkehr und Gebäude) nur unzureichend abge-
sichert. Der Klimasozialfonds sei zu gering dotiert, so die
Kritik (Held et al., 2022).

Zum Paket „Fit für 55“ gehört auch der Kohlenstoff-
Grenzausgleichsmechanismus (Carbon Border Adjustment
Mechanism/CBAM), der als Reaktion auf die Kritik am
ETS im Juli 2021 beschlossen wurde. CBAM soll eine
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Kohlenstoff-Grenzsteuer auf Importe und eine Erstattung
der Kohlenstoffkosten, die die EU-Produzenten für ihre Ex-
porte tragen, beinhalten. Der Mechanismus wird ab 2026
auf importierte Rohstoffe und Waren angewandt, die ein
hohes Carbon-Leakage-Risiko aufweisen, bei deren Produk-
tion im EU-Ausland also hohe Emissionen erzeugt wer-
den (z. B. Zement, Düngemittel, Aluminium, Strom, Ei-
sen und Stahl). Während die zweite Komponente einen
Großteil des ökologischen Fortschritts, der durch ein EU-
Kohlenstoffpreissystem erreicht werden soll, zunichtema-
chen könnte, könnte eine europäische Kohlenstoffsteuer
(1) die ökologische Transformation unterstützen, (2) Carbon
Leakage erschweren und (3) Mittel für Klimaschutzmaßnah-
men im EU-Haushalt bereitstellen. Sie könnte Importe aus
energieintensiven Industrien drosseln und zu einer kohlen-
stoffunabhängigen EU beitragen (null Importe von fossilen
Energieträgern Öl, Gas, Kohle) (Landesmann & Stöllin-
ger, 2020). Wird eine solche Abgabe als interne Steuer
konzipiert, stünde sie keiner WTO-Regulierung entgegen
(Stöllinger, 2020). Da es in komplexen Lieferketten faktisch
unmöglich ist, die CO2-Fußabdrücke für Endprodukte von
den Leitunternehmen einzufordern, schlagen Krenek et al.
(2018) vor, die im ETS für manche Sektoren errechneten
Benchmarks als Zoll-Berechnungsgrundlage heranzuziehen.

Damit sie sozial verträglich ist, bräuchte eine solche
Steuer entsprechende Begleitmaßnahmen, mit denen sicher-
gestellt wird, dass bestehende ökonomische und soziale Un-
gleichheiten nicht verschärft werden. Die Auswirkungen des
CBAM auf Produktionsstandorte und Handelspartner, insbe-
sondere im Globalen Süden, sind allerdings in der Forschung
(und in der politischen Debatte) unterrepräsentiert. Eine Ri-
sikoabschätzung zeigt, dass die Folgen einer solchen Steuer
ungleich verteilt sind. Sie würde vor allem Länder in Afri-
ka, Südosteuropa und Osteuropa (außerhalb der EU) und
zum Teil in Asien aufgrund ihrer einseitigen Exportabhän-
gigkeit und Spezialisierungsmuster bzw. Art der Einbindung
in globale Warenketten treffen (Eicke et al., 2021). For-
schung zu potenziellen und unbeabsichtigten Risiken für
Länder des Globalen Südens könnten dazu beitragen, neue
globale Spaltungstendenzen und eine Verschärfung von Un-
gleichheit zu vermeiden. Eicke et al. (2021) schlagen vor,
die Einnahmen aus dem CBAM für globale Klimagerechtig-
keit zu verwenden, etwa für Dekarbonisierungsprozesse und
Emissionsreduzierung an den jeweiligen Produktionsstand-
orten in der globalen Peripherie.

Lieferkettengesetze zielen unmittelbar auf die Regulie-
rung grenzüberschreitender Unternehmenstätigkeit. Um un-
fairen Wettbewerb zu verhindern, sind solche Regulierungen
auf jeder Ebene und insbesondere auf globaler Ebene an-
zustreben (De Schutter, 2020). Umweltbezogene Sorgfalts-
pflichten haben in den vorliegenden Gesetzen (Deutschland,
Frankreich; EU-Entwurf und UN-Treaty) vergleichsweise
nur in geringem Umfang Aufnahme gefunden (Kunz &

Wagnsonner, 2021; Schilling-Vacaflor, 2021). Anders als
Menschenrechte, die in verschiedenen Rechtsakten kodifi-
ziert sind, erfordert die komplexe Rechtslage in Bezug auf
Umweltbelange und Klimaschutz (Rechtswahl, Geltungs-
anspruch, Haftung etc.) die Entwicklung rechtswirksamer
Instrumente und operabler Lösungen. Krebs et al. (2020)
schlagen angesichts der Vielzahl von Umweltrechtsakten
Generalklauseln vor, die es erlauben, auf Verträge und
Normen branchen- und risikobezogen Bezug zu nehmen.
Regeln für Markthandeln können auch ökologisierte Bereit-
stellungsysteme ermöglichen, indem z.B. Unternehmen, die
ökologische Standards in ihrer Lieferkette unterlaufen, von
öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen werden. Das sieht das
derzeit gültige deutsche Lieferkettensorgfaltsgesetz vor.

15.4.3 GlobaleWarenketten kürzen oder
umbauen

Der Um- oder Rückbau von global fragmentierten Waren-
ketten erfordert Eingriffe staatlicher oder supernationaler
Akteur_innen sowie von Unternehmen. Die Gestaltungs-
optionen in diesem Bereich liegen zwischen zwei Polen:
Beim einen Pol werden ausschließlich marktbasierte An-
reize gesetzt, die Unternehmen zum eigenständigen Umbau
der Produktion motivieren sollen. Am anderen Ende steht
eine staatlich geplante sozial-ökologische Industrie- oder
Transformationsstrategie, die sektorweite Umbaupläne in ein
größeres Ganzes, mit flankierender Wirtschafts-, Klima- und
Sozialpolitik, integriert. In Reinform tritt keines von beidem
auf. Wissenschaftliche Positionen und die Akzentsetzungen
einzelner Länder neigen aber stärker in Richtung des einen
oder des anderen Pols.

Für Unternehmen zeigen Denkena et al. (2022), dass
durch die ökologische Planung von industriellen Ferti-
gungsprozessen die Energie- und Ressourceneffizienz in
allen Produktionsphasen erhöht werden kann. Dies kann als
Folge von einem „environmental impact assessment“ für
alle Produktionsstufen erreicht werden. Durch eine Optimie-
rung der Ressourceneffizienz sind in ihrem Anwendungsfall
Energieeinsparungen von bis zu 21 Prozent möglich. Man-
gels vorliegender Studien sollte untersucht werden, wie viele
Unternehmen in Österreich bereits auf umfassendes „envi-
ronmental impact assessment“ jeder Produktionsstufe ihrer
Warenketten setzen, ob die globalen Zusammenhänge (mög-
licher globaler Rebound-Effekt, mögliches Carbon Leakage
etc.) dabei ausreichend berücksichtigt werden und ob dies
zu systematischer ökologischer Planung des Produktionspro-
zesses führt.

Radikalere Ansätze ziehen dem Umbau von Warenket-
ten durch einzelne Unternehmen eine staatliche gelenk-
te sozial-ökologische Konversionsstrategie vor. Diese soll
einen Bruch mit den bestehenden Produktionsstrukturen
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und den dazugehörigen Konsummustern einleiten (Eder &
Schneider, 2018, S. 120–121). Für einzelne Sektoren sollen
Umbau- oder Rückbaupläne entwickelt werden, die Bestand-
teile einer übergeordneten sozial-ökologischen Transforma-
tionsstrategie sein sollten, die auch einen sozial gerechten
Übergang gewährleistet (Pichler et al., 2021, S. 148). Wel-
che Auswirkungen dies auf globale Warenketten hätte, also
ob beispielsweise Carbon Leakage befördert werden könnte,
wird in der Debatte bisher nicht ausreichend berücksichtigt.

Im Folgenden werden Gestaltungsoptionen für einzel-
ne politische Programme und Strategien aufgezeigt, die im
Kapitel „Status quo“ bereits eingeführt wurden. Der europä-
ische Green Deal (EGD) befindet sich auf EU-Ebene in der
Umsetzungsphase. Dieser regt den Umbau von Warenket-
ten an, indem die Kreislaufwirtschaft ein zentrales Element
darstellt, und spricht sich gleichzeitig für die Schaffung neu-
er innovativer Warenketten aus (Europäische Kommission,
2019b). Pianta & Lucchese (2020, S. 7) verweisen darauf,
dass der EGD mit einer ambitionierten Industriepolitik ver-
woben werden sollte und dass der Handlungsspielraum für
staatliche Eingriffe auf nationaler und auf EU-Ebene erhöht
werden müsste. Nachhaltigkeit bezeichnen sie als politisches
Projekt. Für sie wäre deshalb das geteilte Verständnis, dass
Umweltprobleme nicht marktbasiert gelöst werden können,
ein grundlegender Ausgangspunkt für radikalere Politik.

Auch das Potenzial von IPCEI könnte in ökologischer
Hinsicht noch stärker ausgeschöpft werden. Laut Polt, Lins-
halm & Peneder (2021) werden IPCEI derzeit vorrangig als
industriepolitisches Instrument eingesetzt. Eine stärkere Ver-
bindung mit anderen Politikfeldern wie dem EGD sollte an-
gestrebt werden. Die Beschreibung der IPCEI-Zielsetzungen
lässt eine solche Verknüpfung auch zu (Polt et al., 2021,
S. 30). Wichtig wäre es, bei neu geplanten IPCEI die Struk-
tur der gesamten Warenkette nach ökologischen Kriterien zu
analysieren.

Die Förderung der Kreislaufwirtschaft kann weiters ei-
ne Strategie darstellen, um global fragmentierte Produktion
räumlich (wieder) einzuhegen. Die Beurteilung der kon-
kreten kreislaufwirtschaftlichen Projekte muss aber immer
mit all ihren Folgewirkungen entlang der Warenkette und
somit auch an anderen Orten beurteilt werden. Hier be-
steht eine wichtige Forschungslücke. Schroeder et al. (2018)
sprechen sich für die Schaffung einer transdisziplinären For-
schungsagenda aus, die auf den Globalen Süden fokussiert
und untersucht, „how the circular economy agenda can de-
liver opportunities for sustainable GVCs, contribute to the
Sustainable Development Goals, and promote sustainable so-
cieties as well as addressing environmental degradation and
pollution in the Global South“ (Schroeder et al., 2018, S. 78).
Auch österreichische Wissenschaftler_innen könnten in die-
sem Feld einen wichtigen Beitrag leisten.

Während der EGD die EU im Blick hat, gibt es auch Vor-
schläge für einen Global Green New Deal (Global GND),

zum Beispiel jenen, den Kevin P. Gallagher und Richard
Kozul-Wright 2019 für die UNCTAD (UN-Konferenz für
Handel und Entwicklung) ausgearbeitet haben (Gallagher &
Kozul-Wright, 2019). Die Vorschläge verbinden internatio-
nale Klimapolitik mit fortschrittlicher Beschäftigungspolitik
und einer neuen multilateralen Governance. Globale Waren-
ketten werden als grundlegende Organisationsform globaler
Produktion erwähnt, aber konkrete Überlegungen zu deren
klimagerechten Umgestaltung gibt es wenige. Die Autoren
werben vielmehr für eine Revision geltender internationaler
Handels- und Investitionsabkommen. Mit einem temporären
und genau zu definierenden „WTO climate waiver“ sol-
len etwa nationale Maßnahmen für den Klimaschutz von
den geltenden internationalen Handelsregeln ausgenommen
werden. In einer Broschüre der Rosa-Luxemburg-Stiftung
zum Global GND verweisen beispielsweise Paul & Gebrial
(2021, S. 10) darauf, dass die Dekarbonisierung im Mobili-
tätssektor, insbesondere die Förderung von Elektromobilität,
bestehende Warenketten signifikant umstrukturieren wird.
Allerdings könne die Versorgung des Globalen Nordens mit
grüner Energie auf Kosten der Menschen im Globalen Süden
gehen (Stichwort „Klimakolonialismus“). Wie globale Wa-
renketten, z. B. im Bereich Mobilität, sozial und ökologisch
nachhaltig umgestaltet werden können, ist aber in keinem der
Vorschläge ausreichend ausgearbeitet. Darauf sollten Politik
undWissenschaft in Zukunft größere Aufmerksamkeit legen.

Auf österreichischer Ebene deuten die bisher bekannten
Schlagwörter zur Standortstrategie 2040 darauf hin, dass
sie dem Ideal der ökologischen Modernisierung verpflichtet
bleibt und auf grünes Wachstum und technische Innovation
abzielt, die sie durch gezielte Leuchtturmprojekte fördern
will (BMDW, 2021). Das zeigt sich schon beim Framing
als „Standortstrategie“. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist
noch nicht entschieden, welche Interessen und Zielvorga-
ben sich letztendlich durchsetzen. Der Aushandlungsprozess
verlief schleppend und es ist auffällig, dass in den genann-
ten Strategien, Projekten und Programmen wenig Bezug
zwischen grenzüberschreitenden Warenketten und Dekarbo-
nisierung der Industrie hergestellt wird. Die Standortstrategie
und das Projekt „Grüne Industriepolitik“ wären eine gu-
te Gelegenheit, eine systematische Analyse der wichtigsten
Warenketten mit österreichischer Einbindung nach ökologi-
schen Gesichtspunkten zu veranlassen. Erst auf Grundlage
einer solchen Untersuchung können weitreichende Überle-
gungen zu deren Umbau erfolgen.

Eine andere Form, globale Warenketten umzubauen und
dabei zu verkürzen, ist Reshoring oder Nearshoring, also
die Rückverlagerung von Produktionsstätten in den Ab-
satzmarkt oder in seine Nähe. Während der letzten Jahre,
insbesondere im Zuge der COVID-19-Pandemie, wurde Re-
shoring in der EU vor allem in Zusammenhang mit Ver-
sorgungssicherheit bei strategischen Gütern diskutiert. Raza
et al. (2021a, S. 24, S. 28–31, S. 74–76) streichen allerdings
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hervor, dass die Fertigungsorganisation nicht allein aus die-
sem Blickwinkel betrachtet werden sollte. Auch der Erhalt
und Ausbau der für die sozial-ökologische Transformation
notwendigen produktiven und technologischen Fertigkeiten
sollte laut den Autoren bei den Überlegungen zumReshoring
eine Rolle spielen. Zudem betonen sie, dass in den meisten
Fällen Reshoring EU-weit koordiniert werden müsste, um
ökonomisch effizient zu sein, und dass das Potenzial von Re-
shoring sektorspezifisch untersucht werden muss.

Radikalere Ansätze zu Deglobalisierung, z. B. von Wal-
den Bello (2009, S. 461–462), sprechen sich für eine Ver-
ankerung des Prinzips der ökonomischen Subsidiarität in
der Produktionsweise aus. Das bedeutet, dass die Herstel-
lung von Gütern und die Bereitstellung von Dienstleistungen
immer auf der niedrigsten räumlichen Ebene („scale“) statt-
finden soll, auf der dies zu vertretbaren Kosten möglich ist.
Dadurch wird die Marktlogik durch eine Gesellschaft-Natur-
und Bereitstellungsperspektive ersetzt. Der Gebrauchswert
gewinnt gegenüber dem Tauschwert an Relevanz und die
Ökonomie des Alltags wird gestärkt [Kap. 14]. Anstatt Re-
oder Nearshoring steht bei diesem Lösungsansatz Rescaling
nach ökologischen und/oder sozialen Kriterien im Zentrum,
konkret die Verschiebung ökonomischer Aktivitäten hin zu
niedrigeren räumlichen Ebenen (Bärnthaler et al., 2021; Ra-
za et al., 2021b, S. 27). Die Priorisierung einer Ökonomie
des Alltags und eine Orientierung an menschlichen Bedürf-
nissen („human needs“) impliziert, dass bestimmte Wirt-
schaftssektoren schrumpfen (weil sie nicht der Befriedigung
menschlicher Grundbedürfnisse dienen) oder transformiert
werden (weil sie zwar wichtige Produkte oder Dienstleistun-
gen zur Verfügung stellen, dies aber auf nicht nachhaltige
Weise tun). Im „zonalen Übergangsprogramm“ von Bärntha-
ler et al. (2021) schrumpfen demgemäß (globale) Börsen-
und Immobilienmärkte, während die (global fragmentier-
te) Automobilproduktion gleichermaßen einer Konversion
und Schrumpfung überantwortet wird. Einer Bereitstellungs-
perspektive folgend, sollen öffentliche Dienstleistungen und
lokale Infrastrukturen – von Gesundheit über Bildung bis zur
Energie- und Nahrungsmittelversorgung – gestärkt und öko-
logisiert werden (Bärnthaler et al., 2021, S. 11–13).

Ein Rescaling globalisierter Produktion kann durch po-
litische Regulierungen und mithilfe von Instrumenten wie
öffentlicher Beschaffung (siehe unten) erreicht werden. Ein
Rescaling im Sinne einer Verkürzung von globalen Wa-
renketten ist nicht in jeder Branche wirtschaftlich gleich
sinnvoll, da das Produktionsvolumen für angemessene Ska-
lenökonomien je nach Sparte variiert (New Economics Foun-
dation, 2010, S. 61). In einer kombinierten Betrachtung von
menschlichen Bedürfnissen, Skalenerträgen (Qualität, Effi-
zienz, Preis) sowie Wohlfahrtseffekten (Arbeit) schlägt NEF
vor, etwa Feldfrüchte und andere Nutzpflanzen im Landkreis,
Baumaterial, verarbeitete Nahrungsmittel und erneuerbare
Energie auf regionaler Ebene und Kleidung und Stahl auf na-

tionaler Ebene bereitzustellen. Für die Autoproduktion gibt
NEF den Kontinent als geeignete Marktgröße an, für die Her-
stellung pharmazeutischer Produkte ist es die globale Ebene.
Persönliche Dienstleistungen sind selbstredend auf der nied-
rigsten (lokalen) Ebene angesiedelt, Wasserversorgung und
universitäre Bildung sollten regional und Versicherungs-
dienstleistungen und Elektrizität national organisiert werden.
Während Luftfahrt als kontinentales Unternehmen ausgewie-
sen wird, erreicht keine Dienstleistung die globale Ebene.
Eine gesellschaftliche Orientierung an menschlichen Bedürf-
nissen impliziert, dass eine Reihe von Branchen schrumpft,
z. B. Werbung, Textilindustrie und Finanzdienstleistungen.
Die von der NEF ausgearbeitete Folie müsste aber noch über
die österreichische Wirtschaftsstruktur gelegt werden, um
Aussagen über konkrete Potenziale des Rescalings in Öster-
reich oder innerhalb der EU machen zu können. Gleiches gilt
für die Übergangsskizze von Bärnthaler et al. (2021, S. 12).

Eine Möglichkeit von staatlicher Seite, nachhaltige Wa-
renketten zu stärken und ein Rescaling hin zu niedrigeren
räumlichen Ebenen zu fördern, ist nachfrageorientierte In-
dustriepolitik in Form von öffentlicher Beschaffung ein-
zusetzen. Raza et al. (2021a, S. 75) schlagen vor, dass
öffentliche Beschaffung als horizontale Politikform unter
anderem dazu genutzt werden kann, Zulieferer zu fördern,
die „commit to using domestic production capacities and
sourcing from regional suppliers, respectively.“ Hölzl et al.
(2017) kommen in ihrer Studie zum öffentlichen Vergabe-
wesen in Österreich zu dem Schluss, dass die rechtlichen
Rahmenbedingungen für die Verwendung des Bestbieter-
prinzips, das auch Nachhaltigkeitskriterien in Ausschreibun-
gen aufnehmen und bei der Vergabe berücksichtigen kann, in
Österreich bereits ausreichend gegeben sind. Sie benennen
„weiche Faktoren“ – fehlende Überzeugungsarbeit, Res-
sourcen, Kompetenzen und Anreize bei den ausscheibenden
Stellen – als größte Hindernisse für die höhere Gewichtung
preisfremder Kriterien. Hier sollte angesetzt werden, wenn
der bestehende Spielraum im Bereich der öffentlichen Be-
schaffung zukünftig ausgeschöpft werden soll. Außerdem
benötigt es zusätzliche Begleitforschung, die die Effektivität
und den Wirkungsgrad ökologischer Beschaffungsmecha-
nismen erhebt, da bisher „das Wissen und die Daten über
Vergaben in Österreich sehr fragmentiert, kaum zugänglich
und daher begrenzt [sind]. Informationen und Daten werden
derzeit nicht systematisch gesammelt, auch weil die Ver-
gabestellen nicht die Mittel haben ihre Vergabeaktivitäten
systematisch zu evaluieren“ (Hölzl et al., 2017, S. 56).

Unsere Analyse zeigt auf, dass die Vorschläge zum Um-
bau von Warenketten oft wenig konkret sind und erst an
den österreichischen Kontext angepasst werden müssten.
Zugleich wird offensichtlich, dass es eine Vielzahl von poli-
tischen Initiativen gibt, die es ermöglichen würden, auch den
ökologischen Umbau oder die Kürzung globaler Warenket-
ten miteinzubeziehen. Oftmals fehlt aber eine systematische
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Herangehensweise an diese Thematik und auch die notwen-
dige wissenschaftliche (Begleit-)Forschung.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo – Geldpolitik im Wandel, Green-Finance-
Paradigma, paradigmatischer Dissens

� Die Ausgestaltung der Anreizstrukturen des Geld-
und Finanzsystems spiegelt die leitenden gesell-
schaftlichen Denk- und Handlungsmuster, die gege-
benen sozialen Institutionen sowie den bestehenden
physischen Kapitalstock wider. (niedrige Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis)

� Das Paradigma, innerhalb dessen Geld lange Zeit
als neutral galt, befindet sich seit der Finanz- und
Wirtschaftskrise 2008/09 im Wandel. Aufgrund der
theoretisch in diesem Paradigma zu befürchtenden
Inflation wurde Geldpolitik bis zu diesem diskur-
siven Wandel kein wesentlicher Beitrag zur Be-
wältigung der Klimakrise zugeschrieben. (niedrige
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Im Sinne eines Green-Finance-Paradigmas, dem ein
großer Teil der Literatur folgt, sollte die Finanzie-
rung klimafreundlicher Investitionen vor allem über

Finanzmärkte sowie Vermögensbesitzer_innen er-
folgen und mit entsprechenden Anreizen motiviert
werden. (mittlere Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis)

� In einem anderen Literaturstrang wird das Green-
Finance-Paradigma als hegemonial angesehen und
es werden – unter anderem aufgrund der in den letz-
ten Jahrzehnten innerhalb bestehender Paradigmen
ungenügenden klimafreundlichen Investitionen –
tieferliegende, strukturelle Probleme des finanziali-
sierten Wachstumsparadigmas priorisiert. (niedrige
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen – Erwartungssicherheit
und Abkehr von Finanzialisierung

� Für die Erwartungssicherheit von Investor_innen
sind langfristige, sichere und profitable Renditen zur
Finanzierung von Investitionen in emissionsneutra-
len oder -armen Kapitalstock (= „grüne Investitio-
nen“) zentral, während Renditen auf andere (z. B.
fossil-basierte) Finanzprodukte sinken sollten. Es
sollte Klarheit darüber herrschen, dass der CO2-
Preis stetig, substanziell und langfristig steigenwird.
(hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Aus Sicht jener Literatur, die Innovationen priori-
siert, braucht es mehr öffentliche (Förder-)Mittel
sowie Finanzinnovationen zur Finanzierung innova-
tiver Forschung für klimafreundliche Technologien.
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Ein anderer Teil der Literatur betont die für ein
klimafreundliches Leben notwendige Abkehr von
Finanzialisierung, d. h. eine verstärkte Entkopplung
von Finanz- und Realwirtschaft, und setzt einen
stärkeren Fokus auf Investitionen in klimafreund-
liche Bereitstellung. (niedrige Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)
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� Degrowth und eine stärkere Gebrauchswertorien-
tierung stehen bei einem weiteren Literaturstrang
im Vordergrund. (niedrige Übereinstimmung, star-
ke Literaturbasis)

Strukturen, Kräfte und Barrieren – zentrale Akteure

� Der Staat wird als Akteur zentral dafür sein, die Ge-
staltungsmacht auszuüben, um die Anreizstrukturen
auf Finanzmärkten effektiv emissionsreduzierend
umzugestalten. (mittlere Übereinstimmung, starke
Literaturbasis)

� Die Oesterreichische Nationalbank als Teil des eu-
ropäischen Zentralbankensystems und die österrei-
chische Finanzmarktaufsicht (FMA) als die Finanz-
märkte regulierende Behörde können dazu beitra-
gen, Strukturen für ein klimafreundliches Leben zu
schaffen. Einerseits können sie durch Regulierung
und Geldpolitik Klima-Finanz-Risiko reduzieren,
welches Finanzmarktstabilität durch unzureichen-
de Einpreisung klimabezogener physischer und
Transitions-Risiken gefährdet. Andererseits können
sie dabei helfen, die Emissionswirksamkeit von
grüner und nachhaltiger Finanzierung sicherzustel-
len. Dies kann beispielsweise über entsprechende
Eigenveranlagung (grüne Investitionsstrategien der
Notenbank selbst), die Ausgestaltung der Eigenka-
pitalquoten der Banken und über makroprudenzielle
Maßnahmen geschehen. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen – Reform finanzieller Anreiz-
strukturen, Ent-Monetarisierung

� Green Growth – ermöglicht durch grüne und
nachhaltige Finanzierung – wird ein entscheiden-
der Lösungsansatz aus Sicht des Green-Finance-
Paradigmas sein. Entsprechende Initiativen sind
z. B. der Green Deal der EU, Sustainable Finance
(Taxonomie) und Green Recovery, staatliches Ri-
sikokapital für innovative grüne Investitionen so-
wie Divestmentstrategien. Wenn diese Maßnah-
men wirksam sein sollen, dann muss „Greenwa-
shing“ vermieden werden. (mittlere Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis)

� Eine tiefgreifende und effektive Reform finanzieller
Anreizstrukturen und des Steuerwesens zur Herstel-
lung von Kostenwahrheit in Produktion und Kon-
sum wird entscheidend sein. Eine solche Steuerre-
form und begleitende grüne Industriepolitik würde

zumindest effektive CO2-Steuern, Finanztransakti-
onssteuern, Vermögenssteuern und eine Kreditlen-
kung in Richtung grüner Investitionen umfassen.
(mittlere Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

� Ein alternativer Literaturstrang betont, dass – um
Finanzmärkte dienlich für ein klimafreundliches
Leben zu machen – es zusätzlich notwendig
sein wird, eine Ent-Kommodifizierung und Ent-
Monetarisierung von wirtschaftlichem Handeln ein-
zuleiten und durch eine weitere Demokratisierung
der Finanzmärkte und des Geldwesens die Natur
des Geldes als Gemeingut anzuerkennen. (niedrige
Übereinstimmung, starke Literaturbasis)

Dieses Kapitel bewertet anhand eines breiten Über-
blicks an Literatur aus Marktperspektive, Innovationsper-
spektive, Bereitstellungsperspektive und Gesellschaft-Natur-
Perspektive, inwiefern Anreizstrukturen des Geld- und Fi-
nanzsystems die Transformation zu einer klimafreundlichen
und nachhaltigen Lebensweise in Österreich begünstigen
oder behindern. Zudem trifft es eine literaturbasierte Ein-
schätzung darüber, in welche größeren wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Strukturen das Geld- und Finanzsystem in
Österreich eingebettet ist. Bereits eingeleitete und potenziel-
le zukünftige Reformen des Finanzsystems und Änderungen
des bestehenden Geldsystems werden dahingehend über-
prüft, inwiefern sie Kapitalströme mobilisieren können, die
für die Finanzierung der Strukturen für eine klimafreundli-
che Lebensweise notwendig sein werden.

16.1 Status quo und Herausforderungen –
strukturelle Bedingungen und Dynamiken

16.1.1 Finanzialisierung als globales Phänomen
seit den 1980er Jahren

Die Finanzialisierung bestimmt seit den 1980er Jahren als
wirtschaftliches Phänomen die strukturellen Bedingungen
des Wandels weltweit und auch in Österreich: Die Finanz-
wirtschaft gewinnt gegenüber der Realwirtschaft an Bedeu-
tung (Epstein, 2005; Graeber, 2012; Kindleberger & Ali-
ber, 2005; H. Minsky, 1986; Schulmeister, 2018).1 Nach
der Markteffizienzhypothese (Fama, 1970; Fama & French,
1988, 1996), die vor allem aus Marktperspektive bis zur
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 ein prägendes Para-

1 Der Begriff „Finanzialisierung“ wird in der Literatur anhand dieser
Leitlinien in der Regel sehr breit definiert: als die zunehmende Bedeu-
tung finanzieller Motive von Finanzmärkten und -institutionen sowie
der darin agierenden Akteur_innen für die nationale und internationale
Wirtschaft (Epstein, 2005).
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digma war (Ball, 2009; Malkiel, 2003; Maloumian, 2022),
sind bereits alle Informationen in den Preisen finanzieller
Assets enthalten. Und somit wäre der Finanzmarkt die effizi-
enteste Art undWeise, gesellschaftliche Risiken wie z. B. ex-
terne Umweltkosten und klimabezogene Risiken in entspre-
chenden (Finanzasset-)Preisen abzubilden. Obwohl diese
Theorie aufgrund ihrer starken Annahmen von vielen Stim-
men kritisiert und die zugehörigen Modelle mit der Zeit teil-
weise verändert wurden (Malkiel, 2003; Shiller, 2000, 2003),
war dieses Paradigma vor allem aus Gesellschaft-Natur-
und Bereitstellungsperspektive sehr einflussreich auf die Bil-
dung institutioneller Strukturen am Finanzmarkt (Aglietta,
2018; Epstein, 2005; Schulmeister, 2018). Daher war aus
Marktsicht eine verstärkte Finanzialisierung bis zu der (noch
andauernden) paradigmatischenWende nach der Finanz- und
Wirtschaftskrise 2008/2009 ein zu begrüßender Vorgang.
Aus Innovationsperspektive werden und wurden ebenfalls
große Hoffnungen in innovative Finanzierungsmodelle unter
anderem zur Finanzierung der Infrastrukturen für ein klima-
freundliches Leben gesetzt – auch von kritischeren Stimmen
(Shiller, 2009). Hoffnungsträger für Finanzinnovationen in-
kludieren Crowdfunding (Maehle et al., 2020; Vasileiadou
et al., 2016), sowie Krypto-Assets und andere Finanzinnova-
tionen (Alonso & Marqués, 2019; Horsch & Richter, 2017;
Venugopal, 2015).

Der der Markteffizienzhypothese zugrunde liegende Para-
digmenwechsel in der Wirtschaftswissenschaft zur „rational
expectations revolution“ ab den 1970er Jahren (Barro, 1984;
Begg, 1982; Hoover, 1992; Lucas, 1976; Mishkin, 2007;
Taylor, 2001) war vor allem aus Gesellschaft-Natur- und Be-
reitstellungsperspektive wichtig, um die Liberalisierung der
Finanzmärkte theoretisch zu untermauern und zu begrün-
den (Aglietta, 2018; H. Minsky, 1986; Palley, 2013; Schul-
meister, 2018). Der Zerfall des Bretton-Woods-Systems mit
seiner auf fixen Wechselkursen beruhenden globalen Finanz-
architektur Anfang der 1970er Jahre leistete der Finanz-
marktliberalisierung Vorschub, da sich durch das Aufbrechen
fester Wechselkurse neuartige Profit- und Spekulationsmög-
lichkeiten eröffneten (Aglietta, 2018; Schulmeister, 2018).
Gleichzeitig bewirkten niedrige realwirtschaftliche Wachs-
tumsraten, dass Akteur_innen sowohl der Real- als auch
der Finanzwirtschaft ihr Profitstreben zunehmend in die
Finanzwirtschaft lenkten. Dies erzeugte nicht nur eine Ver-
größerung des Volumens gehandelter Finanztitel, sondern
auch verstärkte Innovationen auf Finanzmärkten – z. B. im-
mer komplexer werdende Finanzprodukte, wie die Ketten
an Kreditverbriefungen im Vorfeld der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/2009. In der Folge trat ein substanzieller
Abfluss an Kapital von der Real- in die Finanzwirtschaft
ein. Das zusätzliche Geld, das auf die Finanzmärkte strömte,
vergrößerte mittels positiver Erwartungseffekte (spekulative
Euphorien wie z. B. die Dotcom Bubble) die Profitabilität der
Finanzwirtschaft gegenüber der Realwirtschaft. Der Abfluss

von Realkapital bewirkte durch (relativ zur Finanzwirtschaft)
verringerte realwirtschaftliche Profite in weiterer Folge ei-
ne geringere realwirtschaftliche Investitionstätigkeit – und
trug somit zum weiteren Sinken realwirtschaftlichen Wachs-
tums bei. Was hier zu beobachten ist, ist ein sich selbst
verstärkender negativer Kreislauf. Dieser läuft von verringer-
ter Profitabilität der Realwirtschaft zu dadurch verringerten
realwirtschaftlichen Investitionen und vice versa, bei gleich-
zeitiger Vermehrung von finanziellen Assets (Guttmann,
1996; H. Minsky, 1986; H. P. Minsky, 1982; Schulmeister,
2018).

Ermöglicht wird und wurde dieser Prozess unter ande-
rem durch eine konstante Ausweitung der Schuldenquote
(„Wachstum durch Schulden“) sowie die vorherrschende
Ausblendung unterliegender systemischer Risiken, wie z. B.
vor der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 für den
Immobilienmarkt und Kreditverbriefungen (Subprime). Na-
tionalstaaten haben dies ab den 1980er Jahren durch eine
stark liberalisierte Gesetzgebung für Finanzmärkte befördert
(Aglietta, 2018; Guttmann, 1996; Kindleberger & Aliber,
2005; H. Minsky, 1986; H. P. Minsky, 1982; Schulmeister,
2018). Die Einbettung Österreichs in globale Finanzmärkte
ist hier zu betonen und dass aufgrund der fluiden internatio-
nalen Kapitalströme Österreich hier nicht isoliert betrachtet
werden kann (Kindleberger & Aliber, 2005). International
agierende Konzerne, die ihre Profite zunehmend auf Fi-
nanzmärkten erwirtschaften (Auvray & Rabinovich, 2019),
entziehen sich oft einer nationalen Besteuerung und Regu-
lierung (Alstadsæter et al., 2019; Zucman, 2021). Dadurch
beförderte Kapitalakkumulation bestärkt bereits vorhande-
ne Monopolisierungstendenzen des globalen Kapitalismus
(Steindl, 1952), entsprechende Machtkonzentration (Kale-
cki, 1943) und somit Konzentrationstendenzen des interna-
tionalen Kapitals zusätzlich.

Diese Konstellation moderner Finanzmärkte ist aus al-
len Perspektiven problematisch, vor allem jedoch aus
Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspektive, da gro-
ße Teile von wirtschaftlicher Bereitstellung von volatilen
Finanzmärkten abzuhängen beginnen (Guttmann, 1996; H. P.
Minsky, 1982; Schulmeister, 2018). Aus Markperspektive
sind Instabilität und Monopolisierung ebenfalls nicht wün-
schenswert (Shiller, 2000) und aus Innovationsperspektive ist
die auch aufgrund von Marktvolatilitäten ungerichtete Na-
tur technologischer Innovation insbesondere in Bezug auf
die Klimakrise zu kritisieren (Balint et al., 2017; Shiller,
2009). Die hier skizzierten Entwicklungen der Finanziali-
sierung zeigen auf, warum die Finanzierung der für die
sozial-ökologische Transformation notwendigen Investitio-
nen nicht unabhängig von den vorherrschenden theoretischen
und wissenschaftlichen Paradigmen diskutiert werden kann.
Wenn sich das Profitstreben verstärkt auf Finanzmärkte kon-
zentriert, werden virtuelle Werte – steigende Aktienkurse,
komplexe Finanzprodukte, Derivate etc., häufig als „fiktives
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Kapital“ (Guttmann, 1996) zusammengefasst – geschaffen,
die sich oft nicht in realen Investitionen und somit auch nicht
in einer Veränderung des produktiven Kapitalstocks nieder-
schlagen. Das macht die Finanzierung der Transformation
zu einem klimafreundlichen Leben schwieriger und schränkt
nationale Spielräume ein. Dies vor allem, da die Einbindung
in internationale Finanzmärkte nicht nur Instabilitäten für na-
tionale Märkte bedingt, sondern auch finanzielle Motive der
Profitsteigerung – Profitanforderungen an Investitionskapital
(hohe Eigenkapitalrenditen, rasche Investitionsrentabilität) –
gegenüber gesellschaftlichen Zielen wie der Finanzierung
der (Infra-)Strukturen für ein klimafreundliches Leben be-
vorzugt.

16.1.2 Grüne und nachhaltige Finanzierung:
Green-Finance-Paradigma und Taxonomie

Green Finance (grüne Finanzierung) ist ein wichtiger Schritt
beim notwendigen Umbau unseres Finanzsystems. Sie soll
im Sinne einer Marktperspektive helfen, die Finanzierungs-
ströme so zu lenken, dass sozial akkordierte Investitio-
nen zur Bewältigung der sozial-ökologischen Transforma-
tion möglich werden (Sustainable-finance-Beirat, 2021).
Anhand des gegenwärtig mehrheitlich anerkannten Para-
digmas stellt Green Finance die präferierte Lösung vie-
ler privater und staatlicher Akteur_innen zur Umsetzung
der sozial-ökologischen Transformation dar. Insbesonde-
re wird innerhalb dieses Green-Finance-Paradigmas ei-
ne systemimmanente und zu großen Teilen markt- und
(finanz-)innovationsbasierte Problemlösung zur Finanzie-
rung der Ökologisierung des Wirtschaftssystems angestrebt.
Aus Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspektive be-
zeichnen viele Stimmen den Green-Finance-Diskurs und das
darunterliegende finanzialisierte Wachstumsparadigma aller-
dings als vom Finanzmarkt getrieben und mit dem Potenzial
ausgestattet, hegemonial – also auf das Erreichen einer Vor-
machtstellung, hier im Sinne von „auf finanzielle Profite
ausgerichtet“ – zu sein. Die Problematik der Hegemonie des
Diskurses liegt darin, dass unter Umständen Wirtschaftlich-
keitsinteressen (im Sinne von Profitmaximierung) vor die
Emissionswirksamkeit von Green-Finance-Maßnahmen ge-
stellt und mit diesem hegemonialen Diskurs gerechtfertigt
werden (Hache, 2019a, 2019b; J. Jäger, 2020; J. S. Jäger,
2020; J. Lent, 2017; Reyes, 2020).

Oft wird diese Schwierigkeit, die emissionsreduzieren-
de Wirksamkeit oder allgemein umweltfreundliche Natur
von Green-Finance-Produkten eindeutig festzumachen, als
„Greenwashing“2 bezeichnet. Greenwashing wird zumeist

2 Siehe auch https://redenwiruebergeld.fma.gv.at/wp-content/uploads/
2021/04/04-Greenwashing-2.pdf für eine kurze Information der Fi-
nanzmarktaufsicht Österreich zu Greenwashing sowie (FMA, 2020).
[Zuletzt abgerufen am 04.03.2022]

durchMarketing-Methoden bewerkstelligt, die einzelne, um-
weltfreundliche Eigenschaften von Produkten überbetonen,
während andere, umweltschädlichere Eigenschaften unter-
schlagen werden. Im weitesten Ausmaß gedacht wird Green-
washing aus systemischen Gründen – beispielsweise anhand
regulatorischer Vereinnahmung (siehe Abschn. 16.3.2 unten)
– betrieben, indem klimabezogene Gesetze und Regulierun-
gen bewusst ausgehöhlt oder abgeschwächt werden (Der
GLOBAL 2000 Banken-Check, 2021).3 Unter anderem wer-
den im Green-Finance-Diskurs aus Marktperspektive oft
Substitutionsmöglichkeiten und Carbon Offsetting4 (Klima-
kompensation) als zulässige Instrumente angenommen, wel-
che jedoch in der Literatur vor allem aus Gesellschaft-Natur-
und Bereitstellungsperspektive kontrovers diskutiert werden
(Cavanagh & Benjaminsen, 2014; Hyams & Fawcett, 2013).

Seit dem Jahr 2018 entwickelt die Europäische Kom-
mission (EK) mit dem Aktionsplan „Financing Sustainable
Growth“ eine umfassende Strategie für ein nachhaltiges Fi-
nanzwesen.5 Neue Initiativen der EK im Rahmen dieses
Aktionsplans inkludieren das „Sustainable Finance Pack-
age“6, welches durch neue „Sustainable Finance Disclosure
Regulation (SFDR)“, das heißt Offenlegungspflichten für
grüne Finanzierung, die Umsetzung der bereits im Juli 2020
in Kraft getretenen „EU Green Finance Taxonomie“7, ga-
rantieren soll. Insgesamt sollen durch diese Maßnahmenpa-
kete veränderte Verhaltensmuster im Finanzsektor bewirkt,
Greenwashing verhindert sowie verantwortliche und nach-
haltige Investitionen befördert werden. Somit lässt sich fest-
stellen, dass mit der Durchsetzung der EU-Taxonomie und
dem Aktionsplan der EK bereits die Regulierung des Green-
Finance-Marktes begonnen hat8 und auch schon Debatten
zu Inklusion und Exklusion gewisser „Brückentechnolo-

3 Siehe dazu u. a. https://besser-nachhaltig.com/was-ist-greenwashing/.
[Zuletzt abgerufen am 04.03.2022]
4 „Carbon Offsetting“ (Klimakompensation) bezeichnet ein Instrument,
wo durch den Kauf von Wertpapieren die Emissionen von Treinhausga-
sen an einer Stelle durch eine andere Handlung, also die Erhöhung von
Kohlenstoffsenken in verschiedenster Form von Aufforstung zu CO2-
Sequestierung, ausgeglichen wird. Dieses Instrument ist in der Literatur
höchst umstritten (Hyams & Fawcett, 2013).
5 Siehe https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-
finance/sustainable-finance_de. [Zuletzt abgerufen am 04.03.2022]
6 Siehe https://ec.europa.eu/info/publications/210421-sustainable-
finance-communication_en. [Zuletzt abgerufen am 04.03.2022]
7 Siehe https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-
finance/sustainable-finance/eu-taxonomy-sustainable-activities_de.
[Zuletzt abgerufen am 04.03.2022]
8 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass auch das österrei-
chische Finanzministerium auf Basis der EU-Regulierungen eine
österreichische Green-Finance-Agenda entwickelt hat, siehe https://
www.bmf.gv.at/themen/finanzmarkt/finanzmaerkte-kapitalmaerkte-
eu/sustainable-finance.html. [Zuletzt abgerufen am 04.03.2022] Der
FMA-Nachhaltigkeitsleitfaden (FMA, 2020) bietet ebenfalls einen
hervorragenden Überblick über österreichische Aktivitäten in diesem
Bereich.

https://redenwiruebergeld.fma.gv.at/wp-content/uploads/2021/04/04-Greenwashing-2.pdf
https://redenwiruebergeld.fma.gv.at/wp-content/uploads/2021/04/04-Greenwashing-2.pdf
https://besser-nachhaltig.com/was-ist-greenwashing/
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de
https://ec.europa.eu/info/publications/210421-sustainable-finance-communication_en
https://ec.europa.eu/info/publications/210421-sustainable-finance-communication_en
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance/eu-taxonomy-sustainable-activities_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance/eu-taxonomy-sustainable-activities_de
https://www.bmf.gv.at/themen/finanzmarkt/finanzmaerkte-kapitalmaerkte-eu/sustainable-finance.html
https://www.bmf.gv.at/themen/finanzmarkt/finanzmaerkte-kapitalmaerkte-eu/sustainable-finance.html
https://www.bmf.gv.at/themen/finanzmarkt/finanzmaerkte-kapitalmaerkte-eu/sustainable-finance.html
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gien“ wie Gas- und Atomkraft ausgelöst hat (siehe dazu
Abschn. 16.4.1.2).

Grüne oder nachhaltige Finanzanlagen sind unter vielen
verschiedenen Begriffen bekannt: grünes Geld, ethisches In-
vestment, ethische Geldanlage, Sustainable and Responsible
Investment, grüne Anleihen (Green Bonds) etc. (Fakten-
check Green Finance, 2019). Gemeinhin als eher weit gefasst
gilt der Begriff „nachhaltige Geldanlagen“ („sustainable fi-
nance“), der als allgemeine Bezeichnung für nachhaltige,
verantwortliche, ethische, soziale, ökologische Investitionen
und allen diesen Kriterien entsprechenden Anlageformen
gebräuchlich ist. Dabei wird bei nachhaltiger Finanzierung
die Nachhaltigkeit oft nicht nur in Bezug auf Klimaver-
änderung verstanden. Neben unterschiedlichen Umweltthe-
men sind darin auch soziale (z. B. Menschenrechte) sowie
Governance-Aspekte eingeschlossen (beispielsweise „ver-
antwortungsorientierte Unternehmensführung“) – zusam-
mengefasst werden diese drei Kategorien häufig unter der
englischen Abkürzung „ESG“ (Environment, Social, Gover-
nance). Einen starken Trend gibt es bei sogenannten ESG-
Anleihen und grünen Anleihen (Green Bonds). In der Regel
ist das Vorteilhafte bei solchen grünen oder ESG-Anleihen:
Die finanziellen Mittel werden direkt für Investitionen in
ökologische oder sonstige als sozial wertvoll angesehene
Projekte verwendet (Faktencheck Green Finance, 2019).

Der Markt für Green Finance in Österreich ist, vor al-
lem im Vergleich zu Deutschland, noch relativ klein (FNG,
2020).9 Laut neuestem Marktbericht des Forums für nach-
haltige Geldanlagen (FNG, 2020) beläuft sich die Markt-
summe an nachhaltigen Geldanlagen in Österreich 2019 auf
30,1 Milliarden Euro (Wachstum von 38 Prozent im Ver-
gleich zu 2018), was nur in etwa 1,4 Prozent der gesamten
finanziellen Vermögensbestände Österreichs ausmacht (Brei-
tenfellner et al., 2020). Was die institutionellen Investitionen
betrifft, so liegt der Anteil nachhaltiger Fonds am Gesamt-
markt bei 15,9 Prozent. Bei dem weiter gefassten Begriff
der „verantwortlichen Investments“ beträgt das Volumen mit
106,8Milliarden Euro die dreifache Summe der nachhaltigen
Geldanlagen (64 Prozent Wachstum im Vergleich zu 2018).
Dieser Markt in Österreich wird von dem deutschen Markt
in den Schatten gestellt, der mit über 1,6 Billionen Euro sehr
hoch dotiert ist (Breitenfellner et al., 2020). Im Jahr 2018
wurden weltweit grüne Anleihen von mehr als 389 Milliar-
den US-Dollar emittiert (CBI, 2018). Grüne Anleihen sind in
Österreich noch nicht weit verbreitet: 2019 betrug dasMarkt-
volumen ca. 3 Milliarden Euro (Codagnone et al., 2020).
Während der Markt für solche grünen Finanzprodukte in Ös-
terreich also noch Entwicklungspotenzial zu haben scheint,
unterliegt er einer bedeutenden Wachstumsdynamik.

9 Das österreichische Marksegment für den Green-Finance-Markt ist
europaweit das kleinste (Breitenfellner u. a. 2020, S. 51).

16.1.3 Geldsystem: Kreditvergabe durch Banken
(Basel III), Geldpolitik

Obwohl nach der Krise 2008/2009 zahlreiche Regulierun-
gen gesetzt wurden, die zukünftige Finanzkrisen verhindern
sollen, z. B. Basel III, sind durch volatile Finanzmärkte und
hohe Schuldenquoten induzierte Risiken noch vorhanden
und die Regulierung wird von manchen Stimmen als un-
zureichend kritisiert (Allen et al., 2012; Goyfman, 2013;
Siskos, 2019). Trotz dieser weiterhin vorhandenen Risiken
auf Finanzmärkten wird verstärkt darauf gesetzt, die Kredit-
vergabe von Banken in Richtung Kredite für grüne Investitio-
nen zu inzentivieren (Akomea-Frimpong et al., 2021; Nath
et al., 2014). Solche Richtlinien werden anhand von EU-
Verordnungen bereits teilweise umgesetzt, wo beispielsweise
die Eigenmittelanforderungen für Kredite an Rechtsträger
– die Anlagen zur Erbringung von öffentlichen Diensten
betreiben und bewertet haben, ob damit zu Umweltzielen
beigetragen wird – um 25 Prozent gesenkt werden.10

Da aus Sicht der Marktperspektive Geld lange Zeit als
neutral galt und somit aus dieser Perspektive durch geld-
politische Interventionen in der Regel Inflation (oder De-
flation) zu befürchten gewesen wäre, wurde der Diskurs
zur Verantwortlichkeit von Zentralbanken und Finanzmarkt-
aufsichtsbehörden für das Verwalten und die Reduktion
von klimabezogenen Risiken erst in den Jahren nach der
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 schrittweise intensi-
viert (Dikau & Volz, 2018, 2021). Aufgrund der zunehmend
anerkannten strukturellen Notwendigkeiten regulatorischer
und geldpolitischer Interventionen durch Zentralbanken und
Finanzmarktaufsichtsbehörden übernehmen diese Institutio-
nen in diesem Bereich zunehmend Verantwortung, siehe
dazu Abschn. 16.2.2 und 16.3.1.3 unten sowie Battiston,
Dafermos, et al. (2021); Bolton et al. (2020); Breitenfell-
ner et al. (2019); Dörig et al. (2020); Monasterolo (2020);
Pointner (2020); Pointner und Ritzberger-Grünwald (2019);
Rattay et al. (2020).

16.1.4 Klimarisiken und dadurch induziertes
Klima-Finanz-Risiko, Divestment

Klimarisiken gefährden den produktiven und sonstigen Kapi-
talstock und somit auch die Existenz von Unternehmen ver-
schiedenster Branchen. Unterschieden muss dabei werden
zwischen (1) physischen Klimarisiken und (2) Transitions-
risiken (Carney, 2015; NGFS, 2021; Pointner & Ritzberger-
Grünwald, 2019). Physische Klimarisiken sind jene, die aus
extremen Wetterereignissen (z. B. Sturm, Hitzewellen, Über-

10 EU VO 575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute –
seit Novelle 2019, VO 876/2019. Siehe dazu https://eur-lex.europa.eu/
legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R0876. [Zuletzt abge-
rufen am 18.03.2021].

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R0876
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R0876
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schwemmungen etc.) oder auch langfristigen klimatischen
Verschiebungen (z. B. veränderte Temperaturmuster sowie
Niederschlagsmengen und dadurch induzierte Naturkata-
strophen etc.) resultieren. Transitionsrisiken folgen aus der
möglicherweise schockartigen Anpassung der Gesellschaft,
beispielsweise durch gestrandete Vermögenswerte (Stranded
Assets) (Battiston, Dafermos, et al., 2021; Battiston et al.,
2017; Battiston, Monasterolo, et al., 2021).

Es gib strukturelle Probleme, die die Einpreisung dieser
Klimarisiken durch das Finanzsystem erschweren (Carney,
2015; NGFS, 2021). Dies sind unter anderem (1) fundamen-
tale (das heißt nicht abschätzbare oder noch unbekannte)
Unsicherheiten bezüglich Auswirkungen des Klimawandels
sowie (2) die Nicht-Linearität dieser Effekte, das heißt
die Geschwindigkeit und Art der Veränderungen kann un-
vorhergesehen stark zunehmen oder keinen vorhersehbaren
Mustern folgen (Battiston, Dafermos, et al., 2021; Battiston
et al., 2017; Battiston, Monasterolo, et al., 2021). Die so-
genannte Kohlenstoffblase (Carbon Bubble) beschreibt das
Phänomen, dass Unternehmen, die fossile Brennstoffe för-
dern, verarbeiten, verkaufen und/oder transportieren, am
Finanzmarkt überbewertet seien. Dies geschieht, wenn der
Finanzmarkt physische und finanzielle Klimarisiken nicht
korrekt einpreist (Bolton et al., 2020; Campiglio et al.,
2018; Faktencheck Green Finance, 2019). So dürfen z. B.
von der Öl-, Gas und Kohleindustrie nur mehr ein Bruchteil
bestehender Kohle-, Erdöl- und Erdgasreserven verwendet
werden, um das 1,5-Grad-Ziel bis 2050 zu erreichen.11 Die
Summe dieser klimabezogenen Risiken, die vom Geld- und
Finanzsystem nur sehr schwer gefasst werden können und
daher Finanzmarktstabilität potenziell gefährden, wird als
das „Klima-Finanz-Risiko“ bezeichnet.

Wenn die gesamten vorhandenen Reserven in den Ver-
mögenswerten der Firmen integriert sind, könnten Stranded
Assets im Wert von knapp 2 Billionen Euro entstehen, wenn
diese Reserven nicht verwendet werden. Ähnliche Effekte
könnten durch eine abrupte und einschneidende Einfüh-
rung einer CO2-Steuer entstehen (Battiston, Dafermos, et al.,
2021; Battiston et al., 2017; Campiglio et al., 2018). Demzu-
folge bemessen gemäß einem Bericht von Carbon Disclosure
Project (CDP, 2019) bereits 215 der 500 weltgrößten Kon-
zerne ihre aus extremem Wetter, höheren Temperaturen und
Treibhausgasemissionen entstehenden Geschäftsrisiken auf
etwa 880 Milliarden Euro. Ungefähr 220 Milliarden Euro
davon betreffen Wertminderungen oder Abschreibungen, die
sowohl auf Transitions- als auch auf physische Klimarisiken
zurückgehen (Klima- und Energiefonds, 2019, S. 13). In ih-

11 Siehe die CO2-Uhr des Mercator Research Institute on Global Com-
mons and Climate Change (MCC) für eine laufende Extrapolation des
verbleibenden CO2-Budgets anhand der Werte aus dem IPCC 1,5 °C
Special Report (IPCC, 2018): https://www.mcc-berlin.net/en/research/
co2-budget.html. Derzeit sind nach dieser Uhr noch weniger als sieben
Jahre Zeit. [Zuletzt abgerufen am 21.07.2022]

rer weltweiten Panel-Regression auf Firmenebene ermitteln
Bolton & Kacperczyk (2021), dass es ein „Kohlenstoff-
Premium“ (Carbon Premium) gibt – das heißt höhere Ren-
diten für Firmen mit höheren Emissionen. Sie finden dieses
Carbon Premium in allen Ländern weltweit, zwar sowohl di-
rekt durch die Firmen selbst als auch indirekt entlang der
Lieferketten. Die Autor_innen interpretieren das bereits als
eine Einpreisung des Finanzmarktes für Klimarisiken, die al-
lerdings ihrer Ansicht nach volatilen Dynamiken unterliegt.

In ihrer Studie berechnen Günsberg et al. (2017) für
Österreich die Carbon Exposure, das heißt direkt mit Finanz-
risiko aufgrund der Kohlenstoffblase belastete Finanzmittel.
Rund drei Viertel aller in der Studie untersuchten Fonds
verfügen über Veranlagungen im Fossilbereich. Diese sind
im Durchschnitt mit 5,9 Prozent ihres Vermögens direkt
in Unternehmen des Kohle-, Öl- und Gassektors investiert
und mit weiteren 1,9 Prozent in abhängige Zulieferbetriebe
und Energieerzeuger. In einem Update ihrer Studie (Colard
et al., 2018) ergibt sich für die Top 100 der Kapitalan-
lagegesellschaften in Österreich ein Carbon Exposure von
2 Milliarden Euro bzw. 7,1 Prozent des Gesamtvolumens
dieser Fonds. In ihrer Studie zu den Auswirkungen des
Pariser Klimaabkommens auf den österreichischen Finanz-
markt weisen Rattay et al. (2020) unter Bezugnahme auf
die Studie von Arabella Advisors (2018)12 unter anderem
darauf hin, dass sich zu diesem Zeitpunkt bereits Fonds
mit Mitteln von mehr als 6,2 Billionen US-Dollar dazu
verpflichtet hatten, sich aus Investitionen in fossile Energie-
träger zurückzuziehen. Die Versicherungswirtschaft hat sich
zu einem Divestment von Carbon Assets (Veräußerung koh-
lenstoffintensiver Wertpapiere) über mehr als drei Billionen
verpflichtet.13 Empirischen Studien für Österreich (Dörig
et al., 2020) und den Weltmarkt (Hansen & Pollin, 2020)
relativieren die Einpreisung von Klimarisiken in Österreich
und der Welt stark; betonen jedoch die diskursiven Effekte
der Divestment-Bewegung (Hansen & Pollin, 2020).

Die obige Diskussion der Literatur zeigt vor allem zwei-
erlei, was für alle Perspektiven gleichermaßen relevant ist:
(1) Systemische Risiken, die aus physischen und Transiti-
onsrisiken entstehen, werden auf Finanzmärkten nicht aus-
reichend berücksichtigt. (2) Die Kohlenstoffblase existiert
weiterhin, da die Klimarisiken weiterhin kaum eingepreist
sind. Durch die Nicht-Linearität von Netzwerkeffekten kön-
nen – bedingt durch Klimakatastrophen und langfristige
klimatische Veränderungen – Kaskaden an Firmenbankrot-
ten entstehen (Battiston, Dafermos, et al., 2021; Battiston

12 Siehe https://www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/
09/Global-Divestment-Report-2018.pdf. [Zuletzt abgerufen am
08.05.2021]
13 Zusätzliche Initiativen, die hier zu nennen sind und über die Versi-
cherungswirtschaft hinausgehen, wären die Netto-Null-Allianzen der
Banken, siehe https://www.unepfi.org/net-zero-banking/, und der Asset
Manager, siehe https://www.unepfi.org/net-zero-alliance/.

https://www.mcc-berlin.net/en/research/co2-budget.html
https://www.mcc-berlin.net/en/research/co2-budget.html
https://www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/09/Global-Divestment-Report-2018.pdf
https://www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/09/Global-Divestment-Report-2018.pdf
https://www.unepfi.org/net-zero-banking/
https://www.unepfi.org/net-zero-alliance/
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et al., 2017). Es ist die „Tragödie des Zeithorizonts“ (Car-
ney, 2015), dass die Klimakrise in unserem Zeitverständnis
so „weit weg“ ist und die Zusammenhänge so komplex sind,
dass das Finanzsystem nicht in der Lage ist, mit diesem Risi-
ko adäquat umzugehen. Zu den Bündeln an vorgeschlagenen
Maßnahmen, um dem entgegenzuwirken, zählen geldpoliti-
sche, fiskalische und regulatorische mikro- wie makropru-
denzielle Interventionen, siehe BIS (2021); NGSF (2021);
TCFD (2021); UNEP (2021). Geldpolitische Interventionen
wären beispielsweise entsprechende Eigenveranlagung, al-
so eine grüne Investitionsstrategie der Notenbanken selbst.
Eine regulatorische Intervention wäre beispielsweise die
Ausgestaltung der Eigenkapitalquoten der Banken anhand
klimafreundlicher Kriterien wie etwa niedrigere Eigenkapi-
talanforderungen bei Krediten für grüne Investitionen und
entsprechende Garantien der Notenbank (BIS, 2021; NGSF,
2021; TCFD, 2021; UNEP, 2021). Fiskalische Interventio-
nen sind in Abschn. 16.3.1.2 zur leitenden Rolle des Staates
erläutert.

16.2 Finanzmarktstabilität als strukturelle
Bedingung für klimafreundliches Leben

Das derzeitige globalisierte und finanzialisierte Wirtschafts-
system begrenzt (mit unterschiedlicher Argumentation aus
allen vier Perspektiven) den nationalen wirtschaftspoliti-
schen Handlungsspielraum (Aglietta, 2018; Novy, 2020;
Rodrik, 2000). Internationale Kapitalflüsse beeinflussen das
Funktionieren nationaler Ökonomien und befördern Bla-
senbildungen auf Finanzmärkten, die oft technologischen
Innovationszyklen folgen (Kindleberger & Aliber, 2005).
Internationales – kurzfristige Veranlagungen suchendes –
Kapital investiert, wo die höchsten Renditen zu erzielen sind,
was durch Investitions- und Handelsabkommen erleichtert
wird [siehe Kap. 15]. Der daraus entstehende lokale Inves-
titionsboom sowie die lokalen Finanzmarkt-Blasen führen
oft zu Überhitzung des Marktes, das heißt zu kurzfristigem
Wachstum mit darauffolgender Destabilisierung des natio-
nalen oder internationalen Finanzsystems. Beispiele hierfür
sind spekulative Blasen in Japan Anfang der 1990er, da-
nach die Südostasien-Krise, dann die Dotcom Bubble, dann
die Subprime-Krise 2007/08 und momentan unter anderem
Krypto-Assets (Baur et al., 2018; Kindleberger & Aliber,
2005; H. P. Minsky, 1982; Schulmeister, 2018).

16.2.1 Systemische Finanzmarkt-Instabilität
befördert Ressourcenverbrauch
durchWachstumsdrang

Das internationale wirtschaftliche Umfeld wird durch diese
systemische Konfiguration des Geld- und Finanzsystems in-

härent instabil. Es kann aber durch die von Finanzinvestitio-
nen ausgelösten positiven Wachstumserwartungen und dem
mit diesen Erwartungen zusammenhängenden realen Wachs-
tum auf Zeit stabilisiert werden (Cahen-Fourot & Lavoie,
2016; Guttmann, 1996; Kimmich & Wenzlaff, 2021; Tokic,
2012). Der Profitdruck auf individuelle Firmen kann zudem
im Aggregat nur langfristig für die meisten Firmen aufrecht-
erhalten werden, wenn auch das BIP als aggregierte Größe
nicht aufhört zu wachsen. Denn ansonsten müssen zahl-
reiche individuelle Firmen einen harten Überlebenskampf
führen – dies erzeugt einen gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tumszwang (Binswanger, 2019). Diese Faktoren bedingen,
dass aufgrund des Wachstumsdrangs durch wirtschaftliche
Akteure auf Einhaltung hoher Renditen und rasche Ren-
tabilität von Investitionen abgezielt wird – und nicht auf
die Vermeidung von Emissionen, Verringerung von Ressour-
cenverbrauch, eine faire Entlohnung der Mitarbeiter_innen
oder andere gesellschaftliche Zielgrößen (Aglietta, 2018;
Hickel, 2021; Kimmich & Wenzlaff, 2021; Schulmeister,
2018; Victor, 2008). Die Rede ist dabei oft von der Ma-
ximierung von „Shareholder Value“ (Aktionärswert) und
Dividendenausschüttungen (Onaran et al., 2011), welche die
Unternehmen dazumotivieren, Outsourcing zu betreiben und
die Kostensenkungen zumNachteil von Arbeitnehmer_innen
und auch Ressourcenverbrauch durchzusetzen. Des Weite-
ren können inhärent instabile Finanzmärkte aufgrund der
Verstärkung von Netzwerkeffekten bei Bankrotten einzelner
Akteur_innen finanzielle Auswirkungen von Klimarisiken
kaum abfedern. Zusätzlich bleibt die Erwartungshaltung von
Finanzmärkten oft einer spekulativen Logik verhaftet, da nur
wenig Vertrauen in die konsequente Umsetzung von Kli-
mapolitik besteht (Battiston, Monasterolo, et al., 2021). In
ihren Analysen diskutieren Lohmann (2012) und Sibanda
(2013) die Verzahnung von Finanzialisierung, grünem Ka-
pital, Kommodifizierung und CO2-Emissionen. Eine empiri-
sche Analyse (Shoaib et al., 2020) zeigt, wie fortschreitende
Finanzialisierung einer Wirtschaft (im Sinne von stärker aus-
gebauten Finanzmärkten) auch CO2-Emissionen verstärkt.
Weitere ökonometrische Analysen kommen zu dem Schluss,
dass Kreditfinanzierung zu mehr Emissionen führt als die
Finanzierung über Aktienmärkte („equity-based finance“) –
was ein Indiz dafür ist, dass marktbasierte Finanzierung so-
wie grüne Kreditlenkung hilft, die Emissionen zu reduzieren
(De Haas & Popov, 2019).

16.2.2 Finanzmarktregulierung für sichere
Renditen auf grüne Investitionen

Wie schon Keynes (1936) ausführt und Schulmeister (2018)
betont, erhöht Finanzmarktinstabilität das Risiko langfristi-
ger Investitionen, da kurzfristige Renditen oft höher erschei-
nen und langfristige Investitionen durch die sozial schlecht
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verwaltete fundamentale Unsicherheit der Zukunft großen
„downside risks“ (Risiko substanzieller Kursverluste der
angeschafften Investitionsgüter) unterliegen. Diese Betrach-
tungsweise teilen alle Perspektiven. Aus diesen Gründen be-
günstigt Finanzmarktstabilität langfristige Investitionen zur
Schaffung von Strukturen für ein klimafreundliches Leben
durch eine stabile, verlässliche und ausreichende Renditen-
lage. Finanzialisierung, die Instabilitäten erhöht, kann daher
aus Bereitstellungs- und Gesellschaft-Natur-Perspektive ent-
gegengewirkt werden, indem langfristige Renditen für grü-
ne Investitionen stabilisiert werden. Zusätzlich könnte eine
Transformation des Finanzsystems zu einer „Dienstleisterin
der Realwirtschaft“ (Schulmeister, 2018) Investitionen zur
Dekarbonisierung fördern.Wiewohl derartige Regulierungen
großteils auf internationaler Ebene erfolgen müssen (siehe
Abschn. 16.4.2.3), gibt es auch auf nationalstaatlicher Ebene
Spielräume wie eine Bankenabgabe (Aglietta, 2018; Aglietta
et al., 2015; H. Minsky, 1986; H. P. Minsky, 1982; Schul-
meister, 2018). Für die gezielte langfristige Transformation
sozialer Gegebenheiten schlägt schon Keynes (1936) eine
partielle Sozialisierung von Investitionen zur Stärkung des
Wirtschaftssystems vor (damals im Kontext der Weltwirt-
schaftskrise). Diesem Argument folgend, ist eine derartige
(partielle) Sozialisierung von Investitionen auch für ein ge-
meinschaftliches Ziel wie die Bewältigung der Klimakrise in
jedem Falle notwendig – wie die Schwierigkeit der letzten
Jahrzehnte, Emissionen anhand von politisch vorgegebenen
Zielen vor allem auf Basis von Marktprozessen stark zu re-
duzieren, eindrucksvoll demonstriert (Crotty, 2019; Malm,
2013, 2016; Schulmeister, 2018).

16.3 Akteur_innen und Institutionen: Industrie,
Staat, Nationalbank und FMA

16.3.1 Akteur_innen und Aktivitäten, die Wandel
fördern

16.3.1.1 Die Ambivalenz der Industrie
Markt- und Innovationsperspektive erhoffen, dass die
(Finanz-)Märkte den für die Ökologisierung des Wirt-
schaftssystems notwendigen Umbau des produktiven wirt-
schaftlichen Systems in großem Maße aufgrund von Wirt-
schaftlichkeitskriterien finanzieren und umsetzen werden
(IRENA, 2021; IRENA & ILO, 2021). Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive bezweifeln, ob dies in der
durch den kurzen Zeithorizont bis zur notwendigen De-
karbonisierung gebotenen Geschwindigkeit geschehen wird
(Aglietta, 2018; Schulmeister, 2018; Stern & Valero, 2021).
Zusätzlich ist sowohl aus Markt- und Gesellschaft-Natur-
Perspektive zu erwarten, dass die fossilen Industrien der
sozial-ökologischen Transformation erhebliche Widerstände
entgegensetzen werden. Man kann davon ausgehen, dass die

Industrie nicht geschlossen als ein Akteur und Block auf-
treten wird, sondern in unterschiedlichen Sektoren verschie-
dene Wirtschaftlichkeitsinteressen bestimmend sein werden
(Dunz et al., 2021; IEA, 2021). Staatliche Regierung ist er-
forderlich, um heterogene Interessen der Industrie für die
zeitgerechte Dekarbonisierung zu nutzen.

16.3.1.2 Die leitende Rolle des Staates
In allen vier Perspektiven kommt dem Staat eine entschei-
dendeRolle zu, geeignete Rahmenbedingungen für das Geld-
und Finanzsystem festzulegen. In der konkreten Ausgestal-
tung der Rahmenbedingungen unterscheiden sich die Per-
spektiven jedoch. Aus Markt- und Innovationsperspektive
ist der Staat wesentlich für die Herstellung von Kosten-
wahrheit verantwortlich, um ökologisch nachhaltige Finan-
zierungen zu forcieren. Aus Sicht der Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive gilt es nicht nur, zu einem
steigenden Klimabewusstsein beizutragen, sondern auch ef-
fektive Klimapolitik gegen die Interessen mächtiger An-
spruchsgruppen durchzusetzen. Um den staatlichen Hand-
lungsspielraum zu erweitern, ist eine verstärkte Elastizität
der Staatsfinanzen bedeutsam, wohingegen staatliche Hand-
lungsfähigkeit durch eine Sparpolitik, die öffentliche Inves-
titionen reduziert, eingeschränkt wird (Kelton, 2019; Schul-
meister, 2018). Der Staat braucht jedoch Handlungsspielräu-
me, um angesichts der Verzahnung politischer undwirtschaft-
licher Macht auf nationaler und EU-Ebene trotzdem wirksa-
me Rahmenbedingungen zu gestalten (Aglietta, 2018; Novy,
2020; Rodrik, 2000; Schulmeister, 2018). Dies unter ande-
rem, umGemeinwohlinteressen trotz des engen, den Staat be-
schränkenden Machtgeflechts bei staatlichen Interventionen
mehr in den Vordergrund rücken zu lassen. Somit nimmt der
(National-)Staat eine spannungsgeladene und durchwechsel-
seitige Abhängigkeiten geprägte Rolle ein (Novy, 2020; Ro-
drik, 2000). Interne Anspruchsgruppen wirken in Klimafra-
gen oft verhindernd auf staatliche Regulierung ein (Breiten-
fellner, Lahnsteiner, Reininger, et al., 2021). Beispielsweise
ist die trotz allerDiskussionen inÖsterreich nicht erfolgteAb-
schaffung des Dieselprivilegs hierfür ein klares Indiz (Brei-
tenfellner, Lahnsteiner, & Reininger, 2021) – zu begrüßen
hingegen ist die kürzlich in Österreich beschlossene CO2-
Bepreisung.14 Hilfreich für die Finanzierung (Steuereinnah-
men) und Durchsetzung (Verringerung von Kapitalakkumu-
lation und Machtkonzentration) der gestaltenden Rolle des
Staates ist aus Sicht von Bereitstellungs- und Gesellschaft-
Natur-Perspektive ein Steuersystem, das Vermögen und Ver-
mögenseinkommen stärker besteuert als bisher (Nabil et al.,
2022; Piketty, 2014). Für die Einführung von Vermögens-
steuern kann dabei auf wesentliche (empirische) Vorarbeiten

14 Allerdings diskutierte zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Texts die
österreichische Politik, ob und bis wann die Einführung dieser CO2-
Bepreisung aufgrund hoher Energiepreise aufzuschieben wäre.
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der OeNB und anderer Zentralbanken zur Ungleichheit von
Vermögen in Österreich und Europa zurückgegriffen werden
(Fessler et al., 2018; Lindner & Schürz, 2019; Waltl, 2022).

In der Eurozone wurde mit den „outright monetary trans-
actions“ (OMT) – durch die die EZB die Eurokrise ab
dem Jahr 2012 abgefangen hat15 – sowie durch expansi-
ve Geldpolitik („quantitative easing“) gewährleistet, dass
die staatliche Finanzierung nur mehr partiell und unter der
Kontrolle der EZB direkt vom Finanzmarkt abhängt. Aber
dieses System ist volatil, während Staatsschuldenausweitun-
gen verhindernde europäische Regulierungen (EU Sixpack
und dergleichen) staatliche Spielräume einschränken. Be-
deutend ist in diesem Zusammenhang das von Dani Ro-
drik entwickelte Trilemma (Novy, 2020; Rodrik, 2000), das
Spielanordnungen beschreibt, die im Zeitalter einer „Hyper-
globalisierung“ Einschränkungen von nationalen und/oder
demokratischen Handlungsspielräumen mit sich bringt. Falls
die Finanzierung von Staatsschuldenausweitungen vom Ka-
pitalmarkt abhängt, können internationale Finanzmärkte na-
tionale Spielräume auch für Klimapolitik stark einschränken.
Wenn jedoch Zentralbanken („Lender of last resort“ – Kre-
ditgeber letzter Instanz) Staatsschulden richtig managen,
dann stellen diese – aus der Sicht von Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive – kein Problem dar (Godley
& Lavoie, 2007; Kelton, 2019; Lavoie, 2014; H. P. Min-
sky, 1982; Schulmeister, 2018; Wray, 2006). Demnach sind
erhöhte Staatsausgaben, aber auch Staatsschulden für die
Transition zu eine Nullemissionswirtschaft sinnvoll und öko-
nomisch fundiert begründbar (Aglietta, 2018; Schulmeister,
2018). Aus einer Innovations- und Bereitstellungsperspekti-
ve kann der Staat Unsicherheit reduzieren helfen, indem er
für die großangelegte Umstrukturierung der Wirtschaft nicht
nur mittels Marktmechanismen Finanzmittel in die für die
Transformation relevanten Sektoren lenkt, sondern auch als
„Entrepreneurial State“ zusätzlich direkt öffentliches Risi-
kokapital für dekarbonisierende Investitionen zur Verfügung
stellt (Mazzucato, 2014).

Allerdings braucht es im Sinne einer Gesellschaft-Natur-
Perspektive eine globale Finanzmarktregulierung (siehe dazu
Abschn. 16.4.2.3), um das notwendige stabile Umfeld für
unter anderem durch den Staat geleitete langfristige trans-
formatorische Projekte hin zu einer Nullemissionswirtschaft
zu schaffen.

16.3.1.3 Klima-Finanz-Risiko: Mandat von
Zentralbanken und Finanzmarktaufsicht (FMA)
Strukturellen ökonomischen Notwendigkeiten entsprechend
– die aus Markt-, Bereitstellungs- und Gesellschaft-Natur-
Perspektive unterschiedlich, aber mit ähnlicher Konsequenz

15 Die berühmten Worte Mario Draghis: „Whatever it takes“, siehe dazu
seine Ansprache am 26. Juli 2012 in London, https://www.ecb.europa.
eu/press/key/date/2012/html/sp120726.en.html.

argumentiert werden können – haben Zentralbanken als
Gläubiger letzter Instanz spätestens nach der Finanz- und
Wirtschaftskrise 2008 eine führende Rolle übernommen, das
Finanzsystem vorübergehend zu stabilisieren und zu führen
(Bowman, 2013; Thiemann, 2011, 2014). Dies geschah unter
anderem durch eine unkonventionelle Geldpolitik wie z. B.
Quantitative Easing. Aus der Existenz systemischer Risiken
(physisches und Transitionsrisiko) sowie der Kohlenstoff-
blase wird wie oben argumentiert das Klima-Finanz-Risiko
abgeleitet (Carney, 2015) – und somit sind in Österreich
als regulierende Institution der Finanzmärkte die Finanz-
marktaufsicht sowie innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs
auch die OeNB mit der Bekämpfung der Klimakrise be-
fasst (Battiston, Dafermos, et al., 2021; Bolton et al., 2020;
Breitenfellner et al., 2019; Dörig et al., 2020; Monastero-
lo, 2020; Pointner, 2020; Pointner & Ritzberger-Grünwald,
2019; Rattay et al., 2020). Zentralbanken und Finanzauf-
sichtsbehörden nehmen bei der Stabilisierung dieser immer
komplexer werdenden Finanzmärkte somit eine immer be-
deutendere – die Gesellschaft steuernde – Rolle ein (Thie-
mann, 2011, 2012, 2014). Manche sprechen dabei schon
von einem „zentralbanken-geleiteten“ Kapitalismus (Bow-
man, 2013; Pozsar, 2014). Dies hat auch mit der immer
höher werdenden privaten Schuldenquote16 zu tun, welche
Finanzmarktfragilität systemisch steigert und zusammen mit
der Liberalisierung von Finanzmärkten zu verstärkten Zy-
klen und Blasenbildungen auf Finanzmärkten führt.

Diese Blasenbildung kann nur partiell von Staaten und
Zentralbanken beherrscht werden, da die Regulierungen den
Innovationen auf Finanzmärkten systemisch hinterherhinken
(H. Minsky, 1986; H. P. Minsky, 1982; Palley, 2013), sie-
he den nächsten Abschn. 16.3.2. Für Zentralbanken ist es
in dieser fragilen Lage auf Finanzmärkten immer wichtiger,
Preisstabilität von finanziellen Vermögenswerten durch be-
deutende Interventionen (oft im Tandem mit staatlichen Bei-
hilfen) im Krisenfall weltweit sicherzustellen – oft ohne die
verantwortlichen Akteur_innen die Kosten von Finanzkri-
sen selbst tragen zu lassen. Automatisierte Handelssysteme
steigern die Fragilität von Finanzmärkten weiter (Schulmeis-
ter, 2018), unter anderem durch sogenannte „Flash Crashs“,
die im Jahre 2010 die Kurse plötzlich innerhalb weniger
Minuten um mehrere Prozent absinken ließen, worauf so-
fort eine plötzliche Erholung folgte (Menkveld & Yueshen,
2018). Die Klimakrise wird aufgrund der potenziellen Koh-
lenstoffblase als eines der größten Finanzrisiken gesehen,
welches die bisher dargestellte Finanzmarktfragilität wei-
ter steigert. Obwohl die Zentralbanken nicht hauptsächlich
für Finanzmarktrisiken zuständig sind,17 könnten sie kli-

16 Nicht wie oft angenommen mit der öffentlichen Schuldenquote – sie-
he (H. P. Minsky, 1982; Schulmeister, 2018).
17 In der EU gibt es für die mikro-prudenzielle Aufsicht die „natio-
nal competent authorities“: im Euroraum der ECB Supervisory Board
sowie ergänzend nationale Behörden wie in Österreich die FMA. Für

https://www.ecb.europa.eu/press/key/date/2012/html/sp120726.en.html
https://www.ecb.europa.eu/press/key/date/2012/html/sp120726.en.html
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mafreundliche Investitionen fördern bzw. fordern und auch
in ihrer eigenen Anlagestrategie verankern (sowohl bezo-
gen auf das nicht-geldpolitische Anlageportefeuille als auch
auf Unternehmensanleihen im geldpolitischen Anlagepor-
tefeuille). Das Network for Greening the Financial Sys-
tem (NGFS, 2021) als Zusammenschluss von Zentralbanken
weltweit hat beispielsweise den Zweck, diese Aspekte von
Klima-Finanz-Risiko-Management näher zu beleuchten und
Handlungsspielräume für Zentralbanken auszuloten.

16.3.2 Akteur_innen und Aktivitäten, die Wandel
hemmen: Regulatorische Vereinnahmung

Gesellschaftliche Strukturen werden auf höheren Ebenen
(Regionen, Staaten, global) zu großen Teilen durch vorherr-
schende Diskurse hergestellt, stabilisiert und durchgesetzt.
Dieser Sachverhalt folgt unmittelbar aus der Gesellschaft-
Natur- und mittelbar aus der Bereitstellungsperspektive. Er
zeigt insbesondere, wie sich – angelehnt an die der Markt-
und Innovationsperspektive zugrunde liegenden Paradigmen
– narrative Strukturen18 formieren, die zu einer diskursiven
Hegemonie vonMarkt- und Innovationslösungen führen.Die-
se narrativen Strukturen stellen Handlungsanweisungen dar,
die unser tägliches Handeln steuern und mit Sinn belegen
sowie die Ausformungen der unser Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem co-determinierenden Institutionen regulieren
[siehe Kap. 20]. Zudem etablieren diskursiveHegemonien ei-
nen erheblichen Teil der Denkmuster, durch die Strukturen,
Handlungen, Ereignisse, Institutionen und ethische Diskurse
geschaffen, interpretiert, bewertet und gedeutetwerden (Agli-
etta, 2018; Becker, 1973; Graeber, 2012, 2018; Hickel, 2021;
J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021;H.Minsky, 1986;H. P.Minsky,
1982; Schulmeister, 2018). Die momentan vorherrschenden
diskursiven Hegemonien bezüglich Geld und Finanzsystem
erschweren es, Strukturen für ein klimafreundliches Leben

die makro-prudenzielle Aufsicht gibt es die „National Designated Au-
thorities“ (in AT die FMA, mit ergänzender Zuständigkeit von ECB
Supervisory Board und Governing Council im Euroraum). In bei-
den Bereichen wirkt in Österreich FMA mit OeNB zusammen, im
makroprudenziellen Bereich auch mit dem Finanzmarktstabilitätsgre-
mium. Für die zugrundeliegende Gesetzgebung ist die EBA (European
Banking Authority) zusammen mit europäischer Kommission sowie
Rat und europäischem Parlament zuständig. Im EZB-Rechtsstreit zwi-
schen der EU und dem deutschen Verfassungsgericht in Karlsruhe wird
mitverhandelt, ob die mit der Klimakrise einhergehenden finanziellen
Risiken zum Aufgabengebiet der EZB gehören oder nicht.
18 Narrative Strukturen sind hier definiert als große, leitende gesell-
schaftliche Denkmuster und Erzählweisen über das Wesen von Natur
und Umwelt sowie Sinn und Zweck menschlichen Daseins (Agliet-
ta, 2018; Eisenstein, 2011, 2021; Hickel, 2021; J. Lent, 2017; J. R.
Lent, 2021). Diese narrativen Strukturen bestimmen sowohl (1) di-
rekt individuelles, gesellschaftliche und wirtschaftliches Handeln als
auch (2) indirekt und mit zeitlicher Verzögerung die Ausgestaltung von
Strukturen aller Art wesentlich – unter anderem Infrastrukturen, Insti-
tutionen des Geld- und Finanzwesens oder das (Sozial-)Staatswesen.

zu schaffen (Hickel, 2021; J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021;
Schulmeister, 2018). Kritik an der diskursivenHegemonie der
vorherrschende makroökonomische Theorie sowie der Nar-
rative zur finanzialisierten Wachstumslogik kommen oft nur
von wissenschaftlichen und gesellschaftlich (machtpolitisch)
marginalisierten Gruppen im Rahmen der Bereitstellungs-
und Gesellschaft-Natur-Perspektive (Aglietta, 2018; Eisen-
stein, 2021; Graeber, 2012; Hickel, 2021; J. Lent, 2017; J. R.
Lent, 2021; Schulmeister, 2018).

Innerhalb solcher diskursiven, institutionellen und so-
zialen Strukturen sind bestimmte Finanzmarktakteur_innen
erfolgreich bei der Vermeidung und Aufweichung von Regu-
lierungen sowie bei diesen entweichenden Finanzmarktinno-
vationen – in der Literatur bekannt als „regulatory capture“
(regulatorische Vereinnahmung). Aus Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive gibt es systemische Gründe
dafür, dass Finanzmarktakteur_innen aufgrund von Profit-
maximierung versuchen, nationale und internationale Regu-
lierungen, z. B. Basel III, im Vorhinein abzuschwächen, zu
unterlaufen oder zu verhindern (H. Minsky, 1986, 1986; Pal-
ley, 2013; Schulmeister, 2018). So wurde die in der EU
lange diskutierte Finanztransaktionssteuer durch eine Stu-
die von Goldman Sachs sehr kritisch analysiert (Goldman
Sachs, 2013)19 und danach nicht umgesetzt (Schulmeister,
2015).20 Ein weiteres Beispiel, wie Finanzmärkte die Inte-
ressen der Realwirtschaft in ihre Richtung lenken, ist die
Finanzialisierung realwirtschaftlicher Unternehmen (Auvray
& Rabinovich, 2019): Wenn Unternehmen ihre Profite zu-
nehmend auf Finanzmärkten erwirtschaften, steigt ihr Inte-
resse, (Finanz-)Regulierungen zu unterbinden, obwohl diese
für ihre realwirtschaftlichen Aktivitäten vorteilhaft wären
(Schulmeister, 2018). Greenwashing im systemischen Sinn,
wie oben in Abschn. 16.1.2 argumentiert, wäre auch unter
regulatorischer Vereinnahmung einzuordnen (Der GLOBAL
2000 Banken-Check, 2021).

Der Machtzugewinn der globalen Vermögensbesitzenden
seit den 1980er Jahren – der von Kalecki (1943) vorhergese-
hen wurde – schlägt sich in institutionellen Veränderungen
nieder. Die Suche nach Renditen fördert die Entwicklung
komplexer Finanzinnovationen, die zunehmend opak wer-
den („Schattenbankensystem“), wodurch für die Politik das
systemische Risiko steigt (Ban & Gabor, 2016; Carstens,
2021; Kindleberger & Aliber, 2005; Michell, 2016; Pozsar,
2014). Umso wichtiger wird Wachstum zur Stabilisierung

19 Diese Studie (Goldman Sachs, 2013) ist mittlerweile nicht mehr auf
offiziellen Seiten z. B. von Goldman Sachs aufzufinden, sondern nur auf
dieser Studie eher kritisch gegenüberstehenden Plattformen wie z. B.
steuer-gegen-armut.org. [Zuletzt abgerufen am 18.03.2022]
20 Es gibt sicherlich gute Gründe, die Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer in einem kritischen Licht zu betrachten. Der Fokus liegt hier
auf der Art der Vorgehensweise, mit der die in (Goldman Sachs, 2013)
erfolgte Analyse an Entscheidungsträger_innen kommuniziert wurde,
und wie nach der Darstellung von (Schulmeister, 2015) dadurch Parti-
kularinteressen des Finanzsektors verfolgt wurden.
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des instabilen Finanzsystems, was wie oben argumentiert
unter anderem durch nichtnachhaltigen Einsatz von Res-
sourcen oder Verringerung von Lohnquoten bewerkstelligt
wird (Jackson, 2019). Aus der gleichzeitigen Erwartung
von langfristig niedrigen realwirtschaftlichen Wachstums-
raten (Summers, 2015) resultieren potenziell gravierende
Probleme der empirisch belegten ungleichen Verteilung von
Einkommen und Vermögen – innerhalb einzelner Länder
wie in Österreich (Fessler et al., 2018; Lindner & Schürz,
2019; Waltl, 2022) und international sowie zwischen globa-
len sozialen „Klassen“ (Jackson & Victor, 2016; Milanovic,
2019; Nabil et al., 2022; Piketty, 2014). Die gezielte Ein-
flussnahme der Eliten auf Diskurse zur Deregulierung von
Finanzmärkten hat diesen Entwicklungen den Weg geebnet
und findet seine Fortsetzung. Das historisch beste Beispiel
ist die sogenannte „Mont Pélerin Society“ (Mirowski &
Plehwe, 2009; Schulmeister, 2018), von der ausgehend ge-
zielt das wirtschaftswissenschaftliche Paradigma in seine
derzeitige Richtung mitgeformt wurde, mit oben skizzier-
ten Folgen unter anderem auf Finanzmarktliberalisierung.
Komplementär und begleitend wurde ein materialistisches
Narrativ von Wohlstand vorherrschend im medialen Dis-
kurs und in breiten Teilen der Bevölkerung propagiert,
um den Wachstumskapitalismus der Nachkriegszeit als Er-
folgsmodell aufrechtzuerhalten. Derzeit sind in den breiter
rezipierten und geführten Diskursen keine anerkannten gro-
ßen alternativen gesellschaftlichen Entwürfe dazu vorhanden
(Eisenstein, 2021; Hickel, 2021; J. Lent, 2017; J. R. Lent,
2021; Schulmeister, 2018).

Diese strukturellen Gegebenheiten des gegenwärtigen
Geld- und Finanzsystems erschweren die Regulierung der
Finanzmärkte zur Finanzierung der Strukturen für ein klima-
freundliches Leben bedeutend.

16.4 Handlungsmöglichkeiten und
Gestaltungsoptionen aus allen Perspektiven

16.4.1 Markt- und Innovationsperspektive: Green
Finance und Growth

Die im folgenden beschriebenen Maßnahmenbündel versu-
chen vor allem, durch Reform von Märkten (Marktperspekti-
ve) und gelenkter Technologieentwicklung (Innovationsper-
spektive) unser Wirtschaftssystem zu grünem Wachstum zu
lenken sowie die Finanzierung dafür innerhalb bestehender
Paradigmen (z. B. Green-Finance-Paradigma) bereitzustel-
len.

16.4.1.1 European Green Deal, Fit for 55 und andere
Green-Growth- und Green-Reform-Optionen
Die erste Gruppe an Gestaltungsoptionen, hier zusam-
mengefasst als Green-Growth- bzw. Green-Reform-

Gestaltungsoptionen, konzentriert sich auf verschiedene
öffentliche sowie öffentlich-private Finanzierungsformen
für Investitionen in sozial-ökologische Infrastrukturen. Da-
zu zählen die Implementation eines Green Deals in Europa
(EGD) sowie die grünen Anteile (ein Drittel) des Post-
COVID-19-Recovery-Plans der EU („NextGenerationEU“)
– im Rahmen derer aus dem derzeitigen Siebenjahreshaus-
halt der EU insgesamt 1,8 Billionen Euro an Finanzmitteln
vorgesehen sind.21 Im Paket der EU „Fit for 55“22, wel-
ches die EU an die Klimaneutralität bis 2050 heranführen
soll und wovon der EGD ein Teil ist, sind zudem mehr als
144 Milliarden Euro für einen „Klima-Sozialfonds“ vorgese-
hen, mit dem eine gerechte und sozialverträgliche Transition
(„just transition“) gewährleistet werden soll. Die für hier
genannte Zwecke umfangreiche und zum Teil vergemein-
schaftlichte Schuldenaufnahme der EU kann aus der Sicht
aller Perspektiven als positiv charakterisiert werden, da sie
zusätzlich zu ihrer klimapolitischen Lenkungswirkung ein
Modell für künftige Weiterentwicklungen von Eurozone und
EU bildet, spekulative Angriffe auf einzelne nationale Schul-
dentitel von EU-Staaten verhindern hilft, sowie die Rigidität
von EU-Fiskalrahmen und EU-Fiskalpolitik aufweicht. An
dieser Stelle soll allerdings nicht unerwähnt bleiben, dass
Österreich mit anderen Staaten im Verbund im Rahmen
der sogenannten „Frugal4“ dazu beigetragen hat, dass der
europäische Rat den Just Transition Fund im Vergleich
zum Vorschlag der EK erheblich verkleinert hat (Reinin-
ger, 2021). Da aber letztlich der EGD großteils innerhalb
des Green-Finance-Paradigmas verbleibt, ist trotz der darin
festgesetzten ambitionierten Ziele unklar, wieweit dies zur
Umsetzung einer Nullemissionswirtschaft ausreichen wird.
Ähnlich sind auch der gesamte Post-COVID-19-Recovery-
Plan der EU23 (Philipponnat, 2020) oder die Vorschläge in
UNCTAD (2019) zu beurteilen.

16.4.1.2 Reform der Finanzmärkte: Green Finance
und Taxonomie, Divestment
Die zweite Gruppe an Gestaltungsoptionen, insbesondere
aus einer Marktperspektive, die sich teilweise bereits in
Umsetzung befinden, fokussiert auf die Reform von Finanz-
märkten, insbesondere des Green-Finance-Bereichs, sowie
auf Divestment. Auf Ebene der EUwird stark auf nachhaltige
und grüne Finanzierung gesetzt, insbesondere zur Finanzie-

21 Für nähre Information zum EGD siehe unter anderem https://ec.
europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de.
[Zuletzt abgerufen am 18.03.2022]
22 Siehe beispielsweise https://www.bundeskanzleramt.gv.at/
themen/europa-aktuell/fit-for-55-paket-eu-kommission-geht-
herausforderungen-zum-klimaschutz-an.html [Zuletzt abgerufen
am 18.03.2022]
23 Siehe dazu unter anderem https://www.consilium.europa.eu/en/
policies/eu-recovery-plan/ sowie den sehr hilfreichen Green Recovery
Tracker: https://www.greenrecoverytracker.org/. [Alle zuletzt abgeru-
fen am 18.03.2022]

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/europa-aktuell/fit-for-55-paket-eu-kommission-geht-herausforderungen-zum-klimaschutz-an.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/europa-aktuell/fit-for-55-paket-eu-kommission-geht-herausforderungen-zum-klimaschutz-an.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/europa-aktuell/fit-for-55-paket-eu-kommission-geht-herausforderungen-zum-klimaschutz-an.html
https://www.consilium.europa.eu/en/policies/eu-recovery-plan/
https://www.consilium.europa.eu/en/policies/eu-recovery-plan/
https://www.greenrecoverytracker.org/
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rung der im Rahmen des European Green Deals und des
EU Recovery Plans zur Bekämpfung der wirtschaftlichen
Folgen von COVID-19 vorgesehenen Maßnahmen. Insge-
samt werden laut der EK für die Umsetzung des Pariser
Klimaabkommens24 im Rahmen des Fit-for-55-Pakets rund
350 Milliarden Euro an zusätzlichen jährlichen Investitio-
nen benötigt,25 die die EK zu einem erheblichen Teil über
die Finanzmärkte einbringen will, aber partiell auch über
vergemeinschaftlichte EU-Schuldenaufnahme zur Finanzie-
rung des EGD. In diesem Zusammenhang kann man Green
Bonds ein besonderes Potenzial zusprechen, da sie explizit
an emissionsreduzierende Projekte gebunden sind, für ein
Zertifizierungs-Schema auf Firmenlevel siehe Ehlers et al.
(2020).

Eine starke Beanspruchung von Green Finance, wie un-
ter anderem in der EU-Strategie vorgesehen, kann in je-
dem Fall förderlich sein, da sie eine Win-win-Situation
für alle Beteiligten verspricht (Sustainable-finance-Beirat,
2021). Allerdings ist fraglich, inwiefern Green Finance in
der derzeitigen Form die Problematiken von Wachstums-
logik und Finanzmarktinstabilität bearbeiten kann (Hache,
2019a; J. Jäger, 2020; J. S. Jäger, 2020; Reyes, 2020). Die
EU-Taxonomie könnte wirksam sein, um Greenwashing zu
vermeiden (Alessi et al., 2019) und einen Beitrag zu Fi-
nanzmarktstabilität zu leisten, aber ihre Effektivität wird
sich noch zeigen müssen. Die Frage beispielsweise, wer
unter welchen Umständen grüne Geldanlagen gemäß der
EU-Taxonomie zertifizieren kann und ob dabei bedeutende
Finanzmittel an Ratingagenturen fließen werden, wird sich
in der Praxis klären müssen. Zudem hat die Inklusion von
Nuklear- und Atomkraft als grüne „Brückentechnologien“
durch die EU-Kommission in einem „ergänzenden dele-
gierten Rechtsakt“ in die Taxonomie heftige Diskussionen
ausgelöst, unter anderem eine dezidiert ablehnende Stellung-
nahme der österreichischen Mitgliedstaaten-Expert_innen-
Gruppe (MSEG, 2022).26 Diese Diskussionen werden sich
fortsetzen und während sie die Schwierigkeiten aufzeigen,
eine marktbasierte und gleichzeitig konsensorientierte För-
derung von grünen Investitionen mittels grüner Finanzierung
voranzutreiben, zeigt sich in diesem Prozess und dem be-
gleitenden Dissens auch die fortschreitende diskursbasierte
Regulierung des Finanzmarkts in Richtung einer nachhalti-
geren Wirtschaftsweise innerhalb bestehender Paradigmen.

24 Siehe https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2019/DE/
COM-2019-285-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF. [Zuletzt abgerufen am
18.03.2022]
25 Siehe dazu https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?
uri=CELEX:52020DC0564&from=EN. [Zuletzt abgerufen am
18.03.2022]
26 Siehe dazu unter anderem https://www.bmk.gv.at/themen/klima_
umwelt/klimaschutz/green_finance/taxonomie_vo.html. [Zuletzt abge-
rufen am 17.03.2021]

Wie oben skizziert, hatten Divestmentstrategien zur Auf-
lösung der Abhängigkeit von fossilen Anlageformen bisher
kaum Auswirkungen auf den Preis von fossilen Anlagegü-
tern – und somit scheint ein Fokus auf die technologische
Substitution von fossilen Treibstoffen durch erneuerbare
Energien die bessere Strategie zu sein (Hansen & Pollin,
2020).

16.4.2 Alle vier Perspektiven: Steuerreform und
institutionelle Änderungen

Diese Maßnahmenoptionen befinden sich an der Schnittstel-
le von Standpunkten aller vier Perspektiven. Zwar sind sie
durch ihren Schwerpunkt auf Änderungen von Regeln sys-
tematischer Bereitstellung etwas näher bei der Bereitstel-
lungsperspektive, wirken jedoch teilweise auch transforma-
tiv auf Markt- und Innovationsstrukturen im Sinne einer Ge-
sellschaft-Natur-Perspektive.Unter anderemändern eine tiefe
ReformvonSteuergesetzgebungundKreditlenkung sowie die
Reform institutionellerStrukturen (Zentralbankmandat, inter-
nationale Finanzarchitektur, alternative Geldsysteme) durch
die Transformation von Praktiken der Bereitstellung (über
Märkte, von Technologien und durch den Staat) die Dynamik
unseres Gesellschaftssystems möglicherweise bedeutend.

16.4.2.1 Kreditlenkung und Änderung
des nationalen Steuersystems
Als Vertiefung von Green-Growth- und Green-Finance-
Gestaltungsoptionen sind Interventionen zu sehen, die Fi-
nanzmärkte explizit in ihrer Tiefenstruktur umgestalten wol-
len, um an der Schnittstelle zwischen Green Growth und
Green Finance die große Transformation zu einer Null-
emissionswirtschaft zu bewältigen. Ambitionierte Pläne für
Green New Deals in Europa wie beispielsweise DiEM25
(2020) gehen – vor allem was angedachte institutionellen
Veränderungen betrifft – weit über die Pläne der EU hinaus
und decken somit viele der hier angegebenen tiefergehenden
Gestaltungsoptionen ab.27

An erster Stelle sind in dieser Kategorie an Gestaltungs-
optionen Kreditkontrolle, -Lenkung und -Governance für
die Finanzierung von sozial-ökologischen Infrastrukturen zu
sehen (Pettifor, 2017). Diese Option ist vor allem an der
Schnittstelle zwischen Bereitstellungs- und Marktperspek-
tive zu verorten. Sie findet historische Parallelen in der
Industrieentwicklungspolitik im Rahmen der industriellen
Revolution, wo unter anderem durch Kreditlenkung gezielt
Schlüsselindustrien aufgebaut wurden (Aglietta, 2018; Pet-
tifor, 2019; Werner, 2003). Die Erfahrungen und institutio-
nellen Strukturen aus dem 19. und 20. Jahrhundert können

27 Für weitere Informationen siehe https://diem25.org/campaign/green-
new-deal-fuer-europa/. [Zuletzt abgerufen am 14.03.2021]

https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2019/DE/COM-2019-285-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2019/DE/COM-2019-285-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0564&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0564&from=EN
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/klimaschutz/green_finance/taxonomie_vo.html
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/klimaschutz/green_finance/taxonomie_vo.html
https://diem25.org/campaign/green-new-deal-fuer-europa/
https://diem25.org/campaign/green-new-deal-fuer-europa/
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Lehren bereithalten, derartige soziale Mechanismen für die
Herausforderungen der sozial-ökologischen Transformation
weiterzuentwickeln. In ihrer Studie empfehlen De Haas und
Popov (2019) beispielsweise verstärkte Richtlinien für die
Vergabe grüner Kredite.

Eine substanzielle ökosoziale Steuerreform, auf die sich
wohl alle vier Perspektiven in ihrer Bedeutung (wenn auch
mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen) einigen könn-
ten, wäre jedenfalls Teil solcher Lösungen. Kernidee ist, die
Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass wirtschaftliche
Handlungen zugunsten klimaneutraler Prozesse mit hohen fi-
nanziellen Anreizen ausgestattet sind, während klimaschäd-
liche Aktivitäten hohen Steuern und Abgaben unterliegen. Es
sollte Klarheit darüber herrschen, dass der CO2-Preis stetig,
substanziell und langfristig steigen wird (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis). Ein diesbezüglicher Vorschlag
findet sich beispielsweise bei Schulmeister (2018, S. 330 ff.),
der einen fixen und stark ansteigenden Mindest-Ölpreispfad
vorschlägt, wo die Differenz zum (variablen)Weltpreis durch
einen (variablen) Steueraufschlag28 zustande käme und vor
allem ausMarktperspektive, aber auch aus allen anderen Per-
spektiven ein zu begrüßender Vorschlag wäre. Dies würde
Planbarkeit für grüne Investitionen sicherstellen und somit
Unsicherheiten während des Transitionsprozesses verringern
und gleichzeitig die Rentabilität grüner Investitionen garan-
tieren, vgl. dazu auch Edenhofer et al. (2019). Ähnliche
Konzepte werden auch von Pahle et al. (2022) thematisiert,
die sich mit Marktrisiken von Kohlenstoffmärkten, daraus re-
sultierenden potenziell stark ansteigenden Preispfaden und
damit, wie die Politik mit diesen Risiken umgehen kann, be-
fassen. Das Steuersystem umfassend zu reformieren, würde
– neben einer ausreichenden CO2-Steuer (aufbauend auf der
in Österreich bestehenden CO2-Steuer), (falls notwendig) ei-
ner direkten zusätzlichen Besteuerung fossiler Energieträger
sowie einer Vermögensbestands- und Vermögenszuwachsbe-
steuerung – auch eine Finanztransaktionssteuer inkludieren
(Aglietta, 2018; H. Minsky, 1986; H. P. Minsky, 1982; Pal-
ley, 2013; Piketty, 2014; Schulmeister, 2015, 2018).

16.4.2.2 Erweiterung des Mandats von Zentralbank
und Finanzmarktaufsicht
In den Bereich der tiefenstrukturellen Gestaltungsoptionen
würde auch ein explizites Mandat der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) bzw. der zuständigen nationalen Finanzauf-
sichtsbehörde (in Österreich der Finanzmarktaufsicht) fallen,
das Klima-Finanz-Risiko zu minimieren. Viele Kommenta-
tor_innen schlagen hierzu z. B. einen emissionswirksamen
(grünen) Fokus von „quantitative easing“ (also unkonventio-
nelle expansive Geldpolitik) vor, siehe dazu unter anderem

28 Die Steuer wirkt in diesem System nur solange der Weltparkpreis
unter dem Mindestpreis liegt – Refundierungen sind hier ausgeschlos-
sen. Sollte der Weltmarkpreis den Mindestpreis übersteigen, wird dieser
durch diese Steuer somit nicht mehr modifiziert.

Dafermos et al. (2018); Aglietta et al. (2015); Matikainen
et al. (2017); UNEP (2017). Die Zentralbank wäre jene Ak-
teurin, die Kreditlenkung für grüne Investitionen im großen
Stil anleiten, kontrollieren, regulieren sowie gegebenenfalls
auch direkt durchführen könnte. Momentan scheint dieser
Diskurs dynamisch zu verlaufen, insbesondere wird ein Ein-
griff in Finanzmärkte für den Klimaschutz zunehmend über
die Sicherstellung von Preis- und Finanzmarktstabilität be-
gründet (Bolton et al., 2020; Bolton & Kacperczyk, 2021;
Campiglio et al., 2018). Jüngste Argumentationen der EZB
gehen auch in diese Richtung (ECB, 2021). Oben genann-
te Green-Finance-Initiativen, Offenlegungspflichten und die
Green-Finance-Taxonomie liefern hier schon einen wich-
tigen Beitrag zur Finanzmarktstabilität, wenn auch keinen
ausreichenden (Hache, 2019a). Zuletzt stark forciert wurden
sogenannte Klima-Stresstests, mit denen Finanzmarktauf-
sichtsbehörden Banken bezüglich der in ihren Portfolios ent-
haltenen Klimarisiken präventiv prüfen und je nach Ergebnis
des Stresstests Kapitalerhöhungen und/oder Beschränkungen
von Gewinnausschüttungen fordern (Battiston et al., 2020;
Guth et al., 2021; Königswieser et al., 2021).

16.4.2.3 Reform der internationalen
Finanzarchitektur und des internationalen
Steuersystems
Eine weitere wichtige Handlungsoption ist die Reform der
internationalen Finanzarchitektur und des internationalen
Steuersystems, was direkte Auswirkungen auf das öster-
reichische Geld- und Finanzsystem hätte. Ein Nachfolger
des Bretton-Woods-Systems wäre notwendig, um die nöti-
ge Stabilität auf Finanzmärkten zu garantieren und um die
Finanzierung der Transformation zu einer Niedrigemissi-
onswirtschaft zu gewährleisten (Aglietta, 2018; Schulmeis-
ter, 2018). Eine Regulierung globaler Spekulationstätigkei-
ten wäre in diesen Zusammenhang ein weiteres, wichtiges
Steuerungsinstrument. Eine Finanztransaktionssteuer lässt
sich (wenn auch mit gewissen Abstrichen) selbst aus ei-
ner Marktperspektive heraus hervorragend argumentieren, da
sie Erwartungssicherheit steigern würde und somit dienlich
für langfristige Investor_innensicherheit in Bezug auf grü-
ne Investitionen wäre. Eine Finanztransaktionssteuer sollte
europäisch oder im günstigsten Fall international akkordiert
sein (Aglietta, 2018; H. Minsky, 1986; H. P. Minsky, 1982;
Palley, 2013; Schulmeister, 2015, 2018). Eine wohl aus al-
len vier Perspektiven zu begrüßende Entwicklung ist die
Einführung einer globalen Mindeststeuer auf Unternehmens-
gewinne von 15 Prozent, die im Herbst 2021 international
akkordiert wurde (G20, 2021). Insgesamt zeigt sich somit,
wie die Klimakrise ein Dreh- und Angelpunkt (Pivot) wer-
den könnte, um den sich eine neue internationale monetäre
Kooperation formt, die die Schaffung und den Einsatz inter-
nationaler Finanzmittel an die Bewältigung der Klimakrise
bindet. (niedrige Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)
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16.4.2.4 Alternative Geldsysteme
Alternative Geldsysteme als Handlungsoption folgen insbe-
sondere aus der Gesellschaft-Natur-Perspektive, aber auch
aus der Bereitstellungsperspektive, da sie Praktiken gesell-
schaftlichen Handelns direkt ändern und somit die Art der
Bereitstellung modifizieren können. Dieser Diskurs wird in
der Literatur breit geführt, für eine kritische Sicht siehe
Weber (2015). Komplementäre Geldsysteme bieten einen
derzeit wenig oder nur als Randphänomen diskutierten An-
satz für die Finanzierung der sozial-ökologischen Transfor-
mation. Komplementär- oder Spezialwährungen (sogenannte
„Special Purpose Monies“ – SPMs) unterscheiden sich von
einer Allzweckwährung („General Purpose Money“ – GPM)
in vielerlei Hinsicht. Eine Allzweckwährung ist Geld, das
für Transaktionen mit legalen Gütern, Dienstleistungen, Ver-
mögenswerten oder anderen juristischen Personen in Frage
kommt und vom Staat garantiertes Zahlungsmittel ist (wie
z. B. der Euro, der Dollar). SPMs haben im Unterschied da-
zu folgende Eigenschaften: (1) Sie werden eingesetzt, um
Anreize zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks zu setzen,
und (2) Unternehmen sind gesetzlich nicht verpflichtet, sie
als Zahlungsmittel zu akzeptieren (Alves & Santos, 2018;
Lietaer et al., 2012; Polanyi, 1944). Besondere Ziele sind
z. B. die Stärkung der regionalen Wirtschaft (Douthwaite,
1998), die Reduzierung von Treibhausgasen (Seyfang et al.,
2009) oder die Bindung von Kund_innen an Unternehmen
(Seyfang & Longhurst, 2013). Die Studie von Bohnenberger
(2020) bescheinigt Regionalwährungen ein hohes Transfor-
mationspotenzial, da sie Umweltauswirkungen aufgrund der
Regionalisierung von Konsum verringern. In ihrer Meta-
Literaturanalyse stellen Michel und Hudon (2015) fest, dass
Gemeinschaftswährungen stark zu sozialer Nachhaltigkeit
beitragen, jedoch ihre transformative Kraft begrenzt war, da
sie wenig bekannt und verbreitet sind.

Alternative Geldsysteme können durch ihre partielle Ab-
kopplung von hierarchischen und institutionellen Struk-
turen, denen Allzweckwährungen unterliegen, einen Bei-
trag zur Dekarbonisierung leisten, da sie unter anderem
durch Erwartungs- und Netzwerkeffekte als Katalysator für
die sozial-ökologische Transformation wirken können. Bei-
spielsweise schlägt Hornborg (2017) ein einfaches und in-
novatives politisches Instrument in Form eines alternativen
Geldsystems vor, um die sozial-ökologische Transformati-
on zu einer Nullemissionswirtschaft zu befördern: „Jedes
Land legt eine Komplementärwährung für ausschließlich
regionale Nutzung fest, die als Grundeinkommen an al-
le Einwohner_innen ausgegeben wird.“ (Hornborg, 2017,
S. 627) Die dadurch erfolgte Stärkung regionaler Liefer-
ketten und lokaler Wirtschaftsbeziehungen könnte Treib-
hausgase im Verkehrssektor verringern, die Verlagerung
von CO2-Emissionen ins Ausland durch dortige Produktion
verhindern sowie die behördliche Kontrolle der Treibhaus-
gasemissionen aus Verbrauch und Produktion sicherstellen

(Hornborg, 2017, S. 627). So ein Währungssystem wür-
de auch Problemstellungen wie dem Verlust demokratischer
Souveränität durch die Globalisierung (Rodrik, 2000), ver-
stärktem regionalen Identitätsverlust und damit verbunde-
nem Wählerverhalten (Essletzbichler et al., 2018), niedrigen
regionalen Wachstumsraten (Boik, 2014) sowie langfristig
niedrigen Wachstumsraten (Summers, 2015) entgegenwir-
ken. In eine ähnliche Kerbe wie Hornborg schlägt das Kon-
zept ECO (ECO – Earth Carbon Obligation, 2021).29 Diese
und ähnliche Vorschläge könnten teilweise unter einfachen
Änderungen der zugrundeliegenden Gesetzeslage zügig auf
nationaler und europäischer Ebene implementiert werden
(Lietaer et al., 2012).

Was an dieser Stelle ebenfalls Erwähnung finden muss,
ist, dass bestehende „alternative“30 Kryptowährungen – allen
voran Bitcoin, aber auch die nächst bedeutendere Währung
Ethereum und alle anderen Krypto-Formate wie z. B. Doge-
coin31 – in der Regel oft als Spekulationsobjekte verwendet
werden und im Aggregat kaum zur Bewältigung der Klima-
katastrophe dienlich gemacht werden. Unter anderem durch
die ineffiziente Verwendung des unterliegenden Blockchain-
Protokolls ist der Stromverbrauch sowohl von Bitcoin als
auch von Ethereum immens. Er bewegt sich bei Bitcoin mitt-
lerweile auf der Höhe ganzer Länder und liegt jährlich, je
nach Modellschätzung (die genauen Zahlen sind leider un-
bekannt), zwischen dem Stromverbrauch von Griechenland,
Tschechien, Italien oder (beinahe) Deutschland – im Mit-
tel wird er in etwa knapp unter jenem von Polen geschätzt
(Cambridge Bitcoin Electricity Consumption Index (CBE-
CI), 2021; Jiang et al., 2021;MDR, 2021; Sander, 2021). Der
zugehörige CO2-Fußabdruck von Bitcoin scheint nach (wei-
teren und wohl weniger belastbaren) Schätzungen so groß
wie jener Finnlands zu sein und so viel Elektroschrott wie
Luxemburg zu verursachen; und die zweite große digitale
Währung Ethereum scheint um nichts besser abzuschneiden
(Bitcoin & Co, 2021; Digiconomist – Exposing the Unin-
tended Consequences of Digital Trends, 2021). Angesichts
der Herausforderungen durch die Klimakrise scheint diese
Verwendung von Ressourcen und Ausstoß von Emissionen
ohne klar erkennbaren gesellschaftlichen Nutzen aus Sicht
aller Perspektiven entbehrlich.

29 Siehe https://www.saveclimate.earth/ für weitere Informationen.
30 Die Frage drängt sich auf, inwiefern diese Kryptowährungen alter-
native Verhaltensmuster eher befördern als das konventionelle Geldsys-
tem. Derzeit scheinen sie das – wenn überhaupt – nur in eher geringem
Ausmaß zu tun oder sogar gesellschaftlich abträglichere Verhaltens-
muster zu induzieren wie Allzweck-Währungen (neben oben erwähnter
Finanzspekulation z. B. Zahlungen für kriminelle Akte im Darknet, un-
ter vielen anderen).
31 Welches von seinem Entwickler Billy Markus ursprünglich als Spaß-
Kryptowährung (!) gedacht war (Dogecoin, 2021).

https://www.saveclimate.earth/
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16.4.3 Gesellschaft-Natur- und
Bereitstellungsperspektive: Degrowth und
Gebrauchswert

Hier vorgeschlagene Maßnahmenbündel nehmen eine dar-
überhinausgehende Position zu den vorherigen Ansätzen
ein. Dies vor allem, da Praktiken aus Gesellschaft-Natur-
Perspektive (Wandel von gesellschaftlichen Systemdynami-
ken) mit Elementen einer Bereitstellungsperspektive (Än-
derung von Bereitstellungspraktiken) sowie Markt- und In-
novationsansätzen zu einer umfassenden Transformation in
Richtung eines klimafreundlichen Lebens miteinander ver-
woben werden. Das erklärte Ziel dabei ist, die Tiefenstruk-
turen des Wirtschafts- und Finanzsystems so zu verändern,
dass die Transformation zu einer Nullemissionswirtschaft in-
nerhalb des oben bereits erwähnten – gezählt ab dem Jahr
2022 anhand der MCC Carbon Clock (MCC, 2022) – für so-
ziale Prozesse extrem kurzen Zeitfensters von weniger als
sieben Jahren (bei Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels) bewerk-
stelligt werden kann. Diese Perspektive der unten rezipierten
Literatur betont den Umstand, dass innerhalb der gegenwär-
tigen wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und gesellschaft-
lichen Paradigmen, Infrastrukturen sowie soziokulturellen
Strukturen die Hinwendung zu einer klimafreundlichen Le-
bensweise bisher nicht geglückt ist. Aus diesem Umstand
wird die Notwendigkeit von tiefgreifendem systemischem
Wandel der zugrundeliegenden gesellschaftlichen Strukturen
(Denk- und Handlungsanweisungen sowie Infrastrukturen)
abgeleitet. Diese Form von systemischem Wandel würde die
derzeitige Grundlogik von Kommodifizierung, Monetarisie-
rung und damit einhergehender Akkumulation von Kapital
grundlegend ändern und/oder transzendieren, und somit den
Wachstumsdrang des gegenwärtigen ökonomischen Systems
eindämmen. Es wird somit auf die größten Hebelwirkun-
gen aus einer systemischen Perspektive abgestellt [siehe
Kap. 23]: gezielte Änderung und Überwindung von Konven-
tionen und Weltanschauungen sowie wirkungsvoll gesetzte
Änderungen der Ziele eines Systems.

16.4.3.1 Degrowth: Soziale Entfaltung des
Menschen durch Einhaltung biophysischer Grenzen
Die Analyse der wirtschaftlichen Strukturen und Dynami-
ken in diesem Kapitel zeigte bisher aus Gesellschaft-Natur-
und Bereitstellungsperspektive auf, dass es angesichts der
vorhandenen institutionell verankerten Wachstumslogiken
schwierig sein wird, innerhalb des Wachstumsparadigmas
die Transformation zu einer Niedrigemissionswirtschaft zu
bewältigen. Schon Anfang der 1970er wurde das Wachs-
tumsparadigma aus wissenschaftlicher Sicht fundamental in
Frage gestellt: der breit, aber nicht übereinstimmend re-
zipierte Bericht an den Club of Rome zu den Grenzen
des Wachstums (Meadows et al., 1972) kam anhand ei-
ner weltweiten, empirisch fundierten systemdynamischen

Analyse zu dem Ergebnis, dass exponentielles Wachstum
mit den biophysischen Grenzen unseres Planeten langfristig
nicht vereinbar ist. Seit dem grundlegenden – aber ebenfalls
nicht übereinstimmend rezipierten – Beitrag von Georgescu-
Roegen (1971) ist zusätzlich klar, dass langfristig exponen-
tielles Wachstum, selbst unter sehr optimistischen Annah-
men zu Energieeffizienz undWiederverwertung (Recycling),
mit biophysischen Grenzen aufgrund physikalischer Gesetze
(Entropie, zweites Gesetz der Thermodynamik) nicht ver-
einbar ist. Empirisch wurde zudem weltweit bisher noch
keine absolute Entkopplung von Treibhausgasen und Wachs-
tum festgestellt (Hickel & Kallis, 2020; Schröder & Storm,
2020). Die Analyse von Hickel & Kallis (2020) folgert ins-
besondere, dass – obwohl es eine technische und theoretische
Möglichkeit dafür geben mag, Emissionen und Wachstum
zu entkoppeln – diese Entkopplung den empirischen Fakten
nach weltweit nicht oder kaum passiert.

Sollen planetare, biophysische Grenzen eingehalten wer-
den, ist somit eine Beschränkung von Wachstum oder ein
ökonomisches Schrumpfen (Degrowth) in Ökonomien mit
hohen Einkommen und (vor allem) mit hohem Konsum-
niveau eine wesentliche Bedingung (niedrige Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis) (Alier, 2009; Bergh & Kallis,
2012; Cosme et al., 2017; Demaria et al., 2013; Hickel,
2021; Hickel & Hallegatte, 2021; Jackson, 2009, 2017, 2019;
Kallis, 2011; Kallis et al., 2012; Kallis, 2017; Kallis et al.,
2018; Lange, 2018; Sandberg et al., 2019; C. L. Spash,
2020; Victor, 2008, 2011).32 In ihrer analytischen Szenario-
Betrachtung zu Zielerreichungspfaden bezüglich des 1,5-
Grad-Ziels zeigen Keyßer und Lenzen (2021), dass die In-
klusion von Degrowth-Szenarien bei der Erreichung der
1,5-Grad-Ziele Schlüsselrisiken bezüglich Machbarkeit und
Nachhaltigkeit gegenüber vor allem technologiegetriebenen
Szenarien substanziell verringert. Dies unterstreicht die Be-
deutung des politischen Diskurses zu Degrowth, insbesonde-
re aus Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspektive.

Wesentlich für die Möglichkeit von Degrowth, wie unter
anderem Tokic (2012) zeigt, ist jedoch, inhärent instabi-
le Finanzmärkte zu stabilisieren – da wie in Abschn. 16.2
ausgeführt die Stabilität der Finanzmärkte wesentlich auf
der Annahme und Erwartung von Wachstum und positi-
ven Wachstumserwartungen beruht. Entscheidend ist dabei,
dass in dieser Literatur das Degrowth-Konzept auf Dimen-
sionen von Wohlstand jenseits materieller Absicherung und
materiellem Überfluss (Kallis et al., 2018) fußt und nicht
den Verzicht auf materielle Güter in den Vordergrund stellt
(EEA, 2021). Eher geht es um die Entfaltung des Men-

32 In sich entwickelnden Ökonomie stellt sich die Sachlage natürli-
cherweise anders dar: Hier wird für zahlreiche Länder wirtschaftliches
Wachstum vonnöten sein, um die Grundbedürfnisse vieler Menschen
abzudecken. Angesichts globaler Klimaziele erhöht das jedoch die
Notwendigkeit von Degrowth in Ländern mit hohem Konsum- und Ein-
kommensniveau zusätzlich.
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schen als soziales Wesen, die durch die Umstrukturierung
unseres Werte-, Gesellschaft-Natur- und Wirtschaftssystems
zur Einhaltung biophysischer Grenzen ermöglicht und be-
fördert wird. Diese Entfaltung würde eine materialistische
Wertehaltung erweitern und transzendieren und ein gutes
Leben für alle abseits von gegenwärtigen, dem modernen
Kapitalismus inhärenten Monetarisierungstendenzen ermög-
lichen (niedrige Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)
(EEA, 2021; Eisenstein, 2011, 2021; Hickel, 2021; Kal-
lis, 2017; J. Lent, 2017; J. R. Lent, 2021). Dies wurde
schon von Keynes (1930) visionär thematisiert. Für eine sol-
che aus Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspektive
anzustrebende Degrowth-Ökonomie ist eine Stärkung des
Gebrauchswerts und eine weitgehende Abkehr von Finanzia-
lisierung erforderlich.

16.4.3.1.1 Stärkung des Gebrauchswerts:
Ent-Kommodifizierung und Ent-Monetarisierung
des Wirtschaftssystems
Ein großes Problem bei der Aufrechterhaltung von Wirt-
schaftlichkeitsinteressen des Finanzsektors ergibt sich durch
die Kommodifizierung und Finanzialisierung der Natur
(Bracking, 2020; Hache, 2019b; Kemp-Benedict & Kar-
tha, 2019; Maechler & Graz, 2020; Sullivan, 2013). Dies
betrifft insbesondere die Inklusion von Biodiversität und
Ökosystemdienstleistungen („ecosystem valuation“, Biodi-
versitätsbanken) unter die Mechanismen der Finanzmärkte
(Bingham et al., 1995; Carson & Bergstrom, 2003; Das-
gupta, 2021; Morse-Jones et al., 2011; Turner et al., 2010).
Der Begriff Kommodifizierung der Natur (Harvey, 2011;
O’Connor, 1998; Polanyi, 1944; Smessaert et al., 2020) be-
zeichnet Arten und Weisen, wie Elemente und Prozesse
der Natur durch Vermarktung austauschbar gemacht wer-
den, sowie welche Implikationen sich dadurch ergeben.
Der Begriff der Kommodifizierung hinterfragt somit klas-
sische marktzentrierte Perspektiven der Umweltökonomie,
die Vermarktung als Lösung für die Hinwendung zu ei-
ner klimafreundlichen Lebensweise ansehen. Die Umwelt
ist dieser Literatur nach der zentrale Schauplatz des Kon-
flikts zwischen den Befürworter_innen der Ausweitung von
Marktnormen, -beziehungen und -modellen und denjenigen,
die sich einer solchen Ausweitung widersetzen. Dieser Dis-
kurs betont dieWidersprüche und unerwünschten physischen
und ethischen Folgen, die durch die Kommodifizierung na-
türlicher Ressourcen (als Produktionsmittel und Produkte)
und Prozesse (Umweltdienstleistungen oder -bedingungen)
entstehen. Monetarisierung der Natur bedeutet die Bewer-
tung in Geldeinheiten (beispielsweise von Prozessen wie
Arbeitseinsatz, von Inputs aus der Natur oder Schäden an
der Umwelt) oder die Umwandlung vonWerten in Geld (bei-
spielsweise durch Verkauf, Vermietung oder Überlassung)
(Baveye et al., 2013; Rea & Munns, 2017). Die Begriffe
Kommodifizierung und Monetarisierung sind insofern in-

trinsisch eng miteinander verwoben, als in einer modernen
Ökonomie anhand des gegenwärtig vorherrschenden Geld-
und Finanzsystems Kommodifizierung und Monetarisierung
durch Bepreisung am Markt im Vermarktungsprozess Hand
in Hand gehen und durch Finanzialisierung verstärkt werden
(Baveye et al., 2013; Eisenstein, 2011, 2021; J. Lent, 2017;
J. R. Lent, 2021; McCauley, 2006, 2006; Rea & Munns,
2017).

Um Wirtschaftswachstum in seiner gängigen Definition
als BIP-Wachstum zu erreichen, stellt eine Monetarisierung
der Natur und/oder des menschlichen Gemeinwesens eine
notwendige (aber nicht hinreichende Bedingung dar), da
definitionsgemäß die Profitlogik von Märkten und Kapita-
lismus auf bis dahin nicht inbegriffene (das heißt bisher
nicht kommodifizierte und monetarisierte) Bereiche ausge-
weitet wird (Eisenstein, 2011, 2021; Hickel, 2021; J. Lent,
2017; J. R. Lent, 2021). Denn eine Ausweitung der in Geld-
werten bemessenen Summe aller Güter und Dienstleistun-
gen einer Volkswirtschaft (= BIP-Wachstum per Definition)
ist notwendige Voraussetzung dafür, um BIP-Wachstum zu
schaffen. Monetarisierung ist jedoch keine hinreichende Be-
dingung für Wachstum, da Monetarisierung auch zulasten
von realwirtschaftlichem Wachstum gehen kann – siehe obi-
gen Abschn. 16.1.1 zu Finanzialisierung. A priori ist der
Kommodifizierungs- und Monetarisierungsprozess wertfrei
zu betrachten, da die dadurch ermöglichte Arbeitsteilung zu
Effizienzgewinnen führen kann.

Doch solange finanzialisierte Ökonomien aus systemi-
schen Gründen – da Finanzmärkte durch strukturelle Blasen-
entwicklung, Instabilität und Wachstumserwartungen cha-
rakterisiert sind – mittels Wachstum auf Basis von Ausbeu-
tung der Natur soziale Spannungsverhältnisse ausgleichen,
stellt Kommodifizierung und Monetarisierung der Natur aus
Sicht von Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspek-
tive keine dauerhafte Lösung dar (Bracking, 2020; Hache,
2019b; Kemp-Benedict & Kartha, 2019; Maechler & Graz,
2020; McCauley, 2006; C. Spash, 2020; C. L. Spash, 2020;
Sullivan, 2013). (niedrige Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis) Von einigen Stimmen (Hache, 2019b; Sullivan,
2018) wird diesbezüglich Kritik an der Messbarmachung der
Natur geäußert – wie in United Nations et al. (2021) me-
thodisch vorgeschlagen und in Dasgupta (2021) theoretisch
untermauert –, da damit die Menge an dem Markt zugäng-
lichen Kapital erhöht wird und somit durch diesen Mo-
netarisierungsprozess auch den Wirtschaftlichkeitsinteressen
des Finanzkapitals zugänglich gemacht wird. Insbesonde-
re bedeutet eine Monetarisierung der Natur eine gesteigerte
Regulierung und potenzielle Ausbeutung der Natur durch
gesellschaftliche Machverhältnisse, Strukturen und Hierar-
chien, die ihrerseits das Geld- und Finanzsystem regulieren.
Solange diese inhärenten Instabilitäten, Ungleichheiten und
daraus resultierenden Spannungsverhältnisse im Finanzka-
pitalismus nicht gesellschaftlich gesteuert werden, liegt es
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nahe, dass der Versuch unternommen wird, diesen Span-
nungsverhältnissen durch vergrößerte Ausbeutung (Nutz-
barmachung, Kommodifizierung und Monetarisierung) der
Natur und des Menschen als Teil davon – also mensch-
licher Arbeitskraft, vergrößerten Ressourcenverbrauch, Ab-
fallproduktion und natürlich mehr Emissionen – zu begegnen
(Bracking, 2020; Cavanagh & Benjaminsen, 2014; Eisen-
stein, 2011, 2021; J. R. Lent, 2021; Rosa, 2005, 2016;
C. Spash, 2020; C. L. Spash, 2020). Es gibt Ansätze, die auf
wirtschaftspolitische und finanzmarktsteuernde Instrumenta-
rien zurückgreifen, um dieser Monetarisierung entgegenzu-
wirken. Beispielsweise schlägt Eisenstein (2011, 2021) vor,
einen Negativzins – auch Umlaufsicherung genannt, siehe
dazu Gesell (1916)33 – auf Geld und Finanzmittel aller Art
so einzuführen, dass die Akkumulation von Kapital rever-
siert wird und somit auch die Perspektive auf die langfristige
Zukunft sich ändert (wenn Geld in der Zukunft an Wert
verliert, ändert sich vor allem die psychologische Perspekti-
ve).34 Ein solches oder ein vergleichbares Vorgehen wie hier
vorgeschlagen würde jedenfalls der hier angesprochenen Fi-
nanzialisierung der Natur entschieden entgegenwirken.

Oft ist die Veränderung von gesellschaftlichen Norm-
vorstellungen und institutionellen Strukturen dem Tempo
des technologischen Fortschritts zeitlich nachgelagert (Ro-
sa, 2005, 2016). Geldpolitische und finanzmarktbezogene
Instrumente können sowohl aus Markt- als auch aus Gesell-
schaft-Natur-Perspektive anderen Änderungen vorauseilen,
da sie immanent durch Narrative und Glaubensfragen be-
gründet sind (Eisenstein, 2021; J. Lent, 2017; J. R. Lent,
2021; Lietaer et al., 2012). Dem gegenüber benötigt die Än-
derung von Kapitalstock, institutionellen Strukturen oder Be-
wusstseinsbildung – und somit von Praktiken der Bereitstel-
lung – oft Jahrzehnte. Damit sich Institutionen verändern, um
sich geänderten Umweltbedingungen anzupassen und auch
die Geldströme entsprechend zu lenken, bedarf es flexibel

33 Auch John Maynard Keynes erkannte die Bedeutung des Vorschlags
von Silvio Gesell – insbesondere in einem deflationärem wirtschaftli-
chen Umfeld und zur Schaffung neuer Infrastruktur durch Senken des
Zinssatzes auf Geld – und erwähnte ihn daher in Kap. 23 seiner General
Theory explizit und ausführlich (Keynes, 1936).
34 Ein gutes Beispiel wäre hier die Abholzung eines Waldes: Wird der
Profit, der aus dem Verkauf des Waldes erwartet wird, mit einem po-
sitiven Zins belegt, liegt es nahe, den Wald abzuholzen (dies desto
mehr, je höher der Zins), während ein Negativzins den Wald in der Zu-
kunft wertvoller machen würde (da für den erwirtschafteten Geldbetrag
ja Negativzinsen anfallen würden). Somit würde ein Negativzins die
Chance erhöhen, den Wald nicht abzuholzen. Es soll an dieser Stelle
nicht unerwähnt bleiben, dass auch im gegenwärtigen Geldsystem zur
Vermeidung einer Deflation die Zentralbanken des Euroraums einen ne-
gativen Leitzinssatz anwenden (auf die Einlagen, die Banken bei ihnen
halten) – und sich zudem für diverse Kredite bzw. Wertpapiere negati-
ve Renditen ausgebildet haben. Dies soll allerdings dazu dienen, dass
wirtschaftliche Aktivitäten nicht zu stark und sich selbst verstärkend
schrumpfen – was im Gegensatz zu einem Degrowth-Konzept steht und
die Versatilität und Kontext-Gebundenheit von Negativzins-Konzepten
demonstriert.

reagierender sozialer Strukturen und auch der Bereitschaft,
bestehende Hierarchien infrage zu stellen. Dafür braucht es
aus Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspektive ei-
ne weiterführende Demokratisierung von Geld, Geldsystem
und Geldpolitik und der dadurch co-determinierten Finanz-
märkte sowie eine Anerkennung der Natur des Geldes als
Gemeingut. Dies, um sicherzustellen, dass die Schöpfung
und Lenkung von Geld noch mehr als bisher im Sinne von
demokratisch legitimierten Zielen erfolgt. Dafür muss ver-
hindert werden, dass oligopolistische, schwer veränderliche
Strukturen (z. B. die Dominanz von einigen wenigen Kon-
zernen oder Gesellschaften) ohne breite Legitimation durch
die Bevölkerung kontrollieren, zu welchem Zweck welche
Menge an Geld geschaffen wird und wohin dieses fließt.
Ein Teil der Literatur weist in diesem Zusammenhang aus
Gesellschaft-Natur- und Bereitstellungsperspektive auf die
Analogie zwischen Geld und Klima als Gemeingüter hin.
Geld wird durch die kollektiven Glaubensvorstellungen und
das kollektive Handeln der wirtschaftlichen Akteur_innen
in seinem Wert konstituiert (und ist somit ein Gemeingut),
während Veränderungen im Klima die physische kollektive
Konsequenz unseres (materiell fundierten) wirtschaftlichen
Handelns darstellen (Aglietta, 2018; Svartzman et al., 2019).
In dieser Sichtweise wären Geldwesen und Finanzmärkte
über eine verstärkte nationale und internationale Demokra-
tisierung zu regulieren, um Geld in seinem tatsächlichen
Status als Gemeingut demokratisch zu begründen und zu re-
gulieren (Hockett, 2019; Mellor, 2019).35 (niedrige Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis) Zusammengefasst hätten
die hier vorgeschlagenen strukturellen gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Veränderungen das Ziel, Geldströme zum
Zwecke der Finanzierung der sozial-ökologischen Trans-
formation und im Sinne des Gemeinwohls zu schaffen, zu
lenken und einzusetzen (Aglietta, 2018; Cahen-Fourot, 2020;
Eisenstein, 2011, 2021; Felber, 2018; Hache, 2019b; J. Lent,
2017; J. R. Lent, 2021). (niedrige Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis)

16.5 Quellenverzeichnis

Aglietta, M. (2018).Money: 5,000 Years of Debt and Power (Illustrated
Edition). Verso.

Aglietta, M., Espagne, E., & Fabert, B. (2015). A proposal to finance
low-carbon investment in Europe (Note d’analyse No. 24,). France
stratégie. https://doi.org/10.13140/RG.2.1.3132.3122

Akomea-Frimpong, I., Adeabah, D., Ofosu, D., & Tenakwah, E. J.
(2021). A review of studies on green finance of banks, research gaps

35 Diese Bestrebungen sind klar von klassischen Strukturen der Ver-
staatlichung abzugrenzen. Diese Literatur schlägt vor, dass der Souve-
rän (die Bevölkerung Österreichs) mehr Kontrolle über Schaffung und
Verteilung von Geld erhält, im Sinne demokratischer Prinzipien. Damit
ist nicht Verstaatlichung gemeint wie sie z. B. in früheren Strukturen
wie COMECON und dergleichen üblich waren.

https://doi.org/10.13140/RG.2.1.3132.3122


474 Kapitel 16. Geld- und Finanzsystem

and future directions. Journal of Sustainable Finance & Investment,
0(0), 1–24. https://doi.org/10.1080/20430795.2020.1870202

Alessi, L., Battiston, S., Melo, A. S., & Roncoroni, A. (2019). The EU
sustainability taxonomy: A financial impact assessment. [JRC Tech-
nical Report]. Publications Office of the European Union.

Alier, J. M. (2009). Socially Sustainable Economic De-growth. De-
velopment and Change, 40(6), 1099–1119. https://doi.org/10.1111/
j.1467-7660.2009.01618.x

Allen, B., Chan, K. K., Milne, A., & Thomas, S. (2012). Basel III: Is
the cure worse than the disease? International Review of Financial
Analysis, 25, 159–166. https://doi.org/10.1016/j.irfa.2012.08.004

Alonso, A., & Marqués, J. M. (2019). Financial Innovation for a
Sustainable Economy (SSRN Scholarly Paper ID 3471742). Social
Science Research Network. https://doi.org/10.2139/ssrn.3471742

Alstadsæter, A., Johannesen, N., & Zucman, G. (2019). Tax Evasion
and Inequality. American Economic Review, 109(6), 2073–2103.
https://doi.org/10.1257/aer.20172043

Alves, F. M., & Santos, R. F. (2018). IJCCR Publications: A literature
review 2009–2016. International Journal of Community Currency
Research, 23, 4–15.

Arabella Advisors. (2018). The Global Fossil Fuel Divestment and
Clean Energy Investment Movement. Arabella Advisors. https://
www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/09/Global-
Divestment-Report-2018.pdf

Auvray, T., & Rabinovich, J. (2019). The financialisation-offshoring
nexus and the capital accumulation of US non-financial firms. Cam-
bridge Journal of Economics, 43(5), 1183–1218. https://doi.org/10.
1093/cje/bey058

Balint, T., Lamperti, F., Mandel, A., Napoletano, M., Roventini, A.,
& Sapio, A. (2017). Complexity and the Economics of Climate
Change: A Survey and a Look Forward. Ecological Economics, 138,
252–265. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2017.03.032

Ball, R. (2009). The Global Financial Crisis and the Efficient Market
Hypothesis: What Have We Learned? Journal of Applied Cor-
porate Finance, 21(4), 8–16. https://doi.org/10.1111/j.1745-6622.
2009.00246.x

Ban, C., & Gabor, D. (2016). The political economy of shadow banking.
Review of International Political Economy, 23(6), 901–914. https://
doi.org/10.1080/09692290.2016.1264442

Barro, R. J. (1984). Rational Expectations and Macroeconomics in
1984. The American Economic Review, 74(2), 179–182.

Battiston, S., Dafermos, Y., &Monasterolo, I. (2021). Climate risks and
financial stability. Journal of Financial Stability, 100867. https://doi.
org/10.1016/j.jfs.2021.100867

Battiston, S., Guth, M., Monasterolo, I., Neudorfer, B., & Pointner, W.
(2020). Austrian banks’ exposure to climate-related transition risk.
Financial Stability Report, Oesterreichische Nationalbank (Austrian
Central Bank), 40, 31–44.

Battiston, S., Mandel, A., Monasterolo, I., Schütze, F., & Visentin, G.
(2017). A climate stress-test of the financial system. Nature Climate
Change, 7(4), 283–288. https://doi.org/10.1038/nclimate3255

Battiston, S., Monasterolo, I., Riahi, K., & Ruijven, B. J. van. (2021).
Accounting for finance is key for climate mitigation pathways. Sci-
ence. https://www.science.org/doi/abs/10.1126/science.abf3877

Baur, D. G., Hong, K., & Lee, A. D. (2018). Bitcoin: Medium of
exchange or speculative assets? Journal of International Financial
Markets, Institutions and Money, 54, 177–189. https://doi.org/10.
1016/j.intfin.2017.12.004

Baveye, P. C., Baveye, J., & Gowdy, J. (2013). Monetary valuation
of ecosystem services: It matters to get the timeline right. Eco-
logical Economics, 95, 231–235. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.
2013.09.009

Becker, E. (1973). The Denial of Death (First Edition). Simon and
Schuster.

Begg, D. (1982). The Rational Expectations Revolution*. Econo-
mic Outlook, 6(9), 23–30. https://doi.org/10.1111/j.1468-0319.1982.
tb00817.x

Bergh, J. C. J. M. van den, & Kallis, G. (2012). Growth, A-Growth
or Degrowth to Stay within Planetary Boundaries? Journal of
Economic Issues, 46(4), 909–920. https://doi.org/10.2753/JEI0021-
3624460404

Bingham, G., Bishop, R., Brody, M., Bromley, D., Clark, E., Cooper,
W., Costanza, R., Hale, T., Hayden, G., Kellert, S., Norgaard, R.,
Norton, B., Payne, J., Russell, C., & Suter, G. (1995). Issues in
ecosystem valuation: Improving information for decision making.
Ecological Economics, 14(2), 73–90. https://doi.org/10.1016/0921-
8009(95)00021-Z

Binswanger, M. (2019). Der Wachstumszwang: Warum die Volkswirt-
schaft immer weiterwachsen muss, selbst wenn wir genug haben (1st
ed.). Wiley-VCH.

BIS. (2021). Climate-related financial risks – Measurement methodolo-
gies. Bank for International Settlements (BIS). https://www.bis.org/
bcbs/publ/d518.htm

Bitcoin & Co: Kryptowährungen und ihr ökologischer Einfluß. (2021,
April 12). Tech & Nature. https://www.techandnature.com/bitcoin-
co-kryptowaehrungen-und-ihr-oekologischer-einfluss/

Bohnenberger, K. (2020). Money, Vouchers, Public Infrastructures? A
Framework for Sustainable Welfare Benefits. Sustainability, 12(2),
596. https://doi.org/10.3390/su12020596

Boik, J. C. (2014). Economic Direct Democracy: A Framework to End
Poverty and Maximize Well-Being. SiteForChange.

Bolton, P., Després, M., Silva, L. A. P. da, Samama, F., & Svartzman,
R. (2020). The green swan: Central banking and financial stabili-
ty in the age of climate change. Bank for International Settlements.
https://www.bis.org/publ/othp31.htm

Bolton, P., & Kacperczyk, M. (2021). Global Pricing of Carbon-
Transition Risk (No. w28510). National Bureau of Economic Re-
search. https://doi.org/10.3386/w28510

Bowman, A. (2013). Central Bank-Led Capitalism? Seattle University
Law Review, 36(2), 455.

Bracking, S. (2020, February 5). Financialization and the Environmen-
tal Frontier. The Routledge International Handbook of Financializa-
tion; Routledge. https://doi.org/10.4324/9781315142876-18

Breitenfellner, A., Hasenhüttl, S., Lehmann, G., & Tschulik, A. (2020).
Green finance – opportunities for the Austrian financial sector.
Financial Stability Report, 40. https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/
y2020i40b2.html

Breitenfellner, A., Lahnsteiner, M., & Reininger, T. (2021). Österreichs
Klimapolitik: Vom Vorbild zum Nachzügler in der EU. OeNB Kon-
junktur Aktuell,Dezember 2021. https://www.oenb.at/Publikationen/
Volkswirtschaft/konjunktur-aktuell.html

Breitenfellner, A., Lahnsteiner, M., Reininger, T., & Schriefl, J. (2021).
Green transition: What have CESEE EU member states achieved so
far? Focus on European Economic Integration, Oesterreichische Na-
tionalbank (Austrian Central Bank), Q4/21, 61–76.

Breitenfellner, A., Pointner, W., & Schuberth, H. (2019). The potential
contribution of central banks to green finance. Vierteljahrshefte zur
Wirtschaftsforschung, 88(2), 55–72.

Cahen-Fourot, L. (2020). Contemporary capitalisms and their social
relation to the environment. Ecological Economics, 172, 106634.
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106634

Cahen-Fourot, L., & Lavoie, M. (2016). Ecological monetary eco-
nomics: A post-Keynesian critique. Ecological Economics, 126,
163–168. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2016.03.007

Cambridge Bitcoin Electricity Consumption Index (CBECI). (2021).
https://cbeci.org/index

Campiglio, E., Dafermos, Y., Monnin, P., Ryan-Collins, J., Schotten, G.,
& Tanaka, M. (2018). Climate change challenges for central banks

https://doi.org/10.1080/20430795.2020.1870202
https://doi.org/10.1111/j.1467-7660.2009.01618.x
https://doi.org/10.1111/j.1467-7660.2009.01618.x
https://doi.org/10.1016/j.irfa.2012.08.004
https://doi.org/10.2139/ssrn.3471742
https://doi.org/10.1257/aer.20172043
https://www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/09/Global-Divestment-Report-2018.pdf
https://www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/09/Global-Divestment-Report-2018.pdf
https://www.arabellaadvisors.com/wp-content/uploads/2018/09/Global-Divestment-Report-2018.pdf
https://doi.org/10.1093/cje/bey058
https://doi.org/10.1093/cje/bey058
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2017.03.032
https://doi.org/10.1111/j.1745-6622.2009.00246.x
https://doi.org/10.1111/j.1745-6622.2009.00246.x
https://doi.org/10.1080/09692290.2016.1264442
https://doi.org/10.1080/09692290.2016.1264442
https://doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100867
https://doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100867
https://doi.org/10.1038/nclimate3255
https://www.science.org/doi/abs/10.1126/science.abf3877
https://doi.org/10.1016/j.intfin.2017.12.004
https://doi.org/10.1016/j.intfin.2017.12.004
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2013.09.009
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2013.09.009
https://doi.org/10.1111/j.1468-0319.1982.tb00817.x
https://doi.org/10.1111/j.1468-0319.1982.tb00817.x
https://doi.org/10.2753/JEI0021-3624460404
https://doi.org/10.2753/JEI0021-3624460404
https://doi.org/10.1016/0921-8009(95)00021-Z
https://doi.org/10.1016/0921-8009(95)00021-Z
https://www.bis.org/bcbs/publ/d518.htm
https://www.bis.org/bcbs/publ/d518.htm
https://www.techandnature.com/bitcoin-co-kryptowaehrungen-und-ihr-oekologischer-einfluss/
https://www.techandnature.com/bitcoin-co-kryptowaehrungen-und-ihr-oekologischer-einfluss/
https://doi.org/10.3390/su12020596
https://www.bis.org/publ/othp31.htm
https://doi.org/10.3386/w28510
https://doi.org/10.4324/9781315142876-18
https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2020i40b2.html
https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2020i40b2.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/konjunktur-aktuell.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/konjunktur-aktuell.html
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106634
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2016.03.007
https://cbeci.org/index


16.5 Quellenverzeichnis 475

and financial regulators. Nature Climate Change, 8(6), 462–468.
https://doi.org/10.1038/s41558-018-0175-0

Carney, M. (2015). Breaking the Tragedy of the Horizon – Climate
change and financial stability. Speech given at Lloyd’s of London.

Carson, R. M., & Bergstrom, J. C. (2003). A Review Of Ecosystem
Valuation Techniques. In Faculty Series (No. 16651; Faculty Seri-
es). University of Georgia, Department of Agricultural and Applied
Economics. https://ideas.repec.org/p/ags/ugeofs/16651.html

Carstens, A. (2021). Non-bank financial sector: Systemic regulation
needed. BIS Quarterly Review, December 2021, 1–6.

Cavanagh, C., & Benjaminsen, T. A. (2014). Virtual nature, violent
accumulation: The “spectacular failure” of carbon offsetting at a
Ugandan National Park. Geoforum, 56, 55–65. https://doi.org/10.
1016/j.geoforum.2014.06.013

CBI. (2018). Bonds and Climate Change: The State of the Market
2018. Climate Bonds Initiative (CBI). https://www.climatebonds.
net/resources/reports/bonds-and-climate-change-state-market-2018

CDP. (2019). Major risk or rosy opportunity – Climate Change Re-
port 2019. Carbon Disclosure Project (CDP). https://cdn.cdp.net/
cdp-production/cms/reports/documents/000/004/588/original/CDP_
Climate_Change_report_2019.pdf?1562321876

Codagnone, R., Wagner, J., & Chao Zhan, J. (2020). Nachhaltige In-
vestmentzertifikate in Österreich. Statistiken – Daten Und Analysen
– Oesterreichische Nationalbank (OeNB), Q2-20. https://www.oenb.
at/Publikationen/Statistik/Statistiken---Daten-und-Analysen/2020/
statistiken-daten-und-analysen-q2-20.html

Colard, A., Frischer, C., Günsberg, G., Fucik, J., & Rattay, W. (2018).
Update 2018 zum Bericht „Carbon Bubble & Divestment“: Analy-
se zu fossilen Investitionen im österreichischen Fondsmarkt (p. 80)
[Kurzbericht]. Günsberg Politik- und Strategieberatung, ESG Plus,
Green Alpha.

Cosme, I., Santos, R., & O’Neill, D. W. (2017). Assessing the degrowth
discourse: A review and analysis of academic degrowth policy pro-
posals. Journal of Cleaner Production, 149, 321–334. https://doi.
org/10.1016/j.jclepro.2017.02.016

Crotty, J. (2019). Keynes Against Capitalism: His Economic Case for
Liberal Socialism. Routledge & CRC Press. https://www.routledge.
com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-
Socialism/Crotty/p/book/9781138612846

Dafermos, Y., Nikolaidi, M., & Galanis, G. (2018). Can Green Quan-
titative Easing (QE) Reduce Global Warming? Policy Brief. https://
www.feps-europe.eu/component/attachments/attachments.html?
task=attachment&id=112

Dasgupta, P. (2021). Final Report – The Economics of Biodi-
versity: The Dasgupta Review. HM Treasury. https://www.
gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-
biodiversity-the-dasgupta-review

De Haas, R., & Popov, A. A. (2019). Finance and Carbon Emissions
(ECBWorking Paper No 2318 ID 3459987). European Central Bank.
https://papers.ssrn.com/abstract=3459987

Demaria, F., Schneider, F., Sekulova, F., & Martinez-Alier, J. (2013).
What is Degrowth? From an Activist Slogan to a Social Move-
ment. Environmental Values, 22(2), 191–215. https://doi.org/10.
3197/096327113X13581561725194

Der GLOBAL 2000 Banken-Check: 10 von 11 Banken finan-
zieren fossile Energien. (2021). GLOBAL 2000. https://www.
global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-
banken-finanzieren-fossile-energien

DiEM25. (2020). Roadmap für Europas sozial-ökologische Wen-
de (Green New Deal for Europe). DiEM 25. https://report.
gndforeurope.com/edition-de/

Digiconomist – Exposing the Unintended Consequences of Digital
Trends. (2021). Digiconomist. https://digiconomist.net/

Dikau, S., & Volz, U. (2018, September). Central Banking, Climate
Change and Green Finance [Monographs and Working Papers]. Asi-
an Development Bank Institute. https://eprints.soas.ac.uk/26445/

Dikau, S., & Volz, U. (2021). Central bank mandates, sustainability ob-
jectives and the promotion of green finance. Ecological Economics,
184, 107022. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107022

Dogecoin. (2021). In Wikipedia. https://de.wikipedia.org/w/index.php?
title=Dogecoin&oldid=216135742

Dörig, P., Lutz, V., Rattay, W., Stadelmann, M., Jorisch, D., Ku-
nesch, S., & Glas, N. (2020). Kohlenstoffrisiken für den öster-
reichischen Finanzmarkt (Carbon exposure. The Austrian state
of the market.) (No. 4; Working Paper, p. 136). RiskFin-
Porto. https://www.anpassung.at/riskfinporto/media/RiskFinPorto_
B769997_WP4_Financial-Carbon-Risk-Exposure_v3.pdf

Douthwaite, R. J. (1998). Short Circuit: Strengthening Local Econo-
mics for Security in an Unstable World (CA res. please inc. 7.25%
tax edition). Chelsea Green Pub Co.

Dunz, N., Naqvi, A., & Monasterolo, I. (2021). Climate sentiments,
transition risk, and financial stability in a stock-flow consistent mo-
del. Journal of Financial Stability, 54, 100872. https://doi.org/10.
1016/j.jfs.2021.100872

ECB. (2021, July 8). ECB presents action plan to include cli-
mate change considerations in its monetary policy strategy.
https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2021/html/ecb.pr210708_
1~f104919225.en.html

ECO – Earth Carbon Obligation. (2021). Klimakonzept. https://www.
saveclimate.earth/klimakonzept/der-eco/

Edenhofer, O., Flachsland, C., Kalkuhl, M., Knopf, B., & Pahle,
M. (2019). Optionen für eine CO2-Preisreform (Working Paper
No. 04/2019). Arbeitspapier. https://www.econstor.eu/handle/10419/
201374

EEA. (2021). Growth without economic growth [Briefing]. Eu-
ropean Environment Agency (EEA). https://www.eea.europa.eu/
publications/growth-without-economic-growth

Ehlers, T., Mojon, B., & Packer, F. (2020). Green bonds and carbon
emissions: Exploring the case for a rating system at the firm level.
BIS Quarterly Review. https://www.bis.org/publ/qtrpdf/r_qt2009c.
htm

Eisenstein, C. (2011). Sacred economics: Money, gift, and society in the
age of transition. North Atlantic Books.

Eisenstein, C. (2021). Sacred Economics, Revised. North Atlan-
tic Books. https://www.penguinrandomhouse.com/books/659305/
sacred-economics-revised-by-charles-eisenstein/

Epstein, G. A. (2005). Financialization and the World Economy. Ed-
ward Elgar.

Essletzbichler, J., Disslbacher, F., & Moser, M. (2018). The victims
of neoliberal globalisation and the rise of the populist vote: A
comparative analysis of three recent electoral decisions. Cambridge
Journal of Regions, Economy and Society. https://doi.org/10.1093/
cjres/rsx025

Fama, E. F. (1970). Efficient Capital Markets: A Review of Theory and
Empirical Work. The Journal of Finance, 25(2), 383–417. https://
doi.org/10.2307/2325486

Fama, E. F., & French, K. R. (1988). Permanent and Temporary
Components of Stock Prices. Journal of Political Economy, 96(2),
246–273.

Fama, E. F., & French, K. R. (1996). Multifactor Explanations of Asset
Pricing Anomalies. The Journal of Finance, 51(1), 55–84. https://
doi.org/10.1111/j.1540-6261.1996.tb05202.x

Felber, C. (2018).Die Gemeinwohl-Ökonomie. Deuticke Verlag. https://
www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-oekonomie/
978-3-552-06385-3/

Fessler, P., Lindner, P., & Schürz, M. (2018). Eurosystem Household
Finance and Consumption Survey 2017 for Austria.Monetary Policy
and the Economy Q4/18 – Oesterreichische Nationalbank (OeNB).

https://doi.org/10.1038/s41558-018-0175-0
https://ideas.repec.org/p/ags/ugeofs/16651.html
https://doi.org/10.1016/j.geoforum.2014.06.013
https://doi.org/10.1016/j.geoforum.2014.06.013
https://www.climatebonds.net/resources/reports/bonds-and-climate-change-state-market-2018
https://www.climatebonds.net/resources/reports/bonds-and-climate-change-state-market-2018
https://cdn.cdp.net/cdp-production/cms/reports/documents/000/004/588/original/CDP_Climate_Change_report_2019.pdf?1562321876
https://cdn.cdp.net/cdp-production/cms/reports/documents/000/004/588/original/CDP_Climate_Change_report_2019.pdf?1562321876
https://cdn.cdp.net/cdp-production/cms/reports/documents/000/004/588/original/CDP_Climate_Change_report_2019.pdf?1562321876
https://www.oenb.at/Publikationen/Statistik/Statistiken---Daten-und-Analysen/2020/statistiken-daten-und-analysen-q2-20.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Statistik/Statistiken---Daten-und-Analysen/2020/statistiken-daten-und-analysen-q2-20.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Statistik/Statistiken---Daten-und-Analysen/2020/statistiken-daten-und-analysen-q2-20.html
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2017.02.016
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2017.02.016
https://www.routledge.com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-Socialism/Crotty/p/book/9781138612846
https://www.routledge.com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-Socialism/Crotty/p/book/9781138612846
https://www.routledge.com/Keynes-Against-Capitalism-His-Economic-Case-for-Liberal-Socialism/Crotty/p/book/9781138612846
https://www.feps-europe.eu/component/attachments/attachments.html?task=attachment&id=112
https://www.feps-europe.eu/component/attachments/attachments.html?task=attachment&id=112
https://www.feps-europe.eu/component/attachments/attachments.html?task=attachment&id=112
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review
https://papers.ssrn.com/abstract=3459987
https://doi.org/10.3197/096327113X13581561725194
https://doi.org/10.3197/096327113X13581561725194
https://www.global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-finanzieren-fossile-energien
https://www.global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-finanzieren-fossile-energien
https://www.global2000.at/presse/der-global-2000-banken-check-10-von-11-banken-finanzieren-fossile-energien
https://report.gndforeurope.com/edition-de/
https://report.gndforeurope.com/edition-de/
https://digiconomist.net/
https://eprints.soas.ac.uk/26445/
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107022
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Dogecoin&oldid=216135742
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Dogecoin&oldid=216135742
https://www.anpassung.at/riskfinporto/media/RiskFinPorto_B769997_WP4_Financial-Carbon-Risk-Exposure_v3.pdf
https://www.anpassung.at/riskfinporto/media/RiskFinPorto_B769997_WP4_Financial-Carbon-Risk-Exposure_v3.pdf
https://doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100872
https://doi.org/10.1016/j.jfs.2021.100872
https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2021/html/ecb.pr210708_1~f104919225.en.html
https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2021/html/ecb.pr210708_1~f104919225.en.html
https://www.saveclimate.earth/klimakonzept/der-eco/
https://www.saveclimate.earth/klimakonzept/der-eco/
https://www.econstor.eu/handle/10419/201374
https://www.econstor.eu/handle/10419/201374
https://www.eea.europa.eu/publications/growth-without-economic-growth
https://www.eea.europa.eu/publications/growth-without-economic-growth
https://www.bis.org/publ/qtrpdf/r_qt2009c.htm
https://www.bis.org/publ/qtrpdf/r_qt2009c.htm
https://www.penguinrandomhouse.com/books/659305/sacred-economics-revised-by-charles-eisenstein/
https://www.penguinrandomhouse.com/books/659305/sacred-economics-revised-by-charles-eisenstein/
https://doi.org/10.1093/cjres/rsx025
https://doi.org/10.1093/cjres/rsx025
https://doi.org/10.2307/2325486
https://doi.org/10.2307/2325486
https://doi.org/10.1111/j.1540-6261.1996.tb05202.x
https://doi.org/10.1111/j.1540-6261.1996.tb05202.x
https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-oekonomie/978-3-552-06385-3/
https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-oekonomie/978-3-552-06385-3/
https://www.hanser-literaturverlage.de/buch/die-gemeinwohl-oekonomie/978-3-552-06385-3/


476 Kapitel 16. Geld- und Finanzsystem

https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-
und-Wirtschaft/2018/monetary-policy-and-the-economy-q4-18.
html

FMA. (2020). FMA-Leitfaden zu Nachhaltigkeitsrisiken. Finanzmarkt-
aufsicht Österreich. https://www.fma.gv.at/download.php?d=4720

FNG. (2020). Marktbericht Nachhaltige Geldanlagen 2021 – Deutsch-
land, Österreich und die Schweiz (FNGMarktbericht). Forum Nach-
haltige Geldanlagen. https://fng-marktbericht.org/

G20. (2021). G20 Rome Leaders’ Declaration. G20. https://www.
g20.org/wp-content/uploads/2021/10/G20-ROME-LEADERS-
DECLARATION.pdf

Georgescu-Roegen, N. (1971). The Entropy Law and the Economic
Process. In The Entropy Law and the Economic Process. Harvard
University Press. https://doi.org/10.4159/harvard.9780674281653

Gesell, S. (1916). Die Natürliche Wirtschaftsordnung Durch Freiland
Und Freigeld (Erstausgabe). Selbstverlag, Les Hauts Geneveys.

Godley, W., & Lavoie, M. (2007). Monetary Economics. An Integrated
Approach to Credit, Money, Income, Production and Wealth. Pal-
grave Macmillan, New York.

Goldman Sachs. (2013). Financial Transaction Tax: How severe?
(p. 73). Goldman Sachs. https://www.steuer-gegen-armut.org/
fileadmin/Dateien/Kampagnen-Seite/Unterstuetzung_Ausland/EU/
2013/2013.05._GS_on_Fin_l_Transaction_tax__FTT__-_Bottom_
Up_Analysis_Europe.pdf

Goyfman, E. (2013). Let’s Be Frank: Are the Proposed US Rules Based
on Basel III an Adequate Response to the Financial Debacle. Ford-
ham International Law Journal, 36, 1062.

Graeber, D. (2012). Debt: The first 5000 years. Penguin UK.
Graeber, D. (2018). Bullshit Jobs: A Theory. Simon & Schuster.
Günsberg, G., Fucik, J., Colard, A., Frischer, C., & Rattay,

W. (2017). Carbon Bubble & Divestment: Grundlagen und
Analyse zur Bewertung fossiler Investitionen im österreichi-
schen Fondsmarkt (p. 80) [Studie im Auftrag des Lebens-
ministeriums]. Günsberg Politik- und Strategieberatung, ESG
Plus, Green Alpha. http://sustainablealpha.eu/wp-content/uploads/
CarbonBubbleDivestment_Analyse_Printversion.pdf

Guth, M., Hesse, J., Königswieser, C., Krenn, G., Lipp, C., Neudorfer,
B., Schneider, M., & Weiss, P. (2021). OeNB climate risk stress test
– modeling a carbon price shock for the Austrian banking sector.
Financial Stability Report, 42, 27–45.

Guttmann, R. (1996). Die Transformation des Finanzkapitals. PROK-
LA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, 26(103), 165–195.
https://doi.org/10.32387/prokla.v26i103.924

Hache, F. (2019a). 50 shades of green: The rise of natural capital
markets and sustainable finance. PART I. CARBON [Policy Re-
port]. Green Finance Observatory. https://greenfinanceobservatory.
org/2019/03/11/50-shades/

Hache, F. (2019b). 50 Shades of Green Part II: The Fallacy of Environ-
mental Markets (SSRN Scholarly Paper ID 3547414). Social Science
Research Network. https://doi.org/10.2139/ssrn.3547414

Hansen, T., & Pollin, R. (2020). Economics and climate justice acti-
vism: Assessing the financial impact of the fossil fuel divestment
movement. Review of Social Economy, 0(0), 1–38. https://doi.org/
10.1080/00346764.2020.1785539

Harvey, D. (2011). The Future of the Commons. Radical History Re-
view, 109, 101–107. https://doi.org/10.1215/01636545-2010-017

Hickel, J. (2021). Less is More. How Degrowth will save the world. Pin-
guin Random House. https://www.penguin.co.uk/books/1119823/
less-is-more/9781786091215

Hickel, J., & Hallegatte, S. (2021). Can we live within environmental
limits and still reduce poverty? Degrowth or decoupling? Develop-
ment Policy Review, 00, 1–24. https://doi.org/10.1111/dpr.12584

Hickel, J., & Kallis, G. (2020). Is Green Growth Possible? New Political
Economy, 25(4), 469–486. https://doi.org/10.1080/13563467.2019.
1598964

Hockett, R. C. (2019). Finance without Financiers. Politics & Society,
47(4), 491–527. https://doi.org/10.1177/0032329219882190

Hoover, K. D. (1992). The Rational Expectations Revolution: An As-
sessment. Cato Journal, 12, 81.

Hornborg, A. (2017). How to turn an ocean liner: A proposal for volun-
tary degrowth by redesigning money for sustainability, justice, and
resilience. Journal of Political Ecology, 24(1), 623–632. https://doi.
org/10.2458/v24i1.20900

Horsch, A., & Richter, S. (2017). Climate Change Driving Financial
Innovation: The Case of Green Bonds. The Journal of Structured
Finance, 23(1), 79. https://doi.org/10.3905/jsf.2017.23.1.079

Hyams, K., & Fawcett, T. (2013). The ethics of carbon offsetting.
WIREs Climate Change, 4(2), 91–98. https://doi.org/10.1002/wcc.
207

IEA. (2021). Net Zero by 2050 – A Roadmap for the Global Energy Sec-
tor. International Energy Agency (IEA). https://www.iea.org/reports/
net-zero-by-2050

IPCC. (2018). Global warming of 1.5 ıC. http://www.ipcc.ch/report/
sr15/

IRENA. (2021). World Energy Transitions Outlook: 1.5 ıC Pathway
(Preview). IRENA – International Renewable Energy Agen-
cy. https://www.irena.org/publications/2021/Jun/World-Energy-
Transitions-Outlook

IRENA, & ILO. (2021). Renewable Energy and Jobs – Annual Re-
view 2021. International Renewable Energy Agency, International
Labour Organization. https://www.irena.org/publications/2021/Oct/
Renewable-Energy-and-Jobs-Annual-Review-2021

Jackson, T. (2009). Prosperity without Growth. Economics for a Finite
Plane. Earthscan.

Jackson, T. (2017). Prosperity without growth – Foundations for
the economy of tomorrow. https://www.routledge.com/Prosperity-
without-Growth-Foundations-for-the-Economy-of-Tomorrow-2nd/
Jackson/p/book/9781138935419

Jackson, T. (2019). The Post-growth Challenge: Secular Stagnation,
Inequality and the Limits to Growth. Ecological Economics, 156,
236–246. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2018.10.010

Jackson, T., & Victor, P. A. (2016). Does slow growth lead to ri-
sing inequality? Some theoretical reflections and numerical simula-
tions. Ecological Economics, 121, 206–219. https://doi.org/10.1016/
j.ecolecon.2015.03.019

Jäger, J. (2020). Hoffnungsträger Green Finance? Kurswechsel, 4, 91–
96.

Jäger, J. S. (2020). Global Green Finance and Sustainability: Insights
for Progressive Strategies. Journal Für Entwicklungspolitik, 36(4),
4–30.

Jiang, S., Li, Y., Lu, Q., Hong, Y., Guan, D., Xiong, Y., & Wang,
S. (2021). Policy assessments for the carbon emission flows and
sustainability of Bitcoin blockchain operation in China. Nature
Communications, 12(1), 1938. https://doi.org/10.1038/s41467-021-
22256-3

Kalecki, M. (1943). Political Aspects of Full Employment. The Politi-
cal Quarterly, 14(4), 322–330. https://doi.org/10.1111/j.1467-923X.
1943.tb01016.x

Kallis, G. (2011). In defence of degrowth. Ecological Economics, 70(5),
873–880. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2010.12.007

Kallis, G. (2017). Radical Dematerialization and Degrowth. Philoso-
phical Transactions of the Royal Society A. https://doi.org/10.1098/
rsta.2016.0383

Kallis, G., Kerschner, C., & Martinez-Alier, J. (2012). The economics
of degrowth. Ecological Economics, 84, 172–180. https://doi.org/10.
1016/j.ecolecon.2012.08.017

Kallis, G., Kostakis, V., Lange, S., Muraca, B., Paulson, S., & Schmel-
zer, M. (2018). Research On Degrowth. Annual Review of Envi-
ronment and Resources, 43(1), 291–316. https://doi.org/10.1146/
annurev-environ-102017-025941

https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2018/monetary-policy-and-the-economy-q4-18.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2018/monetary-policy-and-the-economy-q4-18.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2018/monetary-policy-and-the-economy-q4-18.html
https://www.fma.gv.at/download.php?d=4720
https://fng-marktbericht.org/
https://www.g20.org/wp-content/uploads/2021/10/G20-ROME-LEADERS-DECLARATION.pdf
https://www.g20.org/wp-content/uploads/2021/10/G20-ROME-LEADERS-DECLARATION.pdf
https://www.g20.org/wp-content/uploads/2021/10/G20-ROME-LEADERS-DECLARATION.pdf
https://doi.org/10.4159/harvard.9780674281653
https://www.steuer-gegen-armut.org/fileadmin/Dateien/Kampagnen-Seite/Unterstuetzung_Ausland/EU/2013/2013.05._GS_on_Fin_l_Transaction_tax__FTT__-_Bottom_Up_Analysis_Europe.pdf
https://www.steuer-gegen-armut.org/fileadmin/Dateien/Kampagnen-Seite/Unterstuetzung_Ausland/EU/2013/2013.05._GS_on_Fin_l_Transaction_tax__FTT__-_Bottom_Up_Analysis_Europe.pdf
https://www.steuer-gegen-armut.org/fileadmin/Dateien/Kampagnen-Seite/Unterstuetzung_Ausland/EU/2013/2013.05._GS_on_Fin_l_Transaction_tax__FTT__-_Bottom_Up_Analysis_Europe.pdf
https://www.steuer-gegen-armut.org/fileadmin/Dateien/Kampagnen-Seite/Unterstuetzung_Ausland/EU/2013/2013.05._GS_on_Fin_l_Transaction_tax__FTT__-_Bottom_Up_Analysis_Europe.pdf
http://sustainablealpha.eu/wp-content/uploads/CarbonBubbleDivestment_Analyse_Printversion.pdf
http://sustainablealpha.eu/wp-content/uploads/CarbonBubbleDivestment_Analyse_Printversion.pdf
https://doi.org/10.32387/prokla.v26i103.924
https://greenfinanceobservatory.org/2019/03/11/50-shades/
https://greenfinanceobservatory.org/2019/03/11/50-shades/
https://doi.org/10.2139/ssrn.3547414
https://doi.org/10.1080/00346764.2020.1785539
https://doi.org/10.1080/00346764.2020.1785539
https://doi.org/10.1215/01636545-2010-017
https://www.penguin.co.uk/books/1119823/less-is-more/9781786091215
https://www.penguin.co.uk/books/1119823/less-is-more/9781786091215
https://doi.org/10.1111/dpr.12584
https://doi.org/10.1080/13563467.2019.1598964
https://doi.org/10.1080/13563467.2019.1598964
https://doi.org/10.1177/0032329219882190
https://doi.org/10.2458/v24i1.20900
https://doi.org/10.2458/v24i1.20900
https://doi.org/10.3905/jsf.2017.23.1.079
https://doi.org/10.1002/wcc.207
https://doi.org/10.1002/wcc.207
https://www.iea.org/reports/net-zero-by-2050
https://www.iea.org/reports/net-zero-by-2050
http://www.ipcc.ch/report/sr15/
http://www.ipcc.ch/report/sr15/
https://www.irena.org/publications/2021/Jun/World-Energy-Transitions-Outlook
https://www.irena.org/publications/2021/Jun/World-Energy-Transitions-Outlook
https://www.irena.org/publications/2021/Oct/Renewable-Energy-and-Jobs-Annual-Review-2021
https://www.irena.org/publications/2021/Oct/Renewable-Energy-and-Jobs-Annual-Review-2021
https://www.routledge.com/Prosperity-without-Growth-Foundations-for-the-Economy-of-Tomorrow-2nd/Jackson/p/book/9781138935419
https://www.routledge.com/Prosperity-without-Growth-Foundations-for-the-Economy-of-Tomorrow-2nd/Jackson/p/book/9781138935419
https://www.routledge.com/Prosperity-without-Growth-Foundations-for-the-Economy-of-Tomorrow-2nd/Jackson/p/book/9781138935419
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2018.10.010
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2015.03.019
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2015.03.019
https://doi.org/10.1038/s41467-021-22256-3
https://doi.org/10.1038/s41467-021-22256-3
https://doi.org/10.1111/j.1467-923X.1943.tb01016.x
https://doi.org/10.1111/j.1467-923X.1943.tb01016.x
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2010.12.007
https://doi.org/10.1098/rsta.2016.0383
https://doi.org/10.1098/rsta.2016.0383
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.08.017
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.08.017
https://doi.org/10.1146/annurev-environ-102017-025941
https://doi.org/10.1146/annurev-environ-102017-025941


16.5 Quellenverzeichnis 477

Kelton, S. (2019). The Deficit Myth – Modern Monetary Theory and the
Birth of the People’s Economy. https://www.publicaffairsbooks.com/
titles/stephanie-kelton/the-deficit-myth/9781541736184/

Kemp-Benedict, E., & Kartha, S. (2019). Environmental financializa-
tion: What could go wrong? Real-World Economics Review, 87,
69–89.

Keynes, J. M. (1930). The economic possibilities of our grandchildren.
In J. M. Keynes, Essays in persuasion. Harcourt Brace, New York,
1932.

Keynes, J. M. (1936). The General Theory of Employment, Interest and
Money. Palgrave Macmillan.

Keyßer, L. T., & Lenzen, M. (2021). 1.5 ıC degrowth scenarios sug-
gest the need for new mitigation pathways. Nature Communications,
12(1), 2676. https://doi.org/10.1038/s41467-021-22884-9

Kimmich, C., & Wenzlaff, F. (2021). The Structure-Agency Relation
of Growth Imperative Hypotheses in a Credit Economy. New Poli-
tical Economy, 0(0), 1–19. https://doi.org/10.1080/13563467.2021.
1952557

Kindleberger, C. P., & Aliber, R. Z. (2005). Manias, Panics, and
Crashes: A History of Financial Crises (Fifth). John Wiley and Sons
Inc., New Jersey.

Klima- und Energiefonds. (2019). Faktencheck Green Finance. https://
faktencheck-energiewende.at/faktencheck/green-finance/

Königswieser, C., Neudorfer, B., & Schneider, M. (2021). Supplement
to “OeNB climate risk stress test – modeling a carbon price shock for
the Austrian banking sector.” Financial Stability Report, 42. https://
ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2021i42b2.html

Lange, S. (2018). Macroeconomics Without Growth: Sustainable Eco-
nomies in Neoclassical, Keynesian and Marxian Theories (1. Editi-
on). Metropolis.

Lavoie, M. (2014). Lavoie, M: Post-Keynesian Economics: New Foun-
dations. Edward Elgar Publishing.

Lent, J. (2017). The Patterning Instinct: A History of Humanity’s Search
for Meaning. Prometheus Books. https://www.jeremylent.com/the-
patterning-instinct.html

Lent, J. R. (2021). The Web of Meaning: Integrating Science and Tradi-
tional Wisdom to Find Our Place In the Universe. Profile Books Ltd.
https://www.jeremylent.com/the-web-of-meaning.html

Lietaer, B., Arnsperger, C., Goerner, S., & Brunnhuber, S. (2012). Mo-
ney and Sustainability. The Missing Link. Triarchy Press. Report
from the Club of Rome – EU Chapter.

Lindner, P., & Schürz, M. (2019). The joint distribution of wealth,
income and consumption in Austria: A cautionary note on
heterogeneity. Monetary Policy and the Economy Q4/19 – Oesterrei-
chische Nationalbank (OeNB). https://www.oenb.at/Publikationen/
Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2019/monetary-policy-
and-the-economy.html

Lohmann, L. (2012). Financialization, commodification and carbon:
The contradictions of neoliberal climate policy. Socialist Register,
48. https://socialistregister.com/index.php/srv/article/view/15647

Lucas, R. (1976). Econometric Policy Evaluation: A Critique. In K.
Brunner & A. Meltzer (Eds.), The Phillips Curve and Labor Mar-
kets (pp. 19–46). Carnegie-Rochester Conference Series on Public
Policy 1. New York: American Elsevier.

Maechler, S., & Graz, J.-C. (2020). Is the sky or the earth the limit?
Risk, uncertainty and nature. Review of International Political Eco-
nomy, 0(0), 1–22. https://doi.org/10.1080/09692290.2020.1831573

Maehle, N., Otte, P. P., & Drozdova, N. (2020). Crowdfunding Sustain-
ability. In R. Shneor, L. Zhao, & B.-T. Flåten (Eds.), Advances in
Crowdfunding: Research and Practice (pp. 393–422). Springer In-
ternational Publishing. https://doi.org/10.1007/978-3-030-46309-0_
17

Malkiel, B. G. (2003). The Efficient Market Hypothesis and Its Critics.
Journal of Economic Perspectives, 17(1), 59–82. https://doi.org/10.
1257/089533003321164958

Malm, A. (2013). The Origins of Fossil Capital: FromWater to Steam in
the British Cotton Industry*. Historical Materialism, 21(1), 15–68.
https://doi.org/10.1163/1569206X-12341279

Malm, A. (2016). Fossil Capital: The Rise of Steam Power and the
Roots of Global Warming. Verso.

Maloumian, N. (2022). Unaccounted forms of complexity: A path
away from the efficient market hypothesis paradigm. Social Sciences
& Humanities Open, 5(1), 100244. https://doi.org/10.1016/j.ssaho.
2021.100244

Matikainen, S., Campiglio, E., & Zenghelis, D. (2017). The climate im-
pact of quantitative easing. Policy Paper. https://doi.org/10.13140/
RG.2.2.24108.05763

Mazzucato, M. (2014). The entrepreneurial state: Debunking public vs.
private sector myths (Revised edition). Anthem Press.

MCC. (2022). MCC Carbon Clock: Remaining carbon budget – Mer-
cator Research Institute on Global Commons and Climate Change
(MCC). https://www.mcc-berlin.net/en/research/co2-budget.html

McCauley, D. J. (2006). Selling out on nature. Nature, 443(7107), 27–
28. https://doi.org/10.1038/443027a

MDR. (2021). Mehr als ganz Italien: Stromverbrauch macht Bit-
coin zum Klimakiller. https://www.mdr.de/wissen/stromverbrauch-
kryptowaehrung-bitcoin-100.html

Meadows, D. H., Meadows, D. L., Randers, J., & Behrens, W. B. I.
(1972). The Limits to Growth. Club of Rome. Universe Books.

Mellor, M. (2019). Democratizing Finance or Democratizing Mo-
ney? Politics & Society, 47(4), 635–650. https://doi.org/10.1177/
0032329219878992

Menkveld, A. J., & Yueshen, B. Z. (2018). The Flash Crash: A Cautio-
nary Tale About Highly Fragmented Markets. Management Science,
65(10), 4470–4488. https://doi.org/10.1287/mnsc.2018.3040

Michel, A., & Hudon, M. (2015). Community currencies and sustain-
able development: A systematic review. Ecological Economics, 116,
160–171. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2015.04.023

Michell, J. (2016). Do shadow banks create money? “Financialisation”
and the monetary circuit. Post Keynesian Economics Study Group
Working Paper, 1605.

Milanovic, B. (2019). Capitalism, Alone: The Future of the System That
Rules the World. Harvard University Press.

Minsky, H. (1986). Stabilizing an Unstable Economy. Yale University
Press, New Haven and London.

Minsky, H. P. (1982). Can “It” Happen Again? Essays on Instability
and Finance. M. E. Sharpe, Inc.

Mirowski, P., & Plehwe, D. (2009). The Road from Mont Pèlerin. Har-
vard University Press. https://www.jstor.org/stable/j.ctt13x0jdh

Mishkin, F. S. (2007). A Rational Expectations Approach to Macroeco-
nometrics: Testing Policy Ineffectiveness and Efficient-Markets
Models. In A Rational Expectations Approach to Macroeco-
nometrics. University of Chicago Press. https://doi.org/10.7208/
9780226531922

Monasterolo, I. (2020). Embedding Finance in the Macroeconomics
of Climate Change: Research Challenges and Opportunities Ahead.
CESifo Forum, 21(4), 25–32.

Morse-Jones, S., Luisetti, T., Turner, R. K., & Fisher, B. (2011).
Ecosystem valuation: Some principles and a partial application. En-
vironmetrics, 22(5), 675–685. https://doi.org/10.1002/env.1073

MSEG. (2022). Österreichische Stellungnahme zur Taxonomie Ver-
ordnung [Stellungnahme der österreichischen Mitgliedsstaaten
Expert:innengruppe zur EU Taxonomie Verordnung]. https://
www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/klimaschutz/green_finance/
taxonomie_vo.html

Nabil, A., Marriott, A., Dabi, N., Lowthers, M., Lawson, M., & Muge-
hera, L. (2022). Inequality kills. The unparalleled action needed to
combat unprecedented inequality in the wake of COVID-19. Oxfam
International. https://www.oxfam.org/en/research/inequality-kills

https://www.publicaffairsbooks.com/titles/stephanie-kelton/the-deficit-myth/9781541736184/
https://www.publicaffairsbooks.com/titles/stephanie-kelton/the-deficit-myth/9781541736184/
https://doi.org/10.1038/s41467-021-22884-9
https://doi.org/10.1080/13563467.2021.1952557
https://doi.org/10.1080/13563467.2021.1952557
https://faktencheck-energiewende.at/faktencheck/green-finance/
https://faktencheck-energiewende.at/faktencheck/green-finance/
https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2021i42b2.html
https://ideas.repec.org/a/onb/oenbfs/y2021i42b2.html
https://www.jeremylent.com/the-patterning-instinct.html
https://www.jeremylent.com/the-patterning-instinct.html
https://www.jeremylent.com/the-web-of-meaning.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2019/monetary-policy-and-the-economy.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2019/monetary-policy-and-the-economy.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Volkswirtschaft/Geldpolitik-und-Wirtschaft/2019/monetary-policy-and-the-economy.html
https://socialistregister.com/index.php/srv/article/view/15647
https://doi.org/10.1080/09692290.2020.1831573
https://doi.org/10.1007/978-3-030-46309-0_17
https://doi.org/10.1007/978-3-030-46309-0_17
https://doi.org/10.1257/089533003321164958
https://doi.org/10.1257/089533003321164958
https://doi.org/10.1163/1569206X-12341279
https://doi.org/10.1016/j.ssaho.2021.100244
https://doi.org/10.1016/j.ssaho.2021.100244
https://doi.org/10.13140/RG.2.2.24108.05763
https://doi.org/10.13140/RG.2.2.24108.05763
https://www.mcc-berlin.net/en/research/co2-budget.html
https://doi.org/10.1038/443027a
https://www.mdr.de/wissen/stromverbrauch-kryptowaehrung-bitcoin-100.html
https://www.mdr.de/wissen/stromverbrauch-kryptowaehrung-bitcoin-100.html
https://doi.org/10.1177/0032329219878992
https://doi.org/10.1177/0032329219878992
https://doi.org/10.1287/mnsc.2018.3040
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2015.04.023
https://www.jstor.org/stable/j.ctt13x0jdh
https://doi.org/10.7208/9780226531922
https://doi.org/10.7208/9780226531922
https://doi.org/10.1002/env.1073
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/klimaschutz/green_finance/taxonomie_vo.html
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/klimaschutz/green_finance/taxonomie_vo.html
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/klimaschutz/green_finance/taxonomie_vo.html
https://www.oxfam.org/en/research/inequality-kills


478 Kapitel 16. Geld- und Finanzsystem

Nath, V., Nayak, N., & Goel, A. (2014). Green Banking Practices –
A Review (SSRN Scholarly Paper ID 2425108). Social Science Re-
search Network. https://papers.ssrn.com/abstract=2425108

NGFS. (2021). A call for action. Climate change as a source of fi-
nancial risk. Network for Greening the Financial System. https://
www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-
climate-change-as-a-source-of-financial-risk/

NGSF. (2021). Progress report on bridging data gaps. https://www.
ngfs.net/en/progress-report-bridging-data-gaps

Novy, A. (2020). The political trilemma of contemporary social-
ecological transformation – lessons from Karl Polanyi’s The Great
Transformation. Globalizations, 0(0), 1–22. https://doi.org/10.1080/
14747731.2020.1850073

O’Connor, J. R. (1998). Natural Causes: Essays in Ecological Marxism.
Guilford Press.

Onaran, O., Stockhammer, E., & Grafl, L. (2011). Financialisation, in-
come distribution and aggregate demand in the USA. Cambridge
Journal of Economics, 35, 637–661.

Pahle, M., Tietjen, O., Osorio, S., Egli, F., Steffen, B., Schmidt, T. S.,
& Edenhofer, O. (2022). Safeguarding the energy transition against
political backlash to carbon markets. Nature Energy, 1–7. https://doi.
org/10.1038/s41560-022-00984-0

Palley, T. I. (2013). A Theory of Minsky Super-cycles and Financial
Crises. In T. I. Palley (Ed.), Financialization: The Economics of Fi-
nance Capital Domination (pp. 126–142). Palgrave Macmillan UK.
https://doi.org/10.1057/9781137265821_8

Pettifor, A. (2017). The Production of Money: How to Break the Power
of Bankers (Reprint Edition). Verso.

Pettifor, A. (2019). The Case for the Green New Deal. Verso.
Philipponnat, T. (2020). 10 Principles for a Sustainable Reco-

very. Finance Watch. https://www.finance-watch.org/publication/
10-principles-for-a-sustainable-recovery/

Piketty, T. (2014). Capital in the Twenty-First Century. Harvard Univer-
sity Press.

Pointner, W. (2020). Notenbanken und Green Finance. Kurswechsel, 4,
97–100.

Pointner, W., & Ritzberger-Grünwald, D. (2019). Climate change as a
risk to financial stability [In: Financial Stability Report 38, OeNB
Oesterreichische Nationalbank]. https://www.oenb.at/Publikationen/
Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaetsbericht.html

Polanyi, K. (1944). The great transformation. Farrar & Rinehart.
Pozsar, Z. (2014). Shadow Banking: The Money View. OFR (Office of

Financial Research) Working Paper, 14–04.
Rattay, W., Günsberg, G., Jorisch, D., Treis, M., Stadelmann, M., &

Schanda, R. (2020). Consequences of the Paris Agreement and its
implementation for the financial sector in Austria (Working Paper
No. 2). RiskFinPorto. https://www.anpassung.at/riskfinporto/

Rea, A. W., & Munns, W. R. (2017). The Value of Nature: Economic,
Intrinsic, or Both? Integrated Environmental Assessment and Ma-
nagement, 13(5), 953–955. https://doi.org/10.1002/ieam.1924

Reininger, T. (2021). The EU Budgetary Package 2021to 2027 Almost
Finalised: An Assessment. wiiw Policy Note/Policy Report No. 45.
https://wiiw.ac.at/p-5627.html

Reyes, O. (2020). Change Finance, not the Climate. Transnational In-
stitute (TNI) and the Institute for Policy Studies (IPS). https://www.
tni.org/en/changefinance

Rodrik, D. (2000). How far will international economic integration go?
Journal of Economic Perspectives, 14(1), 177–186.

Rosa, H. (2005). Beschleunigung. Die Veränderung der Zeitstruktur in
der Moderne (1st ed.).

Rosa, H. (2016). Resonanz: Eine Soziologie der Weltbeziehung. Suhr-
kamp verlag.

Sandberg, M., Klockars, K., & Wilén, K. (2019). Green growth or de-
growth? Assessing the normative justifications for environmental
sustainability and economic growth through critical social theory.

Journal of Cleaner Production, 206, 133–141. https://doi.org/10.
1016/j.jclepro.2018.09.175

Sander, L. (2021, May 24). Emissionen durch Bitcoin-Nutzung: Die
Kurve steigt und steigt. Die Tageszeitung: taz. https://taz.de/!
5773789/

Schröder, E., & Storm, S. (2020). Economic Growth and Carbon Emis-
sions: The Road to “Hothouse Earth” is Paved with Good Intentions.
International Journal of Political Economy, 49(2), 153–173. https://
doi.org/10.1080/08911916.2020.1778866

Schulmeister, S. (2015). The struggle over the Financial Transactions
Tax. Revue de l’OFCE, 141(5), 15–55.

Schulmeister, S. (2018). Der Weg zur Prosperität. Ecowin.
Seyfang, G., & Longhurst, N. (2013). Growing green money? Mapping

community currencies for sustainable development. Ecological Eco-
nomics, 86, 65–77. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.11.003

Seyfang, G., Lorenzoni, I., & Nye, M. (2009). Personal Carbon Tra-
ding: A critical examination ofproposals for the UK. http://www.
tyndall.ac.uk/sites/default/files/twp136.pdf

Shiller, R. J. (2000). Irrational Exuberance. In Irrational Exuberance.
Princeton University Press. https://doi.org/10.1515/9781400865536

Shiller, R. J. (2003). From Efficient Markets Theory to Behavioral Fi-
nance. Journal of Economic Perspectives, 17(1), 83–104. https://doi.
org/10.1257/089533003321164967

Shiller, R. J. (2009). The New Financial Order: Risk in the 21st Century.
In The New Financial Order. Princeton University Press. https://doi.
org/10.1515/9781400825479

Shoaib, H. M., Rafique, M. Z., Nadeem, A. M., & Huang, S. (2020).
Impact of financial development on CO2 emissions: A comparative
analysis of developing countries (D8) and developed countries (G8).
Environmental Science and Pollution Research, 27(11), 12461–
12475. https://doi.org/10.1007/s11356-019-06680-z

Sibanda, M. (2013). Financialization of Green Capital: A Panacea? Me-
diterranean Journal of Social Sciences, 4(6), 371.

Siskos, D. V. (2019).What Is the Role of Basel III in Creating Sufficient
Risk Management in the Banking Sector? (SSRN Scholarly Paper
ID 3439267). Social Science Research Network. https://doi.org/10.
2139/ssrn.3439267

Smessaert, J., Missemer, A., & Levrel, H. (2020). The commodification
of nature, a review in social sciences. Ecological Economics, 172,
106624. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106624

Spash, C. L. (2020). The capitalist passive environmental revolution.
The Ecological Citizen, 4(1), 63–71.

Spash, C. L. (2020). “The economy” as if people mattered: Revisiting
critiques of economic growth in a time of crisis.Globalizations, 0(0),
1–18. https://doi.org/10.1080/14747731.2020.1761612

Steindl, J. (1952). Maturity and stagnation in American capitalism.
NYU Press.

Stern, N., & Valero, A. (2021). Innovation, growth and the transition to
net-zero emissions. Research Policy, 50(9), 104293. https://doi.org/
10.1016/j.respol.2021.104293

Sullivan, S. (2013). Banking Nature? The Spectacular Financialisation
of Environmental Conservation. Antipode, 45(1), 198–217. https://
doi.org/10.1111/j.1467-8330.2012.00989.x

Sullivan, S. (2018). Making Nature Investable: From Legibility to Le-
verageability in Fabricating “Nature” as “Natural-Capital.” Science
& Technology Studies, 31(3), 47–76. https://doi.org/10.23987/sts.
58040

Summers, L. H. (2015). Demand Side Secular Stagnation. Ameri-
can Economic Review, 105(5), 60–65. https://doi.org/10.1257/aer.
p20151103

Sustainable-finance-Beirat. (2021). Shifting the Trillions – Ein
nachhaltiges Finanzsystem für die Große Transformation.
Sustainable-Finance-Beirat der deutschen Bundesregierung. https://
sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_
SFB_-Abschlussbericht-2021.pdf

https://papers.ssrn.com/abstract=2425108
https://www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-climate-change-as-a-source-of-financial-risk/
https://www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-climate-change-as-a-source-of-financial-risk/
https://www.mainstreamingclimate.org/publication/ngfs-a-call-for-action-climate-change-as-a-source-of-financial-risk/
https://www.ngfs.net/en/progress-report-bridging-data-gaps
https://www.ngfs.net/en/progress-report-bridging-data-gaps
https://doi.org/10.1080/14747731.2020.1850073
https://doi.org/10.1080/14747731.2020.1850073
https://doi.org/10.1038/s41560-022-00984-0
https://doi.org/10.1038/s41560-022-00984-0
https://doi.org/10.1057/9781137265821_8
https://www.finance-watch.org/publication/10-principles-for-a-sustainable-recovery/
https://www.finance-watch.org/publication/10-principles-for-a-sustainable-recovery/
https://www.oenb.at/Publikationen/Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaetsbericht.html
https://www.oenb.at/Publikationen/Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaetsbericht.html
https://www.anpassung.at/riskfinporto/
https://doi.org/10.1002/ieam.1924
https://wiiw.ac.at/p-5627.html
https://www.tni.org/en/changefinance
https://www.tni.org/en/changefinance
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2018.09.175
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2018.09.175
https://taz.de/!5773789/
https://taz.de/!5773789/
https://doi.org/10.1080/08911916.2020.1778866
https://doi.org/10.1080/08911916.2020.1778866
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.11.003
http://www.tyndall.ac.uk/sites/default/files/twp136.pdf
http://www.tyndall.ac.uk/sites/default/files/twp136.pdf
https://doi.org/10.1515/9781400865536
https://doi.org/10.1257/089533003321164967
https://doi.org/10.1257/089533003321164967
https://doi.org/10.1515/9781400825479
https://doi.org/10.1515/9781400825479
https://doi.org/10.1007/s11356-019-06680-z
https://doi.org/10.2139/ssrn.3439267
https://doi.org/10.2139/ssrn.3439267
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2020.106624
https://doi.org/10.1080/14747731.2020.1761612
https://doi.org/10.1016/j.respol.2021.104293
https://doi.org/10.1016/j.respol.2021.104293
https://doi.org/10.1111/j.1467-8330.2012.00989.x
https://doi.org/10.1111/j.1467-8330.2012.00989.x
https://doi.org/10.23987/sts.58040
https://doi.org/10.23987/sts.58040
https://doi.org/10.1257/aer.p20151103
https://doi.org/10.1257/aer.p20151103
https://sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht-2021.pdf
https://sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht-2021.pdf
https://sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht-2021.pdf


16.5 Quellenverzeichnis 479

Svartzman, R., Dron, D., & Espagne, E. (2019). From ecological ma-
croeconomics to a theory of endogenous money for a finite planet.
Ecological Economics, 162, 108–120.

Taylor, J. (2001). How the Rational Expectations Revolution has
Changed Macroeconomic Policy Research. In J. Drèze (Ed.), Ad-
vances in Macroeconomic Theory: International Economic Associa-
tion (pp. 79–96). Palgrave Macmillan UK. https://doi.org/10.1057/
9780333992753_5

TCFD. (2021). Task Force on Climate-Related Financial Disclosures –
TCFD. Task Force on Climate-Related Financial Disclosures. https://
www.fsb-tcfd.org/

Thiemann, M. (2011). Regulating the Off-balance Sheet Exposure
of Banks: A Comparison Pre- and Post Crisis. http://www.feps-
europe.eu/assets/75a7d5a0-85ba-4954-b39f-48217e5024a1/mpifg-
p11-43pdf.pdf

Thiemann, M. (2012). “Out of the Shadows?” Accounting for Spe-
cial Purpose Entities in European Banking Systems. Competi-
tion & Change, 16(1), 37–55. https://doi.org/10.1179/1024529411Z.
0000000003

Thiemann, M. (2014). In the Shadow of Basel: How Competitive Po-
litics Bred the Crisis. Review of International Political Economy,
21(6), 1203–1239. https://doi.org/10.1080/09692290.2013.860612

Tokic, D. (2012). The economic and financial dimensions of de-
growth. Ecological Economics, 84, 49–56. https://doi.org/10.1016/
j.ecolecon.2012.09.011

Turner, R. K., Morse-Jones, S., & Fisher, B. (2010). Ecosystem valu-
ation. Annals of the New York Academy of Sciences, 1185(1),
79–101. https://doi.org/10.1111/j.1749-6632.2009.05280.x

UNCTAD. (2019). Trade and Development Report 2019. Finan-
cing a global green new deal. United Nations Conference on
Trade and Development (UNCTAD). https://unctad.org/webflyer/
trade-and-development-report-2019

UNEP. (2017). On the Role of Central Banks in Enhancing
Green Finance (p. 27). United Nations Environment Pro-
gramme (UNEP). https://eprints.soas.ac.uk/23817/1/On_the_Role_
of_Central_Banks_in_Enhancing_Green_Finance(1).pdf

UNEP. (2021). The Climate Risk Landscape: Mapping Climate-related
Financial Risk Assessment Methodologies – United Nations Environ-

ment – Finance Initiative. United Nations Environment Programme
– Finance Initiative (UNEP FI). https://www.unepfi.org/publications/
banking-publications/the-climate-risk-landscape/

United Nations et al. (2021). System of Environmental-Economic Ac-
counting 2012 – Experimental Ecosystem Accounting [White cover
publication, pre-edited text subject to official editing.]. https://seea.
un.org/ecosystem-accounting

Vasileiadou, E., Huijben, J. C. C. M., & Raven, R. P. J. M. (2016). Three
is a crowd? Exploring the potential of crowdfunding for renewable
energy in the Netherlands. Journal of Cleaner Production, 128, 142–
155. https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2015.06.028

Venugopal, S. (2015). Mobilising Private Sector Climate Investment:
Public-Private Financial Innovations. In K. Wendt (Ed.), Responsi-
ble Investment Banking: Risk Management Frameworks, Sustainable
Financial Innovation and Softlaw Standards (pp. 301–324). Springer
International Publishing. https://doi.org/10.1007/978-3-319-10311-
2_18

Victor, P. A. (2008). Managing without growth: Slower by design, not
disaster. Elgar.

Victor, P. A. (2011). Growth, degrowth and climate change: A scena-
rio analysis. Ecological Economics. http://www.sciencedirect.com/
science/article/pii/S0921800911001662

Waltl, S. R. (2022). Wealth Inequality: A Hybrid Approach Toward
Multidimensional Distributional National Accounts In Europe. Re-
view of Income and Wealth, 68(1), 74–108. https://doi.org/10.1111/
roiw.12519

Weber, B. (2015). Geldreform als Weg aus der Krise? Ein kritischer
Überblick auf Bitcoin, Regionalgeld, Vollgeld und die Modern Mo-
ney Theory. PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft,
45(179), 217–236. https://doi.org/10.32387/prokla.v45i179.218

Werner, R. (2003). Princes of the Yen: Japan’s Central Bankers and the
Transformation of the Economy. Routledge.

Wray, L. R. (2006). Understanding Modern Money. Edward Elgar Pu-
blishing.

Zucman, G. (2021). The Hidden Wealth of Nations. In The Hid-
den Wealth of Nations. University of Chicago Press. https://www.
degruyter.com/document/doi/10.7208/9780226245560/html

https://doi.org/10.1057/9780333992753_5
https://doi.org/10.1057/9780333992753_5
https://www.fsb-tcfd.org/
https://www.fsb-tcfd.org/
http://www.feps-europe.eu/assets/75a7d5a0-85ba-4954-b39f-48217e5024a1/mpifg-p11-43pdf.pdf
http://www.feps-europe.eu/assets/75a7d5a0-85ba-4954-b39f-48217e5024a1/mpifg-p11-43pdf.pdf
http://www.feps-europe.eu/assets/75a7d5a0-85ba-4954-b39f-48217e5024a1/mpifg-p11-43pdf.pdf
https://doi.org/10.1179/1024529411Z.0000000003
https://doi.org/10.1179/1024529411Z.0000000003
https://doi.org/10.1080/09692290.2013.860612
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.09.011
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2012.09.011
https://doi.org/10.1111/j.1749-6632.2009.05280.x
https://unctad.org/webflyer/trade-and-development-report-2019
https://unctad.org/webflyer/trade-and-development-report-2019
https://eprints.soas.ac.uk/23817/1/On_the_Role_of_Central_Banks_in_Enhancing_Green_Finance(1).pdf
https://eprints.soas.ac.uk/23817/1/On_the_Role_of_Central_Banks_in_Enhancing_Green_Finance(1).pdf
https://www.unepfi.org/publications/banking-publications/the-climate-risk-landscape/
https://www.unepfi.org/publications/banking-publications/the-climate-risk-landscape/
https://seea.un.org/ecosystem-accounting
https://seea.un.org/ecosystem-accounting
https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2015.06.028
https://doi.org/10.1007/978-3-319-10311-2_18
https://doi.org/10.1007/978-3-319-10311-2_18
http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0921800911001662
http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0921800911001662
https://doi.org/10.1111/roiw.12519
https://doi.org/10.1111/roiw.12519
https://doi.org/10.32387/prokla.v45i179.218
https://www.degruyter.com/document/doi/10.7208/9780226245560/html
https://www.degruyter.com/document/doi/10.7208/9780226245560/html


Kapitel 17. Soziale und räumliche Ungleichheit

Koordinierende Leitautor_innen
Jürgen Essletzbichler, Xenia Miklin und Hans Volmary.

Koordination der Strukturkapitel
Michael Ornetzeder

Revieweditor
Michael Opielka

Zitierhinweis
Essletzbichler, J., X. Miklin und H. Volmary (2023): Sozia-
le und räumliche Ungleichheit. In: APCC Special Report:
Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC SR Kli-
mafreundliches Leben) [Görg, C., V. Madner, A. Muhar,
A. Novy, A. Posch, K. W. Steininger und E. Aigner (Hrsg.)].
Springer Spektrum: Berlin/Heidelberg.

Kernaussagen des Kapitels
Status quo

� Die Auswirkungen von Umwelt- und Klimaschäden
und von Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen
sind sozial und räumlich ungleich verteilt. (hohe
Beweislage; hohe Übereinstimmung)

� Die Verteilung von Löhnen, Einkommen, Vermö-
gen oder dem Zugang zu sozial-ökologischer In-
frastruktur beeinflusst die Möglichkeiten, klima-
freundlich zu leben. (hohe Übereinstimmung, hohe
Literaturbasis)

� Ungleichheit kann zu Statuswettbewerb und erhöh-
tem Konsum und dadurch zu negativen Auswirkun-
gen auf das Klima führen. (mittlere Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis)

� Klimaschützende Maßnahmen, die bestimmte Be-
völkerungsschichten stärker benachteiligen, können
die gesellschaftliche Akzeptanz dieser Maßnahmen

reduzieren – vor allem in den betroffenen Bevölke-
rungsschichten. (mittlere Übereinstimmung, mittle-
re Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen/Bedingungen

� In Österreich überschreitet selbst die einkommens-
schwächste Bevölkerungsgruppe die Emissions-
grenze zur Einhaltung der Pariser Klimaziele. Steu-
ern und Geldtransfers allein reichen daher nicht aus,
um klimafreundliche Lebensweisen gesamtgesell-
schaftlich durchsetzen zu können. Sie sollten von
der Bereitstellung öffentlicher Güter, technologi-
scher Innovationen und einer sich ändernden gesell-
schaftlichen Wahrnehmung von Konsum undWohl-
stand begleitet werden. Dafür notwendige (infra-)
strukturellen Bedingungen können vor allem in
besonders ressourcenintensiven Handlungsfeldern,
wie dem Verkehrs-, Wohn- und Energiesektor, ge-
schaffen werden. (mittlere Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen

� Eine ökosoziale, progressive Steuerreform kann in
Verbindung mit der Bereitstellung öffentlicher Gü-
ter ein Steuerungselement für die Schaffung sozial
gerechter und klimafreundlicher Strukturen sein.
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Sachleistungen in Form von öffentlichen Gütern
haben eine progressivere Auswirkung auf die Ein-
kommensverteilung als Geldtransfers. Die Bereit-
stellung von umweltfreundlichen und lokalräum-
lich spezifischen Alternativen hat sowohl positive
Klima- als auch Verteilungseffekte. (mittlere Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis)
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17.1 Einleitung

DieVerteilung vonLöhnen,Einkommen,Vermögenoder dem
Zugang zu sozial-ökologischer Infrastruktur beeinflusst die
Möglichkeiten, klimafreundlich zu leben. Gleichzeitig wird
die ungleiche Verteilung der produzierten und konsumierten
Emissionen zunehmend als einewesentliche Ursache angese-
hen, warum Klimaziele nicht erreicht werden (Knight et al.,
2017; UNEP, 2021; Wiedmann et al., 2020). Der vorliegende
Beitrag soll den Wirkungszusammenhang zwischen unglei-
cher Verteilung von Ressourcen und klima(un)freundlichem
Verhalten genauer beleuchten. Dies soll anhand der Analyse
sozialer und räumlicher Ungleichheit geschehen.

Der Begriff der sozialen Ungleichheiten wird hier vor-
wiegend als Einkommens- und/oder Vermögensungleichheit
zwischen Personen oder Haushalten einer Region oder eines
Staates gefasst, da Einkommen und Vermögen die wirk-
mächtigsten Einflussfaktoren produzierter und konsumierter
Emissionen sind (Wiedmann et al., 2020). Durch diese Ein-
schränkung ergibt sich eine Limitation des vorliegenden Bei-
trags, da andere relevante Ungleichheitsachsen wie Gender,
Race oder Alter vernachlässigt werden [für nähere Aus-
führungen dazu, siehe Kap. 7 Erwerbsarbeit, 8 Sorgearbeit
und 9 Freizeit und Urlaub]. Außerdem wird im Folgenden
auf konsumbasierte CO2-Emissionen fokussiert, die mittels
Input-Output-Analysen eine ortsungebundene Analyse von
Emissionsverhalten ermöglichen [siehe Kap. 7 Erwerbsar-
beit und 14 Wirtschaft für die Zusammenhänge von Produk-
tion und klima(un)freundlichem Verhalten].

Obwohl sich Einkommen aus mehreren Komponenten zu-
sammensetzt (Atkinson, 2015), gehen die meisten Studien
über den Zusammenhang von Klimawandel und Ungleich-
heit von verfügbaren Individual- und/oder Haushaltseinkom-
men (das heißt verbleibendes Einkommen nach Steuern und
Transferzahlungen) aus. Einige wenige Studien befassen sich
mit dem Zusammenhang von Vermögen und umweltschäd-
lichem Verhalten (Chancel, 2022; Rehm, 2021; Theine &
Taschwer, 2021). Wenig verbreitet, aber für den Diskurs
über klimafreundliches Leben wichtig ist ein erweiterter
Einkommensbegriff, der auch den Konsum von öffentlich
bereitgestellten Gütern (kommunaler Wohnbau, öffentlicher
Verkehr, Gesundheit, Bildung etc.) umfasst (Hoeller et al.,
2012). Denn wenn diese Infrastrukturen allgemein zugäng-
lich und sozial-ökologisch sind, hat dies sowohl positive
Effekte auf das Klima als auch eine stark umverteilendeWir-
kung (Dabrowski et al., 2020; Hickel, 2021). Einkommen
(im engeren Sinne) erhöht zwar das Bruttoinlandsprodukt,
aber Einkommensniveaus müssen nicht unbedingt höheren
Wohlstand signalisieren, wenn Güter wie Bildung oder Ge-
sundheitsdienste privat zugekauft werden müssen (Hickel,
2020). Im Folgenden wird daher auf einen erweiterten Ein-
kommensbegriff Bezug genommen, der sowohl den Zugang
zu sozial-ökologischen Infrastrukturen und Bereitstellungs-

systemen als auch dessen räumliche Verteilung miteinbe-
zieht.

Räumliche Ungleichheiten werden hier im engeren Sin-
ne als geographische Unterschiede in Pro-Kopf-Einkommen
verstanden, die für Einheiten wie Staaten, Regionen oder Re-
gionstypen (Stadt, Land, Vorort) bzw. unterschiedliche räum-
liche Maßstäbe (global, national, regional) definiert werden
können. Unterschiedliche räumliche Konfigurationen (z. B.
zentral angebundener versus peripherer Raum) produzie-
ren unterschiedliche Emissionsmuster, indem sie eine kli-
mafreundliche Lebensführung begünstigen bzw. erschweren
(Wagner, 2021). Es sind jedoch nicht nur Emissionsmus-
ter, sondern auch negative Umweltauswirkungen und die
Kosten von Mitigations- bzw. Adaptionsstrategien im Raum
ungleich verteilt (Zwickl et al., 2014).

17.2 Status quo

Ausgehend von den oben eingeführten Definitionen und
Einschränkungen werden im Folgenden der Status quo in
Bezug auf soziale bzw. räumliche Ungleichheiten und de-
ren Einfluss auf klima(un)freundliches Verhalten sowie die
Verteilungseffekte klimaschützender Maßnahmen erörtert.

17.2.1 Soziale Ungleichheiten und die Klimakrise

Ergebnisse internationaler empirischer Untersuchungen lie-
fern Belege für einen positiven Zusammenhang zwischen
Reichtum, Einkommen, Konsum und daraus resultierenden
klimaschädigenden Emissionen (Chancel, 2022; Gore, 2020,
2021; Kartha et al., 2020). Quantitative Studien bestäti-
gen, dass Konsum den mit Abstand größten Einfluss auf di-
verse Umweltindikatoren (CO2-Emissionen, Ressourcenver-
brauch, Luftverschmutzung, Biodiversität, Stickstoffemissio-
nen, Wasser- und Energieverbrauch) ausübt und den Einfluss
anderer sozioökonomischer und demographischer Faktoren
wie Alter, Haushaltsgröße, Bildung oder Baustruktur klein
aussehen lässt (Chang et al., 2019;Mardani et al., 2019; Stern
et al., 2017; Wiedenhofer et al., 2013). Es herrscht außerdem
Konsens darüber, dass die reichstenHaushalte für einenGroß-
teil der globalen CO2-Emissionen der letzten 30 Jahre verant-
wortlich sind (Wiedmann et al., 2020) und Konsumnormen
antreiben, die durch Statuswettbewerb und einhergehenden
positionellen Konsum erklärt werden (Clark, 2018; Kallis,
2015; Oswald et al., 2020; Otto et al., 2019). Zwischen 1990
und2015verursachten die reichsten 10Prozent 52Prozent der
globalen Gesamtemissionen, das reichste Prozent 15 Prozent
(Gore, 2020). Zu beobachten ist zudem, dass das Konsum-
niveau und der damit verbundene Ressourcenverbrauch der
wohlhabendsten Haushalte kontinuierlich steigen. Zwischen
1990 und 2019 waren das reichste Prozent für 21 Prozent
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und das reichste 0,1 Prozent für 10 Prozent des Emissionszu-
wachses verantwortlich (Chancel, 2022). Sommer & Kratena
(2017) identifizieren zwar eine relative Entkopplung in höhe-
ren Einkommensquintilen, diese reicht jedoch nicht aus, um
das deutlich höhereKonsumniveau auszugleichen. Gleichzei-
tig stagniert der wirtschaftliche Aufstieg der Ärmeren im sel-
ben Zeitraum auf gleichbleibend niedrigem Niveau, während
die zu tragenden Kosten der Umweltverschmutzung weiter
zunehmen (Kartha et al., 2020).

Während die globale Ungleichheit in CO2-Emissionen
1990 noch zu zwei Dritteln durch Unterschiede in den
durchschnittlichen Emissionen von Staaten erklärt werden
konnte („Between-country-Komponente“), sind diese Un-
gleichheiten heute zu 63 Prozent auf Unterschiede innerhalb
der Staaten („Within-country-Komponente“) zurückzufüh-
ren (Chancel, 2022).

In diesen globalen und europäischen Vergleichen wird
Österreich aufgrund des restriktiveren Zugangs zu relevan-
ten Daten und seiner geringen Größe oft nicht inkludiert.
Auch gibt es kaum spezifische Analysen zu Einkommen und
Emissionen in Österreich. Eine von Greenpeace in Auftrag
gegebene Studie zur ungleichen Verteilung von CO2-Aus-
stoß nach Einkommensschichten in Österreich zeigt, dass
die reichsten 10 Prozent der Haushalte mehr als viermal
so viel CO2 wie die ärmsten 10 Prozent der Haushalte und
mehr als doppelt so viel CO2 wie der Medianhaushalt in Ös-
terreich verursachen.1 Die meisten konsumbedingten CO2-
Emissionen eines Durchschnitthaushalts wurden dabei im
Bereich Wohnen und Energie (22 Prozent), Verkehr (20 Pro-
zent) und für Lebensmittel und Getränke (16 Prozent) ver-
braucht (Frascati, 2020)2. Laut der World Income Inequality
Database (World Inequality Database, 2021) emittieren die
reichsten 10 Prozent der Östereicher_innen durchschnittlich
42 Tonnen CO2-Äquvalent3 im Jahr 20194.

Diese Zahlen müssen im Kontext relativ geringer Ein-
kommensungleichheit gesehen werden. Einkommensanteile

1 In dieser Studie werden Emissionen aus Kapitalinvestitionen nicht
mit einberechnet. Der Anteil der Reichen an den Gesamtemissionen in
Österreich ist daher in dieser Studie mit hoher Wahrscheinlichkeit un-
terschätzt.
2 Eine Studie von Munoz et al. (2020) kommt auf Grund alternativer
sektoraler Aggregation und dem Heranziehen der Haushaltsbudgetum-
frage von 2004/5 zu etwas abweichenden Ergebnissen. Allerdings sind
in beiden Studien Wohnen und Mobilität die größten Treiber der kon-
sumbasierten CO2 Emissionen.
3 Ein CO2-Äquivalent (CO2-eq) ist ein Vergleichsmaß, welches die
Klimaauswirkungen verschiedener Treibhausgasemissionen (wie z. B.
Methan oder Lachgas) in Relation zu der Erwärmungswirkung von CO2

darstellt. Die Wirkung unterschiedlicher Treibhausgasemissionen auf
das Klima kann so vergleichbar und einheitlich dargestellt werden. Im
Unterschied dazu bezieht sich die Maßzahl Tonnen CO2 (tCO2) rein auf
die Menge an CO2 – andere Treibhausgase werden hier nicht inkludiert.
4 Der höhere Ausstoß geht wahrscheinlich darauf zurück, dass in der
Datenbank auch Emissionen von Unternehmen, in die reiche Individuen
investiert haben, inkludiert sind.

(vor Steuer und Transferzahlungen) der Top 10 Prozent
machen in Österreich ungefähr 33 Prozent vom BIP aus,
während der Einkommensanteil der unteren 50 Prozent un-
gefähr 23 Prozent des BIP ausmacht. Diese Verteilung ist
ähnlich wie jene Frankreichs, aber um einiges gleicher als
diejenige der USA (Jestl & List, 2020). Vermögen ist in Ös-
terreich jedoch sehr ungleich verteilt (Ferschli et al., 2018;
Hofmann et al., 2020; Schürz, 2019). Das reichste Prozent
besitzt knapp 40 Prozent des österreichischen Privatvermö-
gens (Heck et al., 2020). Theine & Taschwer (2021) argu-
mentieren, dass diese ungleiche Verteilung von Betriebs-,
Finanz-, Grund- und Immobilien-, Stiftungs- und sonsti-
gen Vermögen Ausdruck eines strukturellen Überreichtums
sind, welcher eine sozial-ökologische Transformation der
Gesellschaft verhindert – im Interesse einer kleinen Gruppe
vermögender Menschen, die einen extrem klimaschädlichen
Lebensstil beibehalten können. Am unteren Ende der Vermö-
gensleiter bildet Mangel an Reichtum (z. B. Geldrücklagen,
Ersparnisse etc.) eine Barriere, um klimafreundliche Inno-
vationen (z. B. Heizsysteme, Isolierung etc.) einzuführen
(Allinger et al., 2021).

17.2.2 Räumliche Ungleichheiten und
die Klimakrise

Während Einkommen bzw. Ausgaben in der Literatur als
der bestimmende sozioökonomische Faktor für Unterschie-
de im Niveau der Treibhausgasemissionen von Haushalten
behandelt wird (Lenzen et al., 2006), wird seit geraumer Zeit
auch dem räumlich ungleich verteilten Ausstoß von Treib-
hausgasen innerhalb eines Staatsgebietes Aufmerksamkeit
geschenkt. Ein besonderes Augenmerk liegt hier auf einem
etwaigen Stadt-Land-Gefälle (Ribeiro et al., 2019; Wieden-
hofer et al., 2017), aber auch andere sozioökonomische
Faktoren wie die Komposition und Größe von Haushalten
(Ivanova et al., 2017; Ivanova & Wood, 2020; Ottelin et al.,
2019) spielen eine Rolle. Hinzu kommen außerdem räum-
liche wie auch technologische Faktoren (Jones & Kammen,
2014). Ein großer Teil der internationalen Forschung in die-
sem Bereich untersucht Nicht-EU-Länder (Herendeen et al.,
1981; Jones & Kammen, 2014; Lenzen & Murray, 2001;
Wang & Chen, 2020; Wiedenhofer et al., 2013). Zuletzt
wurde jedoch auch europäischen Ländern verstärkt Auf-
merksamkeit geschenkt (Ala-Mantila et al., 2014; Baiocchi
et al., 2015; Gill & Moeller, 2018; Millward-Hopkins et al.,
2017; Ottelin et al., 2019; Wier et al., 2001). Methodisch
eint den Großteil dieser Studien, dass sie sich in ihrer Daten-
analyse Extended-Environmental-Input-Output-Tabellen be-
dienen, um den Effekt einzelner Konsumkategorien auf das
Niveau der Emissionen von Haushalten zu ermitteln. Zwei
Dinge sind hier entscheidend: Es werden sowohl direkte
(z. B. Energieverbrauch durch Heizen, Mobilität) als auch
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indirekte („embodied“) Emissionen (z. B. Emissionen, die
bei der Produktion, Transport, Verkauf von Konsumartikeln
produziert und damit im Produkt enthalten sind) und kei-
ne produktionsbasierten, also territorial eingegrenzten Wer-
te herangezogen (Baynes et al., 2011). Dementsprechend
fokussieren sie auf konsumbasierte („consumption-based“)
Emissionen (Wiedenhofer et al., 2017; Wier et al., 2001).

Basierend auf den Einsichten der „new urban economics
(NUE)“ und „new geographical economics (NGE)“ (Brak-
man et al., 2019; Glaeser, 2011; Glaeser et al., 2001; Storper,
2018) versuchen länderübergreifende vergleichende Studi-
en (Ivanova et al., 2017; Ivanova & Wood, 2020; Ottelin
et al., 2019; Sommer & Kratena, 2017) zu prüfen, ob ein mit
Urbanisierung zusammenhängender Anstieg in der Bevöl-
kerungsdichte durch Effizienzgewinne zu Nettoeinsparungen
bei Treibhausgasemissionen pro Kopf führt und wir deshalb
nur „mit einem urbanen Leben die Erde retten“ (Wagner,
2021). Die Begründung dieser These ist laut Wiedenhofer
et al. (2013), dass Unterschiede im Energiebedarf des städti-
schen und ländlichen Lebens vor allem auf unterschiedliche
Ausgabenmuster und ungleiche Einkommen zurückzuführen
sind. Suburbanes und ländliches Leben ist ungefähr 10 Pro-
zent energieintensiver als urbanes Leben (Herendeen et al.,
1981; Shammin et al., 2010). Die Einsparungen kommen
hierbei größtenteils aus den Bereichen Wohnen und Mo-
bilität und werden auch als Agglomerationseffekte („urban
economies of scale“) beschrieben (Fremstad et al., 2018).

Für die USA untersuchen Jones & Kammen (2014) kon-
sumbasierte Durchschnittswerte von CO2-Fußabdrücken von
Haushalten und verbinden diese mit Daten zur Bevölke-
rungsdichte auf Nachbarschaftslevel. Ihre Ergebnisse zeigen
ein bestimmtes geographisches Muster: Ringe von sehr ho-
hen CO2-Fußabdrücken in den Vororten, die sich um urbane
Zentren mit relativ niedrigen CO2-Fußabdrücken ziehen.
Ein hohes Einkommen führt in dieser Studie zu größeren
Konsumausgaben und ist auch der wirkmächtigste Faktor,
allerdings dicht gefolgt von privatem Verkehr. Die Form
der Urbanität ist entscheidend für räumliche Unterschiede
in Emissionsmustern (Wiedenhofer et al., 2013). Suburba-
ne Räume sind die klimaunfreundlichste Kombination von
relativem Reichtum und relativ dünner Besiedelung (Wag-
ner, 2021). Auch für Deutschland wird ein signifikanter
„density-effect“ festgestellt – die Emissionen pro Haus-
halt sind signifikant geringer in dichter besiedelten Räumen
(Gill & Moeller, 2018). Die wichtigsten Einflussfaktoren
sind auch hier privater Verkehr und privater Energiever-
brauch, welche beide in ländlichen Gegenden deutlich höher
sind. Nichtsdestotrotz zeigen ihre Ergebnisse ebenfalls, dass
dies zum Teil durch höhere Konsumausgaben aufgrund von
höherem verfügbarem Einkommen in urbanen Zentren auf-
gewogen wird. Außerdem ist der Konsum in Städten nicht
nur aufgrund höherer indirekter Emissionen (z. B. in der Gas-
tronomie) kohlenstoffintensiver (Ala-Mantila et al., 2014).

Zusätzlich werden Einsparungen von Emissionen durch die
Nutzung von öffentlichen Nahverkehrssystemen durch er-
höhtes Flugverhalten umgekehrt (Czepkiewicz et al., 2018).

Für Österreich und basierend auf der „Konsumerhe-
bung 2004/05“ zeigt sich, dass die direkten Pro-Kopf-
Emissionen in Städten am geringsten und in suburbanen
Räumen am höchsten sind. Erklärt wird dies durch (1) hö-
here Bevölkerungs-, Beschäftigungs-, Wohnungs- und Ein-
zelhandelsdichte, (2) Konnektivität (z. B. effizienteres Stra-
ßendesign), (3) „accessibility“ (z. B. kürzere Arbeitswege;
Bereitstellung alternativer gering emittierender Verkehrsmit-
tel) und (4) Bodennutzung (Integration von Wohn-, kom-
merziellen und Erholungsräumen, z. B. „Stadt der kurzen
Wege“). Diese direkten Ersparnisse sind vor allem auf unter-
schiedliche Formen des Verkehrs, Heizens und Kochens mit
unterschiedlichen Energieinputs zurückzuführen. Ersparnis-
se von direkten Emissionen werden durch höhere indirekte
Emissionen in Form von höherem Konsum (höheres städ-
tisches Durchschnittseinkommen) abgeschwächt, jedoch in
einem zu geringen Ausmaß, als dass der Trend umgedreht
würde (Muñoz et al., 2020, S. 8). Während die relativ ge-
ringeren Emissionen in zentralen Städten aus den meisten
Studien klar hervorgehen, wird die Frage nach dem größ-
ten Einsparungspotenzial unseres Wissens nicht behandelt.
Diese Studien wären aber wichtig, da Investitionen in Regi-
onstypen mit dem höchsten Einsparungspotenzial schneller
Wirkung zeigen würden.

17.2.3 Verteilungseffekte von klimaschützenden
Maßnahmen

Obwohl es eine Reihe von implementierbaren klimaschüt-
zenden (markt- und nichtmarktbasierten) Maßnahmen gibt,
bezieht sich die Literatur fast ausschließlich auf Verteilungs-
effekte von marktbasierten Maßnahmen und hier vor allem
auf jene, die bei der Einführung einer CO2-Steuer und/oder
des Emissionshandels erwartet werden.

Köppl & Schratzenstaller (2021) bieten eine Übersicht
über die wichtigsten Umweltpolitikinstrumente, die in der
theoretischen und empirischen Literatur diskutiert werden,
und evaluieren die Auswirkungen von Umweltsteuern un-
ter anderem auch unter verteilungspolitischen Aspekten.
Größtenteils werden hier, wie auch in diesem Kapitel, Vertei-
lungseffekte für den Haushaltssektor und nicht für den Pro-
duktionssektor angesprochen, da davon ausgegangen wird,
dass Kosten am Ende auf Konsument_innen abgewälzt wer-
den können (in Abhängigkeit der Preiselastizität in den
unterschiedlichen Produktionssektoren). Basierend auf ihrer
Literaturanalyse kommen Köppl & Schratzenstaller (2021)
zu folgenden Schlüssen: Ohne kompensierende Maßnahmen
wäre die Einführung einer CO2-Steuer regressiv, da Haus-
halte mit geringeren Einkommen einen höheren Anteil ihrer
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Konsumausgaben für energieintensive Produkte ausgeben
(siehe auch (Chancel, 2022; Humer et al., 2021; Theine et al.,
2022)).

Wenn man von einem Subsistenzniveau von kohlenstoff-
intensiven Produkten zur Befriedigung von Grundbedürf-
nissen (Wohnen, Essen, Heizen, soziale Teilnahme etc.)
ausgeht, würde eine CO2-Steuer Haushalte mit niedrigen
Einkommen relativ stärker belasten (Köppl & Schratzen-
staller, 2021). Es herrscht jedoch kein eindeutiger Konsens.
Mayer et al. (2021) zeigen, dass eine CO2-Steuer aufgrund
stark sinkender Kapitaleinkommen (die eher reichere Haus-
halte betreffen) eine progressive Wirkung entfalten könnte.
Außerdem sind die Verteilungseffekte einer CO2-Steuer auch
von Haushaltscharakteristika wie Wohnort, Haushalttyp, de-
mographischer Komposition etc. sowie räumlichen Faktoren
abhängig. Die theoretische Literatur wird dabei von einer
Vielzahl von empirischen Studien unterstützt. Deren Resul-
tate hängen stark von den besteuerten Energiequellen und
den verwendeten Indikatoren zur Messung von Verteilungs-
effekten ab (Kirchner et al., 2019). Einkommensbasierte
Indikatoren reflektieren die Verteilung von Steuerbelastun-
gen über Einkommensgruppen. Ausgabenbasierte Indikato-
ren messen die Last relativ zu Ausgaben. Empirische Studien
basieren auf Haushaltskonsumausgaben oder Mikrosimu-
lationen, statischen Input-Output Modellen mit Haushalts-
daten oder Mikrosimulationen oder Studien, die sich auf
die Simulation von makroökonomischem Feedback in Form
von General Equilibrium Models oder makroökonomischen
Input-Output-Modellen stützen.

Es scheint relativer Konsens darüber zu herrschen, dass
Benzinsteuern eine schwach regressive oder sogar progres-
sive Verteilungswirkung haben (Köppl & Schratzenstaller,
2021; siehe allerdings Bernhofer & Brait [2011] für alterna-
tive Berechnungen für Österreich). Das liegt daran, dass der
Anteil der Transportausgaben mit dem Einkommen ansteigt,
während der Anteil von Haushaltsenergiekonsum (Strom und
Heizen) mit steigendem Einkommen abnimmt. In Österreich
geben die reichsten 20 Prozent fünfmal mehr für Verkehr
aus als die ärmsten 20 Prozent – da Privatautobesitz in den
unteren Dezilen stark unterrepräsentiert ist, hätte eine Ben-
zinsteuer eine progressive Wirkung. Zusätzlich wirken sich
Steuern unterschiedlich auf unterschiedliche Haushaltstypen
und Regionen aus (siehe auch unten).

Für Österreich gibt es mehrere Modellrechnungen. Kern-
ergebnisse dieser Studien zeigen, dass die Einführung einer
CO2-Steuer ohne entsprechende Rück- bzw. Umverteilungs-
maßnahmen der generierten Einnahmen („Recycling“) eine
regressiveWirkung hätte (Humer et al., 2021; Kirchner et al.,
2019; Mayer et al., 2019). Konkret zeigten Kirchner et al.
(2019), dass die Einführung einer CO2-Steuer (120 Eu-
ro/Tonne CO2) ohne Recycling der Einnahmen regressiv ist,
wenn die Steuerbelastung relativ zum Einkommen oder Ver-
änderungen in den realen Ausgaben berechnet wird. Mittlere

Einkommenshaushalte wären dabei am stärksten belastet.
Basierend auf dem Mikrosimulationsmodell TAXSIM kann
gezeigt werden, dass sowohl bei einem niedrigeren (50 Eu-
ro/Tonne CO2) bzw. einem höheren (150 Euro/Tonne CO2)
CO2-Preis eine steigende absolute Belastung für österrei-
chische Haushalte entlang der Einkommensverteilung beob-
achtet werden kann (bei einem angenommenen Preis von
50 Euro/Tonne kann eine Steuerlast von 200 Millionen Euro
im untersten und 260 Millionen im obersten Einkommens-
viertel berechnet werden). Die relative Last der CO2-Steuer
sinkt aber mit steigendem Einkommen (2,4 Prozent im un-
tersten und 0,3 Prozent im obersten Einkommensviertel), da
Emissionen gleicher verteilt sind als das verfügbare Haus-
haltseinkommen (Humer et al., 2021).

Kompensationsstrategien, wie Steuersenkungen oder
Rückzahlungen, beeinflussen sowohl die Lenkungswirkung
der CO2-Steuer als auch deren potenzielle regressive Wir-
kung (Eisner et al., 2021; Humer et al., 2021; Kirchner et al.,
2019; Mayer et al., 2019; Rengs et al., 2020; Tölgyes, 2021).
So zeigen Mayer et al. (2019), dass ein Ökobonus in Kom-
bination mit einer Umsatzsteuersenkung sowohl progressive
Verteilungseffekte als auch eine etwas höhere CO2-Redukti-
on bewirken könnte. Tölgyes (2021) hebt hervor, dass eine
soziale Staffelung der Rückzahlung sowie eine Rücksicht-
nahme auf die Wohn- und Heizsituation dabei treffsicherer
als eine allgemeine Steuersenkung oder ein pauschaler Öko-
bonus wäre und somit ein Trade-Off zwischen der Lenkungs-
und der sozialen Ausgleichswirkung einer CO2-Steuer ver-
hindert werden könnte.

Während eine CO2-Steuer, die mit einer progressiven
Rückverteilung der Einnahmen (z. B. in Form eines (pau-
schalen) Ökobonus) durchaus mit CO2-Emissionseinsparun-
gen bei gleichzeitig progressiven oder neutralen Verteilungs-
effekten auf nationaler Ebene vereinbar wären, scheint die
CO2-Reduktion trotzdem unzureichend zu sein, um die Pari-
ser Klimaziele zu erreichen (Mayer et al., 2019). Eine CO2-
Steuer muss daher durch andere, nicht marktbasierte, struk-
turelle Maßnahmen (Raumplanung, öffentliches Verkehrsan-
gebot, Ausbau erneuerbarer Energiequellen etc.) unterstützt
werden. Während die Mehrzahl der Studien die Verteilungs-
wirkungen von CO2-Steuern an Hand von historischen oder
gegenwärtigen Konsummustern berechnen und komplexere
Feedback- und Rebound-Effekt üblicherweise vernachlässi-
gen, werden diese in der integrierten, modellbasierten Sze-
narioanalyse von Großmann et al. (2019) berücksichtigt, um
die Auswirkungen einer Vielzahl notwendiger klimaschüt-
zender Maßnahmen für die Einhaltung der 1,5 Grad Celsius
Zieles auf die SDGs zu evaluieren. Neben der Einführung der
CO2-Steuer wird vor allem die Notwendigkeit von Investi-
tionen (bis zu 10 Milliarden Euro im Jahr) im Energie- und
Transportsektor [vgl. Kap. 2, Innovationsperspektive] insbe-
sondere der Ausbau erneuerbarer Energiequellen, Investitio-
nen in Strom- und Gasnetzinfrastruktur sowie Lagerung und
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Speicherung, hervorgehoben. Maßnahmen im Transportsek-
tor betreffen die Reduktion von fossilen Antrieben, den Aus-
bau der Ladeinfrastruktur für E-Fahrzeuge, den Ausbau und
die Modernisierung des Schienennetzes sowie von Rad- und
Fußwegen, eineReduktion vonTicketpreisen der öffentlichen
Verkehrsmittel, die Verlagerung von Kurzstreckenflügen auf
die Schiene (Hochgeschwindigkeits- und Nachtzüge), eine
Raumordnung (z. B. „Stadt der kurzen Wege“), die den Ver-
zicht auf den eigenen Pkw ermöglicht, die Verlagerung des
Güterverkehrs von Straße auf Schiene, die Erhöhung der Be-
steuerung von Diesel sowie striktere Emissionsnormen für
Neuzulassungen und ein flächendeckendes Road Pricing. Zu-
sätzlich werden die thermische Sanierung des Gebäudebe-
stands [siehe unten und Kap. 4 Wohnen], Transformation der
Heizungssysteme und die Verdichtung von Siedlungsflächen
sowieMehrgeschoßbau fürMehrfamiliengebäude imBereich
desWohnungssektors angesprochen [sieheKap. 19 Raumpla-
nung]. LautModellberechnungenwürde sich aufgrunddisku-
tierter Maßnahmen die Armutsgefährdungsquote von 14 Pro-
zent auf 14,6 Prozent erhöhen.Welche konkretenAuswirkun-
gen die Maßnahmen auf das Einkommen unterschiedlicher
Haushaltgruppen haben, kommt dabei auf das Design der ein-
gesetzten Fördermittel (z. B. Unterstützung zur Einführung
von Solarpanels oder energieeffizienter Ausbau des sozialen
Wohnbaus etc.) an (Großmann et al., 2019).

Während der Fokus der Literatur auf den Verteilungs-
effekten einer Emissionssteuer liegt, greift eine Reduktion
von Klimapolitik auf Steuerpolitik zu kurz. Zusätzlich zu
steuerlichen Maßnahmen wird daher die Schaffung alterna-
tiver Wohn-, Mobilitäts- und sozialer Leistungen gefordert,
die es Menschen erlaubt, ihre Grundbedürfnisse durch kli-
mafreundliche Alternativen zu befriedigen (Brand-Correa
et al., 2020; Gough, 2017). Für Österreich zeigen Rocha-
Akis et al. (2019), Dabrowski et al. (2020) und Jestl und
List (2020), dass öffentlich bereitgestellte Sachleistungen
(z. B. öffentlicher Verkehr, staatlicher Wohnbau, Parks, Fahr-
radwege, Gesundheits- und Bildungsleistungen etc.) eine
stark progressive Wirkung auf die Einkommensverteilung
haben [siehe dazu Kap. 2, Bereitstellungsperspektive]. Eine
Vernachlässigung von Verteilungseffekten klimapolitischer
Maßnahmen würde die Einführung notwendiger Maßnah-
men zur Erreichung der Pariser Klimaziele dabei erheb-
lich erschweren (Köppl & Schratzenstaller, 2021; Chancel,
2022).

Ausgehend von den hier diskutierten Problemstellungen
lassen sich abschließend drei wesentliche Zusammenhänge
zwischen klima(un)freundlichemVerhalten und sozialen und
räumlichen Ungleichheiten zusammenfassen:

(a) Einkommen und Wohnort (und Relation zum Arbeitsort)
beeinflussen die Höhe und Struktur des Konsums und
strukturieren auf diese Weise klima(un)freundliches Ver-
halten (Boyce, 2007; Brocchi, 2019; Laurent, 2014).

(b) Der karbonintensive Konsum einkommens- und vermö-
gensstarker Gruppen stellt ein zunehmendes Problem bei
der Bewältigung der Klimakrise dar (Rehm, 2021; Wied-
mann et al., 2020).

(c) Einkommensgruppen sind finanziell unterschiedlich von
klimaschützenden Maßnahmen betroffen. Belastungen
werden je nach Wohnort verstärkt oder gemildert (Chan-
cel, 2020; Laurent, 2014).5

17.3 Notwendige Veränderungen struktureller
Bedingungen

Mobilität und Wohnen zählen zu jenen Sektoren, welche
für einen Großteil der in Österreich emittierten CO2-Ge-
samtemissionen verantwortlich sind6 (Frascati, 2020, Mu-
ñoz et al., 2020). Vor diesem Hintergrund und auf Basis
österreichischer Literatur und Daten zu Konsum- und Aus-
gabenstrukturen im Allgemeinen sowie Wohn- und Mobi-
litätsverhalten der Österreicher_innen im Speziellen lassen
sich Mobilität und Verkehr sowie Wohnen und Energie als
die zwei wesentlichsten Handlungsfelder im Kontext dieses
Kapitels festlegen. Hinsichtlich Mobilität und Verkehr liegt
der Fokus insbesondere auf verteilungspolitischen Strategien
zur Schaffung klimafreundlicher und sozioräumlich zugäng-
licher Mobilitätsalternativen. Klar ist, dass es neben einer
Verlagerung von klimaschädlicher auf ökologische Mobili-
tät („modal shift“) vor allem die Vermeidung und Reduktion
von Verkehr braucht. Für eine weiterführende Diskussion da-
zu möchten wir auf Kap. 6 Mobilität verweisen.

17.3.1 Mobilität und Verkehr

Laut Daten der Konsumerhebung 2019/2020 von Statistik
Austria ist Verkehr mit 13,9 Prozent (5,6 Prozent Kfz-
Anschaffung, 7,3 Prozent Fahrzeuginstandhaltung, 1,1 Pro-
zent öffentlicher Verkehr [ÖV]) nach Wohnen und Energie
(24,4 Prozent) der zweitgrößte Ausgabenposten für private
Haushalte in Österreich (Statistik Austria, 2021b). Eine Ana-
lyse der Konsumerhebung 2009/10 von Schönfelder et al.
(2016) ergab, dass der Anteil der Mobilitätsausgaben7 am
verfügbaren Einkommen aller österreichischen Haushalte

5 Außerdem sind ökonomisch benachteiligte Gruppen stärker von Um-
weltbelastungen und Konsequenzen der Klimaveränderung betroffen
(Glatter-Götz et al., 2019; Preisendörfer, 2014; Wukovitsch, 2016;
Zwickl et al., 2014). Dies hat in Österreich zwar Relevanz, jedoch nicht
so stark wie auf globaler Ebene, weshalb in diesem Kapitel nicht weiter
darauf eingegangen wird.
6 Für konkrete Emissionskennzahlen zum Thema Mobilität und Verkehr
sowie Wohnen und Energie siehe auch Kap. 4 Wohnen und Kap. 6 Mo-
bilität.
7 Inklusive Kauf und Betrieb von Privatfahrzeugen wie Pkw, Kraft- und
Fahrräder etc.
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durchschnittlich bei 15 Prozent lag, Haushalte mit Pkw ga-
ben etwa 17 Prozent ihres Einkommens für Mobilität aus,
jene ohne Pkw 3 Prozent. Allgemein liegt der österreichwei-
te Verkehrsmittelwahlanteil („modal split“) des motorisierten
Individualverkehrs8 bei 60 Prozent, der des öffentlichen,
Rad- und Fußverkehrs bei rund 40 Prozent (Schönfelder
et al., 2016).

Das Verkehrs- und Mobilitätsverhalten unterscheidet sich
stark zwischen der ländlichen und urbanen Bevölkerung
(BMVIT, 2016; Schönfelder et al., 2016, 2021). So konzen-
triert sich die Nutzung alternativer Mobilitätsangebote, wie
des öffentlichen, Fuß- oder Radverkehrs sowie von (Car-)
Sharing-Konzepten, hauptsächlich in urbanen Bereichen:
Während in Wien rund 38 Prozent der Bewohner_innen ih-
re Wege mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen, sind
es in anderen österreichischen Großstädten 17 Prozent, in
peripheren Bezirken sogar nur 8 Prozent. Der Anteil jener
Bevölkerung, welche ihre Wege per motorisiertem Individu-
alverkehr (Lenker_innen und Mitfahrer_innen) zurücklegen,
ist in peripheren Bezirken am höchsten (79 Prozent) und in
Wien (33 Prozent) am niedrigsten (BMVIT, 2016; Schön-
felder et al., 2016). Die regionale Heterogenität im Mobi-
litätsverhalten lässt sich vor allem auf das unterschiedliche
Angebot von ÖV-Dienstleistungen in urbanen und ländlichen
Regionen zurückführen. So nimmt mit Zunahme der „Länd-
lichkeit“, also mit sinkender Bevölkerungsdichte, der Anteil
an unzureichender ÖV-Versorgung signifikant zu, wie eine
Untersuchung von Schönfelder et al. (2021) zeigt.

Studien belegen zudem, dass sich das Mobilitätsverhal-
ten der österreichischen Bevölkerung auch hinsichtlich so-
zioökonomischer Faktoren unterscheidet (Leodolter, 2016;
ÖAMTC, 2018; Schönfelder et al., 2016; VCÖ, 2018). Im
untersten Einkommensquartil besitzen rund 60 Prozent ein
Kraftfahrzeug, im Quartil mit den höchsten Einkommen sind
es knapp 90 Prozent. Kaum einkommensspezifische Unter-
schiede lassen sich hingegen beim Besitz einer Jahreskarte
(z. B. für ÖV) feststellen (Leodolter, 2016). Durch das ak-
tuelle Pendlerpauschale wird der Arbeitsweg mit dem Auto
jedoch steuerlich stärker entlastet als das Pendeln mit ÖV,
Besserverdiener_innen profitieren davon überdurchschnitt-
lich (38 Prozent gehen an Haushalte im obersten Einkom-
mensviertel, 3 Prozent an das unterste Einkommensviertel)
(VCÖ, 2018). Zwar zeigt sich, dass einkommensschwache
Haushalte (verfügbares Einkommen von max. 1480 Euro pro
Person und Monat) mit 172 Euro wegen des vergleichsweise
niedrigen Pkw-Besitzes nur etwa 60 Prozent des österrei-
chischen Durchschnitts für Mobilität ausgeben – trotzdem
ist der Anteil der Mobilitätsausgaben am verfügbaren Ge-
samteinkommen dieser Haushaltsgruppe mit 16,1 Prozent
überdurchschnittlich hoch (Schönfelder et al., 2016). Zu-
dem kann festgestellt werden: Je höher das Einkommen

8 Pkw, Motorrad, Moped etc.

von Pkw-Besitzer_innen ist, desto besser ist die Abgasklas-
se ihres Pkw. Ein Pkw-Austausch (z. B. zu energieeffizi-
enten E-Modellen) ist für niedrige Einkommensschichten
oft nicht leistbar (ÖAMTC, 2018). Auch die Wahl zwi-
schen Flug- oder Bahnverkehr (speziell bei Urlaubs- oder
Geschäftsreisen) unterscheidet sich je nach sozioökonomi-
scher Gruppe: Besonders bei internationalen Reisen ist die
ökologisch verträglichere Zug-Alternative oftmals deutlich
kosten- und zeitintensiver als die Reise mit dem Flugzeug.
Klimafreundliches Reisen ist daher aus Zeit- und/oder Kos-
tengründen für viele langfristig nicht umsetzbar9 (VCÖ,
2020).

Angeführte sozialräumliche Unterschiede im Mobilitäts-
verhalten müssen bei umweltpolitischen Maßnahmen zur
Verlagerung und Vermeidung klimaschädlichen Verkehrs be-
rücksichtigt werden, wenn sich klimafreundliche Lebenswei-
sen gesamtgesellschaftlich durchsetzen sollen. Im Folgenden
sollen einige strukturelle Bedingungen, welche insbesondere
für die Förderung klimafreundlicher und sozial wie räumlich
zugänglicher Mobilitätsalternativen notwendig sind, disku-
tiert werden.

Wenn Mobilität und Verkehr zukunftsfähig, also sozial
gerecht und ökologisch werden soll, dann benötigt es neben
(1) der entsprechenden Infrastruktur auch (2) finanzielle und
steuerpolitische Maßnahmen. Wesentlich sind hierbei nicht
nur der weitreichende Ausbau eines finanziell und räumlich
leicht zugänglichen öffentlichen Verkehrs- und Mobilitäts-
systems, sondern auch eine zielgerichtete Besteuerung von
klimaschädlichem Mobilitätsverhalten sowie eine sinnvolle
(Um-)Verteilung finanzieller Mittel, Förderungen und gene-
rierter Mehreinnahmen.

Laut analysierter Literatur lassen sich folgende zentrale
(infra-)strukturelle Strategieoptionen zusammenfassen:

a) Integrierte und koordinierte Raum- und Verkehrsplanung
anhand regionaler Entwicklungspläne,

b) verpflichtende Erschließungsstandards und Taktverdich-
tungen im öffentlichen Verkehr,

c) Schaffung attraktiver und bedarfsorientierter Lösungen
und Mobilitätskonzepte jenseits des Pkw, speziell in dünn
besiedelten Gebieten,

d) der allgemeine Ausbau des öffentlichen Personennahver-
kehrs sowie

e) von sicheren Geh- und Fahrradwegen, vor allem in urba-
nen Regionen, und

f) der Abbau von Zugangsbarrieren zu Infrastruktur und In-
formation im Verkehr (Schönfelder et al., 2016; VCÖ,
2014, 2018, 2021).

9 Der folgende Abschnitt dieses Kapitels konzentriert sich vorrangig auf
Alltagsmobilität hinsichtlich Straßen- und Schienenverkehrs innerhalb
von Österreich, der Luftfahrtverkehr wird daher an dieser Stelle nicht
näher behandelt.
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Eine besondere Herausforderung ist die Reduktion des moto-
risierten Individualverkehrs und dem dafür notwendigen sys-
tematischen Aufbau alternativer Verkehrsoptionen in länd-
lichen Gebieten mit einer besonders dispersen Siedlungs-
struktur (Stichwort: „Letzte Meile“) (Friedwanger et al.,
2018; Hiess & Schönegger, 2015; VCÖ, 2018). Kleinräumi-
ge und regionalspezifische Projekte wie die Einrichtung von
Ortsbussystemen, die Flexibilisierung des liniengebunde-
nen öffentlichen Verkehrs, Mikro-ÖV-Systeme, öffentlicher
Car-Sharing-Modelle oder der Wiederaufbau lokaler Ver-
sorgungsinfrastruktur lassen sich zwar mittlerweile in eini-
gen österreichischen Regionen finden (z. B. gMeinBus Tro-
faiach10, Stadtbus Eisenstadt11, ÖBB Post-Shuttle12, ÖBB
rail&drive13, Dorfmobil und Dorfladen in der Gemeinde
Klaus14), diese müssten aber flächendeckend verfügbar sein,
um eine attraktive und reale Alternative zum motorisier-
ten Individualverkehr darzustellen15 (Hiess & Schönegger,
2015; VCÖ, 2018).

(1) Wenn soziale Gerechtigkeit hinsichtlich (klimafreund-
licher) Mobilitätschancen gefördert werden soll, muss ein
besonderes Augenmerk auch auf die finanzielle Zugänglich-
keit zu und die Nutzungsgerechtigkeit von nachhaltiger Mo-
bilität gelegt werden. Zielgerichtete staatliche Investitionen,
welche zukunftsfähige Mobilitätsinfrastruktur unabhängig
von persönlichem Einkommen und Besitz sicherstellen, sind
dabei ebenso essenziell wie sinnvolle Steuer- und Umver-
teilungsmaßnahmen (Köppl et al., 2019; Sammer & Snizek,
2021; Schönfelder et al., 2016; VCÖ, 2014).

Wie Sammer & Snizek (2021) in einer aktuellen Stu-
die betonen, könnte im Zuge einer ökosozialen Steuerreform
im Verkehrssektor durch die Reduktion fahrzeugbezogener
Steuern und Abgaben (Versicherungssteuer, Normalverbrau-
cherabgabe etc.) die Nutzung umweltfreundlicher und mög-
lichst fossilfreier Fahrzeuge für viele (Einkommensschwa-
che) attraktiver werden. In Bezug auf verkehrsleistungsbezo-
gene Steuern, Abgaben und Förderungen (Mineralölsteuer,
Maut, Pendlerförderung etc.) braucht es Instrumente wie
Umwelt- und Klimaabgaben für fossilen Treibstoff sowie
eine fahrleistungsbezogene Maut, wenn das Benützen kli-
maunfreundlicher Fahrzeuge teurer und somit unattraktiver
werden soll. Dabei sind die Zweckwidmung und Umvertei-
lung staatlicher Mehreinnahmen für das Sicherstellen bzw.
die Förderung von sozialer Gerechtigkeit eine wesentliche

10 Für weitere Informationen siehe https://mobilitaetsprojekte.vcoe.at/
gmeinbus-trofaiach.
11 Für weitere Informationen siehe https://mobilitaetsprojekte.vcoe.at/
stadtbus-eisenstadt-2017.
12 Für weitere Informationen siehe https://www.postbus.at/de/unsere-
leistungen/postbus-shuttle.
13 Für weiter Informationen siehe https://www.railanddrive.at/de.
14 Für weitere Informationen siehe https://www.bedarfsverkehr.at/
content/Dorfmobil_Klaus.
15 Weitere konkrete Maßnahmen werden auch in Kap. 6 Mobilität und
19 Raumplanung diskutiert.

Bedingung.Mehreinnahmen, wie sie zum Beispiel durch den
motorisierten Individualverkehr (z. B. Parkgebühren) oder
die Internalisierung externer Umweltkosten (z. B. Umwelt-
und Klimaabgaben für Treibstoff) entstehen, könnten für
Investitionen in die weitere Ökologisierung des Verkehrssys-
tems verwendet werden und zudem finanzielle Entlastung für
jene bringen, welche sich umweltfreundlich verhalten oder
einkommensschwach sind. Konkret könnten unterschiedli-
che Bonusmodelle, wie ein Mobilitätsbonus mit ökosozialer
Pendler_innenförderung, zentrale Beispiele für sozial treffsi-
chere und ökologisch effektive Lösungen sein (Köppl et al.,
2019; Sammer & Snizek, 2021; Schönfelder et al., 2016;
VCÖ, 2014).

Internationale Vorbilder und Best-Practice-Beispiele be-
reits implementierter Bonusmodelle lassen sich unter ande-
rem in der Schweiz, Belgien oder Kanada finden. In Basel
wird seit 2013 der Pendlerfonds aus 80 Prozent der Brut-
toeinnahmen der Parkraumbewirtschaftung (jährlich etwa
2,5 Millionen Euro) gespeist. Der Fonds unterstützt Projek-
te, wie Park-/Bike-and-Ride-Anlagen, Quartierparkings oder
neue ÖV-Angebote. Zudem können in der ganzen Schweiz
alle Ausgaben für das Fahren mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln steuerlich abgesetzt werden und Fahrrad-Pendler_innen
haben Anspruch auf eine jährliche Pendlerpauschale von
rund 600 Euro (Pendlerfonds, o.J.; VCÖ, 2014, 2021). Auch
in Belgien wird das Pendeln mit dem Fahrrad entweder
mit einem jährlichen einkommensabhängigen Pauschalbe-
trag oder einem fixen Kilometergeld (23 Cent pro Kilometer
mit dem Fahrrad, 15 Cent, wenn zu Fuß gegangen wird)
belohnt (Frommeyer, 2020; VCÖ, 2021). In British Colum-
bia wurde 2008 ein sozial gestaffelter Ökobonus eingeführt.
Die durch die Besteuerung fossiler Brennstoffe (Stand 2021:
30 Euro pro Tonne CO2) generierten Einnahmen werden
jährlich in Form von einkommensabhängigen Bonuszahlun-
gen („Climate Action Credits“) an Haushalte mit geringen
bis mittleren Einkommen ausgezahlt. Zusätzlich fördert ein
Teil der Steuereinnahmen besonders klimaeffiziente Unter-
nehmen und Fonds zum Ausbau ökologischer Produktions-
anlagen (Harrison, 2019; Strategy Ministry of Environment
and Climate Change, 2021; VCÖ, 2021).

Eine kürzlich implementierte Maßnahme, welche die
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel in ganz Österreich at-
traktiver und finanziell zugänglicher machen soll, ist die
Einführung des sogenannten Klimatickets (vormals 1-2-3-
Klimaticket). Das Tarifmodell soll es ermöglichen, zu einem
Fixpreis (je nach Kategorie zwischen 800 und 1095 Euro)
jeden Linienverkehr (öffentlicher und privater Schienenver-
kehr, Stadtverkehr und Verkehrsverbünde) österreichweit zu
nutzen. Finanziert wird das Ticket zum Großteil vom Bund
und den Ländern (BMK, 2021; KlimaticketNow, 2021). Wie
groß die ökologischen und sozialen Lenkungseffekte die-
ser Maßnahme sind, wird sich erst zeigen. In Hinblick auf
räumliche und soziale Nutzungsgerechtigkeit ist jedoch an-

https://mobilitaetsprojekte.vcoe.at/gmeinbus-trofaiach
https://mobilitaetsprojekte.vcoe.at/gmeinbus-trofaiach
https://mobilitaetsprojekte.vcoe.at/stadtbus-eisenstadt-2017
https://mobilitaetsprojekte.vcoe.at/stadtbus-eisenstadt-2017
https://www.postbus.at/de/unsere-leistungen/postbus-shuttle
https://www.postbus.at/de/unsere-leistungen/postbus-shuttle
https://www.railanddrive.at/de
https://www.bedarfsverkehr.at/content/Dorfmobil_Klaus
https://www.bedarfsverkehr.at/content/Dorfmobil_Klaus
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zunehmen, dass es zusätzlich zu Maßnahmen wie dieser den
verstärkten Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes, spezi-
ell in peripheren Regionen, sowie gezielte Förderungen für
Einkommensschwache brauchen wird.

17.3.2 Wohnen und Energie

Das HandlungsfeldWohnen und Energie wurde auf Basis der
Literaturrecherche als zweiter entscheidender Faktor für un-
gleiche Emissionsmuster identifiziert.

In Österreich beträgt der monatliche Wohnkostenanteil
am Haushaltseinkommen durchschnittlich ca. 20 Prozent.
Der Anteil für einkommensschwache Haushalte (Haushalts-
einkommen < 60 Prozent des Medians) beträgt 44 Prozent.
Haushalte mit hohem Einkommen (> 180 Prozent des Me-
dians) verwenden dabei lediglich 8 Prozent ihres Einkom-
mens fürWohnkosten (Statistik Austria, 2021a). Gleichzeitig
geben letztere lediglich 2 Prozent ihres Haushaltseinkom-
mens für Energiekosten aus, im Vergleich zu 4 Prozent, die
von einkommensschwachen Haushalten aufgewendet wer-
den (Statistik Austria, 2021a).

Im Bereich Wohnen und Energie sind ungleiche Ein-
kommensverhältnisse deshalb relevant, da auch bei geringen
Einkommen ein fixer Betrag, speziell fürs Heizen, umgesetzt
wird. Dadurch steigt der relative Anteil der Energiekosten
für Haushalte mit niedrigen Einkommen und stellt somit
eine ungleich höhere Belastung dar, der sich die einkom-
mensschwächeren Haushalte jedoch nicht entziehen können.
Gleichzeitig emittieren einkommensstärkere Haushalte in
absoluten Zahlen aufgrund größerer Wohnflächen und ener-
gieintensiverer Heizsysteme mehr (Wagner, 2021).

Der mit Wohnform undWohnumfeld zusammenhängende
Energieverbrauch ist ein entscheidender Treiber von Treib-
hausgasemissionen und stellt ein Strukturmerkmal dar, wel-
ches klimafreundliches Leben massiv fördern bzw. restrin-
gieren kann. Die Energieeffizienz von Gebäuden wird maß-
geblich vom jeweiligen Heizsystem bestimmt. Mieter_innen
haben hierauf keinerlei Einfluss (Allinger et al., 2021).
Dieser Umstand hat aufgrund der hohen Mietquote von
42,8 Prozent (Statistik Austria, 2021a) in Österreich be-
sondere Relevanz. Jedoch sind auch im Eigentum lebende
private Haushalte aufgrund der erheblichen Kosten von z. B.
thermischer Gebäudesanierung stark eingeschränkt (Schenk,
2016). In Österreich wird ca. zur Hälfte mit Hauszentral-
heizung geheizt, gefolgt von ca. einem Viertel Fernwärme,
11,8 Prozent Etagenheizung, 6,2 Prozent Einzelöfen, 3,9
Prozent Elektroheizung und 3 Prozent Gaskonvektoren. Die
Energieträger sind dabei Gas (27,3 Prozent), Fernwärme
(25 Prozent), Brennholz (16,2 Prozent), Heizöl (16 Prozent),
Strom (6,7 Prozent), Holzpellets (5,1 Prozent), alternative
Energieträger (3,3 Prozent) und Kohle (0,5 Prozent). Re-
levante Trends sind die überdurchschnittliche Nutzung von

Kohle als Energieträger in den ersten beiden Einkommens-
dezilen und der deutliche Anstieg von alternativen Energie-
trägern mit höheren Einkommen. Insgesamt lässt sich auf
eine generell geringe Relevanz von Kohle, selbst für nied-
rige Einkommensdezile, verweisen. Fernwärme ist vor allem
in den Ostregionen (allen voran Wien) sowie Salzburg und
Kärnten relevant, während die Nutzung von Gas und Heizöl
eher im Westen verbreitet, insgesamt aber recht gleichmäßig
über die Einkommensdezile verteilt ist. Wien bildet hier eine
Ausnahme, da neben der großen Bedeutung von Fernwärme
auch Gas eine wichtige Rolle spielt (Lechinger &Matzinger,
2020). Die Ziele der aktuellen Bundesregierung erscheinen
in diesem Kontext ambitioniert. Um bis 2040 klimaneutral
zu werden, soll ab 2035 nicht mehr mit Kohle oder Öl und
ab 2040 auch nicht mehr mit Gas geheizt werden (Republik
Österreich, 2020).

Die zentrale Herausforderung solcher Maßnahmen be-
steht darin, Zielkonflikte zwischen sozialen, ökologischen
und ökonomischen Motiven zu moderieren, um einen mög-
lichst breiten Konsens zu erreichen (Plumhans, 2021). Maß-
nahmen versuchen in diesem Kontext „ökologisch vorteil-
haft“ und „sozial gerecht“ zu sein (Gough, 2017). In Öster-
reich gelten thermische Gebäudesanierungen und ein Wech-
sel auf effizientere Heizsysteme gerade für einkommens-
schwache Haushalte als Chance, den überproportionalen
Anteil der Energiekosten am Haushaltseinkommen zu sen-
ken (Energieagentur Steiermark, 2015). Maßnahmen der
thermischen Gebäudesanierung erscheinen in diesem Kon-
text im Gegensatz zu erneuerbaren Energien oder Maßnah-
men der Bewusstseinsbildung besonders geeignet, sozial-
ökologische Ziele zu erreichen (Plumhans, 2021).

Des Weiteren ist die durchschnittliche Wohnfläche in Ös-
terreich seit 2009 um gut 5 Prozent auf 45,3 Quadratmeter
pro Person gestiegen (Statista, 2021). Die sich verändernde
Flächennutzung hat Relevanz, da jeder zusätzliche Qua-
dratmeter beleuchtet, beheizt, möbliert etc. werden muss
(Lehmphul, 2016). Außerdem haben wachsende Wohnflä-
chen auch einen wichtigen indirekten Effekt. Aus Platzman-
gel in urbanen Räumen kann die gewünschte Steigerung
der Wohnfläche besonders in dünn besiedelten, suburba-
nen oder ruralen Räumen stattfinden. Suburbanisierung und
Zersiedelung sind die Folge, was sich in einem erhöhten
Pendler_innenaufkommen widerspiegelt (Wagner, 2021). Es
gibt jedoch auch die Möglichkeit, in urbanen Räumen neuen
Wohnraum durch Nachverdichtung zu schaffen, was vor al-
lem in Wien in den letzten Jahren verstärkt in der Form von
Dachgeschossausbauten geschehen ist. Allerdings wurden
diese Ausbauten bereits 2001 von der Bundesregierung vom
Anwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes (MRG) ausge-
nommen. Der neu entstandene Wohnraum stellt somit eine
exklusive Form verdichteter Bauweise dar und kann Ver-
drängungseffekte und räumliche Ungleichheiten verstärken
(Friesenecker & Kazepov, 2021; Dlabaja, 2017; Reinprecht.
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2017). Eine wichtige Maßnahme, die sowohl soziale und
räumliche Ungleichheiten als auch Gebäudeemissionen und
Zersiedelung reduzieren könnte, sind verstärkte Investitio-
nen in den sozialen Wohnbau. Hierzu verweisen wir auf das
Kap. 4 Wohnen.

17.4 Fördernde und blockierende Dynamiken,
Institutionen und Akteur_innen

Eine vollständige Darstellung der Akteur_innen und In-
stitutionen, die von sozialer und räumlicher Ungleichheit
tangiert sind oder diese beeinflussen, ist kaum möglich, da
soziale und räumliche Ungleichheit durch eine Vielzahl von
Akteur_innen beeinflusst wird (von z. B. der Europäischen
Zentralbank auf der Makroebene bis zu individuellen Prä-
ferenzen für Umverteilung auf der Mikroebene). Konsens
herrscht darüber, dass die Reduktion der oberen Einkom-
men auf globaler und nationaler Ebene eine Grundbedingung
zur Senkung klimaschädlicher Emissionen darstellt (Chan-
cel, 2022; Sayer, 2016; Wiedmann et al., 2020). Konsens
besteht auch darüber, dass klimaschützende Maßnahmen
nicht zu Lasten wenig emittierender und einkommensschwa-
cher Bevölkerungsgruppen gehen sollten. Dies hängt je nach
Maßnahme von einer Vielzahl von Akteur_innen und In-
stitutionen ab. Im Folgenden soll dies exemplarisch für die
Handlungsfelder Mobilität und Wohnen dargestellt werden.

Als erste wichtige Akteursgruppe können die Konsu-
ment_innen von Mobilität, also Nutzer_innen von Ver-
kehrsmitteln, als wesentliche Akteur_innen identifiziert wer-
den. Zusätzlich haben politische Entscheidungsträger_innen
(z. B. im Verkehrs-, Klima- oder Finanzministerium, in der
Gemeinde- und Stadtplanung oder der öffentlichen Ver-
waltung) eine tragende Rolle bei der Ausgestaltung und
Implementierung umwelt- und sozialpolitischer Maßnahmen
zur Förderung von zukunftsfähiger Mobilität und den dafür
notwenigen (infra-)strukturellen Rahmenbedingungen (Fi-
chert & Grandjot, 2016). Wie zuvor erläutert, ist die Wahl
des primären Verkehrsmittels sozioökonomisch und räum-
lich beeinflusst. Verfügbarkeit und Leistbarkeit vonMobilität
entscheiden darüber, welche primäre Mobilitätsform in un-
terschiedlichen räumlichen und sozialen Kontexten „ausge-
wählt“ wird. Wenn klimafreundliche Mobilitätsalternativen
zum herkömmlichen PKW nicht verfügbar oder leistbar sind,
kann auch keine Änderung des Mobilitätsverhaltens durch-
gesetzt werden (Sammer & Snizek, 2021; VCÖ, 2018).

Eine weitere wichtige Akteursgruppe lässt sich im Zu-
sammenhang mit öffentlichen und zivilgesellschaftlichen
Institutionen und Organisationen identifizieren. Konkrete
Beispiele sind neben rechtlichen Grundlagen und Regelun-
gen (z. B. Österreichische Straßenverkehrsordnung (StVO))
öffentliche Institutionen wie die österreichische Raumord-
nung (z. B. Österreichische Raumordnungskonferenz – ÖR-

OK, Siedlungsplanung). Von Bedeutung sind diese vor allem
bei räumlichen Ungleichheiten in der Verfügbarkeit von
Mobilitäts- und Versorgungsinfrastruktur. Die Planung eines
flächendeckenden öffentlichen Verkehrssystems für alle so-
wie dessen rechtliche Verankerung in der österreichischen
Raumordnung (Mobilitätsgarantie), ist ein wesentlicher He-
bel zur Förderung klimafreundlichen Mobilitätsverhaltens
[siehe dazu auch Kap. 6 Mobilität und Kap. 19 Raumpla-
nung].

Interessenvertretungen in Politik und Gesellschaft,
wie die Autolobby und Verkehrsclubs (z. B. ÖAMTC, AR-
BÖ, VCÖ) oder die Fahrradlobby (radlobby, ARGUS) kön-
nen dabei Planungsentscheidungen hinsichtlich der Aus-
gestaltung (sozial-ökologischer) Bereitstellungssysteme im
Verkehrssektor beeinflussen. Während Vertreter_innen der
Automobil- und Betonindustrie den Ab- und Umbau fossi-
ler Verkehrsstrukturen aus Eigeninteressen nicht unterstützen
oder sogar blockieren, setzen sich andere, gemeinwohlorien-
tierte Verkehrs- und Radclubs aktiv für die Förderung und
den Ausbau zukunftsfähiger Mobilität ein (Haas & Sander,
2019).

Öffentliche und private Verkehrsdienstleister_innen
und Verkehrsunternehmen (z. B. ÖBB, Wiener Linien,
Verleihfirmen von Fahrrädern, Scootern und Anbieter_innen
von Micro-ÖV-Systemen) sowie Verkehrsverbünde (z. B.
VOR, OÖVV, SVV) zählen zu jenen fördernden Akteuren,
welche klimafreundliche Mobilitätskonzepte praktisch um-
setzen [siehe dazu auch Kap. 6 Mobilität].

Forschung und Wissenschaft bezüglich technologischer
Innovationen zur Effizienzsteigerung im Verkehrs- und Ener-
giesektor können die Umweltverträglichkeit dafür notwen-
diger Verkehrsmittel verbessern und so klimafreundliche
Mobilität zusätzlich fördern [siehe dazu auch Kap. 13 So-
ziotechnische Innovationen].

Für das Handlungsfeld Wohnen16 sind auf zunächst die
Haushalte, also die Bewohner_innen zu betrachten. Es
ist zwischen Eigentümer_innen und Mieter_innen zu unter-
scheiden. Wie bereits erwähnt, haben Bewohner_innen im
Mietverhältnis kaum bis gar keinen Einfluss auf ihre Heiz-
systeme (Allinger et al., 2021). Ein gewisser Handlungs-
spielraum besteht zwar durch Selbstregulierung des eigenen
Energieverbrauchs. Eigentumsverhältnisse beschränken je-
doch die Handlungsfähigkeit, klimafreundlich zu wohnen.
Sie stellen ein sozial ungleich verteiltes Strukturmerkmal kli-
mafreundlichen Lebens dar (Friesenecker &Kazepov, 2021).
Ohne entsprechende Fördermaßnahmen gibt es auch für die
meisten Eigentümer_innen eine De-facto-Barriere bei der
Sanierung des Eigenheims (IIBW, 2019). Bestehende Infra-
strukturen vereinfachen einen Umstieg auf z. B. Fernwärme

16 Aus den bereits genannten Gründen fokussieren wir hier auf den
Bereich Wohnen und Heizen. Für eine umfassendere Diskussion ver-
weisen wir auf Kap. 4 Wohnen und Kap. 6 Mobilität.
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oder alternative Energieträger. Hier kommt den Energiever-
sorgern eine tragende Rolle zu. Ob es sich wie in den meis-
ten Bundesländern um Aktiengesellschaften handelt (z. B.
Energie AG Oberösterreich, EVN AG oder KELAG) oder,
wie in Wien (Wien Energie), um kommunale Dienstleister,
hat einen Einfluss auf die politische Steuerungsmöglichkeit
(IIBW, 2019). Die Handlungsfähigkeit der Haushalte (Mi-
kroebene) ist beim Thema Wohnen und Heizen daher stark
eingeschränkt und verläuft entlang sozialer Trennlinien.

Eine weitere wichtige Dimension stellen die relevanten
Institutionen und die entsprechenden Gesetze und die in
diesem Zusammenhang relevanten Akteur_innen eingegan-
gen werden. Das Mietrechtgesetz liegt in der Kompetenz des
Bundes und legt gesetzlich fest, dass Gebäudesanierungen
aus der Mietzinsreserve finanziert werden sollen. Allerdings
fallen nach 1945 errichtete Wohngebäude sowie Ein- und
Zweifamilienhäuser nur teilweise bzw. gar nicht in den An-
wendungsbereich (Rosfika, 2020). Auf letztere entfallen je-
doch ca. 70 Prozent aller Gebäudeemissionen in Österreich,
was die Wirkung eines solchen Gesetzes stark einschränkt
(IIBW, 2019). Dieselbe Problematik trifft auf das Wohn-
eigentumsgesetz zu. Ebenfalls in den Geltungsbereich des
Bundes fällt das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG).
Der gemeinnützige Sektor wird oft als vielversprechender
Akteur dargestellt, um Wohnen ökologisch nachhaltiger und
sozial inklusiver zu gestalten (Litschauer et al., 2021). Aller-
dings können im WGG verankerte Mechanismen, wie z. B.
hohe Anzahlungen, als Barriere für einkommensschwache
Haushalte wirken und eine marginalisierende Wirkung ent-
falten; die Möglichkeiten eines klimafreundlichen Lebens
also wiederum entlang sozialer Trennlinien strukturieren
(Friesenecker & Kazepov, 2021; Kadi, 2015). Schließlich
regelt das Heizkostenabrechnungsgesetz (HeizKG) die Auf-
teilung von Heizkosten im mehrgeschoßigenWohnbau. Laut
Rosifka (2020) kommt es aufgrund von Intransparenz zu
unklaren Rechtssituationen für Mieter_innen, welche sich
räumlich (Mehrgeschoß hauptsächlich in Städten) und so-
zial (Mieter_innen grundsätzlich mit weniger verfügbarem
Einkommen) entfaltet. Weitere wichtige Instrumente bzw.
gesetzliche Vorgaben sind die Wohnbauförderung und die
Bauordnung. Diese befinden sich in der Kompetenz der
Bundesländer. Während die Wohnbauförderung das zentra-
le Instrument zur Schaffung von Neubau in Österreich ist
(Kadi, 2019), werden Gebäudestandards und Sanierungsre-
gelungen in der Bauordnung geregelt. Die Wohnbauförde-
rung ist geeignet, über Standards für Fördermittel ökologisch
nachhaltigen Neubau zu schaffen (Litschauer et al., 2021).
Allerdings wird sie nicht als ideales Instrument gesehen,
um den rasant steigenden Mieten im Neubau oder den ex-
plodierenden Eigentumspreisen Einhalt zu gewähren (Kadi,
2019). In der Bauordnung hingegen gelten nicht für alle Ge-
bäudetypen und Eigentumsverhältnisse einheitliche Umwelt-
standards (Rosfika, 2020). Wichtige Akteure sind außerdem

das Baugewerbe und insbesondere Projektentwickler_innen
und Bauträger. Des Weiteren spielen auch die Sozialpartner
(insbesondere die Arbeiterkammer), Mietervereinigungen,
Gewerkschaften und NGOs eine wichtige Rolle. Während
hier die Wohnungsfrage zumeist als „soziale Frage“ gedacht
wird, hat die Ökologisierung in der Vergangenheit an Bedeu-
tung gewonnen (IIBW, 2019).

Schlussendlich stellen (internationale) Investoren eine
wichtige Akteursgruppe dar. Wenn Wohnraum entsprechend
den Bedürnissen dieser Gruppe kommodifiziert wird, also
nur mehr als Vehikel zur Akkumulation von Vermögen fun-
giert, verliert es seine eigentliche Funktion – die eines Rück-
zugraumes, als Schutz vor der Außenwelt, als Ort sozialer
Reproduktion usw.17 Kommodifizierter Wohnraum tendiert
auch dazu, ökologisch weniger nachhaltig zu sein [siehe
Kap. 4 Wohnen]. Selbst in Ländern, die von Wohnraumspe-
kulation traditionell weniger betroffen waren, hat sich seit
der globalen Finanzkrise eine Kapitalflucht ins „Betongold“
gezeigt. Institutionelle Investoren ersetzen kommunaleWoh-
nungsversorger und Privatpersonen als Vermieter_innen und
werden so zu zentralen Akteuren der Wohnraumbereitstel-
lung (Wijburg & Aalbers, 2017). Auch wenn dieser Trend
in Österreich aufgrund eines konservativen Bankenwesens
und der starken Rolle kommunaler und gemeinnützigerWoh-
nungsanbieter bislang abgefedert werden konnte, steigen
Angebotsmieten und Eigentumspreise rasant (Springler &
Wöhl, 2020). Die resultierenden Neubauprojekte sind zwar
durchaus ökologisch ambitioniert und ermöglichen ihren Be-
wohner_innen ein klimafreundliches Leben. Allerdings sind
solche Quartiere für Haushalte mit unterdurchschnittlichen
Einkommen kaum zugänglich (Bärnthaler et al., 2020).

17.5 Gestaltungsoptionen und
Handlungsmöglichkeiten

In diesem Kapitel gehen wir kurz auf unterschiedliche Ge-
staltungsoptionen klimafreundlicher Maßnahmen mit direk-
tem Bezug zu sozialer und räumlicher Ungleichheit ein.
Deren Verteilungswirkungen haben einen großen Einfluss
auf soziale und politische Akzeptanz.

Allgemein (und unter Ceteris-paribus-Bedingungen)
scheinen egalitäre Gesellschaften eher klimafreundlicher
zu sein (Dorling, 2017), wobei die kausalen Zusammen-
hänge noch nicht ausreichend erforscht sind und auch vom
durchschnittlichen Einkommensniveau abhängen (Grune-
wald et al., 2017). Statuswettbewerb ist in ungleichen
Gesellschaften höher und, da Statuswettbewerb in kapi-
talistischen Gesellschaften vor allem durch Besitz von
Gütern und Dienstleistungen ausgetragen wird, führt zu

17 Ein extremes Beispiel hierfür ist der massive Leerstand in einigen
österreichischen Orten des Wintersporttourismus.
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höherem Konsum (Wiedmann et al., 2020; Wilkinson &
Pickett, 2010). Außerdem scheint Ungleichheit zu einer
Reihe von wohlfahrtsreduzierenden Effekten und damit er-
höhten Sozialausgaben zu führen, die für Investitionen in
klimaschützende Maßnahmen fehlen. Unter der Annahme,
dass der Zusammenhang zwischen Ungleichheit und kli-
maschädigendem Verhalten existiert, würde eine Reduktion
der Ungleichheit zu einer Verbesserung des Klimas führen.
Ungleichheit kann reduziert werden, indem untere Einkom-
men erhöht und/oder hohe Einkommen reduziert werden. In
Ländern, in denen der CO2-Verbrauch auch in den untersten
Einkommensdezilen 2,7 Tonnen CO2 pro Jahr übersteigt
(wie es in Österreich und den meisten anderen Ländern des
Globalen Nordens der Fall ist), wird von vielen die Redu-
zierung der Top-Einkommen und des Reichtums als erster
Schritt propagiert (Sayer, 2016; Schürz, 2019; Theine &
Taschwer, 2021). Da hohe Einkommen vor allem auf Ren-
tenabschöpfung basieren (Bivens & Mishel, 2013; Piketty,
2014; Stiglitz, 2012) wird eine höhere Besteuerung hoher
Einkommen und Vermögen bei gleichzeitiger Schließung
von Steuerschlupflöchern (z. B. sogenannter Steueroasen)
keine oder geringe Auswirkungen auf die Makroökonomie
haben (Piketty et al., 2014). Eine Reduktion sehr hoher
Vermögen und/oder Einkommen verhindert, dass sehr ver-
mögende Menschen extrem klimaschädlich agieren, da sie
weder in Privatraketen, Privatjets, Privatyachten, Supercars,
überdurchschnittlich große Immobilien, klimaschädliches
Finanzkapital etc. investieren können.

Um die Reduktion von Emissionen durch Umverteilung
von Reichtum zu erzielen, schlagen Theine und Taschwer
(2021) zwei konkrete Maßnahmen vor: (1) Eine höhere
Besteuerung extremer Vermögen: Hier wird vorgeschlagen,
dass Österreicher_innen mit einem Nettovermögen von fünf
Millionen Euro 10 Prozent, ab 100 Millionen Euro 30 Pro-
zent und alles über einer Milliarde einen Beitrag von 60 Pro-
zent leisten. Das würde die 10.000 reichsten Menschen in
Österreich betreffen (oder etwas mehr als 0,1 Prozent der
Bevölkerung). Unter der Annahme, dass Abwanderung in
Steueroasen verhindert werden kann, würde das einmalig
70 bis 80 Milliarden Euro staatlicher Mehreinnahmen be-
deuten, die zweckgebunden in erneuerbare Energiequellen,
Umstellung der Heizungssysteme oder Ausbau des Schie-
nenverkehrs investiert werden könnten.18 Teilweise würden
daher die Einnahmen wieder an jene Unternehmen (und
deren Besitzer_innen) zurückfließen, die sich im interna-
tionalen, ökowirtschaftlichen Wettbewerb als innovativ und
effizient erweisen, während jene, die weiterhin im um-
weltverschmutzenden Gewerbe agieren, verlieren würden
[vgl. Kap. 2 Innovationsperspektive]. Maximale Obergren-
zen für Vermögen können demnach eine gewichtige Rolle bei

18 Für alternative Berechnungen zu Vermögenssteuermodellen in Öster-
reich siehe Heck et al. (2020).

der Schaffung klimafreundlicher Strukturen spielen (Koch
& Buch-Hansen, 2019; Schürz, 2019; Wiedmann et al.,
2020). (2) Angesichts der Klimakrise sollte durch Reich-
tumsobergrenzen, die definieren, wie viel Vermögen eine
Person besitzen kann, der Konsum permanent reduziert wer-
den (Buch-Hansen & Koch, 2019; Theine & Taschwer,
2021).

Eine weitere Gestaltungsoption stellen sogenannte „pollu-
tion top-ups“ dar (Chancel, 2022). Hier soll der Besitz von
Assets in der Öl-, Gas- und Kohleindustrie zusätzlich besteu-
ert werden, um die Finanzierung von alternativen Energie-
quellen und den Ausstieg aus fossilen Brennstoffindustrien
zu fördern. Zusätzlich sollen neue fossile Brennstoffinves-
titionen verboten und Subventionen des Sektors eliminiert
werden. Das würde auch eine strikte Regulierung von stark
verschmutzenden Konsumausgaben (SUV, Flugticketpreise)
und die Einführung persönlicher Kohlenstoffbudgets be-
inhalten. In Kombination mit einer Vermögensteuer und
Vermögensobergrenzen könnte dies zu einer Reduktion von
Emissionen durch Konsumvermeidung, aber auch zu einer
Verschiebung von Investitionen in umweltfreundlichere Ak-
tivitäten und/oder zur Verbesserung von industriellen Prozes-
sen durch Investitionen in neue Prozesstechnologien führen
(siehe dazu Creutzig et al. (2018) zum „avoid-shift-improve
framework“).

Eine andere Möglichkeit der Umverteilung ist die An-
hebung des Einkommensniveaus der unteren Einkommens-
schichten, um sozial nichtnachhaltigen Unterverbrauch („un-
derconsumption“) in verarmten Ländern und Nachbarschaf-
ten zu adressieren und Bewohner_innen ein Leben ohne
Armut und über einer sozial definierten unteren Wohlstands-
grenze zu ermöglichen (Di Giulio & Fuchs, 2014; Span-
genberg, 2014). Diese Maßnahme erscheint vor allem im
Globalen Süden unerlässlich. Im Globalen Norden zeichnet
sich jedoch ein aus klimapolitischer Sicht differenzierteres
Bild. Während monetäre Kompensationszahlungen kurzfris-
tig notwendig sein werden, um soziale Akzeptanz für klima-
freundliche Politik (z. B. CO2-Steuern) zu generieren, kann
eine Erhöhung der Einkommen zu Rebound-Effekte durch
erhöhten Konsum führen, die aufgrund der hohen Pro-Kopf-
Einkommen (und damit Pro-Kopf-Emissionen) mittel- bis
langfristig nicht nachhaltig sind. Im Fall einer CO2-Steuer
analysieren Humer et al. (2021) folgende mögliche Rückver-
gütungsszenarien und Entlastungsmaßnahmen: (1) ein ein-
kommensabhängiger Ökobonus mit Kinderzuschlag, (2) die
Senkung des Krankenversicherungs-Beitragssatzes, (3) die
Senkung der Lohn- und Einkommenssteuer und eine Anhe-
bung der Negativsteuer sowie (4) eine Ausweitung und Um-
gestaltung der Pendlerpauschale und (5) die Einführung ei-
nes bundesweiten Heizkostenzuschusses. Diese Maßnahmen
sollen einerseits die notwendigen Lenkungseffekte verstär-
ken und andererseits nicht durch eine fehlende soziale Abfe-
derung gefährden. Aus verteilungspolitischer Sicht würden
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Optionen (1) und (5) (wenn der Heizkostenzuschuss auf jene
Haushalte limitiert ist, die unter der Mindestsicherungsgren-
ze liegen) vor allem den ärmeren Haushalten zugutekommen,
während die Optionen (2) und (3) vor allem höhere und
mittlere Einkommen begünstigen. Möglichkeit (4) fördert
vor allem mittlere und höhere Einkommen mit weiten Pend-
lerstrecken. Außerdem ist fraglich, ob bei einer Förderung
langer Pendlerstrecken die erwünschten Anreizwirkungen ei-
ner ökosozialen Steuerreform noch gegeben sind (Humer
et al., 2021). Die beiden Umverteilungsalternativen würden
der „Floor-and-ceiling-Strategie“ von nachhaltigen Konsum-
korridoren entsprechen (Gough, 2017).

Es wird also vermehrt darauf hingewiesen, dass eine
mögliche CO2-Steuer von Förderungen und Anpassungsin-
vestitionen wie z. B. den Umstieg auf nichtfossile Fortbewe-
gungsmittel, Umstellung von Heizsystemen etc. komplemen-
tiert werden sollte. Allerdings besteht die Gefahr, dass wohl-
habendere Haushalte von diesen Subventionen (z. B. Elek-
troautos) stärker profitieren, obwohl sie diese Unterstützung
vielleicht gar nicht benötigen (Bernhofer, 2019). Um sowohl
negative Verteilungseffekte zu vermeiden als auch positive
Lenkungseffekte zu erzielen, sind aus der Bereitstellungs-
perspektive Investitionen in die entsprechende Infrastruktur
und der Ausbau und die Förderung von klimaverträglichen
und leistbaren Alternativen, wie dem öffentlichen Verkehr
oder effizienten Heizsystemen, notwendig (Bernhofer, 2019;
Mayer et al., 2019; Rocha-Akis et al., 2019) [siehe auch
Kap. 18 Soziale Sicherungssysteme]. Wesentliche (infra-)
strukturelle Änderungen und Anpassungen zusätzlich zu ei-
ner CO2-Bepreisung beinhalten unter anderem den Ausbau
von multifunktionalen Gebäuden, Verschränkte Mobilität,
Integrierte Netze und eine Circular Economy (Dabrowski
et al., 2020). Diese Anpassungen werden einerseits durch
neue Innovationen (selbstfahrende Fahrzeuge, IT, Recycling-
prozesse etc.) ermöglicht und verbessert, führen aber durch
„demand-pull“ gleichzeitig zu erhöhter Innovationstätigkeit
[siehe dazu Kap. 2 Innovationsperspektive] (Mowery & Ro-
senberg, 1979; Rosenberg, 1982).

Aufgrund der unterschiedlichen lokalen Bedingungen
(Zugang zu unterschiedlichen lokalen nichtfossilen Energie-
quellen; (nicht-)vorhandene Verkehrsinfrastruktur; Quantität
und Qualität des Wohnraumes und zur Verfügung stehen-
de Heizsysteme) sollten Maßnahmen immer lokal abge-
stimmt werden (Essletzbichler, 2012). Hackschnitzelheizun-
gen könnten in der Steiermark und Kärnten ausbaufähig sein
(Späth & Rohracher, 2010, 2012), während der Anschluss
an das Fernwärmesystem für Wiener Wohnungen eine besse-
re Option sein kann. Ein österreichweites Klimaticket kann
Pendler_innen mit einem guten öffentlichen Transportan-
schluss vom privaten auf den öffentlichen Verkehr umlenken,
aber für Bewohner_innen von Gegenden ohne Zugang zu
öffentlichem Verkehr ist diese Maßnahme irrelevant. Dort
könnten E-Car-Sharing-Systeme, öffentliche Ruftaxisysteme

oder Subventionen von Elektrorädern eine bessere Opti-
on der Emissionsreduktion darstellen. Zusätzlich müssen
hier die Governance- und Raumordnungsstrukturen derart
angepasst werden, dass klimafreundliches Leben auf allen
Maßstabsebenen (von EU bis Gemeinde) effektiv geför-
dert werden kann und politisch durchsetzbar ist [siehe auch
Kap. 12 Governance und politische Beteiligung und Kap. 19
Raumplanung].

Es zeigt sich außerdem, dass die gemeinsame Anwen-
dung der Perspektiven von Markt (Steuer), Bereitstellung
(zweckgebundene Investitionen der Einnahmen in öffentli-
che, klimafreundlichere Infrastruktur), Innovation (verstärk-
te Investitionen in neue Prozesstechnologien) und Gesell-
schaft (Änderung sozialer Normen, um Statuswettbewerb
von Konsum zu entkoppeln) zu effektiveren und schneller
greifenden Lösungen führen kann. Markt- und innovations-
basierte Maßnahmen sind dabei mit den vorherrschenden
sozioökonomischen Rahmenbedingungen und daraus resul-
tierenden individuellen Präferenzen und Verhaltensmustern
gut kompatibel. Die Verschiebung von Steuereinnahmen
von privatem Einkommen zu öffentlich bereitgestellter In-
frastruktur und die Entkopplung der gedanklichen Asso-
ziation von gutem Leben und Konsum verlangt jedoch ei-
nen langfristigen, gesellschaftlichen Wandel. Verzicht und
Selbstlimitierung auf individueller Ebene zu akzeptieren
und auf gesellschaftlicher Ebene politisch durchsetzen zu
können, stellt hierbei eine besondere Herausforderung dar,
da materielles Wachstum seit der Nachkriegszeit verstärkt
in den Köpfen der Menschen verankert wurde (Horkhei-
mer & Adorno, 1944). Um breite Akzeptanz zu erzeugen,
müssten die positiven erweiterten Einkommenseffekte (z. B.
durch das Wegfallen von Anschaffungs- und laufenden Kos-
ten für ein Privatauto) klar kommuniziert werden. Dafür
bedarf es einer Diskursverschiebung weg von vermeintli-
chen Vorteilen des Wachstums, primären Einkommen, Pri-
vatkonsum und der Erfüllung unlimitierter Wünsche hin
zu universalen Grundbedürfnissen und einem Wohlstands-
konzept, in dem Befähigungs- und Verwirklichungschancen
für alle gegeben sind (Gough, 2017; Hickel, 2021; Hinkel
et al., 2020; Nussbaum, 2011; O’Neill et al., 2018; Sen,
1999).

17.6 Quellenverzeichnis

Ala-Mantila, S., Heinonen, J., & Junnila, S. (2014). Relationship be-
tween urbanization, direct and indirect greenhouse gas emissions,
and expenditures: A multivariate analysis. Ecological Economics,
104, 129–139.

Allinger, L., Moder, C., Rybaczek-Schwarz, R., & Schenk, M. (2021).
Armut durch Klimapolitik überwinden. In Armutskonferenz, At-
tac, & Beigewum (Hrsg.), Klimasoziale Politik (S. 107–118). Bahoe
Books.

Atkinson, A. B. (2015). Inequality What Can Be Done? Harvard Uni-
versity Press.



494 Kapitel 17. Soziale und räumliche Ungleichheit

Baiocchi, G., Creutzig, F., Minx, J., & Pichler, P.-P. (2015). A spatial
typology of human settlements and their CO2 emissions in England.
Global Environmental Change, 34, 13–21.

Bärnthaler, R., Novy, A., & Stadelmann, B. (2020). A Polanyi-inspired
perspective on social-ecological transformations of cities. Journal of
Urban Affairs, 45(2), 117–141.

Baynes, T., Lenzen, M., Steinberger, J. K., & Bai, X. (2011). Compa-
rison of household consumption and regional production approaches
to assess urban energy use and implications for policy. Energy Poli-
cy, 39(11), 7298–7309.

Bernhofer, D. (2019, Dezember 6). Die blinden Flecken der CO2-
Steuer. Arbeit&Wirtschaft Blog. https://awblog.at/blinde-flecken-
der-co2-steuer/

Bernhofer, D., & Brait, R. (2011). Die Verteilungswirkungen der Mine-
ralölsteuer in Österreich.Wirtschaft Und Gesellschaft – WuG, 37(1),
69–93.

Bivens, J., & Mishel, L. (2013). The Pay of Corporate Executives and
Financial Professionals as Evidence of Rents in Top 1 Percent In-
comes. Journal of Economic Perspectives, 27(3), 57–78.

BMK. (2021). Klimaticket. https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/
1-2-3-ticket.html

BMVIT. (2016). Österreich unterwegs 2013/14. Ergebnisbericht
zur österreichweiten Mobilitätserhebung „Österreich unterwegs
2013/14“. https://www.bmk.gv.at/themen/verkehrsplanung/statistik/
oesterreich_unterwegs/berichte.html

Boyce, J. (2007). Is Inequality Bad for the Environment? Political Eco-
nomy Research Institute, University of Massachusetts at Amherst,
Working Papers, 15.

Brakman, S., Garretsen, H., & Marrewijk, C. van. (2019). An introduc-
tion to geographical and urban economics.

Brand-Correa, L. I., Mattioli, G., Lamb, W. F., & Steinberger, J. K.
(2020). Understanding (and tackling) need satisfier escalation. Sus-
tainability: Science, Practice and Policy, 16(1), 309–325.

Brocchi, D. (2019). Nachhaltigkeit und soziale Ungleichheit: Warum
es keine Nachhaltigkeit ohne soziale Gerechtigkeit geben kann. VS
Verlag für Sozialwissenschaften.

Chancel, L. (2020). Unsustainable Inequalities. The Belknap Press of
harvard university Press.

Chancel, L. (2022). Climate change & the global inequality of carbon
emissions, 1990–2020. Nature Sustainability, 5, 931–938.

Chang, C.-P., Dong, M., Sui, B., & Chu, Y. (2019). Driving forces of
global carbon emissions: From time- and spatial-dynamic perspec-
tives. Economic Modelling, 77, 70–80.

Clark, A. E. (2018). Four Decades of the Economics of Happiness:
Where Next? Review of Income and Wealth, 64(2), 245–269.

Creutzig, F., Roy, J., Lamb, W. F., Azevedo, I. M. L., Bruine de Bruin,
W., Dalkmann, H., Edelenbosch, O. Y., Geels, F. W., Grubler, A.,
Hepburn, C., Hertwich, E. G., Khosla, R., Mattauch, L., Minx, J. C.,
Ramakrishnan, A., Rao, N. D., Steinberger, J. K., Tavoni, M., Ürge-
Vorsatz, D., & Weber, E. U. (2018). Towards demand-side solutions
for mitigating climate change. Nature Climate Change, 8(4), 260–
263.

Czepkiewicz, M., Heinonen, J., & Ottelin, J. (2018). Why do urbanites
travel more than do others? A review of associations between urban
form and long-distance leisure travel. Environmental Research Let-
ters, 13(7), 073001.

Dabrowski, C., Lasser, R., Lechinger, V., & Rapp, S. (2020). Vermö-
gen in Wien. Ungleichheit und öffentliches Eigentum. Economics of
Inequality (INEQ), WUWien.

Di Giulio, A., & Fuchs, D. (2014). Sustainable Consumption Corridors:
Concept, Objections, and Responses. Gaia: Okologische Perspek-
tiven in Natur-, Geistes- und Wirtschaftswissenschaften, 23, 184.
https://doi.org/10.14512/gaia.23.S1.6

Dlabaja, C. (2017). Abschottung von oben: Die Hierarchisierung der
Stadt. Handbuch Reichtum, 435–447.

Dorling, D. (2017). Is inequality bad for the environment?
The Guardian. http://www.theguardian.com/inequality/2017/jul/04/
is-inequality-bad-for-the-environment

Eisner, A., Kulmer, V., & Kortschak, D. (2021). Distributional effects of
carbon pricing when considering household heterogeneity: An EASI
application for Austria. Energy Policy, 156, 112478.

Energieagentur Steiermark. (2015). Endbericht. Energieberatung ein-
kommensschwacher Haushalte. https://www.ea-stmk.at/documents/
20181/25550/07_endbericht_ebeinkommensschwachehh_jun15_
inkl_anhang.pdf/20f1deb5-1ed0-421f-96e8-3602468b81a2

Essletzbichler, J. (2012). Renewable Energy Technology and Path Crea-
tion: A Multi-scalar Approach to Energy Transition in the UK.
European Planning Studies, 20(5), 791–816.

Ferschli, B., Kapeller, J., Schütz, B., & Wildauer, R. (2018). Bestän-
de und Konzentration privater Vermögen. Simulation, Korrektur und
Besteuerung. [ICAE Working Paper Series – No. 72].

Fichert, F., & Grandjot, H.-H. (2016). Akteure, Ziele und Instrumente in
der Verkehrspolitik. In O. Schwedes, W. Canzler, & A. Knie (Hrsg.),
Handbuch Verkehrspolitik (S. 137–163). Springer Fachmedien.

Frascati, M. (2020). Klimaungerechtigkeit in Österreich. Eine Studie
zur ungleichen Verteilung von CO2-Ausstoss nach Einkommens-
schichten. Greenpeace.

Fremstad, A., Underwood, A., & Zahran, S. (2018). The Environmental
Impact of Sharing: Household and Urban Economies in CO2 Emis-
sions. Ecological Economics, 145, 137–147.

Friedwanger, A., Hahn, B., Langthaler, T., Schwillinsky, S., Weiss, L.,
Österreichische Raumordnungskonferenz, & Österreichische Raum-
ordnungskonferenz (Hrsg.). (2018). ÖROK-Erreichbarkeitsanalyse
2018: (Datenbasis 2016): Analysen zum ÖV und MIV. Geschäfts-
stelle der Österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK).

Friesenecker, M., & Kazepov, Y. (2021). Housing Vienna: The Socio-
Spatial Effects of Inclusionary and Exclusionary Mechanisms of
Housing Provision. Social Inclusion, 9(2), 77–90.

Frommeyer, L. (2020, Januar 10). Debatte über Radfahrprä-
mie: Drahtesel? Goldesel! Der Spiegel. https://www.spiegel.de/
auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-
e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391

Gill, B., & Moeller, S. (2018). GHG Emissions and the Rural-Urban
Divide. A Carbon Footprint Analysis Based on the German Official
Income and Expenditure Survey. Ecological Economics, 145, 160–
169.

Glaeser, E. L. (2011). Triumph of the city. Pan Books.
Glaeser, E. L., Kolko, J., & Saiz, A. (2001). Consumer city. Journal of

Economic Geography, 1(1), 27–50.
Glatter-Götz, H., Mohai, P., Haas, W., & Plutzar, C. (2019). En-

vironmental inequality in Austria: Do inhabitants’ socioeconomic
characteristics differ depending on their proximity to industrial pol-
luters? Environmental Research Letters, 14(7), 074007.

Gore, T. (2020). Confronting Carbon Inequality (OXFAM UK). https://
oxfamilibrary.openrepository.com/bitstream/handle/10546/621052/
mb-confronting-carbon-inequality-210920-en.pdf

Gore, T. (2021). Carbon Inequality in 2030: Per Capita Con-
sumption Emissions and the 1.5ıC goal. Joint agency brie-
fing report. Institute for European Environmental Policy and
Oxfam. Oxfam UK. https://ieep.eu/wp-content/uploads/2022/12/
Carbon-inequality-in-2030_IEEP_2021.pdf

Gough, I. (2017). Heat, greed and human need: Climate change, capita-
lism and sustainable wellbeing. Edward Elgar.

Großmann, A., Stocker, A., & Wolter, M. (2019). Evaluation von Kli-
maschutzmaßnahmen mit dem Modell e3.at meetPASS: Meeting the
Paris Agreement and Supporting Sustainability Working Paper No.
5.

Grunewald, N., Klasen, S., Martínez-Zarzoso, I., & Muris, C. (2017).
The Trade-off Between Income Inequality and Carbon Dioxide
Emissions. Ecological Economics, 142(C), 249–256.

https://awblog.at/blinde-flecken-der-co2-steuer/
https://awblog.at/blinde-flecken-der-co2-steuer/
https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/1-2-3-ticket.html
https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/1-2-3-ticket.html
https://www.bmk.gv.at/themen/verkehrsplanung/statistik/oesterreich_unterwegs/berichte.html
https://www.bmk.gv.at/themen/verkehrsplanung/statistik/oesterreich_unterwegs/berichte.html
https://doi.org/10.14512/gaia.23.S1.6
http://www.theguardian.com/inequality/2017/jul/04/is-inequality-bad-for-the-environment
http://www.theguardian.com/inequality/2017/jul/04/is-inequality-bad-for-the-environment
https://www.ea-stmk.at/documents/20181/25550/07_endbericht_ebeinkommensschwachehh_jun15_inkl_anhang.pdf/20f1deb5-1ed0-421f-96e8-3602468b81a2
https://www.ea-stmk.at/documents/20181/25550/07_endbericht_ebeinkommensschwachehh_jun15_inkl_anhang.pdf/20f1deb5-1ed0-421f-96e8-3602468b81a2
https://www.ea-stmk.at/documents/20181/25550/07_endbericht_ebeinkommensschwachehh_jun15_inkl_anhang.pdf/20f1deb5-1ed0-421f-96e8-3602468b81a2
https://www.spiegel.de/auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391
https://www.spiegel.de/auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391
https://www.spiegel.de/auto/radfahrpraemie-statt-pendlerpauschale-drahtesel-goldesel-a-e2a1196f-8840-4f7c-8ea9-3023518db391
https://oxfamilibrary.openrepository.com/bitstream/handle/10546/621052/mb-confronting-carbon-inequality-210920-en.pdf
https://oxfamilibrary.openrepository.com/bitstream/handle/10546/621052/mb-confronting-carbon-inequality-210920-en.pdf
https://oxfamilibrary.openrepository.com/bitstream/handle/10546/621052/mb-confronting-carbon-inequality-210920-en.pdf
https://ieep.eu/wp-content/uploads/2022/12/Carbon-inequality-in-2030_IEEP_2021.pdf
https://ieep.eu/wp-content/uploads/2022/12/Carbon-inequality-in-2030_IEEP_2021.pdf


17.6 Quellenverzeichnis 495

Haas, T., & Sander, H. (2019). DIE EUROPÄISCHE AUTOLOBBY
(S. 33). Rosa Luxemburg Stiftung, Brussels Office.

Harrison, K. (2019). Lessons from British Columbia’s carbon tax.
Policy Options. https://policyoptions.irpp.org/magazines/july-2019/
lessons-from-british-columbias-carbon-tax/

Heck, I., Kapeller, J., & Wildauer, R. (2020). Vermögenskonzentration
in Österreich (Nr. 206; Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft
Nr. 206, Working Paper-Reihe der AK Wien). Kammer für Arbeiter
und Angestellte für Wien.

Herendeen, R. A., Ford, C., & Hannon, B. (1981). Energy cost of living,
1972–1973. Energy, 6(12), 1433–1450.

Hickel, J. (2020). Degrowth: A response to Branko Milanovic. Jason
Hickel. https://www.jasonhickel.org/blog/2017/11/19/why-branko-
milanovic-is-wrong-about-de-growth

Hickel, J. (2021). Less is More. How Degrowth will save the world.
Pinguin Random House.

Hiess, H., & Schönegger, C. (2015). Empfehlungen und Argumenta-
rium der ÖREK Partnerschaft zu „Siedlungsentwicklung und ÖV-
Erschließung“. ÖREK.

Hinkel, J., Mangalagiu, D., Bisaro, A., & Tàbara, J. D. (2020). Trans-
formative narratives for climate action. Climatic Change, 160(4),
495–506.

Hoeller, P., Joumard, I., Pisu, M., & Bloch, D. (2012). Less Income
Inequality and More Growth – Are They Compatible? Part 1. Map-
ping Income Inequality Across the OECD. In OECD Economics
Department Working Papers (Nr. 924; OECD Economics Depart-
ment Working Papers). OECD Publishing.

Hofmann, J., Materbauer, M., & Schnetzer, M. (2020). Gerechtig-
keitscheck: Wie fair findet Österreich die Verteilung von Einkommen
und Vermögen?

Horkheimer, M., & Adorno, T. (1944). Dialektik der Aufklärung. Fi-
scher.

Humer, S., Lechinger, V., & Six, E. (2021). Ökosoziale Steuerreform:
Aufkommens- und Verteilungswirkungen. In Working Paper Reihe
der AK Wien – Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft (Nr. 207;
Working Paper Reihe Der AKWien –Materialien ZuWirtschaft Und
Gesellschaft). Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien.

IIBW. (2019). Maßnahmepaket Dekarbonisierung des Wohnungssek-
tors.

Ivanova, D., Vita, G., Steen-Olsen, K., Stadler, K., Melo, P. C., Wood,
R., & Hertwich, E. G. (2017). Mapping the carbon footprint of EU
regions. Environmental Research Letters, 12(5), 054013.

Ivanova, D., & Wood, R. (2020). The unequal distribution of household
carbon footprints in Europe and its link to sustainability. Global Sus-
tainability, 3, e18.

Jestl, S., & List, E. (2020). Distributional National Accounts (DINA)
for Austria, 2004–2016. World Inequality Lab.

Jones, C., & Kammen, D. M. (2014). Spatial Distribution of U.S.
Household Carbon Footprints Reveals Suburbanization Undermines
Greenhouse Gas Benefits of Urban Population Density. Environmen-
tal Science & Technology, 48(2), 895–902.

Kadi, J. (2015). Recommodifying Housing in Formerly “Red” Vienna?
Housing, Theory and Society, 32(3), 247–265.

Kadi, J. (2019). Wiener Wohnungspolitik: Möglichkeiten und Grenzen
aktueller Reformansätze. BEIGEWUM – Wien. Ein Modell im Zu-
kunftstest, 4/2019, 25–34.

Kallis, G. (2015). Social limits to growth. In Degrowth. A Vocabulary
for a new Era. (1. Aufl.). Routledge, Taylor & Francis Group.

Kartha, S., Kemp-Benedict, E., Ghosh, E., & Nazareth, A. (2020). The
Carbon Inequality Era.

Kirchner, M., Sommer, M., Kratena, K., Kletzan-Slamanig, D., &
Kettner-Marx, C. (2019). CO2 taxes, equity and the double dividend
– Macroeconomic model simulations for Austria. Energy Policy,
126, 295–314.

KlimaticketNow. (2021). Klimaticket. Klimaticket. https://www.
klimaticket.at/de/

Knight, K. W., Schor, J. B., & Jorgenson, A. K. (2017). Wealth In-
equality and Carbon Emissions in High-income Countries. Social
Currents, 4(5), 403–412.

Koch, M., & Buch-Hansen, H. (2019, Juni 3). Einkommens- & Vermö-
gensgrenzen aus Degrowth-Sicht. Blog Postwachstum. https://www.
postwachstum.de/author/max-koch-und-hubert-buch-hansen

Köppl, A., Schleicher, S., & Schratzenstaller, M. (2019). Policy Brief:
Fragen und Fakten zur Bepreisung von Treibhausgasemissionen
(WIFO). https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_
dokument/person_dokument.jart?publikationsid=62071&mime_
type=application/pdf

Köppl, A., & Schratzenstaller, M. (2021). Effects of Environmental and
Carbon Taxation. A Literature Review. WIFO Working Papers.

Laurent, E. (2014). Inequality as pollution, pollution as inequal-
ity: The social-ecological nexus. In Sciences Po publications.
Sciences Po. https://ideas.repec.org/p/spo/wpmain/infohdl2441-
f6h8764enu2lskk9p4a36i6c0.html

Lechinger, V., & Matzinger, S. (2020). So heizt Österreich. Heizungs-
arten und Energieträger in österreichischen Haushalten im sozialen
Kontext (Nr. 1/2020; Wirtschaftspolitik Standpunkte). Arbeiterkam-
mer Wien.

Lehmphul, K. (2016). Repräsentative Erhebung von Pro-
Kopf-Verbräuchen natürlicher Ressourcen in Deutschland
(nach Bevölkerungsgruppen). Umweltbundesamt. https://www.
umweltbundesamt.de/publikationen/repraesentative-erhebung-von-
pro-kopf-verbraeuchen

Lenzen, M., & Murray, S. A. (2001). A modified ecological foot-
print method and its application to Australia. Ecological Economics,
37(2), 229–255.

Lenzen, M., Wier, M., Cohen, C., Hayami, H., Pachauri, S., & Schaef-
fer, R. (2006). A comparative multivariate analysis of household
energy requirements in Australia, Brazil, Denmark, India and Japan.
Energy, 31(2–3), 181–207.

Leodolter, S. (2016). Investitionen in den Öffentlichen Verkehr als
Element einer sozial-ökologischen Erneuerung. Arbeit&Wirtschaft
Blog. https://awblog.at/investitionen-in-den-oeffentlichen-verkehr-
als-element-einer-sozial-oekologischen-erneuerung/

Litschauer, K., Grabner, D., & Smet, K. (2021). Wohnen: Inklusiv,
leistbar, emissionsfrei. In Klimasoziale Politik. Eine gerechte und
emissionsfreie Zukunft gestalten. bahoe books.

Mardani, A., Streimikiene, D., Cavallaro, F., Loganathan, N., & Khosh-
noudi, M. (2019). Carbon dioxide (CO2) emissions and economic
growth: A systematic review of two decades of research from 1995
to 2017. Science of The Total Environment, 649, 31–49.https://doi.
org/10.1016/j.scitotenv.2018.08.229

Mayer, J., Dugan, A., Bachner, G., & Steininger, K. (2019). Volks-
wirtschaftliche Effekte und Verteilungswirkungen einer ökosozialen
Steuerreform.

Mayer, J., Dugan, A., Bachner, G., & Steininger, K.W. (2021). Is carbon
pricing regressive? Insights from a recursive-dynamic CGE analysis
with heterogeneous households for Austria. Energy Economics, 104,
105661.

Millward-Hopkins, J., Gouldson, A., Scott, K., Barrett, J., & Sudmant,
A. (2017). Uncovering blind spots in urban carbon management: The
role of consumption-based carbon accounting in Bristol, UK. Regio-
nal Environmental Change, 17(5), 1467–1478.

Mowery, D., & Rosenberg, N. (1979). The influence of market demand
upon innovation: A critical review of some recent empirical studies.
Research Policy, 8(2), 102–153.

Muñoz, P., Zwick, S., & Mirzabaev, A. (2020). The impact of urbaniza-
tion on Austria’s carbon footprint. Journal of Cleaner Production,
263, 121326.

https://policyoptions.irpp.org/magazines/july-2019/lessons-from-british-columbias-carbon-tax/
https://policyoptions.irpp.org/magazines/july-2019/lessons-from-british-columbias-carbon-tax/
https://www.jasonhickel.org/blog/2017/11/19/why-branko-milanovic-is-wrong-about-de-growth
https://www.jasonhickel.org/blog/2017/11/19/why-branko-milanovic-is-wrong-about-de-growth
https://www.klimaticket.at/de/
https://www.klimaticket.at/de/
https://www.postwachstum.de/author/max-koch-und-hubert-buch-hansen
https://www.postwachstum.de/author/max-koch-und-hubert-buch-hansen
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=62071&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=62071&mime_type=application/pdf
https://www.wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=62071&mime_type=application/pdf
https://ideas.repec.org/p/spo/wpmain/infohdl2441-f6h8764enu2lskk9p4a36i6c0.html
https://ideas.repec.org/p/spo/wpmain/infohdl2441-f6h8764enu2lskk9p4a36i6c0.html
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/repraesentative-erhebung-von-pro-kopf-verbraeuchen
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/repraesentative-erhebung-von-pro-kopf-verbraeuchen
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/repraesentative-erhebung-von-pro-kopf-verbraeuchen
https://awblog.at/investitionen-in-den-oeffentlichen-verkehr-als-element-einer-sozial-oekologischen-erneuerung/
https://awblog.at/investitionen-in-den-oeffentlichen-verkehr-als-element-einer-sozial-oekologischen-erneuerung/
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2018.08.229
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2018.08.229


496 Kapitel 17. Soziale und räumliche Ungleichheit

Nussbaum, M. (2011). Creating Capabilities: The Human Development
Approach. Harvard University Press.

ÖAMTC. (2018). Expertenbericht Mobilität&Klimaschutz 2030.
O’Neill, D. W., Fanning, A. L., Lamb, W. F., & Steinberger, J. K.

(2018). A good life for all within planetary boundaries. Nature Sus-
tainability, 1(2), 88–95.

Oswald, Y., Owen, A., & Steinberger, J. K. (2020). Large inequality
in international and intranational energy footprints between income
groups and across consumption categories. Nature Energy, 5(3),
231–239.

Ottelin, J., Heinonen, J., Nässén, J., & Junnila, S. (2019). Household
carbon footprint patterns by the degree of urbanisation in Europe.
Environmental Research Letters, 14(11), 114016.

Otto, I. M., Kim, K. M., Dubrovsky, N., & Lucht, W. (2019). Shift the
focus from the super-poor to the super-rich. Nature Climate Change,
9(2), 82–84.

Pendlerfonds. (o. J.). Abgerufen 24. August 2021, von https://www.
mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.
html

Piketty, T. (2014). Capital in the twenty-first century. Harvard Universi-
ty Press, Cambridge, MA.

Piketty, T., Saez, E., & Stantcheva, S. (2014). Optimal Taxation of Top
Labor Incomes: A Tale of Three Elasticities. American Economic
Journal: Economic Policy, 6(1), 230–271.

Plumhans, L.-A. (2021). Operationalizing eco-social policies: A map-
ping of energy poverty measures in EU member states. Materialien
zu Wirtschaft und Gesellschaft Nr. 212.

Preisendörfer, P. (2014). Umweltgerechtigkeit. Von sozial-räumlicher
Ungleichheit hin zu postulierter Ungerechtigkeit lokaler Umwelt-
belastungen. Soziale Welt: Zeitschrift für Sozialwissenschaftliche
Forschung und Praxis, 65, 25–45.

Rehm, Y. (2021). Measuring and Taxing the Carbon Content of Wealth.
Paris School of Economics.

Reinprecht, C. (2017). Kommunale Strategien für bezahlbaren Wohn-
raum: Das Wiener Modell oder die Entzauberung einer Legende. In
B. Schönig, J. Kadi, & S. Schipper (Hrsg.), Wohnraum für alle?!
(S. 213–230). transcript Verlag.

Rengs, B., Scholz-Wäckerle, M., & van den Bergh, J. (2020). Evolu-
tionary macroeconomic assessment of employment and innovation
impacts of climate policy packages. Journal of Economic Behavior
& Organization, 169, 332–368.

Republik Österreich. (2020). Aus Verantwortung für Österreich. – Re-
gierungsprogramm 2020–2024.

Ribeiro, H. V., Rybski, D., & Kropp, J. P. (2019). Effects of changing
population or density on urban carbon dioxide emissions. Nature
Communications, 10(1), 3204.

Rocha-Akis, S., Bierbaumer-Polly, J., Bock-Schappelwein, J., Einsiedl,
M., Klien, M., Leoni, T., Loretz, S., Lutz, H., & Mayrhuber, C.
(2019). Umverteilung durch den Staat in Österreich 2015. In WIFO
Studies. WIFO.

Rosenberg, N. (1982). Inside the black box: Technology and economics.
Cambridge University Press.

Rosifka, W. (2020, Februar 18). Änderungen im Miet- und Wohn-
recht zur Erreichung der Klimaziele. A&W blog. https://awblog.at/
aenderungen-miet-und-wohnrecht-fuer-klimaziele/

Sammer, G., & Snizek, S. (2021). Ökosoziale Reform der Steuern,
Gebühren und staatlichen Ausgaben für den Verkehrs- und Mobi-
litätssektor in Österreich. (FSV-Schriftenreihe 023). Österreichische
Forschungsgesellschaft Straße, Schiene, Verkehr ( FSV).

Sayer, R. A. (2016). Why we can’t afford the rich. Policy Press.
Schenk, M. (2016). Umwelt und Gerechtigkeit. Wer verursacht Um-

weltbelastungen und wer leidet darunter?
Schönfelder, S., Brezina, T., Shibayama, T., Hammel, M., Damjanovic,

D., & Peck, O. (2021). Ergebnisse AP2 Bestandsanalyse & State-of-

the-Art: Wissensstand Mobilitäts-Daseinsvorsorge und Nachhaltige
Mobilität.

Schönfelder, S., Sommer, M., Falk, R., Kratena, K., Clees,
L., Kigilcim, B., Koch, H., Lembke, S., Obermayer, C., &
Schrögenauer, R. (2016). COSTS – Leistbarkeit von Mobili-
tät in Österreich (Nr. 8813). Österreichisches Institut für Wirt-
schaftsforschung. https://mobilitaetderzukunft.at/de/publikationen/
personenmobilitaet/projektberichte/costs.php

Schürz, M. (2019). Überreichtum. Campus.
Sen, A. (1999). Development as Freedom. Oxford University Press.
Shammin, Md. R., Herendeen, R. A., Hanson, M. J., & Wilson, E. J.

H. (2010). A multivariate analysis of the energy intensity of sprawl
versus compact living in the U.S. for 2003. Ecological Economics,
69(12), 2363–2373.

Sommer, M., & Kratena, K. (2017). The Carbon Footprint of European
Households and Income Distribution. Ecological Economics, 136,
62–72.

Spangenberg, J. H. (2014). Institutional change for strong sustainable
consumption: Sustainable consumption and the degrowth economy.
Sustainability: Science, Practice and Policy, 10(1), 62–77.

Späth, P., & Rohracher, H. (2010). “Energy regions”: The transfor-
mative power of regional discourses on socio-technical futures.
Research Policy, 39(4), 449–458.

Späth, P., & Rohracher, H. (2012). Local Demonstrations for Glo-
bal Transitions – Dynamics across Governance Levels Fostering
Socio-Technical Regime Change Towards Sustainability. European
Planning Studies, 20(3), 461–479.

Springler, E., & Wöhl, S. (2020). The Financialization of the Housing
Market in Austria and Ireland. In S. Wöhl, E. Springler, M. Pachel, &
B. Zeilinger (Hrsg.), The State of the European Union (S. 155–173).
Springer Fachmedien Wiesbaden.

Statista. (2021). Durchschnittliche Wohnfläche pro Person in Haupt-
wohnsitzwohnungen in Österreich von 2009 bis 2019.

Statistik Austria. (2021a). WOHNEN. Zahlen, Daten und Indikatoren
der Wohnstatistik.

Statistik Austria. (2021b, Juni 1). Konsumerhebung 2019/20.
Stern, D. I., Gerlagh, R., & Burke, P. J. (2017). Modeling the emissions-

income relationship using long-run growth rates. Environment and
Development Economics, 22(6), 699–724.

Stiglitz, J. E. (2012). The price of inequality: How today’s divided so-
ciety endangers our future (1st ed). W.W. Norton & Co.

Storper, M. (2018). Separate Worlds? Explaining the current wave of
regional economic polarization. Journal of Economic Geography,
18(2), 247–270.

Strategy Ministry of Environment and Climate Change. (2021). British
Columbia’s Carbon Tax – Province of British Columbia. Gov.Bc.ca
– The Official Website of the Government of British Columbia;
Province of British Columbia. https://www2.gov.bc.ca/gov/content/
environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax?keyword=
tax

Theine, H., & Taschwer, M. (2021). Ungleichheit. Warum wir uns die
Reichen nicht mehr leisten können. In Armutskonferenz, Attac, &
Beigewum (Hrsg.),Klimasoziale Politik (S. 119–130). Bahoe Books.

Theine, H., Humer, S., Moser, M., & Schnetzer, M. (2022). Emissions
inequality: Disparities in income, expenditure and the carbon foot-
print in Austria. Ecological Economics, 197, 107435. https://doi.org/
10.1016/j.ecolecon.2022.107435

Tölgyes, J. (2021). CO2-Steuer Teil 2: Rückverteilungsmaßnahmen.
Momentum Institut. https://www.momentum-institut.at/system/files/
2021-08/studie-2021.04-0824-co2-steuer-rueckverteillung.pdf

United Nations Environment Programme. (2021). Emissions Gap Re-
port 2020. United Nations.

VCÖ. (2014). Infrastrukturen für zukunftsfähige Mobilität. (Nr. 3/2014;
VCÖ-Schriftenreihe „Mobilität mit Zukunft“).

https://www.mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.html
https://www.mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.html
https://www.mobilitaet.bs.ch/gesamtverkehr/mobilitaetsstrategie/pendlerfonds.html
https://awblog.at/aenderungen-miet-und-wohnrecht-fuer-klimaziele/
https://awblog.at/aenderungen-miet-und-wohnrecht-fuer-klimaziele/
https://mobilitaetderzukunft.at/de/publikationen/personenmobilitaet/projektberichte/costs.php
https://mobilitaetderzukunft.at/de/publikationen/personenmobilitaet/projektberichte/costs.php
https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax?keyword=tax
https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax?keyword=tax
https://www2.gov.bc.ca/gov/content/environment/climate-change/clean-economy/carbon-tax?keyword=tax
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2022.107435
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2022.107435
https://www.momentum-institut.at/system/files/2021-08/studie-2021.04-0824-co2-steuer-rueckverteillung.pdf
https://www.momentum-institut.at/system/files/2021-08/studie-2021.04-0824-co2-steuer-rueckverteillung.pdf


17.6 Quellenverzeichnis 497

VCÖ. (2018). Mobilität als soziale Frage (Nr. 1/2018; VCÖ-
Schriftenreihe „Mobilität mit Zukunft“).

VCÖ. (2020). Klimafaktor Reisen (Nr. 2; Mobilität mit Zukunft). Ver-
kehrsclub Österreich. https://www.vcoe.at/service/schriftenreihe-
mobilitaet-mit-zukunft-pdf-und-print/klimafaktor-reisen-pdf

VCÖ. (2021). Verkehrswende – Good Parctice aus anderen Ländern
(Nr. 2; Mobilität mit Zukunft). Verkehrsclub Österreich. https://
www.vcoe.at/good-practice

Wagner, G. (2021). Stadt, Land, Klima Warum wir nur mit einem urba-
nen Leben die Erde retten. Brandstätter.

Wang, X., & Chen, S. (2020). Urban-rural carbon footprint disparity
across China from essential household expenditure: Survey-based
analysis, 2010–2014. Journal of Environmental Management, 267,
110570.

Wiedenhofer, D., Guan, D., Liu, Z., Meng, J., Zhang, N., & Wei, Y.-
M. (2017). Unequal household carbon footprints in China. Nature
Climate Change, 7(1), 75–80.

Wiedenhofer, D., Lenzen, M., & Steinberger, J. K. (2013). Energy
requirements of consumption: Urban form, climatic and socio-
economic factors, rebounds and their policy implications. Energy
Policy, 63, 696–707.

Wiedmann, T., Lenzen, M., Keyßer, L. T., & Steinberger, J. K. (2020).
Scientists’ warning on affluence. Nature Communications, 11(1),
3107.

Wier, M., Lenzen, M., Munksgaard, J., & Smed, S. (2001). Effects of
Household Consumption Patterns on CO2 Requirements. Economic
Systems Research, 13(3), 259–274.

Wijburg, G., & Aalbers, M. B. (2017). The alternative financialization
of the German housing market. Housing Studies, 32(7), 968–989.

Wilkinson, R. G., & Pickett, K. (2010). The spirit level: Why equality is
better for everyone (Publ. with rev). Penguin Books.

World Inequality Database. (2021). World Inequality. World Inequality
Database.

Wukovitsch, F. (2016). Umwelt, Gerechtigkeit und die Verteilungsfra-
ge (Umwelt und Gerechtigkeit. Wer verursacht Umweltbelastungen
und wer leidet darunter?, S. 16–18). Armutskonferenz; AK Wien;
Ökobüro.

Zwickl, K., Ash, M., & Boyce, J. K. (2014). Regional variation in en-
vironmental inequality: Industrial air toxics exposure in U.S. cities.
Ecological Economics, 107(C), 494–509.

https://www.vcoe.at/service/schriftenreihe-mobilitaet-mit-zukunft-pdf-und-print/klimafaktor-reisen-pdf
https://www.vcoe.at/service/schriftenreihe-mobilitaet-mit-zukunft-pdf-und-print/klimafaktor-reisen-pdf
https://www.vcoe.at/good-practice
https://www.vcoe.at/good-practice


Kapitel 18. Sozialstaat und Klimawandel

Koordinierende_r Leitautor_in
Ulrike Schneider

Beitragende Autor_innen
Anita Susani und Tommaso Gimelli

Koordination der Strukturkapitel
Michael Ornetzeder

Revieweditor
Michael Opielka

Zitierhinweis
Schneider, U. (2023): Sozialstaat und Klimawandel. In:
APCC Special Report: Strukturen für ein klimafreundli-
ches Leben (APCC SR Klimafreundliches Leben) [Görg, C.,
V.Madner,A.Muhar,A.Novy,A.Posch,K.W.Steininger und
E. Aigner (Hrsg.)]. Springer Spektrum: Berlin/Heidelberg.

Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Dynamik

� Das österreichische Gesundheits- und Sozialsystem
ist durch den Klimawandel deutlich und zunehmend
belastet. (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis)

� Der CO2-Fußabdruck des österreichischen Gesund-
heitssystems ist näherungsweise bekannt und be-
achtlich. (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis)
Für das Sozialwesen liegen noch keine Befunde vor.

� Energiepolitische Maßnahmen zur Bekämpfung
des Klimawandels erhöhen teilweise Armutsrisi-
ken, verschärfen Armutslagen und soziale Exklusi-
on (Energiearmut, Herausforderung hinsichtlich der
Leistbarkeit von Wohnraum undMobilität). (mittle-
re Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Institutionelle Anleger im System sozialer Siche-
rung (insbesondere Pensionsfonds, Abfertigungs-
systeme) halten klimaschädigende Anlagen, die von
Wertverlust bedroht sind. (hohe Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis)

� Zur Klimafreundlichkeit des Designs der sozialen
Sicherungssysteme besteht grundsätzlich empiri-
scher Forschungsbedarf für Österreich.

Notwendige Veränderungen

� Um Synergien zwischen Klima- und Sozialpoli-
tik auszuschöpfen sowie Trade-offs zu vermei-
den, sind wechselseitige Bezüge beider Politikfel-
der bei Planung, Implementierung und Evaluierung
von Maßnahmenbündeln konsequent zu berück-
sichtigen. Dazu gehört, klimabezogene Kriterien in
Wirkungs- und Effizienzanalysen gesundheits- und
sozialpolitischer Programme zu integrieren. (hohe
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)

� Soll die Produktion bzw. Bereitstellung von sozia-
len Dienstleistungen, Gesundheitsdienstleistungen
und Sachleistungen klimafreundlicher werden, er-
fordert dies Investitionen in die bauliche soziale
Infrastruktur (z. B. Krankenhäuser), Investitionen in
die Beschäftigten (z. B. digitale Kompetenz) und
eine stärkere Berücksichtigung ökologischer Kri-
terien im Beschaffungswesen. (hohe Übereinstim-
mung, schwache Literaturbasis)

� Sollen negative Effekte der institutionellen Veran-
lagungen von Vorsorgevermögen auf klima- und
sozialpolitische Ziele vermieden werden, müssen
diese systematisch erfasst, für den Verlustfall Vor-
sorge getroffen und Desinvestition veranlasst wer-
den. (hohe Übereinstimmung, schwache Literatur-
basis)
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Strukturen und Akteure

� Österreichische Sozialpolitik wird auf mehreren
Regierungsebenen gestaltet (Multi-Level Gover-
nance) und von verschiedenen Akteuren (Multi-
Actor Governance) getragen. Das schafft Expe-
rimentierfelder für ökosoziale Politik, erschwert
aber auch deren flächendeckende und koordinierte
Durchsetzung. (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis)

� Klimafreundliche Anpassungen auf der Angebots-
und Nachfrageseite des Wirtschaftssystems erfor-
dern Änderungen in der Governance der sozialen
Sicherungssysteme in Richtung institutionalisierter
und evidenzbasierter Kooperation. (hohe Überein-
stimmung, schwache Literaturbasis)

� Arbeitgeber_innen, darunter insbesondere große
und öffentliche Gesundheits- und Sozialdienstleis-
ter, können über Mittel betrieblicher Sozialpoli-
tik klimafreundliche Arbeitsplätze schaffen. (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis)

� Zur Rolle der Sozialpartner und der institutionellen
Einbindung der Zivilgesellschaft in die Gestaltung
und Umsetzung ökosozialer Politik besteht For-
schungsbedarf.

Gestaltungsoptionen

� Soll Gesundheits- und Sozialpolitik einen Beitrag
zum Klimaschutz leisten, kann dies unter ande-
rem durch verstärkte Prävention, grüne Beschaf-
fungspolitik und die klimafreundliche Gestaltung
der Arbeitsplätze im Gesundheits- und Sozialsektor
erreicht werden. (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis)

� Soll grünes Investment von Vorsorgevermögen ge-
stärkt werden, wäre das Potenzial von Divest-
invest-Strategien bei institutionellen Anlegern im
österreichischen System (insbesondere betriebliche
Pensionsfonds, Mitarbeitervorsorgekassen) besser
auszuschöpfen (hohe Übereinstimmung, schwache
Literaturbasis)

� Sollen wirksame ökosoziale Programme entwickelt
werden, sind eine weitergehende Erfassung und ein
Monitoring des CO2-Fußabdrucks sowie eine Eva-
luierungskultur im Gesundheits- und Sozialsektor
wesentlich. (hohe Übereinstimmung, schwache Li-
teraturbasis)

� Soll Armutsgefährdung durch eine CO2-Bepreisung
vermieden werden, sind mögliche Maßnahmen, In-
vestitionen in soziale Infrastrukturen zu tätigen oder

monetäre Kompensation sozial differenziert vorzu-
nehmen. (mittlere Übereinstimmung, mittlere Lite-
raturbasis)

� Zur Ausgestaltung klimafreundlicher Arbeitspoli-
tik und deren sozialpolitischer Flankierung besteht
Forschungsbedarf (etwa zum Design eines ökolo-
gischen Grundeinkommens oder Garantieeinkom-
mens, eines Maximaleinkommens oder der Wir-
kung der Solidaritätsprämie).

� Soll ökosoziale Politik institutionell verankert wer-
den, bieten sich dazu regelmäßige und geregel-
te Formen der Kooperation, eigene Institutionen
und Implacement-Stiftungen an. (hohe Überein-
stimmung, schwache Literaturbasis)

18.1 Einleitung

Der Schutz vor existenzbedrohenden Lebensrisiken (z. B.
Krankheit oder Arbeitslosigkeit) und vor Armut sowie Fra-
gen der Verteilungs- und Chancengerechtigkeit sind im
Diskurs um gute gesellschaftliche Lebensbedingungen und
Lebensqualität an oberster Stelle verankert. So finden sich
diese Anliegen in österreichischen Regierungsprogrammen
ebenso wie in den Zielen nachhaltiger Entwicklung der Ver-
einten Nationen (https://sdgs.un.org).

Das vorliegende Kapitel diskutiert sozialen Schutz und
Ausgleich als strukturelle Bedingungen der Transformation
zu einer klimafreundlichen Gesellschaft und verfolgt dabei
zwei Zielsetzungen: (1) Es gilt darzulegen, wie Klimawandel
und Klimapolitik einerseits und sozialstaatlichen Strukturen
und Aktivitäten andererseits wechselseitig aufeinander ein-
wirken. (2) Darauf aufbauend soll aufgezeigt werden, wie
sozialstaatliche und klimapolitische Ziele konfliktfrei und
möglichst synergetisch verfolgt werden können.

Die Begriffe „Sozial- bzw. Wohlfahrtsstaat“ und „soziale
Sicherung(ssysteme)“ werden in der Literatur unterschied-
lich definiert und verwendet. Der Begriff „Wohlfahrtsstaat“
(englisch „welfare state“) ist in der wissenschaftlichen Li-
teratur, besonders in der ländervergleichenden Forschung,
verbreitet. Der Begriff „Sozialstaat“ ist gleichbedeutend und
im deutschen Sprachraum gebräuchlicher; daher wird er
nachfolgend verwendet. Beide Bezeichnungen deuten eine
starke Rolle des Staates in der sozialen Daseinsvorsorge und
im sozialen Ausgleich an. Insgesamt tragen neben staatlichen
auch nichtstaatliche Akteur_innen zu sozialem Schutz und
sozialem Ausgleich bei. Soziale Sicherungssysteme dienen
– einem breiten Verständnis folgend – sowohl der sozia-
len Absicherung als auch dem sozialen Ausgleich in einer
Gesellschaft. Soziale Sicherungssysteme adressieren somit
den größten Teil der Bevölkerung (etwa über die Pflicht-

https://sdgs.un.org
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versicherung für Erwerbstätige) und gehen über Hilfen für
arme Haushalte deutlich hinaus (Garland, 2016). Demge-
genüber sind mit sozialen Sicherungssystemen in einem
engeren Begriffsverständnis vor allem Sozialversicherungs-
lösungen gemeint, die die finanzielle Vorsorge für den Fall
von Krankheit, Invalidität oder Arbeitslosigkeit und für das
Alter leisten.

In diesem Kapitel wird der Begriff der sozialen Siche-
rungssysteme umfassend verstanden, da Klimawandel und
Klimapolitik sowohl mit sozialen Risiken als auch mit sozia-
ler Ungleichheit einhergehen. So treten extreme Naturereig-
nisse häufiger auf und führen zu Gesundheitsgefahren und
finanziellen Folgekosten, die selbst sozioökonomisch gut
gestellte Individuen und Gruppen überfordern (Papathoma-
Köhle & Fuchs, 2020, S. 691). Verknappen und verteuern
sich klimabedingt Grundnahrungsmittel oder Wohnkosten,
trifft das Haushalte mit geringen Einkommen – darunter häu-
fig Haushalte von Alleinerziehenden oder von arbeitslosen
Menschen – relativ härter, so dass die Gefahr sozialer Ex-
klusion steigt (BMSGPK, 2021). Dies trifft auch auf andere
negative Effekte des Klimawandels zu, so dass sozial be-
nachteiligte Gruppen insgesamt stärker von den Folgen des
Klimawandels betroffen sind.

In der in diesem Kapitel geführten Diskussion um die
Wechselwirkungen von sozialstaatlicher Politik und Klima-
schutz bezieht sich der Begriff „soziale Sicherungssysteme“
auf (1) deren grundlegende Funktionen (Prävention, Ver-
sicherung, Verteilung und Ausgleich), (2) multiple Hand-
lungsfelder (Gesundheit, Alter, Invalidität, Alter, Familie,
Wohnen, Beschäftigung, Inklusion) und (3) Akteure (staat-
liche Einrichtungen, Sozialversicherungen, Organisationen,
Unternehmen, Familien). Die Schnittstellen dieser Elemente
sozialer Sicherungssysteme zu Klimawandel und Klimapo-
litik bilden Aktionsräume für ökosoziale Politik, die Struk-
turen für sozial nachhaltiges und klimafreundliches Leben
gestaltet.

Die Nachhaltigkeit von sozialen Sicherungssystemen
(„sustainable welfare“) wird in der sozialpolitischen For-
schung und im gesellschaftlichen Diskurs bisher überwie-
gend unter ökonomischen Gesichtspunkten (nachhaltige Fi-
nanzierung bzw. begrenztes Wachstum des Sozialaufwands,
produktivitätsfördernde, wettbewerbsorientierte Sozialpoli-
tik, „social investment“) betrachtet. Ökologische Gesichts-
punkte finden erst in jüngerer Zeit wachsende Beachtung
(siehe z. B. Bailey, 2015; Corlet Walker et al., 2021; Gough,
2017; Hirvilammi & Koch, 2020; Koch & Mont, 2017;
Laurent, 2021). Aktuelle Befunde belegen wechselseitige
Bezüge zwischen dem sozialen Sicherungssystem einerseits
und Klimawandel und Klimapolitik andererseits. So sind die
ökosoziale Leistungsfähigkeit von Staaten im Sinn syner-
getischer sozial- und klimapolitischer Ziele und Aktivitäten
(Zimmermann & Graziano, 2020) sowie die Akzeptanz von
Klimapolitik vomDesign desWohlfahrtsstaates mitbestimmt

(Bohnenberger, 2020; Fritz & Koch, 2019; Koch & Fritz,
2014; Otto & Gugushvili, 2020). Klimapolitisch motivierte
Vorschläge betreffen umgekehrt unmittelbar das österreichi-
sche soziale Sicherungssystem, teils positiv (z. B. Gesund-
heitsdividende emissionsreduzierender Maßnahmen), teils
negativ (z. B. erhöhte Armutsrisiken aufgrund höherer En-
ergiekosten durch CO2-Bepreisung).

Vor diesem Hintergrund geht dieses Kapitel den
leistungs-, produktions- und finanzierungseitigen Wechsel-
bezügen von Klima- und Sozialpolitik nach [Abschn. 18.2],
zeigt darauf bezogene notwendige strukturelle Änderungen
sowie Akteure, Institutionen und Aspekte der Governance
auf [Abschn. 18.3]. Abschließend werden Gestaltungsoptio-
nen dargelegt, die darauf hinwirken, dass soziale Sicherung
und sozialer Ausgleich zu einem klimafreundlichen Leben in
Österreich beitragen können [Abschn. 18.4].

18.2 Status quo: Klimawandel, Klimapolitik
und Sozialstaat

18.2.1 Klimawandel, Klimapolitik und
die Leistungen des Sozialstaats

Um sichere Lebensbedingungen zu gewährleisten und so-
zialen Ausgleich zu erreichen, sind im österreichischen So-
zialstaat zum einen sozialrechtliche Institutionen etabliert,
die den gleichberechtigten Zugang zu Grundgütern und Le-
benschancen gewährleisten sollen. Zum anderen wird ein
breites Spektrum von Geldleistungen (Pensionszahlungen,
Familienbeihilfe, Sozialhilfe etc.) und Sachleistungen (un-
ter anderem soziale Dienstleistungen zur Beratung oder
Betreuung bestimmter Gruppen, Gesundheitsleistungen) be-
reitgestellt. Viele dieser Leistungen zielen auf (potenziell)
benachteiligte oder schutzbedürftige Gruppen (armutsge-
fährdete Menschen, Minderheiten, Kinder, Menschen mit
physischen, psychischen oder kognitiven Einschränkungen).
Doch Leistungen des Sozialstaates verbessern auch die Le-
bensbedingungen von Menschen, die weder schutzbedürftig
noch benachteiligt sind, indem für Lebensrisiken (Alter,
Krankheit und Pflegebedürftigkeit, Arbeitslosigkeit) vorge-
sorgt und persönliche Entwicklung (z. B. durch Bildungs-
dienstleistungen) ermöglicht wird (Althammer et al., 2021).

Der Klimawandel und klimapolitische Maßnahmen sind
in dreifacher Hinsicht mit sozialer Absicherung und sozia-
lem Ausgleich verbunden: (1) Der Klimawandel selbst er-
höht unmittelbar gesundheitliche und soziale Risiken sowie
gesundheitliche und soziale Ungleichheit. (2) Klimapoliti-
sche Maßnahmen können negative oder positive Neben- und
Folgewirkungen auf die Erreichung sozialpolitischer Ziele
haben. (3) Das Sozialsystem kann umgekehrt klimapolitische
Maßnahmen flankieren oder ausbremsen. Diese drei Zusam-
menhänge werden nachfolgend näher betrachtet.
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Es existieren bereits Maßnahmen, die sowohl der Er-
reichung klimapolitischer als auch sozialpolitischer Ziele
dienen können. Die Diskussion darüber, wie eine solche
Komplementarität gezielt genutzt werden kann (integrierte
sozial-ökologische Politik), wird im Kontext der Gestal-
tungsoptionen [Abschn. 18.4] geführt.

Gesundheitliche und soziale Probleme als unmittelbare
Folgen des Klimawandels
Neue gesundheitliche und soziale Risiken für die öster-
reichische Bevölkerung, die der Klimawandel schafft, sind
wissenschaftlich gut belegt und im Special Report „Gesund-
heit, Demographie und Klimawandel“ des Austrian Panel
on Climate Change ausführlich dargelegt (Austrian Panel
on Climate Change (APCC), 2018). Die Häufung von Hit-
zetagen (mit Temperaturen über 30 Grad Celsius) erhöht
unter anderem das Risiko von Schlaganfällen. Weiters ver-
bessern sich die Bedingungen für Krankheitsüberträger, so
dass das Risiko einer Infektionserkrankung zunimmt. Mit
den steigenden Pollen-/Allergenbelastungen verstärken sich
Allergiebeschwerden und das Risiko von Asthma; höhere
Ozonbelastungen sind mit entzündlichen Atemwegserkran-
kungen assoziiert. Veränderte Wetterverhältnisse belasten
wetterfühlige Menschen. Überschwemmungen und Muren-
abgänge nach starken Niederschlägen gefährden nicht nur
Hab und Gut, sondern auch Leib und Leben. Zusätzlich kön-
nen die Folgen des Klimawandels in anderen Weltregionen
mit einer steigenden Zahl an Klimaflüchtenden einhergehen
(Beine & Jeusette, 2021; Hoffmann et al., 2020; L. Mbaye,
2017; L. M. Mbaye & Zimmermann, 2016; Yar et al., 2020),
die zu kleinen Teilen auch in Europa Asyl suchen (Schutte
et al., 2021). Diese Immigration stellt die Gesundheits-
und Sozialpolitik vor weitere Aufgaben. All dies führt zur
verstärkten Nutzung von bestehenden Gesundheits- und Pfle-
geangeboten, erhöht den Bedarf an sozialer Absicherung
finanzieller Schäden und verschärft bestehende sozioökono-
mische Benachteiligungen.

Sozial benachteiligte Gruppen sind von den negativen
Folgen des Klimawandels oft unmittelbarer und härter be-
troffen (etwa aufgrund der Lage und Qualität ihrer Wohnun-
gen), tragen aber an ihrem CO2-Fußabdruck gemessen viel
weniger zum Klimawandel bei (BMSGPK, 2021, S. 5). Ar-
mutsrisiken für Haushalte mit niedrigen Einkommen nehmen
aufgrund von klimabedingt steigenden Lebenshaltungskos-
ten (z. B. durch erhöhte Kosten der Herstellung von Nah-
rungsmitteln oder Mietsteigerungen aufgrund erforderlicher
thermischer Sanierungen) zu. Extreme Wetterlagen (ins-
besondere Hitzewellen) oder die stärkere Verbreitung von
Allergenen treffen Gruppen, die besonders schutzbedürftig
oder vorbelastest sind (z. B. Kleinkinder und alte Menschen,
Menschen mit Vorerkrankungen) (Haas, 2021). Extrem-
wettereignisse gehen mit ereignisspezifischen finanziellen
Privatschäden einher, die oft nicht abgesichert sind und nur

teilweise aus dem staatlichen Katastrophenfonds ersetzt wer-
den (Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020, S. 690). Bei erhebli-
chen Wertverlusten können klimabedingte Extremereignisse
zu finanziellen Notlagen bis hin zur Privatinsolvenz führen,
wenn die Geschädigten über keine oder unzureichende fi-
nanzielle Reserven verfügen. Extreme Naturereignisse, die
mobilitätsbeschränkend wirken (vermurte Straßen, gestör-
te Bahnverbindungen) und Absenzen am Arbeitsplatz zur
Folge haben, berühren auch arbeitsrechtliche Aspekte wie
z. B. Entgeltfortzahlung. Diese Beispiele zeigen, dass der
Klimawandel zum einen ein kontinuierlich wirkender, ge-
sundheitlicher und finanzieller Stressor ist. Zum anderen
gehen soziale und gesundheitliche Risiken von Extremereig-
nissen aus, die räumlich und zeitlich begrenzt auftreten. In
beiden Fällen ist das Schadenspotenzial (die Vulnerabili-
tät/Verwundbarkeit) für solche Bevölkerungsgruppen größer,
die diesen Klimaeinwirkungen stärker ausgesetzt und in ih-
ren Reaktionsmöglichkeiten beschränkt sind. Diese Gruppen
können umgekehrt besonders von der Bekämpfung des Kli-
mawandels profitieren.

Die wissenschaftliche Literatur unterscheidet physische,
soziale und wirtschaftliche sowie institutionelle Vulnerabi-
lität (Fuchs & Thaler, 2018; Papathoma-Köhle & Fuchs,
2020). Ingenieurs- und Naturwissenschaften fokussieren auf
die physische Schadensanfälligkeit von Bauten und Struk-
turen (etwa bei Sturm, Hagel oder Überflutung). In den
Sozialwissenschaften bezeichnet Vulnerabilität die vorgege-
bene Tendenz (Prädisposition) bzw. das Potenzial, geschä-
digt zu werden. Wie anfällig Individuen oder Haushalte
für Schädigungen durch Klimawandel und daran anknüp-
fende Wert- oder Einkommensverluste sind, ist nicht nur
durch Gefahren, sondern auch durch Verhaltensweisen und
den sozialen Kontext bestimmt (Renn, 2018 zitiert nach
Papathoma-Köhle & Fuchs 2020, S. 681). Die soziale und
wirtschaftliche Vulnerabilität von erwerbsaktiven Personen
hängt beispielsweise davon ab, wie häufig und wie intensiv
sie am konkreten Arbeitsplatz und im Rahmen der spezi-
fischen Tätigkeit klimainduzierten Belastungen ausgesetzt
sind (z. B. bei Arbeit im Freien oder mobiler Arbeit). Insbe-
sondere bei abhängiger Beschäftigung sind Exposition und
die Belastung nur bedingt individuell zu beeinflussen. In
anderen Kontexten kann der Einzelne eher selbst darüber
entscheiden, sich den Risiken, die mit dem Klimawan-
del zunehmen, auszusetzen oder diesen auszuweichen (z. B.
an Hitzetagen körperlich anstrengenden Freizeitaktivitäten
nachgehen). Individuelle Entscheidungen zum Umgang mit
Gefährdungen fallen aufgrund individueller Risikowahrneh-
mungen, aus Gewohnheit oder im Gefüge sozialer Gruppen.
Institutionelle Vulnerabilität, als letztes Konzept, weist über
individuelles Verhalten, Ressourcen oder Risikobereitschaft
hinaus. Danach ist die Qualität von politischen Maßnah-
men (Regulierung, Maßnahmenprogramme) inklusive deren
Finanzierung, Trägerstrukturen und Implementierungspro-
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zesse mitentscheidend für die gesellschaftliche Schadensan-
fälligkeit gegenüber dem Klimawandel (Papathoma-Köhle
et al., 2021, S. 684; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020).
Über diese Institutionen wird gesteuert, welche Ressourcen
für welche Verwendungen und Personen(gruppen) verfügbar
sind. Das prägt überindividuell die Möglichkeiten, Schäden
in Folge des Klimawandels zu vermeiden oder abzuwehren
[siehe dazu unten Abschn. 18.3 und 18.4].

Die sozialen Folgen des Klimawandels in Österreich
auf besonders gefährdete Gruppen nimmt eine Auftrags-
studie des Bundesministeriums für Soziales, Gesund-
heit, Pflege und Konsumentenschutz näher in den Blick
(BMSGPK, 2021). Vulnerable Gruppen sind dort jeweils
in Verbindung mit sechs spezifizierten Klimaeinwirkun-
gen annähernd identifiziert und dimensioniert. Darüber hi-
naus wurden insgesamt 13 Faktoren, die potenziell risi-
kobegründend sind, auf Basis der Daten des EU-SILC
2019 (EU Survey of Income and Living Conditions) und
der Österreichischen Gesundheitsbefragung 2019 (ATHIS)
analysiert. Zu diesen Faktoren gehören unter anderem
die Zugehörigkeit zu den 20 Prozent der einkommens-
schwächsten Haushalte, Betroffenheit von (multidimen-
sionaler) Armut und sozialer Ausgrenzung, Vorerkran-
kungen, Alleinerzieher_innen- oder Migrationsstatus. Für
weiterführende Wirkungseinschätzungen wurden in der Stu-
die die genannten Faktoren zu sieben „Vulnerabilitätsmerk-
malen“ verdichtet, für die sich Benachteiligungsprozesse
plausibel erschließen und die empirisch gut belegt sind: Ein-
kommensschwäche, Altersrandgruppe (weniger als 5 oder
über 65 Jahre alt), gesundheitliche Einschränkungen bei All-
tagstätigkeiten, Migrationshintergrund, weiblich, niedriger
Bildungsstand. Diese Vulnerabilitätsmerkmale überschnei-
den sich teilweise („Intersektionalität“) und sind nicht mit
Personengruppen gleichzusetzen, die auf Grundlage nur
eines Merkmals abgegrenzt werden. Nachfolgend werden
Belastungen des Klimawandels kurz und exemplarisch für
Hitzewellen und für alte Menschen in Österreich dargelegt
(zu Hitzegefährdungen für Menschen mit Migrationshinter-
grund siehe z. B. Arnberger et al. (2021); auch wohnungslose
Menschen leiden aus mehreren Gründen besonders unter ex-
tremen Wetterlagen).

Die Risiken des Klimawandels für alte Menschen sowie
für Versorgungsinfrastrukturen, die auf diese Bevölkerungs-
gruppe fokussieren, sind mit Blick auf die gesellschaftliche
Alterung von besonderem Interesse. In Österreich wird ein
Anstieg des Anteils der Bevölkerungsgruppe65+ von 19 Pro-
zent im Jahr 2019 auf 29 Prozent im Jahr 2070 prognostiziert;
alleine der Anteil der Menschen über 80 Jahren könnte von
5 auf 12 Prozent zunehmen (European Commission. Direc-
torate General for Economic and Financial Affairs, 2021). In
der Bevölkerung imAlter 65+ ist ein größerer Anteil von Per-
sonen vulnerabel gegenüber Hitzewellen, die durch den Kli-
mawandel häufiger auftreten und länger andauern (Courtney-

Wolfman, 2015; Wanka et al., 2014). Risikobegründende
Faktoren bei Hitzewellen in der Bevölkerung 65+ sind ein
niedriger sozioökonomischer Status, soziale Isolation und
gesundheitliche bzw. funktionelle Einschränkungen (Wanka
et al., 2014). Auch erhöhen spezifische Verhaltens- und Ri-
sikodispositionen sowie Informationslücken die Vulnerabili-
tät alter Menschen bei extremer Hitze (Courtney-Wolfman,
2015). Demnach tendieren alte Menschen stärker dazu, in
ihren (dann überhitzten) Wohnungen zu bleiben, nutzen an-
dere Informationswege als andere Bevölkerungsgruppen, un-
terschätzen zum Teil ihre eigene Gebrechlichkeit und damit
verbundene Gefährdung, können aufgrund ihrer psychischen
oder mentalen Verfassung weniger entschlusskräftig handeln
oder Fehleinschätzungen treffen.

Hitzetage sind unter anderem mit einer höheren Zahl
an Schlaganfällen assoziiert. Dabei tragen Menschen über
65 Jahren ein erhöhtes Risiko. Schlaganfälle gehen häufig
mit Lähmungen, Sprach-, Sprech- oder Sehstörungen ein-
her (Sherratt, 2021). Bei der pflegerischen Versorgung alter
Menschen steigt in Hitzeperioden die Belastung des Pfle-
gepersonals (Schoierer et al., 2020), die Wirksamkeit von
Medikamenten kann sich verändern oder nachlassen und
deren Lagerung sich erschweren (Aigner & Lichtenberger,
2021). Dies illustriert, dass der Klimawandel nicht allein
zu verstärkter Nutzung und damit zu höheren Aufwendun-
gen im Gesundheits- und Pflegebereich führt, sondern auch
die Versorgungsqualität beeinträchtigen kann. Dies rückt die
Klimakompetenz der Angehörigen von Gesundheitsberufen
in den Fokus und wie diese Kompetenz durch Aus-, Fort- und
Weiterbildung in Österreich gestärkt werden kann (Brugger
&Horváth, 2023). Dies wird auch für Deutschland beforscht,
etwa bezogen auf mobile und stationäre Betreuungsangebote
für ältereMenschen (Blättner et al., 2013, 2020, 2021; Grewe
& Pfaffenberger, 2011).

Auf der Ebene der Städte und Gemeinden, die ent-
sprechende soziale Versorgungsstrukturen bereithalten, sind
aufgrund des Klimawandels Anpassungen der Sozialpla-
nung und kommunalen Sozialpolitik notwendig, die sich in
Folge personell und finanziell auswirken. Ein konzeptionel-
les Modell der Verbindungen zwischen Klimawandel und
standortspezifischen Herausforderungen der Versorgung al-
ter, gebrechlicher Menschen wurde von Oven et al. (2012)
entwickelt und auf England bezogen. Für Österreich wurde
eine konzeptionelle und empirische Analyse der Gefährdung
alter Menschen in Wien durch Hitzewellen und darauf bezo-
gene mögliche Handlungsstrategien durchgeführt (Courtney-
Wolfman, 2015). Weiters liegt für 2020–2022 eine Analyse
der Krankenhausaufenthalte im direkten Zusammenhang mit
Hitze und Sonnenlicht vor (Brugger et al., 2022). Darü-
ber hinaus liegt eine systematische Literaturstudie („scoping
review“) zu Maßnahmen der öffentlichen Gesundheitsförde-
rung mit Fokus auf Hitzepläne vor (Mayrhuber et al., 2018).
Die darin erfassten 23 Studien, die teils ländervergleichend
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sind, beziehen sich am häufigsten auf Interventionen in den
Ländern USA (19) und Canada (9) sowie auf Westeuropa.
Der Schwerpunkt des Reviews lag auf Befunden zu Zielgrup-
pen, Effektivität und Effizienz der getroffenen Maßnahmen.

Die Ergebnisse der Literaturstudie von Mayrhuber et al.
(2018) zeigen, dass die untersuchten Interventionen, die Hit-
zegefährdung identifizieren oder reduzieren möchten, von
verschiedenen staatlichen Ebenen ausgingen. Sie waren auf
eine Reihe von Zielgruppen konzipiert, legten aber meist
ein besonderes Augenmerk auf alte Menschen und weitere
vulnerable Gruppen (etwa Haushalte mit niedrigem sozio-
ökonomischem Status, wohnungslose Menschen). Die im
Review erfassten Studien sind hinsichtlich der zielgruppen-
spezifischen Anpassungen wenig informativ und bieten oft
keine belastbaren Befunde dazu, ob Interventionen wirk-
sam oder effizient waren (Mayrhuber et al., 2018, S. 51).
Viele Interventionen zielen auf Verhaltensanpassungen bei
vulnerablen Gruppen ab, indem diese besser über die Hitze-
gefährdung informiert werden. Diese Programmlogik ist sehr
eng gesetzt und (auch in anderen sozialpolitischen Interven-
tionsfeldern) kontrovers diskutiert.

Die systematische Datenbankrecherche der exemplarisch
zitierten Literaturstudie zur Bekämpfung von Hitzegefähr-
dung (Mayrhuber et al., 2018) identifizierte für den Veröf-
fentlichungszeitraum 1995 bis 2017 keine österreichischen
Interventionen. Das kann blinden Flecken in der Sozial-
planung und/oder der österreichischen Evaluationsforschung
geschuldet sein. Ein anderer möglicher Grund ist darin zu
sehen, dass nicht alle Studien öffentlich zugänglich sind
und/oder wissenschaftlichen Qualitätsstandards genügen. In
beiden Fällen werden sie in der Folge nicht in die ein-
schlägigen wissenschaftlichen Datenbanken aufgenommen.
In diesen Datenbanken finden sich mithin besonders viele
Studien aus Ländern, die eine ausgeprägte wissenschaftli-
che Evaluationskultur auszeichnet (Mayrhuber et al., 2018,
S. 52). Insgesamt besteht in diesem Feld demnach einerseits
deutlicher wissenschaftlicher Forschungsbedarf, andererseits
mangelt es an einer Übersicht vorhandener Interventionen
bzw. Aktionspläne für Österreich. Beides betrifft nicht nur
Hitzegefährdungen, die mit dem Klimawandel einhergehen,
sondern auch Maßnahmen zur Vermeidung, Reduzierung
oder Abdeckung von physischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Risiken anderer extremer Naturereignisse [siehe auch
Abschn. 18.3.2 und 18.4].

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass negative soziale und
gesundheitliche Folgen des Klimawandels für Österreich
wissenschaftlich nachgewiesen und teilweise in monetäre
Größen übersetzt sind, um sozialpolitische Kosten klima-
politischer Inaktivität zu beziffern (BMSGPK, 2021). Die
damit einhergehenden Belastungen der Sozial- und Gesund-
heitssysteme bedeuten, dass die Bekämpfung des Klima-
wandels, insbesondere der klimaschädigenden Emissionen,
diesen Systemen potenziell zugutekommen (Farrow et al.,

2020; Myllyvirta, 2020; Steininger et al., 2020; Vohra et al.,
2021). Doch können klimapolitische Maßnahmen – unbeab-
sichtigt und abhängig vom gewählten Instrument und seiner
Ausgestaltung – auch zusätzlichen sozialpolitischen Hand-
lungsbedarf begründen (BMSGPK, 2021; Lamb et al., 2020).
Dies wird nachfolgend kurz beleuchtet.

Effekte der Klimapolitik auf soziale Risiken und
Problemlagen
Zu den Effekten von Klimapolitik auf soziapolitische Zie-
le liegt eine internationale systematische Literaturübersicht
vor (Lamb et al., 2020), die Ex-post-Evaluierungen klima-
politischer Interventionen bis einschließlich 2018 erfasst.
Die Autor_innen konzentrieren sich auf energiepolitische
Maßnahmen (bezogen auf den Verbrauch fossiler Brenn-
stoffe, Energienachfrage oder erneuerbare Energien), die
explizit oder implizit klimaschützend sind. Sie analysie-
ren sechs sozialpolitisch relevante Effekte (unter anderem
Effekte auf Armut und Ungleichheit, Beschäftigung und
soziale Kohäsion). Im Zuge der Recherche identifizierten
Lamb et al. (2020) keine Ex-post-Evaluierungen zu öster-
reichischen Interventionen. Potenzielle verteilungspolitische
Nebenwirkungen von Strategien zur Dekarbonisierung sind
auch Gegenstand des systematischen Reviews von Peñas-
co et al. (2021). Zu diesem Review haben die Autorinnen
ein allgemein zugängliches, elektronisches „Decarbonisation
Policy Evaluation Tool“ (http://dpet.innopaths.eu/#/) ange-
legt. Dort können die Ergebnisse von 270 Evaluierungen in
übersichtlicher Form (und unter anderem getrennt nach den
Instrumentengruppen Regulierung, Incentivierung, Investi-
tionen und marktanaloge Steuerung) abgerufen werden. Es
zeigt sich, dass ein großer Teil der Evaluierungen von Po-
litiken zur Dekarbonisierung negative verteilungspolitische
Nebenwirkungen ausweist, wobei Unterschiede je nach Ty-
pus des eingesetzten Instruments bestehen. Die Autorinnen
diskutieren keine speziell auf Österreich bezogene Studie
(Österreich ist aber in 17 der Studien berücksichtigt). Da-
her werden die Befunde beider Reviews im Folgenden nicht
vertieft. Statt dessen werden vorrangig Untersuchungen zu
sozialen Nebenwirkungen von Klimapolitik, die auf Öster-
reich fokussiert sind, betrachtet.

Fast 300 klimapolitische Maßnahmen von Bund und Län-
dern sind in einer Auftragsstudie für das Bundesministerium
für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
(BMSGPK) erfasst und kategorisiert. Daraus werden 17
ausgewählte Strategien zum Schutz vor und Anpassung
an den Klimawandel zunächst vergleichend gegenüberge-
stellt. Elf Maßnahmen, die bereits umgesetzt sind oder vor
der Umsetzung standen, sind in „Maßnahmensteckbriefen“
beschrieben und werden mit Bezug auf potenzielle sozia-
le Folgewirkungen bewertet. Die Zahl der so analysierten
Maßnahmen ist klein, deckt aber die wesentlichen klimapo-
litischen Handlungsfelder (Wohnen, Raumplanung, Energie,

http://dpet.innopaths.eu/#/
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Konsum, Mobilität) und verschiedene Formen der Interven-
tion (Regulierung, Förderungen, Steuern, Infrastrukturen,
Bewusstseinsbildung) ab. Diskutiert werden unter anderem
CO2-Steuern auf Heiz- und Treibstoffe, die Ökostrompau-
schale oder die Förderung thermisch-energetischer Gebäu-
desanierungen. Die Autor_innen der Studie unterscheiden
sieben sozialpolitisch relevante Prüfsteine: ob eigenes Ka-
pital eingesetzt werden muss, ob Kosten-, Immissions- oder
Hitzebelastungen der Haushalte sich erhöhen oder reduzie-
ren, Wirkungen auf die soziale Inklusion, potenzielle Ver-
drängungseffekte und Effekte auf den Zugang zu Mobilität
(BMSGPK, 2021).

Zwei klimapolitische Maßnahmen und ihre Verbindung
zu sozialpolitischen Zielgrößen werden hier zur Illustration
skizziert: (1) Energieberatungen und (2) die CO2-Steuer auf
Heiz- und Treibstoffe. Im Fall der Energieberatung zeigt sich
eine weitgehende Synergie von klimapolitischen und sozial-
politischen Zielsetzungen. Die bislang untersuchten Modelle
in den drei Bundesländern Wien, Vorarlberg und Steiermark
belegen, dass Energieberatungen den Energieverbrauch und
die Energiekosten von Haushalten reduzieren können. Dieser
Effekt ist für einkommensschwache Haushalte relativ zum
Einkommen größer. In Folge einer solchen Beratung konnten
pro Haushalt Einsparungen von ca. 120 bis 200 Euro erzielt
werden. Auch verringerte Immissionsbelastungen waren für
vulnerable Gruppen festzustellen. Es zeigt sich aber, dass es
eine Frage der konkreten Umsetzung ist, wie gut Energie-
beratungen potenziell benachteiligte Gruppen erreichen und
wie nachhaltig diese aus klimapolitischer Sicht wirken. So
macht es einen Unterschied für die soziale Inklusion vul-
nerabler Gruppen, ob für die Beratung Kosten anfallen (und
in welcher Höhe), ob die Beratung aufsuchend ist oder selbst
initiiert werden muss (relevant für mobilitätsbeschränkte
oder bildungsferne Menschen) und welche Personen die Be-
ratung übernehmen (relevant für z. B. für Migrant_innen).
Klimapolitisch ist die Wirkung der Energieberatungen be-
grenzt, da sie kurzfristig nichts an der Energieeffizienz der
Gebäude verändert (BMSGPK, 2021, S. 80).

Eine CO2-Steuer auf Heiz- und Treibstoffe ist demge-
genüber durch ein anderes Profil sozialer Wirkungen ge-
kennzeichnet (BMSGPK, 2021, S. 87 ff.). Sie erhöht, wenn
sie nicht kompensiert wird, die Kosten für Endverbrau-
cher_innen. Relativ zu ihrem Einkommen sind einkommens-
schwächere Haushalte vom Anstieg der Kosten stärker be-
troffen (primär aufgrund steigender Heizkosten). Da es für
diese Haushalte schwieriger ist, über Investitionen in emissi-
onsärmere Heizungen oder Fahrzeuge auszuweichen, tragen
sie die zusätzlichen Kosten zudem länger. Um sozialpolitisch
kontraproduktive Effekte zu vermeiden, sind pauschale oder
einkommensorientierte Rückvergütungen möglich, wie auch
andere flankierende Maßnahmen (etwa Ausbau des öffentli-
chen Personenverkehrs und vergünstige Nutzung dieser Ver-
kehrsmittel für einkommensschwächere Gruppen). Ob ein

regressiver oder am Ende ein progressiver Effekt der Maß-
nahme eintritt und wie sich die Armutsgefährdung verändert,
ist daher erneut eine Frage der konkreten Ausgestaltung.
Zwei jüngere empirische Analysen für den österreichischen
Kontext (Lechinger & Six, 2021; Mayer, Dugan, Bachner,
& Steiniger, 2021) gelangen diesbezüglich zu teils ähnlichen
und teils abweichenden Ergebnissen, was mit der Eingren-
zung der untersuchten Bevölkerungsgruppe und weiteren
methodischen Unterschieden zusammenhängt.

So ermitteln Mayer et al. (2021) auf der Grundlage ei-
nes allgemeinen Gleichgewichtsmodells einen progressiven
Effekt der CO2-Bepreisung. Das zugrundeliegende Modell
berücksichtigt, dass die CO2-Bepreisung nicht nur den Kon-
sum, sondern auch die Faktoreinkommen der Haushalte
betreffen. Darüber hinaus ist explizit aufgenommen, dass
der Staat zusätzliche Güter und Dienstleistungen bereitstel-
len kann, die den verschiedenen Typen privater Haushalte
in unterschiedlichem Ausmaß zugutekommen. Dies erklärt,
warum nach ihren Ergebnissen eine CO2-Bepreisung ohne
Kompensation die Wohlfahrt stärker erhöht als eine CO2-
Bepreisung mit pauschaler Kompensation. Lechinger und
Six (2021) fokussieren demgegenüber in einer Mikrosimu-
lation die Effekte einer CO2-Bepreisung auf die Armutsge-
fährdungsquote. Je nach Szenario (mit/ohne Kompensation;
pauschale versus einkommensabhängige Kompensation) so-
wie abhängig von der betrachteten Haushaltskonfiguration
weisen ihre Modellrechnungen armutsvermindernde oder ar-
mutserhöhende Wirkungen aus (BMSGPK, 2021; Lechinger
& Six, 2021).

Die vorliegende Evidenz legt für Österreich insgesamt
sehr robust dar, dass grundsätzlich eine CO2-Steuer posi-
tiv sowohl auf sozial- als auch auf klimapolitische Ziele
wirken kann (für die Schweiz wird dies durch die Be-
funde von Diekmann & Bruderer Enzler (2019) gestützt).
Ob und welche Kompensationsmaßnahmen (Rückvergütun-
gen in Form von pauschalen oder einkommensorientierten
Geldleistungen, Ermäßigung anderer Steuern, verminderte
Sozialabgaben) erforderlich sind, wird kontroverser disku-
tiert. Konsens besteht darüber, dass sowohl aus klima- als
auch aus sozialpolitischer Sicht zusätzliche flankierende
Maßnahmen (strukturverbessernde Investitionen zur thermi-
schen Sanierung von Gebäudesanierung, Investitionen in den
öffentlichen Verkehr, Zuschüsse und Ermäßigungen für ein-
kommensschwache Haushalte) die Zielerreichung in beiden
Feldern verbessern (z. B. BMSGPK, 2021; Lechinger &
Six, 2021; Seebauer et al., 2019). Sozial-ökologische Ge-
staltungsoptionen einer CO2-Bepreisung sind in Abschnitt
[Abschn. 18.4] diskutiert.

In Summe kann eine wirksame Klimapolitik mittel- und
langfristig das soziale Sicherungssystem von gesundheit-
lichen und sozialen Kosten, die mit dem Klimawandel
verbunden sind (siehe oben), entlasten. Doch sind punk-
tuell negative Nebenwirkungen einzelner klimapolitischer
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Maßnahmen möglich. Abhängig von der konkreten Maß-
nahmengestaltung werden dann sozialpolitische Probleme,
insbesondere Armut und Ungleichheit, verstärkt. Es liegen
für Österreich weitere Einzelstudien zu den sozialen Fol-
gen weiterer klimapolitischer Maßnahmen vor, wie etwa
jene von Berger und Höltl (2019) zu thermischen Gebäu-
desanierungen und Energiearmut. Sie sind zum Teil in der
Auftragsstudie des BMSGKP (2021) zitiert und können
hier aus Platzgründen nicht behandelt werden. Wesentlich
ist, dass Armut, Ungleichheit und andere soziale Benach-
teiligungen ihrerseits auf die Effektivität von Klimapolitik
zurückwirken. So schwächt sich die Effektivität klimapoliti-
scher Interventionen ab, wenn der Zugang zu Maßnahmen,
Handlungsmöglichkeiten bestimmter Gruppen und die Be-
reitschaft, klimafreundlich zu handeln, aufgrund von Armut
und sozialer Ungleichheit eingeschränkt sind (siehe die obi-
ge Illustration zur Maßnahme Energieberatung). Dies lenkt
den Blick auf Wirkungen, die von Sozialpolitik auf Klima-
politik ausgehen.

Effekte sozialpolitischer Vorsorge- und
Ausgleichsleistungen auf die Klimapolitik
Das Sozialsystem kann im Sinn des oben eingeführten Kon-
zepts der institutionellen Vulnerabilität (Papathoma-Köhle
et al., 2021) als ein institutioneller Baustein verstanden
werden, der die gesellschaftliche Schadensanfälligkeit ge-
genüber Klimawandel beeinflusst. Es prägt wesentliche Rah-
menbedingungen für die erforderlichen Anpassungen auf der
gesellschaftlichen und der individuellen Ebene, positiv wie
auch negativ: Auf der einen Seite vermindern effektive Po-
litiken des sozialen Ausgleichs grundsätzlich die bestehende
ungleiche Gefährdung durch schädliche Klimaeinträge und
die ungleichen Möglichkeiten, auf sie (vorausschauend oder
schadensbegrenzend) zu reagieren (Bailey, 2015, S. 805).
Individuelles klimafreundliches Handeln wird zudem durch
regulative Rahmenbedingungen für Eigenvorsorge und In-
formation sowie dadurch ermöglicht, dass konkrete Geld-,
Sach- und soziale Dienstleistungen bereitgestellt werden.
Auf der anderen Seite ist das österreichische Sozialsystem
sehr erwerbszentriert, indem etwa die Beiträge zur Sozi-
alversicherung an die Erwerbseinkommen anknüpfen. Im
Sozialsystem sind Anreize dafür gesetzt, umfassend bezahl-
ter Arbeit nachzugehen. Ein hoher Beschäftigungsumfang,
lange Erwerbsphasen und gut dotierte Jobs implizieren eine
gute soziale Absicherung, während unbezahlte Arbeit nach
wie vor mit sozialen Risiken verbunden ist [siehe Kap. 7
Erwerbsarbeit, Kap. 8 Sorgearbeit]. Ein „kommodifiziertes“
soziales Sicherungssystem, das bezahlte (Vollzeit-)Erwerbs-
arbeit voraussetzt, trägt implizit zu Ungleichheit bei und
erschwert klimafreundlichere Lebensstile (siehe dazu u. a.
Bohnenberger, 2022). Das System der sozialen Sicherung ist
daher eine wesentliche strukturelle Schaltstelle für effektive
klimapolitische Maßnahmen.

Mit Bezug auf soziale Sicherungssysteme beleuchtet die
Forschung (1) ob (und in welcher Weise) die Zustimmung
zu Klimapolitik von konstituierenden Merkmalen des Sozi-
alsystems mitbestimmt ist und (2) ob diese Zustimmung sich
entlang sozialer und ökonomischer Ungleichheiten bewegt
(Bohnenberger, 2020; Fritz & Koch, 2019; Koch & Fritz,
2014; Otto & Gugushvili, 2020; Zimmermann & Graziano,
2020). Eine Reihe grundlegender Merkmale kann herange-
zogen werden, um Sozialsysteme international vergleichend
einzuordnen und vor diesem institutionellen Hintergrund
zunächst die Akzeptanz und Leistungsfähigkeit von Klima-
politik zu bewerten. Dazu gehört die Frage, welche Rolle
den Institutionen Markt, Staat und Familie in der sozialen
Sicherung und für die Verteilung von Einkommen zugeord-
net wird. Daraus ergibt sich, inwieweit die sozialstaatliche
Aktivität bestehende Statusdifferenzen akzeptiert oder über-
winden möchte und ob Eigenvorsorge gegenüber sozialen
Risiken erwartet wird. Eigenvorsorge stützt sich auf eigene
Einkommen und Vermögen sowie Ressourcen aus dem fami-
liären oder weiteren sozialen Umfeld. Diese Überlegungen
sind für die gängige Einteilung in liberale, sozialdemokrati-
sche und konservative Wohlfahrtsstaaten prägend.

Der österreichische Sozialstaat wird als konservativer
Wohlfahrtsstaat betrachtet, der eher statussichernd angelegt
ist. Unterstützung durch die Familie und informelle Res-
sourcen wird um staatliche Absicherung, insbesondere über
beitragsfinanzierte Sozialversicherungen, ergänzt. In diesem
Modell kommt dem Markt (Eigenvorsorge über Erwerbs-
aktivität, private Versicherungen, private Angebote von ge-
sundheitlichen und sozialen Dienstleistungen) eine kleinere
Rolle zu als in liberalen Systemen. Die Rolle des Staa-
tes ist im österreichischen Sozialstaat weniger ausgeprägt
als in sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten, die stärker
steuerfinanziert und ausgleichsorientiert sind und dazu z. B.
universelle soziale Dienstleistungen bereitstellen. Die län-
dervergleichende Untersuchung von Fritz und Koch (2019)
kommt vor diesem Hintergrund zu dem Schluss, dass die
Länder, deren Bevölkerung sowohl zu Sozial- als auch zu
Klimapolitik eine positive Haltung einnimmt, sich aus der
Gruppe der sozialdemokratischen und (teilweise) der Gruppe
der konservativen Wohlfahrtsstaaten rekrutieren. Keiner der
liberalen Wohlfahrtsstaaten unter den 23 untersuchten Län-
dern weist diese Synergie vor. Österreich zeichnet sich durch
deutlich positive Haltungen gegenüber beiden Politikfeldern
aus, was prinzipiell eine sehr gute Ausgangssituation dafür
ist, ökosoziale Politik zu entwickeln und zu implementieren.
Ein weiterer Befund aus der gleichen Studie (Fritz & Koch,
2019) belegt allerdings sozioökonomische Unterschiede in
den Einstellungsmustern: Personen mit einem höheren Ein-
kommen und höherem Bildungsstand befürworten sowohl
Sozial- als auch Klimapolitik, während für Personen mit
niedrigem Einkommen und Bildungsstand die Unterstützung
eines der Felder mit der Ablehnung des anderen einhergeht.
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Daraus lässt sich schließen, dass eine Politik des sozialen
Ausgleichs, die den Zugang zu Einkommen- und Bildung
erleichtert, sich auch auf die Zustimmung für integrierte öko-
soziale Politik auswirkt.

Jenseits der Akzeptanz von ökosozialer Politik ist mit
Blick auf die institutionelle Vulnerabilität wesentlich, ob
die institutionelle Ausgestaltung des sozialen Sicherungssys-
tems einen signifikanten Effekt auf die tatsächliche Effek-
tivität bzw. den messbaren Erfolg von Klimapolitik besitzt.
Nach der Synergiehypothese wäre davon auszugehen, dass
ein gut ausgebauter Sozialstaat das Fundament legt, klima-
politische Maßnahmen zu setzen, und damit Klimaschutz
und Anpassung an den Klimawandel voranzubringen. Die
Ausgangsthese empirischer Untersuchungen ist, dass Sozi-
alstaaten des sozialdemokratischen Typs (oft als „nordische
Wohlfahrtsstaaten“ bezeichnet) eine bessere ökosoziale Leis-
tungsbilanz aufweisen als liberal oder konservativ verfasste
Typen. Dies wird in der empirischen Forschung in dieser
Deutlichkeit nicht uneingeschränkt gestützt. Sogenannte so-
zialdemokratische Wohlfahrtsstaaten schneiden gemessen an
umweltpolitischen Indikatoren relativ gut ab (Koch & Fritz,
2014; Zimmermann & Graziano, 2020). Das Bild für kon-
servative Wohlfahrtsstaaten ist gemischt und über die Zeit
nicht stabil. So weisen Koch und Fritz (2014) darauf hin, dass
Österreich 1995 gemeinsam mit Schweden sozial- und um-
weltpolitische Ziele am besten synergetisch (und beide über-
durchschnittlich) realisieren konnten, Österreich 2010 aber
gegenüber 1995 wieder höhere CO2-Emmissionen und einen
höheren ökologischen Fußabdruck vorwies. Auch Zimmer-
mann und Graziano (2020) gelangen bei einem Vergleich
von 27 Ländern zu dem Schluss, dass kein klarer Zusam-
menhang zwischen verschiedenen Typen von Sozialstaaten
einerseits und dem Stand oder der Dynamik ökosozialer Po-
litik besteht. Österreich wird nach den Ergebnissen auch
dieser ländervergleichenden Untersuchung der Gruppe von
Ländern zugeordnet, die sowohl soziale als auch ökologisch
Ziele relativ gut erreichen, allerdings mit etwas Abstand zu
Schweden, Dänemark, Finnland und Norwegen.

Der vorgenannte Forschungsstrang bewegt sich auf der
Ebene des gesamten sozialen Sicherungssystems. Weni-
ger systematisch und weitgreifend wird untersucht, wie
(un)vereinbar bestimmte soziale Leistungen mit klimapoliti-
schenMaßnahmen oder Zielsetzungen sind. Bezogen auf den
deutschen Kontext führen z. B. Bach et al. (2020) an, dass
finanzielle Anreize für klimafreundliches Verhalten (z. B.
eine Prämie für den Umstieg auf öffentliche Verkehrsmit-
tel) eventuell auf Sozialhilfeleistungen angerechnet werden.
Damit würde die klimapolitische Maßnahme für diese ein-
kommensschwache Bevölkerungsgruppe nicht wirksam. Zu
solchen Effekten auf der Ebene von einzelnen sozial- oder
klimapolitischen Maßnahmen liegen für Österreich keine
systematischen Untersuchungen vor.

Der Frage, wie Sozialleistungen grundsätzlich nachhal-
tig ausgestaltet sein können, geht Bohnenberger (2020) in
einem konzeptionellen Beitrag nach. Sie definiert sechs Kri-
terien der Nachhaltigkeit von sozialen Leistungen: (1) die
Befriedigung von Bedürfnissen, (2) die Förderung sozialer
Inklusion, (3) die Vereinbarkeit mit ökologischen Gren-
zen, (4) die Freiheit, den eigenen Lebensstil zu wählen,
(5) die ökonomische Tragbarkeit sowie die Unabhängig-
keit von Wirtschaftswachstum und (6) das Vorhandensein
von Anreizen für eine Transformation zu gesellschaftlicher
Nachhaltigkeit. Diese Kriterien legt sie an (insgesamt neun)
Varianten sozialstaatlicher Unterstützung durch Geldleistun-
gen, Sachleistungen und Gutscheinen an. Nach ihrer qualita-
tiven Einschätzung ist keine Leistungsform im Hinblick auf
die genannten Kriterien der Nachhaltigkeit klar dominant.
Jede Leistungsform weist bei Erfüllung von zwei oder mehr
der Kriterien (auch) negative Effekte auf. Das spricht da-
für, in einem Handlungsfeld verschiedene Leistungsformen
zu kombinieren. Für die Auswahl im konkreten Fall wird
einerseits die Gewichtung der einzelnen Nachhaltigkeitskri-
terien und die Stärke der jeweiligen positiven und negativen
Effekte ausschlaggebend sein. Die grundlegende Einordnung
der Leistungsformen ist hilfreich, um die Optionen einerseits
situativ angepasst, andererseits auch systematisch abzuwä-
gen.

Im Fazit kann tentativ von positiven Effekten sozialstaat-
licher Angebote auf die klimapolitischen Ziele ausgegan-
gen werden, da Sozialpolitik die Akzeptanz klimapolitischer
Maßnahmen absichern und auf individueller Ebene erforder-
liche Verhaltensänderungen beschleunigen kann. Das Poten-
zial dieses positiven Beitrags ist dabei in Österreich noch
nicht ausgeschöpft. Das zeigt sich unter anderem daran,
dass in international vergleichenden Analysen nordeuropäi-
sche Länder besser abschneiden. Auch ist mit Koch und
Fritz (2014) zu schließen, dass eine „grüne“ oder „ökologi-
sche“ Gesellschaft sich nicht automatisch auf der Grundla-
ge gut ausgebauter sozialer Sicherungssysteme entwickelt.
Ergänzend zu der Literatur, die auf Basis der etablierten
Wohlfahrtsstaatsklassifikation(en) die Wirkung des sozialen
Sicherungssystems auf Klimapolitik betrachtet, besteht wei-
terer Forschungsbedarf. Zum Potenzial und den Chancen
einer sozial-ökologische Politik insgesamt, bei der mittels
durchdachter Maßnahmenpakete sozialpolitische und klima-
politische Ziele zueinander komplementär sind und so wirk-
sam verfolgt werden können, siehe Abschnitt [Abschn. 18.4]
und, vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie, Bach
et al. (2020) und Steininger et al. (2020).

Zusätzlich zu denWirkungen sozialstaatlicher Leistungen
auf die Klimapolitik müssen die unmittelbar klimawirk-
samen Effekte ihrer Produktion und Finanzierung berück-
sichtigt werden. Dies ist Gegenstand der beiden folgenden
Abschnitte (Abschn. 18.2.2, 18.2.3).
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18.2.2 Klimawandel und die Produktion
des Sozial- und Gesundheitssektors

Der Sozial- und Gesundheitssektor erbringt Leistungen der
Daseinsvorsorge. Damit verbessert er vor allem die Ge-
sundheit der Bevölkerung, generiert Wertschöpfung und Be-
schäftigung, reduziert soziale Ungleichheit und verbessert
die Lebensbedingungen. Dessen ungeachtet hinterlässt die
Produktion von sozialen und gesundheitsbezogenen Dienst-
leistungen einen ökologischen Fußabdruck, der zum Kli-
mawandel beiträgt (Gough & Meadowcroft, 2011; Ottelin
et al., 2018; Pichler et al., 2019; Taylor & Mackie, 2017;
Weisz et al., 2019). Dieser Abschnitt geht den Befunden zum
CO2-Fußabdruck des österreichischen Gesundheitssektors
und Ansatzpunkten zu dessen Reduktion nach. Entsprechen-
de Befunde zumCO2-Fußabdruck der Bereitstellung sozialer
Dienstleistungen liegen nicht vor.

Der CO2-Fußabdruck des österreichischen Gesundheits-
wesens wurde erstmals für den Zeitraum 2000 bis 2014
und im Vergleich zu 36 Ländern (OECD, Indien und Chi-
na) untersucht (Pichler et al., 2019; Weisz et al., 2019).
Entsprechende Studien mit Fokus auf die österreichische
Langzeitpflege oder andere soziale Einrichtungen in Ös-
terreich sind (noch) nicht identifiziert. Weisz et al. (2019)
ermittelten die CO2-Emissionen durch den direkten Ener-
gieeinsatz im Sektor wie auch durch den indirekten auf-
grund von Zulieferungen aus anderen Sektoren (gebunden
in Produkten und Dienstleistungen, die der Gesundheits-
sektor beansprucht) im Rahmen einer erweiterten multire-
gionalen Input-Output Analyse (MRIO). Um Länder und
Sektoren vergleichen zu können, wird die sogenannte Eora-
Gliederung der Wirtschaftsaktivitäten (Lenzen et al., 2013;
worldmrio.com, 2022) herangezogen, hier mit einer Gliede-
rungstiefe von 26 Produktionsbereichen (Eora-26).

Der Anteil des österreichischen Gesundheitssektors von
6,7 Prozent an den nationalen CO2-Emissionen ist im in-
ternationalen Vergleich überdurchschnittlich (Pichler et al.,
2019;Weisz et al., 2019). Der internationale Durchschnitt lag
2014 bei 5,5 Prozent, mit dem geringsten Wert von 3,3 Pro-
zent für Mexiko und dem höchsten Wert von 8,1 Prozent für
die Niederlande. Gemessen an seinem Anteil am nationalen
CO2-Fußabdruck belegte der österreichische Gesundheits-
sektor Rang 6 aus den insgesamt 34 Gesundheitssektoren
der verglichenen Länder. Dabei ist zu berücksichtigen, dass
Österreich relativ viel für Gesundheit aufwendet. Nach Da-
ten der Weltgesundheitsorganisation (WHO Global Health
Expenditure Database) lag allein der Anteil der laufen-
den (öffentlichen und privaten) Gesundheitsausgaben am
Bruttoinlandsprodukt in 2014 bei 10,4 Prozent und damit
auf Rang 9 der hier verglichenen Länder (WHO, 2022).
Der im internationalen Vergleich überdurchschnittliche CO2-
Fußabdruck des österreichischen Gesundheitswesens kann
daher einerseits auf den hohen Konsum von Gesundheits-

leistungen, andererseits auf die Art und Weise von deren
Produktion und Bereitstellung zurückgehen.

In der sektoralen Perspektive (Eora-26) nahm das Ge-
sundheitswesen 2014 im Median der OECD-Länder als
Verursacher von CO2-Emissionen den 6. Rang (nach
dem Transportsektor, Elektrizität-/Gas- und Wasserver-
sorgung; Bauwesen, Elektronik/Maschinenbau, Petroche-
mie/nichtmetallische Mineralien und dem Nahrungsmittel-
sektor) und innerhalb des Dienstleistungssektors den 1. Rang
(vor Finanzdienstleistungen) ein. Innerhalb des österreichi-
schen Gesundheitssektors war 2014 der CO2-Fußabdruck für
Krankenhäuser (inklusive der dort abgegebenen Arzneimit-
tel und sonstigen Medizinprodukte) mit einem Anteil von
32 Prozent am größten. Der ambulante Versorgungsbereich
(ohne medizinischen Fachhandel) folgte mit deutlichem Ab-
stand (18 Prozent). Den ambulant abgegebenen medizini-
schen Produkten und Arzneimitteln konnten 22 Prozent der
CO2-Emissionen des Gesundheitssektors zugerechnet wer-
den. Als weiteren emissionsintensiven Bereich identifizierte
die Studie den Verkehr, der durch den Gesundheitssektor
induziert wird. Es ist für Österreich derzeit nicht mög-
lich, den CO2-Fußabdruck der medizinischen Produkte und
Arzneimittel gesamthaft, das heißt unabhängig davon, ob
diese ambulant oder stationär verabreicht werden, auszu-
weisen. Das kann ein Grund dafür sein, warum der Anteil
des medizinischen Fachhandels am CO2-Fußabdruck des
österreichischen Gesundheitssektors kleiner und jener der
Krankenhäuser größer ist als im Durchschnitt der vergliche-
nen Länder (Pichler et al., 2019; Weisz et al., 2019).

Über den Untersuchungszeitraum hinweg verkleinerte
sich insgesamt der CO2-Fußabdruck des österreichischen
Gesundheitswesens trotz steigender Gesundheitsausgaben,
was Pichler et al. (2019) undWeisz et al. (2019) mit einer ab-
nehmenden CO2-Intensität der heimischen Energieproduk-
tion und steigender Energieeffizienz in anderen Teilen der
österreichischen Wirtschaft (wie auch in den Krankenhäu-
sern) erklären. Die CO2-Emissionen aufgrund von Verkehr,
der mit Produktion und Konsum von Gesundheitsleistungen
verbunden ist, reduzierten sich in Österreich demgegenüber
nicht, sondern wuchsen kontinuierlich.

Insgesamt deuten die Unterschiede (1) zwischen den bis-
lang untersuchten Ländern hinsichtlich des Anteils des Ge-
sundheitswesens am nationalen CO2-Fußabdruck und (2) der
CO2-Profile über Leistungsbereiche innerhalb des Gesund-
heitssektors darauf hin, dass das jeweilige Gesundheitssys-
tem mit seinen rechtlichen und organisationalen Rahmenbe-
dingungen Einfluss auf klimawirksame Emissionen nimmt
(Pichler et al., 2019; Weisz et al., 2019). Es bestehen also in
diesem Sektor Handlungs- und Gestaltungsspielräume, die
für die Transformation in Richtung einer klimafreundlichen
Gesellschaft genutzt werden können.

Studien zur Ermittlung des CO2-Fußabdrucks sind nur ein
erster Schritt, um auch bei der Versorgung der Bevölkerung
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mit Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen einen Beitrag
zum Klimaschutz zu leisten. Um sozial- und gesundheits-
politische Ziele synergetisch verfolgen zu können, sind die
Wirkungs- und Kosten-Effektivitätsanalysen von Angeboten
der sozialen Sicherung um deren klimarelevante Wirkun-
gen zu ergänzen (Hensher, 2020; Taylor & Mackie, 2017,
S. e357) – wie umgekehrt z. B. energiepolitische Bewertun-
gen die sozialpolitischen Effekte berücksichtigenmüssen. Zu
den klimarelevanten Wirkungen der Leistungsbereitstellung
im Sozialwesen besteht Forschungsbedarf.

18.2.3 Klimawandel und die Finanzierung
sozialer Absicherung

Niveau der staatlichen Finanzierung des sozialen
Sicherungssystems
Die Diskussion um die Finanzierung des Sozialstaats in
der De-growth- und Post-growth-Literatur fokussierte lan-
ge Zeit auf die Höhe der Sozialausgaben, die in Österreich
in den Jahren vor der COVID-19-Pandemie 29 bis 30 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes ausmachten (STATISTIK
AUSTRIA, 2021b). Dieses Niveau und die Aussicht, dass in
der alternden österreichischen Gesellschaft der Bedarf nach
Gesundheits- und Pflegeleistungen sowie der Pensionsauf-
wand weiter steigen, wird in der De-growth-Literatur aus
zwei wesentlichen Gründen als Hemmnis für Dekarbonisie-
rung gesehen: (1)Aufgrund begrenzter Finanzmittel bestünde
Budgetkonkurrenz zwischen Sozialpolitik und anderen Poli-
tikbereichen, so auch der Klimapolitik. (2) Implizit würde da-
mit ein Wachstumsdruck erzeugt, um zusätzliche Steuerein-
nahmen zugenerieren (oder Staatsschulden zu bedienen).Aus
dieser Sicht wäre mehr Klimafreundlichkeit nur zu erreichen,
wenn der Sozialaufwand reduziert würde. Dieser Schlussfol-
gerungwirdmit dreiArgumentenwidersprochen:Würde sich
der Staat aus der sozialen Sicherung zurückziehen,würde ers-
tens ein Teil derNachfrage auf dieAngebote privaterAnbieter
umgeleitet, deren ökologischer Fußabdruck etwa imGesund-
heitswesen größer ist als jener staatlicher Dienstleister (Bai-
ley, 2015, S. 803). Zweitens ist zu berücksichtigen, dass Sozi-
alpolitik unter klimapolitischen Gesichtspunkten notwendig
und sinnvoll ist und umgekehrt wirksame Klimapolitik das
Sozialbudget mittel- und langfristig entlastet. Drittens ist we-
der theoretisch noch empirisch eindeutig festgestellt, wo das
optimale Niveau des Sozialaufwands liegt. Der erforderliche
Ressourceneinsatz müsste ausgehend von den Zielsetzungen
einer integrierten ökosozialen Politik bestimmt werden [siehe
dazu Abschn. 18.4] (Bailey, 2015).

Klimawandel und die Finanzierungsoptionen sozialer
Sicherung
Ein zweiter Aspekt der Finanzierung sozialer Sicherungssys-
teme in Verbindung mit Klimawandel ist der Finanzierungs-

modus. Das österreichische Sozialsystem ist überwiegend
beitragsfinanziert, wobei 2020 der Anteil der allgemeinen
Steuermittel an der Finanzierung auf 39 Prozent anstieg
und damit einen Höchststand erreichte (STATISTIK AUS-
TRIA, 2021a). Im ausgabenstärksten Sozialschutzsystem,
der gesetzlichen Pensionsversicherung, das grundsätzlich
beitragsfinanziert ist, erhöhte sich der Anteil der Steuerfi-
nanzierung über die Zeit und liegt nun bei 24 Prozent. Die
Finanzierung über Beiträge von Beschäftigten und deren
Arbeitgeber_innen knüpft die Entwicklung sozialer Siche-
rung eng an die Entwicklung bezahlter Beschäftigung und
der Verdienste (Corlet Walker et al., 2021). In dem Maß,
in dem der Übergang in eine klimafreundliche Gesellschaft
mit struktureller Arbeitslosigkeit einhergeht, impliziert das
Einnahmenverluste. Auch die Transformationsstrategien, die
darauf zielen, unbezahlte Arbeit aufzuwerten und besser ab-
zusichern (siehe [Kap. 8] in diesem Bericht), schmälern
(unter sonst gleichen Bedingungen) die Einnahmen der bei-
tragsfinanzierten Sozialschutzsysteme. Sollen diese Ausfälle
begrenzt oder ausgeglichen werden, wären Anpassungen
der Beitragsfinanzierung (erweiterte Beitragsbasis und/oder
veränderte Beitragsbemessungsgrenze) oder eine verstärkte
Steuerfinanzierung erforderlich. Die damit verbundenen Ver-
teilungswirkungen, die selbst wieder auf sozialpolitische und
klimapolitische Ziele rückwirken, unterscheiden sich nach
den genannten Finanzierungswegen. Für Österreich besteht
Forschungsbedarf zum Finanzierungsmix des Sozialstaats
aus klimapolitischer oder ökosozialer Sicht. So wäre etwa
auf Basis makroökonomischer Modelle und Mikrosimula-
tionen ein Finanzierungsmix zu bestimmen, welcher das
angestrebte Niveau an sozialer Sicherung verlässlich absi-
chert und zusätzlich verteilungs- und klimapolitische Ziele
gewährleistet.

Eine weitere Strategie zur Finanzierung sozialer Siche-
rungssysteme sind Fondslösungen, hier im Sinn der verzins-
lichen Veranlagung von Sondervermögen oder von einge-
zahlten Beiträgen. Im österreichischen sozialen Sicherungs-
system kommt kapitalgedeckter Vorsorge eine untergeordne-
te Rolle zu. Sie findet sich vor allem in der betrieblichen
Pensionsvorsorge. In Schweden und Norwegen ergänzen
staatliche Fonds das umlagefinanzierte Pensionssystem. In
Deutschland wurde ein Pflegefonds als Sondervermögen bei
der Bundesbank eingerichtet, der sich aus 0,1 Prozent der
Beiträge in die soziale Pflegeversicherung speist (Wissen-
schaftlicher Dienst des Deutschen Bundestags, 2017). Die
Zielsetzung bei Einrichtung dieser Fonds war es, Beitrags-
steigerungen zu vermeiden und die Staatsbudgets auf Sicht
zu entlasten. Fondslösungen bzw. Sondervermögen in der
sozialen Sicherung werden sozialpolitisch insbesondere mit
Blick auf die Anlagerisiken, die Individualisierung solcher
Risiken und verteilungspolitische Implikationen diskutiert
(mit Bezug auf betriebliche Pensionsfonds z. B. Pavolini und
Seeleib-Kaiser (2018), klimapolitisch mit Bezug auf Investi-
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tionen in klimafreundliche Bereiche bzw. Innovationen (Del-
la Croce et al., 2011)). Proponent_innen einer grundlegenden
sozialökologischen Transformation stehen der Finanzialisie-
rung allgemein kritisch gegenüber [siehe dazu Kap. 16].

Für Österreich sind aktuell keine weiteren Fondslösungen
oder Sondervermögen in den sozialen Sicherungssystemen
geplant. Allerdings sind in der betrieblichen Altersvorsorge
inzwischen sichtbare Vermögensbestände aufgelaufen und
institutionell veranlagt. Es stellt sich damit die Frage, wie
diese Veranlagungen vor dem Hintergrund von Klimawandel
und Klimapolitik die Transformation in eine klimafreundli-
che Gesellschaft betreffen.

Klimawandel und vermögensbasierte soziale
Absicherung
(Kleine) Teile des österreichischen sozialen Sicherungssys-
tems stützen sich auf die Veranlagung von Kapital. In dem
Maß, in dem Investitionen in Unternehmen getätigt wurden
und werden, die fossile Energie bereitstellen oder in hoher
Intensität nutzen, leistet dies dem Klimawandel Vorschub.
Daraus ergeben sich zwei Konsequenzen: Einerseits sind
diese klimaschädigenden Veranlagungen durch die Transfor-
mation zu einer klimafreundlichen Gesellschaft von einem
erheblichen Wertverlust bedroht, was die vermögensbasier-
te soziale Absicherung kurz- und mittelfristig herausfordert.
Andererseits kann umgekehrt durch einen Wechsel zu kli-
mafreundlicher Veranlagung ein Impuls für die angestrebte
gesellschaftliche Transformation gegeben werden. Dieser
Abschnitt fokussiert auf die Dimension potenzieller Wert-
verluste in der vermögensbasierten sozialen Absicherung.
Sogenanntes Green Investment, das Anfang 2022 im Zusam-
menhang mit der neuen EU-Taxonomie klimafreundlicher
Wirtschaftsaktivitäten intensiver diskutiert wurde (Kletzan-
Slamanig & Köppl, 2021; Trippel, 2020), wird im Abschnitt
Gestaltungsoption [Abschn. 18.4] aufgegriffen.

Der Klimawandel wirft das Problem neuer Anlagerisiken,
etwa durch „stranded assets“ (Caldecott, 2017, 2018) auf, mit
denen sich auch Anleger_innen im System der sozialen Si-
cherung konfrontiert sehen. Finanzanlagen sind gegenüber
klimabezogenen Risiken in verschiedenen Sektoren, Regio-
nen und Anlagekategorien (Aktien, Anleihen, Immobilien)
exponiert. Dabei wird zwischen physischen Risiken etwa
durch Naturgefahren und Risiken der Transition in eine kli-
mafreundliche, dekarbonisierte Wirtschaft und Gesellschaft
(etwa durch veränderte Marktbedingungen oder klimapoliti-
sche Eingriffe) unterschieden (Batten et al., 2018; Kaminker,
2018). Die Schadensanfälligkeit von Anlagen („stranded
asset exposure“) bezieht sich darauf, dass Anlagegüter auf-
grund klimabedingter Schädigung nicht mit der erwarteten
Intensität oder Dauer genutzt werden können.Wenn Anlagen
in diesem Sinn „stranden“, führt das zu Wertverlusten und
vorzeitigen Abschreibungen (Barker, 2018). Die sozialen Si-
cherungssysteme sind mit diesen Risiken direkt konfrontiert,

wenn sie kapitalgedeckt sind, das heißt Kapital zu Vorsorge-
zwecken angespart und veranlagt wird. In Österreich betrifft
dies in erster Linie Teile der Pensionsvorsorge.

Während die öffentliche Altersvorsorge in Österreich um-
lagefinanziert ist, sind die betriebliche Altersvorsorge, die
freiwillige private Altersvorsorge sowie die Abfertigung neu
kapitalgedeckt, das heißt in diesen Bereichen werden Bei-
tragseinnahmen am Kapitalmarkt veranlagt. Das Anlagever-
mögen der österreichischen Pensionskassen wird für 2021
vom Fachverband mit 27,3 Milliarden Euro beziffert, jenes
der Vorsorgekassen (Abfertigung neu) auf 16,5 Milliarden
Euro (Vorsorgeverband, 2022). Der Anteil der Menschen im
erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre), die ergänzend zur
staatlichen Alterssicherung über betriebliche Pensionskassen
oder freiwillige private Ansparlösungen vorsorgen, liegt in
Österreich derzeit bei respektive 15 und 18 Prozent (OECD
2021). Ergänzend sei angemerkt, dass das kapitalgedeck-
te System „Abfertigung neu“ inzwischen zwar einen hohen
Anteil der Arbeitnehmer_innen erfasst, die damit zu erwer-
benden Ansprüche im Verhältnis zu Pensionsanwartschaften
aber kleiner sind.

Im Vergleich der OECD-Länder erreichen die gesamten
Pensionsvermögen in Österreich (die betriebliche Altersvor-
sorge und Veranlagungen, die individuell initiiert sind) ein
relativ geringes Niveau. Es bewegte sich 2020 bei 6,6 Prozent
der Jahreswirtschaftsleistung (BIP), verglichen mit fast 100
Prozent des BIP im Durchschnitt der OECD-Länder; nur vier
Länder, Ungarn (5,6 Prozent), Türkei (3,4 Prozent), Luxem-
burg (2,9 Prozent) und Griechenland (1 Prozent) weisen ein
geringeres Pensionsvermögen im Verhältnis zum BIP aus.
Am anderen Ende der Skala liegen Dänemark, die Niederlan-
de und Island, wo 2020 die Höhe der Pensionsvermögen das
BIP um mehr als das Doppelte überstiegen (OECD, 2021).

Der Anteil der Anlagen von Pensionsfonds, die mit Kli-
marisiken behaftet sind, wurde für die EU auf 16 Prozent
geschätzt, wovon 8 Prozent auf Anlagen entfallen, die über
Dritte (etwa Banken) in Sektoren mit Klimarisiken veran-
lagt wurden (Battiston et al., 2017). Erste Untersuchungen
umreißen auch für Österreich die bestehenden Risiken und
potenziellen Verluste.

Um klimabezogene Anlagerisiken näher zu spezifizie-
ren („Klima-Stresstest“), gehen wissenschaftliche Analysen
von plausiblen Szenarien zu physischen Vermögensschäden
im Zuge des Klimawandels und darauf bezogenen regula-
torischen Entwicklungen aus. Ausgehend von einem sol-
chen Szenario schätzen Semieniuk et al. (2021b) potenzielle
Vermögensverluste für eine Reihe von Ländern, darunter
Österreich. Für Österreich (nach gesonderter schriftlicher
Auskunft der Autoren) wird der auf 2022 bezogene Vermö-
gensverlust auf ca. 3 Milliarden US-Dollar (2,65 Milliarden
Euro) geschätzt, wobei künftige entgangene Gewinne mit
6 Prozent pro Jahr diskontiert werden. Von diesen poten-
ziellen Verlusten entfallen 29 Prozent auf Staatsvermögen,
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12 Prozent auf Fondsbesitzer, 1 Prozent auf direkte Akti-
eneigner_innen; die übrigen Verluste sind nicht zurechenbar
(Semieniuk et al., 2021b). Insgesamt deuten sich substanzi-
elle Verluste an, die insbesondere die Pensionsvorsorge oder
auch die Abfertigung neu betreffen könnten.

Die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungs-
wesen und die betriebliche Altersvorsorge (EIOPA) hat 2019
einen Stresstest der Einrichtungen zur betrieblichen Alters-
versorgung in den Ländern des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR) durchgeführt, der erstmals Umwelt-, Sozial-
und Governance-Aspekte der finanziellen Stabilität einbe-
zog. Das reflektierte Vorgaben einer neuen EU-Richtlinie
für Betriebspensionen („IOPR II“), die in Österreich mit der
Novelle des Pensionskassengesetzes (PKG) vom 30. Novem-
ber 2018 (BGBl I Nr. 81/2018) umgesetzt wurde. Danach
müssen die Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge
in ihrem Risikomanagement auch neue oder aufkommende
Risiken im Zusammenhang mit dem Klimawandel abbilden.
Der Stresstest 2019 der EIOPA zeigt näherungsweise, wie
nachhaltig die Investitionen österreichischer Pensionskas-
sen in Bezug auf Klimawandel und Treibhausgasemissionen
derzeit sind. Alle fünf überbetrieblichen österreichischen
Pensionskassen waren in die Analyse einbezogen. Nicht
berücksichtigt waren die drei betrieblichen Pensionskassen
(Bundespensionskasse AG, IBM Pensionskasse AG, Sozial-
versicherungspensionskasse AG) und die acht betrieblichen
Vorsorgekassen Österreichs (Veranlagung der Beiträge zur
„Abfertigung neu“). Die Stichprobe der Einrichtungen aus
den jeweiligen Ländern repräsentierte jeweils mindestens
50 Prozent des in diesem Bereich veranlagten Vermögens.
Die österreichischen Einrichtungen, die in den Stresstest ein-
bezogen waren, repräsentierten 92 Prozent der Veranlagun-
gen österreichischer Pensionskassen (European Insurance
and Occupational Pensions Authority, 2019).

Das Ergebnis des Stresstests der EIOPA zeigt, dass Ak-
tienanlagen der überbetrieblichen österreichischen Pensions-
kassen zu mindestens 30 Prozent in jenen fünf ökonomischen
Bereichen getätigt werden, die als besonders treibhausgasin-
tensiv gelten (der Bergbausektor sowie die vier Sektoren, die
absolut betrachtet die meisten Treibhausgase verantworten).
Der damit verbundene CO2-Fußabdruck von Aktienanlagen
(ca. 0,35 Kilogramm pro Euro Wertschöpfung) ist kleiner
als im Durchschnitt aller betrachteten Einrichtungen der
betrieblichen Altersvorsorge aus 16 EWR-Ländern (0,37 Ki-
logramm pro Euro Wertschöpfung), liegt aber über dem EU-
Durchschnitt für alle Wirtschaftsbereiche (0,26 Kilogramm
pro Euro Wertschöpfung). Dieser Teil der Aktienanlagen
österreichischer Pensionskassen ist besonders anfällig für fi-
nanzielle Risiken, die sich aus Initiativen zur Verminderung
der Treibhausgasemissionen ergeben (European Insurance
and Occupational Pensions Authority, 2019).

Zusammengefasst sind die klimabezogenen potenziellen
Wertverluste im Bereich der sozialen Vorsorgevermögen in

Österreich (noch) überschaubar, da kapitalgedeckte soziale
Absicherung in Österreich relativ schwach ausgeprägt ist.
Die meisten Personen in Österreich sind über das staatliche
Umlagesystem pensionsversichert. Doch ist zu bedenken,
dass aus „stranded assets“ im Zuge der Transformation auch
systemische Risiken entstehen können (Semieniuk et al.,
2021a), die dann das Finanzwesen, die Realwirtschaft und
damit sowohl den Sozialstaat als auch die Klimapolitik
treffen können. Umgekehrt können die institutionellen In-
vestoren, die soziale Sicherungsvermögen veranlagen, einen
Beitrag zum Strukturwandel in Richtung Klimaneutralität
leisten, indem Investitionen in klimaschädliche Bereiche
zurückgeführt und Möglichkeiten für grüne Investitionen
gesucht werden [siehe Abschn. 18.3.4]. Zur Schadensan-
fälligkeit der Anlagen, die im österreichischen sozialen
Sicherungssystem getätigt werden, wie auch zu effektiver
Regulierung in diesem Bereich besteht für Österreich wei-
terer Forschungsbedarf.

18.2.4 Fazit

Zusammenfassend kann über den Status quo der Beziehun-
gen zwischen Klimawandel sowie Klimapolitik einerseits
und sozialen Sicherungssystemen andererseits Folgendes
festgehalten werden: Der Klimawandel erhöht (unter sonst
gleichen Bedingungen) den Bedarf an sozialstaatlicher Ak-
tivität, da er gesundheitliche und wirtschaftliche Schäden
verursacht, die zudem ungleich verteilt sind. Klimapolitik
wirkt grundsätzlich entlastend, doch sind kurzfristig negative
Nebenwirkungen klimapolitischer Maßnahmen auf sozial-
politische Ziele möglich bzw. beobachtbar. Analog kann
Sozialpolitik die Klimapolitik generell unterstützen, doch ist
das nicht automatisch der Fall. Der Ländervergleich bzw.
der Vergleich verschiedener idealtypischer Sozialstaatssys-
teme belegt, dass potenzielle Synergien zwischen beiden
Politikfeldern unterschiedlich gut genutzt werden. Das be-
deutet, dass die institutionellen Gegebenheiten wesentlich
dafür sind, Sozial- und Klimapolitik wirksam zu integrieren
und Gesellschaften weniger verwundbar gegenüber Klima-
folgen zu machen (institutionelle Resilienz).

Österreich präsentiert sich in den vorliegenden internatio-
nalen Vergleichen zum Zusammenwirken von Sozial- und
Klimapolitik auf den ersten Blick gut. Doch sind selbst je-
ne Länder, die gemäß der vergleichenden Forschung bessere
Voraussetzungen für ökosoziale Politik mitbringen, hinter
ihren selbst gesteckten Klimazielen zurückgeblieben. Zu-
dem bestehen deutliche empirische Forschungslücken, die
evidenzbasierte ökosoziale Politik hierzulande erschweren.
Insgesamt bleibt hinsichtlich der Pariser Klimaziele (United
Nations, 2015) eine Handlungslücke bestehen, die durch
strukturelle Änderungen im sozialen Sicherungssystem ver-
ringert werden kann und muss.
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Der folgende Abschn. 18.3 konkretisiert Handlungser-
fordernisse für das österreichische soziale Sicherungssys-
tem. Dabei wird zunächst der Anspruch präsentiert, den
Sozialstaat bereits in seinem grundlegenden Design klima-
freundlich zu gestalten. Anschließend werden notwendi-
ge Änderungen erneut für sozialstaatliche Leistungen, die
Produktions- und Bereitstellungsaktivitäten und die Finan-
zierung sozialer Sicherung dargelegt.

18.3 Strukturelle Änderungen des sozialen
Sicherungssystems als Voraussetzung
klimafreundlichen Lebens

Aufbauend auf die Diskussion des Status quo [Abschn. 18.2]
hebt dieses Teilkapitel vier Strukturmerkmale des sozialen
Sicherungssystems heraus, an denen anzusetzen ist, wenn
die Transformation zu einer klimafreundlichen Gesellschaft
gezielt unterstützt werden soll. Handlungsnotwendigkeit im
österreichischen sozialen Sicherungssystem besteht erstens
dort, wo explizite oder implizite strukturelle Barrieren für
den Übergang in eine klimafreundliche Gesellschaft be-
stehen [siehe dazu Abschn. 18.3.1]. Insbesondere setzt das
Sozialsystem wichtige Rahmenbedingungen für die Hand-
lungsfelder Erwerbsarbeit und Sorgearbeit, mit denen sich
dieser Bericht an anderer Stelle befasst [Kap. 7, 8]. Zwei-
tens sind Maßnahmen zu treffen, um die institutionelle
Vulnerabilität gegenüber dem Klimawandel und daraus fol-
genden sozialen Risiken zu vermindern. Diese Verwundbar-
keit ist gering, wenn Regulierungssysteme und verantwort-
liche Träger_innen verlässlich und effektiv vorsorgen bzw.
unvermeidliche klimainduzierte Schäden und Lasten kom-
pensieren. Beides erfordert leistungsseitige Änderungen der
sozialen Sicherung, namentlich deutlich mehr Präventions-
leistungen sowie eine harmonisierte, sozial treffsichere Kom-
pensation von Schäden aufgrund extremer Naturereignisse
[siehe dazu Abschn. 18.3.2]. Drittens gilt es, Potenziale zu
identifizieren und auszuschöpfen, um die Produktionsprozes-
se gesundheitlicher und sozialer Dienstleistungen strukturell
klimafreundlicher zu gestalten [siehe Abschn. 18.3.3]. Vier-
tens besteht finanzierungsseitig Handlungsnotwendigkeit im
Bereich der kapitalgedeckten Sicherung gegen soziale Ri-
siken. Dort sind, wie oben [Abschn. 18.2.4] gezeigt, kli-
maschädigende Investitionen zu vermeiden bzw. könnten
Kapitalanlagen verstärkt in den Dienst der klimafreundlichen
Innovation gestellt werden.

Die genannten vier strukturellen Ansatzpunkte zur kli-
mafreundlicheren Ausgestaltung des sozialen Sicherungs-
systems werden in diesem Teilkapitel behandelt, entspre-
chende Lösungsansätze im Abschnitt Gestaltungsoptionen
[Abschn. 18.4]. Ein zusätzliches Strukturelement, das ange-
passt werden muss, ist das Zusammenspiel der unterschied-
lichen Akteur_innen – sowohl innerhalb des sozialen Siche-

rungssystems als auch mit klimapolitischen Akteur_innen.
Dieser Aspekt wird nur sehr kurz und gemeinsam mit den
Gestaltungsoptionen im Abschnitt [Abschn. 18.4] betrachtet.

18.3.1 Änderungen auf der Ebene des
Gesamtsystems für sozialen Schutz und Ausgleich

Das österreichische soziale Sicherungssystem ist stark er-
werbszentriert [siehe Abschn. 18.2.1]. In vielen Bereichen
wird ein guter Schutz vor sozialen Risiken nur durch bezahlte
(Vollzeit-)Erwerbsarbeit erreicht, während z. B. Bildungs-
phasen oder unbezahlte Sorgearbeit [Kap. 8] vergleichswei-
se schlecht abgesichert sind. Die sozialpolitischen Folgen
dieses Systemdesigns (etwa Altersarmut in Folge von Lang-
zeitarbeitslosigkeit, erhöhte Armutsbetroffenheit von Allein-
erzieher_innen, langfristige Nachteile aufgrund informeller
Pflegetätigkeit) sind Thema öffentlicher Diskussionen. Zu-
dem – und für die Diskussion in diesem Kapitel wesentlicher
– ist es aus klimapolitischer Sicht kontraproduktiv, die Finan-
zierung und die Leistungen der sozialen Sicherung zu eng
(oder zu undifferenziert) an bezahlte Arbeit anzuknüpfen.
Politische Strategien zum Klimaschutz und zur Anpassung
an den Klimawandel bedingen einen wirtschaftlichen Struk-
turwandel – mit der potenziellen Begleiterscheinung techno-
logischer und struktureller Arbeitslosigkeit [siehe Kap. 14].
Es entstehen in dieser Transformation, die durch den Euro-
pean Green Deal (European Commission, 2019) unterstützt
und katalysiert werden soll, zwar neue, „grüne“ Jobs. Doch
wird die Wende am Arbeitsmarkt den betroffenen Arbeitneh-
mer_innen berufliche Mobilität und eine (Re-)Qualifizierung
abverlangen, die arbeitsmarkt- und sozialpolitisch zu flankie-
ren ist (Bohnenberger, 2022; Janser, 2018).

Die enge Bindung sozialer Absicherung an Erwerbsarbeit
kann in Österreich eine strukturelle Barriere für die Transfor-
mation zu einem klimafreundlichen Leben bilden. Klimapo-
litik strebt die gleichmäßigere Verteilung von Erwerbs- und
Sorgearbeit (bei insgesamt weniger Erwerbsarbeit), weniger
energie- und ressourcenintensive Lebensstile (verbunden mit
dem Verzicht auf hohe Verdienste und Statuskonsum) und
Re-Qualifizierung von Beschäftigten in klimaschädigenden
Tätigkeitsfeldern (was oft erfordert, die Beschäftigung zu
unterbrechen) an. Um dies sozialpolitisch zu flankieren, ist es
notwendig, das soziale Sicherungssystem insgesamt stärker
zu dekommodifizieren, das heißt den individuellen Zugang
zu Sozialschutz weniger eng an eine bezahlte (Vollzeit-)Er-
werbstätigkeit zu knüpfen (siehe dazu Bohnenberger, 2022).
Ein Vorschlag dazu ist, steuerfinanzierte Lösungen zu ver-
stärken oder (mittelfristig) das gesamte System in Richtung
einer steuerfinanzierten Grundsicherung umzustellen [siehe
dazu unten, Abschn. 18.4].

Auch manche Details in der Ausgestaltung oder Umset-
zung von spezifischen sozialpolitischen Programmen laufen
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demÜbergang in eine klimafreundliche Gesellschaft struktu-
rell entgegen. Dies lässt sich am Beispiel der Zumutbarkeits-
regeln im Arbeitslosenversicherungsgesetz (1977) (AlVG
§ 9) illustrieren, die unter anderem überregionale Vermittlun-
gen erleichtern. Wegzeiten (Hin- und Rückfahrt) von zwei
Stunden bei Vollzeitbeschäftigung und eineinhalb Stunden
bei Teilzeitbeschäftigung gelten als zumutbar. Unter beson-
deren Umständen können auch höhere Wegzeiten zumutbar
sein, beispielsweise wenn der Dienstgeber eine Unterkunft
vor Ort stellen kann, so dass nicht täglich gependelt wer-
den muss, oder wenn die Stelle besonders gut bezahlt ist
(siehe AMS, 2023). Es ist zwar im Vermittlungsprozess zu
berücksichtigen, ob gesetzliche Betreuungspflichten gegeben
sind (was die Ortsbindung der Arbeitssuchenden verstärken
könnte), doch kann auch diese Anforderung über Angebote
der Dienstgeber_innen gewährleistet sein. Weitere Sorge-
tätigkeiten bzw. deren faire Aufteilung im Haushalt, die
klimarelevant sind [siehe Kap. 8] oder aber die klimarele-
vanten Folgen langer Anfahrtswege sind in dieser Regelung
(AlVG § 9) nicht abgebildet.

Die Zumutbarkeitsregeln im Arbeitslosenversicherungs-
gesetz legen ferner fest, wann es zumutbar ist, außerhalb des
erlernten Berufs zu arbeiten. Für Arbeitssuchende, die einen
Berufswechsel anstreben, wärenVermittlungsangebote im er-
lernten (bzw. bislang ausgeübten) Beruf zumutbar, wenn sie
bessere Aussicht bieten, rasch wieder in bezahlte Beschäfti-
gung zu gelangen (etwa bei einer Wiedereinstellungszusage,
siehe § 9 (4) AlVG). Dabei ist es unerheblich, ob das bisherige
Berufsfeld mit klimaschädigenden Tätigkeiten oder Aktivitä-
ten verbunden ist (wasmittel- und längerfristig entsprechende
Stellen gefährdet). Die Arbeitslosigkeit rasch zu beenden ist
somit vorrangig gegenüber der Alternative, dem/der betroffe-
nen Arbeitnehmer_in neue Berufsfelder zu eröffnen, die kli-
mafreundlicher und damit langfristig sicherer sind (siehe dazu
auch Bohnenberger, 2022). Im Sinn des Präventionsprinzips
[siehe Abschn. 18.3.2] wäre anders zu verfahren.

18.3.2 Notwendige strukturelle Änderungen
auf der Leistungsseite

Das soziale Sicherungssystem ist zumindest aus drei Grün-
den gefordert, leistungsseitig auf die erhöhten Risiken des
Klimawandels zu reagieren und damit die Transformati-
on in eine klimafreundliche Gesellschaft zu unterstützen.
Wie oben [Abschn. 18.2.1] dargelegt, erhöht der Klimawan-
del erstens gesundheitliche und soziale Risiken denen u. a.
durch verstärkte Präventionsanstrengungen begegnet werden
kann. Der sichtbare CO2-Fußabdruck, den der Gesundheits-
und Sozialsektor hinterlässt [siehe Abschn. 18.2.2], ist ein
zweites gewichtiges Argument dafür, Maßnahmen der Prä-
vention im Leistungsmix zu stärken. Investitionen in die Ver-
meidung sozialer und gesundheitlicher Risiken reduzieren

spätere, teurere Interventionen. Dort wo Schäden dennoch
nicht (vollständig) abgewendet werden können, sind drit-
tens kompensierende Leistungen insbesondere für vulnerable
Gruppen erforderlich, die stärker klimabezogenen Gefähr-
dungen ausgesetzt sind.

Die Rolle der Prävention wird im Folgenden kurz für die
Gesundheits- und die Arbeitsmarktpolitik ausgeführt. Wirk-
same und sozial ausgleichende Prävention und Kompensati-
on setzen voraus, dass die jeweiligen Maßnahmen nach Art
und Dosierung auf die unterschiedlichen Gefährdungs- und
Bedarfslagen abgestimmt sind. Das Beispiel der Kompensa-
tion von Schäden nach externen Naturereignissen aus dem
Katastrophenfonds (Fuchs & Thaler, 2018; Thaler & Fuchs,
2020) zeigt, dass diesbezüglich Nachbesserungen im öster-
reichischen Sicherungssystem angezeigt sind.

Prävention vor Reparatur
Die klimapolitisch notwendige, strukturelle Verschiebung
weg von Reparaturleistungen hin zu Prävention ist für das ös-
terreichische Gesundheitswesen sehr gut zu demonstrieren.
Fast ein Drittel des CO2-Fußabdrucks im österreichischen
Gesundheitswesen entfällt auf Krankenhäuser (Pichler et al.,
2019; Weisz et al., 2019). Dabei besteht großes Potenzi-
al, die Einweisungen in Krankenhäuser durch präventive
und kurative Maßnahmen sowie strukturierte Behandlungs-
programme (Disease-Management Programme – DMPs) zu
reduzieren, die ambulant oder im niedergelassenen Be-
reich verankert werden können (Renner, 2020). So liegt
die Zahl der Krankenhausentlassungen und der Akutbetten
pro 1000 Einwohner_innen in Österreich bei vergleichba-
rer Aufenthaltsdauer deutlich über dem EU-Durchschnitt.
Würde die Zahl der niedergelassenen Ärzt_innen je 1000
Einwohner_innen erhöht, könnten Krankenhausfälle für am-
bulant behandelbare Erkrankungen (Ambulatory Care Sen-
sitive Conditions – ACSCs) entfallen. Wäre z. B. in einem
durchschnittlichen politischen Bezirk in Österreich der nie-
dergelassene Bereich um eine Einheit verstärkt worden, hätte
das nach Renner (2020) zwischen 2009 und 2013 geschätzte
590 Krankenhausfälle vermieden. Ergänzen sich niederge-
lassene Fachärzt_innen und Allgemeinmediziner_innen in
einem Bezirk gut, reduziert sich die Zahl vermeidbarer Hos-
pitalisierungen zusätzlich. Zielführend für eine gute Primär-
versorgung (und die Vermeidung teurer Folgebehandlungen)
ist daher sowohl eine ausreichende Zahl niedergelassener
Allgemeinmediziner_innen als auch eine gute geografische
Verteilung von Fachärzt_innen (Renner, 2020).

Der Klimawandel trifft gesundheitlich vorbelastete Grup-
pen stärker, wobei die gesundheitlichen Einschränkungen
teilweise mit sozialer Benachteiligung zusammenhängen.
Prävention kann hier in dreifacher Weise ansetzen: (1) So-
ziale Ungleichheit wäre zu reduzieren [Kap. 17], (2) eine
gute Primärversorgung für alle Bevölkerungsgruppen wäre
zu gewährleisten (Renner, 2020) und (3) die Gesundheitsvor-
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sorge inklusive der klimabezogenen Gesundheitskompetenz
der Bevölkerung und des Gesundheitspersonals wäre zu
verbessern (Haas, 2021; Brugger & Horváth, 2023). Ge-
sundheitsvorsorge ist demnach in Zeiten des Klimawandels
generell ein guter Ansatzpunkt und gefordert (Böckmann &
Hornberg, 2020). Gesundheitsvorsorge wird etwa im Zusam-
menhang mit Hitzegefährdungen (Pollhammer, 2020), Flut-
risiken (Wallner et al., 2020) sowie für die Handlungsfelder
Ernährung (z. B. gesundheitsfördernde und klimaschützende
Effekte von fleischarmer Ernährung) [Kap. 5] oder Mobili-
tät (z. B. gesundheitsfördernde und klimaschützende Effekte
von Radfahren und Zufußgehen) [Kap. 6] diskutiert.

Allerdings ist gegenwärtig der budgetäre Rahmen für
Gesundheitsförderung und Prävention in Österreich eng ge-
steckt: Für Maßnahmen, die primär der Gesundheitsförde-
rung und Prävention dienen, wurden 2016 (das letzte Jahr,
für das diese Ausgaben systematisch erhoben wurden) von
den öffentlichen Händen (Bund, Länder, Gemeinden, Fonds
Gesundes Österreich, Sozialversicherungen) knapp 9 Pro-
zent der laufenden Gesundheitsausgaben (280 Euro pro Kopf
der Bevölkerung) ausgegeben (BMASGK, 2019). Präventive
Maßnahmen für Personen mit bereits manifesten Gesund-
heitsproblemen (Tertiärprävention) ausgenommen, liegt die-
ser Anteil bei ca. 3,3 Prozent (bzw. 103 Euro pro Kopf der
Bevölkerung) (BMASGK, 2019). Das Budget des Fonds Ge-
sundes Österreich ist seit seiner Einrichtung in heutiger Form
im Jahr 1998 nicht erhöht worden (damals 100 Millionen
Schilling, im Jahr 2022 7.250.000 Euro) (Finanzausgleichs-
gesetz, 1997, 2017) und hat daher erheblich anWert verloren.
Prävention ist strukturell mangelfinanziert. Es ist klima-
wie sozialpolitisch zielführend, Mittel im Gesundheitswe-
sen umzuschichten und/oder zusätzliche Budgetmittel für
dieses gesundheitspolitische (und ressortübergreifend wir-
kende) Handlungsfeld bereitzustellen.

Auch im Hinblick auf die mit dem Klimawandel zu-
nehmenden Naturgefahren ist verstärkte Prävention bzw.
Anpassung notwendig und möglich (vgl. dazu Fuchs &
Thaler, 2018; Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020). Das be-
trifft zunächst Aktivitäten, die nicht in den sozialpolitischen
Verantwortungsbereich fallen, wie etwa die Raumplanung,
Investitionen in bauliche Infrastrukturen (etwa Hochwasser-
schutz; Schutzmaßnahmen gegen Muren und Lawinen) oder
Warnsysteme.

Das Angebot privater Versicherungspolicen zum Schutz
vor den Folgen extremer Naturereignisse ist in Österreich
überschaubar und wird darüber hinaus schlecht angenom-
men; gleichzeitig bieten die Katastrophenfonds der Länder
Betroffenen nur einen begrenzten Schutz vor finanziellen
Folgekosten. Eine Pflichtversicherung, die mit privaten Ver-
sicherungsangeboten kombiniert werden kann, wäre ein so-
zialpolitischer Weg, um die Vorsorge gegen finanzielle Schä-
den zu verbessern (vgl. Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020,
S. 687, 696).

Die Katastrophenfonds der Länder sind derzeit weder op-
timal mit sozialpolitischen Akteur_innen und Programmen
abgestimmt, noch tragen sie systematisch präventiv zur An-
passung an den Klimawandel bei. So zeigte sich bei Analyse
der Kompensation von Flutschäden in Österreich (Thaler &
Fuchs, 2020), dass die Leistungen des Fonds sehr ungleich
verteilt und nicht konsequent mit präventiven Maßnahmen,
wie etwa Anreizen und Unterstützungen für geplante Um-
siedlungen, verbunden sind. Die finanziellen Leistungen aus
dem Katastrophenfonds wurden von betroffenen Haushalten
teilweise an gleicher Stelle und wertsteigernd für die betrof-
fene Immobilie reinvestiert. Dies ist weder nachhaltig und
transformativ im Sinne der Vermeidung künftiger Schäden,
noch werden die Mittel notwendigerweise im Sinn klima-
freundlicher Baustandards und klimafreundlichen Wohnens
[siehe Kap. 4] eingesetzt. Insgesamt könnten öffentlicheMit-
tel aus dem Katastrophenfonds verstärkt für die Anpassung
kollektiver baulicher und sozialer Infrastrukturen und damit
stärker präventiv als kompensatorisch genutzt werden [siehe
Abschn. 18.4].

Darüber hinaus zeigen die Befunde von Karabaczek et al.
(2021), dass Haushalte aus gefährdeten Gebieten in Öster-
reich nur punktuell und freiwillig absiedeln (etwa 2013 in
Oberösterreich aus dem Eferdinger Becken). Für präventive
Maßnahmen ist daher ein erhöhtes Bewusstsein der Bevölke-
rung für die durch den Klimawandel erhöhten Naturgefahren
wesentlich. Die Wahrnehmung der Risiken ist Voraussetzung
dafür, dass sich individuelles Verhalten und Entscheidungen
so anzupassen, dass sich die Exposition (z. B. Wohnortwahl),
Risiken für Leib und Leben sowie potenzielle finanziel-
le Schadensfolgen reduzieren (Papathoma-Köhle & Fuchs,
2020, S. 696–697).

Bäuerinnen und Bauern sind vom Klimawandel und Na-
turereignissen unmittelbar berührt und gleichzeitig kommt
ihnen selbst eine Schlüsselrolle für die klimafreundliche
Transformation im Handlungsfeld Ernährung [siehe Kap. 5]
zu. Daher sind präventive Strategien für diese Gruppe beson-
ders wichtig. Maßnahmen, die Bäuerinnen und Bauern im
Fall extremer Naturereignisse schützen, sind strikt genom-
men ebenfalls (noch) kein expliziter Teil der (agrar-)sozialen
Politik bzw. sind in der Regel nicht in den Sozialressorts
verankert. Sie tragen allerdings implizit zur sozialen Absi-
cherung dieser Bevölkerungsgruppe bei. Um die Prävention
sowohl in sozialer als auch klimabezogener Hinsicht zu stär-
ken, besteht Handlungsbedarf in Richtung einer besseren
Abstimmung von Politikfeldern und verantwortlichen Ak-
teur_innen.

Effektive und sozial treffgenaue Kompensation
unvermeidbarer, klimainduzierter Schäden
Selbst bei verstärkter Prävention können nicht alle negati-
ven Folgen des Klimawandels abgewendet werden, so dass
Schäden systematisch und nach sozialer Vulnerabilität kom-
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pensiert werden müssen. Unvermeidbare Verluste und Schä-
den („Schäden jenseits von Anpassung“) etwa durch extreme
Wetterereignisse, wurden für Österreich etwa von Karabac-
zek et al. (2021) untersucht (work in progress). Die Analy-
se bezieht die Schadensanfälligkeit von Vermögenswerten,
unterschiedliche regionale Betroffenheiten und vulnerable
Bevölkerungsgruppen (kranke und alte Menschen) nach Ein-
schätzung von Expert_innen ein. In einem ersten Schritt
(qualitative Analyse) wurden Interviews mit 26 österreichi-
schen Expert_innen (aus Forschung, Verwaltung und Praxis)
geführt und ausgewertet. Von diesem Kreis wurden insbe-
sondere Gefährdungen durch extreme Hitze (insbesondere
in Städten, aber auch mit Folgewirkungen für die Landwirt-
schaft) und extreme Niederschläge angeführt. Beides verur-
sacht, da noch keine transformativen Anpassungsstrategien
entwickelt sind, zu hohen nichtfinanziellen und finanziel-
len Schäden. Eine Illustration bieten die Folgekosten der
schweren Unwetter im November 2019, die nach ersten
Schätzungen alleine in Salzburg mit privaten Schäden von
mindestens 20 Millionen Euro einhergingen, wovon nur et-
wa die Hälfte vom Salzburger Katastrophenfonds bedeckt
wurden (Stangl et al., 2020, S. 16). Extreme Wetterereig-
nisse gefährden unmittelbar Leben und Gesundheit sowie
gewachsene Gemeinschaften sowie auch Realgüter (wie Im-
mobilien).

Es besteht in dreifacher Hinsicht sozial- und arbeitsmarkt-
politischer Bedarf, Maßnahmen systematisch auszubauen
oder neu zu entwickeln, die die von extremen Naturereig-
nissen betroffenen Menschen besser begleiten. Das betrifft
erstens soziale und arbeitsmarktpolitische Dienstleistungen
mit Brückenfunktion und soziale Infrastrukturen. Zu denken
ist hier an Unterstützung bei der Bewältigung von Trau-
mata, bei der Inanspruchnahme von staatlichen Hilfen, bei
beruflicher und privater Neuorientierung (etwa nach klima-
induziertem Verlust der Wohnung oder des Arbeitsplatzes),
aufsuchende Sozialarbeit bei vulnerablen Gruppen. Auch
(temporäre) Cooling-Center für ältere oder chronisch Kran-
ke in extremen Hitzeperioden, wie sie etwa im Sommer 2021
vom Roten Kreuz in Wien eingerichtet wurden (Wiener Ro-
tes Kreuz, 2021), illustrieren dieses Handlungsfeld. Zweitens
sind finanzielle Hilfen über die Katastrophenfonds, ergän-
zende Leistungsprogrammewie z. B. Dürrehilfspakete (siehe
Köstinger, 2018) oder neue Versicherungspflichten erforder-
lich. Dabei ist zu prüfen, wie staatliche Ad-hoc-Krisenhilfe,
die verwaltungsaufwendig, verzögerungsanfällig und für Be-
troffene finanziell wie bezüglich der Leistungshöhe nicht gut
einzuschätzen ist (Offermann & Forstner, 2019), reduziert
werden kann.

Drittens berühren extreme Naturereignisse auch arbeits-
rechtliche Fragen, wenn etwa der Arbeitsplatz nicht erreicht
werden kann oder die Arbeitsbedingungen dort physisch
nicht mehr tragbar sind. So ist es arbeitsrechtlich (abgesehen
für Bauarbeiter_innen) derzeit nicht abgesichert, bei extre-

mer Hitze den Arbeitsplatz zu verlassen; statt dessen greifen
Maßnahmen des Arbeitsschutzes am Arbeitsplatz (Arbeiter-
kammer, 2022). Sozialpolitik muss sich daher mit neu di-
mensionierten Risiken und Schadenssummen, insbesondere
aber mit breiter gestreuten Schadensfolgen, auseinanderset-
zen. Deren Bewältigung erfordert teils höher skalierte, teils
neue Leistungsangebote (wie etwa die Unterstützung im Fall
der Umsiedlung ganzer Ortschaften).

Ökosoziale Ausrichtung des sozialen Sicherungssystems
Wie oben [Abschn. 18.2.1] ausgeführt, sind leistungssei-
tig Wechselwirkungen bzw. potenzielle Synergien zwischen
Sozial- und Klimapolitik verstärkt zu beachten. Sozial-
politische Maßnahmen oder Rahmensetzungen, die klima-
freundliches Leben erschweren oder verhindern (etwa spe-
zifische arbeitsmarktpolitische Zumutbarkeitsregeln, Einsatz
von Mitteln aus dem Katastrophenfonds) müssen so aus-
gestaltet werden, dass sie zumindest klimaneutral sind.
Umgekehrt gefährden etwaige unerwünschte Verteilungs-
wirkungen von Klimapolitik soziale Ausgleichsziele. Dies
kann in Folge die Akzeptanz und Durchsetzbarkeit der kli-
mapolitischen Maßnahmen reduzieren. Daher sind sowohl
tatsächliche als auch die in der Bevölkerung wahrgenom-
menen Verteilungswirkungen klimapolitischer Maßnahmen
systematisch in den Blick zu nehmen. Soweit sich tatsäch-
lich regressive Effekte von klimapolitischen Maßnahmen
zeigen (bzw. absehbar sind), ist es erforderlich, sozialstaat-
lich gegenzusteuern. Dabei ist es notwendig, konsequenter
als bislang schadensbegrenzende Leistungen und die Kom-
pensation klimabezogener Schäden danach zu prüfen, ob sie
sozial treffsicher sind, damit sie die maximale klimapoliti-
sche Hebelwirkung erreichen. Zudem bleiben damit die Ziele
des sozialen Ausgleichs gewahrt. Dort, wo regressive Vertei-
lungseffekte von klimapolitisch motivierten Eingriffen zwar
nicht tatsächlich, aber in der Wahrnehmung der Bevölkerung
auftreten (siehe z. B. Zhang et al., 2021), gilt es, Maßnahmen
überzeugender zu vermitteln. Das kann z. B. gestützt auf Ex-
ante- und Ex-post-Wirkungsanalysen der klimapolitischen
und sozialpolitischen Effekte von Maßnahmen erfolgen (be-
zogen auf CO2-Bepreisung siehe z. B. Carattini et al., 2018,
S. 10–11). Insgesamt besteht eine transformative Strategie
darin, Sozial- und Klimapolitik umfassender zu integrieren
und wirksamer zu vermitteln [siehe Abschn. 18.4].

18.3.3 Notwendige strukturelle Änderungen
auf der Produktionsseite

Der österreichische Gesundheits- und Sozialsektor ist ein
Produktions- und Arbeitsbereich mit über einer halben
Millionen Beschäftigten (11 Prozent der österreichischen
unselbständig und selbständig Beschäftigten) (STATISTIK
AUSTRIA, 2019), der so wie andere volkswirtschaftliche
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Sektoren möglichst klimafreundlich operieren soll. Manche
Produkte und Dienstleistungen anderer volkswirtschaftli-
cher Sektoren, die hochgradig klimaschädlich sind, werden
grundsätzlich in Frage gestellt. Soziale und gesundheitliche
Dienstleistungen hingegen sind unverzichtbar, auch um den
in der Transition erforderlichen Strukturwandel begleiten zu
können. So ist der Gesundheits- und Sozialsektor einer der
Bereiche, die Arbeitsplätze bereitstellen, wo sie an anderer
Stelle verloren gehen. Doch sind strukturelle Änderungen im
Bereich der Produktions- und Bereitstellungsprozesse erfor-
derlich.

Die Produktion und Bereitstellung von gesundheitlichen
und sozialen Dienstleistungen wurde in Österreich noch
nicht durchgängig auf ihren CO2-Fußabdruck untersucht
[siehe oben, Abschn. 18.2.1]. Es sind diesbezüglich Unter-
schiede zwischen unterschiedlichen Kategorien von Dienst-
leistungen zu erwarten, grob zwischen dem Gesundheits-
und dem Sozialwesen (unterschiedliche Kapitalintensität),
doch auch innerhalb des Sozialwesens. Wie bereits im Bei-
trag zur Sorgearbeit [Kap. 8] dargelegt, sind bei mobi-
len Dienstleistungen die damit verbundenen Wegstrecken
ein wichtiger Ansatzpunkt zur Verminderung des CO2-
Fußabdrucks. Ein erstes Handlungserfordernis besteht darin,
nach dem österreichischen Gesundheitswesen auch das CO2-
Profil des Sozialwesens detailliert zu erfassen und damit
Potenziale und Schwerpunktsetzungen für Emissionsminde-
rungen zu erkennen.

Der CO2-Fußabdruck des Gesundheitswesens, speziell
der Krankenhäuser ist in Österreich (Weisz et al., 2019)
und auch für andere Länder gut erfasst. Im Rahmen ei-
nes systematischen Reviews identifizierten Alshqaqeeq et al.
(2019) 48 Studien zur Verringerung des CO2-Fußabdrucks
von Krankenhäusern, die auf Basis ausreichender Daten-
grundlagen Handlungspotenzial und -optionen aufzeigten.
Konkret wurden Studien berücksichtigt, die (1) verkehrs-
bezogenen Energieverbrauch, (2) den direkten Energiever-
brauch und/oder (3) graue Energie (in Anlagen bzw. Aus-
rüstung gebundene Energie) in Krankenhäusern betrachteten.
Der Review zeigt, dass Krankenhäuser (bzw. Pflegepersonal,
Ärzt_innen und Administrator_innen von Kliniken) ihren
CO2-Fußabdruck verringern können, indem sie die räum-
liche Versorgungsstruktur, ihre Beschaffungen, den Einsatz
von Medikamenten und Gerätschaften und die Behandlungs-
protokolle optimieren. Dies ist auch für das österreichische
Gesundheitswesen angezeigt [siehe Abschn. 18.4].

Zum Sektor Langzeitpflege liegen für Österreich keine
entsprechenden Analysen vor; doch deuten Anhaltspunkte
aus Deutschland auf Optimierungspotenzial hin. Die deut-
sche Arbeiterwohlfahrt (AWO), eine Trägerorganisation von
18.000 Einrichtungen, führte in den Jahren 2018 bis 2020 ein
Pilotprojekt in Einrichtungen der stationären Pflege durch.
Ziel war es, sich möglichen Einsparungen von Emissionen
zumindest anzunähern. Auf Basis dieser Studie setzte sich

die AWO im Projekt „Klimafreundlich Pflegen“ zum Ziel,
Emissionen in stationärer Pflege um 87 Prozent zu redu-
zieren (AWO Bundesverband e. V., 2022). Es ist mangels
Einblicks in die konkreten Ergebnisse der Pilotstudie nicht
einzuschätzen, für welchen Zeithorizont diese Zielsetzung
realistisch ist. Doch setzt das Projekt der deutschen AWO
ein Signal auch für die österreichische stationäre Langzeit-
pflege. Es ist erforderlich, dass speziell große Träger der
Langzeitpflege strukturell und systematisch Schritte zu einer
klimafreundlicheren Bereitstellung setzen, sowohl in der sta-
tionären als auch in der mobilen Langzeitpflege. Emissionen
in der mobilen Pflege könnten durch eine zügige Elektrifi-
zierung der Fahrzeugflotte (Bach et al., 2020, S. 14) oder
digitale Technologien (etwa Telepflege) vermindert werden.

Im eigentlichen Einsatzbereich der mobilen Pflegediens-
te, den privaten Haushalten der zu pflegenden Menschen,
sind Emissionsminderungen schwieriger zu leisten (Aigner
& Lichtenberger, 2021, S. 177). Doch finden auch in der
mobilen Pflege experimentelle Tests statt, die neben Verbes-
serungen der Pflege positive klimapolitische Effekte haben
könnten. So sollen mithilfe neuer Technologien – im Konkre-
ten durch den Einsatz von Mixed-reality-Brillen – in Pilot-
Tests (Care about Care, 2022) in Österreich, Luxemburg
und Belgien in den Jahren 2022 und 2023 Wegstrecken in
der mobilen Pflege reduziert und die Dienstleistungsqualität
verbessert werden. Pflege- und Betreuungspersonen können
in den Haushalten ihrer Kund_innen über den Einsatz der
smarten Brille Kontakt zu Pflege-Expert_innen aufnehmen,
die die Situation auf ihren Bildschirmen so sehen könnten,
als wären sie selbst vor Ort. Wegzeiten der Kfz-Flotte der
mobilen Dienste der Langzeitpflege und der damit verbun-
dene CO2-Ausstoß könnte dadurch reduziert werden. Die
„24-Stunden-Betreuung“ in ihrer aktuellen Ausprägung mit
internationaler Pendelmigration über große Distanzen wäre
unter dem Aspekt der Klimafreundlichkeit kritisch zu prü-
fen.

Das Ziel einer klimafreundlichen Bereitstellung der
Dienstleistungen wäre grundsätzlich in allen Bereichen des
Gesundheits- und Sozialsektors durch Entscheidungsträ-
ger_innen als handlungsleitend anzunehmen, wenn dieser
Sektor rasche und spürbare Beiträge zu den Pariser Klima-
zielen (United Nations, 2015) beisteuern soll. Die öffentliche
Beschaffung ist ein Instrument, um die Produktion und den
Konsum von klimafreundlichen Gütern und Dienstleistun-
gen zu fördern. Bei Anbieter_innen der benötigten Güter und
Dienstleistungen werden dadurch der Einsatz und Entwick-
lung nachhaltiger Produktionsweisen beschleunigt (Peñasco
et al., 2021, S. 260). Auch bei den Endverbraucher_innen
kann dadurch ein Schritt in Richtung der Akzeptanz und
Nutzung klimafreundlicher Konsum- und Verhaltensweisen
erreicht werden (kritisch bzw. einschränkend dazu aber Ha-
lonen, 2021; Lundberg et al., 2015, 2016). Zu denken ist
etwa an klimafreundliche und zugleich gesundheitsfördern-
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de Speiseangebote in Kantinen (illustriert für Schweden:
Lindström et al., 2020) etwa der Alten- und Pflegehei-
me, Jugendheime, Kindertagesstätten. Auch die Behörden
der Gesundheits- und Sozialverwaltung können über ihre
Beschaffungspraktiken einen Beitrag für eine klimafreund-
liche Gesellschaft leisten. Dort, wo der Staat unmittelbar
die Leistung erbringt, kann er als Produzent und Arbeit-
geber unmittelbar für klimafreundliche Produktion unter
anderem durch grüne Beschaffungspolitik sorgen. Sofern
er sich bei der Bereitstellung gesundheitsbezogener und
sozialer Dienstleistungen auf private Akteur_innen (meist
Nonprofit-Organisationen) stützt, ist es erforderlich, Förder-
oder Leistungsverträge mit den Anbieterorganisationen sys-
tematisch in diese Richtung zu nutzen, um entsprechende
Maßnahmen zu skalieren.

Der Gesundheits- und Sozialsektor ist beschäftigungs-
stark und inkludiert einige sehr große Arbeitgeber. Spe-
ziell öffentlichen Arbeitgebern wird eine Vorbildfunktion
zugeschrieben. Abgesehen vom Anspruch, die eigentlichen
Dienstleistungen klimafreundlich bereitzustellen, können
diese Arbeitgeber sowohl Arbeitsverträge als auch Beschäf-
tigungsbedingungen klimafreundlich ausgestalten. Bohnen-
berger (2022) nennt eine Reihe von kleinen Ansatzpunkten,
die von der Gestaltung der Speisepläne in den Betriebskanti-
nen über attraktive Teilzeit- und Karenzierungsangebote bis
hin zu kostenfreien Fahrradreparaturen während der Dienst-
zeit (so praktiziert in einem niederländischen Hospital) rei-
chen. Angesichts des Arbeitskräftemangels in vielen Teilen
des Gesundheits- und Sozialsektors, die dessen Versorgungs-
funktion treffen, sind solche Maßnahmen sowohl klima- als
auch sozialpolitisch sinnvoll.

Insgesamt zeigt sich, dass Potenzial besteht, die
Produktion- und Bereitstellung von sozialen Dienstleistun-
gen klimafreundlich zu gestalten. Erforderlich sind Investi-
tionen in Gebäude, Betriebsmittel und Beschäftigte (digitale
Kompetenz). Dies erhöht zunächst den mittelfristigen Fi-
nanzbedarf im sozialen Sektor, geht jedoch längerfristig mit
einem selbstfinanzierenden Effekt einher. Der negative Zir-
kel von hohen Treibhausgasemissionen, erhöhten Gesund-
heitskosten und damit wiederrum erhöhten Emissionen wird
durchbrochen bzw. in sich wechselseitig verstärkende Ein-
sparungen verkehrt.

18.3.4 Notwendige strukturelle Änderungen
auf der Finanzierungsseite

Notwendige Anpassungen der Finanzierungsseite des Sozi-
alsystems sind in diesem Beitrag bereits an anderer Stelle
angesprochen [Abschn. 18.2.4 und 18.3.1]. Dazu gehört, die
Finanzierung über lohnbezogene Entgelte abzuschwächen,
um so soziale Absicherung weniger stark an Erwerbsarbeit
zu koppeln. Darüber hinaus wurde dargelegt, dass institutio-

nelle Anleger im sozialen Sicherungssystem, insbesondere
betriebliche Pensionskassen sowie private Finanzinstitute,
die Altersvorsorgeprodukte anbieten, gefordert sind, Anla-
gen aus klimaschädigenden Bereichen nicht nur zurückzu-
ziehen, sondern in klimafreundliche Sektoren umzuschichten
(„divest-invest“).

Pensionsfonds sind das am häufigsten zitierte Beispiel
der Forschung, die auf die Schnittstelle von Finanzmärkten,
Wohlfahrtsstaaten und der Transformation in eine klima-
freundliche Gesellschaft fokussiert. Eine Untersuchung der
1000 größten europäischen Pensionsfonds von Egli et al.
(2022) ergab, dass beginnend mit 2014 bislang 13 Prozent
(129) dieser institutionellen Investoren Anlagen aus Indus-
trien mit hohem Einsatz fossiler Energieträger („braune“
Industrien) zurückgezogen haben. Ein großer Teil der ent-
sprechenden Ankündigungen fiel in das Jahr des Pariser
Klimaabkommens (2015). Der Umfang und die Qualität der
angekündigten Desinvestitionen waren sehr unterschiedlich:
elf der untersuchten 1000 Pensionsfonds beschränkten sich
darauf, künftige Investitionen in braune Industrien auszu-
schließen und knapp 60 Prozent der Ankündigungen betrafen
ausschließlich den fossilen Energieträger Kohle. Ob Divest-
ments in der Folge gezielt klimafreundlich investiert wurden,
blieb in dieser Studie offen. Aus Österreich waren sechs Pen-
sionsfonds in die Untersuchung einbezogen, von denen bis
September 2020 (Ende des Untersuchungszeitraums) zwei
Fonds angekündigt hatten, Investitionen in fossile Energie-
träger zu reduzieren. Diese Divestments betrafen ein Drittel
des in Österreich von Pensionsfonds verwalteten Vermögens
(Egli et al., 2022).

Die Bedenken, dass bei einer „Divest-invest-Strategie“
keine ausreichende Verzinsung zu erreichen ist, um einen an-
gemessenen Beitrag zur Alterssicherung zu erwirtschaften,
werden durch eine weitere Studie etwas entkräftet. Martí-
Ballester (2020) untersuchte 1546 Pensionsfonds weltweit
danach, wie die Fokussierung auf bestimmte nachhaltige
Investments die (risikobereinigten) Renditen beeinflusst. Da-
nach waren Pensionsfonds, die zwischen 2007 und 2018
Sustainable Investment (SI) betrieben bzw. gemäß ESG-
Kriterien (Environmental, Social, Governance) investierten,
zumindest vereinzelt in der Lage, eine höhere Rendite zu er-
wirtschaften als konventionell veranlagende Pensionsfonds
(Martí-Ballester, 2020). Dennoch, so etwa die Befunde von
Rempel und Gupta (2020) und van der Zwan et al. (2019),
sind Pensionsfonds bislang nicht vollständig bereit, fossile
Investitionen zu beenden.

Aus diesem knappen Überblick erschließt sich, dass Ver-
mögensanlagen, die der sozialen Sicherung dienen, verstärkt
auf Basis von klimapolitischen Kriterien getätigt werden.
Der Umschichtungsprozess hat allerdings erst begonnen und
erfolgt teilweise in kleinen Schritten. Sollen die bereits
veranlagten (und etwaige künftig zu veranlagende) Vermö-
gen zu größeren Teilen für klimafreundliche Investitionen
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nutzbar gemacht werden, sind weitere Anstrengungen so-
wohl der institutionellen Anleger als auch der Politik [siehe
Abschn. 18.4] gefragt. Investor_innen stehen vor der Aufga-
be, neue Risiken und Restrukturierungsoptionen [siehe dazu
unten, Abschn. 18.3.4] zu prüfen. Die Politik könnte die
bestehende Regulierung der Pensions- und Vorsorgekassen
(z. B. das Pensionskassengesetz) mit klimapolitischer Pers-
pektive nachschärfen, da die Regulierung hier weniger streng
gehandhabt ist als im Bankwesen (Semieniuk et al., 2021b).
Die genannten Schritte von Investor_innen und Regulato-
ren betreffen in weiterer Folge unmittelbar die Routinen
und den Auftrag der Finanzmarktaufsicht im Bereich der
kapitalgedeckten sozialen Vorsorge. Nicht zuletzt bedarf es
verbesserter Datengrundlagen, um ein besseres Bild von den
Verlusten, die bislang für Österreich nicht bestimmten Anle-
ger_innen zugeordnet werden können, zu erhalten.

18.4 Gestaltungsoptionen

Es gibt eine Fülle an Ansatzpunkten, um das österreichische
soziale Sicherungssystem an die zahlreichen Herausforde-
rungen des Klimawandels anzupassen und klimapolitische
Anstrengungen zu unterstützen. Die institutionelle Resili-
enz des Gesamtsystems der sozialen Sicherung und dessen
Beitrag zum klimafreundlichen Leben können insbesondere
erhöht werden, indem

� präventive Politik, speziell bezogen auf Gesundheit, neue
Anforderungen am Arbeitsmarkt sowie extreme Naturer-
eignisse und Extremwetterlagen gestärkt wird,

� der CO2-Fußabdruck des Gesundheits- und Sozialsektors
lückenlos erfasst wird und mittels klimafreundlicher Be-
reitstellungsprozesse konsequent reduziert wird,

� die Schnittstellen zur Klimapolitik systematisch erfasst
sowie – darauf aufbauend – Maßnahmen aus beiden Po-
litikfeldern besser zu ökosozialen Programmen gebündelt
werden,

� die unterschiedlichen Akteur_innen (staatliche und nicht-
staatliche) über föderale Ebenen, regionale Aktionsräume
und Politikfelder hinweg und evidenzbasiert zusammen-
arbeiten.

Stärkung der Präventionspolitik
Die Stoßrichtung „Prävention“ wurde bereits im Abschnitt
[Abschn. 18.3.2] mit Blick auf die Versorgungsstruktur Ge-
sundheitswesen angerissen. Die dort zitierten Befunde von
Renner (2020) sprechen für eine Stärkung der Primärversor-
gung im niedergelassenen Bereich, um (emissionsintensive-
re) Behandlungen in Krankenhäusern zu vermeiden. Weitere
präventiv wirksame Schritte bestehen z. B. in der Vermitt-
lung klimabezogener Gesundheitskompetenz (Eigenschutz

bei Extremwetterlagen) (Haas, 2021) oder in Form von Hit-
zeplänen (Gemeinden, Betriebe, Pflegeeinrichtungen) (siehe
z. B. Blättner et al., 2021; Courtney-Wolfman, 2015). Boh-
nenberger (2022) regt an, dass die Gesundheitsversicherung
finanzielle Anreize für Beschäftigte setzt, zu Fuß oder per
Rad zur Arbeit zu kommen, was gleichzeitig gesundheitsför-
dernd und klimafreundlich ist.

Mit Bezug auf die klimabezogenen Herausforderungen
am Arbeitsmarkt kommt arbeitsmarktpolitischen Qualifizie-
rungsmaßnahmen steigende präventive Bedeutung zu. Bei
Berufsberatung, Qualifizierung sowie Vermittlung in den Ar-
beitsmarkt kann systematisch(er) darauf Bezug genommen
werden, welche Berufsfelder klimafreundlich und damit zu-
kunftsfähiger sind und welche klimaschädigend sind und
dadurch unter Druck geraten. Auf Sicht könnten Qualifizie-
rungsangebote auf Berufe und Sektoren beschränkt werden,
die „grün“ sind. Angebote für Re-Qualifizierungen zur Ar-
beit in klimafreundlichen Berufen und Sektoren könnten
auch für jene Arbeitnehmer_innen geöffnet werden, die noch
beschäftigt sind; dies gegebenenfalls mit der Auflage, die
bisherige Stelle in einem klimaschädlichen Feld nach Ende
der Qualifizierung zu kündigen (Bohnenberger, 2022).

Weiters wäre das sozialpolitische Leistungsspektrum um
eine effektivere Vorsorge gegen extreme Naturereignisse zu
ergänzen. Um den erhöhten Risiken im Bereich der Natur-
gefahren (z. B. Überflutungen, Erdrutsche), die auch mit so-
zialer Vulnerabilität verbunden sind [siehe Abschn. 18.2.1],
besser begegnen zu können, wäre (1) das Risikobewusst-
sein der Bevölkerung zu erhöhen, (2) eine Versicherungs-
pflicht oder eine Pflichtversicherung gegen Naturschäden
in Betracht zu ziehen und – da nicht alle Naturgefah-
ren grundsätzlich versicherbar sind (unbekannte Höhe des
zu versichernden Schadens) – (3) der Katastrophenfonds
nachzubessern. Letzterer wird derzeit als nicht hinreichend
wirksam (verbleibende schadensbedingte Armutsrisiken), ef-
fizient (Kürzung von Entschädigung bei Selbstversicherung)
oder fair betrachtet (Papathoma-Köhle & Fuchs, 2020; Tha-
ler & Fuchs, 2020).

Grüne Beschaffungspolitik im österreichischen
Gesundheits- und Sozialsektor
Wie in den Abschnitten [Abschn. 18.2.1] und
[Abschn. 18.3.3] dargelegt, besteht Potenzial, die Pro-
duktion und Bereitstellung von sozialen Dienstleistungen
klimafreundlich zu gestalten. Diesen Bemühungen wäre eine
konsequente Politik der Prävention [Abschn. 18.3.2] voraus-
zustellen, um unnötige Produktion zu vermeiden. Weitere
Anstrengungen betreffen klimafreundliche Produktions- und
Bereitstellungsprozesse und klimafreundliche Beschaffung.
Letztere ist ein Baustein, um die eigene Produktion ökolo-
gisch zu modernisieren und strahlt gleichzeitig positiv auf
klimafreundliche Anbieter_innen in anderen Sektoren ab.
Dies ist angesichts des hohen Beschaffungsvolumens im
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Gesundheits- und Sozialwesen selbst bei Verbrauchsgütern
der Fall, die außerhalb der eigentlichen Kernprozesse einge-
setzt werden.

Im Hinblick auf grüne Beschaffungspolitik wurde Öster-
reich im europäischen Vergleich bereits vor zehn Jahren ein
gutesZeugnis ausgestellt (Renda et al., 2012, S. v). Allerdings
bestand bislang ein Spannungsverhältnis zwischen wettbe-
werbsorientierter, diskriminierungsfreier Beschaffungspoli-
tik und der Möglichkeit für die EU-Mitgliedstaaten, höhere
Umweltstandards als die im EU-Recht festgelegten einzufor-
dern. Dies ist im Kontext der ökologischen Krise unbefriedi-
gend und es gibt mittlerweile eine juristische Debatte, Veröf-
fentlichungen von Urteilen und Klarstellungen, um Spielräu-
me für eine grüne Beschaffungspolitik zu schaffen (Mélon,
2020; Pouikli, 2021). Dies ist fürÖsterreich relevant, da es hö-
here umweltbezogene Standards als andere Mitgliedsstaaten
setzen möchte. Eine weitere relevante Debatte dreht sich um
die Frage, ob freiwillige oder verbindliche Standards einge-
führt werden sollen. Letztere werden zunehmend als effekti-
ver angesehen und es gibt Bewegung in diese Richtung. Der
jüngste „Green Deal“ der EU enthält Vorschläge zur Ände-
rung der Vorschriften für das umweltfreundliche öffentliche
Beschaffungswesen von einer freiwilligen zu einer verbindli-
chen Regelung (Halonen, 2021).

Der Gesundheits- und Sozialsektor erbringt einen erheb-
lichen Teil seiner Dienstleistungen in Kindergärten, Schu-
len, Tageszentren und sonstigen ambulanten Einrichtungen
sowie in stationären Einrichtungen. Für diese Einrichtungen
(aber auch Kantinen der Gesundheits- und Sozialverwaltung)
sind unter anderem regelmäßig Nahrungsmittel zu beschaf-
fen. Dies bietet einen großen gesundheits- und klimapoliti-
schen Hebel (Lindström et al., 2020; Smith et al., 2016; siehe
auch [Kap. 5] in diesem Bericht). So können klimaneutrale
Speisepläne in den Kantinen der sozialen Infrastrukturein-
richtungen dieNachfrage nach ökologisch angebautenAgrar-
produkten unmittelbar und mittelbar (durch Verhaltensände-
rungen bei den versorgten Personen) erhöhen, wie etwa Be-
funde aus Schweden dokumentieren (Lindström et al., 2020).
Es liegen zur öffentlichen Beschaffungspolitik für Nahrungs-
mittel Fallstudien aus einer Reihe von Ländern vor. Die Stu-
dien von Smith et al. (2016) und Testa et al. (2012) ana-
lysieren die Interessen der verschiedenen Stakeholder, die
Entwicklung politischer Narrative, Multi-Level-Governance
und Kompetenzfragen sowie den Grad der Sensibilisierung
in öffentlichen Einrichtungen. Auch die dokumentierte Best-
Practice-Lösung aus Slowenien (Best-ReMaP) bietet eine gu-
te Orientierung und Impulse für grüne Beschaffung im öster-
reichischen Gesundheits- und Sozialwesen.

„Grüne Veranlagung“ durch institutionelle Investoren
im sozialen Sicherungssystem
Im österreichischen sozialen Sicherungssystem spielt die ka-
pitalgedeckte Vorsorge nur eine untergeordnete Rolle (siehe

oben [Abschn. 18.2.3]). Dennoch ist inzwischen mit knapp
44 Milliarden Euro eine substanzielle Summe durch betrieb-
liche Pensionsfonds und betriebliche Mitarbeitervorsorge-
kassen veranlagt. Für Europa insgesamt besteht erheblicher
Bedarf an zusätzlichen Investitionen, um die ambitionierten
Zielwerte für Emissionsminderungen zu erreichen (Brühl,
2021; van der Zwan et al., 2019). Ein guter Teil der erforder-
lichen Investitionen (geschätzte 2,5 Trillionen Euro bis 2030
im 1,5-Grad-Szenario) muss aus dem privaten Sektor lukriert
werden. Bislang ist es bei weitem nicht gelungen, ausrei-
chende Mittel für grüne Investitionen, die der Anpassung
an den Klimawandel dienen, zu mobilisieren (Brühl, 2021;
van der Zwan et al., 2019). Die institutionellen Anleger im
österreichischen sozialen Sicherungssystem könnten durch
Umschichtung von emissionsintensiven zu klimafreundli-
chen Anlagen („divest-invest“) einen Beitrag leisten, diese
Lücke zu verringern (siehe oben, [Abschn. 18.3.4]).

Eine Studie zu den Desinvestment Entscheidungen der
größten 1000 europäischen Pensionsfonds (Egli et al., 2022)
zeigt, dass große öffentliche Pensionsfonds eher zu solchen
Entscheidungen bereit sind als private Fonds. Auch waren
offene private Pensionsfonds diesbezüglich beweglicher als
geschlossene betrieblichen Pensionsfonds. Letztere sind die
in Österreich relevanten Pensionsfonds. Strengere klimapo-
litische Anforderungen wirken auf die Entscheidungen zu
desinvestieren wie auch auf klimafreundliche Wiederveran-
lagung ein (Egli et al., 2022; Kaminker, 2018; Kletzan-
Slamanig & Köppl, 2021; van der Zwan et al., 2019).
Ähnlich wie im Fall der grünen Beschaffungspolitik sind auf
EU-Ebene Schritte gesetzt worden (EU Sustainable Finance
Strategy), den regulatorischen Rahmen für grüne Veranlagen
zu verbessern und zu innovieren (Brühl, 2021; Kletzan-
Slamanig & Köppl, 2021; Trippel, 2020). Dazu gehört, In-
vestitionsentscheidungen durch eine grundlegende Taxono-
mie nachhaltiger Investitionen zu regeln („EU-Taxonomy“),
nichtfinanzielle Berichtspflichten von Unternehmen zu erhö-
hen und die Finanzaufsicht zu stärken. Die Kontroverse um
die Einordnung von Investitionen in Atomenergie und Erd-
gas in die EU-Taxonomie war ein beherrschendes mediales
Thema zu Jahresbeginn 2022. Präzisierungen oder alternati-
ve Taxonomien sind zu erwarten. Die jüngsten EU-Initiativen
sind im internationalen Vergleich zwar weitgehend, umfas-
sen jenseits der Berichtslegung allerdings kaum verbindliche
Elemente (Brühl, 2022) für die institutionellen Anleger.

Die vorgenannten Gestaltungsmöglichkeiten im Bereich
„green finance“ liegen nicht bzw. nur bedingt im Bereich
der Akteuer_innen des sozialen Sicherungssystems. Aller-
dings kann bei der Rekrutierung der verantwortlichen Vor-
ständ_innen und in der Vertragsgestaltung mit diesen Per-
sonen darauf hingewirkt werden, dass das Management der
Pensionsfonds grüne Veranlagung aktiv angeht. Brühl (2021,
S. 11) regt an, die variablen Teile der Vorstandsvergütung
stärker bzw. effektiver als bisher an grüne Veranlagungser-
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folge zu binden. Die regulatorischen Pflichten bilden Mini-
malziele ab, die auch überschritten werden können. Darüber
hinaus können die Beschäftigten bzw. Haushalte, die be-
triebliche oder private Pensionsvorsorge betreiben, stärker
für dieses Thema sensibilisiert werden. Sozialpolitisch wird
das Thema „gestrandeter“ Vorsorgevermögen weiters ein
Thema, wenn für kleinere Einkommen finanzielle Verluste
kompensiert werden sollen. Die dafür erforderlichen Sum-
men wären nach Schätzung von Semieniuk et al. (2023)
tragbar, da untere Einkommensgruppen nur kleine Teile der
denkbaren Vermögensverluste tragen.

Integrierte sozial-ökologische Politik
Entgegen den Erkenntnissen zuWechselwirkungen zwischen
den beiden Politikfeldern [siehe Abschn. 18.2.1 und 18.3]
sind klimapolitische und sozialpolitische Maßnahmen in Pla-
nung und Umsetzung bis dato eher punktuell als strategisch
und institutionell integriert. Blinde Flecken in der Betrach-
tung klimarelevanter Aspekte sozialer Sicherung und die
geringe Koordination zwischen Sozial- und Klimapolitik
können die Effektivität des Handelns in beiden Politikfeldern
vermindern. Nachfolgend wird für zwei konkrete Maßnah-
menbereiche näher ausgeführt, welche Möglichkeiten be-
stehen, durch die Kombination von Instrumenten sozial- und
klimapolitische Ziele komplementär zu verfolgen. Das erste
Beispiel, die CO2-Bepreisung, korrespondiert mit dem oben
[Abschn. 18.2.1] angesprochenen Problem (potenziell) ne-
gativer Nebenwirkungen von Klima- auf Sozialpolitik. Das
zweite Beispiel, Abschwächung des Erwerbsbezugs sozialer
Sicherung, vermittelt, wie auf der Ebene des Gesamtsystems
der sozialen Sicherung explizit klimapolitische Ziele berück-
sichtigt werden können.

Die CO2-Bepreisung gilt als klimapolitisch wirksames
Instrument, das, wie in Abschnitt [Abschn. 18.2] darge-
legt, Nebenwirkungen auf sozialpolitische Ziele haben kann
(siehe dazu u. a. BMSGPK, 2021; Lechinger & Six, 2021;
Peñasco et al., 2021). Im Sinn sozial-ökologischer Politik,
bei der sich die klimapolitische Maßnahme aufgrund ver-
besserter Akzeptanz mittel- und langfristig selbst verstärkt,
bestehen Möglichkeiten, negative Nebenwirkungen abzufan-
gen. Insbesondere können (zunächst) Einnahmen aus der
CO2-Bepreisung so eingesetzt werden, dass unerwünschte
Verteilungswirkungen ausgeglichen werden. Die Einnahmen
aus CO2-Steuern nehmen allerdings über die Zeit mit der ge-
wünschten Lenkungswirkung ab. Vulnerable Gruppen, die
ihr Verhalten nicht bzw. nicht so rasch anpassen können,
wären dann gegebenenfalls aus anderen Mitteln zu kompen-
sieren. Da Klimapolitik klimainduzierte Kosten im sozialen
Sicherungssystem verringert (durch Vermeidung gesundheit-
licher Schäden, siehe [Abschn. 18.2.1]), entstehen dafür
grundsätzlich budgetäre Spielräume.

Es bestehen verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten, um
die ökologischen Lenkungseffekte der CO2-Bepreisung ohne

(oder mit verminderten) verteilungspolitischen Trade-offs zu
erreichen. Den Verteilungswirkungen von CO2-Steuern kann
etwa durch pauschale Rückvergütungen (wie dem „Ökobo-
nus“ für Privathaushalte), verringerte Steuern oder verringer-
te Sozialabgaben auf Erwerbseinkünfte entgegnet werden.
Ein nach Einkommen differenzierter Transfer kann sozio-
ökonomisch schwächeren Bevölkerungsteilen, die weniger
oder keine Steuern zahlen, wirksam abfangen. Öffentliche
Investitionen in soziale Infrastruktur bilden eine weitere
Möglichkeit der Kompensation.Wird etwa im SozialenWoh-
nungsbau in energieeffizientere Wohngebäude investiert, ist
das klimapolitisch wirksam und kann Energiearmut vermei-
den bzw. reduzieren (Seebauer et al., 2019).

Mayer et al. (2021) bewerten solche alternativen Mög-
lichkeiten zur Verwendung der durch eine CO2-Bepreisung
generierten Einnahmen. Die größte Wirkung auf die Re-
duktion der Emissionen ist nach ihrer Simulation dann ge-
geben, wenn die höhere Bepreisung von CO2 nicht gezielt
kompensiert wird. Aus den zusätzlichen Steuereinnahmen
könnten zusätzliche öffentliche Güter (klimafreundliche In-
frastrukturen) für private Haushalte finanziert werden, die
ebenfalls entlastend auf private Budgets wirken. Unter der
Annahme, dass solche öffentlichen Infrastrukturangebote al-
len Haushalten in gleicher Weise zugute kommen, ist das
von Mayer et al. (2021) simulierte Ergebnis für die Grup-
pe der einkommensschwächeren Haushalte vorteilhafter als
ein voraussetzungsfrei gewährter Pro-Kopf-Klimabonus. Ein
Verzicht auf gezielte Kompensation scheint nach diesem Be-
fund verteilungspolitisch akzeptabel. Die Ergebnisse der auf
Österreich bezogenen Simulationsstudie von Kirchner et al.
(2019) unterstützen dagegen nach Einkommen differenzierte
Transfers.

Die Simulationsstudie von Lechinger und Six (2021) geht
von einer hypothetischen CO2-Steuer in Höhe von 50 Euro
pro Tonne CO2 aus. Je nach Szenario (mit/ohne Kompensati-
on; pauschale versus einkommensabhängige Kompensation)
sowie abhängig von der betrachteten Haushaltskonfigurati-
on weisen ihre Modellrechnungen armutsvermindernde oder
armutserhöhendeWirkungen aus. Ohne Kompensation wirkt
die CO2-Bepreisung regressiv. Der Anteil armutsgefährdeter
Haushalte steigt um 13 Prozent an. Im Szenario mit pau-
schaler Rückvergütung mit Kinderzuschlag wird ein sozial
kontraproduktiver Effekt auf die Armutsgefährdung zwar
weitgehend, aber nicht für alle Haushaltstypen vermieden.
Bei einer einkommensabhängigen Rückvergütung (und Kin-
derzuschlag) treten sowohl die gewünschten Lenkungswir-
kungen der CO2-Bepreisung auf den Energieverbrauch als
auch eine Verbesserung der Armutsgefährdungsquote ein
(BMSGPK, 2021; Lechinger & Six, 2021).

Eine weitere rezente (simulative) Studie zur sozial-
ökologischenAusgestaltung von CO2-Steuern aus Österreich
(Eisner et al., 2021) weist in eine ähnliche Richtung. Sie
nimmt darauf Bedacht, dass Haushalte abhängig von einer
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Reihe von Merkmalen (und je nachdem auf welche energie-
intensiven Güter die CO2-Steuer zielt) sehr unterschiedlich
durch CO2-Bepreisung betroffen sein können. Unter den ver-
glichenen Kompensationsmöglichkeiten sind demnach alle
geeignet, verteilungspolitische Nebenwirkungen zu mildern.
Die besten Ergebnisse erzielen Kompensationsmaßnahmen,
die nach dem Einkommen und weiteren mit der Vulnerabili-
tät verbundenen Haushaltsmerkmalen (z. B. Wohnsitzregion,
Heizungssystem) differenzieren. Insgesamt ist die Befundla-
ge für Österreich noch ausbaufähig. Zudem wäre zu prüfen,
welcher Weg, die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung zu
recyceln der Bevölkerung zu vermitteln ist. Zum letzteren
Punkt besteht Forschungsbedarf.

Auf der Ebene des Gesamtsystems sozialer Sicherung
ist in Österreich die Abschwächung des ausgeprägten Er-
werbsbezugs beim Zugang zu sozialen Sicherungsleistun-
gen sozial- und klimapolitisch von Interesse. Vorschläge
aus der De-growth-Literatur, die auf nachhaltige Arbeit be-
zogen sind (etwa Arbeitszeitverkürzung und Ausbau von
Teilzeitarbeit (Bohnenberger, 2022) oder eine Aufwertung
unbezahlter Arbeit) würden im gegebenen erwerbszentrier-
ten sozialen Sicherungssystem mit Sicherungslücken für die
daran partizipierenden Gruppen einhergehen. Damit stellt
sich die Frage nach Möglichkeiten, Grundbedürfnisse (teil-
weise) unabhängig von Erwerbsarbeit zu decken [siehe oben
Abschn. 18.3.1]. Dieser Aspekt wird als „Dekommodifizie-
rung“ bezeichnet. Als diesbezügliche Gestaltungsoptionen
stehen zum einen die Transformation begleitende, tempo-
räre Lösungen wie z. B. ein Übergangsgeld oder Kurzar-
beitsmodelle (z. B. ähnlich jenen, die zur Bewältigung der
COVID-19-Pandemie entwickelt wurden) und unterschied-
lichste Konzepte eines steuerfinanzierten Grundeinkommens
im Raum (siehe etwa Howard et al., 2019; MacNeill &
Vibert, 2019). Zum anderen könnte die Bindung der sozia-
len Absicherung an Erwerbsarbeit durch den universellen
Zugang zu wesentlichen Leistungen der Daseinsvorsorge
(„universal services“) oder Einführung eines Maximalein-
kommens abgeschwächt werden (siehe Bohnenberger, 2020
und die dort zitierte Literatur; Howard et al., 2019).

Die Idee eines (bedingungslosen) Grundeinkommens
reicht bis in die 1970er Jahre zurück (vgl. Howard et al.,
2019), wird intensiv beforscht (MacNeill & Vibert, 2019,
S. 2 f.) und kontrovers diskutiert (Van Parijs & Vanderborght,
2017). Ursprünglich war die Entwicklung der Grundein-
kommensmodelle verteilungspolitisch motiviert und nahm
keinen Bezug auf die Bekämpfung des Klimawandels. Es ist
daher nicht automatisch gewährleistet, dass bisher vorliegen-
de Konzepte eines Grundeinkommens automatisch klimapo-
litische Ziele unterstützen (Howard et al., 2019, S. 116). Als
Element eines klimafreundlichen Sozialsystems kämen nur
die Varianten eines Grundeinkommens in Frage, die dekar-
bonisierend wirken. Dann wird von einem Postwachstums-
Grundeinkommen („degrowth basic income“), einem ökolo-

gischen Grundeinkommen („green oriented basic income“)
(Howard et al., 2019, S. 119–120) oder einem grünen Grund-
einkommen („green basic income“) (MacNeill & Vibert,
2019, S. 1) gesprochen.

Das Problem liegt darin, dass der Forschungsstand theore-
tisch wie empirisch noch unzureichend ist, um eine konkrete
Gestaltungsempfehlung für ein ökologisches Grundeinkom-
men zu präsentieren. Nach den Ergebnissen einer systema-
tischen Literaturrecherche von Mac Neill & Vibert (2019,
S. 3) nahmen bis 2018 weniger als 1 Prozent der zu unter-
schiedlichen Konzepten des Grundeinkommens in englischer
Sprache publizierten Fachaufsätze Bezug auf die natürliche
Umwelt. Die insgesamt acht identifizierten Studien, die die
ökologische Komponente explizit adressierten, wurden in ein
und derselben Sonderausgabe der Zeitschrift „Basic Income“
im Jahr 2010 publiziert. Darüber hinaus liegen einige Mo-
nographien und Buchbeiträge mit diesem Fokus vor, z. B.
bereits Anfang der 1990er Jahre Offe (1992). Aus der vorlie-
genden Literatur können einige grundlegendeArgumente zur
klimapolitischen Sinnhaftigkeit und zur Ausgestaltung von
Grundeinkommensmodellen mitgenommen werden.

Aus klimapolitischer Sicht sprechen folgende Aspekte
für ein Grundeinkommen (siehe Howard et al., 2019; Mac-
Neill & Vibert, 2019; Malmaeus et al., 2020, S. 3 f.): Ein
bedingungsloses Grundeinkommen könnte den Wachstums-
und Konsumdruck verringern. Individuen, so ein Argument,
könnten sich ökonomisch abgesichert verstärkt Aktivitä-
ten widmen, die einen geringeren ökologischen Fußabdruck
hinterlassen, darunter unbezahlte Arbeit sowie bestimmte
Freizeitaktivitäten (Howard et al., 2019, S. 112). Mit ei-
nem angemessenen Mindesteinkommen wären insbesondere
die Sorgearbeit oder lokale Selbstversorgung besser abgesi-
chert, die klimafreundlicher ist als Erwerbsarbeit. Emissio-
nen könnten konkret dann sinken, wenn die arbeitsbezogene
Mobilität abnimmt [siehe Kap. 6 in diesem Bericht] und
wenn sich mit veränderten Strukturen der Zeitverwendung
klimafreundlichere Ernährungs-, Konsum- und Freizeitge-
wohnheiten [siehe Kap. 5 und 9 in diesem Bericht] etablieren
(siehe MacNeill & Vibert, 2019, S. 3, 6 und die dort zitierte
Literatur). Zweitens könnte der Übergang zu einer klima-
freundlichen Produktion flankiert (und damit politisch durch-
setzbarer) werden, da ein Grundeinkommen auch strukturelle
Arbeitslosigkeit materiell absichern würde. Drittens ist denk-
bar, dass sich Statuskonsum verringert.

Gegen ein Grundeinkommen als Mittel zur klimapolitisch
angestrebten, stärkeren Entkopplung von (Vollzeit-)Erwerbs-
arbeit und Sozialschutz spricht, dass ein Grundeinkommen
auch konsumsteigernde Wirkung haben könnte. Die Akti-
vitäten, die die Erwerbsaktivitäten (teilweise) ersetzen, sind
nicht notwendigerweise emissionsärmer [siehe Kap. 9 in die-
sem Bericht]. Darüber hinaus kann das Grundeinkommen
klimaschädigenden Konsum der einkommensschwächeren
Teile der Bevölkerung erhöhen. Selbst die direkte Umvertei-
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lung zulasten der wohlhabendsten und zugunsten der ärms-
ten Gruppen, die die Pro-Kopf-Einkommen nicht verändern
würde, brächte diesen Effekt mit sich, da einkommensschwä-
chere Gruppen einen größeren Anteil ihres Einkommens auf
Konsum verwenden (MacNeill & Vibert, 2019, S. 4–6).

Wie hoch ein ökologisches Grundeinkommen zu bemes-
sen ist, lässt sich daher bislang theoretisch und empirisch nur
andeuten (Howard et al., 2019; MacNeill & Vibert, 2019;
Malmaeus et al., 2020). Das Niveau eines ökologischen
Grundeinkommens müsste einerseits so hoch sein, dass In-
dividuen bezahlte Erwerbsarbeit zugunsten von Aktivitäten
mit geringerem CO2-Fußabdruck aussetzen, deutlich redu-
zieren oder aufgeben können und wollen (Howard et al.,
2019, S. 119). Nur das Subsistenzniveau abzusichern, wür-
de dem verteilungspolitischen Ziel des Grundeinkommens
nicht ganz gerecht werden (MacNeill & Vibert, 2019). An-
dererseits dürfte ein Grundeinkommen nicht zu hoch bemes-
sen sein, um den konsumerhöhenden Effekt zu vermeiden
(MacNeill & Vibert, 2019). Ein großzügiges universelles
Grundeinkommen, das andere Programme der Einkommens-
sicherung weitgehend ablöst, könnte nicht kurzfristig und
in einem Schritt eingeführt werden, da Ansprüche an be-
stehende Systeme erworben wurden. Im Übergang könnte
daher der Finanzierungsaufwand für die soziale Sicherung
steigen (Howard et al., 2019, S. 126; Malmaeus et al., 2020).
Andere Vorschläge gehen umgekehrt dahin, ein universel-
les Grundeinkommen über die Zeit (mit den Fortschritten
im Umstieg auf eine klimafreundliche Produktion bzw. kli-
mafreundliche Lebensstile) abzusenken (MacNeill & Vibert,
2019, S. 2). Damit würde man von einem universellen, für
alle garantierten Grundeinkommen zu einem garantierten
Mindesteinkommen für ausgewählte Bevölkerungsteile oder
für bestimmte Lebensphasen übergehen. Es gäbe eine Form
von Grundeinkommen während der Phase der Transition in
eine klimafreundliche Gesellschaft und eine andere Form
von Grundeinkommen, nachdem die Transformation abge-
schlossen ist.

Um klima- und sozialpolitische Ziele eines Grundeinkom-
mens effektiv verbinden zu können, wird zudem empfohlen,
ein ökologisches Grundeinkommenmit anderenMaßnahmen
zu kombinieren (Howard et al., 2019; MacNeill & Vibert,
2019). EineMöglichkeit könnte sein, alternative Zeitverwen-
dungen (Bildung, Sorgearbeit) attraktiver auszugestalten,
indem ein Teil des Grundeinkommens nur bei Nachweis sol-
cher Aktivitäten ausgezahlt wird (MacNeill & Vibert, 2019).
Neue Modelle zur Verkürzung von Arbeitszeiten könnten
implementiert werden, was in Österreich eine Aufgabe der
Sozialpartnerschaft wäre (siehe Bohnenberger, 2022; Ge-
rold, 2017; Howard et al., 2019, S. 126). Es wird außerdem
vorgeschlagen, das universelle Grundeinkommen (teilweise)
durch Gutscheine zu ersetzen („universal basic vouchers“),
die nur für klimafreundliche Konsumaktivitäten nutzbar sind
oder auf universellen Zugang zu Leistungen der Daseinsvor-

sorge zu setzen („universal basic services“) (Bohnenberger,
2020). Klima- und verteilungspolitisch wird schließlich al-
ternativ zu einem ökologischen Grundeinkommen ein maxi-
males Einkommen als effektiver betrachtet, Statuskonsum zu
reduzieren (Alexander, 2014; Howard et al., 2019, S. 123 f.).

Insgesamt ist festzuhalten, dass die Klimafreundlichkeit
eines steuerfinanzierten Grundeinkommens von dessen spe-
zifischer Ausgestaltung abhängig ist. Ein so genanntes öko-
logischen Grundeinkommen stellt den Anspruch das soziale
Sicherungssystem sozial- und klimaverträglich zu dekom-
modifizieren. Die Bedingungen, unter denen speziell die
großzügige Variante eines universellen und bedingungslo-
sen Grundeinkommens dies leisten kann, sind bislang weder
für Österreich noch für andere Länder bzw. Kontexte aus-
reichend konkretisiert. Auch hinsichtlich der Gestaltungsop-
tionen „Maximaleinkommen“ und „universelle Sachleistun-
gen“ bestehen zumindest für Österreich Forschungslücken.

Unabhängig von der Einführung eines steuerfinanzierten,
bedingungslosen Grundeinkommens, das die Struktur des
sozialen Sicherungssystems grundlegend verändern würde,
können die dahinterstehenden Ziele über kleinere Schritte im
gegebenen Rahmen verfolgt werden. Dazu wäre in einzelnen
Zweigen der sozialen Sicherung der Zugang zu Leistungen
und die Höhe der Leistungen für Personen zu verbessern,
die nicht bzw. nicht durchgängig vollzeiterwerbstätig sind
und die Beitragsbelastung abzuschwächen. Ein Modell Da-
rüber hinaus existiert ein Spektrum von Möglichkeiten, die
Arbeitswelt klimafreundlich zu gestalten. Dies setzt Inno-
vationen in der staatlichen Sozialpolitik und in der Arbeits-
marktpolitik (einschließlich arbeitsrechtlicher Neuerungen)
sowie Maßnahmen der betrieblichen Sozialpolitik und Akti-
vitäten der Sozialpartner voraus (Bohnenberger, 2022). Im
Abschnitt [Abschn. 18.3.2], wurde bereits auf möglichen
Anpassungsbedarf bei den Zumutbarkeitsregeln im Arbeits-
losenversicherungsgesetz hingewiesen. Mit Bezug auf Poli-
tiken zur Verkürzung von Arbeitszeiten wäre eine der ge-
nannten Gestaltungsoptionen, die Arbeitgeber_innenbeiträge
zur Sozialversicherung abhängig vom zeitlichen Beschäfti-
gungsumfang der Arbeitnehmer_innen zu setzen; etwa mit
den geringsten Beitragssätzen für einen Beschäftigungsum-
fang von 25 Stunden pro Woche (Bohnenberger, 2022).
Die „Solidaritätsprämie“ ist ein Konzept, bei dem Arbeit-
nehmer_innen mit Förderung des Arbeitsmarktservice ihre
Arbeitszeit verkürzen können, vorausgesetzt, die Arbeitge-
ber_innen stellen im Gegenzug arbeitslose Personen ein
(Figerl, Jürgen et al., 2021). Weitere Möglichkeiten der Ar-
beitszeitverkürzung, auch ohne staatliches Zutun, sind für
Österreich in einigen Betriebsfallstudien aufbereitet worden
(Astleithner & Stadler, 2021).

Institutionelle Verankerung ökosozialer Politik
Die Vielzahl der Akteuer_innen im sozialen Sicherungs-
system ist groß. Soziale Sicherung und sozial-ökologische
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Infrastrukturen werden im föderalen System vom Bund,
von den Ländern und Gemeinden gestaltet (Multi-Level-
Governance). Dabei sind Rahmensetzungen und Ressour-
cen der Europäischen Union, einem supranationalen Träger,
wirksam. Dazu kommen selbstverwaltete Sozialversiche-
rungsträger, Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, Trä-
ger der betrieblichen Vorsorge, soziale Dienstleister aus dem
For-profit- und Nonprofit-Sektor sowie private Pensions-,
Lebens- und Krankenversicherer (Multi-Actor-Governance).
Speziell Armuts- und Verteilungsfragen und die klimabe-
zogenen Herausforderungen sind Querschnittsaufgaben, die
viele Akteur_innen und Ressorts tangieren. Daher sind In-
stitutionen, die Promotoren ökosozialer Politik sein können,
sowie Strukturen für eine stabile Kooperation wesentlich, um
institutionelle Vulnerabilität gegenüber demKlimawandel zu
vermindern (Papathoma-Köhle et al., 2021).

Der Bericht zu den sozialen Folgen des Klimawandels
in Österreich stellt diesbezüglich fest: „Es besteht hohe Be-
reitschaft an einer engeren Kooperation zwischen Klima-
und Sozialpolitik. In der vertikalen Politikintegration zwi-
schen Bundes-, Landes- und Gemeindeebene werden klare
Zielvorgaben, Umsetzungspläne und Rahmenbedingungen
gewünscht. In der horizontalen Politikintegration zwischen
Fachabteilungen besteht bereits informeller Austausch, der
durch Abstimmungstreffen oder koordinierende Stellen ver-
tieft und institutionalisiert werden könnte.“ (BMSGPK,
2021, S. 5–6)

Im Juni 2023 wurde mit einer Novelle des Energieffi-
zienzgesetzes eine „Koordinierungsstelle zur Bekämpfung
von Energiearmut“ beimKlima- und Energiefonds gesetzlich
verankert. Hier sollen Aktivitäten von Behörden, Gebietskör-
perschaften, die Energiewirtschaft und die Sozialwirtschaft
abgestimmt und ein verbesserter Zugang zu Maßnahmen er-
reicht werden. Die Implementierung der Koordinationsstelle
und ihre Effekte bleiben abzuwarten. Doch deutet sie institu-
tionelle Innovation in die beschriebene Richtung an.

Für die intersektorale Kooperation zwischen Landesre-
gierungen, dem Arbeitsmarktservice und Betrieben wurden
in der Steiermark die (Implacement) Klimastiftung Steier-
mark eingerichtet (move-ment, 2020). In dieser institutio-
nalisierten Kooperation werden arbeitslose Menschen für
Arbeitsstellen qualifiziert, die in den beteiligten Betrieben
aus dem Sektor Klima, Energie und Umwelt zu besetzen
sind. Die Stiftungsmittel sichern ein Einkommen während
der Qualifizierung. In einem vergleichbaren Konstrukt in
Oberösterreich (Pflegestiftung) wurden vom Stellenabbau
betroffene Beschäftigte des Luftfahrtzulieferers FACC aus
ihrem technischen Beruf für eine Re-Qualifizierung zur Tä-
tigkeit in der Pflege rekrutiert. Mit einem umfassenderen
Auftrag, ökosoziale Programme zu entwickeln und zu evalu-
ieren sowie fallspezifisch die dazu passenden Akteuer_innen
einzubinden, könnte eine eigene Institution dauerhaft einge-
richtet werden.

Ein produktives Zusammenspiel der verschiedenen Ebe-
nen und Akteur_innen setzt voraus, dass Sach- und Wert-
konflikte ausverhandelt werden können. Sachkonflikte lösen
sich auf der Grundlage harmonisierter und vollständiger Da-
tengrundlagen, etwa zum CO2-Fußabruck von sozialen Ein-
richtungen und Programmen. Auf dieser Datenbasis können
klimabezogene Kriterien in Wirkungs- und Effizienzanaly-
sen gesundheits- und sozialpolitischer Programme integriert
werden. Die Evaluierungen dienen erstens dazu, Operati-
on und Umsetzung vereinbarter Programme einem Rea-
litätscheck zu unterziehen (formative Prozessevaluierung).
Zweitens geht es darum, ihre Wirksamkeit mit Blick auf
die Erreichung sozial- und klimapolitischer Ziele zu prüfen
(Outcome-Evaluierung).

Anders als bei herkömmlichen Wirkungsanalysen oder
Kosten-Effektivitäts-Abschätzungenwäre in der Evaluierung
ökosozialer Politik ein besonderes Augenmerk auf die Ein-
bindung der Zielgruppen und die Verteilungswirkungen der
Maßnahmen zu legen. Auf diese Weise wird die unterschied-
liche Vulnerabilität verschiedener Bevölkerungsgruppen ge-
genüber dem Klimawandel (siehe dazu [Abschn. 18.2.1])
abgebildet. Die wissenschaftliche Evaluierung ökosozialer
Politik unter Einbindung aller maßgeblichen Stakeholder ist
eine wesentliche Voraussetzung dafür, soziale und klimapoli-
tische Anliegen im österreichischen sozialen Sicherungssys-
tem wirksam zu verbinden.

Im föderalen Kontext können unterschiedliche Lösun-
gen in unterschiedlichen Bundesländern realisiert werden.
Das schafft Experimentierfelder für ökosoziale Politik, er-
schwert aber auch deren flächendeckende und koordinierte
Durchsetzung. Ein Lerngewinn für alle setzt voraus, dass
die jeweils erzielten Ergebnisse konsequent vergleichend
evaluiert werden. Damit dies möglich ist, müssen politisch
verantwortliche Entscheidungsträger_innen evidenzbasierte
Politik zulassen und aktiv unterstützen (Investitionen in Da-
tengrundlagen; Datenzugang, Offenlegung und Diskussion
von Evaluierungsergebnissen, Deliberation).

Um institutionalisierte ökosoziale Politik an Evidenz
zu orientieren, ist ein guter Austausch zwischen den Ak-
teur_innen in Politik und Exekutive auf der einen Seite
und der Wissenschaft auf der anderen Seite erforderlich.
Dazu, wie das Design sozialer Sicherungssysteme (Trä-
germix, Instrumente, Finanzierungsgrundlagen) mit Blick
auf klimafreundliches Leben optimiert werden kann, be-
steht insgesamt noch erheblicher empirischer Forschungs-
bedarf für Österreich. Bezüglich der Forschung zu öko-
sozialer Politik ist festzustellen, dass Beiträge aus unter-
schiedlichen, oft getrennten Forschungssträngen stammen
(Ökologische Ökonomie, Sozialpolitikforschung, Gesund-
heitswissenschaft, Technikwissenschaft). Zwischen den For-
schungssträngen könnten über entsprechend ausgestaltete
Programme der Forschungsförderung Verbindungen herge-
stellt werden.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo

Österreich ist geprägt von räumlichen Strukturen,
die viel Boden in Anspruch nehmen, die Landschaft
fragmentieren und lange Wege verursachen, die zu ei-
nem hohen Anteil mit dem Auto zurückgelegt werden.
Diese Strukturen nehmen aufgrund der fortschreiten-
den Inanspruchnahme von Flächen weiter zu. Im euro-
päischen Vergleich findet in Österreich eine überdurch-
schnittliche Flächeninanspruchnahme für Siedlungs-
und Verkehrszwecke statt. Im Zuge des Umstiegs auf
erneuerbare Energien ergeben sich zusätzliche Flä-
chenbedarfe und Flächenkonkurrenzen.

Räumliche Strukturen, die ein klimafreundliches
Leben erschweren, sind insbesondere:

� Zersiedelnde, suburbanisierte Wohnbebauungen
mit geringer Dichte, Siedlungsentwicklung abseits
des öffentlichen Verkehrs,

� Leerstand und sinkende Attraktivität in den Stadt-
und Ortskernen durch Verlagerung von Funktionen
(Wohnen, Arbeiten, Freizeit, Geschäfte, Dienstleis-
tungen, öffentliche Einrichtungen etc.) an die Peri-
pherie,

� Einkaufs- und Gewerbeagglomerationen, Logistik-
center und großflächige Parkplätze an Stadt- und
Ortseinfahrten („draußen am Kreisverkehr“) und
außerhalb der Siedlungsränder („draußen auf der
grünen Wiese“) und

� fehlende Flächen und Standorte für die Versorgung
von Wohnen und Wirtschaft mit erneuerbarer Ener-
gie (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Notwendige Veränderungen
Klimafreundlich sind räumliche Strukturen,

wenn . . .

� kompakt mit höherer Dichte gebaut wird (höhere
Bebauungsdichte und zugleich höherer Durchgrü-
nungsgrad),

� Arbeiten, Wohnen, Gesundheit, Bildung und Erho-
lung nahe beieinander liegen (Funktionsmischung),

� der öffentliche Verkehr attraktiv und leistungsfähig
ist und das Rückgrat der Siedlungsentwicklung bil-
det (Erreichbarkeit),

� Arbeitsmöglichkeiten sowie Bildungs-, Versor-
gungs- und Freizeiteinrichtungen an umweltfreund-
lich erreichbaren Standorten angesiedelt sind (poly-
zentrische Struktur) und

� erneuerbare Energien unter besonderer Beachtung
von Natur-, Landschafts- und Ortsbildschutz und
hochwertiger landwirtschaftlicher Böden verfügbar
sind.
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Denn dann . . .

� sind Alltags-, Wirtschafts- und Freizeitwege kurz
und können zu Fuß, mit dem Fahrrad bzw. öffentli-
chen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden („Stadt
und Region der kurzen Wege“),

� sinken das Autoverkehrsaufkommen und der Flä-
chenbedarf für Verkehrsinfrastrukturen (zugunsten
von Aufenthalts- und Begegnungsräumen),

� werden weniger Flächen für Bebauung in Anspruch
genommen und damit weniger Boden versiegelt und

� können der Umstieg auf erneuerbare Energien er-
möglicht und Emissionen und Treibhausgase ver-
mieden werden (hohe Übereinstimmung, starke Li-
teraturbasis).

Strukturen, Kräfte, Barrieren
Die Raumplanung verfügt derzeit über kein ausrei-

chendes Instrumentarium, um klimafeindlichen räum-
lichen Entwicklungen wirksam entgegenzutreten bzw.
diese umzukehren. Es braucht eine Stärkung der
Raumplanung in ihren Kernkompetenzen, die den Rah-
men für die Situierung, Entwicklung und Gestaltung
des Siedlungsraumes, von Wirtschaftsstandorten und
von Landschafts- und Grünräumen setzt. Die Nutzung
des Raumes ist durch eine Planung, die Sektorplanun-
gen integriert und Gebietskörperschaften übergreifen-
de Planung besser abzustimmen.

Klimafreundliche räumliche Strukturen besser zu
planen und umzusetzen, macht primär folgende Ver-
änderungen notwendig:

� das vorhandene Raumplanungsinstrumentarium zur
Nutzungs- und Standortplanung konsequent zielori-
entiert einzusetzen;

� unterschiedliche Akteur_innen (Politik, Verwal-
tung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft) und Bür-
ger_innen über informelle Instrumente und Pla-
nungsprozesse breit einzubinden;

� die Koordinationsaufgaben der Raumplanung zu
forcieren;

� die Sektoralplanungen (insbesondere Verkehrssys-
templanung, Tourismus, Wasserbau, Energie) und
Förderungen (insbesondereWohnbauförderung und
Wirtschaftsförderung) zu verpflichten, die räumli-
chen und damit mittelbaren klimarelevanten Wir-
kungen zu berücksichtigen;

� in Kombination mit einer integrierten Energieraum-
planung die Umstellung auf erneuerbare Energie-
träger und den raumverträglichen Ausbau der er-
neuerbaren Energieversorgung sicherzustellen (ho-
he Übereinstimmung, starke Literaturbasis).

Gestaltungsoptionen
Die Trendumkehr hin zu klimafreundlichen räum-

lichen Strukturen erfordert ein neues öffentliches Be-
wusstsein, politischen Willen und legistische und in-
stitutionelle Voraussetzungen:

� das örtliche Raumplanungsinstrumentarium zur
Nutzungs- und Standortplanung auf die Ebene von
Regionen zu heben;

� eine neue Governancekultur in räumlichen Pla-
nungsprozessen etablieren;

� Sektoralplanungen verpflichten, zu klimafreundli-
chen räumlichen Strukturen beizutragen;

� bislang „raumblinde“, aber raumwirksame fiskali-
sche Instrumente zu reformieren (z. B. Finanzaus-
gleich), klimaschädliche Subventionen abschaffen
(z. B. Pendlerpauschale) und klimanützliche Ab-
gaben (z. B. Leerstandsabgabe, Abschöpfung von
Widmungsgewinnen) und Anreize (z. B. Entsiege-
lungsprämie) einzuführen (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

19.1 Begriff und Gegenstand der Betrachtung

In der Raumplanung und Raumordnung geht es vor allem
darum, wo und wie welche Nutzungen sinnvoll und mög-
lich sind: Wohnen, Gewerbe und Industrie, Handel, Verkehr,
Ver- und Entsorgung, Freizeit und Erholung, Landwirtschaft,
Naturschutz usw. Wo und wie die Nutzungen gestaltet, ein-
ander räumlich zugeordnet und miteinander verknüpft sind,
ist maßgeblich für die Möglichkeit, den Lebensalltags kli-
mafreundlich zu gestalten: boden- und energiesparend zu
wohnen und zu wirtschaften und klimaschonend in einer
Stadt und Region der kurzen Wege mobil zu sein (Österrei-
chische Raumordnungskonferenz, 2021).

Raumplanung/Raumordnung kann wesentlich dazu bei-
tragen, die einschneidenden Veränderungen im Raum, die
der Klimawandel bewirken wird, zu erkennen, zu bewerten,
entsprechende Anpassungsoptionen zu identifizieren und ei-
nen Rahmen für deren Umsetzung zu geben (Franck et al.,
2013). Der Raumplanung/Raumordnung wird in zahlreichen
Forschungsberichten und wissenschaftlichen Fachpublika-
tionen eine wichtige Rolle im Klimaschutz und in der Kli-
mawandelanpassung zugeschrieben (Birkmann et al., 2013;
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,
2013; Campbell, 2006; EspaceSuisse, 2021; Fleischhau-
er & Bornefeld, 2006; Giffinger et al., 2021; Giffinger
& Zech, 2013; Hiess, 2010; Lexer et al., 2020; Madner
& Grob, 2019b; Österreichische Raumordnungskonferenz,
2021; Pütz et al., 2011; Stöglehner & Grossauer, 2009; Svan-
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da & et al, 2020; Umweltbundesamt, 2012). Es werden aber
auch Zweifel an ihrer Wirksamkeit sowie Umsetzungsdefizi-
te konstatiert:

„Wenn Raumplanung/Raumordnung zukünftig eine tra-
gende Rolle im Kampf gegen die Klimakrise spielen soll,
braucht es (. . . ) ein NeuDenken der Planung: in größeren
räumlichen Einheiten, unkonventionellen Planungsansätzen
und neuen Formen und Modellen der Zusammenarbeit auf
vielen Ebenen. Die bisher verwendeten integrierten Ansätze
müssen weitergedacht und auch bezüglich der zu integrieren-
den Disziplinen weiterentwickelt werden.“ (Svanda & et al,
2020, S. 184)

In diesem Beitrag wird Raumplanung/Raumordnung als
„öffentliche Aufgabe einer überfachlichen, querschnittsori-
entierten, integrierenden raumbezogenen Planung auf un-
terschiedlichen Ebenen“ verstanden, „um die unterschied-
lichen, zum Teil konkurrierenden Nutzungsansprüche an
den Raum zu koordinieren“ (Danielzyk & Münter, 2018,
S. 1932). Für die Begriffe Raumplanung und Raumordnung
gibt es in Österreich kein einheitliches Begriffsverständnis –
weder im wissenschaftlichen Schrifttum noch in der prakti-
schen Anwendung. Sie werden oft vermengt oder synonym
gebraucht (Kanonier & Schindelegger, 2018a). In diesem
Beitrag verwenden wir aus einer gesamtösterreichischen Per-
spektive Raumplanung/Raumordnung als zusammengehöri-
ge Begriffe. Der Begriff „Raumordnung“ umfasst sowohl ein
beschreibendes bzw. normatives Bild als auch die Aufgabe,
das Instrument und die Tätigkeit der Steuerung des Ordnens.
Der Begriff „Raumplanung“ meint das Instrument, also den
„Plan“, sowie die Tätigkeit und den Prozess des Planens –
von der generellen Konzeption, der konkreten Planung bis
hin zu einer prozessorientierten Umsetzung – und ergänzt
bzw. überlappt teilweise den Begriff „Raumordnung“.

„Analog zu den drei durch die bundesstaatliche Kom-
petenzverteilung etablierten Ebenen (Bund, Länder, Ge-
meinden) gibt es auch in der Raumplanung/Raumordnung
grundsätzlich drei Planungsebenen. Der Bund besorgt –
infolge der fehlenden generellen Raumplanungs-/Raumord-
nungskompetenz – Fachplanungen [z. B. für hochrangige
Straßen, Eisenbahnen, Starkstromwege, Wasserbau etc.],
während die Bundesländer Fachplanungen [z. B. für regio-
nale Straßen, Naturschutz] und die überörtliche Raumpla-
nung/Raumordnung [auch als Landes- und Regionalplanung
bezeichnet] betreiben. Die Gemeinden sind für die örtli-
che Raumplanung [insbesondere die Flächenwidmungs- und
Bebauungsplanung] zuständig. Die überörtliche Planungs-
ebene wird in einzelnen Ländern noch in eine regionale
Ebene unterteilt, auf der Planungen für Landesteile erstellt
werden.“ (Kanonier & Schindelegger, 2018b, S. 65)

„Mit Raumplanung/Raumordnung im engeren Sinne ist
die Planung und Ordnung sowohl des physischen als auch
des gesellschaftlichen Raums angesprochen, während der
Begriff der Raumentwicklung alle Politiken umfasst, die

mittelbar oder unmittelbar raumbedeutsam sind. Die Raum-
planung/Raumordnung erfüllt grundsätzlich Ordnungs-,
Entwicklungs-, Ausgleichs- und Schutzfunktionen. Ihre pri-
märe Aufgabe ist die Ordnungsfunktion, die Sicherstel-
lung einer geordneten Raumstruktur. Als Teil der Politik
der Raumentwicklung steht die Raumplanung/Raumordnung
aber auch immer im Spannungsfeld von Entwicklungsfunkti-
on auf der einen und von Ausgleichsfunktion auf der anderen
Seite, denn die Entwicklung von Teilräumen kann auch zulas-
ten der Ausgleichsfunktion gehen. Schutzfunktionen werden
vor allem durch sektorale Planungen (z. B. Naturschutz)
gewährleistet; die Raumordnung muss aber diese Schutzbe-
lange zumindest in ihren Plänen ersichtlich machen und in
die Abwägung mit einbeziehen.“ (Diller, 2018, S. 1890)

Kanonier & Schindelegger (2018c) beschreiben unter-
schiedliche Formen von Institutionalisierung und Verbind-
lichkeit der freiwilligen interkommunalen kooperativen Pla-
nung in Abstimmung mit den Ländern:

„Das Spektrum an Instrumenten und Maßnahmen zur
Steuerung der räumlichen Entwicklung ist im österreich-
weiten Vergleich vielfältig und in den letzten Jahren deut-
lich differenzierter geworden. Neben hoheitlichen Instrumen-
ten, die ordnungspolitische oder entwicklungsstrategische
Ausrichtungen haben können, kommen auf den verschie-
denen Planungsebenen verstärkt konzeptive und informelle
Instrumente (Konzepte, Strategien, Leitbilder u. Ä.) sowie
Kooperations- und Konsensinstrumente (Beteiligungsverfah-
ren, Mediation und Moderation oder Arbeitsgruppen und
Bürger_innenräte) zur Anwendung.“ (Kanonier & Schindel-
egger, 2018c, S. 76)

Zudem beeinflusst und fördert die EU im Sinne
von Multi-Level Governance mit ihrer Regionalpolitik –
beispielsweise über Leader-Aktionsprogramme, Interreg-
Projekte und das IWB/EFRE Programm (z. B. für stadtregio-
nale Strategien) regionale Planungskooperationen (Gruber &
Pohn-Weidinger, 2018).

Zur Koordination von Raumordnung und Regionalent-
wicklung auf gesamtstaatlicher Ebene dient die von Bund,
Ländern und Städten und Gemeinden getragene Österreichi-
sche Raumordnungskonferenz (ÖROK). Das alle zehn Jahre
von der ÖROK erstellte Österreichische Raumentwicklungs-
konzept (ÖREK) hat aber nur einen empfehlenden Charakter
für die Planungsträger (Gruber et al., 2018). Das aktuelle
ÖREK 2030 postuliert, dass weichenstellende Entscheidun-
gen getroffen und Maßnahmen gesetzt werden müssen, um
die vereinbarten Klimaziele bis 2030 zu erreichen (Österrei-
chische Raumordnungskonferenz, 2021, S. 4).

Für den Umgang mit der Klimakrise ist die Fülle von ver-
schiedenen unkoordinierten Planungen eine große Heraus-
forderung: die starke Rolle der Gemeinden in der kommuna-
len Raumplanung/Raumordnung, die höchst unterschiedlich
aufgesetzten Prozesse und Instrumente regionaler Kooperati-
on und Planung mit meist wenig Verbindlichkeit, das Fehlen
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einer Rahmenkompetenz für Raumplanung/Raumordnung
auf Bundesebene [Kap. 11] und die kaum an die Berück-
sichtigung raumplanerischer Kriterien geknüpften Fachpla-
nungen des Bundes und der Länder. Die Entwicklung des
Raumes und die Entwicklung von Infrastruktur – insbe-
sondere für Energieversorgung,Mobilitätszwecke, Gebäude,
Industrie, Gewerbe und Wasserwirtschaft – greifen immer
ineinander [Kap. 22, 11]. Infrastrukturen verursachen ho-
he Investitions- und Instandhaltungskosten und aufgrund
ihrer Langlebigkeit können unerwünschte Entwicklungen,
beispielsweise die induzierte Zersiedelung und Fragmentie-
rung des Raumes, nur mit sehr hohem Aufwand korrigiert
werden (Kurzweil et al., 2019).

Raumplanung/Raumordnung hat die Aufgabe, das Raum-
verhalten von Personen, Haushalten und Unternehmen ge-
meinwohlorientiert zu steuern (Österreichische Raumord-
nungskonferenz, 2021, S. 33). Nach Schindegger (2016) ist
Raumplanung/Raumordnung räumliche Gemeinwohlvorsor-
ge und „Raumordnungspolitik . . . ein Korrektiv im Interesse
des Gemeinwohls für eine ansonsten aus dem Ruder laufende
Entwicklung“ (Schindegger, 1999, S. 34). Konflikte zwischen
lokalen und übergeordneten Interessen – Schindegger (2016)
spricht hier von „mehreren Gemeinwohlen“ – sind vorpro-
grammiert. Das öffentliche Interesse am Raum auf verschie-
denen Ebenen zu konkretisieren, wird überlagert von Inter-
essenskonflikten innerhalb der jeweiligen Ebene (z. B. Bau-
landausweitungen für Einfamilienhausgebiete oder Handels-
agglomerationen vs. kompakte, klimafreundliche Siedlungs-
strukturen und Freiraumschutz) oder die Ebenen übersprin-
genden Interessen (z. B. globale/europäische Klimaziele vs.
regionaleWirtschaftsinteressen, z. B. im Tourismus). Interes-
senkonfliktewerden durch dieVerräumlichung (z.B.Definiti-
on vonGrenzen in der Plandarstellung) sichtbar undwirksam.

Bezüglich der unterschiedlichen Dimensionen sozial-
räumlicher Zusammenhänge (ausdrückbar als „territory,
place, scale, and networks“) sei hier auf Jessop et al. (2008)
verwiesen. Raumplanung/Raumordnung ist vor dem Hinter-
grund der Multiperspektivität [Kap. 2] Druck und Zwän-
gen ausgesetzt, welche gemeinwohlorientierte Zielsetzungen
teilweise untergraben. Als Beispiele seien hier erwähnt:
(1) unter der Marktperspektive der quantitative Wachstums-
zwang vs. eine qualitative Entwicklung, (2) unter der Inno-
vationsperspektive die Prioritätensetzung für schnelllebige
technologische Innovationen (Digitalisierung) vs. nachhalti-
ge soziale Innovationen der Kooperation und Partizipation
sowie eine auf Bestandssanierung ausgerichtete Ökonomie
(Neubau vs. Bestand), (3) unter der Bereitstellungsperspek-
tive die Auswirkungen exogener Großprojekte vs. die Ak-
tivierungen endogener, fein verteilter regionaler und lokaler
Potenziale (ARL – Akademie für Raumentwicklung in der
Leibniz-Gemeinschaft, 2021; Lamker & Terfrüchte, 2021)
und (4) aus der Gesellschaft-Natur-Perspektive das Postulat
der gleichwertigen (im Unterschied zu gleichen) Lebens-

verhältnisse und damit die Fragen der gerechten Verteilung
von räumlichen Nutzen und Lasten (Davy, 2021; Terfrüchte,
2019) [Kap. 17].

In diesen Spannungsfeldern werden die Bedeutung, aber
auch die Grenzen und Schwächen des Beitrags der Raum-
planung/Raumordnung zur Bewältigung und ihre Rolle als
Mitverursacherin der Klimakrise sichtbar. Das Fazit für die
Situation in Deutschland (Franck et al., 2013) lässt sich auf
Österreich übertragen: Bislang weist die formelle Raumpla-
nung systemimmanente Schwächen auf, die notwendigen
Regelungen für die Anpassung an den Klimawandel ent-
gegenstehen. So ist die überörtliche Raumordnung nicht
umsetzungsorientiert und verfügt im Gegensatz zu den Fach-
planungen über keine eigenen investiven Mittel. Zudem ist
die Raumplanung auf zukünftige Entwicklung ausgelegt und
hat kaumMöglichkeiten, auf den vorhandenen baulichen Be-
stand einzuwirken. Doch gerade der Bestand wird von den
Folgen des Klimawandels betroffen sein (Knieling, 2011,
S. 249). Eine rein operative projektorientierte Planung ohne
Langfristperspektive kann keine Lösung sein:

„Eine erfolgreiche Anpassung an die Folgewirkungen
des Klimawandels ist als ‚Flickenteppich‘ punktueller Ein-
zelmaßnahmen nicht denkbar. Die Anpassung der Raum-
nutzungen und Siedlungsstrukturen sollte also ganzheitlich
gelingen. (. . . ) Dieser zielorientierte Ansatz ist maßgeblich
dafür, dass nicht nur einzelne Flächen, sondern ganze Re-
gionen ihre Entwicklungsperspektive und Leistungsfähigkeit
erhalten können.“ (Ertl, 2010, S. 39; Overbeck et al., 2009,
S. 380) (Franck et al., 2013)

19.2 Status quo und Herausforderungen

Die räumlichen, rechtlichen, institutionellen, instrumentel-
len und mentalen Strukturen stehen mit dem Raumverhalten
in einer Wechselbeziehung. Als Raumverhalten werden die
langfristigen, periodischen und kurzfristigen Entscheidun-
gen von Personen und Hauhalten hinsichtlich ihrer Wohn-,
Arbeits-, Einkaufs- und Freizeitorte sowie von Unternehmen
bezüglich ihrer Betriebsstandorte und Beschaffungs- und
Absatzmärkte bezeichnet (Österreichische Raumordnungs-
konferenz, 2021). Diese Entscheidungen erfolgen innerhalb
der bestehenden Strukturen, die auch das Ergebnis raumpla-
nerischer Entscheidungen sind.

„Die Standortentscheidungen lösen wiederum Mobilität,
Transporte und Kommunikation zwischen den Standorten
aus. Jede Einzelentscheidung durchläuft komplexe Auswahl-
prozesse, die wiederum eingebettet sind in eine Vielzahl
an begrenzenden Rahmenbedingungen. Dazu zählen tech-
nologische Möglichkeiten (Verkehr, Transport, Nachrichten-
übertragung, Energieverfügbarkeit, etc.) genauso wie Preise
und Kosten (Bodenpreise, Transportkosten, Transaktionskos-



19.2 Status quo und Herausforderungen 533

ten) oder rechtliche und fiskalische Rahmenbedingungen.“
(Österreichische Raumordnungskonferenz, 2021, S. 33)

Suffizienzorientierte Poliitk kann ressourcenschonende
und energiesparende soziale Praktiken durch veränderte Rah-
menbedingen rechtlicher, institutioneller oder baulicher Art,
fördern (Christ & Lage, 2020). Gesellschaftliche Entwick-
lungen, Bedürfnisse und Lebensstile, wie Wohnlage und
Wohnform, sowie wirtschaftspolitische Entwicklungen und
Notwendigkeiten, wie die Sicherung des Wirtschaftsstandor-
tes, prägen die Raumnutzung in Österreich. Damit verbunden
ist eine Vielzahl von direkten und indirekten raumwirksa-
men Effekten wie Flächeninanspruchnahme und Energie-
bedarf für Wohnen, Mobilität, Ver- und Entsorgung sowie
die zunehmende Fragmentierung der Landschaft durch den
Bau von Straßen und anderer Infrastruktur (Kurzweil et al.,
2019). In diesem Prozess entstehen unterschiedliche räum-
liche Konfigurationen, die ein klimafreundliches Leben er-
möglichen oder erschweren [Kap. 17].

In Österreich wird im europäischen Vergleich überdurch-
schnittlich viel Fläche durch Verbauung für Siedlungs- und
Verkehrszwecke sowie für weitere Intensivnutzungen neu be-
ansprucht (Ehrlich et al., 2018). Rund 322.000 Hektar ge-
widmetes Bauland in Österreich entsprechen 359,6 Quadrat-
metern Bauland je Einwohner_in. Zum Vergleich: In der
Schweiz ist dieser Wert mit 291 Quadratmetern Bauland je
Einwohner_in deutlich geringer (Zech, 2021). Die Entwick-
lung der Flächeninanspruchnahme ist ein wesentlicher Indi-
kator für die räumliche Entwicklung Österreichs (Kurzweil
et al., 2019). Als Flächeninanspruchnahmewird der dauerhaf-
te Verlust biologisch produktiven Bodens durch Verbauung
für Siedlungs- und Verkehrszwecke, aber auch für intensive
Erholungsnutzungen, Deponien, Abbauflächen, Kraftwerks-
anlagen und ähnliche Intensivnutzungen bezeichnet. Bis zum
Jahr 2020 wurden in Österreich insgesamt 5768km2 Boden
(rund 7 Prozent der Landesfläche bzw. 18 Prozent des Dauer-
siedlungsraumes) in Anspruch genommen. Die jährliche Flä-
cheninanspruchnahme in den letzten 20 Jahren bewegte sich
zwischen 38 und 104 km2 pro Jahr. Der Jahresmittelwert der
letzten drei Jahre betrug 42 km2. Dieser entspricht etwa der
Größe von Eisenstadt. Den größten Anteil an der Flächen-
inanspruchnahme haben Betriebsflächen, mit einer Schwan-
kungsbreite von 10,6 bis 31 km2 Zuwachs pro Jahr, wobei seit
2015 ein Rückgang zu beobachten ist. Bei denWohn- undGe-
schäftsgebieten ist derZuwachsmit 17 km2 pro Jahr (Schwan-
kungsbreite plus/minus 2 km2) bis zum Jahr 2018 einigerma-
ßen konstant, 2019 zeigte jedoch einen erheblichen Anstieg
auf 26 km2 pro Jahr. Auch im Jahr 2020 liegt der Zuwachs
mit etwa 23 km2 deutlich über dem langjährigen Schnitt. Der
Straßenbau beansprucht seit 2013 rund 4 bis 13,5 km2 pro
Jahr. Mehr als 40 Prozent der neu in Anspruch genomme-
nen Flächen gehen durch Versiegelung, der Abdeckung des
Bodens mit einer wasserundurchlässigen Schicht, dauerhaft
verloren. Der Boden kann dadurch wichtige Funktionen wie

die Speicherung und Verdunstung von Wasser, die Filterung
von Schadstoffen und das Binden von Kohlenstoff nicht mehr
erfüllen (Umweltbundesamt, 2020, 2021a, 2021b).

Im Bereich der Betriebsflächen, der Erholungs- und Ab-
bauflächen, der Straßen und der Bahn ist in den letzten et-
wa fünf Jahren ein Rückgang des jährlichen Zuwachses zu
beobachten. Das in der Österreichischen Strategie Nachhal-
tige Entwicklung (BMLFUW, 2010) und im aktuellen Re-
gierungsprogramm 2020–24 formulierte Ziel von einer ma-
ximalen Flächeninanspruchnahme von 2,5 Hektar pro Tag
(Die neueVolkspartei&Die Grünen –Die GrüneAlternative,
2020) wird jedoch deutlich verfehlt. In den letzten drei Jahren
liegt die durchschnittliche Flächeninanspruchnahme inÖster-
reich bei 11,5 Hektar pro Tag (Umweltbundesamt, 2021b).

Aufgrund der Bedeutung für die Beschreibung der räumli-
chen Entwicklung beobachtet die Österreichische Raumord-
nungskonferenz (ÖROK) seit 2016 im Rahmen des ÖROK-
Atlas das gewidmete Bauland für ganz Österreich. Im Zeit-
raum von 2017 bis 2019 wurden in Österreich 2162 Hektar
Bauland gewidmet. Das ist ein Zuwachs von 0,9 Prozent, wo-
bei die höchsten absoluten Zuwächse in Oberösterreich und
Niederösterreich zu verzeichnen waren. In Österreich stan-
den im Jahr 2020 etwa 362 Quadratmeter gewidmete Fläche
je Einwohner_in für vorrangig bauliche Nutzungsformen zur
Verfügung (ÖROK, o.J.).

Nicht alle als Bauland gewidmeten Flächen sind be-
baut. Flächen, die zwar eine rechtsgültige Widmung als
Bauland aufweisen, jedoch nicht mit einem Gebäude mit
mindestens 50 Quadratmeter Grundfläche bebaut sind, wer-
den als Baulandreserve bezeichnet. Der Anteil des gewid-
meten, nicht bebauten Baulandes am Bauland beträgt in
Österreich (im Jahr 2016) durchschnittlich 26,5 Prozent,
wobei die Schwankungsbreite zwischen den Bundesländern
mit maximal 37,9 Prozent im Burgenland und minimal
20,3 Prozent in Salzburg bzw. 4,3 Prozent in Wien sehr
groß ist (Banko & Weiß, 2016). Dieser Baulandüberhang
erschwert die Steuerung der Siedlungsentwicklung und da-
mit eine flächenschonende Siedlungspolitik mit effizienter
Infrastruktur (Kurzweil et al., 2019).Mit der Anwendung un-
terschiedlicher Maßnahmen der Baulandmobilisierung (z. B.
Baulandbefristung, Baulandumlegung, Infrastrukturkosten-
beiträge, Vertragsraumordnung) soll eine Bebauung von
Baulandreserven insbesondere in Ortskern- und Zentrennähe
(Innenentwicklung) ermöglicht und bei Neuwidmungen von
Bauland eine Bebauung innerhalb eines festgelegten Zeitrau-
mes sichergestellt werden (Doan, 2019; ÖROK, 2017).

Eine weitere Herausforderung für die Raumplanung ist
der steigende Energiebedarf, insbesondere in Kombination
mit der Umstellung auf erneuerbare Energieträger und dem
raumverträglichen Ausbau der erneuerbaren Energieversor-
gung (Birkmann et al., 2013). Für Österreich wird bis 2040
eine Zunahme des Endenergieverbrauchs inklusive Ener-
gieeffizienzmaßnahmen um 7 Prozent prognostiziert, wobei
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der Stromverbrauch mit einem Wachstum von 20 Prozent
besonders stark steigen wird (BMNT, 2019). Gemäß dem
Integrierten nationalen Energie- und Klimaplan für Öster-
reich 2021–2030 muss zur Dekarbonisierung eine massive
Steigerung der Stromproduktion aus erneuerbaren Energie-
trägern erfolgen: Wasserkraft plus 19 Prozent, Biomasse
plus 20 Prozent, Windkraft plus 220 Prozent, Photovoltaik
plus 400 Prozent (Lamport, 2019). Die sich dadurch ver-
schärfende Flächenkonkurrenz von erneuerbaren Energien
mit Siedlungsflächen, Landwirtschaftsflächen und Flächen
für den Natur- und Landschaftsschutz erfordert die Aushand-
lung von tragfähigen Lösungen (Hiess et al., 2021). Denn
auch der Bedarf an Siedlungs- und Verkehrsflächen wächst
weiter, insbesondere die Ballungsräume sind einem hohen
Siedlungsdruck ausgesetzt. Gemäß aktuellen Prognosen wird
sich bis 2050 die Zahl der Einwohner_innen in Österreich um
ca. 9 Prozent und die Zahl der Haushalte um ca. 15 Prozent
erhöhen (Hanika, 2019; Hiess et al., 2021).

Nicht nur Räume mit einer dynamisch wachsenden
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung stellen eine Her-
ausforderung für die Steuerung der räumlichen Entwicklung
dar. Während in den Zentralräumen und Tourismusgebieten
die Nachfrage nach Bauflächen und Flächen für Infrastruk-
turen, beispielsweise Freizeiteinrichtungen, den Druck auf
Freiräume und damit auf den Boden erhöht, kommt es
andernorts – in peripheren Gebieten – zu Abwanderung
und Nutzungsaufgabe. Das Phänomen der „inneren Entdich-
tung“ betrifft Städte, Gemeinden und Ortschaften sowohl
in Wachstumsregionen als auch in schrumpfenden Gebie-
ten. Die Verlagerung von Geschäften, Dienstleistern und
öffentlichen Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten an
die Siedlungsränder und die Entstehung von Handelsagglo-
merationen an den Orts- und Stadteinfahrten bewirkt eine
Zentrifugalkraft, die die Orts- und Stadtzentren schwächt
– Leerstand, Abwanderung, Funktionsverlust und geringere
Attraktivität und Aufenthaltsqualität sind damit verbunden.

Vielerorts werden seitens der Gemeinden, der Geschäfts-
leute und engagierter Bürger_innengruppen Anstrengungen
unternommen, diesem sogenannten Donut-Effekte entgegen-
zutreten (Bednar & Österreichische Raumordnungskonfe-
renz, 2019; Feller et al., 2019). Seitens der Bundesländer,
des Bundes und der Verbände von Städten und Gemeinden
und in deren Zusammenarbeit etwa im Rahmen der Ös-
terreichischen Raumordnungskonferenz sind Strategien und
Maßnahmen zur Innenentwicklung wie beispielsweise ein
Baukulturförderprogramm für Städte und Gemeinden for-
muliert, teilweise mit finanziellen Mitteln ausgestattet und
in Umsetzung (Bednar & Österreichische Raumordnungs-
konferenz, 2019; ÖROK, 2019; Plattform Baukulturpolitik
& Forschungsinstitut für Urban Management und Gover-
nance, 2021). Für eine flächendeckende Steuerungswirkung
ist das bestehende Instrumentarium jedoch zu schwach (Bed-
nar & Österreichische Raumordnungskonferenz, 2019). Die

Revitalisierung des Bestandes und eine flächenschonende
Nachverdichtung stellen insbesondere für die ausgedehn-
ten, oft älteren Einfamilienhausgebiete ein großes räumli-
ches Potenzial dar, das jedoch auch mit Hindernissen wie
restriktiven Baureglementen, die beispielsweise eine Aufsto-
ckung der Baukörper verhindern, verknüpft ist. Oft stehen
Verdichtungsplänen auchWiderstände in den Quartieren ent-
gegen, da beispielsweise Nachbar_innen bei einer vertikalen
Verdichtung an der Grenze zum eigenen Grundstück eine
Beeinträchtigung der Privatsphäre und eine Reduktion des
Immobilienwertes befürchten (Hartmann, 2020).

Megatrends wie die Digitalisierung, die Globalisierung,
der demografischeWandel, der gesellschaftliche Wandel und
die Multilokalität, die Wissensgesellschaft, die Urbanisie-
rung und der steigende Energiebedarf mit dem sich ändern-
den Raumverhalten der Menschen bilden in Kombinationmit
dem Klimawandel und der Klimakrise eine große Herausfor-
derung für die Raumplanung. Auch wenn viele der einzelnen
Problematiken und Herausforderungen nicht neu sind, so hat
ihre Dringlichkeit aufgrund der Klimakrise stark zugenom-
men. Für den Umgang mit einigen neuen Herausforderungen
wie der Digitalisierung oder dem demografischen und gesell-
schaftlichen Wandel müssen neue Lösungen gefunden wer-
den. Dabei sind die Risiken und Chancen für einzelne Räume
unterschiedlich verteilt und erfordern eine raumtypenspezifi-
sche Herangehensweise. Wesentlich ist die Kombination von
überregionalen Strategien mit Konzepten zur Umsetzung auf
der regionalen und lokalen Ebene (Hiess et al., 2021).

19.3 Notwendige strukturelle Bedingungen

Klimaschutz muss in der Raumentwicklung und Raumpla-
nung stärker verankert werden und räumliche Strukturen
sind so zu gestalten, dass sie das langfristige Ziel der Kli-
maneutralität unterstützen. Gleichzeitig müssen die Raum-
und Siedlungsstruktur an nicht mehr zu verhindernde Ver-
änderungen infolge des Klimawandels angepasst und durch
präventive Maßnahmen Risiken minimiert und notwendige
Schutzmaßnahmen umgesetzt werden. Dazu ist es notwen-
dig, Klimaschutz und Klimawandelanpassung in den recht-
lichen Rahmenbedingungen stärker zu verankern und sie
verpflichtend in Entwicklungskonzepte und Pläne aufzuneh-
men und umzusetzen. Das ist nur mit einer institutionen- und
sektorübergreifendenZusammenarbeit möglich (Österreichi-
sche Raumordnungskonferenz, 2021).

DieRaumplanungkanninsbesondere indenBereichenEnt-
wicklung von klimaverträglichen Siedlungsstrukturen (siehe
folgenderAbschnitt), Schutz von Freiflächen undFlächenvor-
sorge für erneuerbare Energieträger einen wesentlichen Bei-
trag zumKlimaschutz und zur Umsetzung von Vermeidungs-
strategien leisten (Akademie für Raumforschung undLandes-
planung, 2009;Dollinger, 2010; Gruehn et al., 2010).
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19.3.1 Erhaltung und Entwicklung von
klimafreundlichen räumlichen Strukturen

Klimaverträgliche Siedlungsstrukturen sind boden- und
energiesparende räumliche Strukturen, welche die Flächen-
inanspruchnahme, den notwendigen Verkehr und insbeson-
dere den motorisierten Individualverkehr sowie den Ener-
gieverbrauch im Verkehrsbereich und im Siedlungs- und
Gebäudebereich minimieren (Dollinger, 2010; Gruehn et al.,
2010) [Kap. 6].

Die Flächeninanspruchnahme kann nur durch kompak-
tes Bauen reduziert werden. Nahezu drei Viertel der Flä-
cheninanspruchnahme in Österreich gehen auf Bauflächen
und Straßen zurück (VCÖ Wien, 2020b). Kompakte Sied-
lungsstrukturen ermöglichen eine Erhöhung des Anteils des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und der bewe-
gungsaktiven Mobilität im Modal Split der Verkehrsträger
und können damit in Kombination mit energieeffizienten Be-
bauungsstrukturen und Bauweisen erheblich zur Einsparung
von Energie und damit zur Reduktion von Treibhausgas-
emissionen beitragen (Akademie für Raumforschung und
Landesplanung, 2009).

Das Österreichische Raumentwicklungskonzept
(ÖREK) 2030 definiert die folgenden räumlichen
Ziele als Beitrag zur notwendigen Transforma-
tion hin zu einer klimaneutralen, nachhaltigen,
gerechten und am Gemeinwohl orientierten Raum-
struktur:

� „Klimaschutz in der Raumentwicklung und Raum-
ordnung verankern – räumliche Strukturen an den
Klimawandel anpassen [. . . ]

� Energiewende gestalten – den Ausbau erneuerbarer
Energien und Netze räumlich steuern [. . . ]

� Kompakte Siedlungsstrukturen mit qualitätsori-
entierter Nutzungsmischung entwickeln und för-
dern [. . . ]

� Die Lebensqualität und gleichwertige Lebensbe-
dingungen für alle Menschen in allen Regionen
bedarfsorientiert verbessern [. . . ]

� Polyzentrische Strukturen für eine hohe Versor-
gungsqualität mit Gütern und Dienstleistungen
stärken [. . . ]

� Leistungsfähige Achsen und Knoten des öffentlichen
Verkehrs als Rückgrat für die Siedlungsentwicklung
nutzen [. . . ]

� In regionalen und funktionalen Lebensräumen den-
ken, planen und handeln [. . . ]

� Die regionale Resilienz stärken [. . . ]

� An den lokalen und regionalen Stärken ansetzen
und bestehende Potenziale fördern

� Freiräume mit ihren vielfältigen Funktionen schüt-
zen und ressourcenschonend entwickeln [. . . ]

� Eine lebenswerte Kulturlandschaft und schüt-
zenswerte Kulturgüter erhalten und entwickeln“
(Österreichische Raumordnungskonferenz, 2021,
S. 18–21)

Im Folgenden beschreiben wir die räumlichen Strukturen,
die ein klimafreundliches Leben ermöglichen.

19.3.2 Kompakte Siedlungsstrukturenmit
qualitätsorientierter Nutzungsmischung

Kompakte Siedlungsstrukturenmit einer qualitätsvollen Nut-
zungsmischung und damit eine Reduktion der Flächenin-
anspruchnahme spielen vor dem Hintergrund eines wei-
ter wachsenden Bedarfs an Siedlungs- und Verkehrsflächen
durch eine prognostizierte Erhöhung der Zahl der Einwoh-
ner_innen (ca. 9 Prozent bis 2050) und Haushalte (ca. 15 Pro-
zent bis 2050) (Hanika, 2019; Hiess et al., 2021) bei der
Vermeidung der Klimakrise eine zentrale Rolle. Die wissens-
und dienstleistungsorientierte Wirtschaft mit emissionsar-
men Produktionsbetrieben ermöglicht die Rückkehr zu einer
starken Nutzungsmischung und einer Wiederbelebung der
Orts- und Stadtzentren. Multifunktionalität ermöglicht ei-
ne enge räumliche Nähe der Daseinsgrundfunktionen wie
Arbeiten, Wohnen, Gesundheit, Bildung und Erholung. Da-
mit werden Wege kürzer und eine stärkere Nutzung der
Verkehrsträger des Umweltverbundes (Fußgänger- und Rad-
verkehr, öffentlicher Verkehr) ermöglicht (Kurzweil et al.,
2019; Österreichische Raumordnungskonferenz, 2021; VCÖ
Wien, 2020a) [Kap. 6].

19.3.3 Leistungsfähige Achsen und Knoten
des öffentlichen Verkehrs als Rückgrat
für die Siedlungsentwicklung

Die Orientierung der Siedlungsentwicklung am öffentli-
chen Verkehrssystem leistet einen wesentlichen Beitrag im
Kampf gegen die Klimakrise. Die Siedlungsentwicklung soll
an der Erschließung mit attraktiven öffentlichen Verkehrs-
angeboten, insbesondere an leistungsfähigen Achsen und
Knoten des öffentlichen Verkehrs (Bahnhöfen und Haltestel-
len) konzentriert werden. In bestehenden Siedlungsgebieten
außerhalb des Einzugsbereichs von öffentlichen Verkehrs-
mitteln müssen Erreichbarkeitschancen für Menschen ohne
eigenes Kraftfahrzeug durch den Ausbau bedarfsorientierter
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Verkehre sichergestellt werden (Österreichische Raumord-
nungskonferenz, 2021; VCÖ, 2021a) [Kap. 6, 17].

19.3.4 Polyzentrische Strukturen für eine hohe
Versorgungsqualität an Gütern und
Dienstleistungen

Durch ein Netz von Zentren unterschiedlicher Größe und da-
mit mit unterschiedlichen Funktionen (Groß-, Mittel- und
Kleinstädte, zentrale Orte, lokale Zentren) soll eine mög-
lichst wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung mit Gü-
tern und Dienstleistungen, die auch in Zukunft physisch
gebraucht werden, gewährleistet werden. Klein- und Mit-
telzentren bilden dabei wichtige Ankerpunkte für die lokale
und regionale Versorgung, während überregionale und inter-
nationale Zentren die Versorgung mit Einrichtungen, die an
vielfältige Interaktionen und eine hohe Nachfrage gebunden
sind, gewährleisten (Österreichische Raumordnungskonfe-
renz, 2021).

19.3.5 Schutz und ressourcenschonende
Entwickelung von Freiräumen mit ihren
vielfältigen Funktionen (Landschaft,
Landwirtschaft, Biodiversität, CO2-Senken)

Eine wesentliche Aufgabe der Raumplanung ist die Erhal-
tung der Vielfalt von Freiräumen für Erholung, Ökologie,
Klimaresilienz und multifunktionale Land- und Forstwirt-
schaft und damit die Absicherung ihrer Freiraumfunktionen
und Ökosystemleistungen, um einemVerlust an Biodiversität
oder dem Rückgang landwirtschaftlicher Nutzflächen durch
die Flächeninanspruchnahme für Siedlungen und Infrastruk-
tur vorzubeugen. Wesentliche raumplanerische Maßnahmen
dafür sind die verbindliche Festlegung von landwirtschaft-
lichen Vorrangzonen auf überörtlicher Ebene und die klare
Definition der Siedlungsränder bzw. die Festlegung von re-
gionalen Baulandkontingenten.

Neben dem Schutz von Nationalparks, Naturschutz- und
Landschaftsschutzgebieten, Natura-2000-Schutzgebieten
und Naturparks zur Erhaltung der Biodiversität und für
die Vernetzung der Ökosysteme ist in städtischen Gebie-
ten die Schaffung von hochqualitativer grüner Infrastruktur
durch die Sicherung und Ausweitung von Grünräumen mit
ihrer Erholungsfunktion und der großen Bedeutung für das
Mikroklima wesentlich (Österreichische Raumordnungskon-
ferenz, 2021; Pitha et al., 2013). Die Raumplanung muss –
in Unterstützung von Naturschutz und Landschaftspflege
– Senken für klimawirksame Gase durch den Schutz von
Flächen mit hohem CO2-Bindungspotenzial (z. B. Moore,
Böden, Wälder, Grünflächen) langfristig sichern (Dollinger,
2010).

19.3.6 Räumliche Steuerung des Ausbaus
erneuerbarer Energien und Netze – Gestaltung
der Energiewende/Flächenvorsorge
für erneuerbare Energieträger

Um die Ziele der Energiewende zu erreichen, ist die Raum-
planung mit beträchtlichen Flächenbedarfen und damit Flä-
chenkonkurrenzen zu anderen Nutzungen konfrontiert. Der
Flächenbedarf für erneuerbare Energien wie Biomasse, Was-
serkraft, Solarenergie und Windenergie umfasst die Energie-
produktion, Energiespeicherung und Energietransporte und
-verteilung. Je nach Energieträger ist er mit unterschied-
lichen Flächeninanspruchnahmen und Umweltwirkungen
verknüpft. So bringen aktuell großflächige Photovoltaik-
Freilandanlagen eine besonders hohe Flächennachfrage nach
meist landwirtschaftlichen Flächen mit sich, der weitere
Ausbau der Wasserkraft ist mit kritischen Eingriffen in hoch-
wertige Fluss- und Bachökosysteme verbunden und Wind-
kraftanlagen verändern das Landschaftsbild wesentlich.

Erneuerbare Energieträger und ihre begleitenden Infra-
strukturen wie Anlagen und Versorgungsnetze sind unmit-
telbar raumrelevant und erzeugen neuen Druck auf räumli-
che Ressourcen. Zur optimalen Nutzung der Potenziale zur
Energieerzeugung wie auch zur Minimierung von Nutzungs-
konflikten ist eine langfristige planerische Steuerung und
Sicherung von Flächen notwendig. Die Auswahl optimaler
Standorte muss zur langfristigen Sicherung der Potenzia-
le und Reduktion negativer Umweltfolgen auf überörtlicher
Ebene erfolgen, auch wenn die Umsetzung zumeist auf der
lokalen Ebene erfolgt. Bei der räumlichen Steuerung des
Ausbaus erneuerbarer Energien und ihrer Netze steht die
Raumplanung vor der Herausforderung, die Flächen und
Standorte mit der besten Eignung zu ermitteln und auszu-
wählen, die benötigten Flächen für Produktions- und Spei-
cherstandorte sicherzustellen sowie bei Nutzungskonflikten
zu vermitteln und zwischen unterschiedlichen Flächenan-
sprüchen auszugleichen (Akademie für Raumforschung und
Landesplanung, 2009; Dollinger, 2010; Hiess et al., 2021).
Zur Minimierung der Nutzungskonflikte haben „Etagenwirt-
schaften“ erneuerbarer Energien besonderes Potenzial, etwa
in der Kombination aus Windkraft, Biomasse, Geothermie
und Solarenergie (Dumke, 2020).

19.4 Akteur_innen und Institutionen

Raumordnungspolitik und Klimapolitik leiden unter einer
ähnlichen Problematik bei ihrer Umsetzung: Trotz empiri-
scher Fakten über die Kosten und insbesondere langfristigen
Folgekosten von Entscheidungen, wie beispielsweise Zer-
siedlung, finden diese keinen oder nur geringen Niederschlag
bei den politischen Entscheidungsträger_innen. Flächenspa-
rende Bauweisen werden zumeist nur bei bereits extremer
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Flächenknappheit und damit einhergehenden hohen Bau-
landkosten angewendet. Man kann diesbezüglich von ei-
ner „evidence-ignoring policy“ sprechen (Dollinger, 2010;
Schindegger, 2012). Es braucht einen verstärkten Druck
aus der kritischen Öffentlichkeit auf die Politik, um eine
größere Akzeptanz der notwendigen Maßnahmen der Raum-
planung in der Politik zu erreichen. Dazu ist – im Zuge von
Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit – die Auf-
bereitung von Forschungsergebnissen notwendig (Dollinger,
2010; Schindegger, 2012). Darüber hinaus muss sich Raum-
planung als „Mittel zur selektiven, aber gezielten Durch-
setzung mehrheitsfähiger allgemeiner Grundsätze verstehen
und darstellen“ (Schindegger, 2012, S. 167).

Damit die Raumplanung in der Lage ist, klimaverträg-
liche räumliche Strukturen zu schaffen und die Anpassung
an den Klimawandel zu unterstützen, müssen Klimaaspekte
in der Planung integral berücksichtigt werden. Die Kern-
kompetenzen der Raumplanung wie die interdisziplinären
Herangehensweisen, die Integration unterschiedlicher Sek-
toren und ebenenübergreifende Zusammenarbeit gewinnen
unter dem Aspekt des Klimawandels an Bedeutung (Bundes-
amt für Raumentwicklung ARE, 2013).

19.4.1 Das vorhandene
Raumplanungsinstrumentarium zur Nutzungs-
und Standortplanung konsequent zielorientiert
einsetzen

Die Österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK)
sieht für das Österreichische Raumentwicklungskonzept
(ÖREK) 2030 die Verpflichtung, „Klimaschutz und Klima-
wandelanpassung als Priorität für die Raumentwicklung und
Raumordnung der nächsten Jahre zu sehen. Die Bewältigung
der Klimakrise stellt eine Transformationsaufgabe dar, die
alle politischen und administrativen Ebenen, alle Sektoren
und alle Räume betrifft“ (Österreichische Raumordnungs-
konferenz, 2021, S. 42).

Die ÖROK selbst hat keine Umsetzungsinstrumente. Die-
se liegen im Kompetenzbereich des Bundes (im Rahmen
seiner Fachplanungskompetenz), der Länder, der Regionen
und Gemeinden. Darüber hinaus setzen sich räumliche Wir-
kungen aus einer Vielzahl von Einzelentscheidungen zu-
sammen, die oft erst nach längerer Zeit in ihrer Summe
spürbar werden. Dann ist es jedoch nur mehr schwer mög-
lich, unerwünschte räumliche Entwicklungen rückgängig zu
machen und die Konsequenzen kostenaufwendig zu kompen-
sieren. Eine klimaverträgliche Raumentwicklung muss also
eine langfristige, generationenübergreifende Perspektive ver-
folgen (Österreichische Raumordnungskonferenz, 2021).

Der Klimawandel als Querschnittsaufgabe soll in Pla-
nungsprozesse, Planungsinstrumente und räumliche Strate-
gien auf allen Planungsebenen aufgenommen werden. Mit

Climate Proofing sollen räumliche Festlegungen auf ihre
Wirksamkeit und Reaktionsfähigkeit bezüglich Klimawan-
del überprüft werden (Pitha et al., 2013). Aufgrund der
großen Unsicherheit der Auswirkungen des Klimawandels
ist es wesentlich, resiliente Raumstrukturen zu entwickeln,
die sich unter verschiedenen Rahmenbedingungen bewäh-
ren, wie beispielsweise Außenräume in Siedlungsgebieten,
die sowohl bei Kälte als auch bei Hitze eine gute Aufenthalts-
qualität bieten. Die Widerstands- und Anpassungsfähigkeit
von Strukturen, Prozessen und Systemen ist zu fördern. No-
regret-Strategien, strategische Planungen, die weder jetzt
noch zukünftig negative Auswirkungen erzeugen, spielen ei-
ne wichtige Rolle (Bundesamt für Raumentwicklung ARE,
2013).

Lernfähige, flexible Planungsprozesse, die gut auf Ver-
änderungen reagieren können, sind im Umgang mit der
Unsicherheit in Bezug auf den Klimawandel wesentlich.
Dabei ist das kontinuierliche Lernen aus Ereignissen und ei-
ne ausreichende Flexibilität für Veränderungen notwendig.
Planungsgrundlagen und Planungsaussagen müssen regel-
mäßig überprüft und wenn notwendig angepasst werden. Die
Raumplanung muss mehr als schrittweise vorgehender, an-
passungsfähiger Prozess angelegt werden und verschiedene
mögliche langfristige Entwicklungen berücksichtigen (Bun-
desamt für Raumentwicklung ARE, 2013).

Gemäß der Empfehlung der ÖROK zu „Flächensparen,
Flächenmanagement & aktive Bodenpolitik“ ist es für ei-
ne wirkungsvolle örtliche Raumplanung wesentlich, die für
die Planungspraxis zentralen Instrumente des Flächenma-
nagements in der örtlichen Raumplanung – örtliche Ent-
wicklungskonzepte und Flächenwidmungspläne – zu kon-
kretisieren und zu verdichten. Für die langfristigen Vorgaben
im örtlichen Entwicklungskonzept bedeutet dies eine Fest-
legung von Mindestinhalten wie eine verpflichtende Bau-
landbedarfsabschätzung nach standardisierten und in den
regionalen Kontext eingebetteten Modellen, an den Zielen
des Flächensparens orientierte Aussagen zur Entwicklung
des Siedlungs- und Freiraums, die Festlegung von Berei-
chen, die von jeglicher Bebauung freizuhalten sind, wie z. B.
landwirtschaftliche oder ökologische Vorrangflächen, sowie
strategische Festlegungen über Bebauungsstrukturen und die
baukulturelle Entwicklung [Kap. 4].

Im Bereich der Flächenwidmungsplanung wird die An-
wendung von restriktiven Kriterien im Umgang mit Neu-
widmungen gefordert und im Sinne von kompakten Bau-
landwidmungen die räumliche Anbindung von neuem Bau-
land an bestehende Siedlungsgebiete. Baulandausweisungen
sollen nur erfolgen, wenn keine geeigneten und verfügba-
ren innerörtlichen Baulandreserven bestehen. Zur Reduktion
des Baulandüberhanges sollen für unbebautes Bauland Re-
gelungen geschaffen werden, die nach einem bestimmten
Zeitraum Rückwidmungen, die durch kommunale Planungs-
interessen begründet sind, ermöglichen bzw. baulandmobi-
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lisierende Maßnahmen vorschreiben. Weiters sollte in Flä-
chenwidmungsplänen die Festlegung von Freihaltegebieten
im Grünland, die ein Bauverbot bewirken, ermöglicht wer-
den (Kanonier & Schindelegger, 2018c; ÖROK, 2017).

Bodenpolitische Instrumente zur Baulandmobilisierung,
wie z. B. Raumordnungsverträge, befristete Widmungen, In-
vestitionsabgaben oder vorgezogene Aufschließungs- und
Erhaltungsbeiträge, finden sich in unterschiedlichen Ausprä-
gungen in allen jüngeren Novellen der Raumordnungsgeset-
ze (Zech, 2021). Zum Bremsen der Zentrifugalwirkung von
Handelsagglomeration, Gewerbezonen, Freizeittempeln und
Logistikzentren für den Onlinehandel am Ortsrand ist auch
eine Novellierung der Raumordnungsgesetze, wie beispiels-
weise in Tirol und Vorarlberg, zur Unterstützung notwendig
(RIS – Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016, Tiroler
– Landesrecht konsolidiert Tirol, Fassung vom 28.10.2021,
o.J.). Die Errichtung von Einkaufszentren und Supermärk-
ten soll nur in Stadt- und Ortskernen oder als Nachnutzung
von bestehenden Einkaufszentrenmöglich sein und die dazu-
gehörigen Parkplätze nicht ebenerdig, sondern unterirdisch
oder gestapelt zugelassen werden (Zech, 2021).

Im Rahmen der überörtlichen Raumordnung der Län-
der sind verstärkt langfristige Planungsstrategien, in denen
ordnungs- und entwicklungspolitische Maßnahmen zum Flä-
chensparen wirkungsvoll und in Kooperation mit den Ge-
meinden kombiniert werden, umzusetzen. Beispiele dafür
sind die Konkretisierung übergeordneter Raumordnungsziele
zum Flächensparen, die österreichweite Festlegung von Bau-
landgrenzen für Gebiete mit hohem Baulandwidmungsdruck
in regionalen Raumplänen, die Entwicklung von Modellen
für die regionale Verteilung des Flächenbedarfes sowie die
überörtliche Festlegung von Mindestdichten und Mindest-
anteilen an flächensparenden Bauformen für eine qualitativ
hochwertige Verdichtung (ÖROK, 2017) [Kap. 11, 4].

19.4.2 Unterschiedliche Akteur_innen (Politik,
Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft) und
Bürger_innen über informelle Instrumente und
Planungsprozesse einbinden

Die Umsetzung einer klimaverträglichen Raumplanung er-
fordert ein gemeinsames Handeln unterschiedlicher Akteu-
re_innen und Politiken. Dabei kommt der Raumplanung in
fach- und ebenenübergreifenden Gremien und politischen
Prozessen eine wichtige Rolle zu. Politik, Verwaltung und
die Öffentlichkeit müssen umfassend informiert und sensi-
bilisiert werden, um das Problembewusstsein für den Kli-
mawandel und die Akzeptanz von Maßnahmen zu erhöhen
(Bundesamt für Raumentwicklung ARE, 2013).

Jeder hat im Alltagshandeln Einfluss auf die Entwick-
lung des Raumes. Alle, die im Raum agieren, Inves-
tor_innen, Unternehmer_innen, Dienstleister_innen, Infra-

strukturanbieter_innen und die verschiedenen zivilgesell-
schaftlichen Gruppen, beeinflussen seine Entwicklung eben-
so wie die öffentlichen Akteur_innen EU, Bund, Länder,
Gemeinden. Eine integrierte räumliche Entwicklungspla-
nung erfordert dementsprechend zusätzlich zu einer brei-
ten fachlichen Integration die Integration vielfältiger Ak-
teur_innen in den Prozess (Heinig, 2022; Selle, 2005). Für ei-
ne erfolgreiche Beteiligung ist ein Trialog zwischen Politik,
Verwaltung und Öffentlichkeit notwendig. Dadurch können
die Interessen und Zielkonflikte unterschiedlicher Akteurs-
gruppen transparent gemacht und gemeinsame Lösungsmög-
lichkeiten und ein Interessenausgleich ausgehandelt werden
(Heinig, 2022). Partizipation kann unterschiedlich ausgestal-
tet sein. Sie reicht von Information über Konsultation und
Mitwirkung bis zu Mitentscheidung (Heinig, 2022; Madner,
2015; Zech, 2015).

In diesem breiten Spektrum von einer kommunikations-
orientierten bis zu einer kooperativen Planung sind der „Kern
qualitätsvoller Partizipation . . . ernst gemeinte, offene und
lebendige Prozesse, die transparent und fair aufgesetzt sind
und Interessierte und Betroffene zu Beteiligten werden las-
sen“ (Zech, 2015, S. 253). Prozesse mit einer klimapoliti-
schen Zielsetzung, die grundlegende strukturelle Verände-
rungen notwendig machen, müssen so gestaltet sein, dass
sie auf Kooperation und Mitbestimmung ausgerichtet sind
(Madner, 2015). Dazu müssen den Beteiligten die Komplexi-
tät der jeweiligen Aufgabe zugemutet und auch Widersprü-
che thematisiert werden, um eine Auseinandersetzung mit
der Realität zu ermöglichen (Selle, 2017). Ein Schlüssel für
eine integrierte räumliche Entwicklung ist die Koproduktion,
also das koordinierte und gleichberechtigte Handeln von öf-
fentlichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen
Akteur_innen. In der Umsetzung ist Koproduktion oft ein
Balanceakt bei der Verknüpfung ihrer Prinzipien mit der re-
präsentativen Demokratie und der hierarchisch organisierten
Verwaltung. Denn Koproduktion bedeutet, Verantwortung
für den Raum auf Basis vereinbarter Ziele zu teilen und
wahrzunehmen (Heinig, 2022) [Kap. 11].

19.4.3 Die Koordinationsaufgaben
der Raumplanung forcieren

Zur Umsetzung von klimafreundlichen räumlichen Struk-
turen ist die Abstimmung zwischen sektoralen Zielen von
Fachplanungen und räumlichen Zielen sowie Zielen für den
Klima- und Biodiversitätsschutz und die Anpassung an den
Klimawandel notwendig. Da es in Österreich keine Rahmen-
gesetzgebung des Bundes und keine Bundesraumordnung
gibt, muss diese Koordination durch die Raumplanung auf
Ebene der Länder, Regionen und Gemeinden erfolgen (Ös-
terreichische Raumordnungskonferenz, 2021).
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Das Ziel, klimafreundliche Strukturen zu schaffen, ist
nicht in allen raumrelevanten Fachplanung gleichermaßen
stark verankert. Fachplanungen sind häufig einzelobjekt-
bezogen, sie dienen primär der Planung und Errichtung
eines konkreten Objektes. Wenn sich unterschiedliche Fach-
planungen auf den gleichen Raum beziehen, können Nut-
zungskonflikte entstehen. Nahezu jede Fachplanung erzeugt
Spillover-Effekte, also Wirkungen, die außerhalb des Ge-
bietes der planenden Instanz anfallen. Negative Spillover-
Effekte sind insbesondere problematisch, wenn Fachplanun-
gen nur auf das fachliche Eigeninteresse ausgerichtet sind
und Wirkungen auf andere Raumnutzungsinteressen, andere
Fachplanungen und Gebietskörperschaften ausblenden.

Die Raumplanung ist gefordert, ihre Koordinationsaufga-
ben verstärkt wahrzunehmen, einen Ausgleich zwischen den
konkurrierenden Ansprüchen an den Raum herzustellen und
Fachplanungen überfachlich zu steuern. Zur Erfüllung der
Koordinationsfunktion muss die Raumplanung Konfliktfel-
der frühzeitig erkennen, diese zur Sensibilisierung der Politik
sichtbar machen und Vorschläge und Konzepte zur Lösung
der Konfliktsituationen in einer integrierte Raumentwick-
lungskonzeption erarbeiten (Einig, 2011).

In der sektorübergreifenden Koordination ist es wichtig,
die Raumwirksamkeit sektoraler Strategien und Planungen
zu prüfen und räumliche Ziele frühzeitig zu integrieren.
Umgekehrt sind die Anliegen der Fachplanungen in die
Verfahren und Pläne der Raumplanung aufzunehmen (Öster-
reichische Raumordnungskonferenz, 2021).

19.4.4 Die Sektoralplanungen (insbesondere
Verkehrssystemplanung, Tourismus, Wasserbau)
und Förderungen (insbesondere
Wohnbauförderung undWirtschaftsförderung)
verpflichten, die räumlichen und damit
mittelbaren klimarelevanten Wirkungen
zu berücksichtigen

Wesentliche raumwirksame Fachplanungen fallen in Gesetz-
gebung und Vollziehung in die Zuständigkeit des Bundes.
Fachplanungen des Bundes sind grundsätzlich durch die
Bundesverwaltung, also die jeweils zuständigen Ministe-
rien zu besorgen (Kanonier & Schindelegger, 2018c). In
der aktuellen Regierungsperiode sind das insbesondere das
Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tou-
rismus, das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, das Bun-
desministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort
sowie das Bundesministerium für Finanzen (RIS – Bundes-
ministeriengesetz 1986 – Bundesrecht konsolidiert, Fassung
vom 10.03.2022, o.J.). Eine Vielzahl an Aufgaben ist jedoch
in Gesellschaften im Eigentum des Bundes ausgelagert. Bei-
spiele dafür sind die ASFINAG zur Planung, Finanzierung,

Bau, Betrieb, Erhaltung und Bemautung der Bundesstraßen
und die Via Donau zur Planung, Vergabe und Kontrolle der
Wasserbauprojekte an den österreichischen Wasserstraßen
(Kanonier & Schindelegger, 2018c).

Die Landesregierungen und Ämtern der Landesregie-
rungen sind sowohl für die nominelle als auch für Teile
der funktionellen Raumordnung verantwortlich, wobei hier
insbesondere das Landesstraßenrecht und das Naturschutz-
recht aus Sicht der Raumplanung von Interesse sind (Kano-
nier & Schindelegger, 2018c; Stöglehner, 2019). Besonders
raumwirksame Sektorpolitiken des Bundes (z. B. Verkehr,
Energie, Wasserbau, Rohstoffgewinnung, Umwelt- und Res-
sourcenschutz) (Stöglehner, 2019) sollten in einem „Raum-
verträglichkeitsscreening“ kritisch geprüft werden, inwiefern
sie eine klimaverträgliche Raumentwicklung durch den Ein-
satz ihrer Steuerungsinstrumente fördern oder behindern
(Zech et al., 2016).

In Österreich ist eine Reihe von sektoralen Förder-
schienen (z. B. Wohnbauförderung, Pendlerpauschale, Wirt-
schaftsförderung, Tourismusförderung, Gemeindebedarfszu-
weisung) implizit raumwirksam, setzt sich jedoch nicht ex-
plizit mit dem Raum oder den räumlichen Auswirkungen der
Förderungen auseinander. Dadurch bleibt nicht nur die Mög-
lichkeit der räumlichen Steuerungswirkung durch finanzielle
Anreize ungenutzt, es kann sogar zu einer Aufhebung der
Effekte der einzelnen sektoralen Förderungen durch Quer-
förderungen kommen. In einem Raumverträglichkeitscheck
sollte die Raumwirksamkeit sektoraler Förderprogramme
untersucht und dargestellt werden (Zech et al., 2016).

In derWohnbauförderung gibt es erste Ansätze, die Quali-
tät des Standortes in die Förderpolitik miteinzubeziehen. Seit
der Reform der Salzburger Wohnbauförderung im Jahr 2015
ist die Höhe der Wohnbauförderung erstmals auch von Kri-
terien zur Standortqualität abhängig, die für die Gesamtener-
gieeffizienz der Gebäude relevant sind. Die Kriterien bezie-
hen sich auf die Infrastruktur im Wohnumfeld der Bevölke-
rung, konkret auf die Anbindung an den öffentlichen Ver-
kehr, den Nahbereich eines Lebensmitteleinzelhändlers und
denNahbereich einer Schule, einer Kinderbetreuungseinrich-
tung, einer Arztpraxis oder einer Apotheke, die im Umkreis
von 1000Metern Luftlinie vom Bauvorhaben vorhanden sein
müssen, und auch an Qualitätskriterien der Infrastruktur, wie
beispielsweise die Frequenztaktung im öffentlichen Verkehr,
geknüpft sind (Madner & Grob, 2019a; Prinz et al., 2017;
RIS – Salzburger Wohnbauförderungsgesetz 2015 – Lan-
desrecht konsolidiert Salzburg, Fassung vom 02.11.2021,
o.J.). Die Wohnbauförderung Tirol gewährt bei einem nied-
rigeren Grundverbrauch einen höheren Fixbetrag pro Qua-
dratmeter förderbarer Nutzfläche (Land Tirol, 2021a, 2021b)
[Kap. 4, 6]. Auch in bestehenden Fördermodellregionen wie
beispielsweise KLAR! oder KEM bzw. LEADER-Strategien
sind Aspekte der Raumentwicklung in Abstimmung mit den
Ländern zu berücksichtigen (ÖREK 2030).
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19.5 Handlungsmöglichkeiten und
Gestaltungsoptionen

19.5.1 Das örtliche Raumplanungsinstrumen-
tarium zur Nutzungs- und Standortplanung
auf die Ebene von Regionen heben

„Damit die regionale Ebene im Bereich raumwirksamer Po-
litikbereiche des Bundes stärker als bisher wirksam werden
kann, braucht es eine intensivere Einbeziehung und Mit-
sprache sowie eine bessere institutionelle Verankerung und
Ressourcenausstattung für die (Stadt-)Regionen.“ (Österrei-
chische Raumordnungskonferenz, 2021, S. 128)

Die Region ist der wichtigste Bezugsraum der Menschen.
Darum ist es wichtig, in regionalen Lebensräumen zu denken,
zu planen und zu handeln und die regionale Ebene zu stärken.
Die Herausforderungen des Klimawandels lassen sich nicht
innerhalb von Gemeindegrenzen lösen. Insbesondere in den
sich zumeist dynamisch entwickelnden Stadtregionen ist eine
gleichberechtigteKooperation der regionalen Zentrenmit den
Umlandgemeinden notwendig (Svanda & Hirschler, 2021).

Die überörtlicheRaumplanung imSinne einer abgestimm-
ten räumlichen Entwicklung des gesamten Landes oder von
Landesteilen fällt in den Aufgabenbereich der Länder, in
einzelnen Ländern wie beispielsweise Salzburg auch aus-
drücklich in den von Planungsregionen. Die Landespolitik
nutzt ihre Steuerungskompetenz jedoch nur eingeschränkt,
denn raumordnerischeVorgaben und Entscheidungenwerden
häufig auf die Gemeinden bzw. geförderte Gemeindekoope-
rationen verlagert. Zum Handeln in regionalen Lebensräu-
men ist es wesentlich, Stadtregionen auf Ebene der Landes-
planung (überörtliche Raumplanung der Länder – Landes-
raumordnungsprogramme/Landesentwicklungskonzepte) als
Handlungsräumezufixieren.Dazu gehören die räumlicheDe-
finition und die Festlegung von Entwicklungszielen undMaß-
nahmen (Zech et al., 2016).

In der stadtregionalen Kooperation werden in der Aus-
stattung mit planerischen Ressourcen (Personen, Planungs-
werkzeuge, Planungsbudgets) Ungleichgewichte zwischen
der Kernstadt und den Umlandgemeinden deutlich. Für ei-
ne abgestimmte Planung „auf städtischem Niveau“, wie es
die räumlichen Qualitäten und Herausforderungen in der
Stadtregion erfordern, ist die Bildung von Planungs- und Ver-
waltungsgemeinschaften sinnvoll (Zech et al., 2016).

Die Unterstützung von interkommunalen und regiona-
len Planungsaktivitäten durch die Länder durch eine an-
teilige oder gänzliche Übernahme der Planungskosten oder
die Bereitstellung von Planungsexpertise aus der Landes-
verwaltung leistet einen wichtigen Beitrag, um stadtregio-
nale Planungsaufgaben grenzüberschreitend zu bearbeiten.
Planungs- und Verwaltungsgemeinschaften wie beispiels-
weise eine gemeinsame Bauverwaltung können Fachkompe-
tenzen bündeln (Zech et al., 2016).

19.5.2 Eine neue Governancekultur in räumlichen
Planungsprozessen etablieren

Klimawandelanpassung erfordert eine Mischung aus hoheit-
lichen Instrumenten und Governance-Strukturen. Sie lässt
sich nicht „von oben“ verordnen und es gibt auch keine
Patentrezepte. Der notwendige rechtliche Rahmen muss so-
wohl den Anspruch auf Rechtssicherheit erfüllen als auch
ausreichende Flexibilität ermöglichen, um adäquat und zeit-
nah auf Veränderungen reagieren zu können.Weiters müssen
bestehende Regelungen und Prozesse bezüglich ihrer Wir-
kung auf Klimawandelanpassungsmaßnahmen geprüft und
dementsprechend angepasst werden. Die Vielschichtigkeit
und Komplexität der Klimawandelanpassung benötigt an den
Kontext angepasste Lösungen, die nur mit der Beteiligung
lokaler Akteur_innen entwickelt und umgesetzt werden kön-
nen (Baasch & Bauriedl, 2012).

Das Handlungsprogramm des ÖREK 2030 sieht als eine
wesentliche Säule zur Umsetzung seiner Ziele die Weiter-
entwicklung der vertikalen und horizontalen Governance.
Die konkrete Ausgestaltung der Grundsätze der Klima-
verträglichkeit und Nachhaltigkeit, der Gemeinwohlorien-
tierung und der Gerechtigkeit erfordern Abwägungs- und
Aushandlungsprozesse. Dabei kommt auch der Mitwirkung
an europäischen Strategien und Prozessen eine wichtige
Rolle zu. Auf horizontaler Ebene ist eine Abstimmung zwi-
schen räumlichen und sektoralen Planungen notwendig, da
es in Österreich keine Rahmengesetzgebung des Bundes
bzw. keine Bundesraumordnung zur Koordination gibt. Bei
der vertikalen Abstimmung zwischen den Gebietskörper-
schaften Bund – Länder – Gemeinden liegt ein besonderes
Augenmerk auf der (stadt-)regionalen Handlungsebene, da
die aktuellen Herausforderungen der Raumentwicklung im-
mer weniger auf der lokalen Ebene bewältigt werden können.
Die Bedeutung der raumordnungsrechtlich und institutionell
lange schwach verankerten (stadt-)regionalen Handlungs-
ebene hat sich im letzten Jahrzehnt stark vergrößert und ihre
Professionalisierung verbessert (Österreichische Raumord-
nungskonferenz, 2021).

Österreichs Stadtregionen nutzen bereits eine Reihe von
Planungsinstrumenten und Plattformen, die auf räumliche
Entwicklung und interkommunale/regionale Kooperation
ausgerichtet sind. Der Trend geht von formalisierten Plänen
und Verfahren hin zu kommunikations- und prozessorientier-
ten Arbeitsweisen mit dementsprechend unterschiedlichen
Verbindlichkeiten der Planungsergebnisse von Verordnungen
über Beschlüsse, Kooperationsvereinbarungen und Absichts-
erklärungen bis zu Kenntnisnahmen mit geringer Verbind-
lichkeit. Für die Vorgehensweise und Spielregeln stadtregio-
naler Zusammenarbeit gibt es kein einheitliches Patentre-
zept. In den Stadtregionen gibt es in zahlreichen Bereichen
gute Erfahrungen mit informellen Planungsprozessen. Bei
„harten“ Themenbereichen (z. B. Betriebsansiedlung, Bau-
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landkontingente, Verkehrserzeugung) und sehr unterschiedli-
chen Ausgangspositionen zeigen sich jedoch die Grenzen der
freiwilligen Zusammenarbeit (Zech et al., 2016) [Kap. 12].

19.5.3 Sektoralplanungen verpflichten,
zu klimafreundlichen räumlichen Strukturen
beizutragen

Sektoralplanungen (Fachplanungen) sind raumwirksam,
wenn durch sie Raum in Anspruch genommen oder die räum-
liche Entwicklung oder Funktion eines Gebiets beeinflusst
wird (Runkel, 2018). Dies betrifft den Großteil der auch
als „funktionelle Raumplanung/Raumordnung“ (Kanonier &
Schindelegger, 2018c) bezeichneten Planungsagenden des
Bundes und der Länder: Bundes- und Landesstraßen, Eisen-
bahnen, Luftfahrt, Starkstromwege, Rohrleitungen, Abfall-
wirtschaft, Wasserrecht, Forstwesen, Landwirtschaft, Natur-
schutz, Tourismus u. a. m.

„Viele Fachplanungen, beispielsweise die Verkehrspla-
nung, sind nicht nur mit umfangreichen Haushaltsmitteln
ausgestattet, sondern haben auch eine größere politische
Macht. Das Verhältnis zwischen der Raumplanung und den
raumbedeutsamen Fachplanungen ist daher äußerst kom-
plex. So kann grundsätzlich als längerfristiger Trend ei-
ne wachsende Eigenständigkeit der Fachplanungen konsta-
tiert werden, die sich gegen den Koordinierungsanspruch
der Raumplanung als sektorübergreifende Gesamtplanung
wehren, sodass viele horizontale Koordinierungsprobleme
im Raum ungelöst bleiben.“ (Danielzyk & Münter, 2018,
S. 1937)

So lässt sich aus der Perspektive der Verkehrsplanungs-
lehre zwar sagen, dass sich die Verkehrsplanung von einer
sektoralen Fachplanung, verstanden als nachfrageorientier-
te Anpassungsplanung zur Konzeption und Dimensionierung
von Verkehrsanlagen und -angeboten, hin zu einer kom-
plexen zielorientierten integrierten Verkehrsplanung entwi-
ckelt hat. Dieser theoretische Anspruch schlägt sich aber
nicht immer in der Praxis nieder, „da traditionelle sektorale
Sichtweisen in Linienorganisationen der Verwaltungen und
die Präferenzen der politischen Entscheidungsträger häufi-
ger zu einseitigen Ergebnissen aus fachtechnischer und/oder
politischer Sicht führen“ (Ahrens, 2018, S. 2806). Wäh-
rend in den österreichischen Raumplanungsdokumenten die
Fachplanungen des Bundes und der Länder (z. B. Trassen-
korridore) ersichtlich zu machen sind, ist umgekehrt die
Möglichkeit, auf Fachplanungen einzuwirken, gering. Die
in Deutschland in vielen Fachplanungsgesetzen enthaltenen
„Raumplanungsklauseln, denen zufolge die Fachplanungen
Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu beachten bzw.
zu berücksichtigen haben“ (Danielzyk & Münter, 2018,
S. 1937), sind in Österreich nicht vorzufinden. Als Kom-
pensation für die fehlende Rahmengesetzgebung des Bundes

bzw. koordinierende Bundes-Raumordnung braucht es „eine
intensive Abstimmung zwischen räumlichen und sektora-
len Planungen“ (Österreichische Raumordnungskonferenz,
2021, S. 123). Dabei kommt der „Abstimmung zwischen
Sektorzielen, räumlichen Zielen und Zielen für den Klima-
und Biodiversitätsschutz sowie die Anpassung an den Kli-
mawandel“ eine besondere Rolle zu (Österreichische Raum-
ordnungskonferenz, 2021, S. 123) [Kap. 11].

Über ein Berücksichtigungs- und Abstimmungsgebot hi-
naus geht die Forderung, Sektoralplanungen dazu zu ver-
pflichten, zu klimafreundlichen räumlichen Strukturen bei-
zutragen. Als Vorbild sei hier das Schweizer Programm
„Agglomerationsverkehr“ genannt: Die Mitfinanzierung bei
Infrastrukturen durch den Bund erfolgt nur dann, wenn die
Maßnahmen die Qualität des Verkehrssystem verbessern, die
Siedlungsentwicklung nach innen fördern, die Verkehrssi-
cherheit erhöhen und die Umweltbelastung und den Ressour-
cenverbrauch vermindern (Eidgenössisches Departement für
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK &
Bundesamt für Raumentwicklung ARE, 2020).

19.5.4 Ein Förderprogramm für
Energieraumplanung österreichweit einzuführen

Österreich hat sich im aktuellen Regierungsprogramm das
Ziel gesetzt, die Produktionskapazitäten für erneuerbare
Energie bis zum Jahr 2030 um insgesamt 27 Terawattstunden
(TWh) auszubauen. Davon soll ein Anteil von 40 Prozent auf
Photovoltaik entfallen (RIS – Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz
– Bundesrecht konsolidiert, Fassung vom 02.11.2021, o.J.).
Weder das Regierungsprogramm noch das Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz (EAG) geben Auskunft über die quantitative
Aufteilung zwischen gebäudegebunden Anlagen und Freiflä-
chenanlagen. Aktuelle Studien gehen von einem Freiflächen-
anteil von etwa 50 Prozent aus, was einem Flächenbedarf
von 75 bis 100 km2 für den Ausbau von Photovoltaikan-
lagen auf Freiflächen bis zum Jahr 2030 entspricht. Eine
verbindliche Aufteilung des Ausbaukontingents auf die Bun-
desländer existiert nicht. Diese Unschärfen der nationalen
Strategie lassen Nutzungskonflikte befürchten. Wesentlich
wäre es, die Energieausbauziele auf Landesebene verbind-
lich zu machen, da eine fehlende räumliche Zuordnung auf
die einzelnen Planungsträger (Länder und Gemeinden) die
Steuerung auch durch das Raumordnungsinstrumentarium
schwieriger macht (Koscher, 2021b).

Die Wirkungen von Photovoltaik-Freiflächenanalagen auf
Fläche und Raum können standortbezogen über die Art
der Ausgestaltung und die Größe der Anlage sowie über
Ausgleichs- und Begleitmaßnahmen mit einem geeigne-
ten Instrumentarium gut gesteuert werden. Dazu braucht
es ein umfassendes, stringentes Instrumentarium von der
strategischen Ebene bis zur Gestaltung des Einzelobjek-
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tes. Zur Optimierung der Entwicklung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen unter sozialen, ökologischen, techni-
schen und ökonomischen Gesichtspunkten ist ein dreiglied-
riger Steuerungsansatz – Mengensteuerung, Standortsteue-
rung und qualitative Steuerung – notwendig. Ausgehend von
einer quantifizierten Zielsetzung und Zuteilung auf die Pla-
nungsträger können Regularien zu Auswahl und Bewertung
geeigneter Standorte sowie standort- und anlagenspezifische
qualitative Standards für eine raumverträgliche Umsetzung
festgelegt werden (Koscher, 2021a).

Auch für die räumliche Verteilung von Windkraftanlagen
erscheint, angesichts der unterschiedlichen gesetzlichen Re-
gelungen in den einzelnen Bundesländern, ein verbindliches
Windkraftkonzept auf Bundesebene im Sinne einer Rahmen-
planung sinnvoll, um den „energy sprawl“ durch vertikale
und horizontale Nachverdichtung der Windkraftanlagen zu
reduzieren (Dumke, 2020).

Im Bereich der Energieraumplanung, die als „jener in-
tegraler Bestandteil der Raumplanung, der sich mit der
räumlichen Dimension von Energieverbrauch und Energie-
versorgung umfassend beschäftigt“ (Stöglehner et al., 2014,
S. 9) definiert wird, hat die ÖREK-Partnerschaft „Ener-
gieraumplanung“ als eine prioritäre Handlungsempfehlung
die stufenweise Integration von räumlichen Energie- und
Mobilitätskonzepten in die überörtlichen und örtlichen Pla-
nungsinstrumente vorgeschlagen (Stöglehner et al., 2014).
Die Energierichtplanung in der Schweiz bietet ein Beispiel
für die Integration von Raumplanung und Energieplanung.
Die Energieplanung weist geeignete Gebiete in Plänen aus,
die als Entscheidungsgrundlage für die Raumplanung die-
nen (Madner & Parapatics, 2016). In Österreich kommt den
Bundesländern eine Schlüsselrolle bei der Integration der
Energieraumplanung in bestehende Prozesse der Raumpla-
nung zu. In Wien, der Steiermark und Salzburg bestehen
bereits etablierte Prozesse zur Berücksichtigung von energie-
und klimaschutzbezogenen Fragestellungen in hoheitlichen
Planungsprozessen (Madner & Parapatics, 2016; Rehbogen
et al., 2021). Ein österreichweites Förderprogramm für Ener-
gieraumplanung fehlt.

19.5.5 Fiskalische Instrumente reformieren (z. B.
Finanzausgleich), klimaschädliche Subventionen
abschaffen (z. B. Pendlerpauschale) und
klimanützliche Abgaben (z. B. Leerstandsabgabe)
und Anreize (z. B. Entsiegelungsprämie)
einführen

„Auch wenn die Raumordnung bedeutende Instrumente und
Maßnahmen zum sorgsamen Umgang mit Grund und Boden
vorsieht, sind wesentliche Steuerungsmöglichkeiten durch
andere Materien geregelt (z. B. Finanzverfassung, Wohn-
bauförderung, Grundverkehr, Infrastrukturplanung). Dem-

entsprechend sind in allen planungsrelevanten Fach- und
Rechtsmaterien die Ziele des Flächensparens durchgängig
zu berücksichtigen.“ (ÖROK, 2017, S. 14)

Raumstrukturen werden – über das Raumordnungs- und
Baurecht hinaus – von vielen unterschiedlichen Rechtsma-
terien, Vorschriften, Abgaben, Förderungen und Anreizen
gestaltet. In diesen Materien werden bei (Neu-)Regelungen
negative Wirkungen auf die Raumstruktur oft nicht ausrei-
chend bedacht („Raumblindheit“) oder sogar in Kauf ge-
nommen und somit kontraproduktive Rahmenbedingungen
geschaffen. Beispiele dafür sind die Kommunalsteuer, die
den Wettbewerb der Gemeinden um Ansiedlungen (auf der
grünen Wiese) fördert, das Pendlerpauschale mit seiner An-
reizwirkung zur flächenhaften Zersiedelung sowie die Wohn-
bauförderung, die ihre Förderkriterien zu wenig auf sparsa-
me Flächeninanspruchnahme und Sanierung des Bestandes
ausrichtet (Plattform Baukulturpolitik & Forschungsinstitut
für Urban Management und Governance, 2021).

Der Finanzausgleich gemäß Finanzausgleichsgesetz so-
wie die diversen länderinternen Transfers und Umlagen
berücksichtigen Wechselwirkungen mit der räumlichen Ent-
wicklung nicht oder nur unzureichend, der Finanzausgleich
wird daher als „raumblind“ bezeichnet (Bröthaler, 2020;Mit-
terer & Pichler, 2020; Zech et al., 2016).

Zur Reduktion der Raumblindheit im Finanzausgleich
werden vom KDZ Zentrum für Verwaltungsforschung ei-
ne stärkere Berücksichtigung von raumpolitischen Zielset-
zungen im Finanzausgleich sowie das Mitbedenken von
Raumwirkungszielen bei der Ausgestaltung der Finanzströ-
me (z. B. Wohnbau, Verkehr, Bildung, Soziales) als mögliche
Lösungen vorgeschlagen. Weiters sollte eine Steuerungs-
ebene „Kleinregionen“ implementiert (z. B. Stärkung klein-
regionaler Zentren im ländlichen Raum, Abstimmen und
Sicherstellen der Dienstleistungen und Infrastrukturen in-
nerhalb der Region), interkommunale Kooperationen und
Gemeindezusammenlegungen gefördert und Anreize für Ko-
operationen im Stadt-Umland-Bereich geschaffen werden.
Bei einem raumbezogenen Lastenausgleich, mit dem auf be-
sondere Aufgabenbedarfe aufgrund unterschiedlicher exter-
ner Rahmenbedingungen (z. B. zentralörtliche Funktion, so-
ziodemografische oder geografisch-topografische Rahmen-
bedingungen) reagiert werden kann, können beispielsweise
regionale Versorgungsfunktionen von Zentren berücksichtigt
werden. Mit dem Ressourcenausgleich soll die Finanzkraft
besonders finanzschwacher Gemeinden gestärkt und finanz-
kräftiger Gemeinden teilweise abgeschöpft werden (Mitterer
et al., 2016; Mitterer & Pichler, 2020).

In Österreich ist rein rechnerisch auf Jahrzehnte hin ge-
nügend Bauland vorhanden, der Großteil ist jedoch nicht
verfügbar. Baugrund wird als Wertanlage gehortet, zuneh-
mend auch großflächig etwa von Industriellenfamilien und
Immobilienanlegern. Für rund 800.000 Wohnungen in Ös-
terreich ist kein Hauptwohnsitz gemeldet, der dauerhafte
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Leerstand bzw. Leerstand über den Großteil des Jahres (Ne-
benwohnsitze) ist beträchtlich (Statistik Austria, o.J.). Der
Druck auf die Gemeinden, neues Bauland auszuweisen,
steigt und für die Gemeinden ist es zunehmend schwieriger,
aktive Bodenpolitik zu betreiben (durch Kauf, Tausch von
Grundstücken). In den Bundesländern werden zwar eine Rei-
he vonMaßnahmen zur Baulandmobilisierung genutzt, meist
jedoch nur im Zusammenhang mit Neuwidmungen. Der
bestehende Baulandüberhang bleibt unangetastet [Kap. 4].
Möglichkeiten über das Raumordnungsrecht sind mit Anpas-
sungen in den Grundverkehrsgesetzen zu verknüpfen, aber
auch mit finanzpolitischen Maßnahmen (z. B. Infrastruktur-
kostenbeitrag, Zweitwohnsitzsteuer, Leerstandsabgabe) (Do-
an, 2019). Insbesondere bei einem hohen Wohnungsdefizit
sollen die gesetzlichen Möglichkeiten einer Leerstandsab-
gabe hinsichtlich Auswirkungen und Umsetzbarkeit geprüft
werden (ÖROK, 2017). Die Einhebung einer Verkehrsan-
schlussabgabe von großen Verkehrserzeugern (z. B. Ein-
kaufszentren, großen Betrieben) ist den Gemeinden bereits
seit 1999 möglich (Eder, 2004), aufgrund rechtlicher Beden-
ken und der Standortkonkurrenz zwischen Gemeinden wird
das jedoch nicht umgesetzt. Diese Abgabe würde die Mög-
lichkeit bieten, Erschließungskosten mit Verkehrsträgern des
Umweltverbundes zu finanzieren. Flächendeckende und ver-
bindliche Regulierung auf (stadt-)regionaler Ebene können
eine Steuerungswirkung entfalten. Die Abgabe könnte ein-
malig für die Errichtungskosten und laufend für die Betriebs-
und Erhaltungskosten der Erschließung eingehoben werden
(Zech et al., 2016).

Die Mehrwertabgabe als bodenpolitisches Instrument
hat die Abschöpfung von Widmungsgewinnen, die durch
raumplanerische Maßnahmen wie die Änderung von
Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen entstehen, zum
Ziel. Die Wertsteigerung von Grundstücken durch erhöhte
Nutzungsmöglichkeiten verbleibt in Österreich derzeit voll-
ständig bei den Grundstückseigentümer_innen. Durch die
MehrwertabgabekanneinTeil derwidmungsbedingtenMehr-
werte an die Allgemeinheit zurückgeführt und finanzielle
Mittel, die für öffentliche Belange im Bereich der Raum-
planung oder leistbares Wohnen zweckgebunden werden
können, generiert werden (Mayr, 2018, 2020; Scholl, 2018).

Das deutsche Umweltbundesamt hat in einem Modell-
versuch mit 87 Kommunen vier Jahre lang den Handel mit
Flächenzertifikaten getestet. Dabei wurde jeder Gemeinde
nach Einwohner_innenzahl jährlich ein Kontingent an Zer-
tifikaten für Neuwidmungen zugeteilt, die genutzt, gespart
oder auf der Flächenbörse zwischen den Gemeinden ge-
handelt werden konnten. Ergebnis dieses Modellversuchs
war eine deutlich stärkere Bautätigkeit in den Ortszentren,
denn dafür waren keine Zertifikate notwendig, und eine Re-
duktion der Umwidmungen außerhalb der Zentren um die
Hälfte (Umweltbundesamt, 2019). In Österreich ist ein Flä-
chenzertifikatehandel nur mit Beteiligung aller Bundesländer

sinnvoll. Ebenso ist übergeordnet darauf zu achten, dass in
puncto Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung die richti-
gen Flächen bebaut werden (Sator, 2021). In Bayern erhalten
Gemeinden im Rahmen der Förderinitiative „Flächenentsie-
gelung“ mit einer Entsiegelungsprämie Unterstützung bei
der dauerhaften Entsiegelung befestigter oder brachliegender
Flächen und Aktivierung für neue Nutzungen (Bayerische
Staatskanzlei, 2019).

In Österreich gibt es vereinzelte Projekte zur Flächen-
entsiegelung, beispielsweise durch die Schaffung von Grün-
streifen beim Rückbau von Straßen (Anninger, 2022). Das
Land Niederösterreich unterstützt Entsiegelungsmaßnahmen
auf privaten Grundstücken und Parkplätzen mit einem In-
formationsangebot (Umwelt Gemeinde Service Niederös-
terreich, 2020). Der VCÖ – Mobilität mit Zukunft (vor-
mals Verkehrsclub Österreich) sieht in den Verkehrsflächen
das größte Potential zur Entsiegelung, da in Österreich
ca. 1240 Quadratkilometer Verkehrsflächen versiegelt sind
(VCÖ, 2021b). Um von einzelnen Best-Practice-Projekten
zu einer flächendeckenden Umsetzung zu kommen, ist laut
Raumplanerin Sibylla Zech ein Entsiegelungsprogramm auf
Bundesebene inklusive einer entsprechenden Kampagne not-
wendig (Anninger, 2022).

19.6 Conclusio

Die Analyse von wissenschaftlichen Beiträgen, Fach-
publikationen, Leitfäden und Konzepten der Raumpla-
nung/Raumordnung macht deutlich, was evident ist: Ei-
ne von Bund, Ländern und Gemeinden ernst genommene,
steuerungsfreudige Raumplanung/Raumordnung und neue
Formen von Planungs- und Beteiligungsprozessen könnten
maßgeblich zur Trendumkehr von klimaschädigenden zu kli-
mafreundlichen Lebens- und Wirtschaftsweisen beitragen.
Damit soll erreicht werden, dass kompakt und zugleich
durchgrünt gebaut wird, um in der „Stadt und Region der
kurzen Wege“ klimaschonend unterwegs zu sein, um Leben
in Stadt- und Ortskerne zu bringen und um Boden zu entsie-
geln und rückzugewinnen. Es braucht (1) die Stärkung der
Raumplanung in ihrer gemeinwohlorientierten Ordnungs-
funktion: Wo sind Wohnen, Industrie und Gewerbe, Versor-
gung, Erholung und Freizeit sinnvoll und möglich und wie
– dicht bebaut, durchgrünt, in welchem Nutzungsmix, mit
welchen Mobilitätsangeboten etc. ausgestattet – sind sie aus-
zugestalten. Und es braucht (2) eine Verpflichtung und neue
Praxis der Sektoralplanungen und anderer raumbedeutsamen
Politiken, um zu klimafreundlichen räumlichen Strukturen
beizutragen bzw. solche nicht zu konterkarieren.

Besonders im Verkehrs- und Energiesektor mit ihrem ho-
hen Raumbedarf gibt es großes Potenzial, um räumliche
Strukturen im Sinne der Raumplanungs-/Raumordnungs-
grundsätze und Raumordnungsziele so zu gestalten, dass
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damit ein klimafreundliches Raumverhalten von Personen,
Haushalten und Unternehmen ermöglicht und gefördert wird
(und nicht umgekehrt zu einem weiteren ressourcenverbrau-
chenden und Verkehr erzeugenden Auseinanderdriften der
Nutzungen beigetragen wird).

Hinzu kommt die Empfehlung, bisher weitgehend „raum-
blinde“ fiskalische Instrumente zu reformieren. Beispiele
sind der Finanzausgleich, Bedarfszuweisungen, Pendler-
pauschale, Immobilienertragssteuer, Wohnbauförderung und
Wirtschaftsförderungen etc.

In der Praxis stößt man in der planenden Verwaltung
der Länder, der Städte und Gemeinden und in regiona-
len Kooperationen sowie bei deren Auftragnehmer_innen
(Planungsbüros) auf einen breiten Grundkonsens, dass Hand-
lungsbedarf besteht. Das Spektrum der Lösungsansätze ist
in verschiedenen Handreichungen (Leitfäden, Handbücher,
Maßnahmenkatalogen und anschaulichen Materialien, wie
beispielsweise im „KlimaKonkret Plan“ (KlimaKonkret –
Unsere Städte und Gemeinden klimafit machen!, o.J.)) ver-
fügbar, wird aber im wissenschaftlichen Schrifttum wenig
gewürdigt bzw. lediglich als „graue Literatur“ eingeordnet.
Auffällig ist bei der Recherche, dass die deutsch- und eng-
lischsprachigen wissenschaftlichen und Fachpublikationen,
die Raumplanung/Raumordnung mit den Herausforderun-
gen des Klimawandels verknüpfen, in den Jahren 2005 bis
ca. 2013 sehr zahlreich waren, dann vor allem Strategie-
papiere zum Klimaschutz und zur Klimawandelanpassung
auffindbar sind und erst seit ca. 2019 der Literaturfundus
wieder breiter wird. Entsprechende Literatur findet in man-
chen Planungsdokumenten, wie z. B. dem aktuellen Öster-
reichischen Raumentwicklungskonzept mit dem Fokus „Den
Wandel klimaverträglich und nachhaltig zu gestalten“, Nie-
derschlag (Österreichische Raumordnungskonferenz, 2021).
Insgesamt wird das Potenzial der wissenschaftlichen Aus-
wertung der grauen Planungsliteratur sowie des Standes der
Planungspraxis noch wenig genutzt.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Herausforderungen

� In der wissenschaftlichen Literatur finden sich am
Schnittpunkt von Medien und Klimakrise vielfach
Studien zu journalistisch produzierten Inhalten, wo-
bei die Rolle der Online- und sozialen Medien
immer stärkere Beachtung findet. Für den österrei-
chischen Kontext liegen sehr wenige Studien vor.

� Auf internationaler Ebene zeigt sich, dass die me-
diale Aufmerksamkeit zu unterschiedlichen Aspek-
ten der Klimakrise in den letzten drei Jahrzehnten
eindeutig zugenommen hat; gleichzeitig teilwiese
auf niedrigem bis mittlerem Niveau verweilt (hohe
Übereinstimmung, starke Literaturbasis). Etablierte

Medienpraktiken wie anlassbezogene Berichterstat-
tung und Fokussierung auf den Nachrichtenwert
sowie die Konkurrenz mit anderen Themen und
die ideologische Ausrichtung von Medienhäusern
spielen eine zentrale Rolle (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis).

� Auf diskursiver Ebene lässt sich in journalisti-
schen Medien ein breiter Konsens für die Exis-
tenz der menschengemachten Klimakrise feststel-
len (hohe Übereinstimmung, starke Literaturbasis).
In manchen Kontexten (insbesondere bei ideolo-
gischer Nähe von bestimmten Medienhäusern zu
rechts-konservativen politischen Eliten oder auch
in sozialen Medien) ist die Persistenz klimakri-
senskeptischer Positionen durchaus relevant (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis). Die Be-
richterstattung ist tendenziell von Markt- und Inno-
vationsperspektiven und darin eingebetteten Maß-
nahmen zur Abwendung der Klimakrise geprägt
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis);
transformative Perspektiven (wie die Gesellschaft-
Natur-Perspektive) spielen eher eine geringe Rolle
in medialen Klimakrisendiskursen (hohe Überein-
stimmung, schwache Literaturbasis).

� Studien zur Rolle von Online- und sozialen Medi-
en im Klimakrisendiskurs nehmen zu. Hier zeigt
sich, dass sozialeMedien Foren für die Verhandlung
von Klimakrisendiskursen insbesondere für wis-
senschaftliche Detailfragen, (Laien-)Diskussionen
und Nischenthemen sind. Untersuchungen weisen
zudem auf die Relevanz sozialer Medien für das
Agenda-Setting und öffentliche Mobilisierung von
NGOs und Aktivist_innen hin. Klimakrisenleug-
nende Positionen spielen in bestimmten Kontexten
eine ausgeprägte Rolle (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).
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Notwendigkeiten

� Auf der Ebene der Medieninhalte ergeben
sich Transformationserfordernisse insbesonde-
re hinsichtlich der Infragestellung hegemonialer
wachstums- und technikoptimistischer sowie
marktzentrierter Grundpositionen. Gleichzeitig ist
eine stärkere Fokussierung auf Alternativen zur
strukturellen Organisation von Ökonomien, positive
Szenarien und transformative Lösungsansätze, die
den Begriff einer klimafreundlichen Lebensweise
in der Vorstellung erfahrbar machen, notwendig
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Auf Ebene der Medienstrukturen stehen die Re-
strukturierung hemmender Faktoren wie journalisti-
scher Praktiken, Geschäftsmodelle, Eigentumsver-
hältnisse, Werbemarktabhängigkeit sowie regula-
tiver Rahmenbedingungen des Mediensektors im
Vordergrund der Transformationsnotwendigkeiten
(hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Zudem bedarf der Mediensektor als relevanter CO2-
Emittent auch aufgrund der wachsenden digitalen
Infrastruktur klarer Treibhausgasreduktionspfade,
welche bisher nicht ausreichend formuliert sind
(hohe Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

Akteur_innen und Institutionen

� Die Produktion von Medieninhalten ist in kon-
textspezifische, institutionelle Strukturbedingungen
eingebettet, die hemmend auf eine proaktive Rolle
der Medien für eine Transformation zum klima-
freundlichen Leben wirken. Dies umfasst insbeson-
dere journalistische Praktiken, die Ausrichtung der
Geschäftsmodelle von Medienunternehmen, zuneh-
mender Wettbewerbsdruck, die Abhängigkeit vom
Werbemarkt sowie Eigentumsverhältnisse und re-
gulative Rahmenbedingungen (hohe Übereinstim-
mung, schwache Literaturbasis).

� Auf Ebene der Akteur_innen ist für den österrei-
chischen Kontext nur wenig gesicherte Forschung
vorhanden. Viele etablierte Akteur_innen im ös-
terreichischen Mediensektor haben bisher wenig
bis keine erkennbaren Aktivitäten zur Klimakrise
zu verzeichnen; andere lassen sich als tendenzi-
ell fördernd einstufen (schwache Übereinstimmung,
schwache Literaturbasis).

Gestaltungsoptionen

� Gestaltungs- und Handlungsoptionen lassen sich
insbesondere im Bereich alternativer Journalis-

musformen, die zu Diskursen einer klimafreundli-
chen Lebensweise beitragen (z. B. transformativer
Journalismus), der Stärkung des Stellenwerts von
Wissenschafts-, Umwelt- und Klimajournalismus in
Redaktionen, auf der Ebene der Medienregulierung
(Ausrichtung der Medienförderung), der Abkehr
von fossilistischen Werbemärkten, der Erarbeitung
neuer Finanzierungsmodelle sowie der Restruktu-
rierung von Eigentumsverhältnissen verorten (mitt-
lere Übereinstimmung, schwache Literaturbasis).

20.1 Einleitung

Medien (sowohl klassische Massenmedien als auch sozia-
le Medien) sind zentrale Foren, in denen die Klimakrise
inklusive der Transformationsnotwendigkeiten zu einem kli-
mafreundlichen Leben diskursiv1 konstruiert und verhan-
delt wird. Unter anderem durch die Wirkung auf Rezi-
pient_innen, auf welche wir im vorliegenden Kapitel nur
begrenzt eingehen werden, sind Medien zentral für die
Schaffung von Vorstellungsräumen und sich daraus ableiten-
den Handlungen im Umgang mit der Klimakrise (z. B. Arlt
et al., 2010; Gavin, 2018; Kannengießer, 2021; Neverla et al.,
2019; Wiest et al., 2015). Für die erfolgreiche Umsetzung
vieler Transformationsnotwendigkeiten, die in anderen Kapi-
teln dieses Berichts herausgearbeitet werden, ist die mediale
Konstruktion jener Problemfelder ein wichtiger Faktor. Auf-
gabe einer kommunikations- und medienwissenschaftlichen
Perspektive ist es zu erforschen, wie die Klimakrise inklusi-
ve potenzieller Lösungsmöglichkeiten als soziales Problem
konstruiert wird und welche Prozesse sozialer Deutungspro-
duktion damit einhergehen (Kannengießer, 2020b).

Mit Rückgriff auf gängige Konzeptualisierungen (Kan-
nengießer, 2020b; Shoemaker & Reese, 2014;Weischenberg,
1995) unterscheiden wir zwischen zwei zentralen medi-
enanalytischen Teilbereichen: Mediendiskurse (sowohl in
Massenmedien als auch auf sozialen Medien) und Medien-
strukturen, wobei wir unter zweiterem sowohl Medientech-
nologien (vgl. Kannengießer, 2020b) als auch die zugrunde-
liegenden polit-ökonomischen und kulturellen Institutionen
verstehen (Fuchs, 2017b; Knoche, 2014). Damit werden
sowohl die gut erforschte inhaltliche Ebene als auch Medi-
enstrukturen explizit zum Analysegegenstand.

Bezüglich der Mediendiskurse legen wir einen Fokus
auf journalistisch produzierte Inhalte, da diese einen gro-
ßen Teil der Forschung zu Medien und Klimakrise aus-

1 „Diskurs“ verstehen wir als historisch gewordenen, überindividuel-
len sozialen Wissensvorrat, welcher kollektives Handeln und Gestalten
prägt und damit Macht ausübt (siehe z. B. Reisigl, 2009, 2020).
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machen. Gleichzeitig beziehen wir uns, wo möglich, auch
auf Unterhaltungsmedien, da kommunikationswissenschaft-
liche Rezeptionsforschung gezeigt hat, dass Spielfilme (und
Dokumentationen) aufgrund ihrer emotionalen Konnotation
durchaus handlungsrelevant sind (Lörcher, 2019). Allerdings
liegt wenig Forschung zu Spielfilmen und zur Filmindus-
trie mit Bezug zur Klimakrise vor. Letztlich nehmen wir
auch die Rolle von sozialen Medien und Online-Blogs in
den Blick, um aktuelle Diskursdynamiken wie die Rolle von
Aktivist_innen und Polarisierungstendenzen von Meinungen
abzudecken.

Bevor wir auf die Rolle von Medien(-diskursen) in der
Klimakrise eingehen, skizzieren wir kurz relevante Ten-
denzen in der österreichischen Medienlandschaft, die den
Kontext für Medienproduktion bilden. In der Typologisie-
rung von Hallin und Mancini (2004) gilt das österreichische
Mediensystem als demokratisch-korporatistisch, da es sich
durch ein ausgeprägtes Zeitungswesen, relativ stabiles Ver-
trauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk mit hohen
Reichweiten sowie eine ausgeprägte Rolle des Staates aus-
zeichnet (Saurwein et al., 2019; Seethaler & Beaufort, 2020).
Diese staatliche Rolle wird immer wieder problematisiert –
zum einen aufgrund der institutionellen Abhängigkeit des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks von den jeweiligen Regie-
rungskoalitionen; zum anderen aufgrund der fehlgesteuer-
ten Presseförderung und öffentlichen Inseratenschaltungen
(Kaltenbrunner, 2021; Trappel, 2019). Seit einigen Jahren
durchläuft das österreichische Mediensystem einen weit-
reichenden Transformationsprozess und einige international
stark ausgeprägte Tendenzen machen sich auch in Österreich
zunehmend bemerkbar. Unter anderem haben sich folgen-
de Veränderungen ergeben: (1) Das 2001 eingeführte duale
System aus öffentlich-rechtlichen und privaten Sendern hat
zu einem Rückgang der Zuschaueranteile des öffentlich-
rechtlichen ORF zugunsten privater (teilweise deutscher)
TV-Sender geführt (Rhomberg, 2016; Seethaler & Beaufort,
2020; Trappel, 2019); (2) zwar ist die Nutzung von Print-
medien im internationalen Vergleich noch recht hoch, sie hat
jedoch in den letzten Jahren deutlich zugunsten von Online-
Medien abgenommen (Gadringer et al., 2020; Grisold &
Grabner, 2017; Kaltenbrunner et al., 2020); (3) hinzu kommt
die zunehmende Tabloidisierung und Boulevardisierung der
österreichischen Zeitungen unter anderem durch die zuneh-
menden Marktanteile von Gratis-Tageszeitungen (Grisold &
Grabner, 2017; Hayek et al., 2020; Magin, 2019; Trappel,
2019); (4) auch die Nutzung und Rolle von digitalen und
sozialen Medien nimmt stark zu (Gadringer et al., 2020);
(5) privatwirtschaftliche Werbung als zentrale Einnahme-
quelle gerät für die traditionellen Massenmedien aufgrund
der steigenden digitalen Konkurrenz zunehmend in Gefahr,
was tendenziell zu einer zunehmenden Abhängigkeit von
öffentlichen Inseraten führt (FOCUS Marketing Research,
2020; Grisold & Grabner, 2017; Murschetz, 2020; Trappel,

2019); (6) mit steigendem Wettbewerbsdruck und der Kri-
se der Geschäftsmodelle traditioneller Medienunternehmen
gehen eine steigende Arbeitsbelastung von Journalist_innen
sowie Kosteneinsparungen in Redaktionen (insbesondere in
Print- und Lokalmedien) und damit potenziell ein steigender
Einfluss von PR und Interessengruppen einher (Kaltenbrun-
ner et al., 2020; Seethaler, 2019).

Für Österreich gibt es wenig explizite Forschung zur Fra-
ge der Rolle der Medien in der Klimakrise und in Bezug
auf die diskursive Rolle von Medien in Bezug auf eine
klimafreundliche Lebensweise. Entsprechend ziehen wir in
diesem Kapitel internationale Literatur heran (teilweise auch
zu Mediensystemen, die sich strukturell vom österreichi-
schen unterscheiden) und treffen Einschätzungen, wie sich
dieser Forschungsstand zum österreichischen Kontext ver-
hält.

20.2 Status quo und Herausforderungen

20.2.1 Journalistisch produzierte Inhalte und
soziale Medien

Hinsichtlich der Frage, wie journalistisch produzierendeMe-
dien die Klimakrise und Vorschläge für ein klimafreundli-
ches Leben aufgreifen, verarbeiten und darstellen, zeigt ein
erster Befund, dass für den österreichischen Kontext nur
sehr wenige Studien vorliegen. Auf internationaler Ebene
existieren hingegen eine Vielzahl an wissenschaftlichen Un-
tersuchungen, die sich mit der Medienberichterstattung zur
Klimakrise in unterschiedlichen Aspekten befassen. Folgen-
de Erkenntnisse gelten als gesichert.

Grundsätzlich bietet die Klimakrise als langfristiger, glo-
baler, hochkomplexer Prozess mit wenigen Personalisie-
rungsmöglichkeiten und über die Sinne individuell nicht
unmittelbar wahrnehmbar kein ideales Objekt der journalis-
tischen Berichterstattung. Erst Ereignisse, die einen „Nach-
richtenwert“ erfüllen und sich mit der Klimakrise verbinden
lassen – seien sie politischer, wissenschaftlicher oder wet-
terbezogener Natur – bieten Anlässe der Berichterstattung
(Neverla & Trümper, 2012). Trotz dieser ungünstigen Aus-
gangslage hat die mediale Aufmerksamkeit zu unterschied-
lichen Aspekten der Klimakrise in den letzten drei Jahr-
zehnten mäßig bis sehr stark zugenommen. Dieser grund-
sätzliche Trend der steigenden Aufmerksamkeit hängt stark
von geografischen und weiteren Kontextbedingungen, wie
der Ausrichtung der jeweiligen Medien, ab (Bohr, 2020;
Brüggemann et al., 2018; Daly et al., 2019; Pianta & Sis-
co, 2020; M. S. Schäfer et al., 2014; Schmidt et al., 2013).
Eine (schwach positive) Determinante für die zunehmende
mediale Aufmerksamkeit ist die direkte Betroffenheit eines
Landes von den Auswirkungen der Klimakrise (Barkemey-
er et al., 2017). Gleichzeitig zeigen langfristige Analysen,
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dass sich die mediale Aufmerksamkeit – trotz Zunahme –
noch auf einem niedrigen bis mittleren Niveau befindet. Bei-
spielsweise sind zwischen 2004 bis 2021 im Durchschnitt
1–3 Artikel pro Tag in deutschen und US-amerikanischen
Tageszeitungen zur Klimakrise erschienen (eigene Berech-
nungen basierend auf M. Boykoff et al., 2022; Daly et al.,
2022). Dies sind – gegeben die umfassenden und vielschich-
tigen Transformationsnotwendigkeiten von Ökonomie und
Gesellschaft [Kap. 2] – vergleichsweise wenig Artikel.

Für Österreich existieren keine begutachteten Untersu-
chungen für diesen Aspekt. Zwei Abschlussarbeiten (Holz-
ner, 2008; Kathrein, 2014) sowie die Analyse von Nar-
odoslawsky (2020) lassen aber auf vergleichbare Trends
schließen. Diese zeigen, dass die Klimakrise vor allem seit
Mitte der 2000er Jahre zu einem relevanten medialen The-
ma in Österreich geworden ist. Die Abschlussarbeit von Pikl
(2012) weist darüber hinaus darauf hin, dass Boulevardzei-
tungen die Klimakrise tendenziell in einem alarmistischen,
sensationalistischen Ton behandeln, während Qualitätszei-
tungen stärker auf klimapolitische Maßnahmen fokussieren
(siehe auch M. T. Boykoff, 2008; M. T. Boykoff & Mans-
field, 2008 für vergleichbare Ergebnisse für Boulevardzei-
tungen in Großbritannien).

Die mediale Aufmerksamkeit für die Klimakrise steigt
besonders stark im Zusammenhang mit spezifischen Er-
eignissen an, wie internationalen Klimakonferenzen, Veröf-
fentlichungen des Weltklimarates, der Veröffentlichung von
Filmen wie „An Inconvenient Truth“ sowie mit Extremwet-
terereignissen (M. T. Boykoff & Roberts, 2007; Brüggemann
et al., 2018; Grundmann & Scott, 2014; M. S. Schäfer
et al., 2014). Eine international vergleichende Studie, in der
auch Österreich untersucht wird, zeigt, dass in der Online-
Medienberichterstattung weniger über wissenschaftliche Be-
richte und langfristige klimatische Veränderungen, sondern
vor allem über kurzfristigere Extremwetterphänomene be-
richtet wird (Pianta & Sisco, 2020). Außerdem zeigen Studi-
en, dass die Klimakrise mit anderen Themen (z. B. Arbeits-
losigkeit, Wirtschafts- und Finanzkrisen und der COVID-19-
Pandemie) um mediale Aufmerksamkeit konkurriert (Barke-
meyer et al., 2017; M. T. Boykoff et al., 2021; Gustafsson,
2013; Lyytimäki et al., 2020; Pearman et al., 2020). Letztlich
untersucht eine Studie im DACH-Raum die visuellen Dar-
stellungen der Klimakrise und ihrer Auswirkungen und zeigt,
dass vor allem auf dramatische Bildsprache und „Wirkung“
gesetzt wird und so Luftaufnahmen von Überschwemmun-
gen und Verwüstungen gewählt werden. Dies kann durchaus
eine überwältigende und passivierende Wirkung auf die Re-
zipient_innen haben, da die Klimakrise so wie eine gewaltige
natürliche Entwicklung erscheint, die nicht aufzuhalten ist
(Metag et al., 2016; O’Neill, 2013, 2020; siehe dazu auch:
Wessler et al., 2016). Medien reagieren also durchaus auf
globale ökologische Entwicklungen, wobei die Verarbeitung
im Rahmen von medienspezifischen Praktiken wie der an-

lassbezogenen Berichterstattung und dem Nachrichtenwert
klar erkennbar ist.

Auf diskursiver Ebene lassen sich auf Basis der inter-
nationalen wissenschaftlichen Literatur insbesondere zwei
Schwerpunkte der Medienberichterstattung herausarbeiten,
die durchaus „grenzüberschreitend“ (Brüggemann et al.,
2018, S. 244) bzw. auf globaler Ebene den Klimadiskurs prä-
gen. Erstens gibt es einen breiten medialen Konsens dazu,
dass die Klimakrise in anthropogenen Treibhausgasemissi-
onen wurzelt sowie für die damit in Verbindung stehenden
Probleme und hohen Risiken verantwortlich ist (Brügge-
mann et al., 2018). Dies lässt sich unter anderem auf die
Zentralität von Journalist_innen mit hoher Expertise (meist
aus den Umwelt- und Wissenschaftsressorts) zurückführen,
die sich intensiv mit Klimakrise und Klimapolitik beschäfti-
gen und einen relevanten Teil der Berichterstattung bestreiten
(Brüggemann & Engesser, 2014). Zweitens spielen Wissen-
schaftler_innen für die Interpretation und Aufbereitung des
wissenschaftlichen Klimakrisendiskurses in den Medien ei-
ne wichtige Rolle (Brüggemann et al., 2018; Grundmann
& Scott, 2014), wobei hier auch immer wieder in der Li-
teratur auf die Prominenz von Klimaskeptiker_innen hin-
gewiesen wird. In diesem Kontext zeigen Hermann et al.
(2017) für Österreich, dass drei Typen von Wissenschaft-
ler_innen den Klimakrisendiskurs in österreichischen Zei-
tungen prägen: (1) jene, die vor den anthropogenen Folgen
des Klimawandels warnen (Warner_innen), (2) jene, die den
wissenschaftlichen Konsens zum Klimawandel in Zweifel
zu ziehen versuchen (Klimaskeptiker_innen) und (3) je-
ne, die sowohl die anthropogenen als auch die natürlichen
Ursachen des Klimawandels betonen (Objektivist_innen),
wobei die hohe Dominanz des ersten Typs mit Ergebnissen
aus anderen Ländern korrespondiert (Grundmann & Scott,
2014).

Damit liefern journalistisch produzierte Medieninhalte ei-
ne zentrale Voraussetzung dafür, dass die Klimakrise als
gravierendes Problem verstanden wird, und bereiten so eine
wichtige Grundlage für Diskussionen um ein klimafreundli-
ches Leben und die Notwendigkeit der tiefgreifenden Trans-
formation, welche in den weiteren Kapiteln dieses Berichts
herausgearbeitet worden sind. Gleichzeitig zeigt sich aber
auch, dass in einigen Ländern – insbesondere Großbritanni-
en, USA und Australien (McKnight, 2010b; Painter, 2012),
aber auch in Deutschland (Schmid-Petri & Arlt, 2016) –
und in bestimmten Zeiträumen eine relativ hohe Prominenz
klimakrisenskeptischer Positionen in der Klimaberichterstat-
tung vorhanden ist (Brüggemann et al., 2018; Elsasser &
Dunlap, 2013; Petersen et al., 2019; Ruiu, 2021). Es lassen
sich mindestens drei verschiedene Typen klimakrisenskep-
tischer Positionen identifizieren: (1) „Trend-Skeptizismus“
stellt die Existenz der Klimakrise grundlegend infrage,
(2) „Attribution-Skeptizismus“ stellt den anthropogenenBei-
trag zur Klimakrise infrage und beschreibt diese als natürli-
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che Entwicklung und (3) subtiler Skeptizismus erkennt zwar
das Phänomen der Klimakrise an, stellt es jedoch nicht als
Problem dar und hebt positive Nebeneffekte hervor (Schmid-
Petri & Arlt, 2016). Während die ersten beiden Formen
von Skeptizismus 2012 und 2013 insbesondere im britischen
Kontext zu finden waren, so zeigte sich sowohl in Großbri-
tannien als auch und insbesondere in Deutschland die dritte,
subtilere Form von Skeptizismus in hohem Maße (Schmid-
Petri & Arlt, 2016).

Es liegen unterschiedliche Erklärungsansätze für die Prä-
senz klimakrisenskeptischer Positionen in journalistischen
Beiträgen vor: Während lange Zeit journalistische Normen
wie die der scheinbar ausgewogenen Berichterstattung („ba-
lance as bias“) als zentral galt (Bohr, 2020; M. T. Boykoff &
Boykoff, 2004), so werden mittlerweile andere Faktoren als
ausschlaggebend betrachtet: die ideologische Ausrichtung
und Nähe bestimmter Medien zu rechts-konservativen bis
rechtsextremen politischen Eliten, Think Tanks und Milieus
(Forchtner et al., 2018; McKnight, 2010a, 2010b; Painter &
Gavin, 2016; Plehwe, 2014; Schmid-Petri, 2017; Schmid-
Petri et al., 2017), Praktiken des interpretativen Journalis-
mus (Brüggemann & Engesser, 2017) sowie der Grad, zu
welchem der öffentliche Diskurs zur Klimakrise primär wis-
senschaftlich oder politisch geprägt ist (Schmid-Petri & Arlt,
2016). Eine Untersuchung der Berichterstattung in deutschen
Medien über die UN-Klimakonferenz (COP17) in Durban
zeigt entsprechend, dass klimakrisenskeptische Diskurse, die
die Existenz der anthropogenen Klimakrise fundamental in
Frage stellen, eine eher untergeordnete, wenn auch vorhan-
dene Rolle spielen; vermehrt zu finden sind diese nur in
einschlägig rechten und rechtspopulistischenMedien (Kaiser
& Rhomberg, 2016). Weiters haben bisherige Analysen ge-
zeigt, dass es in der medialen Berichterstattung eine Tendenz
gibt, auf Kontextualisierungen zu verzichten und die Klima-
krisendarstellung teilweise stark zu vereinfachen – insbeson-
dere hinsichtlich existierender Unsicherheiten als Teil von
Forschungsergebnissen und Szenarien (Brüggemann et al.,
2018; Maurer, 2011).

Hinsichtlich ökonomischer und sozioökonomischer
Aspekte in der Klimakrisenberichterstattung belegen inhalts-
und diskursanalytische Untersuchungen, dass (negative)
ökonomische Konsequenzen von Maßnahmen zur Abwen-
dung der Klimakrise stark im Vordergrund stehen. Damit
wird zwar die Existenz der anthropogenen Klimakrise aner-
kannt, aber vor allem der negative wirtschaftliche Effekt von
Klimaschutzmaßnahmen betont (Brüggemann et al., 2018;
Shehata & Hopmann, 2012; Vu et al., 2019). Aktuelle Arbei-
ten zeigen hier aber auch, dass sich derartige Frames, also
die (strategische) Hervorhebung einiger Schlüsselaspekte der
komplexen Realität im Kommunikationsprozess (Entman,
1993), durchaus im Wandel befinden: In ihrer Analyse US-
amerikanischer Zeitungen von 1988 bis 2014 zeigen Stecula
und Merkley (2019), dass zwar die negativen Konsequenzen

von Klimaschutzmaßnahmen weiter im Vordergrund stehen,
aber die Betonung wirtschaftlicher Vorteile zwischen 2006
und 2014 durchaus zugenommen hat.

Es deutet auch einiges darauf hin, dass Markt- und Inno-
vationsperspektiven [Kap. 2] zur Abwendung der Klimakrise
sehr wahrscheinlich in den Medien im Vordergrund ste-
hen (Shanagher, 2020). So zeigen bisherige Untersuchungen
der britischen Presseberichterstattung über Nachhaltigkeit
und nachhaltige Entwicklung, dass marktliberale Maßnah-
men, technokratische Lösungen, die soziale Verantwortung
von Unternehmen und nachhaltiger Konsum die vorherr-
schenden Frames sind – auch unabhängig von den ideolo-
gischen Ausrichtungen der Zeitungen (Diprose et al., 2018;
Hellsten et al., 2014; Koteyko, 2012; Lewis, 2000; für ähn-
liche Untersuchungen siehe Yacoumis, 2018). Die Rolle
und Notwendigkeit des Wirtschaftswachstums wird in der
Berichterstattung großteils unkritisch als anzustrebendes po-
litisches Handlungsziel weiter reproduziert (Knauß, 2016;
Lohs, 2020), was potenziell auf die Dominanz marktzentrier-
ter ökonomischer Perspektiven und Expertisen zurückzufüh-
ren ist (Kapeller et al., 2021; Krüger et al., 2021; Krüger &
Pfeiffer, 2019; Maesse et al., 2021; Theine, 2021;Wehrheim,
2021). Eine Studie, die das Informationsmagazin „konkret“
im ORF2 diskursanalytisch untersucht, zeigt, dass der Fokus
stark auf wirtschaftlichen und verbraucherorientierten Fra-
gen liegt und Kosten-Nutzen-Erwägungen, die ökologische
Überlegungen marginalisieren, im Vordergrund stehen (Sed-
laczek, 2017). Marktmechanismen zur Koordinierung von
Interessen werden insgesamt selten in Frage gestellt (Carval-
ho, 2019; Schmidt & Schäfer, 2015).

Demgegenüber sind die Bereitstellungs- und Gesell-
schaft-Natur-Perspektive [Kap. 2] wahrscheinlich eher unter-
repräsentiert. So werden beispielsweise Fragen des sozialen
Fortschritts, der sozialen Gerechtigkeit und der Klimage-
rechtigkeit im Zusammenhang mit der Klimakrise bisher
eher randständig behandelt (Diprose et al., 2018; Vu et al.,
2019). Beispielsweise werden die kapitalismuskritischen
Frames der Divestment-Kampagne von Bill McKibben und
350.org zwar von unterschiedlichenMedien aufgegriffen und
diskutiert, verlieren aber im Laufe der Zeit schnell wieder
an Relevanz; gleichzeitig bleiben marktliberale politische
Ideen und Akteur_innen tendenziell längerfristig relevant
(Schifeling & Hoffman, 2019). Zudem zeigt sich, dass die
Berichterstattung zur Klimakrise sehr wahrscheinlich nicht
ausreichend mit sozialen und ökonomischen Systemfragen,
die für eine klimafreundliche Lebensweise relevant sind, ver-
knüpft werden: Sowohl in der medialen Debatte um den
Kohleabbau in Tschechien als auch um die Öl-Pipelines in
Kanada spielen zwar ökologische Auswirkungen eine rele-
vante Rolle, gleichzeitig findet die Verknüpfung zwischen
der Klimakrise und dem (nationalen) Klimabudget in nur
sehr geringem Ausmaß statt (Dusyk et al., 2018; Lehotský
et al., 2019).
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Aktuelle Dynamiken des Wandels sind vor allem auf
der Ebene der diskursiven Rahmung zu erkennen: Aus-
gangspunkt ist der Guardian, welcher 2019 die internen
redaktionellen Richtlinien überarbeitete, um das Ausmaß der
Klimakrise im gewählten Vokabular adäquat zu reflektie-
ren. Teil des angepassten Vokabulars ist es, Begriffe wie
„Klimaskeptiker_in“ durch „Klimawissenschaftsleugner_in“
zu ersetzen sowie die empfohlene Verwendung von „Kli-
makrise/Notstand/Zusammenbruch“ und die Ersetzung von
„globale Erwärmung“ durch „globale Erhitzung“. Auch die
visuelle Kommunikation wurde in diesem Zusammenhang
überarbeitet (Carrington, 2019; Shields, 2019; The Guardi-
an, 2019). Wissenschaftlich begleitet durch Torsten Schäfer,
Professor für Journalismus, wurden vergleichbare Richtlini-
en bei der tageszeitung (taz) umgesetzt, weitere Redaktionen
könnten in Zukunft folgen (Milman, 2019; Schöneberg,
2020). Diese Entwicklung scheint in Österreich auch in An-
sätzen vorhanden zu sein (Narodoslawsky, 2020).

Eine weitere aktuelle Dynamik betrifft die Wichtig-
keit von Online-Blogs und sozialer Medien, welche zu-
nehmend relevante Kommunikationsmedien für Fragen der
Klimakrise und der klimafreundlichen Lebensweise wer-
den (Pearce et al., 2014, 2019). Aufgrund der Datenver-
fügbarkeit ist bei sozialen Medien ein deutlicher Fokus
auf den Mikroblogging-Dienst Twitter zu erkennen (Pearce
et al., 2014). Durchgeführte Studien deuten auf eine ge-
wisse „Funktionsteilung“ zwischen Massenmedien und der
Kommunikation auf sozialen Medien hin, wobei erstere
eher thematische Fokusse setzen und bestimmte Frames
bedienen und zweitere von wissenschaftlichen Detailfra-
gen, (Laien-)Diskussionen und Nischenthemen geprägt sind
(Brüggemann et al., 2018; Lörcher & Neverla, 2015). Ei-
nige Untersuchungen zeigen die Relevanz sozialer Medien
für NGOs und Aktivist_innen auf, um Themen auf die öf-
fentliche Agenda zu setzen, auf Kampagnen aufmerksam
zu machen, Inhalte einer breiteren Öffentlichkeit zugäng-
lich zu machen und für Aktionen zu mobilisieren (Askanius
& Uldam, 2011; Greenwalt, 2016; Holmberg & Hellsten,
2016;M. S. Schäfer, 2012). Gleichzeitig zeigt sich auch, dass
auf sozialen Medien geteilte Quellen und Links sehr häufig
auf traditionelle Massenmedien zurückführen; diese formen
damit auch den Klimakrisendiskurs in sozialen Medien (Ki-
rilenko & Stepchenkova, 2014; Newman, 2017; Veltri &
Atanasova, 2017).

Untersuchungen zur Dynamik von Online-Diskussionen
(in sozialen Medien und auf Online-Blogs) legen nahe, dass
die Bestätigung der sozialen Gruppenidentität häufig im Vor-
dergrund steht, was zu einer Polarisierung von Positionen, zu
Echokammern und zur Fragmentierung von Debatten führt.
Die Ausrichtung von Algorithmen vieler sozialer Medien auf
Popularität und gemeinsame Interessen ist ein weiterer Fak-
tor, der zur Polarisierung beiträgt (Treen et al., 2020). In
diesem Zusammenhang wird auch auf die Rolle von sozialen

Medien und Online-Blogs für die Verbreitung von klimakri-
senskeptischen Positionen hingewiesen (Auer et al., 2014;
Forchtner et al., 2018; Jang & Hart, 2015; M. S. Schäfer,
2012; Sharman, 2014; Vraga et al., 2015). Das Center for
Countering Digital Hate (2022) identifizierte Ende 2021 die
sogenannten „Toxic Ten“ – zehn Nachrichtenmedien, die für
69 Prozent aller Interaktionen mit klimaskeptischen Inhalten
auf Facebook verantwortlich sind. Eine Analyse für Öster-
reich zeigt, dass der Online-Blog unzensuriert.at sowie die
Medien Zur Zeit und Die Aula, welche alle drei der Freiheit-
lichen Partei Österreichs nahestehen, überwiegend klimakri-
senskeptische Positionen verbreiten (Forchtner, 2019).

Um eine klimafreundliche Lebensweise in Österreich zu
ermöglichen, bedarf es einer breiten Wissensbasis, klima-
sensibler Einstellungen, (politischer) Handlungsbereitschaft
und konkreter Visionen eines klimafreundlichen Lebens. Vo-
raussetzung dafür sind ein geeignetes Agenda-Setting und
Framing seitens der Medien. Ob dies in der österreichischen
Medienlandschaft gegeben ist, kann mangels ausreichender
empirischer Basis nicht belegt werden, da kaum begutachte-
te, wissenschaftliche Untersuchungen vorliegen, die sich mit
der medialen Konstruktion der Klimakrise, inklusive ihrer
sozioökonomischen und politischen Implikationen, ausein-
andersetzen. Damit steht die empirische Überprüfung der
oben diskutierten internationalen Evidenz für Österreich
großteils noch aus. Gleichzeitig lässt sich aufgrund der
grenzüberschreitenden Tendenz einiger Diskurse sowie der
Vergleichbarkeit des österreichischen Mediensystems mit
anderen Mediensystemen, für die breitere Evidenz vorliegt,
erwarten, dass einige der diskutierten Tendenzen auch für
Österreich zutreffen.

20.2.2 Mediale Strukturbedingungen

Die identifizierten diskursiven Trends sind immer eingebettet
in spezifische kontext- und zeitabhängige, medienspezifische
sowie politische Strukturbedingungen. Für die Frage der Kli-
makrise und des klimafreundlichen Lebens in den Medien
sind insbesondere folgende Strukturbedingungen bisher als
relevant identifiziert worden: Einige Untersuchungen proble-
matisieren vorherrschende journalistische Praktiken, insbe-
sondere den Umgang mit Quellen (Bohr, 2020), insbesonde-
re mit PR-Quellen (T. Holmes, 2009), interpretativen Jour-
nalismus und die Orientierung am Nachrichtenwert (Brüg-
gemann & Engesser, 2017; Neverla & Trümper, 2012) sowie
subtil klimakrisenskeptische Positionen durch marktliberales
Framing der Klimakrise und verwandter Politikmaßnahmen
(Schmid-Petri et al., 2017). Untersuchungen für den US-
amerikanischen Kontext zeigen, dass die Ausrichtung der
Geschäftsmodelle von Medienunternehmen auf Boulevard
und konservative Leser_innen zusätzlich klimakrisenskepti-
sche Positionen fördert (Elsasser & Dunlap, 2013; Feldman
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et al., 2012). Weiters zeigen Untersuchungen den Einfluss
von Eigentumsverhältnissen und Medieneigentümer_innen
auf das Framing der Klimakrise (Carvalho, 2007; Lee et al.,
2013; McKnight, 2010a; Wagner & Collins, 2014), wobei
weitere Studien notwendig sind, um die Korrelation genauer
zu beschreiben.

Hinsichtlich der Strukturbedingungen des Mediensys-
tems, welche die Dominanz marktliberaler, konsumzentrier-
ter und technologischer Diskurse fördern, ist bisher nur we-
nig gesicherte Forschung vorhanden. Einige Untersuchungen
deuten auf die hohe Relevanz und den privilegierten Zu-
gang von PR und strategischer Kommunikation mächtiger
multinationaler Unternehmen, Regierungen, Lobbygruppen
und marktliberaler Expert_innen hin (Bacon & Nash, 2012;
M. S. Schäfer & Painter, 2020). Auch Umwelt-NGOs haben
PR-Abteilungen, welche Medienarbeit ebenfalls effektiv be-
treiben, und sind in der Lage, über soziale Medien Themen
in den Diskurs einzubringen oder hervorheben und damit De-
batten zu beeinflussen. Gleichzeitig sind hier Mittel und Res-
sourcen oft beschränkt oder nur zeitlich begrenzt verfügbar.
Auch die enge Verzahnung von Medien mit der politischen
Ökonomie kapitalistischen Wirtschaftens und insbesondere
der werbenden Wirtschaft ist sowohl theoretisch als auch
empirisch untersucht worden, allerdings ist dies noch aus-
baufähig für spezifische Aspekte im Zusammenhang mit
der Klimakrise und dem klimafreundlichen Leben (Bacon
& Nash, 2012; Beattie, 2020; D. Holmes & Star, 2018;
M. S. Schäfer & Painter, 2020). Auch die Auswirkungen
der (Print-)Medienkrise auf die mediale Repräsentation der
Klimakrise und klimafreundlichen Lebens wurden in Ein-
zelfällen als hoch problematisch eingestuft (Gibson, 2017;
M. S. Schäfer & Painter, 2020), verlangen aber zusätzliche
Forschung auch für den österreichischen Kontext.

Um eine klimafreundliche Lebensweise in Österreich
zu ermöglichen und zu gewährleisten, ist eine tiefgrei-
fende Transformation bestehender Wirtschafts- und Pro-
duktionsstrukturen sowie Konsummuster erforderlich. Viele
Wirtschaftszweige stehen vor grundlegenden Veränderun-
gen, um klimafreundliche Produktionsweisen sicherzustel-
len. Dies trifft auch auf die Medieninfrastruktur zu. Zur
Klimabilanz der Medieninfrastrukturen selbst liegen kei-
ne Untersuchungen vor. Bisherige Analysen des Sektors
der Informations- und Kommunikationstechnologie zeigen,
dass dieser ca. 3 Prozent der weltweiten Treibhausgasemis-
sionen ausmacht. Aktuelle Szenarien deuten darauf hin,
dass die Treibhausgasemissionen bis 2040 bei ausbleiben-
den Reduktionsmaßnahmen auf einen Anteil von 6 Pro-
zent bzw. 14 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen
ansteigen könnten, was sich unter anderem aus der stei-
genden Relevanz der Internetnutzung (z. B. Streaming und
Suchmaschinen) ergibt (Belkhir & Elmeligi, 2018; Malmo-
din et al., 2010), wobei die Unsicherheit der Berechnun-
gen und Datengrundlagen hier recht hoch scheint (Kami-

ya, 2020). Spezifische Berechnungen für Nachrichtenme-
dien, einschließlich der Infrastruktur, des Drucks und des
journalistischen Reisens, stehen noch aus. Untersuchungen
der (US-amerikanischen) Filmindustrie zeigen einen hohen
CO2-Fußabdruck, welcher einem klimafreundlichen kultu-
rellen Leben entgegensteht (Bozak, 2012; Rust et al., 2013;
Vaughan, 2019). Eine Reihe von Untersuchungen liegen vor,
die analysieren, wie sich die Digitalisierung des Medien-
sektors auf den CO2-Ausstoß auswirkt (Lange & Santarius,
2018; Sühlmann-Faul & Rammler, 2018). Dies führt zu
Veränderungen sowohl auf der Ebene der Nutzer_innen (Ver-
schiebung zwischen Offline- und Online-Medienkonsum) als
auch der Produktion (Wegfall von CO2-intensiven Produk-
tionsprozessen wie der Druckerpresse und Verringerung der
notwendigen Vertriebswege bei gleichzeitig massiv gestiege-
nem Bedarf an elektronischen Endgeräten, Servern und ICT-
Infrastruktur).

20.3 Notwendigkeiten

Aus der Analyse des Status quo sowie der existierenden
Herausforderungen lassen sich Transformationserfordernis-
se sowohl auf der Ebene der Medieninhalte als auch auf der
Ebene der Medienstrukturen ableiten.

Neben einer Verstetigung der medialen Aufmerksamkeit
ergeben sich auf der Diskursebene Notwendigkeiten be-
sonders in Bezug auf die Infragestellung der Hegemonie
wachstumszentrierter und technikoptimistischer Grundposi-
tionen in der medialen Repräsentation der Klimakrise und
zugehörigen Visionen einer klimafreundlichen Lebensweise
[Kap. 24, 25]. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund
notwendig, dass – wie von Haberl et al. (2020) festgestellt –
Wirtschaftswachstum sich nicht absolut von Emissionen und
Ressourcenverbrauch entkoppeln lässt und damit im Wider-
spruch zu einer klimafreundlichen Lebensweise steht. Damit
einher geht die Notwendigkeit einer stärkeren Fokussierung
auf Alternativen zur aktuellen Organisation von Ökonomien,
positive Szenarien und transformative Lösungsansätze, die
den Begriff einer klimafreundlichen Lebensweise in der Vor-
stellung erfahrbar machen [Kap. 26, 27].

Mit einer derartigen Veränderung der Berichterstattung
einher gehen potenzielle Reputationsrisiken und ein mög-
licher Imageverlust aufgrund noch unpopulärer, nicht von
der Allgemeinheit akzeptierter Rollenselbstverständnisse der
Journalist_innen. Gleichzeitig bietet eine Neuorientierung
Chancen, da so neue Zielgruppen erschlossen werden kön-
nen (Luks, 2008; M. S. Schäfer & Painter, 2020). Eine
konfliktfreie Neuorientierung, welche momentane Macht-
verhältnisse und diskursive Dominanzen nicht gleichzeitig
grundlegend infrage stellt, ist jedoch eher unwahrschein-
lich. Deshalb können Neuorientierungen auf Inhaltsebene
nicht von den Strukturbedingungen, in welchen die Inhalte
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entstehen, entkoppelt werden. Transformationsnotwendig-
keiten, die im Zusammenhang mit der Inhaltsebene exis-
tieren, setzen daher auch recht wahrscheinlich Veränderun-
gen auf struktureller Ebene voraus (z. B. Besitzverhältnisse,
Abhängigkeit von der werbenden Wirtschaft, Abhängigkeit
von der fehlgesteuerten Presseförderung, politisch gesteu-
erte Anzeigenvergabe und publizistische Vielfalt inklusive
Alternativen zum medialen Mainstream) (M. T. Boykoff &
Roberts, 2007). Veränderungen in Bezug auf Medienstruktu-
ren schließen außerdem die Produktion fairer und sozial und
ökologisch nachhaltiger Medientechnologien mit ein (Kan-
nengießer, 2020a; van der Velden, 2018).

Einige dieser strukturellen Transformationserfordernisse
wurden in der bestehenden Literatur bereits explizit identifi-
ziert und problematisiert (sowohl in der wissenschaftlichen
Literatur als auch in der Wissenschaftskommunikation in
das journalistische Feld hinein, siehe z. B. Kannengießer,
2019). Als gesichert gilt die Notwendigkeit der Abkehr
von journalistischen Praktiken, die zu (subtilem) Klimakri-
senskeptizismus beitragen. Hierzu gehört der Umgang mit
journalistischen Quellen, die Hervorhebung positiver Ne-
beneffekte der Klimakrise sowie die Infragestellung von
politischen Antworten auf die Klimakrise, oft gekoppelt
mit der Polarisierung von ökologischen und ökonomischen
Interessen (Bohr, 2020; Brüggemann & Engesser, 2017;
Schmid-Petri et al., 2017). Diskutiert wird außerdem, dass
vorhandene dominante Praktiken, wie das (vermeintlich) ob-
jektive, distanzierte „Berichten, was ist“ (Hanitzsch et al.,
2019), hinterfragt und überdacht werden müssen. So fordert
zum Beispiel Krüger (2021) einen „transformativen“ Jour-
nalismus, der eine klare Werteentscheidung zugunsten der
großen Transformation beinhaltet und gleichzeitig „zentrale
journalistische Qualitätskriterien wie Unabhängigkeit, Kri-
tik und Objektivität“ erfüllt. Im Hinblick auf den Aspekt
der „Objektivität“ argumentieren Brüggemann et al. (2022),
dass die Kriterien der wahrheitsgemäßen und relevanten
Berichterstattung weiter Gültigkeit besitzen, transformativer
Journalismus gleichzeitig nicht neutral und ausgewogen sein
kann.

Aktuelle Forschung deutet darauf hin, dass diese Prak-
tiken zum Teil bereits hinterfragt werden; dies bedarf aber
jenseits erster Analysen einer breiteren Diskussion und An-
passung auf aktuelle Fragestellungen (Brüggemann & En-
gesser, 2017; M. S. Schäfer & Painter, 2020). Das verlangt
beispielsweise eine breite Neuinterpretation etablierter jour-
nalistischer Praktiken und Rollenverständnisse in Bezug auf
wissenschaftlich etablierte Befunde wie der Klimakrise so-
wie einer innerredaktionellen Stärkung der Umwelt- und
Wissenschaftsressorts. Dunwoody und Konieczna (2013) ar-
gumentieren in diesem Zusammenhang, dass es eine notwen-
dige journalistische Verpflichtung sein sollte, sowohl a) die
Berichterstattung mit der wissenschaftlichen Beweislage zur
Klimakrise in Einklang zu bringen, als auch b) die notwen-

digen Schritte zu setzen, die hergestellte Öffentlichkeit zur
Klimakrise durch regelmäßige Berichterstattung, die über
reine Momentanberichterstattung zu Extremwetterereignis-
se ohne weitere Einbettung hinausgeht, zu pflegen. Schäfer
und Painter (2020) zeigen, dass Klimakrisenjournalismus
durchaus in unterschiedlichen Ressorts stattfindet. Gleich-
zeitig ist eine weitere Intensivierung der Berichterstattung
und eine weitere Integration über Ressorts hinweg vor dem
Hintergrund der weitreichenden Transformationserfordernis-
se ökonomischer, sozialer, politischer und gesellschaftlicher
Strukturen und Prozesse unabdingbar. Erste Schritte in diese
Richtung hat beispielsweise die APA mit der Einführung ei-
nes ressortübergreifenden Klimateams unternommen (APA-
OTS, 2021). Ein weiterer Ansatzpunkt für die Neuorien-
tierung journalistischer Praktiken sind Recherchenetzwerke,
die wir im nächsten Abschnitt (Abschn. 20.4) näher beleuch-
ten.

Für Österreich steht die Analyse der Relevanz journa-
listischer Normen und Rollenbilder im Kontext der Klima-
krise noch aus. Eine repräsentative Umfrage unter Journa-
list_innen in Österreich deutet zumindest auf die Relevanz
dieser Aspekte hin. So sehen sich 20 Prozent der Befragten
dem Idealbild der distanzierten und objektiven Berichterstat-
tung verpflichtet; weitere 18 Prozent lassen sich der Typolo-
gie der Pragmatiker_innen zuordnen, die möglichst schnell
informieren wollen und für eine Fokussierung auf Themen
stehen, welche jeweils tagesaktuell im allgemeinen Interesse
sind. Weiters stimmen 93 Prozent der Befragten der Aussage
voll und ganz oder überwiegend zu, „das Publikum mög-
lichst neutral und präzise zu informieren“ (Kaltenbrunner
et al., 2020, S. 164). Gleichzeitig stimmen ca. 20 Prozent der
Befragten zu, dass es zur Aufgabe des Journalismus gehört,
Kritik an existierenden Missständen zu üben sowie Wirt-
schaft, Gesellschaft und Politik kritisch zu beleuchten (Kal-
tenbrunner et al., 2020). Die Mehrheit der Befragten stimmt
der Frage zu, dass Journalist_innen bei dem Thema Klima-
krise/Klimaschutz „Partei ergreifen sollten“. Außerdem zeigt
eine soziodemografische Auswertung, dass Journalist_innen
überproportional in die grüne Wählergruppe fallen, was eine
gewisse Vertrautheit mit der Klimakrisenthematik suggeriert
(Kaltenbrunner et al., 2020, S. 263).

Aus der obigen Status-quo-Analyse ergibt sich, dass die
hohe Abhängigkeit von strategischer Kommunikation durch
etablierte Quellen („elite sources“) zu reduzieren ist, da
diese dazu tendieren, existierende Machtverhältnisse sowie
Produktions- und Konsumbedingungen zu rechtfertigen, und
damit einer tiefgreifenden Transformation tendenziell entge-
genstehen (D. Holmes & Star, 2018;M. S. Schäfer & Painter,
2020). Da diese Abhängigkeit mit der Krise und Transfor-
mation der Medienbranche eher zunimmt (Gibson, 2017),
bedarf es auch einer Überprüfung existierender Medienför-
derungsregime und -erfordernisse. Vor dem Hintergrund,
dass eher eine gegenteilige Entwicklung förderlich wäre
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– nämlich ein qualitativ hochwertiger, systemisch analyti-
scher Journalismus –, sind die aktuellen Geschäftsmodelle
mit kurzfristiger Profitorientierung, insbesondere im Bereich
der Massenmedien, zu überprüfen (Friedman, 2015; Gibson,
2017; M. S. Schäfer & Painter, 2020). Dies bezieht sich
auch auf die Notwendigkeit der (weitgehenden) Abkopplung
von der fossilistischen Werbewirtschaft, da diese Status-quo-
fördernd wirkt und tendenziell im Widerspruch steht zur
zentralen Rolle der kritischen Beobachtung wirtschaftlicher,
staatlicher, politischer und gesellschaftlicher Akteur_innen
(Beattie, 2020; D. Holmes & Star, 2018; Pürer, 2008; M. S.
Schäfer & Painter, 2020). International gibt es bereits ein
paar Beispiele, die als Vorreiter betrachtet werden können:
Die britische Tageszeitung The Guardian akzeptiert seit An-
fang 2020 keine Werbegelder mehr aus dem Fossilsektor
(Regen, 2021; Waterson, 2020). Die schwedische Tages-
zeitung Dagens Nyheter hat zum einen Regeln für eine
klimafreundlichere Werbepraxis definiert, und zum anderen
folgt sie The Guardian und schaltet darüber hinausgehend
auch keine Auto- und Flugwerbungen mehr (badvertising,
2021).

Auf der Ebene der Medieninfrastruktur schätzen wir klare
und weitreichende Treibhausgasreduktionsszenarien sowohl
für traditionelle Massenmedienunternehmen als auch für di-
gitale und soziale Medien für sehr relevant ein. Sowohl
international als auch für Österreich gibt es hierzu keine
explizite Forschung. Darüber hinaus haben Recherchen für
dieses Kapitel gezeigt, dass bei den österreichischenMedien-
unternehmen große Leerstellen hinsichtlich der betrieblichen
Treibhausgasreduktionsszenarien zu erkennen sind. Nur we-
nige der großen österreichischen Medienunternehmen ver-
öffentlichen regelmäßige Nachhaltigkeitsberichte. Zu den
Ausnahmen gehören der ORF und eingeschränkt ProSieben,
Sat1, Puls4 und Sky Österreich – bei den beiden letzt-
genannten veröffentlichen die jeweiligen Mutterkonzerne
regelmäßig Nachhaltigkeitsberichte. Der Nachhaltigkeitsbe-
richt des ORF ist vergleichsweise ausführlich und benennt
konkrete Ziele, Maßnahmen und Zeitpläne, an denen sich
nachhaltigkeitsorientierte Aktivitäten bewerten und messen
lassen (ORF, 2020). Eine Abschlussarbeit über die Styria
Media Group zeigt, dass unter den Führungskräften des
Unternehmens zwar die Notwendigkeit klimafreundlicher
Produktion anerkannt wird und die Übereinstimmung zwi-
schen Nachhaltigkeit und christlichen Werten betont wird,
es aber gleichzeitig innerhalb der „journalistischen Verant-
wortung der Redaktionen [liegt], wie mit diesem Thema
umgegangen wird“ (Lichtenegger, 2016, S. 98). Weder im
Bereich der journalistischen Auseinandersetzung noch auf
der Ebene der Unternehmensinfrastruktur gab es zur Zeit
der Auswertung weitreichende Ziele und integrierte Maß-
nahmen (mit Ausnahme des Neubaus des „Styria Head-
quarters“), um die Klimakrise zu adressieren (Lichtenegger,
2016).

20.4 Akteur_innen und Institutionen

Strukturen und Akteur_innen im Bereich Medien, die ei-
ne Transformation zu klimafreundlichem Leben hemmen
bzw. diese fördern, lassen sich auf mehreren Ebenen iden-
tifizieren: auf der makroökonomischen Systemebene, auf
politischer Ebene, auf der Ebene der inneren Organisation
des Mediensektors der Redaktionen sowie der journalisti-
schen Berufskultur und im Bereich der Kommunikations-
und Medienwissenschaften.

20.4.1 Der makroökonomische und politische
Kontext

Auf makroökonomischer Ebene stellen die Wettbewerbs-
zwänge und die Profitorientierung sowie die enge Verzah-
nung der Medienindustrie mit anderen Wirtschaftssektoren
und die damit einhergehenden ökonomischen Fluktuationen
in Wachstumsökonomien wahrscheinlich eine hemmende
Struktur dar (Fuchs & Mosco, 2012; Fuchs, 2020; Kno-
che, 1999). Dies steht im tendenziellen Widerspruch zur
demokratiepolitisch dauerhaft zentralen Rolle der Medien in
der kritischen Beobachtung des Staates sowie wirtschaftli-
cher, politischer und gesellschaftlicher Akteur_innen (Pürer,
2008).

Dabei ist insbesondere die Abhängigkeit vom Werbe-
markt als „notwendiges Lebenselixier“ für Medienunter-
nehmen (Knoche, 2005) mit hoher Wahrscheinlichkeit eine
hemmende Struktur. Durch die digitale Transformation hat
diese Abhängigkeit auch in der österreichischen Medien-
landschaft merkbar zugenommen (Grisold, 2015; Seufert,
2016). Die Relevanz vonWerbeeinnahmen ist so stark ausge-
prägt, dass „ein entsprechender Rückgang bedrohlich [ist]“
(Siegert, 2020). Befragungen von Journalist_innen und Chef-
redakteur_innen zeigen, dass Medienschaffende immer wie-
der von Druck aus der Werbebranche berichten; nicht selten
geht es dabei um Drohungen bzw. die Gefahr von Anzeigen-
entzug bei unerwünschter Berichterstattung (Siegert, 2020).
Ähnliches findet sich für den österreichischen Kontext, in
dem mehr als 70 Prozent der befragten Journalist_innen
von einer Zunahme des Werbedrucks sprechen (Seethaler,
2019; Seethaler & Beaufort, 2020). Explizit nachweisen für
den Klimakrisenkontext kann dies Beattie (2020) für die
USA: In Antizipation von Werbekampagnen in der Auto-
mobilbranche zeigt sich, dass Zeitungen Klimaberichterstat-
tung zum einen skeptischer und zum anderen quantitativ
reduziert ausfallen lassen, um potenzielle Werbegelder an-
zuziehen. Auch außerhalb des Klimakrise-Kontextes zeigen
Studien, dass Werbung (sowohl von privaten als auch öf-
fentlichen Akteur_innen) die Berichterstattung beeinflusst
(z. B. Gambaro & Puglisi, 2015; Tella & Franceschelli,
2011). Umgekehrt zeigt sich auch, dass Werbeausgaben
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von Konzernen auf Medienberichterstattung reagieren: im
US-amerikanischen Kontext korrelieren beispielsweise Wer-
beausgaben von Ölkonzernen mit der Intensität an Klimabe-
richterstattung (Brulle et al., 2020).

Die (national) politische Ebene (bzw. die Ebene der re-
gulatorischen Rahmenbedingungen) wird in ihrer aktuellen
Konstellation in Österreich aufgrund ihrer Inaktivität als
potenziell hemmende Struktur eingestuft. Während in den
1990ern eine starke Euphorie in Bezug auf Klimamaßnah-
men vorhanden war, ist in den letzten Jahren auf natio-
naler Ebene tendenziell eine Verschleppung weitreichender
Maßnahmen zu verzeichnen (Brand & Pawloff, 2014; Nie-
dertscheider et al., 2018; Soder et al., 2018). Folglich ist
davon auszugehen, dass die Bundesregierung bisher auch
in Bezug auf Medien ihren potenziellen Einfluss auf die
Herbeiführung einer klimafreundlichen Lebensweise nicht
geltend macht (z. B. im ORF über den stark politisch be-
setzten Stiftungsrat: Seethaler und Beaufort (2020); oder
mittels Presseförderung: Haas (2012)). Inwiefern sich die
Beteiligung der Grünen in der Bundesregierung mittel- und
längerfristig auf regulatorische Bemühungen im Mediensek-
tor auswirkt, bleibt abzuwarten. Eine eng verzahnte Bezie-
hung zwischen Medien und Politik unter anderem durch
öffentliche Inserate (Eberl et al., 2018; Grisold & Grabner,
2017; Kaltenbrunner, 2021; Kaltenbrunner et al., 2020) so-
wie tendenzielles Misstrauen gegenüber staatlicher Medien-
regulierung (Kääpä, 2020) sowohl aus Rezipient_innensicht
als auch aus der Perspektive von Medienschaffenden könn-
ten zusätzlich hemmende Aspekte für eine klimafreundliche
Medienregulierung darstellen. Diese Aspekte bedürfen der
expliziten empirischen Überprüfung und sind auch im inter-
nationalen Kontext bisher wenig beleuchtet worden.

20.4.2 Tendenzen imMediensektor und die Rolle
zentraler Akteur_innen

Die innere Organisation des Mediensektors betreffend, wer-
den ausgeprägte Konzentrations- und Einsparungstendenzen
sowie aktuelle Eigentumsverhältnisse und profit-zentrierte
Geschäftsmodelle als hemmende Strukturen verortet und
zentrale Akteur_innen innerhalb der österreichischen Medi-
enlandschaft als tendenziell hemmend eingestuft. Mit stei-
gendem Wettbewerbsdruck waren unter anderem in den
letzten Jahren eine zunehmende Arbeitsbelastung sowie ein
Rückgang der Anzahl an Journalist_innen beobachtbar [sie-
he Abschn. 20.1 Einleitung].

Diese Faktoren können als eine potenzielle Herausfor-
derung für die zukünftige Entwicklung des Journalismus
betrachtet werden (Kaltenbrunner et al., 2020; Seethaler
& Beaufort, 2020) und bergen die Gefahr von Perspekti-
venverengung. Konzentrations- und Einsparungstendenzen
bewirken tendenziell eine verstärkte Abhängigkeit von PR-

Quellen (Jackson & Moloney, 2016; Saridou et al., 2017).
Im internationalen Kontext gibt es wissenschaftliche Belege
zur Abhängigkeit von Wirtschaftsressorts von PR-basiertem
Nachrichtenmaterial, unter anderem aus der Kohle- und Erd-
ölindustrie (Bacon & Nash, 2012). Eine Umfrage unter deut-
schen Journalist_innen und PR-Praktizierenden weist auf ge-
genseitige finanzielle Abhängigkeit hin (Koch et al., 2020).
Für die Klimaberichterstattung kann die zunehmende Ab-
hängigkeit von grünen PR-Quellen (von professionellen Um-
weltkommunikator_innen aufbereitete Textbausteine) und
die damit einhergehende Machtverschiebung zuungunsten
von Journalist_innen als Gefahr für qualitativ hochwerti-
gen, unabhängigen Umweltjournalismus in den Mainstream-
Nachrichtenmedien eingestuft werden (Williams, 2015).

Medienkonzentrationstendenzen in Österreich, insbeson-
dere auf Bundesländerebene, gehen mit einem hohen Stel-
lenwert der Boulevardpresse einher [siehe Abschn. 20.1
Einleitung]. Dies kann aufgrund der sensationalistischen
und alarmistischen Ausrichtung (Pikl, 2012) tendenziell als
hemmender struktureller Faktor auf dem Weg zu einer
klimafreundlichen Lebensweise eingestuft werden. Eben-
so werden Medieneigentümer_innen – je nach politischer
Ausrichtung – potenziell als hemmende Akteur_innen ein-
geschätzt aufgrund des Interesses, den Status quo und damit
bestehende Besitz- und Machtverhältnisse aufrechtzuerhal-
ten und daher potenziell – je nach politischer Orientierung
– Klimakrisenberichterstattung und ökologisch relevante be-
triebswirtschaftliche Entscheidungen hemmend zu beein-
flussen, wofür es auf internationaler Ebene Befunde gibt
(Lee et al., 2013; McKnight, 2010a; Wagner & Collins,
2014). Zu beachten ist für den österreichischen Kontext,
dass keine expliziten regulatorischenMaßnahmen vorhanden
sind, die sicherstellen, dass Entscheidungen über die Ernen-
nung und Entlassung von Chefredakteur_innen unabhängig
von kommerziellen oder politischen Interessen der Eigentü-
mer_innen getroffen werden (Seethaler & Beaufort, 2020).
Insbesondere bei privatwirtschaftlich organisierten Medien
mit Familien und Einzelpersonen als Besitzer_innen (ei-
ne Eigentumsform, die in Österreich durchaus relevant ist
(Theine & Grabner, 2020)) besteht die hemmende Gefahr
der politischen Ausrichtung der Medien auf eine Weise, die
einer klimafreundlichen Lebensweise nicht zuträglich ist,
wie im englischsprachigen Kontext an der Murdoch-Familie
und News Corp ersichtlich (McKnight, 2010a). Zentral ist
hierbei auch die Rolle konservativer, klimakrisenskeptischer
Netzwerke und ihrer engen Verbindungen zu konservativen
Medienhäusern [siehe Abschn. 20.2 Status quo und Heraus-
forderungen]. Eine Einschätzung für Österreich liegt für die
Medien unzensuriert.at, Zur Zeit und Die Aula vor, die kli-
makrisenleugnenden Diskursen prominenten Raum geben
und eng mit der FPÖ vernetzt sind. Für weitere Partei-
en und Akteur_innen liegen bisher keine Einschätzungen
vor.
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Die Rolle zentraler institutioneller Akteur_innen in der
österreichischen Medienlandschaft ist unklar aufgrund feh-
lender Studien zum Thema. Unseren Recherchen nach weist
der Verband österreichischer Zeitungen (VÖZ) als Inter-
essenvertretung von Tageszeitungen, Wochenzeitungen und
Magazinen bisher sehr geringe Aktivität zur Klimakrise
auf. Ähnliches trifft auf den Verein zur Selbstkontrolle der
österreichischen Presse (Österreichischer Presserat) zu, wel-
cher keine erkennbaren Aktivitäten oder Schwerpunkte zur
Klimakrise aufweist. So wird in den Zusatzrichtlinien zur
Finanz- und Wirtschaftsberichterstattung des Pressekodex
keine Verbindung zur Klimakrise hergestellt. Einzig ent-
hält der Pressekodex den Hinweis, dass im redaktionellen
Spezialbereich „Autoteil“ „Umwelt-, Verkehrs- und energie-
politischen Zusammenhängen [. . . ] auch Rechnung getragen
werden [soll]“ (Österreichischer Presserat, 2019).

Unsere Recherche möglicher förderlicher Akteur_innen
hat ergeben, dass klimakrisenspezialisierte Recherchenetz-
werke und neue Formen des Journalismus hohe Relevanz für
die Neuorientierung von Berichterstattungspraktiken haben.
In Deutschland haben sich über die letzten Jahren hinweg
klimakrisenspezialisierte Recherchenetzwerke gebildet wie
beispielsweise Riffreporter und Grüner Journalismus sowie
klimabewusste Medienmacher_innengruppen wie klimare-
porter.de, Grüner drehen, Netzwerk Degrowth-Journalismus,
das Netzwerk Klimajournalismus Deutschland (Netzwerk
Klimajournalismus Deutschland, o. J.) und das EU-weite
Arena Climate Network (o.J.). Eine ähnlich positive Rolle
könnten Institutionen wie das Netzwerk Weitblick spielen.
Als potenzielle Vorreiter_innen im Bereich des konstruk-
tiven, investigativen und „slow“ Journalismus lassen sich
beispielsweise Perspective Daily, The Correspondent oder
Correctiv identifizieren. Auch im Bereich des Fernsehens
gibt es im internationalen Kontext erste Initiativen, die ei-
ner klimafreundlichen Lebensweise zuträglich sind, wie die
Einführung täglicher Formate (z. B. „The Daily Climate
Show“ auf Sky News). Für den deutschsprachigen Raum
fordert die Initiative „KLIMA° vor acht“ tägliche Klima-
berichterstattung zur höchstfrequentierten Sendezeit (Klima
vor Acht, 2021) – ein weiteres gutes Beispiel für tagesak-
tuelle Klimakrisenberichterstattung ist das „Klima Update“
auf RTL (Niemeier, 2021). In sozialen Medien gibt es ers-
te niederschwellige Formate wie Instagram-Kanäle (z. B.
der @klima.neutral-Kanal des öffentlich-rechtlichen Rund-
funksenders ARD), die über eine klimafreundliche Lebens-
weise oder die Klimakrise wissenschaftlich fundiert, aber
zugänglich berichten und die unserer Einschätzung nach das
Potenzial haben, den Klimakrisendiskurs auch in nicht print-
mediennahen bzw. nicht massenmedienaffinen Gruppen zu
fördern. Im österreichischen Kontext gibt es bisher weni-
ge vergleichbare Beispiele bis auf Datum, ein Magazin, das
man als „Slow Journalism“ („entschleunigter Journalismus“)
klassifizieren könnte, oder auch Dossier, das erste österrei-

chischeMagazin, welches sich vomWerbemarkt emanzipiert
hat. Beide stellen interessante Experimentierobjekte im Kon-
text des österreichischen Mediensektors dar.

Trotz noch nicht vorhandener Forschung zum Thema
ist es unserer Einschätzung nach wahrscheinlich, dass pro-
gressive Medienhäuser wie DerStandard und der FALTER
als tendenziell fördernde Akteur_innen für den Diskurs
zu einer klimafreundlichen Lebensweise in Österreich wir-
ken, zum einen durch spezialisierte Aussendungen wie
der Klimaklartext-Newsletter von DerStandard bzw. dem
FALTER.natur-Newsletter, zum anderen durch die Einfüh-
rung spezialisierter Ressorts wie das kürzlich gegründete
Ressort für Natur im Falter (Falter.at, 2021). Weitere ak-
tuelle Bespiele für fördernde Aktivitäten sind der Blog
„Klima in Bewegung“ im Online-Format auf derStandard.at,
welcher Analysen aus Klimagerechtigkeitsperspektive veröf-
fentlicht, der Profil-Podcast „Tauwetter“ sowie folgende In-
itiativen: der K3-Preis für Klimakommunikation (K3 Klima-
kongress, 2022), der Österreichische Umweltjournalismus-
Preis (Umweltjournalismus-Preis, 2021) und die Gründung
des Netzwerks Klimajournalismus (2021), welches auf Leer-
stellen im Zusammenhang zur Klimakrise im österreichi-
schen Mediensystem und Journalismus hinweist und ver-
sucht diese zu adressieren.

Offen bleibt auch, inwiefern der öffentlich-rechtliche
Rundfunk ein potenziell fördernder Akteur werden könn-
te. Aufgrund der relativ stabilen finanziellen Basis, der
hohen Reichweite und des ihm entgegengebrachten hohen
öffentlichen Vertrauens könnte der ORF eine Vorreiterrol-
le für den Diskurs um eine klimafreundliche Lebensweise
einnehmen, wenngleich er auch einer hohenWerbeabhängig-
keit (Saurwein et al., 2019) und relativ starken politischen
Abhängigkeiten unterliegt (Seethaler & Beaufort, 2020). Ei-
nige klimakrisenrelevante Formate sind aktuell bereits im
ORF-Programm vorhanden (z. B. der Ö1 Podcast „Klima –
was tun?“ (Ö1, 2021) oder die jährlichen „Mutter-Erde“-
Themenschwerpunkte (Mutter Erde, 2021)). Gleichzeitig
scheinen diese im Lichte des Ausmaßes der Klimakrise noch
ausbaufähig.

20.4.3 Journalistische Praktiken und
Rollenverständnisse und Rolle
der Kommunikationswissenschaft

Auf journalistischer Ebene sind existierende Praktiken und
Normen, die aufgrund ihres Beitrags zur Verzerrung des wis-
senschaftlichen Konsenses zur Klimakrise im öffentlichen
Diskurs (wie zu Beginn unter „Mediale Strukturbedingun-
gen“ ausgeführt) mit hoher Wahrscheinlichkeit als Hemm-
nisse für die Kommunikation zu einer klimafreundlichen
Lebensweise einzustufen. Zum anderen spielen makroöko-
nomisch bedingte, sich aufMikroebene äußernde kontextuel-
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le Faktoren wie Zeitdruck, Überbelastungen in Redaktionen
und mangelnde Expertise von Journalist_innen zur Klima-
krise mit mittlerer Wahrscheinlichkeit eine zentrale Rolle
(Lauerer & Keel, 2019).

Das journalistische Rollenverständnis der distanzierten
Informationsbereitstellung ist auch in Österreich relevant
[siehe Abschn. 20.3 Notwendigkeiten]. Gleichzeitig zeigt
die repräsentative Umfrage von Kaltenbrunner et al. (2020),
dass ca. 20 Prozent der Befragten Missstände aufdecken
wollen und die Mehrheit der Befragten beim Thema Klima-
krise/Klimaschutz „Partei ergreifen“ wollen. Diese journalis-
tischen Selbstverständnisse können potenziell als förderlich
eingestuft werden. Weiterbildungen und Recherchenetzwer-
ke können dies weiter unterstützen.

Schließlich ist die Kommunikationswissenschaft selbst
zum Betrachtungsgegenstand im Zusammenhang mit hem-
menden Strukturen geworden (geringe Übereinstimmung)
(Kannengießer, 2020b; Krüger & Meyen, 2018). Zum ei-
nen bleibt eine Kritik der politischen Ökonomie der Medien
(z. B. Knoche, 2001; McChesney, 2000) insbesondere im
deutschsprachigen Raum randständig, welche die Verzah-
nungen zwischen Medien und kapitalistischer Akkumulation
explizit in den Blick nimmt (Fuchs, 2017; Garland & Har-
per, 2015). Zum anderen wird problematisiert, dass sich
die Medien- und Kommunikationswissenschaft bisher nicht
im gebührenden Ausmaß mit ökologischen Fragestellungen
beschäftigt. Kannengießer (2020b) plädiert für Forschung
zu den sozial-ökologischen Auswirkungen von Medienin-
frastruktur in der Herstellung, Verwendung und Entsor-
gung sowie zu einhergehendem Energie- und Materialver-
brauch und betont die Notwendigkeit einer Neuorientierung
der Medien- und Kommunikationswissenschaft. Krüger und
Meyen (2018) fordern eine transformative Kommunikations-
wissenschaft, welche „die mit öffentlicher Kommunikation
verbundenen Aspekte der Transformation in eine nachhaltig
wirtschaftende, demokratisch und gerecht organisierte Post-
wachstumsgesellschaft“ (Krüger & Meyen, 2018, S. 351)
beleuchtet. Genannte wissenschaftliche Akteur_innen, die
sich mit Medien und einem guten Leben befassen, haben das
Potenzial, neue wissenschaftliche Strukturen und Wissen-
schaftsdiskurse im Sinne einer sozial-ökologischen Transfor-
mation mitzugestalten, welche letzten Endes zu fördernden
Strukturen im Wissenschafts-Öffentlichkeits-Diskurs wer-
den können.

20.5 Gestaltungsoptionen

Zur Adressierung oder Überwindung der momentan hem-
menden Strukturen lassen sich Gestaltungsoptionen auf der
Ebene der Medieninhalte und im Bereich der Medienstruk-
turen ableiten, die im Folgenden ausgeführt werden. Wie
bereits angemerkt, ist die Forschungslage insgesamt relativ

dünn, insbesondere hinsichtlich der strukturellen Gestal-
tungsoptionen im Mediensektor.

Konkrete Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten zur
Überwindung der vorherrschenden journalistischen Prakti-
ken und Rollenbilder (Abschn. 20.4.3) liegen im Bereich
der neuen Formen des Journalismus. Hier scheinen der
sich momentan herausbildende konstruktive, lösungsorien-
tierte Journalismus sowie der transformative Journalismus
vielversprechende neue Leitbilder zu sein. Der konstrukti-
ve, lösungsorientierte Journalismus betont die Notwenigkeit
zukunftsorientierter Berichterstattung. Gleichzeitig stehen
mit dem Fokus auf lösungsorientierte, handlungsorientier-
te Perspektiven tendenziell individuelle Handlungsoptionen
im Vordergrund. Strukturelle Zusammenhänge werden weni-
ger stark betont (Atanasova, 2021; Hermans & Drok, 2018;
Krüger, 2016). Hier setzt der transformative Journalismus
an, der eine Überwindung des Negativ-Bias der Medien
durch die Hervorhebung von systemimmanenten und lokalen
Lösungsansätzen für globale Problemstellungen als unzu-
reichend erachtet (Krüger, 2021). Ein notwendiger Aspekt
einer klimakrisenadäquaten Form von Journalismus sind ein
globales Bewusstsein für die Klimakrise sowie eine tiefgrei-
fende Problemanalyse, welche die derzeitige Organisation
von Wirtschaft und Gesellschaft grundlegend in Frage stellt
(Krüger, 2021). Transformativer Journalismus beleuchtet
zum einen explizit Zukunftsszenarien, welche im Einklang
mit ökologischen Grenzen stehen und eine fundamentale
Reorganisation von ökonomischen und sozialen Systemen
voraussetzen, und nutzt zum anderen neue Erzählformen,
wie Selbsterfahrungen, Briefe und Zukunftsvisionen (Mar-
shall, 2014; Neverla, 2020; T. Schäfer, 2016). Damit wä-
ren unter anderem beispielsweise Postwachstumsökonomien
Gegenstand der Betrachtung, welche auf den transformativen
Werten der ökologischen Nachhaltigkeit, Demokratie und
sozialen Gerechtigkeit basieren (Brüggemann et al., 2022;
Krüger, 2021; Krüger & Meyen, 2018, S. 351). Nach un-
serer Perspektive beinhaltet der transformative Journalismus
ein gesteigertes Selbstverständnis der journalistischen Rol-
le. Transformativer Journalismus sieht sich als eine kritische
Beobachtung öffentlicher, privatwirtschaftlicher und zivil-
gesellschaftlicher Aktivitäten und die damit einhergehende
Einforderung klimawirksamer Maßnahmen. Dies beinhaltet
unter anderem die Entlarvung und Dekonstruktion klimakri-
senskeptischer und klimamaßnahmenverzögernder Diskurs-
strategien, wie sie zum Beispiel von Lamb et al. (2020)
konzeptualisiert worden sind.

Eine erste Studie von Atanasova (2019), die Nachhaltig-
keitsberichterstattung von „Positive News“, einer Webseite
und Zeitschrift, die sich auf in konstruktiven, lösungsori-
entierten Journalismus spezialisiert hat, arbeitet folgende
zentrale Eigenschaften der Berichterstattung heraus: ein star-
ker Fokus auf Lösungen und ein optimistisches Framing
derselben, eine Vielzahl an Quellen und die Verwendung
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von konsum- und wachstumskritischen Frames. An diesem
Fallbeispiel zeigt sich, dass konstruktive, lösungsorientierte
Medien wie „Positive News“ dazu beitragen können, eine po-
sitive und alternative Zukunftsvorstellung zu kreieren und zu
unterstützen, was das Repertoire kulturell akzeptierter Dis-
kurse erweitern kann. Ähnliche Analysen für den sich gerade
erst definierenden transformativen Journalismus stehen noch
aus.

Für eine weitere Verbreitung des transformativen bzw. des
konstruktiven, lösungsorientierten Journalismus braucht es
Möglichkeiten der Weiterbildung im Rahmen existierender
Arbeitsverhältnisse bzw. einer entsprechenden journalisti-
schen Ausbildung. Neue Journalismusformen und verwandte
Organisationen wie das Solutions Journalism Network (NY)
sowie das Constructive Institute an der Universität Aar-
hus könnten hierfür als erste Wegweiser dienen. Um eine
tiefergreifende Auseinandersetzung mit transformativen Ge-
sellschaftsfragen in den Medien zu ermöglichen, müssten
sich jedoch auch die Rahmenbedingungen, unter welchen
momentan Inhalte produziert werden, verändern. Ein Weg
hierfür wäre eine Restrukturierung der Medien hin zu „slow
media“, das heißt die Verringerung des Outputdrucks und
die damit einhergehende zunehmende Relevanz von tiefgrei-
fenden Recherchen (Drok & Hermans, 2016; Le Masurier,
2016). Eine derartig tiefgreifende Veränderung erfordert je-
doch nach unserer Einschätzung zum einen ein neues me-
dienkulturelles Verständnis, welches sich nur längerfristig
ausbilden kann, zum anderen eine weitreichende Abkehr von
existierenden Geschäftsmodellen inklusive der Verringerung
von Profit-, Wachstums- und Wettbewerbsdruck [siehe auch
letzter Absatz dieses Unterkapitels].

Eine weitere konkrete Handlungsmöglichkeit ist eine ver-
stärkte Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Lokal-
journalismus (Anderson, 2014; Howarth & Anderson, 2019).
Diese könnte zu einer besseren Übersetzung von klimawis-
senschaftlichen Erkenntnissen für die Öffentlichkeit und zu
deren Sensibilisierung für Themen der lokalen Klimakrisen-
auswirkungen beitragen. Dies ist insbesondere relevant, da
so die Vermittlung des Langzeithorizonts und die Komplexi-
tät der Klimakrise potenziell besser gelingen kann. Weitere
Gestaltungsmöglichkeiten lassen sich auf der Ebene der Kli-
makrisenberichterstattung verorten und wurden bereits im
4. Absatz des Abschn. 20.3 [Verweis auf Abschn. 20.3] im
Detail erläutert.

Die organisationsinterne Selbstregulierung von Medien-
unternehmen (wie etwa durch CSR oder ethische Richtli-
nien) ist dem bisherigen Erkenntnisstand nach sehr wahr-
scheinlich nicht ausreichend, um die Klimakrise adäquat zu
adressieren (Besio & Pronzini, 2014). Entsprechend sind
medienregulative Maßnahmen in Bezug auf die Klimakrise
(möglicherweise gekoppelt an das Medienförderwesen) wis-
senschaftlich genauer zu untersuchen. Victor Pickard (2020)
schlägt zur Überwindung der strukturellen Krise der Medien

eine weitreichende Reform und Neuorientierung der staat-
lichen Medienpolitik (bei gleichzeitiger Berücksichtigung
möglicher Interessenkonflikte und der Gefahr staatlicher
Einflussnahme) im Bereich der Finanzierung, Medieninfra-
struktur, Governance und Einbindung von lokalen Gemein-
schaften vor (siehe dazu auch: Zollmann, 2021). Neben einer
weitreichenden staatlichen Medienpolitik, die jedoch me-
diale Unabhängigkeit nicht gefährdet, bedarf es Forschung
zu den Potenzialen von alternativen Finanzierungsmodel-
len (z. B. durch gemischte Finanzierungsmodelle (Meier,
2012) oder öffentliche Finanzierung bei gleichzeitiger Un-
abhängigkeit von staatlicher Einflussnahme (Kiefer, 2011)).
Zudem sollten im Zusammenhang mit Klimakrisenjournalis-
mus mögliche Förderungen für Alternativmedien untersucht
werden, welche laut Literatur eine wichtige Rolle spielen
könnten, um hegemoniale Berichterstattungsmuster aufzu-
brechen (Hackett & Gunster, 2017).

Auf der Ebene der Medienstrukturen ergeben sich damit
aus der Literatur folgende Transformationspfade für den ös-
terreichischen Mediensektor: eine effektive Emissionsreduk-
tion, die Abkehr von fossilistischen Werbemärkten sowie die
Restrukturierung von Eigentumsverhältnissen und Finanzie-
rungsmodellen. Was die Emissionsreduktion des Mediensek-
tors betrifft, so bräuchte der Sektor klare, rechtlich bindende
Vorgaben zur Erreichung von Klimaneutralität bis 2040 im
Einklang mit den Verpflichtungen der österreichischen Bun-
desregierung und demÜbereinkommen von Paris. Forschung
dazu ist jedoch noch ausständig. Aus anderen geografischen
Kontexten, besonders in der anglo-amerikanischenWelt, zei-
gen sich bereits Beispiele für Medienunternehmen, die ihren
Emissionsfußabdruck berechnen und aktive Schritte zur Re-
duktion setzen wie z. B. The Guardian, der CO2-Neutralität
bis 2030 anstrebt (The Guardian, 2019). Kääpä (2020) be-
tont die Notwendigkeit von Medienregulierung vor dem
Hintergrund der ökologischen Auswirkungen der Medien-
infrastruktur und schlägt regulative Gestaltungsoptionen auf
drei Ebenen vor: Regulierung auf internationaler und na-
tionalstaatlicher Ebene, Regulierung auf Betriebsebene (in
Bezug auf Produktion und Entsorgung) sowie die Förderung
der Zusammenarbeit mit anderen Industrieakteur_innen für
gegenseitige Lernprozesse im Bereich der nachhaltigen Be-
triebsumstrukturierungen.

Darüber hinaus schätzen wir konkrete Maßnahmen und
Gestaltungsoptionen zur Entkoppelung des Mediensektors
von der fossilistischen Werbeindustrie als notwendige Vor-
aussetzung für eine konsequente Antwort auf die Klimakrise
ein. Dies hat besonders an Relevanz gewonnen, da sich die
„Grüne“ Werbung professionell ausdifferenziert und zu neu-
en Einnahmequellen führen könnte, wobei gleichzeitig die
Gefahr des Greenwashing besteht (Wonneberger & Matthes,
2016). Eine mögliche Orientierung für konkrete Maßnahmen
könnte das weitreichende Verbot von bestimmter Werbung
(wie in Bezug auf die Tabakindustrie) sein. Schließlich hal-
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ten wir die Restrukturierung von Eigentumsverhältnissen für
eine zentrale Gestaltungsoption, wobei es auch hierzu noch
wenig Forschung gibt. Eine kürzlich veröffentlichte Studie
weist darauf hin, dass alternative Besitzverhältnisse (z. B.
Genossenschaften) potenziell ökonomisch nachhaltiger sind
und mit höherer öffentlicher Verantwortung einhergehen,
gleichzeitig unter gegebenen Marktbedingungen jedoch sehr
vulnerabel sind. Damit alternative Besitzverhältnisse sich
mittel- und langfristig etablieren können, bedarf es sehr
wahrscheinlich medienregulativer Unterstützung (Schneider,
2021).

20.6 Fazit und Forschungsnotwendigkeit

Wie bereits im Verlauf der Analyse aufgeworfen, besteht
Forschungsbedarf zur potenziellen Rolle alternativer Be-
richterstattungsmuster (wie lösungsorientierter, konstrukti-
ver und transformativer Journalismus) im Zusammenhang
mit wirkungsstärkerer Klimakrisenkommunikation sowie zu
neuen Kommunikationsformationen (wie der erzählerischen
Berichterstattung). Zudem bedarf es Forschung zu den öko-
logischen Auswirkungen der Medieninfrastrukturen, insbe-
sondere in der Unterhaltungsindustrie und für Social Media
in Zeiten der Digitalisierung (z. B. durch die Erstellung von
Fußabdruckanalysen). Auch betreffend die Gestaltungsop-
tionen des Mediensektors ist Forschung notwendig: Ers-
tens sollten die Potenziale neuer Eigentumsformen unter-
sucht werden; zweitens sollten neue Finanzierungsmodelle
des Journalismus zur Entkopplung von der Fossilwerbe-
industrie detaillierter untersucht werden (z. B. das Poten-
zial gemischter Finanzierungsregime) (nach Meier, 2012)
oder die Neustrukturierung von Journalismus im Sinne ei-
ner öffentlich finanzierten, demokratischen Institution bei
gleichzeitiger Unabhängigkeit von staatlicher Einflussnah-
me (Kiefer, 2011); schließlich besteht Forschungsbedarf zum
Potenzial von Medienregulierung in Zeiten der Klimakrise
(durch Steuererleichterung, Förderung bei Kriterienerfüllung
oder gesetzlich verankerte Ge- und Verbote). All das könn-
te dazu beitragen, Wege ausfindig zu machen, welche die
Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass Medien zu einer klima-
freundlichen Lebensweise besser als in ihrer aktuellen Form
beitragen können. Außerdem besteht Forschungsbedarf zur
Rolle sozialer Medien jenseits des Mikroblogging-Diensts
Twitter, der bisher stark im Vordergrund der Forschungsli-
teratur steht (Pearce et al., 2014), um zu einem besseren
Verständnis von Diskurskonstruktion einer klimafreundli-
chen Lebensweise und bremsenden Diskursen in digitalen
sozialen Netzwerken beizutragen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es zwar über die
letzten Jahre hinweg zunehmende Forschung im BereichMe-
dien und Klimakrise gibt, jedoch beschränkt sich diese vor
allem auf Medien als Informationsträger und betrachtet die

Rolle von Medien als Infrastrukturen und als ökonomische
Institutionen nur zweitrangig. Während es im englischspra-
chigen Raum zahlreiche Studien zu Mediendiskursen gibt
sowie zum Teil zu journalistischen Praktiken und Rollenbil-
dern, so sind die Studien für den deutschsprachigen Raum
zum einen weniger, zum anderen primär auf Medieninhalte
fokussiert. Forschung zu journalistisch produzierten Inhalten
sind primär auf Tageszeitungen fokussiert, während Radio,
Fernsehen sowie soziale Medien in Bezug auf die Klimakrise
kaum untersucht worden sind. Traditionell scheint der Fo-
kus auf Massenmedien zu liegen, jedoch nimmt Forschung
zu sozialen Medien in den letzten Jahren zu. Forschung zu
Medien als Infrastrukturen mit sozial-ökologischen Auswir-
kungen bleibt vielfach noch ausständig, gleichzeitig stufen
wir diese als sehr relevant ein. Ähnlich verlangt ein holisti-
scher Zugang zu Medien- und Kommunikationsforschung im
Kontext der Klimakrise einen transformativen Ansatz, wel-
cher den ökonomischen, politischen und ideellen Kontext
als Produktionsbedingung für Medieninhalte berücksichtigt
und insbesondere die ökonomischen Wachstumszwänge und
gesellschaftlich-hegemoniale Betrachtungsweisen des Status
quo thematisiert.
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Kernaussagen des Kapitels
Status Quo

� Bildung und Wissenschaft (BUW) tragen in ihren
jetzigen Zielsetzungen und Strukturen nicht im nö-
tigen Umfang zu einer nachhaltigen Entwicklung
und damit auch nicht zu einem klimafreundlichen
Leben bei (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis).

� BUW tragen zur Verfestigung aktueller gesell-
schaftlicher Verhältnisse bei und fokussieren nicht
auf Zukunftskompetenzen und Nachhaltigkeit so-
wie Klimafreundlichkeit von Lebensstilen (hohe
Übereinstimmung, mittlere Literaturbasis).

� Interdisziplinäre Zusammenarbeit wie auch die
transdisziplinäre Kooperation zwischen Wissen-
schaft und gesellschaftlichen Akteur_innen, die im

Kontext nachhaltiger Entwicklung und insbesonde-
re des Klimawandels notwendig sind, werden in
BUW durch vorherrschende disziplinäre Strukturen
benachteiligt (hohe Übereinstimmung, mittlere Li-
teraturbasis).

� Der Fokus auf die Reproduktion von bestehendem
Wissen im Bildungssystem steht eigenständigem,
mündigem, an Werten von Nachhaltigkeit ausge-
richtetem Lernen und damit der Koproduktion von
neuem Wissen entgegen (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

Notwendigen Veränderungen

� Wenn BUW auf die Herausforderungen einer nach-
haltigen Entwicklung sowie eines klimafreundli-
chen Lebens ausgerichtet werden sollen, ist die
Übernahme von gesellschaftlicher Verantwortung
und ein grundlegender Paradigmenwechsel in Rich-
tung holistischer, integrierter und transformativer
Herangehensweisen erforderlich (hohe Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).

� Wenn BUW zu einer nachhaltigen Entwicklung und
damit auch zu einem klimafreundlichen Leben bei-
tragen sollen, braucht es neue Zielsetzungen (z. B.
Orientierung an SDGs, Auseinandersetzung mit
realweltlichen gesellschaftsrelevanten Problemstel-
lungen, Verbesserung der Lebensqualität für alle)
und umfassende Strukturreformen (z. B. Bildungs-
pläne, Curricula, Bildungskonzepte für nachhalti-
ge Entwicklung, Karrieremodelle, Forschungsför-
derung) (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis).

� Auf Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit aus-
gerichtete Konzepte in BUW (z. B. Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE), Klimawandelbil-
dung und -forschung, Inter- und Transdisziplinarität
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(ITD), transformative BUW) unterstützen die Er-
möglichung von Wissenserwerb und die Entwick-
lung von Werten und Kompetenzen, um klima-
freundliche und nachhaltige Lebensstile erreichen
zu können (hohes Vertrauen). Entsprechende Ansät-
ze existieren, sie sind aber weiterzuentwickeln und
auf breiter Basis in BUW umzusetzen (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis).

Möglichkeiten/Optionen

� Wenn ein grundlegender Paradigmenwechsel in
BUW zur Unterstützung eines klimafreundlichen
Lebens und einer nachhaltigen Entwicklung er-
reicht werden soll, ist die transdisziplinäre Erar-
beitung und praktische Umsetzung von umfassen-
den BUW-Konzepten, welche die oben genannten
Veränderungsnotwendigkeiten abbilden, eine vor-
rangige Handlungsoption (hohe Übereinstimmung,
mittlere Literaturbasis).

� Wenn Kompetenzen, die für ein klimafreundliches
Leben notwendig sind, umfangreich gefördert wer-
den sollen, sind Klimawandelbildung und BNE den
Lehr- und Bildungsplänen aller Stufen des for-
malen Bildungssystems (Schule und Hochschule),
insbesondere auch den Lehrplänen der Lehrenden-
bildung zugrunde zu legen sowie als Aufgabe der
Akteur_innen informeller und nonformaler Bildung
(wie Kommunen, Museen, Bibliotheken etc.) zu
stärken (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

� Wenn Wissenschaft für klimafreundliches und
nachhaltiges Leben gefördert werden soll, ist neben
einer grundlegenden Diskussion vorherrschender
Ziele, Inhalte und Strukturen (z. B. Anreizsysteme,
Ausschreibungskriterien) und daraus resultierenden
Macht- und Konkurrenzverhältnissen die Schaf-
fung von spezifischen kooperativen Strukturen für
Inter- und Transdisziplinarität in BUW notwen-
dig (z. B. die Einrichtung entsprechender Professu-
ren, Institute, Forschungszentren, Laufbahnstellen,
Studienprogramme, Lehrbücher, Fachzeitschriften,
Gesellschaften, Forschungsnetzwerke) (hohe Über-
einstimmung, starke Literaturbasis).

� Wenn Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit im
Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes (Whole-
Institution Approach) an BUW-Einrichtungen um-
fassend strukturell verankert werden sollen, brau-
chen diese Unterstützung in Form von strategi-
schen Instrumenten (z. B. Rahmenstrategien) sowie
entsprechende Leistungsbeurteilungssysteme und

-anreize (hohe Übereinstimmung, starke Literatur-
basis).

� Wenn BUW-Einrichtungen auf betrieblicher Ebene
Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasemis-
sionen umsetzen, können sie als Living Labs und
Vorreiter einer sozial-ökologischen Transformation
dienen (hohe Übereinstimmung, starke Literaturba-
sis).

� Wenn die wissenschaftliche Beweislage über die
Wirkungen neuartiger Ansätze in BUW erhöht wer-
den soll, sind Begleitforschung für und Evaluation
von Klimaforschungs- und -bildungsprogrammen
notwendig (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis).

21.1 Status quo

Das Zeitalter des Anthropozäns, speziell seit Beginn der
Phase der „Großen Beschleunigung“ ab 1950 (Steffen et al.,
2007, 2015), wird hauptsächlich vom intensiven Einfluss des
Menschen auf die Umwelt geprägt (Allenby, 2004; Crutzen
& Stoermer, 2000). Die Folgen menschlichen Handelns (vor
allem der Bewohner_innen des Globalen Nordens) in den
verschiedenen Erdsphären bedrohen mittlerweile die Resili-
enz des Erdsystems und folglich die Existenz der Menschheit
selbst (Badiru & Agustiady, 2021; Rockström et al., 2016;
Steffen et al., 2018; Waters et al., 2016). Eine wesentliche
Herausforderung ist dabei der anthropogene Klimawandel
(IPCC, 2021; WCRP Joint Scientific Committee, 2019).
Bildung und Wissenschaft (BUW) stehen heute in der Ver-
antwortung, menschliches Denken und Handeln auf dem
Weg in eine nachhaltige und klimafreundliche Zukunft po-
sitiv zu verändern und damit selbst Antrieb und Teil einer
existenziell bedeutsamen Transformation zu werden.

Vorweg ist festzuhalten: Was bislang als zivilisatorischer
Fortschritt gegolten und damit zugleich mit zur Entste-
hung der großen globalen Probleme und Herausforderungen
unserer Zeit geführt hat, ist wesentlich über BUW und
deren Zielsetzungen und Systeme erreicht worden (Inde-
pendent Group of Scientists appointed by the Secretary-
General, 2019; Meyer & Newman, 2020; Steffen et al.,
2015). BUW setzen sich spätestens seit dem Bericht des
Club of Rome (Meadows et al., 1972) inhaltlich stets inten-
siver mit „Grenzen des Wachstums“ auseinander und tragen
maßgeblich zur Entstehung der wichtigen Nachhaltigkeits-
und Klimaschutz-Dokumente unserer Zeit bei (z. B. Paris
Agreement, 2015; United Nations General Assembly, 2015).
Zugleich bleiben sie selbst ein Teil des Problems (Cebrián
et al., 2013), indem kapitalistische und wirtschaftslibera-
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le Strukturen tief in BUW verankert wurden (Baier, 2017;
Fazey et al., 2020; Hofbauer et al., 2017; Hölscher, 2016;
Huckle & Wals, 2015; Münch et al., 2020; Richter & Ho-
stettler, 2015; Slaughter & Rhoades, 2009) und akademische
Strukturen nachhaltigem, klimafreundlichem Verhalten ent-
gegenstehen. Beispiele hierfür sind der Besuch internatio-
naler Konferenzen mit dem dafür notwendigen Flugverkehr,
der für wissenschaftliche Karrieren als notwendig empfun-
den wird (Nursey-Bray et al., 2019; Schrems & Upham,
2020), eine wirtschaftlich-technologische Verwertungsori-
entierung (Schneidewind, 2009) oder der hohe Druck auf
Wissenschaftler_innen von Anbeginn ihrer Karriere, sich
über quantitative Metriken (z. B. H-Index) und den Aus-
tausch in wenigen High-Impact Journals zu finden und nicht
über eine tiefgängige Reflexion über Qualität und Ziel der ei-
genen (nachhaltigkeits-, klima- und gesellschaftsrelevanten)
Forschungsarbeit (Fochler et al., 2016).

Der hohen Dringlichkeit, auf systemische Krisen des An-
thropozäns, allen voran die Klima- und Biodiversitätskrise
zu reagieren, stehen noch immer die Kräfte der Behar-
rung entgegen. BUW bleiben in ihren Inhalten (vor allem
Lehrinhalten), Zielen, Konzepten und systemischen Grund-
strukturen relativ unverändert (Elkana & Klöpper, 2012;
Imdorf et al., 2019; Kläy et al., 2015; O’Brien, 2012a;
WBGU, 2011). Hinsichtlich der Strukturen werden zum
Beispiel Lehrer_innen bis heute großteils disziplinär aus-
gebildet und Schüler_innen in voneinander abgegrenzten
Fächern unterrichtet. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist in
kleinteilige Fachgebiete aufgespaltet, zunehmende Speziali-
sierung ist ein sich weiter verstärkendes Phänomen (Aram,
2004; Giesenbauer & Müller-Christ, 2020; Posch & Steiner,
2006). Entsprechend wird die Forderung nach Aufbau und
Intensivierung von Inter- und Transdisziplinarität (ITD), al-
so von disziplinenübergreifender Zusammenarbeit wie auch
der Kooperation zwischen Wissenschaft und gesellschaftli-
chen Akteur_innen, im Kontext nachhaltiger Entwicklung
und insbesondere des Klimawandels immer lauter (Carson,
1962; Future Earth, 2014; ProClim Forum for Climate and
Global Change, Swiss Academy of Science, 1997; R. Scholz
& Steiner, 2015; WBGU, 2011, 2014a).

Selbst die Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre
(Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Bürger,
1867; § 2 Abs. 1 UG, 2002) als Grundpfeiler des BUW-
Systems gerät unter Druck (z. B. Münch et al., 2020). Die
Implikationen dieser Freiheit werden bislang wenig disku-
tiert: Die Notwendigkeit, dass Individuen und Institutionen
moralisch und ethisch motivierte Selbstverantwortung über-
nehmen, die durch Wissenschaftstheorie und -ethik, durch
Verstand und Vernunft gestützt ist (Kläy et al., 2015),
bleibt in entsprechenden Diskussionen weitgehend außen
vor (Fuchs, 2014). Es gilt jedoch, diese Philosophie im
Lichte der Probleme und Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts zu reflektieren und das Verständnis von Freiheit

in diesem Zusammenhang dahingehend zu überprüfen, wie
künftig BUW Mitverantwortung für die gesamtgesellschaft-
liche Transformation übernehmen und zu einer nachhaltigen
klimafreundlichen Entwicklung beitragen können (Dickel
et al., 2020; Independent Group of Scientists appointed by
the Secretary-General, 2019; Schneider et al., 2019; Schnei-
dewind, 2009; UNESCO, 2015).

Darüber hinaus sind beinahe zahllose weitere Proble-
me in österreichischen BUW-Systemen zu nennen, welche
eine nichtnachhaltige Entwicklung widerspiegeln. Traditio-
nell geprägte Strukturen, z. B. eine frühe Trennung der
Kinder in unterschiedliche Schularten und damit auch ei-
ne frühe Festlegung ihres weiteren Bildungsverlaufs, ver-
stärken sozial geprägte Zugangschancen zum BUW-System
(Gerhartz-Reiter, 2017; Oberwimmer et al., 2019) und da-
mit auch zu relevanten wissenschaftlichen Erkenntnissen
über und Teilhabe an klimafreundlichen Entscheidungen
und Handlungen. Ebenso ist der hohe Anteil von Repro-
duktion und Verstetigung aktuellen (System-)Wissens so-
wie klassischer Lehrmethoden an Schulen und Hochschulen
(Davidson, 2017; R. M. Ryan & Deci, 2016) zu nennen,
die eigenständigem, mündigem, an Werten von Nachhaltig-
keit ausgerichtetem Lernen entgegenstehen (Botkin et al.,
1979; UNESCO, 2017a). Innerhalb der Hochschulen hat die
– insbesondere für Nachhaltigkeitsbewusstsein und klima-
freundliches Leben hochrelevante – Lehre einen traditionell
geringeren Stellenwert als Forschung und bedarf selbst einer
Transformation (Egger & Merkt, 2016; Elkana & Klöpper,
2012). Forschung(sförderung) hängt häufig von der Wirt-
schaft und deren Zielsetzungen ab (Kirchhof, 2018). Sowohl
Bildungs- als auch Forschungsvorhaben sind oft kurzfristig
ausgerichtet und stehen damit der Langfristigkeit von Nach-
haltigkeitsprozessen entgegen. Der Austausch innerhalb von
BUW sowie der Austausch von BUW mit der Gesellschaft
findet eher selten statt (Rachel, 2020). So ist der Beitrag einer
breiten Öffentlichkeit am wissenschaftlichen Erkenntnisfort-
schritt heute weder erkennbar noch erwünscht (Dickel et al.,
2020) und Institutionen des Bildungssystems bis hin zu den
(Fach-)Hochschulen leiden großteils an Partizipations- und
Demokratiedefiziten (Bultmann, 2011; Dickel et al., 2020;
Fischer & Vogel, 2021; Gerhartz-Reiter & Reisenauer, 2020;
Staack, 2016; Steiger-Sackmann, 2011). Selbstbestimmung,
Emanzipation, Mündigkeit, Miteinander und eine konstruk-
tivistische Auffassung von Lernen scheinen in BUW keine
für das Gelingen bedingende Grundlagen zu sein (z. B. Lan-
gemeyer, 2011).

Diese tradierten Muster zeigen die Beharrlichkeit von
BUW-Systemen, auch in Österreich, auf. Um zu einer ge-
sellschaftlichen Transformation zu klimafreundlichem und
nachhaltigem Leben beitragen zu können, stehen BUW vor
der Herausforderung, sich zunächst selbst grundlegend zu
transformieren (u. a. International Commission on the Fu-
tures of Education, 2021; Sachs et al., 2019; Wayne et al.,
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2006; WBGU, 2011). Deren Strukturen und Systeme grund-
legend zu verändern, benötigt jedoch sehr viel Einsicht
für dessen Notwendigkeit – selbst von denen, die in den
BUW-Einrichtungen über die Probleme durch Klimawan-
del(folgen) und fehlende Nachhaltigkeit lehren bzw. diese
wissenschaftlich erforschen (z. B. Le Quéré et al., 2015; Ro-
senberg & Starr, 2021).

Um neues Wissens und neue Kompetenzen für klima-
freundliches Leben und nachhaltige Entwicklung zu schaf-
fen, spielt das Zusammenwirken von BUW sowie von Schule
und Hochschule, aber auch von formalisierten und nichtfor-
malisierten Lernprozessen eine wichtige Rolle (Otto et al.,
2020). Dieses Kapitel fokussiert daher auf Konzepte, die Bil-
dung in den Vordergrund stellen, und betont die potenziell
starke Rolle von Unterricht und Lehre für klimafreundliches
und nachhaltiges Leben. Wissenschaft wird als Zusammen-
spiel von Forschung und Lehre gesehen. Es wird bewusst
kein Schwerpunkt auf universitäre und außeruniversitäre
Forschung gelegt.

Wenngleich nachfolgend im Kontext Lehre und Bildung
häufig verkürzend auf „Schule und Hochschule“ Bezug ge-
nommen wird, sind die verschiedenen Ebenen des Bildungs-
systems ebenso eingeschlossen, z. B. Kindergarten, Volks-
schule, allgemein- und berufsbildende mittlere und höhere
Schulen der Sekundarstufen I und II, Postsekundar- und Ter-
tiärstufe mit Schulen und Lehrgängen der beruflichen Aus-
und Weiterbildung, Fachhochschulen, Pädagogischen Hoch-
schulen und Universitäten etc. Nachhaltigkeits- und Klima-
fragen lassen sich in der Regel nicht voneinander trennen,
weshalb sie meist beide genannt (oder zumindest gemeint)
sind.

BUW für ein klimafreundliches Leben nehmen im Rah-
men des vorliegenden Special Reports eine gewisse Son-
derstellung ein. Standards und Assessment-Maßnahmen sind
hier in evolutionärer Entwicklung und ständiger Bewegung.
Auch die Bewertung der Frage, welche Dimension der Rolle
von Strukturen im Kontext von BUW für ein klimafreund-
liches Leben zugeschrieben werden kann, bleibt ungeklärt.
Insbesondere scheinen es die „Strukturen in den Köpfen“
der beteiligten Menschen zu sein, die letztlich Denk- und
Handlungsmuster erzeugen, die Nachhaltigkeit und Klima-
freundlichkeit behindern oder begünstigen. Dennoch sollen
die Strukturen von BUW auch in diesem Kapitel im Vorder-
grund stehen.

21.2 Notwendige Veränderungen

Angesichts der Forderung, BUW deutlich stärker als bis-
her zu einer gesellschaftlichen Transformation in Richtung
Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit beitragen zu lassen,
wird in der Literatur die Notwendigkeit eines grundlegen-
den Umbaus der bestehenden BUW-Systeme und deren Ziele

und Strukturen diskutiert (Coelen et al., 2015; Leiringer &
Cardellino, 2011; Martens et al., 2010; J. Ryan, 2011; Sachs
et al., 2019; Saltmarsh & Hartley, 2011). Auch wenn Wir-
kungen im Voraus nicht eindeutig zu beschreiben sind (z. B.
Apple, 2012), werden Zusammenhänge zwischen Bildung
und gesellschaftlicher Transformation, Bildung und Lebens-
qualität, Bildung und Nachhaltigkeit in zahllosen Quellen
hergestellt (Baker, 2014; Bowling & Windsor, 2001; Carnoy
& Samoff, 2016; Desjardins, 2015; Hart, 2009; Keller, 2009;
Kogan et al., 2011; Nussbaum & Sen, 1993; Ross & Van
Willigen, 1997; Russell, 1926; R. W. Scholz, 2011). Ebenso
sind Wissenschaft, Forschung und Technologieentwicklung
mächtige Instrumente für gesellschaftliche Transformations-
prozesse – im Positiven wie im Negativen (Independent
Group of Scientists appointed by the Secretary-General,
2019).

Um eine solche Transformation einzuleiten, müssen in
erster Linie überzeugende neue Ziele für BUW definiert,
Bewusstsein und Verständnis über neue Formen von Wis-
sen, Können und Lernen, von Leistung und entsprechen-
den Leistungsanreizen neu geschaffen sowie entsprechende
Diskussions- und Umsetzungsprozesse in Gang gesetzt wer-
den (Fazey et al., 2020). Klimafreundliche Bildung und
Wissenschaft sind also nicht nur durch Veränderungen äu-
ßerer Strukturen zu erreichen, sondern vor allem auch durch
neue Denk- und Verhaltens-Strukturen der beteiligten Men-
schen.

Vor diesem Hintergrund spielen fünf Aspekte eine zen-
trale Rolle, die der Intensität der Veränderungen sowie der
Komplexität der Herausforderungen besser als das aktuelle
BUW-System gerecht werden und aktiv zu einer gesell-
schaftlichen Transformation beitragen können: (1) Übernah-
me von Verantwortung, (2) Anerkennung unterschiedlicher
Wissensformen, (3) eine verstärkte Anbindung von BUW
an reale Bedingungen und gesellschaftliche Herausforde-
rungen durch ITD, (4) Bildungskonzepte für nachhaltige
Entwicklung und klimafreundliches Leben sowie (5) ei-
ne ganzheitliche Transformation von BUW im Sinne eines
Whole-Institution-Ansatzes.

21.2.1 Übernahme von Verantwortung

Bildung ist seit der Mitte des 20. Jahrhunderts ein inter-
national anerkanntes Menschenrecht. Sie dient laut Men-
schenrechtscharta der Vereinten Nationen vornehmlich dazu,
dass jeder Mensch – unter Achtung der Rechte und Freihei-
ten anderer – seine individuelle Persönlichkeit bestmöglich
entfalten kann (United Nations General Assembly, 1948).
Darüber hinaus wird Bildung weltweit auch als Vorausset-
zung für Wohlstand, Lebensqualität und damit Kontinuität
von Gesellschaften gesehen (Phillips & Siegel, 2013). Be-
denkt man die hohe Intensität, Wechselwirkung und Kom-
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plexität der durch den Menschen verursachten Veränderun-
gen im Erdsystem, wird klar, dass zukünftige individuelle
Persönlichkeitsentfaltung sowie Resilienz von Gesellschaf-
ten nur dann verwirklicht werden können, wenn Menschen
und menschengemachte Systeme zu kontinuierlicher Fort-
entwicklung und Veränderung, ja umfassender Transforma-
tion zu einem klimafreundlichen und nachhaltigen Leben,
letztlich zur aktiven und solidarischen Umsetzung aller im
Einvernehmen mit der Weltgemeinschaft verabschiedeten
Nachhaltigkeitsziele (SDGs) (United Nations General As-
sembly, 2015) bereit und befähigt sind (Sen, 2012).

Verantwortliche Bildung („Responsible Education“) ver-
steht sich daher als Bildung, die sich an gesellschaftlich
zu vereinbarenden Normen orientiert (Curren, 2007; Gu-
tek, 2014; Noddings, 2015; Pavlova & Lomakina, 2016),
die moralische und ethische Wertvorstellungen berücksich-
tigt (Hasslöf & Malmberg, 2015) und die das künftige
Wohlergehen des gesamten Planeten ins Auge fasst. Bil-
dungsziele drücken daher Wünschenswertes im Sinne eines
klimafreundlichen und nachhaltigen Lebens aus, wie den
Aufbau gewisser Kompetenzen und Werte, um menschliches
Handeln nicht nur objektiv zu analysieren, sondern dieses
im Sinne einer gesellschaftlichen Transformation zu inspi-
rieren und zu motivieren (Firth & Smith, 2017; Pavlova &
Lomakina, 2016; Sharma & Monteiro, 2016). Um dabei ihre
Verantwortung dauerhaft wahrzunehmen, bedeutet dies für
Bildung nicht, bestimmtes Wissen, spezifische Normen, vor-
definierte Werthaltungen oder standardisierte Kompetenzen
weiterzugeben, sondern diese in einem dialogischen An-
satz (Freire, 2000) stetig reflektierend weiterzuentwickeln
(O’Brien et al., 2009), im Idealfall das Gute zu reproduzie-
ren und das Schlechte zu transformieren (Desjardins, 2015).
Lernen leistet dann einen aktiven und solidarischen Beitrag
zur positiven Zukunftsgestaltung (Speth, 2008) und Errei-
chung möglichst hoher Lebensqualität für alle (Keller, 2017).
Lernende werden zu wichtigen gesellschaftlichen Change
Agents und sind doch frei in ihrer Persönlichkeitsentwick-
lung (O’Brien, 2012a). Bildung für nachhaltige Entwicklung
(BNE) und Klimawandelbildung respektieren damit glei-
chermaßen ihre Verantwortung für das Individuum als auch
die Gesellschaft, obwohl dies ein herausfordernder „Ba-
lanceakt“ bleiben wird (Hasslöf & Malmberg, 2015). Nur
so kann Bildung dazu beitragen, nachhaltige und klima-
freundliche Gesellschaften zu gestalten (Cars & West, 2015)
und politische Teilhabe der Bürger_innen an demokratischen
Prozessen zu ermöglichen (Biesta & Lawy, 2006).

Die Ziele und Ausrichtung von Wissenschaft brauchen
einen ähnlichen Dialog- und Reflexionsprozess. Eine wach-
sende Zahl an Hochschulen stärkt die eigene Rolle als aktive
Akteur_innen einer gesellschaftlichen Transformation. In
den letzten Jahrzehnten sind zahlreiche Konzepte einer Ver-
antwortlichen Wissenschaft („Responsible Science“) (z. B.
Kourany, 2010; Molina, 2012; Onwu, 2017; Resnik & Elliot,

2016) diskutiert und praktiziert worden, die sowohl die Kom-
plexität der Herausforderungen berücksichtigen als auch das
Verhältnis von Wissenschaft und Gesellschaft neu definieren
(Förderverein der Scientists4Future für wissenschaftsbasier-
te Klimapolitik, o.J.). Sie versuchen, mit politisch und gesell-
schaftlich relevanten (nicht präskriptiven) Ergebnissen einen
positiven Beitrag zur Lebensqualität von Individuen wie
Gesellschaften zu leisten (Schneider et al., 2019; WBGU,
2011). Auch individuelle Wissenschaftler_innen überneh-
men z. B. als „Scientists for Future“ vermehrt Verantwortung
und sind zugleich Treiber_innen von strukturellen Verände-
rungen.

Die Notwendigkeit, entsprechende BUW-Konzepte stär-
ker ins Zentrum zu stellen und intensiv zu fördern, ist im
Kontext der Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit unum-
stritten (Independent Group of Scientists appointed by the
Secretary-General, 2019).

21.2.2 Diversität vonWissen anerkennen und
fördern

Das klassische Produkt wissenschaftlicher Tätigkeit – auch
in der Klimaforschung – ist (disziplinär generiertes) Sys-
temwissen, das den Ist-Zustand beschreibt, analysiert, inter-
pretiert und auch zukünftige Projektionen dieser Strukturen
und Prozesse ermöglicht (ProClim Forum for Climate and
Global Change, Swiss Academy of Science, 1997). Wissen
muss jedoch darüber hinausgehen (Nightingale et al., 2020),
wenn gesellschaftliche Transformation (und das Narrativ) für
klimafreundliches und nachhaltiges Leben gestärkt werden
sollen. So werden Ziel- und Transformationswissen sowie
deren Produktion/Ko-Produktion (sie entstehen häufig inter-
und transdisziplinär oder etwa auch in Bildungsprozessen) in
der Literatur als ebenso relevant erachtet.

Zielwissen, in dem auch Orientierungswissen integriert
ist, beschäftigt sich mit dem, was sein sollte (und was
nicht), und ermöglicht eine aktive Auseinandersetzung mit
gesellschaftlichen Visionen, die neue Zielzustände zu errei-
chen suchen und dabei Fragen von Ethik und Werthaltungen
mit einbeziehen (ProClim Forum for Climate and Global
Change, Swiss Academy of Science, 1997). Unter intensiver
Einbeziehung von Praktiker_innen und Stakeholder_innen
sowie unter Berücksichtigung gesellschaftlicher Interessen
und Bedürfnisse (Cornell et al., 2013) nehmen wissenschaft-
liche Fragestellungen zur Generierung von Zielwissen letzt-
lich Notwendigkeit und Zielrichtung von Veränderung in den
Blick (Hoffmann-Riem et al., 2008; Pohl & Hirsch Hadorn,
2007; R. Scholz & Steiner, 2015).

Um diese letztlich auch zu erreichen, entsteht aus der
transdisziplinären Kooperation (siehe Abschn. 21.2.3) Trans-
formationswissen. Dabei geht es umWege, Hebel, Strategien
und Maßnahmen für eine effektive Zielerreichung für die
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Transformation von einem als unzulänglich eingeschätzten
Status quo in eine als besser erachtete, nachhaltige Zukunft.
Aktuell gültige Organisationen, Politiken, Regeln, Normen
und Praktiken – z. B. in Bezug auf Technologie, Rechtsauf-
fassung, politischer Praxis, kulturell bedingter Handlungs-
muster – werden kritisch hinterfragt und neu entwickelt
(Frischknecht & Schmied, 2002; Hirsch Hadorn et al., 2006;
Lang et al., 2012; Pohl & Hirsch Hadorn, 2007; Schneider
et al., 2019).

Um System-, Ziel- und Transformationswissen zu fördern
und neue Erkenntnisse zu generieren, ist Arbeit an der Ent-
wicklung transdisziplinärer Theorien und Methoden für die
Ko-Produktion neuen Wissens für Transformation zu leis-
ten (Bergmann et al., 2010; Deane et al., 2009; Di Giulio &
Defila, 2018; Schneider et al., 2019; R. W. Scholz, 2011).
Nachdem viele nachhaltigkeitsrelevante Dokumente (Paris
Agreement, 2015; United Nations General Assembly, 2015)
BUW dazu auffordern, aktiv zur Erreichung der Nachhal-
tigkeitsziele und Lösung der Klimafrage beizutragen, kann
es nicht mehr deren ausschließliche Aufgabe sein, Mensch-
Umwelt-Interaktionen besser zu verstehen. Vielmehr werden
BUW aufgerufen, aktiv daran mitzuwirken, Veränderungen
in Richtung klimafreundliches und nachhaltiges Leben aus-
zulösen und zu unterstützen (Kates et al., 2001). Damit
sollen sie auch die Generierung entsprechend neuen Wissens
und neuer Kompetenzen ermöglichen (Risopoulos-Pichler
et al., 2020; Sachs et al., 2019). Kollaborationen mit Pra-
xisakteur_innen verbinden Wissenschaft und Gesellschaft
partizipativ auf Augenhöhe und spielen in diesem Kontext
eine wichtige Rolle.

In jedem Fall sollten BUW für klimafreundliches und
nachhaltiges Leben System-, Ziel- und Transformationswis-
sen generieren (Schneidewind & Singer-Brodowski, 2014)
sowie für die Produktion und Ko-Produktion neuer Arten von
Wissen offen sein (Chambers et al., 2021; Norström et al.,
2020).

21.2.3 Stärkung der Inter- und
Transdisziplinarität (ITD)

Auch wenn mittlerweile sowohl für Bildung als auch für
Wissenschaft genügend Ansätze existieren, welche die Do-
minanz der Disziplinarität hinterfragen, geht es an dieser
Stelle nicht um die Abschaffung von Disziplinen und diszi-
plinärer (Grundlagen-)Forschung, sondern um die Stärkung
von ITD in BUW.

Im Bereich der Bildung werden diese Ansätze als in-
terdisziplinär (Applebee et al., 2007; Breunig et al., 2015;
Hendry et al., 2017; Lindvig et al., 2019; Mathison & Free-
man, 1998; Venville et al., 2002), cross-disziplinär (Lyster
& Ballinger, 2011), metadisziplinär (Applebee et al., 2007),
transdisziplinär (Kubisch et al., 2020), integrativ (Mathi-

son & Freeman, 1998), holistisch (Venville et al., 2002),
Lerner_innen-zentriert (Applebee et al., 2007), forschend-
entdeckend (Lyster & Ballinger, 2011) oder beispielsweise
projekt- und problemorientiert (Barrett & Moore, 2011; Jo-
nassen, 2011; Laur, 2015; Leat, 2017; Moust et al., 2008)
beschrieben (vgl. Rosenberg & Starr, 2021). Transformative
Bildungskonzepte für nachhaltige Entwicklung und klima-
freundliches Leben an Schule und Hochschule bedeuten
daher in keiner Weise nur eine Aufnahme von Inhalten
aus der Nachhaltigkeitsdebatte (Klimawandel etc.) in dis-
ziplinäre(n) Unterricht und Lehre. Sie führen vielmehr zu
fächerverbindendemLernen und Kompetenzentwicklung so-
wie gesellschaftlicher Veränderung in sogenannten Realla-
boren (Bührmann& Franke, 2020; Defila & Di Giulio, 2018;
Schäpke et al., 2018).

In diesem Zusammenhang ist die Stärkung von fächer-
übergreifenden bzw. bereits mehrere Perspektiven integrie-
renden Fächern/Fächerverbindungen gefordert (Engartner
et al., 2021; Hedtke, 2018). Als positive Beispiele können
hier für Österreich Schulfächer genannt werden, die gerade
die wirtschaftliche Bildung nicht isoliert aufgreifen, son-
dern sie in gesellschaftliche, sozioökonomische, politische
oder etwa geographische Zusammenhänge stellen, z. B. das
multiperspektivische Schulfach „Internationale Wirtschafts-
und Kulturräume“ oder „Geographie und wirtschaftliche
Bildung“ (Fridrich, 2019, 2020). Neue isolierte Fächer ein-
zuführen, wie ein von Teilen der Wirtschaft gefordertes
Schulfach „Wirtschaft“ oder „Finanzbildung“, widerspre-
chen diesen Bildungsansätzen (Engartner, 2019; Engartner
et al., 2019).

Interdisziplinarität als weitreichender wissenschaftlicher
Ansatz wurde bereits im Rahmen einer OECD-Konferenz
1970 diskutiert, um besser auf neu entstandene gesellschaft-
liche wie wissenschaftliche Herausforderungen reagieren zu
können (Apostel et al., 1972). Weitgehende Übereinstim-
mung besteht mittlerweile darin, dass Forschung – wenn
sie zu klimafreundlichem und nachhaltigem Leben beitragen
will – weiterreichenden Anforderungen genügen muss als
rein disziplinäre Forschung (Miola et al., 2019; Nilsson et al.,
2016). Die Komplexität der Zusammenhänge entzieht sich
disziplinärer, rein faktenbasierter Betrachtungsweisen, da in
Bezug auf angemessene Vorgehensweisen wissenschaftliche
Unsicherheiten hoch und die gesellschaftspolitische Unter-
stützung schwach sind (Independent Group of Scientists
appointed by the Secretary-General, 2019).

Im Kontext nachhaltiger Entwicklung ist die Kooperati-
on von Wissenschaft und Gesellschaft essenziell (Mertens &
Barbian, 2015; Pohl et al., 2017). Transdisziplinarität in der
Auseinandersetzung mit realweltlichen gesellschaftsrelevan-
ten Problemstellungen lässt neues Wissen (Abschn. 21.2.2)
entstehen und führt zu gesellschaftlicher Weiterentwicklung
(Krohn et al., 2019) sowie zur Stärkung von beteiligten (häu-
fig nichtakademischen) Akteur_innen (Wiek et al., 2016).



21.2 Notwendige Veränderungen 573

Diese übernehmen Verantwortung (Egner & Schmid, 2012;
Lang et al., 2012) und tragen aktiv zu Lösungen bei, wie
es demokratischen Gesellschaften entspricht (Keller, Stöt-
ter, et al., 2019). Transdisziplinäre Forschung wird als ein
wesentlicher Schlüssel zur Überwindung der zunehmenden
Kluft zwischen Wissenschaft und Gesellschaft sowie als Bei-
trag zur Lösung zahlloser gesellschaftlicher Probleme im
Sinne „verantwortungsvoller Wissenschaft“ („Responsible
Science“ [Abschn. 21.2.1]) gesehen. Transformative For-
schung geht einen Schritt weiter, indem sie einen expliziten
Interventionsanspruch im Sinne einer sozial-ökologischen
Transformation erhebt (Stelzer et al., 2018; WBGU, 2011).

Auch wenn ITD disziplinäre Grundlagen benötigen (Wis-
sel, 2015), ist es zur Bewältigung der Nachhaltigkeits- und
Klimafrage erforderlich, Expertisen verschiedener wissen-
schaftlicher Disziplinen sowie aus der Gesellschaft aufzu-
greifen und zu integrieren, um blinde Flecken auszugleichen
(Fjelland, 2021). Die genannten Ansätze versuchen, komple-
xe reale Probleme abzubilden, indem sie jene Disziplinen
einbeziehen, die eine systemische Sichtweise auf die Pro-
bleme erlauben und in mehr oder weniger starker Ausprä-
gung Unsicherheiten, plurale Perspektiven, unterschiedliche
Wissensformen ansprechen und selbst transformative Pro-
zesse mitgestalten. Dieses Verständnis und die normative
Zielgerichtetheit unterscheiden sich von rein disziplinärer
Forschung. Es erzeugt damit allerdings auch Widerstän-
de und Ängste im Wissenschaftssystem (Findler et al.,
2019; Independent Group of Scientists appointed by the
Secretary-General, 2019). Umso wichtiger ist, dass For-
schung für nachhaltige Entwicklung und klimafreundliches
Leben höchsten wissenschaftlichen Standards entspricht (In-
dependent Group of Scientists appointed by the Secretary-
General, 2019), wenngleich auch diese neu zu formulieren
sind.

21.2.4 Bildungskonzepte für nachhaltige
Entwicklung und klimafreundliches Leben

Das SDG 4 „Hochwertige Bildung“ wird als Schlüssel
zur Erreichung aller anderen Nachhaltigkeitsziele angesehen
(UNESCO, 2017a). Bildungskonzepte für die Transformati-
on in Richtung klimafreundliche und nachhaltige Entwick-
lung spielen dabei eine besondere Rolle, auch in und für
Österreich (Allianz Nachhaltige Universitäten in Österreich,
2022; Keller, Rauch, et al., 2019; Keller & Rauch, 2021).

Bildung als aktiver Beitrag zur Persönlichkeitsentwick-
lung wie auch zu gesellschaftlichem Wohlergehen verändert
insbesondere den Blick darauf, wie Bildung geschieht. Im
Gegensatz zum klassischen Bildungsverständnis zeigt sich,
dass Bildung und Lehre an Schule und Hochschule anderes
leisten sollten, als den aktuellen Stand fachwissenschaftli-
chen Wissens zu vermitteln und diesen reproduktiv zu über-

prüfen (Kohl & Hopkins, 2021). Zu lernen, selbst relevante
kritische Fragen zu stellen, eigene Werthaltungen zu entwi-
ckeln und in individuelle Entscheidungen mit einfließen zu
lassen und damit letztlich eigene Beiträge zu solidarischer
und nachhaltiger Zukunftsgestaltung leisten zu können, steht
im Mittelpunkt (UNESCO, 2014b, 2014a, 2017a, 2021a).
Wenn Bildungskonzepte also zugleich nachhaltige Entwick-
lung und klimafreundliches Leben unterstützen sollen, sind
veränderte menschliche Verhaltens- und Handlungsweisen
oberstes Bildungsziel. In der wissenschaftlichen Diskussi-
on besteht allerdings Einigkeit darüber, dass kein linearer
Zusammenhang zwischen Wissen und Handeln besteht. Stu-
dien zur sogenannten Knowledge-Action-Gap (Chen, 2014;
Clark, 2013; Jackson, 2005; Kahan et al., 2012; Keller,
2017; Kellstedt et al., 2008; Kollmuss & Agyeman, 2002;
Mandl & Gerstenmaier, 2000; Oates & McDonald, 2014;
O’Brien, 2012b; Peattie, 2010; Ranney & Clark, 2016; Un-
gar, 2008; Verplanken & Holland, 2002) zeigen, dass in den
wenigsten Fällen eine direkte Verbindung vom Wissen zur
– z. B. klimafreundlichen – Handlung ableitbar wäre. In der
Klimabildung spielen daher neben dem Wissen vor allem
Selbstwirksamkeit (Frick et al., 2021; Ojala et al., 2021; Oja-
la & Bengtsson, 2019) und Empowerment (Bentz &O’Brien,
2019; Monroe et al., 2017) wesentliche Rollen.

BNE als „galvanisierende pädagogische Innovation“
(UNESCO, 2014b, S. 30) setzt sich also mit den zentra-
len Herausforderungen unserer Zeit auseinander, allen voran
dem Klimawandel. Angedockt an Erfahrungen, Vorwissen,
Einstellungen, Interessen und Motivationen der Lernenden
(Prä-Konzepte) fördert sie die Entwicklung von Kompe-
tenzen der Lernenden, die sie befähigen sollen, autonom
kritische und selbstkritische Fragen zu stellen, reflektierte
Schlüsse abzuleiten und bewusste Handlungsentscheidungen
treffen zu können (UNESCO, 2014a). Zu den wichtigsten
Nachhaltigkeitskompetenzen gehört es, Systeme und deren
Veränderungen – auf Basis eines wertorientierten Denkens
(„value-thinking competency“) – zu verstehen und zu anti-
zipieren („system thinking and anticipatory/future-thinking
competencies“) sowie Veränderungsprozesse strategisch zu
planen und umzusetzen („strategic and interpersonal com-
petencies“) (Brundiers et al., 2021; Wiek et al., 2011).
Speziell in diesem Zusammenhang kann auch die zunehmen-
de Digitalisierung von Bildung nützlich sein. Besonders im
Zusammenhang mit BNE ist die Digitalisierung jedoch um-
stritten (Dür et al., 2021; Stoltenberg & Michelsen, 2020;
Zint et al., 2022) und kann auch unbeabsichtigte Nebenef-
fekte haben (Bohnsack et al., 2021; R. Scholz et al., 2018).
Ästhetische Bildung wird im Kontext von BNE und SDGs
dagegen als eine elementare Grundlage verstanden (Gsöll-
pointner & Mateus-Berr, 2021).

Lerner_innenzentriertes, konstruktivistisches, (inter-)-
aktives, handlungs- und anwendungsorientiertes sowie
problem- bzw. lösungsbasiertes Lernen in authentischen
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Settings bzw. realen Situationen wird für transformative Bil-
dung als besonders wertvoll erachtet (UNESCO, 2017a),
gerade auch im Zusammenhang von SDG 4 „Quality Educa-
tion“ und SDG 13 „Climate Action“ (Keller, Stötter, et al.,
2019). Im Gegensatz zu eher traditionellen Bildungsme-
thoden übernehmen die Lernenden hier selbstbewusst und
selbstkritisch eine aktive Rolle im Lernprozess. Lehrperso-
nen und Expert_innen nehmen in diesen konstruktivistischen
Lernsettings den Dialog auf Augenhöhe mit den Lernenden
auf – idealerweise entsteht für alle Beteiligten ein gegen-
seitiger Lernprozess. Wissenschaftliches Monitoring und
Evaluation dieser Bildungssettings, die zu deren permanen-
ter Reflexion und Weiterentwicklung führen sollen (Keller &
Rauch, 2021; UNESCO, 2014b, 2014a; Zint, 2011), werden
in der Literatur als Desiderata benannt.

Erfolgreiche Bildungsprozesse in diesem Sinne bedeu-
ten die Überbrückung vom Wissen zum Handeln. Neu zu
schaffende Bildungsstrukturen ermöglichen eine individu-
elle Weiterentwicklung entsprechender Nachhaltigkeitskom-
petenzen, die zu aktivem, konstruktivem, solidarischem und
verantwortungsvollem Handeln für eine nachhaltige Ent-
wicklung und ein klimafreundliches Leben führen können
(Freire, 2000; O’Brien, 2012a; Speth, 2008).

21.2.5 Whole-Institution Approach

Wenn Institutionen in BUW als Vorbilder eines klimafreund-
lichen und nachhaltigen Lebens dienen wollen, stehen sie vor
der Herausforderung, sich zunächst selbst zu transformieren.
In der internationalen Diskussion zu BNE steht dabei der
Whole-Institution Approach als Referenzpunkt im Zentrum,
das heißt eine grundlegende Transformation der Institutio-
nen („a whole-system redesign“ (UNESCO, 2012, S. 71))
in allen Bereichen (z. B. Kohl & Hopkins, 2021; Rieck-
mann & Bormann, 2020; UNESCO, 2014a). Dahinter steht
die Überlegung, dass Bildungseinrichtungen das tun, was
sie lehren und erforschen, also selbst klimafreundlich agie-
ren und zeitnah Klimaneutralität erreichen. Insofern bezieht
sich der Whole-Institution Approach auf alle – in der Li-
teratur unterschiedlich abgegrenzte – Bereiche und Ebenen
von Bildungseinrichtungen (Bassen et al., 2018, 2020; Belli-
na et al., 2020; Bohunovsky, Weiger, et al., 2020; Bormann
et al., 2020; Breiting et al., 2005; Kahle et al., 2018; Kohl &
Hopkins, 2021; Nölting & Fritz, 2021; UNESCO, 2014a).
Die unter Abschn. 21.2.1–21.2.4 angesprochenen Aspekte
von Lehre und Forschung werden hier nicht nochmals aus-
geführt. Darüber hinaus stehen bei einem Whole-Institution
Approach vor allem die folgenden Aspekte im Mittelpunkt,
für die jeweils Beispiele angeführt werden:

a) Gebäude und deren Betrieb: Wahl von klimafreundli-
chen Baumaterialien, Treibhausgasbilanzierung (Getzin-

ger et al., 2019), Erhöhung der Energieeffizienz und
Nutzung erneuerbarer Energiequellen, nachhaltige Be-
schaffung und Ressourcenschonung, Abfallmanagement,
klimafreundliche Nahrungsmittel in Mensen und ähnli-
chen Einrichtungen, Aufnahme von entsprechenden Kri-
terien in Ausschreibungen, klimafreundliche Gestaltung
der Umgebungsflächen etc. (AG Bauen, 2020);

b) Bewusstseinsbildung und Anreize zu Verhaltensänderun-
gen der Nutzer_innen und Mitarbeiter_innen: Unterstüt-
zung von Lehrpersonen in formalen, nonformalen und
informellen Bildungsprozessen als Vorbildfunktion zu
agieren und klimabewusst zu handeln (z. B. Anreize
in Bezug auf die Verkehrsmittelwahl zur und von der
Bildungsinstitution/Hochschule sowie berufliche Reisen),
Klimafreundlichkeit und Nachhaltigkeit als wesentliche
Entscheidungskriterien in den Institutionen;

c) Austausch mit der Gesellschaft: Die Rolle von Bildungs-
institutionen für eine sozial-ökologische Transformation
neu definieren, Außenbeziehung und Austausch mit loka-
len, regionalen, globalen Akteur_innen, Öffentlichkeits-
arbeit etc. entsprechend neu gestalten, Transdisziplinari-
tät;

d) Governance: Prozesse, Richt- und Leitlinien, Entschei-
dungsstrukturen, Nachhaltigkeitsmanagement so aufset-
zen, dass Klimafreundlichkeit Normalität wird; Bekennt-
nis und Verantwortungsübernahme der Leitung;

e) Transparenz, Partizipation und Demokratie in Entschei-
dungsstrukturen stärken: Übernahme von Verantwortung
und die Entwicklung von Lösungskompetenzen auch im
Sinne der sozialen Dimension von nachhaltiger Entwick-
lung (Blaha et al., 2021; Deisenrieder, 2021);

f) Mitwirkung an Netzwerken und Austausch mit ähnlichen
Institutionen, um Synergien zu nutzen und Kooperation
zu leben: z. B. Allianz Nachhaltige Universitäten in Ös-
terreich (Allianz Nachhaltige Universitäten in Österreich,
o.J.a), Copernicus Alliance (COPERNICUS Alliance,
o.J.), Environment and School Initiatives (Environment
and School Initiatives, o.J.); Klimabündnisschulen (Kli-
mabündnis Österreich, o.J.), Ökolog-Schulen (Ökolog,
o.J.), k.i.d.Z.21-Schulen (k.i.d.Z.21, o.J.), Bündnis Nach-
haltige Hochschulen (Austria Presse Agentur Science,
2021), Klimaschulen der Klima- und Energiemodellre-
gionen (Schulen in Klima- und Energie-Modellregionen,
o.J.).

Durch einen grundlegendenWandel in Richtung nachhaltiger
und klimafreundlicher Bildungsinstitutionen nehmen diese
eine aktive Rolle in der gesellschaftlichen Transformation
ein. Zahlreiche Projekte, Programme und Prozesse an ös-
terreichischen Schulen (k.i.d.Z.21 Schulen (k.i.d.Z.21, o.J.)),
Klimabündnisschulen (Klimabündnis Österreich, o.J.) und
österreichischen Universitäten befinden sich bereits auf dem
Pfad einer solchen grundlegenden Transformation (Bohun-
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ovsky, Radinger-Peer, et al., 2020; Radinger-Peer & Bohun-
ovsky, 2021) sind jedoch erst Vorboten einer grundlegenden
Transformation in Richtung nachhaltige Entwicklung und
klimafreundliches Leben.

21.3 Gestaltungsoptionen, potenzielle
Hindernisse und Beispiele guter Praxis

Im Folgenden werden fünf Handlungsbereiche aufgegriffen.
Wir versuchen, möglichst konkrete Handlungsoptionen auf-
zuzeigen. Dabei greifen wir auf internationale Beispiele und
Pilotprojekte in Österreich zurück, die zeigen, wie entspre-
chende Veränderungen in BUW eingeleitet werden könnten.
Die Wirkung der einzelnen Optionen muss offenbleiben, da
entsprechende Forschung nicht vorhanden ist (siehe dazu
auch Abschn. 21.3.5).

21.3.1 BUW-Konzepte für klimafreundliches
Leben partizipativ erarbeiten

Einige Grundsatzpapiere unterstreichen bereits die Notwen-
digkeit von Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit im ös-
terreichischen BUW-System (z. B. Memorandum of Under-
standing der Initiative „Mit der Gesellschaft im Dialog“
– Responsible Science (Allianz für Responsible Science,
2015); Grundsatzerlass Umweltbildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BMBF, 2014); Unterrichtsprinzip Politische Bil-
dung, Grundsatzerlass 2015 (BMBF, 2015); Systemziel 7
des Gesamtösterreichischen Universitätsentwicklungsplans
(BMBWF, 2020b); Österreichische Strategie „Bildung für
nachhaltige Entwicklung“ (BMLFUW et al., 2008); Ak-
tionsplan für einen wettbewerbsfähigen Forschungsraum
(BMWFW, 2015); Uniko-Manifest für Nachhaltigkeit (Ös-
terreichische Universitätenkonferenz, 2020); weitere Initiati-
ven siehe auch (BMBWF, 2019)).

Gleichzeitig stehen diesen grundsätzlichen Bekenntnis-
sen nur punktuelle und in keiner Weise grundlegende und
systemische Veränderungen gegenüber. Stattdessen wird der
Fokus in diesen Papieren häufig auf Ökologie anstelle ei-
nes umfassenden bzw. holistischen Blicks gelegt. Auch wenn
aktuelle Untersuchungen eine zunehmende Profilierung von
Hochschulen im Kontext von Nachhaltigkeit zeigen (von
Stuckrad & Röwert, 2017) und universitäre Nachhaltigkeits-
Kodices/-Handbücher entwickelt werden (Bohunovsky,Wei-
ger, et al., 2020; Rat für Nachhaltige Entwicklung, 2018;
Retsch, 2018), gibt es bisher keine einheitlichen Richtli-
nien oder konkrete Ziel- oder Strategievorgaben, die den
Weg in Richtung Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit für
BUW-Einrichtungen zeigen und der Gefahr von Greenwa-
shing oder nur punktuellen, letztlich sehr gering wirksamen

Reformen entgegenwirken (Harpe & Thomas, 2009; Jones,
2012; Preymann & Sterrer, 2018).

Wenn ein grundlegender Paradigmenwechsel in BUW
zur Unterstützung eines klimafreundlichen Lebens und ei-
ner nachhaltigen Entwicklung erreicht werden soll, ist die
transdisziplinäre Erarbeitung und praktische Umsetzung von
umfassenden BUW-Konzepten, welche die oben genann-
ten Veränderungsnotwendigkeiten abbilden, eine vorrangi-
ge Handlungsoption. Entsprechende Rahmenprogramme aus
anderen Kontexten bzw. dem Ausland könnten als Vorbild
dienen. Eine partizipative, inter- und transdisziplinäre Ent-
wicklung und Umsetzung stellen sicher, dass unterschied-
liche Anspruchsgruppen berücksichtigt werden und Wi-
derständen vorgebeugt wird. Eine erfolgreiche Umsetzung
braucht ein politisches Commitment, einen institutionali-
sierten partizipativen Prozess, stetige Fortentwicklung sowie
entsprechende regelmäßige Berichtslegung, Monitoring und
Evaluation.

� Aktionsprogramm „Bildung für ein klimafreundliches
Leben“: In Anlehnung an bereits existierende Programme
(BMBF, 2021; BMBWF, 2020a; Nationale Plattform Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung, 2017) bietet ein Akti-
onsprogramm „Bildung für ein klimafreundliches Leben“
die Chance, ein klares Bekenntnis zu einer Transforma-
tion darzulegen und die grundsätzlichen Ziele zu definie-
ren. Der „Nationale Aktionsplan Bildung für nachhaltige
Entwicklung“ der Bundesrepublik Deutschland (BMBF,
2021; Nationale Plattform Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, 2017) umfasst z. B. alle Stufen der Bildung,
nonformales und informelles Lernen sowie Lernen auf
kommunaler Ebene. Er zeigt, wie BNE qualitativ hoch-
wertig, mit kurz-, mittel- und langfristigen Zielen hinter-
legt und unter Einbeziehung relevanter Gruppen struktu-
rell verankert werden kann. Dabei wären aktuelle Trends
der Digitalisierung zu beachten und kritisch zu hinterfra-
gen (Dür et al., 2021).

� Rahmenplan „Nachhaltigkeitsrelevante Wissen-
schaft“: Wesentliche Aspekte eines Aktionsprogramms
zur Förderung von klima- und nachhaltigkeitsrelevanter
Wissenschaft werden an anderer Stelle diskutiert (siehe
Abschn. 21.2 „notwendige Veränderungen“) bzw. sind
von der UNESCO (UNESCO, 2017b) in ihren „Guide-
lines on Sustainability Science“ veröffentlicht. Für den
Bereich Klimaforschung hat das CCCA einen Science
Plan (Climate Change Centre Austria – Klimaforschungs-
netzwerk Österreich, 2018) vorgelegt. Wie BNE in der
Hochschullehre strukturell verankert werden kann, wurde
für Deutschland untersucht (Holst & von Seggern, 2020).
Diese Dokumente können als Ausgangspunkt für die Ent-
wicklung eines Rahmenplans im Bereich Wissenschaft
dienen.
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21.3.2 Bildung für nachhaltige Entwicklung und
klimafreundliches Leben strukturell verankern

Um die in Abschn. 21.2 abgeleiteten Kompetenzen zu för-
dern und eine gesellschaftliche Transformation in Richtung
Nachhaltigkeit und Klimaschutz zu unterstützen, sind Kli-
mawandelbildung und BNE den Lehr- und Bildungsplänen
aller Stufen des formalen Bildungssystems (Schule und
Hochschule), insbesondere auch den Curricula der Lehren-
denbildung (UNESCO, 2021b) zugrunde zu legen sowie
als Aufgabe der Akteur_innen informeller und nonforma-
ler Bildung (wie Kommunen, Museen, Bibliotheken etc.) zu
stärken.

� Aus- und Weiterbildung von Lehrenden: Lehrpersonen
von formalen, nonformalen und informellen Bildungspro-
zessen sind geprägt durch das herkömmliche Bildungs-
system. Um Klimawandelbildung und BNE an (Hoch-)-
Schulen zu fördern, wäre es notwendig, (auch bereits im
Beruf stehende) Lehrende entsprechend aus-, weiter- und
fortzubilden (UNESCO, 2021a). Das Grundsatzpapier
zur BNE (Steiner & Rauch, 2013) sowie der UniNEtZ-
Optionenbericht für SDG4 an die Österreichische Bun-
desregierung (Keller & Rauch, 2021) und die Optionen
04_04 und 04_05, 4_11 des UniNEtZ-Projektes (Glettler
et al., 2021; Hübner, 2021; Rauch et al., 2021) zeigen
Anknüpfungspunkte in der Pädagog_innenbildung auf.
Im Rahmen des k.i.d.Z.21-Projektes wurde in umfangrei-
cher Lehrer_innenarbeit „Training on the Job“ geleistet
(Kubisch et al., 2020). Für den Hochschulbereich arbei-
tet die AG BNE der Allianz Nachhaltige Universitäten
an einem universitätsübergreifenden BNE-Zertifikat für
Hochschullehrende (Hübner, 2021; Hübner et al., 2020).

� Elementarbildung: Im Bereich der elementaren Bil-
dung gilt es, die Auseinandersetzung (durch spielerische
Ansätze, Philosophieren mit Kindern oder projektorien-
tiertes Arbeiten) mit Zukunftsthemen und damit Verant-
wortungsübernahme im unmittelbaren Lebensumfeld und
die Gestaltung desselben zu fördern (Nationale Platt-
form Bildung für nachhaltige Entwicklung, 2017; Stol-
tenberg, 2014; Stoltenberg et al., 2013; Stoltenberg &
Benoist-Kosler, 2020; Stoltenberg & Thielebein, 2011).
Aus UniNEtZ liegt eine Option zur Verankerung von BNE
im bundesländerübergreifenden BildungsRahmenPlan für
elementare Bildungseinrichtungen in Österreich vor (We-
berhofer et al., 2021).

� Primar- und Sekundarbildung: Eine umfassende Ver-
ankerung von inhaltlichen und didaktischen Elementen
der Klimawandelbildung und BNE in Lehrplänen der
primären und sekundären Bildung und die Entwick-
lung entsprechender Lehrmaterialien sowie die Schaffung
von Unterstützungs- und Anreizstrukturen ist anzustre-
ben, um die Umsetzung an den Schulen entsprechend

zu fördern. Ökolog-Schulen, Biosphärenpark-Schulen,
Naturpark-Schulen, k.i.d.Z.21-Schulen haben Klimawan-
delbildung und BNE bereits aufgegriffen und könnten als
Vorbilder und Ausgangspunkte für eine begleitende Eva-
luation dienen (k.i.d.Z.21, o.J.; Ökolog, o.J.; UNESCO
Biosphärenpark Management Lungau, o.J.; Verband der
Naturparke Österreichs, o.J.).

� Tertiäre Bildung: Vor dem Hintergrund der aktuellen
Analyse gilt es, das Lehrangebot für Klimawandelbildung
und BNE an allen Hochschulstandorten deutlich auszu-
bauen und weitere inter- und transdisziplinäre Lehrveran-
staltungen mit den entsprechenden Lernumgebungen und
-bedingungen zu schaffen (Allmer et al., 2021). Konkret
zählen dazu: (1) die Überarbeitung bestehender Curricula
(z. B. Biasutti et al., 2018), (2) Schaffung klimaspezifi-
scher Lehrveranstaltungen, (3) Fortbildungsangebote und
-anreize für Lehrende im Bereich Klimawandelbildung
und BNE und (4) die Umsetzung spezifischer Studiengän-
ge. Um Widerständen entgegnen zu können und Anreize
für Veränderungen zu schaffen, braucht es entsprechen-
de Unterstützung für Lehrende, Leitkonzepte, Ressourcen
und Ähnliches (Harpe & Thomas, 2009). Die Aktivitäten
in UniNEtZ zu SDG4 (Keller & Rauch, 2021) und jene
der Arbeitsgruppe BNE der Allianz Nachhaltige Univer-
sitäten (Allianz Nachhaltige Universitäten in Österreich,
o.J.b) geben weitere Anhaltspunkte und können als Aus-
gangspunkt für eine stärkere strukturelle Verankerung
dienen.

� Berufliche Bildung und Fortbildung: Eine sozial-
ökologische Transformation wird neue Berufsbilder her-
vorbringen und auch innerhalb bestehender Berufe klima-
und nachhaltigkeitsrelevantes Fachwissen und insbeson-
dere neue Kompetenzen erfordern [s. Kap. 7 Erwerbs-
arbeit], die die Reflektion des eigenen beruflichen Han-
delns in seiner (Klima-)Wirkung, aber auch Teamfähig-
keit und Verantwortungsbewusstsein beinhalten (Melzig
et al., 2021). Die Ansatzpunkte ähneln denen anderer
Lernstufen: Anpassung von Curricula und Lehrmethoden,
Einrichtung von spezifischen Bildungsgängen, die Schu-
lung des Lehrpersonals, Definition von Bildungsstandards
– wobei die Aufteilung der Lernorte auf Schule und Be-
trieb berücksichtigt werden müsste. Für die Energiewende
gibt es einen Masterplan zur Sicherstellung der Human-
ressourcen im Bereich „Erneuerbare Energie“ aus 2013,
der einen umfassenden Maßnahmenplan enthält (Nindl
et al., 2013). Spezifische Untersuchungen für andere Be-
reiche sind den Autor_innen für Österreich nicht bekannt.
In Deutschland ist die Berufliche Bildung für Nachhal-
tige Entwicklung (BBNE) mit Fördermaßnahmen, Akti-
onsprogrammen, Modellversuchen und Begleitforschung
vertreten und könnte Vorlagen bieten (Michaelis & Ber-
ding, 2022). BBNE ist in die deutschen Standardberufs-
bildpositionen aufgenommen worden (Kaiser & Schwarz,
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2022), es gibt Förderschienen zur Entwicklung domä-
nenspezifischer Nachhaltigkeitskompetenzen und zur Ge-
staltung nachhaltiger Lernorte (Melzig et al., 2021). Die
Erhebung der Potentiale und spezifischen Anforderungen
am Beginn erscheint sinnvoll und ist nicht trivial (vgl.
deutscher Nationaler Aktionsplan BNE (Melzig et al.,
2021; Nationale Plattform Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, 2017)).

� Nonformales und informelles Lernen inklusive Er-
wachsenenbildung: Da insbesondere regionale und lo-
kale Akteur_innen einen wichtigen Pfad zur strukturellen
Verankerung von BUW für nachhaltige Entwicklung (Zint
& Wolske, 2014) eröffnen, bietet es sich an, dass im
Bereich des nonformalen und informellen Lernens so-
wie der Erwachsenenbildung Angebote zu Klima- und
Nachhaltigkeitsherausforderungen im Sinne eines Life-
Long-Learnings ausgebaut werden. Dabei könnten digi-
tale Ansätze und insbesondere MOOCs (Massive Open
Online Courses) neue Möglichkeiten eröffnen (Ebner &
Schön, 2021; Kopp et al., 2014).

� Strukturen für transdisziplinäre Kooperationen zwi-
schen Bildung und Wissenschaft schaffen: Geeignete
Strukturen, die BUWmiteinander verknüpfen, sind bisher
kaum vorhanden. Transdisziplinäre Kooperationsprojekte
zwischen Schulen und Hochschulen kommen primär auf
Basis des individuellen Engagements von Lehrpersonen
bzw. im Projektkontext zustande (siehe k.i.d.Z.21 (Stöt-
ter et al., 2016)). Um gesellschaftliche Akteur_innen an
Schulen aller Schulstufen, Universitäten und Fach- sowie
pädagogischen Hochschulen mit dem Ziel zu vernet-
zen, klimarelevante transdisziplinäre Projekte an diesen
(Hoch-)Schulen durchzuführen und schließlich dauerhaft
zu verankern (OeAD | Young Science, o.J.), ist die Veran-
kerung von transdisziplinären Projektseminaren in Schule
und Hochschule oder die Schaffung von Plattformen, Ko-
ordinationsstellen und Ähnlichem notwendig (Kubisch
et al., 2020; Oberrauch & Steiner, 2021).

� Unterstützungsangebote und Rahmenbedingungen:
Klimawandelbildung und BNE benötigen – wie gute
Bildung generell – entsprechende Rahmenbedingungen:
Freiräume für Lehrende und Lernende zur vertiefenden
Auseinandersetzung und Reflexion sowie physische Lern-
räume, die den Einsatz von Methoden erlauben, die vom
klassischen Unterricht abweichen; Unterstützungsstellen
(wie das bestehende ForumUmweltbildung), national wie
regional (z. B. BNE-Büros, -Arbeitsgruppen, -zentren).

� Strukturen auf kommunaler/regionaler Ebene: Regio-
nale und lokale Probleme bieten einen konkreten Ansatz-
punkt zur lebensweltlichen sowie strukturellen Veranke-
rung von Klimawandelbildung und BNE. Dazu gehören
vor allem die Kooperation von Wissenschaftsorganisatio-
nen/Hochschulen in ihren Regionen und Kommunen, die
Einbeziehung von Wissenschaftler_innen, Studierenden,

Lehrpersonen und Schüler_innen in kommunale Nachhal-
tigkeitsaktivitäten als Lern- und Erfahrungsfeld für eine
nachhaltige Entwicklung. Als Träger_innen von Schul-
gebäuden oder als zuständig für die Infrastruktur ist die
Kommune wichtiger Partner für den Whole-Institution
Approach.

21.3.3 Stärkung von Strukturen, die förderlich für
Wissenschaft für klimafreundliches Leben sind,
speziell von Inter- und Transdisziplinarität (ITD)

Vorherrschende disziplinäre Strukturen, Machtverhältnisse,
Anreizsysteme, Ausschreibungskriterien und Konkurrenz-
verhältnisse hemmen die Verbreitung von ITD sowie von
nachhaltigkeitsrelevanter Forschung für klimafreundliches
und nachhaltiges Leben (Deleye et al., 2019; Fazey et al.,
2020; Yarime et al., 2012). Zur Förderung von Wissen-
schaft für klimafreundliches und nachhaltiges Leben wird in
der Literatur die Schaffung von spezifischen, kooperativen
Strukturen für ITD empfohlen (Hirsch Hadorn et al., 2006;
Hübner et al., 2020; Pohl, 2005; Schneidewind, 2015).

� Inter- und transdisziplinäre Strukturen und Pro-
gramme mit dem Fokus Klimawandel und/oder Nach-
haltigkeit an Hochschulen: Zu entsprechenden Ge-
staltungsmöglichkeiten werden unterschiedliche Aktivi-
täten und Initiativen diskutiert. Hierzu gehören z. B.
die Einrichtung von Professuren, Instituten, Forschungs-
zentren, Laufbahnstellen oder Studienprogrammen, aber
auch Lehrbücher, Fachzeitschriften, Gesellschaften, For-
schungsnetzwerke (Climate Change Centre Austria –
Klimaforschungsnetzwerk Österreich, 2018; Hugé et al.,
2016; Kahle et al., 2018; UNESCO, 2017b; Yarime et al.,
2012). Einzelne Beispiele existieren bereits an einigen ös-
terreichischen Hochschulen (z. B. das Wegener Center an
der Universität Graz, Zentrum für globalen Wandel und
Nachhaltigkeit an der BOKU, Institut für Nachhaltigkeit
der FH Wiener Neustadt, einzelne Studienprogramme an
Universitäten und Fachhochschulen, Wahlpaket „Nach-
haltigkeit“ an der Universität Innsbruck, einzelne Pro-
fessuren), eine breite Verankerung an allen Hochschulen
fehlt noch.

� Schnittstellen zwischen Wissenschaft – Gesellschaft –
Politik: Die Notwendigkeit solcher Schnittstellen wird
im Kontext transdisziplinärer Forschung, aber auch ge-
nerell im Kontext der Third Mission von Hochschu-
len und von Responsible Science genannt. Darunter
fällt z. B. die Einrichtung von Sachverständigenräten/
Expert_innengruppen (Independent Group of Scientists
appointed by the Secretary-General, 2019) wie dem
deutschen wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen (WBGU), dessen Aufga-
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be es ist, globale Herausforderungen frühzeitig aufzuzei-
gen und zu analysieren, die globale Nachhaltigkeitspolitik
zu bewerten und Handlungs- sowie Forschungsempfeh-
lungen zu geben. In Österreich sind insbesondere das
Climate Change Centre Austria (CCCA) und seine Ar-
beitsgruppen (z. B. Transformationsforschung) hervorzu-
heben, die bereits seit 2011 österreichische Klimafor-
scher_innen vernetzen und als Anlaufstelle für Politik,
Medien und Öffentlichkeit für alle Fragen der Klima-
forschung dienen. Im Unterschied zum WBGU hat das
CCCA jedoch keine dezidiert politikberatende Funktion.
Auf Projektebene sind weitere Schnittstellen vorhanden
(z. B. UniNEtZ zwischen Wissenschaft und Politik (Glatz
et al., 2021; Stötter et al., 2019), k.i.d.Z.21 (Stötter et al.,
2016) oder makingAchange zwischen Bildung und Wis-
senschaft (makingAchange, 2021)) – hier fehlt jedoch
eine strukturelle Verankerung und ebenfalls eine beraten-
de Funktion für die österreichische Politik.

� Bewertungs- und Leistungskriterien für Hochschu-
len: Aktuell werden Ziele im Wissenschaftssystem stark
durch Leistungsbeurteilungs-, Anreiz- und Evaluierungs-
systeme definiert, die sich an Publikationsindizes und der
Höhe eingeworbener Forschungsgelder orientieren (Ed-
wards & Roy, 2017; Krainer &Winiwarter, 2016; Paasche
& Österblom, 2019). Diese Art der Beurteilung stößt je-
doch an Grenzen und ist mit Gefahren behaftet, die sich
insbesondere auch auf die Fähigkeit der Wissenschaft
auswirken, zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele bei-
zutragen (Giesenbauer & Müller-Christ, 2020; Müller &
de Rijcke, 2017; Österreichischer Wissenschaftsrat, 2020;
Sigl et al., 2020). Wenn Wissenschaft, die einen aktiven
Beitrag zu Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit leistet,
gefördert werden soll, gilt es die dahinterstehenden Kar-
rieremodelle, Berufungen, Evaluierungen von Wissen-
schaftler_innen, Instituten und Forschungseinrichtungen,
Rankings, Wissenschaftspreise, Entscheidung über die
Förderwürdigkeit von Projekten zu verändern sowie neue
Beurteilungssysteme, neue Begutachtungsverfahren so-
wie Anreizsysteme entsprechend zu entwickeln (Edwards
& Roy, 2017; Hugé et al., 2016; Krainer & Winiwarter,
2016; Torabian, 2019). Dabei sollten Kriterien im Zen-
trum stehen, welche die gesellschaftliche Relevanz und
Wirkung von Wissenschaft sowie ihren Beitrag zu Klima-
und Nachhaltigkeitszielen messen (Krainer &Winiwarter,
2016). Solche zu entwickeln, ist durchaus herausfordernd.
Es gibt erste Ansätze, die aber nur Teilaspekte abde-
cken (z. B. Aufnahme von Science-to-public-/to-policy-
Vorträgen in Indikatorensysteme von Leistungsbilanzen)
oder bisher nur für einzelne Forschungsprogramme ge-
testet werden (z. B. Projekt SYNSICRIS (Universität
Kassel, o.J.), im Rahmen des deutschen Nachhaltigkeits-
forschungsrahmenprogramms FONA (Seus & Bührer,
2021), Public Engagement (Center for Academic Inno-

vation (University of Michigan), o.J.), Praxis Impact 2
(Wolf et al., 2016)). Die Allianz Nachhaltige Univer-
sitäten in Österreich hat einen Diskussionsprozess zum
Thema „Messung des Nachhaltigkeits-Impacts“ gestartet.
Solche Initiativen können aufgegriffen, diskutiert und in
die breite Umsetzung gebracht werden.

� Spezifische Forschungsförderung: Um inter- und trans-
disziplinäre sowie transformative Klimaforschung/Trans-
formationsforschung zu stärken, braucht es entsprechen-
de Förderprogramme (Kahle et al., 2018; Luks, 2016;
Schneidewind & Singer-Brodowski, 2014; WBGU, 2011,
2014b, 2014a) und eine den Herausforderungen ent-
sprechende Allokation der Mittel, welche aktuell nicht
gegeben ist. Es existier(t)en in Österreich einzelne För-
derprogramme, die spezifisch auf nachhaltigkeits-, klima-
und entsprechend politikrelevante Ergebnisse abziel(t)en:
z. B. Kulturlandschaftsforschung, provision, Austrian Cli-
mate Research Programme, Startclim, Connecting Minds.
Auch auf europäischer Ebene gibt es Anknüpfungspunk-
te in z. B. Horizon 2020, JPI. Diese gilt es (absolut
und relativ) auszubauen (Independent Group of Sci-
entists appointed by the Secretary-General, 2019). Im
Bereich von Transformationsforschung gibt es zusätz-
lichen Förderbedarf (Climate Change Centre Austria –
Klimaforschungsnetzwerk Österreich, 2018). Eingereich-
te Förderanträge sollten die (erwartete) gesellschaftliche
Auswirkungen im Sinne einer sozial-ökologischen Trans-
formation aufzeigen und diese in die Beurteilung von
Forschung(santrägen) mit einfließen (vgl. z. B. Arnott
et al., 2020; National Science Foundation, 2020).

21.3.4 Strukturelle Verankerungen
eines Whole-Institution Approach
an Bildungseinrichtungen (Schule und
Hochschule)

Zur umfassenden strukturellen Verankerung von Nachhaltig-
keit und Klimafreundlichkeit im Sinne eines ganzheitlichen
Ansatzes (Whole-Institution Approach) brauchen BUW-
Einrichtungen Unterstützung in Form von strategischen In-
strumenten, Anreizen und Verantwortungsübernahme der
Trägerinstitutionen. Neben Handlungsoptionen auf strategi-
scher Ebene werden hier die Aspekte Klimaneutralität und
Gebäude exemplarisch angesprochen, da sie einen direk-
ten Bezug zu klimafreundlichen Lebensstilen haben. Andere
Aspekte eines Whole-Institution Approach werden durch die
Handlungsoptionen in Abschn. 21.3.1–21.3.3 thematisiert.

� Strategische Instrumente und Anreize: Für Bildungs-
einrichtungen gibt es bisher keinen anerkannten Berichts-
rahmen, um umfassend über Aktivitäten für Klimaschutz
und Nachhaltigkeit zu berichten (Azizi & Sassen, 2018).
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Eine regelmäßige Berichterstattung inklusive des Auf-
baus eines Managementsystems ist allerdings ein wirk-
samer Treiber von Veränderungen (Ávila et al., 2019).
Wichtige Schritte wären die Erarbeitung einer nationa-
len Rahmenstrategie an Hochschulen, die die Bereiche
Lehre, Forschung, Betrieb etc. umfasst und in Koopera-
tion von Ministerien, Hochschulen und weiteren relevan-
ten Stakeholdern erstellt wird, sowie die Schaffung von
Rahmenbedingungen und Anreizen (z. B. Verankerung in
Leistungsvereinbarungen,Vorhandensein definierter Min-
deststandards, Einrichtung von Arbeitsgruppen etc.), wie
von UniNEtZ in einer Option vorgeschlagen (Bohun-
ovsky et al., 2021). Auf Hochschulebene gibt es dafür
zahlreiche Ansatzpunkte: Handbuch zur Erstellung von
Nachhaltigkeitskonzepten für Universitäten (Bohunovs-
ky, Weiger, et al., 2020), Leitfäden der deutschen Projekte
LENA (Fraunhofer-Gesellschaft et al., 2016) und HochN
(Bassen et al., 2018, 2020; Bellina et al., 2020; Bor-
mann et al., 2020; Kahle et al., 2018; Nölting & Fritz,
2021) oder STARS Technical Manual (Association for
the Advancement of Sustainability in Higher Education,
2019). Um auch Schulen bei der Integration eines Whole-
Institution Approach zu unterstützen, könnten entspre-
chend angepasste Rahmenstrategien entwickelt werden.

� Klimaneutrale Bildungseinrichtungen: Wenn Bil-
dungseinrichtungen ihrer Vorbildrolle in Bezug auf
Klimaschutz gerecht werden wollen, sollten sie sich
selbst Klimaneutralitätsziele setzen. Bildungseinrich-
tungen können damit auch als „Living Labs“ einer
sozial-ökologischen Transformation dienen. Als Beispie-
le in Österreich sind die Arbeitsgruppe Klimaneutrale
Universitäten & Hochschulen (Allianz Nachhaltige
Universitäten in Österreich, o.J.c) und die Schulpro-
jekte makingAchange (makingAchange, 2021) und
k.i.d.Z.21_aCtiOn2 (k.i.d.Z.21_aCtiOn2, o.J.) zu nennen,
die Treibhausgasbilanzen mit und für (Hoch-)Schulen in
Österreich erstellen. Bis 2021 haben neun österreichische
Universitäten den Prozess in Richtung Klimaneutralität
gestartet oder stehen unmittelbar davor (Allianz Nachhal-
tige Universitäten in Österreich, o.J.d).

� Gebäudesanierung: Da Bildungseinrichtungen meist
nicht Eigentümer ihrer Gebäude sind, Gebäude jedoch ei-
nen großen Teil der Treibhausgasemissionen Österreichs
ausmachen (zehn Prozent der österreichischen Treibhaus-
gase durch direkte Emissionen plus Emissionen durch
Bau etc. (Anderl et al., 2020)), empfiehlt sich gene-
rell eine grundlegende Gebäudesanierung von Bildungs-
einrichtungen unter Berücksichtigung einer Lebenszy-
klusbetrachtung in Hinblick auf Klimawandelmitigation,
aber auch -adaption (das heißt vor allem Anpassung
an Hitzetage und Extremwetterereignisse). Nachhaltig-
keit und Energieeffizienz sind im Schulentwicklungspro-

gramm 2020 (Schulentwicklungsprogramm 2020, 2020)
bereits mit konkreten Zahlen hinterlegt. Die AG Bauen
der Allianz Nachhaltige Universitäten schlägt außerdem
vor, Neubauten nur nach Bedarfsprüfung und unter Be-
rücksichtigung von umfassenden Nachhaltigkeitskriterien
zu errichten (AG Bauen, 2020). Auch damit können Bil-
dungseinrichtungen ihrer Vorbildfunktion nachkommen.

21.3.5 Begleitforschung zuWirkungen neuartiger
Ansätze in BUW

Die wissenschaftliche Evidenz in den Bereichen Klimawan-
delbildung/BNE und transformative Forschung in Bezug auf
klimafreundliches Leben und nachhaltige Entwicklung ist
nur ansatzweise vorhanden. Auch die Auswirkungen zu den
oben genannten Gestaltungsoptionen sind weitgehend un-
klar. Um mehr Wissen und Verständnis über die Wirkungen
neuartiger Ansätze in BUW zu generieren, werden Begleit-
forschung für und Evaluation von Klimaforschungs- und
-bildungsprogrammen als notwendig erachtet.

� Begleitforschung zuMaßnahmen in BUW: Um die wis-
senschaftliche Evidenz für die Wirkung von Forschungs-
und Bildungsmaßnahmen zu erhöhen, braucht es umfas-
sende transdisziplinäre Begleitforschung und Monitoring.
Die wissenschaftliche Erforschung von Auswirkungen
der verschiedenen Maßnahmen in BUW zur Schaffung
und Umsetzung von Strukturen für ein klimafreundliches
und nachhaltiges Leben in Österreich würde entsprechen-
de Erkenntnisse liefern. Aktuell werden im Rahmen der
Forschungs-Bildungs-Kooperation makingAchange (ma-
kingAchange, 2021) entsprechende Versuche unternom-
men. Auch die Messung des Impacts von Nachhaltigkeits-
forschung geht in diese Richtung (Wolf et al., 2016).

� Aufbau einer Datenbasis zu Nachhaltigkeitskompe-
tenzen bei Kindern/Jugendlichen, aber auch in der allge-
meinen Bevölkerung: Die Datenlage zu Nachhaltigkeits-
kompetenzen ist aktuell schwach: Der österreichische
Agenda 2030 – SDG-Indikatorenbericht (Wegscheider-
Pichler, 2020) zeigt die Datenlücke in Bezug auf das
SDG 4.7 (BNE) auf. Auf internationaler Ebene existieren
bereits Ansätze zur Messung von Nachhaltigkeitskom-
petenzen (z. B. Sulitest (Décamps et al., 2017), Yale
Program on Climate Communication (Yale Program on
Climate Change Communication, 2021)).

In diesem Kapitel wurde begonnen, BUW im Kontext von
nachhaltigem und klimafreundlichem Leben zusammen zu
betrachten. Die Diskussion hierzu sollte mit Wissenschaft-
ler_innen und gesellschaftlichen Akteur_innen weitergeführt
werden.
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Kernaussagen des Kapitels
Status quo

� Netzgebundene Infrastruktursysteme bilden zen-
trale Grundlagen für alltägliches Leben und
Wirtschaften. Die europäische Gesetzgebung legt
daher für die Betreiber von Infrastrukturen explizit
eine Gemeinwohlverpflichtung fest. (hohe Überein-
stimmung, starke Literaturbasis)

� Solange die Nutzung und Instandhaltung netzge-
bundener Infrastrukturen mit fossilen Energieträ-
gern in Zusammenhang steht (z. B. Energieaufwand
für Fahrzeuge, Verteilung und Nutzung von Erdgas
etc.), sind auch die dadurch bedingten Hand-
lungen nicht klimafreundlich. (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis)

� Konsens herrscht darüber, dass mangels geeigneter
Lenkungsmaßnahmen der weitere Ausbau von
netzgebundenen Infrastrukturen durch Nutzung
fossiler Energien zu mehr Treibhausgasemissio-
nen führt. (hohe Übereinstimmung, starke Litera-
turbasis)

� Regulatorische Rahmenbedingungen haben un-
bestritten einen großen Einfluss auf die Gestaltung
von Organisationsstrukturen der Infrastruktursyste-
me (Kap. 11). Insbesondere herrscht Konsens darü-
ber, dass die Liberalisierung der Märkte im Rahmen
der EU den Status quo prägt. (hohe Übereinstim-
mung, starke Literaturbasis)

� Der Anteil der grauen Energie durch die Be-
reitstellung netzgebundener Infrastruktur ist ein
substanzieller Faktor für klimafreundliches Leben.
Das belegen Studien z. B. zur Schieneninfrastruktur
und zumWohnbau. Da insbesondere die Siedlungs-
dichte großen Einfluss auf die Ausgestaltung der
Infrastruktur hat, kommt der Raumplanung eine
große Bedeutung zu. (hohe Übereinstimmung, mitt-
lere Literaturbasis)

Notwendige Veränderungen

� In der Innovationsforschung wird vielfach da-
rauf verwiesen, dass – aufbauend auf gesetz-
lichen Grundlagen (z. B. Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetz 2021) – neue Organisations- und Akteurs-
modelle zu entwickeln und im Rahmen von regu-
latorischen Experimenten zu testen sind. (mittlere
Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)

� Regulierungsbehörden haben zunehmend den ge-
setzlichen Auftrag, zusätzlich zu den bisherigen
vorwiegend wettbewerbsrechtlichen Aufgaben zur
raschen Verwirklichung der Transformation des
Energiesystems beizutragen. Es bleibt zu beobach-
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ten, wie sich dies auf die zukünftige Gestaltung der
Spielregeln für die Akteur_innen auswirken wird.
(hohe Übereinstimmung, diverse Literaturbasis)

Akteur_innen und Institutionen

� Der Einfluss der öffentlichen Hand auf die Ge-
meinwohlverpflichtung der Betreiber von Netzin-
frastrukturen in den Bereichen Energie und Mobi-
lität besteht eindeutig aufgrund der Verantwortlich-
keiten bezüglich der Daseinsvorsorge. Auf dieser
Basis und alsMehrheitseigentümer von zentralen
Unternehmen wie ÖBB, ASFINAG, APG, Wiener
Netze und vielen weiteren Verteilernetzbetreibern
in den Bundesländern hat die öffentliche Hand viel-
fältige gestalterische Möglichkeiten. (hohe Über-
einstimmung, mittlere Literaturbasis)

Gestaltungsoptionen

� Die öffentliche Hand kann als Gesetzgeber, aber
auch als Nachfrager und Beschaffer Einfluss auf
die Gestaltung der Netzinfrastrukturen ausüben.
Im Rahmen der privatwirtschaftlichen Verwaltung
kann die öffentliche Hand – als Verantwortliche für
die Daseinsvorsorge – zu einem Wandel in Rich-
tung klimafreundliche Lebensweise entscheidende
Beiträge leisten. (hohe Übereinstimmung, mittlere
Literaturbasis)

� Um der zunehmendenVernetzung technischer In-
frastrukturen Rechnung zu tragen (z. B. Energie-
IKT, Verkehr-IKT, Energie-Wasser etc.), hat die
öffentlichen Hand die Möglichkeit, das Beschaf-
fungswesen so zu gestalten, dass die Innovations-
orientierung zur Erreichung von Missionen ver-
stärkt wird. Im wissenschaftlichen FTI-politischen
Diskurs herrscht breiter Konsens über die Be-
deutung funktionaler Ausschreibungen (Directive
2014/24/EU), bei denen der Beschaffer Funktionen
definiert und Anbieter geeignete Lösungen vor-
schlagen. (hohe Übereinstimmung, schwache Lite-
raturbasis)

� Langfristige Strategien, solide Investitionspläne,
verlässliche rechtliche Rahmenbedingungen, inter-
nationale und nationale Abstimmungen, aber auch
regionale und lokale Raumordnungsinstrumente
sowie missionsorientierte Forschung und Ent-
wicklung sind notwendig, um Netzinfrastrukturen
in Richtung Klimafreundlichkeit zu verändern. (ho-
he Übereinstimmung, schwache Literaturbasis)

� Die mit der Gestaltung netzgebundener Infrastruk-
tursysteme verbundene Komplexität bedingt einen
hohen Abstimmungsbedarf zwischen öffentlichen,
privaten und zivilgesellschaftlichen Akteur_innen.
In der Forschung zu egalitären Governance-
Ansätzen werden horizontale und vertikaleMehr-
ebenen-Governance-Mechanismen als wichtige
Instrumente betrachtet, um Strategie-, Planungs-
prozesse und Maßnahmen am klimafreundlichen
Leben auszurichten und sektorale sowie räumliche
Schnittmengen zu nutzen. (hohe Übereinstimmung,
starke Literaturbasis)

22.1 Hintergrund und Ziele

Netzgebundene Infrastrukturen, wie Strom-, Daten-,
Straßen- oder Schienennetze, Wasser- oder Gasleitun-
gen, stellen zentrale Grundlagen für alltägliches Leben und
Wirtschaften dar (European Commission, 2021). Sie sind
somit Strukturen, die klimafreundliches Leben befördern
oder verhindern. Sie beeinflussen alle Bereiche des täglichen
Lebens und werden umgekehrt von alltäglichen Handlungen
gestaltet. Die Funktionen von Infrastrukturnetzen bestimmen
maßgeblich die Treibhausgasemissionen, die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit von Nationalstaaten bis hin zu lokalen
Gebietskörperschaften, aber insbesondere auch alle Hand-
lungsfelder, die in Teil 2 behandelt wurden. Planung und
Bereitstellung von Infrastrukturen kann dementsprechend
ein bedeutender Faktor in der Gestaltung eines klimafreund-
lichen Lebens sein.

Die Hauptverursacher von Treibhausgasemissionen lie-
gen in den Sektoren Energie und Industrie (43,4 Pro-
zent im Jahr 2018), Verkehr (30,3 Prozent), Landwirtschaft
(10,3 Prozent) sowie Gebäude (10,0 Prozent) (Umweltbun-
desamt, 2020). Netzgebundene Infrastruktursysteme sind die
Basisstrukturen in diesen Sektoren. Daher hat die Anpas-
sung und der Umbau der Netzinfrastrukturen eine zen-
trale Rolle für die Bewältigung der Herausforderungen der
Klimakrise (Engels et al., 2021).

Vor diesem Hintergrund beschäftigt sich dieses Kapitel
mit der Frage, inwieweit die Gestaltung und Bereitstellung
von Netzinfrastrukturen ein klimafreundliches Leben er-
möglichen oder verhindern und welche Gestaltungsoptionen
sich in Österreich aus sozialwissenschaftlicher Sicht erge-
ben, um die nationalen Klimaziele zu erreichen. Das Kapitel
hat keinen Anspruch, einen vollständigen Überblick über
Literatur zu Aus-, Um- oder Rückbaubedarf in einzelnen In-
frastrukturbereichen in materieller Hinsicht (Leistungs- oder
Speicherkapazitäten) zu geben.
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22.1.1 Was sind netzgebundene Infrastrukturen?

Unter netzgebundenen Infrastrukturen verstehen wir all-
gemein Ver- und Entsorgungssysteme, die häufig als
„Netzinfrastruktur“ oder „großtechnische Infrastruktu-
ren“ (Mayntz & Hughes, 2019; Wissen & Naumann, 2008)
bezeichnet werden. Diese Netze stellen sowohl auf loka-
ler als auch auf regionaler und (inter-)nationaler Ebene die
Grundlagen für soziales und wirtschaftliches Leben dar.
Sie stellen die Ver- und Entsorgung von Energie, Trans-
portdienstleistungen, Telekommunikation, Wasser, Abwas-
ser etc. sicher und haben unterschiedlichste Anforderungen
– von Versorgungssicherheit, Umwelt-, Gesundheits- und
Sozialverträglichkeit bis zu Wirtschaftlichkeit – zu berück-
sichtigen.

Auf europäischer Ebene werden die netzgebundenen In-
frastrukturen für Energie, Verkehr und Telekommunika-
tion rechtlich als Teil der Daseinsvorsorge angesehen.
Telekommunikations-, Verkehrs- und Energieversorgungs-
dienste werden als gemeinwohlorientierte Leistungen von
„allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ bezeichnet. Es
liegt allerdings „in der Verantwortung der staatlichen Stel-
len, die Aufgaben der Leistungen der Daseinsvorsorge und
die Weise ihrer Erfüllung auf den entsprechenden lokalen,
regionalen oder nationalen Ebenen . . . zu definieren“ (Kom-
mission der Europäischen Union, 2000).

Netzgebundene Infrastrukturen, wie Verkehrs-, Energie-,
Informations- und Kommunikations-, Abwasser- und Trink-
wasserinfrastrukturen, sind soziotechnische Systeme, die
durch ihre Eigenschaft der standardisierten Verbindungen
und Knotenpunkte zur physischen und kommunikativen
Raumüberwindung von Menschen, Gütern, Daten und Res-
sourcen dienen (Mayntz, 1988). Sie stellen zentrale Grund-
voraussetzungen für die Daseinsvorsorge, d. h. marktbezo-
gene oder nichtmarktbezogene Tätigkeiten im Interesse der
Allgemeinheit dar. Als soziotechnische Infrastruktursyste-
me beinhalten sie technische Komponenten, die als integrale
Bestandteile Strukturen und Dynamiken sozialer Handlungs-
zusammenhänge prägen und verändern, gleichzeitig aber
auch sozial geprägt und organisiert sind (Mayntz, 1988).
Verkehrsnetze, Energienetze, Datennetze, Trinkwasser und
Abwassernetze bilden die physische Basis soziotechnischer
Infrastruktursysteme, die wir als Mobilitätssystem, Logis-
tiksystem, Energiesystem, Informations- und Kommunika-
tionssysteme kennen. Infrastrukturen sind also „technische,
soziale, kulturelle und politische Hervorbringungen“ (van
Laak, Dirk, 2020).

Zentrale Bestandteile dieser soziotechnischen Systeme
sind dabei gebaute Netzverbindungen (z. B. Leitungen, Stra-
ßen etc.) und Knotenpunkte (z. B. Flughäfen, Bahnhöfe,
Umspannwerke etc.) aus Stahl, Beton, Asphalt, Kupfer,
Glasfaser etc. sowie Technologien, die zusammen mit dem
institutionellen und organisatorischen Gefüge als Basis der

Daseinsvorsorge und der Wirtschaftsstruktur eines Staates
dienen. Die Nutzung dieser Dienstleistungen der netzgebun-
denen Infrastruktursysteme bestimmen alltägliches Handeln
unmittelbar und hinsichtlich der Klimaauswirkung dieses
Handels mittelbar, aber zum Teil mit weitreichenden Fol-
gen.

Bei netzgebundenen Infrastruktursystemen hat sich auf-
grund von EU-Vorgaben eine rechtliche Entflechtung zwi-
schen der Produktion der grundlegenden Infrastrukturen
(z. B. der Netze, Gebäude oder Anlagen) und der Bereit-
stellung der konkreten Dienstleistung bzw. der Nutzung
dieser Leistung etabliert. In der europäischen Gesetzge-
bung manifestiert sich eine Dienstleistungsorientierung
auf Basis einer Gemeinwohlverpflichtung. Der verbinden-
de Charakter soziotechnischer Infrastruktursysteme ist somit
eines ihrer zentralenWesensmerkmale. Larkin (2013) spricht
beispielsweise davon, dass Infrastrukturen nicht nur die ma-
terielle Basis bilden, sondern auch die Verbindungen (von
Menschen, Stoffen, Informationen etc.) im Raum ermögli-
chen. Auch Barlösius (2019) betont die soziale Komponente
von Infrastruktursystemen, die gesellschaftliche Ordnungs-
funktionen übernehmen.

Netzgebundene Infrastrukturen zeichnen sich durch die
Vernetzung von materiellen Komponenten und ihrem in-
stitutionellen bzw. sozial eingebetteten Kontext aus, die
unsere Gesellschaft ökonomisch, sozial oder kulturell mit-
einander vernetzen (van Laak, Dirk, 2020). Infrastruktur-
netze sind auf sehr reale, aber oft sehr komplexe Weise
an der Aufrechterhaltung von „sociotechnical geometries of
power“ (Graham &Marvin, 2001) beteiligt. Ein soziotechni-
sches Infrastruktursystem umfasst Akteur_innen (Firmen,
private und öffentliche Organisationen und Einrichtungen so-
wie Individuen), institutionelle Rahmenbedingungen und
Spielregeln (z. B. Regulierungen, aber auch dominierende
Narrative) und Aktivitäten, die sich auf die Bereitstellung,
Durchführung und Nutzung von Infrastrukturdienstleistun-
gen (z. B. Mobilität, Wärme, Daten, Kommunikation etc.)
beziehen.

Wenn es um den Aufbau- oder die Veränderung von
soziotechnischen Infrastruktursystemen geht, spricht man
häufig von Pfadabhängigkeiten oder Beharrungskräften,
die deren Wandel erschweren (Ambrosius & Franke, 2015).
Netzgebundene Infrastrukturen sind vielfach durch Struk-
turen geprägt, die Ende des 19. Jahrhunderts entstanden
sind und in weiterer Folge ausgebaut, weiterentwickelt (z. B.
durch Digitalisierung) oder saniert wurden (Tietz & Hühner,
2011). Als erschwerende Bedingungen für die Verände-
rung von Infrastruktursystemen werden folgende genannt:
die lange Nutzungsdauer (Investitionszyklen über mehrere
Jahrzehnte), institutionelle Vereinbarungen (z. B. schwer
zu schaffende oder zu verändernde gesetzliche Grundlagen
für deren Errichtung oder bauliche Veränderung oder kul-
turelle Leitbilder „guter“ Infrastrukturentwicklung), kom-
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plexe Organisationsstrukturen, hohe Investitionskosten,
technologischeEntwicklungen, dieMonopolstellungen be-
stehender Netzwerke oder der Verbrauch an natürlichen
Ressourcen (Frantzeskaki & Loorbach, 2010). Die verschie-
denen Elemente entwickeln sich in der Regel gemeinsam
und verstärken sich gegenseitig, womit sie ein stabiles
und schwer zu veränderndes System bilden. Ein grund-
legender Wandel der Produktions- und Verbrauchsysteme
ist jedoch notwendig, um Klima und Umwelt zu verbes-
sern und nichtnachhaltige Verhaltensweisen zu reduzieren.
Beispielsweise setzt sich das Trinkwassersystem aus un-
terschiedlichen heterogenen Elementen, wie Versorgungs-,
aber auch Verschmutzungsquellen, mehreren Verwaltungs-
grenzen und zahlreichen Beteiligten einschließlich verschie-
dener Regierungsebenen zusammen. Dies erfordert einen
strukturellen Wandel der etablierten soziotechnischen Rah-
menbedingungen, die das Verhalten und die Entscheidungs-
findung der Akteur_innen prägen (Bos & Brown, 2012).
In den letzten Jahren hat sich zunehmend eine kritische
Perspektive auf die Pfadabhängigkeiten und Lock-ins
von Infrastruktursystemen entwickelt, die Beharrungskräfte
und Transformationstendenzen gemeinsam betrachtet. En-
gels et al. (2021) sehen die Stabilität von Infrastruktur-
systemen in einem Wechselverhältnis zu den veränderlichen
und anpassungsfähigen Elementen, die in Anbetracht ei-
nes wachsenden Drucks auf Infrastruktursysteme hin zu
klimafreundlichen Strukturen notwendig für die Funktions-
fähigkeit eines Systems sind (z. B. bei neu hinzukommenden
digitalen Infrastrukturen, die ein großes räumliches, aber
vor allem auch zeitliches Veränderungspotenzial aufweisen).
Ebenso spielen mit Fortschreiten der Klimakrise die Fol-
gen des Klimawandels eine immer größere Rolle. Auch in
Bezug auf Störungen und Funktionsunterbrechungen von
Infrastruktursystemen hat sich ein dynamisches Verständ-
nis von Infrastrukturen in den letzten Jahren verstärkt
durchgesetzt. Einer soziologischen Perspektive auf Infra-
strukturen geht es gleichermaßen um die transformierenden
wie die stabilisierenden Eigenschaften von Infrastrukturen
und ihren Einfluss auf soziale Beziehungen (Engels et al.,
2021).

22.2 Status quo

22.2.1 Netzwerkinfrastrukturen und ihre Rolle für
ein klimafreundliches Leben

Netzgebundene Infrastrukturen stellen zentrale Grundla-
gen dar, die eine klimafreundliche Lebensweise befördern
oder behindern können und sind somit von großer Bedeu-
tung für strukturelleWeichenstellungen einer klimafreund-
lichen Zukunft. Sie stellen die Grundlage für alltägliches

Handeln und für das wirtschaftliche Leben dar und tragen
maßgeblich zur wirtschaftlichen und sozialen Leistungsfä-
higkeit einer Gesellschaft bei (European Commission, 2021).
Somit sind sie ausschlaggebend für z. B. Lebensstile, Mo-
bilitätsverhalten, Energieverbrauch etc. Sowohl technische
Maßnahmen bei der Bereitstellung als auch die Praxis der
Nutzung von Infrastrukturnetzen sind förderlich oder hin-
derlich für ein klimafreundliches Leben, sie „haben zum
einen die Kraft der sozialen Strukturierung (power of so-
cial structuration) und zum anderen der ökologischen Ver-
mittlung (power of ecological mediation)“ (Kropp 2017,
S. 201).

Die Energieversorgung basiert derzeit zu zwei Drit-
teln auf fossilen Energieträgern (Bruttoendenergieverbrauch
2018 (BMK, 2020)), mit deren Verbrennung ein erheblicher
Teil der Treibhausgasemissionen entsteht. Auch die Aufwen-
dungen in Wasser- und Abwasserbewirtschaftung (z. B.
Baumaterial, Strom für Pumpen, Wartungsarbeiten etc.) ge-
hen üblicherweise mit einem Verbrauch fossiler Energieträ-
ger und somit Treibhausgasemissionen einher (Winker et al.,
2019). Eine grundlegende Umgestaltung des Energiesystems
ist daher notwendig, um klimafreundliches Handeln auch in
anderen Sektoren zu ermöglichen.

Banko et al. (2022) stellen fest, dass die Emissio-
nen aus der Nutzung der Straßeninfrastruktur gerade in
Hinblick auf eine noch nicht dekarbonisierte Fahrzeug-
flotte relevant sind, da die Infrastrukturvorhaben langlebig
sind und die Treibhausgasemissionen noch länger negativ
beeinflussen. Auch der Infrastrukturbau verursacht durch
Material- und Energieeinsatz Treibhausgasemissionen sowie
Luftschadstoff- und Lärmemissionen. Während Landes- und
Gemeindestraßen zwischen 2008 und 2018 um 28,25 Prozent
und Bundesstraßen im selben Zeitraum um 5,67 Prozent ver-
längert wurden, verringerte sich das Schienennetz zwischen
2007 und 2017 um 16,1 Prozent (Umweltbundesamt, 2019).
Es steht fest, dass das Verkehrssystem zukünftig so umge-
baut werden muss, dass das Angebot für Verkehrsmittel des
Umweltverbundes mindestens gleichwertig mit der Attrak-
tivität des Straßenverkehrs sein muss, um eine Veränderung
des Mobilitätsverhaltens im Sinne einer klimafreundlichen
Lebensweise anzustoßen (Banko et al., 2022).

Soziotechnische Infrastruktursysteme wirken durch die
langen Investitionszeiträume, die mit ihrer Entwicklung
einhergehen, als strukturierende Elemente dauerhaft auf
alltägliches Handeln und Wirtschaften. Viele Infrastrukturen
(z. B. Schienenwege, Wasserkraftbauten, Hochwasserschutz,
Wasserversorgung- und Entsorgungssysteme) haben eine Le-
bensdauer von ca. hundert Jahren, weshalb die erforderlichen
Investitionskosten nur über lange Zeiträume aufzubringen
sind und mit weitreichenden Fragen zum Umfang der zusätz-
lichen Infrastruktur, die in Zukunft erhalten werden muss,
einhergeht (Blöschl, 2018).
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22.2.2 Herausforderungen netzgebundener
Infrastruktursysteme für ein klimafreundliches
Leben

Durch ihre Langlebigkeit ist die Planung und Veränderbar-
keit von soziotechnischen Infrastrukturen mit großen Unsi-
cherheiten verbunden, Prognosen sind daher oft mit großen
Schwankungsbreiten versehen (Kleidorfer et al., 2018). Die
Planung und der Bau von Infrastruktursystemen müssen
vorausschauend erfolgen, da die durchschnittliche Lebens-
dauer solcher Investitionen mehrere Jahrzehnte beträgt
(Kleidorfer et al., 2009) und die Planung bis zur Errichtung
auch deutlich mehr als ein Jahrzehnt dauern kann. Zukünf-
tige Entwicklungen müssen für Infrastrukturnetze lange im
Voraus abgeschätzt werden können, da deren Entwicklung
persistente Strukturen im Raum erzeugt, die nur mit ho-
hem Aufwand wieder rückgängig zu machen sind. Hier sto-
ßen viele Planungsansätze an ihre Grenzen (Urich & Rauch,
2014), was auch die Behörden in der Genehmigungspha-
se vor Herausforderungen stellt. Eine vorausschauende und
adaptive Planung von Infrastrukturnetzen ist allerdings im
Bereich der Strominfrastruktur für Übertragungsnetze lang-
jährige Praxis ist (APG, 2013).

Zunehmend werden Informations- und Kommunikati-
onstechnologien eingesetzt, um Infrastrukturleistungen auf
Kundenbedürfnisse zuschneiden zu können. Dadurch wird es
beispielsweise möglich, in den Bereichen Strom-, Wärme-
oder Trinkwasserversorgung vermehrt diversere Tarifmodel-
le auf der Basis kontinuierlicher Verbrauchsmessung (Smart
Meter) einzusetzen, um Einfluss auf das Verbrauchsverhalten
zu nehmen (Tietz & Hühner, 2011) oder um den kapitalinten-
siven Ausbau von Infrastrukturen zu vermeiden oder zu ver-
zögern. Dafür braucht es allerdings detaillierte Nutzungspro-
file mit sensiblen persönlichen Daten, die mitunter einen Ein-
griff in die Privatsphäre bedeuten (Lange & Santarius, 2018).

Neuere Studien zeigen, dass zwischen digital unterstütz-
ten und konventionellen Dienstleistungen in Bezug auf
Klimafreundlichkeit oft keine signifikanten Unterschie-
de bestehen, im Gegenteil, durch personalisierte Werbung
und die Nutzung von Sharing-Optionen steigt die Nutzung
energieintensiver Dienstleistungen sogar und somit verwan-
deln sich viele klimafreundliche Optionen in ihr Gegenteil
(Lange & Santarius, 2018). Klimapolitisch relevant ist auch
die Inanspruchnahme der Dateninfrastruktur (Ausbau des In-
ternets), einerseits als Alternative zur physischen Mobilität
(z. B. Reduzierung von Pendlerverkehr), andererseits durch
das Schaffen energieintensiver Dienstleistungen wie Cloud-
lösungen und 5G-Anwendungen. Einige Autor_innen sehen
den Energieverbrauch dieser digitalen Dienste kritisch, wo-
bei die Schätzungen dazu einer großen Schwankungsbreite
unterliegen (die Szenarien reichen von Treibhausgasemissi-
onen pro Jahr im Ausmaß von 10 bis 80,55 Megatonnen
CO2). Für das Jahr 2030 wird in internationalen Studien

im Worst-case-Szenario berechnet, dass der Energiebedarf
für Rechenzentren, Kommunikationsnetze und Endgeräte bis
zu 51 Prozent des globalen Gesamtbedarfes an elektrischer
Energie ausmachen werden, sollten Effizienzsteigerungen
moderat bleiben (Franz, 2021).

Eine weitere, wenig beleuchtete klimapolitische Her-
ausforderung ist der Anteil der grauen bzw. indirekten
Energie. Unter „grauer Energie“ versteht man die Summe
jener Energie, die für die Herstellungs-, Transport-, Verteil-
sowie Vernichtungsprozesse erforderlich ist, während die
„direkte oder weiße Energie“ den Energieaufwand für die
Nutzung eines Gutes oder einer Technologie umfasst (Hüb-
ner, 2014; Latsch et al., 2013). Die Einschätzungen zum
Anteil der grauen Energie in Infrastruktursystemen variieren
stark. Beispielsweise zitiert ein Schweizer Umweltmaga-
zin (ZUP, 2008) den Energieplanungsbericht 2012 (Kanton
Zürich, 2012), in dem die graue Energie aus der Infra-
struktur (Straße, Schiene) mit deutlich über 50 Prozent der
Gesamtenergiebilanz von Regional-, Schnell- und Hochge-
schwindigkeitszügen angegeben wird.

Der Energieaufwand für die Errichtung der netzge-
bundenen Infrastrukturen für den Wohnbau, wie Stra-
ßen und Leitungsbau, Außenanlagen etc., wird über die Le-
benszeit gerechnet zu einem substanziellen Faktor für klima-
freundliches Leben. So machte 2010 die graue Energie für
ein Einfamilienhaus in Passivbauweise in einer Siedlungsan-
lage 73Kilowattstunden proQuadratmeter und Jahr (bei einer
Gesamtnutzungsdauer von 100 Jahren) aus,wovon ca. 30 Pro-
zent auf den Energieeinsatz für den Ausbau der Infrastruktur
(Straßen und Leitungsbau) entfallen. Das entspricht in etwa
der über die Lebensdauer derGebäude notwendigenBetriebs-
energie (d. h. der Energieeinsatz fürHeizen,Warmwasser und
sonstigen Energieverbrauch über die kommenden 100 Jahre)
(Bußwald, 2011).Damit ist dieWahl der Lage vonNeubauten
für die Erreichung der Treibhausgasreduktionsziele ähnlich
wichtig wie die Dekarbonisierung der Betriebsenergie (siehe
auch für Kanada Norman et al., 2006). Gegenwärtige raum-
planerische Entscheidungen über den Siedlungsbau und der
damit verbundenen grauen Energie haben somit auch unmit-
telbareAuswirkungen darauf, wie emissionsintensiv der Aus-
bau von netzgebundenen Infrastrukturen ist.

Netzgebundene Infrastruktursysteme für Ver- oder Entsor-
gungsaufgaben sind durch eine Konzentration einzelner Sek-
toren (Strom, Gas, Fernwärme, Wasser, Abwasser etc.) ge-
kennzeichnet. Dabei werden die Aufgabenmeist auf einzelne
Sparten reduziert, was in Bezug auf die Herausforderungen
der Klimakrise zu einer mangelnden Koordination dieser
Systeme untereinander, aber auch zu einer fehlenden Ab-
stimmung mit Siedlungsstrukturen führt. Sektorspezifische
Planungen einzelner Infrastruktursysteme entziehen sich oft
der Steuerungsfunktion durch kommunale Planungsstruktu-
ren. Giffinger et al. (2021) verweisen für den Bereich der Di-
gitalisierung auf die kompetenzrechtlicheZersplitterung zwi-
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schen Bund, Ländern und Gemeinden, die eine konsistente
gemeinsame Strategie und Implementierung im Sinne eines
klimafreundlichen Lebens erschwert. Hier kommen kommu-
nalen Querverbundunternehmen oder auch Stadtwerken ei-
ne zentrale Rolle zu, um diese Koordinationsaufgabe ver-
stärkt wahrzunehmen, wobei die Koordination hier vorwie-
gend informell erfolgt, sofern dies imRahmen der rechtlichen
Entflechtung im Bereich der marktbezogenen Tätigkeiten der
Daseinsvorsorge erlaubt ist.Formelle Planungsinstrumente
mit vorausschauender Entwicklungsplanung wurden oft zu-
gunsten einer Maßnahmen- oder Investitionsplanung
durch betriebswirtschaftlich agierende Akteure in den einzel-
nen Sektoren aufgegeben (Tietz & Hühner, 2011).

Welche Organisationsformen im Zuge der Anpassung
und des Umbaus der Netzinfrastrukturen für die Bewältigung
der Herausforderungen adäquat sind (z. B. öffentlich-private
Partnerschaft, Commons-öffentliche Partnerschaft, Genos-
senschaft), wird die Forschung zu Institutionen und Organi-
sationsentwicklung noch länger beschäftigen. Die Forschung
geht davon aus, dass in Hinblick auf neue Zielsetzungen –
wie die Unterstützung eines klimafreundlichen Lebens – so-
wohl soziale als auch technische Elemente in Abstimmung
zueinander verändert werden müssen (Ropohl, 2009).

Betreiber von Netzwerkinfrastrukturen haben, bedingt
durch inhärente ökonomische Mechanismen (Netzwerk-,
Skalen- und Lock-in-Effekte), eine Monopolstellung; man
spricht von einem natürlichen Monopol. Sie haben da-
mit die technische Kontrolle über den Zugang zur Nut-
zung der jeweiligen Netzwerkinfrastruktur (z. B. Wer kann
Strom/Wärme/Gas/Wasser ins Netz einspeisen? Wer kann
eine Straße benutzen? Können bestimmte Datenpakete im
Internet prioritär behandelt werden?). Aufgrund der Rah-
menbedingungen des Wettbewerbsrechts, insbesondere der
Einführung von Regulierungsbehörden, hat sich in der Praxis
gezeigt, dass diese Machtposition gegenüber den Nut-
zer_innen nicht einfach ohne Sanktionsmöglichkeiten ein-
gesetzt werden kann. Auch die Möglichkeit, Monopolrenten
abzuschöpfen, beispielsweise im Bereich der Energienetze,
wurden durch Regulierungen deutlich verringert (d. h. wenn
die Einnahmen aus der Nutzung die Gesamtkosten der Be-
reitstellung deutlich überschreiten).

Eine weitere Herausforderung bei der Transformation so-
ziotechnischer Infrastruktursysteme inÖsterreich ist ihreEin-
bettung sowohl in größere (europäische oder globale) In-
frastruktursysteme als auch – aus einer sozial-ökologischen
Betrachtung– in einenökonomischen (alsBasis fürBereitstel-
lungssysteme), räumlichen (monozentrische, polyzentrische
und ländliche Raumstrukturen) und ökologischen (Landver-
brauch, Ressourcen, Klima etc.) Kontext. Ebenso werden in
der Literatur der demografischeWandel, aber auch sich verän-
derndeKonsummuster und Prozesse der Deindustrialisierung
alsHerausforderungen für die Transformation von Infrastruk-
tursystemen genannt (Libbe & Kluge, 2006).

22.2.3 Bezüge zu Handlungsfeldern und anderen
Strukturbedingungen

Alle im Bericht behandelten Handlungsfelder haben eine
strukturelle Basis in soziotechnischen Infrastrukturen.
Die Tab. 22.1 gibt einen Überblick, in welchen Handlungs-
feldern bestimmte Netzinfrastrukturen eine wichtige Basis
bilden und welche Möglichkeiten ihnen zukommen, um Kli-
mafreundlichkeit zu gewährleisten.

Infrastrukturnetze sind zentrale Bestandteile im Bereich
desWohnens, wo Energie- undWassernetze das tägliche Le-
ben maßgeblich beeinflussen. Im städtischen Bereich stellen
einige Autor_innen einen Dogmenwechsel von zentralen zu
dezentralen Entwässerungssystemen sowie die Einbindung
grüner (Flächen) und blauer (Wasserökosysteme) Infrastruk-
tur fest, die sowohl im akademischen Diskurs, in der EU-
Politik (COM(2019) 236 final, 2019) als auch in der Praxis-
anwendung an Relevanz für ein klimafreundliches urbanes
Leben gewinnt, da urbane Abwassernetze durch dezentrale
Lösungsansätze entlastet werden. Die Konsequenzen der je-
weiligen Anpassungsmaßnahmen sind allerdings noch wenig
erforscht (Back et al., 2019).

Neben dem Ausbau von Mobilitätsalternativen ist das
Handlungsfeld Mobilität und Verkehr (Kap. 6) generell
stark geprägt von der Ausgestaltung netzgebundener Infra-
struktursysteme, wobei hier auch Verkehrsreduzierung und
-vermeidung als zentrale Strategien für ein klimafreundli-
ches Leben zählen. Die Kombination verschiedenster Maß-
nahmen (Inter- und Multimodalität) zu klimafreundlichen
Mobilitätsdienstleistungen ist hier besonders wichtig. Den
Themen aktive Mobilität, Umweltverbund und Stärkung
des öffentlichen Verkehrs werden von einigen Autor_innen
wichtige Beiträge auf dem Weg zu klimafreundlichen Le-
bensweisen zugeschrieben, beispielsweise durch die Errich-
tung von Radschnellwegen (Banko et al., 2022).

Nachdem netzgebundene Infrastruktursysteme auch für
das wirtschaftliche Leben Grundvoraussetzungen darstellen,
ist bei der Erwerbsarbeit eine große Schnittmenge von
Wirtschafts- und Produktionsstrukturen mit Infrastrukturnet-
zen auszumachen, die eine Transformation hin zu einem
klimafreundlichen Leben begünstigen oder behindern. Vie-
le Green Jobs (Abschn. 7.2.1) sind direkt oder indirekt eng
mit Infrastruktursystemen verbunden (von Installateur_innen
und Elektriker_innen bis zu Jobs in der öffentlichen Ver-
kehrsinfrastruktur etc.). Auch digitale netzgebundene Infra-
strukturen (Abschn. 7.4.1) können im Bereich der Erwerbs-
arbeit als klimafreundliche Alternative zu einer Transforma-
tion beitragen. Ebenso sind netzgebundene Infrastrukturen
unmittelbar mit Freizeit- und Tourismusaktivitäten ver-
bunden (Kap. 9).

Funktionierende soziotechnische Infrastruktursysteme
sind für viele der anderen Strukturbedingungen (Teil 3)
von Bedeutung. Auch Recht, Governance, Raumplanung,
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Tab. 22.1 Möglicher Beitrag der Infrastruktursysteme in Handlungsfeldern. (Eigene Darstellung)

Infrastruktursysteme Beitrag Handlungsfelder

Energie

Stromnetze Substitution fossiler Energieträger bei nicht-
fossiler Erzeugung; Effizienzsteigerung;
Sektorenkopplung; Versorgungssicherheit

Alle

Fern- und Nahwärme-/Kältenetze Substitution fossiler Energieträger, wenn
Umbau auf nicht-fossile Energieträger erfolgt;
Effizienzsteigerung; Versorgungssicherheit

Wohnen, Erwerbsarbeit

Gasnetze Substitution fossiler Energieträger, wenn
Umbau auf nicht-fossile Quellen erfolgt; Ver-
sorgungssicherheit

Wohnen, Erwerbsarbeit

Information und Kommunikation

IKT-leitungsgebundene Netze (Internet)
IKT-Funknetze (Mobiltelefonie)

Substitution von physischer Bewegung; Effizi-
enzsteigerung im Zusammenhang mit anderen
Infrastruktursystemen

Alle

Verkehr

Straßennetz Schienennetz, Wasserwege
und Luftfahrt

Ermöglichen der Reduktion von Treib-
hausgasemissionen bei Waren- und
Personenverkehr; Verkehrsvermeidung; Ef-
fizienzsteigerung

Mobilität, Erwerbsarbeit, Freizeit/Konsum

Wasser

(Trink-)Wasserversorgung, Abwasserent-
sorgung

Versorgungssicherheit; Gesundheits- und
Sozialverträglichkeit, ökologische Funktion;
Effizienzsteigerung; Wärmerückgewinnung

Wohnen, Ernährung, Freizeit/Konsum

technologische Entwicklungen etc. sind bestimmend dafür,
dass die beschriebenen Infrastruktursysteme Leistungen der
Daseinsvorsorge erbringen können.

Wichtig sind in diesem Kontext beispielsweise die räum-
lichen Effekte der Siedlungsentwicklung, die unmittelbar
mit den vorhandenen bzw. neu zu erschließenden Infrastruk-
turnetzen zusammenhängen. In Österreich kann beobachtet
werden, dass der Infrastrukturausbau der Siedlungsentwick-
lung folgt. Die Siedlungsentwicklung ist in vielen Regionen
durch Streusiedlungen, geringe Siedlungsdichte und hohen
Flächenverbrauch gekennzeichnet, was mit einem erhöhten
Infrastrukturausbau und damit einem höheren Einsatz von
grauer Energie einhergeht (Bußwald, 2011). Zudem sind
netzgebundene Infrastruktursysteme meist auf Siedlungs-
wachstum, nicht jedoch auf schrumpfende Regionen ausge-
richtet. Verstärkte Suburbanisierungstendenzen führen zu
einem verstärkten Ausbau von Ver- und Entsorgungsnetzen
in Stadtrandzonen, aber auch im ländlichen Raum, womit
hohe Kosten und der Verlust von Grünland verbunden sind
(Tietz & Hühner, 2011).

Soziale und räumliche Ungleichheit, die unter anderem
durch den tendenziell höheren Ressourcenbedarf für Haus-
halte in zersiedelten Regionen aufgrund von z. B. längeren
Wegen und oft größerem Energiebedarf entsteht, ist nicht
zu vernachlässigen. Individuelle Energiearmut kann einem
klimafreundlichen Leben durch eine verminderte finanzielle
Handlungsfähigkeit im Weg stehen, da die Möglichkeit, auf
erneuerbare Energien umzusteigen, damit abnimmt (Buß-
wald, 2011). Auch die ungleichen Mobilitätsbedürfnisse und

die Anforderungen an das verkehrsgebundene Infrastruktur-
netz sind relevante Faktoren. Wie schon in Kap. 4 ange-
sprochen, führen dezentrale Siedlungsstrukturen zu einem
erhöhten Zwang zum motorisierten Individualverkehr.

Im gesellschaftlichen Diskurs um die Klimakrise wer-
den die unterschiedlichen Prioritäten der Gestaltung von
Infrastruktursystemen für unterschiedliche gesellschaftliche
Gruppen besonders sichtbar. Beispielsweise rechtfertigt die
öffentliche Hand das Aufnehmen von Krediten mit Wirt-
schaftswachstum und Beschäftigungswirkung. In Österreich
sind die politischen Diskussionen derzeit noch von der
Persistenz etablierter Argumentationen gekennzeichnet, bei-
spielsweise die autogebundene Debatte in der Verkehrspoli-
tik. Im kritischen Diskurs stellt sich immer auch die Frage
nach der Abschätzung von Technikfolgen. Ein Beispiel dafür
ist etwa die die Frage der Nachhaltigkeit möglicher zukünf-
tiger Anwendungsfelder von grünem Wasserstoff in einem
dekarbonisierten Energiesystem und des dafür notwendigen
Infrastrukturausbaus.

22.2.4 Rolle der Infrastruktursysteme
für die Daseinsvorsorge

Allgemein wird bei Dienstleistungen, die im öffentlichen
Interesse und im Sinne des Gemeinwohls erbracht werden
und wesentlich für das Funktionieren einer modernen Gesell-
schaft sind, von Daseinsvorsorge gesprochen: „Leistungen
der Daseinsvorsorge (oder gemeinwohlorientierte Leistun-



598 Kapitel 22. Netzgebundene Infrastrukturen

gen) sind marktbezogene oder nichtmarktbezogene Tätigkei-
ten, die im Interesse der Allgemeinheit erbracht und daher
von den Behörden mit spezifischen Gemeinwohlverpflich-
tungen verknüpft werden.“ (Kommission der Europäischen
Union, 2000) Insbesondere Energieversorgungs-, Verkehrs-
und Telekommunikationsdienste werden im Interesse der
Allgemeinheit von den Mitgliedstaaten mit besonderen Ge-
meinwohlverpflichtungen verbunden (Kommission der Eu-
ropäischen Union, 2000). Diesbezügliche Infrastrukturleis-
tungen werden als marktbezogen eingestuft und können
nicht nur vom Staat, sondern auch durch privatwirtschaft-
lich organisierte Unternehmen angeboten werden. Die
Bürger_innen profitieren von einem kontinuierlichen, preis-
günstigen und demokratisch kontrollierten Dienst (Libbe &
Nickel, 2016).

Daseinsvorsorge als zentraler Bereich staatlicher Zustän-
digkeit hängt wesentlich von der Verfügbarkeit von netzge-
bundener Infrastruktur sowie von deren räumlicher Vertei-
lung und Nutzbarkeit ab. Die Ausgestaltung der Daseins-
vorsorge bestimmt somit, ob sie die Transformation netz-
gebundener Infrastrukturen für ein klimafreundliches Leben
befördert oder hemmt.

Gesellschaftliche Herausforderungen wie Klimawandel
wirken sich auf den Aufbau und die nachhaltige Siche-
rung der Daseinsvorsorge ebenso aus wie auf die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit eines Staates. Es ist die Auf-
gabe der europäischen, nationalen und regionalen Politik und
öffentlichen Verwaltung, aber auch der Infrastrukturbetrei-
ber, dafür zu sorgen, dass Leistungen bereitgestellt werden,
die national und regional eine nachhaltige Entwicklung er-
möglichen.

22.2.5 Kritische Infrastruktur und ihre Rolle
für ein klimafreundliches Leben

Netzgebundene Infrastruktursysteme, wie Energie- undWas-
serversorgung, Kommunikations- oder Verkehrsnetze, sind
eine zentrale Grundlagen moderner Gesellschaften, die seit
dem späten 19. Jahrhundert auf den Funktionen dieser In-
frastrukturleistungen beruhen. Diese grundlegenden Systeme
werden seit rund 20 Jahren als „kritisch“ bezeichnet, da Stö-
rungen, Funktionsausfälle oder Verlust dieser Infrastrukturen
potenzielle Bedrohungen für das Funktionieren der ge-
sellschaftlichen Ordnung, der Gesundheit, Sicherheit oder
das wirtschaftliche und soziale Wohl der Bevölkerung oder
das effektive Funktionieren staatlicher Einrichtungen dar-
stellen (Engels et al., 2021).

In einer zunehmend vernetzten Welt ergeben sich Beden-
ken, inwiefern Infrastruktursysteme von neuartigen Tech-
nologien verstärkt abhängig sind, womit diese Systeme
verstärkt kaskadenartigen Risiken ausgesetzt sind. Sol-

che Risiken – von digitaler Sicherheit über Klimafolgen
– stellen Infrastruktursysteme im 21. Jahrhundert vor neue
Herausforderungen. Sie erfordern die Entwicklung konven-
tioneller, aber vor allem auch resilienzorientierter Strategien
(NIAC, 2009), um einen angemessenen Schutz vor uner-
wünschten Folgen ungewisser, unerwarteter und oft dra-
matischer Ereignisse auf kritische Infrastruktursysteme zu
gewährleisten (Linkov & Palma-Oliveira, 2017). Resilienz
oder die Anpassungsfähigkeit von Infrastruktursystemen
(Shakou et al., 2019) sind besonders in Fragen des Kli-
mawandels wichtig, da sich mittlerweile ein Verständnis
von der Chance von Elastizität und Veränderlichkeit zur
Erhaltung von essenziellen Funktionen angesichts von Kri-
sen durchgesetzt hat, das konventionelle Vorstellungen von
persistenten und stabilen Strukturen ablöst (Engels et al.,
2021). Beispielsweise sprechen Kropp et al. (2021) davon,
dass Hitzewellen zusätzlichen Strombedarf für Kühlsysteme
erforderlich machen, womit Versorgungsengpässe und Über-
lastungen von Verteil- und Übertragungsnetzen und letztlich
großflächige Blackouts einhergehen können (Allhutter et al.,
2022).

Bestehende Infrastruktursysteme werden in der Klima-
krise zu zentralen Elementen, die sowohl als Chance als
auch als Hemmnis für ein klimafreundliches Leben gese-
hen werden können. Die Robustheit der netzgebundenen
Infrastrukturen ist jedenfalls eine große Herausforderung für
eine notwendige Klimawandelanpassung, z. B. Starkregen
als besonderes Problem für Regionen mit hohem Versiege-
lungsgrad (Kleidorfer et al., 2014), Streckenunterbrechun-
gen durch Vermurungen oder kleinräumiger Wassermangel
in Österreich (Hanger-Kopp, 2019; Schöner et al., 2011)
etc.

Informationen zu bestehenden Risiken oder Daten über
die Anfälligkeit und Exposition von Infrastruktursystemen
gegenüber Schocks und Stressfaktoren sind für den Auf-
bau von Widerstandsfähigkeit und Resilienz unerlässlich.
Grundlegende Instrumente für die Ausrichtung von Plänen
und Investitionen und für die Ermittlung von transformati-
ven Maßnahmen beruhen dabei auf der Verfügbarkeit von
Daten über Katastrophenschäden, Risikobewertungen oder
Prognosen zum Klimawandel, die zwar als prioritär behan-
delt werden, aber nicht überall gleichmäßig verfügbar sind.
Eine Reihe von internationalen Vereinbarungen schaffen die
Rahmenbedingungen, um Handlungsprioritäten für spezifi-
sche Maßnahmen zum Aufbau von Resilienz zu entwickeln
(z. B. UNFCCC-Ziele für die nachhaltige Entwicklung etc.).
Auf nationaler und lokaler Ebene werden Resilienzkrite-
rien zunehmend in Politiken zum Klimawandel integriert.
Eine Harmonisierung mit verwandten Politikfeldern, die
Resilienz in einen größeren Kontext einbetten, fehlt aber
bislang noch (United Nations Task Team on Habitat III,
2015).
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22.3.1 Trends in einzelnen Infrastruktursystemen

Es scheint unbestritten, dass es zu wesentlichen Anpassun-
gen der Infrastruktursysteme aufgrund der Notwendigkeit
der Dekarbonisierung und der technologischen Entwicklun-
gen der Digitalisierung kommen wird (siehe Tab. 22.2).
Auch sind durch den Klimawandel vermehrt Ressourcen-
verknappungen und Extremwetterereignisse zu erwarten. Es
wird daher zu einer tiefgreifenden Veränderung der netz-
gebundenen Infrastruktursysteme kommen (Engels et al.,
2021). Dekarbonisierung und Digitalisierung sind starke ge-
sellschaftliche und technologische Treiber für den Umbau
und die Anpassung der netzgebundenen Infrastruktur und
für die damit einhergehenden neuen Anwendungsmöglich-
keiten (Telekonferenzen, autonomes Fahren, Smart-Home-
Energiemanagement etc.) und neuen Formen, wie das Le-
ben organisiert wird (Homeoffice, Gig-Economy, Plattform-
Ökonomie etc.).

Zu beobachten ist auch eine zunehmende Vernetzung
technischer Komponenten innerhalb einzelner Infrastruktur-
systeme (z. B. Energie-IKT, Verkehr-IKT, Energie-Wasser
etc.) (van Laak, Dirk, 2020), der Sektorenkopplung (z. B.
Stromerzeugung aus Biogas und Klärschlamm) (Schau-
broeck et al., 2015) oder der Kopplung von Wärme-, Gas-

Tab. 22.2 Überblick über einige Trends, die gegenwärtig Einfluss auf die (Um-)Gestaltung einzelner Infrastruktursysteme ausüben. (Eigene
Darstellung)

Stromnetze Digitalisierung (Nutzung der Möglichkeiten der IKT-Infrastruktur und der damit verbundenen An-
wendungen zur Gestaltung des Betriebs der Stromnetze und der Energiedienstleistungen)
Dekarbonisierung der Erzeugung und damit verbundene Dezentralisierung
Integrierte Systeme (Verbindung unterschiedlicher Energienetze)
Digitalisierung des Energiemanagements
aktivere Rolle für Haushalte im Energiesystem (als Erzeuger von Energie, Flexibilisierung der
Nutzung und Speicherung von Energie)
Sektorenkopplung (Sterner & Stadler, 2017)

Fern- und Nahwärme-/Kältenetze Integrierte Systeme
Anergienetze als Alternative zu Biomasse und Luftwärmepumpen für den Systemwechsel von Gas
durch Wärmepumpensysteme mit Erdwärmesonden (Pfefferer et al., 2022)
Smart Home – Digitalisierung des Energiemanagements

Gasnetze Fade-out für Heizen
Dekarbonisierung (Wirtschaft)

IKT-leitungsgebundene Netze, IKT-
Funknetze

Digitalisierung, Plattform-Ökonomie, Homeoffice, Gig-Economy

Straßennetz, Schienennetz, Luftwege,
Wasserwege

Elektrifizierung, autonomes Fahren, integrierte Netzgestaltung,
Zustelldienste, Urbanisierung, Sharing Economy, Radschnellwege

(Trink-)Wasserversorgung, Abwasser-
entsorgung

Moderne dezentrale Technologien (einschließlich z. B. Grauwasserrecycling und Regenwassernut-
zung), Wasserwiederverwendung auf der Ebene eines Haushalts oder eines Viertels (Rozos et al.,
o. J.)
Integration von IoT-basierten Mikrospeichern zur Verbesserung der Leistung der Stadtentwässe-
rung (Oberascher et al., 2021)
Alternative Optionen für Abwasserentsorgung durch Trennung des Abwassers in seine Bestandtei-
le, u. a. in Kombination mit regionalen Biogasanlagen (Starkl et al., 2007)
Energie aus Abwasser für die Nutzung des thermischen Potenzials aus öffentlichen Kanalnetzen
und Abwasser (als Forschungsthema) (Klima- und Energiefonds, 2021)

und Stromsektor mit all den Potenzialen und Herausforde-
rungen (Büscher et al., 2020).

22.3.2 Integrierte Betrachtung netzgebundener
Infrastruktursysteme

Im Bereich netzgebundener Infrastrukturen besteht in den
kommenden Jahren eine großeHerausforderung darin, ver-
schiedene Systeme und unterschiedliche Sektorenmitein-
ander zu koppeln, um die Möglichkeiten der Digitalisierung
für die Herausforderungen der Klimapolitik produktiv zu
machen und um eine Funktionsfähigkeit dieser integrierten
Systeme im Fall von Funktionsstörungen koordiniert zu
bewältigen (Engels et al., 2021). Dabei entsteht allein schon
beim Zusammenspiel unterschiedlicher Infrastruktursekto-
ren eine höhere Komplexität (Monstadt & Coutard, 2019).

Neben technischen Fragen der Kopplung unterschiedli-
cher Infrastruktursysteme rücken hier zunehmend Fragen
der Governance und der politischen Koordination und
Steuerung in den Fokus. Die grundsätzlichen politischen
Ziele sind mit einer großen Anzahl an Beteiligten und Betrof-
fenen auszuhandeln und festzulegen (Büscher, 2018; Engels
et al., 2021).

Grundsätzlich geht es um ein verbessertes Zusammenwir-
ken zwischen unterschiedlichen soziotechnischen Infrastruk-
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tursystemen. Beispielsweise geht es im Verkehrsbereich um
die Intermodalität bzw. um die Verbesserung einer leich-
ten Verbindung zwischen unterschiedlichen Verkehrsmodi.
Der Sektor Energie soll, verstärkt durch die Elektrifizierung
des öffentlichen Verkehrs und des Individualverkehrs,
mit dem Verkehrssektor verschnitten werden. Auch eine ak-
tive Integration mit anderen Bereichen der Daseinsvorsorge
(z. B. Bildung, Gesundheitsbereiche etc.) steht zur Diskussi-
on (Engels et al., 2021).

22.4 Akteure und Institutionen

Die Akteursstrukturen haben sich aufgrund der rechtli-
chen Entflechtung im Zuge der europäischen Gesetzgebung
in den Bereichen Energie-, Verkehrs- und Telekommuni-
kationsnetze (z. B. organisatorisch-rechtliche Trennung von
Dienstleistung und Netzbetrieb) und der Privatisierung (z. B.
Ausgliederung von Staatsbetrieben) geändert. Im Vergleich
zu anderen Ländern sind in Österreich auf Bundes-, Landes-
und Gemeindeebene große Teile nach wie vor im Eigentum
oder, zumindest aufgrund der Stimmrechtsverhältnisse, un-
ter der Kontrolle der Gebietskörperschaften. Dort, wo
entflochtene Einheiten entstanden sind, sind sie in vielen
Fällen – soweit rechtlich möglich – organisatorisch unter ei-
ner Dachorganisation (z. B. Holdingkonstruktion) geblieben.
Einhergehend mit den Umstrukturierungen der vergangenen
Jahrzehnte sindmarkt- und dienstleistungsorientierte Ak-
teursstrukturen entstanden. Für die Entwicklung digitaler
Infrastrukturen in Smart Cities zeigen Kropp et al. (2021),
dass dies zukünftig zu Abhängigkeiten von extern beauftrag-
ten Dienstleistern führen kann, womit ein eingeschränkter
Zugang zu relevanten Planungsdaten oder zu einer einge-
schränkten digitalen Souveränität der Kommunen und ihrer
Handlungsfähigkeit, lokal nachhaltige Pfade zu definieren,
einhergehen könnte.

Giffinger et al. (2021) sehen insbesondere die langen
Lebenszyklen von Infrastrukturen als relevanten Faktor,
der nach Entscheidungsfindungen in einem vielfältigen und
komplexen Umfeld verlangt, das nicht nur durch eine Viel-
falt von Akteuren, sondern auch durch oft widersprüchliche
Zielvorgaben und Interessenslagen gekennzeichnet ist.

Zentrale Akteure im Bereich netzgebundener Infra-
strukturen sind: Infrastrukturbetreiber; (staatliche und pri-
vate) Infrastruktureigentümer; Dienstleister im Sinne von
Unternehmen, die die gemeinwohlorientierte Leistung als
Bereitsteller erbringen (z. B. Strom-Gas-Wärmelieferung);
Koordinationseinrichtungen (z. B. Plattformen für intermo-
dalen Verkehr, Clearingstellen etc.); Nutzer_innen der Ener-
gie, Mobilitäts-, Logistik-, Informations-, Kommunikations-,
Ver- und Entsorgungs-Dienstleistungen. Weitere Stakehol-
der mit Einfluss auf die Ausgestaltung der gemeinwohl-
orientierten Leistung sind: (öffentliche und private) Finan-
zierungseinrichtungen, Unternehmen als Technologiebereit-

steller sowie Forschungs- und Qualifizierungseinrichtungen.
Abgesehen davon sind öffentliche (politisch-administrative)
Einrichtungen (einschließlich der Regulierungsbehörden)
Akteure, die Rahmenbedingungen definieren.

22.4.1 Öffentliche Hand

Rolle von Bund, Ländern und Gemeinden
In Österreich könnte die öffentliche Hand als Mehrheits-
eigentümer zentraler Infrastrukturbereitsteller eine ge-
stalterische Rolle spielen. So sind ASFINAG und ÖBB
Infrastruktur AG mit je 100 Prozent direkt im Eigentum des
Staates und die Austrian Power Grid AG (APG – Netzbetrei-
ber des Hochspannungsnetzes) ist eine100-Prozent-Tochter
der Verbund AG, die wiederum mit 81 Prozent Beteiligung
von Bund und Landesenergieversorgern ebenfalls staatlich
dominiert wird. Die Gestaltungsmöglichkeiten für die An-
passung bzw. Ausrichtung an klimapolitischen Zielsetzun-
gen in den Bereichen Energie und Verkehr sind dement-
sprechend und aufgrund der Gemeinwohlverpflichtung der
öffentlichen Verwaltung und der Unternehmen der Daseins-
vorsorge grundsätzlich gegeben.

Im Bereich der Telekommunikationsinfrastruktur verfügt
der Bund durch seine Beteiligung am größten Akteur, der
A1 Telekom Austria AG (51 Prozent ausländischer Kon-
zern, 28 Prozent ÖBAG, 21 Prozent Streubesitz) nur eine
Sperrminorität und damit über keine formalen Gestaltungs-
möglichkeiten aufgrund der Eigentümerrolle. Gestaltungs-
möglichkeiten ergeben sich für die öffentliche Hand durch
die Möglichkeit, Auflagen zur Erbringung von Universal-
diensten (z. B. Grundversorgungmit Telefon, Internet) durch
die Unternehmen zu erteilen.

Im europäischen Vergleich findet man in Österreich in
den meisten Infrastrukturnetzen eine dezentrale Eigentü-
merstruktur, bei der die Infrastrukturbetreiber großteils von
öffentlichen Gebietskörperschaften zumindest als Miteigen-
tümer kontrolliert werden. Die Rechtsform hat sich in ei-
nigen Infrastrukturnetzen in den letzten Jahren nur verein-
zelt geändert, beispielsweise in Form von Ausgliederungen
durch Eigengesellschaften. Die Telekommunikationsinfra-
strukturnetze sind im Unterschied privatwirtschaftlich domi-
niert.

Rolle der EU
Die politischen Rahmensetzungen und der Ordnungsrah-
men von netzgebundenen Infrastruktursystemen ändern sich
zunehmend durch vermehrte Weisungen von internationa-
ler, insbesondere europäischer Ebene (z. B. im Bereich der
Trinkwasserversorgung durch neue Richtlinien, die in natio-
nales Recht umgesetzt werden müssen). Von diesen Verände-
rungen sind insbesondere kommunale Gebietskörperschaften
betroffen, da sie traditionell im Rahmen ihrer Selbstverwal-
tung die öffentliche Versorgung sicherstellen.
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Die Rolle der Regulierungsbehörden
Von den Marktteilnehmern unabhängige Regulierungsbe-
hörden sind für die Umsetzung der gesetzlichen Spielregeln
und Einhaltung der institutionellen Rahmenbedingungen
verantwortlich. Die Unabhängigkeit der Regulierungsbehör-
den trug in ihrer Rolle als Wettbewerbshüter dazu bei, dass
mächtige Monopolisten kontrolliert werden konnten. Doch
im neuen Kontext der Transformation macht es diese Unab-
hängigkeit schwierig, eine Balance zwischen den Interessen
der Konsument_innen, anderer Marktteilnehmer und Stake-
holder aufrechtzuerhalten, während zusätzliche Aufgaben
zur Erreichung klimapolitischer Zielsetzungen auf die
Regulierungsbehörden zukommen (Bolton & Foxon, 2015).

22.4.2 Akteure in den jeweiligen
Infrastruktursystemen – etablierte und
neue Akteure

In der wissenschaftlichen Literatur gehen viele davon aus,
dass es zu wesentlichen Anpassungen der Infrastruktur-
systeme aufgrund der Notwendigkeit der Dekarbonisierung
und der technologischen Entwicklungen der Digitalisierung
kommen wird und dass damit verbunden Änderungen in den
Akteurslandschaften der Infrastruktursysteme einhergehen
(Berggren et al., 2015; Geels, 2014). Im Folgenden werden
die Akteurslandschaften für Energie, Verkehr, IKT und Was-
ser skizziert.

Energie
Die Akteurslandschaft im Bereich des Betriebs der
Energienetze bei Strom und Gas ist geprägt durch die
Trennung des monopolistischen Netzbetriebs von Er-
zeugung und Vertrieb. Aufgrund der Liberalisierung
der gemeinwohlorientierten Leistungen wurde der Be-
trieb der Energienetze rechtlich von den Energiedienst-
leistungen entflochten. Die 122 Stromverteilernetzbe-
treiber und 21 Gasverteilernetzbetreiber sind in der
Regel privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen
mit Aufgaben des Netzbetriebs, der Netzplanung und
des Netzausbaus.

Kleinere Stadtwerke haben eine im europäischen
Recht vorgesehene Sonderstellung, wodurch sie von
der rechtlichen Entflechtung von Netzbetrieb von Er-
zeugung und Lieferung ausgenommen sind. Besonders
dezentral strukturiert ist die Steiermark; hier gibt es
auch einige kleine private regionale Stromversorger
mit eigenem Netzbetrieb. Fern- und Nahwärmeinfra-
struktursysteme sind von der Trennung des monopo-
listischen Netzbetriebs von Erzeugung und Vertrieb
nicht betroffen. Mit einer Länge von über 5600 Ki-

lometern werden in Österreich Fernwärmenetze von
Stadtwerken und vielen anderen Betreibern in Öster-
reich betrieben (Büchele et al., 2021).

Die Kontrolle im Bereich Strom- und Gas wird
durch die Regulierungsbehörde E-Control erfüllt, de-
ren Aufgabe es ist, den Wettbewerb zu stärken. Seit
Juli 2021 hat die E-Control auch den gesetzlichen
Auftrag, zur raschen Verwirklichung der Transfor-
mation des Energiesystems beizutragen (E-Control-
Gesetz § 4.5).

Verkehr
Die Straßen- und Schieneninfrastruktur wird von
Bund, Ländern und Gemeinden von der öffentlichen
Verwaltung oder durch ausgelagerte Unternehmen
(ASFINAG, ÖBB-Infrastruktur AG, Wiener Stadtwer-
ke etc.) betrieben.

Auch der Betrieb der Schienennetze wurde auf-
grund der Marktliberalisierung rechtlich von den Be-
förderungsdiensten entflochten. Mit Ende 2020 sind
77 Eisenbahnunternehmen in Österreich zugelassen,
die das ÖBB-Netz nutzen. Davon sind 33 private
Eisenbahnunternehmen. 59 Unternehmen haben die
Berechtigung, im ÖBB-Netz Züge zu führen (Jahres-
bericht der Schienen-Control GmbH für 2020, 2021).

Die Regulierungsbehörde Schienen-Control GmbH
ist für die Wettbewerbsregulierung zuständig.

Information und Kommunikation
Die österreichische Telekommunikationslandschaft
besteht aus drei Mobiltelefonnetzbetreibern (A1 Te-
lekom Austria AG, Hutchison Drei Austria GmbH,
T-Mobile Austria GmbH) und einer Vielzahl von klei-
neren Mobilfunkanbietern (RTR, 2021a). Die großen
Anbieter sind zu unterschiedlichen Anteilen in der
Hand ausländischer Investoren. Im Bereich Breitband-
internet haben sieben Anbieter ca. drei Viertel der
Marktanteile (A1 Telekom Austria AG, Salzburg AG,
Wien Energie, Innsbrucker Kommunalbetriebe AG,
Energie AG und nöGIG); der Rest der über 200 kleine-
ren Netzanbieter verteilt sich über einzelne Regionen
(RTR, 2021b).

Zur politischen Kontrolle existieren unterschied-
liche regulatorische Institutionen, die Steuerungsme-
chanismen für den Aus- und Umbau sowie den Be-
trieb von Telekommunikationsnetzen bereitstellen, ins-
besondere über die österreichischen Regulierungsbe-
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hörden Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH
(RTR) und die Telekom-Control-Kommission (TKK).

Als neue Akteure digitaler Infrastrukturen setzen
sich auch zunehmend Online-Plattformen als Teil
der Infrastruktursysteme durch, da sie die gleichen
Netzwerk-, Skalen- und Lock-in-Effekte wie „tradi-
tionelle“ netzgebundene Infrastrukturen aufweisen und
von ihnen profitieren (Krisch & Plank, 2018). Aus-
gehend vom ursprünglichen Gedanken der Sharing
Economy (Botsman & Rogers, 2010) wird in der
Literatur zunehmend die Kritik an neuen Monopolisie-
rungstendenzen laut. Forderungen nach Sicherstellung
des öffentlichen Interesses werden gestellt (Frenken
et al., 2020). Der Einfluss großer internationaler Kon-
zerne, die intermediäre Plattformen (z. B. im Verkehr
durch Uber) betreiben, ist auch bei physischen IKT-
Infrastrukturen (z. B. Speicherfarmen für Cloud Ser-
vices durch Amazon, Unterwasserdatenkabel durch
Facebook oder Google) nachweisbar (Brake, 2019).
Die öffentliche Hand nimmt hier zunehmend ihre Ver-
antwortung und ihre Handlungsmöglichkeiten durch
lokal verankerte Plattformalternativen wahr (z. B. Wie-
ner Mobilitäts-App Wien Mobil) (Krisch & Plank,
2021).

Wasser und Abwasser
Insgesamt ist die Wasserwirtschaft (Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung) in Österreich durch einige
wenige große Landes- bzw. städtische Versorger und
viele kleine kommunale Anlagen gekennzeichnet. Die
Branchenstruktur in der Siedlungswasserwirtschaft in
Österreich ist sehr kleinteilig, da durch die hohe An-
zahl an Streusiedlungen ein großer Anteil an Klein-
und Kleinstversorgern vor allem in ländlich-peripheren
Regionen besteht. Die Zahl der Wasserversorger wird
in Österreich auf rund 5500 geschätzt, davon sind
ca. 165 regionale Abwasserverbände, 1900 kommu-
nale Anlagen und ca. 3400 Wassergenossenschaften
(Getzner et al., 2018).

Die Gesetzgebungskompetenz und der Vollzug lie-
gen größtenteils bei den neun Bundesländern, ins-
besondere in Bezug auf Investitionen, Abgaben und
Zuschüsse. Dementsprechend ergeben sich aus dem
föderalen System Österreichs sehr unterschiedliche
Regelungen und Rechtslagen. Die Aufsicht über die
Gewässer und die dazugehörigen Anlagen ist auf Lan-
desebene bei den Landeshauptleuten bzw. den Bezirks-
verwaltungsbehörden angesiedelt. Das Wasserrechts-
gesetz ermöglicht es den Landesgesetzgebern, einen

Anschlusszwang an das öffentliche Versorgungssys-
tem vorzusehen. In den Landesgesetzen ist außerdem
die Anschluss- und Benützungspflicht geregelt.

Die Organisation der Siedlungswasserwirtschaft
wird auf kommunaler Ebene geregelt, wobei die
Durchführung von Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung durch Unternehmen, Regiebetriebe (als
Teil der kommunalen Verwaltung), Verbände (im Sin-
ne einer gemeinsamen Besorgung der Aufgaben durch
kooperierende Gemeinden) oder Genossenschaften
stattfindet. Die kommunale Ebene ist verantwortlich
für die Festlegung und Einhebung der Tarife und Inves-
titionen. Die Durchführung der Versorgungsleistung
kann von einem von der Gemeinde betriebenen wirt-
schaftlichen Unternehmen organisiert werden (z. B.
Stadtwerke).

Die in Kap. 6 zur integrierten Betrachtung von Infra-
struktursystemen bereits angesprochenen notwendigen Syn-
ergien zwischen unterschiedlichen Infrastrukturnetzen
sind auch in der verstärkten interkommunalen Kooperation
für Infrastruktursysteme relevant. Beispielsweise nehmen im
Bereich der Wasserinfrastrukturen Regionalverbände (z. B.
im Hochwasserschutz) als Instrumente der interkommunalen
Zusammenarbeit an Bedeutung zu, um die Funktionsfähig-
keit und Resilienz der Infrastrukturnetze auch in Zukunft
zu gewährleisten (Hogl, 2015).

Auch Stadtwerke können diese Funktion verstärkt wahr-
nehmen, da sie prädestiniert scheinen, um die Aufgabe der
Kopplung unterschiedlicher stadttechnischer Infrastruk-
turbereiche zu organisieren. Stadtwerke sind in der Lage,
erhebliche Synergieeffekte zu erschließen, indem sie einer-
seits die Vorteile der Kund_innennähe und andererseits die
Kenntnisse der Betriebsstrukturen der Verteilernetze über
verschiedene Infrastrukturbereiche hinweg vereinen. Darü-
ber hinaus sind sie mit den kommunalen Verwaltungsstruk-
turen gut vernetzt, von Stadtplanung über Hoch- und Tiefbau
bis zu Bauämtern. Die Vorteile, die durch die Koordina-
tionswirkung von Stadtwerken entstehen, reichen von der
Steigerung der regionalenWertschöpfung durch den Verbleib
von Arbeits- und Kapitaleinkommen in der Region bzw.
Stadt über ihren positiven Beitrag zu den kommunalen Fi-
nanzen bis hin zu ihrem Einfluss auf lokale Gestaltungspläne
von netzgebundenen Infrastrukturen, die sie unmittelbar mit
der Ausrichtung an klima- und umweltpolitischen Zielen ver-
knüpfen können (Tietz & Hühner, 2011). Dieses Argument
schließt auch an alltagsökonomische Überlegungen an, wo
lokale Ankerinstitutionen den Wandel hin zu lokalen Wirt-
schaftskreisläufen aktiv steuern und damit zur Transforma-
tion verschiedener Systeme beitragen können (Foundational
Economy Collective, 2019).
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Als neuere Akteur_innen bei netzgebundenen Infra-
strukturen werden in der Literatur Bürger_innengruppen
bzw. generell die Bevölkerung bzw. betroffene Personen-
gruppen genannt. So wird Bürger_innengruppen eine ak-
tive Rolle bei kritischen Infrastrukturen im Risikomanage-
ment in sämtlichen Phasen von Prävention über Katastro-
phenmanagement bis zum Wiederaufbau zugeschrieben, da
den betroffenen Personengruppen ein agileres Tätigwerden
in Dauer und Umfang insbesondere durch selbstorganisierte
Gruppen attestiert wird, als dies der öffentlichen Hand mög-
lich ist. Durch die Bottom-up-Strategien der Integration von
direkt betroffenen Personengruppen kann der bürokratische
Aufwand der öffentlichen Hand reduziert bzw. umgangen
und so ein hoher Grad an unmittelbarer Zielerreichung ge-
schaffen werden. Kritisch ist in diesem Zusammenhang
allerdings auf den begrenzten Zeitraum des bürgerschaft-
lichen Engagements hinzuweisen, der üblicherweise keine
beständigen Strukturen schaffen kann. Außerdem besteht das
Risiko, dass parallele politische Strukturen entstehen, die
nicht oder nur unzureichend demokratisch legitimiert sind
(Thaler et al., 2015).

Insgesamt plädieren relevante Autor_innen für die Not-
wendigkeit einer Mischung aus zentralisierten und de-
zentralisierten Akteursstrukturen sowie formellen und
informellen Governance-Ansätzen, die bei der Transfor-
mation von netzgebundenen Infrastrukturen hin zu einem
klimafreundlichen Leben notwendig sind. Damit könne auf
die unterschiedlichen Transformationsphasen der Systeme
eingegangen werden, da informelle Governance-Ansätze be-
sonders in frühen Phasen von Transformationsprozessen
(z. B. in der Anpassungs- und Übergangsphase) effektiv ein-
setzbar sind, während formelle und zentralisierte Ansätze
in späteren Phasen der Transformation wirksamer werden
(Rijke et al., 2013). Dies ermöglicht, entweder Infrastruk-
tursysteme in verschiedenen hierarchischen Ordnungsstu-
fen integriert zu betrachten (z. B. Abhängigkeiten zwischen
Bahn und Energieversorgung) oder aber hierarchiefrei zu
konzipieren (z. B. bei „distributed systems“, wo dezentrale
Mechanismen und Koordination eine zentrale Steuerung
ersetzt) (Engels et al., 2021).

22.5 Handlungsmöglichkeiten und
Gestaltungsoptionen

22.5.1 Investitionen in Infrastrukturen

Investition in und Finanzierung von Neubau oder Umbau von
Netzinfrastrukturen oder deren Stilllegung kann ein großer
Hebel sein, um klimafreundliches Leben zu befördern. Die-
se finanzierten Maßnahmen (z. B. ein sehr gutes Fahrradnetz
plus einer Bevorrangung von Fahrradfahrer_innen) ermögli-
chen Menschen unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen und

Regionen auf klimafreundliche Mobilitäts- und Energie-
dienstleistungen etc. umzusteigen.

Da dieEigentümerschaft in Österreich sehr stark in öf-
fentlicher Hand ist, stellt sich die Frage der Finanzierbarkeit
als Teil der privatwirtschaftlichen Tätigkeiten des Staates.
Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, der Energienetze und
sonstiger Infrastrukturen der Daseinsvorsorge hängt eng mit
politischen Entscheidungsprozessen und der Möglichkeit
der EU-konformen Mittelaufbringung zusammen. Damit
verbunden ist auch die Finanzierung durch den Finanzsek-
tor, wie Public-Privat-Partnerships und Beteiligungen von
Investoren mit langfristigen Veranlagungsstrategien (z. B.
Pensionsfonds), aber auch von Investor_innen mit kurzfris-
tigen bis spekulativen Interessen. Im Bereich der Kommuni-
kationsinfrastruktur für Breitbanddienste und Mobiltelefonie
sind die Investitionsentscheidungen außer imWege von Sub-
ventionierung (z. B. Breitbandinternet im ländlichen Raum)
im Wesentlichen vom Willen der privaten Eigentümerschaft
abhängig. Letztendlich ist die öffentliche Hand aber immer
ein zentraler Akteur, um die Netzinfrastrukturen zu gestalten,
wenn auch in unterschiedlichen Funktionen.

22.5.2 RegulatorischeMaßnahmen

In der Funktion als Gesetzgeber können rahmensetzen-
de Maßnahmen beschlossen werden, wie beispielswei-
se Bedingungen bei Lizenzvergaben, Baugenehmigungen,
Geschwindigkeitsbeschränkungen, steuerliche Maßnahmen,
um die Nutzung zu steuern.

2021 wurde beispielsweise der Mobilitätsmasterplan
2030 als wirkungsorientierte Strategie für Luft-, Wasser-,
Schienen- und Straßenverkehr veröffentlicht, der für eine kli-
mafreundliche Verkehrswende verkehrsvermeidende Sied-
lungsstrukturen vorschlägt und eine weitere Zersiedlung mit
induzierten Mobilitätszwängen vermeiden will (Banko et al.,
2022).

Weiters können Veränderungen in den Zielsetzungen
und Aufgaben von staatlichen Agenturen zusätzlichen
Spielraum schaffen, um die Netzinfrastrukturen auch im Sin-
ne klimafreundlichen Lebens zu gestalten.

Banko et al. (2022) weisen darauf hin, dass bei der Bewer-
tung der Treibhausgasemissionen der Infrastrukturvorhaben
unbedingt neben den direkten Emissionen auch die Lebens-
zyklusemissionen (inklusive Bauphase, Betriebsphase und
Entsorgung) Berücksichtigung finden müssen, um die Kli-
mawirkung von Infrastrukturnetzen umfassend beurteilen zu
können. Banko et al. (2022) empfehlen die Orientierung
an der Commission Notice „Technical guidance on the cli-
mate proofing of infrastructure in the period 2021–2027“
(European Commission, 2021), welche eine derartige Vor-
gehensweise für die Beurteilung von langlebigen Infrastruk-
turvorhaben beschreibt.
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22.5.3 InnovationsorientierteMaßnahmen

In der Literatur wird auf verschiedene Ansätze verwiesen
(z. B. Social-Technical Transitions, Social-Ecological Sys-
tems, Transitionsmanagement), die die Rolle von Innova-
tion für den fundamentalen Wandel komplexer Systeme wie
netzgebundener Infrastrukturen hin zu einem klimafreund-
lichen Leben analysieren (Markard et al., 2012; Tödtling
et al., 2021). Sie bilden wesentliche rationale Legitimations-
argumente für innovationsorientierte Maßnahmen, um die
Transformation von soziotechnischen Infrastrukturen zu be-
fördern.

Die Handlungsfelder für nachhaltigkeits- und innova-
tionsorientierte Infrastrukturpolitik finden sich u. a. in
folgenden Bereichen:

� Beschleunigung der Mobilitätswende von Personen
und der Verkehrswende für Güter (z. B. E-Mobilität,
Co-Modalität, Smart Cities, bidirektionales Laden, Re-
gelungsalgorithmen für systemdienliche Ladestrategien
etc.)

� Transition der Energiesysteme (z. B. Smart Grids, ener-
gieproduzierende Gebäude, Smart Cities, alternative An-
triebsysteme für E-Mobilität, erneuerbare Energien, indi-
viduelle und automatisierte Strategien für die Teilnahme
an den Energiemärkten (Schitter, 2020)).

� Verbesserungen im Abfall- und Ressourcenmanage-
ment (z. B. Online-Messmethoden, innovative Aufberei-
tungsmaßnahmen zur Reinigung etc.)

Besonders geeignet scheinen Maßnahmen, die über etablier-
te Modelle der Forschung-, Technologie- und Innovations-
förderung hinausgehen. Vorgeschlagen wird beispielsweise
innovationsorientierte öffentliche Beschaffung (Edquist
et al., 2018). So empfiehlt auch die Europäische Kommis-
sion, in der öffentlichen Beschaffung Spezifikationen auch
als Funktions- und Leistungsvereinbarungen zu formulie-
ren, mit dem expliziten Ziel, Innovationen zu ermöglichen
(Edquist & Zabala-Iturriagagoitia, 2021).

In Hinblick auf den rechtlichen Regulierungsrahmen, aber
auch auf finanzielle Anreizsysteme sind derzeit noch viele
Fragen offen, weshalb einige Autor_innen Demonstrations-
projekte als Experimentierräume für neue Infrastrukturlö-
sungen vorschlagen (Libbe&Nickel, 2016). International in-
tensiv diskutierte Instrumente stehen im Zusammenhang mit
dem Ansatz des regulatorischen Experimentierens (Veseli
et al., 2021). Seit dem Beschluss des Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetzespakets ist regulatorisches Experimentieren in
Form von durch die E-Control genehmigten Ausnahmen in
sogenannten Regulatory Sandboxes möglich (Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetzespaket – EAG-Paket, 2021).

Kropp et al. (2021) halten es für wichtig, über tech-
nikzentrierte Lösungen hinausgehend integrative Ansätze zu

fördern, um Wege hin zur Klimaneutralität zu eröffnen. Hier
spielen insbesondere soziokulturelle Innovationen eine gro-
ße Rolle, um die technischen Perspektiven mit den sozialen
Bedingungen und ihrem architektonischen und infrastruktu-
rellen Erbe zu verbinden.

22.5.4 Planerische Maßnahmen

Transformation der netzgebundenen Infrastruktur erfordert
einen Wandel der Planungskultur (Frantzeskaki & Loor-
bach, 2010). Dafür muss Wissen über die vielfältigen In-
terdependenzen von netzgebundenen Infrastruktursystemen
Eingang in die Planung finden (Krisch & Suitner, 2020),
wie auch Kropp (2018) betont: „Ein zielgerichteter Trans-
formationsprozess ist also herausgefordert, die vielseitig sta-
bilisierten Selbstverständlichkeiten in den unterschiedlichs-
ten Medien, von der Technik über die Betriebsorganisation
bis hin zu den Versorgungsleitbildern, zu rekonfigurieren.“
(Kropp, 2018, S. 185) Næss (2016) verweist ebenso auf die
Bedeutung des Wissens darüber, wie und warum die gebaute
städtische Umwelt das menschliche Handeln und das soziale
Leben beeinflusst, und eines angemessenen Verständnisses
der kausalen Natur solcher Einflüsse als Voraussetzung, um
nachhaltige Strategien in der räumlichen Planung entwickeln
zu können. Transitionsmanagement ist beispielsweise in den
Niederlanden ein bereits gut erprobter Ansatz für eine neue
Planungskultur zur Entwicklung von Infrastruktursystemen
(Frantzeskaki & Loorbach, 2010).

Horizontale und vertikale Mehrebenen-Governance-
Mechanismen helfen dabei, Strategie- und Planungsprozes-
se sowie Instrumente an einem klimafreundlichen Leben aus-
zurichten und sektorale sowie räumliche Schnittmengen zu
nutzen (Markard et al., 2020; Thaler et al., 2021). Nicht nur
klassische Planungsinstrumente wie Flächenwidmungs- und
Bebauungsplanung müssen Strukturen für ein klimafreund-
liches Leben schaffen, sondern auch die Unsicherheitsbe-
trachtung muss zum Standardwerkzeug der Planer_innen
werden, um mit Komplexität besser umgehen zu können.
Hier schlagen einige Autor_innen einen Paradigmenwechsel
vor, der eine Abkehr von garantierter Bedarfsdeckung und
ökonomischer Effizienz hin zu einer multiperspektivischen
Nebenfolgensensitivität einleitet, beispielsweise im Sinne ei-
ner erweiterten Umwelt-, Sozial- und Klimaverträglichkeits-
prüfung (Kropp, 2018). Auf übergeordneter Planungsebene
fordern einige Autor_innen die Einbeziehung zusätzlicher
Kriterien zur Beurteilung von Ausbaumaßnahmen bei In-
frastrukturnetzen, wie beispielsweise induzierte Effekte, die
schon bei der Trassenplanung bzw. der Alternativenprüfung
von Bauvorhaben einbezogen werden sollen (Banko et al.,
2022). Auf lokaler Ebene verweisen einige Autor_innen auf
die optimierte Siedlungsstrukturanalyse (Simperler et al.,
2018), die Informationen zur optimalen Einbindung dezen-
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traler Infrastruktursysteme (z. B. Entwässerungssysteme) in
Abhängigkeit von räumlichen Strukturtypen liefert (Back
et al., 2019).

Eine integrierte Planungskultur über unterschiedliche
räumliche, administrative und sektorale Ebenen ist ebenfalls
ein essenzieller Bestandteil, um netzgebundene Infrastruk-
tursysteme klimafreundlich zu gestalten und Schnittmengen
zu nutzen (z. B. Verbindung von Mobilitätshubs mit ande-
ren sozialen Daseinsvorsorgebereichen oder der Beitrag von
Wasserinfrastrukturen zur Energiewende (Libbe & Nickel,
2016)). Auch im Zusammenhang mit der Digitalisierung
werden nur dann Effektivitätssteigerungen erwartet, wenn
in der Umsetzung ein inter- und transdisziplinäres Verständ-
nis etabliert und siloartige Organisationsformen überwunden
werden (Giffinger et al., 2021). Die Sektorenkopplung ist
ebenso eine wichtige Integrationsschnittstelle unterschied-
licher Infrastruktursysteme. Die Befürworter_innen dieses
Ansatzes diskutieren die Sektorenkopplung nicht nur im
Zusammenhang mit ihrem Potenzial zur Steigerung der
Ressourceneffizienz, sondern sind sich einig, dass sie eine
wesentliche Voraussetzung zur Verringerung der Treibhaus-
gasemissionen und zur Verlangsamung des Klimawandels ist
(Büscher et al., 2020).

22.5.5 Gesellschaftliche Reflexion und
Neuausrichtung der Infrastrukturpolitik

Soziales Lernen, das durch Realexperimente gefördert wird,
ist neben anderen Faktoren von großer Bedeutung für die
Überwindung der Beharrungskräfte und Widerständigkeit
von Infrastruktursystemen (Kropp, 2018) und die Umstruk-
turierung der derzeitigen soziotechnischen Systeme, da das
Verständnis für die Systembedingungen sowie die sozialen,
ökologischen und ökonomischen Zusammenhänge von In-
frastruktursystemen durch die Einbindung in einen kollekti-
ven Lernprozess gemeinsam entwickelt wird (Kropp, 2017).
Soziales Lernen trägt potenziell zur Veränderung von Nor-
men,Werten, Zielen, operativen Verfahren und Akteur_innen
bei, die für Entscheidungsprozesse undMaßnahmen zur Um-
setzung von Nachhaltigkeitsideen in die Praxis erforderlich
sind. Das Experimentieren wird als wichtiges Instrument zur
Unterstützung des Übergangs zur Nachhaltigkeit angesehen,
da es einen Ort für umfassende Lernerfahrungen bietet (Groß
et al., 2005). Hier orten viele Autor_innen Aufholbedarf, da
es beispielsweise im Wassersektor bisher fast ausschließlich
eine Konzentration auf technische Experimente gab, wäh-
rend der Bedeutung von Governance-Experimenten für das
soziale Lernen nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt wurde
(Bos & Brown, 2012).

Es bedarf neuer Kooperationsformen zwischen Ver- und
Entsorgungsträgern mit den Bürger_innen, wobei der Ge-
meinde die kommunale Daseinsvorsorge und somit die Ko-

ordination des Transformationsprozesses im Sinne der Ge-
meinwohlinteressen obliegt (Libbe & Nickel, 2016). Die
Herausforderung besteht darin, passgenaue Angebote zu
entwickeln, die auch unter Berücksichtigung des Klima-
schutzes spezifische Infrastrukturbedürfnisse (z. B. Mobili-
tätsbedürfnis) der Bevölkerung einbeziehen. Diese Angebote
gemeinsam mit den Akteur_innen und den verschiedenen
Zielgruppen vor Ort zu erarbeiten, ist die Grundlage zur
mittelfristigen Entwicklung klimaneutraler Infrastrukturnet-
ze, die von den Bürger_innen mitgetragen werden (Kropp,
2018).

In der Literatur wird auch auf das Konfliktpotenzial von
Beteiligungsprozessen hingewiesen, das sich beispielsweise
bei der Auswahl des Designs von Maßnahmen für die Trans-
formation von Infrastrukturnetzen ergeben kann (Kropp,
2018). Böschen et al. (2015) stellen vielfältige Deutungs-,
Legitimations-, Mittel- und Identitätskonflikte fest, die ins-
besondere fehlende politische Gestaltungskraft und Kom-
petenzen im Umgang mit komplexen Systemen, aber auch
unklare Anreizsysteme und die Gefahr der Verstetigung von
Umweltproblemen mit der Transformation von Infrastruktur-
systemen offenlegen.

Kropp (2017) unterscheidet hier zunächst nach politi-
scher und sozialer Partizipation, wobei erstere auf die Be-
einflussung des politischen Systems abzielt, während letz-
tere eher generell gesellschaftliche Handlungsräume und
die darin agierenden Organisationen beeinflussen will. Bei-
spielsweise kann dies die Bildung von Interessengruppen
bei Infrastrukturbauten, das Sammeln von Spenden, die Be-
teiligung an Ko-Produktionsprozessen (z. B. Energie- oder
Car-Sharing-Genossenschaften), individuelle Nutzungsan-
passungen durch Nachfrage nach „grünem Strom“ oder
Aufbau und Betrieb von Infrastrukturen im Zuge einer
Quartiersentwicklung (z. B. TransformTernitz (Klima- und
Energiefonds, 2022)) sein. Kropp (2017) unterscheidet wei-
ter zwischen formeller und informeller Beteiligung an In-
frastrukturprojekten. Informelle Beteiligungsprozesse sind
niederschwellig und damit leichter zugänglich, aber in der
Praxis oft von offiziellen Entscheidungsprozessen abgekop-
pelt.

Generell lässt sich feststellen, dass in der Literatur Bür-
ger_inenbeteiligung in der Infrastrukturentwicklung kontro-
vers diskutiert wird. Die Rolle von Bürger_innen schwankt
zwischen einem Ausloten akzeptabler Varianten (wann,
wie und wo Infrastrukturentwicklung passieren soll) und
der Einbindung in die Planung und Entwicklung zu-
künftiger Infrastruktursysteme (ob, wie und warum
Infrastrukturentwicklung passieren soll). Um einer Bür-
ger_innenbeteiligung als postdemokratischer Simulation
entgegenzuwirken, schlagen einige Autor_innen vor, dass
Zivilgesellschaft als vierte Stimme neben Wirtschaft, Wis-
senschaft und Politik schon bei der Problemdefinition gleich-
berechtigt eingebunden werden soll, um eine Diskussion
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der Auswahl und Entwicklung zukünftiger Infrastruktursys-
teme als Ko-Produktionsprozess ernst zu nehmen (z. B. in
Form von Stadtteilkraftwerken im Gemeinschaftseigentum
der lokalen Nutzer_innengemeinschaft oder transnationaler
Städtenetzwerke zur Erhöhung der Resilienz) (Kropp, 2017).
Auch „Zukunftskammern“ als langzeitorientierte Beteili-
gungsinstitution oder „materielle Partizipation“ zur Sichtbar-
machung von (Nicht-)Nutzung von Versorgungsangeboten
(z. B. eingesparte CO2-Emissionen oder verringerte Pro-
Kopf-Wasserverbräuche) können als kollektives Infrastruk-
turhandeln Bedeutung erlangen (Kropp, 2017). Einig ist sich
die Fachliteratur dahingehend, dass eine frühzeitige Ein-
bindung von Nutzer_innen, bevor Entscheidungen getroffen
werden, erforderlich ist. Einige Autor_innen weisen darauf
hin, dass die Art der Beteiligung an relativ enge rechtli-
che und verfahrensseitige Vorgaben geknüpft ist (Grünwald
et al., 2015).

Infrastruktur ist übergreifend und interkommunal zu
denken, denn die Infrastrukturnetze enden nicht an den
Landes-, Stadt- oder Gemeindegrenzen. Infrastruktursyste-
me sind als verzahnte und integrierte Systeme mit dem
Umfeld zu betrachten. Die Teilhabe von verschiedenen
Akteur_innen, insbesondere der Verbraucher_innen, mit le-
bensweltlichen und alltäglichen Praktiken und Wissen wird
als zentrale Ressource zur Entwicklung eines bedürfnis-
gerechten Leistungsangebots eingeschätzt (Knothe, 2008).
Neue demokratische Instrumente, wie Bürger_innenforen
oder -versammlungen, können dabei helfen, die Wertvorstel-
lungen und -zuschreibungen der Bürger_innen zur Trans-
formation netzgebundener Infrastruktursysteme zu ermitteln
(Bärnthaler et al., 2021). Experimente und neue Formen
der Beteiligung von Nutzer_innen in einer aktiven Rolle
(z. B. als Prosumer im Lastmanagement in Energienetzen,
als Betreiber_innen von Mikronetzen) weisen ein breites
Spektrum an noch wenig erforschten Spielräumen institutio-
neller Dynamiken auf. Diese sind Ausdruck des Versuchs,
unterschiedliche normative Orientierungen miteinander zu
vereinbaren und auszubalancieren. Dabei sind sie mit Kom-
promissen und Risiken konfrontiert, z. B. damit, dass gro-
ße Hoffnungen und Versprechen nicht erfüllt werden. Es
ist ein Prozess mit offenem Ausgang, der verschiedene
Akteur_innen anzieht, die unterschiedliche Aktivitäten ent-
falten, unterschiedliche normative Ausrichtungen verfolgen
und unterschiedliche Rollen einnehmen (Wittmayer et al.,
2021).
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Kernaussagen des Kapitels
� Internationale Abkommen und EU-Regeln ver-

pflichten die Staaten zur Darstellung von Trans-
formationspfaden zur Erreichung der Klimaschutz-
ziele. Mithilfe einer systemischen Ansatzpunkt-
Analyse („leverage points“) kann eine Einschät-
zung erfolgen, wie tiefgreifend die angestreb-
ten Maßnahmen sind, also wie weit sie auf
kleine inkrementelle Änderungen oder auf ei-
nen umfassenden Systemwandel abzielen. Der Ös-
terreichische Nationale Klima- und Energieplan
(NEKP) setzt auf Technologie-Entwicklung so-
wie Leuchtturmprojekte und geht wenig auf tie-
ferliegende soziale oder wirtschaftliche Strukturen
ein.

� Aus der Literatur können vier für Österreich rele-
vante Transformationspfade abgeleitet werden:
1. Leitplanken für eine klimafreundliche Markt-

wirtschaft (Bepreisung von Emissionen und
Ressourcenverbrauch; Abschaffung klimaschäd-
licher Subventionen, Technologieoffenheit)

2. Klimaschutz durch koordinierte Technologieent-
wicklung (staatlich koordinierte technologische
Innovationspolitik zur Effizienzsteigerung)

3. Klimaschutz als staatliche Vorsorge (staatlich
koordinierte Maßnahmen zur Ermöglichung kli-
mafreundlichen Lebens, z. B. durch Raumord-
nung, Investition in öffentlichen Verkehr; rechtli-
che Regelungen zur Einschränkung klimaschäd-
licher Praktiken)

4. Klimafreundliche Lebensqualität durch soziale
Innovation (gesellschaftliche Neuorientierung,
regionale Wirtschaftskreisläufe und Suffizienz)

� Die in den vorangegangenen Kapiteln dieses Be-
richts formulierten literaturbasierten Gestaltungs-
optionen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstim-
mung mit den vier Pfaden analysiert und bewertet.
Dabei zeigt sich eine sehr hohe Übereinstimmung
mit dem Pfad der staatlichen Vorsorge und mit dem
Pfad der sozialen Innovation. Die Übereinstimmung
mit dem technologieorientierten Pfad ist etwa gerin-
ger, einige Inkompatibilitäten ergeben sich für den
marktorientierten Pfad.

� Die Analyse der Gestaltungsoptionen hinsichtlich
ihrer Ansatzpunkte und der systemischen Eindring-
tiefe zeigt, dass ein großer Teil der im Bericht
formulierten Gestaltungsoptionen auf eine große
transformative Wirkung ausgerichtet ist, was dem
Berichtsschwerpunkt auf Strukturveränderung ge-
schuldet ist. Damit sind die Gestaltungsoptionen
eine wichtige Ergänzung zu den Maßnahmen bis-
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heriger Strategien zur Erreichung der Klimazie-
le, die notwendige Handlungsbereiche meist mit
Maßnahmen geringerer systemischer Eindringtie-
fe adressiert haben. Eine erfolgreiche Nachhal-
tigkeitstransformation benötigt eine synergistische
Kombination von Maßnahmen auf unterschiedli-
chen Ansatzpunkten des sozialökologischen Sys-
tems.

� Unterschiedliche Transformationspfade werden in
politischen Debatten oft als sich gegenseitig aus-
schließend diskutiert, tatsächlich wäre es zielfüh-
rend, die Potenziale aller vier Pfade zu nutzen,
weil damit auch eine größere Zahl an Akteurs-
gruppen angesprochen und einbezogen werden
kann.

23.1 Zielsetzung und Aufbau

Das vorliegende Kapitel hat zum Ziel, die in den voran-
gegangenen Fachkapiteln des Berichts formulierten Einzel-
vorschläge für Gestaltungsoptionen zu Szenarien für Trans-
formationspfade zusammenzufassen. Dazu werden zunächst
bestehende nationale und internationale Literaturquellen zu
Transformationsszenarien analysiert und darauf aufbauend
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Abb. 23.1 Vorgangsweise bei der Erstellung von Szenarien für Transformationspfade. (Eigene Darstellung)

typische Szenarienfamilien porträtiert. Anhand praktischer
Beispiele aus ausgewählten österreichischen Szenarienpro-
jekten werden unterschiedliche Ansatzpunkte herausgearbei-
tet und verglichen, sowie unter Bezugnahme auf die in Kap. 2
präsentierten „Perspektiven“ vier mögliche Transformati-
onspfade abgeleitet. Die in den Fachkapiteln formulierten
Gestaltungsoptionen werden hinsichtlich ihrer Kompatibili-
tät mit diesen Pfaden analysiert (siehe Abb. 23.1). In der
daran anschließenden Diskussion werden Synergien, Barrie-
ren und/oderWidersprüche zwischen den Pfaden erörtert, um
eine Grundlage für das abschließende Synthesekapitel bereit
zu stellen.

23.2 Die Rolle von Zukunftsbildern
in Diskussionen zu Klimawandel und
Nachhaltigkeitstransformation

Die Auseinandersetzung mit möglichen zukünftigen Zustän-
den von Gesellschaft und Natur ist ein zentraler Aspekt in
Klimawandelforschung und Nachhaltigkeitspolitik. Wie sol-
che Zukunftsbilder erstellt und ausformuliert werden, hängt
von ihrem Einsatzzweck ab (siehe z. B. van Vuuren et al.,
2012). Nachfolgend werden drei grundsätzliche Typen von
Szenarien diskutiert, welche im Kontext dieses Sachstands-
berichts relevant sind.
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23.2.1 Szenarien als Basisannahmen
für Modellierung und Folgenabschätzung

Seit der Erstellung des ersten IPCC-Sachstandsberichts 1990
wird die Frage diskutiert, auf welchen Grundannahmen zu
gesellschaftlichen Zuständen an einem bestimmten Zeit-
punkt die Modellierung zukünftiger Dynamiken des Erdkli-
mas aufbauen soll (Forecasting). Dabei wird üblicherweise
in folgender Abfolge vorgegangen (Moss et al., 2010):

(1) Sozioökonomische Basisszenarien (Demografie, Wirt-
schaftsleistung, Industrieproduktion, Mobilität etc.)

(2) Emissionsszenarien (Emissionen entsprechend der
Kennzahlen aus den sozioökonomischen Szenarien)

(3) Szenarien zum Strahlungsantrieb (Treibhausgaskonzen-
trationen in der Atmosphäre als Konsequenz der Emis-
sionen)

(4) Klimamodellszenarien (Veränderung von Klimakenn-
größen wie Temperatur, Niederschlag, Häufigkeit von
Extremereignissen)

(5) Untersuchung der Auswirkungen der Klimamodellsze-
narien auf Gesellschaft und Ökosysteme

Die dargestellte Abfolge zeigt, dass die Ergebnisse eines je-
den Modellierungsschrittes die Inputdaten für den jeweils
nachfolgenden liefern. Da es sich dabei fast ausschließlich
um quantitativeModelle handelt, müssen die Basisannahmen
der Szenarien mittels quantitativer Kenngrößen formuliert
sein (van Vuuren et al., 2012); die verbale Beschreibung der
Szenarien (Narrativ, Storyline) dient lediglich dem besseren
Verständnis der Rahmenannahmen. Erst im letzten Schritt,
bei der Untersuchung von Auswirkungen auf Gesellschaft
und Ökosysteme, werden teilweise auch qualitative Metho-
den eingesetzt.
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Abb. 23.2 Explorative Szenarien. (Eigene Darstellung)

23.2.2 Szenarien als Grundlage für die Diskussion
möglicher Zukünfte

Ein weiterer Typus von Zukunftsbildern dient als Grundla-
ge für Diskussionen auf gesellschaftlicher Ebene, welche Art
von Zukunft für einzelne Gruppen wünschenswert oder er-
reichbar erscheint bzw.welcheMaßnahmen getroffenwerden
sollten (explorative Szenarien, siehe Abb. 23.2). Im Mittel-
punkt solcher Szenarien stehen üblicherweise textliche Be-
schreibungen (Narrative), die gelegentlich durch quantitative
Kennzahlen ergänzt werden. Die entsprechenden Narrative
bauen oft auf den oben beschriebenen globalen Szenarien auf
und übersetzen diese in den jeweiligen räumlichen oder ge-
sellschaftlichen Kontext (z. B. Frame et al., 2018), teilweise
auch unter Zuhilfenahme eines breiten Spektrums an Medi-
en (Nikoleris et al., 2017). Bei der Erstellung von Szenarien
für Diskussionen mit Entscheidungstragenden können unter-
schiedliche Perspektiven, wie sie in Kap. 2 beschrieben wer-
den, mit einfließen. In den meisten Prozessen folgt die Sze-
narienentwicklung jedoch dem Ziel, eine große Bandbreite
möglicher Entwicklungen abzudecken, von der Fortschrei-
bung bestehender Zustände bis hin zu Extremszenarien.

23.2.3 Szenarien als Grundlage für die Diskussion
möglicher Transformationspfade zur
Zielerreichung

Wenn ein angestrebter Zustand definiert ist, dann stellt sich
die Frage, auf welche Weise er erreicht werden kann. In die-
sem Fall spricht man von Backcasting-Szenarien (Abb. 23.3).
Die Bandbreite möglicher Szenarien für Entwicklungspfa-
de hängt davon ab, wie detailliert das Entwicklungsziel von
vornherein definiert ist (Robinson, 2003):Wenn beispielswei-
se nur die Höhe der Treibhausgaskonzentration zu einem be-
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Abb. 23.3 Backcasting-Szenarien. (Eigene Darstellung)

stimmten Zeitpunkt als Ziel vorgegeben wird (z. B. Foxon,
2013), werden sich mehrOptionen für Entwicklungspfade er-
geben, als wenn das zu erreichende Ziel von vornherein zu-
sätzliche Vorgaben hinsichtlich sozialer oder ökonomischer
Kenngrößen wie Ressourcenverteilung und Wohlstand be-
inhaltet (z. B. Svenfelt et al., 2019). Ein wesentlicher Aspekt
dabei ist die Frage, an welchen Punkten des Systems die
Transformation ansetzt (Ansatzpunkte, Leverage points; sie-
he dazu Abschn. 23.6.1 weiter unten).

Begriffsklärung:
Szenarien, Entwicklungspfade, Narrative
In der nachhaltigkeitsbezogenen Forschung und Po-
litik werden verschiedene Begriffe zur Beschreibung
möglicher Zukünfte und der Wege dorthin verwendet.
Manche dieser Begriffe haben eine unterschiedliche
Bedeutung in einzelnen disziplinären Fachsprachen so-
wie in der Alltagssprache. In manchen Publikationen
werden mehrere Begriffe synonym verwendet oder mit
jeweils unterschiedlichen Bedeutungszuschreibungen
versehen, wodurch sich insgesamt ein recht heteroge-
nes Bild ergibt. Für den vorliegenden Sachstandsbe-
richt war es daher notwendig, ein einheitliches Be-
griffsverständnis zu entwickeln.

Szenarien
Szenarien sind kohärente, in sich konsistente und

plausible Darstellungen von möglichen, zukünftigen
Zuständen und Entwicklungen in sozialökologischen
Systemen (siehe z. B. van Vuuren et al., 2012). Sie
sind ein Schlüsselelement bei der Entwicklung von
Strategien zur Bewältigung sozialökologischer Krisen
wie der Klimakrise, wenn komplexe kausale Zusam-
menhänge und begrenztes Wissen exakte Prognosen
erschweren. Im Gegensatz zu Prognosen konzentrie-
ren sich Szenarien nicht auf die wahrscheinlichste
Entwicklung eines Systems, sondern zeigen das Spek-
trum möglicher Entwicklungen unter einer Reihe von
Grundannahmen auf („Was wäre, wenn . . . “) und er-

möglichen damit eine Diskussion der Erwünschtheit
und Umsetzbarkeit.

Entwicklungspfade
Unter Entwicklungspfad verstehen wir eine mögli-

che Entwicklung von einem aktuellen Systemzustand
in die Zukunft. In der englischsprachigen Literatur
wird dafür häufig der ursprünglich in der Physik zur
Beschreibung von Wurf- oder Bewegungsbahnen ver-
wendete Begriff Trajectory verwendet (z. B. Isley
et al., 2015), wobei in der deutschsprachigen Nachhal-
tigkeitsliteratur der entsprechende Begriff Trajektorie
allerdings wenig verbreitet ist.

Entwicklungspfade können bestehende Entwick-
lungen einfach fortschreiben („Business as usual“)
oder aber die Entwicklung nach bewussten Eingrif-
fen in sozialökologische Systeme darstellen. In letzte-
rem Fall sprechen wir von Transformationspfaden.
Diese beschreiben den intendierten Wandel von fun-
damentalen Parametern sozialökologischer Systeme in
Richtung eines erwünschten zukünftigen Zustands, in
unserem Fall die Erreichung von Rahmenbedingun-
gen für ein klimafreundliches Leben. Transformati-
onspfade können sich dadurch unterscheiden, welche
Schwerpunkte gesetzt werden bzw. an welchen An-
satzpunkten (engl. Leverage Points) des sozialöko-
logischen Systems Eingriffe statt finden.

Für den in der deutschsprachigen Literatur überwie-
gend verwendeten Begriff „Pfad“ gibt es in der eng-
lischsprachigen Literatur viele Entsprechungen: Path-
way (Schaeffer et al., 2020),Road (Riahi et al., 2017),
Avenue (D’Amato et al., 2017), womit eine unter-
schiedliche Breite des Aktionsraums (Foxon, 2013)
innerhalb einer Entwicklungsoption angedeutet wird.
Unabhängig von der verwendeten sprachlichen Sym-
bolik gilt in allen Fällen, dass zukünftige Entwick-
lungsmöglichkeiten sehr stark von Entscheidungen in
der Vergangenheit bestimmt werden. Solche Pfadab-
hängigkeiten sind ein kritischer Aspekt der Nach-
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haltigkeitstransformation, insbesondere dann, wenn es
um langfristige Infrastrukturentscheidungen geht (z. B.
Verkehrsinfrastruktur; Infrastruktur für Energieversor-
gung). Im Extremfall, wenn bestimmte Konfigura-
tionen als nahezu unumkehrbar angesehen werden,
spricht man von einem Lock-in.

Narrative
Im ursprünglichen Verständnis der Sozialwissen-

schaften sind Narrative sinnstiftende Erzählungen, die
gesellschaftliche Zustände erklären, rechtfertigen oder
konstruieren (z. B. „Österreich als Umweltmusterland“
in den 1990er Jahren). Heute ist dieser Begriff sehr
stark popularisiert und verwässert, bisweilen wird auch
die einfache textliche Beschreibung eines Systemzu-
standes schon als Narrativ bezeichnet. Bei Zukunfts-
diskussionen im Zusammenhangmit Klimawandel und
Nachhaltigkeit stehen Narrative meist am Beginn ei-
ner Szenarienentwicklung; hier beschreiben sie, oft
erzählerisch und in leicht verständlicher Sprache, die
angenommenen und grundlegenden Entwicklungsrich-
tungen (z. B. „Autarkie der Regionen“), welche die
Ausgangsbasis für nachfolgende quantitative oder qua-
litative Modellierungen bilden. In diesem Zusammen-
hang wird bisweilen der Begriff Storyline verwendet.
Weiters werden Narrative auch verwendet, um Ergeb-
nisse von Modellierungen in die Alltagssprache zu
übersetzen und damit für verschiedene Gruppen von
Akteur_innen verständlich zu machen.

23.3 Relevante Beispiele für Szenarienprojekte

23.3.1 Globale Szenarien aus
IPCC-Sachstandsberichten

Ein Meilenstein der Szenarienentwicklung war der „Special
Report on Emissions Scenarios“ (SRES) des IPCC aus dem
Jahr 2000 (Nakićenović et al., 2000). Die darin formulierten
Szenarien (SRES-Szenarien) bildeten die Basis sowohl für
den Dritten (2001) und Vierten (2007) Sachstandsbericht des
IPCC als auch für einen großen Teil der Aussagen im ers-
ten Österreichischen Sachstandsbericht Klimawandel (2014)
des APCC. Die SRES-Szenarien wurden für den Fünften
Sachstandsbericht des IPCC (2014/15) durch die „Repre-
sentative Concentration Pathways“ (RCPs) abgelöst (Moss
et al., 2010). Für den Sechsten Sachstandsbericht (2022)
wurden „Shared Socio-economic Pathways“ (SSPs) formu-
liert (O’Neill et al., 2017; Riahi et al., 2017), welche im
Gegensatz zu den vorangegangenen IPCC-Szenarien nicht
nur abstrakt mit Ziffern und Buchstaben bezeichnet sind,
sondern programmatische Überschriften aufweisen (s. Box).

Die Shared Socio-economic Pathways (SSPs) des IPCC1

SSP1 Sustainability – Taking the Green Road
Die Welt bewegt sich kontinuierlich auf einen

nachhaltigeren Pfad zu, der eine integrative Entwick-
lung betont, welche ökologische Grenzen respektiert.
Die Nutzung der globalen Gemeingüter verbessert
sich langsam, Investitionen in Bildung und Gesund-
heit beschleunigen den demografischen Wandel und
der Schwerpunkt desWirtschaftswachstums verschiebt
sich zu einer breiteren Betonung des menschlichen
Wohlbefindens. Ungleichheit sowohl zwischen als
auch innerhalb von Ländern wird reduziert. Der Kon-
sum wird auf ein geringes materielles Wachstum und
eine geringere Ressourcen- und Energieintensität aus-
gerichtet.

SSP2 Middle of the Road
Soziale, wirtschaftliche und technologische Trends

unterscheiden sich wenig von ihren historischen Mus-
tern. Entwicklung und Einkommenswachstum verlau-
fen ungleichmäßig, wobei einige Länder relativ gu-
te Fortschritte machen, während andere hinter den
Erwartungen zurückbleiben. Globale und nationale
Institutionen arbeiten auf nachhaltige Entwicklungs-
ziele hin, machen aber nur langsame Fortschritte.
Trotz vereinzelter Verbesserungen und einer langsa-
men Abschwächung der Intensität der Ressourcen-
und Energienutzung erfahren die Umweltsysteme ins-
gesamt gesehen eine Verschlechterung. Das globale
Bevölkerungswachstum ist moderat und pendelt sich
in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts ein. Die Ein-
kommensungleichheit bleibt bestehen oder verringert
sich nur langsam; auch Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit der Verringerung der Anfälligkeit
gegenüber gesellschaftlichen und ökologischen Verän-
derungen bleiben weiterhin bestehen.

SSP3 Regional Rivalry – A Rocky Road
Nationalismus, Sorgen um Wettbewerbsfähigkeit

und Sicherheit sowie regionale Konflikte zwingen die
Nationalstaaten dazu, sich zunehmend auf nationa-
le oder allenfalls regionale Themen zu fokussieren.
Politiken konzentrieren sich auf das Erreichen von
Energie- und Nahrungsmittelsicherheitszielen inner-
halb ihrer eigenen Region auf Kosten einer breiter
angelegten Entwicklung. Investitionen in Bildung und
technologische Entwicklung gehen zurück. Die wirt-
schaftliche Entwicklung verläuft langsam, der Konsum

1 Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Kapitel lag noch keine offizielle
deutsche Übersetzung vor, daher verwenden wir hier die Bezeichnun-
gen aus dem englischen Original.
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ist materialintensiv und Ungleichheiten bleiben be-
stehen oder verschärfen sich im Laufe der Zeit. Das
Bevölkerungswachstum ist in den Industrieländern ge-
ring und in den Entwicklungsländern hoch. Eine ge-
ringe internationale Priorität für die Berücksichtigung
von Umweltbelangen führt in einigen Regionen zu
starker Umweltzerstörung.

SSP4 Inequality – A Road Divided
Unterschiedliche wirtschaftliche und politische

Ausgangsbedingungen führen zu einer zunehmenden
Ungleichheit und Schichtung sowohl zwischen als
auch innerhalb von Ländern. Es vergrößert sich die
Kluft zwischen einer international vernetzten Gesell-
schaft, die zu den wissens- und kapitalintensiven Sek-
toren der Weltwirtschaft beiträgt, und einer zersplit-
terten Gesellschaft mit niedrigem Einkommen und
geringem Bildungsniveau, die in einer arbeitsintensi-
ven, technologiearmen Wirtschaft arbeitet. Der soziale
Zusammenhalt nimmt ab und Konflikte und Unru-
hen werden zunehmend häufiger. Die technologische
Entwicklung ist in der Hightech-Wirtschaft und in
Hightech-Sektoren hoch. Der global vernetzte Ener-
giesektor diversifiziert sich, mit Investitionen sowohl
in kohlenstoffintensive als auch in kohlenstoffarme
Energiequellen. Die Umweltpolitik konzentriert sich
auf lokale Probleme in Gebieten mit mittlerem und ho-
hem Einkommen.

SSP5 Fossil-fueled Development – Taking the
Highway

Diese Welt setzt zunehmend auf wettbewerbsfähige
Märkte, Innovation und partizipative Gesellschaften,
um schnellen technologischen Fortschritt und die Ent-
wicklung von Humankapital als Weg zu nachhaltiger
Entwicklung zu erreichen. Die globalen Märkte sind
zunehmend integriert. Investitionen in Gesundheit, Bil-
dung und Institutionen stärken das Human- und Sozi-
alkapital. Gleichzeitig ist der Schub an wirtschaftlicher
und sozialer Entwicklung gekoppelt mit der Ausbeu-
tung der reichlich vorhandenen fossilen Brennstoff-
ressourcen und der Übernahme von ressourcen- und
energieintensiven Lebensstilen auf der ganzen Welt.
Diese Faktoren führen zu einem rasanten Wachstum
der Weltwirtschaft, während die Weltbevölkerung ih-
ren Höhepunkt erreicht und im weiteren Verlauf des
21. Jahrhunderts abnimmt. Lokale Umweltprobleme
wie Luftverschmutzung werden erfolgreich bewältigt.
Es besteht der Glaube an die Fähigkeit, soziale und
ökologische Systeme effektiv zu steuern, notfalls auch
durch Geo-Engineering.

Die in den SSPs dargestellten Entwicklungspfade ha-
ben schon vor der offiziellen Veröffentlichung des Sechsten
IPCC-Sachstandsberichts Eingang in andere internationale
Berichtsprozesse gefunden, wie beispielsweise den Sechsten
Global Environmental Outlook der UNEP (2019); weiters
werden sie häufig als Grundlage für detailliertere Unter-
suchungen von Zukunftsoptionen für viele verschiedene
Themenfelder verwendet, z. B. Welternährung und Hunger
(Hasegawa et al., 2015), Stadtentwicklung (Jiang & O’Neill,
2017), Landwirtschaft (Mogollón et al., 2018) oder Abwas-
sermanagement (van Puijenbroek et al., 2019).

23.3.2 Weitere globale Szenarienprojekte

Zahlreiche Forschungskonsortien arbeiten aktuell an Szena-
rien zur Erreichung der Ziele der internationalen Klimapoli-
tik. Mit teilweise recht aufwendigen Modellierungsansätzen
wird aufgezeigt, dass es möglich ist, diese Ziele auch tatsäch-
lich zu erreichen. Diese Forschungslandschaft ist sehr dyna-
misch, eine vollständige Darstellung der Literatur würde den
Rahmen dieses Berichtes sprengen, die drei nachstehend an-
geführten Beispiele zeigen lediglich die Bandbreite auf.

Eine Gruppe um das IIASA (Grubler et al., 2018) for-
mulierte ein Low-Energy-Demand Szenario, welches im
Wesentlichen auf eine radikale Reduktion des Energie-
verbrauchs setzt. Dies soll erreicht werden durch Digi-
talisierung, Effizienzsteigerungen, technologische Innova-
tionen, Transformation von „Ownership“ zu „Usership“
sowie durch eine Dezentralisierung von Energieerzeu-
gung und -verteilung. Damit soll das Einhalten des 1,5-
Grad-Ziels auch ohne den umstrittenen Einsatz von CO2-
Abscheidungstechnologien (Carbon Capture and Storage)
ermöglicht werden.

Ebenfalls auf das Einhalten des 1,5-Grad-Ziels ausgerich-
tet, allerdings von den Maßnahmen her recht stark kontras-
tierend, ist ein Szenario, welches in einer Studie der Heinrich
Böll-Stiftung erarbeitet wurde (Kuhnhenn et al., 2020). Hier
werden umfangreiche Modellierungen der Auswirkungen
tieferer Eingriffe in das sozialökologische System präsen-
tiert, wie die Demokratisierung der Wirtschaft, Hinwendung
zur Kreislaufwirtschaft, Reduktion des Fleischkonsums und
der Wochenarbeitszeit oder die Einführung eines Grundein-
kommens.

Im Rahmen eines EU-Horizon 2020-Projektes wurde der
EU Transition Pathways Explorer entwickelt (https://www.
european-calculator.eu), auf dessen Basis Costa et al. (2021)
Szenarien zur Erreichung der Klimaziele errechneten. Da-
bei zeigte sich, dass jene Szenarien, welche sowohl auf
technologische Innovation als auch auf Veränderungen im
sozialen System abzielen (wie z. B. Verhaltensänderungen),
die höchste Wirksamkeit aufweisen.

https://www.european-calculator.eu
https://www.european-calculator.eu
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23.3.3 Entwicklungspfade in nationalen
Strategien auf Basis internationaler
Übereinkommen

Das erste Klimaabkommen, dem Österreich beitrat, war die
Toronto-Vereinbarung 1988. Sie wurde im Rahmen einer in-
ternationalen Konferenz von 300 Wissenschaftler_innen aus
48 Ländern sowie mehreren UN-Organisationen und NGOs
entwickelt und sah eine Reduktion der CO2-Emissionen bis
2005 von 20% Prozent gegenüber 1988 vor (Niedertscheider
et al., 2018; Zaelke & Cameron, 1989). Statt der angestreb-
ten Reduktion stiegen die CO2-Emissionen bis 2005 jedoch
deutlich (Hochgerner et al., 2016) [Vergleiche Abschn. 1.4
und 12.2].

Mit der Unterzeichnung der UN-Klimarahmenkonvention
in Rio de Janeiro 1992, der Ratifizierung des Kyoto-
Protokolls 2002 und der Erfahrung mit dem Nichterreichen
des Toronto-Ziels ergab sich die Notwendigkeit, nationale
Strategien zur Erreichung der in der Konvention beschlos-
senen Ziele zu entwickeln. Dafür wurde das Instrument der
Low Emission Development Strategy (LEDS) oder Low Car-
bon Development Strategy (LCDS) formuliert und insbeson-
dere bei der Nachfolgekonferenz in Cancun 2010 propagiert.
Es kam aber nie zu einer konkreten Definition und Aus-
stattung mit Rechtsverbindlichkeit. Auf Basis der Cancun-
Beschlüsse hat die EU ihre Mitgliedsländer zur Darstellung
ihrer LCDS-Aktivitäten aufgefordert, allerdings waren die
einzelnen Länderberichte aufgrund ihrer großen Heterogeni-
tät kaum vergleichbar (Kampel et al., 2018).

Erst im Anschluss an die Beschlüsse der Klimakonfe-
renz von Paris 2015 wurde seitens der EU in der Ver-
ordnung 2018/1999 über das Governance-System für die
Energieunion und für den Klimaschutz ein einheitliches
Instrument geschaffen, der Integrierte Nationale Energie-
und Klimaplan (NEKP). Bis Ende 2019 mussten alle Mit-
gliedsstaaten einen NEKP für die Periode 2021 bis 2030
vorlegen. Die Vorgaben zur Gliederung in (1) Dekarbonisie-
rung, (2) Energieeffizienz, (3) Sicherheit der Energieversor-
gung, (4) Energiebinnenmarkt und (5) Forschung, Innovation
und Wettbewerbsfähigkeit ermöglichen einen Vergleich der
Entwicklungsstrategien verschiedener Länder. Jeder NEKP
basiert zumindest auf zwei Szenarien, nämlich „With Ex-
isting Measures (WEM)“ und „With Additional Measures
(WAM)“, mit darauf aufbauenden Emissionsberechnungen.
Die EU-Kommission hat Ende 2020 eine zusammenfassende
Bewertung der NEKPs ihrer Mitgliedsländer veröffentlicht
(Europäische Kommission, 2020). Eine umfassende wissen-
schaftliche Analyse aller NEKPs hinsichtlich der wesentli-
chen Storylines liegt bis jetzt allerdings noch nicht vor.

23.3.4 Transformationspfade, Strategien und
Szenarien aus Österreich

Um das Ausmaß der Verpflichtung und die Machbarkeit
internationaler Vereinbarungen besser abschätzen zu kön-
nen, hat sich rasch gezeigt, dass dies die Entwicklung von
Transformationspfaden erfordert, in denen der erforderli-
che Wandel des sozialökologischen Systems mit Hilfe von
Maßnahmen-Szenarien untersucht und entwickelt wird. Hier
werden die wichtigsten Berichte zu Transformationspfaden,
Strategien und Szenarien der letzten Jahre, die sich auf
die Erreichung gesamtösterreichischer Klimaziele beziehen,
kurz beschrieben.

GHG Projections and Assessment of Policies and Mea-
sures in Austria 2009: Erste konkrete offizielle Szenarien
legte das Umweltbundesamt 2009 im Rahmen einer Be-
richtspflicht Österreichs für die Europäische Kommission
vor (Anderl et al., 2009), bei denen in einem Szenario „With
Measures“ die Maßnahmen der österreichischen Klimastra-
tegien von 2002 und 2007 berücksichtigt wurden. Dies sind
beispielsweise der Emissionshandel, das Ökostrom-Gesetz
zur Förderung von Strom aus erneuerbaren Energiequel-
len, die Etablierung des Klima- und Energiefonds, Maut für
Schwerfahrzeuge, die Beimengung von Bio-Treibstoffen zu
konventionellen Kraftstoffen, der Energieeffizienzaktions-
plan sowie Gebäudesanierungen. In einem Szenario „With
Additional Measures“ wurden einerseits Maßnahmen aus
dem vorherigen Szenario verschärft und andererseits neue
Maßnahmen, wie verbesserte Treibstoffeffizienz bei Autos,
stärkere Geschwindigkeitsbeschränkungen mit verschärften
Kontrollen sowie mehr Biolandbau eingeführt. Das Ergeb-
nis für den Zeitraum 1990 bis 2020 für das Szenario „With
Measures“ zeigt einen Anstieg von 23% und für das Szena-
rio „With Additional Measures“ einen Anstieg von 12% der
CO2-Äquivalente (Anderl et al., 2009).

Energieautarkie für Österreich 2050: Die Studie zur
„Energieautarkie für Österreich 2050“ (Streicher et al., 2010)
hat sich mit der Machbarkeit beschäftigt, eine 80- bis 95-
prozentige Reduktion der Treibhausgase bis 2050 gegenüber
1990 zu erreichen. Nur eine sehr hohe Effizienzsteige-
rung, ein deutlicher Nachfragerückgang desWachstums nach
Energiedienstleistungen und ein drastischer Umstieg in den
Anwendungstechnologien wie ein veränderter Modal Split
im Verkehr schien laut Autor_innen ein gangbarer Weg, um
die Versorgung Österreichs zu 100 Prozent aus eigenen er-
neuerbaren Energieträgern zu ermöglichen.

Energiezukunft Österreich: 2015 legten Global 2000,
Greenpeace und WWF eine Studie zur „Energiezukunft
Österreich“ mit Szenarien für 2030 und 2050 vor (Veigl,
2015). Diese zeigt, dass ein Umstieg auf nahezu 100 Prozent
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erneuerbare Energie in Österreich bis 2050 die Treibhausgas-
emissionen um 82 Prozent gegenüber 1990 bzw. 85 Prozent
gegenüber 2005 reduzieren kann, wenn politische Maßnah-
men unverzüglich gesetzt werden.

Integrierter nationaler Energie- und Klimaplan (NEKP):
Nach einem Grünbuch (BMWFW & BMLFUW, 2016) und
nach weiteren Energieszenarien des Umweltbundesamtes
wurde der „Integrierte nationale Energie- und Klimaplan“ im
Dezember 2019 vorgestellt, der gemäß Verordnung des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates erstellt wurde. Dieser
Plan basiert auf der #mission2030 (BMNT&BMVIT, 2018),
einer Energie- und Klimastrategie der Bundesregierung von
2018, und legt die Treibhausgasemissionen für Sektoren au-
ßerhalb des Emissionshandels fest. Demnach sollen bis zum
Jahr 2030 36 Prozent der Treibhausgasemissionen gegen-
über 2005 reduziert werden. Der Plan setzt vor allem auf
einen Abbau kontraproduktiver Anreize und Subventionen,
einen Ausbau des öffentlichen Verkehrs, des Fuß- und Rad-
verkehrs, die Verlagerung des Gütertransports von der Straße
auf die Schiene, Anreize für emissionsarme und -freie Mo-
bilität im Steuer- und Fördersystem, Wärmen und Kühlen
ohne fossile Brennstoffe, thermisch-energetische Sanierung
des Gebäudebestands, Ausbau der Erzeugung erneuerbarer
Energien, Investitionen in Strom-, Gas- und Fernwärme-
netzinfrastruktur und in Speicher sowie Mechanismen zum
Nachjustieren von Steuer-, Förder- und Anreizmaßnahmen.
Die vorgestellten Maßnahmen sind umfangreich und können
stufenweise ausgebaut werden, um die festgesetzten sektor-
spezifischen Ziele zu erreichen. Der Plan basiert weitgehend
auf dem ober vorgestellten WAM-Szenario des Umweltbun-
desamtes (Anderl et al., 2019).

Referenzplan als Grundlage für einen NEKP: Zeitgleich
mit dem offiziellen NEKP der Bundesregierung stellten
Klimaforscher_innen den „Referenzplan als Grundlage für
einen wissenschaftlich fundierten und mit den Pariser Klima-
zielen in Einklang stehenden Nationalen Energie- und Kli-
maplan für Österreich“ vor (Ref-NEKP: Kirchengast et al.,
2019). Neben den typischen sektorspezifischen Maßnahmen
werden Rahmenmaßnahmen wie eine klimagerechte Steu-
erreform, hocheffiziente Energiedienstleistungen, ein Um-
bau zu einer Kreislaufwirtschaft, klimazielfördernde Digi-
talisierung, klimaschutzorientierte Raumplanung, adäquater
Ausbau erneuerbarer Energien, naturverträgliche Kohlen-
stoffspeicherung, wegweisende Orientierung von zentralen
Entscheidungen am Klimaziel von Paris sowie Bildung
und Forschung zu Klima und Transformation vorgeschla-
gen. Der Referenzplan kommt zu dem Schluss, dass es
nicht mehr darum geht, welche Maßnahmen grundsätzlich
erforderlich sind, sondern dass (fast) alle sinnvollen Maß-
nahmen eingesetzt werden müssen und es vielmehr darum
geht, wie diese gewichtet und ausgestaltet werden, damit

erwünschte soziale, ökonomische und ökologische Folgewir-
kungen erreicht und unerwünschte vermieden werden. Dazu
werden vier Umsetzungspfade vorgestellt, die unterschied-
liche Schwerpunkte setzen: (1) Technologie- und markt-
fokussierter Pfad: Klimaschutz primär durch Technik und
Regulierung, (2) Mehr-Ebenen-System Innovation: Tech-
nische Innovationen ausgehend von unten, (3) Sozialöko-
logischer Transformationspfad: Klimaschutz und Fairness
primär durch Vorschriften und (4) Up-Scaling sozialer In-
novationen: Klimaschutz durch innovative Gesellschaft und
Wirtschaft. Konkrete Modellierungen der Effekte dieser vier
Pfade werden allerdings nicht präsentiert.

Optionenbericht des UniNEtZ-Projektes (Allianz Nach-
haltige Universitäten in Österreich, 2021): In den Jahren
2019 bis 2021 hat ein Kooperationsprojekt von 16 öster-
reichischen Universitäten, der Geologischen Bundesanstalt,
dem Climate Change Center Austria sowie dem studen-
tischen Verein „forum n“ Vorschläge zur Umsetzung der
UN Sustainable Development Goals erarbeitet, viele da-
von sind auch relevant im Zusammenhang mit dem Spe-
cial Report „Strukturen für ein klimafreundliches Leben“.
Die vorgeschlagenen Transformationsmaßnahmen gruppie-
ren sich um jene thematischen Ansatzpunkte, welche auch
im Global Sustainable Development Report 2019 der UN
gewählt wurden (Independent Group of Scientists appoin-
ted by the Secretary-General, 2019): (1) Wohlergehen von
Mensch und Gesellschaft; (2) Globale Umwelt-Commons;
(3) Nachhaltige und gerechte Wirtschaft; (4) Energiesysteme
und zirkuläres Kohlenstoffmanagement; (5) Ernährung und
Lebensmittelproduktion; (6) Städtische und ländliche Raum-
entwicklung.

23.3.5 Ausgewählte nationale Szenarienprojekte
aus anderen Ländern

Aus der Vielzahl an nationalen Projekten haben wir eini-
ge wenige ausgewählt, welche aus wissenschaftlicher Sicht
neue Impulse setzen und damit wichtige Denkanstöße für un-
seren Sachstandsbericht liefern.

Deutschland: Die deutsche Energiewende im Kontext ge-
sellschaftlicher Verhaltensweisen (Sterchele et al., 2020).
Bei dieser Studie des Fraunhofer-Instituts wurden Szena-
rien zur Entwicklung eines klimaneutralen Energiesystems
erstellt, welche auf unterschiedlichen Annahmen zur so-
zialen Akzeptanz gegenüber Klimaschutzmaßnahmen beru-
hen: (1) Beharrung – starke Widerstände gegen den Ein-
satz neuer Techniken im Privatbereich; (2) Inakzeptanz –
starker Widerstand gegen den Ausbau großer Infrastruktu-
ren; (3) Suffizienz – gesellschaftliche Verhaltensänderungen
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Abb. 23.4 Vergleich der Szenarien in Hinblick auf die Veränderung
des Einflusses verschiedener Einflussfaktoren gegenüber dem heutigen
Zustand. In der linken Spalte sind die Szenarien angeführt. Die mittlere
Zeile (Heute) ist für alle Aspekte (graue Zeile unten) auf den Wert 3
gesetzt. Die Aspekte in den vier Szenarien (Zeilen oberhalb und un-

terhalb) sind entweder auf gleich (3), weniger (2), viel weniger (1),
mehr (4) oder viel mehr (5) gesetzt. Die Größe der Blasen entspricht
diesen Werten. (Übersetzt nach Svenfelt et al. 2019; wir danken der
Autorin für die Überlassung der Daten)

senken den Energieverbrauch deutlich; (4) Referenz – kei-
ne Veränderung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen.
Bei den anschließenden Modellrechnungen zeigte sich, dass
das Suffizienz-Szenario mit Verhaltensänderungen das kos-
tengünstigste wäre.

Norwegen: Striving for a Norwegian Low Emission So-
ciety post 2050 (Korsnes & Sørensen, 2017): In diesem Re-
port des Centre for Sustainable Energy Studies des Norwe-
gian Resarch Councils wurden drei Szenarien mit ausführli-
chen Narrativen beschrieben und bewertet: (1) The last Oil:
Norwegen versucht so lange wie möglich im Öl- und Gasge-
schäft zu verbleiben, um damit den Umstieg auf alternative
Produktionen zu finanzieren. (2) Green tax society: Norwe-
gen führt hohe Ressourcenbespreisung ein, was zu einer De-
Industrialisierung und einer Aufwertung des Dienstleistungs-
sektors führt, aber auch zu einer Vergrößerung von Einkom-
mensunterschieden. (3) Collective engagement society: In
diesem Szenario werden Top-down- und Bottom-up-Ansätze
kombiniert; neue Formen der Zusammenarbeit zwischen Ge-
sellschaft, RegierungsbehördenundWirtschaft werden getes-
tet; die Dekarbonisierung wird nicht nur als technologischer
Prozess gesehen, sondern auch als ein sozialer.

Schweden: Scenarios for sustainable futures beyond GDP
growth 2050 (Svenfelt et al., 2019): In einem transdiszi-

plinären Prozess unter Beteiligung von lokalen Gemein-
schaften wurden vier verschiedene Backcasting-Szenarien
jenseits des bestehenden Wachstums-Paradigmas entwickelt
und anschließend hinsichtlich ihrer Auswirkungen disku-
tiert: (1) Kollaborative Ökonomie – Bürgergovernance und
Prosumer-Netzwerke; (2) Zirkuläre Ökonomie im Wohl-
fahrtsstaat – die Regierung leitet, unterstützt durch die In-
dustrie; (3) Lokale Autarkie – Selbstversorgung in lokalen
Gemeinschaften; (4) Automatisierung für Lebensqualität –
Roboter produzieren für eine Freizeitgesellschaft.

Die recht ausführlichen Narrative können hier nicht wie-
dergegeben werden, interessant ist aber der analytische Zu-
gang beim Vergleich der vier Szenarien, in welchem vor
allem die Bedeutung einzelner Akteursgruppen betrachtet
wird (Abb. 23.4).

Bhutan: Urbanization, carbon neutrality, and Gross Natio-
nal Happiness (Kamei et al., 2021): In diesem Projekt wur-
den die SSPs des IPCC als Ausgangspunkt für eine Szena-
rienentwicklung gewählt und hinsichtlich ihrer Kompatibili-
tät mit dem Bhutanesischen Bezugsrahmen des Bruttonatio-
nalglücks untersucht. Ein aus dem SSP1 („Taking the Green
Road“) abgeleitetes Szenario „Fundamental Local Happi-
ness“ zeigt dabei die beste Performance. Es zielt vor allem
auf eine Stärkung regionaler Kreisläufe und auf eine Eindäm-
mung von Zentralisierungs- und Urbanisierungstendenzen.
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23.4 Charakterisierung von Szenarien

Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, Szenarien und Ent-
wicklungspfade zu charakterisieren. Diesen Charakterisie-
rungen liegen unterschiedliche theoretische Konzepte oder
Intentionen zugrunde. ImWesentlichen können in der Litera-
tur fünf verschiedene Zugänge zur Kategorisierung gefunden
werden:

� Inhaltliche Charakterisierung: Szenarien und Entwick-
lungspfade werden auf Basis von Gemeinsamkeiten in
den jeweiligen Narrativen charakterisiert. Für die inhaltli-
che Charakterisierung werden üblicherweise Handlungs-
felder der Nachhaltigkeitspolitik (Governance, Ökono-
mie und Finanz, individuelles und kollektives Handeln,
Wissenschaft und Technologie) herangezogen und gege-
benenfalls mittels Skalen entlang von Polaritätspaaren
(z. B. global – lokal; Ökonomie – Umwelt) beschrie-
ben (Independent Group of Scientists appointed by the
Secretary-General, 2019; Odegard & van der Voet, 2014;
Svenfelt et al., 2019; van Vuuren et al., 2012; Wesche &
Armitage, 2014).

� Prozessorientierte Charakterisierung: Szenarien wer-
den entlang der unterschiedlichen Phasen in Transforma-
tionen charakterisiert, z. B. das Vorantreiben von Nischen
oder die beabsichtigte Destabilisierung der Regimeebene
(de Haan & Rogers, 2019; Geels & Schot, 2007; Kanger
et al., 2020).

� Methoden-Charakterisierung: Bei diesem Zugang steht
die jeweilige Methodik der Formulierung und modellhaf-
ten Darstellung von Transformationspfaden im Fokus der
Betrachtung (z. B. quantitative Modellierung – qualitative
Beschreibung; Expert_innenbasiert – partizipativ). Studi-
en zur Nachhaltigkeitstransformation verweisen auf mög-
liche Pfadabhängigkeiten von Szenarien in Abhängigkeit
von den involvierten Disziplinen: Demzufolge könnte ei-
ne stark umwelttechnisch quantitativ-orientierteKlimafor-
schung zu übermäßig technisch orientierten Szenarien nei-
gen, die Verhalten, sozialökologische Aspekte etc. aus ih-
ren Überlegungen unterbewerten oder ausblenden (z. B.
Burgos-Ayala et al., 2020; Dorninger et al., 2020).

� Charakterisierung nach biophysischen Pfadabhängig-
keiten und Grenzen: Dies ist eine vergleichsweise neue
Art der Szenarien-Charakterisierung, die sich erst in den
letzten Jahren in der Literatur widerspiegelt (Capellán-
Pérez et al., 2020; Rosenbloom, 2017; Smith et al., 2016).
Dabei spielen folgende Aspekte eine wichtige Rolle: Ei-
nerseits die begrenzte Verfügbarkeit von biophysischen
Ressourcen, wie beispielsweise Lithium und anderen Ma-
terialen für die Elektrifizierung im Rahmen einer breiten
Dekarbonisierung (Deetman et al., 2018; Hache et al.,
2019), oder Biomasse und Land für bio-ökonomische
Transformationen (Dailglou et al., 2019); andererseits

längerfristige Emissions-Pfadabhängigkeiten, die mit der
Schaffung und Erhaltung von Infrastruktur einhergehen,
wie beispielsweise die Temperierung von Gebäuden oder
die Wartung von Transportinfrastrukturen (Krausmann
et al., 2020).

� Charakterisierung nach systemisch-transformativen
Ansätzen: Diese Methode basiert auf den systemtheore-
tischen Überlegungen von Donella Meadows (D. Mea-
dows, 1999) und analysiert Szenarien für Transfor-
mationspfade nach ihren Wirkungen auf das sozial-
ökonomische System. Dabei wird der Umgang mit mög-
lichen Kipppunkten eines Systems und die systemische
Eindringtiefe einzelner Maßnahmen betrachtet (Abson
et al., 2017; Dorninger et al., 2020; Otto et al., 2020).

Aus diesen fünf beschriebenen Charakterisierungsmethoden
wurden zwei für eine vertiefendeAnalyse bestehender Szena-
rienprojekte ausgewählt, welche für den vorliegenden Sach-
standsbericht mit seinem Schwerpunkt auf Strukturen beson-
dere Relevanz haben: die inhaltliche Charakterisierung und
die Charakterisierung nach systemischen Ansatzpunkten.

23.5 Inhaltliche Charakterisierung von
Szenarien und Transformationspfaden

Der folgende Abschnitt präsentiert unterschiedliche inhalt-
lich charakterisierte „Familien“ von Szenarien und Trans-
formationspfaden, die sowohl in der akademischen Klima-
debatte als auch in Strategien und Policies wiederkehrend
vorkommen. Für diese Analyse wurden Szenarien, welche in
der internationalen Debatte und in prominenten Szenarien-
Berichten (beispielsweise IPCC) angesprochen werden, mit
Arbeiten aus neueren Studien aus akademischen Fachjour-
nalen ergänzt und verglichen. Für letztere haben wir in der
wissenschaftlichen Datenbank Scopus (https://www.scopus.
com) Publikationen der letzten fünf Jahre (2016 bis 2020)
ausgewählt, welche Szenarien zum Klimawandel präsentie-
ren2. Wir haben uns dabei auf die Artikel mit den meisten
Zitierungen beschränkt und dabei maximal fünf Publikatio-
nen pro Jahr aufgenommen.

Eine häufig zitierte inhaltliche Charakterisierung für Sze-
narien ist jene von van Vuuren et al (2012), die beispiels-
weise von UNEP für den Global Environmental Outlook 6
verwendet wurde (UNEP, 2019). Bei van Vuuen et al (2012)
basiert die inhaltliche Charakterisierung auf einer gemeinsa-
men Szenario-Handlung oder Logik (d. h. ähnliche grundle-
gende Annahmen), die auch zu einer ähnlichen Quantifizie-
rung führt. Dabei werden Szenarien-Familien (Typen) ent-

2 Search string in Scopus: TITLE-ABS-KEY ( scenario* AND cli-
mat* AND national OR global AND econom* AND pathway* OR
emission* ) AND ( LIMIT-TO ( PUBYEAR , 20XX ) ); angewandt
am 22.04.2021.

https://www.scopus.com
https://www.scopus.com
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lang der folgenden Charakteristiken unterscheiden: (a) Risi-
kofreudiger oder risikoscheuer Umgang mit Umweltdegra-
dation und -feedbacks (und daraus resultierende aktive/re-
aktive Umweltpolitik); (b) globaler oder regionaler Fokus
auf primäre Treiber und Ökosysteme (und daraus resultie-
rende Managementstile); (c) Position gegenüber historisch
beobachtbaren Trends (Abweichung oder Fortschreibung)
und (d) Einstellung gegenüber Kooperation und Wettbewerb.
Wie bei vielen Arbeiten bildet auch bei van Vuuren ein
Referenzszenario (Baseline-Szenario) den Ausgangspunkt,
dem eine Fortschreibung von historischen Trends und Bei-
behaltung der aktuellen Policy- und Planungsstrategien zu
Grunde liegt (in anderen Arbeiten auch als Business-as-
Usual, Intermediate-, Middle-Road, Baseline-Scenario, oder
Middle of the Road bezeichnet) (UNEP, 2019; van Vuuren
et al., 2011). Dieses Baseline-Szenario dient als Anker, um
das Transformationspotential anderer Szenarien klarer her-
ausarbeiten zu können. Obwohl auch diese Szenario-Familie
eine klare Storyline aufweist, wird sie im Rahmen unseres
Sachstandberichtes nicht weiter berücksichtigt, da eine Fort-
schreibung des Status quo zum einem keine zukunftsfähige,
verantwortungsvolle Alternative darstellt und zum anderem
kein oder ein nur geringes strukturelles Transformationspo-
tenzial aufweist.

Die folgende Auflistung präsentiert sechs unterschiedli-
che inhaltlich charakterisierte „Familien“ von Szenarien und
Transformationspfaden, die sowohl in der akademischen Kli-
madebatte als auch in Strategien und Policies wiederkehrend
vorkommen.

1. Globale Nachhaltigkeit Szenarien-Familie (Vertei-
lungsgerechtigkeit, internationale Kooperation): Die-
se Szenarien-Familie hat eine starke Ausrichtung auf
Umweltschutz und die Verminderung von Disparitäten
durch globale Kooperation, veränderte Lebensstile und
effizientere Technologien; ein hohes Maß an Umwelt-
und Sozialbewusstsein kombiniert mit einem kohärenten,
globalen Ansatz für eine nachhaltige Entwicklung sind
weitere zentrale Elemente. Regulationen sollen Markt-
versagen auf globalem Maßstab korrigieren. Um globale
normative Ziele zu erreichen (e. g. Armutsbekämpfung,
Klimaschutz, Naturschutz) ist ein hohes Maß an globaler
Koordination notwendig.
Beispiele in der Literatur und aktuellen Strategien und Po-
licies: Sustainable Development World (Taking the Green
Road) (van Vuuren et al., 2017), P2 IPCC Scenario.

2. Regionale Nachhaltigkeit Szenarien-Familie (Öko-
Regionalismus, Dezentralisierung, Ökokommunalis-
mus, Suffizienz): Diese Szenarien-Familie geht davon
aus, dass Globalisierung und internationale Märkte zum
Verlust traditioneller Werte und sozialer Normen führen
und gleichzeitig sinnlosen Konsumismus und Respektlo-
sigkeit gegenüber dem Leben zur Folge haben. Szenarien

dieser Familie fokussieren auf Dezentralisierung (Gover-
nance), um Regionen in die Pflicht zu nehmen, ihre sozial-
ökologischen Probleme selbst zu lösen. Diese Lösungen
beinhalten auch drastische und weitreichende Änderun-
gen der Lebensstile. Internationale Institutionen verlieren
an Bedeutung und verlagern sich auf regionale Entschei-
dungsstrukturen und Institutionen.
Beispiele in der Literatur und aktuellen Strategien
und Policies: Up-Scaling sozialer Innovationen: Klima-
schutz durch innovative Gesellschaft undWirtschaft (Ref-
NEKP: Kirchengast et al., 2019).

3. Protektionistische Szenarien-Familie (Ressourcenkon-
kurrenz, Isolationismus): Szenarien dieser Familie sind
(national-/regional-)protektionistisch orientiert und fo-
kussieren auf Eigenständigkeit und Souveränität, was
einerseits zu mehr Vielfalt, aber auch zu größeren Span-
nungen zwischen Regionen und regionalen Communities
führen kann. Regionen sind auf eine klare Abgrenzung
bedacht, die sich zum Beispiel durch regionale Märkte
und gemeinsame Gütervorsorge auszeichnen. Eine zentra-
le Frage innerhalb dieser Szenarien-Familie ist jene nach
dem Ausmaß der Eigenständigkeit, ohne ineffektiv oder
schädlich gegenüber globalen Fragen wie der Ressourcen-
nutzung oder Umweltzerstörung zu wirken.
Beispiele in der Literatur und aktuellen Strategien und Po-
licies: Inequality – A Road Divided (UNEP) (Calvin et al.,
2017; Riahi et al., 2017), Kicking-and-Screaming (Frame
et al.2018), Regional Rivalry – Rocky Road (UNEP SSP)
(Fujimori et al., 2017; O’Neill et al., 2017; Riahi et al.,
2017), Clean Leader (Frame et al.2018), Unspecific Paci-
fic (Cradock-Henry et al., 2021; Frame et al., 2018).

4. Marktorientierte Szenarien-Familie (Wachstum und
Effizienz durch Deregulierung und Innovation): Da-
zu zählen Szenarien mit starkem Fokus auf Mechanis-
men eines deregulierten Marktes und damit verbundenem
schnellem Wirtschaftswachstum und die Ausweitung des
freien Handels zu einem globalen Binnenmarkt (Abbau
von Förderungen und Handelshemmnissen). Durch wei-
tere Deregulierung und Privatisierungen werden weitere
Steigerungen der Effizienz und Innovation erwartet. Diese
Szenarien nehmen eine schnelle Technologieentwicklung
zur Lösung von Umweltprobleme an sowie eine teilweise,
globale Angleichung von Einkommen.
Beispiele in der Literatur und aktuellen Strategien und Po-
licies: Fossil-fuel-based scenario (UNEP SSP) (Kriegler
et al., 2017; McCollum et al., 2018; Riahi et al., 2017);
Market-Rules (Foxon 2013), Home economicus (Frame
et al.2018), Techno Scenario (De Koning et al.2016).
Der technologie- und marktfokussierte Pfad: Klimaschutz
primär durch Technik und Regulierung (Ref-NEKP: Kir-
chengast et al., 2019).

5. Ökologisierung-des-Marktes Szenarien-Familie (Kor-
rektur von Marktversagen): Szenarien dieser Familie
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folgen einer ähnlichen Szenariohandlung wie konjunk-
turoptimistische Szenarien. Sie unterscheiden sich haupt-
sächlich durch staatliche Mechanismen, die darauf ab-
zielen, Marktversagen zu korrigieren: Das betrifft insbe-
sondere die Erreichung normativer Ziele, wie Armutsbe-
kämpfung oder Umweltqualität. Der „freie“ Markt wird
durch eine effektive Regulierung moderiert.
Beispiele in der Literatur und aktuellen Strategien
und Policies: Central Coordination (pathway 2) (Foxon
2013); Der sozial-ökologische Transformationspfad: Kli-
maschutz und Fairness primär durch Vorschriften (Ref-
NEKP: Kirchengast et al., 2019).

6. Technologiebasierte Szenarien-Familie (Automatisie-
rung, Digitalisierung, neue Technologien): Diese Sze-
narien haben eine starke Ähnlichkeit mit den marktorien-
tierten Szenarien und operieren unter ähnlichen Prämis-
sen, aber mit einer verstärkten Technologieorientierung
und dem Fokus auf technologische, innovationsbasierte
Lösungen.
Beispiele in der Literatur und aktuellen Strategien und Po-
licies: Towards 2 Degree Scenario (De Koning et al.2016),
P4 (IPCC 1.5°), Techno-Economic Pathways (Rosen-
bloom 2017), Mehr-Ebenen-System Innovation: Tech-
nische Innovationen ausgehend von unten (Ref-NEKP:
Kirchengast et al., 2019).

23.6 Charakterisierung von
Transformationspfaden nach
Systemtheoretischen Ansatzpunkten

Innerhalb der Klimawandeldebatte und -literatur herrscht
zunehmend Einigkeit darüber, dass die Bekämpfung des glo-
balen, menschengemachten Klimawandels weder durch eine
rein technische noch rein ökonomische Problemlösung zu
bewältigen ist, sondern dass dafür eine gesamtgesellschaft-
liche Transformation nötig ist. Diese Transformation stellt
eine große Herausforderung dar: etablierte Systeme mit ih-
ren Infrastrukturen sind zwar veränderbar, neigen aber zu
selbst-stabilisierenden Mechanismen die Transformationen
entgegenwirken und dadurch erschweren bis verunmögli-
chen. Dazu zählen sowohl die Trägheit von Infrastrukturen
und Innovationszyklen, kulturelle oder politische Schwerfäl-
ligkeit aufgrund von tief verwurzelten Machtstrukturen oder
auch Traditionen und Normen (Otto et al., 2020).

Trotz jahrzehntelanger Forschung und politischer Ausein-
andersetzung befindet sich Österreich bzw. das österreichi-
sche sozio-ökonomische System, so wie die meisten anderen
industrialisierten Nationen, dennoch auf einem Pfad, der
mit vergleichsweise wenig Nachdruck Maßnahmen umsetzt,
weswegen nicht nur Klimaziele regelmäßig verfehlt wer-
den, sondern auch die notwendige gesamtgesellschaftliche
Transformation nicht ausreichend Schwung bekommt. Der

vorliegende Abschnitt greift deshalb die Frage auf, ob für
die notwendige Transformation zu Strukturen für ein kli-
mafreundliches Leben die politische und wissenschaftliche
Aufmerksamkeit in Österreich bis dato ein zu enges Korsett
von Maßnahmen beforschte und womöglich tiefer liegende
systemische Zusammenhänge und Strukturen zu wenig oder
zu unpräzise adressiert wurden.

Maßnahmen und Interventionen wirken an unterschied-
lichen Punkten in gesellschaftlichen Systemen und können
unterschiedlich charakterisiert werden. Konzepte wie jene
der Kippunkte (Social Tipping Interventions STI, Social
Tipping Elements STE); (Otto et al., 2020), Ansatzpunkte
(Leverage Points; Interventionspunkte oder wörtlich „Hebel-
punkte“; D. Meadows, 1999) oder Hebel (Entry Points for
Transformation & Levers, Independent Group of Scientists
appointed by the Secretary-General, 2019) sind für die-
sen Sachstandsbericht wichtige Zugänge der konzeptionellen
Charakterisierung einzelner Maßnahmen, Maßnahmenbün-
del oder Pfade, die zu einer Transformation führen sollen.
Sie basieren auf der Überlegung, dass an bestimmten Punk-
ten in sozio-ökonomischen Systemen mit vergleichsweise
kleinen Eingriffen ungleich (non-linear) wirkungsmächtige,
disruptive Veränderungsprozesse hervorgerufen werden kön-
nen (Abson et al., 2017; Fischer & Riechers, 2019; Otto
et al., 2020), die im besten Fall das System in eine neue
Struktur und einen neuen Zustand überführen (Fischer &
Riechers, 2019; D. Meadows, 1999; D. H. Meadows &
Wright, 2008; Otto et al., 2020).

Diese Interventionen können entweder individuell, oder
auch in Ketten oder Kaskaden (Burgos-Ayala et al., 2020)
gedacht und verstanden werden. Daher wirken sie an un-
terschiedlichen Punkten im System entweder individuell,
gleichzeitig und/oder seriell in unterschiedlich langen Zeit-
räumen (Kieft et al., 2020). Dabei können auch kumulative
Effekte ausgelöst werden (‚nudging‘; ‚social contagion‘)
(Otto et al., 2020). Mögliche Kombinationen unterschiedli-
cher Interventionen und Maßnahmen, die verschiedene Sys-
temdimensionen adressieren, können ein unterschiedliches
Ausmaß an Transformationskapazität und Transformations-
dynamik entwickeln (Abson et al., 2017; Otto et al., 2020).

Während manche Autor_innen die politische Dimension
von Nachhaltigkeitstransformationen betonen (Blythe et al.,
2018), stellen andere praktische Überlegungen in den Vor-
dergrund und fordern eine systematische Reflexion über
mögliche Interventionen und Nachhaltigkeitstransformatio-
nen. Insbesondere soll geklärt werden, inwieweit Interven-
tionen, Ansatzpunkte und Nachhaltigkeitstransformationen
sozial gerecht und gesellschaftlich wünschenswert sind und
wie sich deren Nutzen und Lasten innerhalb der Gesellschaft
verteilen (Angheloiu & Tennant, 2020; zu „Just Transfor-
mation to Sustainability“ und für eine Diskussion des Be-
griffs „Nachhaltigkeitstransformation“ siehe Bennett et al.,
2019). Die Teilhabe von marginalisierten und vulnerablen
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Policy und Politik fokussieren oft auf diesen Bereich für die Gestaltung und 
Implementierung von Interventionen: oft sind Maßnahmen leichter zu  
modellieren und implementieren, eine Wirkung ist schneller zu erzielen 
und es gibt mehr gesichertes Wissen darüber wie solche Maßnahmen 
designed und implementiert werden können 

Maßnahmen und Interventionen auf dieser Seite des Spektrums haben ein 
größeres Transformationspotential, können mitunter aber auf großen 
Systemwiderstand treffen, es gibt weniger gesichertes Wissen, wie 
Interventionen designed und implementiert werden und in welchen 
Zeiträumen effektive Wirkungen erwartbar sind

Abb. 23.5 Ansatzpunkte für Transformationen auf unterschiedlichen Systemlevels; Systematik basierend auf Meadows (2008), Abson et al.
(2017), https://leveragepoints.org/updates/, Angheloiu & Tennant (2020); Erklärung und Beispiele der unterschiedlichen Ansatzpunkte durch die
Autor_innen

Akteurinnen-/Akteursgruppen in der Reflexion soll diesen
Reflexionsprozess unterstützen. Fragen der Gerechtigkeit,
möglicher Trade-offs, Well-Being und/oder die mögliche
Verschlechterung sozial-ökonomischen Bedingungen durch
Interventionen sollen kritisch hinterfragt werden, um ih-
nen in weiterer Folge vorgreifen zu können (Iwaniec et al.,
2019). Die Diskussion um mögliche Gewinner_innen und
Verlierer_innen in Veränderungsprozessen ist insbesondere
von Bedeutung, um nicht in die Falle zu tappen, norma-
tive Aspekte und/oder Veränderung als universal positive
Ergebnisse/Auswirkung/Resultat missverstehen und unbe-
wusst Asymmetrien zu reproduzieren, zu verfestigen oder
neue Asymmetrien herzustellen. Diese normativen Aspekte
sollten bei Interventionen und Maßnahmenpaketen, die auf
klimafreundliche Lebensweisen abzielen immer mitgedacht
werden.

23.6.1 Modelle von Ansatzpunkten

Der folgende Abschnitt stellt unterschiedliche theoretische
Modelle von Ansatzpunkten für gesellschaftliche Transfor-

mationen vor (siehe Abb. 23.5). In all diesen Modellen
werden normativ-institutionelle Charakteristika (Institutio-
nen/Design, Intention) und Systemdynamiken (Parameter,
Material, Feedbacks) zu einem holistischen Modell ver-
eint. Das prominenteste Modell, jenes der Leverage Points
(Hebelpunkte, Ansatzpunkte) wurde von Donella Meadows
in den 1990er Jahren vorgestellt. Meadows ging von der
Überlegung aus, dass es in komplexen, sozio-ökonomischen
Systemen (z. B. Städte, Gesellschaften, Unternehmen) unter-
schiedlichste Hebel und Ansatzpunkte gibt, um systemische
Veränderungen und Wandel zu initiieren. Meadows struktu-
riert sie hierarchisch, um eine Fokussierung auf jene vorzu-
bereiten, die bei kleinen Änderungen vergleichsweise große
Wirkungen oder Transformationen hervorrufen können, in
einschlägigen Debatten jedoch meist nicht adressiert werden.
Dementsprechend entwickelt sie zwölf Ansatzpunkte von
großer zu geringer Eindringungstiefe. Normativen Charak-
teristika (Normen, Ziele, Regeln) schreibt sie eine hohe Ein-
dringungstiefe zu – der Gruppe von Ansatzpunkten zu Sys-
temdynamiken eine vergleichsweise geringe (D. Meadows,
1999). Letzteres betrifft beispielsweise die Optimierung ein-
zelner Parameter eines Systems (z. B. den Effizienzgrad einer

https://leveragepoints.org/updates/
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bestimmten Technologie). Bei den normativen Systemcha-
rakteristika geht es vermehrt um Fragen der Machtverteilung
und der Zielausrichtungen (z. B. Fragen der globalen Klima-
gerechtigkeit).

Abson et al. (2017) bündelten Meadows’ zwölf hier-
archisch organisierte Ansatzpunkte in vier Systemdimen-
sionen. Die Systemdimensionen Parameter und Feedback
fokussieren auf Systemdynamiken. Die Systemdimensionen
Intention (Ziel) und Design (Institutionen) betreffen stärker
normativ-institutionelle Interventionen. Ein anderes Modell
wählen Otto et al. (Otto et al., 2020): sie stellen soge-
nannte ‚Social Tipping Interventions‘ vor, die Prozesse in
unterschiedlichen Subsystemen (Social Tipping Elements)
anstoßen können. Dazu zählen die schnelle Verbreitung
von Technologien, Verhalten, gesellschaftliche Normen aber
auch strukturelle Veränderungen.3

Das Konzept der Ansatzpunkte wurde in unterschiedli-
chen Themenfeldern angewandt, zum Beispiel Ernährungs-
systeme und Ernährungssicherheit (Burgos-Ayala et al.,
2020; Dorninger et al., 2020; Wigboldus & Jochemsen,
2020), Energiesysteme (Dorninger et al., 2020), Umweltma-
nagement (Burgos-Ayala et al., 2020), Meeres- und Küs-
tenverschmutzung (Riechers et al., 2021) oder Stadtsyste-
me (Angheloiu & Tennant, 2020). Die Übersichtsstudien
von Dorninger et al. (2020), Riechers et al. (2021) und
Burgos-Ayala et al. (2020) zeigen zudem die Popularität bzw.
die Verteilung von Ansatzpunkten in bestimmte System-
dimensionen. Diese Arbeiten problematisieren auch, dass
die Auswahl der zentralen Ansatzpunkte von den jeweils
beteiligten Disziplinen abhängt. Während bei technisch-
orientierten Studien zu Energiesystemen tendenziell techni-
sche Interventionspunkte und Systemdynamiken (Feedback,
Parameter) als wichtige Stellschrauben für Nachhaltigkeits-
transformationen erachtet werden, erscheinen bei Studien zu
Ernährungssystemen Ansatzpunkte und sozial-ökologische
Überlegungen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene (Design,
Intention) bedeutungsvoll. Diese Problematik ist nicht spezi-
fisch für die Analyse von Ansatzpunkten, verdeutlicht aber
die Notwendigkeit von integrierten Bewertungsansätzen.

Obwohl Meadows ein hierarchisches System vorschlägt,
das einzelnen Interventionen unterschiedlich starke Trans-
formationskraft zuschreibt, sind Interventionen entlang des
gesamten Spektrums für eine sozial-ökologische Transfor-
mation relevant. Ein ausgewogenes und vor allem abge-
stimmtes Zusammenspiel von Ansatzpunkten mit schwacher
und starker Eindringungstiefe ist nötig, um einen tiefgreifen-
den Wandel zu ermöglichen (Otto et al., 2020). Dazu werden

3 Weitere konzeptuelle Modelle wurden von Kieft et al. (2020) und
Wiegboldus und Jochensem (2020) vorgestellt. Kieft et al. (2020) über-
setzen Meadows Leverage Points für technologische Innovationssyste-
me, während Wigboldus & Jochensem ein System von 15Modalities als
ein Set konkreter Alltagspraxen vorstellen, die mögliche Interventionen
alltagstauglicher gestalten sollen.

in verschiedenen Arbeiten Cluster beschrieben, die unter-
schiedliche Ansatzpunkte mit starker und schwacher Trans-
formationskraft kombinieren (Burgos-Ayala et al., 2020).
Das Ausmaß der Transformationskraft einzelner Ansatz-
punkte in unterschiedlichen Systemen ist empirisch schwer
überprüfbar. Daher ist Meadows’ Skala weniger als „ent-
weder – oder“ von einzelnen Ansatzpunkten zu verstehen,
sondern mehr als Unterstützung um komplementäre Ansatz-
punkte zu kombinieren. Interventionen an unterschiedlichen
Ansatzpunkten können individuell, als Maßnahmenbündel
oder als zeitlich gestaffelte Ketten entwickelt werden, um
an unterschiedlichen Punkten eines Systems anzusetzen. Sol-
che Bündel oder Ketten von Ansatzpunkten können sowohl
vertikal (auf unterschiedlichen Ebenen innerhalb eines Poli-
tikbereiches), horizontal (quer durch unterschiedliche Poli-
tikbereiche) oder auch diagonal (quer über Politikbereiche
und Ebenen) verlaufen und wirken (z. B. Steurer & Clar,
2015). Bei vertikalen und diagonalen Ketten ist insbeson-
dere auf Herausforderungen aufgrund Österreichs föderal-
dezentraler Struktur zu achten, da hier Inkonsistenzen und
Implementierungs-Defizite zu erwarten sind, die es zu ver-
meiden gilt (Gugerell et al., 2020; Steurer & Clar, 2015).

Obwohl das ganze Spektrum notwendig ist, zeigt sich,
dass Interventionen, die auf Parameter und Feedbacks (An-
satzpunkte mit geringer Eindringungstiefe) abzielen, verhält-
nismäßig leichter zu gestalten, implementieren und kommu-
nizieren sind als solche mit größerer Eindringungstiefe. Des-
halb erhalten diese Ansatzpunkte deutlich mehr Aufmerk-
samkeit in Policy-Prozessen, während Maßnahmen in den
Systemdimensionen ‚Design‘ und ‚Intention‘ vernachlässigt
werden (e. g. Dorninger et al., 2020; Leventon et al., 2021;
Riechers et al., 2021). Die schleppenden Fortschritte bei der
Reduktion der THG-Emissionen können als Bestätigung der
theoretischen Annahmen der Modelle gewertet werden, dass
ein einseitiger Fokus auf Interventionen bei ‚Parameter‘ und
‚Feedbacks‘ nicht ausreicht. Erst abgestimmte und ausgewo-
gene Interventionen in allen Systemdimensionen, damit auch
solchen höherer Eindringungstiefe, sind für eine gesamtge-
sellschaftliche Transformation erforderlich (vgl. Abb. 23.4).

Die Hypothese dahinter lautet: Interventionen auf der
Parameterebene sind für Emissionen zwar direkt relevant, so-
lange man aber beispielsweise nur auf technische Wirkungs-
grade und Effizienzen fokussiert und Strukturen, Normen,
Regeln, Machtkonstellationen und Rückkoppelungseffekte
(Interventionen weiter rechts auf dem Hebel) nicht adres-
siert, mag eine Transformation an rebounds, an unkoordi-
niertenMaßnahmenmit widerstreitendenWirkungen oder an
der Fortführung einer emissionsintensiven Wachstumsdyna-
mik scheitern.

Die hier aufgezeigten Arten von Ansatzpunkten in einem
System sagen an sich noch nichts über die „Richtung“ aus,
in welche das System verändert werden sollte. Die Aussage
ist vielmehr, beispielsweise, dass in der Selbstorganisation
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eine erhöhte Hebelwirkung liegt. In welcher Situation diese
für welche Richtungsänderung genutzt werden kann, ist da-
mit noch nicht beantwortet. Weiters sind auch die Kraft und
Dauer, mit denen Interventionen durchgeführt werden, im je-
weiligen Kontext mitzudenken, da sie für die tatsächliche
Wirkung von Maßnahmen bedeutsam sind. Zu guter Letzt
muss beim Vergleich von Interventionen auch die Skalenebe-
ne berücksichtigt werden: Es ist z. B. von großer Bedeutung,
ob man die Normen und Werthaltungen eines einzelnen In-
dividuums anspricht, oder die Normen und Werthaltungen,
nach denen ein ganzes System ausgerichtet ist (wobei es sich
bei den hier diskutierten Ansatzpunkten immer um Interven-
tionen in einem System handelt, welches per Definition aus
mehreren Elementen besteht).

23.6.2 Ansatzpunktanalyse für österreichische
Klimaschutzstrategien

In diesem Kapitel werfen wir einen systemisch-transfor-
mativen Blick auf vorgeschlagene Politikmaßnahmen zur
Klimawandeleindämmung in Österreich. Dazu greifen wir
auf die ursprüngliche Anordnung der Ansatzpunkte von Do-
nella Meadows (D. Meadows, 1999) und die weiterführende,
zusammenfassende Strukturierung dieser Ansatzpunkte von
Abson et al. (Abson et al., 2017) zurück, wie sie bereits in
den vorhergehenden Kapiteln diskutiert wurde. Auf Basis
dieser Strukturierung blicken wir auf die konkreten Maßnah-
men, die im NEKP (Bundesministerium für Nachhaltigkeit
und Tourismus; Bundesministerium für Finanzen; Bundes-
ministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, 2019),
und im „Schwesternbericht“, dem Referenzplan österreichi-
scher Klimaforscher_innen, kurz Ref-NEKP (Kirchengast
et al., 2019), sowie im kürzlich erschienenen Bericht des
Wegener Centers (Steininger et al., 2021) vorgeschlagen
wurden. Wir haben den NEKP als offiziellen, derzeit gül-
tigen Plan ausgewählt, den Ref-NEKP als aktuellen, kon-
kret auf den NEKP bezugnehmenden Plan und den Bericht
des Wegener Centers als die aktuellste Erweiterung mit
Bezug zum NEKP. Diese drei Dokumente wurden ausge-
wählt, weil sie explizit den Klimaschutz zum Ziel haben;
andere Dokumente sind demgegenüber breiter aufgestellt,
wie etwa der Optionenbericht des UniNEtZ-Projektes (Al-
lianz Nachhaltige Universitäten in Österreich, 2021), der
insgesamt auf die Erfüllung der UN Nachhaltigkeitsziele
ausgerichtet ist und daher auch zahlreiche Optionen be-
inhaltet, welche keine unmittelbare Klimarelevanz aufwei-
sen.

Eine wesentliche Überlegung dieser Ansatzpunktanalyse
ist die Einordnung der beabsichtigten Wirkung auf das ge-
samte sozio-ökonomische System, nämlich ob es sich um
kleine inkrementelle Änderungen geringer Eindringungs-
tiefe handelt oder um einen tiefgreifenden Systemwandel.

Die Analyse der Ansatzpunkte kann im Zusammenhang
mit diesem Bericht als Untersuchung verstanden werden,
wie weitreichend Strukturbedingungen für ein klimafreund-
liches Leben und Wirtschaften umgestaltet werden. Diese
Einschätzung ist von besonderer Relevanz, da zahlreiche glo-
bale, aber auch europäische und nationale wissenschaftliche
Analysen deutlich hervorstreichen, dass ein tiefgreifender
Systemwandel unerlässlich ist, um die Klimakrise adäquat
zu adressieren (Bogdanov et al., 2019; David Tàbara et al.,
2019; Grubler et al., 2018; Haberl et al., 2011; Hausknost,
2020; IPCC, 2022a, 2022b). Mit dem Zugang der Leverage
Points (Ansatzpunkte) können demnach verschiedene Ein-
schätzungen getroffen werden:

� Inwiefern werden Ansatzpunkte mit großer Eindring-
tiefe genutzt? In der wissenschaftlichen Literatur wird
generell darauf hingewiesen, dass Klimapolitik einen
breiten politischen und gesellschaftlichen Konsens er-
fordert, damit die Bearbeitung der Klimakrise den not-
wendigen systematischen und transformativen Wandel
ermöglicht (Plank, Haas, et al., 2021). Bereits im APCC
Sachstandsbericht 2014 wurde darauf hingewiesen, dass
eine Transformation der Interaktion von Schlüsselak-
teur_innen in Österreich gefordert ist (Stagl et al., 2014).

� Inwieweit werden verschiedene Ansatzpunkte entlang
der gesamten Skala abgestimmt aufeinander einge-
setzt? Dies bezieht sich darauf, dass Ansatzpunkte in
Ketten oder Kaskaden auf ein System wirken können
(Burgos-Ayala et al., 2020; Kieft et al., 2020) und dass
gezielte Kombinationen von Ansatzpunkten der vier un-
terschiedlichen Systemdimensionen (Abson et al., 2017)
ein unterschiedliches Ausmaß an Transformationskapazi-
tät entwickeln können.

Inwieweit sind einzelne Ansatzpunkte und Maßnahmen
konkret und tiefgreifend formuliert? Bei dieser Frage geht
es um den Unterschied zwischen Maßnahmen in ein und
demselben Ansatzpunkt, aber mit unterschiedlicher Ausprä-
gung. Zum Beispiel muss unterschieden werden, ob die
Förderung des öffentlichen Verkehrs ausschließlich in einer
Strategie angesprochen wird oder ob dazu auch finanzielle
Mittel vorgesehen werden. Das Ausmaß der finanziellenMit-
tel würde eine weitere Ausprägung darstellen. Um solch eine
Einschätzung vorzunehmen, haben wir das Schemamit sechs
Ansatzpunkten geringer und sechs Ansatzpunkten großer
Eindringungstiefe nach Meadows (D. Meadows, 1999) mit
konkreten Beispielen für die einzelnen Ansatzpunkte verse-
hen (siehe in Abb. 23.5). Mit diesem Schema haben wir die
drei österreichischen Berichte zur Klimawandelbekämpfung
kodiert, wobei zur Kodierung nur tatsächlich vorgeschlage-
ne Maßnahmen herangezogen wurden, die in den Berichten
konkret als solche ausformuliert sind. Abb. 23.6 zeigt das Er-
gebnis dieser Einschätzung, in der jeder Pfeil eine einzelne
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Abb. 23.6 Abschätzung der Zahl der vorgesehenen Maßnahmen je Ansatzpunkt unterschiedlicher Eindringungstiefe für den NEKP 2019 (Bun-
desministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus; Bundesministerium für Finanzen; Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie,
2019), den Ref-NEKP (Kirchengast et al., 2019) und den Bericht des Wegener Center for Climate and Global Change (Steininger et al., 2021).
Letzterer fokussiert nur auf die Sektoren Verkehr, Gebäude sowie Energie und Industrie als die größten Verursacher von Treibhausgasemissionen

Maßnahme repräsentiert (Maßnahmen mit Fokus auf Dekar-
bonisierung).

Der Vergleich der drei Berichte mithilfe der Leverage-
Points-Skala zeigt große Gemeinsamkeiten, aber auch klei-
nere Abweichungen. Über die drei Berichte hinweg gesehen
betreffen die allermeisten der vorgeschlagenen Maßnahmen
Ansatzpunkte, welche auf Parameter und materielle Eigen-
schaften des sozio-ökonomischen Systems abzielen. Diese
sind als Politikmaßnahmen sehr gut greifbar, verständlich zu
formulieren und einfach zu kommunizieren, daher auch sehr
beliebt (D. Meadows, 1999), haben aber für sich alleine kein
großes Transformationspotenzial. In anderen Worten, syste-
mische Zusammenhänge und Ziele ändern sich dadurch nicht
notwendigerweise. Bei dieser Art von Eingriffen handelt
es sich vielmehr um Anpassungen im bestehenden System,
welche zwar im Einzelfall auch größere Änderungen her-
beiführen können, aber in ihrer Wirkung von tieferliegenden
Charakteristika des Systems (beispielsweise konkurrierende
oder widersprüchlichen Regeln, Zielen oder Werten des Sys-
tems) begrenzt werden.

Darüber hinaus und andere Ansatzpunkte betreffend zeigt
die Analyse Folgendes: Der NEKP setzt sich konkret mit
negativen und positiven Rückkoppelungseffekten auseinan-

der, beispielsweise der Aufhebung kontraproduktiver An-
reize/Subventionen und der Einführung von progressiven
Steuern/Förderungen. Im Ref-NEKP werden einige Maß-
nahmen betreffend die Struktur der Informationsflüsse (wer
hat Zugang zu welchen Informationen) und den Regeln im
System (beispielsweise Gesetze: was ist erlaubt und was
nicht) vorgeschlagen. Es werden in einigen wenigen Fäl-
len auch neue kooperative Formen des Zusammenwirkens
von Akteur_innen aufgezeigt, die der Selbstorganisation
mehr Handlungsspielraum einräumen (siehe z. B. Energie-
Gemeinschaften). Relativ selten werden Puffer und Verzö-
gerungselemente im System angesprochen. Tieferliegende
Ansatzpunkte rund um die Intention des Systems werden
nicht adressiert.

Sowohl beim Ref-NEKP als auch beim Bericht des We-
gener Centers wurden neue Handlungsprinzipien vorgestellt.
Der Ref-NEKP entwickelt dazu vier Szenarien, die mögli-
che Grundausrichtungen vorstellen (siehe Abschn. 23.3.4).
Das Wegener Center gliedert seine Maßnahmenbündel in
(1) das Vermeiden von Aktivitäten (dort, wo sie ersetzbar
sind), (2) das Verlagern der verbleibenden Aktivitäten in
umweltfreundliche Strukturen und (3) das Verbessern der
Emissionsbilanz der zuletzt verbleibenden Aktivitäten. Zu-
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dem wird eine Gesamtstrategie als essenziell erachtet, wel-
che die substanzielle Transformationsherausforderung um-
fassend angeht. Da zu diesen Prinzipien aber keine konkreten
Maßnahmen ausformuliert wurden, konnten diese in unserer
Auswertung keine Berücksichtigung finden.

Die in den Berichten wenig adressierten Ziele und Wert-
vorstellungen (Intent) können eine große Wirkung entfalten,
wenn es darum geht, ein System zu transformieren bzw.
tiefergreifende Änderungen anzustoßen (in einen anderen
Systemzustand zu bringen). Insofern übergeordnete Ziele
und Werte jedoch unberührt bleiben, können diese auch als
‚Stolpersteine‘ fungieren, die einen tiefgreifenden Wandel
verhindern. Um aber einen solchen Wandel herbeizuführen,
müsste eine möglichst große Bandbreite von Ansatzpunkten
in einer aufeinander abgestimmten integrierten Kombination
verwirklicht werden.

Eine Vorbedingung dafür ist die Konkretisierung von
Maßnahmen bezüglich deren Qualität, Langfristigkeit und
Intensität der Umsetzung. Vereinzelte und zerstreute sowie
kurzfristige Maßnahmen drohen hingegen eher zu verpuf-
fen, sofern sie nicht von tiefergreifenden Systeminterventio-
nen begleitet werden. Ausgehend von der Leverage-Points-
Perspektive (D. Meadows, 1999) ist zu guter Letzt auch
die Richtung, in welche die Ansatzpunkte den Hebel (me-
taphorisch gesprochen) betätigen wollen, entscheidend. So
kann eine identifizierte Maßnahme an einem bestimmten
Ansatzpunkt auf eine Systemänderung hinwirken, während
gleichzeitig Maßnahmen (beabsichtigt oder unbeabsichtigt)
an anderen Ansatzpunkten, dieser Änderung zuwiderlaufen.
Eine gründliche Analyse solcher Widersprüchlichkeiten bei
der Veränderung der Strukturbedingungen für ein klima-
freundliches Leben fehlt bis dato.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es in der Literatur
vermehrt Ansätze gibt, die einen systemisch-transformativen
Wandel in Bezug zu verschiedenen Ansatz- und Interventi-
onspunkten (Leverage Points) setzen (Leventon et al., 2021).
Die Anwendung der Skala nach Meadows (1999) auf ös-
terreichische Strategien zur Bekämpfung des Klimawandels
zeigt, dass es einen Überhang zu Ansatzpunkten mit geringer
Eindringungstiefe gibt. Eine effektive Klimapolitik erfordert,
dass diese mit Interventionen und Maßnahmen auf anderen
Ebenen im System ergänzt und integriert werden müssten,
um ein höheres transformatives Potenzial entfalten zu kön-
nen. Für eine Analyse, wie verschiedene Ansatzpunkte am
besten zusammenwirken und tieferliegende Systemcharakte-
ristika transformieren können, bedarf es noch weiterer Arbeit
auf wissenschaftlicher wie auf der Policy-Ebene. Wir setzen
diese Diskussion in den Abschn. 23.10 und 23.11 fort, wo
wir auch die Ansatzpunktanalyse auf den vorliegenden Be-
richt anwenden und vergleichend in Bezug setzen.

23.7 Transformationspfade

Im folgenden Abschnitt werden vier mögliche Transforma-
tionspfade zur Veränderung von Strukturen für ein klima-
freundliches Leben vorgestellt. Sie leiten sich aus der exis-
tierenden Literatur ab und stellen jeweils unterschiedliche
Ausgangspunkte, Akteur_innen und Perspektiven (s. Kap. 2)
ins Zentrum.

Die Beschreibung dieser Transformationspfade erfolgt
zunächst idealtypisch, um sowohl ihre spezifischen Poten-
ziale als auch ihre Limitierungen herauszuarbeiten. Die
wesentliche Literatur wird entsprechend der Vorgangswei-
se bei vergleichbaren Literaturauswertungen (Foxon, 2013;
van Vuuren et al., 2012) zu Beginn jeder Pfadbeschreibung
angeführt, die literaturbasierten generellen Charakteristika
werden zur Illustration einer möglichen Umsetzung mit für
Österreich relevanten Anwendungsbeispielen ergänzt.

Anschließend werden die in den Kap. 3–22 vorgeschlage-
nen Gestaltungsoptionen den Transformationspfaden zuge-
ordnet. Eine darauf aufbauende Analyse und Bewertung von
Synergien und Widersprüchen zwischen einzelnen Trans-
formationspfaden soll im Sinne einer multiperspektivischen
Herangehensweise ausloten, in welchen Bereichen durch ei-
ne Kombination der unterschiedlichen Transformationspfade
Chancen genutzt und Risiken vermieden werden können.

23.7.1 Pfad 1: Leitplanken für eine
klimafreundliche Marktwirtschaft

Grundsätzliches Narrativ
Die Grundannahme dieses Pfades besteht darin, dass sich
amMarkt optimale Lösungen hinsichtlich der Reduktion von
Treibhausgasemissionen durchsetzen, wenn die politisch ge-
setzten Rahmenbedingungen klare Leitplanken in Richtung
Klimaschutz vorgeben. Dieses Narrativ orientiert sich somit
weitgehend an der in Kap. 2 vorgestellten Marktperspektive.

Wesentliche Literaturquellen
Foxon (2013; „Market rules“), Frame et al.(2018; „Homo
oeconomicus“), van Vuuren et al.(2012; „Reformed Mar-
kets“), Korsnes und Sørensen (2017; „Green tax society“)
Weishaar et al.(2017), Baveye, Baveye, und Gowdy (2013),
Boon, Edler, und Robinson (2022), Goers und Schneider
(2019), Koteyko (2012), Spaargaren und Mol (2013), van
der Ploeg und Rezai (2020), Turner, Morse-Jones, und Fisher
(2010).

Zentrale Akteur_innen
� Produzent_innen, die unter politisch definierten „Leit-

planken“ kreative Lösungen anbieten
� Konsument_innen, die informierte Entscheidungen tref-

fen
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� Staat als Rahmensetzer und Bereitsteller von klaren Pla-
nungshorizonten (z. B. kontinuierliche Steigerung der
CO2-Steuer über einen definierten Zeitraum)

Charakteristik
� Zentrale Steuerungselemente sind:

– Markante Bepreisung von Ressourcenverbrauch und
Emissionen (z. B. CO2-Steuer, Abgaben für Flächen-
versiegelung)

– Schaffung dazugehörender Märkte (z. B. für Emis-
sionshandel, CO2-Bindung, Flächenversiegelung oder
-entsiegelung)

– Abbau klimaschädlicher Subventionen (z. B. Diesel-
privileg, Pendlerpauschale)

– Verständliche Deklaration zur Klimawirkung von Pro-
dukten (z. B. produktspezifische Angabe der THG-
Emissionen über den gesamten Lebenszyklus).

� Unter Annahme rationaler Verhaltensweisen setzen sich
jene Produkte und Dienstleistungen durch, welche bei
gleichem Nutzen am kostengünstigsten bereitzustellen
sind und gleichzeitig die höchste Ressourceneffizienz und
geringste CO2-Belastungen aufweisen.

� Klimafreundlich produzierende Unternehmen werden at-
traktiv für Investoren, was umgekehrt zu einem Abfluss
von Kapital (Divestment) aus Unternehmen mit hohem
Ressourcenverbrauch und hohen Emissionen führt.

� Technologieneutralität: Welche Technologien oder Pro-
zesse (z. B. Kauf oder Leasing von Produkten) zur Errei-
chung dieser Effizienz entwickelt und eingesetzt werden,
bleibt der Kreativität der Anbieter_innen überlassen, die
zueinander in Konkurrenz stehen.

� Wenn Einkünfte aus den Ressourcenverbrauchssteuern
die Reduktion anderer Abgaben (z. B. auf Arbeit) er-
möglichen, dann kann dies wiederum die Wettbewerbs-
fähigkeit bestimmter Prozesse beeinflussen (z. B. Repa-
ratur statt Neuanschaffung, Miete statt Kauf, Sharing-
Konzepte).

� Kostenwahrheit und Berücksichtigung von bisher exter-
nalisierten Kosten (z. B. Ressourcenverbrauch und Emis-
sionen in Herkunftsländern) entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette für alle Waren, die in Verkehr gebracht
werden, und damit auch für importierte Produkte (z. B.
durch eine „CO2-Importsteuer“).

� Um den Umfang der klimarelevanten Wirkungen und
der externalisierten Kosten korrekt ermitteln zu können,
müssen für Produkte und Dienstleistungen detaillierte Le-
benszyklusanalysen durchgeführt werden.

� Klimarelevanz und langfristige Verwendbarkeit (z. B.
Langlebigkeit, Reparaturtauglichkeit, Verfügbarkeit von
Ersatzteilen, Recycling- und Entsorgungsmöglichkeiten)
müssen für Konsument_innen nachvollziehbar und gege-
benenfalls auch einklagbar sein (z. B. durch Ausweitung
der Produkthaftung).

� Gegebenenfalls können auch Ökosystemleistungen (z. B.
CO2-Fixierung in naturnahen Ökosystemen) monetär in
wert gesetzt und amMarkt eingeführt werden („Payments
for Ecosystem Services“).

Potenziale
� Bewirkt, dass klimafreundliches Verhalten billiger wird

als klimaschädliches.
� Basiert auf der im öffentlichen Diskurs dominanten

Marktperspektive und nutzt bestehende Marktstrukturen;
dies erleichtert eine rasche Umsetzung von Maßnahmen.

� Fördert unternehmerische Kreativität und Offenheit ge-
genüber Innovationen zur Effizienzsteigerung.

� Monetäre Inwertsetzung von Ökosystemleistungen kann,
wenn sie Trade-Offs vermeidet, sorgsamen Umgang mit
natürlichen Ressourcen fördern und den Wert intakter
Ökosysteme sichtbar machen.

Risiken und mögliche Konflikte
� Langfristig wirksame Infrastrukturinvestitionen ohne

staatliche Beteiligung sind für private Investoren meist
wenig attraktiv. Der Fokus wird daher tendenziell auf
kurzfristigen und inkrementellen Effekte durch Effizienz-
steigerung liegen.

� Auch wenn die Rolle der Marktwirtschaft nicht infra-
ge gestellt wird, so können radikale Verschiebungen
der Konkurrenzverhältnisse Widerstände bestimmter, po-
litisch womöglich einflussreicher Wirtschaftsakteure her-
vorrufen.

� Die umfassende Dokumentation aller Ressourceninan-
spruchnahmen entlang der Wertschöpfungskette kann vor
allem für kleinere Unternehmen recht aufwendig sein;
auch bestehen methodische Herausforderungen bei der
Bewertung mancher Ressourcenverbräuche (z. B. Flä-
cheninanspruchnahme) und bei der Definition der Sys-
temgrenzen (z. B. Berücksichtigung alternativer Landnut-
zungen und deren Klimawirksamkeit).

� Die Auswirkungen einer konsequenten Inwertsetzung von
Ökosystemleistungen sind nicht ausreichend untersucht
und können erhebliche Akzeptanzprobleme verursachen.
Auch bestehen große methodische Probleme bei der Be-
wertung kultureller Ökosystemleistungen.

� Der Einfluss dieses Pfades auf konkrete räumliche Ent-
wicklungen in unterschiedlichen Regionen (z. B. Sied-
lungsentwicklung, Baulandverfügbarkeit für die Lokalbe-
völkerung in Tourismusregionen) ohne weitere staatliche
Eingriffe (Raumordnung) ist schwer vorherzusehen.

� Stark klimaschädliches Verhalten wird nicht verboten,
sondern nur sehr teuer und damit vielleicht auch ein
Statussymbol. Somit können bestehende Verteilungsun-
gerechtigkeiten und Ausgrenzungen verstärkt werden.

� Wenn Zertifikate und Quotenzuteilungen auf Finanzmärk-
ten frei handelbar werden, besteht die Gefahr spekulati-
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onsbedingter Preisschwankungen, welche wiederum die
Planbarkeit beeinträchtigen.

� Das Prinzip der Technologieneutralität ohne staatliche
Intervention kann dazu führen, dass sich Technologien
finanzstarker Unternehmen durchsetzen und auf diese
Weise neue Monopole entstehen, welche spätere Innova-
tionen behindern. Oder es kann zu einem „Wildwuchs“
an unterschiedlichen sich konkurrierenden Entwicklun-
gen kommen (z. B. wasserstoffbasierte vs. batteriebasierte
Antriebssysteme), der in Summe wegen unterschiedlicher
Infrastrukturanforderungen ineffizient ist.

� Der Fokus auf Effizienz und kurzfristige Optimierung
kann zum Ausblenden anderer Kriterien (Gerechtigkeit,
Suffizienz, Resilienz) führen. Es besteht die Gefahr, dass
bestimmte Bevölkerungsgruppenmit höheren finanziellen
Belastungen konfrontiert werden, z. B. wenn sie sich den
Umstieg auf klimafreundliche Produkte nicht leisten kön-
nen.

Notwendige Strukturveränderungen, damit dieser Pfad
erfolgreich zu klimafreundlichem Leben beitragen kann
� Stufenweiser Umbau des Steuersystems
� Abbau klimaschädigender Subventionen
� Aufbau einheitlicher, nachvollziehbarer, transnationaler

Produktdeklarationssysteme
� Erhöhung des politischen Gewichts CO2-extensiver Un-

ternehmen
� Soziale Abfederung von Nachteilen für einkommens-

schwache Gruppen in der Übergangsphase (just transi-
tion)

23.7.2 Pfad 2: Klimaschutz durch koordinierte
Technologieentwicklung

Grundsätzliches Narrativ
Staatlich koordinierte technologische Innovation schafft
Strukturen, welche ein klimafreundliches Leben ermögli-
chen. Im Mittelpunkt stehen Energie-, Kommunikations-,
Mobilitäts- und Ressourcenbewirtschaftungssysteme. Sie
bilden sich in der Raumentwicklung entsprechend ab (z. B.
„Smart-City“) und werden einem systematischen Monito-
ring unterworfen („Urban Big Data“, „Urban Intelligence“).
Eine grundlegende Änderung von Konsumgewohnheiten
wird nicht als zwingend vorausgesetzt, da klimabelasten-
de Technologien systematisch durch emissionsarme ersetzt
werden und damit auch bei unverändertem Verhalten die
Treibhausgas-Emissionen sinken.

Die im Österreichischen Nationalen Energie- und Kli-
maplan (NEKP) oder im Entwurf zur Österreichischen
Kreislaufwirtschaftsstrategie aufgelisteten Maßnahmen pas-
sen weitgehend zu diesem Narrativ. Es orientiert sich in

Teilen an der in Kap. 2 beschriebenen Innovationsperspek-
tive, allerdings wird in den meisten Literaturquellen und
sonstigen Dokumenten ein klarer Fokus auf technologische
Innovationen gelegt, somit liegt dem hier beschriebenen Pfad
ein deutlich engeres Innovationsverständnis als in Kap. 2 be-
schrieben zugrunde.

Wesentliche Literaturquellen
BMNT (2019; NEKP), IRENA (2021; „1,5° pathway“),
Grubler et al.(2018; „Low Energy Demand“), Kirchengast
et al. (2019; „Klimaschutz primär durch Technik und Re-
gulierung“), Mazzucato (2014, 2016), Rat für Nachhaltige
Entwicklung (2021), Viitanen und Kingston (2014), Silva,
Khan, und Han (2018), De Koning et al.(2016), Keyßer und
Lenzen (2021), Kirchherr et al.(2018), Krey et al.(2014),
Lange und Santarius (2018), Pietzcker, Osorio, und Ro-
drigues (2021), Rosenbloom (2017), Schöggl et al.(2022),
Schmidt et al.(2011), Westley et al.(2011)

Zentrale Akteur_innen
� Unternehmen (Industrie, Start-Ups . . . )
� Staat: als Investitionsmotor durch starke öffentliche Fi-

nanzierung entlang der gesamten Investitionskette; Be-
reitstellung von Infrastruktur und aktiver Gestaltung
einer innovationsfördernden Forschungs-, Technologie-
und Wirtschaftspolitik, Förderung und Unterstützung von
Start-ups und Bereitstellung von Kapital für risikoreiche
Technologieforschung

� „Innovierende“ Wissensnetzwerke: Unternehmen-
Wissenschaft-Staat (Triple-Helix); Unternehmen-
Wissenschaft-Staat-User/Zivilgesellschaft (Quadruple
Helix)

Charakteristik
� Wesentliches Ziel ist die Erhöhung der Ressourcen- und

Energieeffizienz, wobei eine große Bandbreite möglicher
Technologien in Betracht gezogen wird, teilweise auch
unter Einbeziehung oder Nachahmung natürlicher Prozes-
se (z. B. Nature-Based Solutions, Bioökonomie, Gentech-
nik, Bionik, Biomimikry).

� Die erforderlichen Innovationen werden von wirtschaftli-
chen und technologischen Aspekten innerhalb etablierter
Kooperationsstrukturen zwischen Staat und Wirtschaft
bestimmt.

� Die staatlich koordinierte Technologie- und Forschungs-
förderung wird auf klimafreundliche Innovationen ausge-
richtet und optimiert. Zeitgleich wird die Förderung von
Innovationen mit nachteiligem Klimaeffekt eingestellt.
Das soll insgesamt die Innovation und Technikentwick-
lung in den Dienst der Erreichung der Klimaneutralität
stellen und damit klimafreundliche Technologien für ei-
nen wettbewerbsorientierten Markt bereitstellen.
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� Innovationsstarke Branchen können von langfristiger
staatlicher Unterstützung profitieren und diese im späte-
ren Verlauf auch wieder teilweise refundieren, z. B. durch
Beteiligung an Einnahmen aus Lizenzen und Gebühren
oder durch Teilhabe der Öffentlichkeit am Wissenszu-
wachs im Sinne der Creative Commons.

� Langfristig wirksame Entscheidungen zwischen unter-
schiedlichen Technologien (z. B. batteriegestützte vs.
wasserstoffbasierte Fahrzeuge) und für die damit einher-
gehende Infrastruktur (z. B. Ladestationen, Tankstellen-
netze) werden koordiniert getroffen.

� Durch den Ausbau der Kreislaufwirtschaft und die Inten-
sivierung der Sektorkopplung (z. B. Vernetzung zwischen
Betrieben zur Abwärmenutzung, Nutzung von Autobatte-
rien als Pufferspeicher) soll die Material- und Energiein-
tensität der Wirtschaft reduziert werden.

� Gegebenenfalls können auch Exnovationsprozesse ge-
fördert werden, um den Ausstieg aus klimaschädlichen
Technologien zu beschleunigen (z. B. durch Umschulun-
gen von Arbeitskräften).

� Der Staat übernimmt eine wichtige Rolle in wis-
sensbasierten Netzwerken im Sinne des Triple-Helix-
Konzeptes (Industrie-Staat-Wissenschaft) oder insbeson-
dere auch des Quadruple-Helix-Konzeptes (Industrie-
Staat-Wissenschaft-Zivilgesellschaft; z. B. Living Labs,
Service Design Labs, Innovation Labs).

� Um die notwendige Wissensbasis zu sichern, wird das
Bildungssystem stärker auf die Erfordernisse der Wirt-
schaft abgestimmt (z. B. durch Ausbau von Kooperatio-
nen zwischen FHs und Industriebetrieben; Attraktivie-
rung der Ausbildung von Facharbeiter_innen in Zukunfts-
technologien).

� Bahnbrechende Technologieentwicklung erfolgt oft über
die Grenzen der Nationalstaaten hinweg und benötigt
langfristige Perspektiven bis zur Marktreife. Deswegen
kommt bei diesem Pfad der internationalen Kooperation
und Koordination große Bedeutung zu (z. B. im Rahmen
von EU-Forschungs- und Innovationsprogrammen). Dies
gilt insbesondere bei Entscheidungsfindungen über glo-
bal wirksame Technologien (z. B. Geoengineering, CO2-
Abscheidung und Speicherung, Transmutation nuklearer
Abfälle, Kernfusion).

Potenziale
� Hohe Anschlussfähigkeit an das aktuelle globale Wirt-

schaftsparadigma
� Anpassungsfähig an gegenwärtig existierende Strukturen,

setzt wenig individuelle Verhaltensänderungen voraus
� Transformation der Industrie zu klimafreundlichen Unter-

nehmen durch Förderung von Innovation und notwendi-
ger Exnovation

� Förderung von Nischen und Nischentechnologien
� Förderung neuer klimafreundlicher Geschäftsmodelle

� Technologien der Bioökonomie und Bionik ermöglichen
Anschluss an Debatten über Biodiversität

Risiken und mögliche Konflikte
� Historisch haben in den vergangenen zwei Jahrhunder-

ten technischer Wandel sowie Effizienzfortschritte nicht
zur Senkung von Emissionen beigetragen, sondern diese
erhöht. Auch in Zukunft können technische Effizienz-
gewinne eine höhere Inanspruchnahme und Konsumati-
on von ebendiesen effizienteren Technologien bewirken
(Rebound-Effekte), weswegen die gewünschte Reduktion
der Emissionen in Frage gestellt werden kann.

� Wenn sich die mit der bisherigen Technologie- und In-
novationsförderung gut vertrauten Großbetriebe rasch auf
die veränderten Bedingungen einstellen, haben sie wohl
einen Vorteil gegenüber innovativen Newcomern, was zu
einer Zementierung bestehender Marktpositionen und zu
einer Behinderung des Upscalings und Rollouts von Ni-
schen führen kann.

� Der Fokus könnte auf industrierelevante Innovationen mit
Gewinnaussichten zu liegen kommen (z. B. Individual-
verkehrssysteme), weniger rentable Investitionen (z. B.
Abwasserreinigung) würden somit beim Staat verbleiben.

� Das Warten auf die Marktreife technischer Innovationen
und Lösungen (z. B. Wasserstofftechnologie) kann die
Etablierung klimafreundlicher Strukturen innerhalb durch
die Klimaziele definierten Zeithorizonte hemmen.

� Viele der in Diskussion stehenden neuen Großtechnolo-
gien (z. B. Kernfusion, Geo-Engineering) werden ob ihrer
hohen Risiken großen Widerständen seitens zivilgesell-
schaftlicher Organisationen begegnen.

Notwendige Strukturveränderungen, damit dieser Pfad
erfolgreich zu klimafreundlichem Leben beitragen kann
� Weiterer Ausbau der Forschungs-, Technologie- und In-

novationsförderung
� Schaffung institutioneller Freiräume für Entwicklung

neuer Geschäftsmodelle
� Weiter verstärkte Industriepolitik und Industrieförderung

(z. B. niedrige Besteuerung, Kapitalfreizügigkeit, Stand-
ortpolitik)

� Staatliche Interventionen (z. B. Steuern, technische Nor-
men), um klimafreundliche Innovationen gezielt zu prio-
risieren

� Regulation von Nutzungsvereinbarungen von Triple-/
Quadruple-Helix-Innovationen (Intellectual Property
Rights, Creative Commons)

� Gezielte Maßnahmen zum Upscaling innovativer Nischen
jenseits bestehender „Big Player“

� Um eine ausreichende Innovationsgeschwindigkeit zu er-
reichen, ist der Abbau von Hemmnissen für Technologie-
entwicklung erforderlich („One-Stop-Shop“ für schlanke
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Verfahren, Einschränkung der Verschleppung durch de-
mokratische Entscheidungsprozesse)

23.7.3 Pfad 3: Klimaschutz als staatliche Vorsorge

Grundsätzliches Narrativ
Der Staat stellt handlungsleitende, das heißt ermöglichende
und/oder beschränkende materielle und immaterielle Struk-
turen bereit, unter denen soziale und wirtschaftliche Aktivi-
täten stattfinden können (Produktion, Konsum, Mobilität, Er-
holung, Wohnen, Gesundheitswesen, Kommunikation . . . ).
Diese Strukturen umfassen sowohl physische Infrastrukturen
wie z. B. Verkehrsnetze oder Fernwärmeversorgung, als auch
immaterielle, wie z. B. rechtliche Regelungen zur Raumord-
nung, die Ausrichtung der Steuer- und Förderpolitik oder
Informationsangebote zur Unterstützung klimafreundlicher
Praktiken. Dieser Pfad orientiert sich im Wesentlichen an der
in Kap. 2 beschriebenen Bereitstellungsperspektive. Viele
der im UniNEtZ-Bericht (Allianz Nachhaltige Universitäten
in Österreich, 2021) aufgelisteten Maßnahmen sind diesem
Pfad zuzuordnen.

Wesentliche Literaturquellen
Kirchengast et al., (2019; „Sozial-ökologische Transforma-
tion“), Svenfelt et al., (2019; „Circular Economy in the
Welfare State“), Riahi et al.(2017; „The Green Road“),
Koch (2020), Plank, Liehr, et al.(2021), Salmenperä (2021),
Schaffartzik et al.(2021) Stevis und Felli (2016), Vögele
et al.(2018)

Zentrale Akteur_innen
� Staatliche Regelsetzer_innen, insbesondere Gesetzge-

bung und Regierung
� Öffentliche Akteur_innen, inklusive der Sozialpartner, die

Bereitstellungssysteme wie Regelungen, Infrastrukturen,
Institutionen, Normen, oder Geschäftsmodelle hervor-
bringen, reproduzieren und beeinflussen

� Privat- und gemeinwirtschaftliche Akteur_innen (Unter-
nehmen, Genossenschaften, NPOs), die Geschäftsmodel-
le bedienen und das Angebot an privatwirtschaftlichen
Produkten und Dienstleistungen bestimmen

� Der nationale und internationale Finanzsektor als Inter-
mediär und zur Sicherstellung der Finanzierung von Vor-
haben zu Bereitstellungssystemen wie neuer Infrastruktur
etc.

Charakteristik
� Das Ziel ist, klimafreundliche Praktiken durch die Ände-

rung von Bereitstellungsystemen „normal“, routinemäßig
und selbstverständlich werden zu lassen (z. B. durch Be-
vorzugung des öffentlichen Verkehrs gegenüber dem mo-

torisierten Individualverkehr) und klimaschädliche Prak-
tiken zu erschweren bzw. zu verhindern.

� Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, entsprechend der
Ideen des Wohlfahrtsstaates alle relevanten physischen
Infrastrukturen als auch immaterielle Strukturen gezielt
zu adressieren und zu verändern. Im Vergleich zu ande-
ren Transformationspfaden ergibt sich eine höhere Re-
gelungsdichte sowohl über Gebote (z. B. Baustandards,
verpflichtende Installation von Photovoltaik bei Neu- und
Umbauten) als auch über Verbote (z. B. Verbot von fossi-
len Heizsystemen).

� Die Transformation über rechtliche Normen wird durch
einen Umbau des Förderwesens unterstützt und beschleu-
nigt. Eine aktive Sozialpartnerschaft fördert die Koordi-
nation zwischen den Akteursgruppen.

� Um räumliche Entwicklungen aktiv beeinflussen zu kön-
nen, werden der Raumordnung neue Instrumente (z. B. für
die Reduktion der Versiegelung und die Erreichung kom-
pakter Siedlungskörper) zur Verfügung gestellt.

� Die Transformation erfolgt somit überwiegend durch po-
litische „top-down“-Entscheidungen zur Gewährleistung
einer guten Lebensqualität für alle, ohne über planetare
Grenzen hinauszugehen. Sie orientiert sich dabei am Prin-
zip des Wohlfahrtsstaates und berücksichtigt somit auch
Aspekte von sozialer Gerechtigkeit (z. B. gezielte Abfede-
rung von Mehrkosten für sozial benachteiligte Gruppen,
Quotenzuteilung bei knappen Gütern).

� Manche Regelungsmaterien werden über den Wirkungs-
bereich des Nationalstaates hinausgehen und benötigen
eine europäische Kooperation. Auch auf nationaler Ebene
wird eine Diskussion der Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Ländern erforderlich.

� Die Endkonsument_innen sind in dieser Transformati-
onsperspektive eher passive Akteur_innen, welche sich
den veränderten Rahmenbedingungen (Strukturen) an-
passen, diese reproduzieren und akzeptieren oder auch
Widerstand dagegen leisten. Allerdings kann zivilgesell-
schaftlicher Widerstand Druck auf Bereitstellungsmuster
ausüben und diese „bottom-up“ beeinflussen.

Potenziale
� Gute Anschlussfähigkeit an die Ideen und Narrative des

Wohlfahrtsstaates
� Plan- und Lenkbarkeit durch staatlich koordiniertes Han-

deln (Entscheidungsträger_innen, Verwaltung, Zivilge-
sellschaft, Unternehmen).

� Klimafreundliche Lebensformen werden die standardmä-
ßige Option („default option“) für individuelle und kol-
lektive Handlungsmuster.

� Sofern bei der Normensetzung mitgedacht, können räum-
lich differenzierte Vorgangsweisen ermöglicht werden.

� Bei auftretenden Klimafolgen zunehmender Intensität
kann von einem erhöhten Zuspruch der Bevölkerung aus-
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gegangen werden, der verstärktes staatliches Handeln
legitimiert und begrüßt.

Risiken und Konflikte
� Die zentrale Rolle des Staates impliziert eine hohe Abhän-

gigkeit von öffentlichen Mitteln bei der Umsetzung (hohe
Abgabenquote, ev. hohe Staatsverschuldung).

� Viele Bereitstellungssysteme sind komplex und nur
schwierig und langsam veränderbar, rasche Adaptionen
können nur über eine effiziente Staatsverwaltung erzielt
werden.

� Eine passive Bevölkerung kann zum Hemmschuh für ko-
produktive Transformationen werden.

� Hoher Regelungsdruck kann Widerstand verursachen,
insbesondere von Profiteuren bestehender nichtklima-
freundlicher Bereitstellungssysteme und Lebensformen.

� Die internationale Wettbewerbsfähigkeit kann gefährdet
werden.

Notwendige Strukturen, damit dieser Pfad erfolgreich
zu klimafreundlichem Leben beitragen kann
� Umfassende Überarbeitung und Erweiterung des staatli-

chen Normensystems
� Umbau der physischen und sozialen Infrastrukturen (Mo-

bilität, Wohnen etc.) zu klimafreundlichen Bereitstel-
lungssystemen mit Zugang für alle

� Aufbau einer transparenten Datenbank über die Klima-
wirkung von Systemen, Produkten, und Dienstleistungen,
um staatliche Entscheidungen wie Gebote und Verbote zu
legitimieren

� Öffentlichkeitsarbeit für ein verändertes soziales Image
klimafreundlicher Praktiken und einschränkende Rege-
lungen für die Bewerbung von klimaschädlichen Produk-
ten und Dienstleistungen

� Gezieltes Nutzen der Raumplanung sowohl für Vorhalte-
flächen für erneuerbare Energiequellen (z. B. Solarfelder
und Windparks) als auch für ressourcenschonende Raum-
entwicklung (z. B. Stadt der kurzen Wege, Nachverdich-
tung, Entsiegelung).

� Gesetzliche Vorgaben für neue Geschäftsmodelle orien-
tieren sich an der Sicherung der Grundversorgung inner-
halb planetarer Grenzen.

23.7.4 Pfad 4: Klimafreundliche Lebensqualität
durch soziale Innovation

Grundsätzliches Narrativ
Dieser Pfad zielt auf eine tiefgreifende Transformation der
Beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur sowie in-
nerhalb der Gesellschaft, um langfristig nachhaltiges Leben
zu erreichen. Dabei spielen soziale Innovation und Suffizi-
enzorientierung eine zentrale Rolle: In vielfältig ausgerich-

teten Experimentierfeldern, oft auf lokaler Ebene, werden
neue Lebens-, Arbeits- und Wohnmodelle, Konsumstile und
Produktionsweisen gesucht und erprobt, die letztendlich in
den Mainstream übergeführt werden sollen. Dieser Pfad
übernimmt somit viele Aspekte der in Kap. 2 beschriebe-
nen Gesellschaft-Natur-Perspektive, teilweise ergänzt durch
Aspekte der Innovationsperspektive.

Wesentliche Literaturquellen
Korsnes und Sørensen (2017; „Collective engagement so-
ciety“), Kamei et al.(2021; „Fundamental Local Happi-
ness“), Svenfelt et al. (2019; „Local Self-Sufficiency“),
Millward-Hopkins et al.(2020; „Decent living energy“),
Christie, Gunton, und Hejnowicz (2019), Fauré, Finnveden,
und Gunnarsson-Östling (2019), Gunningham (2020), Kühl
(2019), Lestar und Böhm (2020), Sandberg (2021), Schnei-
dewind (2017), Sorrell, Gatersleben, und Druckman (2020),
Späth und Rohracher (2012), Vita et al.(2019), Wittmayer
et al.(2019), Zell-Ziegler et al.(2021)

Zentrale Akteur_innen
� Soziale Bewegungen, Wertegemeinschaften (Religions-

gemeinschaften), NGOs, Teile der Wissenschaft, aktive
Bürger_innen etc.

� Ein Staat, der das zivilgesellschaftliche Engagement
nutzt, indem er Freiräume zur Verfügung stellt und aus
gelungenen Initiativen Aktivitäten zum Roll-Out (dupli-
zieren), Up-Scaling (vergrößern) und schließlich zum
Mainstreaming (zum Standard machen) entwickelt.

Charakteristik
� Auseinandersetzungen zur gesellschaftlichen Neuorien-

tierung werden vorangetrieben durch zivilgesellschaft-
liche Bewegungen (z. B. Fridays For Future), wissen-
schaftliche Aktivist_innen (z. B. Degrowth-Community),
sowie NGOs (z. B. Greenpeace, WWF oder Global 2000).
Andere werteorientierte Gemeinschaften wie z. B. die
etablierten Religionsgemeinschaften und Teilorganisatio-
nen politischer Parteien schließen sich den öffentlichen
Debatten an, was zu einer stärkeren politischen Mobilisie-
rung der Bevölkerung und dem Wunsch nach verstärkter
Teilhabe an Entscheidungsprozessen führt.

� Wesentliche Ziele der meisten Experimente sind die Stär-
kung von lokaler Selbstversorgung und gesellschaftli-
chem Zusammenhalt, die Abkehr von konsumorientierten
Verhaltensweisen (Suffizienz) und die Hinwendung zu
einer neuen, weniger materialintensiven Definition von
Lebensqualität in Sinne einer Postwachstums- und Com-
monsökonomie.

� Staatliche Akteure erkennen das transformative Potenzial
dieser Entwicklungen, stellen sich den Ideen, Forderun-
gen und Experimenten nicht entgegen, sondern verstehen
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diese zu nutzen, um einen klimafreundlichen Kurs einzu-
schlagen.

� Die Wissenschaft wird stärker als bisher als Akteurin
angesprochen und beteiligt sich durch einen inter- und
transdisziplinären Wissenschaftsmodus an dieser Ausein-
andersetzung.

� Die Bestrebungen erkunden auch einen neuen Umgang
mit der ungleichen historischen Verantwortung und der
ungleichen Verteilung der Klimawandelfolgen in einem
globalen und intergenerationellen Kontext.

� Die Rolle des Staates besteht darin, Freiräume für Ex-
perimente zu schaffen und die Überführung erfolgreicher
Ansätze in den Mainstream durch die Beseitigung verhin-
dernder Strukturen und die Schaffung fördernder recht-
licher Rahmenbedingungen zu unterstützen (z. B. neue
Formen von Eigentum bei gemeinschaftlichem Wohnen).

� Dieser Pfad kann nicht top-down verordnet werden, er
kann sich nur bottom-up aus der Zivilgesellschaft her-
aus entwickeln und gegebenenfalls von politischen Ak-
teur_innen unterstützt werden, ausgelöst durch größere
Umbrüche oder unvorhergesehene drastische Entwicklun-
gen oder Krisen, welche die Handlungsspielräume für so
einen tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandel mitsamt
dem strukturellen Umbau für ein klimafreundliches Le-
ben eröffnen.

Potenziale
� Vielgestaltige Exploration von Veränderungsmöglichkei-

ten von Strukturen klimafreundlichen Lebens in einem
globalen Kontext und mit langer Zeitperspektive

� Zielt auf eine tiefgreifende Transformation der gesell-
schaftlichen Naturverhältnisse ab, um das 1,5-Grad-Ziel
und andere Nachhaltigkeitsziele zu erreichen

� Hoher Stellenwert von Partizipation von Öffentlichkeit
und Zivilgesellschaft sowie wissenschaftlicher Forschung

Risiken und Konflikte
� Es sind wenige Ansatzpunkte gegeben, dass diese Ver-

änderungen für aktuell mächtige Akteur_innen aus Wirt-
schaft und Politik und hier vor allem die Profiteur_innen
der „imperialen Lebensweise“ vorteilhaft sind. Zudem
stehen so einem Zugang (weltweit) hegemoniale, markt-
und staatszentrierte Ordnungsmodelle entgegen. Daher ist

zu erwarten, dass dieser Transformationspfad große Wi-
derstände provoziert.

� Rebound-Effekte von Suffizienzstrategien wurden (im
Gegensatz zu Rebound-Effekten von Effizienzstrategien)
bis jetzt noch nicht ausreichend untersucht.

� Wenn Österreich alleine Rahmenbedingungen grundle-
gend ändert, kann dies zu internationaler Isolation und
Wettbewerbsnachteilen führen.

� Konflikthafte Auseinandersetzungen können zu einem
unattraktiven und weiterhin klimaunfreundlichen Leben
führen.

Notwendige Strukturveränderungen, damit dieser Pfad
erfolgreich zu klimafreundlichem Leben beitragen kann
� Geänderte Machtverhältnisse, die langfristig die Interes-

sen der Klimabewegung und wissenschaftliche Erkennt-
nisse berücksichtigen.

� Staatlich finanzierte Koordinationsstellen, die zwischen
Akteur_innen in Experimentierfeldern und dem Staat ver-
mitteln, um geschützte Freiräume für Experimente zu
schaffen, Hemmnisse für soziale Innovationen abzubauen
und Lernerfahrungen für ein Up-Scaling in den Gesetzge-
bungsprozess einzuspielen.

� Forschung zur Gesellschaft-Natur-Perspektive integriert
mit anderen Perspektiven (z. B. sozialen oder ökonomi-
schen), um handlungsleitende Kriterien für eine Rückkehr
innerhalb der planetaren zu gewährleisten.

� Um erfolgreich zu sein, setzt dieser Pfad grundlegende
Veränderungen marktbasierter gesellschaftlicher Struktu-
ren in Richtung einer Postwachstums- und Commons-
Ökonomie voraus. Dazu ist schrittweise ein weitgehender
Umbau der finanziellen Institutionen erforderlich, der ei-
ne Suffizienzorientierung nicht nur nicht unter Druck
setzt, sondern diese auch begünstigt.

23.7.5 Zusammenfassende und vergleichende
Darstellung der Transformationspfade

Die Transformationspfade lassen sich aufgrund dominan-
ter Elemente wie den involvierten Akteur_innen und cha-
rakteristischer Umsetzungsschritte sehr gut unterscheiden.
Abb. 23.7 fasst diese zusammen.
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Abb. 23.7 Charakterisierung der Pfade anhand der Relevanz von Akteur_innen und charakteristische Gestaltungsoptionen für diese; Punkte –
sehr relevant, Kreise – mittelmäßig relevant, kleine Kreise – wenig relevant, kein Punkt – nicht relevant. (Eigene Darstellung)



23.8 Zuordnung von Gestaltungsoptionen zu den Transformationspfaden 637

23.8 Zuordnung von Gestaltungsoptionen
zu den Transformationspfaden

In den Kap. 3–9 (Handlungsfelder) und Kap. 10–22 (Struktu-
ren) wurden zahlreiche Vorschläge für Gestaltungsoptionen
erarbeitet. Im folgenden Abschnitt werden diese Optionen
hinsichtlich ihrer Kompatibilität mit den vier vorgestellten
Transformationspfaden eingeordnet. Zu diesem Zweck wur-
den die Kernaussagen zu Gestaltungsoptionen der einzelnen
Teilkapitel herangezogen und nach einem einfachen dreitei-
ligen Schema charakterisiert. Dabei konnten Kernaussagen
entweder kompatibel und damit unterstützend (grün/+), neu-
tral und damit weder förderlich noch hinderlich (gelb/=)
oder inkompatibel und damit hinderlich (rot/�) für die ein-
zelnen Transformationspfade sein (siehe Abb. 23.8). Diese
Zuordnung wurde nach dem Vier-Augen-Prinzip von zu-
mindest zwei Autor_innen dieses Kapitels vorgenommen,
um eine einheitliche Interpretation der Transformationspfa-
de zu gewährleisten. Die Gestaltungsoptionen stellten sich
bei der Zuordnung als ausreichend eindeutig interpretierbar
heraus, wodurch keine Rücksprache mit den Autor_innen
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Abb. 23.8 Kompatibilität der Gestaltungsoptionen aus den Kap. 3–22
mit den vier Transformationspfaden („grün/+“ entspricht kompati-
bel; „gelb/=“ entspricht neutral; „rot/�“ entspricht inkompatibel; die

Intensität der Farbe entspricht dem jeweiligen Anteil der Gestaltungs-
optionen eines Fachkapitels im dreiteiligen Kompatibilitätsschema).
(Eigene Darstellung)

der Fachkapitel erforderlich war. Bei all dieser Klarheit ent-
stand allerdings eine andere Herausforderung: Manche der
Gestaltungsoptionen sind sehr umfangreich und umfassen
sehr unterschiedliche Aspekte, die sich einzeln betrachtet ge-
genüber den Pfaden auch unterschiedlich zuordnen lassen
würden. Da die Analyseeinheit die Gestaltungsoption in ihrer
Gesamtheit ist, musste hier das Prinzip eingeführt werden,
dass die Zuordnung in diesem Fall nach dem dominanten
Aspekt erfolgt. Auch wenn diese Entscheidungen erst nach
einer Diskussion möglich waren, handelt es sich dabei nur
um vier Gestaltungsoptionen, die diskutiert werden mussten
und bei diesen stand nur die Zuordnungsmöglichkeit kompa-
tibel oder neutral zur Debatte.

Insgesamt wurden 58 Kernaussagen zu Gestaltungsop-
tionen aus den 6 Kapiteln zu Handlungsfeldern und den
12 Kapiteln zur integrierten Perspektive der Strukturbedin-
gungen zugeordnet. Um allen Handlungsfeldern und inte-
grierten Perspektiven unabhängig von der unterschiedlichen
Zahl an Gestaltungsoptionen ein gleiches Gewicht zu geben,
wurde die Zahl der Gestaltungsoptionen je Bereich standar-
disiert.
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Die Zuordnungen in Abb. 23.8 ergeben ein recht kla-
res Bild: Die überwiegende Mehrzahl der vorgeschlagenen
Gestaltungsoptionen ist kompatibel mit dem Pfad 3 „Kli-
maschutz als staatliche Vorsorge“. Nur einige der Gestal-
tungsoptionen verhalten sich neutral gegenüber diesem Pfad.
Konflikte konnten keine identifiziert werden. Pfad 4 „Klima-
freundliche Lebensqualität durch soziale Innovation“ zeigt
ein ähnliches Ergebnis, allerdings mit etwas weniger ausge-
prägter Kompatibilität und dafür mehr Gestaltungsoptionen
als im Pfad 3, die als neutral einzustufen sind. Auch hier ist
keine Gestaltungsoption mit dem Pfad inkompatibel.

Der Pfad 2 „Klimaschutz durch koordinierte Technologie-
entwicklung“ zeichnet sich vor allem durch ein überwiegend
neutrales Verhältnis mit den Gestaltungsoptionen aus. In-
kompatibilitäten konnten keine festgestellt werden. Schließ-
lich ergibt Pfad 1 „Leitplanken für eine klimafreundliche
Marktwirtschaft“ das am stärksten durchmischte Bild. Nur
rund ein Viertel der Gestaltungsoptionen sind kompatibel mit
diesem Pfad. Ein größerer Anteil ist neutral und ein noch grö-
ßerer Anteil der Gestaltungsoptionen erscheint mit diesem
Pfad inkompatibel. Dies ist somit der einzige Pfad, der mit
einigen Gestaltungsoptionen in einem Spannungsverhältnis
steht (siehe Beispiele in Abschn. 23.9).

23.9 Beispielhafte Diskussion von Synergien
undWidersprüchen zwischen
Transformationspfaden

Im nächsten Schritt ist es lohnend, die Synergien und Wider-
sprüche zwischen einzelnen Transformationspfaden anhand
der Zuordnung der Gestaltungsoptionen beispielhaft zu dis-
kutieren, um auszuloten, in welchen Bereichen Transforma-
tionspfade durchaus gemischt werden können und wo eine
Festlegung auf bestimmte Transformationspfade aufgrund
möglicher Konflikte geboten ist. Positiv formuliert liegt der
Fokus auf der Frage, ob durch geschickte Kombination
der unterschiedlichen Transformationspfade bei Gestaltungs-
optionen Chancen genutzt und Risiken vermieden werden
können.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass eine überwiegende
Anzahl (60%) aller Gestaltungsoptionen mit keinem der vier
Pfade inkompatibel ist. Das heißt im Umkehrschluss: unab-
hängig davon, welcher Pfad künftig favorisiert wird, diese
Optionen sind passend, da sie in keinem konflikthaften Ver-
hältnis zu einem der Pfade stehen. Beispiele hierfür wären:

� Kap. 12 Recht: Gestaltungsoptionen dieses Kapitels sind
nur mit dem Pfad 2 „Klimaschutz durch koordinierte
Technologieentwicklung“ in einem neutralen Verhältnis,
alle anderen Pfade sind hier kompatibel. In einer der
beiden Gestaltungsoptionen sind die Verankerung eines
Grundrechts auf Klimaschutz, ein eigener Kompetenztat-

bestand „Klimaschutz“, ein effektives Klimaschutzgesetz
und eine ökologische Steuerreform angesprochen. Zen-
trale Strategie des Pfades 3 ist genau die Bereitstellung
solcher immateriellen Strukturen. Bezogen auf Pfad 4 ist
die Verankerung eines Grundrechts und der Kompetenz-
tatbestand „Klimaschutz“ eine wichtige Grundlage für die
geforderte tiefgreifende Transformation der Beziehungen
zwischen Gesellschaft und Natur sowie innerhalb der Ge-
sellschaft. Gleichzeitig sind beide Gestaltungsoptionen
mit dem Pfad 1 (Marktorientierung) kompatibel, da das
Herstellen von Rechtssicherheit im Sinne von Leitplan-
ken für den Markt die erwünschte Handlungssicherheit
gewährleistet. Damit sind die rechtlichen Gestaltungsop-
tionen, abgesehen von eventuellen speziellen Ausrichtun-
gen im Detail, pfadunabhängig.

� Kap. 13 Innovationssystem und -politik: In diesem
Kapitel verweist eine Gestaltungsoption auf einen not-
wendigen Wandel des staatlichen Rollenverständnisses in
Bezug auf komplexe Prozesse sozio-technischer Trans-
formationen. Hier wird statt einem zu simplen Steue-
rungsverständnis von Transformationsprozessen eine ver-
lässliche und richtungsgebende („direktionale“) Orien-
tierung eingefordert. Diese kann auf klimafreundliche
sozio-technische Innovationen sowie eine moderierende
und mobilisierende Rolle des Staates in Bezug auf private
wie öffentliche AkteurInnen fokussieren. In diesem Fall
liegt eine Kompatibilität mit allen Pfaden vor.

� Kap. 16 Finanzmärkte, Investitionen und Geldsyste-
me: Hochgradig kompatibel ist in diesem Kapitel die
Gestaltungsoption zu einer tiefgreifenden und effektiven
Reform finanzieller Anreizstrukturen und des Steuerwe-
sens. Die intendierte Herstellung von Kostenwahrheit in
Produktion und Konsum dieser Gestaltungsoption wird
als entscheidend für ein klimafreundliches Leben einge-
stuft und ist kompatibel mit allen vier Pfaden.

Ein relativ großer Anteil (40%) der Gestaltungsoptionen
steht in einem Konflikt mit Pfad 1 „Leitplanken für ei-
ne klimafreundliche Marktwirtschaft“. Beispiele für solche
konflikthaften Beziehungen sind:

� Kap. 4 Wohnen: Die Gestaltungsoption im Kapitel Woh-
nen fokussiert auf Förderstrukturen, die unter anderem
den gemeinnützigen Wohnbausektor, kollektive Wohn-
formen und die Priorisierung von Umbau vor Neubau
forcieren sollen (siehe Kap. 4). Dies steht im Konflikt mit
Pfad 1, weil dieser einer Leitplanken-Idee folgt. Inner-
halb dieser Leitplanken soll der Markt selbst mit größt-
möglicher Entscheidungsfreiheit zu optimalen Lösungen
hinsichtlich der Reduktion von Treibhausgasemissionen
führen. Das Favorisieren von gemeinnützigen und kol-
lektiven Wohnformen sowie des Umbaus definiert nicht
nur Leitplanken, sondern greift regulierend in Marktme-
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chanismus (Angebot-Nachfrage) ein. In diesem Kapitel
wird in den Kernaussagen zu „Status-Quo und Dynamik“
auf das Menschenrecht auf angemessenes und leistbares
Wohnen verwiesen. In diesem Zusammenhang wird die
voranschreitende Kommodifizierung, dh. das „zur Wa-
re werden“ speziell bei (thermisch) sanierten Wohnraum,
problematisiert. Die beobachtbare Dynamik ist, dass mit
der Sanierung aus leistbarem Wohnraum ein hochpreisi-
ger wird. Hier zeigen sich Limitierungen beim Pfad 1
auf. Andererseits hat auch dieser Pfad das Potenzial, beim
Wohnen interessante Ansatzpunkte beizusteuern. Ein Bei-
spiel ist eine gute Kennzeichnung von Wohnraum mit
Energiekennzahlen, die sowohl ökologische Aspekte in
der vorgelagerten Warenkette als auch Gesamtkosten mit-
einbezieht (d. h. inkl. künftiger Betriebskosten). Bei einer
multiperspektivischen Entwicklung von neuen Mischpfa-
den ist jedenfalls beim Wohnen darauf zu achten, dass
durch das Verfolgen einer klimafreundlichen Marktwirt-
schaft Kommodifizierungsprozesse nicht zu Nachteilen
für einkommensschwache Gruppen führen (just transi-
tion).

� Kap. 5 Ernährung: In diesem Kapitel wird auf die dem
Ernährungssystem inhärenten Unsicherheiten verwiesen,
die ein flexibles Reagieren erfordern. Dabei werden ad-
aptive, inklusive und sektorübergreifende Ansätze, die
auf dezentrale Selbstorganisation, Entrepreneurship und
soziales Lernen setzen und durch staatliche und finanz-
politische Anreize stark gefördert werden, als besonders
vielversprechend eingestuft. Aufgrund des direktiven Ein-
griffs in denMarkt ist so ein Zugang nicht mit Pfad 1 kom-
patibel. Soll ein neuer Mischpfad die hier angesprochenen
vielversprechende Ansätze nicht erschweren, kann hier
der Marktpfad nur eine limitierte Rolle etwa bei der Pro-
duktkennzeichnung oder bei der markanten Bepreisung
von Ressourcenverbrauch und Emissionen spielen.

� Kap. 8 Sorgearbeit: In diesem Kapitel wird auf das
„Fairteilen“ von unbezahlter und bezahlter Arbeit als
Umverteilung zwischen den Geschlechtern, aber auch
hin zum öffentlichen Sektor verwiesen, um einen sozia-
len Ausgleich herbeizuführen und um klimafreundliche-
re Lebensweisen zu ermöglichen. Eine Arbeitszeitverkür-
zung sowie gerechte Verteilung von bezahlter und un-
bezahlter Arbeit versprechen Stress zu reduzieren und
klimafreundliche Praktiken attraktiver zu machen. Diese
Gestaltungsoption ist kompatibel mit Pfad 3 und Pfad 4.
Hier ist ein Heranziehen des Pfades 1 eher konfliktbela-
den, weil dies wiederum einen Eingriff in das Marktge-
schehen darstellt. Sehr ähnlich verhält es sich mit einer
Gestaltungsoption, die speziell auf eine gerechtere Ver-
teilung von Sorgearbeit und Freizeit abzielt. Hier wird
darauf verwiesen, dass dies jene Emissionen mindert, die
durch Zeitdruck sowie aus Zeit- und Einkommenswohl-
stand entstehen.

� Kap. 17 Soziale und räumliche Ungleichheit: Das Ka-
pitel verweist auf die Erkenntnis, dass Sachleistungen in
Form von öffentlichen Gütern eine progressivere Auswir-
kung auf die Einkommensverteilung haben als Geldtrans-
fers und dass die Bereitstellung von umweltfreundlichen
und lokal-räumlich spezifischen Alternativen sowohl po-
sitive Klima- als auch Verteilungseffekte aufweist. Diese
Interventionsform ist von zentraler Bedeutung für die Pfa-
de 3 und 4. Sie gerät hingegen durch ihren regulierenden
Eingriff in die Marktmechanismen in Konflikt mit Pfad 1.

� Kap. 20 Diskurse und Medien: Gestaltungsoptionen
werden hier beispielweise im Bereich alternativer Jour-
nalismusformen, der Stärkung des Stellenwerts von
Wissenschafts-, Umwelt- und Klimajournalismus in Re-
daktionen, bei der Medienförderung, neuen Finanzie-
rungsmodellen, sowie der Restrukturierung von Eigen-
tumsverhältnissen verortet. Auch das sind keine Leit-
planken, sondern Eingriffe in das Marktgeschehen selbst.
Damit weist der Marktpfad hier eine Inkompatibilität auf,
die bei der Entwicklung von neuen Mischpfaden berück-
sichtigt werden sollte. Sowohl beim Wohnen als auch bei
Diskursen und Medien ist der Pfad 2 „Klimaschutz durch
koordinierte Technologieentwicklung“ in einem neutra-
len Verhältnis zur Gestaltungsoption, während die Pfade 3
„Klimaschutz als staatliche Vorsorge“ und Pfad 4 „Klima-
freundliche Lebensqualität durch soziale Innovation“ hier
kompatibel und unterstützend sind; also bei der Entwick-
lung von neuen Pfaden bilden diese einen konfliktfreien
gemeinsamen Optionenraum.

23.10 Analyse und Diskussion der
Ansatzpunkte von Gestaltungsoptionen

Die Gestaltungsoptionen der Kap. 3–22 werden im Folgen-
den entsprechend der in Abschn. 23.6 vorgestellten Metho-
dik nach Meadows (1999) und Abson et al. (2017) hin-
sichtlich ihrer Ansatzpunkte und der Eindringungstiefe in
das österreichische sozio-ökonomische System analysiert.
Dafür wurde jede Gestaltungsoption der Systemdimension
zugeordnet, die explizit oder implizit angesprochen und „ak-
tiviert“ werden soll. Auch hier gilt wie im vorangegangenen
Kapitel die methodische Einschränkung, dass Gestaltungs-
optionen mehrere unterschiedlich zuordenbare Aspekte be-
inhalten und wir die Zuordnung nur nach einem Aspekt
vornehmen konnten. Aus diesem Grund haben wir die Zu-
ordnung nach dem jeweils dominanten Aspekt vorgenom-
men.

Die Analyse zeigt die Verteilung der zugeordnetenGestal-
tungsoptionen auf die vier Systemdimensionen Parameter,
Feedbacks, Design und Intention. Diese Verteilung wird in
der Folge hinsichtlich ihres spezifischen Profils bzw. ih-
rer Schwerpunktsetzung bei der angestrebten Transformation
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Abb. 23.9 Abschätzung der Proportionen der vorgesehenen Gestal-
tungsoptionen je Systemdimension und deren unterschiedliche Eindrin-
gungstiefe (Abson et al., 2017) für die Kap. 3–22 dieses Berichtes. Die

vier Pfeile visualisieren den prozentualen Anteil der gesamten ausge-
sprochenen Gestaltungsoptionen dieses Berichtes je Systemdimension

zur Senkung der geforderten THG-Emissionen diskutiert.
Die Einordnung ermöglicht zudem einen Vergleich mit der
Analyse des Abschn. 23.6.2, in dem andere österreichische
Berichte zu Klimaschutz und Anpassung an den Klimawan-
del hinsichtlich ihres Profils untersucht wurden.

Abb. 23.9 zeigt die Zuordnung der ausformulierten Ge-
staltungsoption pro Kapitel in standardisierter Form. Für
jedes Kapitel wurden dabei die vorgeschlagenen und ausfor-
mulierten Gestaltungsoptionen einer der vier Systemdimen-
sionen zugeordnet und in Prozent der gesamten Optionen
ausgedrückt (manche Kapitel formulierten lediglich eine ein-
zige Gestaltungsoption). So wurde beispielsweise die Gestal-
tungsoption aus dem Kapitel Wohnen der Parameterebene
zugeordnet. Die jeweils zwei Optionen aus den Kapiteln Er-
nährung und Mobilität konnten hingegen der Designebene
zugerechnet werden. Die Pfeile am unteren Ende der Grafik
zeigen den Anteil aller Gestaltungsoptionen des Berichtes an
der jeweiligen Systemdimension in Prozent.

Hier wird die Dominanz an Gestaltungsoptionen deutlich,
welche die Designebene betreffen. Dies entspricht der Inten-
tion des vorliegenden Berichtes, der auf die Umgestaltung
von Strukturen fokussiert, weil diese als zentral für die Er-
reichung der Klimaziele angesehen werden. Dieser Fokus
favorisiert Gestaltungsoptionen, die entsprechend der Klas-
sifikation von Meadows (1999) und Abson et al. (2017) eine
vergleichsweise höhere Eindringungstiefe aufweisen.

Da der vorliegende wissenschaftliche Bewertungsbericht
nicht „policy prescriptive“ sein soll, werden hier nur Ge-
staltungsoptionen aufgezeigt. In der Folge wird der Begriff
„Maßnahmen“ nur dann verwendet, wenn es um die Diskus-
sion von politischen und programmatischen Strategien bzw.
Transformationspfaden geht.

Ein effektiver Transformationspfad erfordert eine ausge-
wogene Verteilung von Maßnahmen auf die vier Systemdi-
mensionen. Unterschiedliche Schieflagen in der Verteilung
können verschieden bewertet werden. Ein Schwerpunkt auf
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die Dimensionen Parameter und Feedbacks bleibt beispiels-
weise recht wirkungslos, wenn die Dimension Design und
Intention kaum berücksichtigt werden (wie die Vergangen-
heit auch gezeigt hat). Zudem bleiben bei einer solchen
Schwerpunktsetzung die schwer zu überwindenden Barrie-
ren bei Design und Intention weiterhin bestehen. Umgekehrt,
wenn der Schwerpunkt bei Design und Intention liegt, aber
keine Maßnahmen in den Dimensionen Parameter und Feed-
back vorgesehen werden, wird es nur sehr langsam zu Verän-
derungen kommen. Wenn Maßnahmen auf der Design- und
Intentionsebene umgesetzt werden, sind allerdings Barrieren
für Maßnahmen in den Systemdimensionen Parameter und
Feedbacks vergleichsweise leichter überwindbar.

Für eine Transformation sind daher Strategien, die an
mehreren Systemdimensionen ausgewogen ansetzen, als be-
sonders transformativ einzustufen. Wie im Abschn. 23.6.2
diskutiert, ist der Fokus von Strategien und Szenariopro-
jekten in Österreich zumeist auf Ansatzpunkte der Para-
meterebene gerichtet; weniger Fokus wurde auf Feedbacks
innerhalb des Systems bzw. das Design des Systems gelegt.
Systemintentionen wurden im NEKP und Ref-NEKP bisher
nicht adressiert, nämlich dann, wenn es um konkrete Maß-
nahmen bzw. Gestaltungsoptionen geht (siehe Abb. 23.6).
Ein Argument dafür könnte sein, dass es wenige Gestaltungs-
optionen bei den Systemdimensionen Design und Intention
gibt bzw. dass diese weniger gut erforscht sind.

Dieses Argument wird mit dem vorliegenden Bericht
zumindest teilweise widerlegt, da es mit dem Fokus des
Berichts auf Strukturen für ein klimafreundliches Leben ge-
lungen ist, eine große Zahl an Gestaltungsoptionen für eine
Veränderung bei der Systemdimension Design herauszuar-
beiten (knapp zwei Drittel der gesamten Gestaltungsoptionen
dieses Berichts). Auch bei Feedbacks und Intention findet
sich jeweils noch eine nicht unbeträchtliche Zahl an Ge-
staltungsoptionen. Diese konkreten Ausformulierungen von
Gestaltungsoptionen vor allem auf der Designebene sind
damit ein wertvoller Beitrag, um den oftmals zu einsei-
tigen Fokus auf die Dimension Parameter in den ande-
ren Systemdimensionen mit hoher Eindringtiefe zu erwei-
tern.

Besonders interessant erscheinen in dieser Diskussion
auch Gestaltungsoptionen für die Intentionsebene, welchen
die größte Transformationskraft zugeschrieben wird. Bei-
spielsweise formuliert hier das Kapitel Recht ein „Grund-
recht auf Klimaschutz“, das Kapitel Finanzmärkte ei-
ne „Ent-Kommodifizierung und De-Monetarisierung von
wirtschaftlichem Handeln“ oder das Kapitel Netzgebun-
dene Infrastrukturen „egalitäre Governance-Ansätze [und]
Mehrebenen-Governance-Mechanismen [. . . ] um Strategie-,
Planungsprozess und Maßnahmen am klimafreundlichen Le-
ben auszurichten“. Diese Art von Gestaltungsoptionen unter-
scheidet sich signifikant von Maßnahmen bisheriger Strate-
gien, die lediglich die Parameterebene ansprechen.

Technische Lösungsansätze, die zumeist nur auf der Para-
meterebene wirken, sind keineswegs zu vernachlässigen. Sie
sind jedoch in ihrem Wirken im Vergleich zu Ansatzpunk-
ten mit größerer Eindringungstiefe in einem System (wie
dem Design oder der Intention) beschränkt und könnten für
sich alleine genommen – so die Theorie der Ansatzpunkte –
keine Transformation bewerkstelligen. Erst wenn technische
Lösungsansätze mit Maßnahmen auf der Systemdimensi-
on Design und Intention unterstützt werden, können diese
ihr Potenzial entfalten. Daher ist eine gute Abstimmung al-
ler Systemdimensionen mit einer systemischen Betrachtung
von Strukturen und Gestaltungsoptionen für eine notwendige
Transformation zur Erreichung der Klimaziele unerlässlich.

Entsprechend der Argumentation der unterschiedlichen
analytischen Zugänge zu Ansatzpunkten kann zusammen-
fassend festgestellt werden, dass ein zentraler Grund für
die nach wie vor zu hohen THG-Emissionen in der zu ein-
seitigen Fokussierung auf die Parameterebene liegt. Damit
wurde die Notwendigkeit, anspruchsvolle und tieferliegen-
de systemische Zusammenhänge zu adressieren, missachtet.
Dementsprechend sind neue Strategien daran zu messen,
inwieweit sie mit dieser einseitigen Parameterfokussierung
brechen und effektive Zugänge entwickelt werden, die den
bisherigen Fokus mit Maßnahmen der in diesem Bericht
vorgeschlagenen Gestaltungsoptionen tieferer Eingriffstiefe
erweitern.

23.11 Schlussfolgerungen

Notwendige Komplementarität von Gestaltungsoptionen
in allen Systemdimensionen
Der vorliegende ‚APCC Special Report Strukturen für ein
klimafreundliches Leben‘ verdeutlicht durch seinen Fokus
auf Strukturen seine Komplementarität zu anderen schon
existierenden Strategien und Szenarioprojekten (z. B. NEKP,
Ref-NEKP), die ihren Fokus insbesondere auf Maßnahmen
bzw. Gestaltungsoptionen in der Systemdimension Para-
meter und Feedback richteten. Im Vergleich zu bisherigen
Strategien werden hier für eine Transformationwertvolle und
bislang zu wenig belichtete Gestaltungsoptionen mit starkem
transformativen Gewicht vorgestellt. Die Ergebnisse dieses
Berichtes verdeutlichen folgende Sachverhalte:

� In der Literatur werden umfangreiche Gestaltungsoptio-
nen in allen vier Systemdimensionen ‚Parameter‘, ‚Feed-
backs‘, ‚Design‘ und ‚Intention‘ deutlich beschrieben und
diskutiert.

� Eine Transformation ist nur möglich, wenn Maßnahmen
entlang aller vier Systemdimensionen implementiert wer-
den.

� Der bisher starke Fokus auf die Systemdimension ‚Para-
meter‘ ist aus Policy-Perspektive nachvollziehbar, da dazu
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mehr Wissen existiert und diese Dimension vergleichs-
weise einfacher zu adressieren ist.

� Gleichzeitig ist nicht davon auszugehen, dass der bisher
gesetzte Fokus die notwendige Transformationskraft ent-
falten kann.

� Entsprechend der wissenschaftlichen Literatur wird eine
effektive Klimapolitik angesichts des Handlungsdrucks
die allermeisten der verfügbaren Gestaltungsoptionen
umgehend und gut abgestimmt ergreifen müssen, sollen
die gesetzten Klimaziele erreicht werden (vgl. Kirchen-
gast et al., 2019; S. 17).

Der vorliegende Sachstandsbericht hat nochmals die Wich-
tigkeit der Rolle institutioneller und materieller Strukturen
herausgearbeitet und aufgezeigt, wie stark diese ein klima-
freundliches Leben fördern, behindern oder verhindern kön-
nen. Individuelle Motivationen und Verhalten für oder gegen
klimafreundliches Verhalten steht nicht im Mittelpunkt der
Betrachtung, sollten aber begleitend zur Umgestaltung in-
stitutioneller und materieller Strukturen in einem weiteren
Schritt untersucht werden, um Friktionen zu vermindern und
kooperatives Zusammenwirken zu erreichen.

Synergien und Spannungen zwischen unterschiedlichen
Transformationspfaden
Die Ergebnisse zeigen, dass die Gestaltungsoptionen die-
ses Berichts insbesondere mit dem Pfad ‚Klimaschutz als
staatliche Vorsorge‘ und, etwas weniger stark ausgeprägt,
mit dem Pfad ‚Klimafreundliche Lebensqualität durch sozia-
le Innovation‘ korrespondieren. Trotz dieser Korrespondenz
zeigt sich, dass die Mehrzahl der vorgestellten Gestaltungs-
optionen einen unterschiedlichen ‚good-fit‘ mit einem oder
mehreren Transformationspfaden darstellt, bzw. zumindest
nicht vollständig inkompatibel ist. Das bedeutet, dass unab-
hängig davon welcher Pfad favorisiert wird, eine große Zahl
an Gestaltungsoptionen, die auch verschiedene Systemdi-
mensionen ansprechen, verwendet werden können, ohne zu
tiefgreifenden Konflikten zwischen grundsätzlich verschie-
denen Transformationsparadigmen zu führen. Dies sollte den
politischen Entscheidungsprozess erleichtern.

Die restlichen Gestaltungsoptionen erweisen sich im Ver-
hältnis zum Pfad 1‚Leitplanken für eine klimafreundliche
Marktwirtschaft‘ als konflikthaft und spannungsbeladenen.
In diesem Fall ist eine klare politische Positionierung er-
forderlich, will man Friktionen bei der Einrichtung und
Umsetzung vermeiden.

Aus der Diskussion der vorgestellten Transformations-
pfade kann abgeleitet werden, dass die Entwicklung eines
neuen ‚Mischpfades‘ ein hohes Maß an Wirksamkeit ver-
spricht, da so Synergien zwischen den Pfaden genutzt und
Schwächen einzelner Pfade vermieden werden können. In

Ergänzung erfordert dies bei spannungsbeladenen Gestal-
tungsoptionen politische Richtungsentscheidungen, um das
sozio-ökonomische System auf die Erreichung der Klima-
ziele auszurichten.

Akteur_Innen der Transformationspfade
Bei den vorgestellten Gestaltungsoptionen und vier Transfor-
mationspfaden nehmen Akteur_innen unterschiedliche Rol-
len auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen ein. Durch
den starken Fokus auf institutionelle und materielle Struk-
turen spielt der Staat als Akteur eine besondere Rolle: bei
Pfad 1 ‚Leitplanken für eine klimafreundliche Marktwirt-
schaft‘ und Pfad 2 ‚Klimaschutz durch koordinierte Techno-
logieentwicklung‘ ist die Rolle des Staates jene der rahmen-
setzenden Institution, die insbesondere die Festlegung von
klaren Planungshorizonten vornimmt. Der Staat tritt damit
als aktiver Gestalter von innovationsfördernder Forschungs-,
Technologie- und Innovationspolitik auf. In Pfad 3 ‚Kli-
maschutz durch staatliche Vorsorge‘ übernimmt der Staat
eine noch stärker ‚vorsorgende‘ und ‚bereitstellende‘ Rolle,
während im Pfad 4 ‚Klimafreundliche Lebensqualität durch
soziale Innovation‘ der Staat Freiräume und Nischen für
soziale Innovationen anbietet und deren Upscaling und Ver-
breiterung auf der Regimeebene unterstützt.

Gleichzeitig wird deutlich, dass alle vier Pfade neben
dem Staat in seiner jeweils besonderen Rolle maßgeb-
lich von unterschiedlichen Akteur_innen in unterschiedli-
chen Rollen und in einem unterschiedlichen Zusammen-
spiel mitgestaltet werden: Angesichts der Notwendigkeit,
möglichst alle zur Verfügung stehenden Gestaltungsoptio-
nen aufeinander abgestimmt an allen vier Systemdimen-
sionen anzusetzen, ist es unerlässlich, eine Vielzahl an
unterschiedlichen Akteur_innen (z. B. Sozialpartner, Unter-
nehmen, NGOs, zivilgesellschaftliche Bewegungen . . . ) ins
Boot zu holen, deren mögliche Beiträge einzufordern und
gleichzeitig auch wertschätzend zu integrieren. Bei der Ent-
wicklung eines Transformationspfades zur Erreichung der
Klimaziele muss nicht nur die Wirksamkeit von strukturel-
len Änderungen des sozio-ökonomischen Systems bedacht
werden, sondern auch die Akzeptanz von Gestaltungsop-
tionen auf gesellschaftlicher und politischer Ebene. Die
verschiedenen politischen Parteien haben verständlicherwei-
se eine Nähe zu jenen Transformationspfaden, die ihrer
politischen Grundorientierung am besten entsprechen. Die
Dringlichkeit des Handlungsbedarfs erfordert es, Transfor-
mationspfade zu finden, die einerseits nach wissenschaft-
licher Einschätzung die angestrebten Klimaziele erreichen
und denen andererseits eine Vielzahl gesellschaftlicher Ak-
teur_innen zustimmen kann, um das Momentum zu erzeu-
gen, das die anstehende tiefgreifende Transformation erfor-
dert.
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24.1 Einleitung

Teil 5 nimmt eine Bestandsaufnahme von Theorien vor, die
in einem weiten Sinne Wandel untersuchen. „Theorien des
Wandels“ ist ein Überbegriff für all diejenigen Theorien, die
helfen, aktuelle Dynamiken der Klimakrise zu verstehen und
sowohl die stattfindenden als auch die notwendigen Trans-
formationen zu fassen.

So sind wir bei der Bestandsaufnahme vorgegangen:Nach
einem ersten Brainstorming zu relevanten und prominen-

ten Ansätzen sind wir an Expert_innen herangetreten mit
der Bitte, ihren Forschungsansatz nach den vier berichtlei-
tenden Fragen (siehe Kap. 1) darzulegen: (1) Fragen nach
dem Status quo und den Herausforderungen, (2) nach Not-
wendigkeiten, (3) nach Strukturen und Akteur_innen sowie
(4) Gestaltungsoptionen. Alle Ansätze werden jeweils ihrer
inneren Logik folgend dargestellt. Sie werden vor allem in
Hinblick auf ihren Beitrag zu Strukturveränderungen hin zu
einem klimafreundlichen Leben kritisch betrachtet. Lücken
in der Darstellung von Theorien des Wandels wurden im
Austausch mit den am Bericht Beteiligten identifiziert und
dort, wo es möglich war, gefüllt.

Die vorliegende Bestandsaufnahme erhebt keinerlei An-
spruch auf Vollständigkeit. Sie ist das Ergebnis ei-
nes Bottom-up-Prozesses und der Bereitschaft von Ex-
pert_innen, ihnen besonders relevant erscheinende Ansätze
gemäß der oben dargestellten Systematik darzulegen. Die
Bestandsaufnahme stellt ein erstes Sammeln und Auswerten
von in Klimawandeldiskursen oft weniger präsenten, de-
zidiert sozialwissenschaftlichen Ansätzen dar, die sich mit
klimaunfreundlichen Strukturen sowie deren Transformation
in Richtung klimafreundlicher Strukturen beschäftigen.

Die Zuordnung der Theorien des Wandels zu Per-
spektiven – der Markt-, Innovations-, Bereitstellungs- und
Gesellschaft-Natur-Perspektive – stand im Vorfeld nicht fest,
sondern ist Ergebnis eines reiterativen und kollaborativen
Review- und Assessment-Prozesses. Die Perspektiven ha-
ben, wie schon in Kap. 2 ausgeführt, eine Doppelfunktion.
Sie dienen – innerhalb des Sachstandsberichtes – dem Schär-
fen von Sichtweisen. Beispielweise kann das Handlungsfeld
„Wohnen“ und dessen Transformation in Richtung Klima-
freundlichkeit aus allen Perspektiven betrachtet werden. Je
nach Betrachtungsweise wird man Unterschiedliches sehen:
zu regulierende Wohnungsmärkte aus der Marktperspektive
oder die Klimabilanz von Neubauten aus der Gesellschaft-
Natur-Perspektive. Dasselbe gilt für Strukturen. Begreift
man Erwerbsarbeit als eine Struktur, kann man sie ebenfalls
aus unterschiedlichen Blickwinkeln – Perspektiven – aus-
leuchten. Die Perspektiven dienen im Bericht dem bewussten
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Umgang mit epistemischem Pluralismus, das heißt der Viel-
fältigkeit von Wissensformen. Wie stark oder schwach die
Perspektiven in den jeweiligen Kapiteln und Unterkapiteln
präsent sind, hängt vor allem davon ab, wie stark sich die
Autor_innen der einzelnen Subkapitel beim Ausleuchten ih-
res Themas auf Multiperspektivität einlassen konnten.

Die Perspektiven sensibilisieren generell für Multiper-
spektivität, also dafür, dass es nie nur eine wissenschaftliche
Perspektive auf den Status quo, tatsächlichen und notwen-
digen Wandel, Barrieren und Akteur_innen gibt. Multiper-
spektivität ist weniger ein normatives Ideal, dem sich die Au-
tor_innen von Kap. 2 und Teil 5 verpflichtet fühlen, sondern
vielmehr dem tatsächlich existierenden „epistemischen Plu-
ralismus“ geschuldet: Es gibt eine Vielzahl an Theorien des
Wandels. Es gibt aber auch „Familienähnlichkeiten“, die sich
aus ähnlichen Werthaltungen, Interessen und Herangehens-
weisen (Methoden) ergeben. Die Wissenschaftstheorie un-
terscheidet unter anderem „epistemic communities“ (Haas,
1992), Paradigmen (Kuhn, 1976) und Denkkollektive mit je-
weils gemeinsamen Denkstilen (Fleck, 1935). Wir sprechen
von „Perspektiven“ (vgl. Kap. 2). Unterschiedliche Perspek-
tiven implizieren unterschiedliche Problematisierungen kli-
marelevanter gesellschaftlicher Transformationen, die Aus-
wahl als relevant identifizierter Strukturen klimafreundlichen
Lebens und damit verbundener Lösungsstrategien. Damit
mit Hilfe von Multiperspektivität umzugehen, heißt: Diffe-
renzen, Inkompatibilitäten (die nach Grundsatzentscheidun-
gen verlangen), Stärken und Schwächen, Ähnlichkeiten und
mögliche produktive Überschneidungen zwischen Ansätzen
und Perspektiven zu erkennen und diese Erkenntnis sowohl
in Analysen und Zielvorstellungen als auch in Gestaltungs-
optionen zu übersetzen (Novy, Bärnthaler, & Heimerl, 2020;
siehe auch Abschn. 2.3).

Im Folgenden werden verschiedene Theorien des Wan-
dels geordnet nach den vier Perspektiven ausführlicher vor-
gestellt. Jeweils vorangestellt ist nochmals eine kurze Zu-

sammenfassung der jeweiligen Perspektive. Manche Theo-
rien des Wandels – auch dies sei noch angemerkt – können
nicht nur einer, sondern mehreren Perspektiven zugeordnet
werden. Ein Beispiel: Der Exnovations-Ansatz liefert eine
gesellschaftliche Perspektive auf notwendigen Wandel. Er
kann aber auch als Ergänzung bzw. kritischer Blick auf Inno-
vationsansätze verstanden werden und als solcher unter der
Innovationsperspektive verortet werden.

Es gibt zudem Theorien des Wandels, die relevant sind,
aber aufgrund fehlender personeller Kapazitäten in diesem
Bericht nicht in die Bestandsaufnahme aufgenommen wur-
den. Dies sind insbesondere systemtheoretische Ansätze.
Dazu zählen Ansätze, die sozial-ökologische Systeme als
komplexe, adaptive Systeme und deren Zusammenspiel als
Panarchie begreifen, also als ein Zusammenspiel, das sys-
temischen Eigenlogiken Aufmerksamkeit schenkt (Fischer-
Kowalski & Erb, 2016). Weiters fehlen Theorien zur öko-
logischen Ökonomie, ökologischen Modernisierung, zum
Wertewandel, zu „urban transitions“ und zu Umweltbewe-
gungen.
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25.1 Einleitung

Die Marktperspektive betrachtet Märkte (das heißt indivi-
duelle, dezentrale Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte
innerhalb gegebener Rahmenbedingungen) als zentrale In-
stitution und Preisrelationen als zentrale Hebel für klima-
freundliches Leben. Strukturen werden als Regeln für das
Handeln auf Märkten verstanden; zudem sind Märkte unter
anderem in rechtliche und gesellschaftliche Rahmenbedin-
gungen und Institutionen (z. B. Verfügungsrechte, Vertrags-
rechte) eingebettet. Es braucht Rahmenbedingungen, die
Märkte regulieren, sodass das Verursacherprinzip wirksam
wird: Wer Emissionen verursacht, muss bezahlen (Kosten-
wahrheit). Dabei wird versucht, dass die freie individuelle
Wahlentscheidung so weit als möglich mit dem Erreichen der
Klimaneutralität vereinbar bleibt. Gestalten als koordiniertes
Handeln ist in dieser Perspektive das Setzen richtiger wirt-
schaftspolitischer Rahmenbedingungen, insbesondere durch
Anreizsysteme. Klimafreundliches alltägliches Handeln in

der Marktperspektive basiert auf individuellemKonsum- und
Investitionsverhalten durch den Erwerb und die Nutzung
nachhaltiger und emissionsarmer Produkte und Dienstleis-
tungen. Instrumente sind Informationspolitik und Markt-
transparenz (z. B. Produktkennzeichnung), aber vor allem
auch geänderte Regulierungen und Entscheidungsarchitektu-
ren (durch Steuerreform oder Emissionshandel).

Die wichtigsten Theorien des Wandels aus einer Markt-
perspektive, die im Folgenden ausführlicher behandelt wer-
den, sind Umwelt-, Verhaltensökonomik, Umwelt-, Klima-
und Wirtschaftspsychologie und Public Choice.

25.2 Umweltökonomik

Lead Autor_innen
Michael Getzner, Julia Fankhauser

Kernaussagen
� Die Umweltökonomik befasst sich imWesentlichen

mit der (ökonomischen/monetären) Bewertung na-
türlicher Ressourcen und Veränderungen der Um-
weltqualität auf Basis rationaler Entscheidungen
von Wirtschaftssubjekten (Haushalten, Unterneh-
men).

� Die Umweltökonomik ist bestrebt, die Summe aus
den Schäden durch Klimawandel und den Kosten
für die Vermeidung des Klimawandels zu minimie-
ren. Ungebremster Klimawandel ist ineffizient.

� Handelbare Emissionszertifikate und Umweltsteu-
ern bieten infolge der Monetarisierung und Interna-
lisierung externer Kosten wesentliche Anreize für
umweltfreundliche Entscheidungen.

� Wenn entsprechende zusätzliche Instrumente (z. B.
Standards, Information) sowie soziale Ausgleichs-
mechanismen implementiert werden, kann eine
marktwirtschaftliche Steuerung der Preise und
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Mengen wesentlich zur Reduktion von Emissionen
beitragen.

� Wenn umweltökonomische Steuerungsinstrumente
eingesetzt werden, sind diese zwar wesentlich (not-
wendig), aber nicht hinreichend zur Lösung der Kli-
makrise, da insbesondere strukturelle Fragen (z. B.
Beschäftigung, soziale Verteilung, Machtasymme-
trie, Wirtschaftswachstum) nicht (direkt) verändert
werden.

� Es wird davon ausgegangen, dass freiwillige Emis-
sionsreduktionen nicht ausreichen. Der Ausstoß
von Treibhausgasen muss verteuert werden (CO2-
Steuer, Emissionsbepreisung), damit emissionsär-
mere Technologien wettbewerbsfähig werden.

Die Umweltökonomik (Environmental Economics) ist ei-
ne auf Umweltgüter und natürliche Ressourcen bezogene
Subkategorie der Ökonomik (Volkswirtschaftslehre). Unter
Umweltgütern versteht man Produktionsfaktoren, die direkt
aus der Natur stammen und nicht unter die klassischen Pro-
duktionsfaktoren wie Arbeit, Boden und Kapital fallen. Die
Umweltökonomik anerkennt die Knappheit der natürlichen
Ressourcen und limitierte Regenerationsfähigkeit der natür-
lichen Systeme. Umweltprobleme werden als Knappheits-
probleme, falsche oder fehlende Preissignale und fehlende
oder nicht ausreichend definierte Eigentums- und Verfü-
gungsrechte (Property Rights), das heißt als Marktversagen,
verstanden. So bearbeitet die Umweltökonomik Entschei-
dungen zur Lösung dieser Knappheitsprobleme unter Unsi-
cherheit und mit Bezug auf die Zukunft (Diskontierung).

Das Konzept von externen Effekten des englischen Na-
tionalökonomen A. C. Pigou (1920) ist ein wichtiger his-
torischer Ausgangspunkt für Umweltpolitik. Pigou (1920)
konnte nachweisen, dass die Externalisierung von Wirkun-
gen einer Produktions- oder Konsumtätigkeit zu einer inef-
fizienten Allokation der Ressourcen führt – positiv als ex-
terne Nutzeffekte oder negativ als externe (Umwelt-)Kosten.
Als (umweltpolitische) Instrumente sollen daher Pigou-
Subventionen/Steuern durch einen Subventions- bzw. Steu-
ersatz jeweils in Höhe des Grenznutzens bzw. Grenzschadens
die externen Effekte internalisieren. Daraus lassen sich be-
reits die wichtigsten Forschungsfelder der Umweltökonomik
ableiten: die (monetäre) Bewertung externer Effekte, die Op-
timierung der Umweltqualität durch Grenzkosten und Grenz-
nutzen sowie die effiziente Ausgestaltung umweltpolitischer
Instrumente (z. B. Standards und Regulierungen, Preis- und
Mengensteuerung).

Vertreter_innen der Umweltökonomik sehen die Ursa-
chen der derzeitigen Entwicklung in Bezug auf den Kli-
mawandel nach wie vor im Fehlen von Märkten („missing
markets“), doch auch darin, dass Märkte ein „falsches“

Niveau von Umweltqualität generieren können. Trotz der
vielen Einwände, beispielsweise der Ökologischen Ökono-
mik (z. B. hinsichtlich der fehlenden Substitution zwischen
„natural capital“ und „man-made capital“; fehlende Berück-
sichtigung ökologischer Dynamik; den Modellen inhärentes
Wirtschaftswachstum; siehe Common & Stagl, 2005), gehen
Umweltökonom_innen davon aus, dass Marktmechanismen1

die beste Lösung von Umweltproblemen und der Alloka-
tion von Umweltgütern und natürlichen Ressourcen seien
(Hanley, Shogren, & White, 2019). Sie sind daher optimis-
tisch hinsichtlich der Lösung von Umweltproblemen durch
Anreize zu ressourcensparendem Verhalten sowie durch
technischen Fortschritt (technologischer Optimismus). Sie
verweisen dabei auf das Konzept der schwachen Nachhal-
tigkeit („weak sustainability“; vgl. Hartwick, 1977; Solow,
1974), wonach die Gesellschaft über verschiedene Arten von
Kapital (z. B. „man-made capital“, „natural capital“) verfügt
und diese Kapitalarten substituierbar sind und sich auch nicht
grundsätzlich im Sinne der Modellierung und Beschreibung
unterscheiden. Aus naturwissenschaftlicher Sicht trifft das
für das natürliche Kapital nicht zu, z. B. hinsichtlich mög-
licher multipler Gleichgewichte und sogenannter Kippunkte
(„tipping points“ – an denen geringe (Zer-)Störung immense
Veränderungen auslösen). Somit ist Nachhaltigkeit durch ei-
nen zumindest konstanten Kapitalstock, der sich aus diesen
Kapitalarten zusammensetzt, gegeben. Wirtschaftswachstum
im Sinne beispielsweise von Green oder Sustainable Growth
ist hierbei kein Problem, solange der gesamte Kapitalstock
zumindest konstant bleibt.

Wenn dieVerfügungsrechte über Umweltressourcen klar
definiert sind (z. B. auch im Rahmen handelbarerEmissions-
zertifikate), dann steigt der Preis auf diesem Umweltmarkt
bei größerer Knappheit (z. B. saubere Luft wird verschmutzt
und dadurch knapper) und die Umweltressourcen werden
geschont, da Preisanreize für die Verbesserung der Um-
weltqualität wirksam werden und bei jenen Emittent_innen,
bei denen die Emissionsreduktion am kostengünstigsten
ist, die Emissionen vermieden werden (gesamtwirtschaftli-
che Kostenminimierung zur Erreichung eines vorgegebenen
Umweltqualitätsziels). Diese „First-best-Lösungen“ führen
zu einer volkswirtschaftlich optimalen Allokation (Pareto-
Optimum). Nach Coase (1960) ist es zudem (unter einer
Reihe von Annahmen, z. B. inexistente Transaktionskosten)

1 „Marktmechanismen“ subsumiert hier nicht nur die übliche Vorstel-
lung von Märkten als dezentrale Allokationsmechanismen von Gütern
und Ressourcen, sondern grundsätzlich dezentrale Entscheidungen von
Haushalten (als Konsument_innen und Bürger_innen) ebenso wie von
Unternehmen. Unterstellt wird hierbei, dass im Rahmen des methodo-
logischen Individualismus die dezentrale Informationsverarbeitung und
Entscheidungsfindung einem zentralen planenden Eingriff überlegen
sind. Dies kann in Bezug auf Umweltprobleme sowohl mit Vorteilen
(z. B. Effizienz) als auch Nachteilen (z. B. Marktversagen, fehlende Be-
rücksichtigung intra- und intergenerationeller Gerechtigkeit) verbunden
sein.
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unerheblich, ob die bzw. der physische Verursacher_in von
Emissionen oder jene, die von den Emissionen betroffen
sind, die Verfügungsrechte über die Nutzung der Umwelt-
ressource innehaben.

Die Kosten-Nutzen-Analyse dient der Umweltökonomik
als wesentliches Bewertungsinstrument für die Bestimmung
einer optimalen Umweltqualität (bzw. der Reihung von
Vorhaben des Staates und der Planung, öffentliche Güter
bereitzustellen) (Boardman et al., 2017; Hanley & Spash,
1993). Diese bestimmt die Politik- oder Projektwirkungen
auf naturwissenschaftlicher Basis, monetarisiert diese und
macht die Wirkungen (Kosten und Nutzeffekte), die zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten stattfinden, mittels Diskontierung
vergleichbar. Die Monetarisierung (z. B. anhand offenbarter
[„revealed“] oder geäußerter [„stated“] Präferenzen) basiert
hierbei auf der Zahlungsbereitschaft („willingness-to-pay“)
oder der Kompensationsforderung („willingness-to-accept“)
der Bürger_innen (Johnston et al., 2017). Somit wird hierbei
auch die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt aus den indivi-
duellen Präferenzen (das heißt Wohlfahrtsgewinnen oder
-verlusten) der Bürger_innen abgeleitet; umweltpolitische
Maßnahmen werden somit aus der Perspektive der Wohl-
fahrtswirkungen (mit dem Ziel der Wohlfahrtsmaximierung,
das heißt aus Sicht der Effizienz) beurteilt. Die Umwelt-
ökonomik konzipiert Instrumente für eine effiziente Kli-
mapolitik und versucht im Rahmen einer Optimierung das
Umweltqualitätsniveau (das heißt das Ausmaß an Klima-
schutz) zu bestimmen, bei welchem die Grenzkosten und
die Grenznutzen gleich sind, also die eine optimale Umwelt-
qualität mit den geringsten gesamtwirtschaftlichen Kosten
erreicht wird (Baumol & Oates, 1975). Übertragen auf die
Klimakrise ist der Anspruch hierbei, sämtliche Klimarisiken,
die Begrenztheit der Ressourcen und die Wirkungen auf die
Ökosysteme und ihre Netzwerke in monetäre Größen über-
setzen zu können (Monetarisierung).

Verhandlungen zwischen Verursacher_in und Betroffe-
ne_r führen (unter einer Reihe von Bedingungen wie öko-
nomischer Rationalität der Marktteilnehmer_innen und in-
existenter Transaktionskosten) zu einer optimalen Allokation
(Nutzung) der Umweltressource. Es braucht hierbei – wie
auch bei vielen anderen neoklassisch geprägten Lösungs-
vorschlägen für Ressourcenknappheit – nur einen Staat, der
die Verfügungsrechte garantiert und im Streitfall durchsetzt
(Coase, 1960). Ein eigener, das heißt zusätzlich steuern-
der Planungseingriff des Staates, abgesehen allenfalls von
der Festlegung eines Umweltqualitätszieles, ist im Opti-
malfall hierbei nicht notwendig. Für die Lösung von Um-
weltproblemen sind daher insbesondere Anreizmechanismen
(Ökosteuern, Wegfall umweltkontraproduktiver Subventio-
nen) sowie die Definition von Verfügungsrechten (handel-
bare Verschmutzungszertifikate) wesentlich (Tietenberg &
Lewis, 2018).

Entgegen vielfachen umweltökonomischen Empfehlun-
gen wurden Steuern auf Treibhausgasemissionen (z. B.
CO2) oder angemessene Preise von Emissionszertifikaten
im Emissionshandel politisch (z. B. durch Interessengrup-
pen) bislang nicht, ineffizient oder ineffektiv umgesetzt.
Beide Instrumente haben gleiche Zielsetzungen (Reduktion
von CO2-Emissionen), setzen aber unterschiedlich an: Emis-
sionssteuern geben Preise in Form von Steuersätzen vor,
die in Verbindung mit den (bekannten) Vermeidungskosten
der Verursacher_innen zu einer entsprechenden Reduktion
führen sollen. Handelbare Zertifikate geben die höchst zu-
lässigen Mengen vor, die Preise bilden sich in weiterer
Folge auf den Zertifikatsmärkten durch Nachfrage und An-
gebot (Common & Stagl, 2005; Tietenberg & Lewis, 2018).
Die bestehenden Zertifikatsmärkte sind aus umweltökonomi-
scher Sicht unzureichend reguliert und funktionieren daher
sowohl in Bezug auf die Effizienz als auch die Effektivi-
tät (Reduktion von Emissionen) bislang unzureichend (vgl.
Pietzcker, Osorio, & Rodrigues, 2021).

Die Umweltökonomik – anders als beispielsweise die
Politikwissenschaft oder Public-Choice-Ansätze – befasst
sich jedoch nicht mit der Frage nach den gesellschaftli-
chen, politischen oder ökonomischen Hindernissen auf dem
Weg zu einer „korrekten“ Bepreisung, somit auch nicht mit
den damit verbundenen Machtverhältnissen. Wie die Wohl-
fahrtsökonomik zeigt, ist eine effiziente Bepreisung von
Umweltgütern häufig mit gesellschaftlich nicht akzeptier-
ten sozialen Ungerechtigkeiten (sowohl regional, national als
auch international) verbunden. Nachhaltigkeit, Altruismus,
Gerechtigkeit, Suffizienz oder Fragen der Änderung von
Lebens- und Produktionsweisen sind in der Umweltökono-
mik keine primären Forschungsthemen. Im Sinne eines wei-
ten Verständnisses des neoklassischen theoretischen Modells
können konzeptionell jedoch auch solche Argumente jenseits
des unmittelbaren Konsums durch entsprechende individu-
elle Präferenzen in den Nutzenfunktionen der Haushalte
(als Konsument_innen und Bürger_innen/Wähler_innen) ei-
ne Rolle spielen (vgl. Daube & Ulph, 2016).

Abgesehen von den Schwächen der neoklassischen Theo-
rie gibt es eine Vielzahl von empirisch-praktischen Proble-
men: Die Annahme der ökonomischen Rationalität kann un-
ter anderem durch psychologische Studien des menschlichen
Verhaltens, welche im Rahmen der Verhaltensökonomik für
die Wirtschaftswissenschaften nutzbar gemacht werden, teil-
weise verworfen werden (z. B. Croson & Treich, 2014).
Darüber hinaus erfordert die notwendige Monetarisierung
eine umfangreiche Informationsbasis, die selbst bei Ex-
pert_innen nicht ohne Weiteres vorausgesetzt werden kann.
Zudem sind die empirisch gewonnenen Bewertungsansät-
ze, wie z. B. Kontingenzbefragung („contingent valuation“),
Wahlexperimente („choice experiments“), mit einer Reihe
von methodischen Problemen und Unsicherheiten behaftet
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(viele dieser Probleme sind auch bei anderen, nicht monetär
fokussierten Bewertungsmethoden vorzufinden).

Trotz Betonung der Knappheit von Umweltgütern und
natürlichen Ressourcen hat die Umweltökonomik kein be-
sonderes Interesse an ökologisch vorgegebenen Beschrän-
kungen (beispielsweise absolute Beschränkungen des Land-
verbrauchs). Umweltgütern wurden auch kaum besondere
Eigenschaften zuerkannt, die sie nicht grundsätzlich un-
handelbar machen. So ergibt sich konzeptionell kein Wi-
derspruch zwischen der Bekämpfung der Klimakrise und
der gleichzeitigen Aufrechterhaltung der Wachstumsdyna-
mik – trotz der international breit nachgewiesenen und nach
wie vor signifikanten Zusammenhänge zwischen dem Wirt-
schaftswachstum und dem Verbrauch natürlicher Ressourcen
(Steinberger et al., 2013).

Basierend auf der Unmöglichkeit, externe Effekte in einer
so exaktenWeise empirisch zu bestimmen, dass eine Interna-
lisierungssteuer oder -subvention die volkswirtschaftlichen
Ressourcenknappheiten vollständig widerspiegeln, wird ein
Standard-Preis-Ansatz vorgeschlagen (Baumol & Oates,
1975): Ein umweltpolitisch vorgegebenes Ziel (z. B. Luft-
qualität) wird in Verbindung mit Schadstoffemittenten (Dif-
fusionsfunktion) gesetzt (Verursacherprinzip). Grundlegend
ist hier die Konzeption der Gesellschaft (und damit auch der
Wirtschaft) als Input-Output-Modell von Ressourcenströ-
men. Ein Steuersatz einer Emissionsabgabe ist in Kombina-
tion des Emissionsziels und der (Grenz-)Vermeidungskosten
festzulegen (alternativ zur Steuerung des Preises durch die
Umweltpolitik können die Mengen im Rahmen eines Sys-
tems handelbarer Emissionszertifikate festgelegt werden).
Die Theorie öffentlicher Güter (Samuelson, 1957) sowie der
Common-pool-Ressourcen (Allmendegüter) (Hardin, 1968;
Ostrom, 1990) ergänzt die Umweltökonomik, insbesondere
in Bezug auf die nicht definierten Verfügungsrechte sowie
die ökonomischen Anreize, natürliche Ressourcen über die
Regenerationsfähigkeit der natürlichen Systeme hinaus aus-
zubeuten.

Die Eindämmung bisher entstandener Umweltschäden ist
gemäß umweltökonomischen Ansätzen durch passende Re-
gulierungen oder die Neuschaffung von Märkten sowie tech-
nologische Lösungen möglich. Hierbei ist es sicherlich auch
außerhalb der Umweltökonomik unumstritten, dass eine öko-
logische Steuerreform eine notwendige, jedoch sicherlich
nicht hinreichende Bedingung für einen effizienten und ef-
fektiven Klimaschutz ist (für Österreich siehe Kettner-Marx
et al., 2018). Der Umweltökonomik liegt das Vertrauen in
das Funktionieren des Marktes, der eine effiziente Allokation
auch von Umweltgütern ermöglicht, das heißt in individuel-
le Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte, zugrunde. Damit
ist auch die Rolle des Staates definiert, der ausschließlich
die Rahmenbedingungen (entsprechende Regulierung von
Mengen und/oder Preisen) festlegen soll. Als die zentrale
wirtschaftliche Institution für das Lösen der Klimakrise, wie

auch des Ermöglichens klimafreundlichen Lebens wird da-
her der Markt angesehen (Baumol & Oates, 1975).

Nach den Konzepten der Umweltökonomik sind daher
die Strukturbedingungen für ein klimafreundliches Leben
vor allem eine korrekte Bepreisung von Umweltschäden
(bzw. die Mengenregulierung in Form von Verfügungsrech-
ten), das Schaffen von (globalen) Märkten für Umweltgüter
und ein darauffolgender Handel mit Umweltgütern ohne
fehlführende Interaktionen von Staaten und ihrer Politik.
Außerdem soll Umweltpolitik anstreben, individuelle Ent-
scheidungen von Personen und Unternehmen durch Preis-
signale (Steuern, Emissionshandel) zu lenken (Tietenberg
& Lewis, 2018). Für das Erreichen einer Klimafreundlich-
keit formuliert die Umweltökonomik solche Rezepte, die
das Eigeninteresse der Wirtschaftssubjekte ausnützen (z. B.
Steuern auf Treibhausgasemissionen, Handel mit Zertifika-
ten). Diese Instrumente sind geeignet, ein klimafreundliches
Leben ökonomisch zu fördern – dabei handelt es sich um
notwendige (und bei Implementierung auch auf die sozia-
len Verteilungsprobleme eingehende), aber bei weitem nicht
ausreichende Veränderungen der bestehenden Klimapolitik.
Besonders hervorzuheben ist das Problem der Unübersetz-
barkeit (incommensurability) von Natur in einen Preiswert.
Umweltökonomischen Ansätze führen in Hinblick auf die
inadequate Inwertsetung und zu geringe Bepreisung von
Umweltressourcen/Natur auch zu weiterer nicht nachhalti-
gen Nutzung von natürlichen Ressourcen und daher weitere
Umweltzerstörung ermöglicht anstatt Umweltschutz die-
ser zu verstärken/ermöglichen/fördern (Spash 2010; UNEP
2010).

25.3 Verhaltensökonomische Ansätze

Lead Autor
Thomas Brudermann

Kernaussagen
� Die Verhaltensökonomie stellt individuelles Ent-

scheidungsverhalten in denMittelpunkt und widmet
sich der Entscheidungsarchitektur.

� Wenn klimafreundliche Handlungsoptionen leichter
zugänglich bzw. mit weniger Aufwand wählbar sind
als klimaunfreundliche Optionen, dann ist es auch
sehr wahrscheinlich, dass klimafreundliche Optio-
nen häufiger gewählt werden.

� Wenn der Fokus jedoch lediglich auf individuelle
Wahlfreiheit gelegt wird, dann lenkt dies möglicher-
weise von der Notwendigkeit struktureller Verände-
rungen ab.
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Verhaltensökonomische Ansätze (Behavioral Economics)
erforschen individuelles Entscheidungsverhalten mit einem
interdisziplinären Zugang. Ihr Anspruch ist es, ökonomi-
sche Theorien mit psychologischen Erkenntnissen anzurei-
chern und somit akkuratere Modelle menschlichen Ent-
scheidungsverhaltens anzubieten als neoklassische Ansätze.
Das in neoklassischen Ansätzen verwendete Standardmo-
dell des nutzenmaximierenden, rational agierenden „homo
oeconomicus“ wird aufgrund von empirisch feststellbaren
Abweichungen (z. B. altruistisches Verhalten im Sinne der
Generationengerechtigkeit) abgelehnt. Verhaltensökonomie
beschäftigt sich mit Präferenzen, Annahmen und Entschei-
dungsfindung (insbesondere die Verwendung von Heuristi-
ken anstelle von Optimierung; Reddy et al., 2017) die nicht
diesem Standardmodell entsprechen (z. B. Umweltbewusst-
sein).

Methodisch bedienen sich die Ansätze vor allem expe-
rimenteller Settings (experimentelle Ökonomie), in denen
Faktoren im Entscheidungsverhalten in verschiedenen Situa-
tionen analysiert werden (Ariely, 2009; Kahneman, 2003).
Die Abgrenzung zu umwelt-/wirtschaftspsychologischen
Ansätzen ist nicht immer möglich, mehrere Beiträge bzw.
Vertreter_innen können auch der Wirtschafts- oder Umwelt-
psychologie zugeordnet werden.

Der Klimawandel-Kontext wurde von der Verhaltens-
ökonomie erst in jüngeren Jahren aufgegriffen (Brekke &
Johansson-Stenman, 2008; Camerer & Loewenstein, 2011;
Gowdy, 2008). Hier geht es vordergründig um Entschei-
dungsverhalten von Konsument_innen, mit der zentralen
Frage: Welche Faktoren begünstigen klimaschädliche und
klimafreundliche Entscheidungen? Die Analyseebene ist da-
bei immer das Individuum. Status quo und Dynamiken des
Wandels werden somit als Folge individueller Entscheidun-
gen gesehen (Girod, van Vuuren, & Hertwich, 2014).

Verhaltensökonomische Studien widmen sich systemati-
schen Wahrnehmungsverzerrungen („decision biases“) und
Problemen des kollektiven Handelns (z. B. „social dilem-
mas“). Wahrnehmungsverzerrungen führen zu Entscheidun-
gen, die gegenüber dem Standardmodell suboptimal sind.
Probleme des kollektiven Handelns betreffen insbesonde-
re Fragen der Behinderung/Förderung kollektiven Handelns
(Fehr & Fischbacher, 2004).

Herausforderungen sind unter anderem: Wie kooperie-
ren verschiedener Akteur_innen und Gruppen von Ak-
teur_innen, wenn Nutzwert-Optimierung auf individueller
Ebene zu suboptimalem Nutzen bzw. Kosten auf kollekti-
ver Ebene führt, also Interessen des Individuums und des
Kollektivs im Konflikt zueinanderstehen? Eine zentrale Fra-
ge ist, unter welchen Rahmenbedingungen Kooperation bei
kollektiven Handlungsproblemen (Klimawandel, aber auch
Übernutzung von Ressourcen) möglich ist (Gsottbauer & van
den Bergh, 2011).

Auch gilt es Wahrnehmungsverzerrungen zu überwinden,
die zu klimaschädlichen Entscheidungen führen bzw. klima-
freundliche Entscheidungen erschweren. Dazu gehören das
Abzinsen von zukünftigen Ereignissen („temporal discoun-
ting“), das Gegeneinander-Aufwiegen klimafreundlicher und
klimaschädlicher Entscheidungen („moral licensing“) oder
Bestätigungsfehler („confirmation biases“), die das Akzep-
tieren neuer Informationen erschweren, wenn diese nicht mit
dem eigenen Weltbild übereinstimmen.

Die wesentlichen Veränderungspotenziale werden in der
sogenannten Entscheidungsarchitektur gesehen. Im Geiste
des liberalen Paternalismus sollen Konsument_innen in ihren
Entscheidungen geleitet, aber nicht eingeschränkt werden,
das heißt „gute“ Entscheidungen sollen erleichtert werden.
Unter dem Begriff „Nudging“ (deutsch: „Schubsen“) werden
Interventionen verstanden, welche die Entscheider_innen
die gewünschten Optionen wählen lassen, z. B. wenn bei
Stromlieferverträgen die Standardoption ein grüner Mix an-
statt eines konventionellen Produkts ist oder beim Ticket-
kauf die CO2-Kompensationszahlung abgewählt statt ausge-
wählt werden muss („green default“) (Ölander & Thøgersen,
2014). Der Begriff der Entscheidungsarchitektur geht dabei
über die neoklassische Idee rein monetärer Anreize hinaus
und berücksichtigt auch kognitive und soziale Aspekte in der
Entscheidungsfindung (Pidgeon & Fischhoff, 2011).

Die Verhaltensökonomie legt ihren Fokus auf individuelle
Entscheidungen. Strukturelle Rahmenbedingungen, welche
die Umsetzung beeinflussen könnten, werden kaum beachtet.
Ethische Fragestellungen (z. B. zum Thema Paternalismus
und Manipulation oder zur Transparenz von Entscheidungs-
architekturen) werden kontrovers diskutiert (Thaler & Sun-
stein, 2008; Thøgersen, 2008). Auch können über lange
Zeiträume entwickelte und dementsprechend stabile Verhal-
tensweisen (wiederkehrende Entscheidungssituationen) in
vielen Fällen durch Nudging nur begrenzt beeinflusst wer-
den.

Gestaltungsoptionen und Interventionsmöglichkeiten er-
geben sich hier in erster Linie von Seiten der Politik, in
Form von Anreizen und Entscheidungsarchitektur (OECD,
2017). Auch Unternehmen können ihre Kund_innen zu kli-
mafreundlicheren Entscheidungen anleiten, was in vielen
Fällen allerdings im Konflikt mit anderen (monetären) Un-
ternehmenszielen steht.

Der Fokus auf das Individuum und individuelle Ent-
scheidungen bringt jedoch ein Problem mit sich: Denn die
Verantwortung für klimafreundliches Verhalten liegt somit
letztendlich bei Bürger_innen und Konsument_innen (Be-
ckenbach & Kahlenborn, 2016). Diese Grundannahme kann,
was die Praktikabilität verhaltensökonomischer Ansätze bei
Fragen des Klimaschutzes angeht, als kontrovers angesehen
werden (Andor & Fels, 2018), da dies möglicherweise von
der Notwendigkeit struktureller Änderungen ablenkt.
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25.4 Umweltpsychologie, Klimapsychologie
undWirtschaftspsychologie

Lead Autor
Thomas Brudermann

Kernaussagen
� Umweltpsychologische Ansätze setzen sich mit

Wissen, Wahrnehmungen und Einstellungen zu Kli-
mawandel auseinander, aber auch mit der Akzep-
tanz von politischen Maßnahmen und klimafreund-
lichen Technologien.

� Wenn entsprechende Struktur- und Rahmenbedin-
gungen nicht gegeben sind, dann ist es sehr
wahrscheinlich, dass Menschen trotz klimafreund-
licher Einstellungen klimaschädliche Entscheidun-
gen treffen (z. B. im Bereich Mobilität, Ernährung,
Energie).

� Wenn Verhaltensweisen etabliert sind, dann sind
Verhaltensänderungen ohne eine gleichzeitige Än-
derung von Rahmenbedingungen unwahrschein-
lich.

Ähnlich wie verhaltensökonomische Ansätze versuchen
auch psychologische Ansätze, individuelle Entscheidungen
zu erklären. Darüber hinaus ergründen psychologische An-
sätze Einstellungen von Menschen, ihre Wahrnehmungen
und Intentionen, ihre Identität, ihr Wissen und Nicht-Wissen,
ihre Weltanschauungen und allgemein gefasst Verhaltens-
weisen in verschiedenen Lebensbereichen. Dazu gehören
auch Gewohnheiten und unbewusst getroffene Entscheidun-
gen oder soziale, kulturelle und moralische Normen und
der Einfluss dieser Normen auf Wahrnehmungen, Einstel-
lungen und Verhalten (Nyborg et al., 2016). Bestehende
klimafreundliche und klimaschädliche Verhaltensweisen in
verschiedenen Domänen bzw. diverse Ausprägungen davon
werden mittels psychologischer Variablen (teilweise) zu er-
klären versucht (Clayton et al., 2015; Thaller & Brudermann,
2020; Thaller, Fleiß, & Brudermann, 2020). Die Umwelt-
psychologie bedient sich dabei häufig der Frameworks und
Ansätze aus benachbarten psychologischenDisziplinen, z. B.
Kognitionspsychologie, Gesundheitspsychologie oder Sozi-
alpsychologie. Auch Modelle wie etwa die Theorie des
geplanten Verhaltens (Ajzen, 1991) kommen zur Anwen-
dung. Die Klimapsychologie als eigenes Untergebiet der
Umweltpsychologie ist erst im Entstehen begriffen. Neben
Verhalten und Einstellungen werden umgekehrt auch die
Auswirkungen von Klimawandel und Umweltproblemen auf
die menschliche Psyche und verschiedene Verhaltensmuster
untersucht.

Während die Wirtschaftspsychologie unter anderem Kon-
sumentscheidungen beleuchtet, zielen Umwelt- und Kli-
mapsychologie auch darauf ab, Möglichkeiten und Wege
zur Verhaltensänderungen aufzuzeigen. Eine zentrale Her-
ausforderung dabei ist, dass menschliche Verhaltensweisen
relativ stabil bleiben, solange die Rahmenbedingungen eben-
falls stabil bleiben. Verhalten muss immer im Kontext von
Rahmenbedingungen und im Zusammenspiel mit der per-
sönlichen Lebenswelt (z. B. Verhaltensoptionen, verfügbare
Technologien, soziale Einflüsse, Wertvorstellungen) betrach-
tet werden. Automatisierte Verhaltensweisen oder Gewohn-
heiten können leichter verändert werden, wenn sich auch die
Rahmenbedingungen verändern („windows of opportunity“;
Graybiel, 2008).

Zudem sind Einstellungen und Wahrnehmungen zur Kli-
makrise in erster Linie vom eigenen Weltbild bestimmt. Bür-
ger_innen des rechten/konservativen politischen Spektrums
nehmen Klimarisiken deutlich schwächer wahr als Men-
schen des linken/grünen/liberalen politischen Spektrums,
sehen dementsprechend weniger Handlungsbedarf und zei-
gen in weiterer Folge weniger Akzeptanz für klimapolitische
Maßnahmen (Hornsey et al., 2016).

Klimafreundliches Leben benötigt entsprechende Rah-
menbedingungen (Handlungsoptionen und Bereitschaft, die-
se wahrzunehmen). Änderungen können zwar bei verän-
derten persönlichen Lebensumständen (Umzug, Jobwechsel,
Geburt eines Kindes; Schäfer, Jaeger-Erben, & Bamberg,
2012) individuell leichter angeregt werden, großflächige
Verhaltensänderungen sind jedoch nur mit Änderungen in
den gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu errei-
chen (Thøgersen & Crompton, 2009; Whitmarsh, 2009).
Anknüpfungspunkte bestehen hier zum verhaltensökonomi-
schen Konzept der Entscheidungsarchitektur (vgl. Verhal-
tensökonomische Ansätze).

Die Psychologie stellt Individuen und deren Verhaltens-
weisen ins Zentrum der Aufmerksamkeit und somit werden
auch Individuen als Akteur_innen für und gegen notwendige
Veränderungen gesehen (Gigerenzer & Gaissmaier, 2011).
Der Blick wird dabei auch auf Akteur_innen mit Vorbildwir-
kung gerichtet, die über sozialen Einfluss andere Individuen
zu klimafreundlicheren Lebensweisen motivieren. Der Fokus
auf das Individuum und somit die individuelle Verantwor-
tung kann wie bei verhaltensökonomischen Ansätzen als
problematisch gesehen werden – nämlich dann, wenn dieser
Fokus von den notwendigen Strukturbedingungen für klima-
freundliches Verhalten ablenkt.

In puncto Gestaltungsoptionen beschäftigen sich psycho-
logische Ansätze mit verschiedenen Möglichkeiten, Verhal-
tensweisen und Einstellungen in Richtung klimafreundli-
ches Leben zu verändern, etwa durch gezielte Interventio-
nen (z. B. durch Feedback zum Energieverbrauch oder dem
Hervorheben klimafreundlicher Optionen in entsprechenden
Entscheidungssituationen). Allerdings korrelieren Klima-
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wandeleinstellungen zwar deutlich mit klimafreundlichen In-
tentionen, jedoch wenig bis gar nicht mit klimafreundlichen
Verhaltensweisen (Hornsey et al., 2016). Zwischen selbstbe-
richteten Einstellungen, Intentionen und tatsächlichem Ver-
halten klafft oftmals eine beträchtliche Lücke (Arnott et al.,
2014; Sörqvist & Langeborg, 2019). Auch Klimawandelwis-
sen hat nur wenig bis keine Auswirkungen auf klimafreund-
liches Leben; intrinsische Motivationen scheinen hingegen
stärkeren Einfluss auf klimafreundliche Entscheidungen zu
haben (Thaller et al., 2020). Soziodemografische Variablen,
unter anderem Einkommen (Goldstein, Gounaridis, & Ne-
well, 2020) und Lebensphase/Alter (Zagheni, 2011) haben
einen beträchtlichen Einfluss auf individuelle Emissionen,
die mit höherem Einkommen und höherem Alter ansteigen
(allerdings ab 65 wieder abnehmen). Berücksichtigt werden
muss hier auch die zunehmende Polarisierung zu Klimafra-
gen entlang von Partei- und Weltanschauungs-Linien.

Psychologische Ansätze tragen zum besseren Verständnis
individueller Entscheidungen bei. Sie zeigen aber auch, dass
der Fokus auf individuelle Entscheidungen nicht ausreicht.
Rahmenbedingungen und Verhalten dürfen in der Analyse
nicht separiert werden, sondern sind als Einheit zu sehen.
Festgefahrene Verhaltensweisen verändern sich in der Re-
gel nur, wenn sich auch die Rahmenbedingungen ändern.
Innerhalb klimafreundlicher Strukturen fällt es auch den
Bürger_innen leichter, klimafreundliche Entscheidungen zu
treffen.

Psychologische Modelle können selten mehr als 30 Pro-
zent der Varianz im beobachteten/berichteten Verhalten er-
klären. Die Methodik, psychologische Variablen und Ver-
halten mittels Fragebögen zu erheben, weist zweifellos Ein-
schränkungen auf. Entscheidungen werden in vielen Fällen
intuitiv getroffen und im Nachhinein rationalisiert. Frage-
bögen können in erster Linie rationalisierte Einstellungen
und Verhaltensentscheidungen erheben. Laborexperimente
sind hingegen aus dem eigentlichen Entscheidungskontext
herausgelöst; in Feldexperimenten ist es schwierig, Störva-
riablen adäquat zu kontrollieren.

25.5 Politische Institutionentheorie und Public
Choice

Lead Autor
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Kernaussagen
� Da ein höherer CO2-Preis nur beschränkt politisch

durchsetzbar ist, sollte auf eine Kombination von
verschiedenen finanziellen Anreizen gesetzt wer-
den. Die politisch akzeptable CO2-Steuer sollte also

durch Subventionen für Forschung, Entwicklung
und Markteinführung von emissionsarmen Techno-
logien ergänzt werden.

Anreize und formale Regeln, die zu klimafreundlicherem
Verhalten beitragen, werden im Rahmen des politischen Pro-
zesses festgelegt. Hier lässt sich zwischen der internationa-
len, der nationalen und der regionalen Ebene unterscheiden.
Für die internationale Ebene werden im Rahmen der poli-
tikwissenschaftlichen und politökonomischen Forschung die
Stärken und Schwächen unterschiedlicher Vertragsrahmen
analysiert (Battaglini & Harstad, 2016; Nordhaus, 2015).
Beispiele hierfür sind Vergleiche der internationalen Verträ-
ge zum Klimaschutz (Barrett, 2016) oder die Analyse von
CO2-Abgaben an den Landesgrenzen (Al Khourdajie & Fi-
nus, 2020) und den daraus folgenden Auswirkungen auf die
Kooperation zwischen Ländern.

Auf der nationalen und subnationalen Ebene wird analy-
siert, inwiefern sich verschiedene institutionelle Designs auf
die Stringenz und Tragweite klimapolitischer Maßnahmen
auswirken (Domorenok & Zito, 2021; Krysiak, 2008; Peñas-
co, Anadón, & Verdolini, 2021). In diesem Kontext werden
auch Ländervergleiche durchgeführt, um zum Beispiel die
Bedingungen für eine Diffusion von Maßnahmen von einer
Ländergruppe zu einer anderen aufzuzeigen (Arbolino et al.,
2018; Biedenkopf, 2015). Zudem werden hier sowohl unter-
schiedlicheVoraussetzungen imRahmen des demokratischen
Prozesses und der politischen Einflussnahme, aber auch die
Rolle von nichtstaatlichen Akteuren und der öffentlichen und
veröffentlichten Meinung beleuchtet (Dijkstra, 2004; Habla
&Winkler, 2013; MacKenzie & Ohndorf, 2012).

Eine der wichtigsten Funktionen von Institutionen im po-
litischen System ist die friedliche Lösung von Konflikten.
Dies gilt auch und insbesondere im klimapolitischen Kontext
für alle Ebenen der politischen Entscheidungsfindung so-
wohl zwischen Staaten als auch zwischen den Akteur_innen
auf nationaler und subnationaler Ebene. Die größte Heraus-
forderung ist hier das Überwinden von Konflikten zwischen
Partikularinteressen (z. B. Emittenten vs. Geschädigte) und
das Garantieren von demokratisch legitimierter Repräsen-
tanz dieser Interessen entsprechend der tatsächlichen Wäh-
ler_innenpräferenzen (Aidt & Dutta, 2004; MacKenzie &
Ohndorf, 2013). In vielen Fällen sind die Möglichkeiten der
Einflussnahme asymmetrisch verteilt. So unternehmen Ver-
treter_innen von emissionsintensiven Sektoren häufig ver-
stärkt Einfluss auf Entscheidungen zur Regulierung. Dies
geschieht in der Regel im Rahmen von Lobbying oder der
Vereinnahmung von Kontrollinstanzen (Brulle, 2018; Meng
& Rode, 2019; Peñasco et al., 2021).

Ein weiteres Phänomen, das im letzten Jahrzehnt welt-
weit, aber insbesondere in Österreich beobachtet werden
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konnte, ist die zunehmende Polarisierung von klimapoliti-
schen Standpunkten sowohl bei der Wählerschaft als auch
zwischen den wechselnden Regierungsparteien. Die Gründe
für diese Polarisierung ist Gegenstand eines wichtigen For-
schungszweiges zur Analyse von Klimapolitik (Buzogány &
Ćetković, 2021; Kulin, Johansson Sevä, & Dunlap, 2021;
Lockwood, 2018; Mitter et al., 2019). Zur Erklärung der zu-
nehmenden Polarisierung von Wählerpräferenzen bezüglich
Klimapolitik sind in den letzten Jahren verhaltenswissen-
schaftliche Ansätze in den Vordergrund gerückt. Insbeson-
dere Wahrnehmungsverzerrungen durch aktive oder passive
Informationsvermeidung scheinen hier eine wichtige Rolle
zu spielen. Ein Rückzug in klimaskeptische Filterblasen und
Echokammern, insbesondere im Kontext von sozialen Medi-
en, führt zu einer Festigung vorgefasster Meinungen, die im
Widerspruch zu den Erkenntnissen der Klimawissenschaft
stehen.

Besonderes Augenmerk gilt der Diskussion der politi-
schen Akzeptanz und Durchsetzbarkeit von unterschiedli-
chen Politikoptionen. Für Maßnahmen, die zwar nach an-
deren Kriterien (z. B. Effizienz und Effektivität) wünschens-
wert, aber in einem gegebenen politischen Kontext nicht
durchsetzbar sind, muss analysiert werden, inwiefern sich
die politische Landschaft ändern müsste, damit selbige ei-
nen Platz auf der politischen Agenda erhalten (Huber, 2020;
Huber, Fesenfeld, & Bernauer, 2020; Tobin, 2017). Zum
Beispiel war die Wahrscheinlichkeit der Einführung einer
CO2-Steuer in Österreich in den 2010er Jahren (trotz des
zu erwartenden Verfehlens der Reduktionsziele für 2020)
äußerst gering, stieg in den letzten 10 Jahren und wurde
schließlich 2022 eingeführt.

Die Treiber für die verstärkte Berücksichtigung klima-
politischer Maßnahmen auf der politischen Agenda sind
vielfältig und nach wie vor Gegenstand der Forschung. Aus
demokratietheoretischen Gründen ist es jedenfalls sinnvoll,
den direkten Einfluss von Interessengruppen, insbesondere
von intransparentem Lobbying durch Hauptemittenten (z. B.
traditioneller Individualverkehr) zu verringern.

Die politische Durchsetzbarkeit von klimapolitischen
Maßnahmen hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab, die
weiterhin Gegenstand der Forschung sind. Die Erfahrungen
aus den vergangenen Jahren haben gezeigt, dass eine akti-
ve Partizipation der vom Klimawandel stärker betroffenen
jüngeren Generation in der klimapolitischen Debatte einen
großen Effekt auf die politische Agenda haben dürfte. Zu-
dem dürfte eine bessere Organisation des Nexus zwischen
Wissenschaft und der veröffentlichtenMeinung sowie klima-
bezogene Bildung und Information im Allgemeinen zu einer
Reduktion des Widerstands gegen klimapolitische Maßnah-
men führen.
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26.1 Einleitung

In der Innovationsperspektive steht die Wirkung unterschied-
licher Formen von Innovation und deren Anwendung auf die
soziale und wirtschaftliche Praxis im Vordergrund – und da-
mit auf die Umwelt, auf klima(un)freundliches Leben und
Wirtschaften.

Der Ansatz der Regionalen Innovationssysteme (RIS)
steht stellvertretend für die Vielzahl von Konzepten in der In-
novationsforschung, die Innovation im Schumpeter’schen
Sinn verstehen. Sie haben in der Technologie- und Innovati-
onspolitik der letzten drei Jahrzehnte eine wichtige Rolle in
der angewandten Forschung eingenommen. Darauf aufbau-
end und um Herausforderungen und Fragen der nachhaltigen
Entwicklung erweitert, hat sich in den letzten Jahren die For-
schung zu Nachhaltigkeitstransitionen mit Ansätzen zum
Wandel von soziotechnischen Systemen intensiv mit Inno-
vationen für radikalen Wandel auseinandergesetzt.

Zunächst widmen wir uns in diesem Kapitel dem Wissen
über Systemdynamik und den Arten und Rollen von Struktu-
ren in der Mehr-Ebenen-Perspektive. Danach beschreiben
wir zwei Ansätze, die sich auf den Wandel soziotechnischer
Systeme beziehen: Strategisches Nischenmanagement und
Transitionsmanagement. Anschließend gehen wir auf den
immer wichtigeren Bereich der Sozialen Innovation und
auf Ansätze zu Exnovation, Konversion und Minimalis-
mus ein, die in der kritischen Innovationsliteratur zu verorten
sind.

Die wichtigsten Theorien des Wandels aus einer Inno-
vationsperspektive, die wir im Folgenden darstellen, sind
demnach Regionale Innovationssysteme (RIS), soziotechni-
sche Systeme und Nachhaltigkeitstransition, Strategisches
Nischenmanagement und Transitionsmanagement, Theorien
Sozialer Innovation sowie Ansätze zu Exnovation, Konversi-
on und Minimalismus.

26.2 Regionale Innovationssysteme

Lead Autor
Franz Tödtling

Kernaussagen
� Der traditionelle Ansatz regionaler Innovationssys-

teme (RIS) war durch seine traditionelle Ausrich-
tung auf technologische und wirtschaftliche Inno-
vationen sowie auf die regionale Wettbewerbsfähig-
keit nicht gut in der Lage, die Herausforderungen
der Klimakrise zu berücksichtigen. Dies wurde in
der Literatur der vergangenen Jahre erkannt und
daher wurden Vorschläge für eine Revision die-
ses Ansatzes vorgelegt. Diese sind allerdings noch
zu wenig in die Politikpraxis vorgedrungen. (hohe
Übereinstimmung)
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Die Konzeption regionaler Innovationssysteme (RIS) ist
aus den Innovationstheorien im Bereich der wirtschaftlichen
und der regionalen Entwicklung in den 1980er Jahren ent-
standen. Wichtige Anstöße und Beiträge kamen von der
evolutionären Ökonomie (Nelson & Winter, 1977), dem
Ansatz der nationalen (Freeman, 1987; Lundvall, 1992)
und sektoralen Innovationssysteme (Edquist, 1997) sowie
dem Ansatz „innovativer Milieus“ (Aydalot, 1986; Cama-
gni, 1991). Der regionale Innovationssystemansatz besagt,
dass Innovationen in einem interaktiven Lernprozess zwi-
schen Unternehmen, Wissensorganisationen und staatlichen
und anderen Akteur_innen entstehen und verbreitet wer-
den (Cooke, 1992; Doloreux, 2002), wobei Innovationen
im Schumpeter’schen Sinn als technologische und wirt-
schaftliche Neuerungen verstanden werden. Die regionale
Ebene wird insbesondere für den Wissensaustausch („tacit
knowledge“: Michael Polanyi, 1966) und die institutionel-
le Einbettung als wichtig angesehen. Auch weitere regionale
Bedingungen wie die Qualität von Arbeitsmarkt und Quali-
fikationen, Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen und
unternehmerische Vernetzung sind von Bedeutung.

Wichtige Weiterentwicklungen des RIS-Ansatzes waren
in den 2000er Jahren eine stärker regional differenzier-
te Analyse (Cooke, 2004; Cooke & Schienstock, 2000;
Tödtling & Trippl, 2005), die zu einem „place-based ap-
proach“ (Barca, McCann, & Rodríguez-Pose, 2012) führte.
Der „Knowledge-base-Ansatz“ des RIS unterscheidet zwi-
schen synthetischem, symbolischem und analytischem Wis-
sen (Asheim & Gertler, 2005). Er inspirierte empirische
Forschung zur Rolle verschiedener lokaler und nichtloka-
ler Wissensquellen für den Innovationerfolg (Asheim, 2011).
Zudem wurden RIS zunehmend als offene Systeme an-
gesehen, die zwar in ein bestimmtes regionales Umfeld
eingebettet sind, die aber in hohem Maße mit der nationa-
len, internationalen europäischen und globalen Ebene durch
den Austausch von Wissen, qualifizierten Arbeitskräften, Fi-
nanzierung und institutionellen Regelungen verknüpft sind.
Darüber hinaus wird der lokalen Ebene eine hohe Bedeu-
tung für die Entstehung von „Grassroots-Initiativen“ etwa
im Bereich von sozialen Innovationen eingeräumt. Innovati-
onssysteme werden daher heute als „multi-scalar“ betrachtet
(Binz und Truffer 2017).

Der traditionelle RIS-Ansatz kann regionale Innovations-
unterschiede und Probleme der wirtschaftlichen Entwick-
lung von Regionen gut untersuchen und erklären. Dies
betrifft auch die Innovationsdynamik von Regionen sowie
auch allfällige Innovationsbarrieren und Hemmnisse, die
z. B. durch institutionelle Defizite oder schwach ausgeprägte
bzw. neuerungsfeindliche Netzwerke verursacht sind. Damit
kann er auch besser endogene Ursachen einer regionalen
wirtschaftlichen Dynamik erfassen als z. B. neoklassische
und keynesianische Theorien oder die Polarisationsansätze.
Aus einer Nachhaltigkeitsperspektive heraus gesehen feh-

len allerdings weitgehend die sozialen und ökologischen
Aspekte. Der traditionelle RIS-Ansatz kann diesen Teil des
gesellschaftlichen Wandels und somit auch die Herausfor-
derungen, die sich aus der Klimakrise ergeben, nicht gut
erfassen.

Um eine klimafreundliche Lebensweise durch regionale
Innovationspolitik zu unterstützen, ist eine breitere Betrach-
tung und Definition von Innovation erforderlich (z. B. Mou-
laert & MacCallum, 2019) sowie die stärkere Berücksich-
tigung von allfälligen negativen sozialen oder ökologischen
Effekten von Innovation („Responsible Research and Inno-
vation“: Owen, Macnaghten, & Stilgoe, 2012). Notwendig
sind in diesem Zusammenhang auch mehr Analysen über die
regionalen und sozialen Wirkungen von Innovationen. Sol-
che Analysen helfen zu verstehen, welche sozialen Gruppen
und Regionen mittel- und langfristig durch die Klimakrise
sowie durch die Regional- und Innovationspolitik gewinnen
bzw. verlieren und wie regional und sozial benachteiligte
Gruppen besser einbezogen werden können.

Hemmende Strukturen und Akteure waren in der Ver-
gangenheit laut RIS-Literatur und Transformationsforschung
unter anderem große und regional dominante Unternehmen,
die in klimaschädlichen Sektoren tätig sind (z. B. Automobil-
industrie, Stahlindustrie, Logistikunternehmen, industrielle
Landwirtschaft), sowie auch die traditionell auf Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigungssicherung ausgerichteten In-
teressenvertretungen von Arbeitnehmer_innen. Diese Akteu-
re sind oft mit regionalen und nationalen Politikträger_innen
gut vernetzt (Graf, 2006) und bilden Allianzen zur Verteidi-
gung des Status quo. Dies kann zu einer „Lock-in-Situation“
(Hassink, 2010) führen, also zu erstarrten Strukturen, die
eine klimafreundliche und nachhaltige Entwicklung blo-
ckieren. Derartige Allianzen, die eine klimafreundliche Re-
gionalentwicklung verhindern, sind oft in Industrierevieren
besonders stark ausgeprägt; sie sind aber auch in Agrar-,
Tourismus- und Stadtregionen von Bedeutung (Tödtling,
Trippl, & Frangenheim, 2020). Allerdings sind aktuell von
Seiten der Industrie auch starke Bemühungen zu beobachten,
die Ressourcen- und Energie-Effizienz zu verbessern und
negative Umwelteffekte und klimaschädliche Strukturen zu
vermeiden.

In Bezug auf Handlungsmöglichkeiten für eine klima-
freundliche Lebensweise wird in neueren RIS-bezogenen
Arbeiten (Coenen, Moodysson, & Martin, 2015; Coenen &
Morgan, 2020; Schot & Steinmueller, 2018; Tödtling, Isak-
sen, & Trippl, 2018; Tödtling et al., 2020) gefordert, stärker
soziale und institutionelle Neuerungen einzubeziehen und
auch neue Akteur_innen in den Politikprozess und in die
Erarbeitung von Konzepten für die zukünftige regionale Ent-
wicklung zu inkludieren. Die Akteurslandschaft sollte also
über die bisher dominanten Partner_innen von Forschung,
Unternehmen und Staat hinausgehen und auch Zivilgesell-
schaft und sonstige Betroffene einbeziehen. Darüber hinaus



26.3 Soziotechnische Systeme und Nachhaltigkeitstransition 665

wird gefordert, den Innovationsprozess stärker auf aktuelle
gesellschaftliche Herausforderungen wie den Klimawandel
auszurichten.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der traditionelle
RIS-Ansatz durch seine traditionelle Ausrichtung auf tech-
nologische und wirtschaftliche Innovationen sowie auf die
regionale Wettbewerbsfähigkeit nicht gut in der Lage war,
die Herausforderungen der Klimakrise zu berücksichtigen.
Dies wurde in der Literatur der vergangenen Jahre auch er-
kannt und daher wurden Vorschläge für eine Revision dieses
Ansatzes vorgelegt. Diese sind allerdings noch zu wenig in
die Politikpraxis vorgedrungen.

26.3 Soziotechnische Systeme und
Nachhaltigkeitstransition

Lead Autoren
Klaus Kubeczko, Michael Ornetzeder

Kernaussagen
� Die Mehr-Ebenen-Perspektive („multi level per-

spective“ – MLP) fokussiert auf nachhaltige Verän-
derungsprozesse in soziotechnischen Systemen, die
in Zeiträumen von ein oder zwei Generationen ab-
laufen. Systemdynamiken stehen meist in Zusam-
menhang mit radikalen technischen Innovationen,
um die sich in weiterer Folge neue gesellschaftliche
Systeme formieren. (hohe Übereinstimmung)

Dieser Abschnitt bietet einen kurzen Überblick über die
Literatur zur Transition soziotechnischer Systeme und der
dafür entwickelten Mehr-Ebenen-Perspektive („multi level
perspective – MLP“, siehe Geels, 2011).

Die Forschung zu Transitionen zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung („Sustainability Transition Research“) beschäftigt
sich mit der Frage, wie strukturelle Probleme moderner
Gesellschaften im Kontext von gesellschaftlichen Heraus-
forderungen, wie dem globalen Klimawandel oder ande-
rer Umweltrisiken, gelöst werden können (Köhler et al.,
2019a). Zentral ist die Suche nach Lösungen für die gro-
ßen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts in Form von
Systeminnovationen und Transitionsprozessen (Grin et al.,
2011). Die dafür notwendige theoretische Grundlage ist die
Multi-Level-Perspektive (MLP). Diese hat den Anspruch,
eine „Medium-range-Theorie“ zu sein, die Dynamiken des
Wandels beschreibt. Disziplinäre Grundlagen dafür finden
sich im Forschungsfeld der Science and Technology Studies,
Evolutorischer Ökonomik (Freeman & Perez, 1988; Malerba
& Orsenigo, 1995) und der Soziologie (Latour, 2019). Der

systemische Ansatz fokussiert auf wesentliche gesellschaft-
liche Funktionen, die von soziotechnischen Systemen erfüllt
werden. Häufig wird (sowohl historisch als auch aktuell)
der grundlegende Wandel solcher Systeme in den Bereichen
Energie, Mobilität, Transport, Wasserversorgung etc. empi-
risch untersucht.

MLP ist eine interdisziplinäre Systemtheorie, die Struk-
turen, Dynamiken und Funktionen in den Mittelpunkt der
Betrachtung stellt. MLP ermöglicht, den Prozess (Transi-
tion) dynamisch zu beschreiben, der zu einer Transformation
führt. Der MLP-Ansatz fokussiert auf Veränderungsprozesse
in Zeiträumen von einer oder zwei Generationen (Grin et al.,
2011); diese stehen meist in Zusammenhang mit radikalen
technischen Innovationen (z. B. die Entwicklung des Fahrra-
des im 19. Jahrhundert, der Wandel der Schifffahrt durch die
Dampfmaschine), um die sich in weiterer Folge neue gesell-
schaftliche System formieren.

Aus den historischen Studien wurde eine Typologie von
Transitionsphasen entwickelt, die die unterschiedlichen Dy-
namiken des Wandels über und zwischen mehrere struktu-
rellen Ebenen (Landschaft, Regime und Nische) beschrei-
ben und unterscheidbar machen. Es wird argumentiert, dass
Transitionen als das Ergebnis dynamischer Prozesse inner-
halb und zwischen drei Analyseebenen zu verstehen sind:
(1) Nischen als Räume für radikale Innovationen (z. B. Elek-
tromobilität); (2) soziotechnische Regime, die die institu-
tionelle Strukturierung bestehender Produktions- und Kon-
sumptionssysteme (z. B. Energie, Mobilität, Landwirtschaft)
darstellen und durch Pfadabhängigkeit und inkrementelle
Veränderungen gekennzeichnet sind; und (3) die exogene
soziotechnische Landschaft, die die Entwicklungen gesell-
schaftlicher Strukturen (z. B. demografischer Wandel, Glo-
balisierung, Klimawandel, krisenhafte Ereignisse) – neben
den Strukturen in den soziotechnischen Regimen – repräsen-
tieren.

Nischen bestehen aus instabilen Strukturen, Suchheu-
ristiken und Regeln, innerhalb derer radikalere Lösungen
entstehen können.Wenn solche Innovationen versprechen, in
Zukunft gesellschaftliche Funktionen besser (kostengünsti-
ger, ökologischer etc.) zu erfüllen, kann deren Durchsetzung
zu grundlegenden Änderungen des Regimes bzw. zum Auf-
bau eines völlig neuen Regimes führen.

Ein Regime bildet stabile Strukturbedingungen und setzt
sich aus einem Cluster an Elementen zusammen, die ein so-
ziotechnisches System ausmachen. Sie beinhalten Technolo-
gien, Wissen(schaft), Regulierung, Märkte, Infrastrukturen,
Produktions- und Konsumptionssysteme, Versorgungsnetze,
Praktiken und kulturelle Bedeutung (Geels & Kemp, 2007).

Die exogene Landschaft der soziotechnischen Systeme
repräsentiert externe Bedingungen nur schwer veränderba-
rer gesellschaftlicher Strukturen und Umweltbedingungen
(Umweltveränderungen durch Klimawandel, Finanzkrise,
demografischer Wandel, Narrative wie Globalisierung oder
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Wachstumsparadigma etc.), die sowohl auf das soziotech-
nische Regime als auch auf die Nischen einwirken. Tran-
sitionen werden als wahrscheinlich angesehen, wenn auf
Regimes Druck aus Nischen und der Landschaft ausgeübt
wird.

In der Transformationsdebatte wird auch thematisiert,
dass soziotechnische Transitionen im geographischen, poli-
tischen und gesellschaftlichen Kontexten untersucht werden
sollte (Köhler et al., 2019b).

Neue Forschungen zu „deep transitions“ untersuchen, wie
Regimewechsel in mehreren soziotechnischen Systemen die
Landschaftsentwicklung und damit die Gesellschaft insge-
samt beeinflussen können (Schot, 2016).

In den letzten Jahren ist die Kritik lauter geworden, dass
der Ansatz Gerechtigkeitsaspekte zu wenig berücksichtigt,
das heißt Fragen danach, wer von Transition profitiert, wer
diese mitgestaltet und wessen Interessen und Sichtweisen be-
rücksichtigt werden (Köhler et al., 2019b). Eine Reihe von
Autor_innen haben versucht, Fragen der Gerechtigkeit (auch
im Zusammenhang mit dem Diskurs um Just Transition),
Verteilungsfragen, Machtverhältnisse und Armut in den so-
ziotechnischen Transitionen-Ansatz zu integrieren (Healy &
Barry, 2017; Jenkins, 2018; Köhler et al., 2019b; Marquardt,
2017; Newell & Mulvaney, 2013; Westman & Castán Broto,
2022a).

Analysen von Transitionsprozessen kommen aus den
Bereichen Energie, Mobilität, Landwirtschaft, Wasser,
die in engem Zusammenhang mit der Klimakrise stehen.
In der Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Themen
nachhaltiger Entwicklung versucht der MLP-Ansatz, tech-
nologische Entwicklungen im Kontext struktureller Verän-
derungen in einem soziotechnischen System zu erklären.
Klimafreundliche Lebensweisen werden durch den Aufbau
neuer bzw. stark veränderter soziotechnischer Regime un-
terstützt. Ein Beispiel dafür wäre etwa ein vollkommen
dekarbonisiertes Energiesystem.

Der MLP-Ansatz wird insbesondere im Zusammenhang
mit Herausforderungen hin zu einer nachhaltigen Entwick-
lung verwendet. Klimawandel wird als ein wichtiger Trei-
ber von Veränderungen auf der Ebene der exogenen Land-
schaft verstanden. Die Bewältigung struktureller Schwächen
und notwendige Veränderungen auf und zwischen den drei
Ebenen sollen sichtbar gemacht werden. Insofern fokussiert
die Theorie insbesondere auf strukturelle Bedingungen und
Dynamiken weitreichender gesellschaftlicher Veränderungs-
prozesse.

Als Theorie zur Beschreibung von Wandel ist der MLP-
Ansatz demnach geeignet, strukturelle Veränderungen auf
und zwischen strukturellen Ebenen zu unterscheiden.
Dies kann sich auf unterschiedliche Strukturen wie Institu-
tionen, soziale Netzwerke, physische Infrastrukturen, aber
auch räumliche Strukturen etc. beziehen, die Bedingungen
für klimafreundliches Leben schaffen können oder diesem

entgegenstehen. Weiters ergeben sich aus der Typologie
unterschiedliche Pfade des Wandels und damit verbunde-
ne Strategien und Handlungsspielräume für die Governance
des Wandels, die beispielsweise im Transitionsmanagement-
Ansatz [siehe Abschn. 6.2.3] aufgenommen werden.

Als hemmende Kräfte werden die Pfadabhängigkei-
ten aufgrund etablierter Institutionen und Organisati-
onsgefüge auf der Regimeebene angesehen. Ebenso wer-
den die etablierten Akteurskonstellationen und Akteurs-
netzwerke (zwischen Wissenschaft, Politik und Verwal-
tung, Kund_innen/Nutzer_innen, gesellschaftlichen Grup-
pen, Herstellern, Zulieferern, Finanzierern etc.) als hem-
mend für grundlegende Veränderungen betrachtet. Diese
Akteur_innen sind über Verpflichtungen, Verträge, infor-
melle und formelle Regeln und gegenseitige Erwartungen
verbunden. Neuere Forschung beschäftigt sich auch mit ak-
tivem Widerstand gegen Transition (Geels, 2014) und
institutioneller Prozesse, die die Regeln des Regimes prägen
(Fuenfschilling & Truffer, 2014; Smink, Hekkert, & Negro,
2015).

Regimeakteur_innen reagieren auf Druck von der Ebene
der Landschaft und der Nischen und nehmen gegebenen-
falls inkrementelle Anpassungen vor (Einführung effizien-
ter Technologien oder Filteranlagen). Regimeänderungen
kommen damit aber nicht zustande und Regimes werden
unter Umständen sogar einzementiert (z. B. durch Rebound-
Effekte). Eine weitgehende Reorientierung des soziotech-
nischen Systems kommt erst durch neue Akteur_innen
zustande. Eine Neuorientierung des soziotechnischen Sys-
tems allein durch etablierte Regimeakteur_innen wird als
eher unwahrscheinlich erachtet (Geels, 2010).

Neuere Forschungen haben gezeigt, dass etablierte Ak-
teur_innen sich auch an radikalen Nischeninnovationen
orientieren können (Berggren, Magnusson, & Sushandoyo
2015; Penna & Geels, 2015) oder dass etablierte Unterneh-
men aus verschiedenen Sektoren sich mit Nischeninnovatio-
nen beschäftigen (Hess, 2013).

Die entscheidenden Akteur_innen für radikale Verän-
derungen verortet die MLP in Nischen, in denen Neues,
geschützt vor Marktbedingungen und Konkurrenz, entstehen
kann. Aufgabe der Politik, aber auch anderer Akteur_innen
ist, diese für Innovationen günstigen strukturellen Voraus-
setzungen zu schaffen (Geels, 2010). In einer pluralisti-
schen Demokratie ergeben sich daraus in einem egalitären
Narrativ (siehe Abschn. 28.10 zur Cultural Theory) Ge-
staltungsoptionen durch Beteiligung der Menschen in un-
terschiedlichen Rollen, insbesondere als Gestalter_innen in
der Rolle ökonomischer Akteur_innen und Beteiligte an
Innovationsprozessen (Innovator_innen, Nachfrager_innen,
Nutzer_innen etc.) (Schot, 2016), in der Findung, Ent-
wicklung und Umsetzung von technologischen, sozialen,
unternehmerischen oder institutionellen Innovationen. Da-
rüber hinaus ergeben sich politische Gestaltungsoptionen
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in Form von partizipativen Stakeholderprozessen, Bür-
ger_innenbeteiligung, politischer Aktivismus und – wie
in anderen Ländern gezeigt wurde – auch verfassungsrecht-
lichen Grundsatzentscheidungen, um etablierte Regimes
zu destabilisieren. Neben strukturellen Faktoren auf der
Regime-Ebene werden auch die Rollen von Akteur_innen
der Zivilgesellschaft (Smith, 2012), kulturelle Diskurse
(Roberts, 2017) und Unternehmen (Farla et al., 2012) un-
tersucht.

Ansätze der Nachhaltigkeitstransition sind geeignet, die
Möglichkeiten und Spielräume zu beleuchten, die erforder-
lich sind, um radikale Innovationen und Systeminnova-
tionen zunächst in Nischen zu entwickeln, damit zu expe-
rimentieren und sie zu erproben. Solange kein Konsens über
Transformationspfade und damit verbundene radikale Ver-
änderungen der institutionellen Strukturen der Produktions-
und Konsumptionssysteme (Regime) und anderer Rahmen-
bedingungen besteht, fehlen die Voraussetzungen für eine
breite Anwendung klimafreundlicher Lösungen in der er-
forderlichen Geschwindigkeit. Insofern besteht ein Zusam-
menhang mit sowie eine gewisse Abhängigkeit von den
Wirkungen, die in den anderen drei Perspektiven näher
beleuchtet werden. Sobald Preissignale klimafreundliches
Handeln ermöglichen, können etablierte Akteur_innen ihre
Innovationsprozesse an die neuen Gegebenheiten anpassen
und bestehende Innovationssysteme an den neuen Herausfor-
derungen ausgerichtet werden, wie beispielsweise Regionale
Innovationssysteme (Tödtling, Trippl, & Desch, 2021) oder
Technologische Innovationssysteme (Markard & Truffer,
2008). Sobald ein Regimewandel stattgefunden hat, ver-
lagert sich der Fokus der Innovationsaktivitäten mehr in
Richtung Dissemination neuer Lösungen und beschleunigte
breite Anwendbarkeit bzw. Umsetzbarkeit durch Skalie-
rung und Anpassung an spezifische Kontextbedingungen.

26.4 Strategisches Nischenmanagement und
Transitionsmanagement

Lead Autoren
Michael Ornetzeder, Klaus Kubecko

Kernaussagen
� Transitionsmanagement (TM) betrachtet die Ko-

evolution technischer, ökologischer und sozioöko-
nomischer Systeme als notwendige Strukturbedin-
gung für nachhaltige Entwicklung. (hohe Überein-
stimmung)

� Strategisches Nischenmanagement (SNM) ist ein
Ansatz, der die Entstehung und Umsetzung ra-
dikaler Innovationen erforscht und unterstützt. Er

geht davon aus, dass radikale Innovationen in ge-
schützten Räumen entstehen (z. B. subventionierte
Demonstrationsprojekte, Experimentierräume oder
unter Einbindung engagierter Benutzer_innen bzw.
Beschaffer_innen). (hohe Übereinstimmung)

Der theoretische Rahmen der Nachhaltigkeitstransforma-
tion erlaubt für die unterschiedlichen Typen des Wandels,
Ansätze zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen zu entwi-
ckeln. Transition Management (TM) und Strategisches Ni-
schenmanagement („Strategic Niche Management“ – SNM)
sind dabei die bekanntesten darauf aufbauenden lösungsori-
entierten Ansätze. Gemeinsam ist beiden Ansätzen, dass sie
langfristige und strukturelle Veränderungen von Systemen
zum Ziel haben, die für die Erreichung von Nachhaltigkeits-
zielen geeignet sind.

Beide Ansätze beziehen sich in ihren Analysen auf die
Mehr-Ebenen-Perspektive („multi level perspective – MLP“)
in der Forschung zu Nachhaltiger Transition. „Manage-
ment“ ist in beiden Fällen nicht im Sinne der Top-down-
Steuerbarkeit durch einzelne Akteur_innen zu verstehen,
sondern als koordinierte Handlungen und koevolutorische
Prozesse unterschiedlicher Akteur_*innen in einem komple-
xen System.

Strategisches Nischenmanagement (SNM) ist ein An-
satz, der die Entstehung und Umsetzung radikaler Inno-
vationen erforscht und zu unterstützt. Er basiert auf der
Innovationssoziologie und der Evolutionsökonomie und geht
davon aus, dass radikale Innovationen in geschützten Räu-
men entstehen (z. B. subventionierte Demonstrationsprojek-
te, Experimentierräumen oder unter Einbindung engagierte
Benutzer_innen bzw. Beschaffer_innen) (Geels & Raven,
2006).

Die SNM-Forschung (Köhler et al., 2019b) unterschei-
det drei idealtypische funktionale Eigenschaften von Ni-
schen: Abschirmung, Aufziehen und Ermächtigung (Raven
et al., 2016; Smith & Raven, 2012). Darauf aufbauend
werden zwei Arten unterschieden, wie das Zusammenwir-
ken von Nischeninnovationen mit bestehenden soziotechni-
schen Regimen abläuft: wettbewerbsfähig im etablierten Re-
gime („fit-and-conform“) und regimeverändernd („stretch-
and-transform“) (Smith & Raven, 2012). Weitere wichtige
Elemente im Hinblick auf Systeminnovationen sind Erwar-
tungen, Lernprozesse und Experimente (Bakker & Budde,
2012; Brown & Michael, 2003; Konrad, 2016; Lente, Spit-
ters, & Peine, 2013; Mierlo et al., 2010; Sengers, Wieczorek,
& Raven, 2019). Untersucht werden auch mögliche Rol-
len von Change Agents und Promotor_innen (Kristof, 2020,
2021), Aktivist_innen und lokalen Gruppen für die Ent-
wicklung sogenannter Grassroot-Innovationen (Hargreaves,
Longhurst, & Seyfang, 2013; Seyfang & Haxeltine, 2012;
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Seyfang & Smith, 2007a) und dezentraler und ziviler For-
men vernetzter Experimente über mehrere räumliche Skalen
hinweg (Broto & Bulkeley, 2013; Sengers et al., 2019; Wie-
czorek et al., 2015).

SNM entwickelt Methoden und Strategien, wie For-
schung und Entwicklung organsiert werden müssen, da-
mit nachhaltige Innovationen entstehen können. Treibende
Akteur_innen sind etwa Forschungsförderungseinrichtun-
gen, Unternehmen, Universitäten, Start-ups, aber auch Nut-
zer_innen und die Zivilgeselschaft.

Radikale Innovationen können im SNM-Ansatz durch
eine Abfolge von Experimenten, Demonstrationsprojekten
in Feedbackschleifen in Nischen ermöglicht werden (Geels
&Raven, 2006). Innovationen in Nischen werden meist von
neuen Akteur_innen außerhalb des etablierten Netzwerks
von Akteur_innen-Gruppen entwickelt. Diese Innovationen
entstehen durch das Zusammenspiel von Lernprozessen (ers-
ter oder zweiter Ordnung), sozialen Netzwerken sowie durch
gemeinsame Visionen und Erwartungen (Kemp, Schot, &
Hoogma, 1998; Schot & Geels, 2008).

Transitionsmanagement (TM) betrachtet eine Koevo-
lution technischer, ökologischer und sozialer (sozioöko-
nomischer) Systeme als notwendige Strukturbedingung
für nachhaltige Entwicklung. Der Ansatz basiert auf
Komplexitäts- und Governance-Forschung und der Mehr-
Ebenen-Perspektive (Köhler et al., 2019b). TM fokussiert auf
den Wandel durch kooperative Governance mit Einbindung
von Akteur_innen aus Wissenschaft, Zivilgesellschaft, Poli-
tik und Wirtschaft in sogenannten „Transitionsarenen“, um
Wandel in Richtung Nachhaltigkeit zu ermöglichen und zu
beschleunigen. Der Status quo bietet solche Arenen, an de-
nen viele unterschiedliche Akteur_innen teilnehmen können,
allerdings nicht an.

TM ist policy-orientiert und zielt auf das Gestalten
durch politische Entscheidungsträger_innen ab, wobei man
vier aufeinander folgende Schritte unterscheidet (Loorbach,
2010): (1) Strategisches Handeln in einer „Transitionsarena“
zielt auf die Entwicklung von Visionen und das Identifizieren
möglicher Transitionspfade ab. (2) Taktisches Handeln durch
Entwicklung spezifischer Roadmaps für konkrete Transi-
tionspfade und den Aufbau von Akteur_innen-Koalitionen
mit dem Ziel der Umsetzung. (3) Operatives Handeln in
Form von Innovationsexperimenten, Demonstrationsprojek-
ten und Umsetzungsprojekten, die auf „learning by doing“
abzielen. (4) Reflexives Handeln im Sinne der Evaluierung
von operativen Projekten, der begleitenden Evaluierung der
Umsetzung von Roadmaps und der Überprüfung der strate-
gischen Ziele.

TM fokussiert auf die Überwindung von Hemmnis-
sen wie: kurzfristigen Planungshorizonten der Wirtschafts-
akteur_innen und Politiker_innen in Bezug auf Zukunft
und gesellschaftliche Ziele; Systeminnovationen entgegen-
stehenden Interessen, Kostenstrukturen, Überzeugungen und

Annahmen; mangelnder Koordinierung fragmentierter Po-
litikbereiche; dem Fehlen von demokratischen Zielen und
Legitimität von Politiken für strukturellen Wandel; der Not-
wendigkeit der Wahl eines Transitionspfades unter Unsicher-
heit und fehlender Flexibilität in der Anpassung.

Sowohl SNM als auch TM bauen auf der Annahme auf,
dass eine Transformation hin zu einer nachhaltigen Ge-
sellschaft auf Basis veränderter soziotechnischer Regimes
notwendig ist. SNM legt die Gewichtung auf radikale In-
novation, die durch umfassende Lern- und Experimentier-
prozesse in geschützten Nischen ausreifen, um dann zu
einem Regimewandel beitragen zu können. TM fokussiert
auf die Entwicklung neuer Governance-Formen, die lang-
fristige gesellschaftliche Ziele und Visionen voraussetzen,
um ein Produktions- und Konsumptionssystem auf einen
nachhaltigen Weg auszurichten. TM zielt dabei auf einen
radikalen Systemwandel auf der Regimeebene ab. Inkre-
mentelle Schritte sollen ermöglichen, Konflikte zwischen
langfristigen Ambitionen und kurzfristigen Faktoren aushan-
deln zu können.

Beide Ansätze, SNM und TM, sehen die unterschiedli-
chen Interessen etablierter Akteur_innen im herrschenden
Regime (sowohl institutionelle als auch im Produktions-
Konsumptionssystem) und neuer Akteur_innen als ein we-
sentliches Konfliktfeld.

26.5 Theorien Sozialer Innovation

Lead Autor_innen
Andreas Novy, Julia Fankhauser

Kernaussagen
� Soziale Innovationen experimentieren mit klima-

freundlichen Praktiken, die oftmals zivilgesell-
schaftlich organisiert in Nischen beginnen und
Wandel „von unten“ anstoßen (z. B. Urban Garde-
ning, Carsharing etc.).

� Wenn soziale Innovationen in diesen Nischen ver-
harren – was empirisch oft zu beobachten ist –, dann
ist es wenig wahrscheinlich, dass damit Struktu-
ren in Richtung klimafreundliches Leben verändert
oder geschaffen werden können (starke Überein-
stimmung).

� Wenn technologische Innovationen nicht von so-
zialen Innovationen begleitet werden, dann ist es
wenig wahrscheinlich, dass damit dauerhaft kli-
mafreundliche Gewohnheiten über Nischen hinaus
ermöglicht werden können (starke Übereinstim-
mung).
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� Nur wenn soziale Innovationen bestehende Insti-
tutionen herausfordern, können beispielsweise Er-
nährungsweisen und Mobilitätsverhalten, aber auch
Konsumnormen und Wachstumszwänge verändert
und ersetzt werden (mittlere Übereinstimmung).

Soziale Innovationen haben im Policy-Diskurs in den
vergangenen 20 Jahren allgemein an Bedeutung gewonnen
(Moulaert et al., 2017) – im Rahmen der Klimaforschung
vor allem in Bezug auf Suffizienzstrategien und nachhalti-
gen Konsum (Jaeger-Erben, Rückert-John, & Schäfer, 2017).
Es gibt diverse Definitionen und Anwendungen in unter-
schiedlichen Politikfeldern. In der EU ist besonders die
Definition des Bureau of European Policy Advisor (BE-
PA) im Bereich Policy relevant, die soziale Innovationen
definiert als „innovations that are social both in their ends
and in their means“ (BEPA, 2010). Damit ist unter „so-
zial“ ganz allgemein jede Besserstellung gefasst (BEPA,
2010, 2014). Dies umfasst kostensparende Veränderungen
im Sozial- und Umweltbereich („doing more with less“)
und meint weiters implizit „nichtstaatlich“ (im Unterschied
zu „public innovations“), also gesellschaftlich („civic“) und
„von unten“ („bottom-up“) gesteuert. Der – zumeist implizi-
te – Bezug zu Klimapolitik ist geleitet von der Überlegung,
dass diese sozialen Innovationen zu suffizienzorientierten
und damit emissions- und ressourcensparenden Lebensstilen
führen.

Umstritten ist, ob soziale Innovation ein normatives oder
ein beschreibendes Konzept ist. In einem nichtnormativen
Ansatz, wie in Teilen des Sustainability Transition Research
Networks (STRN), sind soziale Innovationen Teil eines nicht
normativ bewerteten umfassenden koevolutionären Verände-
rungsprozesses (Avelino et al., 2019, S. 195). Ausdrücklich
normativ werden soziale Innovationen definiert als (1) Be-
dürfnisse befriedigend, (2) soziale Beziehungen verändernd
und (3) kollektive Ermächtigung fördernd (Moulaert et al.,
2017).

Soziale Innovationen ergänzen oftmals technologische In-
novationen und gewährleisten deren Wirksamkeit (WBGU,
2011). Um Strukturen dauerhaft zu verändern, müssen die in
Nischen entstehenden sozialen Innovationen durch geänder-
te Infrastrukturen und Institutionen stabilisiert werden. Dies
erfordert auch Veränderungen auf der Makro-Ebene („land-
scape development“) (Köhler et al., 2019b, S. 4). Jedoch
erforschen viele Fallstudien vor allem Nischeninitiativen, die
nur selten System- und noch seltener Strukturänderungen zur
Folge haben. Umwelt- bzw. klimarelevante soziale Innova-
tionen, die weiterhin in der Minderheit sind (Avelino et al.,
2017), fokussieren unter anderem auf Themenfelder wie
Waldschutz, grüne Räume in der Stadt, alternative Wohn-
projekte, Sharing-Initiativen, Upcycling, Reparieren und Sel-

bermachen, nachhaltige Mobilität, Food Cooperatives und
nachhaltige Landwirtschaft (Galego et al., 2021).

Akteur_innen sozialer Innovationen kommen oftmals aus
der Zivilgesellschaft, vor allem der Sozialwirtschaft (Euro-
pean Commission, 2021). Diese umfasst insbesondere Ge-
nossenschaften, „social businesses“, Solidarökonomie, Com-
mons und Pionier_innen des Wandels, wenn sie drei Kri-
terien genügen: (1) demokratische/partizipative Unterneh-
menssteuerung oder Ausrichtung auf soziale Gerechtigkeit,
(2) Reinvestition von Gewinnen ins Unternehmen oder für
andere soziale/gesellschaftspolitische Initiativen und (3) so-
ziale bzw. gesellschaftspolitische Zielsetzungen.

Der Analysefokus liegt oftmals auf Bottom-up-Prozessen
und partizipativen/demokratischen Governance-Modellen
(Galego et al., 2021) bzw. „bottom-linked governance“
(Pradel-Miquel, 2017) und Netzwerken (Kazepov, Colom-
bo, & Saruis, 2019). Besonders interessant sind „public-civic
partnerships“ (z. B. neuer Munizipalismus: Asara, 2019;
Holemans, 2021). Gegner_innen, die Widerstand gegen Ver-
änderung leisten, sowie damit verbundene Machtfragen wer-
den erst in neueren Forschungen berücksichtigt (Geels, 2014;
Köhler et al., 2019b).

In der ökologischen Transformationsforschung dienen so-
ziale Innovationen dazu, suffiziente und resiliente Konsum-
muster und Lebensstile zu entwickeln sowie die Akzeptanz
technologischer Innovationen zu erhöhen (WBGU, 2011).
Als transformativ werden Innovationen angesehen, wenn sie
bestehende Institutionen herausfordern, verändern oder er-
setzen (Haxeltine et al., 2016). Aber selbst der Strang zu
„transformativen“ sozialen Innovationen fokussiert auf Ni-
schen, mit der Gefahr, im Lokalen gefangen zu bleiben
(Kazepov et al., 2019).

Maximalistische soziale Innovationen (Unger, Linde, &
Getzner, 2017), die systemtransformierend sind (das heißt im
Fall von klimafreundlichen Leben: die Abkehr von fossilis-
tischen Arbeits- und Lebensweisen einleiten), sind seltener.
Ausnahmen sind Exnovation und Ökotopien, die in Nischen
grundlegende Veränderungen einleiten (siehe Abschn. 26.6).
Dies liegt auch daran, dass oftmals eine genauere Bestim-
mung von Transformation fehlt, da unterspezifiziert bleibt,
welche sozialen Formen (Warenform, Staatsform etc.) wie
zu verändern seien, damit es zu einem Formwandel kommt,
zum Beispiel zur Veränderung von Ernährungsweisen, Mo-
bilitätsverhalten, aber auch Konsumnormen undWachstums-
zwängen. Novy et al. (2022) sprechen dann von trans-
formativen Innovationen, wenn sie in konkreten Situatio-
nen wirksam sozialökologische Transformationen einleiten.
Dies erfordert die Erforschung der jeweiligen Konjunktur,
das heißt der spezifischen Raum-Zeit (z. B. der Offenheit
politischer Entscheidungsträger_innen, der Überzeugungs-
kraft von Innovator_innen). Aktuell bieten klimafreundliche
Bereitstellungssysteme großes Potenzial, Strukturen klima-
freundlichen Lebens zu schaffen (siehe Abschn. 27.1).
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26.6 Exnovation, Konversion und
Minimalismus

Lead Autor
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Kernaussagen
� Gegenüber aktivitätszentrierten Konzepten der

Transformation hin zu einer klimafreundlichen
Gesellschaft betonen Ansätze des Abschaffens
(Exnovation), des Umbaus (Konversion) und des
Minimalismus („almost doing nothing“) eine pro-
duktive Passivität, also ein aktiv konzipiertes oder
betriebenes Aufhören. (mittlere Übereinstimmung)

� Diesen Ansätzen wird eine wichtige transformative
Rolle zugeschrieben. Denn Neuerungen und sinn-
volles Wachstum wirken nur transformativ, wenn
sie nichtnachhaltige Prozesse ersetzen. (mittlere
Übereinstimmung)

Theorien oder Ansätze mit Bezug auf eine klimafreund-
liche Lebensweise konzentrieren sich häufig auf techno-
logische oder soziale Innovationen, eine Modifikation be-
stehender ökonomischer Prozesse im Sinn eines qualitativen
Wachstums oder auf steuerliche und marktbasierte politi-
sche Regulierungen. Gegenüber diesen aktivitätszentrierten,
additiven Konzepten betonen Ansätze des Abschaffens (Ex-
novation), des Umbaus (Konversion) und des Minimalismus
(„almost doing nothing“) eine produktive Passivität: Nicht-
mehr-Tun, Anders-Tun und Fast-nichts-Tun – ein Aufhören.
Diese Formen des Aufhörens werden aktiv konzipiert oder
betrieben und sind in diesem Sinne produktiv. Sie sind we-
der automatisches oder spontanes Ergebnis, bloße Lücke,
Ausfall und Ende oder lediglich eine Leerstelle, sondern viel-
mehr das Resultat einer zielgerichteten Strategie.

„Exnovation“ ist als Begriff vor allem im deutschen
Sprachraum verbreitet. Im englischen Sprachraum verweisen
die Begriffe des „phasing out“ (Andersen & Gulbrandsen,
2020) und der „discontinuation“ (Stegmaier, Kuhlmann, &
Visser, 2014) auf Prozesse der Exnovation (zusammenfas-
send: Heyen, Hermwille, & Wehnert, 2017; Kivimaa et al.,
2021). Diesen Ansätzen wird eine wichtige transformative
Rolle zugeschrieben, doch gibt es nur wenige Versuche
der Theoretisierung und Analyse. Darüber hinaus werden
diese Ansätze in der Literatur meist nicht in einen Zu-
sammenhang gebracht. Das vorliegende Kapitel schlägt vor,
die damit verbundenen unterschiedlichen Forschungszugän-
ge und -stränge gemeinsam zu betrachten, weil sie sich von
einseitig aktivitätszentrierten, additiven Konzepten abgren-
zen lassen und im Sinn einer produktiven Passivität zudem

eine wesentliche inhaltliche Gemeinsamkeit aufweisen, die
wir nachfolgend erläutern.

Die Ansätze einer produktiven Passivität stehen in kri-
tischem Verhältnis zur Fortführung vorherrschender sozia-
ler Praktiken wie beispielsweise von bestimmten Konsum-
mustern, von Technologien, institutionellen Routinen und
Machtverhältnissen. Entgegen der Annahme von Win-win-
Situationen, wonach alle für ein Problemfeld von Transfor-
mation verantwortlichen Akteur_innen ohne ökonomische
und politische Verluste sowie ideologische Friktionen ihre
Praktiken, Technologien, Institutionen und Machtpositionen
fortschreiben können, legen die Ansätze der produktiven
Passivität den Fokus auf den Verlust, auf Niedergang und
Scheitern. Sie stehen damit den Imaginationen und Wer-
ten des Paradigmas wirtschaftlichen Wachstums entgegen
(Arnold et al., 2015; Enia & Martella, 2019; Newig, Der-
wort, & Jager, 2019; Rosenbloom & Rinscheid, 2020) und
nehmen vermehrt Machtverhältnisse und Konflikte in den
Blick (Krüger & Pellicer-Sifres, 2020). Die gemeinhin ne-
gativ konnotierten Dynamiken von Verlust, Niedergang und
Scheitern werden mit Hilfe der Konzepte Exnovation, Kon-
version und des „almost doing nothing“ positiv gedeutet, so
etwa indem das Abschaffen semantisch als Exnovation auf
die Innovation verweist, die Konversion auf die Entwick-
lung von neuen Gebrauchsformen bestehender Strukturen
und die minimalistische Strategie des „almost doing nothing“
auf eine Effektivität durch Sparsamkeit. Alle drei Formen
erfordern zielgerichtete Aktivitäten und sind mit Prozes-
sen des Aufbaus und der Schaffung von Neuem verbunden.
Sie verweisen daher nicht bloß auf Passivität, indem Ver-
lust, Niedergang oder Scheitern lediglich akzeptiert werden,
sondern sind produktiv passiv, indem sie diese Dynamiken
bewusst anstreben oder einkalkulieren und mit zielgerich-
teten Aktivitäten koppeln. Wie die Widerstände gegen das
Aufhören zu bearbeiten wären, bleibt damit allerdings noch
offen und wird in der Literatur verschieden diskutiert.

Die drei genannten Ansätze der produktiven Passivi-
tät kommen aus unterschiedlichen historischen Erfahrungs-
und wissenschaftlichen Diskussionszusammenhängen, die
das Aufhören jeweils spezifisch fassen und strategisch ope-
rationalisieren. Vor diesem Hintergrund ergeben sich unter-
schiedliche Zielrichtungen und Themenfelder für die Iden-
tifikation der notwendigen transformativen Veränderungen.
Die Debatte um Exnovation ist im Bereich von Public Health
am weitesten entwickelt (McKay et al., 2018) und wurde
daneben häufig auf kommerzielle Technologien und Orga-
nisationspraktiken bezogen.

Erst in den letzten Jahren wird Exnovation auch im Rah-
men von Nachhaltigkeit stärker beleuchtet. Dabei steht vor
allem die Frage im Fokus, wie bestimmte Konsummuster und
Technologien beendet werden können (David, 2017; Frank,
Jacob, & Quitzow, 2020; Heyen et al., 2017; Wehnert, 2017).
Die Konversionsdebatte adressiert den Bereich der Produk-
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tion und wurzelt in Diskussionen der 1970er Jahre, die sich
mit den Möglichkeiten eines Neugebrauchs von Strukturen
der damaligen Rüstungsindustrie befassten (z. B. Mc Lough-
lin, 2017). Sie wird gegenwärtig vor allem auf die notwen-
dige Abschaffung, Schrumpfung oder Neuorientierung der
Automobilindustrie bezogen (Högelsberger&Maneka, 2020;
Pichler et al., 2017). Dagegen stammt die Strategie des „al-
most doing nothing“ aus der Architektur und dem Städte-
bau (Enia & Martella, 2019). Sie wird in Opposition zu den
vorherrschendenFormendesmaterialintensivenNeubausund
des umfassenden städtebaulichen Eingriffs gesetzt.

Die Literatur identifiziert eine Reihe von hemmenden und
treibenden Strukturen und Akteur_innen für Formen der pro-
duktiven Passivität. Arbeiten zu Exnovation heben auf der
Ebene soziotechnischer Regime und Arrangements sowie ge-
sellschaftspolitischer Entscheidungen die Rolle des Wider-
stands etablierter ökonomischer und politischer Interessen
und Akteur_innen hervor, während aus praxistheoretischer
Sicht vor allem die spezifischen und routinisierten Kombina-
tionen von Artefakten, Bedeutungen und Kompetenzen ein
Trägheitsmoment entfalten, das dem Aufhören entgegensteht
(siehe z. B. Beiträge in Arnold et al., 2015). Die Ideologie
und Praxis der Konkurrenzfähigkeit sowie das Paradigma
wirtschaftlichen Wachstums und seine Akteur_innen stehen
z. B. Pichler et al. (2021) zufolge der Konversion ebenso
entgegen wie ein einseitiger Fokus auf technologische In-
novationen. Häufig wird die Rolle übergreifender sozialer,
kultureller, technologischer, ökonomischer und politischer
Bedingungen für den Erfolg von Bemühungen um Exnovati-
on oder Konversion betont.

Die mit Exnovation, Konversion und Minimalisierung
verbundenen Gestaltungsmöglichkeiten lassen sich vor al-
lem mit der Diskussion um Degrowth in Verbindung bringen
(z. B. D’Alisa, Demaria, und Kallis 2016). Damit verweisen
diese Konzepte auch auf weitere Dimensionen, die von ihnen
nicht explizit angesprochen werden, beispielsweise das Ziel
der Entschleunigung (Fischer undWiegandt 2012). Auf einer
allgemeineren Ebene gehören die Formen der produktiven
Passivität zum Bereich der Suffizienzorientierung, der nicht
nur im Rahmen von Degrowth diskutiert wird (Linz, 2015).
Das Konzept der disruptiven Innovation führt den Aspekt der
Exnovation mit Innovation explizit zusammen (aber nicht
immer mithilfe des Exnovationsbegriffs) (Kivimaa et al.,
2021). Gelebte Ökotopien lassen sich als Kombination von
produktiver Passivität mit kulturellen, sozialen und technolo-
gischen Innovationen interpretieren (Daniel & Exner, 2020).
„Almost doing nothing“ ist Teil einer Perspektive „urbaner
Akupunktur“ (Enia & Martella, 2019).

Die Perspektive der Ansätze der produktiven Passivität
rückt in Bezug auf (Struktur-)Bedingungen für ein klima-
freundliches Leben folgende Einsicht in den Fokus: Der
Übergang zu einem klimafreundlichen Leben bedarf nicht
nur produktiver Neuerungen (Güter, Dienstleistungen) und

eines sektoral raschen und großskalierten Wachstums (z. B.
von umweltrelevantem Wissen oder der Produktion erneuer-
barer Energien), sondern ebenso des materiellen Aufhörens
sowie der Minimalisierung, das heißt der Beendigung von
Ansätzen, die unhinterfragt maximale Eingriffsbreiten und
-tiefen favorisieren. Neuerungen und sinnvolles Wachstum
wirken nur transformativ, wenn sie nichtnachhaltige Prozes-
se ersetzen.
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27.1 Einleitung

Die Bereitstellungsperspektive untersucht geeignete Struk-
turen klimafreundlichen Lebens ausgehend von Bereitstel-
lungssystemen, die suffiziente und resiliente Praktiken
und Lebensformen erleichtern und damit selbstverständ-
lich machen. Sie ermöglicht eine ganzheitliche Sichtweise,
um langfristige Klimawandelmitigation und -anpassung mit
der kurzfristigen Sicherung der Grundversorgung und dem
Schutz vor Naturgefahren zu verbinden.

Suffizienz, die Mindeststandards eines Genug definiert,
und reflexive Resilienz, die mit Einfallsreichtum Vulnerabi-
litäten und Alltagspraktiken krisensicherer macht, definieren
in dieser Perspektive das „gute Leben“. Lebensformen bün-
deln mehrere Praktiken und sind daher soziale Praktiken

zweiter Ordnung, die durch Normen und Infrastrukturen
– sowohl klimaschädlichen als auch sozial-ökologischen –
strukturiert werden. Dieser Perspektive folgend wird klima-
freundliches Leben möglich, wenn klimafreundliche sozia-
le Praktiken „normal“ und selbstverständlich werden. Da-
zu braucht es klimafreundliche Rahmenbedingungen, damit
neue Gewohnheiten entstehen können. Bereitstellungssys-
teme umfassen rechtliche Regelungen (Verfassung, Geset-
ze, Verordnungen), Infrastrukturen (materielle und sozial-
ökologische wie Begegnungszonen und Energiegemein-
schaften) und Institutionen (Raumordnung, Raumplanung,
kulturelle Normen, [z. B. Auto als Statussymbol oder „der
Traum vom Eigenheim“]).

Die wichtigsten Theorien desWandels, die von der Bereit-
stellungsperspektive ausgehen und im Folgenden ausführli-
cher behandelt werden, sind Bereitstellungssysteme und All-
tagsökonomie, praxistheoretische Ansätze, Lebensformen,
umfassendes Klimarisikomanagement, Suffizienz und Resi-
lienz.

27.2 Bereitstellungssysteme und
Alltagsökonomie

Lead Autor_innen
Richard Bärnthaler, Andreas Novy, Leonhard Plank

Kernaussagen
� Unter den Gegebenheiten gegenwärtiger Formen

der Bereitstellung befriedigt kein Land der Welt
Bedürfnisse in zureichender Weise und unter der
Bedingung eines nachhaltigen Energie- und Res-
sourcenverbrauchs.

� Wenn jene Bereitstellungssysteme, die mensch-
liche Bedürfnisse mit verhältnismäßig geringem
Ressourcen- und Energieverbrauch befriedigen,
z. B. Pflege, Bildung, Gesundheit, möglichst kli-
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maeffizient ausgeweitet werden, dann wird klima-
freundliches Leben erleichtert.

� Wenn jene Bereitstellungssysteme, die mensch-
liche Bedürfnisse mit einem nicht nachhaltigen
Ressourcen- und Energieverbrauch befriedigen,
z. B. Wohnen, Ernährung, Mobilität, klimafreund-
lich umgestaltet werden, dann wird klimafreundli-
ches Leben erleichtert.

� Wenn jene Bereitstellungssysteme, die primär nicht
der menschlichen Bedürfnisbefriedigung dienen,
sondern andere Ziele verfolgen, z. B. geplante Ob-
soleszenz oder Rentenextraktion, schrumpfen, dann
wird klimafreundliches Leben erleichtert.

� Die Privatisierung und Finanzialisierung alltags-
ökonomischer Bereitstellung sowie Extraktivismus
und Wirtschaftswachstum jenseits eines moderaten
Wohlstandsniveaus erschweren klimafreundliches
Leben.

� Wenn alltägliche Güter und Leistungen öffentlich,
dekommodifiziert, inklusiv und in hoher Qualität
bereitgestellt werden, Einkommensungleichheit ge-
ring ist und demokratische Institutionen gestärkt
werden, dann wird klimafreundliches Leben er-
leichtert.

� Wenn für alle leistbare (Stichwort: „Universal Ba-
sic Services“) sozial-ökologische Infrastrukturen,
z. B. Naherholungsräume, dezentrale Pflegeeinrich-
tungen, Nahversorgung und öffentliche Mobilität,
zulasten nicht nachhaltiger Infrastrukturen, z. B. für
motorisierten Individualverkehr, ausgebaut werden,
dann wird klimafreundliches Leben erleichtert.

� Wenn sozialinnovative Formen der Bereitstellung
umgesetzt werden, z. B. durch intermediäre Orga-
nisationen, Genossenschaften oder mittels gesell-
schaftlicher Betriebslizenzen, die den Anbietern der
Alltagsökonomie sozial-ökologische Verpflichtun-
gen auferlegen, dann wird klimafreundliches Leben
erleichtert.

Das Konzept der Bereitstellung, welches Verteilung, Pro-
duktion und Konsum (Gruchy, 1987) integriert, entstammt
verschiedenen, vor allem heterodoxen sozialwissenschaftli-
chen und ökonomischen Denkschulen (Fine, 2002; Todo-
rova & Jo, 2019). Besonders von der politischen Ökologie
inspirierte Denkschulen nutzen dieses Konzept, um sozio-
metabolische und politökonomische Zugänge, Fragen der
Ressourcennutzung und deren sozioökonomische Folgen zu
verbinden (Schaffartzik et al., 2021). Bereitstellungsysteme,
wie diejenigen für Energie, Ernährung oder Mobilität, be-
zeichnen eine Reihe von Elementen (z. B. Infrastrukturen,
Technologien, Akteur_innen, rechtliche und soziale Institu-

tionen, Kapital), die bei der Umwandlung von Ressourcen
zusammenspielen, um menschliche Bedürfnisse zu befrie-
digen (Bayliss & Fine, 2020; Fanning, O’Neill, & Büchs,
2020; Plank et al., 2021; Schaffartzik et al., 2021). Damit
eröffnet diese Analyse einen systemischen und multidimen-
sionalen Zugang zu Bedürfnisbefriedigung: Konsum und die
einhergehenden sozial-ökologischen Konsequenzen können
nicht alleine durch individuelle Konsumentscheidungen ver-
standen werden, sondern hängen von soziokulturellen und
politökonomischen Bereitstellungssystemen ab, welche sich
historisch und geografisch sowie hinsichtlich der bereitge-
stellten Güter und Dienstleistungen unterscheiden (Schafran,
Smith, & Hall, 2020). Bereitstellungssysteme sind kollektiv
geschaffen, wobei sich „kollektiv“ weder auf eine bestimmte
Institution bezieht, z. B. staatlich, gemeinnützig, gewinnori-
entiert, noch auf eine bestimmte räumliche Ebene, z. B. lokal,
regional, national (Schafran, Smith, & Hall, 2020). Es be-
deutet bloß, dass sich Individuen nicht als autonome Wesen
alleine und selbständig mit diesen Gütern und Diensten ver-
sorgen können.

Da gemäß des von Kate Raworth (2012) inspirierten
Frameworks „safe and just space“ (SJS) gegenwärtig kein
Land der Welt Bedürfnisse in zureichender Weise und unter
der Bedingung eines nachhaltigen Energie- und Ressour-
cenverbrauchs befriedigt (O’Neill et al., 2018; Vogel et al.,
2021), besteht die klimapolitische Herausforderung darin,
die Bedingungen eines guten Lebens für alle innerhalb pla-
netarischer Grenzen auszuloten (vgl. „Living Well Within
Limits [LiLi] project“ an der University of Leeds, Brand-
Correa & Steinberger, 2017; Millward-Hopkins et al., 2020;
Raworth, 2017). Bereitstellungssysteme zu analysieren ist
hierbei besonders wichtig, da sie als Vermittler zwischen
menschlichem Wohlbefinden und biophysischen Prozessen
fungieren (O’Neill et al., 2018).

Um eine klimafreundliche Lebensweisen zu ermöglichen,
bedarf es dreierlei: (1) einer Stärkung und klimaeffizienten
Ausweitung jener Bereitstellungssysteme, die menschliche
Bedürfnisse mit verhältnismäßig geringem Ressourcen- und
Energieverbrauch befriedigen, z. B. Pflege, Bildung, Ge-
sundheit (Aigner & Lichtenberger, 2021; Calafati et al.,
2021; Hardt et al., 2020); (2) einer Umwandlung jener Be-
reitstellungssysteme, die menschliche Bedürfnisse mit einem
nicht nachhaltigen Ressourcen- und Energieverbrauch be-
friedigen, z. B.Wohnen, Ernährung,Mobilität (Calafati et al.,
2021; Mattioli et al., 2020; Plank et al., 2021); sowie (3) ei-
nes Rückbaus jener Bereitstellungssysteme, die primär nicht
der menschlichen Bedürfnisbefriedigung dienen, sondern an-
dere Ziele verfolgen (Gough, 2017; O’Neill et al., 2018),
z. B. Luxuskonsum (Oswald, Owen, & Steinberger, 2020;
UNEP, 2020), Überproduktion und Überkonsumption (Pirg-
maier, 2020), Gewinnstreben (Hinton, 2020), geplante Obso-
leszenz (Guiltinan, 2009) und Rentenextraktion (Bärnthaler,
Novy, & Plank, 2021; Fanning et al., 2020;Mazzucato, 2019;
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Stratford, 2020). Dies ermöglicht die Etablierung sogenann-
ter „Konsumkorridore“ (Brand-Correa et al., 2020; Fuchs
et al., 2021; Gough, 2020; Pirgmaier, 2020), welche einer-
seits ein Mindestniveau an Konsum garantieren, um ein gutes
Leben zu ermöglichen, und andererseits ein Maximum fest-
legen, um planetarische Grenzen nicht zu überschreiten. Hier
ergeben sich konkrete Synergienmit demAnsatz der Alltags-
ökonomie („Foundational Economy“), welcher eine Abkehr
vom derzeit dominanten wirtschaftspolitischen Fokus auf ex-
portorientierte Industrien und eine Zuwendung, Priorisierung
und Aufwertung der auf die Grundversorgung ausgerich-
teten Alltagsökonomie fordert (FEC, 2018). Diese umfasst
de facto die Daseinsvorsorge und grundlegende Nahversor-
gung (in Erweiterungen alltagsökonomischen Denkens zählt
auch der unbezahlte Bereich der Haus- und Sorgearbeit da-
zu; vgl. Bärnthaler, Novy, & Plank, 2021). In Österreich sind
44 Prozent aller Beschäftigten in den Kernbereichen der All-
tagsökonomie tätig (Krisch et al., 2020).

Ein wesentliches Hindernis für diese wirtschaftspolitische
Neuausrichtung sind jene gegenwärtigen politökonomischen
Bedingungen, die Bedürfnisbefriedigung primär über die
Bereitstellung privater Güter und Dienste über Märkte struk-
turieren. Daher kritisiert der Ansatz der Alltagsökonomie,
in Einklang mit Theorien der politischen Ökonomik (Agli-
etta, 2000), polanyischen Theorien (vgl. Abschn. 28.6) und
Ansätzen der Public Economics (Unger, Linde, & Getzner,
2017), dass sich gegenwärtig ein Geschäftsmodell durchge-
setzt hat, dass alle Wirtschaftsbereiche – und damit auch
diejenigen der Alltagsökonomie, die für ein zivilisiertes All-
tagsleben notwendig sind – derselben Logik unterwirft: der
Kommodifizierung und Finanzialisierung der Bereitstellung.
Der Eintritt privater Anbieter mit finanzialisierten Geschäfts-
modellen – von Strom, Wasser und Gas über Wohnen,
Gesundheit und Pflege – untergräbt eine effiziente Bereit-
stellung der Grundversorgung und führte oftmals zu einer
unterinvestierten sowie operational überlasteten Alltagsöko-
nomie mit ungleichheitsfördernden Implikationen (Bowman
et al., 2015; Burns et al., 2016). Die Kommodifizierung
und Finanzialisierung alltagsökonomischer Bereitstellung
wirkt darüber hinaus der Möglichkeit eines klimafreund-
lichen Lebens entgegen, da diese Formen der Bereitstel-
lung vermehrt andere Ziele als Bedürfnisbefriedigung ver-
folgen und öffentliche Leistungen tendenziell eine höhere
Bedürfnisbefriedigung (vor allem hinsichtlich des Zugangs
zu grundlegenden Leistungen) mit geringeren Energiebe-
darf ermöglichen (Vogel et al., 2021). Weitere hemmende
Faktoren sind Extraktivismus und Wirtschaftswachstum jen-
seits eines moderaten Wohlstandsniveaus, da sie mit einer
geringeren Bedürfnisbefriedigung und einem höheren Ener-
giebedarf verbunden sind (Vogel et al., 2021). Dementgegen
sind Faktoren wie die Qualität öffentlicher Leistungen, ge-
ringe Einkommensungleichheit, Demokratie und inklusiver
Zugang zu Elektrizität mit einer höheren Bedürfnisbefriedi-

gung und einem geringeren Energiebedarf verbunden (Vogel
et al., 2021).

Je nach Entwicklungsphase, in der sich die jeweiligen
Bereitstellungssysteme (oder Teile derselben) befinden, er-
geben sich unterschiedliche Interventionsmöglichkeiten, et-
wa während der Grundlegung (z. B. Konflikte rund um
Landnutzungsrechte), des Baus (z. B. Blockaden von Bau-
stellen, Regelung von Eigentumsrechten), der Nutzung (z. B.
Konsumboykott), möglicher Folgeinvestition (z. B. Divest-
ment) oder dem Ab- bzw. Rückbau (z. B. Industriebrachen)
(Schaffartzik et al., 2021). Zentral für die Erreichung sozialer
und klimarelevanter Zielsetzungen sind der Aus- und Auf-
bau sozial-ökologischer Infrastrukturen (z. B. Naherholungs-
räume, sozialer Wohnbau, dezentrale Pflegeeinrichtungen,
funktionierende Nahversorgung, öffentliche Mobilität), die
nachhaltig, klimafreundlich für alle leistbar sind (Bärntha-
ler, Novy, & Plank, 2021; Großer et al., 2020). Sie stellen
für das alltägliche Leben grundlegendeGüter und Leistungen
als „Universal Basic Services“ (Coote, 2021) ressourceneffi-
zient bereit, fördern „kollektiven Konsum“ (Castells, 1983;
Saunders & Williams, 1988) und wirken sozialräumlichen
und geschlechtlichen Ungleichheiten entgegen, da sie allen
in gleicher Weise zugutekommen (Dabrowski et al., 2020).
Bereitstellung lässt sich hierbei nicht auf eine Öffentlich-
privat-Dichotomie reduzieren, sondern integriert sozialinno-
vative Bereitstellungsformen, z. B. durch intermediäre Or-
ganisationen, Genossenschaften oder mittels sogenannter
gesellschaftlicher Betriebslizenzen (FEC, 2020; Froud &
Williams, 2019), die den Anbietern der Alltagsökonomie für
deren Privileg, in geschützten Bereichen operieren zu dürfen,
im Gegenzug sozial-ökologische Verpflichtungen (inklusive
Arbeitsbedingungen) auferlegen.

Bereitstellungssysteme sind somit zentrale Strukturen ei-
nes klimafreundlichen Lebens. Sie legen wesentliche lang-
fristige Rahmenbedingungen für die Art der Produktion, des
Konsums und der Verteilung von Ressourcen fest. Diese
sind nicht nur unterschiedlich wirksam zur Befriedigung von
Bedürfnissen, sondern gehen auch mit bestimmten unter-
schiedlichen Umwelt- und Klimaimplikationen einher.

27.3 Praxeologische (praxistheoretische)
Ansätze

Lead Autor_innen
Michael Jonas

Kernaussagen
� Ursachen und Folgen der aktuellen Klimakri-

se werden aus praxistheoretischer Perspektive als
Konsequenzen primär menschlichen Agierens be-
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trachtet, die sich in den modernen und nachmo-
dernen Gesellschaften in der hegemonialen Stel-
lung nichtnachhaltiger und ressourcenvernutzender
Produktions- und Konsumtionsweisen und entspre-
chender milieuspezifischer Lebensformen nieder-
schlagen.

� Auch wenn Akteur_innen aus unterschiedlichen
gesellschaftlichen Sphären (Wirtschaft, private Le-
benswelt, Wissenschaft usw.) zu den negativen Fol-
gen der Klimakrise beitragen oder mitunter klima-
freundliche Alternativen zu etablieren suchen, hat
vor allem die Politik die Gestaltungsmacht, Voraus-
setzungen für die Entwicklung eines klimafreundli-
chen Lebens zu schaffen.

� Als Voraussetzungen eines klimafreundlichen Le-
bens gelten auf Dauer angelegte erneuerte oder neu-
artige Infrastrukturen und Lebensformen, in denen
Agieren in nachhaltigen, etwa suffizienzorientierten
Praktiken (vor allem Gewohnheiten) zentral ist und
in denen Akteur_innen aus unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Milieus teilhaben können.

Praxistheoretische (oder praxeologische) Ansätze liegen
inzwischen in großer Vielzahl vor. Zentral ist der Blick
auf die Entstehung, Beschaffenheit und Reproduktion ge-
sellschaftlicher Praxis. In der neueren Diskussion wird der
Fokus auf Praktiken (Reckwitz, 2002) gelegt, die als struk-
turelle Momente gefasst (Giddens, 1979) die Dichotomie
zwischen (gesellschaftlichen) Strukturen und (individuellen)
Handlungen aufheben. Die Orte sozialer Praxis konstituieren
sich so aus den performativen Inszenierungen unterschiedli-
cher Praktikenbündel und mit ihnen verbundenen sozioma-
teriellen Ordnungen (Schatzki, 2002). Als eine Praktik gilt
ein Nexus des Tuns und Sprechens, der durch Fertigkei-
ten, Regeln und Leitmotiven strukturiert wird. Soziomate-
rielle Ordnungen bestehen aus Vernetzungen menschlicher
und nicht menschlicher Entitäten. Praxeologische Forschun-
gen weisen einen relationalen Charakter auf, demzufolge
gesellschaftliche Phänomene ihre Bedeutungen aus ihren
sich beständig verändernden wechselseitigen Verhältnissen
bekommen. Diese Forschungen verzichten zudem auf di-
chotome Unterscheidungen wie etwa unterschiedliche ge-
sellschaftliche Ebenen (Mikro/Makro) (Marston, Jones, &
Woodward, 2005), um hervorzuheben, dass gesellschaftli-
cher Wandel nicht durch andersartige Prozesse (wie Up-
und Down-Scaling), sondern durch den kontextspezifischen
Wandel von Praktiken und Ordnungen stattfindet (Jonas,
2016; Schmid & Smith, 2021; Warde, 2005). Praxeologische
Forschung trifft selten Diagnosen unilinearer gesellschaftli-
cher Entwicklungspfade. Die Entstehung unterschiedlicher
Pfade wird als permanent zu reproduzierendes Ergebnis kon-

tingenter Prozesse angesehen, die sich durch Stabilität und
Wandel auszeichnen. Praxistheoretische Ansätze werden in
der Regel mit Ansätzen aus anderen Disziplinen angereichert
– bezogen auf das Konzept der klimafreundlichen Lebens-
weise etwa durch Aspekte, die sich beispielsweise aus der
Care-Debatte oder den Diskussionen über Suffizienz über-
nehmen lassen.

Nicht jede praxeologische Forschung hebt gesellschaft-
lichen Wandel (Schatzki, 2019) hervor und nur ein Teil
dieser Studien fokussiert auf Ursachen und Folgen der aktu-
ellen Klimakrise sowie auf Fragen nach sozial-ökologischen
Transformationen und Nachhaltigkeitsaspekten (Jonas &
Littig, 2015). In den hier relevanten Analysen werden Ur-
sachen und Folgen der Klimakrise als direkte und indi-
rekte Konsequenzen vornehmlich menschlicher Aktivitäten
gedeutet, die sich in ressourcenvernutzenden Produktions-,
Distributions- und Konsumtionsweisen manifestieren und
auf globaler Ebene unterschiedlich ausgeprägt sind. Es wer-
den die Ursachen nicht nachhaltiger beziehungsweise nach-
haltiger Konfigurationen von Praktiken und Ordnungen ana-
lysiert, um deren nachhaltigkeitsorientierte Veränderung be-
ziehungsweise deren stärkere gesellschaftliche Verbreitung
zu fokussieren. Außer der Kritik an Nachhaltigkeitspolitiken,
die Wandel als Veränderungen individueller Wahlentschei-
dungen thematisieren (Shove, 2010), geht es um die Analyse
nicht nachhaltiger produktions- und konsumtionsrelevanter
Problematiken etwa im Energiesektor (Shove & Walker,
2014), im Mobilitätsbereich (Barr & Prillwitz, 2014), im
Ernährungsbereich (Exner & Strüver, 2020) oder in wei-
teren Praktiken des Alltags und deren Umwandlung im
Kontext der Entwicklung und Verbreitung nachhaltiger Le-
bensstile und Gemeinschaften. Oder es geht um die Analyse
von nachhaltigkeitsorientierten Fallbeispielen und Projekten
(Smith, 2019; Zapata Campos, Zapata, & Ordoñez, 2020)
und die Frage ihrer weiteren gesellschaftlichen Verbreitung
sowie zuletzt um die Entfaltung nachhaltiger Infrastrukturen
(Cass, Schwanen, & Shove, 2018) und Lebensformen (Jaeg-
gi, 2014; Novy, 2018).

Reichweite und Komplexität der Ziele und Herausfor-
derungen vorgeschlagener Veränderungsprozesse variieren.
Unterscheiden lassen sich einerseits jene Vorschläge, die
sich auf eingegrenzte Phänomene beziehen (etwa auf das
Ausschalten von WLAN-Routern, wenn sie nicht gebraucht
werden; Spinney et al., 2012), von solchen, die unterschiedli-
che gesellschaftliche Sphären betreffen. Andererseits können
diese Vorschläge danach voneinander abgegrenzt werden,
ob sie eher nur auf inkrementelle Veränderungen ausge-
richtet sind, die wie in den Fällen von Green-Economy-
oder Circular-Economy-Strategien keinen grundsätzlichen
gesamtgesellschaftlichen Wandel voraussetzen, oder ob sie
auf radikale Transformationen (Brand & Wissen, 2017b)
ausgerichtet sind, die außer der Implementierung veränderter
oder neuer Herstellungs-, Distributions- und Konsumtions-
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weisen und -praktiken auch einen grundlegendenWandel der
jeweils betreffenden gesellschaftlichen Sphären selbst ver-
langen (Sayer, 2013).

Grundsätzlich werden diejenigen hegemonialen Praktiken
und ihre soziomateriellen Kontexte als hemmende struktu-
relle Momente identifiziert, die (etwa durch hohen Ressour-
cenverbrauch) mitverantwortlich für die Klimakrise sind.
Das schließt auch entsprechende Akteur_innen ein, die von
klimaschädlichen Praktiken rekrutiert, also zur Teilnahme
animiert werden. Als notwendig gilt, die hegemoniale Stel-
lung solcher Praktiken/Ordnungs-Konfigurationen etwa in
den Bereichen der Mobilität, des Wohnens, der Produkti-
on, der Konsumtion und anderen aufzuweichen, indem diese
Konfigurationen entweder verändert oder durch neuartige,
klimafreundliche Alternativen ersetzt werden. Solche Wand-
lungsprozesse können dabei eher kommunikativ und koope-
rativ verhandelbar oder/und eher konflikt- und konfrontati-
onsbehaftet sein. Es werden auch spezifische Akteur_innen
hervorgehoben, deren Engagement in nicht nachhaltigen
Praktiken als problematisch eingeschätzt wird. Dies sind vor
allem Akteur_innen aus der Politik und der Wirtschaft, aber
auch Bürger_innen etwa in ihrer Rolle als Konsument_innen
oder als Mitglieder bildungs- und einkommensstarker Mi-
lieus, deren nicht nachhaltige Aktivitäten weitaus stärker
ausgeprägt sind als das jener von bildungs- und einkommens-
schwächeren Milieus (Kleinhückelkotten, Neitzke, & Moser,
2016; Moser & Kleinhückelkotten, 2018). Umgekehrt gel-
ten jene Praktiken als positiv, deren Fertigkeiten, Regeln
und Leitmotive zu klimafreundlichen Aktivitäten anregen,
indem sie etwa konsequent an Suffizienz-Kriterien ausge-
richtet sind.

Da Sozialität als Ergebnis einer permanent ablaufen-
den Reproduktion sozialer Praxis aufgefasst wird, können
prinzipiell alle notwendigen Veränderungen für eine klima-
freundlichere Lebensweise angegangen und umgesetzt wer-
den. Dies schließt auch die grundsätzliche Veränderbarkeit
etwa hegemonialer Machtverhältnisse, Verhaltenspfade oder
materieller Infrastrukturen ein. Eine Reihe von empirischen
Studien arbeitet heraus, dass Veränderungen unterschiedli-
che Auswirkungen auf gesellschaftliche Milieus haben und
dass sich deren Mitglieder unterschiedlich stark mobili-
sieren lassen. Grundlegend gilt, dass Anrufungen zwecks
individueller Verhaltensänderungen ebenso zu kurz greifen
wie nicht partizipative Änderungsversuche gesellschaftlicher
Strukturmomente, die auf die Akzeptanz in der Gesellschaft
angewiesen sind, diese aber nicht erzielen. Neben der Ausar-
beitung thematisch eingeschränkter Maßnahmenbündel und
Forderungen nach gesellschaftlichen Wandlungsprozessen
erweisen sich verstärkt Diskussionen über die Veränderung
und Erschaffung von Infrastrukturen als hilfreich (Cass et al.,
2018). Weitreichend sind Konzeptionen, die Infrastrukturen
als soziotechnische Assemblagen (Amin, 2013) fassen, zu
denen und zu deren Entfaltung sowie Regeneration nicht

nur Materialitäten und Technologien zählen und beitragen,
sondern auch entsprechende Bündel von Praktiken sowie in-
volvierte Akteur_innen (Jonas, 2022).

Als Strukturbedingungen für die Entfaltung und
auch die Weiterverbreitung von klimafreundlichen
Praktiken/Ordnungs-Komplexen (vor allem in Form von
Infrastrukturen und Lebensformen) gelten mehr oder min-
der weitreichende gesellschaftliche Wandlungsprozesse, die
entweder die bislang hegemonialen und nicht nachhalti-
gen Praktiken/Ordnungs-Komplexe verändern oder diese
durch klimagerechtere Alternativen ersetzen (Blühdorn
et al., 2020; Hausknost et al., 2017). Exemplarisch kann
hier auf den Aufbau fahrrad- und klimagerechter Mobilitäts-
infrastrukturen oder auf klimafreundliche Infrastrukturen im
Energiebereich hingewiesen werden (Shove &Walker, 2014;
Watson, 2013). Auch wenn grundsätzlich Akteur_innen aus
ganz unterschiedlichen Sphären wie der Wirtschaft, der
privaten Lebensführung oder der Öffentlichkeit sich in der-
artigen Wandlungsprozessen engagieren (können), können
die Grundvoraussetzungen der als notwendig betrachteten
sozial-ökologischen Transformationen aus praxeologischer
Perspektive vornehmlich durch die Politik implementiert
werden.

27.4 Lebensformen

Lead Autor_innen
Andreas Novy, Michael Jonas

Kernaussagen
� Klimafreundliche und klimaunfreundliche Aktivi-

täten von Individuen sind Bestandteile spezifischer
Lebensformen, die aus kollektiv geteilten Bündeln
von Praktiken, Gewohnheiten und Kapitalausstat-
tungen (Bildung, Einkommen usw.) bestehen.

� Die Zugehörigkeit zu bestimmten Milieus (struk-
turiert unter anderem nach Einkommen, Bildungs-
stand, Alter) führt zu bestimmten gemeinsamen
Praktiken und Gewohnheiten, was klimafreundli-
ches Leben stärker beeinflusst als Konflikte, die sich
aus unterschiedlichen Haltungen und Werteinstel-
lungen ergeben (etwa in Bezug auf den Stellenwert
von Klimapolitik).

� Wenn klimafreundliches Leben in allen Milieus
selbstverständlicher werden soll, dann braucht es
keine einheitliche klimafreundliche Lebensform,
sondern Allianzen unterschiedlicher gesellschaftli-
cher Milieus mit jeweils milieuspezifischen klima-
freundlichen Lebensformen.
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� Die Lebensformen der Milieus mit hohem Einkom-
men und höherem Bildungskapital führen im Ver-
gleich zu anderen milieuspezifischen Lebensformen
tendenziell zu nicht klimafreundlichem Handeln.
Wenn klimafreundliches Leben bei klimapolitisch
aufgeschlossenen Milieus (insbesondere die neue,
akademisch gebildete Mittelklasse) umgesetzt wer-
den soll, dann braucht es sozial-ökologische Infra-
strukturen, die die Abkehr vom emissionsintensiven
privaten Konsum erleichtern.

� Wenn klimafreundliches Leben bei klimapolitisch
skeptischen Milieus (insbesondere die traditionel-
le Mittelklasse und Unterschicht) umgesetzt werden
soll, dann braucht es die Förderung von Praktiken
und Gewohnheiten, die ausdrücklich auch wegen
nicht klimabezogener Zielsetzungen übernommen
werden (z. B. weil Pendeln mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln billiger wird als mit dem Auto).

Konzepte wie Lebensformen, Lebensweise, Lebensfüh-
rung und Lebensstil (Jaeggi, 2014) beschäftigen sich mit
alltäglichem Leben und daher auch mit klimafreundlichem
Handeln. Während „Lebensstil“ und „Lebensführung“ stär-
ker das Moment der individuellen Wahl betonen (Diezin-
ger, 2008; Rössel & Otte, 2011), zielt „Lebensweise“ um-
fassend auf die Reproduktion von Gesellschaft, wie z. B.
der „Amercian way of life“ oder die „imperiale Lebens-
weise“ (Brand & Wissen, 2017a). Wandel erfassen diese
drei Konzepte nur eingeschränkt. „Lebensformen“ (Jaeg-
gi, 2014) verbinden hingegen Konfigurationen spezifischer
Gewohnheiten, Praktikenbündel und unterschiedlicher Ka-
pitalformen (Bourdieu, 1982), die das Leben der Menschen
jenseits individuellerWahlentscheidungen soziokulturell und
materiell prägen. Damit kann die Verankerung des All-
tagshandelns in nicht nachhaltigen und klimaschädlichen
Produktions- und Konsummustern untersucht werden (Blüh-
dorn et al., 2020; Lessenich, 2016). Die nach 1945 voll
einsetzende „große Beschleunigung“ verallgemeinerte for-
distische Massenproduktions- und Massenkonsumtionswei-
sen (Aglietta, 2015), was das Überschreiten planetarischer
Grenzen beschleunigte (Brunner, Jonas, & Littig, 2022).
Diese Lebensweise führt dazu, dass Massenkonsumgesell-
schaften strukturell „auf Kosten anderer“ (ILA Kollektiv
et al., 2017), nämlich den Bevölkerungsgruppen vor allem
aus der südlichen Hemisphäre, leben.

In nachmodernen Gegenwartsgesellschaften kommt es
zu sozialräumlicher Fragmentierung, Individualisierung und
Singularisierung und in der Folge zu kulturalisierten Klas-
senbeziehungen und politischen Polarisierungen. Reckwitz
(2017) etwa stellt eine Kulturalisierung von Klassenbezie-
hungen und damit einhergehenden politischen Polarisierun-

gen fest: Sieht man von einer kleinen gesellschaftlichen
Oberklasse (mit ihren exzessiven Ressourcenverbräuchen)
ab, steht ihm zufolge eine neue, akademisch gebildete Mit-
telklasse in konfliktären Beziehungen bzw. Machtkämpfen
mit einer schrumpfenden traditionellen, die fordistischen Ge-
sellschaften prägendenMittelklasse sowie einer Unterklasse,
denen jeweils unterschiedliche gesellschaftliche Milieus mit
ihren jeweils spezifischen Lebensformen zugeordnet wer-
den können (Reckwitz, 2019). So sehen sich die überwie-
gend kosmopolitisch orientierten und einstellungsbezogen
klimaschutzaffinen Milieus der neuen akademisch geprägten
Mittelklasse den Milieus einer traditionellen Mittelschicht
und einer Unterklasse gegenüber, die sowohl soziokulturel-
le Veränderungen (z. B. Geschlechterverhältnisse) als auch
Klimaschutz (z. B. Ernährungsstiländerungen) skeptischer
betrachten (Blühdorn et al., 2020; Reckwitz, 2017).

Einer repräsentativen Studie im Auftrag des deutschen
Umweltbundesamtes (Kleinhückelkotten et al., 2016; Moser
& Kleinhückelkotten, 2018) folgend steht der Pro-Kopf-
Ressourcenverbrauch primär im Zusammenhang mit der Hö-
he des verfügbaren Einkommens und des Bildungskapitals:
Der personenbezogene Gesamtenergieverbrauch steigt mit
höherem Einkommen und höherem formalen Bildungsstand
– auch bei Menschen mit positiver Umwelteinstellung. Dies
lässt vermuten, dass klimaschädliches Verhalten eher wenig
mit Einstellungsaspekten, dafür aber umso mehr mit sozialer
Positionierung, entsprechenden Praktiken und der Ausstat-
tung mit Kapitalien zu tun hat. Gleichzeitig zeigt sich, dass
eher klimafreundliche Alltagspraktiken vor allem auch in
Milieus vorzufinden sind, denen exzessive Ressourcenver-
bräuche gar nicht möglich sind. Für alle Milieus gilt, dass
sie Vor- und Nachteile aus dieser nicht klimafreundlichen
Lebensweise erzielen – wenn auch in unterschiedlichem
und ungleichem Ausmaß (Bärnthaler, Novy, & Stadelmann,
2020; Novy, 2019).

Für die Klimapolitik folgt daraus, gesellschaftliche Struk-
turdynamiken umfassend und kontext- sowie milieuspezi-
fisch umzubauen (Bärnthaler et al., 2020; Novy, 2019).
Klimaschädliche milieuspezifische Lebensformen sollten in
suffizientere Varianten transformiert werden, während weni-
ger klimaschädlichen milieuspezifischen Lebensformanteile
genügsamer ausgerichtet und ihre Verbreitung und Durch-
setzung unterstützt werden sollten. Gestaltungsoptionen er-
geben sich daraus, Praktiken, Gewohnheiten, Ressourcen-
ausstattungen und Infrastrukturen suffizienter, gerechter und
sorgsamer auszurichten (Jonas, 2022).

Dies erfordert die Gestaltung von Rahmenbedingungen,
um nachhaltig klimafreundliches Verhalten zu ermöglichen
(vgl. Abschn. 1.3). Als Leitorientierung rückt damit ei-
ne variantenreiche sozial-ökologische Transformation der
Lebensmöglichkeiten und Alltagsgewohnheiten in den Vor-
dergrund, die für verschiedene Allianzen unterschiedlicher
gesellschaftlicher Milieus offen ist, weil sie keinem „best
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way of living“ verpflichtet ist. Solche Projekte einer sozial-
ökologische Transformation sind als gesellschaftliche Ge-
staltungsaufgaben im Sinne zu verändernder politischer Rah-
menbedingungen, soziokultureller und sozioökonomischer
Logiken – insbesondere jener der Wachstums- und Profit-
orientierung – und sich verändernder Kräfteverhältnisse ein-
zuschätzen, die den unterschiedlichen Kontextbedingungen
gesellschaftlicher Milieus im Hinblick auf deren Ausstat-
tung mit unterschiedlichen Kapitalsorten, Einstellungsmus-
tern und Alltagsgewohnheiten Genüge tun (Novy, 2019). Es
geht darum, alltägliches Leben und Wirtschaften zu verän-
dern (vgl. Abschn. 27.2). Sozial-ökologische Infrastrukturen
haben inklusive Verteilungswirkungen (Bärnthaler, Novy, &
Stadelmann, 2021) und erleichtern „solidarische Lebens-
weisen“ (vgl. Ausführungen zur imperialen Lebens- und
Produktionsweise in Abschn. 28.4).

27.5 Umfassendes Klimarisikomanagement
und transformative Anpassung

Lead Autor_innen
Thomas Schinko, Veronica Karabaczek

Kernaussagen
� Eine engere Abstimmung der Governance-

Strukturen im Naturgefahrenmanagement sowie
in der Klimawandelanpassung ermöglicht eine
ganzheitlichere Herangehensweise an das Ma-
nagement von Klimarisiken und eine integrierte
Betrachtungsweise der drei Risikodimensionen
„Hazard“, „Exposition“ und „Vulnerabilität“.

� Wenn sich die Auswirkungen des Klimawandels
in Zukunft intensivieren und Anpassungsgrenzen
schlagend werden, reichen gegenwärtige inkremen-
telle Risikomanagementmaßnahmenmöglicherwei-
se nicht mehr aus, um gesellschaftliche Ziele und
Werte zu erhalten.

� Die Wahl eines transformativen Risikomanagemen-
tansatzes gibt Entscheidungsträger_innen die Mög-
lichkeit, ihren Fokus auf grundlegende strukturelle
Ursachen von klimabedingten Risiken, einschließ-
lich sozialer Verhaltensweisen, zu verlagern, anstatt
nur deren unmittelbare Ursachen durch inkremen-
telle Ansätze zu betrachten.

Das Naturgefahrenmanagement und die Klimawandel-
anpassung – international, aber auch in Österreich – be-
schäftigen sich derzeit noch weitgehend unabgestimmt mit
teils den gleichen klimabedingten Risiken (Leitner et al.,
2020; Schinko, Mechler, & Hochrainer-Stigler, 2017). Na-

turgefahrenmanagement fokussiert in der Risikoanalyse und
Entscheidungsfindung stark auf Erfahrungen aus der Vergan-
genheit, die Klimawandelanpassung auf mögliche zukünf-
tige Entwicklungen. Beide Bereiche weisen nach wie vor
einen starken Fokus auf das „Hazard“, sprich die Naturgefahr
selbst, auf, ohne die zentrale Rolle der beiden anderen Ri-
sikokomponenten „Exposition“ und „Vulnerabilität“ umfas-
send mit zu betrachten (IPCC, 2012). Überdies erschweren
die statische und starre Natur der derzeitigen Risikomanage-
mentzyklen ihre rasche Anpassung an die Gegebenheiten,
die sich durch den Klimawandel und sozioökonomische Ent-
wicklungen verändern (Lavell et al., 2012).

Gegenwärtige inkrementelle Anpassungs- bzw. Risiko-
managementmaßnahmen reichen möglicherweise nicht mehr
aus, um gesellschaftliche Ziele und Werte zu erhalten, wenn
sich die Auswirkungen des Klimawandels in Zukunft inten-
sivieren (Preston, Dow, & Berkhout, 2013). Der Punkt, an
dem Ziele von Akteur_innen oder eines sozioökologischen
Systems „intolerablen Risiken“ ausgesetzt sind, wird als An-
passungsgrenze bezeichnet (IPCC, 2018b). Als intolerabel
werden Risiken definiert, wenn sie eine sozial ausgehandelte
Norm (z. B. die Verfügbarkeit sauberen Trinkwassers) oder
einen sozial ausgehandeltenWert (z. B. eine gewisse Lebens-
weise) überschreiten, obwohl adaptive Maßnahmen gesetzt
werden oder wenn die verfügbaren Maßnahmen das Risiko
nicht ausreichend reduzieren.Während sogenannte „weiche“
Grenzen der Anpassung durch fehlende Ressourcen (z. B.
finanzieller Natur) erreicht werden, theoretisch aber mit der-
zeitig verfügbaren Technologien verschoben werden könnten
(z. B. Bereitstellung finanzieller Mittel für den Bau eines
Damms), können sogenannte „harte“ Grenzen in absehba-
rer Zeit nicht aufgelöst werden, da es dafür derzeit keine
bekannten Prozesse oder Maßnahmen gibt, um die Situati-
on zu ändern (z. B. der Verlust von Siedlungsraum durch den
Meeresspiegelanstieg) (Klein et al., 2014).

Eine weitere Herausforderung besteht in der Identifikati-
on von weichen und harten Anpassungsgrenzen, die durch
die voranschreitende Klimakrise schlagend werden können
(Dow et al., 2013). Hierbei stellt sich die zentrale Frage der
Risikotoleranz – „Wo ist in welchem Kontext die Anpas-
sungsgrenze?“ –, aber auch die Frage nach der Priorisierung
der Werte unterschiedlicher Akteur_innen (Preston et al.,
2013) und der darauf aufbauendenMaßnahmen. Die Identifi-
kation von transformativen Anpassungsmaßnahmen, welche
diese Grenzen entweder verschieben oder es erlauben, mit
dem Restrisiko umzugehen, erweist sich als komplexe Auf-
gabe. Transformative Anpassung verändert die fundamenta-
len Attribute eines sozioökologischen Systems, um negati-
ven Auswirkungen des Klimawandels zu begegnen (IPCC,
2018b). Ein tieferes Verständnis der fundamentalen Bestand-
teile des sozioökologischen Systems, ihrer Ausprägung und
Veränderung wird daher notwendig, um gezielt transfor-
mative Maßnahmen identifizieren und setzen zu können.



682 Kapitel 27. Theorien des Wandels und der Gestaltung von Strukturen: Bereitstellungsperspektive

Sollte zum Beispiel die Erhaltung alpiner Siedlungsräume
als fundamentaler Wert innerhalb einer Gesellschaft angese-
hen werden, so kann die Absiedelung alpiner Regionen, um
Auswirkungen des Klimawandels zu reduzieren, als trans-
formative Anpassungsmaßnahme gesehen werden. Transfor-
mative Anpassungsmaßnahmen können sowohl vorbeugend
als auch nachträglich gesetzt werden, um mit zukünftigen
sowie bereits eingetretenen Folgen des Klimawandels um-
zugehen, welche unzureichendem Klimaschutz zugeordnet
werden können (IPCC, 2018a).

Um die Effektivität und Effizienz des Managements kli-
mabezogener Risiken zu verbessern, müssen die beiden der-
zeit noch weitgehend unabhängig agierenden Ansätze (das
Naturgefahrenmanagement und die Klimawandelanpassung)
in einem ganzheitlichenAnsatz enger miteinander verbunden
werden – ein Konzept, das als „Klimarisikomanagement“ be-
zeichnet wird (Jones et al., 2014; Mechler & Aerts, 2014;
Schinko et al., 2017). Watkiss et al. (2014) identifizierten
das Klimarisikomanagement als geeigneten Ansatz, um pro-
aktiv Maßnahmen gegen derzeitige klimabedingte Extreme
umzusetzen – und somit das derzeitige Anpassungsdefizit
kurzfristig zu bewältigen –, jedoch vor allem um mittelfris-
tig die Klimaanpassung und das Naturgefahrenmanagement
enger miteinander zu verknüpfen. Um diese Integration zu
erreichen, ist es entscheidend, zunächst die aktuellen, oft-
mals voneinander isolierten Governance-Strukturen in be-
stimmten Ländern oder Regionen zu verstehen und somit die
potenziellen Synergien, aber auch Konflikte an der Schnitt-
stelle dieser beiden Politikfelder zu identifizieren (Leitner
et al., 2020).

Um die sich ständig verändernden Rahmenbedingun-
gen im Klimarisikomanagement proaktiv miteinzubeziehen,
schlagen Lavell et al. (2012) vor, auf Theorien des Lernens
aufzubauen. Dementsprechend wären für einfache Risiken –
charakterisiert durch relativ geringe Unsicherheiten in Be-
zug auf das Auftreten und die Auswirkungen sowie durch
lineare Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge – standardmä-
ßig analytische, expert_innenzentrierte Methoden (wie z. B.
Risikomodellierung) für die Abschätzung und die weitere
Kommunikation zukünftiger Risiken geeignet. Komplizierte
Risiken, die durch Ungewissheit in Bezug auf die möglichen
Auswirkungen und die Eintrittswahrscheinlichkeit definiert
sind, würden eine stärkere kollaborative und iterative Inter-
aktion mit betroffenen Stakeholdern erfordern. Schließlich
bedürfen komplexe Risiken, die durch große Unsicherheiten
gekennzeichnet sind, umfassende deliberative und adapti-
ve Entscheidungsprozesse, um ein gemeinsames Verständnis
und Verantwortungsbewusstsein zu fördern.

Eine inkrementelle Adaptierung der gegenwärtigen Maß-
nahmen ist unzureichend, sollten Anpassungsgrenzen er-
reicht werden; neuartige, transformativeMaßnahmenwerden
hiermit notwendig (Dow et al., 2013; Kates, Travis, & Wil-
banks, 2012). Das IPCC (2018a) definiert transformative

Anpassung als „Anpassung, die die grundlegenden Eigen-
schaften eines sozio-ökologischen Systems in Erwartung des
Klimawandels und seiner Auswirkungen verändert“. Auch
zur Umsetzung transformativer Maßnahmen im Rahmen ei-
nes umfassenden Klimarisikomanagements, wie z. B. die
freiwillige Absiedelung aus von Hochwasser gefährdeten
Hochrisikogebieten, bedarf es partizipativer Entscheidungs-
prozesse, um schlussendlich auch die davon betroffenen
Menschen nicht vor vollendete Tatsachen zu stellen und
somit potenzielle Konflikte möglichst schon im Entschei-
dungsprozess auszuverhandeln (Seebauer & Winkler, 2020).

Derzeit herrscht noch ein gewisses Silodenken (Naturge-
fahrenmanagement vs. Klimawandelanpassung) im Umgang
mit klimabedingten Risiken. Den jeweiligen Akteur_innen
müssten die potenziellen Synergieeffekte und damit einher-
gehende Effizienzgewinne einer orchestrierten Herangehens-
weise bewusst werden. Auf institutioneller Ebene wäre etwa
die Etablierung eines ressortübergreifenden Klimarisikora-
tes wichtig. Wie Leitner et al. (2020) zeigen, bestehen trotz
der Bereitschaft einzelner Akteur_innen in Österreich noch
strukturimmanente Hindernisse zur tatsächlichen Umsetzung
eines umfassenden Klimarisikomanagements.

Vor allem im Hinblick auf nicht inkrementelle Anpas-
sungsmaßnahmen erscheint eine Koppelung der Domänen
der Klimaanpassung (mit Fokus auf vergangene Ereignis-
se und Praktiken) und des Naturgefahrenmanagements (mit
Fokus auf zukünftige klimatische und sozioökonomische
Veränderungsprozesse) als zielführend. Die österreichischen
KLAR! Regionen könnten treibende Kräfte in der Etablie-
rung eines umfassenden Klimarisikomanagements sein.

Ein adaptives umfassendes Klimarisikomanagement er-
möglicht eine ganzheitliche, proaktive und reflexive Heran-
gehensweise an das Management von klimabedingten Risi-
ken wie Hochwasser, Trockenheit und Dürre. Dow, Berkhout
und Preston (2013) argumentieren, dass der Anpassungs-
prozess nicht endet, wenn eine Anpassungsgrenze erreicht
ist. Stattdessen kann transformative Anpassung, die auf der
Neudefinition gesellschaftlicher Ziele basiert, etablierte Ri-
sikomanagementansätze erweitern. Die Wahl eines transfor-
mativen statt eines inkrementellen Ansatzes gibt Entschei-
dungsträger_innen die Möglichkeit, ihren Fokus auf grund-
legende strukturelle Ursachen von klimabedingten Risiken,
wie z. B. soziale Verhaltensweisen, ökonomische Strukturen
und Landnutzung, zu verlagern, anstatt nur deren unmittel-
bare Ursachen zu betrachten (Pelling, O’Brien, & Matyas,
2015).

Transformative Anpassungsmaßnahmen müssen vorraus-
schauend und in Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen
Sektor, dem privaten Sektor und der Zivilgesellschaft über
alle Governance-Ebenen hinweg etabliert werden. Um die
Wahrscheinlichkeit des Erreichens von Anpassungsgrenzen
und somit die Notwendigkeit für transformative Anpassung
zu reduzieren, bedarf es zuallererst einer ambitionierten Kli-
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maschutzpolitik im Einklang mit dem 1,5-Grad-Ziel des
Pariser Klimaabkommens. Dabei ist zu beachten, dass selbst
bei Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels bis zum Ende des Jahr-
hunderts gewisse natürliche Systeme, wie etwa Korallenrif-
fe, sowie sozio-ökologische Systeme, z. B. dicht besiedelte,
niedriggelegene Küstengebiete, mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit an ihre Anpassungsgrenzen stoßen werden bzw.
mit intolerablen Risiken konfrontiert sein werden (IPCC,
2018b). Solch ein umfassender Ansatz, angewandt auf al-
le Governance-Ebenen, ermöglicht eine faire und inklusive
Herangehensweise an die Auswirkungen der Klimakrise,
welche in Zukunft möglicherweise zu einem Überschreiten
weicher und harter Anpassungsgrenzen führen werden.

In der Klimawandelforschung selbst bedarf es eines ver-
stärkten Umdenkens hin zu einem integrativen, interdiszipli-
nären und transformativen Forschungsansatz, da sich Klima-
wandelanpassung nicht als eigenständiges Forschungsfeld
definieren lässt. Vielmehr gilt es Anpassung unter dem Be-
griff der gesellschaftlichen Transformation zu fassen und
nicht nur einzelne Anpassungsprozesse zu beleuchten und
zu optimieren (Beck et al., 2013; Brunnengräber & Dietz,
2013).

27.6 Suffizienz

Lead Autor_innen
Michael Jonas

Kernaussagen
� Aus der Perspektive der Forschung zu Suffizienz

gelten Ursachen und Folgen der aktuellen Klimakri-
se als vornehmlich durch den Menschen verursacht.
Sie ergeben sich aus den Wachstumszwängen mo-
derner und nachmoderner Gesellschaften, ihrer pri-
mären Fixierung auf Effizienz und der nur marginal
entfalteten Kompetenz, Praktiken der Selbstbegren-
zung und Genügsamkeit zu entwickeln und durch-
zusetzen.

� Ein differenzierter Suffizienz-Begriff fasst Genüg-
samkeit einerseits als einen Mindeststandard, der
für alle Gesellschaftsmitglieder erfüllt sein muss,
damit diese sich adäquat entfalten können. An-
dererseits weist er auf die vorherrschenden nicht
nachhaltigen Produktions- und Konsumtionsweisen
und ihre negativen Auswirkungen hin, die es umzu-
wandeln und durch klimafreundliche Alternativen
zu ersetzen gilt.

� Zur Bekämpfung der Ursachen und Folgen res-
sourcenvernutzender und nicht nachhaltiger Pro-
duktions-, Distributions- und Konsumtionsweisen

bedarf es gesellschaftlicher Wandlungsprozesse, die
je nach eingenommener Perspektive inkrementelle
Veränderungen bis hin zu einer grundlegenden so-
zial-ökologischen Transformation der Gesellschaft
erfordern.

� Vor allem Akteur_innen aus der Politik und aus
der öffentlichen Sphäre (starke soziale Bewegun-
gen) wird die Kompetenz zugewiesen, in den un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Sphären (Wirt-
schaft, Recht, Politik, Öffentlichkeit usw.) die in-
frastrukturellen Voraussetzungen zu schaffen, damit
umfangreiche suffizienzorientierte Wandlungspro-
zesse angestoßen und verwirklicht werden können.

Das Suffizienz-Konzept hat seit einigen Jahren in un-
terschiedlichen Bereichen an Bedeutung gewonnen (Paech,
2013) und tritt im Sinne von Genügsamkeit vornehm-
lich im Nachhaltigkeitsdiskurs und im Zusammenhang
mit der Klimakrise auf. Die konzeptionellen Ursprünge
des Suffizienz-Begriffs gehen auf den Konvivialitäts- bzw.
Selbstbegrenzungs-Ansatz von Ivan Illich (1973) zurück.
Später wurde das Konzept vor allem im Umfeld des Wupper-
tal Instituts für Klima, Umwelt und Energie in Deutschland
aufgegriffen. Inzwischen gilt Suffizienz als eine (Weiter-)
Entwicklung des Nachhaltigkeitsbegriffs. Einerseits stellt sie
eine komplementäre Nachhaltigkeitsstrategie vor allem zur
Effizienz dar, die ohne der Suffizienz „richtungsblind“ sei
(Sachs, 1993), aber auch zur Konsistenz (Sachs, 1993; von
Winterfeld, 2007). Andererseits ist die Suffizienz eine Nach-
haltigkeitsstrategie, die dezidiert nicht von der Möglichkeit
einer absoluten Entkopplung von Wirtschaftswachstum und
Ressourcenverbrauch ausgeht (vonWinterfeld, 2007). Neben
Akteur_innen aus dem akademischen Bereich nutzen es vor-
nehmlich Akteur_innen aus der Politik und aus NGOs.

Suffizienz wird oftmals im Sinne eines maßvollen Um-
gangs „mit natürlichen Ressourcen durch einen genügsamen,
weniger materialistisch orientierten Lebensstil“ (Kühl, 2019,
S. 70) definiert. Sie wird als eine wesentliche Voraussetzung
sozial-ökologischer Transformationen sowie als Chiffre für
das „gute Leben“ (Schneidewind, 2017) bezeichnet. Hier-
bei lassen sich individualistische (auf einzelne Menschen
bzw. private Haushalte) und sozietäre Konzeptualisierungen
sowie ein eng gefasster Suffizienz-Begriff, der auf Minder-
verbrauch abzielt, und ein weit gefasster Begriff, der Genüg-
samkeit als neuen Indikator fürWohlstand sieht, voneinander
unterscheiden. Zusätzlich bewegen sich die Perspektiven in
einer Spanne, die von der Fokussierung auf Aspekte indivi-
dueller Lebensstile bis hin zur Betrachtung weiter gefasster
Produktions- und Konsumtionsweisen reicht. Das Konzept
der Öko-Suffizienz etwa schließt „die Frage nach dem gelin-
genden Leben ein“ (Linz, 2004, S. 10). Es bezieht sich dabei
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sowohl auf individuelle Selbstbeschränkung (als Verzicht
oder Reduzierung ressourcenintensiver Güterarten, freiwil-
lige Mäßigung, Eigenproduktion, Erhaltung und Reparatur,
gemeinsame Nutzung) als auch auf gesellschaftliche Umver-
teilung.

Zentral für weitreichende Konzeptionen ist die Bedeutung
von „genug“. „Having enough“ (Frankfurt, 2015) markiert
dabei einerseits eine Qualität oder einen Standard, der für
alle Gesellschaftsmitglieder gegeben sein muss, damit die-
se sich adäquat entfalten können. Andererseits weist „having
enough“ darauf hin, dass es angesichts der vorherrschenden
klimaschädigenden Produktions- und Konsumtionsweisen
sowohl um gesellschaftliche Umverteilungen (Casal, 2007)
als auch darum geht, dass die Gesellschaftsmitglieder grund-
sätzlich ihre Konsumtionsaktivitäten limitieren sollten „in
order to remain below a level that would be ‚too much‘ in
terms of harmful emissions and resource extraction“ (vgl.
auch Brand et al., 2021; Spengler, 2016, S. 925). In den Fäl-
len, in denen suffiziente Projekte und Aktivitäten nicht nur
entwickelt und gefordert, sondern auch in der gesellschaft-
lichen Praxis umgesetzt werden, haben diese Umsetzungen
mitunter den Charakter sozialer Innovationen (Jonas, 2018;
Novy, 2019). Als solche tragen sie Keime gesellschaftlicher
Transformationsprozesse hin zu klimafreundlichen Lebens-
weisen in sich. Oftmals bedarf es zur Umsetzung suffizienter
Projekte aber zuerst einmal Exnovationen, also Abwicklun-
gen ökologisch und sozial schädlicher Praktiken und Tech-
nologien, die suffizienten Projekten im Weg stehen.

Es wird von tiefgreifenden sozialen, politischen, ökolo-
gischen und ökonomischen Umbrüchen ausgegangen, die
als Krisen wahrgenommen werden. Trotz Effizienzgewin-
nen in der Produktion steigen die globalen Umweltbelas-
tungen mitbedingt durch Rebound-Effekte (also Effekte, in
denen effizienzsteigerungsbedingte Ressourceneinsparungs-
potenziale aufgrund etwa von Nachfragesteigerungen nicht
oder nur teilweise erzielt werden) und durch nachholende
Modernisierungsprozesse etwa in asiatischen Ländern wei-
ter an, sodass die Klimakrise weiter verschärft wird. Das
Suffizienz-Konzept lenkt wie der Resilienz-Begriff den Fo-
kus auf Problemlösungen, im Gegensatz zu diesem verortet
es die Problemerzeugung aber grundlegend in den Wachs-
tumszwängen moderner und nachmoderner Gesellschaften.

Je nach Bedeutungsinhalten variieren die Antworten, ob
die Gesellschaften einem fundamentalen Wandel unterzogen
werden müssen, um den Folgen der Klimakrise begegnen
zu können, oder ob sie dazu nur ihre bestehenden ge-
sellschaftlichen Strukturen anpassen oder individuelle Ver-
haltensänderungen hervorrufen müssen. In weiter gefassten
Konzeptionen gilt es als gesichert, dass Lebensqualität und
Wohlstand von Wirtschaftswachstum abgekoppelt werden
müssen (Postwachstumsdebatte) und es geht um den grund-
legenden Wandel gesellschaftlicher Infrastrukturen, um suf-
fizienten Praktiken in unterschiedlichen gesellschaftlichen

Sphären zum Durchbruch zu verhelfen (Brunner, 2021). Auf-
grund fehlender gesellschaftlicher Voraussetzungen und In-
frastrukturen kann sich Suffizienz demnach gesellschaftlich
nur dann durchsetzen, wenn die sozialen, rechtlichen, wirt-
schaftlichen und politischen Bedingungen dies ermöglichen
(Jonas, 2022). Erforderlich ist folglich eine noch zu schaffen-
de Suffizienz-Politik (Linz, 2015; Schneidewind & Zahrnt,
2013), die auf unterschiedlichen Ebenen Maßnahmen imple-
mentiert, um überhaupt die Voraussetzungen für die Erschaf-
fung einer klimafreundlichen Verantwortungsarchitektur zu
schaffen (WBGU, 2014). Gemeint sind etwa ressourcen-
schonende Politiken (Zell-Ziegler et al., 2021), Tempolimit,
Einführung von Ökosteuern, Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV), nachhaltige Stadtentwicklung mit
entsprechenden Siedlungsstrukturen, Förderung nachhaltiger
Naherholung, Aufwertung ehrenamtlicher Tätigkeiten und
Veränderung gesellschaftlicher Arbeitsteilung. Notwendig
sind auch entsprechende Aktivitäten privatwirtschaftlicher
Unternehmen wie Transformation der Wertschöpfungsket-
ten zugunsten Unschädlichkeit, Haltbarkeit, Reparierbarkeit
und Gemeinwohlorientierung sowie der einzelnen Gesell-
schaftsmitglieder im Verfolgen resilienter und suffizienter
Alltagspraktiken und Lebensweisen.

Suffizienz-Konzepte sind auf diskursiver Ebene allgemein
mit Gegner_innen konfrontiert, die entsprechende Maßnah-
men, etwa der Einschränkung, als „Bevormundung“ the-
matisieren. Aus der Perspektive weitreichender Suffizienz-
Konzepte lassen sich auf der Ebene gesellschaftlicher Praxis
alle Kräfte und Akteur_innen benennen, die die etablierten
Interaktionslogiken und Praktiken der ressourcenvernutzen-
den Produktions-, Konsumtions- und Reproduktionsweisen
und -praktiken stützen. Als positive Bezugsreferenzen gel-
ten hingegen alle Projekte, Initiativen und Akteur_innen aus
der Zivilgesellschaft und anderen gesellschaftlichen Sphä-
ren, deren Praktiken sich zentral durch Suffizienz-Kriterien
auszeichnen.

Wie auch im Fall des Resilienz-Begriffs (oder dem Kon-
zept sozialer Innovationen) unterscheiden sich die Benen-
nungen struktureller Bedingungen erheblich. Auch wenn in
manchen Fällen vor allem auf individuelle Verhaltensände-
rungen gesetzt wird, geht es zumeist darum, dass entspre-
chende rahmenbedingungenschaffende Politiken und starke
soziale Bewegungen in den unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Sphären (Wirtschaft, Recht, Politik, Öffentlichkeit
usw.) erst die infrastrukturellen Voraussetzungen schaffen
müssen, damit umfangreiche suffizienzorientierte Wand-
lungsprozesse in unterschiedlichen Praktiken und von un-
terschiedlichen Akteur_innen angestoßen und verwirklicht
werden können (Kalt & Lage, 2019). Im Erfolgsfall kann
Suffizienzpolitik erheblich dazu beitragen, nicht nachhaltige
Alltagspraktiken zu deprivilegieren sowie vorhandene Res-
sourcen gerechter zu verteilen (Böcker et al., 2021; Christ &
Lage, 2020). Suffizientes Agieren fußt dann nicht auf indivi-
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duellen Lebensstilentscheidungen, sondern gilt als kollektiv
getragener Bestandteil sozial-ökologisch ausgerichteter mi-
lieuspezifischer Lebensformen.

27.7 Resilienz

Lead Autor_innen
Michael Jonas

Kernaussagen
� Aus der Perspektive der Forschung zu Resilienz

gilt es, gesellschaftliche Strukturen robuster gegen
die negativen Folgen der Klimakrise zu machen.
Gemeinsame Merkmale dieser Forschungen sind,
dass sie von Bedrohung(en) ausgehen und auf ge-
sellschaftsbezogene Problemlösungen fokussieren,
um bestehende gesellschaftliche Strukturen wider-
standsfähiger zu machen oder neue widerstandsfä-
hige Strukturen zu schaffen.

� Es bedarf gesellschaftlicher Wandlungsprozesse,
die je nach eingenommener Perspektive inkremen-
telle Veränderungen bis hin zu einer grundlegen-
den sozial-ökologischen Transformation der Gesell-
schaft erfordern.

� Die Benennung der mit Resilienz verbundenen
Gestaltungsmöglichkeiten und -optionen hängt er-
heblich von den jeweils genutzten Konzepten ab.
Grundsätzlich bewegt sie sich in der Spanne indi-
vidueller Verantwortungszuschreibungen bis hin zu
infrastrukturbezogenen Strategien.

Resilienz ist ein Konzept, das seit einigen Jahren an
Bedeutung gewonnen hat und im Sinne von Widerstandsfä-
higkeit in unterschiedlichen Themenfeldern und im Kontext
der Klimakrise genutzt wird. Resilienz weist dabei nicht nur
auf die bedrohliche Gegenwart hin, sondern verspricht zu-
gleich, eine adäquate Problemlösungsstrategie an die Hand
zu geben (Meyen et al., 2017). Das Resilienz-Konzept hat
seine Ursprünge in natur- und ingenieurwissenschaftlichen
Disziplinen, aus denen es in sozial-ökologische, psychologi-
sche und später auch sozialwissenschaftliche Ansätze (Ad-
ger, 2000) eingeflossen ist. Resilienz meint in der Physik die
Kapazität, einen Gleichgewichtszustand wiederherzustellen
und in der Ökologie die Fähigkeit, Veränderungen und Stö-
rungen zu absorbieren (Holling, 1973). Ausgangspunkt sind
Bedrohungen, Störungen, externer Stress, Schocks, abrupter
Wandel, Krisen usw. (Schneider & Vogt, 2017). Vor allem
in sozialwissenschaftlichen Diskursen wird Resilienz ver-
stärkt aus seiner Verankerung in gleichgewichtsorientierten
„closed-systems theories“ (Davoudi, 2018:3) herausgelöst.

Seine Prominenz gewinnt das Konzept durch die Rele-
vanz, die ihm von der Politik (in der EU etwa über die
„Aufbau- und Resilienzfazilität“ mit dazugehörigen natio-
nalen „Aufbau- und Resilienzplänen“, auf nationaler Ebene
beispielsweise im österreichischen Förderprogramm „Stadt
der Zukunft“) sowie von privatwirtschaftlichen und zivilge-
sellschaftlichen Akteur_innen zugemessen wird. In diesem
Zusammenhang wird von tiefgreifenden sozialen, politi-
schen, ökologischen und ökonomischen Umbrüchen ausge-
gangen, die als Krisen eingeschätzt werden. Das Resilienz-
Konzept wird generell mit der Beobachtung verknüpft, dass
trotz Effizienzgewinnen in der Produktion die globalen Um-
weltbelastungen weiter ansteigen und die schon bestehenden
negativen Effekte der Klimakrise weiter verstärkt werden.
Das Konzept dient als Marker für bestimmte Ideen, Inhal-
te und Strategien, wie ein klimafreundliches Leben vor dem
Hintergrund der als gegeben angesehenen Klimakrise er-
reicht werden kann.

Gemeinsames Merkmal aller Resilienz-Konzepte ist, dass
sie von Bedrohung(en) ausgehen und auf gesellschaftsbe-
zogene Problemlösungen fokussieren. Sie lassen sich somit
potenziell mit Verfahren des Klimarisikomanagements kom-
binieren. Hervorgehobene Ziele, Herausforderungen und
Konflikte aufgrund der Klimakrise variieren stark, und zwar
abhängig von den jeweils genutzten Begriffsdefinitionen
und weiter gehenden theoretischen Ansätzen. Eng gefasste
Resilienz-Konzepte gehen beispielsweise ausschließlich von
externen Belastungen und Schocks aus (MacKinnon & De-
rickson, 2013). Abgeleitete Ziele und Herausforderungen fo-
kussieren auf Systemerhalt der vorhandenen nationalen oder
globalen etwa kapitalistischen Produktionsweisen in einer
Weltwirtschaft. Aus der Perspektive reflexiver, evolutionärer
und gerechtigkeitsbezogener Resilienz-Konzepte betrachtet,
erfordern die als Bedrohungen thematisierten Veränderungen
der Klimakrise hingegen gerade keine systemerhaltenden
Reaktionen, sondern Strategien, die die gesellschaftlichen
Verhältnisse selbst grundlegend umwandeln.

Wird Systemresilienz auf gesellschaftliche Phänomene
übertragen, ist dies mit der Kritik konfrontiert, bestehende
Strukturen zu bevorzugen undMachtungleichgewichte sowie
Fragen nach gesellschaftlichen Transformationen auszublen-
den. Dieser Kritik begegnet das Konzept der „evolutionären
Resilienz“, das diese Engführungen „with its rejection of
equilibrium, emphasis on inherent uncertainty and disconti-
nuities, and insight into the dynamic interplay of persistence,
adaptability and transformability“ (Davoudi et al., 2012:306)
nicht aufweist.

Im Unterschied zu einfachen Resilienz-Begriffen rechnen
reflexive Resilienz-Konzepte nicht nur mit Unsicherheiten,
„für sie sind Krisen und Umbrüche keineswegs (immer)
schlecht. Vielmehr wird die ‚aneignende‘ Verarbeitung die-
ser Krisen und Umbrüche als entscheidendes Merkmal kom-
plexer lebender oder sozialer Systeme angesehen“ (Schnei-
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der & Vogt, 2017, S. 175 f.; Schwanen, 2016). Aus der
Perspektive weiter gefasster Resilienz-Konzepte sind hem-
mende Kräfte vor allem dort lokalisierbar, wo Forderungen
nach gesellschaftlichem Wandel negiert werden oder wo
Akteur_innen Resilienz-Strategien verfolgen, die systemer-
haltend und (etwa von der Politik) top-down organisiert
werden. Resilienz ist dann nicht mehr als ein Schlagwort
oder ein „empty signifier which can be filled to justify al-
most any ends“ (Davoudi et al., 2012, S. 329).

Enger gefasste Resilienz-Konzepte fokussieren auf Sys-
temanpassungen (etwa: Begrünung des urbanen Rau-
mes, Gebäudedämmung, Digitalisierung), enthalten oftmals
auch Anrufungen an die individuelle Eigenverantwortung
und Selbstoptimierung der Gesellschaftsmitglieder (Grae-
fe, 2019) und grenzen damit die Frage nach einem kli-
mafreundlichen Leben stark ein. Für die weiter gefass-
ten Resilienz-Konzepte hingegen ist die Ermöglichung ei-
nes klimafreundlichen Lebens verknüpft mit grundlegenden
Wandlungsprozessen in unterschiedlichen gesellschaftlichen
Bereichen (Barr & Devine-Wright, 2012). Versteht man Re-
silienz als Einfallsreichtum, dann thematisiert sie soziale
Ungleichheit und Fehlallokationen, fokussiert auf einen breit
gefassten Ressourcenbegriff, der organisationale Kapazitäten
und Sozialkapital (MacKinnon & Derickson, 2013) genauso
umfasst wie Ressourcen aus dem öffentlichen Sektor so-
wie Skills und technisches Wissen, das Alltagswissen der
Menschen und die Notwendigkeit gesellschaftlicher Aner-
kennungspraktiken. Hervorgehoben wird im Diskurs mitun-
ter, dass sich resiliente Projekte, Verfahren oder Maßnahmen
erst dann im umfassenden Sinn sozial-ökologisch gerecht
verwirklichen lassen (Connolly, 2018), wenn Resilienz nicht
nur wie bislang fester Bestandteil etwa in vielen Stadt- und
Raumplanungsprozessen ist, sondern die damit verbunde-
nen Aspekte grundlegend an Vulnerabilitätskriterien (Moss,
2020) und an die Alltagspraktiken der betroffenenMenschen
rückgebunden werden (Brantz & Sharma, 2020). Die Be-
nennung der mit Resilienz verbundenen Möglichkeiten und
Gestaltungsoptionen hängt erheblich von den jeweils ge-
nutzten Konzepten ab. Grundsätzlich bewegt sie sich in der
Spanne individueller Verantwortungszurechnung und infra-
strukturbezogenen Politiken, die in den gesellschaftlichen
Sphären (Wirtschaft, Recht, Politik, Öffentlichkeit usw.)
erst die Bedingungen schaffen müssen, damit umfangrei-
che Wandlungsprozesse in unterschiedlichen Praktiken und
von unterschiedlichen Akteur_innen angestoßen und ver-
wirklicht werden können. In diesem Zusammenhang wird
darauf hingewiesen, dass spezifische Klimapolitikmaßnah-
men auch negative Effekte auf die Resilienz spezifischer
Systeme haben können (Adger et al., 2011).

Wenig ambitionierte Konzepte basieren auf der Annah-
me, dass die vorhandenen gesellschaftlichen Strukturen aus-
reichen, um notwendige Anpassungsprozesse angehen zu
können, während ambitioniert ausgerichtete Konzepte einen

grundlegenden Wandel der gesellschaftlichen Strukturmo-
mente in den Fokus nehmen, in dem sowohl staatliches
Umsteuern als auch eine Transformation der vorherrschen-
den Politik selbst unumgänglich sind.

27.8 Quellenverzeichnis

Adger, W. Neil. 2000. “Social and ecological resilience: are they rela-
ted?” Progress in Human Geography 24(3):347–64.

Adger, W. Neil, Katrina Brown, Donald R. Nelson, Fikret Berkes, Hal-
lie Eakin, Carl Folke, Kathleen Galvin, Lance Gunderson, Marisa
Goulden, Karen O’Brien, Jack Ruitenbeek, und Emma L. Tomp-
kins. 2011. “Resilience implications of policy responses to climate
change.” Climate Change 2:757–66.

Aglietta, Michel. 2000. “Shareholder, value and corporate governance:
some tricky questions”. Economy and Society 29(1):146–59.

Aglietta, Michel. 2015. A theory of Capitalist Regulation. The US Ex-
perience. London: Verso.

Aigner, Ernest, und Hanna Lichtenberger. 2021. „Pflege: Sorglos? Kli-
masoziale Antworten auf die Pflegekrise“. S. 175–83 inKlimasoziale
Politik: Eine gerechte und emissionsfreie Gesellschaft gestalten, her-
ausgegeben von Beigewurm, Attac, und Armutskonferenz. bahoe
books.

Amin, Samir. 2013. “Afterword. Globalization, Financialization and
the Emergence of the Global South”. S. 258–70 in From the Great
Transformation to the Great Financialization, herausgegeben von K.
Polanyi Levitt. London: Zed Books.

Bärnthaler, Richard, Andreas Novy, und Leonhard Plank. 2021.
“The Foundational Economy as a Cornerstone for a Social-
Ecological Transformation”. Sustainability 13(18). https://doi.org/
10.3390/su131810460.

Bärnthaler, Richard, Andreas Novy, und Basil Stadelmann. 2020. “A
Polanyi-Inspired Perspective on Social-Ecological Transformations
of Cities”. Journal of Urban Affairs 1–25. https://doi.org/10.1080/
07352166.2020.1834404.

Bärnthaler, Richard, Andreas Novy, und Basil Stadelmann. 2021. „In-
frastrukturen und Lebensweisen im Wandel. Das Beispiel Wien.“
S. 335–56 in Interdisziplinäre Stadtforschung: Themen und Perspek-
tiven, herausgegeben von R. Kogler und A. Hamedinger. transcript
Verlag.

Barr, Stewart, und Patrick Devine-Wright. 2012. “Resilient commu-
nities: sustainablities in transition.” Local Environment 17(5):525–
32.

Barr, Stewart, und Jan Prillwitz. 2014. “A Smarter Choice? Explo-
ring the Behaviour Change Agenda for Environmentally Sustainable
Mobility”. Environment and Planning C: Government and Policy
32(1):1–19. https://doi.org/10.1068/c1201.

Bayliss, Kate, und Ben Fine. 2020. A Guide to the Systems of Provision
Approach: Who Gets What, How and Why. Cham: Springer Interna-
tional Publishing.

Beck, Silke, Stefan Böschen, Cordula Kropp, und Martin Voss. 2013.
„Jenseits des Anpassungsmanagements. Zu den Potenzialen sozial-
wissenschaftlicher Klimawandelforschung.“ GAIA 22(1):8–13.

Blühdorn, Ingolfur, Felix Butzlaff, Michael Deflorian, Daniel Haus-
knost, und Mirijam Mock. 2020. Nachhaltige Nicht-Nachhaltigkeit:
Warum die ökologische Transformation der Gesellschaft nicht statt-
findet. transcript Verlag.

Böcker, Maike, Henning Brüggemann, Michaela Christ, Alexandra
Knak, Jonas Lage, und Bernd Sommer. 2021. Wie wird weniger ge-
nug? Suffizienz als Strategie für eine nachhaltige Stadtentwicklung.
München: oekom.

Bourdieu, Pierre. 1982. Die feinen Unterschiede. Kritik der gesell-
schaftlichen Urteilskraft. Frankfurt: Suhrkamp.

https://doi.org/10.3390/su131810460
https://doi.org/10.3390/su131810460
https://doi.org/10.1080/07352166.2020.1834404
https://doi.org/10.1080/07352166.2020.1834404
https://doi.org/10.1068/c1201


27.8 Quellenverzeichnis 687

Bowman, Andrew, Ismail Erturk, Peter Folkman, Julie Froud, Colin
Haslam, Sukhdev Johal, Adam Leaver, Michael Moran, Nick Tsit-
sianis, und Karel Williams. 2015. What a Waste: Outsourcing and
How It Goes Wrong. Manchester University Press.

Brand, U., B. Muraca, E. Pineault, M. Sahakian, und et al. 2021. “From
Planetary to Societal Boundaries: An argument for collectively de-
fined self-limitation”. Sustainability. Science, Practice and Policy
17(1):264–291.

Brand, Ulrich, und Markus Wissen. 2017a. Imperiale Lebensweise.
München: oekom.

Brand, Ulrich, und Markus Wissen. 2017b. Imperiale Lebensweise. Zur
Ausbeutung von Mensch und Natur im globalen Kapitalisums. Mün-
chen: Oekom Verlag.

Brand-Correa, Lina I., Giulio Mattioli, William F. Lamb, und Julia K.
Steinberger. 2020. “Understanding (and tackling) need satisfier esca-
lation”. Sustainability: Science, Practice and Policy 16(1):309–25.
https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1816026.

Brand-Correa, Lina I., und Julia K. Steinberger. 2017. “A Framework
for Decoupling Human Need Satisfaction From Energy Use”. Eco-
logical Economics 141:43–52. https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.
2017.05.019.

Brantz, Dorothee, und Avi Sharma. 2020. Contesting Resilience.
transcript-Verlag.

Brunnengräber, Achim, und Kristina Dietz. 2013. „Transformativ, po-
litisch und normativ: für eine Re-Politisierung der Anpassungsfor-
schung“. GAIA 22(4):224–27.

Brunner, Karl-Michael. 2021. „Suffizienz in der Konsumgesellschaft
– Über die gesellschaftliche Organisation der Konsumreduktion.“
S. 161–76 in Transformation und Wachstum. Alternative Formen des
Zusammenspiels von Wirtschaft und Gesellschaft. Wiesbaden: Sprin-
ger Gabler.

Brunner, Karl-Michael, Michael Jonas, und Beate Littig. 2022. “Capi-
talism, consumerism and democracy in contemporary societies”. in
The Routledge Handbook of Democracy and Sustainability. Rout-
ledge.

Burns, Diane, Cowie, Luke, Earle, Joe, Folkman, Peter, Froud, Julie,
Hyde, Paula, Sukhdev Johal, Ian Rees Jones, Anne Killett, und Wil-
liams, Karel. 2016. Where does the money go? Financialised chains
and the crisis in residential care. CRESC Public Interest Report. The
University of Manchester and The Open University: The Centre for
Research on Socio-Cultural Change.

Calafati, Luca, Julie Froud, Colin Haslam, Sukhdev Johal, und Karel
Williams. 2021. “Meeting Social Needs on a Damaged Planet”: 27.

Casal, Paula. 2007. “Why Sufficiency Is Not Enough”. Ethics
117(2):296–326. https://doi.org/10.1086/510692.

Cass, Noel, Tim Schwanen, und Elizabeth Shove. 2018. “Infrastruc-
tures, Intersections and Societal Transformations”. Technological
Forecasting and Social Change 137:160–67. https://doi.org/10.1016/
j.techfore.2018.07.039.

Castells, Manuel. 1983. The City and the Grassroots. Beverly Hills:
SAGE.

Christ, Michaela, und Jonas Lage. 2020. „Umkämpfte Räume. Suffi-
zienzpolitik als Lösung sozialökologischer Probleme in der Stadt“.
S. 184–203 in Postwachstumsstadt. Konturen einer solidarischen
Stadtpolitik. München: oekom.

Connolly, James JT. 2018. “From Systems Thinking to Systemic Ac-
tion: Social Vulnerability and the Institutional Challenge of Urban
Resilience”. City & Community 17(1):8–11. https://doi.org/10.1111/
cico.12282.

Coote, Anna. 2021. “Universal basic services and sustainable con-
sumption”. Sustainability: Science, Practice and Policy 17(1):32–46.
https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1843854.

Dabrowski, Cara, Robert Lasser, Vanessa Lechinger, Severin Rapp,
und Wirtschaftsuniversität Wien: Forschungsinstitut Economics of
Inequality. 2020. Vermögen in Wien: Ungleichheit und öffentliches

Eigentum. Wien: Economics of Inequality (INEQ), Wirtschaftsuni-
versität Wien.

Davoudi, Simin. 2018. “Just Resilience”. City & Community 17(1):3–7.
https://doi.org/10.1111/cico.12281.

Davoudi, Simin, Keith Shaw, L. Jamila Haider, Allyson E. Quinlan,
Garry D. Peterson, Cathy Wilkinson, Hartmut Fünfgeld, Darryn
McEvoy, Libby Porter, und Simin Davoudi. 2012. “Resilience: A
Bridging Concept or a Dead End? ‘Reframing’ Resilience: Challen-
ges for Planning Theory and Practice Interacting Traps: Resilience
Assessment of a Pasture Management System in Northern Afgha-
nistan Urban Resilience: What Does it Mean in Planning Practice?
Resilience as a Useful Concept for Climate Change Adaptation?
The Politics of Resilience for Planning: A Cautionary Note”. Plan-
ning Theory & Practice 13(2):299–333. https://doi.org/10.1080/
14649357.2012.677124.

Diezinger, Angelika. 2008. „Alltägliche Lebensführung: Die Eigenlo-
gik alltäglichen Handelns“. S. 221–26 in Handbuch Frauen- und
Geschlechterforschung: Theorie, Methoden, Empirie, herausgege-
ben von R. Becker und B. Kortendiek. Wiesbaden: VS Verlag für
Sozialwissenschaften.

Dow, Kirstin, Frans Berkhout, Benjamin L. Preston, Richard J. T. Klein,
Guy Midgley, und Rebecca M. Shaw. 2013. “Limits to adaptation”.
Nature Climate Change 3(4):305–7.

Exner, Andreas, und Anke Strüver. 2020. “Addressing the Sustainability
Paradox: The Analysis of ‘Good Food’ in Everyday Life”. Sustain-
ability 12(19):8196. https://doi.org/10.3390/su12198196.

Fanning, Andrew L., Daniel W. O’Neill, und Milena Büchs. 2020. “Pro-
visioning Systems for a Good Life within Planetary Boundaries”.
Global Environmental Change 64:102135. https://doi.org/10.1016/j.
gloenvcha.2020.102135.

FEC. 2018. Foundational Economy: The Infrastructure of Everyday
Life. Manchester University Press.

FEC. 2020. Die Leistungsträgerinnen des Alltagslebens. Covid-19 als
Brennglas für die notwendige Neubewertung von Wirtschaft, Arbeit
und Leistung.

Fine, Ben. 2002. The World of Consumption: The Material and Cultural
Revisited. Psychology Press.

Frankfurt, Harry. 2015. On Inequality.
Froud, Julie, und Karel Williams. 2019. “Social Licensing for the Com-

mon Good”. Renewal. Abgerufen 4. Mai 2021 (https://renewal.org.
uk/social-licensing-for-the-common-good/).

Fuchs, Doris, Marlyne Sahakian, Tobias Gumbert, Antonietta Di Giulio,
Michael Maniates, Sylvia Lorek, und Antonia Graf. 2021. Con-
sumption Corridors: Living a Good Life within Sustainable Limits.
Routledge.

Giddens, Anthony. 1979. Central Problems in Social Theory. London:
MacMillan.

Gough, Ian. 2017. Heat, greed and human need: Climate change, capi-
talism and sustainable wellbeing. Cheltenham, UK: Edward Elgar.

Gough, Ian. 2020. “Defining floors and ceilings: the contribution of
human needs theory”. Sustainability: Science, Practice and Policy
16(1):208–19. https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1814033.

Graefe, Stefanie. 2019. Resilienz im Krisenkapitalismus. Wider das Lob
der Anpassungsfähigkeit. Bielefeld: Transcript.

Großer, Elke, Gerrit von Jorck, Santje Kludas, Ingmar Mundt, und
Helen Sharp. 2020. „Sozial-ökologische Infrastrukturen – Rahmen-
bedingungen für Zeitwohlstand und neue Formen von Arbeit“.
Ökologisches Wirtschaften – Fachzeitschrift (4):14–16. https://doi.
org/10.14512/OEW350414.

Gruchy, Allan G. 1987. The Reconstruction of Economics: An Analysis
of the Fundamentals of Institutional Economics. Greenwood Press.

Guiltinan, Joseph. 2009. “Creative Destruction and Destructive Crea-
tions: Environmental Ethics and Planned Obsolescence”. Journal of
Business Ethics 89(1):19–28. https://doi.org/10.1007/s10551-008-
9907-9.

https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1816026
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2017.05.019
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2017.05.019
https://doi.org/10.1086/510692
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2018.07.039
https://doi.org/10.1016/j.techfore.2018.07.039
https://doi.org/10.1111/cico.12282
https://doi.org/10.1111/cico.12282
https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1843854
https://doi.org/10.1111/cico.12281
https://doi.org/10.1080/14649357.2012.677124
https://doi.org/10.1080/14649357.2012.677124
https://doi.org/10.3390/su12198196
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102135
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102135
https://renewal.org.uk/social-licensing-for-the-common-good/
https://renewal.org.uk/social-licensing-for-the-common-good/
https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1814033
https://doi.org/10.14512/OEW350414
https://doi.org/10.14512/OEW350414
https://doi.org/10.1007/s10551-008-9907-9
https://doi.org/10.1007/s10551-008-9907-9


688 Kapitel 27. Theorien des Wandels und der Gestaltung von Strukturen: Bereitstellungsperspektive

Hardt, Lukas, John Barrett, Peter G. Taylor, und Timothy J. Foxon.
2020. “Structural Change for a Post-Growth Economy: Investi-
gating the Relationship between Embodied Energy Intensity and
Labour Productivity”. Sustainability 12(3):962. https://doi.org/10.
3390/su12030962.

Hausknost, Daniel, Willie Haas, Sabine Hielscher, Martina Schäfer, Mi-
chaela Leitner, Iris Kunze, und Sylvia Mandl. 2017. “Investigating
patterns of local climate governance: How low-carbon municipalities
and intentional communities intervene in social practices”. Environ-
mental Policy and Governance 28:371–82.

Hinton, Jennifer B. 2020. “Fit for purpose? Clarifying the critical role of
profit for sustainability”. Journal of Political Ecology 27(1). https://
doi.org/10.2458/v27i1.23502.

Holling, Crawford Stanley. 1973. “Resilience and Stability of Ecologi-
cal Systems.” Annual Review of Ecology and Systematics 4:1–23.

ILA Kollektiv, Thomas Kopp, Ulrich Brand, und Markus Wissen. 2017.
Auf Kosten anderer? : Wie die imperiale Lebensweise ein gutes Le-
ben für alle verhindert / I.L.A. Kollektiv. München: oekom.

Illich, Ivan. 1973. Tools for Conviviality. New York: Harper and Row.
IPCC. 2012. Managing the Risks of Extreme Events and Disasters to

Advance Climate Change Adaptation: Special Report of the Inter-
governmental Panel on Climate Change. herausgegeben von C. B.
Field, V. Barros, T. F. Stocker, und Q. Dahe. Cambridge: Cambridge
University Press.

IPCC. 2018a. “Global Warming of 1,5C. Summary for Policymakers”.
IPCC. 2018b. “Summary for Policymakers of IPCC Special Report on

Global Warming of 1.5oC approved by governments”.
Jaeggi, Rahel. 2014. Kritik von Lebensformen. Frankfurt/M.: suhrkamp.
Jonas, Michael. 2016. “Transition or Transformation? A Plea for

the Praxeological Approach of Radical Socio-Ecological Change”.
S. 116–33 in Praxeological Political Analysis, herausgegeben von
M. Jonas und B. Littig. Abingdon: Routledge.

Jonas, Michael. 2018. “Societal transformation, social innovations and
sustainable consumption in an era of metamorphosis.” S. 265–92 in
Social Innovation and Sustainable Consumption. Research and Ac-
tion for Societal Transformation. Abingdon: Routledge.

Jonas, Michael. 2022. Schauplätze des Reparierens und Selbermachens
– Über neue Infrastrukturen der Sorge und der Suffizienz in Wien.
Bielefeld: transcript.

Jonas, Michael, und Beate Littig. 2015. “Sustainable Practices”. S. 834–
38 in International Encyclopedia of the Social & Behavioral Sci-
ences (Second Edition), herausgegeben von J. D. Wright. Oxford:
Elsevier.

Jones, Roger, A. Patwardhan, S. Cohen, S. Dessai, A. Lammel, R. Lem-
pert, M. M. Q. Mirza, und H. von Storch. 2014. “Foundations for
Decision Making”. S. 195–228 in Climate Change 2014: Impacts,
Adaptation, and Vulnerability. Part A: Global and Sectoral Aspects.
Working Group II contribution to the Fifth Assessment Report of the
Intergovernmental Panel on Climate Change, herausgegeben von C.
B. Field, V. Barros, D. J. Dokken, K. J. Mach, M. D. Mastrandrea,
T. E. Bilir, M. Chatterjee, K. L. Ebi, Y. O. Estrada, R. C. Genova,
B. Girma, E. S. Kissel, A. Levy, S. MacCracken, P. R. Mastrandrea,
und L. L. White. New York: Cambridge University Press.

Kalt, Tobias, und Jonas Lage. 2019. „Die Ressourcenfrage
(re)politisieren! Suffizienz, Gerechtigkeit und sozial-ökologische
Transformation“. GAIA – Ecological Perspectives for Science and
Society 28(3):256–59. https://doi.org/10.14512/gaia.28.3.4.

Kates, R. W., W. R. Travis, und T. J. Wilbanks. 2012. “Transformatio-
nal Adaptation When Incremental Adaptations to Climate Change
Are Insufficient”. Proceedings of the National Academy of Sciences
109(19):7156–61. https://doi.org/10.1073/pnas.1115521109.

Klein, R. J. T., G. F. Midgley, B. L. Preston, M. Alam, F. G. H. Berk-
hout, K. Dow, R. M. Shaw, W. J. W. Botzen, H. Buhaug, K. W.
Butzer, E. C. H. Keskitalo, E. Mateescu, R. Muir-Wood, J. Mustelin,
H. Reid, L. Rickards, S. Scorgie, T. F. Smith, A. Thomas, P. Watkiss,

und J. Wolf. 2014. “Adaptation Opportunities Constraints and Li-
mits”. Climate Change 2014: Impacts, Adaptation and Vulnerability
899–943.

Kleinhückelkotten, Silke, H.-Peter Neitzke, und Stephanie Moser. 2016.
Repräsentative Erhebung von Pro-Kopf-Verbräuchen natürlicher
Ressourcen in Deutschland (nach Bevölkerungsgruppen). 39/2016.
Dessau-Roßlau: Umweltbundesamt.

Krisch, Astrid, Andreas Novy, Leonhard Plank, Andrea E. Schmidt,
und Wolfgang Blaas. 2020. Die Leistungsträgerinnen des Alltagsle-
bens. Covid-19 als Brennglas für die notwendige Neubewertung von
Wirtschaft, Arbeit und Leistung. Wien: The Foundational Economy
Collective.

Kühl, Jana. 2019. „Praktiken und Infrastrukturen gelebter Suffizi-
enz“. S. 65–79 in Räumliche Transformation: Prozesse, Konzepte,
Forschungsdesigns. Bd. 10, Forschungsberichte der ARL, herausge-
geben von M. Abassiharofteh, J. Baier, A. Göb, I. Thimm, A. Eberth,
F. Knaps, V. Larjosto, und F. Zebner. Hannover: Verl. d. ARL.

Lavell, Allan, Michael Oppenheimer, Cherif Diop, Jeremy Hess, Robert
Lempert, Jianping Li, Robert Muir-Wood, Soojeong Myeong, Su-
sanne Moser, Kuniyoshi Takeuchi, Omar Dario Cardona, Stephane
Hallegatte, Maria Lemos, Christopher Little, Alexander Lotsch, und
Elke Weber. 2012. “Climate Change: New Dimensions in Disaster
Risk, Exposure, Vulnerability, and Resilience”. Managing the Risks
of Extreme Events and Disasters to Advance Climate Change Adap-
tation: Special Report of the Intergovernmental Panel on Climate
Change 25–64. https://doi.org/10.1017/CBO9781139177245.004.

Leitner, Markus, Philipp Babcicky, Thomas Schinko, und Natalie Glas.
2020. “The Status of Climate Risk Management in Austria. As-
sessing the Governance Landscape and Proposing Ways Forward
for Comprehensively Managing Flood and Drought Risk”. Cli-
mate Risk Management 30:100246. https://doi.org/10.1016/j.crm.
2020.100246.

Lessenich, Stephan. 2016. Neben uns die Sintflut. Die Externalisie-
rungsgesellschaft und ihr Preis. Berlin: Hanser.

Linz, Manfred. 2004. Weder Mangel noch Übermaß: Über Suffizienz
und Suffizienzforschung. 145. Wuppertal: Wuppertal Institute for Cli-
mate, Environment and Energy.

Linz, Manfred. 2015. Suffizienz als politische Praxis. Wuppertal: Wup-
pertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH.

MacKinnon, Danny, und Kate Driscoll Derickson. 2013. “From Re-
silience to Resourcefulness: A Critique of Resilience Policy and
Activism”. Progress in Human Geography 37(2):253–70. https://doi.
org/10.1177/0309132512454775.

Marston, Sallie A., John Paul Jones, und Keith Woodward. 2005. “Hu-
man Geography without Scale”. Transactions of the Institute of
British Geographers 30(4):416–32. https://doi.org/10.1111/j.1475-
5661.2005.00180.x.

Mattioli, Giulio, Cameron Roberts, Julia K. Steinberger, und Andrew
Brown. 2020. “The Political Economy of Car Dependence: A Sys-
tems of Provision Approach”. Energy Research & Social Science
66:101486. https://doi.org/10.1016/j.erss.2020.101486.

Mazzucato, Mariana. 2019. The Value of Everything: Making and Ta-
king in the Global Economy. London: Penguin Books.

Mechler, Reinhard, und Jeroen Aerts. 2014. “Managing unnatural di-
saster risk from climate extremes”. 725–53.

Meyen, Michael, Maria Karidi, Silja Hartmann, Matthias Weiß, und
Martin Högl. 2017. „Der Resilienzdiskurs: Eine Foucault’sche Dis-
kursanalyse“. GAIA – Ecological Perspectives for Science and So-
ciety 26(1):166–73. https://doi.org/10.14512/gaia.26.S1.3.

Millward-Hopkins, Joel, Julia K. Steinberger, Narasimha D. Rao, und
Yannick Oswald. 2020. “Providing decent living with minimum en-
ergy: A global scenario”. Global Environmental Change 65:102168.
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102168.

Moser, Stephanie, und Silke Kleinhückelkotten. 2018. “Good Intents,
but Low Impacts: Diverging Importance of Motivational and So-

https://doi.org/10.3390/su12030962
https://doi.org/10.3390/su12030962
https://doi.org/10.2458/v27i1.23502
https://doi.org/10.2458/v27i1.23502
https://doi.org/10.14512/gaia.28.3.4
https://doi.org/10.1073/pnas.1115521109
https://doi.org/10.1017/CBO9781139177245.004
https://doi.org/10.1016/j.crm.2020.100246
https://doi.org/10.1016/j.crm.2020.100246
https://doi.org/10.1177/0309132512454775
https://doi.org/10.1177/0309132512454775
https://doi.org/10.1111/j.1475-5661.2005.00180.x
https://doi.org/10.1111/j.1475-5661.2005.00180.x
https://doi.org/10.1016/j.erss.2020.101486
https://doi.org/10.14512/gaia.26.S1.3
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2020.102168


27.8 Quellenverzeichnis 689

cioeconomic Determinants Explaining Pro-Environmental Behavior,
Energy Use, and Carbon Footprint”. Environment and Behavior
50(6):626–56. https://doi.org/10.1177%2F0013916517710685.

Moss, Timothy. 2020. “Urban Resilience Has a History – And a Future”.
S. 209–16 in Urban Resilience in a Global Context, herausgegeben
von D. Brantz und A. Sharma. Bielefeld: transcript-Verlag.

Novy, Andreas. 2018. „Kritik der westlichen Lebensweise.“ S. 43–58
in Chancen und Grenzen der Nachhaltigkeitstransformation. Wies-
baden: Springer VS.

Novy, Andreas. 2019. “Transformative social innovation, critical rea-
lism and the good life for all.” S. 122–27 in Social Innovation as
Political Transformation. Thoughts For A Better World. Cheltenham:
Edward Elgar.

O’Neill, Daniel W., Andrew L. Fanning, William F. Lamb, und Ju-
lia K. Steinberger. 2018. “A Good Life for All within Planetary
Boundaries”. Nature Sustainability 1(2):88–95. https://doi.org/10.
1038/s41893-018-0021-4.

Oswald, Yannick, Anne Owen, und Julia K. Steinberger. 2020. “Large
Inequality in International and Intranational Energy Footprints be-
tween Income Groups and across Consumption Categories”. Nature
Energy 5(3):231–39. https://doi.org/10.1038/s41560-020-0579-8.

Paech, Niko. 2013. „Eine zeitökonomische Theorie der Suffizienz“.
Umweltpsychologie 17(2):145–55.

Pelling, Mark, Karen O’Brien, und David Matyas. 2015. “Adaptation
and transformation”. Climatic Change 133(1):113–27. https://doi.
org/10.1007/s10584-014-1303-0.

Pirgmaier, Elke. 2020. “Consumption corridors, capitalism and social
change”. Sustainability: Science, Practice and Policy 16(1):274–85.
https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1829846.

Plank, Christina, Stefan Liehr, Diana Hummel, Dominik Wiedenhofer,
Helmut Haberl, und Christoph Görg. 2021. “Doing More with Less:
Provisioning Systems and the Transformation of the Stock-Flow-
Service Nexus”. Ecological Economics 187:107093. https://doi.org/
10.1016/j.ecolecon.2021.107093.

Preston, Benjamin L., Kirstin Dow, und Frans Berkhout. 2013. “The
Climate Adaptation Frontier”. Sustainability 5(3):1–25.

Raworth, Kate. 2012. “A Safe and Just Space for Humanity: Can We
Live within the Doughnut?”

Raworth, Kate. 2017. Doughnut Economics: Seven Ways to Think Like
a 21st-Century Economist. Chelsea Green Publishing.

Reckwitz, Andreas. 2002. “Toward a Theory of Social Practices: A De-
velopment in Culturalist Theorizing”. European Journal of Social
Theory 5(2):243–63. https://doi.org/10.1177/13684310222225432.

Reckwitz, Andreas. 2017. Die Gesellschaft der Singularitäten. Berlin:
Suhrkamp.

Reckwitz, Andreas. 2019. Das Ende der Illusionen. Politik, Ökonomie
und Kultur in der Spätmoderne. Berlin: Surhkamp.

Rössel, J., und G. Otte. 2011. Lebensstilforschung. Bd. 51. Wiesbaden:
VS.

Sachs, Wolfgang. 1993. „Die vier E’s: Merkposten für einen maßvollen
Wirtschaftsstil“. Politische Ökologie 11(33):69–72.

Saunders, P., & Williams, P. 1988. “The constitution of the home:
towards a research agenda”. Housing studies 3(2): 81–93.

Sayer, Andrew. 2013. “Power, sustainability and well being. An outsi-
der’s view.” S. 167–80 in Sustainable Practices. Social theory and
climate change. London: Routledge.

Schaffartzik, Anke, Melanie Pichler, Eric Pineault, Dominik Wiedenho-
fer, Robert Gross, und Helmut Haberl. 2021. “The Transformation of
Provisioning Systems from an Integrated Perspective of Social Meta-
bolism and Political Economy: A Conceptual Framework”. Sustain-
ability Science 16(5):1405–21. https://doi.org/10.1007/s11625-021-
00952-9.

Schafran, Alex, Matthew Noah Smith, und Stephen Hall. 2020. The
Spatial Contract: A New Politics of Provision for an Urbanized Pla-
net. Manchester University Press.

Schatzki, Theodore. 2002. The Site of the Social: A Philosophical Ac-
count of the Constitution of Social Life and Change. University Park:
The Pennsylvania State University Press.

Schatzki, Theodore. 2019. Social Change in a Material World. Abing-
don: Routledge.

Schinko, Thomas, Reinhard Mechler, und Stefan Hochrainer-Stigler.
2017. “AMethodological Framework to Operationalize Climate Risk
Management: Managing Sovereign Climate-Related Extreme Event
Risk in Austria”. Mitigation and Adaptation Strategies for Global
Change 22(7):1063–86. https://doi.org/10.1007/s11027-016-9713-
0.

Schmid, Benedikt, und Thomas SJ Smith. 2021. “Social Transformation
and Postcapitalist Possibility: Emerging Dialogues between Practice
Theory and Diverse Economies”. Progress in Human Geography
45(2):253–75. https://doi.org/10.1177/0309132520905642.

Schneider, Martin, und Markus Vogt. 2017. “Responsible resilience:
Rekonstruktion der Normativität von Resilienz auf Basis einer re-
sponsiven Ethik”. GAIA – Ecological Perspectives for Science and
Society 26(1):174–81. https://doi.org/10.14512/gaia.26.S1.4.

Schneidewind, Uwe. 2017. „Einfacher gut leben : Suffizienz und Post-
wachstum“. Politische Ökologie 1(148):98–103.

Schneidewind, Uwe, und Angelika Zahrnt. 2013. Damit gutes Leben
einfacher wird. Perspektiven einer Suffizienzpolitik. München: Oe-
kom.

Schwanen, Tim. 2016. “Rethinking resilience as capacity to en-
dure”. City 20(1):152–60. https://doi.org/10.1080/13604813.2015.
1125718.

Seebauer, Sebastian, und Claudia Winkler. 2020. “Should I Stay or
Should I Go? Factors in Household Decisions for or against Re-
location from a Flood Risk Area”. Global Environmental Change
60:102018. https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2019.102018.

Shove, Elizabeth. 2010. “Beyond the ABC: Climate Change Policy and
Theories of Social Change”. Environment and Planning A 42:1273–
85. https://doi.org/10.1068/a42282.

Shove, Elizabeth, und Gordon Walker. 2014. “What Is Energy For?
Social Practice and Energy Demand”. Theory, Culture & Society
(31):41–58.

Smith, Thomas S. J. 2019. “‘Stand Back and Watch Us’: Post-Capitalist
Practices in the Maker Movement:” Environment and Planning A:
Economy and Space. https://doi.org/10.1177/0308518X19882731.

Spengler, Laura. 2016. “Two Types of ‘Enough’: Sufficiency as Mini-
mum and Maximum”. Environmental Politics 25(5):921–40. https://
doi.org/10.1080/09644016.2016.1164355.

Spinney, Justin, Nicola Green, Kate Burningham, Geoff Cooper, und
David Uzzell. 2012. “Are we sitting comfortably? Domestic imagi-
neries, laptop practices, and energy use”. Environment and Planning
A 44:2629–45.

Stratford, Beth. 2020. “The Threat of Rent Extraction in a Resource-
Constrained Future”. Ecological Economics 169:106524. https://doi.
org/10.1016/j.ecolecon.2019.106524.

Todorova, Zdravka, und Tae-Hee Jo. 2019. “Social provisioning pro-
cess: A heterodox view of the economy”. S. 29–40 in The Routledge
Handbook of Heterodox Economics: Theorizing, Analyzing, and
Transforming Capitalism, herausgegeben von T.-H. Jo, L. Chester,
und C. D’Ippoliti. London: Routledge.

UNEP. 2020. Emissions Gap Report 2020. UNEP: Nairobi.
Unger, Brigitte, Daan van der Linde, und Michael Getzner. 2017. Public

or Private Goods? Edward Elgar Publishing.
Vogel, Jefim, Julia K. Steinberger, Daniel W. O’Neill, William F.

Lamb, und Jaya Krishnakumar. 2021. “Socio-Economic Conditions
for Satisfying Human Needs at Low Energy Use: An Internatio-
nal Analysis of Social Provisioning”. Global Environmental Change
69:102287. https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2021.102287.

https://doi.org/10.1177%2F0013916517710685
https://doi.org/10.1038/s41893-018-0021-4
https://doi.org/10.1038/s41893-018-0021-4
https://doi.org/10.1038/s41560-020-0579-8
https://doi.org/10.1007/s10584-014-1303-0
https://doi.org/10.1007/s10584-014-1303-0
https://doi.org/10.1080/15487733.2020.1829846
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107093
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107093
https://doi.org/10.1177/13684310222225432
https://doi.org/10.1007/s11625-021-00952-9
https://doi.org/10.1007/s11625-021-00952-9
https://doi.org/10.1007/s11027-016-9713-0
https://doi.org/10.1007/s11027-016-9713-0
https://doi.org/10.1177/0309132520905642
https://doi.org/10.14512/gaia.26.S1.4
https://doi.org/10.1080/13604813.2015.1125718
https://doi.org/10.1080/13604813.2015.1125718
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2019.102018
https://doi.org/10.1068/a42282
https://doi.org/10.1177/0308518X19882731
https://doi.org/10.1080/09644016.2016.1164355
https://doi.org/10.1080/09644016.2016.1164355
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2019.106524
https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2019.106524
https://doi.org/10.1016/j.gloenvcha.2021.102287


690 Kapitel 27. Theorien des Wandels und der Gestaltung von Strukturen: Bereitstellungsperspektive

Warde, Alan. 2005. “Consumption and Theories of Practice”. Jour-
nal of Consumer Culture 5(2):131–53. https://doi.org/10.1177/
1469540505053090.

Watkiss, Paul, Alistair Hunt, und Matthew Savage. 2014. Early Value-
for-Money Adaptation: Delivering VfM Adaptation Using Iterative
Frameworks and Low-Regret Options. Evidence on Demand. https://
doi.org/10.12774/eod_cr.july2014.watkisspetal.

Watson, Matt. 2013. “Building future systems of velomobility”. S. 117–
31 in Sustainable Practices. Social theory and climate change.
London: Routledge.

WBGU. 2014. Klimaschutz als Weltbürgerbewegung: Sondergutachten.
Berlin: Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltveränderungen.

vonWinterfeld, Uta. 2007. „Keine Nachhaltigkeit ohne Suffizienz. Fünf
Thesen und Folgerungen.“ vorgänge (3):46–54.

Zapata Campos, María José, Patrik Zapata, und Isabel Ordoñez. 2020.
“Urban Commoning Practices in the Repair Movement: Frontstaging
the Backstage”. Environment and Planning A: Economy and Space
52(6):1150–70. https://doi.org/10.1177/0308518X19896800.

Zell-Ziegler, Carina, Johannes Thema, Benjamin Best, Frauke Wiese,
Jonas Lage, Annika Schmidt, Edouard Toulouse, und Sigrid Stagl.
2021. “Enough? The role of sufficiency in European energy and
climate plans.” Energy Policy 157. https://doi.org/10.1016/j.enpol.
2021.112483.

https://doi.org/10.1177/1469540505053090
https://doi.org/10.1177/1469540505053090
https://doi.org/10.12774/eod_cr.july2014.watkisspetal
https://doi.org/10.12774/eod_cr.july2014.watkisspetal
https://doi.org/10.1177/0308518X19896800
https://doi.org/10.1016/j.enpol.2021.112483
https://doi.org/10.1016/j.enpol.2021.112483


Kapitel 28. Theorien desWandels und der Gestaltung
von Strukturen: Gesellschaft-Natur-Perspektive

Koordinierende Autorin
Margaret Haderer

Lead Autor_innen
Ulrich Brand, Antje Daniel, Andreas Exner, Julia Fank-
hauser, Christoph Görg, Andreas Novy, Thomas Schinko,
Nicolas Schlitz, Anke Strüver

Beitragende Autor_innen
Alina Brad, Klaus Kubeczko, Joanne Linnerooth-Bayer

Revieweditorin
Nora Räthzel

Zitierhinweis
M. Haderer, U. Brand, A. Daniel, A. Exner, J. Fankhau-
ser, C. Görg, A. Novy, T. Schinko, N. Schlitz, A. Strüver
(2022): Perspektiven zur Analyse und Gestaltung von Struk-
turen klimafreundlichen Lebens. In: APCC Special Report:
Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC SR Kli-
mafreundliches Leben) [Görg C., V. Madner, A. Muhar,
A. Novy, A. Posch, K. W. Steininger, E. Aigner (Hrsg.)].
Springer Spektrum: Berlin/Heidelberg.

28.1 Einleitung

Die Gesellschaft-Natur-Perspektive beschäftigt sich mit his-
torisch entstandenen, tiefenwirksamen Treibern der Klima-
krise. Ihr Fokus liegt auf klimaschädlichen Merkmalen von
Natur-Mensch-Beziehungen, die für die westliche Moderne
typisch und auch in Österreich wirksam sind. Dazu zählen
Wachstumszwang, Kapitalakkumulation, dualistische Ver-
ständnisse von Natur und Mensch, Vorstellungen und Prakti-
ken der Naturbeherrschung, sozial-ökologische Ungleichheit
und disziplinäre Wissensproduktion.

Um Merkmale moderner Gesellschaften sichtbar machen
zu können, braucht es eine gewisse Distanz zu unmittelbaren
Gegebenheiten und ihren Notwendigkeiten. Obwohl diese

Merkmale oft nicht auf den ersten Blick erkennbar sind,
wirken sie konkret als Rahmenbedingungen für alltägliches
Handeln. In diesem Sinne sind sie Strukturen.

Kapitalakkumulation, beispielsweise, drückt sich in der
Bewertung von Arbeit aus. Obwohl Sorgearbeit relativ res-
sourcenextensiv und daher klimafreundlich ist, findet sie –
obwohl sie Voraussetzung für die Reproduktion allen Lebens
ist – nur wenig Anerkennung – weder gesellschaftlich noch
monetär. Ein Grund dafür ist, dass Sorgearbeit nur bedingt
gewinnorientiert zu organisieren ist. Das Beispiel Arbeit
zeigt: Für ein klimafreundliches Leben wäre Arbeit stärker
nach ihrer gesellschaftlichen Relevanz und ihren biophysi-
schen Implikationen zu bewerten als nach Gewinnspannen.

Aus einer Gesellschaft-Natur-Perspektive ist klima-
freundliches Leben eine Lebensweise, die mit einigen Merk-
malen der westlichen Moderne bricht, allen voran Natur-
Mensch-Dualismen, Kapitalakkumulation als ökonomisches
Leitprinzip und damit verbunden historisch weit zurück-
reichenden sozial-ökologischen Ungleichheiten. Diese Per-
spektive operiert tendenziell auf Distanz zu unmittelbaren
Lösungen: Sie analysiert, diagnostiziert und abstrahiert be-
grifflich, um tiefenwirksame Treiber der Klimakrise zu be-
nennen und dadurch sichtbar zu machen. Ihre Distanz zu
unmittelbaren Lösungen ist eine Schwäche der Gesellschaft-
Natur-Perspektive, denn über das, was unmittelbar in einem
konkreten Kontext zu tun wäre, gibt sie wenig Auskunft.
Doch die Distanz zu unmittelbaren Lösungen ist zugleich ei-
ne Stärke: Sie erlaubt es, die sozialen Implikationen und die
Tiefenwirksamkeit von vorgeschlagenen Lösungen differen-
ziert zu beurteilen, indem sie vorgeschlagene Maßnahmen
(z. B. CO2-Bepreisung) kritisch auf ihre tatsächlichen bio-
physischen und sozialen Implikationen hinterfragt.

Zentrale Akteure der Gesellschaft-Natur-Perspektive sind
vor allem die Wissenschaft, NGOs und die Zivilgesellschaft
(z. B. Umweltbewegungen). Wissensproduktion und Protest
sind ihre zentralen Instrumente. Regulierung spielt ebenfalls
eine Rolle.

Die positiven Seiten von Wirtschaftswachstum in Län-
dern wie Österreich – hoher Lebensstandard, öffentliche
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Daseinsvorsorge, vielfältige Konsummöglichkeiten – sind
eine Barriere für grundlegende Veränderungen in Richtung
ressourcen- und vor allem CO2-extensiverer gesellschaftli-
cher Organisation. Der Wunsch, am Status quo festzuhalten,
ist weit verbreitet.

Dem Staat wird aus der Gesellschaft-Natur-Perspektive
eine Doppelrolle zugeschrieben: Er stellt sowohl eine Bar-
riere für klimafreundliches Leben dar (z. B. indem er Wegbe-
reiter von Extraktivismus, dem höchstmöglichen Abbau von
Rohstoffen, ist und damit auch Wegbereiter von globaler, oft
rassifizierender Ungleichheit). Der Staat ist zugleich ein Be-
schleuniger klimafreundlichen Lebens, z. B. dann, wenn er
den Ausstieg aus der fossilen Energie fördert.

Die wichtigsten Theorien des Wandels aus einer Gesell-
schaft-Natur-Perspektive stellenwir imFolgenden dar: Sozia-
le und die Politische Ökologie, Anthropozän- und Planetare-
Grenzen-Ansatz, öko-feministische Gerechtigkeitsdebatten,
Polanyische Transformationstheorien, Postwachstumsansät-
ze, Staatstheorien, Ökotopie- und Cultural-Theory-Ansätze.

28.2 Soziale und politische Ökologie

Lead Autor
Christoph Görg

Kernaussagen
� Wenn Strukturen für ein klimafreundliches Leben

geschaffen werden sollen, dann müssen die Wech-
selbeziehungen zwischen Natur und Gesellschaft
besser verstanden und berücksichtigt werden. Dafür
braucht es inter- und transdisziplinäre Forschung,
allen voran Forschung, die Sozial- und Naturwis-
senschaften besser miteinander verknüpft.

� Wenn das Transformationspotenzial von In-
novationsangeboten (wie Kreislaufwirtschaft,
E-Mobilität, energetischer Nutzung von Biomasse)
plausibel eingeschätzt werden soll, dann braucht es
umfassende Studien zu den Energie- und Material-
strömen („soziale Metabolismus“), die/der diesen
Innovationsangeboten zugrunde liegen, analysiert
werden.

� Wenn eine Transformation hin zu klimafreund-
lichen Strukturen auf bisherige Innovationsgebo-
te (wie grünes Wachstum, E-Mobilität, Kreislauf-
wirtschaft, energetische Nutzung von Biomasse)
beschränkt bleibt, dann ist es unwahrscheinlich,
dass Strukturen für ein klimafreundliches Leben
geschaffen werden. Bisherige sozialmetabolische
Studien zeigen, dass keines der bisherigen Inno-
vationsangebote den Ressourcenverbrauch und die

damit verbundenen CO2-Emissionen ausreichend
reduziert.

� Der globale Kapitalismus beruht auf dem indus-
triellen Metabolismus, der auf fossile und damit
endliche Ressourcen angewiesen ist und damit kei-
ne nachhaltige Produktions- und Lebensweise dar-
stellt.

� Eine gesellschaftliche Selbstbegrenzung der Res-
sourcennutzung ist notwendig.

� Eine Transformation hin zu klimafreundlichen
Strukturen ist mit schwerwiegenden Interessen- und
Zielkonflikten verbunden. Diese zu verstehen und
darzulegen sowie Möglichkeiten der Überwindung
zu skizzieren, ist eine Kernaufgabe der politischen
Ökologie.

� Wenn vor allem soziale Bewegungen (Degrowth,
Klimagerechtigkeit) bestehende, klimaunfreundli-
che Macht- und Herrschaftsverhältnisse problema-
tisieren und verschieben, dann ist eine Transfor-
mation hin zu klimafreundlichen Strukturen wahr-
scheinlicher.

� Wenn gesellschaftliche Selbstbeschränkung statt-
findet, dann sind klimafreundliche Strukturen wahr-
scheinlicher.

Die Soziale Ökologie (Becker & Jahn, 2006; Haberl et al.,
2016; Pichler et al., 2017) setzt den Fokus auf die In-
teraktionen zwischen Gesellschaft und Natur bzw. auf die
gesellschaftlichen Naturverhältnisse. Sie analysiert Wechsel-
beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur, die für die
Abschätzung der Notwendigkeit, der Machbarkeit und der
Nachhaltigkeit von gesellschaftlichen Transformationen zen-
tral sind, aber bei rein sozialwissenschaftlichen Analysen
oft übersehen werden. Die politische Ökologie ergänzt diese
Perspektive durch eine Analyse der Konflikte sowie der ge-
sellschaftlichen Interessenlagen und Machtverhältnisse, die
mit der Aneignung und Nutzung der Natur notwendig ver-
bunden sind und die viele der Barrieren verstehbar machen,
die einer klimafreundlichen Lebensweise entgegenstehen.

Mit den verschiedenen Ansätzen der Sozialen und Politi-
schen Ökologie hat sich in den letzten 25 Jahren ein dyna-
misches Forschungsfeld etabliert, dass verschiedene analy-
tische Zugänge und Methoden entwickelt hat und in engem
Austausch steht mit Ansätzen aus der „environmental eco-
nomics“, der Industrial Ecology, der Politischen Ökonomie,
der feministischen und postkolonialen Kritik wie auch der
Umweltgeschichte (Fischer-Kowalski & Weisz, 2016; Görg
et al., 2017; Hummel et al., 2017; Kramm et al., 2017). Die
Interaktionen zwischen Gesellschaft und Natur werden auf
verschiedenen Feldern analysiert. Für das Thema Klimawan-
del besonders wichtig ist die Analyse des „gesellschaftlichen
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Stoffwechsels/Metabolismus“: Mit der Methode des Mate-
rial and Energy Flow Accounting (MEFA – Material- und
Energieflussberechnung) werden die materiellen und energe-
tischen Grundlagen von Gesellschaften erfasst (Krausmann
et al., 2016; Schaffartzik et al., 2014). Damit können gesell-
schaftliche Abhängigkeiten von bestimmten Ausgangsmate-
rialien erfasst und die Notwendigkeit wie auch die Trade-offs
und Grenzen einer Dekarbonisierung (also des Ausstiegs aus
der Nutzung fossiler Stoffe und Energien) analysiert werden,
die schon seit Jahren als zentrales Element einer Transfor-
mation zur Nachhaltigkeit benannt wird (siehe dazu z. B.
WBGU, 2011).

Eine zentrale und übergreifende Einsicht der Sozialen
Ökologie lautet, dass der industrielle Metabolismus seit der
industriellen Revolution Anfang des 19. Jahrhunderts (der
fossile Kapitalismus: Malm, 2016) auf der systematischen
Nutzung fossiler und damit endlicher Energien beruht. Er ist
somit eine grundsätzlich nichtnachhaltige Produktions- und
Lebensweise, weil er auf der Nutzung des „unterirdischen
Waldes“ (Sieferle, 1982) beruht. Daher muss der industrielle
Metabolismus in eine nachhaltige Form der Ressourcennut-
zung transformiert werden – oder er wird kollabieren. Inso-
fern kommt es darauf an, Grenzen in der Ressourcennutzung
anzuerkennen und eine gesellschaftliche Selbstbegrenzung
zu erreichen, wie von vielen Autor_innen und sozialen Be-
wegungen gefordert wird (Brand et al., 2021; Kallis, 2019).
Eine solche „metabolic transition“, die Parallelen aufweist
zur neolithischen oder industriellen Revolution, sehen Beob-
achter_innen bereits am Weg (Fischer-Kowalski & Haberl,
2007; McNeill, 2000; WBGU, 2011). Doch der Übergang
müsste heute sehr viel schneller und geplanter verlaufen als
die historischen Vorgänger.

Das Beispiel der Bioökonomie, in welcher die fossile
Stoff- und Energiebasis durch Biomasse ersetzt wird, macht
deutlich, dass grundsätzliche Grenzen und Ziel- und Inter-
essenkonflikte berücksichtigt werden müssen, die mit einer
solchen Transition verbunden sind. Grenzen ergeben sich
im Hinblick auf das Ausmaß der Energiebasis, das von
Biomasse nicht auf dem gleichen Niveau wie bei fossilen
Ressourcen gewährleistet werden kann. Selbst wenn es phy-
sisch möglich wäre, fossile Energie zu substituieren, hätte
das erhebliche negative Konsequenzen für die Biodiversität
(Haberl, 2015; Haberl & Erb, 2017). Neben einer Reduktion
des Gesamtenergieverbrauchs müssen vor allem vielfältige
Trade-offs in der Landnutzung (z. B. zwischen energetischer
Verwertung von Biomasse und ihrer Verwendung als Nah-
rungsmittel bzw. dem Ausweis von Schutzgebieten zur Er-
haltung der Biodiversität) berücksichtigt werden. Zur Analy-
se dieser Trade-offs kann auf den Human-Appropriation-of-
Net-Primary-Production (HANPP)-Indikator zurückgegrif-
fen werden, der die Intensität der Landnutzung erfasst. Er
gibt an, wie viel Biomasse, konkret welcher Anteil der
Netto-Primärproduktion (des in einer bestimmten Region

insgesamt durch Pflanzenwachstum verfügbaren organischen
Materials) von Menschen genutzt wird.

Dass solche Transformationsstrategien nicht nur vielfäl-
tige Zielkonflikte aufweisen, sondern auch mit vielfältigen
Interessenkonflikten verbunden sind, ergibt sich zwangsläu-
fig daraus, dass die Nutzung der Natur nach den Einsichten
der Politischen Ökologie grundsätzlich mit Machtverhältnis-
sen verbunden ist. Diese Machtverhältnisse bestimmen seit
dem Kolonialismus die Naturverhältnisse (z. B. die Landnut-
zung) und werden heute als „landgrabbing“ problematisiert,
auf internationaler Ebene wie im regionalen und lokalen
Rahmen (Bryant & Bailey, 1997; Görg, 2003; Pichler et al.,
2017, 2018).

Von der Politischen Ökologie werden solche Konflikte in
ihren verschiedenen Erscheinungsformen und mit Blick auf
die sehr unterschiedlichen Akteur_innen analysiert (Dietz
& Engels, 2018). Forschungsschwerpunkte sind Fragen der
Umweltgerechtigkeit in Konflikten zu Bergbau, Extrakti-
vismus, „landgrabbing“ (siehe Atlas der Umweltgerechtig-
keitskonflikte: ejolt.org), aber auch Arbeitskonflikte und Ge-
schlechterverhältnisse (Daggett, 2018) in Industrieländern.
Solche Konflikte spiegeln tiefe Interessengegensätze des glo-
balen Kapitalismus auf internationaler, nationaler und regio-
naler Ebene wider und artikulieren sich nach den Einsichten
der Politischen Ökologie als Konflikte um hegemoniale Stra-
tegien (Brand et al., 2020).

Hindernis für eine Transformation zu klimafreundlichen
Gesellschaften ist weniger der fehlende politische Wille, als
vielmehr die in sozioökonomische Strukturen eingelassenen
Konflikte zwischen hegemonialen Strategien. Die deutsche
Energiewende lässt sich beispielsweise als ein solcher Kon-
flikt zwischen einem „grünen“ und einem „grauen“ Projekt
verstehen: Unterschiedliche Gruppen aus der Wirtschaft und
Zivilgesellschaft wollten in einem grünen Projekt ein auf
nachwachsenden Rohstoffen und grünen Technologien beru-
hendesWachstumsmodell („grüne Ökonomie“) gegen solche
Wirtschaftszweige durchsetzen, die auf Extraktion fossiler
Energien und eng damit verbundenen Industrien wie der
Automobilindustrie und ihrer Zulieferer beruhen (Sander,
2016). Aufgrund der Machtverhältnisse ist es nicht überra-
schend, dass trotz Regierungsbeschluss die Konflikte um den
Ausstieg aus der Kohleförderung und andere Aspekte der
Energiewende anhalten (Moss et al., 2015).

Viele Innovationen, die derzeit als Strategien für eine
Transformation zur Nachhaltigkeit popagiert werden, sind
nach den Einsichten der Sozialen und Politischen Ökologie
mit Skepsis zu betrachten, weil (1) die materiell-stofflichen
Implikationen unterschätzt werden, wie bei der „circular eco-
nomy“ (Haas et al., 2015), bei der energetischen Nutzung
von Biomasse (Pichler et al., 2018) oder bei der E-Mobilität;
weil (2) ignoriert wird, dass die Hoffnungen auf eine Ent-
kopplung von Ressourcenverbrauch und Wirtschaftswachs-
tum nicht ausreichend wissenschaftlich belegt sind (Haberl



694 Kapitel 28. Theorien des Wandels und der Gestaltung von Strukturen: Gesellschaft-Natur-Perspektive

et al., 2020; Wiedenhofer et al., 2020); und weil (3) die tat-
sächlich beobachtbare Ressourcenentwicklung ähnlich wie
in der „Great Acceleration“, der großen Beschleunigung des
Ressourcenverbrauchs in den Jahrzehnten nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, seit dem Beginn des 21. Jahrhunderts wieder
exponentiell ansteigt (Görg et al., 2020; Krausmann et al.,
2018).

Der Übergang zu einer klimafreundlichen Gesellschaft
erfordert gemäß der Sozialen Ökologie eine Dekarbonisie-
rung als Teil einer metabolischen Transition, das heißt eines
systemischen Übergangs (Fischer-Kowalski, 2011). Dieser
Übergang ist schwer zu gestalten – in der systemischen Pers-
pektive gibt es eine Nähe zum Multi-Level-Ansatz (Fischer-
Kowalski & Rotmans, 2009). Eine systemische Perspektive
ist für die Analyse unverzichtbar, damit z. B. die Stoffströme
korrekt erfasst werden können, aber auch ein Veränderungs-
bedarf historisch abgeschätzt werden kann, auch in langfris-
tiger Perspektive (Pichler et al., 2017).

Um konkrete Gestaltungsoptionen aufzeigen zu kön-
nen, muss die Rolle von Akteur_innen und Institutionen in
der Gestaltung von Transformationsprozessen berücksich-
tigt werden. Das Frankfurter Institut für Sozialökologische
Forschung (ISOE) hat dazu das Konzept der Versorgungs-
systeme entwickelt (Hummel et al., 2017). Zur Analyse der
gesellschaftlichen Versorgung mit Stoffen zieht dieses Kon-
zept als intervenierende Variablen explizit Akteur_innen,
Praktiken, Institutionen und Technologien heran. Diese ana-
lytische Perspektive kann durch die Politische Ökologie hin-
sichtlich des Gestaltungspotenzials kollektiver Akteur_innen
und der betreffenden Konflikte und Machtverhältnissen er-
weitert werden (Görg et al., 2017; Plank et al., 2021).
Optionen für tiefgehende Transformationen ergeben sich
erst durch eine Veränderung gesellschaftlicher Kräftever-
hältnisse (Brand et al., 2020). Diese Veränderung kann am
ehesten von sozialen Bewegungen, die schon frühzeitig auf
die Notwendigkeit eines schnellen Ausstiegs aus der Förde-
rung und Nutzung fossiler Brennstoffe aufmerksam gemacht
haben (wie Degrowth oder der Klimagerechtigkeitsbewe-
gung) vorangetrieben werden (Burkhart et al., 2017; Kothari
et al., 2019; Temper et al., 2018). Erst ein Aufbrechen
hegemonialer Strukturen dürfte die mit einer „metabolic
transition“ notwendig verbundene gesellschaftliche Selbst-
begrenzung als Gestaltungsoption denkbar machen (Brand
et al., 2021).

Darüber hinaus hat die Soziale Ökologie insbesondere in
der Frankfurter Variante von Beginn an betont, dass in der
Organisation der Wissenschaften in der Gesellschaft und der
wissenschaftlichen Arbeitsteilung zwischen Natur und So-
zialwissenschaften hemmende Strukturen angelegt sind, die
durch inter- und transdisziplinäre Ansätze überwunden wer-
den müssen (Becker & Jahn, 2006). Eine zentrale Rolle spielt
in beiden Varianten, dass gesellschaftliche Transformatio-
nen durch Veränderungen und den Wissenschaften begleitet

bzw. ermöglich werden müssen. Gestaltungsoptionen erge-
ben sich vor allem in inter- und transdisziplinärer Perspektive
(Jahn et al., 2012).

28.3 Anthropozän- und
Planetare-Grenzen-Ansätze

Lead Autorin
Margaret Haderer

Kernaussagen
� Der menschliche Einfluss auf Erdsysteme – unter

anderem das Klimasystem – ist wissenschaftlich be-
wiesen.

� Wenn sich der menschliche Einfluss auf Erdsyste-
me generell und – spezifisch – auf das Klimasystem
in der Gegenwart und nahen Zukunft nicht grundle-
gend ändert, dann ist die langfristige Bewohnbarkeit
des Planeten in Gefahr.

� Dass biophysische und soziale Systeme eng mitein-
ander verknüpft sind, gilt als gesichert. Wie bio-
physische Grenzen (für z. B. Klimawandel) sowie
deren Bedeutung für menschliches Wohlergehen
definiert werden – und wer biophysische Gren-
zen und menschliches Wohlergehen definiert – ist
hingegen Gegenstand wissenschaftlicher und politi-
scher Debatten. Gegenstand von Debatten ist auch,
ob es – vor dem Hintergrund der Dominanz indivi-
dueller Freiheiten in spätmodernen Gesellschaften
– überhaupt möglich ist, solche Grenzen zu definie-
ren.

� Wenn allgemein von „der Menschheit“ als Treiber
des Klimawandels gesprochen wird, dann rückt in
den Hintergrund, dass Klimawandel eng mit der Ge-
schichte des Kapitalismus verbunden ist und damit
auch mit der europäischen Moderne und (einigen)
ihrer Ideale, wie Natur(be)herrschung, individueller
Freiheit, sowie mit geschlechterspezifischen, rassis-
tischen und kolonialen Macht- und Herrschaftsver-
hältnissen.

� Wenn planetare Grenzen – wie auch immer sie defi-
niert sein mögen – eingehalten werden sollen, dann
gilt es als gesichert, dass eine Abkehr von quantita-
tivem Wirtschaftswachstum zugunsten qualitativer
Bewertungskriterien für eine Ökonomie notwendig
ist. Forderungen nach qualitativem Wachstum ha-
ben aber oft primär normativen Charakter.

Die Anthropozän-Debatte hatte ihren Ursprung in den
Erdwissenschaften (Crutzen, 2002; Crutzen & Stoermer,
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2000). Ihr ging es ursprünglich darum, den menschlichen
Einfluss auf die Erde zu erfassen. Sie stellte fest, dass
aufgrund massiver „anthropogener Emissionen von Treib-
hausgas“ (Crutzen, 2002) ein grundlegender Wandel des
„globalen Klimas“ (Crutzen, 2002) gegeben ist. Nach Crut-
zen und Stoermer (2000) ist dieser Wandel so grundlegend
– er demarkiert einen irreversiblen Einfluss des Menschen
auf das Erdsystem –, dass er Anlass dazu gibt, eine neue
Erdepoche zu deklarieren: das Anthropozän (Crutzen, 2002;
Crutzen & Stoermer, 2000). Der Beginn des Anthropo-
zäns wird mittlerweile mit der „Großen Beschleunigung“
(„Great Acceleration“) in der Mitte des 20. Jahrhunderts
datiert (Görg et al., 2020; Steffen et al., 2015; Zalasie-
wicz et al., 2015, 2019). Zentrale Merkmale der „Großen
Beschleunigung“ sind Bevölkerungswachstum, rapid gestie-
gene Energie-, Wasser- und Land-Vernutzung sowie der
Ausbau von Mobilität und Kommunikationssystemen. Diese
Phänomene haben das Erdsystem (wie z. B. die Oberflä-
chentemperatur, den Zustand der Ozeane, des Bodens, der
Wälder, der Biodiversität) so stark verändert, dass man an-
nehmen muss, dass eine Regeneration nicht mehr möglich ist
und die (langfristige) Bewohnbarkeit des Planeten in Gefahr
ist (Crutzen, 2006). Görg et. al. (2020), Malm und Hornborg
(2014) und Malm (2016) betten die „Große Beschleuni-
gung“ in politisch-ökonomische Entwicklungen ein, allen
voran den Entwicklungen des Kapitalismus und dessen Ten-
denz zu wachsen und sowohl den Naturverbrauch als auch
dessen Effekte ungleich zu verteilen. Jason Moore (2017)
schlägt deswegen vor, nicht vom Anthropozän zu sprechen –
denn der Begriff suggeriert, dass die Menschheit an sich der
Treiber grundlegender Veränderungen des Erdsystems sei –,
sondern vom „Kapitalozän“, ein Begriff, der historisch prä-
ziser demarkiert, dass die grundlegenden Veränderungen des
Erdsystems aufs Engste mit der spezifischen Geschichte des
Kapitalismus verbunden sind (siehe unter anderem Moore,
2017). Die Geschichte des Kapitalismus ist wiederum mit
der Geschichte des Kolonialismus, des Rassismus, der Mas-
kulinität und ungleicher Geschlechterverhältnisse verbunden
(Haraway, 2015; Davis & Todd, 2017; Di Chiro, 2017; Ver-
gès 2017; Hultman & Pulé, 2019; Saldanha, 2020; Yusoff,
2018).

Planetare-Grenzen-Ansätze knüpfen an die Anthropozän-
Ansätze an. Sie benennen konkrete Gefahren und Risiken im
„Erdzeitalter des Menschen“ näher und erstellen Leitplan-
ken für einen „sicheren Handlungsraum für die Menschheit“
(Rockström et al., 2009). Diese Leitplanken verdeutlichen,
was eine Überschreitung einer bzw. mehrerer planetarischer
Grenzen (wahrscheinlich) impliziert. Sie umfassen messbare
Schwellenwerte für Klimawandel, aber auch Süßwasser-
nutzung, Stickstoff- und Phosphorkreisläufe, Ozeanversäue-
rung, Verschmutzung durch Schadstoffe, atmosphärische
Aerosolbelastung, Biodiversitätsverlust, Landnutzungsände-
rungen, Ozonabbau. Ihre Implikationen werden nicht nur

biophysisch gefasst, sondern auch mit Blick auf menschli-
ches Wohlergehen („human well-being“) (Steffen & Stafford
Smith, 2013). Diese Leitplanken verstehen sich somit nicht
nur als „matters of facts“, sondern auch als „matters of con-
cern“ (Latour, 2007). Dass biophysische und soziale Verän-
derungen eng miteinander verknüpft sind, steht außer Streit.
Wie biophysische Grenzen (für z. B. Klimawandel) sowie
menschliches Wohlergehen definiert werden – und wer bio-
physische Grenzen und Wohlergehen definiert – ist hingegen
Gegenstand von teils konfliktiven wissenschaftlichen Debat-
ten (z. B. Biermann et al., 2012; Bonneuil & Fressoz, 2006;
Chakrabarty, 2021; Gupta & Lebel, 2020; McGregor, 2017).
Zur Debatte steht ebenso die Frage, inwiefern nicht nur kapi-
talistische, sondern auch (neo-)liberale Gesellschaften – und
ihre Bürger_innen – überhaupt zu Selbstbeschränkung (z. B.
Suffizienz), die es vor dem Hintergrund planetarer Grenzen
und der Dringlichkeit der Klimakrise zweifelsohne bräuch-
te, fähig sind (für einander widerstreitende Positionen siehe
Brand et al., 2021; Kallis, 2019).

Während sich die Planetare-Grenzen-Ansätze zum Teil
sehr konkret mit der Frage beschäftigen, was vor dem Hin-
tergrund der Erderwärmung (eine der planetaren Grenzen)
zu tun wäre, löste die Anthropozän-Debatte vor allem auch
außerhalb ihres Entstehungskontextes, der Erdwissenschaf-
ten, wissenschaftliche Grundsatzdebatten mit Blick auf die
Umwelt-, Sozial-, Wirtschafts- und Ideen-Geschichte mo-
derner Gesellschaften aus, inklusive ihrer ökologischen und
sozialen Implikationen (Bonneuil & Fressoz, 2006; Cha-
krabarty, 2021; Gabrys et al., 2020; McGregor, 2017; Yusoff,
2018). In diesen Debatten geht es mitunter darum, nach
der genaueren Bedeutung das „Anthropos“ im Anthropozän-
Diskurs zu fragen. (Naturwissenschaftliche) Darstellungen
der Menschheit (verstanden als Gesamtheit) als treibende
Kraft von grundlegenden Veränderungen des Erdsystems, in-
klusive der Erderwärmung, wird sozial-, wirtschafts-, aber
auch humanwissenschaftlich in Frage gestellt. Es wird ar-
gumentiert, dass weder der Industriekapitalismus noch die
„Große Beschleunigung“ „Menschheitsereignisse“ waren,
sondern Ereignisse, die von Macht- und Herrschaftsverhält-
nissen bestimmt sind. Das nicht zu sehen bzw. nicht zu
benennen, würde dazu führen, dass strukturelle Ungleich-
heiten (global, lokal, geschlechterspezifisch, mit Blick auf
„color-lines“ und Klasse) sowohl in der Verursachung sozial-
ökologischer Krisen als auch in ihrer Bearbeitung übersehen
werden. Es gilt somit nicht nur normativ, sondern auch em-
pirisch als fragwürdig, dass eine aussichtsreiche Bearbeitung
des Klimawandels ohne eine Bearbeitung von sozialer Un-
gleichheit möglich ist (Gupta et al., 2020; Klinsky et al.,
2017).

Aus den naturwissenschaftlichen Anthropozän- und Pla-
netare-Grenzen-Ansätzen selbst folgen keine unmittelba-
ren Gestaltungsoptionen. Sie liefern primär „matters of
facts“, die – an der Schnittstelle von Natur- und Sozial-,
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Wirtschafts- sowie Geisteswissenschaften – in „matters of
concern“ (Latour, 2007) übersetzt wurden bzw. werden.

Planetare-Grenzen-Ansätze fanden Eingang in bestehen-
de Forschung zu Earth System Governance (Biermann
et al., 2012), also zu Entscheidungs- und Steuerungsme-
chanismen sowie Akteursnetzwerken, die dem Leitbild der
Nachhaltigkeit verpflichtet sind. In diesem Kontext werden
der Planetare-Grenzen-Ansatz auch kritisiert, vor allem mit
Blick auf die Frage, wie und von wem Grenzen festgelegt
wurden (Biermann et al., 2012).

Der Planetare-Grenzen-Ansatz wurde auch in die Wirt-
schaftswissenschaften aufgenommen. Dort wurde er vor al-
lem von Kate Raworth (2017) rezipiert, die in ihrem Ansatz
einer „Donut-Economy“ (Dürbeck, 2018; Raworth, 2017)
der Frage nachgeht, wie „soziale Fundamente“ (wie Gesund-
heit, Bildung, Mitbestimmung, Energie, Arbeit, Wohnen,
Geschlechterverhältnisse) so gestaltet werden können, dass
sie innerhalb planetarischer Grenzen bleiben. Der Ansatz
von Raworth (2017) impliziert eine Kritik an neoklassi-
scher Ökonomie, vor allem der Bewertung der Leistung einer
Volkswirtschaft anhand des erwirtschaften BIPs. Sie betrach-
tet neoklassische Ökonomie wegen ihres Fokus auf quan-
titatives Wachstum als Treiber sozial-ökologischer Krisen
und der Ungleichverteilung ihrer Effekte, ohne dabei Wachs-
tum per se in Frage zu stellen. Angelehnt an die Arbeiten
von Amartya Sen (1985, 2007, 2009) und Martha Nuss-
baum (2000) entwickelte Raworth ein ökonomischesModell,
in dessen Zentrum „qualitatives Wachstum“ steht, das vor
allem der Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse so-
wie die Förderung menschlicher Fähigkeiten („capabilities“)
innerhalb planetarischer Grenzen dient. Raworths Ansatz so-
wie der Capabilities-Ansatz generell ist ein stark normativer
Ansatz. Er hat seine Stärke in der Darstellung des prin-
zipiell Möglichen, aber weniger in der Analyse von real
existierenden Barrieren für eine Abkehr vom quantitativen
Wachstumsparadigma.

Die Anthropozän-Debatte und die Planetarische-Gren-
zen-Debatte schlugen sich auch in den Geschichts-, Sozial-
und Geisteswissenschaften nieder. Sozial-ökologische Kri-
sen werden (auch) als Krisen moderner Grundannahmen
und Praktiken diskutiert. Dazu zählt die moderne Norm der
Naturbeherrschung, die sowohl (Natur-)Wissenschaften als
auch Technik(-entwicklung) und Techniknutzung maßgeb-
lich geprägt hat (von Winterfeld et al., 2020). Das Wissen
um implizite gesellschaftliche Normen sowie die kritische
Reflexion darauf, inklusive ihrer sozial-ökologischer Impli-
kationen, gilt nicht nur für das Verstehen sozial-ökologischer
Krisen, sondern vor allem auch deren Bearbeitung als
wichtig. Diese Einsicht führt aber nicht unbedingt zu Ant-
worten auf sozial-ökologische Herausforderungen, da sich
in der Wissensproduktion bestehende Deutungshoheiten –
trotz gegebenen Wissens um ihre Grenzen – auch nach
wie vor verstetigen (Gupta et al., 2020; Klinsky et al.,
2017).

28.4 Imperiale Lebensweise

Lead Autor
Ulrich Brand

Beitragender Autor
Mathias Krams

Kernaussagen
� Der Begriff der Lebensweise ist eng mit praxeolo-

gischen Ansätzen und solchen der Alltagsökonomie
und der „Systems of Provision“ verbunden und
grenzt sich vom Begriff des Lebensstils ab.

� Mit dem Begriff der imperialen Lebensweise gera-
ten die ausbeuterischen und zerstörerischen Struk-
turen und Prozesse in den Blick, die sozial-
ökologischen Transformationen entgegenstehen.
Das betrifft insbesondere die globalen Abhängig-
keitsverhältnisse zwischen globalem Norden und
globalem Süden (inklusive der Ressourcenflüsse),
aber auch die innergesellschaftlichen Verhältnisse
zwischen Zentrum und Peripherie, zwischen Klas-
sen, Geschlechtern und „race“.

� Die imperiale Lebensweise ist für viele Menschen
in den Ländern des globalen Nordens attraktiv, weil
durch sie die Beschäftigungs- und Konsummöglich-
keiten sowie Handlungsreichweiten erweitert wer-
den. Dazu kommt, dass die sozioökonomischen und
ökologischen Voraussetzungen der imperialen Le-
bensweise oft unsichtbar gemacht werden.

� Eine Veränderung der imperialen Lebensweise ist
weniger eine Frage des individuell anderen Han-
delns, sondern der Veränderung der materiellen und
gesellschaftlichen Bedingungen des Produzierens
und Konsumierens. Die Stärke dieser Perspektive
liegt in ihrem umfassenden, globalen Blick.

Der Begriff der Lebensweise(n) betont, dass der All-
tag der Menschen eng verbunden ist mit gesellschaftlichen
Strukturen. Diese bestehen aus hegemonialen Produktions-
und Konsumnormen, die gesellschaftlich breit akzeptiert
und durch Herrschaftsverhältnisse abgesichert sind. Der Be-
griff „Lebensstil“ betont das Moment der aktiven Gestaltung
und Stilisierung geteilter Vorlieben innerhalb bestimmter ge-
sellschaftlicher Milieus, das heißt der Art und Weise zu
wohnen, sich fortzubewegen, sich zu ernähren etc. und das
als sinnvoll zu empfinden (Reusswig, 1994; Richter, 2005).
Auch der Begriff „Lebensweise“ beinhaltet geteilte Vor-
lieben spezifischer Gruppen, jedoch werden diese nur im
jeweiligen gesellschaftlichen Kontext verständlich, der be-
stimmte Handlungen eher ermöglicht als andere und in dem
Handlungen habituell verinnerlicht werden. Insofern geht der
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Begriff der Lebensweise über den des Lebensstils hinaus, da
er nicht nur die Formen des Konsums, sondern auch die Art
und Weise, wie Güter hergestellt werden, beinhaltet. Damit
problematisiert er auch Fragen von Arbeit wie Arbeitszeit
und Arbeitsteilung. Hier ist der Begriff eng verbunden mit
praxeologischenAnsätzen, Theorien zu Bereitstellungssyste-
men und Alltagsökonomie. Umgekehrt kann die Lebensstil-
forschung dazu beitragen, aufgrund der Differenzierungen
zwischen den Lebensstilen innere Dynamiken der Lebens-
weisen zu erfassen.

Wie vor allem eine repräsentative Studie im Auftrag des
deutschen Umweltbundesamtes (Kleinhückelkotten et al.,
2016; Moser & Kleinhückelkotten, 2018) belegt, steht der
Pro-Kopf-Ressourcenverbrauch im Zusammenhang mit der
Höhe des verfügbaren Einkommens und des Bildungskapi-
tals. In der betreffenden Studie wurden die Energieverbräu-
che von etwa 1000 Teilnehmer_innen unterschiedlichen Al-
ters und Geschlechts, unterschiedlichen formalen Bildungs-
stands und zur Verfügung stehenden Einkommens sowie
aus unterschiedlichen Regionen Deutschlands untersucht.
Sie wurden bezogen auf verschiedene Konsumbereiche etwa
im Haushalt (Heizen, Kochen, Nutzung technischer Geräte
usw.) oder der Mobilität (Alltagsmobilität und Urlaubsrei-
sen). Auch wenn es alters-, geschlechts-, haushaltsgrößen-
und regionalspezifische Einflüsse gibt, belegt die Studie, dass
der personenbezogene Gesamtenergieverbrauch bei Men-
schen mit höherem Einkommen und mit höherem formalem
Bildungsstand ansteigt – und zwar auch bei Menschen mit
solchen milieuspezifischen Lebensformen, die sich durch ei-
ne positive Umwelteinstellung auszeichnen.

„Lebensweise“ bezieht sich umfassend auf die Repro-
duktion von Gesellschaft, es kann aber auch die Koexistenz
dominanter oder sogar breit akzeptierter (hegemonialer) Le-
bensweisen sowie subalterner oder alternativer Lebenswei-
sen ausdifferenziert werden.Wandel wird damit jedoch kaum
erfasst. Mit dem Begriff „imperiale Lebensweise“ wird eine
bestimmte Lebensweise in den Blick genommen und da-
mit vor allem die Problematik der (Nicht-)Nachhaltigkeit um
Dimensionen der Nord-Süd-Verhältnisse und innergesell-
schaftlicher Zentrum-Peripherie-Verhältnisse ergänzt. Diese
werden weiters entlang der Ungleichheitsmuster von Klasse,
Geschlecht und „race“ betrachtet. Beim Begriff der imperia-
len Lebensweise handelt es sich nicht um eine konsistente
Theorie, sondern um einen Begriff, der auf unterschiedli-
che Theorien zurückgreift, wie die Regulationstheorie, die
gramscianische Hegemonietheorie, die kritische Staatstheo-
rie, die Praxistheorie sowie kritische Theorien der Nord-Süd-
Verhältnisse (Brand & Wissen, 2017; Kap. 3; Lessenich,
2016). Es handelt sich um eine öffnende Perspektive, die
bestimmte Strukturmuster und Dynamiken in ihren Ver-
schränkungen erfasst (ähnlich Blühdorn et al., 2020).

Für klimafreundliches Leben ist der Begriff der impe-
rialen Lebensweise wichtig, weil er auf die gleichzeitig
strukturelle und subjektive Verankerung der nichtnachhalti-

gen Wirtschaftsweise hinweist. Die imperiale Lebensweise
ist gekennzeichnet durch den überproportionalen Zugriff auf
Arbeitskraft, Senken und Ressourcen von „andernorts“, die
in den Vorprodukten oder Konsumgütern enthalten sind.
Diese Inanspruchnahme kann innerhalb von regionalen und
nationalen Räumen stattfinden (etwa über ungleiche Stadt-
Land-Verhältnisse), aber auch global. Die imperiale Le-
bensweise beruht also auf der Externalisierung von sozial-
ökologischen Kosten im Raum und in der Zeit. In den
Gesellschaften des globalen Nordens wurde diese Externali-
sierung ab Mitte des 20. Jahrhunderts besonders ausgeprägt,
etwa durch die ressourcenintensive Zunahme der Automobi-
lität. In jüngerer Zeit breitet sich die imperiale Lebensweise
zunehmend innerhalb der Mittel- und Oberklassen der auf-
strebenden Länder des globalen Südens aus.

Gerade in Zeiten der ökonomischen Krise wirkt die Ex-
ternalisierung stabilisierend: Die Reproduktionskosten von
Arbeitskraft werden durch billige Ressourcen- und Arbeits-
Inputs von andernorts gesenkt; CO2-Emissionen des globa-
len Nordens werden von den Senken im globalen Süden
absorbiert oder konzentrieren sich in der Atmosphäre und
beeinträchtigen vermittelt über den Klimawandel vulnerable
Gruppen vor allem im globalen Süden oder künftige Genera-
tionen.

Indem sich die imperiale Lebensweise ausbreitet, also von
immer mehr Menschen gelebt wird, schwinden die Möglich-
keiten zur räumlichen Externalisierung sozial-ökologischer
Kosten. Die Konkurrenz um Ressourcen, Senken und Ar-
beitskraft zwischen Ländern und Ländergruppen nimmt zu.
Öko-imperiale Spannungen zwischen den Ländern des glo-
balen Nordens sowie zwischen diesen und den aufstrebenden
Mächten des globalen Südens verschärfen sich; die impe-
riale Lebensweise – Voraussetzung für die Bearbeitbarkeit
der sozial-ökologischen Widersprüche des Kapitalismus –
erweist sich im Moment ihrer tendenziellen Verallgemei-
nerung als krisenverschärfend. Hierin liegt eine wichtige
ökologische Dimension der gegenwärtigen weltweiten Ver-
vielfältigung von Konflikten, die folglich nicht nur zeitlich
mit ökologischen Krisenphänomenen korreliert.

Gleichzeitig zeigt die imperiale Lebensweise auch im glo-
balen Norden zunehmend ihren Klassencharakter (Wissen &
Brand, 2019).Mit der zunehmenden öko-imperialen Konkur-
renz werden die Verfügbarkeit von billigem Öl und anderen
Rohstoffen sowie die davon abhängigen Konsummuster in
Bereichen wie Ernährung, Mobilität oder Wohnen als Mus-
ter des Massenkonsums zunehmend prekär. Lange Zeit die
Bedingung für soziale Teilhabe und Wohlstandszuwachs,
werden sie im Moment ihrer globalen Verallgemeinerung
umkämpft und zum Gegenstand von Konflikten; ihr Erfolg,
im Sinne ihrer globalen Attraktivität (insbesondere in Form
des Zugriffs auf individuelle und kollektive Konsumgüter,
die unter ökologisch und sozial schlechten Bedingungen
produziert wurden) und Verallgemeinerung, untergräbt ten-
denziell ihre eigenen Existenzbedingungen, und zwar auch
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dort, wo sie bislang am erfolgreichsten war: in den Ländern
des globalen Nordens. Dies ist ein Bruch mit der seit Mitte
des 20. Jahrhunderts bekannten Konstellation.

Die zentrale Herausforderung liegt in einer grundlegen-
den sozial-ökologischen Transformation hin zu einer so-
lidarischen Lebensweise, die auch im globalen Maßstab
ein gutes Leben für alle ermöglicht. Dies ist deshalb so
schwierig, da den attraktiven, naturvernutzenden Seiten die-
ser „westlichen Lebensweise“ (Novy, 2019) oftmals wenig
Rechnung getragen wird: neben dem weltweit hohen Le-
bensstandard, der Befreiung aus der Mühsal physischer
Arbeit, dem Schaffen von sozialen Sicherungssystemen, so-
zialer Teilhabe (auch) durch Konsum auch die historisch
und geografisch einzigartigen individuellen Freiheitsmög-
lichkeiten westlicher Gesellschaften – kurzum den Erfolgs-
geschichten der westlichen Lebensweise. Die Diagnose der
imperialen Lebensweise konzentriert sich demgegenüber auf
die Verankerung klimaunfreundlicher Produktions- und Kon-
summuster im Alltag.

Mit dem Konzept der imperialen Lebensweise lässt
sich die Normalisierung und hegemoniale Verfestigung von
Konsum- und Produktionsmustern in Alltagswahrnehmun-
gen und -praktiken erklären, die ökologisch destruktiv sind
und soziale Ungleichheit hervorbringend. Gesellschaftliche
und internationale Macht- und Herrschaftsverhältnisse kon-
stituieren und stabilisieren sich nicht zuletzt über die im-
periale Lebensweise. So dringen etwa die kapitalistische
Produktionsweise und ihr Imperativ der Konkurrenz auch
über die ölbasierte, automobile Form der Fortbewegung in
die Kapillaren des Alltags ein und werden eben deshalb nicht
mehr als Macht- und Herrschaftsform wahrgenommen (vgl.
Brand & Wissen, 2017; Kap. 6).

Aus Perspektive der (imperialen) Lebensweise sind es die
dominanten wirtschaftlichen und politischen Akteur_innen,
die sich gegen Veränderungen stellen. Doch auch die po-
litisch und wirtschaftlich schwächeren Gruppen haben ein
unmittelbares Interesse an der Aufrechterhaltung der impe-
rialen Lebensweise, weil damit ihre materiellen Lebensbe-
dingungen erhalten bleiben und – auf der gesellschaftlichen
Ebene – der Sozialstaat (Gould et al., 2004). Wobei es nicht
die einzelnen Akteur_innen sind, welche die Lebenswei-
se verursachen und reproduzieren. Sie unterliegen vielmehr
strukturellen Zwängen, die sie durch die Verankerung der
imperialen Lebensweise auf subjektiver Ebene unhinterfragt
reproduzieren. Insofern handelt es sich um einen Strukturbe-
griff.

Normativer Fluchtpunkt für Alternativen zur imperialen
Lebensweise und entsprechender Gestaltung ist eine solida-
rische Lebensweise. Es gibt nicht den einen Hebel für Ver-
änderung, sondern gesellschaftliche Strukturmuster müssen
umfassend umgebaut werden. Empirische Untersuchungen
mit der Folie des Begriffs „imperiale Lebensweise“ erfolgten
etwa zu den Bereichen Digitalisierung, Sorge, Geld und Fi-

nanzen, Bildung undWissen sowie Ernährung und Landwirt-
schaft (I.L.A. Kollektiv, 2017), zum Thema Mobilität (I.L.A.
Kollektiv, 2017; Brand & Wissen, 2017; Kap. 6; Wissen &
Brand, 2019) oder zum Thema Arbeit und Gewerkschaf-
ten, insbesondere in Österreich (Periskop & I.L.A. Kollektiv,
2019). Auch die Bedingungen für eine solidarische Lebens-
weise wurden in verschiedenen Bedarfsfeldern untersucht
(I.L.A. Kollektiv, 2019). Das I.L.A.-Kollektiv (2019) macht
den Vorschlag, Transformation als das Zusammenspiel von
Zurückdrängung der imperialen Lebensweise sowie Aufbau
und Absicherung solidarischer Lebensweisen zu fassen. Not-
wendige sozial-ökologische Transformationen werden auf
den Ebenen der politischen Institutionen, der materiellen
Infrastrukturen sowie von Alltagswissen und -praktiken ver-
ortet. Besonderes Augenmerk wird auf soziale Bewegungen
gelegt und darauf, wie diese in vielfältigen Konflikten die
imperiale Lebensweise infrage stellen, solidarische Alterna-
tiven aufzeigen und darum ringen, sie zurückzudrängen. Für
eine Überwindung der imperialen Lebensweise reichen Al-
ternativen auf lokaler Ebene nicht aus. Vielmehr bedarf es
auch Veränderungen auf dem Terrain des Staates als der zen-
tralen Steuerungsinstanz kapitalistischer Gesellschaften, um
beispielsweise ungleiche Handelsbeziehungen und Externa-
lisierungsdynamiken zu überwinden.

Der strukturtheoretisch angelegte Begriff der imperia-
len Lebensweise sieht das normative Projekt einer sozial-
ökologischen Transformation als gesellschaftliche Gestal-
tungsaufgabe im Sinne zu verändernder politischer Rahmen-
bedingungen, sozioökonomischer Logiken – insbesondere
jener der Wachstums- und Profitorientierung – und sich
verändernder Kräfteverhältnisse. Zu verändern ist auch der
Alltag der Menschen und durch die Menschen in Hinblick
auf (Erwerbs-)Arbeit, Konsummuster, Subjektivitäten und –
allgemein – Formen des Zusammenlebens (z. B. Bookchin,
1991). Die Bedingungen für sozial-ökologische Formen des
Wohnens und der Mobilität, der Ernährung und des Sich-
kleidens, der Kommunikation und des Lernens etc. sind zu
verändern.

28.5 Gerechtigkeitsperspektiven auf
sozioökologische Sorgebeziehungen

Lead Autor_innen
Anke Strüver, Nicolas Schlitz

Kernaussagen
� Es gibt keine wirtschaftliche Produktion ohne so-

ziale und ökologische Reproduktion. Gegenwärtige
wirtschaftliche Produktion findet auf Kosten sozia-
ler und ökologischer Reproduktion statt.
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� Weder menschliche Regeneration noch planetari-
sche Regeneration lassen sich gänzlich in Markt-
transaktionen übersetzen. Weil dies nicht gelingt,
werden beide Formen der Regeneration im Kapita-
lismus abgewertet.

� Eine Folge von kapitalistischer Abwertung ist Aus-
beutung entlang von Differenzkategorien, wie Ge-
schlecht, ethnischer und nationaler Herkunft oder
Klasse bzw. – gegenüber nichtmenschlicher Natur
– basierend auf Vorstellungen von Naturbeherr-
schung.

� Wenn die Klimakrise – eine sozial-ökologische Kri-
se – überwunden werden soll, dann gilt es aus
ökofeministischer Sicht als wahrscheinlich, dass
dies die politische Anerkennung und die ökonomi-
sche Aufwertung der Grundlagenmenschlichen und
nichtmenschlichen Lebens bedingt.

� Wenn Strukturen für ein klimafreundliches Leben
für alle geschaffen werden sollen, dann bedingt dies
ein Hinterfragen von kapitalistischen Ökonomien,
die sich durch eine Trennung von Ökonomie und
Ökologie auszeichnen, sowie das Sichtbarmachen
und Fördern von tatsächlich existierenden alterna-
tiven ökonomischen Strukturen, die beispielsweise
auf Solidarität beruhen.

Es besteht breiter Konsens, dass die Aufrechterhaltung
wirtschaftlicher Produktionstätigkeit ohne die Absicherung
sozialer Reproduktion – der Arbeiten des Sorgens, Ver-
sorgens und Vorsorgens – nicht möglich ist. Feministisch-
ökologische Ansätze des Sorgens und Vorsorgens bringen
die menschliche mit der planetarischen Regeneration – und
die soziale mit der ökologischen Reproduktion – zusammen.
Sie verbinden gesellschaftliche Natur- und Machtverhältnis-
se mit Alltagspraktiken und hinterfragen dominante Markt-
und Wachstumslogiken, imperiale Lebensweise und Green
Growth. Dabei koppeln sie soziale Gerechtigkeit an ökolo-
gische Gerechtigkeit und Zukunftsfähigkeit. Soziale Gerech-
tigkeit wird in diesem Kontext als Resultat der (oft verbor-
genen) Verbindungen zwischen ökonomischer Verteilungs-
und kultureller Anerkennungsgerechtigkeit verstanden (Fra-
ser, 2013).

Die derzeitige multiple Krise umfasst die Verschränkung
der sozialen und ökologischen Krisen der Reproduktion
mit den wirtschaftlichen Krisendynamiken seit 2007 so-
wie der politischen Krise der Repräsentation (Fraser, 2014a,
2016; Fraser & Jaeggi, 2018). Aus Sicht feministisch-
ökologischer Ansätze ist diese multiple Krise soziomate-
rieller Ausdruck der kapitalistischen Wachstumslogik und
der erfolgreichen diskursiven wie praktischen Trennung von
Ökonomie und Ökologie durch die neoklassischen Wirt-

schaftsordnung (Gibson-Graham et al., 2016; Oksala, 2018;
Winker, 2021). Ein Überwinden dieser Trennungmuss an der
Auflösung des Natur-Kultur-Dualismus der Aufklärung an-
setzen, der eng mit binären, hierarchischen Geschlechterver-
hältnissen, den rassistischen Ordnungen des Kolonialismus
und aktueller Migrationsregime verbunden ist: „Die ökofe-
ministische Perspektive analysiert kapitalistische, patriarcha-
le und rassistische Ausbeutung von Menschen und der Natur
als herrschaftsförmige Unterwerfung und Aneignung leben-
diger ReProduktivität“ (Bauhardt, 2019, S. 468; Biesecker
& Hofmeister, 2010). Das „Konzept der ReProduktivität“
verweist dabei auf die Untrennbarkeit von Produktions- und
Reproduktionsarbeit.

Reproduktionsarbeiten sind die traditionell feminisierten,
unbezahlten und unsichtbaren häuslichen Arbeiten, die die
Lohnarbeit im Kapitalismus ermöglichen. Sorgearbeiten sind
hingegen die konkreten Tätigkeiten (bezahlt oder unbezahlt)
wie Einkaufen, Kochen und Putzen, Erziehen, Betreuen und
Pflegen. Als Sorgekrise gilt der Zustand, wenn die Nachfra-
ge an bezahlter wie unbezahlter Sorgearbeit regional oder
national höher ist als das Angebot. Der Begriff zielt damit
nicht auf Versorgungsdefizite in einzelnen Haushalten ab,
sondern auf die gesellschaftliche Ebene der Sorge und Vor-
sorge (Winker, 2021).

Angesichts der Klimakrise erfährt derzeit der Ökofemi-
nismus der 1970er Jahre (Mies et al., 2014) eine Renaissance
bzw. eine konstruktive „radikale Reevaluierung“ (Oksala,
2018; MacGregor, 2021), die Folgendes aufgreift: Aufgrund
der Verknüpfung von Ausbeutungs- und Herrschaftsverhält-
nissen kann die Überwindung der Klimakrise nur durch
politische Anerkennung und ökonomische Aufwertung der
Grundlagen allen Lebens erfolgen, der Sorgearbeiten an
menschlichen Körpern und an Ökosystemen. Die unhin-
terfragte Ausbeutung von beidem wiederum ist Funktions-
grundlage des wachstumszentrierten Kapitalismus (Fraser,
2014a; Fraser & Jaeggi, 2018; Mies, 1983). Durch die neo-
liberale Restrukturierung von Wohlfahrtstaatlichkeit kam es
zu einem Anstieg bezahlter Sorgearbeiten und somit wurden
sowohl Sorge- als auch Ökosysteme zunehmend vermarkt-
licht. Doch beide sind nur eingeschränkt rationalisierbar und
lassen sich nicht vollständig in Markttransaktionen überset-
zen – die Steigerung der Arbeitsproduktivität von Sorgear-
beiten ist limitiert, weshalb es zu einer langfristigen Abwer-
tung von Sorgearbeiten unter kapitalistischen Bedingungen
kommt (Soiland, 2019). Sorge- und Ökosysteme bleiben
damit herausragende Beispiele für Akkumulation durch Aus-
beutung. Aufgrund der anhaltenden Vergeschlechtlichung
von Sorgearbeiten einerseits und ihrer Vermarktlichung an-
dererseits muss zudem die traditionelle Ausbeutung weib-
licher Arbeitskraft um eine neue Klassendimension sowie
die Ausbeutung von Migrant_innen erweitert werden. Dies
macht eine Betrachtung verschiedener Ungleichheitsachsen
und somit eine intersektionale Perspektive notwendig, um sie
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systematisch in die Analyse und Kritik der strukturierenden
Wachstumslogik des Kapitalismus einzubetten (Fraser & Ja-
eggi, 2018).

Die für ein klimafreundliches Leben notwendigen Ver-
änderungen der Lebensweisen müssen an der Hinterfragung
der vorherrschenden Vorstellungen über kapitalistische Öko-
nomien und Gesellschaftsordnungen ansetzen. Für einige
Autor_innen erfolgt dies primär aus der Berücksichtigung
und Stärkung „diverser Ökonomien“, das heißt aus alltags-
relevanten, oft bereits existierenden ökonomischen Verflech-
tungen und Transaktionen wie Teilen und Tauschen, Sor-
gebeziehungen und Kooperativen jenseits der Wachstums-
und Profitlogiken des Kapitalismus (Gibson-Graham, 2008;
Gibson-Graham et al., 2013, 2016). Für andere Vertre-
ter_innen der Sorge- bzw. Vorsorge-Perspektive steht eine
radikale Transformation des gesamten kapitalistischen Wirt-
schaftssystems als solchem im Fokus, z. B. im Sinne von
Degrowth und Solidarischer Ökonomie (Bauhardt, 2014;
Dengler & Strunk, 2018; Winker, 2021). Aufgrund der bis-
lang beständigen Marginalisierung bzw. Unsichtbarmachung
von Sorgearbeiten an menschlicher wie nichtmenschlicher
Natur stellt die Anerkennung der wechselseitigen Abhän-
gigkeiten von Ökonomien und Ökologien gleichermaßen die
zentrale Herausforderung wie das Ziel intersektional gerech-
ter Perspektiven dar.

Um die Wiedereinbettung von Ökonomien in Ökologien
zu erreichen, ist aus Sicht einiger Autor_innen das Upscaling
von bereits existierenden vielfältigen Experimenten solidari-
scher Ökonomien (Winker, 2021) und sogenannter „Commu-
nity Economies“ (Gibson-Graham, 2006, 2008) notwendig,
in denen verschiedenste soziale Bedürfnisse und sozial-
ökologische Interdependenzen demokratisch ausgehandelt
werden. Solche kollektiven Experimente in alternativen öko-
nomischen Räumen und Netzwerken bilden jene Strukturen,
in denen sich die treibenden Akteur_innen der Veränderun-
gen für ein klimafreundliches Leben konstituieren und kon-
krete Transformationsprojekte entwerfen (Gibson-Graham
et al., 2016). Aus Sicht feministisch-ökologischer Sorge-
Ansätze ist das Ziel des Sorgens und Vorsorgens weniger die
Adaptionsfähigkeit der bestehenden kapitalistischen Wachs-
tumsökonomie an Klimaveränderungen als die grundlegende
Transformation bestehender sozioökonomischer und sozio-
ökologischer Logiken und Verhältnisse.

28.6 Vermarktlichung und Kommodifizierung
(Polanyische Transformationstheorien)

Lead Autor_innen
Andreas Novy, Julia Fankhauser

Kernaussagen
� Wenn die aktuellen metabolischen Transformatio-

nen zu ähnlich weitreichenden Veränderungen wie
in der neolithischen und industriellen Revolution
führen, dann werden sich nicht nur Technologien
ändern. Klimafreundliches Leben, seine Institutio-
nen und Infrastrukturen werden sich im 21. Jahr-
hundert grundlegend von Leben und Arbeiten im
20. Jahrhundert unterscheiden (hohe Zustimmung,
mittlere Evidenz).

� Wenn Bedürfnisse vor allem individuell, über Geld
und Waren und den Weltmarkt befriedigt werden,
dann erschwert dies emissionsarme Konsumformen
(hohe Zustimmung, mittlere Evidenz).

� Wenn (Markt-)Wirtschaft wieder in Gesellschaft
und Natur eingebettet wird, dann wird klimafreund-
liches Leben einfacher (hohe Zustimmung, mittlere
Evidenz).

In seinem 1944 erstmals erschienen Hauptwerk „Die Gro-
ße Transformation“ analysiert Karl Polanyi (2001) die Um-
brüche des 19. Jahrhunderts und erarbeitet eine Heuristik, die
in der sozialökologischen Transformationsforschung aufge-
griffen und zur Deutung der anstehenden Veränderungen des
21. Jahrhunderts benutzt wird. Polanyi beschreibt die Indus-
trielle Revolution als eine Metamorphose, eine grundlegende
Veränderung (Formwandel) von Gesellschaft, Wirtschaft und
Metabolismen. Industrialisierung, Modernisierung und Ur-
banisierung wurden geprägt durch die gleichzeitige Errich-
tung einer Marktgesellschaft, in der ökonomische Prinzipien
dominieren. Es bildete sich „ein großer Markt“, ein Welt-
markt, heraus, auf dem alles getauscht wurde – nicht nur
Waren, sondern auch die Produktionsfaktoren Arbeit und
Land sowie Geld. Diese „Vermarktlichung“ immer weiterer
Lebensbereiche und der Natur war verantwortlich für ma-
terielle Verbesserungen basierend auf der Utopie von sich
selbst regulierendenMärkten. Da dies jedoch gleichzeitig die
menschlichen und natürlichen Grundlagen einer Gesellschaft
zu zerstören begann, bildeten sich Gegenbewegung zu deren
Schutz.

Polanyis Analysemuster verbindet langfristige mit kurz-
fristigen Dynamiken. Mit der neoliberalen Globalisierung
am Ende des 20. Jahrhunderts erlangte seine Analyse erneute
Brisanz. Im Vordergrund stand die Analyse der Doppelbe-
wegung aus Vermarktlichung und Gegenbewegungen des
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sozialen Schutzes vor den damit verbundenen Problemen
(Arbeitslosigkeit, Abbau und Ökonomisierung des Sozial-
staats) (Block & Somers, 2014; Dale, 2021; Lacher, 1999;
Markantonatou, 2014; Pettifor, 2019; Polanyi Levitt, 2020).
Erst in den letzten Jahren gewannen weitere aktuelle Pro-
blemfelder Eingang in dieses Analysemuster, insbesondere
autoritäre, populistische Bewegungen (Bohle, 2014; Dör-
re et al., 2019; Hann, 2019; Holmes, 2018), das Thema
„Care“ (Aulenbacher et al., 2021; Tronto, 2017) sowie die
Umwelt- und Klimakrise. Polanyische Transformationstheo-
rien wurden vom deutschen Wissenschaftlichen Beirat der
Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU,
2011) auf sozialökologische Problematiken angewandt, um
die Dramatik der stattfindenden Transformation, die eine
Nachhaltigkeitsrevolution sein sollte, zu beschreiben. Der
stattfindende Wandel ist multidimensional, anstehende Ver-
änderungen beschränken sich dem WBGU folgend nicht auf
technologische Innovationen, sondern verändern Leben und
Produktion grundlegend.

Polanyische Transformationstheorien sehen die Klimakri-
se als Teil multipler Krisen, deren gemeinsamen Wurzeln in
den Logiken von Akkumulation (Marx) und Kommodifizie-
rung, des Zur-Ware-Machens von Natur und Gesellschaft,
liegen (Brand et al., 2020; Görg et al., 2017). Natur ist
jedoch bloß eine „fiktive“ Ware. Sie wurde nicht für den Ver-
kauf produziert (anschaulich z. B. beim CO2 als Ware), wird
aber so behandelt, als wäre sie eine Ware (Wissen & Brand,
2019). Eine Krisenursache ist die Dominanz marktwirt-
schaftlicher Prinzipien gegenüber anderen Prinzipien wie
Redistribution (Verteilung durch Zentralinstanz) und Rezi-
prozität (Gegenseitigkeit in gemeinschaftlichen Verbünden).
Demnach gilt es, solche Gegenbewegungen zu stärken, die
(markt-)wirtschaftliche Dynamiken erneut in Gesellschaft
und biophysische Prozesse einzubetten, also die Motive
von Gewinnstreben und Nutzenmaximierung anderen ge-
sellschaftlichen Logiken (z. B. Vorsorge, Vorsicht, Vertrauen
etc.) unterzuordnen. Die Doppelbewegung von fortgesetzter
Vermarktlichung und Gegenbewegung ist konfliktträchtig. Je
mehr der Klimadiskurs die Notwendigkeit von geänderten
Produktions- und Konsumnormen fordert, desto stärker wird
der Status quo kapitalistischer Marktwirtschaften und Mas-
senkonsumgesellschaft verteidigt.

Eine klimafreundliche Lebensweise erfordert (1) eine
Abkehr von emissionsintensiver Befriedigung von Bedürf-
nissen durch individuellen Konsum (Waren und Dienste) und
vorwiegend über den Weltmarkt hin zur emissionsreduzie-
render kollektiver Bereitstellung mit stärker regionalen Wirt-
schaftskreisläufen (Cahen-Fourot, 2020) und (2) eine Balan-
ce verschiedener Wirtschaftsprinzipien. Dies inkludiert die
Problematisierung der aktuellen europäischen Wirtschafts-
verfassung mit ihrer Priorisierung von Marktlösungen (z. B.
Emissionshandel, Wettbewerbsrecht) (Brie & Thomasberger,
2018; Clark, 2013). Gleichermaßen umstritten ist, ob es eine

Reglobalisierung oder selektive wirtschaftliche Deglobali-
sierung braucht für Strukturen klimafreundlichen Handelns
(z. B. insbesondere im Bereich Geld, Finanz, Versicherung
und Immobilien, von CO2-emissionsintensiven auf Luft- und
Schifffahrt beruhenden Güterketten sowie stärker territori-
al verankerten Bereitstellungssystemen (Bello, 2013; Block,
2019; Novy et al., 2020; Patomäki, 2014; Rodrik, 2019)).

Der Slogan „The World is not for sale“ inspirierte diverse
soziale und Umweltbewegungen, inklusive der Klimabewe-
gung. Zivilgesellschaftliche Organisationen, wie die Soli-
darökonomie, Commonsbewegung etc., fordern die erneu-
te Einbettung der Wirtschaft, um klimafreundliches Leben
zu ermöglichen. Die Bedeutung der Polanyi-Heuristik zum
Verständnis der Strukturbedingungen klimafreundlichen Le-
bens liegt darin, diverse gesellschaftliche Dynamiken, die
in eigenen Forschungsfeldern detailliert aufgearbeitet wer-
den, gemeinsam in den Blick zu nehmen und diese für
die Klimaforschung nutzbar zu machen. Zwei Beispiele:
(1) Polanyi verbindet die Analyse von Politik, Wirtschaft
und Kultur. Neoliberale, konservative und reaktionäre In-
stitutionen (von Foxnews, Thinktanks wie Cato Institut bis
zu den US-amerikanischen Republikanern, AfD und FPÖ)
sind heute Knotenpunkte der Klimawandelskepsis (Bärntha-
ler et al., 2020; Blühdorn & Butzlaff, 2019; Holmes, 2018).
Sie sind Gegenbewegungen gegen die Hyperglobalisierung
(Rodrik, 2011), eine liberale Weltordnung und die damit
verbundenen soziokulturellen Veränderungen (steigende so-
ziale Unsicherheit ebenso wie Diversitätspolitik). Heute sind
sich diese Institutionen zumeist bewusst, dass es Klima-
wandel gibt. Sie wehren sich jedoch gegen Maßnahmen,
die klimaschädliche Lebensweisen einschränken. Eine Folge
sind die bekannten identitätspolitischen Auseinandersetzun-
gen um klimarelevante Politikfelder (Veganismus, Autofah-
ren etc.), die mit wissenschaftlichen Argumenten alleine
nicht gewonnen werden können. (2) Polanyi ist Vertreter
einer gemischtwirtschaftlichen Ordnung. Für ihn ist Wirt-
schaft nicht nur Marktwirtschaft, sondern allgemein die
Organisation der Lebensgrundlagen, das heißt auch Hausar-
beit. Gegen Vermarktlichung formiert sich historisch immer
wieder Widerstand; aktuell in Auseinandersetzungen gegen
die Privatisierung, Kommodifizierung und Finanzialisierung
von Land, Wasser- und Energieversorgung. Gegenbewe-
gungen umfassen auch den Widerstand gegen Agrarhandel
(z. B. EU-Mercosur-Vertrag), die Patentierung von Natur und
„land grabbing“ (Goodwin, 2018). Da warenförmiger Kon-
sum eine wesentliche Ursache von Nicht-Nachhaltigkeit ist
(z. B. Städtetourismus statt Freizeitgestaltung in der Nach-
barschaft), gilt es auszuloten, ob und wie Bedürfnisse mit
weniger warenförmigen Bereitstellungssystemen befriedigt
werden können (z. B. öffentlicher Verkehr, öffentliche Nah-
erholung).

Der Polanyi-Ansatz verbindet Bemühungen um inkre-
mentelle Verbesserungen mit radikalen Transformationen.
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Diese Strategie doppelter Transformation erlaubt es, kon-
krete klimapolitische Maßnahmen (ökosoziale Steuerreform,
Green New Deal etc.) mit Alternativen zu verbinden, in
denen nichtmarktliche Wirtschaftsprinzipien vorherrschen
(Commons, Solidarökonomie) (Klein et al., 2014; Novy
et al., 2020).

28.7 Postwachstum (Degrowth) und Politische
Ökonomik desWachstumszwangs

Lead Autoren
Andreas Novy, Ulrich Brand

Kernaussagen
� Das aktuell zu beobachtende Überschreiten pla-

netarer Grenzen (z. B. beim Klimawandel) hängt
eng mit der kapitalistischen Produktions- und Le-
bensweise zusammen. Der bestehende industrielle
Metabolismus ist strukturell auf Expansion angelegt
und daher nicht zukunftsfähig (mittlere Zustim-
mung, hohe Evidenz).

� Wenn mächtige Interessengruppen, die am Impera-
tiv des Wirtschaftswachstums festhalten, einfluss-
reich bleiben, stabilisiert dies Strukturen klimaun-
freundlichen Lebens (imperiale Lebensweise). Da-
mit Strukturen klimafreundlichen Lebens gestärkt
werden, braucht es die Problematisierung von kli-
maunfreundlichen Strukturen und den Widerstand
dagegen sowie das Schaffen grundlegend anderer
Rahmenbedingungen (mittlere Zustimmung, mittle-
re Evidenz).

� Wenn Postwachstums-Theorien und -Bewegungen
zu Strukturen klimafreundlichen Lebens beitragen
wollen, dann braucht es Strategien zu deren demo-
kratischer Durchsetzung (hohe Zustimmung, gerin-
ge Evidenz).

Die Politische Ökonomik an sich untersucht den Zusam-
menhang zwischen Wirtschaft und Politik. Für Klimapo-
litik von besonderem Interesse sind jene Strömungen der
Politischen Ökonomik, die sich mit der expansiven Dyna-
mik modernen Wirtschaftens auseinandersetzen. Während
Marktwirtschaft als Kreislaufwirtschaft mit der Tendenz zu
Gleichgewichten verstanden wird, konzipiert die im Fol-
genden als Politische Ökonomik des Wachstumszwangs
bezeichnete Forschungsrichtung das moderne Wirtschafts-
system als Kapitalismus mit Dynamiken „kreativer Zer-
störung“ (Schumpeter, 1911). Kapitalismus ist wesenhaft
widersprüchlich (Belamy Foster, 2019; Fraser, 2014b). In
der kritischen Politischen Ökonomik ist Kapital nicht wie in

der Neoklassik eine (statische) Ressource, sondern eine Be-
ziehung (Produktionsmittelbesitzer zu Arbeitskraft innerhalb
bestimmter biophysischer Prozesse) und damit ein (dynami-
scher) Prozess fortgesetzter In-Wert-Setzung, das heißt der
Wertschaffung.

Die kapitalistische Produktions- und Lebensweise hat
sich über Jahrhunderte in Europa und der Welt etabliert
und zu grundlegenden Veränderungen geführt – mit posi-
tiven und negativen Aspekten wie Emanzipationsprozessen
und Raubbau an Menschen und Natur. Ihr transformatori-
sches Potenzial ist derart wirkmächtig, dass sie wesentlich
verantwortlich ist für den Übergang in ein neues Erdzeital-
ter (Anthropozän) sowie die „große Beschleunigung“, beides
zentrale Ursachen der aktuellen Klimakrise (Brand et al.,
2021).

Die zentral notwendige Veränderung betrifft den Akku-
mulationsimperativ, das heißt den systemischen Zwang zu
wachsen (grundlegend Schnaiberg, 1980). Doch wenn Un-
ternehmen unter den gegebenen Rahmenbedingungen aufhö-
ren, Produktionsprozess und Produkte effizienter zu gestalten
(billiger und/oder mit höherer Qualität), droht ihnen, vom
Markt verdrängt zu werden. Dies zwingt sie zu ständigem
Wachstum und Innovation, denn „Stillstand ist Untergang“.
Wirtschaftswachstum (mit dem damit verbundenen Ressour-
cenverbrauch) ist unter diesen Bedingungen für Unterneh-
men notwendig, um profitabel zu bleiben. Wirtschaftswachs-
tum („ein wachsender Kuchen“) erleichtert, Verteilungskon-
flikte mittels Win-win-Konstellationen zu lösen. Nicht nur
Kapitalvertreter_innen, auch die Arbeitnehmer_innen und
ihre Vertreter_innen setzen bislang meistens auf Wachstum
als Lösungsstrategie. Und es ist im Wohlfahrtskapitalismus
Grundlage des Sozialstaats, der sich wesentlich aus Steuer-
einnahmen finanziert. Der Staat bezieht seine Legitimität und
qua Steuern seine materiellen Ressourcen aus wachsenden
Steuereinnahmen, weshalb staatliche Institutionen, aber auch
die Empfänger_innen staatlicher Leistungen ein Interesse an
funktionierender Akkumulation (Wirtschaftswachstum) ha-
ben. Daher wird oft versucht, die anfallenden Kosten dieser
Win-win-Strategien zu externalisieren, das heißt auszulagern
und auf andere Gruppen oder die Umwelt abzuwälzen. All
dies erklärt, warumKrisen imKapitalismus im Rückblick am
einfachsten durchWachstumsprozesse gelöst wurden (Brand
et al., 2020; Forrester, 1971; Kolleg Postwachstumsgesell-
schaften, 2022; Meadows, 1999).

Die imperiale Produktions- und Lebensweise (Brand &
Wissen, 2017) geht mit ungleichemTausch (Hornborg, 2017)
und global sehr ungleichen Lebensbedingungen einher. Sie
ist aber als westliche Lebensweise (Novy, 2019) aufgrund
von Emanzipations- und Wohlfahrtsversprechen weiterhin
populär, vermutlich sogar hegemonial. Es besteht jedoch ein
breiter Konsens, dass es für ein klimafreundliches Leben
notwendig ist, die Interessen von Gruppen, die weiter an die-
ser expansiven Logik festhalten, zurückzudrängen. Gruppen,
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die kurzfristig überdurchschnittlich betroffen sind, sollen
jedoch unterstützt, teilweise auch materiell kompensiert wer-
den (z. B. durch einen Klimabonus).

In den letzten Jahren hat sich die Suche nach einer „syste-
mischen Wachstumsunabhängigkeit der Wirtschaft“ (Kallis,
2019; Schmelzer & Vetter, 2019; Seidl & Zahrnt, 2019) in-
tensiviert. In dieser Debatte um Postwachstum (Degrowth)
geht es nicht darum, sich an wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Krisen zu erfreuen, etwa den Rückgang des
BIP per se zu begrüßen. Unzählige historische Erfahrungen
zeigen nämlich, dass ein ungeplanter „change by desas-
ter“ meist auf dem Rücken der Schwächsten ausgetragen
wird. Die mit der aktuellen COVID-19-Pandemie verbunde-
ne Wirtschaftskrise hat dramatische soziale Auswirkungen,
führte jedoch 2020 kurzfristig zu sinkenden Treibhausgas-
emissionen. 2021 führte Wirtschaftswachstum zum Rück-
gang der Arbeitslosigkeit und den damit verbundenen Verar-
mungsprozessen sowie zu stark steigenden Emissionen. Dies
zeigt das Dilemma der aktuellen Sozial- und Klimapolitik
(Die Armutskonferenz et al., 2021).

Bei Postwachstum geht es nicht um das Verharren in Re-
zessionen, sondern um Strukturveränderung durch „change
by design“, einem strategischen, konfliktiven und in vie-
len Bereichen experimentellen Prozess, bei dem sich nicht
nur Klimaschäden verringern, sondern auch dominante Sach-
zwänge und Vorstellungen gesellschaftlicher Entwicklung
und die damit einhergehenden Kräfteverhältnisse verändern.
Dies beinhaltet ein anderes Verständnis von individuellem
und gesellschaftlichem Wohlstand (Chertkovskaya et al.,
2019; Hickel, 2020; Jackson, 2017; Kallis et al., 2018). Es
geht individuell und kollektiv um Suffizienz, das heißt zu
problematisieren, „was genug ist“ (Skidelsky & Skidelsky,
2012). Dies bedeutet vor allem eine Veränderung von Rah-
menbedingungen, also zu politisieren, wie sich Gesellschaf-
ten anders organisieren können, so dass vieleMenschen nicht
immer mehr haben müssen (von Winterfeld et al., 2020).

Beiträge zur Postwachstums-Debatte zeigen, dass es sich
bei „Wachstum“ um eine tief verankerte Vorstellung („imagi-
nary“) der kapitalistischen Moderne handelt, die ausgehend
von den Zentren auf die ganze Welt übertragen wurde (vgl.
etwaMuraca, 2014). „Mehr“ (bzw. „größer“) zu produzieren,
zu konsumieren, zu haben, ist gesellschaftlich attraktiver als
„besser“ oder „anders“ oder gar „weniger“. Diese Zunahme
von Effizienz und Produktivität in Produktions- und Arbeits-
prozessen und bei der Nutzung biophysischer Inputs ist am-
bivalent, hat Vor- und Nachteile. Besonders problematisch
ist, dass die notwendige absolute Entkopplung, das heißt
die Reduktion des Emissionsausstoßes trotz Wirtschafts-
wachstums, in der Vergangenheit nur in Ausnahmefällen zu
beobachten war (vgl. jüngst die Auswertung von 835 Fach-
publikationen zum Thema in Haberl et al., 2020). Selbst
natur- und sozialwissenschaftliche Analysen, die manchmal

sogar einen katastrophistischen Unterton haben, vermeiden
es in der Regel, wachstumstreibende Institutionen zu proble-
matisieren (Haberl et al., 2020). Sogar Klimaforscher_innen,
die die historische Unmöglichkeit grünen Wachstums fest-
stellen, empfehlen als Maßnahmen vorrangig Effizienzrevo-
lution, Innovation und Marktlösungen (Haberl et al., 2020).
Die kapitalistische Produktions- und Lebensweise weist also
eine große Beharrungskraft auf. Blühdorn et al. (2020) spre-
chen von „nachhaltiger Nicht-Nachhaltigkeit“.

Für eine dekarbonisierte Wirtschaft braucht es mehr als
Modernisierungsstrategien, die mittels Effizienzrevolution
Klimaneutralität erreichen wollen. Allen voran eine weitrei-
chendere Industriepolitik (Pichler et al., 2021; Urban, 2019)
sowie einen notwendigen Rückbau nichtnachhaltiger Bereit-
stellungssysteme, insbesondere in den hochindustrialisierten
Ländern (Paech, 2012). Notwendig ist in Anlehnung an Ivan
Illich auch „konviviale Technik“, also eine demokratische
Technikentwicklung: „Es geht um die Frage, welche Tech-
nik eingesetzt wird, wofür, und wie viel davon – und wer das
entscheidet.“ (Blättel-Mink et al., 2021; Schmelzer & Vetter,
2019, S. 194).

Angesprochene Gestaltungsoptionen gehen in der Re-
gel davon aus, dass Wirtschaftsbereiche, die der Grundbe-
dürfnisbefriedigung dienen, Vorrang haben gegenüber Wirt-
schaftsbereichen, die durch Rent-Seeking oder Fixkostende-
gression von fortgesetzter Expansion abhängig sind (Gough,
2019). Unter diesen Bedingungen sind ökologische Zielset-
zungen, z. B. die Einhaltung planetarer Grenzen, mit univer-
seller Grundbedürfnisbefriedigung grundsätzlich vereinbar.
Umverteilung innerhalb und zwischen Ländern ist aber not-
wendig. Für reiche Länder erfordert dies ein Schrumpfen
ihres biophysischen Fußabdrucks durch „planned degrowth“
(Hickel, 2019, 2020; Hickel & Kallis, 2020) oder „collec-
tively defined self-limitations“ (Brand et al., 2021).

In der Degrowth-Forschung wird in der Regel angenom-
men, dass dies mit Kapitalismus nicht vereinbar ist und es
eine grundlegende Transformation der Produktionsweise be-
darf. Uneinigkeit besteht in der Degrowth-Forschung bezüg-
lich der besten Strategie: Ausstieg aus der vorherrschenden
Logik und Aufbau von Alternativen (z. B. Abschnitt unten
zu Ökotopien) oder Transformation der bestehenden Insti-
tutionen, z. B. mit Hilfe von Green-New-Deal-Strategien.
Die Degrowth-Konferenz 2020 widmete sich diesem Thema,
konnte aber auch nicht klären, wie gesellschaftliche Legiti-
mität und demokratische Mehrheiten für diese Maßnahmen
zu gewinnen sind (DegrowthVienna, 2020). Ein Ansatzpunkt
sind nachhaltige und inklusive Bereitstellungssysteme, die
Konsumkorridore festlegen: sowohl gesellschaftliche Maxi-
ma als auch Minima im Zugang zu Ressourcen und der
Möglichkeit des Emissionsausstoßes (Bärnthaler et al., 2021;
Brand-Correa et al., 2020; Di Giulio & Fuchs, 2014; Koch &
Buch-Hansen, 2019, 2020).
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28.8 Theorien zu Ökotopien

Lead Autor_innen
Andreas Exner, Antje Daniel

Kernaussagen
� Gelebte Ökotopien sind entscheidende Kompo-

nenten einer sozial-ökologischen Transformation.
Sie demonstrieren, dass klimafreundliche Praktiken
möglich sind, und können zum Ausgangspunkt für
breitere gesellschaftliche Veränderungen werden.

� Theoretisch werden Ökotopien mit Blick auf eine
klimafreundliche Gesellschaft verschieden gefasst
und wissenschaftlich noch zu wenig untersucht.

� Ökotopien umfassen und artikulieren die Forderung
nach Veränderung und loten nachhaltige Lebens-
weisen und Organisationsformen praktisch aus. Sie
stehen oft in Zusammenhang mit oder sind Teil von
Umwelt- und Klimabewegungen.

Aus der Perspektive der Protest- und Bewegungsfor-
schung (Della Porta & Diani, 1999) sowie insbesondere im
Rahmen der zunehmenden Debatte zu sozial-ökologischen
Utopien (Ökotopien, Daniel & Exner, 2020; Görgen &
Wendt, 2020; Neupert-Doppler, 2018) werden konkrete An-
sätze alternativer sozialer Praktiken diskutiert, die zivilge-
sellschaftliche Akteur_innen entwickeln und vorantreiben.
Dabei wird einerseits auf die Veränderung von Deutungen
ökologischer Probleme von Umwelt- zu klimapolitischen
Belangen hin und auf die Kämpfe der internationalen Klima-
gerechtigkeitsbewegung verwiesen, die versuchen, Einfluss
auf die internationale Klimapolitik zu nehmen (Della Por-
ta & Parks, 2013). Andererseits stehen die Akteur_innen im
Mittelpunkt, die sich neu formieren, wie Fridays for Future,
Extinction Rebellion oder Ende Gelände. Mit den neuen Ak-
teur_innen ist eine Debatte über die Notwendigkeit radikaler
Strategien durch zivilen Ungehorsam (siehe Deutschmann
et al., 2020) und der Transformation kapitalistischer Pro-
duktionsverhältnisse entstanden, die ihre Legitimität aus der
ökonomisch-ökologischen „Zangenkrise“ (Dörre, 2020) und
der Debatte um multiple Krisen (Brand & Wissen, 2017) er-
fährt.

Zugleich überlappen sich Lebensstilfragen und politischer
Aktivismus vermehrt, sodass Klimagerechtigkeit mit einer
nachhaltigen Lebenspraxis verbunden wird. Dies findet Aus-
druck (1) in der Bereitschaft der Aktivist_innen, Konsum und
Lebenspraxen hinsichtlich Nachhaltigkeit und Suffizienz zu
reflektieren und anzupassen; (2) in der permanenten oder flu-
iden Besetzung von symbolisch aufgeladenen bzw. materiell
bedeutsamen Orten klimaschädlicher Praktiken; (3) in Hand-
lungsansätzen von Alternativen, die zu einem großen Teil als

konkrete Utopien sozial-ökologischer und klimafreundlicher
Praktiken (kurz: als gelebte Ökotopien) betrachtet werden
können (Daniel & Exner, 2020); (4) in Form von präfigu-
rativen Strategien, die Einzug in Protestbewegungen halten,
indem Forderungen nach klimafreundlichen Praktiken und
Strukturen bereits in deren Rahmen zum Teil umgesetzt wer-
den (Yates, 2015).

Mit Blick auf das Ziel von Klimagerechtigkeit verschrän-
ken sich im Zusammenwirken dieser vier Tendenzen der
politische Druck, die ökotopische Praxis und symbolische
Politik. Der Begriff der Ökotopie lässt sich an die akade-
mische Debatte zu konkreten Utopien im Sinn von Ernst
Bloch (1959) oder der „real utopias“ bei Erik Olin Wright
(2011) sowie an die fiktionale ökologisch nachhaltige Uto-
pie von Ernest Callenbach (1975) anschließen. Der Begriff
verweist demnach auf Praktiken und Initiativen, die einer-
seits auf eine wünschbare Zukunft verweisen, andererseits
diese Zukunft oder Elemente davon bereits in der Gegenwart
verwirklichen oder zu verwirklichen trachten. Sie unterschei-
den sich damit von der klassischen Utopie, die fiktional
bleibt, teilt mit dieser aber den Fokus auf eine bessere Zu-
kunft. Deshalb verweist beispielsweise Bloch (1959) auf
die Bedeutung von Hoffnung und von Lernprozessen in
konkreten Utopien. Anders als klassische Utopien fokus-
sieren Ökotopien zudem kritisch auf die dominante Form
des Mensch-Natur-Verhältnisses. Sie versuchen Alternativen
eines neuen Naturumgangs zu entwickeln und konkret umzu-
setzen. Das Konzept der Heterotopien bei Michel Foucault
(1966) lässt sich zumindest teilweise auch auf Ökotopien
beziehen. Wie die von Foucault analysierten Heterotopien
stellen Ökotopien Gegenräume zu dominanten gesellschaft-
lichen Praktiken und zu Normen dar, die damit einhergehen.
Ähnlich wie Heterotopien im Sinne von Foucault brechen
auch die Gegenräume der Ökotopien nicht unbedingt durch-
gehend und eindeutig bzw. radikal mit den dominanten
Praktiken und Normen, sondern bleiben damit vielfach wi-
dersprüchlich verbunden.

Zu Ökotopien zählt eine große Bandbreite verschiede-
ner Initiativen in verschiedenen Handlungsfeldern. Guerilla
Gardening, gemeinschaftliches Gärtnern, Food Coops (wo-
bei Konsumierende gemeinsam Lebensmittel bestellen und
selbst verteilen) oder Initiativen einer Solidarischen Land-
wirtschaft versuchen Elemente einer wünschbaren Zukunft
im Umgang mit Natur, Mensch und Lebensmitteln zu prak-
tizieren. Sie werden in der Wissenschaft häufig unter dem
Begriff der Alternativen Lebensmittel-Netzwerke verhan-
delt (Lockyer & Veteto, 2013). Verschiedene Formen So-
lidarischer Ökonomien finden sich auch im Bereich der
handwerklichen Produktion oder der Dienstleistungen. Inso-
weit sie ökologische Anliegen verfolgen, sind sie ebenfalls
Beispiele von Ökotopien. Manche ökotopischen Ansätze
verbleiben dabei auf der Ebene der Imaginationen, die öko-
topische Praktiken inspirieren. Ein Beispiel dafür ist der
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in den 1970er Jahren ausgearbeitete Plan, den britischen
Industriebetrieb Lucas Aerospace von Rüstungsproduktion
auf umweltfreundliche Produkte umzustellen (Mc Lough-
lin, 2017). Ökotopien sind auch Teil von Protestbewegungen,
beispielsweise die Klimacamps. Sie dienen nicht nur der
Vermittlung von Bewegungswissen und der Mobilisierung,
sondern setzen für eine kurze Zeit an einem konkreten Ort
auch einige Elemente der wünschbaren Zukunft um, für die
sich diese Bewegungen engagieren. Ökodörfer sind eine das
ganze Leben der Mitglieder umfassende Form von Ökotopie.
Während Ökodörfer eine sesshafte Lebensweise praktizie-
ren, nomadisierenWagendörfer, die in einigen Fällen und auf
ähnliche Weise wie die Ökodörfer ökologische Zielsetzun-
gen verfolgen. In all diesen Fällen spielt der Klimaschutz in
der Regel eine explizite oder zumindest implizite Rolle (für
Überblicke siehe Daniel & Exner, 2020; Exner & Kratzwald,
2021; Habermann, 2009).

Die Ausarbeitung des Begriffs der Ökotopien steht erst
am Anfang (Daniel & Exner, 2020). Die damit in Verbindung
stehenden Konzepte der konkreten Utopie, der „real utopias“
und der Heterotopien wurden insgesamt nur wenig rezipiert
und selten auf die Herausforderungen bezogen, die sich mit
Blick auf Strukturen eines klimafreundlichen Lebens stel-
len. Mitunter werden Ökotopien als soziale Innovationen
interpretiert und dann zum Teil im Rahmen der Multi-Level-
Perspective und des damit verbundenen Konzepts des Strate-
gischen Nischenmanagements analysiert, deren Verbreitung
durch die jeweiligen kontextspezifischen Möglichkeiten be-
stimmt ist (Hargreaves et al., 2013; Hinrichs, 2014; Seyfang
& Smith, 2007). Dieser Perspektive zufolge müssen sich
Innovationen zuerst in geschützten Zusammenhängen ent-
wickeln, Lernprozesse durchlaufen, Bündnisse entwickeln
und sich mit mächtigen Akteur_innen vernetzen, um hin-
derliche Strukturen aufzubrechen. Krisen werden dabei als
Gelegenheitsfenster dafür begriffen, dass Innovationen (wie
beispielsweise Ökotopien) sich ausbreiten und schließlich
gesellschaftliche Strukturen verändern. Allerdings wird ihre
Transformationskraft oft skeptisch betrachtet, denn Öko-
topien sind häufig eher auf ihre Mitglieder konzentriert,
bleiben zum Teil sozial geschlossen, wirken eher regional
und verstehen sich als Inseln des guten Lebens, die mitunter
nur langfristig eine gesamtgesellschaftliche Transformati-
onskraft entfalten könnten. Eine ähnliche Strategie wie das
Strategische Nischenmanagement skizziert Erik Olin Wright
mit Bezug auf „real utopias“ in dem von ihm so genannten
Ansatz der „interstitialen“ und der „symbiotischen Metamor-
phose“ (Wright, 2011).

In einer von (heterodoxen) marxistischen Ansätzen be-
einflussten theoretischen Perspektive wie bei Henri Lefeb-
vre (1995, 1996) können Ökotopien als Versuche verstan-
den werden, den Alltagsverstand zu verändern, die mit
Wirtschaftswachstum strukturell gekoppelte kapitalistische
Wirtschaftsweise praktisch zu kritisieren, dadurch Kräftever-

hältnisse zu verschieben und Alternativen zu ermöglichen.
Ökotopien werden in der Literatur zu Degrowth bzw. Post-
wachstum rezipiert und zum Teil analysiert.

Soziale Bewegungen, die sich auf Degrowth beziehen
(und das Verständnis von Degrowth mitgestaltet haben und
weiter beeinflussen), sind häufig in ökotopischen Praktiken
engagiert (Bakker, o.J.; Burkhart et al., 2020). Allerdings
werden Ökotopien bislang in der Forschung zu Degrowth
bzw. Postwachstum noch vergleichsweise wenig gewürdigt
(Cosme et al., 2017; Weiss & Cattaneo, 2017) und laufen un-
ter anderem Gefahr nur in Nischen zu verbleiben.

28.9 Theorien zu Staat und Governance

Lead Autor
Ulrich Brand

Beitragende Autor_in
Alina Brad

Kernaussagen
� Staatliche Politiken und Governance-Prozesse stel-

len rechtliche Rahmenbedingungen und materiel-
le Ressourcen für die Durchsetzung einer klima-
freundlichen Lebensweise bereit. Doch gleichzeitig
sichern sie auch die bestendende nichtnachhaltige
Produktions- und Lebensweise ab. In diesem Span-
nungsfeld bewegen sich konkrete Politiken.

� Bei der Problemwahrnehmung, Politikformulierung
und -implementierung sowie bei der Politikevalua-
tion sollte staatliche Politik auf das Wissen und
die Interessen gesellschaftlicher Akteur_innen zu-
rückgreifen, insbesondere von jenen, die von den
Auswirkungen der Klimakatastrophe schon heute
stark betroffen sind und/oder die Interessen an ei-
ner klimafreundlichen Lebensweise repräsentieren.

� Dabei sollten Machtasymmetrien gesehen und die
Interessen jener, die kein Interesse an einer kli-
mafreundlichen Lebensweise haben, hinterfragt und
zurückgedrängt werden.

Eine zentrale Frage der sozialwissenschaftlichen Debat-
ten um Klimakrise und angemessene Klimapolitiken lautet,
ob der Staat und die bestehenden Formen von Governance in
der Lage sind, Transformationen hin zu Nachhaltigkeit und
damit zu einer klimafreundlichen Lebensweise zu steuern
oder ob sie zu sehr mit der dominanten, nichtnachhalti-
gen Produktions- und Lebensweise verknüpft ist (Brand &
Wissen, 2017; Eckersley, 2020; Hausknost, 2020; Pater-
son, 2016). Wenn die Steuerungsfähigkeit angezweifelt wird,
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stellt sich die Frage, was die gesellschaftspolitischen Bedin-
gungen wären, damit der Staat in Transformationsprozessen
eine führende Rolle einnehmen könnte (Koch, 2020).

Seit der Entwicklung des modernen Staates gibt es wis-
senschaftliche Begriffe und Theorien sowie mit der Politik-
wissenschaft eine eigene Disziplin, um den Staat als Konzept
und empirisch in seinen Strukturen und Prozessen zu ver-
stehen. Ein Grundkonsens der verschiedenen Theorien ist,
dass es sich beim (westlichen) Staat im Prinzip um jene
gesellschaftliche Instanz handelt, die allgemein verbindli-
che Entscheidungen trifft und sie notfalls mit legitimem
Zwang durchsetzt, um gesellschaftliche Probleme oder sogar
Krisen zu lösen, Sicherheit zu gewährleisten und das Allge-
meinwohl zu steigern. Schon bei Fragen, ob der Staat auch
Gerechtigkeit fördern und Ungleichheit bekämpfen soll, ge-
hen die Theorien auseinander.

Den Staat kann man gemäß der politikwissenschaftlichen
„Trias“ mit drei verschiedenen Schwerpunkten betrachten:
(1) auf politisch-institutionelle Strukturen (polity), (2) auf
staatliches Handeln mittels Recht, Ressourcenallokation und
Anerkennung (policy) oder (3) auf staatliche und nicht-
staatliche Akteur_innen und Konflikte (politics). Andere
staatstheoretische Ansätze untersuchen die wirkungsmächti-
gen staatlichen Diskurse bzw. verstehen den Staat selbst als
gesellschaftlichen Diskurs.

Staatstheorien können staatszentriert sein – etwa in der
Tradition des SoziologenMaxWeber (Anter & Breuer, 2007)
oder in der liberalen Staatstradition im Anschluss an John
Locke (Salzborn, 2010) – und einen eher „engen“ Blick auf
Staat haben, also auf die konkreten Strukturen, Prozesse und
das Staatshandeln sowie Interessengruppen, die staatliche
Politik beeinflussen, fokussieren. Hier wird der Staat meist
als Instanz der Problemlösung und Konfliktregulierung ge-
sehen und staatliche Politiken in enger Verbindung mit den
Präferenzen von Wähler_innen verstanden.

Ein gesellschaftszentrierter oder sogenannter „weiter“
Blick auf den Staat thematisiert zusätzlich das Zusammen-
spiel staatlicher und nichtstaatlicher Strukturen, Prozesse
und sozialer Kräfte, beispielweise eine auf Expansion und
entsprechende Ressourcennutzung ausgerichtete und von
mächtigen Kapitalgruppen dominierte Wirtschaft. Wichtig
sind hier der Republikanismus (Thiel & Volk, 2016), an
den insbesondere die Governance-Ansätze anschließen, und
die kritische Staatstheorie in der Tradition von Marx, die
den Staat als „verdichtetes Kräfteverhältnis“ und zentrales
Terrain im Kampf um Hegemonie begreift. Über den Staat
versuchen die verschiedenen Akteur_innen ihre Interessen
zu verallgemeinern, doch in die staatlichen Apparate und
Diskurse sind die historischen und bestehenden gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisse und -diskurse eingeschrieben: Bei-
spielweise die Dominanz bestimmter Kapitalgruppen oder
Diskurse für unbedingt notwendiges Wirtschaftswachstum
(Buckel & Fischer-Lescano, 2007; Hirsch et al., 2008; Pou-

lantzas, 2002; zu kritisch-feministischen Theorien Ludwig
et al., 2009).

In der Klimaforschung sind insbesondere Governance-
Ansätze prominent vertreten. Politik, so die Beobachtung,
lässt sich angesichts der Komplexität gesellschaftlichen
Wandels immer weniger auf Regierungspolitik beschränken
und Regieren ist mehr als politische Rechtsetzung und staat-
liche Regulierung. Der Staat selbst hat zum einen nicht die
ausreichende Expertise, um komplexe Probleme wie die Kli-
makrise zu verstehen. Zum anderen sind traditionelle auto-
ritative Top-down-Durchsetzungsprozesse vielen Problemen
nicht angemessen und werden häufig als nicht legitim erach-
tet. Staatliche Akteur_innen sollten daher in allen Phasen des
Politikprozesses mit gesellschaftlichen Akteur_innen bzw.
Stakeholdern interagieren. Während Government für den
hierarchischen, zentralistischen und dirigistischen Charak-
ter traditioneller staatlicher Steuerungsformen steht, bezieht
sich Governance auf dezentrale, netzwerkartige Formen der
„Kontextsteuerung“ (Willke, 1992).

Die Klimakrise wird als ein komplexes Problem ver-
standen, dessen Bearbeitung neue Formen kollektiver Re-
gelungen notwendig macht – von der gesellschaftlichen
Selbstregelung über privat-öffentliche Arrangements bis hin
zu staatlichem Handeln im eigentlichen Sinne (Altvater
& Brunnengräber, 2011; Benz, 2004). Diese sollen tradi-
tionelle Grenzziehungen zwischen Staat und Gesellschaft,
Politik und Ökonomie überwinden und neue Mechanismen
kooperativen Handelns und des Ausgleichs konfligierender
Interessen bereitstellen. Dies vermeide Reibungsverluste und
minimiere Informations- und Transaktionskosten im Hin-
blick auf eine effektive Klimapolitik.

Allerdings laufen Strukturen und Prozesse von Gover-
nance immer wieder Gefahr, zu einer Art technokratischem
Steuerungsmodell reduziert zu werden, das nur neutrale
oder rationale beziehungsweise sachbezogene Entscheidun-
gen kennt, nicht aber strategische Optionen oder gar po-
litische Alternativen. De facto gibt es aber nicht nur die
eine „effektive“ Problemlösung, sondern oft mehrere – und
deren Formulierung und Realisierung sind abhängig von
Machtasymmetrien und Herrschaftsstrukturen. Das muss re-
flektiert werden. Die Probleme der Klima-Governance liegen
auch darin begründet, dass private Akteur_innen sowohl in
der Verursachung als auch im Prozess der Bearbeitung der
Krise ihre nichtnachhaltigen Interessen durchsetzen. Unter-
nehmen etwa wechseln die politische Maßstabsebene von
Entscheidungen (beispielsweise vom Politikfeld mit stärke-
ren nationalstaatlichen Regulierungen wie der Sozialpolitik
zur weniger regulierten internationalen Ebene), um Interes-
sen möglichst gut durchzusetzen. Entsprechend sind die kli-
maunfreundlichen und widersprüchlichen gesellschaftlichen
Strukturen zu berücksichtigen, die mit strukturell mächti-
gen Akteur_innen verbunden sind (das „Steuerungsobjekt“),
die im Modus von Governance (dem „Steuerungssubjekt“)
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gesteuert und gegebenenfalls in Richtung klimafreundliche
Gesellschaft verändert werden sollen.

Hier setzen die erwähnten kritischen und „weiten“ Staats-
begriffe an. Sie fragen auch danach, wie staatliche Politiken
die nichtnachhaltige Produktions- und Lebensweise absi-
chern und welche mächtigen Interessengruppen diesbezüg-
lich auf den Staat Einfluss nehmen oder sogar bestimmte
Interessen systematisch in den staatlichen Apparaten einge-
lagert sind. Einige Staatstheorien nehmen auch die Hetero-
genität der Staatsapparate (etwa die Spannungen zwischen
Wirtschafts- und Umweltministerien) systematisch in den
Blick (klassisch: Poulantzas, 2002). In den kritischen Staats-
theorien werden auch die Grenzen der parlamentarischen
Demokratie zur Bearbeitung der Klimakrise thematisiert
(Hausknost, 2020). Einige Autor_innen verweisen auf die
Notwendigkeit breiter Beteiligung der Bevölkerung, die in
Räten institutionalisiert werden könnten (Zeller, 2020).

In den meisten wissenschaftlichen Ansätzen, aber auch
in der gesellschaftspolitischen Diskussion wird der Staat
mit dem Nationalstaat gleichgesetzt. Doch insbesondere in
den letzten Jahrzehnten haben lokale Ebenen (Länder, Kom-
munen) oder supranationalen Entitäten (wie die EU) oder
Institutionen (z. B. United Nations Framework Convention
on Climate Change – UNFCCC) an Bedeutung gewonnen.
Dies wird wissenschaftlich in den Debatten um „Global Go-
vernance“ (Behrens, 2012) oder „Internationalisierung des
Staates“ (Brand, 2014) reflektiert.

Je nachdem welche staatstheoretische Perspektive ge-
wählt wird, unterscheiden sich die Fragen. Diese können
etwa thematisieren: (a) die gesellschaftlich umkämpfte Kon-
stitution des Phänomens „Klimakrise“, (b) die Bearbeitungs-
strategien und politischen Ziele, die zur Eindämmung der
Klimakrise innerhalb institutioneller Rahmen auf internatio-
naler – etwa im UNFCCC, dem Pariser Klimaabkommen
– und auf nationaler Ebene formuliert werden und (c) wel-
che Strategien und Maßnahmen zu deren Erreichung (nicht)
ergriffen werden oder (d) welche gesellschaftlichen und po-
litischen Konflikte sich aus der Klimakrise, aber auch aus
staatlichen Klimapolitiken ergeben; (e) auch die Effektivi-
tät verschiedener Politikoptionen sowie realer Politiken, aber
auch deren Legitimität können im Zentrum von Untersu-
chungen stehen.

Besondere Herausforderungen sehen alle staatstheoreti-
schen Ansätze in den starken Interessengruppen außerhalb
und innerhalb des Staates, die sich gegen effektive Klima-
politiken stellen. Staatliche Politiken sind niemals kohärent,
sondern widersprechen sich häufig und geben Anlass zu
intrastaatlichen oder gesellschaftlichen Konflikten. Die Po-
litiken und Strategien der in diesen Konflikten involvierten
staatlichen Organisationen spiegeln unterschiedliche gesell-
schaftliche Interessen wider. „Weite“ und gesellschaftsori-
entierte Staatsbegriffe weisen darauf hin, dass unter Be-
dingungen der kapitalistischen Produktionsweise vor allem

Kapitalinteressen strukturell mehr Macht haben und auch in
den staatlichen Apparaten und Politiken stärker präsent sind.
Entsprechend gibt es eine größere Skepsis im Hinblick auf
die Frage, ob der Staat in der Lage ist, die Klimakrise ef-
fektiv zu bekämpfen und eine klimafreundliche Produktions-
und Lebensweise zu fördern.

Die unterschiedlichen Staatstheorien geben auf diese Fra-
ge verschiedene Antworten: Von zu verändernden Präferen-
zen der Wähler_innen bis hin zu staatlichen Politiken, die
einen grundlegenden sozial-ökologischen Transformations-
prozess von Wirtschaft und Gesellschaft vorantreiben. Es
besteht ein breiter Konsens, dass die Interessen von Grup-
pen, die kein Interesse an effektiver Klimapolitik haben,
zurückgedrängt werden müssen (gegebenenfalls auch mate-
riell kompensiert). Die aktuellen Strukturen, Prozesse und
staatlichen Politiken in Österreich sind eng verbunden mit
der nichtnachhaltigen Produktions- und Lebensweise. Der
Staat bezieht seine Legitimität und qua Steuern seine materi-
ellen Ressourcen daraus.

Wissenschaftlich fundierte gesellschaftsorientierte Staats-
verständnisse weisen auch darauf hin, dass eine angemessene
Bearbeitung der Klimakrise mit verstärkter Partizipation und
Demokratisierung einhergehen muss: Interessen der sozia-
len und ökologischen Gerechtigkeit müssten mehr Raum
erhalten, klimaunfreundliche Interessen und hier insbeson-
dere ökonomisch mächtige Interessen müssten eingehegt
werden. Es reicht nicht aus – wie in anderen Ansätzen an-
genommen – dass Transformationen hin zu Nachhaltigkeit
zuvorderst in Nischen oder der Zivilgesellschaft entstehen
(obwohl das wichtig ist). Letztendlich müssen Veränderun-
gen hin zu einer klimafreundlichen Gesellschaft auch auf
dem Terrain des Staates errungen und auf Dauer gestellt wer-
den.

Der „enge“ Blick auf den Staat streicht das Handeln ei-
niger Schlüsselakteur_innen heraus und erachtet jene Appa-
rate (wie das Klima-Ministerium) und Politiken als zentral,
welche die Bedingungen für ein klimafreundliches Leben
fördern. Das gesellschaftliche „Vorfeld“ dieser Apparate
wie klimafreundliche Branchen oder zivilgesellschaftliche
Akteur_innen sind ebenso wichtig. Entsprechend sind nicht-
nachhaltige, in die staatlichen Apparaturen eingelagerte In-
teressen und die damit verbundenen Interessen tendenziell
hemmend.

Ein „weiter“ Blick auf den Staat nimmt darüber hi-
naus die dominante oder gar hegemoniale, nichtnachhalti-
ge Produktions- und Lebensweise, die in gesellschaftliche
Macht- und Herrschaftsverhältnisse eingebettet ist, als hem-
mende und zu verändernde in den Blick. Dabei weist die
Staatstheorie auf ein wichtiges Paradox hin: Der Staat will
möglicherweise sogar mittels Policies und Ressourcen in
gesellschaftliche Bereiche verändernd eingreifen, doch die
Logiken, Interessen und Kräfteverhältnisse setzen diesen
Eingriffen Grenzen.
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Der Staat ist eine anerkannte zentrale gesellschaftliche
Instanz für die Durchsetzung einer klimafreundlichen Le-
bensweise mit seinen Wissens-, rechtlichen und materiellen
Ressourcen. Die konkreten Möglichkeiten und Gestaltungs-
optionen sind vielfältig und in unterschiedlichen Bereichen
wie etwa Mobilitäts-, Landwirtschafts- oder Industriepolitik
genau zu erforschen. Durch die Verschiebung gesellschaft-
licher Diskurse und Kräfteverhältnisse kann auch die die
Orientierung staatlicher Politik beeinflusst werden. Gleich-
zeitig verweist der Ansatz auf die Pfadabhängigkeiten, die
einem schnellen Umlenken im Wege stehen.

Eine eher indirekte Gestaltungsoption liegt darin, aus Ver-
gleichen mit anderen Regionen, Ländern, lokalen Entitäten
und dortiger erfolgreicher Klimapolitik im Sinne von Best
Practices zu lernen.

Ansätze, etwa in der Tradition von Murray Bookchin
(1991), vertreten die Ansicht, dass zentralisierte politische
Instanzen überhaupt nicht in der Lage sind, Probleme zu be-
arbeiten (ähnlich Sutterlütti & Meretz, 2018). Sie plädieren
für einen dezentralen „libertären Munizipalismus“, in wel-
chem wirtschaftliche und politische Prozesse weitgehend auf
lokaler Ebene gemeinschaftlich organisiert werden.

28.10 Cultural Theory

Lead Autor
Thomas Schinko

Beitragende Autor_innen
JoAnne Linnerooth-Bayer, Mike Thompson

Kernaussagen
� Klimapolitik kann als ein dynamischer Wettbe-

werb von weltanschaulichen und interessengeleite-
ten Framings, Argumenten und Diskursen verstan-
den werden.

� Die Cultural Theory (CT) argumentiert, dass die
Diskurse nicht zufällig und unbegrenzt sind, son-
dern dass sie von einer begrenzten Anzahl von
Möglichkeiten abhängen, wie sich Gesellschaften
organisieren können.

� Die CT argumentiert weiters, dass es nie nur einen
Weg gibt, „wicked problems“ wie die Klimakrise zu
lösen.

� Die CT legt zur Lösung der Klimakrise eine „clum-
sy solution“ nahe, welche auf einer argumentati-
ven, aber letztlich konstruktiven Auseinanderset-
zung mit den vier vorherrschendenDiskursen (Hier-
archie, Individualismus, Egalitarismus und Fatalis-
mus) beruht.

Cultural Theory (CT) basiert auf den Arbeiten der Anthro-
pologin Mary Douglas (1970) zur Risikowahrnehmung von
Menschen in unterschiedlichen Entscheidungskontexten. CT
postuliert, dass die Diskurse (oder Stimmen) der jeweils rele-
vanten Stakeholder zwar plural, aber in ihrer Anzahl begrenzt
sind. Die Diskurse stammen aus unterschiedlichen sozialen
Kontexten, die wiederum durch die Art und Weise geprägt
sind, wie Menschen ihre sozialen Beziehungen organisie-
ren, wahrnehmen und rechtfertigen. CT argumentiert, dass
es vier Arten der sozialen Organisation gibt (daher die be-
grenzte Anzahl von Diskursen): Hierarchie, Individualismus,
Egalitarismus und Fatalismus (Mamadouh, 1999; Thompson
et al., 1990).

CT besteht aus einem konzeptionellen Rahmen, welcher
in zahlreichen empirischen Studien angewandt wurde. Diese
Studien versuchen, gesellschaftliche Konflikte im Umgang
mit verschiedenen Risiken zu erklären, z. B. Risiko durch
Nutzung von Atomenergie (Peters & Slovic, 1996), Gesund-
heitsrisiko durch Umweltverschmutzung (Langford et al.,
2000), Naturgefahrenrisiko (Linnerooth-Bayer & Amendola,
2003; Linnerooth-Bayer & Mechler, 2006) etc. Später wurde
CT auch auf andere Bereiche als die Risikowahrnehmung an-
gepasst und angewandt, unter anderem auch im Kontext von
Nachhaltigkeit (Beck & Thompson, 2015) und Klimawandel
(Thompson & Rayner, 1998).

CT ist nicht die einzigeTheorie, die postuliert, dass Interes-
sengruppen oder politischeAkteur_innen oft in Solidaritätmit
ihren institutionellen, politischen und sozialen Netzwerken
stehen.Verschiedene Forscher_innen beschreiben dieseNetz-
werke als Diskursgemeinschaften, Advocacy-Koalitionen,
Politiknetzwerke, soziale Solidaritäten und Echokammern,
die alle auf gemeinsamen Interessen und Weltanschauungen
beruhen (können).Wie wir in unseren zunehmend polarisier-
ten Gesellschaften beobachten können, geben die Menschen
ihreWeltanschauungsgemeinschaftennichtohneWeiteres auf
unddiePolitikgestaltungwird oftmals zu einemWeltanschau-
ungskampf. Obwohl die CT wenig über die den jeweiligen
Diskursen zugrundeliegenden Machtverhältnisse zu sagen
hat, liefert sie eine gute Begründung für integrative Ansätze,
die Kompromisse und nicht unbedingt einen (oft unerreich-
baren) Konsens anstreben (Linnerooth-Bayer et al., 2016). Es
gilt zu beachten, dass Weltanschauungsgemeinschaften nicht
statisch, sondern je nachKontext und Thema dynamisch sind.
In der Tat können Interessenvertreter_innen „verschiedene
Hüte tragen“, wenn sie sich mit verschiedenen Gemeinschaf-
ten solidarisieren. Es geht nicht darum, Menschen in eine
Schublade zu stecken, sondern Politik als einen dynamischen
Wettbewerb von weltanschaulichen und interessengeleite-
ten Framings, Argumenten und Diskursen zu verstehen. Der
Beitrag der CT besteht in der Hypothese, dass die Diskurse
nicht zufällig und unbegrenzt sind, sondern dass sie von ei-
ner begrenztenAnzahl vonMöglichkeiten abhängen,wie sich
Gesellschaften organisieren können.
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Auf Basis der CT lässt sich argumentieren, dass Dy-
namiken des gegenwärtigen Wandels oftmals zu sehr auf
„elegant solutions“ setzen, welche sich nur an einem die-
ser vier Diskurse orientieren und sich nur zur Lösung von
sogenannten „tame problems“ eignen. In sogenannten „wi-
cked problems“, wie es die Klimakrise und viele andere der
vorherrschenden gesellschaftlichen Herausforderungen dar-
stellen, kann die Vernachlässigung der anderen Perspektiven
zu gesellschaftlichen Konflikten führen, wodurch wiederum
notwendige gesamtgesellschaftliche und somit transforma-
tive Veränderungen ausbleiben (Beck & Thompson, 2015;
Rayner & Caine, 2014).

Die CT argumentiert, dass es nie nur einen Weg gibt, „wi-
cked problems“ wie die Klimakrise zu lösen. Klimapolitik ist
immer ein umkämpftes Terrain: ein Terrain, auf dem es für
nur eine oder vielleicht eine Allianz von nur zwei Denkwei-
sen nur allzu leicht ist, die anderen auszuschließen. Dadurch
können „Lock-ins“ entstehen (wie z. B. im Verkehrssystem)
und die notwendige Flexibilität für eine Transformation wird
verringert (z. B. die Umstellung auf erneuerbare Energien).

Es werden vier Denkweisen (als Arten des Wahrnehmens,
Handelns und Begründens) in der Klimakrise beschrieben,
wobei die ersten drei Denkweisen für Aktivität stehen in
dem sie Handlungsmöglichkeiten in den Vordergrund rü-
cken, während dievierte Denkweise Passivität impliziert:

1. Hierarchie: Die hierarchische Denkweise befürwortet
Top-down-Kontrolle und fokussiert stark auf Prozessra-
tionalität. Sie betont „globale Verantwortung“ und weist
darauf hin, dass das, was für einzelne Gruppen rational
ist, für die gesamte Gesellschaft katastrophal sein kann.
Zudem besteht sie darauf, dass globale Probleme (wie
der Klimawandel) globale und experten-basierte Lösun-
gen sowie klare Top-down-Prozesse erfordern.

2. Individualismus: Die individualistische Denkweise
ist pro-marktwirtschaftlich und stellt Kosten-Nutzen-
Abwägungen in den Mittelpunkt. Sie fordert Deregulie-
rung (wenn der daraus entstehende Nutzen die Kosten
überwiegt), die Freiheit, innovativ zu sein und Risiken
einzugehen, und die Internalisierung von Umweltkosten,
um „die Preise richtig zu gestalten“.

3. Egalitarismus: Die egalitäre Denkweise ist kritisch und
zum Teil moralisierend. Sie lehnt die Idee des „trickle
down“ ab und konzentriert sich auf (global) Benachteilig-
te. Für Gesellschaften des Globalen Nordens plädiert sie
für Degrowth und fordert große Veränderungen im All-
tagsverhalten, um vor allem verschwenderischen Konsum
innerhalb planetarer Grenzen zu halten.

4. Fatalismus: Die passive fatalistische Denkweise sieht kei-
ne Möglichkeit, einenWandel zum Besseren zu bewirken.
Vertreter_innen dieser Denkweise fühlen sich machtlos,
die Zukunft zu beeinflussen, und nehmen daher kaum ak-
tiv an den politischen Debatten teil.

Das Kyoto-Protokoll ging aufgrund seiner hierarchischen
Logik davon aus, dass das Klima ein teures und globales
öffentliches Gut sei und die Vermeidung des Klimawan-
dels daher nur durch einen globalen Vertrag zwischen allen
Regierungen und Parlamenten der Welt bereitgestellt wer-
den könne. Es berücksichtigte nicht die Möglichkeit, dass
die Lösung (zumindest teilweise) von den unteren Ebenen
ausgehen könnte, zum Beispiel von Städten und Haushal-
ten.

In der Anpassung an den Klimawandel müssen laut CT
alle drei aktiven Denkweisen berücksichtigt und die passive
fatalistische Denkweise mitgedacht und verstanden werden.
Dadurch kann man, wenn eine Strategie, die bis jetzt gut
funktioniert hat, nicht mehr wirksam zu sein scheint, zwi-
schen den drei aktiven Strategien mit einem Minimum an
Verzögerung wechseln bzw. einzelne Aspekte von diesen
miteinander neu kombinieren. Weitsichtige, von oben herab
und von Expert_innen geplante Veränderungen im Verhalten
und in der Technologie, auf die so viele der gegenwärtigen
Anstrengungen (insbesondere in Bezug auf den Klimawan-
del) aufbauen, ist nur eine der zur Verfügung stehenden
Strategien.

Die CT legt zur Lösung von „wicked problems“ eine
„clumsy solution“ nahe. Diese beruht auf einer argumenta-
tiven, aber letztlich konstruktiven Auseinandersetzung mit
allen vier Arten des Wahrnehmens, Handelns und Begrün-
dens (Hierarchie, Individualismus, Egalitarismus und Fata-
lismus) (Verweij & Thompson, 2006). Ein solcher Ansatz
geht sowohl über die Monismen als auch über die Dualis-
men hinaus und sucht nach einer pluralistischen Rahmung:
einem Dreiklang aus öffentlichem, privatem und bürgerli-
chem/gesellschaftlichem Engagement.

Laut CT ist der Diskurs – konkurrierende Narrative,
Storylines, Stimmen etc. – entscheidend. Es braucht da-
her Institutionen, die konstruktive Auseinandersetzungen er-
möglichen, indem sie für alle vier Denkweisen zugänglich
und ansprechbar sind. Dahl (1971) spricht in diesem Zusam-
menhang von einer „pluralistischen Demokratie“. Es sind
allerdings auch neue Methoden in der Politikanalyse gefragt,
die es ermöglichen, den politischen Diskurs dahingehend
zu analysieren, welche der vier Stimmen bereits Widerhall
finden und welche noch fehlen. Auch Methoden, die einen
solchen pluralistischen Diskurs ermöglichen, werden sich
stark von den derzeitig etablierten unterscheiden müssen und
verstärkt auf partizipativen und transdisziplinären Ansätzen
beruhen (siehe z. B. Linnerooth-Bayer et al., 2016; Scolobig
et al., 2016).

Eine Transformation hin zu einem klimafreundlichen Le-
ben wird laut CT an den Konflikten und Lock-ins scheitern,
die entstehen, wenn nicht alle vier Denkweisen in Ent-
scheidungsfindungsprozesse zur Identifikation einer „clumsy
solution“ miteinbezogen werden. Jede einzelne dieser vier
Denkweisen kann sich zu einer hemmenden Kraft entwi-
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ckeln, sollte sie sich in hegemonialem Bestreben über die
anderen Denkweisen hinwegzusetzen versuchen (Beck &
Thompson, 2015; Rayner & Caine, 2014).

Eine Transformation hin zu einem „climate friendly li-
ving“ – verstanden als radikaler Strukturbruch – stellt
aus CT-Sicht ein egalitäres Narrativ dar: „Wir brauchen
jetzt einen radikalen Wandel, bevor es zu spät ist.“ Al-
lerdings ermöglicht eine „clumsy solution“, dass alle Ak-
teur_innen „das Richtige“ (aus Sicht dieses egalitären Nar-
rativs) tun, allerdings aus sehr unterschiedlichen Gründen
(siehe Linnerooth-Bayer et al., 2016; Scolobig et al., 2016).

Erst eine Sichtbarmachung und in weiterer Folge Mitein-
beziehung von allen vier Denkweisen im Zuge von partizipa-
tiven Entscheidungsprozessen ermöglicht laut CT die Durch-
setzung notwendiger Veränderungen für eine klimafreundli-
che Lebensweise. In diesem Sinne war das Paris Agreement
aus CT-Sichtweise eine deutliche Verbesserung im Vergleich
zum Kyoto-Protokoll: Insbesondere der Bottom-up-Ansatz,
in welchem die einzelnen Länder ihre freiwilligen Redukti-
onsziele definieren, geht in Richtung einer „clumsy solution“.
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